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Das Ueberjegungsrecht für das Ganze und die einzelnen Theile vorbehalten. 


Die Verlagsbuchhandlung. 


Vorrede. 


Vorreden dienen meiftentheil8 als ein Rechenfchaftsbericht, erftattet vom Schrift: 
ftelfer über die ihn leitenden Abfichten und bie zu ihrer Verwirklichung verfügbar 
gewejenen Mittel, während es Aufgabe der Kritik ift, zu entjcheiden, wie weit ver 
erreichte Erfolg dem Plane einer wifjenfchaftlichen Arbeit entfpricht. In Ungewiß- 
beit über die von ihm zu erreichenden Ergebniffe, des Gelingens noch unficher, 
fchreiben Verfaffer ihre Vorreve zu dem Zwede, um fich zu der Kritif in ein 
ihrer Perfon angemefjenes Verhältniß zu ſetzen; fie verlangen nicht ausschließlich 
nach ihren Erfolgen, fondern auch nach ihren Abfichten beurtheilt zu werden. In- 
dem ich meinerfeits vie Ausgabe des letzten Heftes diefer Enchelopädte mit einigen 
Zeilen begleite, befinde ich mich in einer von ben fonjt vorliegenden Verhältniffen 
etwas abweichenden Lage. Ich darf auf Grund ver bisher mir Fundgegebenen 
Zeugnifje der Kritif annehmen, daß das nünmehr beendigte Werk fein verfehltes 
ift, in ver Hauptfache fogar als gelungen betrachtet werben darf. Dies auszus 
ſprechen, bin ich deswegen berechtigt, weil das DVerbienft ver Enchelopädie zum 
weitaus größeren Theile nicht mir jelbft, fondern Anderen gebührt. Die Anregung 
zur Herausgabe einer Enchelopädie der Rechtswiſſenſchaft ging von der Verlags: 
buchhandlung aus. Sie wendete ſich mit dem Erfuchen an mich, eine im Sinne 
ber Allgemeinverftändlichkeit verfaßte, aber wifjenfchaftlich gehaltene Gefammtüber- 
ficht über den Stand der heutigen Rechtswifjenfchaft auszuarbeiten. 

Wenngleich ich mit der Verlagsbuchhandlung die Ueberzeugung theilte, daß 
eine zuſammenfaſſende Darftellung ver einzelnen rechtswiffenfchaftlichen Fächer als 
ein Bebürfniß trog des Vorbandenfeins höchſt anerfennenswerther enchelopädifcher 
Werke vielfach empfunden würde, jo war ich dennoch feinen Augenblid darüber im 
Zweifel, daß ich, auf meine eigenen Kräfte beſchränkt, kaum etwas anderes würde 
leiten können, als eine wenig beachtenswürdige Vermehrung ber in binreichenber 
Anzahl gebotenen Compilationen. ch lehnte deswegen bie mir allein geftellte 
Aufgabe ab, vereinbarte aber mit ver VBerlagsbuchhandlung den Plan, der nunmehr 
in der Ausführung vorliegt. Ihm zufolge follte zunächft die Nüdjichtnahme auf 


Borrebe. 


die einer gelchrten Vorbildung entbehrenven Xejer nur eine formale Bedeutung 
für die Art der Schreibweije beanfpruchen, die Form der Daritellung hingegen zu— 
rüdtreten hinter der Zweckbeſtimmung felbjtändiger Forſchung in der Mittheilung 
des Wilfenswürdigften aus den Hauptfächern der Rechtswiſſenſchaft. Die Schwie— 
tigfeit der gegenftändlichen Begränzung des Stoffes jollte durch eine Echeidung 
foftematifcher und alphabetiicher Behandlungsweiſe gehoben werben. 

Tas Eigenthümliche des von mir vorgefchlagenen Planes lag alfo darin, daß 
bei einer überfichtlichen Behandlung der einzelnen Fächer verichievdene Gelehrte zu: 
jammenwirfen follten, und außerdem der Stoff der Darftellung mit Rüdjicht auf 
die Methode ver Behandlung in eine foftematifche und in eine alphabetijche Ab» 
theilung zu zerlegen war. Auf der einen Seite alfo eine Combination perjönlich 
freier Kräfte, von denen jede einzelne dem ihr geftellten Ziele in eigenthümlicher 
Weife nachftreben würde; auf der andern Eeite die Auseinanderhaltung von 
Materien vermöge der Scheidung in eine ſyſtematiſche und alphabetifche Be— 
bandlungsweife. Nicht ohne große Bedenken ging ich an die Ausführung biejes 
immerhin gewagten Unternehmens. Sich mit einer größeren Anzahl von Mit- 
arbeitern im Wege des Briefwechjeld zu verjtändigen, war feine geringe Mühe. 
Was mich ermuthigte, war die verhältnigmäßig und wider mein Erwarten geringe 
Anzahl der Abfagen, die ich auf meine Einladungsjchreiben von den zur Mit- 
arbeiterfchaft auserjehenen Berufsgenojjen erhielt. Ich Hatte mir nicht verhehlt, 
daß es eine große Selbjtverleugnung erfordert, nach einem in den Grundzügen 
vorgezeichneten Plane innerhalb gewijfer vorausbeftimmter Gränzen für ein Sams 
melwerf zu arbeiten. Solche Arbeiten würden als Zwangsarbeiten empfunden 
werden, wenn fie nicht in der Ueberzeugung einer ihnen innewohnenden höheren 
Nützlichkeit unternommen würden. 

Der erfte Theil entſpricht dem urjprünglichen Wortfinn eines Syſtems 
dadurch, daß er eine Zufammenftellung verfchiedener auf denſelben Zweck bezogener 
Abhandlungen über diejenigen Fächer darbietet, in welche die Rechtswiſſenſchaft 
durch den afademifchen Unterricht zerlegt wird, Verſteht man dagegen unter 
„Syſtem“ in Gemäßheit der dem Worte gegebenen engeren Beveutung ein Werk 
in welchem von einem einheitlichen Grundgedanken aus alle Einzelheiten im Wege 
der Echluffolgerung entwidelt werben, fo ergiebt fich, daß eine ſyſtematiſche 
Behandlung irgend welches Stoffes durch ein Zufammenwirken Mehrerer überhaupt 
zu den Unmöglichfeiten gehört. Die Verjchievenheiten in ter Behandlungsweife, 
deren fich vie einzelnen Mitarbeiter des erjten Theile bebienten, find auf ten 
erjten Bli jedermann bemerkbar. Don einer verbindenden Einheit zwifchen dem 
in der „philofophifchen Einleitung” entrolften Programm und ven darauf folgenden 
Abhandlungen konnte feine Rede fein. Jeder arbeitete für fich allein, ohne die in 
der Aneinanderreihung vorangehende Leiftung zu fennen; auch hatte ich von vorn» 
herein darauf verzichtet, durch genaue, in's Einzelne gehende Anweifungen eine 
äußerliche, nur jcheinbare Gleichheit zu erftreben. Trotz aller Verſchiedenheiten in 
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der Ausführung des zu Grunde gelegten Planes dürfte jedoch im Ganzen eine 
gewiſſe Uebereinſtimmung in der rechtswiſſenſchaftlichen Methode gleichfalls er- 
kennbar ſein. 

Für den aufmerkſameren Beobachter enthüllt der erſte Band der Encycho— 
pädie die bemerkenswerthe Thatſache, daß die wiſſenſchaftliche Einheit 
des deutſchen Geiſtes in der Jurisprudenz in ven letzten Jahr— 
zehnten ſehr erhebliche Fortſchritte gemacht hat. Die alten Gegenſätze 
zwiſchen geſchichtlicher und philoſophiſcher Betrachtungsweiſe haben merklich ab» 
genommen; eine Hinwendung zu den Bedürfniſſen des gegenwärtigen Lebens 
tritt wahrnehmbarer hervor. Ich zweifle, ob außerhalb Deutfchland, innerhalb 
eines gleich großen Staatsgebietes ein ähnlicher Verfuh, wie ber in ver Ench— 
clopädie unternommene, zu einem gleichen Ergebniffe in ver gruntfäglichen Ueber- 
einftimmung der rechtöwiffenfchaftlichen Methode bei dem Zuſammenwirken Mehrerer 
geführt haben würde. Dem Lefer fteht e8 zu, zu beurtheilen, ob die in der Natur 
folcher Arbeiten liegenden Unebenheiten und Abweichungen, ob ver Einprud des 
Individuellen in den einzelnen Abhandlungen des erften Bandes aufgewogen werden 
durch die Selbftändigkeit ver Auffafjung und der Forfchung. 

Die Abgränzung des dem erften Theile zuzumweifenden Stoffes von ven 
Artikeln des alphabetifch geordneten Theiles der beiden letten Bände bot 
eigenthümliche Schwierigkeiten dar. Im Großen und Ganzen konnte das Berhält- 
niß zwifchen den beiden, gleichzeitig von mir benugten Methoden der Behandlung 
nur biefes fein: Alles, was dem Gebiete der allgemeinen Begriffsbeftimmung, 
ver oberften Grundfäge und der allgemeinen Lehren zugehörte, follte dem ſyſtema— 
tiſchen Theile, was als Ginzelheit des pofitiven Rechtes, oder als Anwendung auf 
genau bejtimmbare Einzelheiten aufzufaffen war, ver alphabetiichen Behandlung 
zugewiefen werben. 

Mit gutem Grunde fönnte Dagegen eingewendet werben, daß eine folche Tren- 
nung weniger eine Analyje, als vielmehr eine willfürlich zu übende Auseinander- 
reifung des Zufammengehörenven in fich ſchließen würde. Keinen Augenblid ge 
vente ich zu leugnen, daß ich im Einzelnen zahlreihe Mifgriffe begangen haben 
mag; zu allgemeiner Rechtfertigung des von mir innegehaltenen Berfahreng 
diene indeffen die doppelte Erwägung, daß alle nur alphabetifch geordneten Ench: 
clopädien an dem Mangel leiven, daß in jedem Artifel die Entwidelung alige- 
meiner Lehren als Ausgangspunkt der Darftellung zu verjchwenderiichen Wieder» 
bolungen, zu zahlreichen Widerſprüchen geführt hat, in den rein fpftematifchen 
Enchelopädien e8 Hingegen noch nirgends gelungen war, eine Vermittelung zu 
finden zwifchen ver Ueberfichtlichkeit über das Zufammengehörende und der Wieder- 
gabe der Einzelheiten. 

Bisher wurden an die juriftiiche Enchelopädie von verjchiedenen Seiten zwei 
einander wiverjprechende Anforderungen geftellt. Sie follte vie Einheit der im 
Berlaufe der Zeit felbftändig geworbenen Fächer zur Anſchauung bringen unb 
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andererſeits die Errungenſchaften des poſitiven Wiſſens gleichſam inventariſirend 
verzeichnen. Eine gleichzeitige Befriedigung dieſer Anforderungen iſt weder in der 
ſyſtematiſchen Form noch in der Herſtellung alphabetiſcher Artikel für ſich allein 
zu ermöglichen. Auf dieſer Erwägung beruht der Gebanke, beide Arten der ench— 
clopädifchen Darftellung unter Auseinanderhaltung ver Zwedbejtimmungen mit ein- 
anber zu verbinden und dabei das Allgemeine in junthetifcher Weile, das Befon- 
bere in alphabetijch georoneter Analyfe zu behandeln. Gehört es doch zu ben 
Hauptergebniffen der neueren Wiſſenſchaft, erkannt zu haben, daß verſchiedene 
Methoden ver Unterfuchung in der Behandlung eines und beffelben Gegenſtan— 
bes zwar nicht mit einander vermijcht werben bürfen, wohl aber bei ihrer gleich» 
zeitigen und felbftändigen Benugung fich wechjelfeitig jtügen und ergänzen. * 8 
erfchien mir deswegen als Fein zu großer Uebeljtand, wenn ein und derſelbe Gegen- 
ftand zuweilen doppelt, d. h. ſowohl im ſyſtematiſchen als im alphabetifchen Theile 
berührt würbe. 

Die Löſung meiner Aufgabe würde leichter gewejen fein, wenn eben biejelben 
Mitarbeiter, vie fich bei ver Herjtellung des ſyſtematiſchen Theiles zur Mitwirkung 
bereit fanden, auch gleichzeitig die im ihr Fach einfchlagenven Artikel des alpha» 
betifchen Theiles übernommen hätten. Dies war jedoch nicht zu erreichen. Nicht 
einmal das war thunlich, daß innerlich zufammenhängende Artikel des alphabetifchen 
Theiles in derſelben Hand vereinigt blieben. Manche Zufage ward nachträglich 
zurücdgezogen. Zwifchen ven Beginn und das Ende des Unternehmens fiel, vie 
Arbeit durchkreuzend, der Krieg, der einzelne Mitarbeiter unter die Fahne rief. 
So viel als möglich juchte ich dennoch daran fejtzuhalten, daß verwandte Materien 
einem und demfelben Verfaſſer vorbehalten bleiben jollten. Nur bei ver juriftifchen 
Biographie und Bücherkunde gelang e8 mir, fümmtlihe Artikel Herrn Dr. 
Teihmann zu überweifen, ber biefen bejonders mühfeligen Theil ver Arbeit 
bereitwilligft übernahm und vorbehaltlich einiger weniger, von mir aufgenommener 
Einfchiebungen auch das Verzeichniß der biographifchen Artikel anfertigte, als deren 
Anfangspunft das Zeitalter der Glofjatoren angenommen worden war, 

Es giebt feine lericographijche Arbeit, in der Alles zu finden wäre, was ber 
Nachſchlagende fucht. Manches wird auch in dem von mir herausgegebenen Rechts 
lericon vermißt werben, obgleich auf die Feititelung ver einzelnen Artikel ſehr 
viel Nachdenken und eine wiederholte Umarbeitung verivendet wurde. Auch darauf 
bin ich vollfommen gefaßt, daß die räumliche Vertheilung, die größere oder geringere 
Ausdehnung, die den einzelnen Artifeln zugebilligt wurde, Einwendungen begegnen 
muß. Hörte ich doch im Fortgange des Unternehmens von ben Mitarbeitern 
jelbft Häufig genug Bejchwerven, daß ihnen der nothwendige Raum zu jehr verengt 
worden jei. Eine billige Beurtheilung darf indeffen, wofern fie ſich an einen gewiſſen 
Durchfchnitt des Geleifteten hält, Fehlgriffe in ven Einzelheiten nachfichtig behandeln. 

AS Herausgeber zolle ich mir ſelbſt feine Anerkennung, ſondern ich jpreche 
nur aus, was die Gerechtigkeit in meinem perjönlichen VBerhältniffe zu den Mit— 
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arbeitern, mas die Dankbarkeit von mir erfordert, wenn ich ver Ueberzeugung 
Ausdruck verleihe: daß eine fehwierigere Aufgabe faum geftellt werden konnte, als 
diejenige einer jo äußerſt Inappen Behandlung, wie fie durch die Gefammtanlage 
der Enchelopädie geboten war. Bon einer Vollftändigfeit in der Ausführung, von 
einer breiteren Entwidelung einer Theorie konnte nirgends die Rebe fein. Anz 
deutungen, Winke und Nachweifungen unter ftrenger Auswahl des Wichtigeren, 
war das Einzige, was fich erjtreben ließ. Nach diefem Maßſtabe geprüft, wird 
das zur Enchclopäbie gehörige Rechtslericon wohl die Anerkennung verdienen, daß 
der einmal gebotene Raum in intenjiver Arbeit ausgenugt worben iſt. Im 
Uebrigen folgt aus der Natur der Sache, daß einige Wiederholungen ebenſo wenig 
vermeiblich waren, wie einige Lüden. Als Herausgeber habe ich es unterlafien, 
mehr, al3 unumgänglich nothwendig war, an ben mir eingefandten Artikeln zu 
änbern. 

Die hauptjächlichen Schwierigkeiten, weldhe mir im Wege ftanden und von 
einer nachfichtigen Kritif billig beurtheilt werden mögen, waren in ber Kürze dieſe: 

1) Zunächſt fam es darauf an, bei der Auswahl des dem pofitiven Rechte 
angehörigen Stoffes das Verhältniß zwifchen dem älteren gemeinen Recht und ber 
neueren Gejeßgebung richtig zu bejtimmen. Innerhalb des Privatrechts fchien 
es mir angemefjen, ven Schwerpunft überall in der Beachtung des gemeinen 
(ömifchen) Privatrechts ruhen zu laffen und die neueren Codificationen, insbefon- 
dere das preußiſche, franzöfifche, öfterreichiiche und fächfifche Privatrecht nur ver- 
gleichungsweije und nebenher herbeizuziehen. Anders verhielt e8 ſich mit dem 
Proceßredt. Der alte gemeine Inquifitionsproceß hat feinen Anſpruch auf die 
Achtung, welche man fonft den Relignien zollt. Hier galt e8 fo viel, als irgend 
thunlich, den Erinnerungen an die Vergangenheit zu entjagen. Auch der gemein- 
rechtliche Civilproceß hat an Bedeutung in der legten Zeit mehr und mehr ver- 
foren, feitvem die Annahme des Grundſatzes der Mündlichkeit innerhalb der öffent- 
lichen Meinung der Fachgelehrten eine ausgemachte Sache ift und es fich nur 
noch darum handelt, die pafjende Begränzung in der Anwendung eines an fich als 
richtig amerfannten Grundſatzes zu bejtimmen. - Das Richtige in dieſem Punkte 
herauszufinden, bet befondere Schwierigkeiten dar innerhalb des Uebergangszuftan- 
bes, dem wir angehören. Auch im Eriminalreht war nad meiner Anficht 
die Rüdfichtnahme auf das alte gemeine Recht in den meiften Fällen entbehrlich. 
Als der Plan zur Encyelopäbie entworfen wurde, fonnte man kaum baran denken, 
daß in allernächiter Zeit ein Strafgefegbuch für ven norddeutſchen Bund zu Stande 
fommen würde. Das neuejte Stadium der politifchen Entwidelung hat es mit 
fih gebracht, daß die meijten der bereits früher vollendeten Artikel criminaliftifchen 
Inhalts von der inzwijchen erfolgten Publication der deutſchen Reichsgeſetzgebung 
überholt wurden, ohne daß e8 möglich gewejen wäre, eine nachträgliche Umarbeitung 
vorzunehmen. Wehnliches it vom Staatsrecht zu jagen. Die norbbeutiche 
Bundesverfaffung ift jedoch in den ftantsrechtlichen Artikeln überall verwerthet 
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worden. Für das Verwaltungsrecht erſchien es angemeſſen, vie poſitio recht— 
lichen Zuſtände des Preußiſchen Staates vorzugsweiſe zu berückſichtigen, wenngleich 
auch von ihnen anzunehmen und zu hoffen iſt, daß fie fich vielfach in einem Ueber— 
gangszuftande befinden und einer Reorganifation entgegenfehen. 

2) Erhebliche Zweifel veranlaßte die Abgränzung des zur Rechtswiſſenſchaft 
im e. ©. gehörigen Gebietes von den ftaatswiffenfchaftliden Fächern. 
Da die deutfche Literatur zwei fehr umfaſſende Staatswörterbücher aufzumweifen 
hat, glaubte ich mich in fchwierigen Fällen lieber bejchränfen zu müffen, als dem 
Vorwurfe entgegenzugehen, daß ich nach Gutdünken einzelne Materien der 
Staatswiffenfchaft aus ihren natürlichen Gränzen herausgeriffen hätte. Volks— 
wirthſchaft, Finanzwiflenfchaft, Politit und Verwaltungsfehre blieben daher dem 
Plane der Enchelopädie fern. Nur folhe Inftitute des Berwaltungsrehts 
fanden Berüdjichtigung,, bei denen meiner Anficht nach eine ausreichend fefte 
jurijtifche Grundlage in der neueren Gefeggebung und Staatslehre vorhanden war. 
Eine jcharfe und überall Hare Abaränzung der Rechtswiffenichaft von den ſtaats— 
wiffenfchaftlichen Fächern ift bisher nicht erreicht worden und fteht auch vorläufig 
um fo weniger in Ausſicht, als in Wirklichkeit die meiften Materien des öffent» 
lihen Rechts fowohl eine juridifche als eine politifche Beurtheilung mit Nothwen— 
digfeit erheifchen. Diefe Gebiete gleihen den Strommündungen, an denen bie 
flüffigen und die feften Körper mit einander ringen und eine unaufhörliche Verän- 
derung der. Wafferftandszeichen, der Küftenbildung, der Eindeichungen und des 
Fahrwaſſers als ein Ergebniß natürlicher Kräfte hingenommen werben muß. 

3) Weniger jchwierig war die Scheidung des gegenwärtig geltenden Nechts 
von den rehtshijtorifhen Materien. Dennoch fand fich auch hier öfters 
Gelegenheit zu Zweifeln. Einzelne Inftitute des germanifchen Nechts find im Ab» 
jterben begriffen; es ift fraglich, ob fie noch eine Berüdfichtigung verdienen. Im 
Allgemeinen hielt ich jedoch dafür, daß es angemefjen wäre, ihrer Erwähnung 
zu thun. Im Uebrigen ift der Grundfag von mir befolgt worden, auch den rechts- 
gejchichtlich bedeutenden Inftituten (3. B. der Gewere) einen befonderen Pla in 
dem alphabetifchen Theile zu verfagen; das Gefchichtliche vielmehr im ſyſte— 
matifchen Theile vorweg zu nehmen und es den Berfaffern einzelner Artikel zu 
überlaffen, in geeigneter Weife furze hiftorifche Nachweifungen ergänzend barzubie- 
ten. Nur in einem einzigen Falle bin ich von der Regel abgewichen. Der Artikel: 
Schwurgericht ijt in ver Weije getheilt worden, daß Herr Profeffor Brunner, 
auf neue Forſchungen fußend, eine gefchichtliche Ueberficht über die Entjtehung, 
Herr Brofefior Glaſer dagegen die gegenwärtige Einrichtung des Schwurgerichts 
darzuftellen unternahm. 

4) Bezüglich der Titerarifhen Nahmweifungen zu den in ben einzelnen 
Artikeln behandelten Materien ließ fich ein feſter Maßſtab nicht aufjtellen. Auch 
bier fchien e8 mir am beften, der Auswahl der Mitarbeitenden freien Spielraum 
zu laſſen. Es galt mir als ausgemacht, daß eine Ausgleichung zwifchen den überall 
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abweichenden Werthichägungen der Citate nicht zu erreichen fein würde. Als 
wünfchenswerthes Ziel betrachtete ich meinerfeits nicht Bollftändigkeit, jondern Her- 
vorhebung des Bedeutenderen aus der neuen Literatur. Da es in Deutjchland 
längft zur löblichen Sitte geworden ift, die Leiftungen der Vorgänger, an denen 
wir uns fortbilven, gebührend zu erwähnen, fo reicht es für bibliographifche Zwede 
in den meijten Fällen aus, die zulegt erfchienenen Arbeiten zu nennen. Wer weis 
ter in die Dogmengejchichte zurücdgehen will, wird fich eines ſolchen Wegweijers 
zu bedienen willen. Webrigens war ich der Anficht, daß gerade von der Zwed- 
mäßigfeit in der Auswahl literarifcher Nachweifungen ein wejentliches Stüd des 
von der Enchclopädie zu erwartenden Nugens abhänge. Selbjt für aufmerkfame 
Beobachter iſt es heutzutage fchwer, den Bewegungen ver literarifchen Pro- 
duction zu folgen; zuverläffige Nachweifungen haben um fo höheren Werth, als 
die juriftifche Yiteraturgefchichte nicht mehr, wie ehemals zufammenhängend, ges 
jchrieben wird, fondern lediglich in ben Fragmenten weithin zerjtreuter Notizen 
aufgejucht werden muß. Zeiterfparniß in ber vorbereitenven Arbeit literarijcher 
Nachforſchungen erfcheint ficherlich als ein Vortheil in den Augen derer, die nicht 
ein Tagebuch über die neuere juriftifche Literatur führen. 

Hiermit bejchließe ich den furzen Rechenfchaftsbericht, den ich bis zum Schluß 
des ganzen Werkes aufgeipart hatte. Die günftige Aufnahme, welche die Ency- 
clopädie gefunden hat, entfprach vielmehr dem in feiner Schätung erprobten 
Urtheil der Verleger, als meinen eignen Erwartungen, die fich auf vie Wahrneh- 
mung ftügten, daß die heutige Zeit gegen die zujammenfaffenden Arbeiten von 
Miptrauen vielfach erfüllt ift, und mit Vorliebe die den Einzelunterjuchungen zufom- 
mende Bedeutung betont. Die ältere Generation der Yurijten arbeitete gleich- 
jam mit dem Teleſkop, indem fie in weiter Werne aus undeutlichen Umrifjen 
Syſteme und Prinzipien conjtruirte, die feine andere Wirklichkeit Hatten, als bie 
Zulammenlegung einzelner Sterne zu ben von der Phantaſie geichaffenen Stern- 
bilvern. Das jüngere Gefchlecht bedient fich mit Vorliebe des Mikroſkops, in 
dem fie die Welt des Kleinen durchforicht und hier nach Aufichlüffen fucht. 

Für das Fortjchreiten der Wiſſenſchaft in allen ihren Abtheilungen, für bie 
Erfenntniß des menjchlichen Geiftes in der Gejchichte, wie für die Durchdringung 
der Natur ift e8 aber von großer Wichtigkeit, daß beide Richtungen fich das Gleich— 
gewicht halten. Im demfelben Maße, als unfere Kenntniß der Einzelheiten inner: 
halb eines Faches wächſt, fteigt auch das Bedürfniß, Ueberfichtspunfte über die 
größern Gebiete zu gewinnen. Bon jener vielfach hervortretenden Abneigung gegen 
enchelopädifche Darftellungen ift das vorliegende Buch deswegen verjchont geblieben, 
weil e8 jelbjtändige Arbeiten find, die fih am einander reihen und wegen 
ihrer einfachen Zufammenjtellung einen Ueberblid über ven heutigen Stand der 
rechtswiffenjchaftlichen Erkenntniß ermöglichen. 

Zahlreich jind die Mängel, die ich, ohne fie im Einzelnen zu kennen, dennoch 
als vorhanden vermuthe und mir, als dem Herausgeber, zur Laft lege. Was 


Vorrede. 


mich einigermaßen vor mir ſelbſt entſchuldigte, war die ſchwer zu berechnende Mühe, 
die ich aufgewendet habe, um bie Ziffer meiner Mißgriffe zu vermindern. Dank— 
bar werde ich allen denjenigen fein, welche mich auf Lüden, Auslafjungen und 
Mißgriffe aufmerffam machen wollen; auch wäre es mir höchſt willfommen, wenn 
mir zu einzelnen Artikeln des alphabetifchen Theiles Verſäumniſſe in ver 
Anführung wichtiger neuerer Schriften bemerkbar gemacht würben. ch felbft als 
Herausgeber habe es nicht als meine Aufgabe erachtet, die literariichen Nachwei- 
fungen einzelner Mitarbeiter in folhen Fällen zu ergänzen, in denen fie mir unter 
dem Durcjchnitte des Wünſchenswerthen zurüczubleiben jchienen. Mehr als mein 
perjönliches Urtheil gilt mir die aus den Meinungen Anderer zu fchöpfende Ber- 
gewifferung über den dieſer Enchelopädie innewohnenden Grad der Brauchbarfeit. 
ALS einen Beweis befonderen Wohlwollens werde ich es betrachten, wenn mir, im 
Hinblid auf die von den Verlegern gehoffte Möglichkeit einer zweiten Ausgabe, Irr— 
tbümer und Fehlgriffe angezeigt würden. In Beziehung auf einzelne Artikel des 
alphabetijchen Theiles ift dies bereits durch perjönliche Zufchriften gefchehen. Bei 
einem Werke, wie dem vorliegenden, iſt die Auffindung folcher Fehler mehr eine 
Sache der Entvedung, als ein Ergebniß des Suchens. Aus diefem Grunde bin ich 
veranlaßt, vorzugsweiſe auch auf eine private Kritik zu rechnen, zumal die öffent- 
lichen Beiprechungen fich vornehmlich nur auf die Gefammtanlage und ven von 
mir befolgten Plan gerichtet haben. Ich genüge einer angenehmen Pflicht, indem 
ich allen denjenigen, welche mich bisher auf Mangeldaftes aufmerkfiam gemacht 
haben oder mir in Zukunft durch ihre Kritif bei ver Verbeſſerung diefer Enchelopäpie 
Unterftügung gewähren, meinen Dank an diefer Stelle ausfprece. 


Berlin, den 21. September 1871. 
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Recht und Nechtswillenfchaft 
im Allgemeinen. 
Rechtsphilofophifche Einleitung 


Prof. Dr. H. Ahrens 


in Leipzig. 


d. Holtzendorff, Encyilopäbie ber Rechtẽwiſſenſchaft. I. l 


1. Aeber den gegenwärtigen Buftand der Rechtswiſſenſchaft und das 
‘ Bedürfniß einer rechtsphiloſophiſchen Grundlegung. 


Es ift eine auffallende Thatfache, daß eine Wilfenfchaft wie die von Recht und Staat, 
welche fo tief und alljeitig in die menjchlichen Lebensverhältniffe eingreift und bei verſchie— 
denen Gulturvöltern Jahrhunderte hindurch jo viele tüchtige Kräfte für ihre Pflege und 
Weiterbildung in Anſpruch genommen hat, in ihren Grundbegriffen und in ihren mefent- 
lichen Beziehungen zu verwandten praktiſchen Wiſſenſchaften, noch keineswegs feftgeftellt ift. 
Zwar bieten die Natuwiſſenſchaften, die doch einen jo erfreulihen und für die volkswirth— 
ſchaftlichen Fortfchritte jo fegensreihen Auffchwung genommen haben, einen ähnlichen Zuftand 
dar, indem auch in ihnen über wichtige Grundprincipien, wie über die Materie ſelbſt, ob 
fie atomiftiich oder dynamisch aufzufaffen fei, über die Einheit oder Berjchievenheit ver 
Naturkräfte u. ſ. m. fehr entgegengefegte Anfichten beftehen, und es fünnte daher ſcheinen, 
als wenn die Pfleger einer Wiljenichaft, ohne ängftlihe Sorge um die Weftftellung ber 
Grmdprincipien, nur rüftig nad) allen Seiten fortzufchreiten, in Verteilung der Arbeit 
den Ausbau der einzelnen Gebiete zu vollführen brauchten und dann ruhig von der mög- 
lichſt volftändigen Ausbildung der einzelnen Theile die ſpätere Zufammenfaffung und 
Ausgleihung der verjchiedenen Grundbegriffe in einem höchſten Princip abwarten dürften. 
Allein die Geſchichte ver Wiffenfchaften bezeugt, daß ein organifches Geſetz der Wechſel— 
wirkung zwilchen dem Ganzen und den Theilen, den Grundprincipien und den beſonderen 
Begriffen befteht und daß eine richtige Stellung und Ausbildung der verjchiedenen Zweige 
nur in ftetiger Ortentirung nach den Grundbegriffen möglich ift. Wird eine folche Drien- 
tirung nicht gewonnen, jo tritt auf einer gewiſſen Stufe der Forſchung leicht die Gefahr 
ein, daß der Theil ſich ald das Ganze geltend macht, von feinem ‘Princip aus alle 
anderen Gebiete zu beftimmen und zu beherrfchen ftrebt. Iſt Doch auch unverkennbar in 
den Naturwiſſenſchaften, in Folge der Unklarheit, in welcher man über die Grundbegriffe 
der Materie, der Kraft und über das höhere Princip des Lebens geblieben ift, die ein= 
jeitige Richtung eingetreten, daß man, wie ſchon einmal im achtzehnten Jahrhundert, nicht 
blos alle Kräfte auf die Bewegungskraft zurädzuführen, ſondern felbft Das Yeben durch 
mechaniſche und chemiſche Proceſſe erklären zu können glaubt. Aber in nod größerem 
Mafe tritt in der Rechtswiſſenſchaft die Iſolirung nach einzelnen Gebieten, römiſchem und 
deutichen Rechte, Handelsrehte, Strafrechte recht fichtbar hervor und der Zuſammen— 
hang, den das Nechtöprincip zwilchen den verfchiedenen Iheilen des Privatrechts fo wie 
zwtjchen dem Privatrechte und dem öffentlichen Rechte herzuftellen bat, ift wenig oder gar 
nicht unterfucht und erkannt worden. Der gegenwärtige Zuftand der Rechtswiſſenſchaft 
zeigt nur ein, zum Theil großartiges, Bild einer fortgefegten Ausbreitung nach den ein- 
zelnen Seiten und Richtungen, in Anhäufung und Sichtung des hiſtoriſchen Stoffer, in 
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unermädlichem Streben, einzelne Begriffe ſchärfer zu beſtimmen. Aber der Mangel ge— 
meinſamer Ausgangs- und Anhaltspunkte in den grundlegenden Principien tritt doch im— 
mer ſichtbarer hervor und weckt mehr und mehr das Bedürfniß, nicht blos für die einzelnen 
Disciplinen des Privatrechts zur Conſtruction des gegebenen Rechtsſtoffes, ſondern auch 
für die großen Theile des Rechts, für das Privat- und öffentliche Recht gemeinſame lei— 
tende Grundprincipien zu gewinnen. Mag auch dieſes Bedürfniß bloßen Fachgelehrten, 
deren Fleiß auf Sammlung, Sichtung und Verarbeitung des Materials in den gegebenen 
oder angenommenen Grenzen einer Disciplin gerichtet iſt, wenig fühlbar werden, fo tft 
doch die Forderung einer tieferen Grundlegung der Wiffenichaft um jo weniger abzuwei— 
fen, als in faft allen Theilen der Rechtswiſſenſchaft die Erkenntniß ſich aufdrängt, daß 
die bisher angenommenen Grundfäge nicht mehr zur vollen Erfaffung und richtigen Con— 
ftruction des gegebenen Stoffes ausreichend find und eine fchärfere Beſtimmung, Um— 
bildung und Erweiterung der Grundbegriffe jelbit als die nothwendige Vorausſetzung 
erſcheint. 

Der Mangel einer genügenden Begriffsbeſtimmung tritt uns in allen Hauptmate— 
rien des Privat- und öffentlichen Rechts entgegen. Wenn wir zunächſt abſehen von der 
noch keineswegs genügend feſtgeſtellten Unterſcheidung des Privat- und öffentlichen Rechts, 
ſo muß es beſonders befremden, daß ſelbſt das Privatrecht, welches im Unterſchiede von 
den noch vielfach ſchwankenden und im Fluſſe begriffenen öffentlichen Verhältniſſen, auf 
den feſteren Grundlagen der, in der Hauptſache ſich gleichbleibenden, Bedürfniſſe und Ver— 
hältniſſe des Sonderlebens ſich entwidelt und ſich in den Einrichtungen des Beſitzes, des 
Eigenthums, der bejonderen Rechte an fremden Sachen, im den verſchiedenen Arten der 
obligatorifchen Verhältniffe, der Verträge u. |. w. ausprägt, in allen diefen wichtigen Bes 
griffen noch der wiſſenſchaftlichen Feftftellung entbehrt. Daraus erflärt fi) denn das fortwäh— 
rende Schwanfen in den wichtigften, tief in das Leben eingreifenden Begriffen. Beſonders 
lehrreich ift in diefer Hinficht Die Entwidelung der Lehre vom Befige. Kaum beginnt die 
Theorie Savigny's, welche jo ſchroff Factum und Recht auseinanderbält, jedes Necht 
ſich nur ganz Außerlih am die Thatfache anfegen läßt und dem früheren aus germas 
niſcher Rechtsanſchauung ſtammenden Beſitzbegriff entgegentritt, nach einem Menſchenalter 
in den herangereiften Schülern in die Praxis einzudringen, als dieſelbe durch Bruns {in 
dem Werke: das Recht des Beſitzes im Mittelalter und in der Gegenwart 1848) in 
wichtigen Punkten wiederum eine ſtarke Erſchütterung erleidet, und Ihering den Beſitz- 
begriff noch in inmigere Beziehung zum echte fett, wenn er erklärt, „daß der Beſitz ſei— 
ner urfprünglichen Idee nad nichts anderes als das Eigenthum in der Defenfiwe fer” 
und den Befig zu den Rechtsverhältniſſen an Sachen ftellt. Ber allen diefen Auffaffungen 
des Befitbegriffes waltet aber noch der große Uebelftand ob, daß alle nur vom Stand» 
punfte des Privatrechts aus aufgeftellt find, keine auf die Befigverhältniffe in Bezug auf 
die Staatögewalt, im Staats- und Völkerrechte, paßt, während die höhere Einheit des Rechts— 
princip8 auch einen gemeinfamen Grundbegriff für beide Gebiete des Befiges fordert. (©. 
meine juriftiiche Enchelopädie 1857. ©. 638 ff.) 

In ähnlicher Weife wie mit dem Befigbegriffe verhält es ſich mit dem Eigenthums— 
begriffe. Das Eigenthum wird als die rechtliche Herrichaft einer Perfon über eine Sache 
beſtimmt. Aber felbft wenn man zugeben wollte, daß «8 die volle rechtliche Herrichaft bes 
zeichnete, was in Nücjicht auf jo manche Beichränfungen durch Nießbrauch, Pfandrecit, 
Atigiofität nicht ftatthaft ift, jo herrſcht doch nod Streit über Die möglichen Arten des 
Eigenthums, über Gefammteigenthum, getheiltes Eigenthum, fo wie über die Ausdehnung 
des Eigenthumsbegrifis, ſei es auf blos körperliche, oder auch auf unförperliche Sachen, und 
das Autorrecht an Geifteswerfen oder Das |. g. literariiche Eigenthum, der Sprößling 
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einer neuen durch die Erfindung der mechaniſchen Vervielfältigung der Geifteswerfe her— 
vorgerufenen Culturpertode, erwartet noch immer von der Nechtöwiffenfchaft, durch richtige 
Einreihung unter die entfprechende Gattung der Rechtöverhältniffe, feinen ehrlichen bürger— 
chen Namen. Selbſt der Begriff der befonderen dinglichen Rechte an fremden Sachen, 
wie Servituten u. dgl., muß eine Rüdwirfung von dem Mangel einer ficheren Beſtim— 
mung des Eigenthumsbegriffs erfahren. Was die Obligationen betrifft, fo wollen wir 
bier abjehen von der jo ftreitigen Lehre von der Ausdehnung des Obligationsverhäftnifies 
auf dritte Perlonen und hier nur die Meinungsverfhiedenheit über die Frage hervorheben, 
auf welche Yebensverhäftniffe der jo wichtige mit dem Weſen der Freiheitsbethätigung 
innig zufammenhängende Bertragsbegriff eine Anwendung finden fann, ob blos auf pri= 
vatrechtliche, inöbefondere vermögensrechtlide oder aud auf öffentliche und ſittlich rechtliche 
Verhältniſſe. Iſt es doch Die Unflarheit über dieſe Fragen, welche Negierungen dahin 
geführt hat, in einer ganz mißbräuchlichen Anwendung des Vertragsbegriffs, durch Con: 
corbate mit der römiſchen Curie, nicht nur für die Regelung rein öffentlicher Verhältniſſe 
der Kirchengemeinichaft zum Staate ſich Feſſeln anzulegen, welche die Souveränetät des 
Staates und der ftaatlichen Geſetzgebung in einem wefentlichen Theile verlegen, fondern 
auch im rechtlich fittlicher Beziehung die Gewifiensfreiheit der Bürger einem verwerflichen 
Geſetzeszwange zu unterftellen. Schen die Römer hatten richtig beftimmt, daß Verträge 
(oder teſtamentariſche Verfügungen), welche die guten Sitten verlegen oder Die vechtlich =fitt- 
liche Freiheit aufheben, das Geſchäft nichtig machen oder, wie bei den Teftamenten, als nicht 
beigefetst betrachtet werden jollen. Aber jo wie der Einzelne, fo iſt auch der Staat eine 
die Volksgemeinſchaft repräſentirende Geſammtperſönlichkeit, welche ihr Handeln nad) 
dem rechtlich = fittlichen Geſammtbewußtſein, im Einklange mit der Gewifjensfreibeit 
der Bürger, bejtimmen ‚und ſich nicht einer, Das Lebensprincip Des Staates, Die 
Fortbildungsfühigfeit der Verhältniſſe nicht amerfennenden kirchlichen Macht unter: 
werfen darf. Daher find aber auch die Concordate überhaupt nicht unter das Vertrags: 
princip zu bringen und ift nicht etwa blos eine Aufhebung oder Abänderung derſelben 
aus dem immerhin etwas bevenklichen Grunde der veränderten Verhältniſſe (d. i. nach der 
f. g. Claufel: rebus sie stantibus) zu fordern, ſondern fie find grundfäglich als un— 
vereinbar mit den Forderungen des fittlichen Gewiſſens der Bürger und der fortjchreiten- 
den Gefammtbildung zu verwerfen. Hätte die Wilfenfchaft den Bertragsbegriff ſelbſt 
nad) feinem Gebiete oder Umfang jchärfer beſtimmt oder abgegrenzt, jo würden angefehene 
Rechtsgelehrte Then aus Achtung vor den Principien ihrer Wiffenfchaft nicht zu einer 
mißbräuchlichen Anwendung des VBertragsbegrifis die Hand geboten haben. 

Richten wir unſern Blick auf das öffentliche Necht, jo zeigt fich, abgejehen von der 
jo auffallenden Thatjache, daß der Unterfchted (auf den wir ſpäter Nr. III. zurüdtommen) 
zwijchen Privat= und öffentlichen echt noch gar nicht feitgeftellt ift, ein großes Schwan- 
ten bei den wichtigsten Begriffen des öffentlichen Rechts. Nicht nur in der vwerichiedenen 
Auffaftung des Staates im allgemeinen, des Staatszwecks, des Verhältniſſes des 
Staates zur Geſellſchaft oder zu den geſellſchaftlichen Gulturgebieten, zur Kirche, Schule, 
zu den wirtbichaftlihen Kreifen u. ſ. w., jondern aud auf dem ganzen Berwaltungs- 
gebiete Herricht noch große Meinungsverjchievenheit über wichtige, tief in das öffentliche 
Leben eingreifende Fragen, über Abgrenzung der Yuftiz und Verwaltung, über Verwal: 
tungsjuftiz, über Polizei u. |. w. Das Unfertige in den wiſſenſchaftlichen Begriffen erflärt 
ſich bier zum Theil aus der Unfertigfeit unſeres ganzen öffentlihen Rechtszuſtandes, aus 
der Schwierigkeit, in einer unverfennbaren kritiſchen Uebergangszeit aus den gewohnten 
Anschauungen zu neuen Verhältniſſen und Principien von noch unberehenbaren Folgen 
überzugehen. Aber es bleibt doch für die Wiffenfchaft des öffentlichen Rechts die unerläß— 
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. Tiche Aufgabe beftehen, Hinfichtlich der Grundverhältniffe und Grundgebiete des ftaatlichen 
Lebens die Begriffe ehärfer zu beftimmen und eine richtige Abgrenzung zu fuchen. 

So ergibt fi aus dem Zuftande der Wiffenichaft des Privat und öffentlichen 
Rechts für den weiter ftrebenden Geift, der nicht über dem Einzelnen den Zufammenbang 
des Ganzen verlieren will, die höhere Forderung, nad) den Grundprincipien zu forjchen, 
welche für die befonderen Begriffe und Gebiete maßgebend find und den Zufammenhang 
unter ihnen vermitteln. Im Criminalvechte ift zweimal eine Nevifion der Grundbegriffe 
(von Feuerbach und von Köftlin) mit erheblichem Nuten für die Wifjenfchaft vorgenommen 
worden. Sicherlich könnte eine in gründlicher Kenntniß des Stoffes und mit philoſo— 
phiſchem Geifte durchgeführte Reviſion der Grundbegriffe zunächſt des ganzen Privatrechts 
eine ebenfo läuternde und fichtende, als den Gang in allen Unterfuchungen erleichternde 
und fichernde Arbeit werden. Ein ſolches Unternehmen müßte freilih in der höheren 
Ueberzeugung unternommen und durchgeführt werden, daß die ganze rechtlich’ fittliche 
Lebensordnung ebenfo von gemifien einfachen Principien beherricht wird, wie die Natur- 
ordnung, und daß gerade durch die Einfachheit der oberjten Grundſätze wahre Eleganz in 
der Gonftruction eines Rechtsverhältniſſes und auch die leichtefte Yöfung verwidelter Fra— 
gen gefunden wird. Schon Leibnig hatte bemerkt, daß die Wiflenfchaften fortjchreiten, 
indem fie fich vereinfachen (les sciences progressent en se simplifiant). Im der 
Naturwiſſenſchaft bat diefer Eat Ichen durch die Kopernikus, Kepler und Newton feine volle 
Betätigung gefunden. Vor Kopernifus hatte man ſich ja jo ziemlich mit der irrthüm— 
lichen Ptolemätfchen Hypotheſe vermittelft neuer Hülfshypotheſen und Fictionen, der Epi- 
chelen u. |. w., in unferem Sonnenſyſteme zurecht zu finden gewußt, aber gerade die Fictionen, 
die bei alledem die wirflichen Erſcheinungen nicht hinlänglich evflärten, wurden für ven 
höheren Genius des Kopernifus der Anſtoß, durch Aenderung des Standpunftes, der 
Grundanficht ein der großartigen Einfachheit der Himmelsordnung entfprechendes wifjen- 
Ichaftliches, zunächſt als Hypotheſe aufgeftelltes, Prineip zu gewinnen, weldes in feiner 
Einfachheit alle Erſcheinungen vollftändig erflärte, durch Galiläi die erfahrungsmäfige 
Beftätigung, durch die von Kepler entdeckten Gejege der Planetenbahnen die weitere Aus— 
führung und durch die Newton'ſche Entvedung des Gravitationsgefeges feinen Abſchluß 
erhielt. 

Die Wiſſenſchaft der fittlih=rechtlichen Pebensordnung kann ſich folder feiter Grund- 
lagen noch nicht rühmen; das große Drei= oder Vier-Geſtirn ift für fie noch nicht aufs 
gegangen. Es ift auch anzuerkennen, daß, während in der Aſtronomie nur umeigentlich 
von Störungen die Rede ift (da fie nur den, gleichfall® der Berechnung unterliegenden, 
wechjelfeitigen Einfluß ver Geſtirne bezeichnen), ‚in der rechtlich = fittlihen Ordnung eine 
in vielfacher Hinficht wirklich ftörende Kraft in der Freiheit des Willens herwortritt, durch 
welche die rechtlich =fittlichen Principien und Gefege in der wirklichen Geftaltung der 
menfchlichen Lebens = und Rechtöverhältniffe eine mannichfache Ablenfung und Schmälerung 
erfahren. Während in der Natur die Gefege fi unmittelbar mit Nothwendigkeit voll- 
ziehen, müfjen fie in der vechtlich =fittlichen Welt durch die mannichfach brechenden Medien 
der Erkenntniß und des Willens hindurchgehen. Aber ohngeachtet mancher Mifgeftaltung, 
mancher einfeitigen und mangelhaften Durcführung der Principien in den Verhältniſſen 
des Privat umd öffentlichen Nechts, laſſen fich die großen reinen Grundzüge des Rechts 
in allen Materien nachweifen und es ift die Pflicht der Wiffenfchaft diefen Principien nach— 
zuforfchen und dabei ſich von der Ueberzeugung leiten zu lafjen, daß; auch im der Geftal- 
tung der vechtlich = fittlicben Yebensordnung eine höhere Vernunft umd Logik waltet, die fich 
meist unbewußt in inftinetivem Vernunft- und Rechtstriebe fund gibt, aber die oberfte 
Lebensmacht ift, die in ihrer ganzen grundfäglichen Bedeutung begriffen fein will. Setzt 
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fih) aber die Rechtswiſſenſchaft die Aufgabe, die objective Vernunft im Rechtsleben zum 
Bewußtſein zu bringen, fo muß fie zur Löſung derfelben vor allem die Grundbedingung 
erfüllen, daß fie das Leben jelbft als eine Wahrheit anerkennt, daß fie feine Annahmen, Säge 
aufftellt, die mit der Lebenswahrheit im Widerſpruch ftehen, daß fie ohne Ausnahme alle 
Fictionen verbannt, die fie ja ſelbſt jehr richtig bezeichnet al8 Annahmen von Etwas, was 
an fich nicht eriftirt, um rechtliche Folgen daran zu fnüpfen, und daß fie überhaupt micht 
einſeitige Begriffe aufftellt, bei denen fie alsbald wieder Eorrecturen und Ausnahmen ans 
bringen muß. Möchten hier auch jo ſcharfſinnige Combinationen und Eonftructionen gemacht 
werden, daß fie denen Tycho de Brahe's an die Seite geftellt werden könnten, fo find doch 
alle Fictionen vom naseiturus, der hereditas jacens bis zu der, alle natürliche Ordnung 
im Rechte umlehrenden, Fiction, welche an die Stelle der Perfonen Sachen zu Subjecten 
von Rechtöverhältniffen macht, durch das einfache Urtheil gerichtet, daß fie mit der Lebens: 
wahrheit im Widerfpruche ftehen und jelbft unwahr find. Kant (metaphyfiiche Anfangsgründe 
der Natunwifjenichaft) hatte die Fictionen in der Naturwiſſenſchaft als Ruhekiſſen für die 
Denfträgheit bezeichnet und auch in der Rechtswiſſenſchaft find fie als ein Hemmſchuh des 
Weiterfchreitend der Wiffenfchaft zu betrachten, indem fie, jo unbedeutend fie an fich fein 
mögen, in dem Gewiffen die Nöthigung nicht aufkommen laſſen, nad) ſolchen Begriffen zu 
forfchen, von denen das Rechtsverhältniß unmittelbar getroffen wird. Im ähnlicher und 
faft noch Ichlimmerer Weiſe verhält e8 ficd mit den analogen Beltunmungen, den Quaſi— 
Begriffen, am denen befonderd das römiſche Recht jo reich if. So richtig im allgemei= 
nen die römische Yurisprudenz ein Nechtsverhältnig auffaßte und näher beftimmte, fo un= 
glüdlih war fie häufig in der Beftummung der Begriffe (worüber fie wohl felbft in dem 
Satze: omnis definitio in jure periculosa est, das Geſtändniß ablegte) und der Un— 
terbringumg bejtimmter oder erft nen eingeführter Nechtsverhältniffe (3. B. der negotio- 
rum gestio) unter richtige höhere Principien und Inſtitute. So verhält e8 fih mit dem 
Duafi=Befig, mit den Quaſi-Contracten und Quaſi-Delieten; aber gerade dieje jchiefe, Die 
Sache gar nicht direct treffende Auffaffung hat bis auf den heutigen Tag den Meinungs: 
verfchiedenheiten jeden Vorſchub geleifte. Wer von der Ueberzeugung ausgeht, daß es 
auch im der Rechtswiſſenſchaft in allen Materien Grundprincipien gibt, durch welde alle 
mwejentlihen Berhältniffe direct getroffen werden und daß das ganze Nechtöleben, wenn 
auch mehr unbewußt, von einer Vernunft, einer Logik beherrſcht wird, die oft „mit einem 
Schlage taufend Verbindungen ſchlägt,“ der muß auch der Wiſſenſchaft die Aufgabe ftellen, 
diefen Principien nachzuforſchen und ſich auch hier die Naturwiſſenſchaft zum Borbilve 
nehmen. Treten auch in der Rechtswiſſenſchaft, als einer ethifchen ſich allmählig fortbil: 
denden Wiſſenſchaft, feine Kopernitus, Kepler u. ſ. w. auf, die fofort mit zwingender 
Nothwendigkeit eine Umgeftaltung in den Grundlagen hervorrufen, jo bedarf jie doch nad 
dem vorhin bezeichneten Zuftande des Kopernikaniſchen Geiftes, um in der Einheit eines 
höheren Princips die Harmonie aller Grundnormen des Rechts zu erfennen und ben 
ſchönen harmonischen Grundbau der fittlich =vechtlichen Yebensorbnung zum Bewußtſein zu 
bringen. 

Diefer höhere, auf die Erkenntniß der Principien gerichtete Forſchungsgeiſt ift aber 
von jeher auf allen wiſſenſchaftlichen Gebieten durd die Philoſophie gewahrt worben, 
welche den ivealen Zug des Yebens ſtets Lebendig erhalten hat, die beveutendfte fort 
treibende und umbildende Culturmacht geweſen ift, im Alterthum als die evelfte Blüthe der 
Bildung erfchien, fich mit dem Chriftenthume verband und zur Zeit der Wiederbelebung 
des Alterthums die hervorragendfte Macht wurde, um den Geift aus den dogmatifchen 
und kirchlichen Feſſeln zu befreien und in einer höheren Gott, Welt: und Lebensanſchauung 
den Geift allgemeiner Humanität zu verbreiten. Diejen Höheren Forſchungsgeiſt hat die 


8 I. Recht und Rechtswiſſenſchaft im Allgemeinen. 


Philofophie feit dem griechiichen Altertfum auch in der Aufluhung der höchſten Prin- 
cipien des Rechts- und Staatölebens bewährt; fie ift zwar, mie alles Menſchliche, das 
dem allgemeinen Entwidelungsprocefie unterliegt, in ihren allgemeinen und in ihren rechts— 
philoſophiſchen Forſchungen, durch Verfolgung einfeitiger Methoden und Geſichtspunkte, 
auf manche Abwege gerathen, aber man wird doch einen gefegmäßigen Gang der Ent: 
widelung in der tieferen Begründung und allfeitigen Erfaſſung der Wahrbeit erkennen, 
und mag es aud immer beichränfte Geifter geben, die den Wald vor lauter Bäumen, 
vor der Maſſe der philoſophiſchen und rechtsphiloſophiſchen Syfteme den Entwidelungs- 
gang der in ihnen fi immer vollftändiger ausbildenden Wahrheit nicht ertennen, fo läßt 
fih doch nachweiſen, daß jeder Standpunft, von dem ein beveutenderes Syſtem in der 
Betrachtung des Rechts- und Staatölebens ausgegangen ift, eine neue mehr oder minder 
wichtige Seite Des Rechtsprincips zum befferen Verftändnig gebracht bat. Ein kurzer ge 
ſchichtlicher Ueberblid über die Hauptepochen und die vornehmften Syſteme der Rechts— 
philofophie wird dieſe Behauptung beftätigen und, bei einer angemeffenen Ortentirung über 
die Hauptprobleme der Rechts- und Staatswiſſenſchaft, auch den gegemwärtigen Stand- 
punft klarer bezeichnen, von welchem aus wir bier die Gründzüge der Nechtö- und Staats- 
wiſſenſchaft philoſophiſch zu entwideln haben. 


2. Geſchichtlicher Ueberblick über die philofophifche Entwickelung der 
Rechts- und Stantsidee im Dufammenhange mit der allgemeinen 
Eulturentwicelung. 


Eine der fruchtbarften Errungenſchaften der neueren Zeit iſt unftreitig die in alle 
praftifchen Wiſſenſchaften mehr und mehr eindringende Erkenntniß, daß alle menſchlichen 
Lebensgebiete im organifhen Zufammenhange fteben, ein großes Culturganzes bilden, in 
weldhem alle Theile fich wechjelbeftimmen , ein Gebiet zwar nach feiner Natur oder 
nad) dem Gejege der fortſchreitenden Entwidelung während einer beftimmten Zeit eine 
hervorragende Stellung einnehmen und eine größere Herrſchaft ausüben, ſich aber nie den 
mitbeftimmenden Einflüffen der übrigen Gebiete entziehen kann. Es ift der Begriff des 
Organismus, welcher, wenn auch oft noch zu unbeſtimmt aufgefaßt, zu einer tieferen 
und weiteren Anſchauung der praktiſchen Yebensgebiete geführt bat. In der Naturwiſſenſchaft 
hatte gegen Ende des 18. Jahrhunderts G. Forfter zuerft den ebenfo einfachen als wah- 
ren Satz ausgelprochen, daß die Natur ein, Ganzes, nicht wie Die zu feiner Zeit (und 
jetst wiederum) herrſchende, mechaniſche Naturauffaffung annahm, eine bloße Summe 
äußerlich an einander gelegter Beſtandtheile und Gebiete ſei; e8 bleibt aber das vor: 
nehmſte Verdienſt Schellings, in feiner bier nicht näher zu wiürdigenden Naturphilofophie, 
den Begriff des Organismus tiefer entwidelt und ihm, in Folge der Erfaſſung der gei— 
ftig = fittlihen Welt als Gegenbildes zur Natur, den Eingang in alle praktiſchen Wiſſen— 
Ihaften vwerichafft zu haben. Es ſoll dabei nicht werfannt werden, daß die längere Zeit 
weit verbreitete, naturphiloſophiſche Schule Schellings in den Irrtbum verfiel, den: von 
der Freiheit getragenen Organismus der fittlihen Welt zu ſehr mit dem von der 
Nothwendigfeit beberrichten Naturorganismus, ohne genauere Hervorhebung der Unter— 
ſchiede, zu parallelifiven und ſogar zu identificiren und eine ungevechte Reaction gegen alle 
von der Kantifchen und Fichteſchen Schule mächtig angeregten FreiheitSbeftrebungen ber: 
vorzurufen; die Zeit Liegt ja noch nicht fern, wo man die organiſche Entwidelung des 
Rechts- und Staatslebens ald eine „naturwüchſige“ binzuftellen beliebte und den edlen, in 
bewußter Arbeit und unter manchen barten Kämpfen fich vollziehenden, freien Geifteswuchs 
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und Fortichritt verfannte und verdammte. Aber jo wie Männer, wie W. von Humbolot, 
den Vegriff des Organismus in der Yehre vom Urfprunge und Bau der Sprache richtig 
zu verwerthen mußten, jo bat diefer Begriff auch in anderen Wiſſenſchaften immer mehr 
eine geläuterte Anwendung erhalten, und es lag in der Natur der Sache, daß die Wiſſen— 
Ihaften des Rechts⸗, Staats: und Gejellfchaftslebens diefem Begriffe am frübeften zu= 
gänglid werden mußten. So war e8 ja die hiſtoriſche Schule, melde in ihrem vornehm— 
fien Vertreter, Savigny, vorzugsweiſe nach Analogie der Sprache, den Urſprung und die 
Fortbildung des Rechts auffahte und darauf hinwies, daß das Recht nur eine Seite des 
Vollslebens bilde und mit allen anderen Seiten in inniger Wechſelwirkung bleibe, und in 
ähnlicher Weiſe Hat neuerdings Roſcher, der den großen Strom feines hiſtoriſchen Wiſſens 
in die Nationalöfonomie Teitete, um diefelbe in ihren Wechjelbeziehungen mit der gefamme 
ten Gulturentwidelung zu begreifen, daran erinnert, daß man „bet der geringften einzelnen 
Handlung der Volkswirthſchaftspflege immer das Ganze, nicht blos der Volkswirthſchaft, 
fondern des Voltslebens vor Augen haben möge” Kein Denker der neueren Zeit hat 
aber wohl, in ſcharfer Beſtimmung des Begriffs des Organismus, eine jo durchgebilvete 
Anwendung von demjelben gemacht, wie Krauſe, deſſen ganzes Syſtem fich nach dieſer 
wichtigen Seite ald das organiſche Syſtem der Philofophie bezeichnen läßt und deſſen 
Grundprincipien auch uns hier als Richtſchnur dienen werben. 

Das organische Verhältniß des Rechts- und Staatslebend zum gefammten Gultur= 
(eben wird zunächſt Durch die Wahrnehmung beftimmt, daß, im allgemeinen, Necht 
und Staat nicht die jchöpferiichen, caufalen Mächte des Bolfslebens, jondern vorzugsweiſe 
ein Product aller religiöfen, fittlihen und wirthicaftlihen Elemente und Kräfte, ein Nie 
derichlag aus diefer höheren Atmoſphäre find, daß fie nicht die Seele, ſondern die Form 
und Geftalt, den Körper des Volkslebens bilden, und daß demnach auch die Rechts— und 
Staatsentwidelung, jo wie die Geſchichte der philofophiichen Ideen von Recht und Staat nur 
im Zufammenhange mit der gefammten Gulturentwidelung das richtige Verſtändniß erhalten 
fönnen. Jede tiefere gefchichtliche Forſchung läßt auch in voller Klarheit erlennen, daß 
es Ein Geift ift, welcher in einer beftimmten Epoche alle Yebensgebiete eines Volkes von 
den höchften Regionen oft bis ins kleinſte Gebilde in ähnlicher Art durchdringt, wie in der 
Natur an dem geringften Theile eines organiſchen Weſens noch der Typus des Ganzen, 
der Gattung, der Art, dem es angehört, erfannt werden fann. Aber der philofophiiche 
Blid, der fich über die einzelnen Völker und ihre Entwidelungsftufen zur Menichheit er: 
bebt und im die inmerften Triebfevern, in die geftaltenden und umbildenden Kräfte einzu— 
dringen ftrebt, wird auch die höhere Wahrnehmung machen, daß die großen Zeitalter 
und Perioden durch gewiffe Grundprincipien, durch vorherrichende Gott, Welt: und 
Lebensanfchauumgen charakterijirt find, melde der Gefchichtöforiher im innerften Kern zu 
erfaſſen ſuchen muß. 

Betrachten wir den Culturproceß der Menſchheit an und für ſich ſelbſt und in 
der Art und Weiſe, wie er ſich in der beſonderen Entwickelung des Rechts und des 
Staates wiederſpiegelt, ſo kann derſelbe nur nach dem Ziele richtig gewürdigt werden, 
dem die Menſchheit in allen ihren Gliedern und mit allen ihren theils unbewußt, theils 
bewußt wirkenden Kräften zuſtrebt. So wie alles Leben die Darbildung und Ausgeſtaltung 
eines Weſens nach allen in ihm Legenden Kräften, nach allen Seiten und Verhältniſſen ift, 
ſo ftrebt aud das Yeben der Menichheit, welche, in den Mittelpunft der Schöpfung ges 
ftellt, alle weſentlichen Kräfte der natürlichen und geiftigen Ordnung in fich vereinigt, in 
fortjchreitender Entwidelung ihrer Anlagen und Kräfte, in der allmähligen Ausbildung 
aller geiftigen, fittlihen, religiöfen und wirthſchaftlichen Güter, in fteter Ermeiterung der 
Herrichaft über die Natur, jo wie in einer mehr und mehr nad den Grundſätzen ber 


10 I. Recht und Rechtswiſſenſchaft im Allgemeinen. 


Humanität und der Gerechtigkeit geregelten Staats und Gefellihaftsorbnung, das Menſch— 
heitsideal zu immer vollftändigerer Verwirklichung zu bringen. Diejer ganze Culturproceß 
der Menfchbeit in allen ihren Gliedern, Raſſen, Stämmen, Bölfern vollzieht ſich nach gewiſſen, 
bier nicht näher zu erörternden Gefegen (S. unfere Rechtöphilofophie von 1869 ©. 18 ff.) in 
drei großen Weltaltern und untergeordneten Perioden und Epochen, kann aber im allge 
meinen dahin charakteriſirt werben, daß ein erftes Zeitalter, das orientalifche, durch 
die Gebundenheit des Lebens und aller Lebensverhältniffe, durch die Herrichaft der in der 
Ngee des Unendlichen und Abfoluten wurzelnden religiöjen und theofratifchen Mächte gekenn— 
zeichnet ift, welche die Geſellſchaftsordnung auf unverrüdbaren, geoffenbarten und Natur- 
grundlagen zu firtren ftreben ; in einem zweiten Zeitalter, im claffifchen Alterthume, wird 
dagegen das Naturs und Menjchenleben in feiner Tichten Schönheit, feinem eigenen Rechte 
und feiner jelbftftändigen Kraft begriffen; am die Stelle des Gefühls der feiten, durch eine 
höhere Macht auferlegten, Ordnung tritt das Bewußtfein einer in Freiheit jelbft zu ges 
ftaltenden menfchlichen Ordnung und, während im Driente alles Endliche nur als Sym— 
bol in Beziehung zum Unendlichen erfcheint, wird hier das Endlihe auf fic) felbft geitellt ; 
allein das Staatsweſen verfällt bei fortichreitender Schwächung der idealen, veligiöfen und 
fittlichen Yebenskraft, und geht in Rom, bei größter Ausbreitung der äußeren Herrichaft, in 
geiftiger Ohnmacht zu Grunde. In einem dritten Zeitalter wird Durch das Chriftenthum, 
von der freien Perſönlichkeit aus, das menjchliche Yeben, durch das Band des Glaubens 
und ber Liebe wieder in immige Beziehung zu Gott und dem Göttlichen geſetzt, Geift und 
Freiheit aus einer göttlichen Duelle abgeleitet („von dem der Geift kommt, von dem 
fommt die Freiheit‘) und die Freiheit erhält in der Geftaltung und Bewegung der 
menſchlichen Ordnung eine Richtſchnur und Grenze in den ewigen fittlihen Gefegen. Das 
Chriſtenthum unterkiegt aber, wie alles, was menjchlich ift oder eine menjchliche Seite 
hat, den allgemeinen Entwidelungsgejegen, Tpiegelt die großen Zeiträume in verſchiedenen 
Perioden wieder, läßt im Mittelalter eine dem Driente verwandte theofratifch-hierarchiiche 
Richtung hervortreten, welche die Kirche ald den Kernpunft und die herrichende Macht 
aufftellt, dem ganzen Veben eine Richtung auf das Jenſeits gibt, wogegen in 
der neuen Zeit jeit der Wiederbelebung des claffiichen Alterthums und der Nefor: 
mation, nad) dem Bruche der kirchlichen Ordnung, der Staat, ähnlich wie im Alters 
thume, als die einheitliche Macht der ganzen Geſellſchaftsordnung in den Vordergrund der 
Bewegung tritt und ſich alle anderen Yebensgebiete zu unterwerfen ftrebt ; in einer dritten 
Periode aber, in welche die Entwidelung jet eintritt, wird, in beginnender, wenn aud) 
noch mannichfach unklarer, Unterfcheidung von Staat und Gefellihaft, eime größere 
Freiheit und Selbftwerwaltung für alle gefellichaftlichen Yebens- und Culturkreiſe verlangt, 
und die Aufgabe überhaupt muß dahin gehen, unter der ſchützenden, vegelnden und fördern— 
den Rechtsmacht des Staates eine für alle göttlich-menichlichen Zwede, für alle Arten der 
Gulturarbeit gegliederte und organiſirte, geſellſchaftliche Culturordnung zu ſchaffen, welche 
jedes Volk nad) feinem Charakter zu einer eigenartigen Culturharmonie zu geftalten hat. 

Noch von einem anderen allgemeinen wichtigen Gefichtöpunfte kann Die ganze 
gefchichtliche Staats: und ulturentwidelung aufgefaßt werden. Sie begimmt tm 
Drient mit großen Neihen, zieht ſich im elaſſiſchen Alterthume, in intenfiverer 
Kraft, zu Stadt-Staaten zuſammen, gewinnt in Griechenland eine reiche, ſchöne, hu— 
mane Geftaltung, jucht in Nom fich wieder von der Stadt aus zu einem Weltreiche aus: 
zubehnen; mit dem Ghriftenthume beginnt jedoch die fittliche Wiedergeburt und die Um: 
bildung aller geſellſchaftlichen Ordnung durch die, im ihrer göttlichen Kraft und Beſtim— 
mung ſich erfaffende, Per ſönlichkeit und durch die Verfittlihung des Familien— 
lebens, erhält ihre vornehmſten Träger in den das römiſche Reich zerſetzenden und 
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umbildenden Germanen, welche durch ihre tiefere Auffaffung der Perfönlichkeit und der 
reineren Geftaltung des Familienlebens, deu chriftlichen Geifte näher verwandt find und der 
antiken Bildung von Stadt-Staaten und ihrer fittlihen Verpeſtung größere, von der 
kräftigenden Landluft und frifcher Arbeitskraft getragene, Agricultur-Staaten entgegen- 
ftellen ; feit dem Chriftenthume ftellt fich aber für alle Völker die Aufgabe, felbft wenn fie 
nie vollftändig erreicht werben follte, in ihrem Innern ein Reich voll: menfchlicher, alle 
Lebens- und Gefellichaftstreife hebender Cultur auszubilden und in einer, wenn aud) 
iehr langfamen, föderativen Einigung, immer höhere Stufen der Völferwerbindung zu 
einem Culturreiche der Menfchheit auf Erden zu gründen. 

Recht und Staat in der praftiichen Geftaltung, fo wie die Rechts- und Staatsiveen 
in der philofophifchen Wiffenichaft, Haben fich unter dem Einflufje der allgemeinen Cultur— 
entwidelung gebildet. Unfere Aufgabe geht bier nur dahin, die rechtsphiloſophiſche Ent- 
widelmg in ihren Grundzügen und zwar nur fir den wichtigften Zeitraum ſeit dem 
Ausgange des Mittelalterd darzulegen. Aber wir miüfjen doch darauf hinmweifen, daß die 
praftifche Geftaltung des Rechts- und Staatölebens und die philofophiichen Ideen, welche 
darüber aufgejtellt werden, aus Einer Quelle, aus dem Geifte eines Volkes oder aus dem, 
das geiftige Yeben vieler Völker zuoberft beherrichenden, Geifte eines ganzen Zeitraumes 
hervorgehen, und daß die philofophiichen Theorien vielfach nur die zum Bewußtſein ges 
langende Wiederſpiegelung dieſes allgemeinen Bolfs- und Zeitgeiftes find. Obwohl man 
in neuerer Zeit das Volksbewußtſein öfter als die Grundquelle des Rechts bezeichnet hat, 
jo ift mit diefem Sage doch wenig Ernſt gemacht worden und das Bewußtſein ſelbſt nicht 
auf den tieferen Grund des auch oft unbewußt fich bethätigenden Volksgeiſtes und Bolfs- 
barakters zurüdgeführt worden. Die Nechtsphilofophie muß aber auf dieſe tieferen 
Quellen hinweiſen, und da wir bier nur die rechtsphiloſophiſche Entwidelung der neueren 
Zeit darzulegen haben, To mag es uns geftattet fein, wenigftens die wichtigften aus dem 
Voltsgeifte hervorgegangenen praftiichen Geftaltungen der Rechts- und Staatsidee kurz 
anzudeuten. 

Bier Grundanſchauungen des Rechts find bis jest von den vornehmften Culturvöl— 
km in ihrem Rechts: und Staatsleben ausgeprägt worden, die Auffafjung des Rechts 
als eines Bandes oder Bundes im Orient bei den aryſchen Indern und den ſemitiſchen 
Sraeliten, als eines barmonifirenden Ordnungsprincips bei den Griechen, 
als eines Macht- und Herrfhaftprincips bei den Römern, als einer Norm, 
welche für alle, auf dem Grundftamme der Perſönlichkeit in der gegliederten 
Gemeinſchaft fich Bildenden, Yebenskreife den Schuß regelt, bei den Germanen. Im 
allen vier Auffaffungen, denen eine, noch micht hinlänglich ausgebilvete, ſlaviſche 
Auffaffung, mit einer gewilfen Vorherrſchaft des Princips der Gemeinſchaft über 
dem des Individuums und der Perlönlichkeit hinzugefügt werben fünnte, ift eine weſent— 
liche Seite des Nechtöprinsips zur Geltung gekommen, und fie müffen auch in einem hö— 
beren menſchlichen Gulturleben zu einem vollen, won jedem Volke eigenartig in dem Bor- 
walten des einen oder anderen Charakterzuges durchgeführten, ulturbegriffe des Rechts 
vereinigt werden. 

Der Charakter des orientalifhen Zeitalters, in welchem alle Yebensverhältniffe und 
Einrichtungen auf göttliche Satzung zurüdgeführt werben, ift, nach der rechtlichen Zeite, 
am einfachiten und prägnanteften von dem vornehmſten Culturvolke der Inder in der Auf- 
faſſung des Rechts als eines Bandes ausgedrückt, und vom Kaftenfyitem an bis zu 
einer ins Einzelnfte gehenden Regelung ift auch bei dieſem Volke eine ſolche Gebundenheit 
aller Berhältniffe eingetreten, daß faſt bi8 auf den heutigen Tag die ganze Lebensbewegung 
in allen Nerven unterbunden geblieben ift. Bemerkenswerth ift, daß das Iateinifche jus 
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über deſſen Ableitung man fo lange im Unflaren geblieben, durch die vergleichende Sprach— 
forſchung (Pott) auf die altindiſche (Sanferit-) Winzel ju, verbinden, Band, zurücgeführt 
worden ift und daraus ſich auch leicht (wie Ihering, Geift des röm. Rechts, — vgl. unfere 
juriftijche Enchelopädie ©. 33, — zuerft bemerft) die Iateiniihen Wörter conjungere, jugum, 
conjugium erklären. — Ein jehr abgeſchwächtes Seitenftüd zu dem indischen Geſetzbuche 
Manus, aber auch noch tief in alle Yebensverbältniffe eingreifend, bildet Die Geſetzgebung 
Moſe's, in welcher der mehr in einem Fräftigeren Bewußtſein dev Perſönlichkeit auf: 
gefaßte Bund mit Gott zu eimer, auch in den Eigenthumsverhältniſſen ausgedrüdten, 
großen Feſtigung aller Verhältniſſe führte, 

In Griehenland (©. unfern Art.: Hellenifche Staatsidee im „Staatswörterbuche‘‘) 
wurde der Staat als eine, der jchönen Weltorpnung (Kosmos) nadyzubildende, von der 
Freiheit getragene Yebensordnung aufgefaßt. Wenn Ariftoteles die Kunſt als eine (freie) 
Nachahmung der Natur bejtimmte, jo gilt das im noch höherer Art vom griechiichen 
Lebens-Kunſtwerke des Staats; und jo wie der Künjtler vom Ganzen in die Theile gebt 
und diefe nach dem Grundcharakter des Ganzen beftimmt, jo ift auch in der griechiichen 
Staatsordnung der Charakter des Ganzen, das die Gemeinjchaft orbnende öffentliche Recht 
vorherrſchend, trifft auch zum Wohl des Ganzen viele tief in die perfönlichen Verhältniſſe 
eingreifende Beftimmungen (die Soloniſche Schuldabichüttelung und Abſchaffung der Schuld— 
baft u. dgl.) und hält überhaupt immigere Beziehungen des Einzelnen zum Gemeinwejen 
aufrecht. Während aber die, bald nach Solon beginnende ftärkere, demokratische Bewegung 
die fittlichevechtlihe Ordnung mehr und mehr in demokratiſche Willkürherrſchaft verkehrte, 
erhob ſich im berechtigter Gegemwirkung die Philofopbie, um auf die höheren fittlichen 
Ordnungsprincipien hinzuweiſen. Schon Pythagoras ftrebte durch mehr formell mathe 
matiſche Principien eine neue Ordnung zu ſchaffen und in feinem Bunde eine Pflanzftätte 
und Bildungsichule für den fittlichen Wiederaufbau des verfallenen Staatslebens in 
Großgriehenland zu gründen. Am tiefften faßte aber Platon das Recht ſelbſt als ein 
“ harmonifivendes Ordnungsprincip auf, Towohl für das umere Individualleben als das 
Gejammtleben. Der Einzelmenjch ſelbſt ift nach ihm ein Fleiner Staat, der Urftaat, 
und der große Staat der Menſch im Großen. Die Gerechtigkeit bat ibre Wurzel und 
ihr erſtes Gebiet im Leben der Einzelperfönlichkeit ; fie ift die Tugend, weldye alle Seelen: 
kräfte und alle anderen Tugenden in das rechte Verhältniß zu einander jet, jedem Theile 
den ihm zufommenden Wirfungsfreis ammweift, und von allen anderen ihm zufommen läßt, 
was ıhm gebührt, furz alle Kraft, Thätigfeit und Tugend im Ganzen harmoniſch ordnet; 
in gleiher Weiſe hat die Gerechtigkeit im Staate, in welchem ſich das befeelte Bildungs- 
leben nad dem Borbilde der Tugenden der Einzelfeele in Berufftänden gliedert, alles 
in der richtigen Stellung und Wirkfamteit zu erhalten und eine, für die Ausbildung alles 
Göttlich⸗Menſchlichen wohlgeoronete, Vernunftherrſchaft zu begründen. — Nach einer mehr 
der Realität zugewandten Seite wird von Ariftoteles fir den Staat die erfte orga— 
niſche Auffafjung gewonnen. Ariftoteles, ein gleich großer Kenner des Naturlebens wie 
des Menjchenlebens, hatte den Begriff des Organiſchen der Natur abgelaujcht, indem er 
erkannte, daß; alle Entwidelung von einem, durch eine immanente Idee beftunmten, Gans 
zen ausgeht, welches ſich dann in Theile gliedert und jie werfnüpft, aber vor und über 
den Theilen ift (ro BAor zroorEgo» zo» uegör). In Anwendung dieſes Begriffs auf ven 
Staat fahte er diefen als ein durch eine Idee beſtimmtes Ganzes auf, welches nicht durch eine 
Aggregirung der Theile, durch Vertrag (wie der Sophift kophron gefagt hatte) gebilvet, fon- 
dern über ihnen bejteht, alle Generationen verfnüpft, von der Familie aus durch Gefchlechter 
und Ortichaften gegründet und durch das Recht für das Wohl (eulnr) Aller geregelt 
wird. — Der Stoicismus durchbrach in feinem aus einem naturaliſtiſchen Pantheismus 
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abgeleiteten Gleichheitäprinctp, Durch welches die Sclaverei verdammt wurde und auch kos— 
mopolitiich alle Völfer als gleiche Glieder des menichlichen Gejchlecht8 erſchienen, das ans 
tife Staatsweſen und wurde feinerfeitS von diefer Richtung aus eine Hinüberleitung in den 
höheren Humanismus des Chriftenthums,. 

Das römische Bolt hat Recht und Staat auf die tieffte Grundfraft der menfchlichen 
Perfönlichfeit, auf den Willen geftellt, als Macht- und Herrjhaftsprincip in ber 
Herrſchaftsordnung begriffen (S. unferen Art. „Römiſche Staatsidee” im „Staatswörter- 
buche). Nach der meifterhaften Entwidelung, welche Ihering (Geift des römischen Rechts) 
im Anſchluß am eine einfache, aber das innerfte Moment des römiſchen Geiftes treffende, Auf: 
faffung Hegels Philoſophie der Geſchichte S. 340) von diefem Grundcharalter und den inner= 
ften Motiven der römiſchen Recht: und Staatsordnung gegeben hat, brauchen wir hinfichtlich 
des Princips in feine andere Erörterung einzugehen, glauben aber von rechtsphiloſophiſchem 
Standpunkte aus (S. aud den Art. a. a. DO.) auch Hier einige Bemerkungen über die 
praftiicherechtliche Bedeutung deifelben machen zu jollen. — Der Wille, welcher bei dem 
Römer gewiſſermaßen die Wiederfpiegelung feines geiftigen Antlites wird (vultus, velle), 
it das praftiihe Cauſalitätsvermögen, in welchem ſich die ganze Perſon, das Ich, in der 
beftimmenven Einheit ihres Weſens, hineinlegt. Im Subjecte ift der Wille einheitliche 
Willensmacht, ift ganz, untheilbar. Tritt nun im Nechtögebiete Das Subject mit feinem 
Willen in Beziehung zu einem Object, jo wird der erfte Gedante fein, dieſes Object gleich 
falls in feiner Totalität ungetheilt der Willensherrfhaft zu unterwerfen. Und diefe Auf- 
faffung muß um jo entichiedener hervortreten, als die Selbftjucht das Subject ergriffen 
hat, mie dies im römischen Volksgeiſte lag, den Ihering auch nach diefer Seite jo vor= 
trefflich geichilvert hat. Eine andere Behandlung war nur möglich, wenn, im Zurücktre— 
ten des ſubjectiven Gefichtspunftes, das Object an fich felbft, nad der Möglichkeit ver- 
ſchiedener Zmede aufgefaßt und darnach, wie 3. B. im germanijchen getheilten Eigenthume 
eine Theilung nicht nad) ideellen Quoten, fondern ideell qualitativ nach den verfchtedenen 
Nunctionen und Zwecken gemacht, oder wenn die Einheit überhaupt, wie bei politifchen 
Functionen, in den objectiven Zweck und nicht in den bloßen Willen gefetst wurde. Das 
römiſche Necht ift aber im Privat- und öffentlichen Rechte gleichmäßig in einem Gufje 
von dem Princip der, in der ganzen Willensmacht fich wiederfpiegelnden, Subjectivität durch— 
drumgen, und daraus erflärt ſich im öffentlichen Rechte die merkwürdige Erſcheinung, daß 
die als Einheit gedachte Herrichaftsgewalt auch bei den Conſuln nicht getheilt war, ein 
Jeder fie ganz ausübte und nur in der Ausübung derielben durch das veto feines Golle- 
gen gehemmt wurde. Im Privatrechte werden dadurch der ungetheilte Befig (obwohl man 
doch durch die Verhältniſſe genöthigt war, an einem und demſelben Gegenftand, für 
verſchiedene Zwede, einer Perſon den Imterdictenbefig, einer anderen den Ufucapions- 
befitz einzuräumen), und ebenfo das ungetheilte Eigenthum, ſowie die römiſch-rechtliche 
Sefellichaft, societas, begreiflic, welche al8 eine Vereinigung mehrerer, dur fein im 
Zwecke gelegenes feſtes Band verfnüpfter, individueller Willensfräfte ftets mit dem Aus— 
einanderfallen bedroht war. Ohne weiter in Einzelnes einzugehen, wollen wir nur darauf 
hinweiſen, daß die Einheitsrichtung in der Willensherrichaft im öffentlichen Nechte noth— 
wendig zur Goncentration der Macht im imperatorifchen Abjolutismus, und im Privat- 
recht zu einer immer größeren Concentration des Bermögens führen mußte. Aber, bei der 
gleichmäßigen Steigerung der Vermögensgier und der äußeren Herrichaftsgewalt und bei 
der Zerrüttung alles fittlichen Yebens, verfiel dieſer römiſche Herrichaftsftaat zuletst in ſolche 
geiftige und fittliche Ohnmacht, daß der Heilsproceß, den das Chriftenthum einleitete, gar 
nicht mehr die nothwendige Aneignungsfraft vorfand und die Vorſehung dur ſittlich un— 
geſchwächte, wenn auch ungebildete Völker die Auflöſung des römiſchen Reiches vollziehen 
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und eine neue veligiöfe und fittlich-rehtliche Lebensordnung herbeiführen laſſen mußte. 
Das Römerthum hatte nur den Herrichaftsrahmen geichaffen, in welchem das Chriften- 
thum, bei gefichertem Verkehr, eine leichtere Ausbreitung finden und zugleich den Bes 
weis liefern follte, daß eine ideale, in den höchſten göttlichen Yebenswahrheiten wurzelnde 
Macht, jo ärmlic fie äußerlich erjcheinen möge, über alle blos menfchlihe Macht und 
Herrſchaft den Sieg davonträgt. 

Eine wejentlich unterſchiedene Rechts: und Staatsanfhauung ift von den Germa— 
nen in ihrer, wenn auch zum Theil durch das Eindringen des römischen Rechts geftörten, 
völferichaftlihen Entwidelung begründet worden. Es ift bier nicht der Ort, in den Streit 
über den Unterſchied des römiſchen und germaniſchen Rechts einzugehen. Wir haben anderwärts 
verſucht (uriftiiche Enchelopädie ©. 515-545) den Grundcharakter des germanifchen 
Rechts an fich und in feinem Unterjchiede vom römischen Rechte hervorzuheben. Wer aber 
nicht das römiſche Volt ald das DOffenbarungsvolf des Rechts betrachtet und nicht den 
fo beliebten Sag, daß das Recht feine Duelle im Volksbewußtſein oder beffer im Volks— 
geifte habe, als ſchön klingende Phraſe, ſondern ernftlih nimmt, wird ſchon aus 
diefem Grunde einen ähnlichen Unterfchied zwiſchen dem germanifchen und römiſchen 
Rechte wie zwifchen dem Genius des germanifchen und römiſchen Volkes annehmen müfjen. 
Der charakleriſtiſche Unterjchied Tiegt aber darin, daß dad germanifche Wechts- um 
Staatöleben auf der Grundlage der freien Perſönlichkeit durch das Princip des 
Schutzes (Mundium) in der untergeordneten und abgeftuften Gliederung aller Ye 
bensverhältniffe geregelt if. Man hat vielfach griechifches und römiſches Leben wie Or— 
ganismus und Mechanismus unterjchieden. Man kann daſſelbe won germanifcher und 
römischer Rechts- und Staatöverfafjung jagen. Zwiſchen griedyifher und germanifcher 
Anſchauung befteht jedoch der Unterjchied, dag während in Griechenland der Schmwerpunft 
mehr im Ganzen über den Gliedern Tiegt, bet den Germanen der Schwerpunft in die 
Glieder umd die Gliederung fällt und das Ganze, das Gemeinfame, die gemeinfame Staats- 
gemalt, zu ſchwach gehalten wird. Schon im Schugprincip (mag aud das mundium 
fprachlich mit manus verwandt fein) Tiegt die Hinwerfung auf das Selbſt („Selbſt ift 
der Mann’), auf die ‘Perfönlichkeit, das Celbfthandeln ald das Prius, zu dem der 
Schuß durch ein höheres Ganzes nur in den Fällen, wo die Selbfthülfe nicht ausreicht 
oder nicht ftattfinden fol, ergänzend binzutritt. Das Recht ergreift paher nicht, wie bei 
dem Nömer die Perfönlichkeit, in ihrer innerften Willenskraft, und tritt nicht herrſchend 
den Perfönlichfeiten gegenüber auf, ſondern es zeigt ſich nur als eine ſchützende Function, 
und der Staat ift die große chügende und ſchirmende Ordnung in der jelbftftändigen 
Bewegung aller Yebenögebiete, wie fie befonders in Karld d. Gr. Reichsordnung aufgefaßt 
und durchgeführt wurde. Diefer Schugbegriff realifirt fi aber in einer reihen Glie— 
derung der verfchiedenen Yebens: und Berufskreiſe, in einer abgeftuften Gliederung der 
Bamilien, Gemeinden, Provinzen, Länder bis zum Reiche, ſowie in einer, der kirchlichen 
Hierarchie ähnlichen, abgeſtuften Lehnsordnung und nicht minder in den Ständen, Corpo— 
rationen, Innungen und Zünften. Die einzelnen Glieder ftreben fich als kleine Staaten 
zu organifiren, das Ganze möglichjt in den Theil aufgehen zu laſſen, jo daß aud) der 
mittelalterliche Menſch faft in dem Stande untergeht, wie der Indier in der Kaſte, Grieche 
und Römer im Staate. So allgemein diefes gerinanifche Princip der Gliederung für Die 
verfchiedenen Lebenskreiſe anerkannt ift, jo hat man doch noch nicht bemerkt, daß Das 
Princip der Gliederung aud fiir die Nechtöverhältniffe ſelbſt nach Verfonen und Sachen 
in Bezug auf verfhiedene Functionen und Zwede zur Anwendung gelangt ift. 
Während das römifche Recht die Rechtöverhältniffe in der Einheit des ſubjectiven Willens 
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einer phyſiſchen oder juriftifchen Perfon nach der Totalität eines Gegenftandes concentrirt 
zufammenbält, hat der, die Yebensverhältniffe mehr objectio nach ihrem inneren Zwecke 
auffafjende, deutſche Rechtsſinn ebenfo verſchiedenartige Rechtöverhältniffe an einem und dem— 
jelben Objecte zugelaffen, als verfchiedenartige Functionen und Zwede an demfelben bleibend 
ausgeübt werben fünmen. Daraus allein erflärt ſich das ſ. g. getheilte Eigenthum in ven 
verichiedenen Formen. Wir haben dafjelbe (juriftiiche Encyelopädie S. 680) ein ibeell 
qualitativ getheiltes Eigenthum genannt und auch Heydemann (Einleitung in das Pr. 
Civil-K. B. 1. S. 40) bezeichnet es ald eine qualitative Theilung. Man darf jedoch 
an feine Theilung der Befugniffe denken (wie Walter meint, Deutfches Pr. R.$. 132), . 
da die den Inhalt des Eigenthums bildenden Befugniſſe nicht getheilt werben fünnen, ohne 
den Begriff jelbft zu zerftören, die wejentlichen Eigenthumsbefugniffe vielmehr dem Ober: 
wie Untereigenthümer, in Bezug auf die Totalität des Objects zuftehen, an dem jedoch, 
jedesmal nach feiner Ganzheit, zu verfchievenen bleibenden Zwecken, ven Einen mehr 
fir die öfonomische Benugung, dem Anderen mehr zur Wahrung des focialspolitifchen 
Abhängigkeits- und Herrihaftsverhältniffes, ein bleibendes Recht eingeräumt 
wird. In ähnlicher, aber in höherer organifcher Weiſe verhält e8 fid) mit dem Geſammt— 
eigenthume, wo, in verfchiedenen Formen, ſowohl die Gefammtheit als ideelles Ganzes 
berechtigt ift, als auch die einzelnen Glieder ein wirfliches Eigenthumsredht an dem Ob: 
jecte befigen. Es würbe faum der Mühe werth fein, über das getheilte Eigenthum viel 
zu ftreiten, da die anoderne ökonomiſche Geftaltung daffelbe hat verjchwinden Taffen und 
auch nach unferer Anficht fein Bedürfniß vorliegt, es, etwa für Erbpacht, wieder entftehen 
zu lafien. Aber e8 handelt ſich um ein wichtiged Princip, das in der höheren Geftal- 
tung des Gefammteigenthumes noch eine großartige und fegensvolle Ausführung auf dem 
öfonomilchen Gebiete finden fann, wo wichtige Formen der Handeld= und Gewerbögefell- 
Ihaften weder nach dem römiſch-rechtlichen Begriffe der juriſtiſchen Perſon (mo denn z. B. 
die Actionäre als bloße Gläubiger erichtenen) noch nad) Dem der societas zu conftruiven find, 
fondern nur nad) dem, in der Ausführung mannichfaher Modalitäten fähigen, Gefammt- 
eigenthum in einer, gleichfalls mancher Modification fähigen, Genoſſenſchaft richtig begriffen 
und behandelt werben fünnen. Ueberhaupt müfjen wir hier mit aller Entichievenheit un- 
fere, auf den Unterſchied des germanifchen und römiſchen Voltögeiftes geftügte, Ueberzeu- 
gung ausſprechen, daß die römiſchen Nechtöfategorien der Willensmacht, der Einheit, der 
atomiſtiſch aggregirten Mehrheit gänzlich unzureichend find, um die germaniſchen Rechts— 
verhältniffe und Rechtöinftitute zu erfaflen, daß der germaniſche Rechtsgeiſt in viel reicheren 
und tieferen Yebensfategorien das Recht geftaltet bat, daß, abgejehen von der größeren Beach— 
tung mehr formeller Momente wie der eventuellen Möglichkeit und Wirklichkeit (mie 
bet mehreren Arten des Gefammteigenthums), die Kategorie der Gliederung, noch mehr 
die des Organismus als eines alle Glieder, bei Wahrung ihrer Eigenberechtigung, zur 
Vollführung eines Gefammtzweds, verfnüpfenden Ganzen, ein viel wichtigerer Yebens- und 
Rechts begriff ift, als die Begriffe der Einheit, der Willensmacht u. |. w. und daß dadurd) allein 
die wichtigften germanifchen Rechtsverhältniſſe und Inftitute in ihren tieferen Motiven und in 
ihrer inneren, nach den Sweden und Zunctionen beftimmten, Gliederung begriffen werben. 
Welchen Scharffim man auch anwenden möge, um deutſch-rechtliche Verhältniſſe unter 
römische Formeln zn bringen, jo wird man doch bei unbefangener Prüfung wahrnehmen, 
daß ftets ein Neft, ein Incommenfurabeles oder Irrationales übrig bleibt, das durch jene 
Formeln nicht gededt wird, weil man den rechten Mafiftab, die rechte ratio micht zur 
Anwendung gebracht hat, jo daß man ſich immer genöthigt fieht, Correcturen anzubrin 
gen, Inconfequenzen da anzunehmen, wo nur das einfeitige, theilweis wahre Brincip ſich 
nicht confequent durchführen läßt. Hierbei haben wir ein anderes Moment von höchſter 
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Wichtigkeit noch gar nicht in Anfchlag gebracht, daß nämlich das römiſche Volt fein Ar— 
beitövolf war, deswegen auch jein Recht im wefentlichen gar kein Arbeitsrecht, ſondern 
nur ein Vermögens und Bermögensverfehrsreht war, daß Dagegen die Germanen als - 
Agriculturvolf auftreten, es vorwaltend blieben, die, auch durch das Chriſtenthum geweihte, 
Arbeit in Ehren hielten, und ein durch die Yage der Verhältniffe bedingtes Agriculturrecht, 
Lehnrecht, Gewerberecht ausbildeten, welches ebenfo wenig wie das, nicht als ein Eigen- 
thum, fondern als ein Arbeitsrecht aufzufaffende, Autorrecht, nad einer römiſch-rechtlichen 
Schablone in feinem wahren Welen begriffen werden kann. Wir bevürfen aber für unfer 
- gefammtes Culturleben und insbefondere für die wirthſchaftliche Arbeit, nicht nur im Ges 
werbe, ſondern aud) im Aderbau, eines Arbeitsrechtes, das nicht nach einigen formaliſti— 
fchen Sägen zu conftruiven ift, fondern welches, in genauer Kenntniß des wirthichaftlichen 
Lebens, für die mehr und mehr nad) Vereinigung und Ausgleihung drängenden humanen, 
fittlihen und wirthichaftlichen Ziele in den Grundzügen ein Recht aufftellt, welches die Ver— 
hältniffe aller Theile unter einander und die ganze wirtbichaftlihe Orbnung wohl berüd- 
fichtigt und in der freien Bewegung die weitere Ausbildung und Fortbildung erhält. Das 
wirthichaftliche Leben hat fi, von der Jurisprudenz verlafien, bei Aufftellung neuer Gefell- 
ſchaftsformen, zum Theil ſelbſt helfen müffen; aber es geziemt der Nechtswiljenichaft, auch 
diefem Gulturgebiete die Wege zu bereiten und ihm eine angemefjene rechtliche Stüge und 
Förderung zu gewähren. Das römiſche Recht hat eine wichtige Aufgabe vollführt; «8 
hat, über den Sonderredten der Stände und Gorporationen, ein erſtes gemeinfames Necht 
geichaffen, es hat auch weientlih zur Kräftigung der Staatsgewalt beigetragen, freilich zus 
gleih den Staat von der Volksgeſammtheit abgehoben und in der Stantsgewalt concen= 
trirt; aber, obwohl gerade in der gegenwärtigen Zeit fir nationale Ziele ein Streben 
nad) einheitlicher Goncentration und Macht in erhöhtem Grade eingetreten ift, jo wird 
dafielbe doch nad; einer anderen Richtung wejentlich beichränft durch das wachſende Be— 
dürfniß, für die Organifatton unſeres ftaatlichen Yebens die germanischen Grundlagen in 
der Feſtſtellung der Rechte der freien Perfönlichkeit, der Selbjtverwaltung der Gemeinden, 
Kreife und Provinzen und in der Anwendung des füderativen Princips auf ein größeres 
Staatsganzes wieder zu gewinnen. Diefem Zuge hat aber audy die Rechtswiſſenſchaft zu 
folgen. Das römische Recht wird immer eine wichtige Bildungsichule bleiben, aber wenn 
die Rechtswiſſenſchaft wirflih „Dur das römische Recht über das römiſche Recht 
hinaus” fol (Ihering, Bedeutung des römischen Rechts 1865 ©. 18,) jo muß fie aud) 
Prineipien gewinnen, die über das römiſche Recht binausgehen, und zu dieſem Zwecke 
wird fie durch tieferes Eindringen in die treibenden Kräfte und die Ziele der ganzen Cultur— 
entwidelung, in innigerem Anſchluß an die Rechtsphilofophie, auch zu erforjchen fuchen, mo 
das Yeben jelbft hinaus will, und als „vergleichende Jurisprudenz“ bei genauerer 
Prüfung des Unterfchieded zwiſchen römiſchem und deutſchem Nechte auch die tieferen ger: 
manischen Grundbegriffe bejjer für die Wiſſenſchaft und für die Praxis verwerthen lernen. 

Nach diefer kurzen vechtsphilofophtihen Betrachtung der vomehmften Rechtsanſchauun— 
gen, welde in dem Yeben der bedeutendſten Cultuwölker eine praktiſche Geftaltung erlangt 
haben, wenden wir uns jegt zu einer überfichtlihen Darftellung der theoretifchen Ent- 
widelung, melde die Rechtsidee in den hauptſächlichſten Schulen und Syſtemen ver Rechts— 
philofophte oder des Naturrechts ſeit dem Wiederbeginn der freien philofophiichen For— 
ſchung, nad) dem Ausgange des Mittelalters (S. ausführlicher unfere, in kurzem erſchei— 
nende, neuejte Auflage der Rechtsphiloſophie, S. 71—185.) erhalten bat. 

Die Aufgabe, welche die neue Epoche in der Umgeftaltung des Hecht und Staats- 
lebens zu erfüllen hatte, wird durch einen kurzen Hinblid auf das Mittelalter noch klarer 
erkannt. 
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Das Chriftenthum, welches den entſcheidenden Wendepunkt in der Gefchichte der 
Menſchheit bilder, hatte in der Yehre von der Einheit Gottes, und der höchſten, 
im Symbol des Gottmenſchen ausgedrüdten, Yebenseinigung des Menjchen mit Gott, 
allem Yeben eine höhere Richtung zu Gott und dem Göttlichen gegeben, und die 
daraus fich ergebenden fruchtbaren Wahrheiten von der Einheit der Menjchheit, von 
der fittlihen Gleichheit und Freiheit, der Erhebung des Menſchen über alles zeit— 
liche Yeben wie über die ftaatliche Ordnung, wurden die Grundlagen für die weitere Ent- 
widelung. Aber alles, mas eine menſchliche Seite hat, tritt in einen Entwidelungs- 
procek, der ſich, nach den allgemeinen Gejegen (S. 10), von einer urfprüngliben Einheit 
aus in Gegenjäge entfaltet und zuletzt nad einer höheren Harmonie ſtrebt. So 
fehen wir auch in der erften Epoche, wie Göttliches und Menjchliches im innigen neuen 
Bunde, in der Einheit der Yiebe und des gemeinfamen Glaubens verknüpft und, in dem 
erwarteten Reiche Gottes, das Diefjeits und Jenſeits gleichfalls in Einheit erfaßt wird. 
Nach Erhebung der riftlihen Religion zur Staatsreligion unter Conftantin und unter 
dem Einfluffe des römischen Herrichaftsgeiftes ftrebt dagegen die hriftliche Kirche fich mehr und 
mehr als Staat zu geftalten, verlegt Das Reich Gottes, bei Berzichtung auf deſſen Durchführung 
im Dieffeits, in das Jenſeits, und im Mittelalter wird ein ſchroffer Gegenſatz ausgebilvet 
zwiſchen Göttlichem und Dienjchlichen oder Weltlihem, dem Ewigen und Zeitlichen, zwifchen 
der Kirche uno dem Staate, in der Art, daß, bei dem Bedürfniſſe einer gewiſſen Einheit für 
jede Geſellſchaftsordnung, die Kirche ſich als die höchſte Macht und Spige, als eine un— 
mittelbare göttliche Orbnung geltend maden, den Staat Dagegen nur als eine mittels 
bare, durch die Kirche geheiligte, göttliche Ordnung behandeln will. Es beginnt nun eine 
Lebensrichtung und Bewegung, die, aus demfelben Geiste hervorgehend, den gleicyen Grund— 
charalter in der Kirche und im Staate trägt und dadurch fi) fund gibt, daß das Ur— 
iprüngliche verloren geht und überall Deittelbarteitsverbältniffe geſchaffen werden. Das 
Mittelalter führt daher feinen Namen mit Recht aud in geiftiger und vechtlich-fittlicher 
Beziehung, indem es überall Mittelgliever, vermittelnde Autoritäten zwilchen die menjch- 
liche Perfönlichkeit, ald Subject und Träger aller Ordnung, und ihre höchſten Objecte und 
Ziele, in der Wiſſenſchaft und im Leben, eingeſchoben hatte. So ftellte ſich die hierarchiſche 
Kirhe als Vermittlerin zwilchen Die göttliche Offenbarung und den Yaten; der Staat zeigte 
ſeinerſeits eine der Hierarchie ähnliche Abjtufung im Yehnswejen und war faft überall von 
Mittelbarteitsverhältniffen durchzogen; die Hierarchie hatte fich gegen den Yaien, wie bie 
Feudalbaronie gegen den gemeinen Mann, abgejchloffen. Die urfprünglichen Schriftquellen 
waren von der Kirche unter Verſchluß gelegt und felbft in der Philofophie wurde Aris 
ſtoteles die herrjchende Autorität. Zu den geiftigen Banden gejellten jich die mannichfachen 
Bande im Staate und in der Gefellichaft. Bei der Schwäche und dem mangelnden 
Schutze der Staatsgewalt hatte ſich der germanifche genofienfchaftliche Trieb in der Bil- 
dung einer großen Fülle von Gorporationen, Innungen, Zünften bethätigt, die fich gegen 
einander abſchloſſen und wie kleine Staaten Selbftihug und Selbftregierung übten. Die 
Kraft der mittelalterlichen Gliederung lag in diefen mittleren Gliedern; Dagegen waren 
die beiden Endpunfte, die Gentralgewalt und die Einzelperfönlichkeit, in hohem 
Grade geſchwächt, in ihrer Bewegung nad allen Seiten unterbunden. Eine Reform konnte 
nur durch Principien angebahnt werden, welche die Gebundenheitsverhältniſſe durchbrachen, 
die Freiheit der Perlönlichkeit nach allen Nichtungen. zur Geltung bradıten und die 
jelbe in ein unmittelbares Verhältniß zu den höchſten Yebenäquellen und Yebensordnungen 
jegten, in der Religion alſo den Geift zu der Schriftquelle und auf die felbftprüfende Ver— 
nunft hinwieſen, Das allgemeine Prieſterthum begründeten, die Kirche auf den Lebensgrund 
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denheits⸗ und Mittelbarteitsverhältniffe und das allgemeine Staatsbürgerthum  herbeis 
führten. 

: Es war der Dritten Epoche, der neueren Zeit feit der Wiederbelebung des claſſiſchen 
Alterthums und feit der Reformation, vorbehalten, diefe Principien allmählig zur Geltung 
zu bringen, und die Rechtsphiloſophie war es, welche vorzüglich in praktiſcher Hinficht die 
Ausbildung derjelben unternommen hat. Dabet ift jedoch nicht zu verfennen, daß auch Diefe 
Epoche vielfach mur ein anderes Extrem herausgebilvet hat, das Dieffeitige über das Jen— 
feitige, Das Menfchliche und Weltfiche über das Göttliche, den Staat über die Kirche ftellte, 
und daf dahin in einer, wie wir glauben, ſich jegt anbahnenden, neuen Periode eine höhere har⸗ 
moniſche Ausgleichung erftrebt und die Erfenntniß gewonnen werden muß, daß alle menſchlichen 
Lebensrichtungen an die höchſten göttlichen Yebensideen wieder anzuknüpfen find, daß die 
ganze Gefellihaftsorbnung nicht im Dualismus von Staat und Kirche mwurzelt, fondern 
ein organifches Ganzes von Gulturkreifen bildet, die durch die göttlichen Ideen der Religion, 
Sittlichteit, Wiſſenſchaft, Kunſt, Necht belebt find und vom Staate, ald der Rechtsordnung, 
rechtlich geordnet, geichütst und gefördert werden. Wir haben nun die neuere Epoche und 
die Aufgabe, welche die Rechtsphiloſophie nach ihrer geichichtlichen Entwidelung vollführt 
bat, näher zu betrachten. 

Die auf das Mittelalter folgende neue Epoche Findigte ſich in der Großartigkeit 
ihres Charakters und in ihrer weltgefchichtlichen Bedeutung dadurd) an, daß der Um— 
ſchwung des ganzen geiftigen und fittlihen Lebens zufammentraf mit den großen, in ber 
Himmelsordnung und auf der Erde gemachten Entdedungen, welde, in Verbindung mit 
der Neformation und der, jegt zu einer geiftigen Macht ſich geftaltenden, Philoſophie eine 
neue Gott, Welt: und Lebensanſchauung herbeiführten. Wie der Geift einer neuen Zeit 
oft unbewußt felbft Diejenigen Yebensfreife ergreift, die fih ihm am meiften entgegenfegen 
möchten, davon follte die römiſche Kirche ſelbſt Zeugniß ablegen, indem gerade in Rom, 
gewifjermaßen vorbildlich für den neuen Bau der Gefellichafts: und Staatsordnung, der 
Dom von St. Peter nicht mehr wie die gothiſchen in den Himmel ftrebenden Kirchen, 
fondern, in Erinnerung der Antike, als ein Bau aufgeführt wurde, „der nicht Durch den 
Zug von der Erde zum Himmel beherricht wird, ſondern vielmehr das Gefühl erweckt, 
als wäre der Himmel auf Erden“ (Luthardt, über kirchliche Kunſt ©. 12, 1864). Das 
wurde ja auch der Grundzug der neuen Bewegung, nad Möglichkeit den Himmel auf 
Erden zu verjegen, das Diefjeits wenigftend in den Vordergrund zu ftellen, die Forſchung 
auf die Welt und die Natur, auf den Menſchen und die Berbefjerung der geſellſchaftlichen 
Zuſtände zu richten. Den eigentlichen Mittelpunkt in dieſer nach verfdiedenen Richtungen 
ſich organifirenden Bewegung bildet jedoch der Menſch, den das Mittelalter nach Stän— 
den, Zünften u. |. w zerglievert hatte und der jest ald das Ganze über den Gliedern, als 
die höhere Einheit und das Ziel aller Beftrebungen begriffen wird. Die Humanität, 
das Streben nach voller und allgemeiner menſchlicher Bildung und nad) Geftaltung eines 
menſchheitwürdigen Dafeins für alle Kreiſe der Geſellſchaft, wird die evelfte forttveibende 
Kraft diefer Epoche, wenngleich auch hier Die Abtrennung von den göttlichen Yebensprin- 
cipien öfter die Gefahr der Verflachung und des Verſinkens in eine materialiftifche Auf- 
faffung des menschlichen Weſens herbeiführt. 

Den gejellichaftlichen Nüdhalt mußten aber alle neuen Yebensclemente und Kräfte 
im Staate fuchen. Die Kirche, welche durch die Feſtſtellungen des Tridentiniſchen Con— 
cils unüberichreitbare Dimme gegen die Fluthen der neuen Geiftesftrimung hatte auf: 
führen wollen, trat noch entſchiedener jeder neuen Lehre entgegen. Der Staat felbft Tag 
zwar tief in den mittelalterlichen Banden verſtrickt, ſchloß jedoch nicht grundſätzlich Die 
Verbeſſerung aus. Auf den Staat mußten ih aber vor allem die Neformbeftrebungen 
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richten. Die confelfionele Spaltung hatte der Prätention der römifchen ‚Kirche, die höhere 
gefelichaftliche Einheit und Einheitögewalt zu repräfentiren, ein Ende gemacht; mit ber 
Sprengung der Felleln der Zwangseinheit hatte fich die Freiheit nach allen Richtungen 
. ergoffen. Das gefellfihaftliche Leben bedarf jedoch einer einheitlihen Macht. "Nach dem 
Aufhören des Dualismus, konnte diefe Macht, vor allem für die proteftantifhen Staaten, 
welche vorzugsweile die Träger der neuen Eulturbewegung wurden, nur nod) im Staate 
gefucht werden, und der Staat, dem nothwendigermeife die Aufgabe zufiel, die Lücke aus— 
zufüllen , die durch den Ausfall der kirchlichen Leitung eingetreten war, mußte nun ſelbſt 
ber vornehmfte praktiſche Gegenftand der Unterfuchungen und Beitrebungen werden. Nach 
dem Geifte der neuen Zeit, der überall auf die Erforſchung der Urfachen, Geſetze, ſowie 
auf die Erſchließung der urſprünglichen Quellen der Erkenntniß und des Pebens gerichtet 
it, mußte auch der Staat nach feiner Enrftehung, feinem Weſen, feinem Zwecke näher 
unterfucht und das Necht, jedenfalls der vornehmfte Zweck des Staates, auf feine innerfte 
Duelle, die Natur des Menjchen, zurüdgeführt und ald Naturrecht ausgebildet werden. Diefe 
rechtsphiloſophiſche Forſchung hatte jedoch noch eine tiefere Bedeutung. Das gemeinfame 
fichlihe Zwangsband war zerriffen. Ein neues gemeinfames Band follte durch die 
Freiheit und für die Freiheit durch das Necht geichaffen und die Rechtsgemeinſchaft das 
verfnüpfende Gefammtband für alle Eonderrichtungen und Sonderfreife werden; ein ge- 
meinfames Necht follte über allen Standes und anderen Sonderrechten in dem Staate 
eritehen, und ein gemeinfames humanes Bölferrecht alle Staaten und Bölfer umſchlingen. 
Die NReception des römischen Rechts erfüllte zunächit den Zwed, für das Privatrecht 
ein gemeinſames bürgerliche Necht aufzuftellen,; der wefentlichite Theil der Gefammt- 
aufgabe wurde jedoch von der Nechtöphilofophie vollführt, deren umbildende Kraft über- 
haupt weniger in der Nichtung des Privatrechts als der ftaatsrechtlichen und wölferrechtlichen 
Berhältniffe und in der Fortbildung der Grundprincipien des Rechts zu ſuchen ift. Viele 
wichtige Fragen enthielt das neue rechtliche und ſtaatliche Problem, an deſſen Löſung die 
Rechtsphiloſophie Herantrat. Weldyes iſt der Urjprung des Staates, welche Stellung 
nimmt ev in der Gejellichaft ein, ift er identiſch mit derjelben (wie lange Zeit faft all- 
gemein angenommen wurde) oder bildet er nur eine befondere Ordnung; welches ift die 
Stellung der Stantögewalt zur Volksgeſammtheit; worin befteht der Zweck des Staates, 
ift er Durch die Nechtsivee aufgefüllt oder hat der Staat noch andere Zwede, wie den 
Wohlfahrtszweck, zu verfolgen; welches ift, in Folge feines Zweds, die Stellung des Staates 
zur Kirche und zu anderen Gulturgebieten; welches ijt der Urjprung und das Weſen des 
Rechts jelbft, ift e8, als ein Princip und eine Norm für Wilenshandlungen, ſelbſt durch 
den Willen gefegt, ein blos comventionelles oder pofitives, oder iſt es in,dem, vom Willen 
unabhängigen, Welen des Menfchen und der menſchlichen Berhältniffe gegründet ; in welcher 
Beziehung fteht das Recht zu anderen Principien, die Forderungen an den Willen ent 
halten, zu dem Guten, zu der Sittlichkeit, zu allen Lebensideen und Lebenszweden, welche 
eine Aufgabe für die individuelle oder gejellichaftlihe Thätigfeit werden; worin Tiegt 
ber unmittelbare Zwed des Rechts, hat es blos die Freiheit zu ſchützen, oder hat es 
auch das ganze Gulturleben zu fördern u. ſ. w. Alle diefe und ähnliche Fragen find 
unausgefegt von der Rechtsphiloſophie behandelt, und wenn auch noch mander Streit 
darüber befteht, in der Wiffenfchaft und für das gebilvete Bewußtſein mehr und mehr 
aufgeklärt worden. 

Die Entwidelung des Rechts- und Staatslebens feit dem Ausgange des Mittelalters wird 
jedoch von zwei Strömungen beherricht, von denen die eine auf die römiſche Macht und Herr— 
ſchaftsidee als ihre Duelle zurücweift, und von Madiavelli (1496—1527), im Abfehen 
von allen rechtlichen und fittlihen Schranken, in den äußerten Confequenzen durchgeführt 
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wird, umd vielfach die praftiiche Politit der Cabinete in ihren Herrichafts: und Vergröße— 
rungsgelüften geleitet hat, und won denen die andere, in der eigentlich wifjenjchaftlichen Be— 
wegung, vorzüglich durch die Nechtsphilofophte fortgeführt wird. 

Die Entwidelung der Nechtöphilofophte oder des Naturrechts hat nad) den vornehm— 
ften Richtungen in verſchiedenen Schulen einen Verlauf genommen, der als ein natür- 
licher gefchichtlicher Fortgang betrachtet werden fann. Die gefchichtliche Durchbildung eines 
Princips oder einer umfafjenden Lebensidee vollzieht fich überhaupt in der Art, daß lange 
Zeit hindurch die weſentlichen Seiten nicht zugleich, fordern eine nach der anderen und 
oft in ſchroffer Gegenſetzung aufgefaht und dargeftellt werden, bis erſt ſchließlich das Prin— 
cip in feiner Totalität erfannt und alle gefchichtlich ausgebildeten Ceiten als bejondere 
Momente darin aufgenommen werden. Eine ſolche Fortbildung zeigt fih auch in der 
Entwidelung der Nechtö- und Staatsidee; der wahre Vollbegriff des Rechts und des 
Staats, der alle früheren theilweifen Wahrheiten in ſich aufnimmt, kann erft in einem 
höheren Stadium der wiffenfchaftlichen Forſchung gewonnen werden. 

Für die Gruppirung der vornehmſten naturrechtlichen Schulen laſſen fich, tim Abſehen 
von einer hier nicht weiter zu berührenden Uebergangszeit, welde die ſ. g. Vor— 
läufer von Hugo Grotius befaßt, drei Zeitabſchnitte aufftellen: 1) von Hugo Grotius 
bis Thomafins und Yeibnig, 2) bis Kant, 3) von Kant bi8 auf unfere Zeit. 

Der erfte Zeitraum begreift die Yehren von Grotius, Hobbes und Pufen— 
Dorf, welche, von der Annahme eines Naturftandes ausgehend, die Entftehung der Rechts— 
und Staatsorbnung auf gewilfe Triebe der menjchlichen Natur, ſei e8 auf den uninteref= 
firten Gefelligfeitötrieb oder auf den Egoismus, oder auf den intereffirten Gefelligkeitstrieb 
zurüdführen. Der Naturftand wird zwar auch als eine geſchichtliche Thatſache, jedoch 
vornehmlich als eine Hülfshypothefe zu dem Zwecke angenommen, um die Natur des 
Menſchen rein an und für fich ſelbſt, abgeſehen von allen äußeren Verhältniſſen, zu bes 
trachten, weshalb auch jeder Schriftfteler die Anficht, die er fich über die Natur des 
Menschen gebildet, in deſſen Naturftand hineinträgt. 

Hugo Grotins (1583— 1645) ward der Begründer Des neueren Naturrechts als 
einer felbftftändigen Wiſſenſchaft. Das Gefeg der Entwidelung überhaupt geht aber 
vom Ganzen in die Theile. Bom großen Ganzen der Völkerordnung kommt er in feinem 
berühmten Werfe (de jure belli ac pacis, 1625) zu den Unterfuchungen über die Grund— 
lagen des Rechts. Dem Bölferrechte will er eine humane Grundlage geben; ver 
Geift der Humanität war in ihm erwacht, um dem Yeichtfinn und der Noheit, welche 
in der Unternehmung und Führung der Kriege die Oberhand gewonnen hatten, Schranfen 
zu ziehen und um bie Völkerordnung auf fefte, humane, auch im Kriege noch zu achtende, 
rechtliche Grundlagen zu ftügen. Aus der Natur des Menſchen ſoll das Recht geſchöpft 
werben, jedoch nicht aus der thieriichen Natur, wie die römischen Juriſten wollten (jus est 
quod natura omnia animalia docuit), ſondern aus der, durch die Vernunft und die 
Sprache harakterifirten und in dem Gejelligfeitstriebe ſich befundenden, menfchlichen 
Natur. Das Wefen und der Zweck des Rechts kann daher nur in der Gefelligfeit Liegen, 
und Recht tft alfo, was durch die Vernunft als übereinftimmend mit 
der gefelligen Natur des Menſchen erfannt wird (. i. ib. I. cap. 1, 10, 
E. 12). Diefes Recht ift unabhängig von der Keligion, „ja es würde beftehen, felbft 
wenn angenommen wirde, was ohne Frevel nicht angenommen werden darf, daß es kei— 
nen Gott gäbe oder die menfchlihen Dinge feiner Yeitung nicht unterftänden.” So groß 
war die Macht des neuen Geiftes, der ein von der Neligion unterſchiedenes felbitftändiges, 
allgemeines, humanes Recht verlangte, daß felbft ein fo religiös gefinnter Echriftfteller die— 
ſem Bedürfniſſe den ſchärfſten Ausprud geben fonmte. Der Staat ift nad Grotius, wie 
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nach allen Naturſtandslehrern, durch Vertrag gebildet. Der Staat ſchafft jedoch nicht die 
Rechte, er hat die im menfchlicyen Weſen urfprünglich gegründeten, angeborenen Rechte, als 
Leben, Freiheit, Integrität u. |. w. zu ſchützen; aber nicht minder hat er das Wohl zu be- 
jorgen, und Grotius definirt den Staat (faft gleich mit Cicero) als die vollfommene 
Rechts-und Wohls-Gemeinſchaft freier Menſchen (coetus perfectus libero- 
rum hominum juris fruendi et communis utilitatis causa sociatus), Das Völ— 
ferrecht beruht auf den natürlichen gejelligen Beziehungen der Völker, es verlangt insbe: 
jondere den friedlichen gejelligen Verkehr; der Krieg ift aus den gleichen Gründen, wie die 
Selbfthülfe der Einzelnen, erlaubt; aber in der Führung des Krieges find auch gewiſſe 
Grundſätze der Humanität und Moralität zu beobachten (movon das ganze zweite Bud) 
handelt). Weberhaupt Toll die Menſchenliebe die höhere Richtſchnur bleiben, auch in dem 
Feinde, ja im Tyrannen und Räuber, nod) ben Menſchen ertennen laſſen und aud die 
Fürften beſtimmen, nicht blos auf das ihrer Leitung amvertraute Volk, ſondern auf das 
ganze menjchliche Geſchlecht Nücficht zu nehmen (non unius sibi ereditae gentis ha- 
bere rationem, sed totius humani generis). Auf diefe Weife war der humane Geift 
der neuen Epoche von Grotius in die Nechtöphilofophie eingeleitet worden. 

Der Gegenſatz zu Ddiefer Lehre ward gebildet durch die Theorie des Sngländers 
Thomas Hobbes (1588— 1679), welcher, im tiefiten Widermillen gegen die demokratiſche 
Bewegung feines Vaterlandes und von einer rein materialiftiichen Auffaffung des Men- 
hen ausgehend, die confequente Rechts- und Staatölehre des Materialismus entwidelt 
und den Abjolutismus der Staatögewalt ald die nothwendige Folge davon nachgewiejen hat. 
Der Menſch ift, nach Hobbes, ein rein finnlich-materielles Welen. Durch feine finnlihe Na— 
tur ift der Menſch nur von der Selbſtſucht geleitet. Die Selbftfucht des Einen kommt 
nothwendig in Conflict und in Kampf mit der Selbftjucht aller Anderen. Der Naturftand 
der jelbftfüchtigen Menfchen, mit dem urfprünglichen Rechte eines Jeden auf Selbfterhaltung, 
ift daher ein Krieg Aller gegen Alle (bellum omnium contra omnes). Der beredinende 
Berftand muß aber den Menfchen jagen, daß es beifer ift, diefem Zuſtande des Krieges 
und der Unſicherheit zu entſagen, auf das Recht auf Alles zu verzichten und durch Ver— 
trag eine, Allen überlegene, Staatögewalt zu ſchaffen, die nur als eine abjolute ihren 
Zwed erfüllen kann. Zur weiteren Conftruction diefer Staatögewalt greift dann Hobbes 
zu dem Begriffe der juriftiichen Perfon (persona civilis), Diefer hier nur im Grund- 
princip gezeichneten Yehre von Hobbes gebührt das Verdienſt, in der Wiſſenſchaft und im 
Leben die Logif des Materialismus (auch zu Nug und Frommen unferer modernen Ma— 
terialiften, wenn jie fich des logiſchen Denkens, als eines blos nützlichen „Surrogats“ für 
die finnliche Anſchauung, noch nicht entfchlagen haben) gezeichnet zu haben. Wer in dem 
Menſchen kein höheres Geiftprincip erkennt, welches, um mit Kant zu reden, einen 
Selbftzwang gegen die finnlichen Leidenſchaften übt, muß nothwendig in der Staatsgewalt 
eine um fo mächtigere äußere Zwangsgewalt Schaffen, und die Gefchichte Liefert den Beweis, 
daß überall, wenn der Materialismus um fich greift, die Selbftjucht vorherrſchend wird, 
oder die Peidenfchaften ſich in einer Revolution entflammen, der Abſolutismus, aud) wenn 
er den Äußeren Schein der Mitwirkung von Volkselementen bewahrt, immer den Abſchluß 
einer ſolchen Bewegung bilpet. 

Abgefehen von Spinoza (1632—1677), welder von feiner pantheiſtiſchen 
Lehre aus zu ähnlichen Nefultaten gelangt, das Necht, wie alles Sein, auf Selbfterhal- 
tung zurüdführt, in der Macht die Quelle des Rechts erblidt, nach welchen „Die Fiſche 
das Recht haben, zu ſchwimmen, die großen Fiſche das Recht, die Fleineren zu verzehren“ 
was denn befanntlicd auch vielfach im Staats: und Bölterleben zur Anwendung gekom— 
nen ift), jedoch durch den Stantövertrag für die Staatögewalt gewiſſe Schranfen und 
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Garantien für das geiftigsfittlihe und religiöje Leben gezogen wilfen will, wird die natur= 
rechtliche Entwidelung zunächſt durch Pufendorf weiter geführt. 

Samuel Pufendorf (1632— 1694) vereinigt in eigenthümlicher Weiſe die An- 
fichten von Grotius und Hobbes, indem er den Menfchen als ein aus Egoisinus geſel— 
liges Wefen betrachtet und aus den Pflichten diefer Gefelligkeit Die Rechte ableiten will. 
Das hauptfächlichfte Verdienft Pufendorfs befteht aber darin, das Naturrecht nach allen 
Theilen ſy ſtematiſch behandelt und das Privat: und öffentliche Recht ſcharf geſondert zu 
haben. Es ift zudem hervorzuheben, daß Pufendorf der erfte ift, der feine naturrechtliche 
Staatsanficht zur Härenden Prüfung des verwidelteften Staatögebäudes der neueren Zeit, 
des heiligen römiſchen Reichs deutſcher Nation, in feiner pfeudonymen Schrift (Severinus 
de Monzambano, de statu imperii Germaniei, 1667) verwertbete. Pufendorf Jah in dieſem 
Reiche ein monftröfes Zwittergebilde von Monarchie und Bund, welches die Nachtheile beider 
an ſich trage, ji immer mehr dem Staatenbunde nähere, beſonders von Defterreich aus— 
gebeutet werde und nur durch eine Kräftigung der einheitlichen Spige veformirt werden 
könne. Er wünfcht zwar, daß Defterreih auf die Beherrichung der deutjchen Yänder ver— 
Achten möge, warnt aber, dem Rathe eines anderen Schriftftellers (Philipp Chemnig) zu 
folgen, Oeſterreich zu zertrümmern, da dies nur mit Hülfe des Auslandes (Frankreichs 
und Schwedens) gefchehen könne, das fich feine Hilfe ficherlih auf Koften des Reichs 
werde bezahlen laſſen, und verlangt daher nur einen bleibenden Bundesrath (perpetuum 
eonsilium) mit einem fchnellen Gefchäftsgange, ferner volle Gleichſtellung der Confeſſio— 
nen, Berbefferung des Schulweſens, Säcularifirung der Klöfter und Vertreibung der 
Jefuiten. 

Gegen die ganze Richtung des neuen Naturechts traten verſchiedene Widerſacher auf 
(Selden, die beiden Cocceji, Alberti, Sedendorf u. A), welde das Recht in ftrengerer 
oder gemäßigterer Weiſe wieder vom Willen Gotted und von der Religion abhängig 
machen wollten; allein die neue Richtung blieb vorherrſchend. 

Der zweite Zeitraum wird gewöhnlich mit Thomafius begonnen; ev ift jedoch 
durch einen Gegenfag charakterifirt, der fid) im den Yehren von Thomaſius und 
Leibnig ausfpricht, indem der erftere eine fchärfere Unterfcheidung von Recht und 
Moral einleitet, der andere Das Necht in innige Beziehung zu dem höchften fittlichen 
Ziele, die Vervolllommnung des Menſchen und der menſchlichen Gefellichaft, zu fegen unter— 
nimmt. Diefer Zeitraum begreift auch die Lehre Rouſſeau's, welder aus der Natur— 
ftandstheorte, in Verwerthung der verfchiedenen Anfichten von Grotius, Hobbes, Pufen— 
dorf, jo wie von Pode und Wolf, die praktiſchen Nefultate für die Staatslehre zieht. 

TIhomajius (1655 - 1728) Hat befanntlidy zuerft Recht und Moral nach der 
Erzwingbarfeit der |. g. vollfommenen Nechtspflichten und der Unzuläffigteit des Zwangs 
bei den |. g. unvollfommenen moraliſchen Pflichten zu unterfcheiden begonnen. Gundling 
und Gerhard bildeten diefe Unterfcheidung faft bis zum Gegenfage aus, die begierig von 
der Jurisprudenz als ein bequemes Schlagwort aufgegriffen und faft bis auf den heu— 
tigen Tag beibehalten wurde, obwohl ſchon von Yeibnig und bejonders in neuerer Zeit 
nachgewieſen iſt, daß der Charakter der Erzwingbarkeit gar nicht dDurchgreifend uud zudem 
das Recht nicht aus der Erzwingbarkeit abzuleiten und zu erkennen it, ſondern erft bes 
ftimmt werden muß, was Recht ift und dann, nicht in allen, aber in vielen, bauptfächlich 
Vermögensverhältniffen, der Zwang als zuläffig ericheint. Thomaſius verfolgte aber bei 
diefer Unterjcheidung hauptſächlich den edlen Zwei, das fittlichereligiöfe Gebiet von ber 
Staatsgewalt unabhängig zu machen und diefe, nach dem von ihm aufgeftellten Territo- 
rialſyſteme (tm Gegenfage zu dem von Carpzov in Leipzig verfochtenen Conſiſtorialſyſteme) 
anf die Bewahrung des äußeren Friedens im ftaatlicen Territorium und auf das jus 
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eirca sacra zu befchränfen. Als ein muthiger Kämpfer für alles, was er als wahr, 
gut und vecht erkannt hatte, hat er fich insbefondere durch feine Bekämpfung „des Ver— 
brechens der Kegerei”, „des Herenglaubens” und ber Herenrichterei (Garpzov) ſowie ber 
„Tortur“ ein bleibendes Denkmal in der Gulturentwidelung Deutſchlands gefett. 

Leibnig (1646— 1716), welcher, gleich beim Beginne der felbftftändigen philo- 
fopbifchen Forſchung in Deutſchland, als ein Geftirn erfter Größe am geiftigen Himmel 
ericheint, und gewifjermaßen die Aufgabe des deutfchen Genius vorbedeutungsvoll in 
jeinem Syſteme des untverfellen Harmonismus anzeigt, ſucht auch in der Rechtsphiloſophie 
die Hauptfäden des nach verjchiedenen Seiten auseinander gegangenen Gewebes zu einer 
höheren Einheit zufammen zu faflen, ohne es jedoch auch hier zu einem ſyſtematiſchen 
Abſchluß zu bringen. Das Recht will er, wie das Wahre und Gute, auf Gott zurüdführen, 
nicht auf den Willen, ſondern auf das Weſen Gottes, das Recht überhaupt nicht als einen 
Willensd- und Machtbegriff, Tondern als ein weiſe ordnendes Princip auffafien, welches 
nach dem Endzwede des menfchlichen Lebens, der Vewolllommnung, als dem wahren 
Wohl, alle äußeren oder immeren Handlungen (nicht Gefinnungen) regelt, von der 
moralifchen Verpflichtung fich dadurch unterſcheidet, daß während diefe eine moraltiche 
Nothwendigkeit ift, das Recht eine moraliſche Möglichkeit, ein Dürfen, enthält. AL 
Recht will er jedoch überhaupt bezeichnen, was die Geſellſchaft der vernünftigen Wefen 
vervollkommnet (Sed tamen putem, justum esse quod societatem ratione utentium 
perfieit). Yeibnig hat ſich ebenfalls, wie Bufendorf, eingehend mit dem deutſchen Staats- 
weſen beſchäftigt, aber, wie ſchon der Name Caesarinus Furstenerius anzeigt, den er für 
eine Schrift (de jure suprematus ete.,; angenommen hatte, will ev eine Permittelung 
zwiſchen der zu ftärfenden kaiſerlichen Macht und den Fürften erzielen. 

Wolf (1679— 1759), welcher Yeibnigens philofophiiche Lehre überhaupt methodiſch 
zu einem Syſteme abzufchliegen unternimmt, dabei aber wichtigen Principien die Spite 
abbricht, hat auch das Yeibnigifche Vervolllommnungsprincip, in mehr eudämoniftifcher 
Umbildung, als Wohls- und Glüdfeligfeitsprincip, in breitefter Ausführung für alle Vers 
hältniffe des Rechts: und Staatölebens, zur Ausbildung gebracht. Sein Grundgedante 
ft, Daß das Necht nur als Mittel zur Erfüllung fittlicher Pflichten befteht, das 
Recht nur ein Dürfen, eine Befugnig ausdrüdt, ein Erlaubnißgeſetz ift, während 
die fittlichen Pflichten ein Sollen, ein Gebot enthalten. Der Staat hat das Wohl 
aller Glieder nad) ihrem Stande und Berufe zu fürdern; salus publica suprema lex 
esto; aber nicht Durch die Staatögewalt allein, jondern durch Mitberathung aller Bürger 
ſoll beftimmt werden, worin dies Wohl zu jegen ſei. Mit dem Vervolllommnungs- und 
Wohlsprincip geht dann Wolf in feinen jus naturale (9 Bde. in 4.) und im feinen 
„Bernünftigen” Gedanten (er hat über alles vernünftige Gedanken, „über Gott 
und die Welt, über die menſchliche Seele“, „von dem Thun und Laſſen der Menfchen“ und 
„von dem gefellichaftlichen Leben“) an die Betrachtung der ganzen Rechts- und Staatd- 
ordnung, um mit dem Yichte der Vernunft aufzuklären und die Wege der Berbefferung 
und Vervollkommnung zu weiſen. Es ift Ton geworden, über die naiven und trivialen, 
oft ins Kleinlichfte eingehenden, Verbefferungsvorichläge zu lächeln, allein man mag wohl 
bedenfen, dan es dem, oft nur zu jehr bei abftracten Principten verweilenden, deutfchen 
Geiſte ſehr zuträglich war, einmal ein Princip für alle Yebensverhältniffe durchgeführt zu 
leben. Die Leibnitz-Wolfſche Rechtsphiloſophie hat, wie keine frühere, die weitefte Verbrei= 
tung in allen civiliſirten Ländern Europas gefunden, fie gab dem im 18. Jahrhundert 
überall mehr oder weniger angefachten Streben nad Vervollkommnung der menfchlichen 
Zuftinde einen mächtigen Impuls, begünftigte überall die Aufflärungstendenz und wurde 
felbft eine wichtige Stüge und Handhabe für den ſ. g. aufgeflärten Abjolutisnus (Fried: 
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rich IT. und Joſeph IT.), der das Wohlfahrtsprincip auf fein Barmer ſchrieb, aber die 
von Wolf geftellte Bedingung, daß das Wohl durch Mitberathung der Bürger beftimmt 
werden folle, zur Seite jchob. 

Frankreich war e8 vorbehalten, dur Die Yehre Rouffeau’s, aus den vornehmften 
Grundprincipien des Naturrechts in eimfeitigfter Richtung die praktiichen Nefultate zu zie— 
ben. Diefe Yehre muß jedoch auch aus der ganzen Yage der geſellſchaftlichen Verhältniſſe 
Frankreichs, als ein wahrer Schmerzensichrei eined nach allen Seiten gefnechteten Volkes, 
begriffen werden, welches, nachdem der Abjoluttsmus, nach dem Frevelworte: ’Etat c’est moi, 
den Staat in ſich abjorbirt und von oben aus völlig zerrüttet hatte, nun den Staat vor fich 
aus wiederaufzubauen unternahm. Der ftaatlihe Bau ſelbſt {ft in der Richtung der politifchen 
Freiheit mißlungen, aber gewiſſe große Grundprincipien der freien individuellen Bewegung, 
im Gegenfage zu dem gefammten Govporationd- oder Zunftweien, find auf den wichtig. 
ften, beſonders wirthſchaftlichen, Gebieten in Frankreich zuerft, zum Segen dieſes Landes, 
zur praftifchen Durchführung gefonunen. Im Gegenfage zu feinem großen Zeitgenofjen 
Montesquieu (1689 — 1755), der in feinem berühmten Werke: Esprit des lois (1754) 
die Relativität aller rechtlichen und ſtaatlichen Verhältniſſe und Einrichtungen, ihr 
Bedingtjein von dem hiſtoriſchen Entwidelungsgange, von den Einflüffen der Natur und der 
ganzen fittlihen Cultur nachzuweiſen gefucht Hatte, jtellte Rouſſeau (1712—1778) in 
feinem: Contrat social (1762) einfache, rückſichtslos durchſchlagende, ablolute Brincipien auf, 
wie fie Die große Menge in den Schlagwörtern am leichteften begreift, fette freilich nur an 
die Stelle des fürſtlichen Abſolutismus den Abjolutismus der Demokratie, wobei die 
Anfichten Hobbes ihm dazu dienten, den Charakter der Abjolutheit der Staatögewalt zu 
Gunften der ſouveränen Volksgewalt zu verwerthen. Die Theorie Rouſſeau's wurzelt in 
dem Grundgedanken, daß beim Heraustreten aus dem Naturftande, von den Eins 
zelnen, die alle gleich frei geboren würden, ein Gejellfchaftsvertrag geichloffen ſei, in mel: 
chem ein Jeder alle feine Rechte ohne Vorbehalt an die Gemeinihaft abgetreten habe, 
um ebenso viel, mit dem Echuge der Gemeinfchaft, zurückzuerhalten. Durch diefen Vertrag 
ſei ein politischer Körper mit einem Allgemein=-Willen (volonte generale) geſchaffen, 
der von dem Willen Aller (volonte de tous) unterſchieden werden müfle. Diele Yehre vom 
Allgemein-Willen bilvet den Gentralpunft in Rouſſeau's Theorie (und ift ein Grundgedanke 
in der ganzen fpäteren geichichtlichen Entwidelung), iſt jedoch zugleid der ſchwächſte Punkt 
geblieben, indem es, wie überhaupt, To auch für Rouſſeau unmöglich war, durch irgend 
ein Nechenerempel (wie er es verfuchte) aus einer Summe von individuellen Willen einen 
Algemein-Willen zu finden. Bon großen praftiihen Folgen war es dagegen, daß bei 
diefer Lehre Rouſſeau vor allem darauf drang, daß im Staate feine Sonderfreife, feine 
Stände, Corporationen beftehen follten, weil dadurch der Einzelwille von der vechten Bahn 
zum Allgemein-Willen abgelenkt wirde. Der Algemein-Wille findet nah Rouffeau ſei— 
nen Ausdruck in der Volksſouveränetät; diefe iſt unveräußerlich, untheil— 
bar (daher feine Theilung der Gewalt, wie Yode und Montesquieu wollten), unver: 
tretbar (daher die Volksabgeordneten nicht Nepräfentanten, Tondern Mandatare find, 
deren Beſchlüſſe vom Volke wenigftend vatificirt werden müſſen), unbefhränft, weil 
der Allgemein-Wille nicht Unvecht thun fann, zwar die Freiheit nicht antaften Toll, aber 
dod Opfer verlangen darf, über deren Größe er allein zu enticheiden hat; fein Zweck als 
Staatszweck ift das Wohl (bien); nad dieſem Zwede hat er alles zu ordnen und feft- 
zuftellen, auch den religiöfen Glauben, wenn aud nur in Hinficht auf die gelellfchaftlichen 
Grundlagen und Principien, indem er in Bezug auf die Dogmen den Glauben frei läßt 
und nur ſolche Confeljionen nicht duldet, die jelber unduldfam find. So wurde von Rouſ— 
ſeau eine Theorie aufgeftellt, die tm weſentlichen feine Garantie für die Freiheitsrechte gibt, 
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eine Staatsallmacht ſchafft, die in der Beforgung des Wohles, bei der rechtlichen Gleichheit 
Aller, auch Allen die gleihe Wohlfahrt hätte zufichern müſſen; eine Confequenz, die auch 
fpäter in der Revolution durch den verfuchten Aufftand von Babeuf (1796) gezogen wurde. 
Es ift ein Gefeg aller gefchichtlichen Entwidelung, daß jedes einfeitige Princip bei der Ueber- 
treibung den Rückſchlag ins entgegengefegte hervorruft. Seit Ludwig XTV. ift in Frant- 
reich die Bewegung zwiſchen den Ertremen des fürftlichen- und Volksabſolutismus vorberr: 
ſchend geblieben; der Zauberfreis der Rouſſeau'ſchen Principien ift nicht durchbrochen worden 
und farm nur gelöft werden durch eine Yehre, welche über aller Souveränetät unantaft 
bare, fittlich-rechtlihe Principien anerfennt, und der Staatögewalt nicht den Atomismus 
ver, in ihrer Soltwung ſchwachen, Individuen gegenüberftellt, jondern die wahrhafte Glie- 
derung der Gemeinden und Provinzen für eine geordnete Selbftwerwaltung zur Geltung bringt. 

Der dritte Zeitraum erftredt fib von Kant bis auf unfere Zeit; 
er begreift die Lehre Kants, in welcher zwar das Recht weientlih als Freiheitsrecht auf: 
gefaßt, jedoch die Freiheit auf eine fittlihe Grundlage zurüdgeführt wird; diefer Zeitraum 
weiſt aber auch die Gegenftrömungen auf, welde in den großen Gulturländern: England, 
Frankreich, Deutſchland hervortraten, zunächſt in der politiich-hiftoriichen Schule (Burke) 
und in der theologischen Schule (de Maiftre) gegen die abftracten Freiheit und Gleiche 
heitöprincipien und gegen die Abtrennung des Rechts von der Sitte und der Religion; 
in Deutjchland, zuerft in mehr privatrechtliher Hinficht, in der eigentlichen hiſtoriſchen 
Schule (Hugo, Savigny), welche die abftracte, formell Logische Naturrechtswiſſenſchaft ver: 
wirft, und ſpäter, in ſpeculativer Richtung, in den Syſtemen won Schelling nnd bes 
ſonders von Hegel, welche den Subjectivismus überhaupt in der ganzen Rechts- und 
Staatsanſchauung befimpften. 

Kant (1724—1804) ift, in der Philofophie überhaupt, wie in der Rechtsphilo— 
fopbie, der Begründer einer neuen Epoche, welder das Grundprincip einer faft dreihundert— 
jährigen Bewegung, die fubjective Perfönlichfeit und Freiheit, die für alle Erkenntniß und 
Lebensgeftaltung die nächſte Quelle in fich ſelbſt ſucht, zum Ausgangspunfte und zum 
Endziele feiner Speculation machte, zugleich aber aud der Humanitätd- und Freiheits- 
richtung, To weit Dies vom Jubjectiven Standpunkte aus möglich war, den geläutertften Aus: 
druck gab. Bekanntlich vergleicht Kant die Aufgabe, die er fich ftellte, mit der des 
Kopernikus; auch er will durch die Veränderung des Standpunftes eine neue Anſchauung 
des Seins und Lebens herbeiführen; aber das Subject wird in den Mittelpunkt gejtellt ; 
nicht nach der objectiven Welt des Seins Toll fi das Denken und Wollen richten, ſondern 
umgefehrt, aus dem Denken und aus feinen urfprünglichen Formen, Begriffen und 
Ideen joll das Subject die Richtſchnur fir die Erkenntniß und Behandlung der Dinge und 
Berbältnifie entnehmen. Was aber die Kant’iche Yehre weientlich von jeder anderen Sub- 
jectwitätötheorie unterſcheidet, liegt darın, daß Kant in dem Subjecte Telbit ein Zwiefaches: 
die ſinnliche Seite, und ein Höberes, Unbedingtes, untericheidet, in dem äußeren Sinnen- 
menjchen (homo phaenomenon) einen inneren Ideal- oder Bernunftmenichen (homo nou- 
menon) nachzuweiſen unternimmt, der durch die Vernunftideen und Bernunftgelege alles 
regeln und zu einer höheren Einheit verknüpfen fol. Im der Vernunft eröffnet ſich nad) 
Kant eine Welt des Unendlichen und Unbedingten, die in der Idee Gottes, als des alle 
Realität in fich befaffenden Weſens (ens realissimum) die abſchließende Einheit findet ; 
aber, obwohl dieſes Welen das Ideal der Bernunft ift, it es mur eme Idee ohne 
objective Gewißheit und jeder Beweisform unzugänglic, weil nad Kant alle Begriffe und 
‚een, wenn fie auch nicht aus der Erfahrung ftammen, doc, um eine Erfenntniß zu 
gewähren, ihren Gehalt in ver Erfahrung nachweiſen müſſen, Gott aber fein Gegenftand 
der Erfahrung ift. Die theoretifche Vernunft vermag daher feine Gewißheit von der 
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Realität einer höheren Idealwelt zu geben. Aber zu diefer Idealwelt gelangt Kant von einer 
anderen Seite; die Freiheit wird ſich von ihrer Realität überzeugen, die Schwungfraft, 
wodurd der Geift ſich in die ideale Welt verfegen und Befit davon ergreifen fol. Die Ver: 
nunft, jagt nämlich Kant, ift nicht blos theoretifches Denk- und Erfenntnifvermögen, fie ift 
auch praktiich vernünftiges Wollen und Handeln; dieſes als Urfachlichkeitsvermägen erzeugt 
Wirkungen und Wirklichkeit; dad vernünftige Wollen und Handeln untericheidet fich 
jedoch von dem blos nach ſinnlichen Motiven und Trieben beftimmenden Handeln dadurch, daß 
das Gewebe oder die Reihe der finnlichen Handlungen dur einen Einſchlag aus der 
idealen VBernunftwelt, durch Vernunftideen, unterbrodyen und nad) den Ideen und Geboten 
. der Vernunft eine neue Reihe von Handlungen begonnen werden fan. Im diefer Macht 
der Eimwirfung der Vernunftideen auf das in der Sinnenwelt ſich vollziehende Handeln 
Viegt die Freiheit, durdy welche die Ideen in ihrer Berwirflihung und Wirklichkeit ers 
ſcheinen; die Freiheit ıft daher der reale Verbindungspuntt der überfinnlichen und finnlichen 
Welt, fie verknüpft das durch die Bernunftprincipien gebotene Sollen mit dem Wollen; 
fie ift aber auch der reale Anhaltspunkt, um von allen Ideen, von Gott, von der Uns 
fterblichfeit praftiiche Gewißheit zu gewinnen, welche die theoretiiche Vernunft nicht erlangen 
konnte, und Kant unternimmt es daher auch, den ſ. g. moraliichen Beweis für das 
Dafein Gottes aufzuftellen Diefe höhere Freiheit bildet die Grundlage für die Ethik 
wie für das Necht und ift daher nod) etwas näher zu erörtern. 

In der Freiheit gibt ſich zumächft als oberftes Vernunftgebot fund, das Gute rein 
um des Guten ſelbſt willen zu thun; es ift überall nichts zu denken möglich, fagt Kant, 
mas ohne Einſchränkung für gut fünnte gehalten werden, als allein ein guter Wille; 
dies Vernunftgebot ift unbedingt, ein fategoriiher Imperativ. Durd) dieſe Yehre 
bat Kant wieder die Neinheit des Sittengefeges begründet und alle die unveinen Gebilde 
vericheucht, durch welche der Eudämonismus in verfchiedenen Formen dem Wollen falfche 
Zielpunfte gegeben hatte. Das Vernunftgebot ift jedoch auch nur ein allgemein formales, 
es muß ebenfalls einen Inhalt aus der Erfahrung ſchöpfen; diefer wird für das Wollen 
durch die individuellen Marimen gegeben, wornad ein Jeder fein Handeln be 
ftimmt. Diefe Maximen müſſen mit dem allgemeinen formalen Princip in Einklang ges 
bracht werden, was in der Art gefchieht, daß ſich ein Jeder bei einer Handlung fragt, 
ob die Maxime, die er dabei befolgt, geeignet fer, zum Prineip einer allgemeinen Gefegs 
gebung erhoben zu werden. Demnach lautet das oberfte Gefe der Moral: „Handle fo, 
daf Die Marime deines Willens zugleich als Princip einer allgemeinen Geſetzgebung gelten 
könne.“ So fol, nad) Kant, das Subject, durch blos logiihe Prüfung binfichtlih der 
Berallgemeinerungsfäbigkeit feiner Marine, das Gefeg für fein praftiiches Handeln in allen 
Lebensverhältniffen finden , ohne in eine Fachliche Unterfuchung über das Gute und die Güter 
einzugehen. Die praftiiche Philoſophie wird dann von Kant eingetbeilt: in Moral (heute 
Ethik genannt), als Yehre von dem Guten, der Freiheit und den Pflichten überhaupt ; 
diefe Moral oder Sittenlebre ift die gemeinfame Grundlage der Ethik (heute 
Moral genannt) oder Tugendlehre und der Rechtslehre, weil die Wreiheit der 
gemeinlame Ausgangspunkt und aud das Eudziel für beide iſt. Die Freiheit ift nämlich 
in doppelter Beziehung zu betrachten, nad der immeren Triebfeder oder den Motiven 
und nad) ihrer äußeren Bethätigung ald® Handlung. Allgemeine fittliche Vernunft— 
forderung ift, daß die Freiheit überhaupt herriche in der Selbſtbeſtimmung des Menſchen, 
diefe wird aber gefährdet fowohl von innen durch das miedere finnliche Begehrungsver— 
mögen, als von außen Durch ftörende Eingriffe in unferen Freiheitsgebrauch. Beides ift 
mit dem Bermunftgefege im Wideripruche, der durd Die Entfernung der ftörenden Hinder— 
niffe gehoben werden muß. Im Inneren werden dielelben überwunden durch Selbft- 
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zwang, indem der Menſch im Kampfe der fittlihen Pfliht mit den finnlichen Trieben 
diefe beherricht ; in der äußeren Sinnenwelt dagegen, wo die Freiheit überhaupt als Will- 
für äußerlich erfennbar wird, müſſen die ftörenden Eingriffe, wenn nöthig, durch einen 
äußeren Zwang entfernt werden. Auf diefe Art des Freiheitsgebrauchs bezieht fich 
das Recht, welches daher „der Inbegriff dev Bedingungen ift, unter denen die Will— 
für des Einen mit der Willkür aller Anderen nah einem allgemeinen Geſetze der 
Freiheit zufammenbeftehen (coeriftiren) fan. Während die Tugendlehre Geſetze 
für die Triebfedern der Handlungen gibt, bezieht fi) das Net nur auf die Handlungen 
ſelbſt. Das Tugendgefeg richtet die Gefinmung, das Rechtsgeſetz die That. Das Necht 
verlangt nur Uebereinftimmung mit dem Nechtsgefeg, Yegalität, während die Moralität 
darin liegt, daß die Idee der Pflicht die Triebfeder tft, die Pflicht um der Pflicht willen 
geübt wird. Tugendlehre und Nechtslehre ftehen jedoch in inniger Beziehung ; die Tugend= 
lehre gebt überhaupt auf alles, was Pflicht ift, nimmt daher die Nechtspflichten in fich 
auf, infofern fie gebietet, daß diefelben auch in freier Selbftbeitimmung, aus Pflicht gethan 
werden; ihrerfeitd muß die Nechtölehre als oberſtes leitendes Princip anerkennen , daß 
der Menſch, welcher durch die VBernumftfreiheit eine Berjon ift, ftets als Selbftzwed 
geachtet, nie als ein bloßes Mittel gebraucht werde. Hierauf bezieht ſich das angeborene 
Recht der Freiheit, welde, als die gleiche für Alle, auch die formelle Gleich— 
heit enthält. ; 
Das Recht fordert zu feiner VBerwirklihung den Staat, und bildet für denſelben ve 

Vernunftzweck und die Schranfe feiner Wirkſamkeit. Der Staat ift eime Idee und For— 
derung der Vernunft; nicht das Wollen, fondern das Sollen beftimmt die Entftchung 
des Staates; es gibt daher auch einen rechtlihen Zwang der Einzelnen gegen die Ein— 
zelnen, um den Staat zu gründen, ebenfo wie es ein Zwangsrecht der gebildeten gegen 
die ungebilveten Völker gibt, um fie zu einem vechtlichen Völkerverkehr zu nöthigen. In 
der Idee wird ein Urvertrag zur Entftehung des Staates gefordert, welder, wenn auch 
nicht geichichtlich nachweisbar, doch ein Poftulat der Vernunft ift, zur Erklärung der wich: 
tigften öffentlichen Verhältniſſe. Nach dem ausdrüdlihen Zwede des Rechts ift der Staat 
Rechtsſtaat. Im der Organilation des Staates ift zu umterfcheiden die Beherr— 
ſchun gsform, nad den Perſonen, in Autofratie, Ariftofratie und Demokratie; nach der 
Kegierungsart, wie die Staatögewalt gebraucht wird, in republitaniihe und des— 
potiſche Regierung. Unter republikaniſcher Regierung verfteht jedoeh Kant diejenige, 
welche auf einer Theilung der Gewalt in Gefeggebung, Nechtiprehung und Bollziehung 
beruht; wo diefe Gewalten vermengt find, befteht Despotie. Der Staat hat ein Recht 
zu ftrafen, welches Kant, ‚gemäß feiner ganzen formalen Rechtslehre, mad dem Princip 
der Gleichheit daß „Jeder nach der Marime feines Handelns auch beftraft werde), als 
formelles, nicht materielles Wiedervergeltungsredt beſtimmt. — Auch die 
Bölter ftehen in rechtlichen Verhältniſſen. So wie das Heraustreten aus dem Zuftande 
roher Gewaltthätigkeit zur ftaatsbürgerlihen Verfaſſung geführt bat, To wird 
ein weiterer Fortichritt die Völker aus dem nur provifortichen, fortwährend durch Kriege 
geftörten, Zuftande zu einer weltbürgerlichen Verfaſſung, nicht unter einem Ober: 
haupte, fondern in einer Föderation, nad einem gemeinichaftlic, verabredeten Völ ker— 
rechte, führen. Um zu dem Ziele des ewigen Friedens (ſ. Kant's Schrift: Zum ewigen 
Frieden, 1795) zu gelangen, ftellt Kant mehrere Präliminar= und Definitivartifel auf, 
unter denen hier nur einige hervorzuheben find, als: die ftehenden Heere follen mit der 
Zeit ganz aufhören; es ſoll fi fein Staat in die Berfaffung und Regierung eines 
anderen Staates einmiſchen; die bürgerliche Verfaſſung in jedem Staate full reprälentativ 
(wder republifaniich in dem angegebenen Sinne) fein. Ber der Erläuterung des letten 
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Satzes zeigt Kant, wie ſchwer eine Vollsrepräfentation ihre Zuftimmung zu einem nicht 
nothwendig gebotenen Kriege geben würde, und es dürfte auch wohl in der Zukunft die 
befte Garantie des Friedens darin zu juchen fein, daß ein auf wirfiamen Rechten Des Re— 
präfentativförperö berubendes Repräſentativſyſtem zur Wahrheit were. 

So ift von Kant, aus dem Grunde der ſittlichen Perſönlichkeit, die Freiheit 
zum Princip des Rechts und des Staates erhoben und dadurch, im weſentlichen Unter 
ſchiede von der Rouſſeau'ſchen Theorie, der Freiheit ſelbſt eine fittlihe Grundlage gegeben 
worden. Der Contrat social hatte auf Kant einen großen Eindrud gemadt; das von 
Rouſſeau aufgeftellte Problem des Allgemein-Willens wird aber von Kant in viel tieferer 
Weiſe dadurch zu löſen unternommen, daß er in dem empirifchen Menſchen und Willen, 
bei dem Rouſſeau allein ftehen bleibt, einen höheren Ideal-Menſchen und ein Ver— 
nunftgebet erfennt, das gefeggebend für die empiriichen Willensbeftimmungen fein joll. 
Freilich wird auch diefer zur Bernunft erhobene Allgemein-Wille von Kant blos formell 
logijch, das Gute nur ſubjectiv ald guter Wille aufgefaßt und es mangelt dem Kant'ſchen 
Syſteme eine objective Güterlehre, ohne welche jede Rechts: und Staatslehre ſich in 
Formalismus verlieren muß. Die Freiheitslehre Kant's kann jedoch als ein nothwendiges 
Stadium im der rechtsphiloſophiſchen Entwidelung betrachtet werden; fie läßt Das Recht 
aus der innerſten Grundkraft der Perfönlichkeit entjteben, ftellte der, ohne den Bulsichlag 
der Freiheit erichlaffenden und der Staatsallmacht großen Vorſchub leiſtenden, Wohlfahrtss 
Ichre Wolf's das Princip der Selbftbeftimmung entgegen, verlangte vor allem Freiheit, 
durch welche danı ein Jeder jelbft nach eigenem Ermeſſen jich fein Wohl bereiten und, 
um mit Friedrich II. zu veden, nach feiner Fagon felig werden könne. Der Polizeiftaat, 
welcher Wolf's Ideal geweien war, follte durch den Recht ssſtaat erlegt werden, der nur 
das Recht zu verwirklichen, d. i. das Goeriftenzialverhältnißg der Freiheit aufrecht zu er— 
halten habe. Aber gerade diefe Staatölehre Kant's erlitt den erften Schiffbruch in der 
Wiſſenſchaft. Es mußte ſich bald die Unmöglichkeit hevausftellen, den Zweck des Staates 
auf Das (jo eng aufgefaßte) Recht zu beichränfen; aber, anftatt den Irrthum im dem zu 
eng und zu einleitig aufgefaßten Rechtsbegriff zu ſuchen, griff man zu der leichten umd 
umvilfenfchaftlichen Aushülfe, den Rechts- und Wohlfahrtözwed äußerlich zu verbinden umd 
dem Staate einen doppelten Zwed beizulegen. 

Die eigentliche Rechtölehre Kant's ift Dagegen bis auf den heutigen Tag, namentlich 
für das Privatrecht, vorherrſchend geblieben. Und doc) leidet diejelbe an großen Mängeln. 
Das Grundgebrechen Liegt in dem abftracten Formalismus, der ganz abjehen läßt von 
den fachlichen Lebensverhältniſſen und Güterzwecken, für welche die Freiheit, die doch über- 
haupt nur ein Werkzeug für vernünftige Zwecke ift, ſich zu bethätigen bat. Ein anderer 
weientlicher Mangel liegt in dem blos beihränfenden und nmegatwen Charakter des 
Nectsprincips, nach welchem das Necht der Freiheit eines Jeden nur die, zum Zweck der 
Coexiſtenz der Freiheit Aller nothwendigen, Grenzen ziehen ſoll; allein die Rechtswiſſen— 
ſchaft bedarf, wie Schon Feuerbach (Kritit des natürlichen Rechts, 1806) hervorgehoben, 
eines Nechtöbegriffes, der eine pofitive Berechtigung gewährt; denn, mag Dies aud von 
manchen Lehrern des pofitiwen Rechts nicht Scharf gemug erkannt werden, das  pofitive 
Moment ift das Prius und das negative mur eine notwendige Folge, indem 3. B. in 
dem Eigenthumsrechte dem Eigenthümer eine pofitive Macht und nur folgeweiſe aud das 
Recht auf Nichtgeftörtwerden oder auf Ausichliefung Anderer gegeben iſt. Dennod iſt 
dieſe beſchränkte Rechtsauffaſſung Kant's die vorherrichende geblieben, und am meiften in 
der pofitiven Rechtswiſſenſchaft verbreitet worden, weil fie mit den Principien des römischen 
Rechts den nächften Zufammenbang hatte. So kommt 3. B. ſelbſt Savigny, obwohl 
er die Quelle „Des Nechts, iiber das individuelle Subject hinaus, in dem gemeinſamen 
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Lolfsgeifte, in dem Geſammtwillen, der injofern (?) auch der Wille des Einzelnen iſt,“ 
ſucht Syſtem des h. röm. Rechts, Bd. I. ©. 114), da, wo es fich um eine wiſſen— 
Ihaftliche Beftimmung des Begriffs handelt, der nun einmal nicht aus der Gefchichte zu 
entnehmen ift, über die Kant'ſche Auffaffung nicht hinaus, wenn er das Recht ald „pie 
Negel bezeichnet, wodurch die unfichtbare Grenze beftimmt wird, innerhalb welcher das 
Tafein und die Wirkſamkeit jedes Einzelnen einen ficheren freieren Spielraum gewinnt‘ 
a a. O. ©. 331). Celbft Stahl, der jedenfalls den Fortfchritt gemacht hat, den 
inneren Zwed oder die Beftimmung (r&Aog) der Pebensverhältnifie als das oberfte Princip 
oder vielmehr als die Richtſchnur für das Necht zu erfennen, ftellt diefem doch auch mur 
die Aufgabe, dieſen inneren Zweck als die fittliche Idee eines jeden Yuftituts „in ihrer 
äußerften Grenze zu wahren‘, jo daß auch hier das Recht nur als grenzregulivendes 
Princip aufgefaßt if. Aber es liegt darin nur eine Seite der Aufgabe des Rechts, 
welches nicht nur die Grenzen umd Goeriftenzialverhältniffe zu regeln, fondern auch die 
Normen für die öffentliche und private Förderung der Pebenszwede aufzuftellen hat. 

Kant's Rechtslehre erhielt durch Fichte, (1762— 1813) (f. meine Feftrede: Fichte's 
politifche Lehre u. j. w, 1862), in der erften Periode infofern eine nicht glüdliche Um— 
bildung, als das Recht wieder fchroff von der Moral abgejondert wurde. Später erhob 
ſich jedoch Fichte, über das Princip des Subjectivismus hinausgehend, zu der Grund— 
anfhauung der Gefellichaft als einer göttlichen Yebensordnung, die nach dem in allen 
Geiſtern waltenden Vernunftgefege durch menſchliche Freiheit verwirklicht werden ſoll. Sein 
Deal war nım eine göttliche vernunftfreie Ordnung als die wahre Theokratie. 

In Oppofition und bewußter Reaction gegen die Grundprincipien der ganzen 
bisherigen naturrechtlichen Entwidelung und gegen ihre praftifchen Conſequenzen in der Rechts— 
und Staatsorbnung, wie fie hauptſächlich in der franzöfiichen Revolution hervorgetreten 
waren, bilven fich faft zu gleicher Zeit die hiſtoriſche und die theologische Schule, 
letztere zuerft in der katholiſchen Richtung, durch ihre erften Nepräfentanten, den ſardi— 
niſchen Grafen Joſef de Maiftre (1754— 1821) und den Abbe de Bonald (1754— 
1840), fpäter durch Adam Müller u U; in der proteftantifchen Richtung unters 
nahm es in nenefter Zeit bauptfählih 9. Stahl, die gefammte Rechts- und Staats- 
ordnung, ſei e8 auf die pofitive Neligion, oder doch auf das höchſte veligiöfe Princip, die 
göttliche Berfönlichkeit zurüdzuführen. Endlich trat der Kant'ſchen und Fichte'ſchen Lehre, 
in rein philofophifcher Entwidelung, die Tpeculative Rechts- und Staatölehre Schel— 
ling's, bauptfächlich. aber Hegel's entgegen. 

Die Hiftorifche Schule erhielt ihre Begründung von zwei Seiten, in gemaltigem 
Kampfe gegen die Grundprincipten der franzöfiichen Revolution durch Edmund Burke im 
engliichen Barlamente, und von mehr privatlichen Gefichtspunkte aus durch Hugo und 
Savigny. 

Burfe (1730 — 1797), der ebenio mie Schiller mit politiibem Scherblide den 
Endausgang der Revolution vorausfagte, fette (Reflections on the revolution in France 
1790) der aprivrischen Gonftruction des Staates das Princip einer ftetigen organifchen 
Entwidelung entgegen, welche feine Reformen ausſchließe, aber nur in Beachtung aller ges 
gebenen hiſtoriſchen Verhältniſſe vor fich gehen jolle. 

In Deutfchland wurde die privatrechtlich-hiſtoriſche Schule durch Hugo (1768— 1844) 
(in der Beurtheilung von Schloſſer's Briefen über das allg. preuß. Yandrecht in den Göttinger 
Anz. Ar. 110, 1789) mehr polemifch angebahnt, und erft ſpäter durch Savigny (1779— 
1861) auf allgemeine Principien zurüdgeführt. Die Berdienfte diefer Schule find hinlänglich 
befannt Es möge hier nur die Grundrichtung derfelben hervorgehoben werden, die dahin geht, 
die Quelle des Rechts⸗ und Stantölebens nicht im einzelnen Subjecte und in der indi— 
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viduellen Vernunft, fondern im Geſammtbewußtſein des Volkes zu ſuchen und 
mit dem Bolfsleben in den Fluß der gefhichtlichen Entwidelung zu ftellen, zugleich aber die 
ganze Geftaltung des Rechts und Staates in ihrem Zuſammenhange mit dem gefammten Gul= 
turleben, in ihrem organischen Charakter aufzufaſſen. Es ift hier nicht der Ort, den Ein- 
fluß nachzuweiſen, den die Schelling'ſche Philofophie, welche den Begriff des Organiſchen wieder 
zuerft jcharf beftimmte und zum Bewußtfein brachte, auf die Bildung diefer Anfchauung 
ausgeübt hat; es war jedoch das große Verdienſt diefer Schule, fie in hervorragenden 
Werken auf vielen Gebieten der Rechtswiſſenſchaft durchgeführt zu haben. Aber auch dieſe 
Grundanſchauung bildet nur eine, früher unbeadhtete, Seite, keineswegs aber den vollen 
Begriff Des Rechts und des Staated. Das Vollsbewußtſein it ebenfo wenig die Quelle 
des Rechts als das Einzelbewußtjein. Bewußtſein iſt ſtets nur die geijtige Wiederfpie- 
gelung der Lebenszuftände, um zu erfennen, ob dieſe gut und recht oder fchlecht und 
materiell unrecht und zu veformiren find, muß man eine Richtſchnur oder Norm der Prü— 
fung befigen, die in dem Spiegel jelbjt wicht liegt. Es verhält fid) mit dem Gefammt- 
bewußtjein des Volfes wie mit dem Rouſſeau'ſchen Allgemein = Willen (auch Savigny vedet 
öfter vom Gefammtwillen); wie Diefer ſich praftiich in den Willen Aller und des Einzelnen 
auflöſte, jo feste fich an die Stelle des Geſammtbewußtſeins des Volkes das Bewußtſein der 
einzelnen Yuriften, bei denen man jicherlich öfter jagen fonnte: Was ihr das Volksbewußt— 
fein heißt, das tft im Grunde des Herrn eigener Geift, der nur im Bolfögeift ſich bes 
ſpiegelt. Daß aus diefer Quelle fein Princip des Rechts geichöpft werden fann, hat 
Savigny jelbft dadurch anerfannt, daß er zu der Kant'ſchen Rechtsauffaſſung zurüdgriff. 
Auch die nationale oder voltstbümliche Seite des Rechts ift nur ein einzelnes wichtiges 
Moment. So wie das Bol nur ein Glied der Menjchheit ift und in feinem phyſiſchen 
Typus und Antlige die Grundzüge eines menjchlichen Antliges wiederjpiegelt, jo iſt auch 
jedes Volksrecht mur ein eigenartiger Typus des allgemeinen menſchlichen Rechts, das aus 
dem menſchlichen Weſen überhaupt zu jchöpfen ift. In welchen Widerſpruch ſich zu— 
dem die bifteriihe Schule mit dieſer Auffaffung der Vollsthümlichkeit des Rechts da— 
durch geſetzt hat, daß fie, im umpaflender Vergleihung mit der Verbreitung des 
Chriftenthums (welches als Religion an fi chen eine allgemeine menjchliche Tendenz 
bat), die Reception des römischen Rechts begründen und daſſelbe ald eine Art Offen- 
barungs-, ja als „Weltreich“ darftellen wollte, iſt jchen öfter, neuerdings wieder von 
Ihering heruorgehoben worden. Das Hauptverdienft der Schule bleibt, den Sinn für die 
geihhichtliche Betrachtung und Behandlung des Rechts überhaupt gewedt und lebendig ers 
halten zu haben. Das geſchichtliche Moment bilvet jedoch nur eine Seite des Rechts; fo 
wenig dafjelbe blos in ftarre logiihe Formen gebannt werden darf, jo wenig darf man 
dafjelbe in das tete Werden, in den Fluß der Geichichte ftellen; die Bewegung muß auf 
einer bleibenden feften Grundlage vor fich geben. Die theologische Schule erkannte bier 
richtiger, daß alle Yebens= und Nechtögeftaltung einen feften Ruhepunkt haben müſſe. 
Wie Platon die Zeit das bewegliche Bild der Ewigkeit nannte, jo iſt auch alle Rechts— 
und Staatsentwidelung im Fluſſe der Zeit auf ewige Grundlagen des Rechts zurüdzus 
führen. Endlich iſt der organiiche Charakter des Rechts- und Staatslebens von der 
hiſtoriſchen Schule nur nach einzelnen Momenten, im dem wichtigften Punkte gar nicht, 
begriffen worden. Abgeſehen davon, daß fie, wie Schelling, das Ethiſch-Organiſche in 
jeinem vorwaltenden Charakter der Freiheit nicht gehörig vom Natürlich = Organiichen und 
feinem Geſetze der Notwendigkeit unterichied, jo wurde einerfeits zwar das Recht als eine 
organiiche Function im geſammten Gulturleben und der Staat ald eine organiſche Geftalt 
des Volkslebens bezeichnet, aber e8 wurden weder das Weſen diefer Function, noch Die 
Grundzüge dieſer Geftalt dargelegt; andererfeits ift die Schule bei der Betrachtung der 
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organischen Entwidelung des Rechts- und Staatölebens auf halbem Wege ftehen geblieben. 
Sie hat richtig erkannt, daß das Recht wie alle Culturgebiete, befonderd wie die Spradye, 
zuerft eine mehr unbewußte Schöpfung eines Vollsgeiſtes it, daß in einer erften Periode 
das Volks-Ganze felbft als der rechtsbildende Factor und Träger des Rechts in der Bil— 
dung des Gewohnheitsrechtes wie in der Gefepgebung und in der Urtheilsſprechung ers 
ſcheint, daß in einer zweiten Periode fih befondere Organe bilden, die vornehmlid in 
dem Juriftenftande als Nepräfentanten des Rechtsbewußtſeins fich fund geben und nun 
diefer Yuriftenftand der eigentliche Träger der Rechtsbildung wird. Bet diejer Periode, 
deren Charakter auch für unfere Zeit in Anfpruch genommen wurde, ift die Schule ftehen 
geblieben und die dritte höhere, den eigentlichen organiichen Abſchluß bildende Periode ift 
gar nicht begriffen worden. Gerade im wahren und vollen Begriffe des Organismus 
‚liegt aber, daß nicht mur in einem Ganzen allmählig fich fin die verfchiedenen Yebens- 
functionen befondere Organe bilden, fondern daß diefe Organe, wenn fie fich auch längere Zeit 
in einer eimjeitigen gefchichtlichen Entwidelung vom Ganzen abheben, doch mit dem Ganzen 
wieder in inmige Beziehung zu fegen find. Daraus folgt dann, daß die Staatögewalt, welche, 
als Gentralorgan, fic oft mit dem Staate identificirte, und daß der Juriſten- oder Beamten= 
ftand, welcher ſich als den vollgenügenden Nepräfentanten des Nechtö- und Staatsbewußtſeins 
betrachtete, doch in einer Dritten Periode, ohne ihre jelbftftändige Stellung zu verlieren und 
in der Volksgeſammtheit unterzugeben, durch alle Newen in allen weſentlichen Functionen, 
in der Geſetzgebung, in der Verwaltung und Rechtspflege, Civil- und Eriminalrechtspflege, 
durch geordnete Mitwirkung einer Bolförepräfentation oder volfsthümlicher Elemente zur 
richtigen Lebendigen Vermittelung mit dem Volksbewußtſein verknüpft werden müſſen. Diefe 
Vermittelung in richtiger und vollfommener Weife zu erzielen, iſt jegt die vornehmfte 
prattifche Aufgabe im Rechts- und Staatöleben, und der Standpunkt der hiftorifchen 
Schule, die in jo fonderbarer Weife ein Organ für den ganzen Organismus, den Theil 
für das Ganze fegen wollte, überwunden. Das Geichichtliche bleibt ſtets eine weſentliche 
Seite alles Rechts, muß aber mit der philoſophiſchen Auffaffung zu einer philoſophiſch— 
geſchichtlichen Grundanſchauung von Recht und Staat verknüpft werden. 

Etwas früher als die eigentliche hiftoriiche Schule war, in Tpeculativer Richtung, 
eine Oppofition gegen den Eubjectivisinus der vorhergehenden Naturrechtslehre von Sch el- 
ling (1775—1854) angebahnt worden, der ſchon in den Borlefungen über das alademifche 
Studinm (1802) den Kormalismus der Kant'ſchen Yuriften, „Das Schnappen nach einzelnen 
Begriffen“, anftatt einer höheren Totalauffafjung ſcharf rügte und vor allem auf die Noth— 
wendigkeit einer organischen Auffafjung des Rechts und Staates hinwies, wenn gleich dies 
jelbe in den Hauptpunkten jehr unklar blieb. Dagegen wurde von Hegel (1770— 1831) 
eine durchgebildete Lehre von Recht und Staat aufgeftellt, welche einen tief eingreifenden Ein= 
ug auf die Entwidelung der Rechts- und Staatsanfichten ausgeübt hat. So wie das 
Syſtem Hegels eine eigenthümliche Verbindung des Schelling'ſchen und Fichte'ſchen Syſtems 
it, indem das Abfolute nicht als ruhende Subſtanz, jondern als ein dialektiſcher Proceß 
der Selbftentwidelung vom höchften Sein an fich, Durch die äußere Erjcheinung der Ratur und 
durch die Berinnerlichung im Geifte, in der höchſten menjchlichen Vernunft bis zum Selbftbe- 
wußtſein aufgefaßt wird, jo werden auch Recht und Staat ald Stadien in diefem Entwides 
lungsproceſſe begriffen, und Hegels Yehre hat mit der hifteriichen Schule den Grundcharakter 
gemein, Recht und Staat in den Fluß der Entwidelung zu jtellen, allerdings mit dem 
großen Unterfchiede, daß an die Stelle des Volfögeiftes und Volksbewußtſeins der abjolute 
Weltgeift und das abfolute Bewußtſein tritt, und daß, was befonders heworzubeben it, 
Hegel ſich nicht mit den allgemeinen Bewußtſeinsbegriffe begnügt, Tondern die verſchiedenen 
Stadien der Yebend- und Bewußtjeinsentwidelung auch im Rechte und Staate nad) 
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grumdbeftiinmenden Momenten oder Kategorien darzulegen unternimmt. Ohne bier näher 
in dieſe Lehre einzugehen, müſſen wir doch den Grundgedanfen hervorheben, durch weldyen 
der Subjectivismus überwunden werden joll, daß nämlich wie in der Welt überhaupt, jo 
aud) in der Entwidelung des Rechts- und Staatölebens das Walten einer allgemeinen 
göttlichen Vernunft in einer objectiven, den Dingen und Berbältniffen ſelbſt inwohnenden, 
Logik begriffen werben fol, die fi auch unbemuft als die herrichende Macht fund gebe 
und den wahren Allgemein-Willen bilde, den Rouffeau (ſ. Hegels Philofephie des Rechts 
©. 314) vergeblich gefucht habe. Eine fo große Bedeutung wir auch diefem Gedanken 
beilegen müſſen, fo ift doch darauf hinzumerfen, daß in dem Hegel'ſchen Syſteme, bei ſei— 
nem tm wmefentlichen pantheiftiichen Charakter, im Menfchen die Perfönlichfeit als ein, 
vom göttlichen Wefen umnterfchiedenes, ewiges und über den Tod hinaus bewußt 
fortdauerndes Princip feine Anerkennung findet und dadurdy in der Rechts- und Staat- 
Lehre eine, der früheren ſubjeetiven Richtung entgegengefetste, Einfeitigfeit, in der die ganze 
Entwidelung der menſchlichen Geſellſchaft beherrſchenden objectiven und abjoluten Vernunft 
zur Geltung gebradjt wird. Daraus ergaben ſich denn auch mit ftrenger Gonfequenz die 
befannten Säge: daß alles, was vernünftig, wirklich, und alles, was wirklich, vernünftig 
it, indem der menschlichen Freiheit gar kein Spielraum für etwaige Abirrungen gelafien 
wurde. Das Recht, weldes der Sphäre des objecttw gewordenen Geiftes angehört, wird 
von Hegel als die „Idee der Freiheit, als Verwirklichung der Freiheit über: 
haupt” gefaßt, darin gelegt, daß ein Dafein überhaupt: Dafein des freien Willens ift. 
Abgeſehen davon, daß diefe Freiheit mit Nothwendigfeit won der göttlichen Vernunft ver 
wirflicht wird, hat die Kant'ſche Auffaflung eine weſentliche Aenderung dadurch erfahren, 
daß das Necht nicht mehr eine Schranke für die Freiheit, ſondern die Freiheit ſelbſt in 
der Idee fein fell; allein wenn der Begriff des Rechts bei Kant zu eng, Jo tft er ven 
Hegel zu weit gefaßt und dabei überiehen worden, daß das Recht nicht Die Freiheit ſelbſt 
als das fittliche Vermögen, jondern ſtets eine Regelung der Freiheit, in negativer oder 
pofitiver Hinficht oder im beiden Momenten zugleich ift, die Nichtichnun und dev Miodus der 
Kegelung aber gar nicht angegeben ift. In der Staatölchre Hegels kann man, wie in 
defien Lehre überhaupt, den Abſchluß einer großen philofophiichen und Gulturepoche er- 
bliden. Die neuere Epoche beginnt in der Philofophie mit dem Selbſtbewußtſein (cogito, 
ergo sum) des Gartefins, bekundet in ihren ganzen Berlaufe Das Streben der Men 
ichen und Bölfer, zu einem Elaveren Bewußtſein ihres Welens, ihrer Freiheit und aller 
der Freiheit gelegten Ziele zu gelangen, und im Syfteme Hegels erhält die Philoſophie 
die Aufgabe, den Bildungsgang des durdy die Natur und die geiftige Welt ſich entfalten- 
den, in der menjchlichen Bernunft fich für fich felbft zufammenfafienden, Selbſtbewußtſeins 
Gottes darzulegen ; ebenfo beginnt audy die neuere Gefellihaftsentwidelung damit (ſ. S. 18), 
daß der Staat, als der dynamiſche Mittelpunkt der ganzen gefellfchaftlichen Bervegung bes 
trachtet, mit der Gejellfchaft ſelbſt meiftens iventificrt wird, auch im Fortgange der ges 
ſchichtlichen Entwidelung das vornehmfte Ziel aller Beftrebungen und Reformen bildet, 
im Hegelfchen Syſteme aber gleichfalls eine Apotheofe erhält, indem der Staat als die 
einheitliche, alles, auch Religion und Kirche, in ſich abichliegende und überragende Spitze 
der ganzen Geſellſchaft, „als göttliher Wille, als gegenwärtiger, ſich zur wirklichen Geftalt 
und Organifation einer Welt entfaltender Geiſt“ aufgefaßt und ausdrüdlic verlangt 
wird, daß man über der Idee des Staates nicht befondere Staaten, jondern vielmehr die 
Idee, diefen wirklichen Gott, für ſich betrachte. Die Forderung des germanifchen 
Geiftes, Die zuerft der Kurverein zu Renſe (1338), dann beftimmter Yuther (ſ. unfere 
Rechtsphiloſophie, 1869, ©. 91) formulirt hatten, dag der Staat als eine unmittel- 
bare göttliche Ordnung erfannt werden jolle, wurde durch Hegel in einer das Göttliche 
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und Menſchliche überhaupt identificirenden, pantheiftiichen Weiſe erfüllt. Dieſe Grundauf— 
faſſung Hegels konnte nur zu einer, die Selbſtſtändigkeit und Freiheit der beſonderen 
Lebens⸗ und Culturgebiete im hohen Grade gefährdenden, Staatsallmacht führen, und 
ebenſo mußte die Yehre von dem dialeftiichen, auch das ganze Rechts- und Staatöleben 
ergreifenden, Entwidelungsproceffe des abloluten Geiftes alle feften Principien, alle urfprüng- 
lichen, natürlichen Rechte preisgeben und gleichfalls in den Fluß der Entwidelung ftellen. 
Hegel hat zwar den Staat umd die in ihm thätige bürgerliche Gefellichaft unterfchie- 
den, aber nirgends find feſte Grundläge zur Regelung des Verhältnifjes des Staates zu 
allen anderen gelellihaftlichen Yebens=- und Gulturgebieten aufgeftellt. Socialismus Tag 
ficherlich dem Gedanken Hegeld fern; aber in feinem Syſteme ift demſelben grundfäglid 
kein Riegel vorgefhoben. Daraus erklärt es ſich, daß Yafjalle (im feinem jedenfalls 
ſehr beachtenswerthen Werke: Syftem der erworbenen Rechte u. |. w., 2 Bde 1861) von 
der Grundanichauung Hegeld ausgehen und, alles dem Entwidelungsproceß unterwerfend, 
dad Dafein wohlerworbener Rechte leugnen konnte, und daß er Ipäter in anderen, auf 
das volfswirthichaftliche Gebiet ſich beziehenden Schriften, Die aus der Staatsomnipotenz 
abgeleiteten Principien aufftellte, melde Zwei, Macht und Wirkungsfreis des Staates 
gänzlich werkennen, dem Arbeiterftande ungebührlice Anfprüche an den Staat verleihen 
und die jetzige, noch immer ſich ausbreitende bedenkliche, Bewegung in einem Theile des 
Arbeiterftandes hervorgerufen haben. Auch die Unbeftummtbeit, welche ein großes Syſtem 
binfichtlich wichtiger Fragen beftehen läßt, iſt ſchädlich, und es kommt gewöhnlich eine 
Zeit, wo fie in ihren üblen Folgen hervortritt. 

Das Hegel'ſche Syftem fann, wie bemerkt, als der Hochpunft in der ganzen geiftigen 
Entwidelung der neueren Zeit feit Cartefins betrachtet werden. Die Auflöfung des 
Syſtems ift ſeit längerer Zeit eingetreten und das Bedürfniß einer neuen Grundlegung 
der Philoſophie von vielen Seiten erfannt. Schon in der Blüthezeit der Schelling’ichen 
und Hegel'ſchen Speculation wies Kraufe (1781 — 1832) auf die Nothwendigfeit hin, 
die Kant'ſche Arbeit durch eine ftrenge analytiiche Durchforſchung des gefammten, in dem 
Bewußtſein ſich wiederfpiegelnden, Erfahrungsgebietes ald nothwendige Unterlage für den 
mit dem höchſten Princip, Gott, beginnenden ſynthetiſchen oder metaphyfiichen Theil wie— 
der aufzunehmen. Es ift hier nicht der Ort, dieſes Syſtem näher zu charakterifiren (ſ. 
unfern Art.: Kraufe im „Staatöwörterbuche” und im „Staatsleriton‘). Da aber die 
folgende Darftellung der philofophiichen Rechts- und Staatölehre fich auf dieſes Syſtem 
ftügt, diefe Entwidelung jedod von den metaphyſiſchen Principien abzufehen und in rein 
analytifch = pſychologiſcher und ethifcher Betrachtung des menschlichen Weſens die Erkenntniß 
der Rechtöidee zu gewinnen hat, jo muß wenigftens als ein Grundcharakter diefes Syſtems 
bervorgehoben werden, daß in der menſchlichen Perſönlichteit ein ewiges und unfterbliches, 
von Gott unterjchiedenes, geiftiged Princip bewußten Lebens begriffen, aber in innige Be— 
ziehung zu Gott und zu der ganzen objectiven Welt- und Lebensordnung gejett, daß ferner 
die Gefchichte mit dem gejammten Erfahrungsgebiete wieder al8 ein jelbftftändiges Wiffens- 
gebiet aufgefaßt, jedoch wit den in Bernumftforihung gewonnenen iveellen Principien 
zu einer iveal= realen Wiſſenſchaft verknüpft wird. Auch das Necht wird metaphyſiſch 
ald ein in Gott gegründetes Princip, die Rechtsordnung als ein Beitandtheil der gött- 
lichen Welt und Yebensordnung begriffen, und diefe höhere ethiſch-organiſche 
Auffafjung fcheint uns den Charakter der oben bezeichneten neuen geichichtlichen Pertode 
zu bilden, in welcher die Rechts- und Staatsordnung als eine göttliche und zugleich 
menfchlich= freie, im gefchichtlicher Entwidelung und unter dem Einfluffe der gelammten 
menfchlichen Gultur fortjchreitende, Ordnung begriffen wird, in welcher das * die Auf⸗ 
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gabe hat, in dem großen Geſammtorganismus Des in Religion, Sittlichfeit, Wiſſeuſchaft, 
Kunft und Wirtbichaft ſich geftaltenden Güterlebens die Beringungen der Verwirklichung 
der Pebenszwede der Einzelnen und der Gemeinſchaft zu normiren. 


3. Redtsphilofophifhe Entwickelung des Princips des Rechts und des 
Sufems der Rechts- und Stantswilenfdaft. 


Der Ausspruch Cicero's, daß aus dem innerſten Weſen des Menſchen Die Yehre vom 
Recht geichöpft werden müffe, ift, wie die Ueberficht über die Geſchichte der Rechtsphilo— 
fophie gezeigt bat, won den verfchiedenen Syſtemen bis jegt nur nach einzelnen Richtungen 
befolgt worden. Nicht aus dem vollen und ganzen Welen und den darin begründeten 
Lebensverhältniſſen, fondern aus einzelnen Trieben und Kräften, nad einzelnen Seiten und 
Zwecken hat man das Necht zu begreifen und zu beſtimmen gefucht. Ein höherer Stand— 
pumft ift im allgemeimen in neuerer Zeit dadurch gewonnen worden, daß man die Grundlage 
des Rechts in der Ethik erkannt und das Recht demnach in innige Verbindung mit dem 
ganzen Güterleben, mit dem Endziele des menſchlichen Daſeins und mit allen dadurch 
gegebenen praftiihen Zwecken und Beftrebungen geſetzt hat. Aber fo erfreulich es ift, in 
diefer ethiſchen Richtung den höheren Zug wahrzunehmen, der wenigftens die Philoſophie 
Des Rechts erariffen hat, To bleibt doch noch immer die wichtiafte Aufgabe beſtehen, fich 
über die Ethik ſelbſt und die ganze ethiſche Auffaſſung des Yebens zu verjtindigen und 
dem Rechte die richtige Stellung im Ganzen der ethiſchen Ideen anzuweiſen. Zu dieſem 
Zwecke muß aber jede philoſophiſche Unterfudung auf die Betrachtung des menjchlichen 
Weſens zurüdgeben, da alle praftiichen Yebensideen ihren Grund in der Natur und der 
Beſtimmung des Menſchen und der menfchlichen Yebenswerbältniffe haben, Diefe Bes 
trachtung, der auch der Nechtögelehrte, wenn er irgend etwas tiefer in Das Weſen Des 
Rechts eindringen will, fich nicht entichlagen fan, wollen wir bier in den Grundzügen 
andenten (ſ. ausführlicher Die nene deutiche Ausgabe unferer Rechtsphiloſophie von 1869, 
Wien, Gerold). 

Es iſt eine alte Anſchauung, daß der Menſch fich vom Thiere durch die Vernunft 
unterfcheidet, aber immer von nenenm ſucht fi der Irrthum in der Behauptung geltend 
zu machen, daß der Geift des Menfchen überhaupt nur eine Steigerung der Thierſeele, 
«Die Vernunft nur die zur höchſten Ausbildung gebrachte ſinnlich empfindende Kraft Sei. 
Aber die Vernunft iſt durchaus als eine nene Kraft höherer Art zu begreifen, welche das 
ganze Yeben des Menfchen durchdringt und ihn zu einer qualitativ verschiedenen Stufe der 
Erfenntnig und des Wirkens erbebt. Diefe Vernunffkraft bethätigt ſich zunächſt in drei 
Richtungen: in dem inneren, Das ganze Denken, Fühlen und Wollen einheitlich zuſammen— 
fallenden, Selbjtbemußtiein des Ich, wodurch der Geiſt fich vom ganzen Univerſum abhebt 
und fich für ſich ſelbſt als einen abloluten feiten Punkt, als Perſönlichkeit, erfaßt: in 
der Erfenntnig der alle Erſcheinungen und Thatſachen in der phyſiſchen und geiftigen Welt 
zur Harmonie und Einbeit zuſammenfaſſenden unveränderliben Geſetze: und in ber 
Zurüdführung alles Seins und Yebens auf einen höchſten Grund im Abfoluten, Gott. 
Schon das Ich-Bewußtſein, Das innere Selbftvernehmen, die Fähigkeit Des menschlichen 
Geiſtes, nicht einfach zu empfinden, Vorftellungen und Begierden zu haben, wie die blos 
thieriſche Seele, ſondern alle dieſe Acte wiederum zum Gegenſtande einer höheren Be: 
trachtung und Beurtheilung machen zu fünnen, bezeugt das Dafein der zweiten böberen 
Kraft, der Vernunft, die, ſchon nach ſtreng naturwiſſenſchaftlicher Methode, von jedem 
unbefangenen Pfuchologen angenommen werden muß. Denn fo wie der Naturforſcher 
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erfennt, daß feine einfache Kraft auf fich Telbit zurüchwirken, ſondern nur durch eine zweite 
Kraft eine Einwirkung erfahren kann, ebenfo wenig fann der Pſychologe annehmen, daß 
eine einfache Empfindung, Borftellung auf fich ſelbſt zurückgehen, fich zum Gegenftande 
ihrer eigenen Beurtheilung maden kann, und ift genöthigt, auch bier eine zweite Kraft 
anzuerkennen. Die Vernunft gibt fich ſodann fund in der Erfenntniß der Gejege, 
zu der fein Thier ſich erheben kann, und in der Zurüdführung alles Seins auf ein Ab— 
folutes. Nun wird zwar vielfach behauptet, daß der menschliche Geift gar nichts Abiolutes, 
Unendliches, Ewiges zu erfaffen oder zu Denken vermöge; aber dieſe Ideen bilden jo ſehr 
einen Grundbeſtandtheil alles menfchlichen Denkens, daß fie überall, wo das Nachdenken 
ſich entwidelt, berwortreten und ſelbſt der Materialift ſich ihrer nicht entichlagen kann. 
Ein Abfolutes, Ewiges muß jeder Geift annehmen; ift es nicht der abjolute ewige Gott, 
ſo iſt es die ewige Materie, ift es nicht eim abjolutes Höchſtes, To iſt es ein abfolut 
Letstes, Das Atom, und es kommt daher nur darauf an, die Idee des Abfoluten in der 
vollen Wahrheit zu erfaſſen. Sp zeigt fih die Vernunftkraft als das höhere Vermögen, 
wodurd der Geiſt fich ſelbſt in feiner Einheit, die Welt in ihrer geſetzlichen, harmonischen 
Ordnung und in ihrem einbeitlihen Grunde in Gott begreift umd zugleich als die Har- 
moniefraft, durch welche der Menſch fich in Harmonie mit Gott, mit den Gefegen und 
Kräften der Welt und mit jeinesgleiden in der geiellichaftlichen Yebensordnung zu er: 
kennen vermag. 

Als höhere Vernunftideen, die ſich auf Die ganze Pebensbethätigung beziehen, offen— 
baren ich im unſerem Bewußtſein die Ideen des Wahren, Schinen, Guten, Sittlichen 
und Rechten. Diefe Ideen find alle Sarmoniebegriffe, indem eine jede derjelben, 
in befonderer Art und Richtung, eine Harmonie des menjchlichen Geiftes mit dem Wefen 
der Dinge und Verhältniſſe ausprüdt, die Wahrheit die Uebereinſtimmung oder Die Harz 
monte des Jubjectiven Denkens mit dem objectiven Sein, das Schöne eine Formenbar= 
monie, Das Gute eine Harmonte unſeres Wollens und Handelns mit dem Weſen des 
Gegenftandes oder des Verhältniſſes, auf welches es jich bezieht, das Zittliche eine Ueber: 
einſtimmung der jubjecttwen Motive mit dem objectiwen Guten, das Recht endlich eine 
objective Negelung aller Yebensverhältniffe in Uebereinftimmung mit den Bedingungen des 
Mit- und Füreinanderſeins in der Gemeinſchaft. Unter diefen Ideen zeigt fich aber 
ſofort der wichtige Unterſchied, daß das Wahre ſich auf das Denken und Erkennen be— 
zieht und Denkgeſetzen folgt, das Schöne Phantaſie und Gefühl ergreift und äſthetiſchen 
Geſetzen unterliegt; dagegen das Gute, Sittliche und Rechte unmittelbar Forderungen an 
das Wollen und Handeln ſtellen, und daher ſchon pſychologiſch durch die Einheit deſſelben 
Vermögens, ſowie durch die Gemeinſamkeit des ethiſchen oder Sittengeſetzes verknüpft 
werden. Ohne hier ſchon auf den Unterſchied der drei letzten Ideen einzugehen, iſt nur 
die wichtige Thatſache hervorzuheben, daß überhaupt alle Vernunftideen in Harmonie ſein 
ſollen und ſich ebenſo gegenſeitig, wie die entſprechenden geiſtigen Vermögen, auf einander 
beziehen, daß demnach das Gute auch wahr und ſchön iſt, und alle anderen Ideen Güter 
ſind, inſofern ſie als ein Gegenſtand für das Wollen und Handeln als Willenszweck ge— 
ſetzt werden. Das Gute bildet daher den ethiſchen Centralbegriff, der alles be— 
faßt, was und inſofern es nach irgend einer Seite für den Willen erſtrebenswerth iſt. 

Das Prineip des Guten und der Güter iſt daher der gemeinſame Grundbegriff, 
das Band und der Ausgangspunkt für alle Wiſſenſchaften des praktiſchen Lebens. Man 
iſt neuerdings beſtrebt, die Beziehung des Rechts zur Nationalökonomie und zum ganzen 
wirthſchaftlichen Leben näher zu erforſchen. Ein ſicheres Reſultat wird aber nur erzielt 
werben, wenn ein gemeinſames verknüpfendes Princip in dem Begriff des Guten erkannt 
wird. Gut iſt nad der Nationalöfonomie alles, was zur Befriedigung eines menſchlichen 
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Bedürfniffes anerkannt brauchbar ift. Roſcher verlangt, daß «8 ein „wahres Bedürfniß 
jet und unterwirft dadurch die Frage, ob ein Bedürfniß wahr, d. i. im Einklange mit 
der vernünftigen Natur und Beftimmung des Menfchen fer, einer höheren ethiſchen Ber 
trachtung. Schon nach diefer Definition ift das Recht ein Gut, weil die Regelung der 
Lebensverhältniffe ein weſentliches Bedürfniß ift. Der Menſch ift überhaupt nach allen 
Seiten das bipürftigfte Weſen, weil er Sim, Gefühl, Trieb für alles, für das 
Höchfte und auch für das Niedrigfte hat; fein Yeben ift ein fortgefegtes Streben, die 
Schranken feines Daſeins ſtets zu erweitern, in dem vollen unendlichen Sein und Yeben 
ſich ftet8 zu ergänzen und zu vervollkommnen. Das menichliche Leben ift Daher ein uns 
ausgeſetztes Giüterleben und Güterftreben, welches aber durch die Vernunft eine harmo— 
nische Geftaltung ımd Ordnung erhalten joll. 

Das Recht bildet einen weſentlichen Beftandtheil in diefer Güterordnung. Um aber 
die Natur, Stellung und Aufgabe diefes bejonderen Theiles im Ganzen des Güterlebens 
richtig zu erkennen, muß dieſes Gebiet ſelbſt in feiner Totalität erfaßt und im Ganzen 
des Güterorganismus diejenige ethiiche Function nachgewieſen werden, welde das Princip 
und die Aufgabe des Rechts bildet. Nur durch eine ſolche wiſſenſchaftliche Methode, 
welche vom Ganzen in die Theile geht, kann der ganze und wolle Begriff des Rechts 
gewonnen werden. Dabei ift aber auch die Nothiwendigfeit hervorzuheben, daß der Bes 
griff des Guten aus dem vollen Wefen des Menſchen geihöpft und daß die Güterord— 
nung in ihren Haupttheilen nicht blos ſubjectiv nach den geiftigen Vermögen, nad) Willens- 
verhältnifjen oder gar nad) ſolchen einzelnen Seiten, wie wirthichaftliche® Yeben, Bildungs: 
leben, gefellichaftliches Yeben u. ſ. mw., die ſich gar nicht ausſchließen, ſondern nach den wich— 
tigften ſubjectiven und objectiven Momenten zugleich beſtimmt und eingetheilt werben muß. 

Betrachten wir dieſe Güterordnung, fo erkennen wir an der Spige Ein allgemeines, 
alle befonderen Güter in fich enthaltendes und zu höherer Einheit und Ausgleihung vers 
fnüpfendes Gut, welches in der vollen harmoniſchen Darbildung des göttlich-menſchlichen 
Weſens, des Menjchheitiveals, der Humanttät im vollen Sinne des Wortes befteht. 
Diefes oberfte Gut bildet den gemeinfamen Menſchheitszweck, ift Mafitab, 
Richtſchnur und ausgleichender Mittelpunkt für alle beſonderen Zwede, ift der höhere 
Geiſt, der alle anderen reife der menſchlichen Thätigkeit durchdringen fol. Daher darf 
aber auch fein befonderer Zweck, wie hoch er fein möge, 3. B. die Religion, in der ges 
jellichaftlichen Ordnung an die Spite gejtellt werden. Auch die Religion iſt nur ein 
Theilzweck und muß ſich mit allen anderen Lebensgütern, Wiſſenſchaft, Kunſt u. ſ. w., 
in der vollen Idee des Einen Menfchheitszmeds ausgleichen. Diefes Eine und allgemeine 
Gut gliedert fih nad zwei Richtungen, eimerfeits in die Güter, welche durch die 
ursprünglich im der menschlichen Perfönlichkeit wurzelnden Eigenſchaften, Bermögen oder 
Kräfte und perfönlichen Berhältniffe gegeben find, wie die Güter des Yebens, der geiftigen 
und leiblihen Gefundheit und Integrität, der Würde und Ehre, der Frei— 
heit, der Treue u. ſ. w., welche infofern fie Gegenftand der Willensthätigfeit, auch Güter 
find; andererfeits gliedert fid) das Eine Gut nad) den Gütern, die durch die Grund— 
verbältmiffe beſtimmt find, im welche der Menſch wermittelft feiner ſubjectiven Ver— 
mögen mit allem objectiven Sein und Leben tritt. Diefe Güter, die wir hier mur kurz 
andenten können, find: die Religion als die in das ganze Gemüth aufgenommene 
Vebensverbindung des Menſchen mit Gott, Die fid) in der Yiebe Gottes und alles Gött— 
lichen wiederſpiegelt; die Wiſſenſchaft als die geiftige Vefigergreifung alles Seins und 
Lebens, als die Aneignung defjelben nad) der allgemeinen Seite durch entiprechende 
allgemeine Begriffe und Ideen; die Kunſt, weldhe im relativen Gegenſatze zur 
generalifivenden Wiljenfchaft die Ideen und Begriffe zu conereten Geftaltungen individua= 


3. Rechtsphiloſophiſche Entwidelung des Princips des Rechts ır. 37 


lifirt und felbft zwiefadher Art ift, die ſchöne Kunft, welche das Schöne ald Formen— 
barmonie, zugleich in Harmonie der Form mit dem darin ausgedrüdten Gehalte und in 
höchſter Hinficht in Harmonie mit allem Wahren und Guten, als Selbftzwed bilvet, 
und die nügliche Kunſt, welche diejenigen Güter erzeugt, die höheren Gütern zu dienen 
beftimmt jind und bauptfächli den durch Urproduction und die Gewerbe geichaffenen 
Süterreihthum begreift; endlich Die in verfchiedener Art zu vollziebende Bereinigung 
von Wiffenichaft und Kunft, von welcher Unterricht und Erziehung das wichtigfte 
Gebiet bilden. In diefen Gütern und &üterzweden würde ſachlich der Inhalt des 
Guten erſchöpft fein, da die drei Grundbeziehungen des Menfchen zu allem Sein und Leben, 
nach der höchſten göttlichen, nady der allgemeinen und nach der individuellen Seite, darin 
ihren Ausdruck gefunden haben. Aber es gibt in formeller Hinficht noch zwei Grund— 
verhältniffe, in welchen alles Gute an fich und in feinen verjchiedenen Zweigen nach der 
Form oder der Modalität erſcheint, im welcher es verwirklicht wird. Diefe formellen 
Güter und Zwede find die Sittlichfeit und das Recht. Beide Begriffe fünnen nur 
in ſcharfer Hervorhebung und Feſthaltung der charakterifirenden Momente feftgeftellt und 
unterfchteden werden. Der weſentliche und durchgreifende Unterfchied Liegt aber darin, 
daß die Eittlichkert alles Gute nach den fubjectiven Triebfedern, Motiven er— 
greift, während das Recht alles Gute nach feiner objectiven Erſcheinung umd Ge— 
ftaltung in den ſich gegenfeitig bedingenden Wechſelverhältniſſen des Lebens erfafit, 
die Sitlichkeit alfo verlangt, daf das Gute und alles Gute, welches feinen legten Grund 
in Gott, dem Abjoluten bat, auch unbedingt um des Guten willen, die Pflicht um der 
Pflicht willen gethan, alfo der höchfte Seinsgrund des Guten zum Beſtimmgrunde des 
Willens werde. Ber dem Begriffe der Sittlichkeit ift aber vor allem darauf zu dringen, 
daß man nicht diefen Begriff, wie es jo häufig in der Rechtswiſſenſchaft geichieht, mit 
dem des Guten überhaupt verwechiele, ſondern daran fefthalte, daß das Gute der ob= 
jective und fachliche Gelammtbegriff für alle Arten der Befriedigung wahrer menich- 
licher Bedürfniſſe ift, die Sittlichkeit aber ftetS mur die Triebfevern würdigt. Schon im 
gewöhnlichen Bewußtſein tritt Diefer Unterichted hervor. Eine Handlung kann an fi 
gut fein, wenn 3. B. eine Unterjtügung gereicht wird, da wo das Bedürfniß vorliegt, 
fie kann aber unfittlich fein, wenn fie nicht zum Zwecke des Wohlthuns, jondern aus 
irgend einer jelbftfüchtigen Abficht, aus Oftentation u. |. w. erfolgt. Andererfeitd kann die 
Abjicht rein-ſittlich ſein, aber fih in dem Guten an fich irren. In ähnlicher Weife 
ftellt ich das Gute und auch das Sittliche zum Rechte. Eine Handlung kann an fich 
gut und auch ſittlich, aber nicht im rechtlicher Form geübt jein. Die volle ethiſche For— 
derung geht dahin, daß alles Gute auch in fittliher und rechtlicher Weile geübt werde; 
diefe drei Momente können jedoch auch auseinanderfallen. Ihering bezeichnet die Be: 
ftimmung des Berhältniffes von Recht und Sittlichkeit al$ das, nur mit großen Schwie— 
rigfeiten und mit der Gefahr des Scheiterns zu umfegelnde, Cap Horn der Rechtswiſſen— 
Ihaft; aber die erfte Bedingung ift, daß man fir emen guten Compaß Sorge trägt, 
fi nicht von unklaren, ſchwankenden Begriffen hin und ber treiben läßt, jondern auf ber 
wiſſenſchaftlichen Fahrt unverrüdt die Richtung verfolgt, die durch einen genau beſtimmten 
Begriff vorgezeichnet ift (. über das Verhältniß von Recht und Moral unſere Rechts— 
philofophie von 1869). Was num aber das Necht ſelbſt betrifft, To ftellt fich daſſelbe 
zunächft, in relativem Gegenlage zur Sitttlichkeit, als die zweite Form oder Modalität 
der Verwirklichung des Guten und aller Güter dar. Während in der Sittlichkeit das 
Gute in feiner höchſten Beziehung zum Abſoluten ericheint und feine entfprechende Ber: 
wirflichung in der Unbedingtbeit des fubjectiven Motive findet, faßt das Recht alles 
Gute nach feiner bedingten Seite auf, nady feiner objectiven Verwirklichung in allen 
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Berhältniffen des menschlichen Yebens, die aber, weil feines abfolut iſt und ſich jelbft ges 
nügt, alle in ihrer Wechſelbeſtimmung ſich gegenfeitig betingen, ſowohl beichränfen als 
fördern, einer Regelung durch ein Princtp bedürfen, welches Die Bedingungen der 
objectiven Verwirklichung des Guten und aller Gitter in allen menſchlichen Yebenswerhält- 
niffen normirt. Dieſe Lebensverhältniffe, welche ſelbſt ein zufammenbängendes, in einander 
eingreifendes Ganzes, ein Syftem, eine Ordnung bilden, erhalten aber ihre praftiiche Ge— 
ftaltung in zwei Arten von Kreifen, 1) im den, die natürliche und geiftigsfittliche Seite 
zugleich vereinigenden, natürlichefittlihen Perſönlichkeits-Kreiſen, in der Abjtufung 
der Einzelnen, der Ehe und Familie, der Gemeinde, des Stammes, Bol: 
fes und Völkervereins, 2 im Den verfchiedenen Güter- oder Gultursfreifen, 
in denen fih das Güterleben in Religion, Wiſſenſchaft, Kunſt u. ſ. w. 
geftaltet. Dieje in der ethifchen Yebensorpnung und ihren beiden bauptlächlichiten Kreifen 
gegebenen umd fich alfeitig bedingenden Perjönlichkits- und Güterverhältniſſe erheifchen 
ein Princip der Regelung und Ordnung, welches durch das Recht gegeben tft, im ſei— 
ner Vollftändigkeit zwar erft noch in der Zukunft durchzuführen ift, aber in weſent— 
lichen Richtungen mit der gefchichtlichen und erfahrungsmäßigen Geftaltung der Rechts— 
idee im Einklange if. Wird dieſes, micht nach einigen äußerlichen Betrachtungen 
aufgegriffene, fendern aus dem Ganzen der Yebend- und Güterverhältniſſe, wenn auch 
hier nur in gebrängter Kürze, abgeleitete Nechtsprincip in feiner Totalität erfaßt und 
feftgehalten, jo wid man dadurd Einheit und Klarheit in das ganze Syſtem bringen 
und nicht blos die bisherigen befonderen Begriffe für die verichiedenen Materien darnach 
beftimmen, jondern auch wichtige Fragen und Aufgaben dadurch löſen fünnen. Das Princip 
des Rechts ift allo eine Norm oder Regelung der Bedingungen aller durd 
Freiheit beftimmten Willenshandlungen für die geordnete Verwirk— 
lihung des Guten und aller Güterzwede des Einzelnen und der Ge: 
meinſchaft, und ericheint überall, wo durch die Ordnung der Yebensbeziehungen der Men— 
{chen unter einander eine Forderung der negativen oder pofitiven Willensthätigteit als 
eine objectiv erfennbare Bedingung zur Erhaltung, Bewahrung, Förderung, Fortbildung, 
oder Mittbeilung und Mebertragung eines Gutes geftellt wird. Dieſes Princip haben wir 
nad) den wichtigften Seiten in der Kürze noch etwas mäher zu betrachten, um darnach 
die Aufgabe des Rechts und des Staates, das Syſtem der Rechtsverhältniſſe und der 
Staatöverwaltung in den maßgebenden Momenten zu beftimmen. 

Auf den erften Blick zeigt ſich der große Unterichted zwiſchen diefer und der Kant— 
ſchen Auffafjung des Nechts als „Inbegriff der Bedingungen, unter denen die Willkür 
der Einen mit der Willtür aller Anderen nad einem allgemeinen Gelege der Freiheit 
zufammen beftchen kann,“ indem die Kant’iche Theorie, wie wir hervorgehoben haben (S. 28), 
eine abftracte Freiheitslehre iſt, in der die weſentliche Beziehung der Freiheit zum Güterleben 
des Einzelnen und der Gemeinichaft, welches die eigentliche Aufgabe, Richtſchnur und möge 
liche Begrenzung für die Freiheit bildet, gar nicht zur Geltung gelangt iſt. Ueber dieſes 
Kant’iche Nechtsprincip find die meiften neueren Rechtsphiloſophen (auch Stahl) und ins— 
bejondere Die pofitive Privatrechtswiſſenſchaft nicht hinausgekommen. Für das öffentliche 
Recht bat man längft Die Nothwendigkeit erfannt, den Zweck des Staates nicht auf die 
Sicherung der Freiheit zu beſchränken, ſondern eine (im ihrer Art näber zu beſtimmende) 
Fürſorge für das Wohl, d. i. für das gefammte Güterleben darın aufzunehmen. Tas 
Privatrecht faßt nun allerdings vorwaltend die perfünliche Freiheit ins Auge, geftattet 
einem Jeden, um mit Friedrich d. Gr. zu reden, nach feiner Façon felig und aud) 
glüdlich zu werden, und läßt ihn daher vor allem für fein Wohl felbft Sorge tragen; 
aber die Freiheit tritt doc immer in Beziehung zu Objecten, die, näher betrachtet, ſich 


3. Rechtsphiloſophiſche Entwidelung des Princips des Rechts ır. 39 


fofert als Güter oder Gitterwerhältniffe erweilen und nad der Art und Weife, wie fie 
einen erlaubten Zweck für die Feiheit bilden, einer rechtlihen Regelung bedinfen. Alle 
Auffaffungen, welde das Recht vom Giterleben abtrennen und es zudem oft noch, mit 
Kant, ganz negativ und limitativ als ein Princip der Beſchränkung oder Begrenzung bes 
ſtimmen, müſſen als ungenügend bezeichnet werden. Wenn Stahl in einer ganz unzu— 
treffenden, fchtefen Weile die Moral auf das Einzelleben (Einzelethos), das Recht auf 
das Ghemeinleben (Gemeinethos) beziehen will, da doch das Recht fich ebenfalls auf das 
Einzelleben und die Moral auch auf das Gemeinleben bezieht, und dann dem Rechte nur 
die Aufgabe jtellt, Die fittlihe Idee eines jeden Injtituts „in ihrer äußerſten Grenze” zu 
wahren, oder wenn Savigny (Syftem des h. röm. Rechts Bd. I S. 114) das Recht 
ald „Die Regel bezeichnet, wodurch die unfichtbare Grenze beſtimmt wird, innerhalb welcher 
das Dafein und die Wirkſamkeit jedes Einzelnen (?) einen ficheren freien Raum gewinnt“, 
fo ift einerſeits gar kein höherer Mafftab angegeben, nad) welchem die unvermeidlich 
überall auftretenden Grenzſtreitigkeiten gelcylichtet werden fünnten, und andererfeits ift das 
Recht ganz abgetrennt von dem, den Stoff und das Ziel aller rechtlichen Verhältniſſe 
bildenden, Gütergehalte aufgefaßt worden. Daraus ergibt fih auch, daß die Savigny— 
ide Definition eines Rechtsverhältniſſes (a. a. O. Bd. I ©. 333) als ‚ver Beziehung 
zwiſchen Perſon und Perſon durch eine Rechtöregel beſtimmt“, durch die vollftändigere und 
genauere: „Das Rechtsverhältniß ift eine Beziehung zwiſchen Perſon und Berfon in Bezug 
auf ein Gut (als Object, Sache oder Handlung) für einen erlaubten Zwed, erzeugt durch 
eine (vom menjchlichen Willen entweder abhängige oder unabhängige) Thatſache, geregelt 
nad allen beftimmenden (bedingenvden) Momenten Durch eine Rechtsnorm,“ erjett werden 
muß. Es muß daher nothwendig in die volle Beſtimmung diejes Begriffes Das Mo— 
ment des Guts und des darauf fich beziehenden guten, erlaubten Zweckes aufgenommen 
werben, 

Richtig ift dagegen feit längerer Zeit von den angejehenften Nechtögelehrten (Sa— 
vigny, Stahl, Beieler, Thöl u. A., 1. meine juriftiiche Encyelopädie ©. 45) erfannt wor— 
den, daß das Recht nicht ein materiales, jondern ein Formales Princip ft, zur Regelung 
von Verhältniſſen zwifchen Berfon und Perſon in Bezug auf ein Gutsobjet u. ſ. w. 
dient, d. i. von Yebensverhältniffen überhaupt befteht, die den Inhalt oder den Stoff bil- 
den, welcher durch Das Recht formell geregelt wird. Man hat erfannt, daß dem „ges 
jammten Rechte ein umermeßlicher, durch die Yebensverhältnifie genebener Thatbeftand und 
jedem einzelnen Rechte ein einzelner Thatbeſtand“ Thöl) zu Grunde Liegt. Aber man 
ift bei dieſem zu abftracten Begriffe des Lebensverhältniſſes ftehen geblieben, ohne die 
genauere Einficht zu gewinnen, daß dieſe Lebensverhältniſſe, infofern fie Gegenftand des 
Rechts werden, nach der einen oder anderen Seite Jubjective oder objective Güter und Gü— 
terverhältniſſe find. Auch die Frage, melde entjtehen mußte, ob alle Yebensverhält- 
nifje oder nur eine beſtimmte Art derfelben einen Stoff zu Nechtsverhältnifien abzugeben 
vermöchten, hat bis jett, in Folge der abjtracten Auffaffung und der viel zu vagen Uns 
terſcheidung des Sittlichen und Nechtlichen, feine auch nur annähernde Löſung gefunden. 
Dean hat das Gewicht auf den Unterfchied zwiſchen Innerem und Aeußerem gelegt, dar- 
auf Hingewieien, daß Verhältnifie, weldye in der innern Sittlichfeit begründet und be— 
ſchloſſen find, 3. B. Dankbarkeit, nicht ein Gegenftand rechtlicher Regelung werden fünnen, 
Hätte man bei der Sittlichkeit das cdarakteriftiiche Moment der Triebfeder- feftgehalten, 
jo würde man das unterfcheidende Moment gefunden haben; ver Begriff des Innern 
ft dazu nicht ausreichend, weil das Innere ſich auch vielfach durd Äußere Handlungen 
befundet, und bei der Beurtheilung diefer Handlungen, die ein Rechtsobject werden können, 
vielfach auf das Innere zurücgegangen werden muß, wie ſich das befonders im Strafrecht 
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zeigt, und weil felbft an ſich fittlihe Verbältniffe, wie Dankbarkeit, wenn fie fi in Hand- 
lungen äußern, wenigftend in negativer Hinficht ein Gegenftand rechtlicher Regelung fein 
können, wie dies z. B. die rechtlichen Beftimmungen über den Widerruf einer Schenfung 
wegen Undantbarkeit beweifen. Jede objectiv erfennbare, oder durch bündige Schlußfolgerung 
zu ermittelnde, Handlung füllt daher in das Nechtögebiet, und mur die in der Endabficht 
liegende Triebfeder ift an fich demfelben fremd und kann nur in gewiſſen Fällen, wenn 
fie an fi gut war, aber durch die objectiwe Handlung das formelle Necht verlegt wurde, 
ein Milderungsgrund bei dem Ausmaße der Strafe werden. Unter das Rechtsprincip 
fällt daher alles, was eine, durch eine Sache oder objectiv erkennbare Handlung gegebene, 
Bedingung für einen Yebend- und Güterzwed ift, infofern diefe Bedingungen ſelbſtver— 
ftändlich für den Willen geftellt werden, wenn fie auch nad) ihrer Urfache unabhängig von 
demfelben find. Das eigentlich fpecifiiche Moment im Rechtsbegriff ift daher die Be— 
dingung im weitejten rechtlichen Sinne des Worts. Die Lehre von den Bedingungen 
iſt bekanntlich eine der ſchwierigſten in der Rechtswiſſenſchaft, der Begriff ſelbſt und die 
Ausdehnung deſſelben noch ſtreitig, das Bedürfniß jedoch, denfelben zu erweitern und ihn 
nicht mehr auf die |. g. eigentlichen, fondern auch direct auf die ſ. g. uneigentlicyen Be- 
Dingungen auszudehnen, in neuerer Zeit (Fitting) immer fichtbarer. hervorgetreten. Wir 
müfjen für das Nechtögebiet, als einen allgemeinzgültigen, nur nad) den verſchiedenen 
Arten der Verhältniſſe zu gliedernden, Begriff, die Definition in Anſpruch nehmen, daß 
„Vedingung im allgemeinften Sinne jede Abhängigmachung (oder Beſtimmung) eines 
Willens von einem objectiv erfennbaren Umftande für einen erlaubten Zweck“ ift, und dann 
nad) der Art der Abhängigmachung oder der Beftimmung eines Willens, je nachdem dieſe Be— 
ſtimmung durch die Wefenheit eines VBerhältnifies, oder durch die gewöhnlichen Bor: 
kommniſſe oder durch Privatwillkür geſetzt ift, die oberfte Eintheilung der Bedingungen 
aufitellen, die bei den Nechtsgeichäften in der befannten Eintheilung in essentialia, na- 
turalia und accidentalia negotii wieder hervortritt. Ohne hier weiter in die Er— 
örterung der formellen Momente des Nechtöbegriffes einzugeben, können wir jedoch nicht 
umbin, aus der durch die Wiffenfchaft gewonnenen Unterfcheidung der objectiven Yebens- 
oder Güterwerhältniffe als dem fachlichen Beſtandtheile, der dann formell durch das 
Recht zu vegelm ift, die fir das Studium des Rechts wichtige Nutzanwendung ein— 
dringlich hervorzuheben, daß die Rechtswiſſenſchaft, wenn fie nicht ein von den treibenden 
Kräften und den mafgebenden Zielen der ganzen Lebens= und Güterbewegung abgetrenntes, 
wenn auch fein durchbilobares Formenwerk betreiben will, ſich auf die entiprechenden, die 
Kenntnig der fahlichen Lebens und Güterwerhältniffe gewährenden, ethiſchen und 
ökonomiſchen Hülfswiſſenſchaften ftügen muß. Die Bedeutung der Nationalötonomie 
für die juriftiiche Behandlung der fo fehr in den Vordergrund tretenden wirthichaftlichen 
Güterverhältniffe wird jet mehr und mehr erkannt; aber das Güterleben befaßt aud) 
die höheren Güter der geiftigen Bildung überhaupt, die Religion, die Wiſſenſchaften und 
Künfte, und wenn diefelben auch zunächſt für Das Privatrecht ohne beftimmenden Einfluß 
zu fein jcheinen, fo find fie doch im öffentlichen Rechte ein wichtiger Gegenftand der ftaat: 
lichen Eulturverwaltung und verlangen ein eingehendes Studium.) 


') Wie ftebt es aber auf den deutſchen Univerfitäten mit dem Studium der die Quellen 
der höheren Bildung im Geifte erſchließenden Pbilofophie, der Rechtsphiloſophie, der Gefchichte, 
des öffentlihen Rechts, der eigentlihen Krönung des ganzen Rechtsbaues in der Wiffenfchaft und 
im Leben? Jeder Kenner der Zuſtände an ben beutichen Nehtsfacultäten wird gewiß das Ur- 
theil gerechtfertigt finden, daß diefe Zuftände einen großen Mangel in der Bildung des jugend- 
lichen Geijtes verratben, von dem zwar, im Bezug auf — Kenntniß beſeitigter oder bei 
uns nie praftifch geweſener Verhältniſſe und Einrichtungen, wohl weniger verlangt werben könnte, 
bem aber oft felbft die einfachfte Orientirung über fein eigenes geiftiges Leben, über politifche und 
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Nachdem wir das Rechtsprineip an und für ſich im Ganzen der Lebens- und Güter— 
verhältniffe nachgewiefen haben, erübrigt und noch, die Aufgabe des Rechts nach den 
weientlichen Functionen oder Richtungen etwas näher zu beftimmen. 

Das Recht hat, wie gezeigt, Die allgemeine Aufgabe, alle objectiw ertennbaren Yebens- 
und Giterverhältniffe nach den Bedingungen für vernünftige Zwede zu regeln. Diele 
Kegelung muß fi alfo nad der Wefenheit oder Natur des Gutsobjectd, nad) dem 
m einem Berhältniffe oder Inftitute ausgedrücten oder verfolgten Zwede und nad) allen, 
das Verhältniß näher charakterifivenden bedingenden Momenten richten. Handelt es fich 
3. B. um die rechtliche Beſtimmung des Kaufvertrags, To ift Die Natur der den Gegen: 
jtand im Kaufe bildenden Güter (Sachgüter, nicht Handlungen), ferner der im Kaufe, im 
Unterſchiede von anderen Gejchäftsobligationen (3. B. vom Tauſche, vom Darlehn), vers 
folgte Verkehrszweck zu erfennen und zu beſtimmen, und, außer den allgemeinen Bedingungen 
der rechtlichen Handlungsfühigteit auf Seiten des Verkäufers und Käufers, die Bedingung, 
daß die Sache überhaupt im Verkehre fei u. ſ. w., feftzuftellen. Fir alle weſentlichen Ber- 
fehrözwede gibt es entſprechende, durch den Zweck jelbit in ihrem Welen charakterifirte 
rechtliche Imftitute, Die durch ein Ganzes von mwelentlichen, natürlichen und gewillfürten 
Bedingungen beſtimmt oder beftimmungsfähtg find. Aber die Verkehrs-Vermögenszwecke 
bilden nur einen, wenn auch äußerlich am fichtbarften hervortretenden, Theil des ganzen 
Syſtems der menjchlichen Yebensgüterzwede in den perlönlichen und objectiven Güterkreiſen, 
und das Ganze diefer Lebenszwecke iſt gleichfalls nach feinem Beftande, Schute, Förderung 
von einem entiprechenden Ganzen von Bedingungen abhängig, die für pofitive oder negative 
Willenshandlungen geftellt find. Für das große ethiſche Syitem der Lebens— 
und Güterzmwede organifirt ſich Daher, längere Zeit hindurd in mehr unbewußtem 
Bernunfttriebe, Tpäter im deutlichen Bewußtſein, das Syſtem der Rechtsinſtitute 
und Rechtsverhältniſſe, und nad dem ganzen großen Bau der menfchlichen Pebens- 
und Güterordnung beftimmt ſich und fchreitet fort der Bau der Rechtsordnung, die 
das ganze menfchliche Leben durchzieht und zu einem in allen feinen Theilen ſich gegen- 
ſeitig beftimmenden und bedingenden, fich ftügenden und fördernden Ganzen macht. 
Auch das Recht kann von fich Tagen, daß nichts Menſchliches, infofern es in die Er- 
ſcheinungswelt tritt, ihm fremd tft; aber deshalb ſoll fich auch der Nechtögelehrte mit 
allem Menſchlichen, mit dem ethiſchen Syſtem der Lebens- und Güterzwede befannt machen, 

Diele Regelung oder Ordnung der Lebens- und Güterverhältniffe muß aber auch nad) 
den BPerfonen und Perjonentreifen, den Trägern diefer Berhältniffe, beftimmt werden 
und es ergeben fich aus dem Begriffe der Ordnung oder des ethifchen Organismus drei 
weſentliche Functionen des Rechts und der vechtlihen Thätigkeit, die in den Gebieten des 
Privat: und öffentlichen Rechts gleihmäßig zur Anwendung fommen. Ordnen über: 
haupt heißt, ein Ganzes in der inneren relativen Selbftftändigfeit der Theile 
nah ihrer theils beſchränkenden, theils fördernden Wechſelwirkung und in ihrer 


Eulturgefhichte und über die öffentlichen Berhältnifie abgeht. Möge bald die Zeit fommen, wo 
bie deutſchen Rechtsfacultäten in diefer Hinficht nicht mehr Hinter ausländifden, wie in Holland, 
Belgien und in Oefterreich, zurüdftehen und dann aud ihren Namen, wie in diefen Ländern, in 
Facultäten der Rechts und Staatswiflenichaften umändern. Bergl. auch Mohl, Staatsrecht, 
Völlerrecht und Politik, 1869, Bd. III, 2. ©. 345 ff. 

Bon wiſſenſchaftlichem Standpunkte müſſen wir an dem tiefen Wahrheitslern feftbalten, ber 
in der römifchen Definition umferer Wiffenfchaft ausgebrüdt ift, daß fie divinarum ac huma- 
narum rerum scientia fei; fie erfaßt wenigftens die göttlichen und menſchlichen Dinge von ber 
rechtlichen Seite, und muß auch das Recht in diefen Quellen lebendig erhalten. Die tiefer 
ebende Rechtsphiloſophie bat auch, was bier nicht geihehen konnte, den wefentlihen Zufammen- 

ng des Rechts mit der ganzen, in Gott gegründeten, fittlichen Welt- umd Yebensorbnung nadh- 
zumeifen (f. unfere Rechtöpbilofophie, Allg. Fheih), 


42 I, Recht und Rechtswifſenſchaft im Allgemeinen. 


Beziehung zum grundbeftimmenden Ganzen erkennen und regeln. ° Das Ganze ift 
die Staatöordnung, welche ſowohl die Privatrechts- als die öffentliche Rechtsordnung 
in ſich begreift und für alle Theile in Verfaſſung, Gefeggebung und Vollziehung die 
bejtimmenden Brincipien feftftellt. Aber in dieſem Ganzen hat das Nedyt in allen Ge— 
bieten in den angedeuteten Richtungen Drei wichtige Functionen auszuüben, welche man 
die Regelung der Bedingungen der Selbjtbeftimmung oder der Autonomie, der 
Eoveriftenz und der gegenfeitigen Förderung oder Alfiftenz nennen kann. 

I. Eine jede phyſiſche oder (wie wir im Bezug auf den ethiſchen Zweck und zur 
Vermeidung des oft zu eng gefaßten Begriffs der juriftiichen Perſon lieber Sagen) moraliſche 
Perſon bat von Rechts wegen einen  jelbftitändigen Lebens- und Wirfungstreis in 
Anspruch zu nehmen, in weldem fie in freiem Schalten und Walten nach eigenem Er— 
mefjen ihre Lebens und Güterverhältniſſe für alle durch die Vernunft erlaubten Zwecke 
bejtimmen kann. Dieſes Recht der Eelbftbeftimmung oder der Autonomie tm weiteften 
Sinne (welche man im Privatrecht gewöhnlich in zu engem Sinne als das Necht gewiller 
Perfonen zur Aufftelung bindender Rechtsnormen auffaßt) gilt allgemein für "alle Gebiete 
des Privat⸗ und öffentlichen Rechts; es bejteht für die phyſiſche Perſon, welche für die eigene 
Geftaltung ihres Lebens in ihrem inneren perfönlihen und häuslichen Yeben (Hausrecht) 
weientlihe Rechte in Anſpruch nimmt, ebenfo für die Familien, die Gemeinden, Kreiſe, 
Provinzen und für den Staat jelbit als die höchſte ſittlich-rechtliche Perſönlichkeit, und 
eventuell als Glied eines höheren Staatenvereins; und dieſes Necht ift nicht minder für 
die Culturfreife der Kirche, Schule, der Wirthfchaft u. f. w., Sowohl durd das Recht der 
Selbſtgeſetzgebung, als inbefondere in dem Rechte der Selbftverwaltung 
geltend zu machen. Der Ruf nad Selbitverwaltung ertönt jest in allen vom Bewußt— 
fein der perfönlichen Freiheit ergriffenen Yebenstreifen, und das Recht der Autonomie 
oder Selbjtverwaltung, als die allgemeinfte Grundfunetion Des Nechts, muß durch 
die Rechtsphiloſophie in Die Wiſſenſchaft des Privat: und öffentlichen Rechts eingeführt 
werben. 

2. Die zweite Function des Rechts Liegt in der Negelung der Bedingungen der 
Eoeriftenz, des freien Handelns der Menſchen bei Verfolgung ihrer erlaubten Yebens- 
zwecke. Auf diefe Function ift das Necht in der Wiſſenſchaft faſt ausſchließlich beichräntt 
worden, obmohl fie im öffentlichen Rechte zur Beftimmung des Rechtszwecks des Staates 
längſt als ungenügend erfannt worden ift. Das römische Recht, ſowie das ältere, vom iſo— 
lirten Zuftande des Menfchen ausgehende Naturrecht und die in Deutjchland lange Zeit jo 
weitverbreitete Kant'ſche Rechtstheorie S. 27) haben ſich die Hand gereicht, um dieſes 
Coexiſtenzialprineip als eigentliches Rechtsprincip, wenigftens im Privatrechte, aufrecht zu 
erhalten. Die Rechtsauffaffung hat ihre Wurzel in einer im wejentlicher Hinficht rigen 
Grundanſchauung des menſchlich-geſellſchaftlichen Zuftandes. Im Widerjpruche mit der 
natürlichen und fittliben Wirklichkeit, welche wentgftens ſeit Adam feine ummittelbare Ent— 
ftehung der Einzelnen fennt, jondern fie aus einer natürlichzfittlichen Gemeinschaft ber 
vorgehen läßt, hat die Rechtswiſſenſchaft nur die Einzelnen als ſolche, als das Prius, 
zum Ausgangspunkt genommen, die menichliche Gefellichaft ganz atomiſtiſch nur als einen 
Aggregatzuftand an einander gelegter Individuen aufgefaßt und das Princip der Gemein- 
ſchaft und der dadurch gebotenen gegenfeitigen, nothiwendigen und freiwilligen, Förderung 
ald etwas dem Rechte Fremdartiges betrachtet. Allein, wenngleih vom Geſichtspunkte 
unserer Geſellſchafts⸗ und Nechtsentwidelung, zum Zwed der Beleitigung der vielen mittel- 
alterlihen Bande und Gemeinichaftsverhältnifie, die Nothwendigkeit anzuerkennen iſt, daß 
einmal in ſcharf ausgeprägter Form das Princip des Selbjt und Für-Sich-Seins und 
Handelns allen Anderen gegenüber zur Geltung fam und daß zu dieſem Zwecke das 
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römiſche Recht gute Dienfte geleiitet hat, To ift doch das Princip der Gemeinichaft und " 
der Förderung, dem auch das, römiſche Recht vielfach Zugeſtändniſſe, wenn auch oft nur 
aus Nützlichkeitsrückſichten, hat’ machen müſſen, für alle ethiſchen, rechtlich zu normirenden 
Lebenszwede anzuerkennen und hervorzubeben. 

3. Diefe dritte Function des Rechts, die wir einfach als die der gegenfeitigen För— 
derung der Yebenözwede bezeichnen, ergibt fich To ſehr mit Notwendigkeit aus 
der, mit der Bildung des Einzelnen und der Gefellichaft ſich erhöhenden, gegenfeitigen 
Abhängigkeit und Hülfsbedürftigkeit, daß emer der wichtigſten Beftandtheile des 
Privatrechts, Das Obligationen und insbefondere das Vertragsrecht darin, feine eigentliche 
Quelle hat. Die Vedürfniffe, ſagte Portalis (Dise. prelim. pour le Code eiv.), nähern 
die Menjchen einander, und die Verträge mehren fi mit den Bedürfniſſen. Die Ber: 
träge bejtehen, Damit jeder mit Sicherheit auf das zählen fünne, mas er als ein auch 
die Zufunft beventendes Bernunftweien für einen erlaubten Zwed ſich ausbedungen hat, 
und die Verpflichtung zur Treue, über die jo viel im Naturrechte verhandelt worden ift, 
it einfach als die rechtliche Bedingung und Form zur Ermöglichung eines vernünftigen 
menichlichen Yebensplans in Erftrebung erlaubter Zwede zu betradyten. Doch über diefe 
Art der eimfeitigen oder gegenfeitigen Förderung durch Verträge iſt gar fein Streit, wenn 
aud) Die Verträge zu ſehr nur von der Seite der ſubjectiven Willensbethãtigung aufgefaßt 
werden. Aber der Streit bewegt ſich auf beiden Gebieten des Rechts, im Privat- und 
öffentlichen Rechte um die Frage, im Privatrechte, ob und in wie weit ein förderndes 
Eintreten des Einen für einen Anderen, außerhalb von Vertragsverhältniſſen, ſei es in 
unberufener frenwilliger oder in gebotener Weile, rechtlich normirt werden foll; im öffent— 
lichen Recht, im welcher Art der Staat nicht blos rechtlichen Schuß, fondern auch alle 
Vebenöfreile in Berfolgung ihrer Zwede zum Wohl des Ganzen und ihrer jelbft zu für 
dern hat. Abgefehen vom öffentlichen Rechte, auf welches wir noch einmal bei der Ein— 
theilung der Rechtswiſſenſchaft zurückkommen müfjen, haben wir bier ald maßgebendes 
Princip aufzuftellen, einerfeits, daß der Staat in allgemeiner Fürlorge für alle Perfonen, 
die. nach der Natur der Zuftände oder Verhältniſſe nicht ſelbſt mit Vernunft handeln 
können, für phyſiſche Perſonen (wegen Alters, Geiftestranfheit u. ſ. w., wie für juriftifche 
Perjonen) Vertretung dur Vormundſchaft, Curatel, Procuraführung u. j. w. anzuordnen 
bat, andererjeits aber auch, daß ein Jeder berechtigt ift, nicht nur, unter beftimmten Verhältniſſen, 
fih der Geſchäfte eines Anderen anzunehmen, ſondern auch zu Gunften dritter Perſonen 
ſich Yeiftungen verfprechen zu laſſen. Bekanntlich bat das römiſche Recht die Fälle der 
eriten Art hauptſächlich Durch die prätoriſche negotiorum gestio normirt; in den Quel— 
len heißt es einfach, fie fer utilitatis causa eingeführt worden und aud Stahl macht 
vornehmlich dieſen Gefichtöpunft geltend, was ihm von Seiten Laſſalle's Syſtem der ers 
worbenen Rechte, Bd. 1. ©. 119) die berbe Bemerkung zugezogen bat, daß man, um die 
Sajantiche Anficht abzufchreiben, feine Rechtsphiloſophie zu ſchreiben brauche. Aber über 
den rechtlichen Berpflihtungsgrund des Geſchäftsherrn gegen den unberufenen Geſchäfts— 
führer herricht noch immer Meinungsverſchiedenheit; der Grund darf aber in nichts gefucht 
werden, was in Bezug auf das wirkliche objectiwe Verhältniß eine innere Umwahrheit in 
fich ſchließt, nicht in der Fiction eines Mandats, in einer Ratihabition, in einer Bes 
reicherung des Geſchäftsherrn (die öfter gar nicht eintritt) u. ſ. w., er iſt allein in dem 
objectiv vernünftigen, guten, auf die Angelegenheiten eines Anderen gerichteten Willen des 
Geſchäftsführers zu ſuchen. Durch die Bernunft find die Menfchen gleich; wo daher ein 
Menic fie nicht zu äußern vermag, fann ein anderer im allen ſolchen Fällen, wo em 
vernünftiges Handeln im einer beftimmten Richtung mit Gewißheit angenommen 
werden fann, für den anderen handeln. Die Gewißheit beiteht jedoch nur da, mo es 
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darauf ankommt, Schaden abzuwenden, während über den Nuten und die Art, ihn fi 
zu verichaffen, die Anfichten fehr verſchieden fein können. Daher künnen die Principien 
der eigentlichen negotiorum gestio nur für die Fälle der verhünftig beabfichtigten Schadens— 
abwendung zur Geltung kommen, während andere Fälle unter andere Kategorien von 
Rechtsverhältniffen (3. B. Bereicherung) fallen. Wir haben an diefer wichtigen Streit= 
frage nur zeigen wollen, wie die lebenswahre Anficht von der vernünftigen, einfeitigen wie 
gegenfeitigen, freiwilligen wie nothmwendigen, Förderung der Lebenszwede aud) das maß— 
gebende Princip für Die rechtliche Beftimmung diefer Berhältniffe ift. Indem wir abjehen 
von anderen Fällen, wie im Strafrecht, wo der Staat Jedem die Verpflichtung auferlegen 
fol, Andere won dem Borhaben eines fie bevrohenden Verbrechens zu benachrichtigen oder 
Anzeige an die Obrigkeit zu machen, infoweit dies ohne Gefahr für ihn ſelbſt oder feine 
Angehörigen möglich ift, wollen wir nur noch darauf hinweiſen, daß überhaupt Diele drei 
Bunctionen des Nechts, welche die drei weſentlichen Richtungen in der Regelung der menſch— 
lich-⸗geſellſchaftlichen Lebensordnung ausdrüden, ans dem Begriffe der Ordnung ſelbſt fliehen, 
und im der ganzen Rechts- und Staatswiſſenſchaft Drei wichtige orientivende Principien 
bilden. 

Betrachten wir nad) Diefer Erörterung des Princips des Rechts die Eintheilung des 
Rechts und der Rechtswiſſenſchaft nad ihrer Gliederung in die hauptſächlichſten Gebiete, 
fo tritt und die bis jegt obenan geftellte Eintheilung in Privat und öffentliches Recht 


. entgegen. Wir haben anderwärts (Yuriftiiche Encyclopädie 1857, ©. 117—142 und 


553—564) ausführlich nachzuweiſen unternommen, daß Diele, wenn gleid) hochwichtige 
Eintheilung nur eine formelle ift, auf ein höheres Princip. zurüdgeführt und durch 
eine ſachliche, materielle Eintheilung ergänzt werden muß. Auch von Held (Staat und 
Gefellihaft 1861, Bd. 1.©. 581) ift hervorgehoben worden, „daß in einem organischen 
Staate der gefanımte Rechtszuſtand To fehr ein Ganzes bildet, daß es wenigftens ebenſo 
wichtig ift, die Einheit des Privatrechts und des öffentlichen Rechts feſtzuhalten, wie 
ihre Berichiedenheit nicht zu überſehen.“ Im Bezug auf diefen erften wichtigen Punkt 
müflen wir aber mit Nachdruck darauf hinweiſen, daß diefe Einheit nur in einem Prin= 
cipe des Nechtd gefunden werden farm, welches für beide Rechtötheile gemeinſam, gleich 
maßgebend und ausgiebig beftimmend ift. Wird dagegen, wie e8 bisher der Fall geweſen 
ift, Das Rechtsprincip für das Privatrecht jo eng gefaßt, daß es tm öffentlichen Rechte 
für die Beftimmung ded Staatszwecks ganz unzureichend iſt und bier zu anderen Principien 
die Zuflucht genommen werden muß, fo kann, ſchon von rein logiſchem Geſichtspunkte aus, 
von einer Einheit der Rechtswiſſenſchaft nicht Die Nede fein. Aber die wirflihe Einheit 
der Rechtsordnung und das höhere wiſſenſchaftliche Bedürfniß verlangt, daß die beiden 
Rechtötheile nicht äußerlich an einander gelegt, Tondern durch ein gemeinſames Princip 
verfnüpft werben. Das Nechtöprincip, welches wir aufgeftellt haben, ift geeignet, diefes 
Bedürfniß zu befriedigen, indem durch feine drei wejentlichen, vorher für das Privatrecht 
harakterifirten, Functionen ebenmäßig im öffentlichen Nechte Die Regelung vollzogen wird. 

Faſſen wir jett Die formelle Eintheilung in Privat: und öffentliches Recht in's Auge, 
fo haben wir zunächft die früher (S. 5) gemachte Bemerkung zu wiederholen, daß aufs 
fallenderweife der Eintheilungsgrund wiſſenſchaftlich noch gar nicht feftgeftellt ift, indem 
die bisher üblichen Unterfcheidungen den Kernpunft gar nicht treffen. Diefe Thatſache 
wird dadurch erflärlich, daß bisher Die Rechtswiſſenſchaft faſt ganz abftract behandelt, das 
Rechtsverhältniß nur nah den abftracten Kategorien von Subject und Object und nach den 
Thatfachen der Entftehung, aber nicht nad dem inliegenden und zuſammenfaſſenden 
Zwede beftimmt worden ift. Am leichteften mußte erkannt werden, daß die Eintheilung 
ſich nicht nach dem Objecte machen läßt, indem mehrfach dieſelben Objecte, Sachen und 
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Handlungen, Gegenftand des Privat und öffentlichen Rechts fein können. Dagegen hat 
man alle möglichen Wendungen verfucht, um die Eintheilung an das Subject und zwar 
an den Gegenfag der Geſammtperſönlichkeit des Staates zu der Einzelperfönlichfeit und 
an ihre abftract. aufgefaßten Verhältniſſe anzuknüpfen. Aber einerſeits ift bier öfter ber 
Fall eingetreten, daß ausgezeichnete Juriſten eine tautologifche Definition gaben, wie wenn 
gelagt wurde, daß das Privatrecht „die Geſammtheit der Rechtöfäge fer, melde die 
Rechtöverhältniffe der Privatperionen regeln, d. h, Verhältniſſe normiren, in welchen die 
Perfonen als Vermögensfubjecte und als Familienglieder ftehen“ (ſ. unſere juriſtiſche 
Encyelopädie S. 555) und andererleitd kann feine von diefem Gefichtöpunfte aus gemachte 
Eintheilung genügend fein. Wenn wir 5. B. als eine der genaueften die von Kierulff 
(Theorie des gem. Civilrechts Bd. 1. ©. 6) gegebene Eintheilung näher betrachten, wo— 
nach „das Privatrecht der Inbegriff der Grundſätze ift, nach welchen die im Staate 
begriffenen Individuen (Privaten) im Verhältniß zu einander ftehen“, jo tritt auch hier 
die gemöhnliche Grundanficht herwor, daß das Privatrecht fih auf die Verhältniſſe der 
Einzelnen oder der Individuen als folder beziehen foll; aber aud) der Staat, die Pro- 
vinzen, Gemeinden fünnen in Privatrechtöverhältniffen ftehen und müſſen dann wor den 
gewöhnlichen Givilgerichten Necht nehmen, und ihrerfeits ſtehen auch die Einzelnen, wie 
jogleich näher erhellen wird, in öffentlich-rechtlichen Verhältniſſen. Weil man aber ven 
Staat und die Einzelnen abftrast einander gegenüberftellte, jo wußte man nicht, wenn 
man auch noch die Familienverhältniſſe, in wenig paffender Weile, unter die Kategorie der 
Einzel-Berhältniffe brachte, wohin man das fo wichtige Recht der Gemeinde ftellen follte 
und man glaubte daher zuletst (Bluntichli, Kritiſche Ueberihau, 3. Bd. ©. 225, 1855), 
die Gemeinde als ein Mittelglied zwilchen das Privat: und öffentliche Recht ſchieben, und 
fie als „eines jener Uebergangs- mid BermittlungssImftitute, welde aus 
dem öffentlichen Nechte ins Privatrecht hinüber Leiten und den organiſchen Zuſammenhang 
beider erhalten“, betrachten zu follen. Allein was hier von der Gemeinde gejagt ift, gilt 
mehr oder minder von allen anderen Gliederungen, an welchen üöffentlide8 und Sons 
der⸗Intereſſe zugleich haften, von Kreifen und Provinzen, wie von organijixten Berufes 
clafien, 3. B. Handels und Gewerbefammern u. ſ. w. Die Vermittlung zwiſchen Pri= 
vat= und öffentlichem Rechte ift nicht durch ein einzelnes Glied, welches doch nur eine me— 
chaniſche Einfügung bilden würde, fondern durch alle Lebensnerven gegeben, welche von 
einem Meittelpunfte aus alle Glieder und Gliederungen nad zwei Seiten für die beis 
den Hauptzwede ergreifen, die in dem Ganzen der vechtlichsfittlichen Yebensoronung ſo— 
wohl nad) der Eeite Des Ganzen in dem Gelammtzwede, als nad der Seite der 
Stlieder in den Sonderzmweden gegeben find. Nur dur die Unterſcheidung dieſer 
beiden, in jedem Yebensorganismus hewortretenden Zwecke fann eine wirkliche 
organische Eintheilung des Rechts gemacht und zugleich die Einficht gewonnen werben, daß 
beide Zwecke, ein jeder nur nach einer anderen Seite, alle Berfonen, phyſiſche und juris 
ftifche (im weiteſten Sinne) und alle Objecte ergreifen und daß daher Private und 
Öffentliches Recht nur zwei Seiten des in denr Grundftamme der Perfonen und Perſonen— 
kreiſe wurzelnden Nechtslebens find. Diefe aus dem Begriffe des Organismus des Rechts— 
lebens fließende Auffaffung ift auch im welentlichen im Einflange mit den wirklichen Ver— 
hältniffen, die nur durch die fchiefe Stellung, welche ihnen bis jegt die Wiſſenſchaft gegeben 
bat, nicht im vechten Lichte erfannt worden find. 

Wenn wir nad) diefer organischen Grundanſchauung der Rechtsordnung die Glie— 
derung in Privat: und öffentliches Recht Scharf zu beftimmen juchen, jo ift Privatrecht 
dad Ganze der Nechtönormen, nach welchen alle Glieder der Staats- und Gefellichafts- 
erdnung ihre Sonderzwede als ihr Sonderwohl, in Selbftbeftimmung durd ſich 
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und für fich, erftreben können; das öffentliche Recht dagegen iſt Das Ganze der rechtlichen 
Normen, nach welchen der Geſammtzweck des Staates und jeder durch einen allgemei= 
nen Hauptzwet (3. 39) vom Staate unterfchiedenen und welentlich Telbftitändig zu 
organijirenden Gelellichaftsordnung (3. B. der Kirche) von einer geordneten Macht, aber in 
organischer nach Recht und Pflicht beftunmter Mitwirkung aller Glieder vollführt wird. 

Wichtige Folgerungen ergeben fi aus diefer Eintheilung. Alle inneren Glieder 
und Gliederungen einer böheren Staats: und Geſellſchaftsordnung haben zunächſt einen 
Privatrechtskreis. Dies iſt auch, wenigſtens arumdfäglich, praftiich anerkannt, wenn auch 
die gewöhnliche Definition entgegenftand, indem in Bermögensverbälinifien bei dem Staate 
nicht minder wie bei der Gemeinde ein Privatrechtöftandpunft angenommen wird. Aber 
der Privatrechtskreis ift nicht auf das Vermögen zu befehränfen, er begreift alle Verbältnifie, 
in welchen ein bejonderer Yebens- und Nechtöfreis tm Unterjchiede von dem höheren Gan— 
zen felbftitändig für feinen eigenen Zweck wirken kann; der Privatrechtsfreis der Gemeinde 
befaßt daher den geſammten Wirkungsfreis, in weldem die Gemeindebehörde für den 
Gemeindezweck und jelbitftändig handelnd auftritt, während die Gemeinde in dem (unpal- 
jend To genannten) übertragenen Wirkungskreiſe, als ein mitwirfendes Glied für die öffent- 
liche Nechtsordnung und in öffentlich-rechtlicher Beziehung erſcheint. Es muß bier genüs 
gen, diefe Anficht von Privatrecht nur anzudeuten, da fie wohl die wenigiten Bedenken 
hervorrufen wird. Bon größerer Tragweite ift Dagegen Die über Das öffentliche echt 
aufgeftellte Auffaſſung. Oeffentliches Recht beſteht hiernach eimerfeits für den Staat in 
Bezug auf feinen Gefammtzwed, der ſich jelbft wieder, wie wir fehen werden S. 55), 
in einen Ipecifiichen Recht Szweck fir den Staat als Rechtsordnung und in einen allgemei= 
nen, nah Rechtsnormen zu verfolgenden Culturzwed gliedert, ſo daß das öffentliche 
Recht Des Staates fih im eigentliches Staatsrecht und in öffentliches Culturrecht (für 
Kirche, Schule, Wirthſchaft u. ſ. w. eintheilt; andererſeits haben auch alle durch einen der 
weientlichen Haupt und Geſammtzwecke vom Staate unterichtedenen, organtjirten oder noch 
zu orgamfirenden, gelellichaftlichen Gulturordnungen wie Die Kirche, Die Schule, die Willens 
ſchaft, Kunſt und das wirtbichaftliche Yeben, ein öffentliches Rechtögebiet, indem fie wicht nur 
nach einer mefentlichen Seite eine Regelung durd das öffentliche Gulturrecht Des Staates 
erhalten, fondern auch eine jede dieſer Ordnungen für ihren Geſammtzweck ein jelbititäns 
Diges öffentliches VBerwaltungsgebtet in Anſpruch zu nebmen bat. Für Die Kirche tft Dies 
faft allgemein anerkannt, indem das eigentliche Kirchenregiment ven der ftaatlichen Kir— 
chenhoheit wohl unterſchieden wird; aber auch Das ganze öffentliche Unterrichtsweſen be— 
darf einer felbititindigeren Urganifation mit eigener aus den Yehrftande bevworgehender 
Vertretung, und die wirtbichaftlice Ordnung ſpitzt ſich nach oben zu in den einen öffent— 
lichen Charakter an fich tragenden Handels- und Gewerbekammern (zu Denen noch Acer: 
baukammern binzufommen jollen), und der Zug nadı innerer freier Genoſſenſchaftsbildung 
wird dieſer wirtbichaftlichen Ordnung, Durch die Freiheit ſelbſt, wiederum eine feftere 
Gliederung, inneren Zufammenhang und engeres Zuſammenſchließen zu einem öffentlichen 
Ganzen geben. 

Betrachten wir nun etwas näher Das öffentliche Necht des Staates, fo iſt die bis- 
herige Auffaſſung deſſelben nur das Spiegelbild unferer unerguidlicen ftaatlihen Zuftände, 
in denen der theils durch geſchichtliche Motive, theils Durch Das alte Naturrecht und das 
römiſche Necht berbeigefübrte abſtracte Staatsbegriff S. 13) noch feineswegs über— 
wunden und zu einer organiſchen Auffaſſung umgebildet worden iſt. Wie der Staat ſich 
von der lebendigen Geſammtheit abhob, ſich in der Staatsgewalt mit dem dienenden 
Hülfsperſonal concentrirte und ſich dann, nad) Auflöſung oder Beſeitigung aller imeren 
organiſchen Verbände, den atomiftiichen Einzelnen gegenüber ftellte, jo bat auch die bis— 
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berige Rechts- und Staatswifjenihaft im ihrer Definition nur den Staat abjtract als 
Herrſchaftsgewalt den Einzelnen entgegengeftellt, und dieſen oft gar feine öffentlichen Rechte 
eingeräumt ; aber der Staat ift fein caput mortuum, abgelöft von dem lebendigen Yeibe 
des Volks; es iſt die VBolföfeele, die ſich im Staate eine rechtliche Ordnung Ichafft, erbält 
und fortbildet, und für den ganzen Volksorganismus, von dem Einzelnen an in allen 
abgeituften Gliederungen, zur Volführung des Staatszwecks eine geordnete Mitwirkung 
bei allen wefentlichen Functionen der Geleggebung, Rechtspflege und Verwaltung verlangt. 
Auch der Einzelne hat daher ein öffentliches Recht, fteht in öffentlich = rechtlichen Verhält— 
niffen, wie fich dies, der Wahrheit gemäß, in den durd die Verfaſſung für die Mitwir: 
fung bei der Gefeßgebung und Vollziehung (actiwes und palfives Wahlrecht, Geſchwornen— 
Amt, Schöffen Amt, öffentliche Freiheitsrechte u. ſ. w.) feftgeftellten Rechten fund gibt. 
Der Einzelne it kein bloßer Privatrechtsmenſch, Tondern aud ein öffentliches Rechtsweſen; 
er ftebt im Lichte und in der Fräftigenden Atmoſphäre des öffentlichen Rechts, die aber 
nur durch ſorgſame Unterhaltung einer vegen Strömung zwiſchen dem Ganzen und allen 
Theilen und Gliedern, durch Stärkung des Geſammtbewußtſeins und Gefammtgefühls, in 
lebendiger Friiche erhalten werden kann. Das, praftiiche politifche Yeben erichließt ſich mehr 
und mehr diefer Wahrheit, welche aber aud die Wilfenihaft, Durch Aufgeben einer un- 
haltbaren Abftraction, anzuerkennen bat. Wie der Einzelne, To hat auch die Ehe und 
die Familie eine öffentlich-rechtliche Seite, iudem nicht nur der Staat im öffentlichen In— 
tereſſe öffentlich-vechtliche Bedingungen bei der Eingehung wie bei der Auflölung der Ehe 
ftellt, fordern indem aud die Familie, durd) das längst vermißte Inftitut des Fa= 
milienraths mit einer fih daran ſchließenden gründlichen Reform des Bormunds 
Ihaftswejens, als ein aud im diefer Hinficht organiſirtes Glied in die öffentliche Rechts— 
ordnung eingereiht werden muß; die Gemeinde ift ein Organ ver öffentlichen Rechts— 
ordnung ſowohl nach den dur die Verfaſſung und Geſetzgebung geregelten Beziehungen 
zum Ztaate, als auch in dem fogenannten übertragenen Wirkungskreiſe, in dem fie als 
eigentlihes Glied des Staates fir Staatszwecke (Militärweſen, Wahlen, Steuer: 
erhebung u. ſ. mw.) mitthätig ift. Weber den öffentlich-rechtlichen Charakter der Kreife und 
Provinzen befteht fein Streit. So baut fi alſo die öffentliche Staatöordnung von der 
ſtets den innerften fittlichen Pebensfern aller Ordnung bildenden Einzelperfönlichfeit Durch die 
Familie, Gemeinde, Kreis, Provinz hindurd bis zur Gentralgewalt des Staates auf, der ſelbſt 
wieder Glied eines höheren, in verichiedenen Formen möglichen Staaten-Sanzen fein kann. 
In der deutſchen Wilfenichaft ift vielfach der größere Staat als ein Staaten-Staat oder 
als ein ſtark centralifirter Bundesſtaat aufgefaßt worden; Dahlmann nannte die Familie 
den „Urſtaat“; Notted (Staatsrecht der conft. Monarchie, Bo. 3, ©. 26) betrachtete 
jeden größeren Staat als ein Staateniuften, insbefondere als „eine Vereinigung von Ge— 
meinden, der Staaten im Kleinen, mit anderen Gemeinden und mit Einzelnen zum grö- 
ßeren Staat“, und trat dadurch energiich der Anficht entgegen (welche die Badische Negierung 
1519 in dem Entwurfe über die Gemeindeverfaffung hatte geltend madıen wollen), daß die 
Gemeinden „Staatsanftalten” feien. Im weientlichen fteht dieſe Anficht im Einflange 
mit der Geſchichte, mit der germaniſch-föderativen und mit der philoſophiſch-organiſchen Auf: 
fafjung des Staatsweſens, ımd die Verhältniffe zwiichen der Gentralgewalt und den Glie— 
derungen der Provinzen, Kreife und Gemeinden werden ſich auch, nach unferer Anficht, 
am beften vegeln laſſen, wenn man nicht von romanischen Herrſchafts- und Gentralifationg- 
principien, fondern von germanisch=füderativer Auffafjung ausgeht. Nach unſerer Ueber: 
zeugung wird ſich dev Durch feine ganze Geſchichte bewährte Grundcharakter unſeres Vol— 
feö auch in feinem ftaatlichen Gefammtbau immer wieder geltend machen, und wir fön- 
nen daher von dem Glauben nicht laffen, daß, welche Uebergangsformen aud) eintreten 
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mögen, die deutiche Gefammtverfaffung einen wohlausgeprägten, das Recht und die Würde der 
großen deutſchen Bolfsftänme wahrenden füderativen Chavafter annehmen und darin die 
Garantie ihres Beftandes ſuchen muß. Eine ſolche Gefammtverfaffung wird aber am beiten 
vorbereitet, wenn die größeren Staaten, die größeren Pandestheile, insbefondere die Provinzen, 
nad) dem PBrincip organiſcher Selbftuerwaltung conftituirt werden. Aber auch, wenn wir ganz 
abjehen von allgemeinen politiichen Gründen und unfer jetiges deutfches Staatsweſen nach den 
vorhin entwidelten Grundſätzen betrachten, fo haben wir die beflagenswerthe, an üblen Folgen 
reiche Thatfache zu conftatiren, daß mit Ausnahme einiger Fleinerer Staaten (Baden, 
Weimar) in allen deutſchen Staaten der kräftige Mittelbau in den Provinzen und 
Kreiſen fehlt, oder auf feudalſtändiſchem Gerüfte fteht, Das nur ein Hemmſchuh für eine 
gefunde politifche Entwidelung fein kann. Wir befigen im allgemeimen ein gefundes, nad 
richtigen Principien vepräfentativer Selbjtverwaltung organifirtes Gemeindewefen, und man 
ift mit mehr oder minder Glück bemüht, an die Spige ein conftitutionelles Dad) über 
das Ganze zu fegen, aber das mittlere conftitutionelle Gebäude, welches, der Gentralgewalt 
gegenüber, eine kräftige Schutzwehr und die beſte Bürgihaft für Die geſammte Selbft- 
verwaltung bilden würde, ft im Grunde gar nicht vorhanden. Wie ganz anders hat fich 
Belgien, der Feine, von mehreren Seiten jo ſchief angefehene, conftitutionelle Mufterftaat 
des Continents organijirt, wo fofort nad) dem neuen Gemeindegeſetze eine vorzügliche Pro= 
vinzialverfaffung 1836 für die 9 Provinzen feſtgeſtellt wurde, welche nicht wenig dazu beigetra= 
‚gen hat, die friedliche politifche Entwickelung in diefem, nicht blos Verfchiedenheiten, fondern 
zum Theil ſcharfe Gegenſätze in den Volksſtämmen aufweifenden Yande zu erhalten. Diefe 
Provinzialverfaffung hat der italienischen Provinzialverfaflung von 1865 und jchon früher den 
1861 im Defterreich erlaffenen Yandtagsordnungen zum VBorbilde gedient. Möge man im 
Deutichland bald, zu größerer innerer Beruhigung, diefem Beifpiele folgen, aber wohl beventen, 
daß nicht eine Neorganifation der niedrigeren Mittelftufe des Kreiſes oder wie fie jonft 
genannt werben möge, jondern vor allen Dingen eine gute Organifation der oberften 
Mittelftufe, ver Provinz, eine Nothwendigkeit ift, indem hier alle Fäden der Selbftver: 
waltung in dem höheren Mittelpunkte zufammenlaufen, und von bier die verfchiedenen 
Gebiete Der Eulturpflege, insbefondere auch Das Gebiet Des höheren Unterrichts, welches 
durch eine allgemeine Gentralbehörde nur gelähmt werden künnte, die befte, zum Theil 
in den Provinzen vivalifivende Fürforge erhalten würden. 

Kehren wir nach diefer Betrachtung, welche die Wichtigkeit unſerer Grundanficht von 
der abgeftuften Gliederung des öffentlichen Rechts auch praftiich in dem jedem Gliede zu 
gemährenden Antheile am öffentlichen Leben nachweiſen jollte, zu unferem Gegenftande in 
der Schlußfrage zurüd, wie denn die Grenze zwifchen den Sonderzweden und dem Ge 
ſammtzwecke im Staats- und Gelellichaftsleben, nach denen die Begriffe des Privat- und 
öffentlichen Rechts feitgeftellt werden follen, zu ermitteln ſei, jo Könnte die Erflärung, daß 
diefe Grenze nicht nach unverrückbaren Momenten, fondern weſentlich in Rüchkſicht auf 
Charakter und Bildungsftufe eines Volkes zu beftunmen ift, als eine Schwäche unferer 
Theorie angefehen werden ; allein, ebenfo wie unfer Rechtsbegriff, obwohl unwandelbar im 
Princip, doch ein Yebens- und Gulturbegriff ift und ſich auch der ganzen Entwidelung 
des Güterlebens anichmiegen muß, fo it auch die Girenzlinte zwiſchen den beiden formellen 
Theilen des Nechts eine im Fluſſe des Yebens und der Cultur ſich verſchiedentlich beſtim— 
mende Linie. Die Rechtsgeſchichte der Culturvölker beweiſt auch, daß nad den vers 
Ichiedenen Zeitaltern öffentliches und Privatrecht verichiedentlih abgegrenzt, im all: 
gemeinen im den älteften Zeiten beide Kreife eng in einander verichlungen find, das Recht 
der Gemeinschaft jedoch das vorherrichende ift, das Privatrecht ſich erſt ſpäter beſtimmter vom 
öffentlichen Rechte abjondert, wenn das Bewußtſein der Einzelperfönlichkeit ſich kräftigt 
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und ein Gebiet des freien Schaltens, beſonders um Sachgütergebiete, im Eigenthums- und 
Erbredhte in Anſpruch nimmt. Die Grenzlinie jelbft wird alio formell durch Sitte und 
Gefeggebung gezogen. Als eine Grumdbedingung für eme der Yebensanfhauung, dem 
Charakter, dem ganzen Culturbewußtſein eines Volkes entſprechende Feftftellung der Grenze 
zwifchen öffentlichem und Privatrechte ift aber die Forderung feftzuhalten, daß auch für 
diefe wichtige Regelung der Grenzverhältniſſe in allen Yebensgebieten die Mitwirkung 
aller Yebensfreife bei der Gefeggebung und der Verwaltung organifirt werde. 

Es würde und jetst erübrigen, nach der allgemeimen formellen Eintheilung noch etwas 
näher in den ſachlichen Inhalt einzugehen; allein die für diefe Einleitung gezogenen 
Schranken geftatten und nur (indem wir für das Nähere auf unfere Rechtsphiloſophie 
von 1869 verweilen) hier einige Andeutungen zu geben. 

In den Fällen, wo in einer Wiffenfchaft eine zwiefache Eintheilung, ſowohl vom Ges 
fichtöpunfte Des Gehaltes, Falls dieſer maßgebend ift, als der Form möglid ft, muß, nad 
einer allgemeinen wiljenichaftlichen Forderung, Die fachliche Eintheilung vorangeftellt und 
die formelle als eine Unterart der erfteren betrachtet werden, wenn nicht, was durchaus 
zuläffig ift, für einen bejonderen Zwed die formelle Eintheilung zu Grunde gelegt wird. 
Wir find num der Anficht, daß auch in der Rechtswiſſenſchaft der fachlichen Eintheilung 
die erfte Stelle gebührt und glauben zudem, daß in der wirklichen Behandlung des 
pofitiven Rechtsſtoffes die ſachliche Emtheilung mehr vorberricht, als die formelle, die man 
zwar als einen bequemen Rahmen beibehält, über welden jedoch der Yebensgehalt immer 
mehr hinausdrängt. Will man eine fachliche Eintheilung zu Grunde legen, und den ganzen 
[ebendigen Rechtsgehalt ins Auge faffen, To mug man diefen einerieits in die Yebens- Güter, 
und andererſeits in die Perſonen-Kreiſe zerlegen, in welden die Güter verwirklicht 
werben, indem zuwörderft die Güter im allgemeinen nach den darauf bezüglichen Rechten und 
Rechtöverhältniffen, ſodann aber auch nad) den verjchtedenen Perfonenkreifen, denen fie unter 
mannichfachen Modificationen zufommen, zu betrachten find. Fallen wir von dieſem 
Geſichtspunkte aus das allgemeine Privatrecht ins Auge, Jo wird man erfennen, daß dafjelbe 
ſich in einer entichteden ausgeprägten Richtung der obigen Auffafjung nähert, wenn gleich 
der Güterbegriff nicht als folder erfannt und vollftindig zur Geltung gebradıt wird. Die 
Privatrechtswiſſenſchaft wird jest fat allgemein als eine Yehre vom Vermögen s-Nechte 
behandelt; Vermögen ift der Inbegriff der wirthichaftlihen, im Verkehr befindlichen, an 
Sachen oder äußeren ſchätzbaren Handlungen haftenden Güter und Güterverhältniffe; und 
das Vermögensrecht betrachtet dann dieſe Sachen und Handlungen, je nachdem jie der 
unmittelbaren Herrihaft einer Perfon unterworfen find (mie dies jedoch mur bei 
Sachen möglich ift), oder durch eine an den Willen einer anderen Perfon gerichtete und 
durch denfelben zu vermittelnde Forderung ihr unterftelt werden ſollen. 
Das Vermögensrecht ift daher wirtbichaftlices Güterrecht, welches auch, wie immer Harer 
erfannt wird, in Rückſicht auf die Grundbegriffe der Voltswirthichaft behandelt werden 
muß und, in geichichtlicher Hinficht, die wichtigften Umgeftaltungen durd die großen volfs- 
wirthfchaftfichen Ummandlungen erfahren hat. Aber das Vermögens-Recht ift nur ein 
Theil des allgemeinen Güterrechts; dieſes begreift nicht mur Die am äußeren Saucen 
und Handlungen haftenden Güter, jondern nicht minder auch die urſprünglich durch 
das Weſen der menfchlichen Perlönliczkeiten in ihren wejentlichen Zuftänden, Eigen— 
ihaften und Verhältniffen gegebenen Güter und Güterverhältniffe, wie die Güter des 
Lebens, der geiftigen und leiblichen Geſundheit, der Ehre, Freiheit u. |. w. Auch für 
diefe Güter gibt es weſentliche Nechte, die für den Fall der Berlegung tm Criminal 
rechte erörtert werben; jie erjcheinen dann aber auf einmal in einem  befonderen 
Theile, wo jie nur nad) einer befonderen Seite betrachtet werden, ohne ın einem allge 
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meinen Güterredyte ihre richtige Stellung und eine allgemeine rechtliche Beſtimmung, mit 
dem Himweis auf die befonderen Wifjenfchaften gefunden zu haben, im denen dieſe Rechte 
nur nach befonderen Hinfichten und Zweden (Criminalrecht, Polizeirecht, Staatsrecht) bes 
handelt werden. Aber ſchon eine höhere methodiſche Forderung geht dahin, daß Grund— 
begriffe, welche in mehreren befonderen Theilen einer Wiſſenſchaft zur Erörterung fommen, 
vorher eine gemeinfame Behandlung erfahren jollen, damit nicht, beim Fehlen des gei- 
jtigen Bandes, nur die Theile in der Hand bleiben, Die pojitive Rechtswiſſenſchaft hat 
ſich bis jegt den Zugang zu der richtigen Anficht verſchloſſen, weil fie, obwohl einer 
ethiſchen Auffafjung fich gern zuneigend, den ethiſchen Grundbegriff des Guts und der 
Güter nicht an die Spige gejtellt und als die allgemeine Grundlage behandelt hat. Vom 
Theile, dem Vermögen, gelangt man ſchwer zum Ganzen, dem Gute, wohl aber leicht 
vom Ganzen zum Theile. Die richtige Einſicht wurde zudem durch die abftracte Gegen: 
jegung von Perjon oder Object und Subject oder Sade erſchwert. Schon ſeit langer 
Zeit hat man erfannt (S. umfere juriſtiſche Euchelopädie S. 647), daß eine nach Dielen, 
zunächſt wur formell-logiſchen Begriffen gemachte Eintheilung in Perſonen-Recht und Sacheu⸗— 
Recht ſchief und irrig fein würde, indem ja alles Recht nur Perſonen zukommt, aljo we 
fentlich Perſonenrecht ift. Aber anftatt einen gemeinfamen Grundbegriff aufzufuchen, um 
darunter die im Perfonenrechte wirklich abzubandelnden Nechtömaterien zu ftellen, legte man 
ein juriſtiſch-anatomiſches Meſſer an, trennte das eveljte Glied von dem Rechtskörper ab, 
indem man behauptete, daß es fein Perjonenrecht gebe, daß die ſ. g. Perſonenrechte, z. B. 
die Freiheit, nur Momente oder Modificationen der Nechtöfühigleit und daher im allge: 
meinen Theile abzuhandeln feien; daber wurde dann wohl nod ein Seitenhieb auf das 
„alte Naturrecht“ geführt, welches die Lehre von angeborenen, ſchon durd die menſchliche 
Berfönlichkeit gegebenen Rechten verbreitet habe. Nun, die Völker können Gott danken, 
daß das Rechtsbewußtſein noch andere Vertreter gehabt hat, ald den civiliſtiſchen Yuriftens 
ftaud: allein es iſt auch eine Aufgabe ver Wiſſenſchaft, das Rechte unter den vichtigen 
Grumdbegriff zu bringen. 

1. Betrachten wir zunädft dad allgemeine Güterredht, um Die richtige Ein— 
teilung nach den Hauptarten zu bejtimmen. Diefe Güter find die in dem Weſen der 
menſchlichen Perſönlichkeit urfprünglich gegebenen Güter des Yebens, der geiltigen und 
leibliyen Geſundheit, der Integrität, der Ehre, der (reihtlichen) Gleichheit und 
Freiheit, jo wie Die höheren, unabhängig von einer äußeren Sache beitehenden Güter der Re— 
ligion, Wiſſenſchaft, ſowie Kunft, Sittlichkeit. Diefe Perſönlichkeits-Gü— 
ter bilden den erſten Theil des allgemeinen Güterrechts, ſie ſind Die eigentlichen Zweck 
Güter, für welde Die an Sachen und äußeren Handlungen baftenden Güter nur Mittel, 
alſo Mittel-Güter find. In diefem erften Theile jind nun allerdings die auf diefe Perfön- 
Lichkeitö-&itter bezüglihen echte nur kurz nad der theild privatz, theils öffentlich-vecht- 
lichen Seite zu bezeichnen und it für die weitere Entwidelung auf diejenigen Rechtstheile 
(Sriminalrecyt, Polizeirecht, Kirchenrecht, Staatsrecht u. ſ. w.) zu verweifen, wo alle oder 
einige diefer Rechte vorwaltend erörtert werden. Die Einfügung diefes erften Theils in Das 
allgemeine Güterrecht it jedoch nicht nur eine wiſſenſchaftliche Nothwendigkeit, fondern auch 
durch die höhere Hinficht geboten, dap jowohl dem Yehrer als dem Yernenden der ganze 
volle Rechtsbau im Bewußtſein gegenwärtig ſei und bleibe. Der zweite Theil Dis 
allgemeinen Güterrechts wird durch das Sachgüterrecht gebildet, das jich auf Güter 
und Zweckee bezieht, die an Sachen, als Gegenjtänden der unfreien Natur, baften und 
begreift das Eigenthbum oder Die bejonderen dinglichen Rechte. Wie ſchon 
bemerkt, werden diefe Güter bis jegt nur ontologiih und naturaliftiih, als Objecte 
bervadpter, aber jie jind ethiih und wahrhaft rechtlich alb Güter und Güterverhältniſſe 
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nad bejtimmten Zweden aufzufaffen. So wie die innere Wahrheit der Dinge in der 
Regel einfeitige Auffaffungen durchbricht, jo Hat fih auch in dem Sachenrechte der Guts— 
und Zwedbegriff Geltung verichafft; denn man erkennt an, daß Sachen nur nad) ihren 
Gutseigenſchaften oder nad ihrer Nützlichkeit eine rechtliche Beveutung haben, und man 
ft gleichfalls genöthigt, anzuerkennen, daß bei der Beftimmung mehrerer Arten von Sadyen die 
Abfiht (wie bei den vertretbaren und unvertretbaren Sachen) oder der Zweck (wie bei dem 
Begriffögangen u. ſ. mw.) entſcheidend tft; aber bei weiterer Verfolgung dieſes Geſichtspunk— 
tes wird man finden, daß der ethiſche Guts- und Zweckbegriff (wenn er fih aud auf 
eine Naturgrumdlage, die natürliche Seite der Sachen, ftügt), der eigentlich orientirende 
Grundbegriff bei der Beftimmung der Hauptarten von Sachen und aud geeignet ift, 
mande Schwierigkeiten, die ſich in dieſer Hinficht noch im Civilrechte darftellen, angemejjen 
zu löfen. Ueberhaupt ift das ganze Rechtsſyſtem mit dem ethiihen, allen Verhältniſſen 
immanenten Zwedbegriff zu durchdringen. Der dritte Theil, das Obligationen Redt, 
ft das unmittelbar auf Yeiftungen ſich beziehende Recht, die aber ſowohl Peiftungen 
von Sachen, als von äußeren Handlungen fein können; e8 bezieht fich auf die Güterbewegung, 
auf die gejellichaftliche Geftaltung und den Verkehr der Güter. Die Obligationen entftehen 
entweder aus Zuftänden, aus Gefhäften, einfeitigen oder zweifeitigen (Verträgen), oder 
aus Delicten. Bom rechtsphiloſophiſchen Gefichtspuntte würde hier befonderd darauf zu 
dringen fein, daß der jo wichtige Bertragsbegriff nicht blos in Bezug auf das Privatrecht, fondern 
auch in Hinficht auf das öffentliche Recht genau beftimmt und daß insbefondere der Unterfchied 
zwiſchen ethiſch-recht lichen und vermögens-rechtl ichen Verträgen (S. meine juriſtiſche 
Enchelopãdie S. 704) nach ihren wichtigen praktiſchen Folgen hervorgehoben würde. Das Er b⸗ 
recht bildet gewöhnlich den Schluß des allgemeinen Civilrechts, und obwohl daſſelbe nach 
ſeinen beiden Hauptformen des teſtamentariſchen und geſetzlichen Erbrechts mit den Kreiſen der 
Einzelperfönlichkeit, und der Familie in näherer Beziehung ſteht und rechtsphiloſophiſch won 
diefen beiden Gebieten aus zu begründen fein würde, fo kann daffelbe, abgefehen von diefen 
Grundlagen, doch auch ans dem wichtigen Gefichtöpunfte des Uebergangs der Güter von 
Todes wegen betradıtet und als letzter Theil zu dem allgemeinen Güterrechte geftellt werden. 
Dies find- die Haupttheile daB allgemeinen Güterrechts. Aber dieſes Güter- 
recht würde eine in der Luft ſchwebende Abftraction bleiben, wenn es nicht feine Stüge in 
den verjchtedenen Perſönlichkeitskreiſen erhielte, in denen es eine nach der Natur diefer Kreife 
modificirte Anwendung findet. Das römiſche Recht, in dem civis romanus wurzelnd, hat 
fih nur als ein allgemeines Civilrecht ausgebildet, das deutſche Recht, auf der mittelalterlichen 
geiellichaftlihen Gliederung berubend, wurde vorwaltend das Recht der bejonderen Stände. 
In dieſen beiden Rechtsſyſtemen find zwei gleich wichtige Principien zur Geltung gefommen, 
von denen aber jedes nur eine Seite des Tebendigen geſellſchaftlichen Rechts-Organismus darftellt, 
indem das eine Syſtem das Moment des Ganzen über den Theilen oder Gliedern, jedoch ohne 
diefelben, daS andere das Moment der Glieder, ohne das Ganze, hervorhebt. Beide Principien 
find aber im richtiger Auffaſſung miteinander zu verfnüpfen. Das Gänze ift gegeben durch 
das allgemeine Güterrecht, in welchem alle befonderen Kreife leben und weben ; Diele find aber 
die Glieder, welde für ihre Sonderziwede das allgemeine Güterrecht eigenthümlich geftalten. 
IL. Diele Kreiſe laffen jih in zwei Hauptgattungen eintheilen, in eigentlihe Per— 
ſönlichteitskreiſe, der Einzelnen, Samilien, Gemeinden, des Volks u. |. w., welche in 
auffteigenden Stufen ftet3 alle Lebend- und Güterzwede in einer Einheit der Pers 
jönlichteit zufammenfaffen, und in befondere Berufs=, Bildungs: oder Culturkveife, welche 
ſtets im Schooße der Perlönlichkeitsfreife das Güterleben nah den Hauptgüterzweden, 
Religion, Wiſſenſchaft, Kunft, in vorwaltender Berufsarbeit intenfiver ausbilden und, 
über den Kreis der Familie hinaus, bejondere Güter: oder Culturordnungen bilden, von 
4* 
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denen eine jede ſich zu einer relativ felbftftändigen genoſſenſchaftlichen Organifation fort= 
bilden und abichließen fol. Diefe zwei Gattungen von Kreifen werden gewöhnlich nicht 
genauer unterfchieden, und werden häufig unter den gemeinfamen Begriff der Corporation 
oder auch wohl der juriftiichen Perſon gebracht. Es ift hier nicht der Ort, Die vechtlich- 
fachliche Wichtigkeit der Unterfcheidung darzulegen, obwohl es in die Augen ſpringt, daß 
ein großer Unterſchied zwilchen der Gemeinde und der juriftiichen Perfon einer Handels- 
geſellſchaft beſteht. Es muß hier nur die Bemerkung wiederholt werden, daß ſowohl die 
Perſönlichteitskreiſe, von denen ein jeder die beſonderen Gulturfreife in abgeftuften Mit: 
telpunften ſtets wieder zu einer Totalität zufammenfaßt, als auch die großen Culturkreiſe 
felbft zugleich eine private und öffentlich = rechtliche Seite darbieten und daß bei der wil= 
ſenſchaftlichen Behandlung des einen oder anderen dieſer Kreife beide Eeiten angemefjen 
zufammengefaßt werden müſſen. S. die nähere Durhführung in unferer Rechtsphilo— 
ſophie von 1869). 

Die das ganze Nechtsleben nad) allen Seiten zu höherer Einheit und Totalität zu— 
fammenfaffende und in der Macht des Ganzen über alle Gliederungen herrichene Ord= 
nung ift der Staat, den wir, zum Abſchluß unferer Arbeit, noch in der Kürze zu bes 
trachten haben. 

Der Staat ift die Rechtsordnung; nur Eine Seele belebt feinen Organismus, es 
ift der Geift des Rechts, welches, wenn e8 in feinem wahren und vollen Weſen erfaßt 
wird, den Zweck des Staates nad allen Richtungen auszufüllen vermag. Wir haben in 
der Ueberficht über die Geſchichte der Nechtsphilofophte die hauptſächlichſten Theorien über 
den Staatözwed kennen gelernt. In neuerer Zeit haben ſich die Anfichten auf die Haupt— 
frage concentrirt, ob der Staat blos das Recht oder auch die Förderung des Wohle 
ſich zur Aufgabe zu fegen babe, und unter den Staatörechtslehrern und Publiciſten ift die 
letstere Anficht die vorherrfchende geworden. Gewöhnlich hat man diefelbe einfach in der 
Formel ansgedrüdt, daß Dev Zweck des Staates ein doppelter fei, im Echuß des Rechts 
und in der Förderung des Wohle beftehe. Es begreift fich auch volltommen, daß das 
Nechtöprincip, nach der gewöhnlichen Auffaffung, von jedem praftifchen Gefichtöpunfte aus 
als unzureichend zur Ausfüllung der Aufgabe des Staates erfannt werden mußte. Denn 
wenn das Recht, wie bisher in der Rechtswiſſenſchaft, vorwaltend nur in der von Kant 
formulirten Auffaffung S. 27) als ein Princip des Schutzes und der Begrenzung 
der verſchiedenen Freiheitskreiſe angeſehen wird, jo liegt auf der Hand, daß man alle 
civiliſirten Staaten des beften Theiles ihrer Thätigfeit berauben mühte, um fie zu blos 
polizeilichen Schuganftalten zu machen. Selbft die in der Durchführung des Freiheits— 
begriffs am weiteften vorgefchrittenen Vereinigten Staaten find auf eine ſolche Nolle nicht 
herabgelett worden, indem die Einzel- Staaten eine ſehr ausgiebige Fürforge für den 
Unterricht üben und die Union ſelbſt eine ſehr eingreifende Handelspolitit treibt. Aber 
das im der bisherigen Rechtötheorie Tiegende Gebrechen wird nicht dadurch gehoben, daß 
man dem Staate "zugleich den Rechts- und den Wohlszmed zur Aufgabe ftellt. Ein 
ſolch äußerlicher Synkretismus kann wohl eine bequeme Beſchwichtigung des erften Ans 
flugs eines wiſſenſchaftlichen Bedürfniſſes fein, muß aber von jeder tieferen Unterfuchung 
abgemwiefen werden. Wird gar fein einheitliches höheres Princip aufgeftellt, nach welchem 
wenigſtens für die beiden Gebiete der Staatsthätigfeit Umfang und Grenze genauer be 
ftimmt werden könnte, jo wird der Staat wie Fauſt ausrufen müfjen: „zwei Seelen 
wohnen, ach, in meiner Bruſt“, e8 wird aber beim Staate in der Negel der Fall ein: 
treten, daß dann die Wohlfahrtöfeele die Nechtsfeele nach fich zieht, das Recht dem Staats— 
wohle geopfert wird. Dazu kommt, daß das Princip des Wohle felbft ein Nebelgebilde tft, 
das durch eine geichärftere Forſchung in feine einzelnen Gebiete des religiöfen, fittlichen, wil- 


3. Rechtsphiloſophiſche Entwidelung des Princips des Rechts ıe. 53 


ſenſchaftlichen, wirthichaftlihen Wohls u. |. w. aufgelöft werden müßte, wo fid) dann wie- 
derum bei dieſen Gebieten die Frage über die Grenzbeftimmung binfichtlich der ftaatlichen 
Tätigkeit einftellen würde. Die Umwifjenfchaftlichteit, jo wie die Gefährlichkeit dieſer 
lange Zeit jehr beliebten äußerlihen Nebeneinanderftellung zweier Staatözwede wird jetzt 
mehr umd mehr erkannt, und es verbreitet fich die Meberzeugung, daß der Staat mit allen 
menjchlichen Yebenszweden in einer wirffamen Beziehung ftehe und es darauf anfomıme, 
dieſe Beziehung hevoorzubeben und feftzuftellen. Abgeſehen von verſchiedenen Theorien, die 
entweder den Staatszweck mit dem Menjchheitözwede oder der darin enthaltenen To— 
talität der Einzelzwecke iventificiren, jo fann die von Mohl (Encyclopädie der Staat: 
wiffenichaften) gegebene Formel als das, den gegenwärtigen Standpunkt am beten bezeich- 
nende Schlagwort angejehen werden, daß nämlich der Staat die Aufgabe habe, „pie 
erlaubten Pebenszwede eines beftimmten und räumlich abgefchlofjenen Volles und zwar 
vom Einzelnen bis zur Gefellihaft zu fördern.“ Der hauptlählichfte Punkt in dieſer 
Theorie hätte nun fein müflen, dieſen fo wichtigen Begriff der Förderung nad Um— 
fang und Imbalt genau zu beftummen; das ift aber in qualitativer Weife gar nicht und 
nur in umtergeordneter quantitattiver dahin geichehen, daß der Staat zu übernehmen babe, 
was die Kräfte der Privaten oder Privatgelellihaften überfteige. Aber wie ſchwankend 
find die Anfichten iiber das, was innerhalb oder außerhalb der Privatfräfte Tiegt, wie 
Ichroff treten fie fi in dem alle Yebensgebiete berührenden Streite über Selbfthülfe und 
Staatshilfe entgegen! Wer ſoll hier entſcheiden? Manche fünnten geneigt fein, die ganze 
Frage in das Volksbewußtſein zu ftellen und fie nad dem Charakter und der Eultur= 
ftufe eines Volkes enticheiven zu laffen; allein obwohl ohne Zweifel über das Mehr oder 
Weniger der Förderung diefe Momente mitbeftimmend find, jo muß doch vorher das 
Princip der Förderung in feinem qualitativen ſpecifiſchen Charakter feftgeftellt werden und 
es geziemt der Wiſſenſchaft audy für das fo leicht abirrende Volksbewußtſein eine Leuchte 
binfichtlich einer richtigen Auffafjung und Behandlung diefer jo wichtigen Yebensfrage zu 
werden. Eine ſolche Feftftellung haben wir anderwärts nad) allen Seiten (ſchon früher in 
unferer organiſchen Staatslehre S. 84—158 und noch Ichärfer in dem Cours de droit 
naturel. 6”° &d. 1869. tome II. p. 322—350, jo wie in der deutfchen Ausgabe, Deffentl. 
Recht) zu geben unternommen und erimmern bier nur daran, daf wir die Förderung als 
eine der Drei wichtigen Functtonen Des Rechts aus dem Nechtöbegriff ald einem Ordnungs— 
princip abgeleitet haben. Es wide daher jegt nur darauf ankommen, diefe Function 
der Förderung nad allen wefentlihen Seiten zu beftimmen; wir müffen aber uns bier 
darauf beſchränken, den wichtigften Gefichtspunft anzudeuten, von dem aus dieſe Frage 
betrachtet werden muß. Das Rehtöprincip ſelbſt muß auch Hier wieder die Grundlage 
bilden. Faßt man nun den darin liegenden Grundbegriff der Bedingung (S. 40) 
ind Auge und unterfcheidet man denfelben von dem Begriffe der Urſachlichkeit, mit 
dein er freilich, Telbit in den ſ. g. exacten Naturwiſſenſchaften, fo häufig verwechſelt wird, 
ſo ergeht an den Staat zunächſt in negativer Hinficht Die wichtige Forderung, in feinem 
Yebens- und Gulturgebiete in die caufalen Kräfte und Triebfevern und in die dies 
jelben beſtimmenden eigenen Geſetze einzugreifen, nirgends als eigentliche caufale, pro— 
ductive Macht aufzutreten, alſo nicht ſelbſt Aderbau, Gewerbe, Handel zu treiben, fein 
Dogma, keine Lehre oder Methode in der Wiffenihaft aufzuftellen, oder durch Zwang auf- 
recht zu erhalten, ſondern in pofitiver Beziebung nur Sorge zu tragen, daß ſowohl in 
ſachlicher Hinficht die allgemeinen, die Möglichkeit aller Gulturentwidelung gewähren: 
den Grumdbedingungen überhaupt beftehen und diefelben, wenn und im fo weit fie 
in nicht genügendem Maße durch die Privatfräfte beichafft werden, durch ihm jelbft her— 
geftellt werden, und daß andererſeits in formeller Hinfiht durch Geſetze die Verhältnifje 
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unter allen Yebens: umd Gulturfreifen in der Art geregelt werden, daß diefelben nicht nur 
fich nicht hemmen, fondern harmoniſch ineinander eingreifen, fich gegenfeitig unterftüten und- 
fürdern. Schon durch das formell vegelnde Geſetz befigt der Staat eine mächtige Handhabe 
der Förderung, ohne daß er genöthigt wäre, in den Staatsſäckel zu greifen ; Diele Wohlthaten 
der Gefeggebung treten zwar heute am erfennbarften auf dem wirtbichaftlichen Gebiete hervor, 
fie können aber ebenfo wirffam auf den anderen Gebieten werden Die Förderung durch 
gute Geſetze neben guter Durchführung in der Verwaltung wird aud) die vornehmfte Auf— 
gabe des Staates bleiben; fie kann fich jedoch nicht darauf beichränfen, indem auch ſach— 
liche Staatshülfe ſowohl durch die Gefetgebung als, in näherer Ausführung, durd die 
Verwaltung in allen denjenigen Fällen geboten ift, wo die einzelnen Yebenstreife ihre 
Zwecke nicht ohne eine geficherte, in Die eigenen Productionsfräfte und Geſetze nicht jedoch 
eingreifende Unterftügung vollführen fünnen. Aus diefem Grundfage folgt z. B. für die 
jett To lebhaft erörterte ſ. g. Arbeiterfrage, daß der Etaat weder, etwa als allge 
meiner Banfıer, Geld zur Gründung von Produetivgenofienfhaften vorſchießen, noch ſich 
jelbft zum Theilnehmer machen fol, weil dadurch alle, eine gute wirtbichaftlice Produe— 
tion beftimmenden fittlichen Tugenden und wirthichaftlichen Gelege der Vorſicht, Umficht, 
Mäfigung, Sparſamkeit, Benugung des geringften Vortheils u. |. w. geläbmt und al- 
terirt würden. Dagegen kann der Staat fehr wohl eine nad den. Berhältnifien mehr 
oder minder beträchtliche Beihilfe zu den Kranken, Wittwen-, Sterbefaffen und befon= 
derö zu den Invalidenkaſſen des wirtbichaftlichen Arbeiterftandes gewähren, der offenbar 
wicht im hinreichender Weife für dieſe Zwecke zurüdzulegen vermag. Hierdurch greift der 
Staat gar nicht in die cauſalen wirthichaftlichen Kräfte und Gelege ein. Eine der— 
artige unterftügende Thätigfeit des Staates wird aber fpäter auf allen Gebieten in 
viel höherem Mafe gelibt werden, wenn wir einmal aus dem eiſernen Zeitalter, in das 
wir durch das gegenwärtige, einen jo enormen Theil des Budgets vwerzehrende Heerwefen 
geftürzt find, einen Ausgang zu einer friedlicheren Entwidelung gefunden haben. Der ge 
wöhnliche Gegenfag von Selbfthülfe und Staatshülfe ift daher mur von der Oberfläche der 
Verhältniſſe abgeichöpft und die Frage muß, wie angedeutet nach tiefer Tiegenden Brin- 
cipien entſchieden werben. 

In den drei Functionen des Rechts und der Staatöthätigkeit geſellt fih aber m 
höchſter Hinſicht die einbeitlich=organifirende Function, durch welde der Staat alle 
Lebens: und Culturkreiſe mittelft des Bandes des Recht s zu einer höheren Einheit und 
redhtlihen Gefammtperfönlidhkeit abichlieft, ſowohl äußerlich auf einem Terri— 
torium abarenzt, als auch die Gemeinfamfeit der rechtlichen Entwidelung nad dem Ge- 
ſammtbewußtſein zu wahren hat, und auch ſeinerſeits wichtige, 3. B. religiös-kirchliche Ver— 
hältniffe nach ihrer rechtlichen Seite nicht an eine Äußere Macht feſſeln und den allgemei= 
neren Bedingungen der Fortbildung des vechtlichefittlihen Geſammtbewußtſeins entzichen 
darf (©. 5). 

Aus diefer Entwidelung ergibt ſich, daß der Staat durch die Einheit des Nechts- 
princips beftimmt wird, alfo Rechtsſtaat ift, daß aber dieſer Nechtöftaat fein formell: 
abftracter ift, jondern, in Folge der innigen Beziehung des Rechts zu dem geſammten, 
un der Humanität zufammengefaßten ulturleben, ein Humanitäts- oder Cultur— 
Rechtsſtaat, und nicht minder, da Das Recht der Entwidelung des Yebens ſich an— 
ſchmiegen muß, auch Entwickelungs-Rechtsſtaat, der, ohngeachtet der unverrück— 
baren allgemeinen Gruntprincipien des Rechts, doch nach der Bildungsftufe und dem Ge- 
fammtbewußtfein eines Volkes eine entſprechende Geftaltung empfängt. 

Der Staat ift aber audy eine Ordnung, die nicht blos das Recht für alle anderen Kreife 
bandhabt, fondern es auch für ſich felbft in Anfpruc nimmt, weil auch fein Yeben, 
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feine Entwidelung und feine gefammte Thätigfeit von Bedingungen abhängig ift, die von der 
Geſammtheit feiner Glieder nach ihrem geiftigen und materiellen Vermögen erfüllt werben 
müſſen. Daraus ergibt fich Das eigentliche Staatsrecht, das Recht für den Staat ſelbſt. Das 
geſammte öffentliche Recht des Staates muß daher eingetheilt werden in das eigentliche, die 
Grundnormen der Staatöverfaffung und Staatöverwaltung, jo wie die “Principien der 
Beiteuerung entwidelnde Staatsreht und in das öffentlihe Gulturredt, in— 
joweit e8 vom Staate zu pflegen ift. Diefe beiden Gebiete haben wir noch, zur ab» 
ſchließenden Ueberficht über den Staatsorganismus, nach den wichtigften Theilen zu cha— 
rafterifiren, indem wir bier davon abjehen müſſen, das |. g. Verhältniß von Staat und 
Gefellfchaft und die Grundanſchauung vom Staate als einem wahrbhaften Organismus 
im Unterfchiede von den beiden ertremen Theorien näher darzulegen, welche den Staat, 
jei es als eine juriſtiſche Perſon (im Sinne des römiſchen Rechts) oder als eine atomi- 
ſtiſche Vertrags⸗ Geſellſchaft auffafien, dort die Staatögewalt von der Vollsgeſammtheit 
abheben, hier Duelle umd Subject derjelben in der Vollsmaſſe untergehen laſſen, wäh— 
vend Die organiſche Grundanſchauung in höherer Weife eine richtige Vermittelung regelt, 
indem fie der Staatögewalt eine relative Eelbftftändigfeit gibt, fie aber zugleidy in allen 
ihren Functionen, Gejeßgebung, Verwaltung und Rechtspflege auf eine weſentliche Mit- 
wirfung volksthümlicher Elemente ftellt. 

Betradhten wir vor allem den Rechts-Organismus des Staates, fo find zwei 
Gebiete zu untericheiden, Berfaffung und Berwaltung im meiteften Sinne, welche 
ſich beide zu einander verhalten wie feftes Gefüge im Grundbau und in den Grund— 
normen, und lebendige Turchführung, Geftaltung in allen rechtlichen Yebensgebieten, alſo 
in ähnlicher Weiſe ſich unterfcheiven und zufammenhängen wie im leiblichen Organismus 
Anatomie und Phyſiologie, im geiftigen Yeben Charakter und thätige Vebensführung. 

I. Die Verfaſſung ift das Ganze der allgemeinen andauernden Normen und 
organifchen Einrichtungen, Durch welche die Verhältniſſe aller Theile und Gliederungen, der 
Etaatögewalt wie aller übrigen Glieder, nach gegenfeitigen Rechten und Pflichten, zur 
Vollführung des Staatszwecks geregelt werden. Die Verfaſſung, die typiſche Geftaltung 
des Staatslebend, muß den inneren Bau des Rechts und Stantölebens wiederipiegeln, 
alſo zunächſt einen formellen Theil enthalten, welcher die Organiſation des Staates jelbft 
(Staatsform u. 1. mw.) beftimmt, und einen materiellen Theil, welcher ſowohl die allgemeinen 
Grundrechte und, in den Grundzügen, die öffentlichen Nechtöverhältniffe der Einzelnen 
Naturalifation u. ſ. mw.) der Familien, Gemeinden, Kreife und Provinzen, als aud die 
Rechtsverhältniſſe des Staates zu den Culturkreiſen der Religion und Gonfefjion, des 
Unterrichts und der Edjule, zu dem wirthichaftlichen Gebiete u. |. w. regelt. 

II. Die Berwaltung dagegen ift die gefammte, auf der Grundlage und nad) 
der Richtſchnur der Verfaſſung ſich bethätigende Staatswirkſamkeit, welche in drei weſent— 
lichen Grundfunctionen oder Gewalten für den Etaatözwed nach feinen beiden Seiten, 
der formell-rechtlichen und der cultursvechtlihen, geübt wird. Diefe drei Gewalten, 
welche nicht eine Theilung, ſondern eine innere, relative Selbftftändigfeit, fo wie Beziehung 
und Wechſelwirkung beftimmende Gliederung der Einen Staatögewalt bilden, find: 
A) die Regierung; B) die Gefeggebung für die Aufftellung der allgemeinen Nor: 
men und C) die Bollziehung (oder Verwaltung im engeren Sinn) für die Anwendung 
der allgemeinen gejeglichen, und der in den richtigen Schranken des Verordnungsrechts 
von der Regierung erlafjenen Normen. Daß die Regierung eine befondere, die Einheit 
umd die organifche Berfnüpfung wahrende, die Yeitung und den Impuld ausübende Ges 
walt fei, haben wir anderwärtd (S. organiſche Staatslehre 1850. ©. 166 ff ) nicht blos 
angenommen, Tondern nad allen mwejentlichen Seiten zu begründen gefucht. 
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Die meiften noch ftreitigen Fragen beziehen fich auf die weitere Eintheilung ober 
Gliederung der vollziehbenden Gemalt. 

1) Ziemlich allgemein wird heute angenommen, daß dieſe Eintheilung nad) zwei 
Richtungen in zwei Hauptfunctionen und Gebiete fich gliedert, in die Rechtspflege ud , 
in die Berwaltung im engften Sinne (— ohne die genaue Unterfheidung ver 
verichtedenen Auffaffungen oder Stellungen diefes Begriffs ift es gar nicht möglich, Klar— 
heit darüber zu gewinnen —); über die Art der Unterfcheidung diefer beiden Gebiete und 
die fernere Eintheilung derfelben herrſcht jedoch noch vielfache Meinungsverſchiedenheit. Unfere 
ftreng aus dem Princip ſich ergebende Auffaffung ſtimmt im wefentlichen mit der praf- 
tijchen Geftaltung der verschiedenen Gebiete überein und dürfte, wenn richtig, Zeugniß 
dafür ablegen, daß die gefellichaftliche Vebensgeftaltung auch von einer unbewußt 
wirfenden Yogit oder Vernunft geleitet wird, die oft richtiger die Verhältnifje gliedert und 
beftimmt als die Wiffenfchaft, welche ſich häufig in zu weiten oder zu engen Begriffen ergeht. 
Rechtspflege und Verwaltung (Adminiſtration) find zunächſt als die zwei Seiten, Rich— 
tungen und Gebiete der vollziehenden Gewalt zu betrachten; fie haben eine gemeinfame 
Grundlage und den gleichen Ausgang in vehtlicen Normen und Formen, und es ift 
daher ganz irrig, Nechtöpflege und Verwaltung nach Necht und Zweckmäßigkeit zu unter- 
Iheiden, da in einem Rechtsſtaate alle Gebiete von rechtlichen Normen durchdrungen fein 
müſſen; fie unterfcheiden ſich aber nach Aufgabe und Richtung und nach der verſchiedenen 
Art ihrer Thätigkeit. Im der Nechtöpflege kommt die formelle Seite des Rechts, im der 
Verwaltung das rechtliche Culturleben zur Geltung; in der erfteren wird das Necht, um 
des Rechtes felbft willen, im der anderen um des Wohls willen, d. h. für 
die verſchiedenen Lebens- und Gulturzwede geübt. Die Verwaltung ift daher die in den 
rechtlichen Normen, Formen und Schranken geübte Wohls- oder Cultur-Berwaltung, 
wobei alſo ſelbſtverſtändlich iſt, daß der Staat nicht in die innere, den einzelnen Yebend- 
und Gulturfreifen ſelbſt zuftehende Gulturthätigfeit und Verwaltung eingreifen, fondern 
nur das Recht im den drei bezeichneten Functionen zur Anwendung bringen darf. Nach 
der Art der Thätigkeit ift die vichterliche eine weientlih formelle, logiſche, indem fie in 
der Subfumtion des einzelnen Falles unter die Nechtönormen liegt, weshalb auch der 
Richter, wenn e8 auf befondere Sachkenntniß anfommt, dieſe ſich durch Sachverſtändige 
verihaffen laſſen kann, während die VBerwaltungsthätigfeit weſentlich eine Fachliche ift und 
die Berwaltungsbeamten nicht blos formell-rechtliche, ſondern auch fachliche Kenntniß der 
verichiedenen Gulturgebiete befigen follen. 

2) Was num aber die ferneve Eintbeilung der Rechtspflege und der rechtlichen 
Wohls-Verwaltung betrifft, fo befteht eine große Verſchiedenheit der Anfichten, melche 
hauptjählich darin ihren Grund hat, daß man nicht bemerfte, daß beide Hauptzweige ber 
vollziehenden Gewalt, da fie, bei gleicher rechtlichen Grundlage, nur eine unterichiedene 
Anwendung des Rechts find, in ihrer inneren Gliederung auch gegenfeitig ähnliche, wenn 
auch wohl zu unterjcheidende, Gebiete haben müfjen, daß es z. B. eine polizeiliche 
Thätigkeit auf dem Nechts- und auf dem Wohlfahrtögebiete gibt, aber auf jedem Gebiete 
einen befonderen Charakter trägt, und bejondere Organe verlangt. Geht man aber 
bei der Eintheiling von dem vernimftigen Zwecke aus, den die won eimer Ver 
nunftidee geleitete Staatöthätigkeit, ebenio wie der einzelne vernünftige Menſch, in 
allen Wirkungskreiſen verfolgen fol, und erwägt man, daß alle ſachliche Thätig- 
feit, zugleih in Rückſicht auf die Zeit, fi direct oder ummittelbar zum Zweck 
jegen muß, theils in der Zufunft möglidhen Rechts- und Wohls-Verletzungen 
oder Störungen vorzubeugen, tbeild fürjorglid die m der Gegenwart fi 
ergebenden Rechts⸗ und Wohls-Angelegenbeiten zu regeln, theils die in der Ber= 
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gangenheit eingetretenen Störungen oder Berlegungen in der Rechts- und Wohls- 
ordnung wieder berzuftellen, jo müſſen dieje drei Hauptrichtungen dev Thätigfeit ſo— 
wohl in der Nechtöpflege ald in der Wohls- oder Culturpflege bervortreten. In dem 
wirklichen Staatöleben find fie auch in der That nach dem praftifchen Bebürfniffe für vie 
bezeichneten Zwecke organifirt, wenn auch nicht mit demfelben Namen belegt worden. 

a) Es gibt eine vorbeugeude, eine fürforglich= vegelnde und eine wiederherftellende 
Rechtspflege. 

«) Die vorbeugende Thätigfeit wird ausgeübt dur die Rechts-Polizei, welche 
Mohl auch ganz paſſend die Präventiv-Juſtiz nannte. Bor allem muß aber be 
tont werden, daß Vorbeugung der unmittelbare, directe Zmwed fein muß, weil, wenn 
dieſes Moment nicht feitgehalten wird, die gefammte Staatöthätigkeit unter den Begriff 
der Polizei gebracht werden könnte, da mittelbar, indivect ebenfo wohl durch gute Unter- 
rihtsanftalten u. 5. w., als durch gute Gerichte, den Störungen und Berlegungen auch 
vorgebeugt wird. Die Polizei faßt aber nur ſolche Fälle ind Auge, aus denen unmittelbar 
eine Störung oder Verlegung ſich ergeben kann; auf die mögliche Verlegung beziehen fich 
Gebote oder Verbote, und wer fie nicht befolgt, wird ſchon deswegen polizeilich beftraft ; 
ein Kuticher, der zu fchmell in den Straßen oder an den Kreuzungen fährt, wird fchon 
wegen der Möglichkeit einer Schädigung polizeilich geftraft, aud wenn in Wirklichkeit 
gar feine Berlegung eingetreten ift; Tiegt eine wirkliche Verlegung vor und wird ein 
Entſchädigungsanſpruch geftellt, fo follte die Sache grundfäglich vor die eigentlichen Gerichte 
tommen. Durch diefen Zwed unmittelbarer Vorbeugung ift Aufgabe, Umfang und Grenze 
der Polizei genau vorgezeichnet. Leider befteht aber über den Begriff und die Aufgabe 
der Polizei noch eine große Meinungsverfchtedenheit, wobei das Fremdwort, wie jo häufig 
(— man denke nur an das Wort Somveränetät —) ſich hat gefallen laſſen müſſen, als 
Einkleivung für jedartige Anficht zu dienen, während der Gebrauch unferer, für alle ges 
nauen Begriffsunterfcheidungen jo vorzüglichen, deut ſchen Sprache eine Nöthigung zu einer 
Ihärferen Auffafjung und Beftimmung der Sache gegeben haben würde. Der Polizei- 
begriff ift eim rechtes Spiegelbild unferer ftaatlichen Zuftände, in denen die Polizei ja 
noch überall ein in alle Gebiete hinein wucherndes Gebilde, eine wahre Schlingpflange iſt, 
die aber auch vielfach den Grundſtämmen der ftaatlichen Orbnung den Lebensboden 
ausfaugt. Diefer ganzen überwuchernden Richtung wird in der Willenichaft noch vielfach 
duch den viel zu weit geftedten Begriff der Polizei Vorſchub geleiftet. Man gerieth 
ſchon früh auf diefen Irrweg, als man den Rechtsbegriff im Kant’schen negativen Sinne 
faßte, in Folge deſſen dem Staat blos eine Rechtsaufgabe ftellte, und alles in die Polizei 
ſchob, was, werm auch nur mittelbar, wie Religion, Kirche, Schule, den Rechtsſtörungen 
vorbeugen konnte; ein Gefichtspunft, den leider Mohl noch in feiner Polizeiwiſſenſchaft 
beibehielt, wern er gleich die Präventiojuftiz fehr richtig nach den im widerrechtlichen Willen 
liegenden Ur ſachen der möglichen Störung beftimmte. Wber auch andere, wie Stahl, 
Bluntſchli, Stein, haben einen viel zu weiten Begriff von der Polizei aufgeftellt; denn 
wenn die Polizei „als die Offenbarung der Weisheit des Staates“ bezeichnet wird, die 
das Gemeinleben nach allen feinen materiellen und geiftigen Beziehungen zu erhalten und 
nach feinen Zielen zu fördern bat (Stahl, Staatslehre $. 123) oder als die „vorzugs- 
weile Regierungsthätigfeit”, die, „mo ein öffentliches Bedürfniß ſich vegt, bei der Hand 
fein und von fich aus helfen muß“, die in ganz befonderem Sinne Gewalt ift Gluntſchli, 
Alg. Staatsrecht, Kap. 8) u. ſ. w., fo wird bei foldhen Definitionen der treuefte An- 
bänger des alten Polizeiftaates bei fid) ausrufen können: Herz, was verlangft du mehr? 
Glücklicherweiſe ift das wirkliche Peben im vichtigerem Tacte nie jo weit gegangen, und ber 
Grundzug in der modernen Staatdentwidelung ift offenbar dahin gerichtet, die Polizei auf 
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die unmittelbar worbeugende Aufgabe zu befchränten, und die eigentliche Förderung der 
von der Polizei grundverfhiedenen Wohlspflege zu überweiſen, die auch wefentlich 
in allen Gebieten durch Mitwirkung von Bolkselementen geübt werden Toll. 

9) Das zweite Gebiet der Rechtöpflege ift gebildet durch die gewöhnlich, aber nicht 
hinreichend genau jo genannte Freiwillige Rechtöpflege, welche eigentlich die privat = und 
obrigfeitlich = fürforgliche Rechtspflege ift, nicht bloß das Notariat und Hypothelenweſen, fon= 
dern auch das obrigfeitliche Vormundſchaftsweſen, die Regelung der Berlaffenfchaften u. ſ. m. 
betrifft, und überhaupt direct fich Die Aufgabe ftellt, in der Gegenwart ſich ergebende Rechts- 
verhältniffe zum Zweck formeller Ordnung zu vegelm. Aus diefem Grunde können wir 
auch nicht mit Mohl das Notariat unter die Präventivjuftiz bringen, da der directe Zwed 
Regelung ift, und erjt weiterhin dadurch aud) vorgebeugt wird. Auch hier hat das praf- 
tiſche Staatsleben mit richtigem Tacte die Gebiete gefchieden, und dies Inſtitut nicht zur 
Polizei geftellt. 

7) Das dritte und umfangreichfte Gebiet bildet die auf eingetretene Störung 
fich beziehende, wiederherftellende Nechtöpflege, Die wiederum in Civil- und Crimi— 
nalrechtspflege zerfällt, je nachdem eine Störung durh formellen Streit, oder durch 
eine unmittelbar auf Verlegung ſelbſt gerichtete und daher für die ganze Rechts— 
ordnung gemeingefährliche Gefinnung und Abſicht entftanden ift, und im erften Falle die 
Wiederherftellung des formellen Rechts durch Entſcheidung des Streites, im zweiten Falle 
die Wiederberftellung der Rechtsordnung nad allen Seiten und Theilen der Störung ober 
Verlegung geboten ift und ſich in letterer Beziehung nach drei Seiten vollzieht, in der 
Wiederherftellung der Oberherrichaft des objectiven Rechtsgeſetzes über den daſſelbe über: 
tretenden fubjectiven widerrechtlichen Willen (was zugleich durch den dritten Punkt erreicht 
wird), durch Gutmachung des angerichteten Schadens, jo weit dies möglich ift und haupt— 
ſächlich in der eigentlich ftrafenden Function, durch Wiederherftelluug der fittlich = rechtlichen, 
auch die ganze Rechtsordnung am beften fichernden Geſinnung vermittelft der Beſſerung. 
Es ift hier nicht der Ort, diefen Strafzwed gegen die großentheils abweichenden Anfichten 
näher zu begründen, wir glauben aber, daß im diefer wichtigen Frage das Leben ber 
Wifjenfchaft vorangeeilt ift und daraus der Zwieſpalt fich erklärt, welder heute zwiichen dem 
bis jet nur das Strafurtheil in’s Auge fafjenden Strafrehte und dem Strafvoll- 
zuge befteht, indem der letztere faft überall die Beſſerung der Gefangenen ſich zum Zweck 
fett, während das Strafrecht meiftens verfchiedenen anderen Principien huldigt. Aber die 
Wiſſenſchaft verlangt in Bezug auf einen und denſelben Gegenftand eın gemein- 
ſames Grundprincip; Strafurtbeilswiffenihaft und Strafvollzugswiſſenſchaft find zwei 
Theile des ganzen und vollen Strafrehts, die, nad unſerer Anfiht, nur durch den 
Beſſerungszweck die einfachfte und richtigfte Verbindung finden. Die weitere Eintheilung 
der ſ. g. Civilrechtspflege (eigentliche Nechtspflege in Streitſachen überhaupt) in die allge 
mein-bürgerliche und die für befonbere Berufsverhältnifie (Handel8-Gewerbe-Saden 
u. ſ. w.) angeordneten Gerichte, und die Eintheilung der Strafrehtöpflege in allgemein 
bürgerliche und in befondere Militärftrafrechtöpflege (die auch nur objectio für militärtjche 
Sachen oder Berhältniffe, wie Suborbination, Defertion u. j. w. beftehen und den 
Soldaten, nicht wie früher die päpftliche Hierarchie den Geiftlihen, im gemeinen Vergeben 
und Verbrechen von der bürgerlichen Strafrechtöpflege erimiren follte) habe ich hier nicht 
näher zu berühren. 

b) Die vehtlihe Wohls-Verwaltung oder Eulturpflege Aominiftration) gliedert 
fid) ganz parallel der Nechtöpflege. Auch fie hat «) den Störungen auf den verſchiedenen 
Gebieten der Eultur oder der Wohlfahrt vorzubeugen, infofern die Störungen nicht in 
einem formell = widerrechtlihen Willen ihren Grund haben, jondern aus anderen Natur: 
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oder allgemeinen gejellihaftlichen Urfachen entipringen und auch für richtige Vorbeugung 
ſachliche Kenntniffe vorausfegen. Dies ift das Gebiet der eigentlihben Wohlfahrtöpolizet, 
wie fie fi in der Sanitätöpolizer, Baupolizei u. |. mw. bethätigt, auch ganz andere aus— 
übende Organe als die Rechtspolizei verlangt und in der Praris angemefjen eine Abthei- 
lung in der Gentralbirection der Verwaltung bildet. 5) Das zweite und bier umfang- 
reichfte Gebiet ift Die fürforgliche, nah Recht und in rechtlichen Formen alle Cultur— 
oder Wohlögebiete pflegende Verwaltung, welche auch die eigentlich fördernde Function 
auf allen Gulturgebieten, der Religion und Kirche, Schule, Wiſſenſchaft, Kunft, Wirth- 
Ihaft auszuüben bat ;) Das dritte Gebiet ift gebildet durch die wiederberftellende 
Bermaltungsrechtöpflege ſowohl in jachlich-ftreitigen, als in Straffachen. Belanntlich herrſcht 
über den Begriff und die Organifation der Adminiftratio-Juftiz eine große Meinungsver- 
ſchiedenheit. Der gegenwärtige, nur geringe Ausnahmen (Baden) aufweiende Zuftand in 
Deutichland, wo die Bermwaltungsbebörden im weſentlichen zugleich Partei und Richter in Einer 
Perſon find, ift eine permanente Störung alles Rechtsbewußtſeins. Welche Anfichten auch in 
anderen Punkten obwalten mögen, darin vereinigen ſich alle, daß es eine, gleich den Gerichten, 
abhängige Behörde geben muß, welche über VBerwaltungsftreitfachen (wohl zu unterjcheiden 
von bloßen Verwaltungsſachen, S. unfern Cours de droit naturel, p. 448 und Rechtsphilo— 
ſophie, Deffentl. Recht) und Verwaltungsſtrafſachen zu entſcheiden hat. Man hat „Gerichte 
des öffentlichen Rechts“ in Vorſchlag gebracht (Gneiſt). Da e8 vor allem darauf ankommt, daß 
für den gegenwärtigen Zuftand in irgend einer Form Abhülfe geichaffen were, jo würden wir 
uns gern auch diefen Vorſchlag in der Ausführung gefallen laffen, können aber dody nicht um— 
bin, nach den bier entwidelten Grundfägen unfere Anficht dahin auszufprechen, daß auch 
zwifchen blos Formell=öffentlihen Rechtsſachen und ſachlichen Berwaltungsftreit= 
lachen unterjchieden werden muß, und daß grumbfäglich über die erfteren die bürgerlichen 
Gerichte. zuftändig fein follten, wie dies in England und auch in Belgien der Fall ıft, da 
die gemöhnlih als materiell aufgefaßte ſchroffe Scheidung in Privat= und öffentliches 
Recht überhaupt nicht zuläffig ft, daß aber für die eigentlichen, ſachliche Kenntnif vor: 
ausfegenden Berwaltungs= Streit: und Straflachen eine unabhängige bejondere Verwal— 
tungsrechtspflege (ähnlich wie in Baden) organifirt werden follte. 

Wir haben hiermit in einfachen wejentlihen Zügen die Eintheilung der beiden Haupt- 
gebiete der vollziehenden Gewalt gegeben; fie gipfeln in der Gentralgewalt, in dem 
Auftizminifterium und in den verfchiedenen Minifterien des Cultus und des Unterrichts, 
Handel und Gewerbe und Agricultur, To wie in dem Finanzminiftertum und, für den 
beionderen Zweck der Yandesvertheidigung, in dem Kriegsminifterium; aber jo wie ein 
Miniftertum des Aeufern den gefammten Staat einheitlich nach außen repräfentirt, jo gibt 
es auch für das Imnere ein einheitlich = zufammenfaffendes Minifterium, das des Innern, 
defien eigentlich -organiicher Charakter nur erkannt wird, wenn man erwägt, daß auch 
die von uns fogenannten Perfönlichkeitötreife, die Einzelnen, Familien, Kreife, Gemeinden, 
Provinzen, als die vollen organischen Yebensgebiete, in der Verwaltung gleichfalls eine Ver— 
tretung haben müſſen. Diefe erhalten fie im fogenannten Minifterium des Innern, mel 
ches Daher die Yeitung aller auf die Einzelperfönlichfeit (Statiftif, Naturalifatich u. 1. w.), 
auf die Familien (Bormundichaft), die Gemeinden, Provinzen und die Volksvertretung ſich 
beziehenden Angelegenheiten ausübt. S. unfere jurift. Enchel. ©. 112. Dies ift der 
Organismus der öffentlichen Gewalten im eigentlichen Staatsrecht. 

Nach der Entwidelung dieſes Theild beginnt dann im zweiten großen Theile, dem 
öffentlihen Culturrechte, die Erörterung des Berhältniffes des Staates zu Re— 
figion und Eonfefjion, Schule und Unterricht, Wirthichaft u. |. w., in Die wir hier nicht weiter 
eingehen. Wir halten e8 aber für wichtig, daß auch der Eivilift durch genauere Kenntnif 
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des Organisınus des Verfafjungs = und Berwaltungsrehts fih daran gewöhne, wie dies 
im englifchen Rechts- und Staatöleben der Fall ift, die ganze Privatrechtsordnung von 
der öffentlichen Rechtsordnung gehalten, geftügt und durchdrungen zu jeben. 

Wir haben hiermit unfere Aufgabe beendet. Bon der Ueberzeugung durchdrungen, 
daß der gefelljchaftliche Bau der Rechts- und Staatsordnung in dem praftifchen Yeben 
eines Volkes von einfachen Grundprincipien getragen ift und fich in beftimmten bleibenden 
Grundverhältniffen und Grumdformen ausprägt, haben wir den für die Fortbildung der 
Wiſſenſchaft gebotenen Verſuch gemacht, aus der höheren Einheit eines ethiſch- organiſchen 
Rechtöprincips in dem ganzen Staats- und Rechtsleben, im Privat = und öffentlichen Rechte 
den inneren Zuſammenhang, die Unterfchtede und die wohlgeorbnete Gliederung aller 
Theile und Gebiete zu begreifen. Obwohl die Entwidelung, die wir hier von dem Princip 
und dem Syftem des Privat umd öffentlichen Nechts zu geben hatten, mehr nur ans 
deutende Grundzüge und die einfache Gliederung darzulegen vermochte, jo wird man doch 
nicht verfennen, daß fie den wichtigen wiflenfchaftlichen Vortheil gewährt, das ganze Rechtö- 
gebiet von Einem Princip aus zu beherrfchen, in welchem die verfchiedenen Momente und 
Seiten, nach welchen frühere Theorien das Rechtsprincip auffaßten, zu einer höheren Harz 
monie zufammengefaßt find. Das Necht ericheint hier zunächft als ein Ordnungsprincip, 
welches in der gefammten Yebens= und Gulturbewegung, die aus dem Begriffe der Ord— 
nung jelbft fließenden wichtigen Functionen ausübt (S. S. 42); es iſt auch ein in der Freiheit 
wurzelndes Freihe its princip und weift auch jedem Yebenötreife das ihm gebührende 
Herrihaftögebiet zum freien Schalten und Walten an; aber es vegelt aud deu Freiheits— 
gebrauch für die Erjtrebung aller menjchlichen Yebens= und Gultur-Zwede und der 
Staat ftellt ſich dar nicht als eine bloße Macht = und Herrſchaftsordnung, ſondern als ein 
ethischer Organismus, in welchen das oberfte Glied, die Staatsgewalt, die ihr gebührenpe 
feſte Stellung erhält, aber in ihren wejentlihen Functionen oder Gewalten auf die ges 
ordnete Mitwirkung der Volksgeſammtheit geftellt wird; durchdrungen von der Einen Seele 
des Rechts ift der Staat vor allem Rechtsſtaat, jedoch kein abftracter Rechtsſtaat, 
jondern, bet der nachgewiefenen innigen Beziehung des Rechts zu der gefammten humanen 
Cultur, Humantitäts= oder Cultur-Rechtsſtaat. 
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Einleitung. $. 1. Die hiſtoriſche Betrachtung des Rechts muß eine philo- 
ſophiſche Auffaflung zur Grundlage haben. Sie muß davon ausgehen, daß das Recht 
nicht eine zufällige und willtürliche Einrichtung unter den Menjchen iſt, ein nothmendiges 
Uebel, eine zweckmäßige Anordnung, jondern daß es im Wejen des Menfchen ſelbſt feinen 
eigentlichen inneren Grund hat, daß e8 einen Beftandtheil feiner fittlihen Natur, ein 
mwejentliches Element feiner ſocialen Eriftenz bildet. Die Verwirklichung der Idee der Ge— 
rehtigfeit gehört ebenfo zur Entfaltung des menſchlichen Weſens in der Geſchichte, wie 
die Entwidelung der Idee der Eittlichkeit, Religion u. a. Das Recht fteht daher im 
Leben der Menſchen in enger Berbindung mit der ganzen Ausbildung ihres geiftigen 
Weſens. Die allgemeine Stufe ihrer geiftigen. Entwidelung iſt ſtets auch maßgebend für 
den Standpunkt ihrer rechtlichen Anſchauungen. 

Die eigentliche Bildungsftätte des Rechts ift aber das Volksleben, das Recht ijt ein 
Theil des Nationallebens der Völker, und ift eben darum auch ein verſchiedenes bei den 
verſchiedenen Völlern. Man hat ſchon Längft die Frage aufgeworfen '), woher die Ver— 
ſchiedenheit des Rechts unter den Menſchen, wenn doch fein Begriff an fich ein einiger 
und allgemeiner für die ganze Menjchheit it? Man hat den Grund in allerlei äußer— 
lichen Zufälligkeiten geſucht. Er liegt aber einfach darin, daß die ganze Entwidelung der 
Menſchheit überhaupt nicht in abftracter Einheit und Gefammtthätigfeit der Gattung vor 
fi) geht, fondern ſich nach der anthropologiſchen Gliederung der Menſchheit in Raſſen, 
Bölfer und Stämme geftaltet. Danach find die phyſiſchen und geiftigen Anlagen und 
das Temperament der Menſchen verjchieden, danach trennt ſich ihr factiſches ſociales Zu: 
fammenleben, und danach ſcheiden fich auch allgemeine Hauptrichtungen ihres geiftigen und 
fittlichen Lebens. Die einzelnen Völker, die danach durd Abftammung, Anlagen, Char= 
akter und Eprache zu eigenthümlichen Nationalitäten verbunden find, bilden die fleineren 
Gattungseinheiten, in denen ſich das allgemeine Yeben der Gattung zunächſt vollzieht. Jede 
Entwidelung allgemein menſchlicher Ideen in Religion, Sittlichkeit, Kunft, Wiſſenſchaft geht 


') Montesquieu, esprit des lois. L. 14. 
®. Holgenborff, GEncyelopäbie der Rechtswiſſenſchaſt. I. 5 
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in einzelnen Völkern vor fich, und befommt dadurch überall ihr befonderes nationales Ges 
präge. Died kann beim Rechte nicht anders fein. Ber jedem Volke geftaltet ſich das 
fociale Leben in Sitte und Verkehr feiner befondern Nationalität gemäß, und danach Bil- 
den ſich audy die Anſchauungen über die rechtliche Ordnung des Lebens bei jedem Bolte, 
der nationalen Richtung feines geiftigen und fittlichen Lebens entſprechend, in verſchiedener 
Weiſe aus. Jedes Volksrecht muß danach feinen befondern nationalen Charakter haben, 
und wird fogar meiftens gerade das deutlichſte Bild von den geiftigen und foctalen Zus, 
ftänden des Volkes geben. Die Idee eines abftracten einheitlichen Weltrechtes und Staates 
wiberfpricht der anthropologiſchen Organifation der menſchlichen Gattung. Die Einheit 
der Rechtsidee geht dabei doch nicht verloren, jo wenig wie die Einheit des menjchlichen 
Weſens in der Verfchiedenheit der Raſſen. Die Gliederung und Verwandtſchaft der 
Raſſen und Bölker, die ſich in ihrer Sprade und Nationalität zeigt, wiederholt fich auch 
in den Rechten. Es gibt engere und weitere Kreife verwandter Rechte, in allen aber ift 
die allgemeine Rechtsidee der Ausgangspunkt und die treibende und bewegende Macht. 

Mit diefer nationalen Geftaltung der Nechte ift von felbft auch der Begriff ihrer 
hiſtoriſchen Entwidelung gegeben. Die einzelnen Volksrechte find, wie die Völker felber 
und ihre Zuftände, nichts Abfolutes, fondern einzelne bewegliche Erſcheinungen im großen * 
Strome der Geſchichte, und wo daher überhaupt eine hiſtoriſche Entwidelung des Natio— 
nallebens ftattfindet, muß fie auch das Nechtöleben als einen wejentlihen Beftandtheil 
defjelben mit umfaſſen. Wie jedes Volt, To muß auch jede Zeit ihr eigened und unters 
ſcheidendes Recht haben. Die Ummandlungen, die in den foctalen und geiftigen Zuftin- 
den eines Volkes eintreten, müſſen ſtets auch eine Aenderung und Fortbildung feines 
Rechts nach ſich ziehen. Nur verfteht ſich, daß das Recht als fefte Lebensordnung mit 
dauernden Einrichtungen nicht jede Schwankung des Volkslebens und der Bolksanfichten 
mit durchmachen kann, daß es vielmehr jelbft bei wirklichen Aenderungen der Zuftände 
oft erft den abfoluten vollendeten Thatfachen nachgibt und ihnen nicht felten einen zähen 
Widerftand entgegenfegt. Dann können allerdings zeitweife „Geſetz und echt wie eine 
Krankheit forterben, Vernunft zu Unfinn, Wohlthat Plage werden”. Schließlich muß 
indeſſen Abgeftorbenes doch ſtets zufammenftärzen. Umgekehrt kann das Recht jedoch auch 
dem Leben voraufgehen, wenn eine Geſetzgebung noch ſchlummernde Richtungen und Bedürf— 
nifje der Zeit erkennt und das Recht danach eimrichtet. Jedes wirfliche Recht ift danach 
zwar Reſultat feiner Vergangenheit und nur aus ihr zu erkennen und zu würdigen, 
fchliegt aber mehr oder weniger ftet8 auch die Kenne der Zukunft in ſich. Die Rechts— 
geſchichte der Völker bildet auf dieſe Weiſe ftets nur einen Theil ihrer allgemeinen Ge: 
fchichte, namentlich ihrer Eulturgefchichte, und wie ſich Die Geſchichte der einzelnen Völker 
zu einer allgemeinen Weltgefcyichte zuſammenſchließt, To verbindet ſich auch die Rechts— 
gefchichte der einzelnen Bölfer zu einer allgemeinen Weltgeſchichte des Nechts. 

8. 2. Aus der bisher befchriebenen ethnologiſch-hiſtoriſchen Auffaffung des Rechts 
ergibt fi) von felbft, daß man die Verfehiedenheiten und Wandlungen im Nechtöleben 
der Völker nicht als ein Epiel des Zufalld und der Willtür anfehen darf, daß ihnen 
vielmehr ſtets eine gewiſſe innere Nothwendigkeit zu Grunde Liegt. Es ift eine naive find- 
liche VBorftellung, daß das Recht von den Königen gemacht werde, und daß fie ed nach Be- 
lieben jo oder jo mwendeten. Der Einzelne, auch der Herricher, tft ein Kind feines Volkes 
und feiner Zeit, und kann die Schranken, die ihm dadurch gejeßt find, nicht überfteigen. 
Die höhere oder niedere Stufe der Entwidelung, die ein Volt einnimmt, und das Stei- 
gen und Sinten feiner geiftigen Kraft beruhen auf Verhältniſſen und Umftinden, über 
die der Menſch nicht Herr ift. Die Freiheit der einzelnen Handlung und Gefeggebung, 
Berdienft und Schuld dabei, ift damit nicht aufgehoben, und ebenfo wenig darf die Idee 


1. Geſchichte und Quellen des römiihen Rechts. 67 


der Nothmwendigkeit mißbraucht werden, um dadurch das Urtheil über Werth umd Unwerth 
bejtehender Einrichtungen und Bas Streben nad ihrer Befeitigung zu beſchränken. Die 
Grenze freilich zwiſchen der Freiheit und Nothwendigkeit, und wie weit der Einzelne treibt 
oder getrieben wird, Ambos oder Hammer ift, ift hier fo wenig mit dem Finger zu 
zeigen, wie in andern menfchlichen Verhältniſſen. 

Eine andere Frage ift, ob die Nechtsentwidelung der einzelnen Völker und die ver: 
ſchiedenen Stufen, die fie dabei erreichen, al8 eine zufammenhängende weltgefchichtliche Ent— 
widelung des Rechts felber, oder eigentlich des Geiftes im Nechte, anzufehen ift, wobei 
jedes Bolt die nothwendige Vorſtufe für die mächft höhere Stufe bildet, oder ob man 
darin nur die bunte Mannicyfaltigkeit von mehr oder weniger glänzenden Erfcheinungen 
des menſchlichen Weſens, reiferen oder unveiferen Früchten Des menfchlichen Geiftes fehen 
darf. Das erftere war befanntlich die Hegel’iche Anficht ), und wir verdanfen derjelben 
die erfte Anregung zu der Idee einer MWeltgefchichte des Rechts überhaupt und die erften 
allgemeinen Gefichtöpunfte für die Auffafiung der vwerichiedenen Nechte. Wirflich durch— 
führbar iſt fie bei unbefangener Würdigung der concereten hiſtoriſchen Thatſachen nicht. 
Andererjeits Löft fich indeffen die Mannichfaltigkeit der Nechte doch auch nicht blos in ein 
buntes Kartenspiel auf. Es ift vielmehr der Nechtöbegriff, der fi) in ihmen entfaltet, 
feine Elemente bieten den Grund zu den vwerfchiedenen Geftaltungen dar, nur das ein- 
feitige Ueberwiegen des einen oder anderen Elementes in der Auffaffung des Rechts ift es, 
was die Hauptverichievenheiten der Rechte hervorruft. Inſofern Liegt daher den verfchie- 
denen Erſcheinungen der Geſchichte doch ein beſtimmtes Princip und Syſtem zu Grunde. 
Die einzelnen Bolfsrechte, Jo wenig fie auch hiſtoriſch aus einander herauswachſen, ftehen 
doch logiſch in beſtimmtem Verhältniſſe zu einander, und die Weltgefchichte des Nechts iſt 
nicht ein bloßes Regiftriren und Aufzählen endlofer Barietäten eines Begriffs, ſondern 
wirflih die Entfaltung und Entwidelung des Nechtöbegriffes in der Menjchheit. Im 
allgemeinen ift der Zuſammenhang etwa folgender : 

3. 3. Freiheit und Nothmendigkeit find die Grundelemente des Rechts. Das fub- 
jective Recht ift die Freiheit, das objectiwe die Nothwendigkeit. Beide find im Begriffe 
unlöglich mit einander verbunden, feines kann aus dem andern abgeleitet werden. Bei 
der hiftorifchen Verwirklichung des Rechts aber fann das eine das andere in der natios 
nalen Rechtsanſchauung überwiegen und einfeitig den Ausgangspunkt für die Nechtögeftal- 
tung bilden. Damit ift dann eine Grundverfchiedenheit für das geſammte Recht gegeben. 
Aien und Europa find die Gebiete, deren Nechte fich Danach ſcheiden. Ajien ift Das 
Yand der Notwendigkeit und des objectiven Rechts, Europa das der Freiheit und des 
fubjectiven Rechts. Die übrigen Welttheile kommen nicht jelbitftändig in Betracht. Sie 
haben ihr Recht entweder von jenen beiden empfangen, oder find noch auf der BVorftufe 
der erften Rechtsbildung ftehen geblieben. 

In Afien tritt das Recht mur erft als eine objective Macht und Nothmwendigkeit gegen 
das Individuum auf. Es ift eine höhere Ordnung des Yebens, der der Einzelne ſchlecht— 
bin nur unterworfen ift. Es gibt ihm zwar eine gewiſſe Freiheit und fubjectiwes Recht, 
aber es hat feinen Grund und Ausgang nicht in der Freiheit und dem Rechte des Sub- 
jeets, fondern lediglich im der objectiven Anordnung von oben ber. Die Unterwerfung, 
nicht die Freiheit, ift die Grundlage des Rechts. Ye nad) der Quelle des objectiven Ge— 
bot8 geben ſich dann folgende weitere Unterſchiede: Im den öſtlichen Ländern iſt es der 
Wille und Befehl des Herrfchers, der das Princip des Rechts bildet, mag er eine patriar- 


.. I Hegel, Bhilofopbie des Nechts. $. 341--360. Gans, Das Erbredt in weltgeſchicht- 
licher Entwidelung. 4 Bde. 1324 — 1835. 
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chaliſch familienmäßige Gewalt haben, wie in China, oder eine abjolut despotifche, die Das 
ganze Volk nur als feine Sklaven erfcheinen läßt, wie in’ Hinterindien, namentlih Siam. 
In Mittelafien, namentlich Indien, beruht das Recht auf der moraliich religiöfen Ord— 
nung, die die Priefter, die Brahmanen, dem Lande gegeben haben. In Vorderaſien ift 
es das Gebot des Neligiongftifters, der mit der Religion auch das Recht oronet, fo 
bei den alten Perfern, den Yuden und den Muhamedanern. Erſt das Chriftenthum 
trennt Religion und Recht, und macht dadurd eine Vereinigung beider mit der Freiheit 
möglich. - 

Die europäiſchen Rechte beruhen dagegen ſämmtlich auf dem Principe der individuellen 
Freiheit. Necht und Gefe werden nicht won oben ber durch Herrſcher oder Priefter 
gegeben, fondern gehen vom Volke felber aus, umd find nur Berförperungen feiner reis 
beit. Im griechifchen Rechte ift Das objective und jubjective Necht noch in unmittelbarer 
Einheit, die Freiheit befteht daher hauptjächlic in der allgemeinen Theilnahme am öffent- 
lichen Leben, das Privatrecht ift ihm völlig untergeordnet und fommt noch zu feiner Ent— 
widelung. Die gleichmäßige Ausbildung des öffentlichen und des Privatrechts, oder des 
objectiven und fubjectiven Rechts, tritt erft im römischen und germanischen Nechte ein. 
Beide bilden daher neben einander eigentlich die Spigen der Rechtsentwidelung überhaupt, 
in ihrer Vereinigung gewiffermaßen die Vollendung derjelben, und darum aud die Grund— 
lage für das geſammte heutige Necht der gebildeten Welt. Beide beruhen auf der freiheit 
des Individuums, der Unterfchied ift aber folgender: 

Im römiſchen Rechte ericheint die individuelle Freiheit und ihr Recht als ein ab— 
ftracter objectiver Begriff, an dem jeder Einzelne gleichmäßig theilnimmt. Das Recht 
wird daher objectiw erfaßt und jo geſetzlich für Alle gleihmäßig fixirt, Alle werden danach 
beurtheilt, Alle nady gleichem Maße bemefjen. Dem Römer erjcheint e8 als die höchſte 
Aufgabe der Gefeggebung, Die durch die XII Tafeln erfüllt ei, omnibus, summis 
infimisque, jura exaequare. Alles Recht geht daher zwar von den Individuen aus, beruht 
auf ihrem fubjectiven Rechte und hat deſſen Anerkennung und Schuß zum Inhalte und 
Zwecke; allein zum wirklichen Nechte wird es nur, wenn es in objectiwer, Alle beherr— 
ichender, für Alle geltender Form hingeftellt ift, fer e8 durch Geſetz oder fefte Gewohn— 
beit, oder durch Beamte, Nechtögelehrte oder Kater. Eine feſte und abjolute Staats: 
gewalt als allgemeine Trägerin der Objectivität und Nothmwendigfeit des Rechts ift dem 
römiſchen Nechte daher welentlich. Sie ruht aber an fi in den Subjecten jelber, und 
wird daher in der Republik auch von ihnen jelbft durch die eigenthümliche fefte Organifation 
der Bürgerſchaft und ihre Herrichaft über die unterworfenen Bölfer gebildet. Mit der 
fubjectiven Corruption der Bürgerfchaft und der weiten Ausdehnung des Bürgerrechts wird 
dieſes Verhältniß unhaltbar und daher die objective Macht des Staates in ihrer Einheit 
von Einem ergriffen und der Maſſe gegenüber erhalten. Der Kaifer ift der verkörperte 
objectiwe Volkswille. Er iſt Despot, aber nicht wie im Orient, jondern eigentlich nur 
als Träger der abfoluten potestas und majestas populi, der darım für die Erhaltung 
des Rechts Aller zu forgen hat. Erft das Chriftenthum legt der Kaifergewalt ein neues 
Princip unter, Das der göttlichen Einfegung zur Durchführung der Rechtsordnung. Da— 
mit ift aber das eigentliche antik römiſche Yeben aufgehoben, das alte Princip der Frei— 
beit und Gleichheit im Rechte verfchwindet auch im Rechte, die despotiichen faftenartigen 
Scheidungen des byzantiniſchen Reiches treten ein, das Ganze geht feinem Untergange 
entgegen. 

Im germaniſchen Rechte erjcheint die Freiheit nur als fubjective Freiheit des In— 
dividuums, fie ift feine eigene That, ein Jeder hat jo viel Freiheit, als er ſich ſelber er- 
ringen oder bewahren fann. Es gibt feinen objectiven, abjtracten und gleihen Maßſtab 
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für die Freiheit und das Recht der Einzelnen, es ift auch Keine objective Staatseinheit 
da, wie im römiſchen Rechte, die das Recht Aller feftftellt und ſchützt. Das objective Necht 
lebt nur im Bewußtſein und Zeugniß der Genoffen und wird von ihnen geſchützt. Die 
Einzelnen ordnen und gliedern ſich nach ihren befonderen Lebensverhältnifien, entweder 
durch Unter und Ueberorpnung im Lehns- und Bauernrechte, oder durch corporative Vers 
bindung im Gemeinde- und Zunftwejen. Die Staatsordnung jelbit ift nur die Geſammtheit 
diefer fubjectiven Vereinbarungen und Geftaltungen. Danach hat, oder vielmehr jchafft 
ih, jeder Stand und Yebenstreis fein befonderes Recht durch Satungen und Verein: 
barungen. Das allgemeine abftracte Recht behält nur einen kleinen Kreis für feine Wirk- 
ſamkeit. Allgemeine Gejege über das Necht find faft gar nicht da, ebenfo wenig allgemeine 
Gerichte ; jeder Lebenskreis hat, wie fein eigenes Recht, fo auch fein befonderes Gericht, 
Die organiſchen Elemente des ſocialen Lebens, Ständewejen, Gemeinde: und Corporationd- 
leben, Verhältniſſe des großen und Heinen Grumdbefiges, die ganze Scheidung der Religion 
und der Kirche vom Staate u. a. m., famen auf diefe Weile zu einer Geltung und Aus— 
bildung, von der im römischen Nechte kaum eine Spur zu finden ift. Dagegen ging die 
objective Einheit ded Staatsorganismus und die allgemeine Freiheit und Berechtigung des 
Individuums, die doch die Grundlage der beionderen Berechtigungen bilden muß, in Dies 
Ver jubjectiven Geftaltung der Dinge faft ganz verloren. Dieje Einfeitigfeit des Feudal— 
und Gorporationsftaates trat denn auch am Ende des Mittelalters in einer völlig unhalt— 
baren Weile hervor, und führte zu einer Reaction in der Richtung der römiſchen objee— 
tiven Staatseinheit. Cine Verbindung des objectiven römifchen Rechts- und Staatöprin= 
cipes mit dem fubjectiwen germantjchen war zu einer wirklich organiſchen Geftaltung des 
Rechts⸗ und Staatölebens unumgänglich nöthig. Ihre Vollziehung begründet den Ueber— 
gang aus dem Mittelalter in die moderne Welt. Sie ging in den einzelnen Ländern in 
verfchiedener Weife vor fih. In Deutichland wurde fie unter Divecter Reception des 
römiſchen Rechts vollzogen. Während aber in Frankreich das objective Element vom 
Königthume erfaßt, mit Liſt und Gewalt durchgeführt, und damit der franzöſiſch romanische 
Abjolutismus und Gentralismus begründet wurde, blieben in Deutſchland die fubjectiven 
Elemente der Particnlarftämme und Staaten überwiegend, die Reichseinheit ging ganz zu 
Grunde, und das moderne Staatsprincip wurde in der bunten und unbefriedigenden Form 
der Kleinſtaaten entwidelt. Site zu vereinigen und eine Gefammtorganifation zu begrün— 
den, in der dos objective und das fubjective Element des Rechts die ihm zufommende 
Stellung findet, ift die Aufgabe der Gegenwart in Deutihland. 

$. 4. Die weltbifterifche Bedeutung des römischen Rechts beruht hiernach haupt— 
ſächlich darauf, daß in ihm der abftracte Begriff des jubjectiven Rechts, alfo namentlich 
die allgemeine gleiche Berechtigung des Individuums im Privatrechte, zur Entwidelung 
gelommen ift. Darin liegt das, was man den univerfalen Charakter des römischen Rechts 
nennt. Dies heißt alfo nicht, daß das römiſche Recht einfach das ewige abſolute Hecht 
für alle Bölter und Zeiten ift, oder daß auch nur ein einziges der modernen Völker ſich 
mit ihm begnügen Könnte, jondern daß in ihm ein weſentliches und allgemeines Element 
des Rechts, was ſich im jedem Rechte finden und gewiljermaßen die Grundlage darin 
bilden muß, in einer Weife und Vollendung ausgebildet ift, daß «8 infofern für alle Völker 
und Zeiten ein theoretiich und praftiich verwendbares Vorbild enthält. 

Die Entwidelung diefes univerſalen Charakters fteht natürlich mit der Entwidelung 
der ganzen römiſchen Gejchichte überhaupt in engfter Verbindung. Sie ift nur dadurd) 
möglich geworden, daß auch der römiſche Staat ſich von einer fleinen Stadt zu einem 
Weltreihe, das die verichiedenften Völker in fich jchloß, ausgedehnt hat. Doch darf man 
ſich diefe univerſale Ausbildung des römiſchen Rechts nicht als eine einfache Vereinigung 
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der verſchiedenen Vollsrechte und ein Aufgehen des nationalen römiſchen Rechts in ihnen 
denfen. Vielmehr ift die Einheit und Centralifation in der Nechtsbildung faft noch mehr 
als in der politiichen Herrichaft feftgehalten. Allerdings zug man aus allen Rechten die 
brauchbaren Elemente heraus, allein nur um fie mit dem eigenen Rechte zu verarbeiten, 
in deſſen Geift und Form umzugeftalten und fie fo wieder als fpecifiich römiſches echt 
über die Welt zu verbreiten. Aus diefem eigenthämlichen Affimilationsprocefle erklärt es 
ih, daß das römifche Necht auch in feiner fpäteften und univerfalften Ausbildung doc) 
in Geift und Form ſtets feinen Grundcharakter beibehalten hat, und überall die Spuren 
feiner älteren Zuftände durchblicken läßt. 

Dem entſprechend muß fich die Darftellung der römiſchen Nechtsgeichichte enge an die 
allgemeine politifche Geichichte der Römer anfchliegen. Namentlich find die allgemeinen 
Entwidelungsperioden derfelben, Königthum, Nepublit und Kaiferzeit mit ihren ver- 
ſchiedenen Phafen, auch hier als maßgebend feſtzuhalten. 

Dian pflegt bei der Nechtsgefchichte in der Regel eine äußere und eine innere, oder 
Gedichte der Rechtsquellen und der Rechtsſätze zu untericheiden. Für Detaildarftellungen 
ift Dies auch zwedmäßig. An fich ftehen aber natürlich beide in enger Verbindung und 
Wechſelwirkung, und fünnen daher bei einer allgemeinen Darftellung dev Rechtsentwickelung 
nicht eigentlich getrennt werden, wenn glei die Schilderung der vechtöbildenden Organe 
und ihrer Thätigfeit die Hauptfache ausmachen muß. !) 

Erfter Abſchnitt. Das Königthum. 8.5. Es liegt nahe, bei einer fo 
großartigen Erſcheinung, wie die römische Rechtsbildung, die letzten Gründe bereits in den 
erften Anfängen und Glementen des Staates und Volkes zu fuchen. Unzweifelhaft ift 
darin auch der erfte Kern bereits enthalten. Indeſſen muß man fich hüten, in einzelnen 
äußeren Thatſachen und Erfcheinungen den Grund für Berhältniffe zu ſehen, die doch nur 
in dem gefammten Weſen und Charakter eines Volksſtammes, die als ſolche ftets etwas 
Unerflärbares bleiben, ihre Begründung finden können. Eo hat man namentlich die 
verfchiedenen Sagen über die Entftehung Roms zur Erklärung des römifchen Rechtsſinnes 
benutzen wollen: die Vereinigung allerlei heimathloſen Geſindels babe eine neue, ganz 
originäre Nechtöbildung nach dem Principe der abftracten Perfönlichkeit hervorgerufen, oder die 
Verbindung von drei Stämmen habe nothwendig Reibungen, und damit eiferfüchtigen Rechts— 
egoismus und abtracte Vereinigung der Rechte nach ſich gezogen. Allen mit echt ift 
gegen alle ſolche Speculationen, abgefehen von anderen Gründen, befonders von Momm— 
jen die ursprüngliche Einheit der römiſchen Sprade, Religion und Yebens- und Rechts— 
fitte jowohl in fib als mit den übrigen Tatinifchen Städten geltend gemadit. Rom 
ericheint danach in feinem Anfange einfach als eine latiniſche Stadt, und zwar feine ber 
größeren, die nur durch ihre günftige Page und weitere Umftände allmählig eine größere 
Bedeutung als die übrigen erlangt und diefe in fich aufgenommen hat. Einzelne frembe 
Beimischungen mögen bei der Grenzlage ftattgefunden haben, allein der latiniiche Stamm 
ift der eigentliche allgemeine Boden, aus dem das römische Volt und Recht hervor: 
gewachlen find. Wer aber waren die Patiner? Yedenfalls indogermanifcher Raſſe, Stammes 
verwandte der Griechen, aber nicht Abkömmlinge von ihnen, zu Yande, nicht zu Wafler, in 
Italien eingewandert. Griechiiche Eitelkeit hat den Römern die griechiiche Abftammung 
einzureden gefucht, und die vielen Anklänge beider Sprachen haben der Idee auch bei uns- 


N Die neueren Hauptwerfe iiber die römische Rechtsgefchichte find: Burchardi, Staate- 
und Rechtẽgeſchichte der Römer. 1841. (Erſter Bd. des Lehrb. d. röm. R.). Errieben, Eine 
leitung in das röm. Privatrecht. 1854. (Erfter Bd. des Lehrb. d. röm. R). Rubdorff, röm. 
rg 2 Bde. 1857. Walter, Geſch. d. röm. R. 2 Bde. 1860. (1. Aufl. 1531). Pudta, 
Geſch. d. Rechts bei dem röm. Volt 1866. (Erfter Bd. der Imftitutionen. 1. Aufl. 1841.) 
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vielfach Eingang verſchafft. Allein die tiefgreifenden Unterſchiede beider Stämme in 
Anlagen, Charakter, Religion, Lebensſitte, Recht und der ganzen Richtung des geiſtigen 
Lebens laſſen nur die Annahme der Seitenverwandtſchaft, nicht der Abſtammung, zu.) 

8. 6. Die älteſten Rechtszuſtände in Rom muß man ſich ſehr einfach denken. Stadt 
und Gebiet waren klein, wenige Quadratmeilen zum Theil unfruchtbaren Bodens, die 
Einwohner, höchſtens 10—20,000, Hirten und Bauern. Ihr Leben war zwar über die 
AZuftände des Nomaden: und reinen Hirtenlebens hinaus. Aderwirthichaft ift bereits mit 
der Biehmirthichaft verbunden, doch jcheint die legtere noch vorwiegend gewejen zu jein. 
Das Vermögen befteht vorzugsmeile in Vieh, und wird danach bezeichnet (pecunia). Geld 
eriftirt noch nicht, nur wird bereits Kupfer als Tauſchmittel gebraucht und in rohen 
Stüden zugemogen. Die Weide ift Gemeinland (ager publieus), worauf jeder Bürger 
fein Vieh nad) Belieben treiben fann, Der Stand der Adenwirthichaft ift nicht ganz 
Mar. Jeder Bürger ſoll ein kleines Privatgut (heredium) von zwei Morgen gehabt 
haben; allein e8 ift wahrſcheinlich, daß dieſes nur für Haus, Hof und Garten war, und 
daß daneben noch, wie bei andern indogermanifchen Völkern, in irgend einer Weife eine 
Adergemeinichaft beitand, entweder nad Geſchlechtern (gentes), oder nad) Gemeinden 
(euriae). Das Grumdeigenthum war dann in jo weit gebunden und unveriußerlich, 
wogegen die Heredien freies und veräuferliches Eigenthum bilveten. Die Annahme, daß 
umgetehrt die Heredien unveräußerliche „Erbgüter” gemejen ſeien, beruht auf faljcher 
Deutung des Worted heredium. Heres bedeutet urſprünglich nicht Erbe, jondern Herr, 
herus. Bei den Heredien liegt daher auch der Anfang der eigenthünlichen Gleichſtellung 
des Grundeigenthums mit dem Eigenthume an beweglichen Sachen, die das römiſche Recht 
jo vom germanifchen untericheidet. Man hatte für die Veräußerung der Heredien feine 
andere Form, als bei den Hauptgegenftänden der Ackerwirthſchaft, den Sklaven und Yaft- 
thieren. Der Erwerber lie ſich die Sache vor Zeugen zur förmlichen Befigergreifung 
(manu eaptio) übergeben, indem er jeinerjeitd im Falle des Kaufes den Kaufpreis in 
Kupferſtücken durch einen fug. libripens zumägen ließ und übergab “mancipatio). Ge— 
werbe und Induſtrie exiftirte bei jolchem Gulturzuftande natürlih faft noch gar nicht, 
doch follen die nöthigften Handwerfe jchon von Numa in Zünfte geordnet fein, nämlich 
Zimmerleute, Schmiede, Gerber und Riemer, Töpfer, Färber und auffallenderweije auch 
Goldarbeiter. Das lettere jegt einen gewifen Handel und Verfehr voraus. Doc war 
dies’ nur Yandhandel mit den benachbarten Yatinern und Etrusfern, bejonders Eintauſch 
von Metallen gegen die Erzeugniſſe der Land» und Biehwirthicaft. Der Seehandel 
entftand erſt fpäter. Das jpätere Münzzeichen der Römer ift zwar eine Galeere, das 
frühere aber Kühe und Schafe. | 

Diefen wirthſchaftlichen Zuftänden entjprecyend war auch der innere Verkehr nur 
gering. Die innere Bewegung des Eigenthums kann noch feine lebhafte geweſen fein. 
Darum eriftirt auch noch fein eigentliches VBertragsiyften; Baarzahlung oder Treu und 
Glauben (fides) beherrichen den Verkehr. Feſte Verpflichtung entfteht nur bei den Ge- 
Ihäften, wo Kupferzumägung vor Zeugen ftattfindet (negotia per aes et libram), das 
üt Kauf und Darlehn (manceipium und nexum). Der erſte verpflichtet zur Gewähr: 
ihaft des Eigenthums (auctoritas), das legtere zur Rüdgabe ded Darlehns. Außerdem 
dienen Eid und feierliches Gelübde (sponsio) zu religiöfer Beftärtung von Verträgen. 

$. 7. In der Benölferung find zwei Beftandtheile unterjchieden, das eigentliche 
Volt, die berechtigte Bürgerfchaft, und eine abhängige Bevölkerung, die Clienten. Die 
erftere befteht aus einer gejchlofienen Anzahl von Geſchlechtern (gentes), d. h. größern 


) Mommfen, römiſche Gedichte. B. I. Eap. 2. 
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Bamilienverbänden, deren Verbindung nicht mehr auf nachweislicher Berwandtichaft beruht, 
fondern nur auf der gemeinfamen Tradition, Namen, Opfern (sacra), Feſten u. dgl. 
Die rechtliche Kraft des Bandes läßt ſich in der fpäteren Zeit der Aufloderung, wo faft 
nur noch Vormundſchafts⸗- umd Erbverbindung als Reſte übrig geblieben find, nicht mehr 
vollftändig erfennen. Unzweifelhaft war fie urfprünglid viel enger, und hat aud eine 
gewiffe Gemeinfchaft wenigftens des Grundeigenthums- in fich geſchloſſen. 

Die gentes, angeblihd 300 an Zahl, waren in 3 Tribus und 30 Curiae ge: 
fchieden. Die erfteren (Ramnes, Tities, Luceres) waren wohl verfchtedene im Staate 
vereinigte Stämme, doch hat der Unterſchied in der hiſtoriſchen Zeit feine vechtliche oder 
politijche Bedeutung mehr. Die Eurien waren dagegen eine Art Gemeinden, mit befonderen 
Borftehern (euriones), Gebäuden, Opfern und Feſten, vielleicht auch Adergebieten. 

In den gentes ftanden die einzelnen Familien mit großer Selbftftändigfeit ihres 
inneren Lebens. Der einzelne Familienvater hat in feinem Haufe über Frau und Kinder 
noch die abjolute Gewalt des Urzuftandes. Geſetz und Staat befchränfen ihn noch nicht, 
die natürliche Sittlichfeit des Familienlebens und die Religion find die einzigen, aber 
genügenden Schranken. Er ift ihr Herr ‚über Leben und Tod, kann fie verkaufen und 
ihr gefammter Erwerb gehört von felber ihm. Auch ihr zufünftiges Erbrecht beſchränkt 
fein Verfügungsrecht nicht. Nur bei fittewidriger Verſchwendung kann die gens eingreifen 
und ihm die Verwaltung nehmen. Die Söhne bleiben im Haufe und in der Gewalt, 
auch wenn fie erwachlen find, heirathen und Kinder befommen. Die Töchter treten dagegen 
mit der Heivath in die Familie und Gewalt ihres Mannes, ihre Kinder gehören in 
deſſen Familie. So ſcheiden ſich von felbit agnatiiche und cognatifche Verwandtſchaft. Mit 
dem Tode des Hausvaterd werden jeine Kinder, oder verftorbener Söhne Enfel, von jelbft 
frei und Herren des Vermögens. Sind feine da, jo füllt das Vermögen an die nächſten 
Agnaten, fonft an die gens. Doch kann, wer feine Kinder hat, um das Ausfterben der 
Bamilien und gentes zu verhindern, unter Zuſtimmung der Priefter und des Volkes 
einen Sohn adoptiven, oder auch Jonft beim Tode den Herrn für fein Vermögen beftim- 
men. Die Ehe ift monogamifch und wird in religiöfer Form vor Zeugen mit Aufpicien 
und Opfern, namentlich de panis farreus, geichlofjen (confarreatio)., Ste bringt die 
Frau in die volle Zamiliengewalt (manus) de8 Mannes. Scheidung war entweder gar 
nicht erlaubt, oder nur unter Mitwirkung der Priefter (diffarreatio), Die Frauen hatten 
demnach zwar eine würdige Stellung, doch ftanden fie, wenn fie weder Vater noch Mann 
hatten, unter der Vormundſchaft der Agnaten oder Gentilen. 

Unter den gentes und am fie vertheilt ftehen die Clienten, eine abhängige Bevöl— 
ferung von unterworfenen Ureinwohnern, freinden Flüchtlingen und freigelafienen Sklaven. 
Sie haben Fein jelbftftändiges Recht, ſondern müſſen durch einen Bürger der gens als 
Patron geſchützt und vertreten werden, können Yand nur von der gens als precarium 
erhalten, und find dafür zu Dienften und Abgaben verpflichtet. Ihr Schu gegen den 
Patron ift nur ein religiöfer. 

8. 8. Die Staatsverfaffung der eigentlichen Bürgerſchaft ift eine eigenthümliche Miſchung 
von monarchiſchen, theokratiſchen, ariftofratifchen und demofratiichen Elementen. Ein König 
mit vollem imperium, d. b. abfoluter Regierungsgewalt, zwar factiſch vom Volke gewählt, aber 
formell von den Göttern eingelegt, darum lebenslänglich und unverantwortlich ; Daneben eine 
Priefterfchaft, die mit ihren Opfern und Auſpicien faft in alle öffentlichen und Privatverbält- 
niffe eingreift, zwar vom Könige abhängig ift, aber doch mit ihren feiten und zähen Formen 
und Sägen eine felbftftändige Macht bildet; ein Senat, der zwar nur felbftgewählter Rath 
des Königs ift, aber ftetS die mächtigften und einflußreichiten Häupter der gentes in ſich 
ſchließt; endlich Volksverſammlungen, die zwar nur vom Könige berufen werben fünnen, 
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in denen dann aber einfach nach den Gurien abgeftimmt wird (comitia curiata), jeder 
mündige Bürger alfo gleiches Recht hat. Eine genaue Abgrenzung des Verhältniſſes 
diefer vier Elemente, namentlich der Gewalt des Könige und des Volkes, hat man bei 
und vielfach verfucht; indejjen muß man fich hüten, die fcharfen rechtlichen Grenzen ber 
fpäteren und heutigen Zeit in diefe Urzeit hinein zu verlegen. Die Macht der factifchen 
Umftände und namentlich die Berfönlichkeit der einzelnen Könige beſtimmten wohl haupt- 
ſächlich die Entjcheidungen. 

Diefen Elementen der Berfaffung entfprechend ift die Rechtspflege. Der König ift 
der einzige Nichter, ſowohl in Civil- als Criminalfahen. Eine Mitwirfung des Bolfes 
durch Geſchworene findet nicht ftatt, nur in Eriminalfacyen kann der König eine Berufung 
an das Bolf und Comitialentſcheidung, aber mehr wie eine Art Begnadigung, zulaffen. 
Dagegen find facrale Elemente eingemifcht. Im Givilprocefje muß jede Partei ihr Recht 
beſchwören, umb eine Buße an die Götter für den Fall des faljchen Eides einjegen (sa- 
eramentum). Im Strafrechte ift eine Neihe von Sacralwerbrechen mit dem Principe der 
Berlegung der Götter und mit der Strafe: diis sacer esto. Wie weit freilich in beiden 
Beziehungen das facrale Element reichte, und namentlich eine Betheiligung des Priefter- 
thums ftattfand, iſt unklar. — Die Execution im Civilprocefje ift veine Perfonalerecution, 
ver Sieger hält fih am die Perſon des Verurtheilten (manus injectio), diefer ift ihm, 
wenn er nicht zahlt, mit Freiheit und Leben verfallen. Im Strafrechte jcheiden ſich, ab— 
gejehen von den Sacralverbrechen, die Verbrechen gegen die Perfon und gegen den Staat. 
Bei den erfteren ift das Princip der Privatradye, bei den legteren Das der Selbfterhaltung 
des Staats. 

$. 9. Daß diefer ganze Urzuftand des römischen Rechts nicht durch veflectivte Ge— 
jeßgebung künſtlich geichaffen, ſondern der Ausprud eines urſprünglichen Boltslebens ift, 
und feine Entftehung der Sitte und Gewohnheit des Volkes von feinen Urzuftänden her 
verdankt, bedarf feines Beweiſes. Die Darftellung der römischen Geſchichtſchreiber, als 
ob Romulus und Numa alles Recht durch Gefege neu geichaffen hätten, ſogar auch ſolche 
Inſtitute, wie Ehe, väterlide Gewalt, Gentilität, beruht auf der vulgären Borftellung, daß 
ohne Geſetz fein Recht jet. Sie ſchrieben danach einfach jeve uralte Einrichtung in Nom 
dem einen oder dem andern zu, je nachdem fie rein rechtlich oder mehr religiös war. 
Eine andere Frage ift, ob nicht im weiteren Verlaufe der Königszeit Aenderungen durch 
neue eigentliche Geſetze gemacht find. Die Nömer felber, Yuriften und Nichtjuriften, neh— 
men dieſes einſtimmig an. Sie nennen dieſe Gejege leges regiae, jagen jedoch, daß fie 
von den Königen nur vorgeichlagen, aber vom Volke in den comitia curiata beſchloſſen 
ſeien. Sie erzählen ferner, daß nady der Vertreibung der Könige ein Pontifex maximus 
Sertus Papirius eine Sammlung diefer leges regiae gemacht habe, die das Ius Papi- 
rianum genannt werde. Sie führen auch mehrfach einzelne ſolche Geſetze an, zum Theil 
felbft dem Wortlaute nad, eines ift jogar noch in den Pandeften genannt (D. 11, 7, 2). 
Ihr Inhalt indefjen, wie z. B. die Einführung der ehelichen und väterlihen Gewalt, das 
Berbot, Fiſche ohne Schuppen und Wein von unbeſchnittenen Neben zu opfern, ſchwangere 
Frauen ohne Verſuch der Nettung des Kindes zu begraben, u. a., zeigt deutlich, daß alle 
dieje angeblichen leges regiae nichts anderes find, als entweder altes Gewohnheitsrecht, 
oder priefterlihe Gebräude und Sagungen. 

Abgefehen hiervon wäre es allerdings an ſich gar nicht unwahrſcheinlich, daß in ben 
drittehalb Jahrhunderten der Künigözeit, in denen der Staat ſich doch ſchon bedeutend 
vergrößerte und fi namentlich das neue Element der Plebejer bilvete, wirklich mehrfach 
eigentliche Gejeße gegeben wären. Ber der Verfaſſungsform des Servins ift dies ſogar 
faum anders denkbar, und wenn Dionys fagt, daß Servius fünfzig Gefetse über Verträge 
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und Delicte gegeben habe, jo ift dies an ſich Höchft glaubwürdig. Allein von allen diefen 
und ähnlichen Gefegen haben wir durchaus gar feine ſpeciellere Kenntniß, die Geſetze von 
Servius jollen auch von Tarquinius wieder aufgehoben und zerftört fein.*) 

8. 10. Ein neues Yebenselement erhielt der alte patricifche Urftaat durch die Bil— 
dung des I lebejerftandes. Nach der römiſchen Darftellung ift der Unterichied von Pas 
trictern und Plebejern zwar von Anfang an geweien. Die Plebejer find die Armen: die 
Mafle des Volkes, Die Patricier die Reihen: der Adel. Indeſſen ſchließt dieſe Darftellung 
eine ſolche Menge innerer und äußerer Widerfprüce in ſich, daß die neuere Hiftoriiche 
Kritik ſeit Niebuhr fich überwiegend (wenn auch nicht einftimmig) für eine andere Aufs 
faffung entjchteden hat. Die Patricier waren urſprünglich die einzige wirkliche und be— 
vechtigte Bürgerichaft. Die Plebejer find daneben erſt allmählıg, befonders durch die In— 
corporation der eroberten Nachbarftädte, entftanden. Anfangs unberechtigt, wahrfcheinlich 
Glienten des Königs, erlangten fie durch ihre zunehmende Maſſe allmählig thatſächlich 
eine ſolche Bedeutung, daß Servius jie in jeiner neuen Verfaſſung mit in das Bürgerrecht 
aufnahm Indeſſen behielten die Patricter Daneben einen großen Theil ihres befonderen 
alten Rechtes und kamen dadurch, zumal da ihre Anzahl bei ihren gejchlofienen gentes 
fortwährend abnahm, allmählig von ſelbſt in die Stellung eines bevorrechteten Geſchlechts— 
adels. Es ift ein ähnlicher hiſtoriſcher Proceß, wie er ſich im Mittelalter auch in Deutfch- 
land in vielen Städten vollzogen bat. 

Die Bildung des Plebejerftandes war für Die Nechtsbildung von auferordentlicher 
Wichtigkeit. Die Blebejev waren zwar zum größten Theile auch Tatinifchen Stammes, 
allein durch die Zerftörung ihrer Städte, den Verluſt ihres Vermögens, die Aufhebung 
ihres Gemeinweſens, die VBerpflanzung nad) Rom, die Vermiſchung mit der übrigen ple— 
bejiſchen Bevölkerung, und die Unterwerfung unter die Patricier traten fie doch in eigen- 
thümliche Verhältniſſe. Sie mußten fid) der römiſchen Geftaltung des Rechts anfchlieken, 
hatten indeffen an vielen Inftituten der Patricier feinen Antheil, jo namentlih an dem 
Gentilrechte der Patricier, am Grundeigenthum und der Feldgemeinſchaft derjelben, am 
ager publicus, an Dem geſammten patriciſchen Sacralrechte, aud) der Ehe, und nament- 
lich an den Gomitien und allem, was davon abbing, wie auch Teftament und Adoption, 
Durdy die Serviantihe Bearfafjung und die Republik ift zwar vieles davon auf fie mit 
übertragen, indejjen entftand bei ihnen doch eine Neubildung des Rechts, die vielfach ganz 
neue Richtungen einichlug, und damit neue Grundlagen ſchuf, die bei der fpäteren Ge— 
ftaltung der Verhältniſſe die allgememe Herrichaft im Nechte erlangten. Es tritt das 
namentlich in zwei Beziehungen ſcharf hervor, in der Aenderung der agrariſchen Verhält— 
nifje und in der Verweltlihung des Rechts. Bei den Plebejern war fein Boden für 
Feldgemeinſchaft und Familiengüter. Sie befamen überhaupt nur Feine Aderlofe, Ähnlich 
den alten Heredien, und auf diefe wurde einfach auch das alte Recht der Heredien, bie 
freie Veräußerlichteit und Theilbarkeit, und als Veräußerungsform die Mancipation an- 
gewendet. Dadurch wurde die Idee des freien Grundeigenthums allmählig zur allgemein 
berrichenden. Auch die Patricier theilten ihre Gemeinſchaften (wohl nicht auf einmal, jondern 
allmählig in den einzelnen gentes), und fo entftand jene abftracte Behandlung des Eigen= 
thums, ohne welentlichen Unterfchied von Mobilten und Immobilien, die das römische 
Recht jo weſentlich vom germantichen unterjcheidet, die aber für den alten patriciſchen 
Geſchlechterſtaat nahezu umbegreiflih wäre. Näheres über Zeit und Art diefer Umwand— 
lung wiſſen wir freilich nicht, die Ipäteren Römer hatten kein rechtes Bewußtſein mehr davon. 


') Eine kritiſche Zufammenftellung ber Weberbleibfel der Leges regiae gibt Dirkſen, 
Verſuche zur Kritik des röm. Rechts, ©. 234—358. 
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Nicht weniger wichtig war die Verweltlichung des Rechtes. Die Plebejer hatten 
anfangs gar feinen Antheil an den sacra der Patricier. Sie hatten zwar im wejentlichen 
diefelbe Religton, aber doc je nady ihrem Urjprunge in verſchiedener Weife. Daher 
bildete die Religion bei ihnen ip Rom keine fefte, das Necht äuferlich beherrichende Macht, 
jondern ging mehr neben ber, und das Recht befam feine felbitjtändige, rein juriftifche 
Kraft und Form. So entftanden die weltliche, d. h. nichtlacrale Ehe, manus, Adoption, 
Teftament, Sponfion, Procekfacrament u. a. Im öffentlichen Rechte, das noch lange 
ganz in den Händen der Patricier blieb, erhielt fih das facrale Element natürlich länger, 
fo namentlih bei allen Staatsacten und im VBölferrechte, aber auch im Strafrechte bei 
den Sacralverbrechen. Doc murde es auch hier won den Plebejern allmählig befeitigt 
oder vermindert, oder wenigſtens zur leeren Form herabgeſetzt. 

$. 11. Daft der vorlette König, Servius Tullius, tiefgreifende Veränderungen im 
Staatsleben eingeführt habe, ift einftimmige Meberlieferung der Römer. Sie fchreiben 
ihm eine vollftändige, tief durchdachte, alle Seiten des Staatslebens, die finanzielle, mili— 
tärifche, adminiftrative und politifche, organifch zufammenjchliegende neue Staatsverfaffung 
zu. Servius erfcheint danach als einer der bedentendften politifchen Köpfe des ganzen 
Alterthums. Die moderne Kritit hat diefes Verdienft auf das Map einer neuen Milttär- 
erganifation zurüdführen wollen,) das übrige fei fpätere Zuthat. Indeſſen war die 
neue gemeinfame Milttärorgantlation für Patricier und Plebejer nicht möglich ohne Auf- 
nahme der legteren in die Civität, und diefe wieder nicht ohne eine neue Ordnung ber 
Eomitien, dann aber fnüpfte fih die neue Steuer und Verwaltungsordnung von Telber 
daran. Ueberhaupt aber ift e8 kaum glaublid, daß die inmere Einheit des Ganzen nicht 
einem fchöpferiichen Geifte entiprungen fei. 

Den nächſten Anftoß mag allerdings die Militärorganifation gegeben haben. Sie 
bildet jedenfall® die Grundlage des Ganzen. Sie ruht noch auf der alten kriegeriichen Volks— 
anihauung, daß der Kriegsdienft Pflicht und Ehrenfache des eigentlichen Bürgers ift. Da— 
ber ift der eigentliche Kriegsdienſt auf die wohlhabenden, wie es fcheint die anfäffigen 
(assidui), beichränft, die armen (proletarii) werden höchſtens als Erſatzmannſchaft zuges 
zogen. Bei den erfteren wird wieder Neiterei und Fußheer unterfchieden. Zu jener find 
nur die reichften, und namentlich die Patricier, berechtigt und werden in achtzehn Abthei— 
lungen (centuriae) getheilt. Die übrigen werden für die üblichen fünf Grade der Bes 
waffnung mit Eelbjtausrüftung nad dem Vermögen (Grundbefige) in fünf Klaſſen ges 
ſchieden; aus jeder wird eine beftimmte Zahl von Genturien für das Heer entnommen, 
aus der erften achtzig, aus den drei folgenden je zwanzig, aus der unterften dreifiig, immer 
zur Hälfte iuniores (bis fünfundvierzig Jahr) zur Offenfive, zur Hälfte seniores zur 
Defenfive. Dazu fommen noch vier Genturien Kriegsbandwerfer und Mufitanten und 
eine Genturie Proletarier. 

Der Heeresorbnung entiprechend ift Die neue Comitialordnung. Jede Klaſſe bilvet 
fo viel Stimm-Centurien, als fie Heerescenturien zu ftellen hat, auch immer halb iuniores, 
balb seniores. Ebenfo ift nach den Klaffen auch die Beftenerung geordnet. 

Der eigenthümliche politifche Gedanfe in dem Ganzen ift die Erfindung des Klaſſen— 
ſyſtems für die politiiche Berechtigung. Dabei Liegt aber nicht einfach, wie man meiftens 
annimmt, die ariftofratiiche oder timokratiiche Fee zu Grunde, daß die Reichen mehr 
gelten jollen, wie die Armen, fondern das tiefere Princip, daß die politiiche Berechtigung 
mit der politiichen Verpflichtung in einem entfprechenden Verhältniffe ftehen fol. Wer 
mehr Pflicht hat, foll auch mehr Recht haben. Die reicheren Klaffen haben eben darum 
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mehr Genturiatftimmen, als die ärmeren, weil ihre Ktriegs- und Steuerpflicht eine 
ſchwerere ift; die Alten haben mit den Jungen darum troß kleinerer Kopfzahl doch gleiche 
Genturienzahl, weil fie die politifchen Pflichten ſchon Länger getragen haben. Erſt fpäter, 
wo die Kriegspflict anders geordnet war, und die Steuerpflicht ganz aufhörte, iſt das 
Klaſſenſyſtem auf das reine VBermögensprincip zuriidgeführt, Doch ift Dann auc das Zahlen- 
verhältniß der Genturien geändert und auf gleicheres Map gefest. Die alten Zahlen 
find freilicdy in ihrer näheren Begründung fir uns auch unklar. 

Auf die übrigen Theile der Serviauiſchen VBerfafjung fann bier nicht weiter ein— 
gegangen werben. 

Zweiter Abſchnitt. Die Republif. I. Die Anfänge und die XII 
Tafeln. $ 12. Die Einführung der Nepublif beſtand anfangs eigentlich nur in ber 
Einfegung von zwei einjährigen Borftänden anftatt des einen lebenslänglichen. Dem In— 
halte nad) jollte die Gewalt der Confuln diefelbe fein, wie die alte Fönigliche. Unmöglich 
konnte died Dauer haben. Es mußte bald eine durchgreifende Veränderung aller Ver— 
hältniſſe nach fich ziehen. Zunächſt fiel der Schwerpunft der Negierungsgewalt in den 
Senat, aljo die Ariftofratie, aus der die Conſuln bervorgingen und ohne deren Unter— 
ftügung fie nichts Bedeutendes und Dauerndes durchfegen fonnten. Dann mußte die 
Macht der Boltöverfammlung fteigen, da fie die Wahl der Confuln und fonftigen Be: 
amten hatten, und dazu jegt die eigentliche Gefeßgebung und bald aud die höhere Criminal— 
juftiz befamen. Die Macht der Beamten wurde dagegen fehr befehränft, zunächt ſchon 
durch die furze Dauer, die Berantwortlichfeit und die Möglichkeit der Interceffion, dann 
durch die Entziehung der Criminaljuftz und die Einführung von Civilgeſchwornen und 
endlich durch die Theilung der Gewalt mittelft Bildung neuer jelbftftändiger Aemter. 
Außerdem mußte das Berhältnig der Patricier und Plebejer jet ein anderes werden. Sie 
ftanden jet Direct, ohne Bermittelung einer über ihnen ftehenden Föniglichen Gewalt, einander 
gegenüber. Dadurch wurde einerſeits der Druck der Patricier härter, andererfeits die Wider: 
ftandstraft der Plebejer größer. Beides trat fofort hervor, und führte zu dem faft 
zweihundertjährigen Kampfe, der mit der vollftändigen Aufhebung der Vorrechte der 
Patricier endete. 

$. 13. Auf die Rechtsbildung mußten alle diefe Umftände einen unmittelbaren und 
tiefgreifenden Einfluß haben. Die Patricier hatten im Confulate die Rechtspflege un: 
befchräntt in Händen, und benugten Dies vielfach zur Bedrückung der Plebejer, namentlich 
im Strafrecht. Zwar wurde gleih anfangs das Necht der Provocation ans Volk für 
Todeöftrafe und körperliche Züchtigung durch eine Lex Valeria von Valerius Poplicola 
eingeführt. Doc wurde auch diefes vielfady mißachtet. Sobald die Plebejer daher im 
3. 260 durd) die secessio in montem sacrum die Einführung der Boltötribunen er 
zwungen hatten, fingen fie an, auf Beſchränkung der confulariichen Juſtiz zu dringen. 
Die erften Erfolge Davon waren die Einführung von Geſchwornen in Civilfachen, und 
die Beihränfung der arbiträren Bermögensftrafen (multae) auf ein Marimum von dreißig 
Schafen und zwei Rindern (Lex Aternia Tarpeja, 303). Bejonders wichtig und folgen- 
reich für die ganze römiſche Nechtsbildung war das erftere. Es wurde dadurch zuerit 
eine unmittelbare Theilnahme des Volkes, zunächſt freilib mur der Senatoren, an der 
Nechtöpflege eingeführt. Die näheren Umftände der Einführung willen wir leider nicht. 
Später finden wir verfchiedene Arten von Geſchwornen, bei Eigenthums- und Status: 
jachen Gollegien von zehn und Hundert Geſchwornen (decemviri, centumviri litibus 
iudicandis), bei Schuldflagen einen oder drei Geſchworne. Wann und wie dieje Unter- 
ſchiede entftanden find, ift jehr zweifelhaft. Wejentlih war aber von Anfang an, daf die 
Scheidung zwischen den Beamten und Geſchwornen nicht nad) Hechts= und Thatfrage ges 
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ordnet wurde, Sondern fo, Daß der Beamte nur die Einleitung und Conſtituirung des 
Streited hatte, die weitere Unterfuhung und die Entjcheidung Sache der Geſchwornen 
war, und nur die Erecution wieder an den Beamten fam. Die Bedeutung der römischen 
Geſchwornen ift danach eine wefentlich andere, als die des germaniſchen Volksgerichtes. 
Ter römiſche Geſchworne ift Vertreter ded Beamten, er Toll die Willfür deſſelben verhin— 
dern, und eine objectiv den Geſetzen entiprechende Entſcheidung herbeiführen. Das Geſetz 
fieht aber über ihm, wie über dem Beamten. Es ift nicht wie beim germaniichen 
Lolfsgerichte, wo die Gemeinde, oder in ihrer Vertretung die Schöffen, mittelbar als 
ſolche das eigentlich nur im ihrem Bewußtſein lebende Recht felber finden und weifen follen. 

$. 14. Die Mißbräuche der conſulariſchen Yuftiz waren durch diefe Einrichtungen 
nit verhindert. Die Klagen über Härten und Ungerechtigkeit, und namentlich über 
ungleiche Behandlung der Patricier und Plebejer dauerten fort. Die natürliche Unbeſtimmt— 
beit und Biegſamkeit des Gewohnheitsrechts, bei volföthümlicher Rechtspflege nur förderlich 
für eine billige Rechtsanwendung, ſcheint von den Patriciern zum Dedmantel der Partei— 
lichteit mißbraucht zu fein. Daher ftellt Shen im I. 292 der Tribun Terentilius Arfa 
den Antrag auf Abfafjung von feiten Gejegen über da$ imperium consulare. Die Pa- 
tricier ſetzen den beftigften Widerftand entgegen. Acht Jahre lang wiſſen jie ihm zu 
bintertreiben. Endlich vereinigt man id, das gefammte Recht in fefte Gefege zu bringen, 
Neuer Aufſchub wird durch eine Geſandtſchaft nad Athen zur Herbeilchaffung der grie— 
chiſchen Geſetze erlangt. Dann geht man and Wert (303), aber nicht durch einfache Ein— 
ſetzung einer Geſetzgebungs-Commiſſion, vielmehr wird die ganze Verfaſſung aufgehoben, 
ſtatt der Conſuln und Tribunen werden zehn Männer auf ein Jahr ernannt, die den 
Staat regieren und zugleid die Geſetze machen follen. Vielleicht lag der Plan einer 
dauernden Berfaffungsänderung, namentlich Befeitigung des Gegenlages von Gonfuln und 
Tribunen, zu Grunde, doch entipracdh der Erfolg dem jedenfalls nicht. Die Gefege waren 
auffallend ſchnell fertig. Noch in demfelben Jahre wurden zehn Tafeln den Gomitien 
vorgelegt, won ihnen betätigte und in Erztafeln auf dem Forum aufgeftell. Dennoch 
wurden für das nächfte Jahr neue Decemvirn ernannt, weil Nachträge nöthig ferien. Sie 
(iefern zwei neue Tafeln, Cicero nennt fie tabulae iniquarum legum. Unter dem Vor— 
wande noch weiterer Nacträge prolongiren fie eigenmächtig ihr Amt auch ins folgende 
Jahr, werben dann aber auf Veranlaſſung des berühmten Procefjes der Virginia geftürzt, 
und die alte Verfaſſung wird wieder hergeftellt. Die gegebenen Gejege bleiben 


Der Inhalt der XII Tafeln war, jo viel wir willen, hauptſächlich nur PBrivat- 
md Strafrecht, und Civil- und Griminalprocek, außerdem noch Beſtimmungen über die 
teihenbeftattung und den Kalender. Ob noch Weiteres über Staats- und Eacralrecht 
darım ftand, ift nicht zu enticheiden, möglich wäre e8, keinenfalld war es viel. Rhetoriſche 
Uebertreibung ift es, wenn Livius jie fons omnis publiei privatique iuris nennt. 

Die Quelle für den Inhalt war überwiegend nur das längft in der römiſchen Ge— 
wohnheit Lebende Recht. Nur wurde dafjelbe in allen Punkten genauer formulirt und 
geftaltet, und dazu kamen mannichfache Aenderungen und Zufäge aus Zweckmäßigkeits— 
gründen und politiichen Rückſichten. Es war eigentliche Godification, nicht bloße Incorpo— 
ration. Daß griechiſche Elemente mit berüdfichtigt find, ift außer Zweifel. Wenn aber 
die Römer mitunter die Solonifhen Gefege als Hauptquelle bezeichnen, jo ift Dies ent— 
Ihieden falſch. Nur Weniges und Unbedeutendes läßt ſich darauf zurüdführen. Weſent— 
liche Aenderungen am bisherigen Rechte find überhaupt wohl nur im Proceffe und 
Strafrechte gemacht, namentlih durch Beſchränkung der Beamtenjuftiz und Ausdehnung 
der Bolföjuftiz. 
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Die Form ift eigenthümlih. Eine Reihe abjoluter Gebote oder Verbote, oder 
fategorifcher Rechtsſätze, alles im einfachen Imperativ, mit Tapidariicher Kürze, aber 
einer gewiſſen großartigen Rhetorik; die Detaillirung merkwürdig verſchieden; einzelnes, 
was jpecielle Tageöfragen betraf, wie 3. B. Proceß, Erecution und Schulohaft, mit minu: 
tiöfer Genauigkeit, anderes, an fich Wichtigered, 3. B. Verträge und Teftamente, nur in 
allgemeinen Sägen. Gharakteriftiich ift die ängftliche Vorſicht in der Wortfaffung, 
namentlich um bei den Imperativen das Müſſen und Dürfen zu trennen.) 

Werth und Bedeutung des ganzen Gefegwertes find ſehr hoch zu ftellen, theils wegen 
der Bollftändigkeit, mit der es ſich über alle Theile des Rechts erftredt, theild wegen des 
echt juriftiichen und praftifchen Charakters feiner Beſtimmungen, theils wegen der Schärfe 
und Klarheit der Gedanken und des Ausdrucks. Das juriftiiche Talent der Römer tritt 
ſchon hier ſehr ſcharf hervor, keine Gefeggebung ähnlicher Gulturftufen kann fich in dieſer 
Beziehung mit den XII Zafeln mefjen. 

Auf und gefommen find die XII Tafeln leider nur ſehr fragmentariih. Die ur- 
Iprüngliden Tafeln find bei der galliichen Zerftörung der Stadt mit zerftört, und find 
auch ſpäter nicht wieder hergeftellt. Der Inhalt wurde zwar, wenigftens im wejentlichen, 
erhalten, er bildete im jechöten Jahrhunderte in dem erften eigentlichen juriftifchen Buche, 
den ſ. g. Jus Aelienum oder der Tripertita des Sertus Aelius Catus, den erſten Theil, 
dem als zweit”. eine Interpretation folgte, auch wurden unter Auguftus Commentare 
dazu gejchrieben, ein juriftifcher von Yabeo und ein hiſtoriſch-philologiſcher von Meflalla, 
und zulegt ſogar noch unter Antoninus Pius ein juriftiich = hiftorifcher von Gajus in 
ſechs Büchern; allein der heutigen Zeit iſt von alledem weiter nichts überliefert, als 
eine Neihe von einzelnen Citaten, Relationen und Anfpielungen bei den juriftiichen und 
nichtjuriftiichen Schriftftellern, aus denen fi immer mur ein jehr unvollkommenes Bild 
des Ganzen wieder zufammenjegen läßt.®) 

II. Das ius civile und daß ius gentium. $. 15. Die weitere Nechtö- 
bildung im Berlaufe der Republit nimmt bei der allmähligen Entwidelung Des ganzen 
römischen Yebens eine mannichfady bunte Geftalt an. Es iſt nicht eine einförmige Fort 
bildung durch neue Gefege, ſondern in faft dramatiſcher Weife tritt jedes neue Element 
in eigener neuer Form neben oder nady dem andern auf, Das nationale in der priefter: 
lichen Interpretation der XII Tafeln, das univerfale in der Bildung des ius gentium, 
das politiiche in der eigentlichen Volksgeſetzgebung, Das rein juriftiche Utilitäts- und Aequi— 
tätöelement in den prätorifchen Edicten, das logiſche in der auffeimenden Wiljenfchaft. 

Zunächſt von der Interpretation der XII Tafeln. Die XII Tafeln blieben in den 
nächften Jahrhunderten die Grundlage des gefammten Rechts. Die Plebejer ſahen fie als 
eine große Errungenſchaft und ein Palladium ihres Rechtes an, umd hielten mit eiſerner 
Zähigleit an ibnen feſt. Darauf beruht die eigenthümliche ftricte Wort- und Buchftaben- 
interpretation der XII Tafeln und anderer Gefege, die uns in den folgenden Jahrhun— 
derten oft in jo befremdlicher Weife bei den Römern entgegentritt. Man hatte Sicherheit 
und Feitigfeit des Rechts durch Das geichriebene Geſetz erlangen wollen. Kein Wunder, 
daß man ſich jet ſtreng auf das gefchriebene Wort fteifte und nichts gelten ließ, was 
daraus nicht abgeleitet werden konnte, Die XII Tafeln legten jelber geradezu den Grund 
dazu, theild durch die ängſtlich ſorgſame Faſſung ihrer Vorſchriften, theils durch das 


) 3.8. — vineito compedibus XV pondo, ne maiore, aut si volet minore vin- 
eito. — libras farris endo dıes dato, aut si volet plus dato. Am mertwürdigften ift das 
berühmte: in partes secanto, si plus minusve secuerunt, sine fraude esto. 

2) Dirkjen, Ueberficht der Verſuche zur Herftellung der XII Tafel= Fragmente, 1824. 
Schoell, legis XII tabularum reliquiae, 1866. 
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Princip, das fie für alle Verträge und Teftamente aufftellten: uti lingua nuncupassit, 
ita ius esto, und uti legassit, ita ius esto. Damit war das Princip des gefprochenen 
Wortes und der Wortinterpretation auch für die Nechtögelchäfte Scharf ausgelprodden. Na— 
türlih hatte man auch fchon vor den XII Tafeln, bei der Umvolltonmmenheit der Schrift, 
auf das Wort ein großes Gewicht gelegt, allein die eigentliche Zeit der feften Formel: 
bildung find doch erft die Jahrhunderte nach den XII Tafeln. 

Die Fortbildung des Nechts hat hiernach in der nächftfolgenden Zeit einen gewiſſen 
formaliftifchen und ſcheinbar engherzigen Charakter. Das Wort der Gefege, der Procefie, 
der Verträge, der Teftamente jcheint alle® zu beherrſchen. Dan wirde aber irren, wollte 
man darin nur eine Fleinliche Buchftabenflauberei jehen. Das eigentlich Treibende find 
ftetö die praftifchen Bedürfniſſe, man jucht diefen nur durch den Anſchluß an das fejte 
Wort eine fichere gefegliche Grundlage zu geben. Von diefem Standpunkte aus hat man 
die drei Hauptrichtungen diefer Nechtsbildung zu beurtheilen, fo: 

1) zunächſt die Interpretation der XII Zafeln felber. Darunter ift nicht blos die 
Erklärung der einzelnen Worte und Säge zu verftehen, fondern aud die Feſtſtellung von 
Kechtöregeln nach denfelben und die Bildung neuer Rechtsſätze aus ihnen. So bildete man 
3. B. das Imteftaterbrecht durch Interpretation der Worte suus heres und proximus 
agnatus aus, die Ufucapion aus den Worten usus auctoritas, die Emancipation und 
Adoption aus der Beftimmung über den Berfauf der Kinder u. a. 

2) Die Bildung von Formeln für die verjchtedenen Nechtsgeichäfte. Es find Yor- 
meln, die einerſeits ſcharf und beftimmt den allgemeinen Hauptinhalt jedes Geſchäfts feit- 
ftellten, und andererfeitö doc, biegfam genug waren, um Zufäge nad) den befonderen Inten= 
tionen der einzelnen Fälle zuzulafen, fo bei mancipium und nexum, Stipulation, Erb: 
einfegung, Pegat u. |. w. Daß dabei im ganzen das Princip der Feftigfeit überwiegend 
war gegen das der Biegfamkeit, kann nady dem Obigen nicht auffallen. 

3) Die Bildung der Klageformeln fir den Proceß, der |. g. legis actionis. Dies 
war bejonderd wichtig. Beim Streite um das Necht war es vor allem nöthig, daß bie 
Ansprüche genau und ſcharf den Gejegen entiprechend formulirt wurden. Nur oas Wort 
des Geſetzes und feine weitere Interpretation konnte und follte ein Recht geben, fomit 
mußte auch jever Klageanſpruch ſich direct auf einen beftimmten Ausſpruch des Geſetzes 
gründen, und daher auch genau den Worten Des Geſetzes entſprechend formulirt werden. 
Die XI Tafeln festen 3. B. eine Strafe auf arbores furtim caesae. Waren nun 
Weinreben heimlich abgejchnitten, jo durfte man die Klage nicht auf vites succisae for- 
muliren, da davon nichts im Geſetze ftand, Jondern auf arbores caesae, und man mußte 
dann darthun, daß vites zu den arbores gehören. ine ſolche penible Formulirung ift 
natürlich Schwierig und für den Laien gefährlich, auch hätte die Zulafjung der beliebigen 
freien Formulirung captiös und für die Nichter verwirrend werben können; deshalb wur- 
den die Formeln allgemein und abftract für alle möglichen nad) den Gejegen zuftehenden 
Rechte aufgeftellt, und fo, da man dann im einzelnen nothwendig eine von ihnen nehmen 
mußte, nicht approbirte Formeln gar nicht zugelaffen wurden. 

Die gefammte Rechtsbildung in dieſen drei Richtungen war num eigentlich Sache 
der Rechtskunde und Theorie. Ste geihah indeſſen nicht ſchon in Büchern und Schriften, 
fondern rein praftifch im Leben bei den einzelnen Nechtswerhältniffen jelber. Die Träger 
davon waren aber nicht etwa ſchon Richter, Beamte, Advocaten, ſondern ausſchließlich die 
Priefter, die pontifices. Dieſe hatten von Alters her theild durch den Kalender, theils 
durch die Sacramente u. a. eine unmittelbare Betheiligung an der Rechtspflege, und da 
dieſe noch im ganzen vierten Jahrhunderte ausſchließlich in den Händen der Patricter war, 
fo lag es bei der ganzen jonftigen Stellung der pontifices nahe, daß fie fich vor andern 
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mit der Kechtöfunde in ihrer concreten Anwendung beichäftigten, und das Volk ſich bei 
ihnen vechtlihen Rath holte. Es lag darin natürlich ein bedeutendes Mittel zur Erhal— 
tung des patrictichen und priefterlihen Einfluffes auf das Volt, und es ift daher erflärlich, 
daß die Priefter diefe Rechts- und namentlich Formelkunde als eine Art Geheimwiſſen— 
haft zu wahren fuchten. Uebertreibung ift es natürlich, wenn die fpäteren Römer jagen, 
das ganze Necht fer von den Prieftern geheim gehalten, indeſſen darf man darım nicht 
die ganze Geheimhaltung überhaupt für eine Fabel erflären. Es ift völlig glaubwürdig, 
wern erzählt wird, um das Jahr 450 habe ein gewiffer Enejus Flavius, Freigelaſſener 
und Schreiber des Appius Claudius, durch Veröffentlichung eines Verzeichniffes der Ge— 
richtötage und einer Sammlung von legis actiones, die er dem Appius entwendet, ſich 
beim Bolfe beliebt gemacht, und man habe die Schrift das Ius Flavianum genannt. 
In Verbindung damit fteht, daß es won dem erften plebejiichen pontifex maximus, dem 
Tiberius Corumcanius (um 500), beißt, daß er „primus ius civile publice pro- 
fiteri _coepit“, 

Das gefammte auf dieſe Werfe auf den XII Tafeln und ihrer Entwidelung be— 
rubhende Recht nannte man jpäter, weil es das jpecifiich römiſche war, vorzugsweiſe das 
ius eivile (Romanorum). 

$. 16. Dem nationalen Rechte, dem ius ceivile, tritt feit dem fünften Jahrhunderte 
die Bildung eines internationalen Rechts, ius gentium, gegenüber. Veranlafjung dazu 
ift theils die Vermehrung des internationalen Verkehres, theil® die Ausdehnung der römi— 
ſchen Herrſchaft. Beides vief Gerichtsbarteit über Fremde (peregrini), d. h. Nichtbürger, 
hervor, und damit zugleih das Bedürfniß von Nechtsfägen für dieſelbe. Die Römer 
hatten urſprünglich, wie alle Bölfer in früheren Zuſtänden, das volle Princip der Per: 
jönlichkeit des Rechts: jedes Necht ift Volfsrecht, nicht Landesrecht, es gilt nur für den 
Bürger des Volkes, nicht für den Fremden im Lande. Der Fremde ift an fich vechtlos, 
und kann uyr unter Schuß und Vertretung eined Bürger Necht haben. Bei der Stei- 
gerung des Verkehrs war dieſes Princip nicht haltbar. Im Verkehre mit den latiniſchen 
Städten machte ſich dies zwar nody wenig fühlbar. Bei der allgemeinen Stammesverwandt= 
ichaft, der politischen Verbindung und der Gleichheit des nationalen Rechts gab man fich 
allgemeines gegenſeitiges commereium, d. h. volles Verkehrsrecht. Bei andern Völkern 
erfchien dies aber unthunlih. Man Half fi anfangs durch befondere Staats- und Han- 
delöverträge, 3. B. mit Carthago ſchon im 3. 245. Bei unterworfenen Städten und Völkern 
gab man auch bejondere Beftimmungen, oder überließ es der Yuftiz der römiſchen Be— 
amten. Auf diefe Weife fam man almählig dahin, eine Neihe von Rechtsſätzen anzu: 
nehmen, die man im allgemeinen gleichmäßig bei allen Völkern fand, die man daher als 
ein allgemeines natürliches Recht anfah, was im Zweifel gleihmäßig auf den ganzen Ver— 
fehr der Fremden unter fich und mit den Römern angewendet werben könne, Die ſpe— 
ciellen Volksrechte blieben dann daneben für die Verhältniffe der Bürger eines Volkes 
unter fih. Man nannte diefes allgemeine internationale Recht das ius gentium, und 
verband allmählig die Speculation damit, daß es durch die naturalis ratio bei allen 
Völkern hervorgerufen würde, und eben darum auch bei allen neben ihrem fpeciellen ius 
eivile von jelbft eine Art ſubſidiäre Geltung habe. Eine Folge davon war, daß man 
dann auch umgekehrt ſagte, was natürliches Recht jet, müſſe auch bei allen Völkern gelten, 
wenn auch empiriich die allgemeine Geltung nicht gerade nachgewiefen ſei. Man identifi= 
eirte daher im allgemeinen die beiden Begriffe ius naturale und ius gentium, obwohl 
man im einzelnen, 3. B. bei der Stlaverei, den Unterſchied nicht verfamnte. 

Natürlich konnte e8 nicht ausbleiben, daß dieſes ius gentium allmählig auch auf 
das römiſche echt jelber einen großen Einfluß ausübte. Es hatte von felbit einen 
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freieren, weniger formaliſtiſchen, natürlicheren und billigeren Charakter. Dies mußte auch 
in die römiſche Rechtsanſchauung eindringen, und ſich danach auch im inneren römiſchen 
Verfehre geltend machen. Zum Theil geichah - dies chen einfach in der römischen Ges 
wohnbeit, wie 3. B. bei den Berträgen des gemähnlichen Verkehres, Kauf, Miethe u. a, 
zum Theil wurde e8 erft ın der NRechtöpflege durch die Verfügungen der Beamten, nament- 
lich der Prätoren, vermittelt. Das prätorifche Necht beruht zu einem nicht Heinen Theile 
gerade Darauf. 

Das ius gentium wurde auf diefe Wetje das erfte Element, wodurd das römische 
Recht über ſeine enge Nationalität hinausgeführt ift, und die erfte Grundlage für feinen 
univerlalen Charakter erhalten hat. Es hatte natürlich als folches feine ſcharfe Grenze, 
jondern war mehr oder weniger mit den Einzelrechten verbunden. Es wäre ſchwer ges 
weien, einen feften codex iuris gentium aufuftellen, auch hat fein vömifcher Juriſt ver— 
fucht, ein jelbftftändiges Buch Darüber zu fchreiben. 

III. Die Gejeßgebung des Bolfes. 8. 17. Die eigentliche gejetsgebende 
Gewalt iſt in Rom im der ganzen Zeit der Republik ſtets ausſchließlich beim Volle ges 
weien und von ihm ganz ummittelbar in Bolfsverfammlungen, comitia, ausgeübt. Bon 
einer Repräfentativ-VBerfaffung, ja nur einer Hinneigung dazu, findet fich nicht die ge— 
vingfte Spur. Selbft Eicero bei feinen philofophiichen Neflerionen über Staatsverfaſſung 
und Gejepgebung kommt mie auf dieſen Gedanfen. Doc hätte e8 bei der Ausdehnung 
des Bürgerrechts auf ganz Italien nahe genug gelegen. Ein Stimmrecht, zu deſſen Aus— 
übung ganze Städte Hunderte von Meilen reifen mußten, war doch in der That eine voll- 
ftändige Ironie des Stimmrechtes, eine veine Fiction. Der nächte Grund der auffallenden 
Erſcheinung lag offenbar in der altrömiſchen Identität von Stadt und Staat. Die Stadt 
war es, die die Welt erobert hatte, die Stadt follte ihre Herrin bleiben. Nur durch die 
Fiction des ſtädtiſchen Bürgerrechts konnten andere Städte an ihrer Herrfchaft Theil neh— 
men, umd wenn dabei ihr Einfluß factifch um jo geringer wurde, je weiter jie entfernt 
lagen, jo war das den Macthabern in Nom nur um fo lieber. Eine Repräfentation 
hätte die andern Städte Rom gleichgeftellt, und die ganze National= Tradition gebrochen. 
Indefien hätte diefer Grund eigentlich gerade ein Streben nach Repräfentation bei den 
anderen Städten berworrufen müſſen, wovon wir aber auch nichts finden. Der tiefere 
Grund lag daher in der ganzen antifen Anſchauung, daß der Staat nicht ein idealer 
Organismus ijt, ſondern direct in der Geſammtheit der freien Bürger befteht, daß aber 
freiheit unmittelbare Selbftbethätigung ift, und daher Stellvertretung in rechtlichen Dingen 
unzuläffig erſcheint. 

Abgejehen hiervon erlitt die Comitialverfaffung im Verlaufe der Republit aber bes 
deutende Veränderungen. Die conjfervativen Principten der Servianifchen Genturiatcomitten 
verloren, wie oben gezeigt, mit der Veränderung der Kriegs- und Steuewerhältnifie ihren 
eigentlichen Boden und führten zu einer reinen Gelvariftofratte. Ihnen gegenüber wurden 
daher im Kampfe der Plebejer und Patricier die plebejiſchen Parteiverfammlungen, bie 
rein demokratiſch nur nach Iocalen Bezirken (tribus) ohne Rückſicht auf das Vermögen 
geordnet waren, allmählig zu einem allgemeiten Organe der demofratifchen Nichtung im 
Staate ausgebildet. Anfangs galten diefe Verſammlungen nicht als comitia, ſondern 
nur als conciones, ihre Beichlüffe nicht als allgemein verbindliche leges, fondern nur 
als plebiseita, die nur die Plebejer verpflichteten. Es werden dann aber drei Gefete 
angeführt, durch die den Plebisciten allgemeine Geſetzeskraft beigelegt fei, eine Lex Valeria 
von 306, eine Lex Publilia von 416, und eine Lex Hortensia von 468. Das Ver: 
bältnig dieſer drei Geſetze iſt ſehr ftreitig, das Reſultat unzweifelhaft. Die Ausdrücke 
comitia und lex wurden danach auch bei den Plebisciten angewendet. Indeſſen ver 
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mochten die Tributcomitien doch nicht die Alleinherrichaft zu gewinnen und die Genturiat- 
comitien ganz zu verdrängen, vielmehr entftand die fonderbare Erſcheinung, daß Jahre 
hunderte lang diefelbe Bürgerichaft für ihre Gefeggebung zwei Arten von Comitien hatte, 
die ſich nur durch ihre mehr ariſtokratiſche oder demokratiſche Ordnung unterichteden. 
Ihre Competenz war für die Gejeßgebung völlig gleih, es hing nur vom Zufall und 
von den Beamten ab, an welche Comitien_ein Geje gebracht wurde; die Gonfuln und 
Prätoren brachten fie an die Genturtatcomitien, die Tribunen an die Triburcomitten. 
Daß factiſch die Mehrzahl der gegebenen Gefege aus den Tributcomitien ftammen, bes 
ruht nur darauf, daß die Tribumen bei ihrer agitatoriſchen Thätigkeit natürlich mehr Ver— 
anlaflung zu Gefegesanträgen hatten, als die meiftens im Kriege beichäftigten Confuln. 
Im übrigen, für Beamtenwahl und Grimimaljuftiz, blieb die Competenz verſchieden; Die 
höheren Beamten konnten nur in den Centuriatcomitien gewählt und Gapitalverbrechen 
nur in ihnen abgeurtbeilt werden. Die alten Curiatcomitien der Königszeit verloren da— 
gegen in der Republik, entweder gleidy oder jedenfall bald, ihre politische Bedeutung ganz, 
und blieben nur für gewiſſe Verhältniſſe des alten Sacrulredhts. 

Uebrigens darf man ſich den Unterfchied der ariftofratiichen und demofratiichen Vers 
fafjung der Genturiat= und ZTributcomitien nicht zu groß denken. Das Princip der ab- 
foluten Demokratie, dar ſchlechthin die Mehrzahl aller Bürger entjcheivet, wie in Athen 
und heutzutage in der Schweiz und bei Napoleons |. g. Plebisciten, war in ven Tribut 
comitien und bei den römiſchen Plebisciten nicht. Die Abſtimmung geſchah ſtets nad) 
tribus, und fonnte daher, wie bei jeder Abftimmung nach Abtbeilungen, leicht dahin 
führen, daß die Majorität der Zribusftimmen keineswegs der Mehrzahl ſämmtlicher 
Einzelftimmen entſprach. Die Tribus waren Bezirke, in die Das eigentlich römiſche Gebiet 
eingetheilt war. Ihre Zahl wurde bei der Vergrößerung deſſelben bis zum J. 513 all» 
mählig bis auf fünfunddreifig ausgedehnt, vier für Die Stadt und einunddreißig für das 
Land. Später wurden feine neuen Tribus mehr gemacht, Jondern die neuen Bürger in 
die alten Tribus vertheilt, da jonft Die entfernten Tribus leicht mur durch wenig an— 
wejende Bürger hätten vertreten werden, und auch leicht ein Mebergewicht hätten erlangen 
können. Für möglichft gleiche Vertbeilung der Bürger in die Tribus hatten die Cenſoren 
zu forgen. Nur die freigelaffenen Sflaven murden, als die Zahl der Sklaven und ver 
Freilafjungen fih im fünften Jahrhunderte jebr vermehrte, zur Verhinderung der Ochlo— 
kratie ſämmtlich auf die vier ſtädtiſchen Tribus beichränft. 

Andererfeitd wurden auch die Genturiatcomitien etwas in demokratiſcher Richtung refor- 
mirt. Die alten Genturienzahlen wurden aufgehoben, und jeder Klaſſe eine gleiche Cen— 
turienzabl gegeben. Man verband nämlich das Klaſſenſyſtem mit den Tribus. In jeder 
Tribus wurden die fünf Klaſſen beſonders unterjchieden, jede mit zwei Genturien, senio- 
rum und juniorum. Das Princip war nun einfach, daß die reicheren und die älteren 
trotz ihrer geringeren Kopfzahl doch gleiche Genturienzahl mit den ärmeren und jüngeren 
haben jollten. 

$. 18. Die legislative Thätigfeit der Comitien war eine jehr lebendige, die Tri 
bunen namentlich liefen nicht Leicht eine Gelegenheit zu Geſetzesvorſchlägen vorübergeben. 
Doch hatte Die ganze Thätigkeit wejentlih einen politiihen Charakter, und die Geſetze be— 
trafen daher vorzugsweije die politiſchen Berhältniffe und das öffentliche Necht. Das Pri— 
vatrecht überließ man der Gewohnheit und den Prätoren, und nur wo politische Intereſſen 
mit ind Spiel famen, griff man auch hier mit Gejegen ein. So find in der ganzen Zeit 
der Republik über Eigenthum und dingliche Rechte, auch Pfandredht, feine weiteren Gejete 
gegeben, als ein paar über Ufucapion von geftohlenen und geraubten Sachen und Servi— 
tuten. Bon den Berträgen find über Darlehn, Zinjen und Bürgfchaften eine ganze Menge 
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Geſetze, außerdem nur wenige über Schenkungen, Wetten und Spiel. Ueber Familienrecht 
ift aus der Republik mır die Lex Maenia de dote, von Auguftus das große Ehegeſetz, die 
Lex Julia et Papia Poppaea. Ueber Vormundſchaft zwei Geſetze, Einführung der Dativ: 
Tutel und der cura minorum. Ueber Erbredit die Lex Voconia zur Beichränfung des 
Erbrecht® der Frauen, und drei Geſetze über Beichräntungen der Yegate, darunter die Lex 
Faleidia. Vergleicht man dies mit der Mafje der prätorifchen Ediete über alle Theile 
des Privatrechts, jo zeigt fih der Grund der geringen Zahl der Geſetze von felbft. 
Häufiger find fie im Givilproceffe. Hier haben fie nene Procefarten (legis actiones) 
eingeführt, alte ausgedehnt, zulett die Legis-Actionen ganz aufgehoben, das Geſchwornen— 
weſen georbnet u. a. Noch häufiger find fie im Strafrechte und Strafproceffe, namentlich 
am Ende der Republif, wo durch Sulla, Bompejus, Cäfar, Auguftus die Comittaljuftiz 
aufgehoben und durdy Schwurgerichte erfegt wurde, aber nicht allgemein, fondern durch 
befondere Gelege für die einzelnen Arten der Verbrechen. 

$. 19. Die äußeren Formen der Gefeßgebung waren folgende Die Imitiative 
zu den Gefegen war rechtlich ausjchließlih bei den Beamten, factiſch fonnte allerdings 
ftet3 auch der Senat die Beamten, wenigftend die Confuln und Prätoren, dazu veranlaffen. 
Den Gefetentwurf mußte ſtets der Beamte felbft abfaffen oder durch andere abfaſſen laſſen. 
Factiſche Negel war dann, daß der Entwinf im Senate zur Vorberatbung eingebracht 
wurde, vechtlich nöthig war es nicht und keinenfalls konnte die Mißbilligung des Senats 
die Volfsabjtimmung hindern oder ungültig machen. Der fertige Entwurf mußte drei 
Wochen lang öffentlich ausgehängt werden. In den Gomitien jelber konnte zunächft Jeder— 
mann Reden für oder wider das Gefet halten, die Abftimmung war dann aber nur ein— 
fahe Annahme oder VBerwerfung des ganzen Gefeges, Amendements waren nicht zuläffig. 
Mit dem Beichluffe trat das Geſetz von ſelbſt in Kraft, nicht erft mit der Publication. 
Es wurde aber ſtets in Erztafeln, eine oder mehrere, gravirt, eine Zeit lang auf dem 
Forum aufgeftellt und dann im Archive (tabularium) deponirt. Die Faſſung war, daß 
zur Einleitung die Rogation des Beamten, der Beſchluß des Volfes mit Zeit und Ort, 
und die Tribus und der Bürger, die zuerft geſtimmt hatten, angeführt wurden, dann 
famen ohne weiteres die einzelnen Beſtimmungen in befehlendem Imperativ oder Conjunctiv, 
zum Schluffe konnte eine sanctio, d. h. Beftimmungen über Geltung und Ausführung 
des Geſetzes, beigefügt werden. Die Sprade war im der früheren Zeit kurz und ge 
drängt, ſpäter pedantiich vorfichtig, langſtylig und jchmerfällig. Benannt wurden die Ge— 
ſetze nach dem oder den Beamten, die jie beantragt hatten. 

Auf uns gelommen ift von den Gefegen der Nepublit meiftens mur der Name und 
längere oder kürzere Angaben des Inhalts bei den Schriftftellern, juriftiihen und nicht 
juriſtiſchen. Den Wortlaut haben wir ganz vollftändig nur von einem einzigen Gejete,!) 
bäufiger find Citate einzelner Säte oder Worte. Bon den alten Exztafeln find aber nur 
von wenigen aus dem fiebenten und achten Jahrhunderte einzelne Bruchſtücke der allge 
meinen Zerftörung entgangen und wieder aufgefunden. %) Die wichtigften find fieben Stücke 
von einer Tafel, auf deren einer Ceite eine Lex Acilia repetundarum, auf der andern 
eine Lex agraria ftand, eine Tafel von einer Lex Rubria de civitate Galliae Cis- 
alpinae, und eine Tafel von Cäſars Städteordnung, der Lex Julia municipalis. 

IV. Die Edicte der Beamten. $. 20. Es ift ſchon oben bemerkt, daß bie 
Vollsgeſetzgebung ſich mit dem PBrivatrechte wenig befaßt habe, deſſen Weiterbildung viel- 





') Lex Quinctia de aquaeducetibus vom 3.9». Chr. bei Frontinus de aquaeductibus, c. 129. 
”, Die vollftändigfte Zufammenftellung ift von Mommſen im Corpus inscriptionum lati- 
narum, Vol. I. p. 43— 127 
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mehr der Gewohnheit und der Fürjorge der Beamten, namentlich der Prätoren, überlaffen 
blieb. Dieſe prätoriſche Nechtsbildung ift etwas höchft eigenthümliches, ohne alles Seiten= 
ſtück bei andern Völkern, aber einer der Grundpfeiler der Größe des römischen Rechts. 
Zu ihrem Berftändnig muß man von der allgemeinen Einrichtung der damaligen römischen 
Rechtspflege und der Stellung des Prätord in derjelben ausgehen. 

Die Rechtspflege im eigentlichen römiſchen Bürgerftaate, abgeſehen von den unter- 
‚worfenen Völkern, war von der heutigen weſentlich verſchieden. Bon einer Mehrheit von 
Richtern oder Gerichten neben und übereinander und einer beſondern höchſten Yuftizleitung 
war gar feine Rede. Man hatte, abgefehen von der Polizeijuftiz der Aedilen, überhaupt 
nur einen einzigen Juftizbeamten, den Prätor, daneben dann nur die Gejchwornen. Diefer 
Prätor hatte aber eine Stellung, wie fie in unferer Yuftizverfaffung gar keine Analogie 
findet. Er hatte eimerjeitd eine Macht, wie bei uns fein Yuftizminifter, denn er war 
collega consulum und hatte wie diefe das volle imperium, andererſeits hatte ex weniger 
Gewalt wie ein heutiger Bagatellvichter, denn er mußte zwar jede, auch die fleinfte Sache 
annehmen und inftruiven, durfte fie aber nicht ſelber entſcheiden, ſondern nur an die Ge— 
ſchwornen überweifen. 

Auf dieſem Boden erwuchd das prätoriiche Net. Der Prätor war zwar an ſich 
bei der Nechtöpflege auf die Einhaltung und Ausführung der Gejege verpflichtet und be= 
eidigt. Allein Daneben war er durch fein imperium befugt und befähigt, jede Mafregel 
und Berfügung anzuorbnen und nöthigenfall® mit Gewalt durchzufegen, die ihm paſſend 
erſchien, jofern er nur nicht durch eine Interceffion von einem andern Beamten, nament- 
(ih einem Tribunen, daran verhindert wurde. ine Anklage beim Volke war zwar aud) 
möglich, aber doch immer erft nad) Beendigung feines Amtes. In den erften beiden 
Yahrhunderten nach den XII Tafeln, in der Zeit des Kampfes der beiden Stände, wo 
man eiferfüchtig am Buchſtaben des Gefeges fefthielt, und die ftrengen Formeln der Yegiö- 
Actionen jeden Eingriff faft unmöglich machten, konnten die Prätoren zwar nicht leicht 
bedeutende Neuerungen einführen. Indeſſen ift der Begriff der Ausführung der Geſetze 
doc immer ein ziemlich dehnbarer, namentlich bei Gefegen von ſolcher Unvolftändigfeit, 
wie zum Theil die XII Tafeln. Gewiſſe Anfänge der prätorifchen Nechtsbildung mögen 
daher ſchon in diefe Zeit fallen. Vom jechsten Zahrhunderte an aber gewöhnte man ſich 
allmählig an eine freiere Auffaffung der prätorifchen Thätigkeit. Die große Veränderung 
ver Yebensverhältnifie durch die Vermehrung des Verkehres und die Ausdehnung des 
Staates, jo wie das Eindringen der Ideen des ius gentium, liefen die alten Gejete all- 
mählig als unzureichend, den Rigorismus der Form und des Buchftabens als unerträglich 
ericheinen. Fortwährende Gefeßgebung über alle die zerftreuten einzelnen und Heinen Fra— 
gen der täglichen Nechtöpflege war gar nicht möglich. Biel paffender erſchien es Daher, 
alle8 dieſes der freieren Anordnung der Prätoren zu überlaffen. Gegen Willfür und 
Mißbrauch hatte man in dem ganzen öffentlichen Leben, den Gejhwornen, der Intercejfion, 
der furzen Amtsdauer und der Anklage nach derjelben einen ausreichenden Schug. Das 
ber wurden durch ein Geſetz, Die Lex Aebutia, die ftrengen Formeln der Legis-Actionen 
bei der Ordinirung der Procefie für unnöthig erklärt, der Prätor ermächtigt, jelber jedes- 
mal nad den Verhandlungen der Partei eine Feitftellung der Hauptftreitpunfte zur Inſtrue— 
tion für den Geſchwornen ſchriftlich aufzufesen (formula), und demgemäß die Rechtspflege 
zu handhaben. Bon da an entfaltet ſich die vechtsbildende Thätigfeit der Prätoren mit 
größerer Freiheit. Sie geftalten nicht nur den ganzen Proceß dem neuen Principe gemäß 
um, jondern greifen nun allmählig aud in das materielle Recht felber ein, und zwar ohne 
die Grenze der alten Geſetze genau einzuhalten. Wo das praktische Bedürfniß des Vebens, 
die veränderten Verhältniſſe, die freieren Rechtsanſchauungen e8 fordern oder es als 
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pafiend umd volksthümlich erfcheinen Tafien, fchreiten fie mit neuen Anordnungen und 
Verfügungen ein. Sie ftellen neue Klagerechte auf, laſſen Einreden zu, ertbeilen Reſti— 
tutionen, orbnen die Erbverhältniffe u. ſ. m. 

Der formelle Rechtsgrund zu dieſer ganzen Thätigfeit lag in ihrem imperium, 
Zugleich lag darin aber auch ihre Schranke. Sie hatten feine Geſetzgebungs- fondern 
nur Amtsgewalt. Sie konnten daher feinen Sat der Gefege, und darum auch fein ein= 
zelnes geſetzliches Necht, eigentlich” ımd direct aufheben, und ebenfo wenig eine neue Be— 
ftimmung mit eigentlich - gefetslicher Kraft einführen, beides konnte nur das Boll. Sie 
tonnten nur Verhältniſſe factifch jo behandeln und fchügen, wie wenn fie gejetliche wären, 
oder umgefehrt gejetliche, wie wenn fie e8 nicht wären, 3. B. fonnten fie Niemanden 
zum eigentlichen heres oder dominus machen, der es den Gejege nach nidyt war, wohl 
aber Fonnten fie einem ſolchen den Beſitz der Erbſchaft oder Sache zufprechen und ihn 
wie einen heres oder dominus darin ſchützen. Der Unterſchied ſcheint allerdings fehr 
formaliftifch, inveffen ift im Rechte die Form immer von großer Bedeutung, und außerdem 
fnüpften ſich daran von felbft auch allerlei materielle praftifche Berfchiedenheiten, 3. B. im 
Erwerbe, in den Wirkungen, der Verführung u. a. So entftand dadurch ein ganz eigens 
thinnlicher Gegenfag von civilem und prätoriſchem Nechte, der fich durch Das ganze Nechts- 
foftem hindurch zog, und eine Menge von eigenthiümlichen Verwidlungen und Schwie— 
rigfeiten mit fich führte. Man unterfchied civiles und prätorifches Eigenthum, Obligation, 
Klage, Erbrecht u. f. w. Im allgemeinen vertritt dabei das Civilrecht das Princip des 
formellen und ftrengen Rechts (ius strietum), das prätorifche Das der Billigfeit (ius 
aeguum), des natürlichen Rechts und des ius gentium. Die Prätoren milvern den 
formellen Rigorismus des Civilrechts, indem fie Erceptionen gegen unbillige Klagen, Res 
fitution gegen unbillige Verluſte einführen, durch Fiction der civilen Erforderniffe die 
civilen Klagen in billiger Weife ausdehnen und auf formlofere Verhältniſſe übertragen 
u. ſ. w. Indeſſen ftehen ihre Beftimmungen keineswegs immer in einem eigentlichen 
Gegenfate zu den ciwilen, ſondern dienen vielfach nur dazu, fie zu fichern und zu fürs 
dern oder zu ergänzen und weiterzuführen. Die Römer jagen daher, das prätorifche 
Recht ſei juris eivilis adiuvandi, supplendi vel corrigendi gratia eingeführt, es fei 
aber felber eine viva vox iuris eivilis. Vielfach hat aber der Unterfchied der civilen 
und prätortichen Form in den Verhältniſſen jelbft gar feinen inneren materiellen Grund, 
jondern beruht eben nur auf der Zufälligfeit der prätorifchen Entftehung. Daher find 
auch eine Menge prätorifcher Rechtsſätze und Einrichtungen fpäter von der civilen Gefet- 
gebung adoptirt und weitergeführt, und dadurch völlig in das Civilrecht aufgenommen, fo 
namentlich im Erbrechte. Dem heutigen Rechtsbewußtſein ift der ganze Gegenſatz als 
folher daher überhaupt fremd, er hat bei und weder in die Gemohnbeit, noch in bie 
Gefeggebung Eingang gefunden, jondern Tebt nur in der gelehrten Behandlung des römi- 
ſchen Rechtes fort. 

8. 21. Die äußere Form, in der die Prätoren ihre neuen Rechtsſätze einführten, 
war die der Ediete. picte biegen überhaupt alle öffentlichen Belanntmadungen der 
Beamten, ohne Unterſchied, ob fie fih auf Verwaltung oder Juſtiz bezogen, und ob fie 
dauernde allgemeine Verordnungen enthielten oder nur Verfügungen für den einzelnen Fall. 
Cie wurden in der Negel auf Holztafeln auf dem Forum aufgeftellt. Durch ſolche Evicte 
machten nun auch die Prätoren ihre neuen Anordnungen befannt. Dem Imbalte nach 
waren die eigentlich Geſetze, allein da der Prätor keine Geſetzgebungs- fondern nur 
Amtsgewalt hatte, jo unterfchteden fie fih von den Geſetzen wejentlich dadurch, daß kein 
Prätor feine neuen Beitinnmungen als dauernde Gefege in der Form des objectiven Im— 
perativs ausſprechen konnte, jondern daß jeder ſtets nur ſubjectiv ertlären konnte, was 
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er während jeines Amtes thun werde; er konnte z.B. nicht fagen familiam habeto, jon= 
dern nur bonorum possessionem dabo, nicht dupli poena esto, fondern nur in 
duplum iudieium dabo. Daraus folgte von jelbft, daß der Nachfolger im Amte nie 
an die Edicte feined Vorgängers gebunden war. Er konnte fie nach Belieben verwerfen, 
oder ändern oder auch annehmen. Indeſſen verfteht fi von felbit, da wenn ein Edict 
Beifall beim Volfe gefunden hatte, der Nachfolger es beibehielt, und daß die zweckmäßigen 
Edicte daher allmählig ganz feſt immer von einem Prätor auf den andern übergingen 
(edieta tralatitia). Auf diefe Weife vereinigte die Edictsform die Vortheile der Geſetz— 
gebung und des Gewohnheitsrechtes, die Feſtigleit und die Beweglichkeit, in einer ganz 
merkwürdigen Weile. Einerſeits traten die Rechtsſätze gleich in der bejtimmten Form der 
feften Vorjchrift hervor, andererfeits hing ihre Dauer ganz davon ab, daR fie dem Be— 
wußtjein und den Bebürfniffen des Volkes entipradyen. Sie waren der beftändigen Prüfung 
des Yebens unterworfen, und fonnten jederzeit ohne die geringfte Weitläufigteit verbefiert 
oder befeitigt werben. Cicero nennt die Edicte daher einerjeitS leges annuae, während 
er fie andererjeitS wieder zu dem consuetudinis ius rechnet. 


Im einzelnen willen wir über die Entftehung der einzelnen Edicte nicht viel, nur 
ſehen wir, daß ſich chen früh eine gewiſſe Maſſe anſammelte, die einen feften Grundftod 
bildete, der unverändert von einem Prätor auf den andern überging, daher das edietum 
perpetuum des Prätors genannt wurde, und an den fich dann im Laufe der Jahrhun— 
derte die neuen Edicte anfchloffen. Die weitere Geſchichte davon gehört aber erft ver 
folgenden Periode an. 


Aehnlich wie der Bürgerprätor, der praetor urbanus, fonnten auch die übrigen 
Auftizbeamten in ihrem Kreiſe Edicte erlaffen, jo der praetor peregrinus, die Aedilen und 
die Provinzialbeamten. Die Ediete der letzteren, die edieta provincialia, erftredten ſich 
jedody bei der vollen Verbindung von Juſtiz und Adminiſtration in den Provinzen in der 
Kegel über die ganze Provinzialoerwaltung, namentlich auch das Finanzweſen. Im Rechte 
nahmen fie die Edicte der beiden Prätoren in Nom möglichft zum Muſter und wurden 
auf dieſe Weife ein Hauptmittel zur allmähligen Romanifirung des Rechts der Pro— 
vinztalvölfer. 


V. Die Wiſſenſchaft. $. 22. Die reichere Entwidelung des Rechts ſeit dem 
jechöten Jahrhunderte rief allmählıg auch die Anfänge einer wiſſenſchaftlichen Behandlung des 
Rechts hervor. Die Römer knüpfen ihren Ausgang an den Eintritt der Plebejer in den 
Pontificat. Damit wurde die alte Geheimfunde gebrochen. Gleich von dem erften plebe— 
jiſchen Pontifex maximus, Tiberius Goruncanius, heißt es, daß er zuerft Affentlich Rath 
und Belehrung in Nechtsfachen ertheilt habe. Von da an wurde diejes bald allgemein. 
Wer Neigung und Fähigkeit dazu fühlte, beichäftigte fich damit; es war ein Mittel, 
Anjehen und Beliebtheit beim Volfe zu erlangen. Bon einem Scipio Nafica (563 Con- 
ful) wird erzählt, daß er vom Senate ein Haus an der via sacra befommen babe, „quo 
facilius eonsuli posset“; von einem C. Figulus, daß er ſich dadurch für das Confulat 
habe empfehlen wollen, und daher, als er es nicht erlangt, die Rath juchenden mit ben 
Worten abgewiejen babe: „consulere vellent, consulem facere nollent“. Die Thätig- 
feit war anfangs überwiegend eine praftiiche, Ertheilung von Gutachten in Rechtsfällen 
(respondere), Rathſchläge für vorfichtige Abfaffung von Rechtsgeſchäften (cavere), Sach— 
waltung in Procefien (agere, postulare), Mit der praftiichen Thätigkeit wurde aber in 
der Regel Belehrung für Yernbegierige (auditores) verbunden, und daneben fing dann 
auch die Abfafjung von Büchern an. Wir haben von der Entwidelung der Rechtswiſſen— 
ſchaft und Yiteratur der Republik einige genauere Nachrichten durch die fleine Rechts— 
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geihichte von S. Pomponius aus Hadrians Zeit, die in die Pandeften mit aufgenommen 
it. Daraus laffen fich folgende Hauptftufen der Entwidelung entnehmen. 

Das ältefte Buch, was Pomponius die cunabula iuris eivilis nennt, find die f. 9. 
Tripertita des ©. Aelius Catus (ius Aelianum) aus der Mitte des VI. Jahrhunderts, 
die die XII Tafeln nebft Interpretation und Yegis=Actionen enthielten. Als die eigent- 
lichen Begründer der Rechtswiſſenſchaft, „qui fundaverunt ius eivile,“ d. h. die zuerft 
Rechtsfragen abitract behandelten, nennt Pomponius erft drei Juriften vom Ende des 
VI. Jahrhunderts, Mucius, Brutus und Manilius Ein — Syſtem des Civil 
rechtö wurde erft nad) der Mitte des VII. Yahrhunderts von Q. Muctus Scävola aufs 
geftellt, ius civile primus constituit generatim redigendo, und die Begründung der 
eigentlichen juriftiichen Dialektit fchreibt Cicero erft feinem Freunde Serv. Sulpicius zu. 
Damit war die Entwidelung einer wirklichen Wiſſenſchaft vollendet, ihre eigentliche Blüthe⸗ 
zeit und ihre volle Beherrſchung des geſammten Rechtes tritt dann in der Kaiſerzeit ein. 

Von allen jenen älteren Schriften iſt aber auf uns nichts als einzelne Citate und 
Notizen bei andern Schriftſtellern gekommen.) 

Dritter Abſchnitt. Das republitanifhe Kaijertbum Einleitung. 
8. 23. Die Nechtöbildung der Kaiferzeit hat einen weſentlich andern Charakter, als bie 
der Kepublit. Der Grund dazu liegt nicht nur in der veränderten Berfaffung und Eins 
richtung des ganzen Staats, fondern hauptjächlic in der vollftändigen Veränderung ber 
Aufgabe, die der weiteren Nechtsentwidelung jest durch die Verhältniſſe ſelber geftellt 
wurde. Bis zum Ende der Republit waren die Hauptgrundlagen des gelammten Kedhtes, 
namentlic) des Privatrechtes, im ius eivile, gentium und praetorium ziemlich vollſtän— 
dig gelegt. Es handelte fich jett weniger mehr darum, neue Nechtöbegriffe und Verhält— 
niſſe umd eigentlich neue Principien aufzuftellen, als die vorhandenen in der entiprechen= 
den Weiſe auszubilden und weiter zu geftalten, und zwar in zwei Hauptrichtungen : 

1) Zunächſt mußten die allgemeinen Principien, die in den Gefegen, Edieten und 
Gewohnheiten meiftens nur kurz, abſtract und allgemein enthalten waren, für ihre Ans 
wendung auf die einzelnen, concreteren und vwerwidelteren Fälle des Lebens mehr ind ein- 
zelne und feinere Detail entwidelt und zu ihren tieferen Gonfequenzen weiter geführt wer— 
den. Dazu mußten die Principien felber jchärfer beftimmt umd abgegrenzt, in ihrer Be— 
ziehung und ihrem Gegenſatze zu anderen feftgeftellt, und in ihrer organiichen Verbindung 
zu einem Ganzen abgerumdet werden. Dies auszuführen war natürlich nicht Sache der 
Gefeggebung, ſondern eine Aufgabe, die nur in ftetem Kampfe der Meinungen und unter 
den Erfahrungen des täglichen Yebens von der Wiſſenſchaft und Praxis in entiprechender 
Weife gelöft werden konnte. Demgemäß nimmt in dev Kaiſerzeit im Anfange zunächſt die 
Rechtswiſſenſchaft die Hauptitelle in der ganzen Nechtöbildung ein, daneben dann die Praris, 
namentlid) in den Entjcheidungen der fatjerlichen Juſtiz. 

2) Außerdem mußte das Recht bei ver ſich jest bildenden einheitlichen Geftaltung 
des Reiches und der gleichmäßigen Verbindung aller Völker deſſelben einer größeren inne- 
ren Einheit und einer gewiſſen Univerfalität feines Charakter entgegengeführt werben. 
Der alte Gegenjat von herrſchenden Bürgern und beherrjchten Peregrinen verſchwand, alle 
wurden gleichmäßig beberricht, aus den freien Bürgern wurden nur mehr oder meniger 
gedrückte Unterthanen. Caracalla gab allen freigeborenen Unterthanen des Reichs gleichmäßig 
das volle römiſche Bürgerrecht, hauptjächlich zwar nur wegen der gleichen Beſteuerung, doc) 
war damit von felbft auch das Princip der Nechtseinheit für das ganze Reich aufgeftellt. 


' Zufammenftellung in: Huschke, iurisprudentiae anteiustinianae quae supersunt, 
P. 1 — 50. 
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Zwar ſchloß das Bürgerrecht eigentlich eine Nechtöverjchiedenheit nicht aus; indeſſen vers 
loren die Nationalrechte der einzelnen Bölfer damit ihren alten fpectellen Boden. Die neuen 
Bürger mußten eine Ehre darin jehen, als Bürger der Stadt Nom, der „communis 
patria“, nad) deren Recht beurtheilt zu werden, die Beamten liegen fich jedenfalls nicht 
leicht mehr auf etwas anderes als die römiſchen Gejege, Edicte und juriftiichen Bücher ein, und 
die Kaiſer machten vollends feine Unterfchtede mehr. Dazu kam die Einführung des Chri— 
ſtenthums, durch welches natürlich in allen religiöſen Beziehungen, namentlih Ehe und 
Familienrecht, von felbft alle VBerjchiedenheiten aufgehoben wurden. Alles dies machte, 
daß man im Yaufe des vierten Jahrhunderts die Durchführung einer faft abjoluten Rechts— 
einheit durch alle Provinzen des Reiches annehmen fan. 

Natürlich war fie nicht ohne bedeutende Veränderungen im römijchen echte ſelber 
möglich, theils ſchon ald VBorausfegung der Vereinigung, theils als Folge des Einfluſſes, 
den jegt die fremden Völker auf die weitere Entwidelung des römiſchen Rechts gewinnen 
mußten. Das ſpecifiſch altrömiſche Element des ius eivile mußte beſchränkt, das univer= 
jale des ius gentium und praetorium ausgedehnt, beide möglichft vereinigt werden. Diefe 
Aufgabe auszuführen, war wieder Sache der Geſetzgebung, und zwar einer abjolut über 
allen Völkern ftehenden, durch fein Stammesinterefje gebundenen, alle mit eiſerüer Macht 
zufammenzwängenden. Dies ift die Gefeggebung der fpäteren Kaiſerzeit. Den Wende 
punft dafür bildet die Vollendung des formellen Abſolutismus durch Diocletian und Con— 
ftantin, die Ueberführung der Kaiferrefidenz von Rom nad Gonftantinopel und die Er: 
hebung, des Chriftenthums zur Staatöreligion. 

I. Gefeggebung. - $. 24. Der Uebergang der Nepublit in die abſolute Monar— 
hie war in Rom kein plöglicher und fehroffer Umfturz, fondern eine allmäblige Ummand- 
lung. Die Republit war in den Bürgerfriegen zu einer Unmöglichkeit geworden. Schon 
Julius Cäſar mußte daher den vepublitanifchen Formen großentheils monarchiſche Prin— 
cipien und Richtungen umterzulegen. Noch umfaffender that dies Auguftus. Allein voll: 
ftändig die republifantjchen Formen zu bejeitigen, wagte auch er nicht. Die kaiſerliche 
Gewalt beſtand audy bei ihm formell nur in der Bereinigung der verſchiedenen Hauptämter 
der Republik, ihrer Verlängerung auf Yebenszeit, und einzelnen befonderen Privilegien, 
namentlich dem imperium perpetuum. Die eigentliche höchfte Staatsgewalt, namentlich 
die Gefeßgebung und die Beamtenwahl, behielt dem Namen und der Form nad) das Bolt 
und der Senat. Auguftus gab alle feine Geſetze nod durch das Volk und die Comitien. 
Selbft die Verwaltung der Finanzen und der Provinzen z0g er nur zum Theil an 
fich, ev unterfchted aerarium populi mit Senatöverwaltung und fiscus Caesaris, und 
ebenfo Provinzen des Volks und des Kaiſers. 

In der Theorie blieb dies auch unter den folgenden Kaiſern ſo. Noch unter Ha— 
drian ſprechen die Juriften das Dogma von der Volksſouveränetät aus, daß die Geſetze 
nur gälten, weil fie durch den Willen des Volkes angenommen jeien, no unter Severus 
gründet Ulpian die Kraft der failerlichen Gonftitutionen darauf, daß das Volf fein im- 
perium auf den Kaifer übertragen babe, Praktiſch und der Sache nach ſteckte freilich unter 
allen diefen Formen Lediglich die veine Monarchie. Senat wie Beamte waren ſchon unter 
Auguftus fat nur Werkzeuge ſeines Willens, vollftändig wurden fie es unter feinen Nach— 
folgen. Die ganze Verfaſſungsgeſchichte der folgenden Zeit befteht daher eigentlich nur 
darin, den faiferliden Abjolutismus auch in den Staatsformen vollftändig zum Ausdrucke 
zu bringen, und die republikaniſchen Formen vollftändig zu befeitigen. Vollendet wird 
dies erſt durch Diecletian and Gonftantin. Den erften Hauptichritt dazu machte aber 
ſchon Tiberius durch Die Befeitigung der Comitien bei den Wahlen und Gefegen. Co- 
mitia e campo ad patres transtulit, jagt Tacitus von ihm. Die Boltsverfammlun: 
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gen waren zwar nicht eigentlich mehr gefährlich, konnten aber doch unter Umftänden recht 
unbequem fein, wie Anguftus noch erfahren hatıe, Darum wurde angenommen, die alt- 
üblihe Vorberathung und Empfehlung des Senats genüge, er drüde den Volkswillen aus, 
der formellen Zuftimmung bedürfe es nicht mehr. Der Volksbeſchluß wurde aud) nicht 
etwa fingirt, fondern geradezu ganz weggelaffen. So zieht ſich die Gefeggebung von 
Bolte erft in den Senat zurüd, fpäter dann weiter vom Senat in den Kaiſer. Das 
Senatusconjult wird danach won Tiberius an bis zu den Severen Die feite Form der Ge- 
jeggebung. Eigenthümlich dabei ift, daß die alte Form, daß der Senat nicht befichlt, 
jondern nur meint, räth und empfiehlt, (censet, videtur, placet) ſtets feftgehalten 
wurde. Der abjolute Imperativ der Volksgeſetze verfchwindet daher vorläufig ganz aus 
der Geſetzgebung, und wird erft fpäter durch das iubemus und sancimus des abjoluten 
Kaiſerthums wieder hergeftellt. 

Natürlich war dieſe ganze Senatsgeſetzgebung im Grunde nichts anderes als kaiſer— 
lide. Der Kaiſer wählte, berief und verftieß die Senatoren, und machte in der Regel 
durch Reden (oratio) die Anträge zu dert Gefegen, und natürlich wagte der Senat 
nie dem feiten Willen des Kaiſers entgegenzutveten. Zwar fonnten auch die Confuln An- 
träge ftellen, aber natürlich auch nie ohne, oder gar wider den Willen des Kaiſers. Kein 
Wunder, daß man im Volke allmählig wom Belchluffe des Senates ganz abftrabirte, und 
die oratio des Kaiferd ohne weiteres als Das Gefet bezeichnete. Eine Zeit lang wechleln 
no beide Ausdrüde, ſeit Severus am Ende des zweiten Jahrhunderts wird nur noch 
die oratio genannt. 

Dem Inhalte nad bejchränfte ſich Die Geſetzgebung dieſer Zeit durch Leges, Sena- 
tuseonsulta und Orationes auf wenige Gebiete des Rechts. Der Schwerpunkt der Nechts- 
bildung lag eben in der Wilfenfhaft und Praxis. Jene Gebiete find zunächſt die, welche 
Auguftus bei feiner Ueberführung der Nepublit in die Monarchie neu georpnet hatte, näm— 
ih Strafrecht und Strafproceh, Das Necht der Freilaſſungen und der Freigelafjenen, und 
namentlich das Eherecht, bei dem Auguftus in der großen Lex Papia Poppaea der ein: 
geriſſenen Sitten-, Ehe- und Finverlofigkeit einen Damm entgegengefeßt hatte. Außer— 
dem find im Erbrechte, befonders über Inteftaterbrecht und Bermächtniffe, mehrere wid): 
tige Senatusconfulte gegeben. Sonft aber finden ſich nur mehr vereinzelte Beitimmungen, 
wie 3. B. das Sc. Velleianum über die Bürgichaften der Weiber, das Macedonianum 
über die Darlehne der Hausfühne, die Oratio Severi über die Veräußerung der Münvel: 
güter u. a. Auf uns gefommen find alle dieſe Geſetze faft nur in Gitaten und Relatio- 
nen in den Pandekten und andern Schriften, nur weniged in den alten Erztafeln, wie 
namentlich Stücke von der Lex de imperio Vespasiani !) und von Domitians Stadt- 
rechten für die Städte Malaga und Salpenfa in Spanien. ?) Ä 

$. 25. Auch mur noch als eine indirecte Form der Faiferlichen Geſetzgebung find 
in diefer Zeit Die Epicte der Prätoren anzufehen. Die Yuftiz der Prütoren dauerte zwar 
an fich in der alten Weife fort, und ebenjo auch ihr Recht, neue Edicte zu erlafien, auch 
ftammen unzweifelhaft manche Edietsſätze gerade aus dieſer Zeit, namentlich find manche 
correctorifche Ediete mit directerem Eingriff in Die Geſetze, befonderd im Erbrechte, wohl 
gerade erſt durch die faiferliche Auctorität möglich geworden. Indeſſen war eben diefe 
taiſerliche Auctorität, die alles beberrichte und nichts Selbitftändiges neben fich duldete, 
bald auch in der Nechtöpflege das allein Mafgebende. Die Prätoren wurden wie alle 
Beamte Diener des Kaiſers, und da gerade die Juſtiz ſtets eine bejondere Yiebhaberet der 


) ®ei Haubold, monumenta legalia, p. 221. 
2) Erſt im 3. 18551 in Malaga aufgefunden, Ausgabe von: Mommfen, Die Stabtrecte 
der Tatinifhen Gemeinden Salvenja und Dialaga. Die Zweifel ihrer Echtheit find ohne Grund. 
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Kaifer war, fo hörte die lebendige freie und volfsthümliche Rechtsbildung der Prätoren 
bald auf. Ihre Zeit war ohnedies eigentlich vorbei. Ihre Hauptaufgabe, die freieren 
Rechtselemente neben dem Givilrechte zur Geltung zu bringen, war gelöft. 

Es trat jett vielmehr die Zeit des Abjchluffes ein. Vollzogen wurde er durch Ha— 
drian. Diefer ließ durch Salvius Yultanus, einen der bedeutenditen aller römiſchen Ju— 
riften, eine Nevifion, Eichtung und Ordnung der gefammten bisher aufgefammelten Edicte 
vornehmen, und die neue Redaction als ein feftitehendes allgemeines edietum perpetuum 
für Das ganze Reich förmlich durch ein Senatusconfult publiciren. In demjelben wurden 
alle bisherigen Edicte, prätorifhe und ädilitiſche, ſtädtiſche und provinziale, vereinigt, 
und damit eine der Hauptgrundlagen zur Anbahnung der Nechtseinheit Des Reiches 

elegt. 

i Die Julianiſche Edictöredaction ift es, die allen fpäteren Arbeiten und Commentaven 
der Römer über das prätorijche Recht zu Grunde liegt, und aus der Daher auch unfere 
Kunde deſſelben faſt allein jtammt. Nur wenige vworjulianiiche Spuren haben ſich bei 
nichtjuriſtiſchen Schriftjtellern erhalten. Doch ſcheint Julian danadı feine jehr bedeutenden 
Aenderungen des Textes vorgenommen zu haben. Die Julianiſche Redaction ſelber iſt 
freilich nichts weniger als vollſtändig auf uns gekommen, ſondern nur in den zum Theil 
ſehr dürftigen und auch noch corrumpirten Citationen und Relationen bei den Pan— 
dektenſchriftſtellern. Zuſammenſtellungen davon mit Reſtitutionsverſuchen find bei uns 
mehrfach gemacht ?). 

Eigenthümlich ift die Ordnung des Ediets, die ja auch noch Yuftinians Pandekten zu 
Grunde liegt. Sie beruht nicht auf einem Rechtsſyſteme, jondern auf der praftifchen 
Thätigfeit des Prätors. Zuerſt fommen die Edicte über die Einleitung des Procefies, 
dann die über den Inhalt des Procejjes, d. h. über die materiellen Klagerechte, dann die 
über den Schluß des Proceſſes, Urtheil und Erecution. Darauf folgte ein Anhang über 
befondere prätortiche Einrichtungen, Interdicte, Erceptionen, Stipulationen. 

8. 26. Neben diefen abjterbenden republitanifchen Formen der Geſetzgebung erwächſt 
allmählig eine jelbftitändige neue Geſetzgebung der Kaiſer. Sie tritt zunächſt in den Formen 
der Verwaltung und Nechtöpflege auf. Im der gefammten inneren Verwaltung, nament= 
lic dem Militärs, Finanz= und Fiscal-, Polizei = und Municipalweſen, führen die Katjer 
bald eine abjolute Gentralifation ein. Sie ordnen und leiten alles jelber, entweder durch 
allgemeine Verordnungen und Inftructionen an die Beamten (edieta und mandata) oder 
durch fpectelle Erlafje, Rejeripte und Decrete auf Berichte und Anfragen der Beamten 
über einzelne Fälle (epistolae, reseripta, decreta). Nicht weniger nahmen fie die Ju— 
ftiz in die Hände. Schon Auguftus führte eine Appellation an den Kaifer in Griminal- 
und Givilfachen ein. Einzelne Beſchränkungen derjelben fielen unter feinen Nachfolgern 
bald weg. Daneben wurde aus dem allgemeinen imperium des Kaifers abgeleitet, daß 
er ſtets auch in erjter Inſtanz zu Gericht figen, alle Proceife annehmen, und fie nad) 
Umftänden jelber enticheiden, oder Geſchwornen überlafien, oder durch Refeript an Beamte 
verweifen fünne. Dabei war auch zwifchen Yuftiz und Verwaltung und namentlich Ver— 
waltungsjuftiz fein eigentlicher Unterfchied. Nur war Kegel, daß in den Sachen des alten 
Rechts der alte Geſchwornen-Proceß blieb, alle Sachen der Verwaltung und Berwaltungs- 
juftiz Dagegen vom Kaiſer oder den Beamten extra ordinem ſelber unterſucht und ent- 
jchieden wurden (ius extraordinarium), Es lag darin der Anfang vom Ende der 
Geſchwornen. 


) Wirklich kritiſch und brauchbar aber erft von: Rudorff, edieti perpetui quae reliqua 
sunt. 1869, 
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Alle Entſcheidungen, Verfügungen und Verordnungen der Kaifer bei Diefer ganzen 
Thätigfeit wurden mit dem allgemeinen Worte constitutio bezeichnet. Dieſes umfaßt 
daher gleichmäßig die allgemeinen Edicte und Mandate und die fpeciellen Nefcripte und 
Derrete, und ohne Unterfchied zwiichen Berwaltungs= und Juſtizſachen. Die rechtliche 
Kraft aller diefer Verfügungen hätte eigentlich nach den einzelnen Verhältniſſen verſchieden 
beftimmt werden jollen, indeſſen wurde ziemlich bald angenommen, daß, da das Volk fein 
ganzed imperium auf den Kaifer itbertragen habe, auch alle jeine Verfügungen vicem 
legis, d. 5. die Kraft der VBolfögejege hätten, und zwar bei den Specialenticheidungen 
nicht nur für den einzelnen Fall, jondern allgemein auch für ähnliche Fälle, falls nicht 
die Abficht des Kaiſers nur auf jpecielle Geltung gerictet wäre. Eigentlih Tag darin 
bereit8 Die unbeſchränkte Gejeggebungsgewalt. Denn es gab fein Princip, für melde 
Hille Senatusconfult nöthig wäre, oder Gonftitution genügte, Im allgemeinen lag wohl 
die Idee des Gefeges und der Verordnung zur Ausführung des Gefeges zu Grunde, aber 
von einer Klarheit darüber und einer beftimmten Grenze war feine Rede. Nur die Rück— 
ſichtnahme der Kaiſer entichied, ob fie eine Frage an den Senat bringen oder jelber durch 
Conftitution darüber verfügen wollten. Jedenfalls haben die Kaifer der erſten Jahrhun— 
derte ihr Recht zu allgemeinen Verordnungen nur in beicheidenem Maße ausgeübt, und 
mehr nur in Berwaltungsjachen, weniger in eigentlichen Rechtsfragen. 


Indeſſen war ihr Einfluß auf die Rechtsbildung durch die Specialverfügungen, die 
Deerete und Referipte, bedeutend genug. Wenn diejelben auch eigentlich nur Anwendungen 
de8 beftehenden Nechts auf die einzelnen Fälle enthielten, jo verfteht ſich doch, daß Die 
Kaifer dabei in freierer Weile verfahren und Rückſichten der Billigfeit und Zweckmäßigleit 
in größerem Mafe einfliegen lafjen konnten, als dies dem gewöhnlichen Nichter möglich 
geweien wäre. Doch muß man anerfennen, daß fie es mit einem fo echt juriftifchen Tacte 
und Sinne gethan haben, daß diefe ganze Nechtsbildung mit zu den glänzendften Seiten 
des römischen Rechtslebens gehört. 


Beſonders eigenthümlid wurde Das Nejeriptenmeien ausgebildet. Die Sitte, Pros 
ceffe mit zweifelhaften Nechtöfragen an den Kaiſer zu bringen, damit ev fie entweder fel- 
ber entichiede, oder menigftens bei Verweiſung an einen Beamten die Entjcheidung der 
Rehtsfrage in dem Delegationsreferipte ausſpräche, wurde bejonders feit Hadrian immer 
häufiger, und dahin erweitert, Daß man geradezu einfache Anfragen über den Rechtspunkt 
in Proceffen an die Kater richtete, und dieſe durch Reſeripte Antwort darauf ertheilten. 
Noch mehr konnten natürlid die Beamten folche Rechtsentſcheidungen einholen. Es Liegt 
darin eine Ausdehnung der Gabinetsjuftiz, die nach heutigen Begriffen alle Grenzen über- 
ſchreitet. In Nom erſchien fie aber ganz natürlich, und ſcheint aud im ganzen nicht miß— 
braucht zu fein. Die Keferipte treten nad dem Untergange der großen Jurisprudenz ges 
wiſſermaßen an die Stelle dev responsa der Juriſten. Wie die Gefeßgebung, jo con= 
centrirte fih aud der Rechtsgeiſt vom Volke durdy die Juriften zulegt im Kaifer. Die 
Zahl ver Neferipte ging weit in die Taufende, von Diocletian allein kennen wir gegen 
1300. Auf uns gekommen find fie hauptſächlich durch die jpäteren Sammlungen '). 

II. Wiſſenſchaft. $. 27. Das Hauptelement für die Nectsentwidelung der 
eriten Jahrhunderte der Katferzeit war, wie ſchon oben hervorgehoben ift, die Rechtswiſſen— 
ſchaft. Sie ift überhaupt das, was dem römifchen Rechte feine welthiftoriiche Bedeutung 
geſichert oder eigentlich verichafft hat. Die römiſchen Gejege, Edicte, Conftitutionen mit 


’) Alle außerdem erwähnten oder überlieferten Eonftitutionen f. bei: Haenel, corpus le- 
gum ab imperatoribus romanis latarıum. 1857. 
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ihren vereinzelten Beſtimmungen würden nie im Stande gemefen fein, eine weit über das 
römische Reich Hinausgehende Bedeutung zu erlangen, 

Nur dadurch, daß die Wilfenfchaft den geſammten Rechtsorganismus als ſolchen in 
feinen allgemeinen Logiichen und naturalen Elementen erfaßte und darlegte, und damit 
alle Einzelheiten zu einem innerlich zufammenhängenden Ganzen vereinigte, entftand eine 
Schöpfung, die ſich als eine dauernde geiftige Errungenschaft der Menfchheit darftellt, und 
die darum das römische Neich überleben und bei uns von neuem die Grundlage des 
Rechts werben fonnte. 

Um diefe Bedeutung der römischen Nechtswifjenichaft gehörig zu würdigen, muß man 
zunäcjt von dem wejentlichen Gegenfate, in dem fie zu der heutigen Rechtswiſſenſchaft 
fteht, ausgehen. Die heutige Wiffenichaft hat gerade im römijchen Rechte einen betaillir- 
ten Rechtsorganismus mit ansgebilveter Technik vor fih. Ihre Aufgabe ift, das Detail 
auf die Principien zurüdzuführen und fo ein Syſtem zu bilden, was zu neuen Rechts: 
ihöpfungen weiter geführt werden fanı. Ganz anders die römiſche Wiſſenſchaft. Sie 
hatte nur einzelne Rechtöbegriffe, Inftitute und Regeln als folche ohne nähere Beftimmung 
vor fih, und mußte die eigentliche Nechtötheorie und Technit daraus erſt neu ſchaffen. 
Sie hatte 3. B. den ‚Begriff Befis und daß er Imterdicte und Ufucapton begründe, den 
Begriff Kauf, und dag er Obligationen und Klage nach billiger Beurtheilung der Ber: 
abredungen der Parteien begründe u. |. w.; was aber Befit eigentlich ſei, und was Kauf, 
Vertrag, Bedingung, Obligation, Klage, Recht, Billigfeit u. |. mw. et, das ftand weder in 
Gefegen noch Edicten, fondern war dem allgemeinen Rechtsbewußtſein und Gefühle der Rich— 
ter überlaffen. Die Aufgabe der Wiffenfchaft war daher, alle dieſe Begriffe rechtlich zu 
firiren, ihre Vorausſetzungen, Beftandtheile, Wirkungen zu beftimmen, die Beziehungen zu 
anderen zu ordnen, das Gemeinſame und Verbindende in ihnen, jo wie das Unterjcheidende 
und Trennende feitzuftellen, und auf dieſe Weile den allgemeinen Boden, in dem alle Ein- 
zelheiten wurzeln und verbunden find, Har zu legen und dadurd für die unendliche Man— 
nichfaltigkeit der praftiichen Fragen und Fülle conjequente und reichhaltige Entſcheidungs— 
normen zu bilden. Der ganze innere techniſche Bau des Rechts mußte alſo erſt neu ges 
Idaffen werden, und zwar vom Anfange bis zum Ende des gelammten Syſtems. Bon 
der Bedeutung und dem Weſen dieſer Aufgabe, ja von ihrem Dafein überhaupt, hatte 
man natürlich noch feine Idee, da der Begriff einer juriftifchen Technik überhaupt noch 
gar nicht im Bewußtſein der Welt eriftirte, Nur das wirflide Yeben und das praftiiche 
Bedürfniß führte die römiſchen Yuriften von jelber dazu bin. ben darum befteht ihre 
Wiſſenſchaft auch nicht in einem Suchen nach abjtracten Principien und theoretiſchem Ent— 
wickeln derjelben, ſondern fie ift eine rein praftifche, unmittelbar durch das Yeben und Das 
praktiſche Bedürfniß angeregt, unmittelbar auf deſſen Befriedigung gerichtet. Dabei ent- 
falten fie dann aber ein fo wunderbares Talent der unbewußten nawen Production, daß 
fie einzig und unerreicht darin daftchen. Sie haben gewifjermaßen die ſchöpferiſche Kunſt 
des Nechts, der die erflärende Theorie wie ſonſt erſt nachfolgt. Jeder Fall, jedes Ver: 
hältniß ericeint ihnen ſofort im Lichte der es beherrichenden Rechtsſätze, und mit fait 
unfehlbarer Sicherheit treffen fie die Entſcheidung der entftandenen Rechtsfrage. Das 
Princip mit jemen Folgen fteht feft wor ihrem Auge, aber nur im ummittelbaver In— 
tuition, es abitract ſcharf auszusprechen, im Grumde genau darzulegen, halten fie einerfeits 
nicht für nöthig, find aber andererjeits auch nicht fährg dazu. Sie geben oft geradezu 
falſche Gründe, und wenn fie Principien und Begriffe abftract bejtimmen und entwideln 
wollen, werden fie rhetoriſch, jelbft trivial, und verfallen jofort wieder in die Einzelfälle. 
Syftematit hat eben darum für fie feinen Werth, fteht aber auch noch auf der unteriten 
Stufe bei ihnen, 
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Ihre Wiffenjchaft iſt darum weſentlich caſuiſtiſch, auch ihre Gommentare und Sy— 
fteme find cafuiftiich, aber es iſt nicht jene ſpitzfindige talmudiſche und jeſuitiſche Caſuiſtik, 
die ſich darin gefällt, möglichit jonderbare und paradore Combinationen zu löſen, jondern 
eine lebendig = praftiiche, Die nur den Neichthum und die Mannichfaltigfeit des wirklichen 
Lebens zu reproduciren bejtrebt ift. 

Fragt man nad dem inneren Werthe der Reſultate der römiſchen Rechtswiſſenſchaft, 
ſo ift die althergebrachte Anſicht, daß fie die Entwidelung des reinen Naturrechts ent— 
halte. In gewiſſer Weife ijt dies richtig. Die Römer legen bei den allgemeinen Nechtö- 
begriffen, wie Befig, Eigenthum, Obligation, Vertrag u. |. w. in der Regel nicht beſon— 
dere Geftaltungen der nationalen Gewohnheit zu Grunde, jondern conftruiven jie jelbft- 
ftändig aus den naturalen Elementen der Begriffe jelber, alſo 3. B. aus den abftracten 
Begriffen des vechtöfähigen Subjects und Objects, des Willens, der Willensvereinigung, 
der Gebundenheit des Willens u. |. w. Wenn man daher in diefer abjtracten Entwide- 
lung ver Elemente das reine Naturrecht jehen will, jo iſt dieſes allerdings im römiſchen 
Rechte vielfach enthalten, wenngleich auch jo noch über vieles Streit jein fan. Indeſſen 
darf man fid Darüber nicht täufchen, daß jene ganze Auffalfung immer eine einfeitige ift, 
die die volle Natur des Rechts keineswegs erihöpft, und daß eine reichere ‚Entfaltung 
der focialen Verhältniffe, als das römiſche Yeben fie hatte, vielfach eine andere Auffaifung 
und Geftaltung der Nechtöbegriffe begründet. Man denke z.B. nur an Grundeigenthum 
und Hupothefenwejen. Eben darum fann man den Werth der römiſchen Auffafjungen auch 
nicht in ihrer abjoluten Zwedmäßigfeit für die Yebensverhältnifje finden. Denn dieſe 
unterliegtebei veränderten Grundlagen des jocialen Yebens, wie fie bei und eingetreten find, 
vielfach ganz anderen neuen Anforderungen, denen die römiſchen Beftimmungen keineswegs 
immer entſprechen. Daß endlich der Werth der römiſchen Yurisprudenz auch nicht in der 
wilfenichaftlichen Form ihrer Theorie Liegt, ift ſchon oben bemerkt. Das, was eigentlich den 
Werth ihrer Wiſſenſchaft ausmacht, ift vielmehr die. Begründung und Ausbildung der 
juriftifchen Technik, d. h. der ſcharfen Erfaſſung, Sonderung und entjprechenden Durch— 
führung der einzelnen Elemente der Nechtöbegriffe und Rechtsverhältniſſe. Ihre Gafuiftig 
beruht nie auf einem bloßen allgemeinen Nechtögefühle, welches nur nad) dem Totalein= 
drude eine legte billige und zweckmäßige Entſcheidung jucht, ſondern jie operiven ſtets mur 
mit genauer Scheidung der verſchiedenen rechtlichen Elemente, Rückſichten und Standpuntte, 
die in einem Verhältniſſe Liegen, und erreichen das Nefultat nur durch confequente Verfol— 
gung und entjprechende Verbindung derſelben. Die Billigfeit und Zweckmäßigkeit des 
Reſultats ift erft eine jecundäre Frage, Die wieder ihre bejondere Beurtheilung hat. 
Nicht unpaffend nennt Yerbnig dies ein Rechnen mit Begriffen. Cs führt allerdings nicht 
felten zu einem etwas ftarren Begriffsformalisnus, allein wir verdanfen ihm die ſcharfe 
Gliederung des Rechtsſyſtemes bis in feine feinften Elemente hinein, die durch das römiſche 
Recht die Grundlage unjerer Wiſſenſchaft geworben if. In diefer Beherrichung der 
juriftiichen Technik ſtehen ſich im mejentlichen alle römiſchen Juriſten gleich, fie find 
in dieſer Beziehung bei aller individuellen Verſchiedenheit doc, wie Savigny eimmal jagt, 
gewiſſermaßen fungible Perfönlichkeiten, und darauf beruht es, daß wir in dem umend- 
(hen Detail ihrer Caſuiſtik doc ein Syſtem von jo merfwürdiger Confequenz finden, 

$. 28. Ein wejentlihes Element in der Entwidelung der römiſchen Rechtswiſſen— 
Ihaft bilvet die große praktische Bedeutung, die ihren Ausfprücen zu Theil wurde. Sie 
beruhte zunächſt ſchon auf der natürlichen Macht, die die Wiſſenſchaft als ſolche auf die 
unftudirten Beamten und Geſchwornen ausüben mußte. Dazu fam, daß die beveuten- 
deren Juriſten meiftens eine hohe polttifche Stellung als Beamte, Näthe, felbft Freunde 
der Raifer einnahmen, und damit natürlidy ihr perfünliches Anjehen auch auf ihre Schrif- 
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ten übertrugen. Die Hauptfadye war indeſſen eine eigenthümliche politiſche Einrichtung, 
die ſchon Auguftus eingeführt bat, das ſ. g. ius respondendi. Pompontus erzählt, Au— 
guftus habe, „ut maior iuris auctoritas haberetur“, conftituirt, „ut ex auctoritate eius 
responderent“, die responsa wären dann mit Schrift und Siegel ausgeftellt, die folgen— 
den Kaiſer hätten Dies weiter geführt, und immer einzelnen Yuriften das „ius publice 
respondendi“ ertheilt. An eine eigentlich gefetliche Geltung der responsa darf man da= 
bei nicht denken, ſchon darum nicht, weil ja immer auch widerfprechende Reſponſen Leicht 
möglich waren. Es war mehr nur eime moralifche oder politiiche „maior auctoritas“, 
die fich bei den beftehenden Berhältniffen, namentlich der kaiſerlichen Appellation, von ſelbſt 
erflärt. Die Möglichkeit von Widerfprücen zwiſchen den Reſponſen ſowohl der Lebenden 
als der verftorbenen Yuriften machte fich natürlich bald geltend, und wurde um fo wich— 
tiger, weil man das größere Anfehen der privilegirten Yuriften bald von ihren Reſponſen 
auch auf ihre jonftigen Schriften und Ausfprüche übertrug. Hadrian beftimmte daber, 
daß, wenn die Anfichten und Ausſprüche aller privilegirten Juriften übereinftimmten, fie 
legis vicem haben follten, bei Wideriprüchen aber der Richter freie Wahl behalten ſolle. 
Damit war der Anfang einer eigentlich geleglichen Kraft der Wifjenfchaft umd ihrer Re— 
jultate gemadt. Es konnte nicht fehlen, daß dies auch auf fie felbft zurückwirkte, und die 
Juriſten in der Behandlung des Rechts und der Interpretation der Gefege allmäblig einen 
bedeutend freieren Standpunkt einnahmen, als er am fich eigentlich der Theorie zufteht 
und bei uns zuläflig it. 

8. 29. Ueberhaupt befam die Rechtswiſſenſchaft in der Katferzeit durch die Verän- 
derung des Staatölebens eine wejentlih andere Stellung als früher. Die moharchiſche 
Ordnung des Staats wies dem Ehrgeize und Talente eine andere Yaufbahır an, als im 
Leben der Republit, Statt der Politit war jest bauptfächlich Die innere Verwaltung und 
namentlich die Juſtiz das Feld, auf dem man zu Anfehen und Ehren gelangen konnte. 
Dabei trat aber jegt mehr und mehr das Bedürfniß eigentliher Fachkenntniſſe zur gehö— 
rigen Verwaltung der Aemter hervor, und die Katfer juchten daber möglichſt Männer 
von anerfannter juriftiicher Bildung für die höheren Aemter und zu ihren Natbgebern zu 
gewinnen. Das ficherfte Mittel, juriftiiche Befähigung zu zeigen, war aber, ſich als Re— 
ſpondent, Yehrer und Schriftfteller hevvorzuthun. Demgemäß fehen wir, daß es die ge— 
wöhnliche Yaufbahn der beveutenderen Yuriften war, zuerft als Reſpondenten und Leh— 
rer anzufangen, und dann allmählig zu Wemtern und in deu Rath der Kaifer auf: 
zufteigen ?). 

In Verbindung damit fteht die Ausbildung des eigentlichen ſchulmäßigen Unterrichts, 
und die Entftehung der beiden berühmten „sectae“ oder „scholae“, der Sabinianer und 
Proculianer. Urfprung und Beventung derjelben find noch immer nicht Klar, wohl haupt— 
fächlich darum, weil der Uriprung etwas anderes war, als bie ſpätere Ausbildung. Der 
erſte Anfang lag in einem rein individuellen Gegenfage zwiſchen zwei bedeutenden Juriſten. 
Antiftins Yabeo und Atejus Capito waren anerfannt die beiden erjten Juriſten unter 
Auguftus, decora pacis, wie Tacitns fagt. Beide waren aber nad Anlage, Charakter 
und geiftiger und politijcher Nichtung vollitändige Gegenläge. An der Grenzicheide der 
Nepublit und Monarchie ftehend, waren fie gewiſſermaßen die theoretiſchen Repräſentan— 
ten beider. 

Labeo, aus alter plebejticher Familie, war wie feine Vorfahren, die ſich als heftige 
BVolfstribumen hervorgethan hatten, und wie fein Vater, der mit Brutus bei Philippi ges 
fümpft und fich felbit den Tod gegeben hatte, ſchroffer NRepublifaner „incorrupta liber- 
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tate“, wie Tacitus jagt. Verſchiedene fleine Anefvoten von ihm beftätigen es. Sein 
eigener Gegner, Capito fchrieb von ihm: iuris eivilis adprime doctus fuit, sed agi- 
tabat hominem libertas quaedam nimia atque vecors. Capito dagegen, aus einer 
erſt durch Sullaniſche Proferiptionen heraufgefommenen Familie, entwidelte ein ſolches 
„obsequium dominantibüs“, wie Tacitus jagt, daß er zwar bet Auguftus und Tiberius 
in hohen Ehren ftand, aber durch ſervile Schmeichelei, die felbft dem Tiberius zu arg 
wurde, im allgemeine Verachtung kam, „insignis infamia, qui iuris scientiam deho- 
nestavit“, jagt Tacıtus von ihm. Beide waren Schriftfteller und Yehrer, Yabeo aber 
weit überwiegend an Geift, Gelehriamkeit und allgemeiner Bildung. Pomponius charak— 
terifirt den wiſſenſchaftlichen Unterjchied beider jo: „Labeo ingenii qualitate et fiducia 
doctrinae plurima innovare instituit, Capito in his quae ei tradita fuerant, per- 
severabat.“ Dffenbar war der ganze Gegenfag danach ein höchſt individueller, und vor— 
zugsweiſe auf dem eigenthümlich hervorragenden Geifte und Charakter des Yabeo beru- 
hender. Indeſſen führte er zu einer Neihe einzelner praftticher Rechtscontroverien, in de— 
nen er auch in Schülern ohne die Individualität der Lehrer fortleben konnte. Unzweifel— 
baft ftand jedoch die fürmliche Scheidung von zwei eigentlichen „seetae“ oder „scholae“ 
mit dev ſchulmäßigen Ausbildung des Unterrichts, der ſchon unter den erften Katjern ein— 
trat, umd den werichiedenen feten „stationes ius publice docentium* in Verbindung. 
Die scholae waren nicht blos ideelle Richtungen der Wifjenichaft, ſondern berubten auf 
verfchiedenen Unterrichtseinrichtungen und Anftalten, stationes, in denen beftimmte Anfich- 
ten traditionell fortgepflanzt und von beftimmten Lehrern vertreten wurden. Die alten 
individuellen Gegenfäte von Labeo und Capito verſchwanden dabei vollftändig, nicht nur 
der politiiche, Tondern auch der wilfenichaftliche von Ipeculativer und pofitiver Richtung. 
Der Unterichted der Schulen Löfte fich in eine Reihe einzelner, zum Theil jehr unbedeu— 
tender, Controverſen ohne alle tendenziöfen Unterjchieve auf. Doch mar der Streit von 
großem Einfluß auf die Wiſſenſchaft, zunächſt ſchon durch die allgemeine Steigerung des 
Intereſſes für juriftiiche Fragen und dann namentlib durd die Schärfung der Dialektik 
und Polemik. 


Den Anfang der eigentlichen Schulen hat man ziemlich bald nach Yabeo und Ga- 
pito ſelbſt zu jegen ; darauf deutet wenigftens, daß die Schule des Capito nad) feinem 
unmittelbaren Schüler Sabinus benannt wurde, und die des Yabeo nad) einem zweitfol- 
genden Schüler, Proculus. Fortgedauert haben die Schulen bis nad) Hadrian; bei Ga— 
jus tritt der Streit noch jehr hervor, nach ihm und unter den Severen findet fich feine 
Spur mehr davon. Wie und warum fie aufgehört haben, iſt unflar. Wahrſcheinlich 
hängt es mit Aenderumgen des äußeren Unterrichtsmwejens zuſammen, namentlich mit dem 
Entftehen und Aufblühen von Rechtsſchulen in den Provinzen, befonders in Beryt, Cä— 
ſarea und Alexandrien. 


8. 30. Von der Geſchichte der einzelnen römiſchen Juriſten wiſſen wir nicht viel. 
Die römiſche Geſchichtſchreibung der Kaiſerzeit löſt ſich ja faſt ganz in eine Geſchichte der 
Kaiſer auf. Was mit dieſen nicht in Berührung tritt, wird der Vergeſſenheit überlaſſen. 
Daher — wir von den Juriſten immer nur einzelne gelegentliche Notizen, wenn ſie 
höhere Aemter hatten, oder ſonſt im die Kaiſergeſchichte verwickelt wurden. Von vielen 
wiſſen wir geradezu gar nichts als ihre Namen und ihre Bücher. Man darf ſich aber 
auch die Zahl dieſer ſchriftſtellernden Juriſten nicht zu groß denken, und nicht etwa heu— 
tige Maßſtäbe anlegen. In den Pandekten find 39 Schriftſteller excerpirt, davon find 34 
aus der Zeit von Auguftus bis in die Mitte des dritten Jahrhunderts. Ste waren zwar 
nicht die einzigen, aber dod mit wenigen älteren Ausnahmen die einzigen bedeutenden. 
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Außerdem fenmen wir noch etwa 30—40 Namen. Darüber hinaus fann e8 nichts Nen- 
nenöwerthes mehr gegeben haben. 

Von den Einzelnen können bier nur wenige hervorgehoben werden. Nach den ſchon 
oben genannten Auguſteiſchen Juriſten zunächſt Maſſurius Sabinus unter Tiberius, der 
ein Syſtem des Civilrechts, tres libri iuris eivilis, jchrieb, welches ſpäter die allgemeine 
Grundlage für die Darftellungen des Civilrechts wurde. Dann Salvius Yultanıs unter 
Hadrian und Antoninus Pius, der ald „ordinator edieti praetorii et summae auctori- 
tatis homo“ durch feine Schriften einen auferorventlich weitgreifenden Einfluß gewann, 
und als Begründer der freieren Richtung der Willenfchaft nach Hadrian bezeichnet werden 
darf. Keiner ift von den fpäteren Schriftftellern jo viel benutzt und citirt, wie er, in den 
Panveften an mehr als 500 Stellen (abgejehen von feinen eigenen Excerpten); ferner 
Gajus unter Antoninus Pius und Marc Aurel, der zmar bei Lebzeiten als praftiicher 
Jurift kein befonderes Anſehen gehabt zu haben fcheint, (vielleicht mr „Provinzialjuriſt“ umd 
ohne ius respondendi war,) der aber durch feine Imftitutionen, feine Syſtematiſirung 
und feine hiſtoriſche Richtung für den jpäteren Unterricht und die heutige Theorie eine 
ganz bejondere Wichtigkeit erlangt bat. BZulegt die drei Yuriften unter den Severen, 
Aemilius Papinianus, Domitius Ulptanus und Yulius Paulus, die berühmteften von 
allen. Papinian galt bei den Römern jelbft als der Gipfel der römiſchen Jurisprudenz, 
obgleich er nicht jehr viel gejchrieben hat, faft nur Responsa und Quaestiones. Er war 
praefectus praetorio unter Septimius Severus und als folcher mit auf deſſen Feldzuge 
in England. Bon ihm mit dem Schuge feiner Söhne, Garacalla und Geta, betraut, 
murde er von dem erjteren, dem älteren, ermordet, weil er die Ermordung des Teßteren ver: 
hindern umd nicht vechtfertigen wollte. Ulptan mar praefectus praetorio unter Alexan— 
der Severus, und wurde von den Prätorianern, deren Ziügellofigfeit er bändigen wollte, 
ermordet. Seine vielen Schriften genommen durch ihre Klarheit und VBollftändigfeit eine 
joldye Bedeutung, daß ein ganzes Drittheil der Pandeften aus ihnen entnommen ift. 
Paulus war mit oder nach Ulpian praefectus praetorio und war der fruchtbarfte unter 
allen römijchen Juriſten, er fehrieb über 90 verjchiedene, zum Theil jehr große, Werfe. 

Nach diefen, etwa mit der Mitte des dritten Jahrhunderts, hört die productive Ju— 
risprudenz raſch und vollftändig auf. Es trat die Zeit des vollftindigen Zerfallens des 
Reiches ein, wo in 50 Jahren 17 Kaifer aufeinanderfolgten, und nur zulett Diocletiang 
eiferne Hand den Staat vom Untergange rettete. 

8. 31. Auch die Schriften der römifchen Yuriften darf man fid) der äußeren Maffe 
nach nicht zu groß denfen und nicht mit heutigem Maße meſſen. Juſtinian fagt, in 
den Pandelten jeien die Schriften ſämmtlicher benuster Yuriften auf Y,, vebucirt ; danach 
würde die ganze juriftiiche Piteratur der Katferzeit nur etwa 20—30mal fo viel wie die 
Pandekten ausgemacht haben, alſo, da diefe 5 mäßige Octaubände füllen, nur 100 — 150 
Octavbände. Dabei mug man natürlich die Kürze der lateiniſchen Sprache überhaupt, 
die concife und gebrängte Schreibart der Yuriften, und endlich die eigenthümliche katego— 
riſche Art ihrer Methode, die faft immer nur die Rejultate, nie lange Begründungen gibt, 
in Betracht ziehen. 

Dem Inhalte nad bezieht fich die ganze Yiteratur überwiegend nur auf PBrivat- 
und Strafrecht und die beiden Proceſſe. Ein Staatörecht gab es ja eigentlich gar nicht. 
Die Nechte und Pflichten der Beamten, Steuer: und Fiscalrecht und Munieipalrecht iſt 
das einzige, worüber auch wohl noch geichrieben wurde, aber wenig. Naturrecht und 
Rechtsphiloſophie gab es gar nicht, Das ius naturale hatte im ius gentium eine unmit- 
telbar praftifche Geftalt, man ſah im Rechte ſelber die Philofophie, und zwar „veram 
non simulatam“, wie Ulpian jagt. 
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Der Form nad hatte man ähnliche Unterfchieve wie bei uns, eregetijche, ſyſtema— 
tijche, monographiiche, cajuiftiiche Schriften, unter den verſchiedenartigſten Titeln. In der 
Ausführung waren freilich alle mehr oder weniger cafuiftiih. Im Privatrechte unter- 
ſchied man bei den größeren Werfen namentlich Civilrecht und prätorijches Recht. Bei 
dem erfteren wurde das Syſtem des Sabinus, das wieder auf dem des alten D. Mucius 
berubte, die allgemeine Grundlage. Die größeren Werke darüber wurden daher libri ad 
Sabinum betitelt, jo von Bomponius, Ulpian und Paulus. Die Werke über das prä- 
torifche Recht waren einfach in Yorm von großen Gommentaren „ad edietum“, jo von 
Pomponius, Gajus, Ulpian und Paulus. Ein gemeinfames Syſtem ftellte zuerſt Gajus 
in feinen Inftitutionen auf, welches nachher von anderen mehrfach nachgeahmt wurde, auch 
unter Zuziehung des Strafrecht. Digesta ſcheint man die gefammelten und geordneten 
Werte eines Schriftfteller8 genannt zu haben. 

Die heutige Meberlieferung diejer ganzen Yiteratur ift leider äußerſt mangelhaft. 
Auch nicht ein einziges, von allen jenen Werfen ift vollftändig auf und gelommen. Zwar 
it gewifjermaßen die praktiſche Duinteffenz der ganzen Literatur in den Exrcerpten, bie 
Yuftinians Pandetten bilden, erhalten, aber in wie zerftüdelter und corrumpirter Form ! 
Außerdem find nur wenige Bruchftüde auf uns gekommen. Das widtigfte find die In— 
ſtitutionen des Gajus, die im 9. 1816 in der Bibliothek des Domcapiteld zu Verona in 
einem ſ. 9. codex rescriptus von Niebuhr aufgefunden find, jedoch mit Lücken von we— 
nigftens %/, bed Ganzen, weil mehrere Blätter fehlten und andere nicht mehr vollftändig 
entziffert werben konnten. 1) Daneben find bier nur noch zu nennen ein Bruchftüd von 
40—50 Seiten von einem Auszuge aus Ulpians liber singularis regularum, im IV, 
oder V. Yahrhunderte gemacht, un XVI. Yahrhunderte aufgefunden und bei uns in der 
Regel Ulpiani fragmenta genannt, ?) und dann ein Auszug aus den sententiae re- 
ceptae von Paulus, der in das Weftgothiiche Geſetzbuch vom J. 506 aufgenommen war, 
etwa 69— 70 Seiten. ?) Dazu fommen noch eine Reihe von Ercerpten in den Sam- 
melwerfen des IV. und V. Yahrbunderts ($. 37) und einzelne kleinere Bruchftüce. *) 

Vierter Abſchnitt. Das abfolute Kaiſerthum. I. Gejeggebung. 
$. 32. Die vollftändige Zerfplitterung, die dem Reiche in der zweiten Hälfte des dritten 
Jahrhumderts drohte, wurde endlich durdy die ſtarke und eijerne Hand zweier Sailer 
von illyrifcher Abſtammung abgewendet, Diocletian und Conſtantin. Die Erhaltung war 
aber nur noch möglich durch eine vwollftändige Umgeftaltung der ganzen Staatsorbnung, 
Die neue Bahn, in die das Staatöleben hineingeleitet werben mußte, war durch den bis— 
berigen Gang der Dinge ſchon worbezeichnet, e8 mar der vollendete Abfolutismus im 
orientalifchen Style. Der Kaiſer ift nicht mehr der Vertreter des Volks, Jondern der un— 
mittelbare Stellvertreter Gottes. Die heidniſche Aooration, die Divcletian einführte, hob 
der riftliche Conftantin zwar wieder auf, allein im übrigen werden die coelestis und 
imperialis majestas oder sanctitas ziemlich auf eine Stufe geftellt, und alle, was den 
Kaifer betrifft, vom Palafte bis zum Gelobeutel als sacrum bezeichnet. Dem entſprechend 
wird die ganze Staatöverwaltung neu georbnet, die alte Macht der Beamten wird auf- 


ı) Gai institutiones, codieis apographum, ed. Boeeking. 1866. Bon den vielen Aus- 
aben find nur anzuführen bie große von Sf ben und ſpäter Lachmann, 1842, und die von 
öding, 1866. Cine neue nach Revifion der Handfchrift wird von Mommfen vorbereitet. 

2, Ulpiani fragmenta, ed. Boecking. 1855. Ulpiani e libro regularum excerpta, ed. 

Vahlen. 1856. - 

3) Pauli receptarum sententiarum libri V, ed, Arndts. 1833. 
z 1 Bollftändige Sammlung: Huschke, iurisprudentiae anteiustinianae quae supersunt, 

ed. 11, 1867. 
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gehoben, Civil- und Militärgemalt werden getrennt, ebenfo Hof-, Staats- und Gemeinde: 
ämter. Die Provinzen werden verfleinert, neue Eintheilungen eingeführt, die alten republi= 
kaniſchen Aemter zu Gemeinde- und Geremontalämtern beruntergefeßt, namentlid aber 
wird der geſammte Beamten= und Verwaltungsmechanismus mit möglichft breiten und 
feften Formen, Stufen und Inftanzen genau geordnet, alles natürlich mit abjoluter Cen— 
tralifatton im Kaiſer. 

Daß hiernach auch die Geſetzgebung fich vollftändig im Kaiſer concentrirt, verfteht 
fih von ſelbſt. Der Kaiſer iſt ‚der alleinige Geſetzgeber, aber fein Wille ift unbedingt 
Geſetz. Die Geſetze werden daher num einfah vom Kaifer ald leges edictales oder 
generales erlafjen, und zwar jett, wie früher vom Bolfe, mit dem fatjerlichen iubemus 
oder sancimus. Die Kater Theodor und Balentinian erflärten zwar einmal, fie wollten 
fein Gefeß ohne Anhörung und Zuftimmung des Senats erlaflen, und fogar Yuftintan 
hat dies noch wiederholt, indeſſen war das in feiner Weife bindend und bildete nicht ein= 
mal eine nothwendige Form. Ueberhaupt gab es gar keine beitimmte Form für bie 
Geſetze. Meiftend wurden fie in Form eines Schreibens vom Kaiſer an einen Beamten 
erlaffen, der für ihre weitere Publikation zu forgen hatte. Erflärlih ift, daß die Kaiſer 
jest bei diefer abjoluten Freiheit der Geſetzgebung ſelber wünfchen mußten, daß nicht ohne 
weiteres jeder Ausſpruch von ihnen fofort al8 allgemeines Geſetz behandelt würde, daher 
hoben fie num die allgemeine Gejegeöfraft der Specialreferipte und Decrete auf, natürlich 
fofern fie nicht allgemeine Geltung befonders vorfchrieben. 

Der innere Geift diefer neuen Geſetzgebung ift natürlich vom bisherigen Nechte ſehr 
abweichend. Die alte Schärfe des Gedankens, die Legislative Umficht und namentlich Die 
fefte Technik des Rechtes verſchwinden. Die Gefege werden meiftens durch einen comcveten 
Fall veranlaft, und man, vermag dann nicht die allgemeine Beftimmung von deſſen Ge— 
präge loszureißen und jelbftitändig zu bilden, ebenjowenig neben dem bezweckten factifhen 
Erfolge auch die technifche Form ind Auge zu fallen Die Gefege find daher breit und 
ſchwülſtig in den factiſchen Elementen, ungenau unflar und beſchränkt in den juriftiichen 
Gedanken. Doch haben fie die Entwidelung des römiſchen Rechtes zu feiner weiteren 
Untverfalifivung fortgeführt, wenn auch wicht in befriedigender, doch in erträglicer Weile. 
Die Madıt der Berhältniffe trieb mit einer gewiffen Nothwendigkeit dazu, das Bedürfniß 
und die Aufgabe der Geſetzgebung wurde in der Regel, wenn nicht erfannt, doch gefühlt, 
man hatte nur nicht mehr die Kraft, fie in entfprechender Weiſe zu erfüllen. 

Ein ganz neues Element in diefen Gefegen ift das Chriftenthum. Man darf fich 
aber deſſen Einfluß nicht zu groß denken. Allerdings in der Ummandlung des gefammten 
eigentlichen Religionsweſens, alſo der äußeren Aufhebung und Beleitigung des Heidenthums 
mit allem, was damit zufammenbing, und der Begründung und Ordmung der chriftlichen 
Kirchenverhältniffe mit Einſchluß namentlich ver Ketzerverfolgungen, ift die Faiferliche 
Geſetzgebung außerordentlich veich und ergiebig. Die Kirche hatte felber noch feine 
äußere Macht, der kaiſerliche Abſolutismus duldete auch eine ſolche Macht nicht neben fich, 
dagegen mußte fie fich des inneren Einfluffes auf die Kaiſer bald zu bemächtigen und 
namentlich Privilegien für die Nechtgläubigen und Verfolgung für die Andersgläubigen 
zu erwirken. Im übrigen aber find es eigentlich nur zwei Ideen des Chriftenthumes, 
die einen bedeutenderen Einfluß erlangten, die Keufchheit und die Wohlthätigkeit. Die 
naive Sinnlichkeit des Alterthums war allmählig in eine bodenloſe Yiederlicheit ohne 
Scham und Sitte umgeſchlagen. Auguſtus hatte zwar durch jeine Lex Papia etwas 
entgegenzumirfen und die Ehe zu heben gejucht, aber doch in den Strafen der Ehe- und 
Kinderlofigkeit und den Belohnungen für die Berbeiratheten und mit Kindern Gefegneten 
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auf eine rohe und bejchränfte Weile. Die ascetiihe Richtung des Chriftenthums vief hier 
wejentliche Aenderungen hervor. Zwar vermochten auch die hriftlichen Kaiſer die Er— 
laubtbeit des Concubinats und die Freiheit der Eheſcheidung nicht zu bejeitigen, Doch 
wurden fie bejchränft, und auch ſonſt Die Ehe wirdiger behandelt. Die Wohlthätigfeit 
als Tugend war eigentlich dem Heidentbume ein fremder Begriff, weder Cicero de officiis 
noch Seneca de beneficiis jprechen davon, Das Chriftenthum rief fie aber in der mans 
nichfachften Weiſe hervor, und die Kaifer haben fie in Weiſe mit Gejegen und Pri— 
vilegien geſchützt und gefördert. 

Sonft und auf dem Gebiete des eigentlichen Rechts iſt vom Einfluſſe des Chriſten— 
thums nicht viel zu ſpüren, weder wird die Sklaverei abgeſchafft oder auch nur viel über 
die Milderungen der Antonine hinausgeführt, noch wird die Grauſamkeit des Strafrechts, 
die Habſucht der Kaiſer, die Bedrückung des Volkes gemildert. Andererſeits hält man ſich 
aber auch von jener verkehrten Vermiſchung von Recht und Religion fern, die ſpäter im 
canoniſchen Rechte hervortritt. 

Die Theilung des Reiches in das vecidentaliſche und orientaliſche hatte auf die Ge— 
ſetzgebung feinen großen Einfluß. Beide Reiche waren ftetd in Frieden, ſahen ſich eigents 
lich als zwei Theile eines Reiches an, und erliegen daher auch faſt alle Geſetze gemein- 
ſchaftlich. Die verwiſchte Berfchiedenheit der Nationalitäten tonnte noch feine Bedeutung 
wieder gewinnen. Celbft die Sprache der Geſetzgebung blieb im Driente die Inteinijche, 
obgleih im vierten Jahrhunderte und namentlich in Provinzialerlaſſen die griechiſche Sprache 
allmählig ſich auszudehnen anfängt. 

I. Wiſſenſchaft. $. 33. Die erjtorbene productive Wiſſenſchaft der großen 
Yuriften wieder ins Leben zu rufen, war natürlich fein Katjer im Stande. Ihre 
Zeit war überhaupt dahin, fie hatte ihre Aufgabe erfüllt. Die Epigonen zehrten ent- 
weder einfach von den Schägen, die jene gefammelt, oder fingen an, fie zu bearbeiten 
und zu commentiven, Das erftere war der allgemeine Standpunkt der Praxis. Man 
benugte die juriftifchen Bücher allmählig wie Gefege, die alten Gejege, Edicte, Senatus- 
<onfulte brauchte man gar nicht mehr, im den Commentaren ftand ja alles bequemer, 
beifer umd deutlicher. Mit der Einftimmigfeit, die Habrian verlangt hatte, nahm man 
es natürlich nicht genau, wer hätte fie auch genau umterjuchen können. Schwierigkeiten 
und Streit waren doch genug da. Geſetzlich war der Zuftand nicht; Da die Kaiſer ihn aber 
nicht hindern konnten, ordneten fie ihn wenigftens durch ſ. g. Citirgefege, namentlich das 
große vom 9. 426 von Theodos II. und Balentinian II. Darin wurde nicht mehr 
Einſtimmigkeit verlangt, fondern ſchon der Majorität die Geſetzeskraft beigelegt, bei Stim— 
mengleichheit fol Papinian entjcheiden. Zugleich wurde beftimmt, welche Schriftiteller 
citirt werben durften, was vielfach zweifelhaft war. Fünf werben genannt, Gajus, Papinian, 
Ulpian, Paulus und Mopeftinus, der letzte, ein unbedeutender Schüler Ulpians, offenbar 
nur weil er zu den letzten der großen Zeit gehörte. Alles, was fie gejchrieben haben, 
darf citirt werden, mit Ausnahme der tadelnden Noten von Ulpian und Paulus zu Pa— 
pintan, außerdem aber auch die Schriften aller der Yuriften, die von jenen fünfen irgendwo 
eitirt find, d. b. die Das ius respondendi gehabt hatten, denn andere waren von ber 
Ariftofratie der Yuriften nicht citirt. 

Das Gefet war gut gemeint, aber unausführbar. Welcher Richter war reich genug, 
um ſich alle jene Bücher anzufchaffen? und wer von den Neichen hatte Yuft und Gefchid 
genug, um die Majoritätäbeftimmung herauszulefen? Im den großen Städten, in ben 
Rechtsſchulen, bei den höchften Beamten mochte man die Bücher wohl finden, d. h. mehr 
oder weniger, aber der gewöhnliche Provinzialpräfes, der Advocat, der niedere Richter bes 
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gnügte fich jedenfall® mit jehr wenig Büchern, Gajus Inftitutionen und Paulus sententiae 
reichten in der Regel aus. In der Reihe von Gutachten eines Juriften des fünften Jahr— 
hundert, die zufällig auf ung getommen ift, und bei uns consultatio iuris consulti 
cuiusdam genannt wird, find neben den Katfergefegen einfach immer nur Paulus senten- 
tiae citirt. Im den römiſchen Gejeßbüchern der Gothen und Burgunder find auch nur diefe 
sententiae’und Gajus Imftitutionen benutzt. 

Die ganze Arbeit und Weisheit der großen Juriſten würde allmählig volljtändig 
verloren gegangen fein, wenn ihre Nejultate der Praxis nicht näher gelegt und zum täg— 
lichen Gebrauche bequemer gemacht wurden. Die Arbeit des Sammelns, Bergleichens, 
Abwägens und Entſcheidens mußte ein für allemal von oben her von Staats wegen ges 
ichehen, und danach ein feftes geſetzliches Reſultat der Praxis in die Hände gegeben wer— 
den. Das erkannte Juſtinian, führte es im feinen Pandelten aus, und iſt damit ber Er⸗ 
halter der römiſchen Jurisprudenz für die Nachwelt geworden. 

III. Sammlungen des Rechts. A. Bor Juſtinian. $. 34. Das Be— 
dürfnig von Sammlungen der Refultate der bisherigen Nechtsbildung wurde ſchon lange 
vor Yuftinian dringend fühlbar und rief auch ſchon vor ihm allerlei Vorläufer feiner 
Werte herwwor. Am Dringendften war es bei den fatferlichen Conftitutionen, namentlich) 
den Reſeripten und Decreten, weil dieſe, einzeln an und nad) verjchiedenen Orten erlaſſen, 
eigentlich von gar Niemand recht überjehen werden konnten, und ihre Berbreitung zum 
Theil ganz vom Zufall abhing. Schon unter den Schriften der großen Juriſten finden 
fi) daher Zuſammenſtellungen von faiferlihen Referipten und Entſcheidungen. Nach 
ihrer großen Vermehrung unter Divcletian entfteht aber num eine Neihe von eigentlichen 
reinen Sammlungen. Den Anfang machen zwei Privatfammlungen, der Codex Grego- 
rianus und Hermogenianus. ° Der erftere enthielt die Conftitutionen won Hadrian bis 
Diocletian, nad) den Materien in Bücher und Titel geordnet. Er ift wahricheinlich noch 
unter Diocletian jelbft und auf feine Veranlaffung angelegt, aber von einem ſonſt nicht 
weiter befannten Berfaffer. “Der Codex Hermogenianus war jedenfalls ein Nachtrag 
Dazu, doch ijt zweifelhaft, ob vom Anfange oder Ende des vierten Jahrhundert. Wir 
haben von beiden nur wenige Bruchftäde durch andere Sammlungen.) Im Anſchluſſe 
an beide und nad ihrem Mufter ließ dann offictell zuerft Theodo8 II. eine Sammlung 
ber Conftitutionen von Conftantin bis auf ihn felbft anlegen, den f. g. Codex Theodo- 
sianus., Das Werk wurde mit großem Pompe durch eine Commiffion von ſechzehn Be— 
amten abgefaßt, die, weniger gewandt als fpäter Juſtinians Compilatoren, Dazu nicht 
weniger ald neun Jahre brauchten, 429 — 438, enthält aber allerdings über zweitaufend 
Geſetze, mit vielfachen Aenderungen, Abkürzungen und Zerlegungen. Es iſt faft vollſtän— 
dig auf und gefommen.?) Bon Balentinian III. wurde es auch im weſtlichen Reiche 
publicirt und verorbnet, daß alle „novellae leges“ beider Reiche ihm angeſchloſſen werben 
follten. Bis zum 9. 468 ift dies aud von beiden Kaifern und ihren Nacfolgern ges 
ſchehen. Man nennt dieſe Gefege bei und ungenau die Theodofiichen Novellen. ®) 

Neben diefen Sammlungen der Katjergefege finden fi im vierten oder fünften Jahrhun— 
derte auch zwei Verſuche, das ältere Recht aus den Schriften der Juriften mit dem Con— 
ftitutionenrechte zu verbinden. Man unterjchied beides als ius und leges. In der 


) Ausgabe von Hänel, 1837. 

) Aeltere Ausgabe von Zac. Gothofredus mit großartigem Commentar, 1655 (1735), 
neuere kritifhe von Hänel, 1842. 

3) Novellae constitutiones imp. Theod. etc. ed. Haenel, 1844. . 
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Vaticaniſchen Bibliothet in Rom ſind im J. 1823 in einer größeren Handſchrift drei⸗ 


unddreißig reſeribirte Blätter gefunden, die zu einer ziemlich umfangreichen Sammlung - 


von ius und leges gehört haben müfjen. Site enthalten die Titel über Kauf, Nießbrauch, 
dos, Vormundſchaft, Schenfung und Procuratoren, alles mit großen Rüden durch den 
Zuftand der Handichrift. Das ius befteht nur in Ercerpten ans Papinians, Ulpians und 
Paulus Schriften. Die leges find faft nur Neferipte bis zum 3. 318, offenbar aus 
dem Codex Gregorianus nnd Hermogenianus entnommen, außerdem nur drei unver— 
türzte, weitichweifige Gefege von Conftantin, und eines von Valentinian vom 9. 372. 
Ueber den Urfprung der Sammlung, namentlih ob fie reine Privatarbeit oder Verſuch 
einer officellen Sammlung war, wiffen wir gar nichts. Angefertigt ift fie im Occident, 
entweder in den erften oder den letzten Jahrzehnten des vierten Jahrhunderts, je nach— 
dem die erwähnten vier Gejete urfprünglicher Beitandtheil oder fpäterer Zuſatz find. 
Man nennt fie bei und Fragmenta Vaticana.!) 

Die andere Sammlung, in den Hanbichriften Lex dei, bei uns Collatio legum 
mosaicarum et romanarum, genannt, ift ein höchſt eigenthümliches Wert: fünfzehn Titel 
Strafrecht und ein Titel Inteſtaterbrecht, in jedem eine Stelle des moſaiſchen Rechts 
voran und Dann eine Neihe römischer dahinter, als ius Excerpte aus den Schriften ver 
fünf Juriſten des Citirgefeges, als leges Conftitutionen aus dem Codex Gregorianus 
und Hermogenianus und ein: Theodofifches Gele vom 3. 390. Ob die Zuſammen— 
ftellung des moſaiſchen und römiſchen Rechts nur theoretifch zum Beweiſe der Ueberein- 
ſtimmung · beider dienen follte, oder für die praftijche Anwendung bei einem bifchöflichen 
Gerichte gemacht ift (nach Audorffs Annahme vom H. Ambrofius in Mailand), ift ſchwer 
zu entſcheiden.?) 

B. Juſtinian. 8.35. Das abendländiſche Katferreich war untergegangen, Italien 
von den Dftgothen erobert, ein neues Reich Durch Theoderich gegründet, da beftieg in 
Eonftantinopel im 3. 527 ein Mann den Thron, der, weder an Geift noch Charakter 
groß, Doch durch geſchickte Benutzung der Berhältniffe und Berjonen noch einmal eine Art 
Reitauration des altrömischen Reiches und Glanzes durch Verbindung von Italien, Ajien 
und Afrita mit Griechenland herzuitellen vermochte, und für Das römiſche Recht in Kurzer 
Zeit die Arbeiten auszuführen wußte, die noch zum eigentlichen hiftorifchen Abſchluß des= 
felben und für feinen Uebergang auf die Nachwelt nothwendig waren. Dies ift Juſtinian, 
im 3. 482 in Taurefium, einer feinen Stadt des heutigen Serbiens, von armen ſlavi— 
ſchen Hirten geboren. Sein Onkel Yuftinus, der ſich vom gemeinen Soldaten allmählig 
zum Kaiſer emporgeſchwungen hatte, ließ ihn ftudiren und in den Staatsdienſt eintreten, 
nahm ihn 527 zum Mitkaiſer an, ftarb aber bald darauf und hinterließ ihm den Thron, 
den er bis zu feinem Tode 565 behielt. Juſtinians Perfünlichkeit ift bei feiner politischen 
Thätigfeit weder imponirend noch anziehend. Er war feig, treulos, binterliftig, grauſam, 
babfüchtig, eitel, frömmelnd, nie fette er jeine Perfon ein, weder bei inneren Aufftänden, 
noch äußeren Kriegen, feine Erfolge verbanfte er Tediglich feinen Feldherren Beliſar und 
Naried, gegen die er dann doch wieder argwöhniſch und undanfbar war. Größere per- 
fönfiche Bedeutung wird man ihm bei feiner gefetsgeberifchen Thätigfeit zufprechen können, 
da er dazu durch Studium und Staatsdienft vorbereitet war, und offenbar feine Haupt: 
pläne ſchon von daher mit auf den Thron brachte. Das Hauptverbienft in der weiteren 
Durchführung hat zwar auch hier wohl fein Iuftizminifter Tribonianus, ein Pamphylier, 


!) Ausgabe mit Nachbildung ber Handidrift von Mommfen, 1860. 
2) Ausgabe: Lex dei, ed. Blume, 1833. 
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der ein bedeutendes Talent gewelen fein muß, und dabei von feinen Zeitgenoffen als ein 
menfchenfreundlicher, freidentenver, liebenswürdiger und wigiger Mann geichilvert wird, 
freilich zugleich auch als habfüchtig und gewiſſenlos. 

Die Bedeutung der legislativen Thätigkeit beider befteht num feineswegs blos in der 
Bewerkftelligung der großen Sammlungen, jondern eben fo jehr aud im den mehr als 
fünfhundert neuen Gefegen, wodurch die lange vernachläſſigte römiſche Nechtsentwidelung 
jet in kurzer Zeit in einer Menge der wichtigften Punfte erft zu Dem nöthigen oder 
wenigftens möglichen . Abichluffe gebracht wurde. Zwar hätte eigentlich noch viel mehr 
geſchehen follen, und auch alle jene Gefege leiden an den oben beſprochenen Mängeln der 
ſpäteren Kaiſergeſetzgebung, unflarer Erkenntniß der Aufgabe und mangelhafter Löſung 
namentlich in .technifcher Beziehung, allein im ganzen und weſentlichen haben jie doch 
meiftensd die rechte Richtung, und übertreffen jevenfalld weit die ganze woraufgehende Ge— 
ſetzgebung ſeit Conftantin. 

8. 36. Der Verlauf der Juſtinianiſchen Geſetzgebung iſt im einzelnen folgender: 

1) Der alte Eoder. Die eigenen Erfahrungen, die Juftintan in feinem Staats= 
dienfte über den troftlofen Zuftand der Rechtöquellen gemacht hatte, hatten offenbar ben 
Plan in ihm erwedt, als Kaifer durchgreifende Neformen darin vorzunehmen. Schon 
wenige Monate nad Yuftinus Tode fing er damit an. Das erfte war eine neue Samm— 
lung der Gonftitutionen, unter Vereinigung der drei bißherigen Codices zu einem, Bes 
feitigung Des Antiquirten, Hinzunahme der neuen Geſetze, beflerer Anordnung des Ganzen. 
Am 15. Februar 528 wurde eine Commiffion von fieben Beamten, Advocaten und Pro— 
fefforen, worunter Tribontan nod als Advocat war, eingejegt. In einem Jahre war das 
Werk fertig und wurde am 7. April 529 publicirt. Durch die Reviſion vom 9. 534 
ift e8 wieder aufgehoben und daher auch nicht auf uns gekommen. Nur die beiden Ges 
ſetze, wodurch es anbefohlen und publicirt wurde, find auch dem neuen Goder vorne beigefügt. 

2) Die fünfzig Decifionen. Die zweite Aufgabe, die Sammlung und Sich— 
tung des ius, war ımgleich jchwieriger. Yuftinian ſah ein, daß zur Beleitigung der 
Differenzen der alten Yuriften das Abzählungsprincip des Citirgeſetzes nicht ausveichte, 
jondern jelbftftändige Entjcheidungen nöthig waren, und daß auch eine Menge alter Reſte 
von abgeftorbenen Inſtituten zuvor vollſtändig befeitigt werden mußte, jo z. B. bie 
Unterfchieve von res mancipi und nec maneipi, quiritariihem und bonitariſchem Eigen— 
thum, Yegaten und Fideicommiſſen u. a. Cr erledigte diejes zunächſt durch eine Menge 
einzelner Geſetze. Wir kennen aus dem 3. 529 gegen achtzig, vom X. 530 gegen ein= 
hundertunddreißig, vom I. 531 gegen einhundert. Er ſoll davon fünfzig Entſcheidungen 
alter Controverfen in einer befonderen Sammlung vereinigt und an die Rechtöfchulen 
geſchickt haben. 

3) Die Pandeften. Nahdem das Wert jo vorbereitet war, erließ Yuftinian 
am 15. December 530 eine Inftructtion an Tribonian, der ingwilchen zum quaestor 
palatii erhoben war, worin er ihn beauftragte, eine Commiſſion zuſammenzuſetzen, und 
mit diefer aus den Schriften der alten Juriften, aber nur der mit ius respondendi, 
alles noch praktisch Brauchbare wörtlich zu excerpiven, alle8 VBeraltete und Ueberflüffige 
auszuſcheiden, alle Widerſprüche zu beieitigen, und danach aud fo viel als nöthig am 
Terte zu ändern; die gefammten Excerpte jollten dann nad) ihren Inhalte in der Ord— 
nung des prätoriſchen Ediets in fünfzig Büchern mit Titeln zufammengeftellt werden, und 
jo unter dem Namen zavdfxraı oder digesta als codex iuris (enucleati) neben dem 
codex legum ftehen, und mit dieſem zufammen ein volftändiges Geſetzbuch in zmet 
Theilen bilven. 
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Tribonian förderte das Wert jo, daß es bereits in drei Jahren fertig war, am 
16. December 533 wurde e8 publicrt, am 30. December trat es in Kraft. Ueber bie 
Art der Ausführung läßt fih aus den Verordnungen und dem Werte Folgendes entnehmen: 
Die Commiffion beftand aus vier Profefforet, elf Advocaten und einem Beamten. Sie 
nahmen die Werke von neunumddreigig Schriftftellern, etwa zweihundertundfünfzig Schriften 
mit drei Millionen Reihen (versus), und reducirten dieſe auf einhundertfünfzig taufend 
Reihen, alfo etwa ein Zwanzigftel. Unter den Schriftftellern find drei noch aus ber 
Republik, vierunddreigig aus der großen Zeit, zwei Nachzügler aus dem vierten Jahrhunderte, 
Für die Ercerpirung ſchied man die gefammten Bücher nach dem Inhalte und der bis- 
berigen Studienordnung in vier Klaſſen, Civilrecht, prätorifches Recht, Nefponfen und 
ähnliche praftiiche Schriften, und Werfe gemiſchten und unbeftimmten Charakters. Ent— 
Iprechend wurde dann auch die Commiffion in vier Abtheilungen getheilt, jede ercerpirte 
zunächit eine Klaflerfür fi, worauf dann in Generalfisungen die vier Excerpt = Maffen 
in Uebereinftimmung und Orbnung gebracht wurden. Die Wahl ver Excerpte aus den 
einzelnen Schriften war jehr ungleich. Im ciwilen und prätorifchen Nechte bilden die 
beiden Werfe von Ulpian ad Sabinum und ad edietum die Grundlage, bei den Re— 
Iponfen die von Papinian. Man nennt die Mafjen danach bei uns Sabinus-, Evictö-, 
Papinians⸗ und Poftpapiniansmaffe (S. E. P. pP.). Die Excerpte aus den beiven Werfen 
von Ulpian bilven aber bei weitem das Mleifte, faft ein Drittel des Ganzen. 


Die Ordnung der Materien ift im ganzen die des prätorifchen Edicts, jedoch mit 
manchen Abweichungen, und in den letten wier Büchern ift ein Zuſatz von Strafredht und 
Stantörecht, d. 5. Appellation an den Kaifer, und Fiscal-, Militär, Municipal= und 
Steuerrecht gemacht. Die Bücher find in Titel mit Ueberſchriften (rubricae) getheilt. 
In den Titeln find die einzelnen Ercerpte in der Regel nicht weiter ſyſtematiſch geordnet, 
jondern einfach nach den vier durch die Excerpirung entftandenen Maffen hinter einander 
geftellt, meiftens die Maffe voran, die gerade das Meifte enthielt, natürlich mit mancherlei 
einzelnen Abweichungen. Ber mehreren Excerpten über denfelben Gegenjtand legte man 
eines zu Grunde, und fchaltete aus den andern nur einzelne Säge oder jelbft nur Worte 
ein. Ber jedem, auch dem fleinften, Excerpte wurde aber der Name des Berfaflers und 
Titel und Buchzahl der Schrift darüber gefegt. Die Excerpte find zwar im ganzen 
buchftäblich aufgenommen, jedod mit vielen Auslafjungen und Aenderungen einzelner Worte 
oder Sätze (ſ. g. interpolationes oder emblemata Triboniani)., Man wollte nur 
praktiſches Recht, dieſes war aber in den alten Schriften vielfach mit dem antiquirten 
verbunden, man mußte daher die antiquirten Begriffe und Säge weglaffen oder durch 
neue erjegen, 3. B. mancipatio durch traditio, fiducia durch hypotheca u. a. Bei 
allen ſolchen Stellen tritt danach eine ſ. g. duplex interpretatio, d. h. ein alter und 
ein neuer Sinn, ein. Eigentliche Zufäge find felten gemacht. 


Der Werth des Ganzen muß, wenn man einen billigen Mafftab nad) ven dama— 
ligen Verhältniſſen anlegt, ziemlich hoch geftellt werden. Die Aufgabe war außerordentlich 
ſchwierig, äußerlich wegen der Maſſe und Unbequemlichkeit der Bücher, innerlich wegen ver 
vielen und großen Beränderungen, die im ganzen Rechte eingetreten waren. Die erfte 
Schwierigkeit haben die Compilatoren gut überwunden, namentlich bei der kurzen Seit, 
die fie brauchten, Lücken, Wiederholungen und Widerfprüche find verhältnißmäßig wenige 
vorhanden. Weniger gewachſen waren fie der zweiten Schwierigfeit, die Interpolationen 
find oft recht oberflächlich und ungeſchickt, doch war allerdings eine volljtändige Löſung 
diefer Aufgabe faum ohne eigentliche neue Godification des Rechts möglich. 
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Ueber die gejegliche Kraft der Sammlung beftimmte Yuftintan, daß alles Aufgenom- 
mene vollitändig, gelten ſolle, wie wenn es fein eigenes Geſetz wäre, alles nicht Aufgenom= 
mene Dagegen gar nicht mehr. In thörichter, aber nicht beifpiellofer, legislativer Berblen- 
dung verband er damit das Verbot, die "alten Bücher mit feinen Pandeften nod zu 
vergleichen und wieder neue darüber zu jchreiben. Das Ietere wurde ſchon bei feinen 
Lebzeiten und von den Berfallern der Pandekten felbft überfchritten, das erftere fcheint 
man gründlicher befolgt und einfach durch Vertilgung der alten Bücher gefichert zu baben. 
Wenigſtens läßt fich der abjolute Mangel alles und jeden Ueberreſtes berjelben kaum 
anders erklären. 

4) Die Inftitutionen. Das neue Geſetzbuch des codex iuris und legum 
machte eine neue Ordnung ded ganzen Rechtsſtudiums nöthig. Yuftintan hat darüber 
ein eigenes Geſetz erlafien. Dabei jtellte fich heraus, daß für die Einleitung in das 
Studium ein andere Buch ald die alten Inftitutionen von Gajus, Ulpian u. ſ. w. noth— 
wendig fe. Der Wiſſenſchaft dieſes zu überlaffen, entjprady dem Geifte der Zeit nicht. 
Es mußte ein gefeßliches Inftitutionen = Compendium angefertigt werden. Tribonian bes 
fam den Auftrag dazu fchon während der Abfafjung der Pandekten, und es war jchon 
früher als diefe fertig, ſchon am 21. November 533 wurde es publiirt. Zwei Pro- 
fefloren von Conftantinopel und Beryt, Theophilus und Dorotbeus, hatten es verfaßt. 
Sie hatten ſich die Sache leicht gemacht. Sie legten den Gajus wörtlich zu Grunde, 
ließen aber das Veraltete und die Hiftorijchen Ausführungen weg, oder machten kurze 
biftorifche Einleitungen daraus, jchalteten dagegen, Damit es nicht gar zu kurz würde, 
Excerpte aus andern Schriften ein, und fügten auf Yuftintans bejondern Befehl Zuſätze 
über das neuere Gonftitutionenrecht hinzu. Das Ganze wurde in vier Bücher und dieſe 
in Titel getheilt, in dieſen aber nicht, wie in den Pandeften, die urſprüngliche Quelle ge— 
nannt, fondern alles zu einem einfachen Texte verbunden, wobei Juſtinian jelber als redend 
fingirt wird. Das Werk befam darum auch natürlich volle Gefegesfraft, den Pans 
deften gleich. 

5) Der neue Coder. Die Abfaffung der Pandekten machte eine Nevifion des 
Coder nöthig. Die vielen durch die Pandelten veranlaften Geſetze mußten ihm einwer— 
leibt, die alten in Inhalt und Ordnung den Pandekten angepaft werben. Schon im 
Januar 534 befam Tribonian den Auftrag, eine „repetita praelectio“ des Coder zum 
Zwede diefer Beränverungen zu veranftalten, am 11. November wurde er in der neuen 
Geftalt publicirt. Er enthält über 4600 Conftitutionen, doch find darunter 80 doppelt, 
und 500 find durch Zerlegung von 200 größeren entitanden. Die größere Hälfte, über 
2600, ift aus der Zeit vor Conftantin, alfo aus der Reſeriptszeit. Die ältefte ift von 
Hadrian, aber nur eine, die Übrigen vertheilen fich ſehr ungleich, von den beiden Severen 
und Caracalla find 880, Gordian 272, Divcletian 1222, von allen übrigen bis Con— 
ftantin nur 280; aus der fpätern Zeit find von Conftantin 208, den beiden Theodofen 
567, Juſtinian 403. Die älteren bis Conftantin find wenig verändert, die fpätern find 
meistens jehr abgekürzt, in mehrere zerlegt, oft im Wortlaute ganz verändert, nur Juſti— 
nians Geſetze find meiftend in ihrer ganzen Breite aufgenommen. Die ganze Maffe it 
in zwölf Bücher getheilt und dieſe in ſehr viele Meine Titel mit Ueberfchriften. Im den 
Titeln ftehen die einzelnen Gonftituttonen rein der Zeit nach, immer mit den alten In— 
und Subferiptionen. Die Ordnung ift im wejentlihen wie in den Pandekten, jedoch mit 
Abweichungen. Außerdem ift im erften Buche das Kirchenrecht worangeftellt, in den beiden 
letzten das kaiſerliche Finanz- und Verwaltungsrecht angefügt. Ueber 150 Eonftitutionen 
find griechiſch, die frühefte von Septimius Severus. Dieſe find fpäter in Italien in den 
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Handihriften ſämmtlich weggelafien, daher meiftend ganz verloren, und erſt feit dem fech- 
zehnten Jahrhunderte aus den Bafilifen und andern griechiſchen Quellen wieder zum Theil 
reſtituirt. Man nennt fie danach bei uns leges restitutae. 

6) Die Novellen. Zwei jo rührige Gefeggeber wie Juſtinian und Tribonian 
blieben natürlich auch nach Vollendung der Sammlungen nicht unthätig, namentlich da 
alle jchwierigen umd zweifelhaften Rechtöfragen, die in der Praxis auftauchten, an den 
Kaiſer zur Entſcheidung berichtet werben mußten. Schon am 1. Januar 535 erfchien die 
erſte novella constitutio, verg« dıarafıg, ein wichtiged Gefeg über Teftamente, das, 
worin die Ausſchließung der Falcidia erlaubt wurde. Ihr folgten in demfelben Jahre 
noch gegen 30 andere, und fo in den nächſten zehn Jahren bis zu Tribonians Tode 
(545) noch über 100, in den dann folgenden zwanzig Jahren bis zu Yuftinians Tode 
(565) kaum noch 20. Wie viel im ganzen, willen wir nicht, wir fennen 166. 
Ihr Umfang ift jehr verfchieden, mande haben nur Ein kurzes Gapitel, andere 40 bie 
50. Sie beziehen fich meiftend auf Staatdverwaltung und Kirchenwejen, manche ent= 
halten aber auch tief eingveifende privatrechtliche Beftunmungen, namentlich über Familien— 
und Erbrecht. Ihre Sprache ift meiftens die griechiſche, nur 15 find lateiniſch, 3 in 
beiden Sprachen. 

Gejammelt find fie von Yuftintan felber nicht mehr. Auf und gekommen find drei 
Privatfannnlungen : 

a) die epitome Juliani, ein lateinischer Auszug aus 125 Novellen, von einem 
Profeffor in Conftantinopel vom 3. 556; 

b) das authenticum oder der liber authenticarum, ‚eine Sammlung von 134 
Novellen, die lateiniſchen im Urterte, die griechiichen in Lateintfcher Ueberſetzung, un— 
befannten Urfprungs, im zwölften Jahrhundert in Italien verbreitet; 

ce) die Sammlung der 168 Novellen, die aber mehrere Doppelt, mehrere von Juſti— 
mans Nachfolgern, und nur 153 wirflih Yuftintanifche enthält, die griechiichen im Urs 
terte, die Lateinischen in griechiſchem Auszuge. Sie iſt unter Juſtinians Nachfolgern angelegt, 
un byzantiniſchen Reiche allgemein benugt, im Mittelalter nach DYialien gebracht, und i. 3. 
‚ 1531 in Deutichland von Haloander zuerft herausgegeben. 

d) Dazu kommen noch mehrere vereinzelt aufgefundene Novellen, namentlich die ſ. g. 
dreizehn edieta Justiniani. 

Fünfter Abſchnitt. Das byzantinijhe Kaiſerthum. $. 37. Mit 
Yuftintan ift die eigentliche römische Nechtögefchichte zu Ende. Das römiſche Recht hat in 
feinen Geſetzen und Geſetzbüchern eine Art Abſchluß gefunden und die Form erhalten, in 
der ed auf die Nachwelt übergegangen iſt. Das byzantiniſche Reich dauerte zwar noch 
beinahe neunhundert Jahre fort, allein es ift fein römiſches Neich mehr, ſondern ein grie— 
chiſches, wenn auch einzelne Theile von Italien und namentlich die Stadt Nom noch 
längere Zeit damit verbunden blieben. Das Recht?!) wurde zwar noch weiter gebildet, 
abet nicht mehr in der römiſchen uniwerfalen Richtung, vielmehr fchrumpft das univerſale 
römifche Recht jet allmählig wieder zu einem nationalen zufammen, und zwar einem von 
jo Häglicher Nationalität, wie die byzantiniſch-griechiſche. Die ſpätere Gefeßgebung ?) hat 
daber für das römiſche Recht ald Weltrecht feine Bedeutung mehr, das ganze Intereſſe 


') Zachariae, historia iuris graeco-romani, 1339. Montreuil, histoire du droit 
byzantin. 3 vol. 1843. 

*, Gefammelt in: Zachariae, novellae constitutiones imperatorum post Justinianum. 
1857. (3. Bd. des ius graeco -romanum)., 
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der byzantiniſchen Rechtsgeſchichte knüpft fich für das römische Recht nur noch an bie 
weiteren Schickſale der Juſtinianiſchen Gefetbücher. 

Das Wichtigfte dabei find die willenichaftlichen Arbeiten des jechsten Jahrhunderts. 
Jedes neue Geſetzbuch reizt zu wiſſenſchaftlichen Arbeiten darüber. So den oberiten 
Schaum abzuichöpfen, ift nicht mühevoll und doch belohnend. Hier fam dazu, daß ſchon 
die Uebertragung ins Griechiſche ein Verdienft war und ein Bedürfniß für den Unterricht 
und die Prarid. Wir jehen daher, daß ſchon von den vier Profefloren, die bei der Abs 
faftung der Geſetzbücher mitgewirkt hatten, wenigftens drei ſofort griechtiche Arbeiten dar— 
iiber jchrieben. Theophilus ſchrieb eine Paraphrafe der Inftitutionen, d. b. eine genau 
dem Terte folgende Umſchreibung mit Beispielen und hiſtoriſchen Erflärungen, die aber . 
troß des reichen Materials, das ihm zu Gebote ftand, von geringem Werthe und nicht 
einmal zuverläffig find.!) Dorotheus jchrieb eine Paraphraſe zu den Pandekten, vie ſich 
aber noch enger an den Tert anſchloß, meiftens faſt mörtliche Ueberjfegung war. Anato— 
lius machte einen Auszug aus dem Coder, vollftändig und genau für jeve Stelle. Neben 
und nach ihnen jchrieben auch andere Profeſſoren von Conftantinopel und Beryt Ueber— 
fegungen, Umjchreibungen, Auszüge, Ueberjichten, auch wohl Anmerkungen und Erflärungen 
und ſelbſt Monographien. Die wichtigften Werfe darunter find die von Stephanos und 
Yulianus zu den Pandekten, von Thalelius zum oder. Auf und gelommen ift von 
allen dieſen Werfen, aufer Theophilus, feines vollftändig, jondern nur Ercerpte daraus 
in den jpäteren Schriften, namentlich den Baſiliken und ihren Scholien. Für die Kritik 
des Terted der Pandeften und des Coder find fie jehr wichtig, für die Interpretation 
weniger. Ihre Wiſſenſchaft it jehr äußerlih. Auch bei den Verfaſſern der Pandeften 
und des Coder jucht man nach Andeutungen über die Motive der Aufnahme oder Inter: 
polation der einzelnen Stellen oder über die damalige Praxis vergebens, ebenfo ift von 
Benugung der älteren Bücher feine Spur, man jcheint Yuftinians Berbot nur gar zu 
gern befolgt zu haben. 

Die ganze Thätigfeit hörte auch bald wieder auf. Vom fiebenten bis neunten Jahr— 
hundert willen wir faft gar nichts mehr, die gelegliche ErAoyn zur vouwv von Yeo Iſau— 
rıus (740) ift nur wegen ihrer Aenderungen des alten Rechts zu erwähnen.?) Erſt am 
Ende des neunten Jahrhunderts wurde durch den Kaiſer Baſilius Macedo und feinen Sohn 
Leo Philofophus eine neue Thätigkeit angeregt. Juſtinians Geſetzbücher konnten jelbft in - 
ihren griechiichen Bearbeitungen nicht mehr von der Praris bewältigt werden. Baſilius 
unternahm daher eine Vereinigung zu einem Ganzen unter Weglaffung des Beralteten und 
Abkürzung Des noch Geltenden. Grit Yeo vollendete das Werk und publicirte e8 unter dem 
Namen ra Bavıkıza (vouıuea). Es ift einfach aus den griechiſchen Werfen der Yuftinia- 
niſchen Yuriften zuſammengeſetzt, ſechzig Bücher, in Titel getheilt, in jedem Titel die auf: 
genommenen Stellen der Geſetzbücher und Novellen hintereinander, in der alten Reihen— 
folge, aber ohne In= und Subferiptionen. Das Syſtem ift im ganzen das des Coder, 
aber mit Abänderungen. Das Werk ift größtentheild, aber doch nidt vollftändig, auf 
und gefommen.d) Eine Art gejelicher Inſtitutionen dazu iſt das o0XE1E0» von Baſi⸗ 
(iu8,*) revidirt von Yeo unter dem Titel Eravaywyı) tov vouon.>) 


') Befte Ausgabe von Reit, 1751. 

?) Ausgabe in: Zachariae, collectio librorum iuris graeco-romani, 1852. 

3) Ueltere Ausgabe von Fabrot in 7 Bänden, 1647, neuere von Heimbach in5 Bänden, 
1833 — 1850. 

*) Ausgabe: Zachariae, 0 moöyeıgos vouos, 1837. 

*) Ausgabe in: Zachariae, co olleetio librorum iuris graeco-romani, 1852. 
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Das neue Geſetzbuch rief auch wieder eine neue Wiflenfchaft hervor. Schon Leo's 
Sohn, Conftantinus Porphyrogenetus, ließ einen officiellen Commentar zu den Bafilifen 
aus den ſämmtlichen Schriften der Yuftintantjchen Juriften zufammenfchreiben. Nach ihm kommt 
dann im zehnten bis dreizehnten Jahrhundert eine ganze Reihe von Auszügen, Ueberfichten, 
Regiftern und auch neuen Anmerkungen (vyokıa) zu den Baſiliken, unter verjchiedenen 
Namen, aıwouıg, dreitouog, &xhoyn, 7700XE100», reige u. a.,!) eine ouvoryug ſo- 
gar in Verſen, von Piellus für den Kaiſer Michael Ducas (1071 — 78), Wiffenfchaft- 
lichen Werth hat feines dieſer Werke, fie haben für uns nur als Ueberlieferungen ver Ba— 
ſililen und der Schriften der Yuftinianifchen Yuriften eine Bedeutung. 

Den Schluß macht der ſ. g. ESaßıßlag, d. h. ein moöyeıpov voucm in jech® 
Büchern, von Conft. Harmenopulos, einem Nichter in Theſſalonich, vom 9. 1345,?) ein 
Häglicher Auszug aus den Auszügen der Auszüge, der aber in der türfifchen Zeit der 
einzige Ueberreſt des großen römiſchen Rechts blieb, und im Künigreiche WARRER um 
3. 1835 eigentliche Geſetzeskraft erhalten, hat.?) 

Sechster Abſchnitt. Das römifhe Recht im Mittelalter‘) TI. Das 
römische Recht beiden Germanen’) 8. 38. Dem jenilen Marasmus gegen— 
über, in den Das römische Recht im Oriente verfanf, fteht im Decident die eigenthümliche 
Erſcheinung einer Wiederverfüngung und vollftändigen Neubelebung deſſelben. Der Um— 
ſturz des römischen Reichs dur die germaniichen Völker hätte hier leicht die vollftändige 
Verdrängung des römischen Rechts nach fich ziehen fünnen. In England und Deutſch— 
fand wurde auch mit der römischen Herrichaft zugleich die römische Bevölkerung und Cultur 
und Damit auch das römische Necht vollftändig mweggefegt. Im Italien, Frankreich und 
Spanien Dagegen, wo die gefammte-vorhandene Bevölkerung römifch war, war eine volle 
ftändige Vertreibung, Vernichtung oder auch nur Unterbrüdung den Umftänden nach nicht 
wohl möglich. Die Eroberer begnügten fidy mit der Oberberrichaft und der Abtretung 
eines Theile vom Grund und Boden, Tiefen aber übrigens, namentlich in den Städten, 
die römiſche Bevölkerung in ihren alten Zuftänden und mit ihrem alten Rechte fort 
beitehen. Der Gedanke, ihr germaniſches Recht den Römern aufzuzwingen, konnte ihnen 
nicht Leicht kommen, theils weil es jo verfeinerten Zuftänden nicht gewachſen war, theils 
weil fie, wie früher auch die Rönter, das Princip der Perfünlichkeit des Rechts hatten, ihr 
Recht alſo mur für ihre Stammesgenoſſen galt. So beftanden daher römifches und ger— 
maniſches Necht als perfünliche Rechte neben einander, bis beide fi) vermiſchten. Das 
römiſche galt als perfünliches Recht auch für die gefammte Kirche, da diefe bald begann, 
ſich als abftracte Einheit über allen Nationalitäten zu concentriren, und in Rom ihren 
Mittelpunft zu ſehen. 

Im einzelnen geftaltete fi die Fortdauer des römiſchen Rechts bei den einzelnen 
Völkern natürlich verjchieden : 

1) bei den Weftgothen, die ſchon im Anfange des fünften Jahrhunderts ihr Reich 
in Südfrankreich und Spanien gegründet hatten, wurde noch nach hundert Jahren ein eigenes 


') Sammlungen: Ius graeco-romanum, ed. Leunclavius, 1596. Ius graeco-romanum, 
ed. Zachariae, 4 Bbe. 1556—1865. Avkadora, ed, Heimbach. 2 Bde. 1838—1940, 

”, Const. Harmenopuli manuale legum ed. Heimbach, 1851. 

3) Geib, Darftellung des Rehtszuftandes in Griedenland, 1835. 

*) Savigny, Geſchichte des römifhen Rechts im Mittelalter, 7 Bbe., 2. Aufl, 1834—51. 

) Bol. Stobbe, Geichichte ber deutſchen Rechtsquellen, Bd. 1. w Berhmann-$ oll- 
neh, ber germaniſch-romaniſche Civilprocei im Mittelalter, Bd. 1: die Staaten der Bölter- 
wanderung. 
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römifches Geſetzbuch für die Römer gemacht. Schon 466 foll König Eurich über das 
gothiſche Recht jchriftliche Geſetze erlaffen haben. Sein Sohn Alaric IT. ließ im 3. 506, 
alfo noch vor Yuftintan, auch fir die Römer in feinem Reiche ein Geſetzbuch aus römiſchen 
Rechtsquellen anfertigen, das |. g. breviarium Alaricianum. Es beſteht der damaligen 
Untericheidung gemäß aus ius und leges. Das ius find die Inftitutionen des Gajus, 
aber umgearbeitet und auf zwei Bücher vebucirt, die sententiae receptae von Paulus, 
diefe wörtlich, aber mit vielen Auslaffungen, und eine Stelle von Papinian. Die leges 
find die drei codices Gregorianus, Hermogenianus, Theodosianus und die Theodofiichen 
Novellen, alles wörtlih, aber mit großen Auslaſſungen. Dem Ganzen, mit Aus- 
nahme des Gajus, wurde eine officielle, aber ziemlich werthlofe, „interpretatio“ beige- 
fügt.) Das Wert ift allerdings eine dürftige und rohe Zufammenftellung, ohne Einficht 
in die nothwendigen Tegislativen Vorarbeiten. Allein es entfprach den damaligen Berürf- 
niffen und Kräften, gewann daher weite Verbreitung und hat nicht wenig zur Erhaltung 
des römischen Rechts im Mittelalter beigetragen. . In Spanien wurde e8 zwar tm fiebenten 
Jahrhundert durch die neue lex Visigothorum, die das römiſche und gothiſche Recht 
vereinigte, aufgehoben, in Südfrankreich blieb es aber unter der fränkiſchen Herrichaft, 
wurde auch im Norden verbreitet, und iſt erft im zwölften Jahrhunderte durch die Juſti— 
nianiſchen Gejegbücher verdrängt. Noch im achten und neunten Jahrhunderte wurben in 
Frankreich eine Menge Auszüge Daraus gemacht, auch im nördlichen Frankreich, von denen 
noch ſieben handfchriftlich auf uns gefommen find. Bon Frankreich kam es auch nad 
Deutſchland und jelbft nach England, und ift bis zum elften Jahrhunderte faft bei allen 
Benugungen des römijchen Rechts, die ſich in Franfreih, Deutichland und England in 
Gefegen, Sammlungen und Schriften finden, die allgemeine Quelle. Cine eigenthünnliche 
freie Bearbeitung und Vermiſchung mit germaniſchem Rechte wurde im Anfange des 
neunten Jahrhunderts in Graubündten, (welches früher völlig romanifirt war, aber fpäter 
viele germanifche, namentlich alemannijche, Einwanderer erhalten hatte), in Chur gemacht. 
Man nennt dies die lex romana Curiensis oder auch Utinensis, weil die erfte Hand— 
jchrift davon in Udine gefunden tft.?) 

2) Auch bei den Burgundern, die ihr Reich an der Rhone erft in der Mitte 
des fünften Jahrhunderts gegründet hatten, find in den beiden erften Jahrzehnten des 
jechsten Jahrhunderts zwei Gefegbücher gemacht, ein burgundifches und ein römiſches. 
Das erfte mar eigentlich eine Sammlung früherer Gejege und galt für Burgunder und 
Römer, enthält auch ſchon einiges römische Necht, das zweite war nur für die Römer 
untereinander. Es ift aus vdenfelben Quellen entnommen, wie das Breviarium, bat 
jedoch dieſe felbft neben dem Breviar vor fich gehabt. Die Quellen find nicht wörtlich 
aufgenommen, fondern in einen jelbftftändigen neuen Text verarbeitet, in leidlich guter 
Sprade. Es umfaßt Privat- und Strafrecht und Proceß, aber dürftig in fiebenund- 
vierzig kurzen Titeln, etwa dreißig Dctavfeiten. Die Ordnung iſt diefelbe wie im bur— 
gundifchen Geſetzbuche, d. h. ohne alles Princip, weder ſyſtematiſch noch chronologiſch.ꝰ) 
Nach der Eroberung des Reiches durch die Franken (534) wurde das Geſetzbuch allmählig 
durch das Breviar verdrängt. Doch wurde es in den Handjchriften noch mehrfach mit 
ihm verbunden. Daraus ift im neunten Jahrhunderte der jonderbare Irrthum entftanden, 
ald ob ed nur die Fortfegung der kurzen Stelle aus Papintand Reſponſen wäre, die den 


!) Ausgabe: Lex romana Visigothorum, ed. Haenel, 1847. 
2) Ausgabe in Häncls Lex Visigothorum, 
) Ausgabe: Lex Romana Burgundionum, ed. Barkow, 1826. 
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Schluß des Breviard bildete. Man nannte e8 daher Papian, als Abkürzung von Pa- 
pinian, ein Name, der fich trog feiner Sinnlofigfeit bis in die Gegenwart erhalten bat. 

3) Im fränkiſchen Reiche im nörblichen Frankreich ift zwar fein eigenes Gejeß- 
buch für die Römer gemacht, indefjen blieb das römiſche Necht als perfönliches Recht der 
römiſchen Bevölkerung auch hier in Geltung. Es trug dazu namentlich das Weſtgothiſche 
Breviar bei, Das vom fechsten bis zehnten Yahrhundert die allgemeine Quelle war. 
Dod erlangte dafjelbe hier nie eine eigentlich geſetzliche Geltung, auch ſcheint die römiſche 
Bevöllerung hier geringer ald im Süden geblieben zu jein. Darauf beruht e8, daß bie 
germanifchen Gewohnheitsrechte bier das Webergewicht befamen, und man den Norben 
und Süden ſpäter unterjchied ald pays du droit coutumier und du droit &erit. 

4) In Italien konnte natürlich die kurze Herrichaft Odoakers (476 — 493) das 
römische Recht nicht verdrängen. Allen auch Theoderich Dachte bei der Gründung feines oft- 
gothiſchen Reiches (493) nicht daran. Er ſah ſich vielmehr als eine Art Bafall des 
oſtrömiſchen Kaiſers Athanaſius an, und jein Reich als eine Wiederberftellung des 
weftrömiichen Reiches. Er fuchte daher die römifche Cultur und das römiſche Recht 
möglichft auf ſeine Gothen zu übertragen. Im Jahr 500 erließ er ein Edict von 
154 Artikeln, worin die Hauptfäge des Privat- und Strafrechts aus Paulus sententiae 
und den drei Codices zufammengeftellt waren.) Es war für Römer und Gothen gleich 
mäßig beftunmt, ſollte aber nur ein kurzer Anhalt für die Richter fein, ohne die fonftigen 
römischen Geſetze aufzuheben. Daß daneben die Gothen ihr altes Recht in manchen 
Dingen behielten, verſteht fich von jelbft. Mit der Eroberung Italiens durch Yuftinian 
fiel das Edict natürlic von jelber weg, und die Juſtinianiſchen Geſetzbücher wurden auch 
in Italien eingeführt. | 

5) Die Yongobarden werden bei ihrem Einbrechen in Dtalien (568) als ganz 
befonders wild, graufam und zerftörungsfüchtig geſchildert. Ste Icheinen anfangs alles, 
was Tod und Flucht von römiſcher Bevölkerung übrig gelaſſen hatten, in einen Zuftand 
von Unfreiheit geſetzt und ſchlechthin dem longobardiſchen Rechte unterworfen zu haben, 
ohne alle Anerkennung des römiſchen Rechts als perſönlichen. Indeſſen beſaßen fie ans 
fangs ja nur den nörblichen Theil von Italien. Bei der ſpäteren Ausdehnung ihrer 
Herrichaft trat von jelbjt eine Milverung ein, fie ließen das römiſche Recht wie andere 
als perſönliches gelten und e8 trat ſogar bald ein Einfluß deſſelben auf die longobardiſchen 
Gejege jelber hervor. Nach der Zeritörung ihres Reiches durdy Carl den Großen (774) 
wurde die perſönliche Geltung feit und allgemein anerkannt. 

6) Ecclesia vivit lege romana, ift ein Sat, den die Kirche Schon früh in den 
germaniichen Reichen geltend machte, und den fie vom fiebenten Jahrhunderte an, wo nad) 
der Befeitigung des Arianismus der weftlichen Yänder die päpftliche Oberherrichaft allge 
mein wurde, immer fefter ausbilvete. , Er hatte im Principe der Berfönlichkeit des Rechts 
fine natürliche Grundlage, da der Glerus ein abftractes Volt und die Kirche einen ab— 
ftracten Staat bildeten, die fi durch alle wirklichen Völker und Staaten hindurchzogen 
und ihren Urſprung aus dem alten römiſchen Reiche ableiteten. Daher findet fid das 
römiſche Recht in den firchenrechtlichen Schriften, Entſcheidungen, Beftimmungen und 
Sammlungen aller Zeiten ftetd als unzweifelhaft geltend vorausgefegt. Die Hauptquelle 
wurde anfangs auch hier das Breviarium, doc; werden feit dem neunten Jahrhunderte 
auch Juſtinians Inftitutionen, oder und Novellen, diefe in Julians Epitome, benugt, erft 


') Ausgabe: Rhon, commentatio ad edietum Theodorici, 1816. 
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im elften jedoch auch. die Pandelten. Das Nähere darüber gehört in die Gefchichte des 
Kirchenrechts. | 

I. Die Gloſſatoren. $. 39. Mit der ſ. g. Wiederberftellung des römiſchen 
Reiches durch Garl den Großen war eine Wiederherftellung des römiſchen Rechts als all- 
gemeinen Neichsrechtes in keiner Weiſe verbunden, auch nicht für Italien. Das Princip 
der perfönlichen Rechte blieb unverändert. Aber die Oberherrſchaft des Longobarbifchen 
Stammes in Italien war doch Damit für immer gebrochen. Seine Verſchmelzung mit 
der römischen Bevölferung und die Bildung der allgemeinen italieniſchen Nationalität 
vollzog fich nun raſch, und damit war der Boden für eine natürliche Geftaltung Des 
Rechtslebens geebnet. Dieſe mußte aber bier nothmwendig wieder zur Oberberrichaft des 
römischen Rechts führen. Im den Gebieten, die die Yongobarden fich erft jpät oder gar 
nicht unterworfen hatten, wie namentlich in Nom und Ravenna, war das römiſche Recht 
überhaupt ftetS das herrichende geblieben, ebenjo bei der Kirche. Died wurde jet ges 
fichert, und dem römifchen Rechte hier allmählig wieder eine territoriale Geltung beigelegt. 
Im den eigentlich longobardiſchen Gegenden blieb das longobardiſche Recht zwar zumächft 
das herrſchende, und fand fogar jchon im zehnten und elften Jahrhundert eine willen: 
Ihaftliche Pflege, in Pavia entjtand eine eigentliche longobardiſche Rechtsſchule mit Unter: 
richt und Schriftftellerei, allein gerade dieſe theoretiiche Behandlung des longobardiſchen 
Rechts führte dahin, daß man Das römische Recht bald als Das abitractere, und reichhal- 
tigere erfannte, e8 mit dem longobardifchen in Berbindung feste, und umwillfürlich als 
das allgemeinere in subsidium zur Aushülfe brauchte. Schon im elften Jahrhunderte 
bezeichnen es die lombardiichen Yuriften jelber als die generalis lex omnium. Dei der 
Entwidelung des italieniſchen Städtelebens im elften Jahrbunderte dehnte jich.Diejes weiter 
aus. Kein Wunder daher, daß, als im Anfange des zwölften Jahrhunderts ein bedeuten— 
der Mann als jelbjtftändiger Lehrer des römiſchen Rechts auftrat und eine eigene Schule 
dafür gründete, dieſes ſofort allgemeinen Anklang fand, das römiſche Recht auf einmal 


als das allgemein geltende erſcheint und ſein Studium und Unterricht raſch eine weite 


Ausdehnung und tief gehende Bedeutung erlangt. Diefer Mann war Irnerius in Bo— 
logna, der Gründer der |. g. Gloffatorenfchule, ein Mann, von deſſen Yeben wir faft gar 


nichts willen, an defjen Namen aber die ſpätere literariiche Sage die ganze Wiederbelebung 


des römischen Rechts, die Auffindung der Pandekten, die Einführung des römiſchen Rechts 
in die Praris und die Begründung des Rechtsunterrichts geknüpft hat. Alles Dreies ift 
nicht wahr, das römische Recht galt ſchon vorher, Die Pandekten waren ſchon vor Irnerius 
da, und Mectsunterricht gab es auch ſchon vor ihm in Rom, Ravenna und jelbft in 
Bologna, außerdem auch in Südfrankreich. Verſchiedene juriftifche Arbeiten aus dem 
zehnten und elften Jahrhundert, die man aufgefunden bat,!) beweiſen Dies. Allein das 
eigentliche Studium der Pandeften ald der Grundlage ded römiſchen Rechts, ihre vollftän- 
dige Verbindung mit den übrigen Theilen, und damit die Begründung des tieferen und 
umfaſſenderen Studiums des römiſchen Rechts datirt allerdings von Irnerius. 

Von feinen unmittelbaren Schülern wiſſen wir nichts, von der Mitte des zwölften 
Jahrhunderts an beginnt aber eine nicht mehr unterbrocene Reihe von Rechtslehrern, 
die fich über ganz Italien vertheilen, eine Menge Nechtsichulen gründen und die Grund— 
lage der modernen Wiflenjchaft des römiſchen Rechts bilden, die ſich von da über ganz 
Europa verbreitet hat. Man nennt dieſe Nechtslehrer bis zur Mitte des dreizehnten Jahr— 


i) Ein Verzeichniß berfelben f. in Rudorff's Rechtsgeſchichte, Bd. 1, $. 116. 
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hunderts die Gloſſatoren, weil ihre Wiſſenſchaft anfangs hauptfächlich in kurzen Glofien, d. h. 
Wort und Saherflärungen, zu den römiſchen Rechtsbüchern beitand. Ausgezeichnet find 
fie duch ihre friſche und naive praftiiche Auffaffung des römiſchen Rechts. Hiſtoriſche, 
philologiſche und philofophiihe Anſchauungen und Kenntniſſe fehlen ihnen vollſtändig, aber 
mit gefunden praktiſchem Takte erfaflen fie die römiſchen Ausſprüche, vergleihen, combi= 
niren fie, löſen die Widerſprüche, abftrabiren allgemeinere Sätze und Begriffe daraus, und 
vollziehen jo die erſte Neception des römiſchen Rechts in Das moderne Bewußtſein in 
einer Weile, Daß ihre Arbeiten noch jest von Werth find. Als Schluß der Glofjatoren- 
Ihule gilt Fr. Accurſius (1182 — 1260) in Bologna. Diejer feste aus der gefammten 
bisherigen Literatur einen vollftändigen Commentar zu allen vier Yuftinianifchen Rechts— 
bücern zuſammen, der unter dem Titel glossa ordinaria von da an allgemeine Ver— 
breitung fand, und einen ſolchen Einfluß in der Praris erlangte, daf alle Stellen, auf 
die er ſich nicht erſtreckt, nicht zur Anwendung gebracht wurden (quod non agnoseit 
glossa, non agnoseit curia). Es jind das aber in Pandekten und Coder nur ſolche 
Stellen, die in den damaligen Handjchriften fehlten, namentlich die leges restitutae 
im Cover, von den Novellen Dagegen eine ganze Menge (71), aber ohne eigent- 
liches Princip. 

8. 40. Der Zuftand der Handfchriften des Yuftiniantichen Rechts, die den Gloſſa— 
toren zu Gebote ftanden, und auf denen im wejentlichen auch noch unfere heutige Kennt— 
niß deffelben beruht, war ein fehr mangelhafter. Bon einer Vereinigung der vier Theile 
zu einem Ganzen, |. 9. corpus iuris, war noch feine Rede, fondern die einzelnen Theile 
waren völlig getrennt überliefert. Bon den Inftitutionen batte man feine einzige 
alte Handichrift aus der Juſtinianiſchen Zeit, fondern nur verſchiedene Abichriften aus 
der Amifchenzeit. Keine derjelben reichte aber über das neunte Jahrhundert zurüd. Bon 
den Bandeften eriftirte in Piſa eine vollftändige Handſchrift aus der byzantiniſchen 
Zeit, fpäteftend dem fiebenten Jahrhundert, Die jegt in Florenz ift, und danach die 
Florentina genannt wird. Indeſſen leiten die Gloffatoren ihren Tert nicht aus dieſer 
ab, fondern ſetzen ihn als littera vulgata in einen Gegenſatz zu der littera Pisana. 
Woher ihr Tert ſtammt, ift zweifelhaft. Daß fie noch eine andere alte Handfchrift ge— 
habt haben, fagen fie nicht und ift auch nicht wahrſcheinlich. Mean fann nur ans 
nehmen, daß ihrem Texte eine andere Handſchrift zu Grunde liegt, die aus der Pifaner 
abgeichrieben, aber allerdings nad einer andern alten corrigirt war. Aus diejen beiden 
Elementen find alle jpäteren Handſchriften beroorgegangen, ihre weiteren Verſchiedenheiten 
beruhen daher nur auf Gorruptionen oder Gonjecturen. Das Ureremplar des Glofja- 
torentertes fcheint Übrigens defeet geweſen und vom fünfunddreifigften Buche an erft aus 
der Pilaner Handichrift ergänzt zu fen. Darauf beruht die finnlofe Eintheilung 
der Pandekten in drei Theile, die fih im allen Bulgat=Handjchriften findet, und 
felbit in den Ausgaben bis ins fiebzehnte Jahrhundert beibehalten it, mit der 
Benennung Digestum vetus, infortiatum und novum, Der mittlere Theil, der von 
Buch 24 Titel 3 bis zum Schluffe von Buch 38 ging, wurde infortiatum ge— 
nannt, weil er durch den Zuſatz von Bud 35 bis 39 verftärktt war. Die Theis 
lung wie die Vervollſtändigung ift jchon vor Irnerius gefchehen. Vom Coder 
batte man wieder feine alte byzantiniſche Handſchrift, fondern nur verſchiedene Ab— 
Ihriften aus der Zwiſchenzeit, in denen eben darum die griechiichen Conftitutionen fehl: 
ten, und meiſtens auch die drei legten Bücher. ine alte byzantiniſche Handſchrift des 
Codex ift erft in neuerer Zeit, im 9. 1817, in einem codex rescriptus in Verona, und 
aud nur zu einem Theile, gefunden. Ber ven Novellen kannte Schon Irnerius den 
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I. Quellen des kanonifhen Rechts im Mittelalter. 


A. UllgemeineCharakteriftil. Die Gefchichte der Entjtehung und Entwidelung 
des fanonijhen Rechts im weiteren Sinne, d.h. der aufdem Boden der 
Kirhe erwachfenen und durch kirchliche Organe gefhaffenen Rechts— 
normen weift biefelben Phafen wie die Entwidelung der Berfaffung der katholiſchen Kirche 
überhaupt auf. Die diefe beftimmenden Momente, namentlich die Ausbildung der. gejet- 
geberifhen Drgane und ihrer Befugnifje darzulegen, ift bier nicht der Ort, wohl aber 
muß bervorgehoben werden, daß die im Yaufe der Zeit auftauchenvden Beurkundungen des 
auf dem Boden der Kirche entitandenen Rechts den allgemeinen Charakter jener Ent: 
widelung abfpiegeln. Im den erften Jahrhunderten der chriftlichen Kirche find es die 
Synoden für beftimmte Gebiete, welche die Nechtönormen firiren, und wen unter dieſen 
auch einzelne Synoden namentlid wegen ihrer hervorragenden dogmatiſchen Wichtigkeit 
(wie die zu Nikäa im 3. 325; Gonftantinopel von 381; Ephefus von 431 und Chalce- 
don 451) das Anjehen allgemeiner, die ganze Kirche bindender Concilien erlangt haben, 
jo ruhte doch der Schmerpunft der Nechtöbildung und der Firtrung der ſich entwidelnden 
Geftaltungen in den einzelnen Kreiſen der Kirche noch nicht im einem nach allen Seiten 
bin die wichtigften Impulſe gebenden Mittelpunkt. Allerdings haben ſchon feit dem An— 
fang des fünften Jahrhunderts römische Biſchöfe, wie Innocenz I. (402— 417) und 
Leo I. (440 — 461), das Recht für den römischen Stuhl in Anfpruch genommen, das 
äußere Leben der Kirche zu ordnen, aber vorerft hat diefer Anfpruch, wie viele andere, 
für den größten Theil ver damaligen chrüftlichen Welt nur den Charakter einer idealen 
Prätenfion gehabt, und ſowohl im römischen Kaiferreihe, wie auch bei den germanifchen 
Nationen, namentlih der fränkiſchen, haben die Herrſcher nicht nur die Synoden ein= 
berufen und ihre Beichlüffe bejtätigt, Jondern auch ſelbſt — wenn freilich unter Mitwir— 
fung der Geiftlichteit — geradezu durch ihre Gejege das Recht der Kirche beftunmt. 
Hieraus erflärt es fih zur Genüge, daß die römiſchen Nechtsbücher (wie z. B. der 
Codex Theodosianus und Codex Justinianeus), die germaniichen leges barbarorum und 
die fränkiſchen Gapıtularien eine Reihe kirchenrechtlicher Vorſchriften enthalten, daß aber 
andererſeits weder im römiſchen Neich noch in den erften Zeiten des Mittelalters ein Die 
ganze Kirche bindendes Geſetzbuch oder auch mur eine offictelle Rechtsfammlung für Dies 
ſelbe hat entftehen fünnen. Erſt als die püpftlihe Macht ihren Gipfelpunkt erreicht und 
jene im fünften Jahrhundert in Anfpruch genommene Gejeßgebungsgewalt eine volle 
Wahrheit geworden war, hat der Gedanke, einen Theil ver Firchlichen Normen, namentlich 
die päpftlichen Erlaffe (Decretalen) in authentifchen Collectionen zufammenzuftellen, fich 
geltend gemacht. Der erften, auf Befehl Innocenz’ III. (1198—1216) von Petrus 
Eollivacinus angefertigten Sammlung find während des breizehnten und vierzehnten 
Jahrhunderts noch mehrere gefolgt, von denen die drei fpäter zu erwähnenden Beftand- 
theile de8 Corpus iuris eanonict geworben find. Alle dieſe berücfichtigen faft aus— 
ſchließlich das jeweilige Decretalen - Material ihrer Urheber oder der unmittelbaren Vor— 
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gänger berjelben. Der frühere, im Yaufe von Jahrhunderten feftgeftellte kirchliche Rechtsftoff 
ift Dagegen nie offictell gefichtet und nie in einer authentijchen Collection vereinigt worden, 
theild weil jener Zeit der Gedanfe am eine einheitliche, umfalfende Codification des gelten- 
den Rechts noch fremd war, theil® aber auch weil nad) den damaligen Anſchauungen 
eine der vielen inzwilchen entftandenen Privatfammlungen, das decretum Gratiani, den 
Bedürfniſſen des praftifchen Lebens wie der Schule vollfommene Rechnung trug. Sie 
hat durch ihr Anjehen den Gebrauch der früheren Gollectionen ähnlichen Charakters 
verdrängt und an fie haben fidy die jüngeren, das Corpus iuris canonici bildenden 
Sammlungen angejchloffen. Daß man ſpäter unter der großen Anzahl von Rechts— 
zufammenftellungen nur auf die durd ihr inneres Anjehen oder durch geſetzgeberiſche 
Beſtimmung ausgezeichneten vecurrirte, lag auf der Hand. Weil jie demnach allein für 
die Kunde des kanoniſchen Rechtes von Wichtigkeit blieben, verengerte ſich der Begriff 
defjelben gegen früher infofern, als man ſeitdem unter dem fanonifdhen Rechte 
das in einem traditionell beftimmten Kreije von Rechtsbüchern, d. 6. 
dem Corpus iuris canonieci, enthaltene Recht verftand. Materiell ift 
damit indeijen feine erhebliche Berjchiedenheit gegen früher eingetreten, denn über jede auf 
dem Boden der Kirche nur einigermaßen bedeutſam gewordene Gejtaltung -gibt das in 
jenem engeren Kreife von Sammlungen niedergelegte Material noch genügende Auskunft. 
Auch gegenüber dem Begriff: „Kirchenrecht“ (d. h. der Gefammtheit der das Yeben 
der Kirche, ald einer äußeren Anftalt, vegelnden Normen) ift dadurch nichts geändert, in= 
jofern das kanoniſche Necht in jenem früheren ebenſo wie noch in dem neueren Sinne 
eine Reihe von Sagungen umfaßt, welde nicht die Kirche als ſolche betreffen, ſondern 
Berhältnifje anderer Art, wie z. B. civil-, ftrafrechtliher und proceffualifcher Natur, 
regeln. Dagegen kann die gefammte jpätere Nechtsentwidelung ſeit Abſchluß des Corpus 
iuris canoniei nicht mehr unter den in der gedachten Weiſe firirten Begriff des fanontichen 
Rechts fubjumirt werden. Und in der That iſt auch der materielle Charakter diefer 
neueren Nechtönormen — es gehören hierher vor allem die Reformvorſchriften des 
Trienter Concils (1545 — 1563) — ein anderer; viele beziehen ſich bei der Zurück— 
drängung der mittelalterlichen Webergriffe der geiftlihen Gewalt durch das jeit dem drei— 
zehnten und vierzehnten Jahrhundert erwachte ftaatliche Bewußtſein fat ausſchließlich auf 
rein kirchliche Angelegenheiten, berühren alfo ſolche Verhältniſſe, welche nur dem Gebiete 
des fanonischen, nicht dem des Kirchenrechted angehören, jo gut wie gar nicht. 

Was im einzelnen die älteren Sammlungen betrifft, welche ſich den Zweck geſetzt 
haben, das kanoniſche und kirchliche Recht zu überliefem — Uuellen, welche nur bei= 
läufig kirchliche Rechtsnormen enthalten, wie die oben erwähnten römijchen Geſetzbücher 
und die germantjchen leges barbarorum, fommen bier nicht in Betracht — jo nehmen 
fie, abgejehen von ihrer Bedeutung als wichtigfte Erkenntnißquellen der kanoniſchen Rechts— 
entwidelung, auch gerade für die Gejchichte der Quellen ſelbſt das Interefje noch beſon— 
ders in Anfpruch, weil fie die Kanäle geweſen find, durch welche die für die verſchiedenſten 
firhlichen Kreife und in den verjchiedenften Zeiten entftandenen Rechtsſätze in den erften 
Theil des Corpus iuris canoniei, das Decret Gratians, geleitet worden find. Zum 
geringften Theile hat der Verfaſſer des legteren aus den Originalacten der Concilien, den 
Drigimalbriefen der Päpfte u. ſ. w. geſchöpft, vielmehr das in den Gollectionen feiner 
Vorgänger längft verarbeitete Material benugt, jo daß feine Arbeit gewiffermaßen ven 
Niederſchlag aus allen früheren, nur einigermaßen bedeutenden Sammlungen enthält. 

B. Die Quellen bis zum Corpus iuris canonici. Die älteften, ficheren 
Quellen des kirchlichen Rechts find die Beichlüffe der im Morgenlande während des vierten 
und fünften Jahrhunderts abgehaltenen allgemeinen und particulären Synoden. Schon 
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früb (wohl vor 451) find die Beſchlüſſe einzelner derfelben zufammengeftellt worden und 
die ältefte Derartige, im Driente entftandene, nicht überlieferte Sammlımg bat hödhft 
wahrfcheinlich die Synoden von Nikäa (325); Anchra (314); Neocifaren (314) umd 
Gangra (zwiichen 325 ımd 370) umfaßt. Durch Hinzufügung der Schlüffe anderer Con— 
eilten derſelben Zeit, wie der von Antiochien (341), von Paodicen (zwiſchen 343 und 
381), Conftantinopel (381) und Chalcedon (451) find weitere, aber ebenfalls verlorene 
Eoflectionen entjtanden. Im Abendlande waren dagegen zunäcft nur die Ganonen der 
Synode von Nikia in verichiedenen Tateinifchen Ueberſetzungen und die mit ihnen ſchon 
früh vereinigten Schlüffe der Synode von Sardika (343) (im lateiniſchen Originaltert) 
im Umlauf. Später fanden aber auch die Beſtimmungen der übrigen orientaltichen Con— 
alien Aufnahme und unter den verjchiedenen Ueberfegungen ımd Sammlungen, in denen 
dies geſchah, laſſen ſich zwei, wohl in Italien verfaßte und im ſechöten Jahrhunderte in 
Gebrauch befindliche VBerfionen, die j..g. prisca translatio und die |. g. versiö Isido- 
riana oder Hispana unterjcheiden. Die lettere, benannt nach der ſpäter zu erwähnenden 
eolleetio Hispana oder Isidoriana, umfafte in ihrem vollen, allmählig erſt erweiterten 
Umfange die Canonen der Synoden von Nikäa, Ancyra, Neocäfarea, Gangra, Sardika 
(diefe tm lateiniſchen Original), von Antiochien, Laodicea, Conſtantinopel und Chalcedon, 
während die erftere die Synoden von Anchra, Neocäſarea, Nikäa, Gangra, Conjtantinopel 
und Chalcedon in fich begriff. 

Neben dieſen planlofen Sammlungen eriftirten zwei weitere Gollectionen, deren Bes 
zeichnungen: „Jedaoxakta ToOv aroorolwe“ (constitutiones apostolorum) und 
„rawdves rov arrootokty“ (canones apostolorum), zwar auf ein hohes Alter und auf 
eine hohe Autorität ſchließen Taffen, Die aber beide zweifellos apokryph find. Die constitutiones 
apostolorum, ein umfatjendes, didaktiſches Werk mit Vorſchriften moraliichen, Titurgifchen 
und rechtlichen Inhalts in griechiicher Sprache, deſſen erfte jechs Bücher in Syrien Ende 
des dritten, deſſen lebte beiden im vierten Jahrhundert verfaßt find, wurden ſchon im 
Drient auf der Trullaniſchen Synode von 692 als unecht verworfen und haben im 
Abendlande nie Anerkennung gefunden. Die canones apostolorum, eine Zuſammen— 
ftellung von kurzen Rechtsſätzen, uriprünglich fünfzig, ſpäter fünfundachtzig an Zahl, ftammen 
ebenfalls erft aus dem Ende des vierten Jahrhunderts und entlehnen ihren Stoff nament- 
lich aus den eben erwähnten Gonftitutionen und dem Concil von Antiochien. Sie find 
dem achten Buche der Gonftitutionen als Schlußcapitel im jechsten Jahrhundert beigefügt 
worden, und wenngleich fie von der abendländiſchen Kirche im Gegenfat zur orientalifchen 
anfänglich als apokryph zurückgewieſen find, haben fie doch in ihren erften fünfzig Nummern in 
Iateinticher Ueberjegung Aufnahme zuerft in die Dionyfiihe Sammlung (f. unten), und 
dadurch in die weiteren abendländifchen Coflectionen, ja jelbft in das Decret Gratians, erlangt. 

Die eriten planmäßigen und umfafienden Sammlungen der Firdhenrechtlichen Quellen 
im Abendlande vweranftaltete gegen Ende des fünften Jahrhunderts der in Nom lebende 
Minh Dionyfins mit dem felbft gegebenen Demuthönamen: Exiguus, ein Schthe 
von Geburt. Die frübefte feiner Collectionen, in ihrer zweiten und legten Ueberarbeitung 
dem Biſchof Stephan von Salona gewidmet, enthält außer dem Dedicationsbrief 
die fünfzig erften canones apostolorum, die Schlüfje der Goncilien von Nikäa, Ancyra, 
Neocäjaren, Gangra, Antiohien, Laodicea, Conftantinopel und Chalceden, und zwar in 
einer neuen, von Dionys augefertigten, die früheren bei weitem übertreffenden lateiniſchen 
Ueberſetzung. Diefen Concilien find die Ganonen der Synode von Sardika und einer 
Reihe afrifanifcher, namentlich karthagiſcher Synoden angereiht. 

Seit dem vierten Jahrhundert waren als Rechtsquellen zu den Concilienſchlüſſen die 
Briefe ver Päpſte (zunächſt decretale constitutum, decretum, dann epistola decretalis 
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und fpäter ſchlechthin decretalis genannt) hinzugefommen. Dionys erwarb ſich ein fer= 
neres Verdienſt Dadurch, daß er dieſe (zmifchen 498 und 514) ebenfalls in eine Samm— 
(ung vereinigte; diefe Iettere enthält Decretalen der Päpfte Siricius (384—398), Inno- 
cenz L, Zofimus, Bonifazius I., Coeleſtin I., Gelajius I. und Anaftafius II. (496—498) 
und zwar in der Weiſe zufammengeftellt, daß die Kapitel in den einzelnen Briefen jedes 
Papftes durch dieſe fortlaufend durchgezählt find. Beide Sammlungen, welde in ver 
damaligen Zeit die vwollftändigfte und am beften geordnete Weberficht über das kirchen— 
rechtliche Material und zwar auch bei ven entiprechenden Stüden in der vorzüglichften 
Meberjegung gewährten, find bald zu einer großen Collection vereinigt worden. Seit 
Mitte des fechsten Jahrhunderts ift diefelbe, wenigftens in ihrem erften Theile, von den 
römischen Päpften und in der griechiichen Kirche benutzt, ſowie in Gallien und Britannien 
ſchon lange Zeit vor Karl d. Gr. gebraucht worden. Ya das Anfehen diefer |. g. collectio 
Dionysiana ift jo beveutend geweſen, daß einige andere nach ihr entftandene Samm— 
(ungen nur geringe Berbreitung gefunden haben, und daß fie ſelbſt eine Anfang des 
jechsten Jahrhunderts in Gallien verfaßte Sammlung, welche planlos mit erfichtlid dog— 
matiſcher Tendenz ein ähnliches Material verarbeitet, und die ihr erfter Herausgeber 
Pasquier Quesnel (in den opp. Leonis M. Paris 1675) irrigerweife als den ältefien, 
zu Nom officiell gebrauchten Codex canonum ecclesiae Romanae bezeichnet, verdrängt 
hat. Zur authentiſchen Sammlung der gefammten Kirche ift aber aud die Dionyfiana 
nie erflärt worden, wenngleidy fie in einer vermehrten, den Bebürfniffen der ſpäteren Zeit 
entfprechenden Geftaltung im Jahre 774 in einem oder von Papſt Hadrian I. 
König Karl dem Gr. (f. g. collectio Dionyso - Hadriana) zum Gejchent gemacht wurde 
und demnächſt in der fränfifchen Kirche ſogar förmlich als codex canonum derſelben 
recipirt worden zu ſein ſcheint. 

In Spanien, wo jeit dem älteften, uns erhaltenen Concil von Elvira (dem alten 
Iliberris in der Nähe von Granada) um 305 oder 306 die Thätigkeit der Synoden 
eine ehr rege war, wurden die Schlüffe derjelben in Verbindung mit denen der wichtigeren 
griechischen, jowie der afrifanifchen und galliichen Synoden früh in einen codex canonum 
zufammengeftellt, deſſen Exiftenz für das jechste Jahrhundert ficher bezeugt ift. Mehrfach durch 
ſpätere Stüde erweitert und wohl nad dem Uebergang der Weftgothen vom Arianismus 
zum Katholicismus (589) revidirt, ähnelt diefe im Anfang des achten Jahrhunderts in 
ihrer jegigen Geftalt firirte Sammlung (die f. g. collectio Hispana) der vereinigten 
Dionyfiana darin, daß fie wie diefe in zwei Abtheilungen, einen Concilien= und einen 
Deeretalen= Theil, zerfällt. Nach einer, fich auch in den Etymologiae des h. Iſidor, 
Biſchofs von Sevilla, vorfindenden Einleitung, welche die VBeranlaffung gegeben hat, diefen 
irriger Weife al8 Urheber und die Sammlung jelbft als colleetio Isidoriana zu be— 
zeichnen, weift der erfte Theil die griechiichen Concilien in der oben befprochenen versio 
Hispana, dann die afrifanifchen Concilien, ferner jechzehn gallifche Goncilien (vom erſten 
von Arles im 3. 314 ab bis zum Concil von Auvergne im I. 549) und endlich ſechs— 
unddreißig fpanifche (vom Goncil von Elvira bis zum fiebzehnten Concil von Toledo 
im 3. 694) auf. Wie viefer Theil bei weitem umfangreicher als der erfte Theil der 
Dionyſiana ift, enthält auch der zweite, ven päpftlichen Decretalen gewidmete, ein größeres 
Material, indem er nicht mur mehr Briefe der jchon bei Dionys berüdjichtigten Päpſte 
aufgenommen bat, jondern aud die ganze Reihe ſchon mit dem Vorgänger des Siricius, 
mit Papit Damafus (366— 384) eröffnet und mit den Päpiten Symmadus, Hormisdas, 
Vigilius (538 — 555) und Gregor I. (590 — 604) ſchließt. 

Im Franfenreiche curfirten neben der vorhin gedachten Dionyjifchen und Uueönel’= 
ihen Sammlung eigens für einzelne Provinzen und nach den Beſchlüſſen der bezüglichen 
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particulären Synoden und den an die Bilchöfe derjelben gerichteten Decretalen angefertigte 
AZufammenftellungen. Daneben verarbeiteten manche Biſchöfe das allgemeine und firdy- 
liche Material für den praftiichen Gebraud ihrer Diöcefen, in der Weile, daß fie aus 
demfelben gewiffermaßen furze Inftructionen für den ihnen untergebenen Klerus (ſ. g. 
eapitula episcoporum) anfertigten. Ferner bat auch ſchon im achten Jahrhundert 
die ſpaniſche Sammlung und zwar im der ihr im fiebenten Jahrhundert in Spanien 
eigenen Geftalt Verbreitung gefunden, zweifellos deshalb, weil fie ſowohl hinfichtlich Der 
gleichfalls im Frantenreich intereffirenden gothiſchen Barticulär - Synoden, als auch hin— 
fichtlich der päpftlihen Decretalen alle übrigen befannten Gollectionen durch ihre Voll- 
fändigfeit übertraf. 

Bald nad Mitte des neunten Jahrhunderts ericheint aber die jpanifhe Sammlung 
im Frankenreich und zwar zumächft im weftlichen Theile deſſelben in einer eigenthümlichen, 
durch falſche Stüce, namentlich falfche Decretalen, vermehrten Form. Charakteriftiich für Diele, 
die f. a. pfeudosifidoriihe Sammlung, ift eine ebenfalls gefälfchte Vorrede, in ver 
ſich der Verfaſſer als Isidorus Mercator (lediglic; nach dem Vorbilde eines Zeitgenofien, 
des h. Auguftin Marius Mercator) bezeichnet. Nach dieſer Vorrede umd einigen kurzen, 
gleichfall8 unechten Documenten , welche allein den Zweck haben, jeden Zweifel an ber 
Echtheit der dargebotenen Figmente von vornherein niederzuichlagen, folgen ſechzig ges 
fälichte Decretalen von Clemens I. (91 ?— 100?) bis auf Papft Melchiades (311 — 
314) in chronologijcher Ordnung. Den zweiten Theil der Sammlung bilden die Con— 
alten der collectio Hispana und zwar in der ſeit dem achten Jahrhundert in Gallien 
circulirenden Formation derjelben. Für den dritten Theil hat die in der Hispana ent= 
haltene Decretalenfammlung als Grundlage gedient, jedoch hat dieſer nicht nur durch 
einzelne echte Decretalen, jondern auch durch Vor- und Hineinjchiebung von weiteren fünf- 
unddreißig gefälichten Papftbriefen eine bedeutende Vermehrung erfahren. Eigenthümlich 
ift die Fälſchung dadurch, daß ihr Urheber — ficher ein fränkiſcher Geiftliher —, deſſen 
Perfon aber ſonſt in räthſelhaftes Dunkel gehüllt iſt, und als den man bald den Erz— 
biihof Digar von Mainz, bald ven Erzbiſchof Ebo von Rheims, bald den Erzbifchof 
Wenilo von Sens, bald den Biſchof Rothard von Soiſſons, bald Benedictus Levita, den 
Verfafier der falichen Gapitularienfammlung, bezeichnet hat, jene Dichtungen — freilich 
in Einflang mit der das neunte Jahrhundert charakterijirenden geiftigen Unjelbftftändig- 
feit — nicht frei geichaffen, ſondern die einzelnen Briefe mofaifartig aus nur theilmeife 
und mitunter nur in einzelnen Worten veränderten Stellen der echten Decretalen und 
Concilien, der Bibel, einzelner Kirchenväter, des breviarium Alaricianum, des liber 
pontificalis, der Gapitularienfammlung des Benedictus Yevita u. ſ. w., componirt 
bat. Dagegen, daß der Fälſcher, welcher feine Arbeit etwa Mitte des neunten Jahrhun— 
dertd (um 850 oder 851) vollendet haben muß, lediglich den in der Vorrede angege— 
benen Zweck, eine: vollftändigere Sammlung ald die bisherigen anzufertigen, verfolgt und 
lediglich in unſchuldsvoller Naivetät auf die Namen der älteften Päpfte, von melden feine 
Deeretalen erhalten worden, jolche erdichtet hat, ſpricht der Umſtand, daß in feinen Decre= 
talen ganz beftimmte Themata und zwar mit unendlichen Variationen faft bis zur Er— 
mädung abgehandelt werden. Er vindieirt dem geiftlichen Stande die entſchiedene 
Superiorität über die Laien und verpflichtet diejelben den Geiftlihen gegenüber zur 
demüthigen Unterwerfung. Die Fülle der geiftlihen Gewalt ruht nach feiner weiteren 
Auffaffung in der römiſchen Kirche; die Zwiſchenſtufen der geiftlichen Regierung zwiſchen 
dem Haupte derſelben, dem Bapft, und den einfacyen Bilchöfen, die Primaten oder Pa- 
triacchen und die Erzbiſchöfe haben, ebenfo wenig wie die Biſchöfe die wolle Macht 
des Regiments empfangen, fondern find nur zur Theilnahme am der der römiſchen 
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Kiche allgemein obliegenden Fürforge berufen. Dieſe Gedanten find in den Decretalen 
jelbft nicht als abftracte Theoreme bingeftellt, jondern ihre Entwidelung ſoll nur dazu 
dienen, die biſchöfliche Macht vom weltlichen Einfluffe und von der Wbhängigfeit von den 
Metropoliten zu befreien. Zu diefem Behufe wird namentlich wiederholt ausgeführt, daß 
Laten überhaupt Biſchöfe nicht anflagen dürfen, daß das competente Gericht zwar bie 
Stunde des Metropolitanbiſchofs (nicht alfo das nach damaliger fränfiicher Staatspraxis 
ſtets einfchreitende Königsgericht) bildet, das Endurtbeil aber in allen Fällen dem Papft 
zuſtehen foll, ſowie endlich, daß ein gefangen gehaltener oder ſpoliirter Biſchof vor der 
Reftitution in feinen Biſchofsſitz nicht angeklagt werben kann. Gerade dieſe Anführumgen 
zeigen, daß die Erhöhung des Papftthums nicht das Hauptziel des Fälſchers geweſen tft. 
Er beventt den Bapft mur da mit freigebiger Hand, wo er den Biſchöfen noch veichlichere 
Spenden zu Theil werben läßt. Ferner bat er überhaupt nur jolche Ideen ausgefprocen 
und näher präcifirt, welde Längft won einem Theil der fränkischen Geiftlichkeit vertreten 
wurden. Die Verſchmelzung kirchlicher und weltlicher Verhältniſſe im fränftichen Reiche 
hatte unter der ſchwachen Regierung Ludwigs des Frommen und während der Kriege bes- 
jelben mit feinen Söhnen und diefer untereinander für Die Kirche die bitterjten Früchte 
getragen. Schon auf den wichtigen Synoden von 829 und 836 hatte die Reformpartei 
eine größere Unabhängigkeit der geiitlichen Gewalt beanfprucht, indeſſen weder dort noch auf 
der fpäteren Synode zu Meaur- Paris (845 und 846) war es ihr gelungen, ihre For— 
derungen gegen den Widerftand der weltlichen Großen dirrchzufegen. Während aber dem: 
nächſt der vielfach mit Pſeudo-Iſidor übereinftimmende Benedictus Levita jenes clericale 
Keformprogramm durch Erbichtung neuer, daſſelbe befräftigender Rechtsſätze auf den 
Namen ded allgefeierten Karls des Gr. wirffamer zu machen fich bemühte, ſuchte der 
Berfaffer der faljchen Decretalen jenen Reformtendenzen den Nimbus der Heiligung feitens 
der älteften römischen Biſchöfe, der Zeugen der Stiftung des Chriftentbums', und den 
Glanz der früheften und reinften Verfaſſung der chriftlichen Kirche, zu geben. 

Wenngleich die unmittelbaren Zwede, welde der Berfafler im Ange hatte, in ben 
bald nach Publication feiner Sammlung eintretenden Zeiten allgemeiner Verwirrung nicht 
verwirflicht worden find, jo wurden doch die Ausiprüche jener falſchen Decretalen , deren 
Echtheit nur anfangs nicht einmal ganz offen und ohne jede nachhaltige Wirfung in 
Trage geftellt worden war, in die fpäteren Sammlungen mit übernommen. So find 
jene Anſchauungen über das Verhältniß der getftlichen zur weltlichen Gewalt und Die 
bevorzugte Stellung des römiſchen Stuhls fort und fort überliefert worden, umd fie 
haben mit dem gefchloffenen Spftem und der uralten Beglaubigung, in der fie dar— 
geboten wurden, dem bierarchiichen Bewußtſein in dem gewaltigen Kampfe zwiſchen Bapft 
thum und Kaiſerthum eine emergiiche Kräftigung gegeben. Mit dem Glauben an bie 
Echtheit jener Site mußte nothwendiger Weile Das Beftreben auf ihre praftifche Dirrch- 
führung den Charakter eines heiligen Kampfes für die "Wiederberftellung des Glanzes ber 
urchriftlichen Zeit annehmen. Die bier in Rede jtehende Sammlung bietet ſomit das 
bervorragendfte Interefje für die Entwidelung der kirchlichen Verfaſſung und namentlich 
des Verhältnifies zwifchen geiftlicher und wmeltlicher Gewalt; fie ift daher nicht mit Un— 
recht als die intereffantefte Fälſchung, melde die Gejchichte aufzuweiſen hat, bezeichnet 
worden. Aber aud fonderbarer Weile für das Civilrecht ift ein von dem Fälſcher Freilich 
des näheren in durchaus umjuriftiicher Weiſe Hingeftelltes Postulat, das Verlangen der 
Reftitution gefangener oder entjegter Bichöfe vor Erhebung einer Anklage gegen fie, von 
noch im heutigen gemeinen Necht Fortdauernder Wirkung geweſen, da die mittelalterliche 
Theorie an die bezügliden, in Das Deeret Gratiand übergegangenen Stellen die Lehre 
von der actio und exceptio spolii angeknüpft bat. 
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Mit der Pſeudo-Iſidoriſchen Sammlung jchliet Die Reihe der Collectionen, welche 
den vorhandenen Nechtöftoff nach dem chronologiſchen PBrincip zuſammenſtellen. Wenn- 
gleih jchon in den eben beiprochenen Zeiten einige Sammlungen verfaßt worden find, 
welche im Gegenfat zu den bisher erwähnten das Material nicht mehr nach feiner Her- 
funft oronen, ſondern durch Subjumtion defjelben unter gewiffe Rubriken eine freilich 
noch rohe, ſyſtematiſche Anordnung eritreben, jo haben dieſe doch weder auf die Rechts— 
entwidelung, noch auf die Geftaltung der weiteren, jeit Ende des neunten Jahrhunderts 
verfaßten und widhtigeren Gollectionen einen Einfluß ausgeübt. Die letzteren find dadurch 
hervorgerufen worden, daß das neue, in den fpäteren Decretalen, Brovinzialfgnoden und 
den fränkischen Königsgeſetzen aufgeſammelte Material in den vorhin erwähnten größeren 
Sammlungen nicht berücjichtigt war und daß offenbar in der damaligen Zeit und bei 
dem damaligen Stande des Bücher» und Schreibmweiens die Zujammenarbeitung des vor- 
bandenen Stofje® noch viel nothwendiger als heute war. Durch diefelben Berhältnifie 
mar dabei auch die Adoption einer ſyſtematiſchen Ordnung geboten. Unter der nicht un— 
beträchtlichen Anzahl diefer Gollectionen — Walter zählt in jenem Kirchenrecht 8. 100 
allein 36 auf, eine Zahl, welche bei genauen Recherchen in den Bibliotheken fich ficherlich 
noch vermehren Tiefe — mögen won denjenigen, weldye den Stoff in das Decret Gratians 
binübergeleitet haben, allein die wichtigften genannt werben: 

1) Die noch ungedrudte, im Mittelalter al Corpus canonum mehrfady citirte, 
einem archipraesul Anselmus (d. h. Anſelm II, Erzbiichof von Mailand 883 — 897) 
gewidmete, heute daher colleetio Anselmo dedicata genannt, welche während der Re- 
gierungszeit des gedachten Erzbiſchofs in Italien verfaßt iſt und ihr umfangreiches 
Material in 12 Bücher eintheil. Ste hat die Dionyſo-Hadrianiſche, die ſpaniſche 
Sammlung und viele Briefe Gregors I. nad deſſen registrum benutzt, ift aber vor 
allem dadurch intereffant, dag außerdem und zwar in ſehr ausgedehnter Weile zuerft 
Stellen aus den Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen und aus den römiſchen Rechtsbüchern 
aufgenommen worden find. 

2) Namentlich fränkiſche und deutſche Rechtsquellen hat dagegen der einftige Abt des 
Klofterd Prüm an der Schnee Eifel Regino im feinen, wicht nur fir die deutiche Kir- 
chenrechtsgeſchichte, ſondern auch für die Gulturgefchichte überhaupt wichtigen, im 3. 906 
gejehriebenen libri duo de synodalibus causis et diseiplinis ecclesiastieis benugt, 
einem Werk, welches eine Anweifung für den Biichof bei der Bifitation feiner Diöceje 
und fin die Beforgung der damit verbundenen Gefchäfte, namentlich für die Abhaltung 
der Sendgerichte, zu geben bezweckt. 

3) Ebenfalls von Bedeutung für das deutſche Kirchenrecht ift Das umfangreiche, 
vorzüglich zum Yehrbuch beftimmte, zwiſchen 1012 und 1023 verfaßte Wert des Biſchofs 
Burchard von Worms in 20 Büchern, Colleetarium von ihm jelbft, gewöhnlich aber 
Deeretum genannt. Daffelbe hat die beiden vorhin genannten Sammlungen in ums 
fangreihem Maße benutzt. Das Decret des Burchard ift aber wieder felbjt von einer 
Reihe der nachfolgenden Kanonenſammler als Quelle gebraucht worden, ja jogar faft 
vollftändig in das Gratian'ſche Decret aufgegangen. 

4) So hat Burchard 3. B. auch zwei dem 5. Ivo, Biſchof von Chartres 
(F 1117), zugeſchriebenen, ebenfall8 von Gratian für fein Decvet benutten Collectionen, 
dem ſ. g. Deeret und der Pannormia, ald Quelle gedient. 

5) Unter Uebergehung der jonftigen Sammlungen des zwölften und dreizehnten 
Jahrhunderts mag bier nur noch auf die Schrift des Scholaftitus Algerus von Yüttich 
(t um 1128): liber de misericordia et iustitia hingewieſen werden, ein Wert, das 
die Lehre von der firchlichen Disciplin foftematifch behandelt, und welchem Gratian die 
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Methode der Verbindung des verſchiedenen Quellenmaterials durch kurze Erörterungen, ja 
mitunter ſelbſt den eigenen Tert der legteren, entnommen bat. 


II. Das Corpus iuris canoniei. 


1. Das deeretum Gratiani. Mitte des zwölften Jahrhunderts war, wie 
die bisherige Darftellung ergibt, die Orientirung über das kirchliche Recht ſchon durch die 
vielen verfchiedenen curfirenden Sammlungen erſchwert; abgejehen davon litten aber alle 
diefe Sammlungen an dem Mangel einer rein mechanischen Zufammenhäufung des fin 
die verſchiedenſten Theile der Kirche und im den verfchiedenften Zeiten entjtandenen 
Materials. Sie boten in Folge deſſen vielfach längft veraltete Beſtimmungen dar, ent= 
hielten an vielen Stellen fich wideriprechende Nechtsjäge und ftellten noch gewöhnlich ſeit der 
collectio Anselmo dediesta dieſem in ſich disparaten Stoff unvermittelt eine Reihe römiſch— 
rechtlicher VBorichriften zur Seite. Das Verdienft, ſich über das eben geſchilderte Niveau 
der Sammler = Arbeiten jener Zeiten erhoben ‚zu baten, gebührt dem Mönche des Kloftere 
St. Felix zu Bologna Gratianus, welcher zuerft das kanoniſche Recht als eine eigene, 
von der Theologie abgejonderte Wiffenichaft zu Bologna lehrte und demnach als der 
Vater der fanoniftiichen Jurisprudenz bezeichnet werden darf. Im feiner zwiſchen 1141 
und 1150 verfaßten Sammlung, am frühften decreta, decretorum corpus oder noch 
pafjender concordantia discordantium canonum, jpäter allgemein deeretum genannt, 
bat er es vwerfucht, die Wideriprüche Des zu verarbeitenden Duellenmaterial® zu löfen und 
dadurch ein Die fichere Kenntniß und Anwendung des geltenden und praftiichen Rechtes 
ferderndes Werk zu liefern. Dafjelbe zerfällt in 3 Theile (partes). Der erfte Theil, 
deffen Eintheilung in 101 Diftinctionen nicht von Oratian, jondern feinem Schüler 
Paucapalea herrührt — Unterabtheilungen der einzelnen Diftinetionen bilden die 
canones, daher die Citirweiſe (ältere): can. Multis in decretis; (neuere): ec. Multis 
Dist. XVII; e. 5. Dist. XVII oder D. XVII — handelt zunächſt von den Quellen 
des Rechtes, dann aber von den Firchlichen Perſonen und Aemtern. In dem zweiten 
Theile werden 36 Rechtsfälle — daher die Bezeichnung Causa für die 36 Hauptabichhitte 
dieſes Theils — erörtert, bei denen die behufs der Entjheidung zu beiprecjenden Rechts— 
fragen die naturgemäßen Unterabtheilungen (quaestiones) ergeben. Da die geſetzlichen 
Belegsftellen für die einzelnen Rechtsſätze die mitgetheilten canones bilden, jo citirt man 
diefen Theil ce. 29. C. XVII. qu. 4. (früher: ce. si quis suadente in decretis, dann 
17. q. 4. e. si quis suadente).!) Die pars ITI. gibt die auf die Eultushandlungen und 
die Sacramente, namentlich das Mefopfer bezüglicen Regeln in 5, ebenfalls von Pau— 
capalen abgetheilten Diftinctionen. (Citirart: c. 1. D. I. de conseer. oder de con- 
seeratione.) Abgelehen davon, daß Gratian in feinem eben geichilverten Werke das 
Material vollftändiger als feine Vorgänger zufammengeftellt hat, unterſcheidet er fich 
weſentlich von ihnen dadurch, daß er nicht blos ald Sammler, fondern auch als Schrift: 
fteller aufgetreten ift. Er verbindet einmal die verſchiedenen Quellenſtellen durch einen 
eigenen, von ihm berrüßrenden, mitunter freilich auch dem Alger von Lüttich entnom- 
menen Text, weldyer die allgemeinen Rechtsſätze angibt, ſodann ſucht er Die einzelnen fich 
widerfprechenden Kanonen allerdings in durchaus Icholaftiicher Weiſe durch Untericheidungen, 
Vergleiche, Analogien u. ſ. w. miteinander in Einklang zu bringen, endlich ziebt er 

') In C. XXXIII. qu. 3. befindet fi eine Abhandlung über die Buße (f. g. tractatus 


de poenitentia); dieſe ift im distinetiones und dann in canones getheilt. Man citirt Stellen 
aus diefer quaestio ſchlechthin ce. 1. D. I. de poenit. 
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vielfach aus den mitgetheilten Belegen die juriftijchen Gonjequenzen. Man kann dieſe 
Erörterungen (die ſ. g. dieta Gratiani) füglih als den Tert eines gedrängt gehaltenen 
Lehrbuchs oder eines Grundriffes bezeichnen, für melden überall die Belegftellen (die ein- 
zelnen canones) in bedeutendem Umfange mitgetheilt find. Sowohl vieler Charakter des 
Werkes, wie der Umftand, daß Oratian in Bologna lehrte und hier das Buch von der 
Schule recipirt, ſummirt und glofjirt, von den nach Bologna zufammenftrömenden Stu— 
denten. aber auch überall außerhalb Italiens verbreitet worden ift, haben gerade feiner 
Sammlung das allgemeinfte Anfehen verichafft und die älteren Collectionen aus dem Ge— 
brauch verdrängt. Formale Autorität für das geltende Recht, d. 5. den Charakter 
eines Geſetzbuches, hat es indeſſen nie erlangt und den einzelnen in daſſelbe aufgenom— 
menen Rechtsſätzen fommt daher nur diejenige geſetzliche Kraft zu, welche fie auch ohne 
ihre Stellung im deeretum Gratiani haben würden, jofern nicht etwa gerade bie Re— 
ception eines Satzes in daſſelbe Veranlaffung zur fortdauernden Uebung und damit zur 
gewohnheitsrechtlichen Sanction deſſelben gegeben hat. 

2) Die Decretalenfammlungen. Gratian hatte in feinem bald als corpus 
iuris canoniei bezeichneten Buch die neueren Decretalen nur bis zum Jahre 1139, d. h. 
bis zu den Decvetalen des Papftes Innocenz’ Il., benutt. Die zweite Hälfte des zwölften 
md der Anfang des dreizehnten Jahrhunderts ift aber die Zeit geweſen, wo das Papftthum 
durch feine zahlreichen Decretalen den größten Einfluß auf die Entwidelung des firchlichen 
Rechts ausgelibt hat. Zunächſt wurden die neuerlaffenen Decretalen neben dem Decrete — 
Daher decretales extravagantes, d. h. quae extra decretum (Gratiani) vagabantur ge- 
nannt — benutzt; ihre Fülle ließ aber ſchon in den legten 3 Jahrzehnten des zwölften Jahr— 
hunderts das Bedürfniß nad) Jufammenftellungen derſelben hervortreten. Unter den mehrfachen 
Sammlungen diefer Art haben 5 wegen ihrer Reception durch die Schule und als Quelle 
der nachher zu beiprechenden neuen Compilation Gregors IX. — die |. g. Compilationes 
antiquae — eine beiondere Bedeutung erlangt. Die ältefte dieſer, das breviarium 
extravagantium des Probftes, nachmaligen Biſchofs Bernhard von Pavia, fpüter 
Compilatio prima oder liber primus genannt, um 1191 verfaßt, iſt Dadurch von 
Interefje, daß die Verteilung des hauptfächlih den früheren Decretalenfammlungen 
entnommenen Materiald in 5 Bücher, deren Inhalt der nachftehende Memorial = Bers: 
index (der kirchliche Beamte und Richter), iudieium (Verfahren in ftreitigen Rechts— 
ſachen), elerus (perjönliche Berhältniffe, Pflichten, Vermögensrecht), connubia (Eherecht), 
erimen (Strafrecht, Straf= und Dieciplinar=Procef), für alle folgenden Sammlungen 
typisch geworben ift. Unter dieſen Compilationen haben allein die ſchon oben (S. 115) 
erwähnte tertia und die quinta (auf Veranlaſſung des Papſtes Honorius III. aus feinen 
eigenen Decretalen 1226 zufammengeftellt) einen officiellen Charakter. 

a) Die Decretalen Gregors IX. Aehnliche Uebelftände, wenn auch nicht in 
gleich hohem Mafe, wie vor der Abfaffung des Gratianiſchen Decrets machten fi) bald 
wieder in Folge der Zerftreutheit des Decretalen- Materials in 5 verſchiedene Samm: 
lungen geltend, und veranlaßten Papſt Gregor IX. (1227 — 1241), feinen Pöniten= 
tar, den Dominicanermönd Raimund aus Penaforte (bei Barcelona), welcher früher 
3 Jahre in Bologna kanoniſches Recht gelehrt hatte, mit der Abfaſſung einer neuen 
Gollection zu beauftragen. Gemäß der ihm ertheilten Inftruction ftellte Raimund, welcher 
die hergebrachte Eintheilung in 5 Bücher beibehielt, die in den erwähnten 5 Compilationen 
enthaltenen Decretalen zuſammen, ſchied dabei eine Reihe gleiche oder ähnliche Materien 
behandelnder aus, zerriß die verfchiedene Bunfte und Fragen berührenden in einzelne 
Stüde behufs Unterordnung unter die entſprechenden Titel, bejeitigte etwaige Wiverfprüche 
durdy Interpolationen, und fürzte endlich die einzelnen Decretalen durch Wegichneidung ber 
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nicht nothwendig zur Enticheidung des Nechtsfalles gehörigen Mittheilungen, namentlich der 
Species Facti (f. g. partes decisae, in den Decretalen angedeutet Durch ein: „et infra“), 
ein Verfahren, welches dem Vorwurf der Gewaltſamkeit nicht entgehen fann, aber zum 
Theil auch ſchon won feinen Vorgängern geübt worden ift. Die von Raimund angefertigte 
Sammlung, in welche die Decretalen Gregors IX. ebenfall® mit aufgenommen worden 
find und welche 1234 von letzterem ſelbſt durch Ueberſendung an die Univerfität Bo— 
Iogna publicirt wurde, bat im Gegenfat zum Decrete Gratians — nicht nur im Bezug 
anf ven Inhalt, jondern auch auf die rubrieae (die Bücher und Titelüberichriften) — 
den Charakter eines Geſetzbuches, deſſen einzelne Beſtimmungen, fo verſchieden auch im 
Wirklichkeit ihr Hiftoriicher Urfprung und ihr Alter fein mag, ebenfo wie die Paragraphen 
eines modernen Gefetbuches als gleichzeitig erlaffen angefehen werden müſſen. Außerdem 
bildet die Sammlung eine ausfchliefliche Codification des in den päpftlihen Decretalen 
enthaltenen Rechtsftoffes und daher find alle das gemeine (nicht das particuläre) Firchliche 
Necht betreffenden Decretalen, welche weder in diejelbe nod, in das Decret aufgenommen 
worden, außer Kraft gelegt. Da in Folge befien die Sammlung Gregors IX. Die 
Compilationes antiquae befeitigt hat und als der einzige liber neben dem Decret er= 
ſchien, fo nannte man diejelbe liber extra (sc. deeretum), woraus fich Die Gitirmeife 
(ältere: Extra de rescriptis c. ex parte, neuere: c. 2. X. de rescript. I. 3.) erflärt. 

b) Der liber sextus. Die feit der Abfaffung der eben beſprochenen Samm— 
lung erlafenen, theils allein circulirenden, theil8 wieder in Gollectionen zufammengeftellten 
Decretalen ließ Bonifacius VIIL (1294 — 1303), um jeden Zweifel über Das anmend- 
bare und echte neuere Decretalen- Material zu befeitigen, mit feinen eigenen Decvetalen 
zu einem weiteren Geſetzbuch, das als liber sextus ven 5 Gregorianiſchen Büchern an- 
gehängt werben follte, verarbeiten und publicirte dafjelbe 1298 durch Ueberfendung an 
die Univerfitäten Bologna und Paris. Der liber sextus zerfällt ebenfalls in 5 Bücher 
(Citirweiſen: c. Licet de const. in VIto; c. 1. de const. in VIto I. 2; e. 1. in 
VIto de const. I. 2), unterſcheidet fich aber dadurch weientlich von der Gregoriantichen 
Sammlung, daß, während in dieſer die einzelnen Nechtsfäge in Anſchluß an die in den 
Deeretalen entſchiedenen Nechtöfälle dargeboten werden, bier die einzelnen Gapitel die 
Nechtöregeln nur allgemein in abstracto binftellen, viele aber geradezu Gontroverien 
der fanoniftifchen Schule enticheiden. Ausichließliche, Die nicht aufgenommenen Decretalen 
bejeitigende Geltung fommt auch dieſem Geſetzbuch zu, jedoch nicht gegenüber den aus— 
drüdlich darin als ferner geltend rejerwirten und allen von Bonifacius VIIL jelbft her— 
rührenden, nicht verarbeiteten Decretalen. 

ce) Die f. g. Clementinen. Aus den Beichlüffen des Coneils von Vienne (1311) 
und feinen eigenen vor und nach demfelben erlaffenen Decvetalen ließ Clemens V. (1305— 
1314) eine neue, das frühere Syſtem befolgende Sammlung anfertigen, welde zwar 
1313 publicirt, deren Verbreitung aber von ihm felbft inhibirt iſt und melde erit nad) 
nochmaliger Umarbeitung unter feinem Nachfolger Johann XXII. (1315 —1334) im 
Sabre 1317 von neuem zum allgemeinen Gebraud veröffentlicht worden tft. Auch dieſe 
Sammlung, die ſ. g. Clementinen (Gitirweife: Clem. Dispendiosam over Clem. 2. de 
judieiis IL. 1; e. 2. de jud. II. 1. in Clement.), bat den Charakter eines Geſetzbuches, 
unterjcheivet fi aber von der Gregorianifchen Collection und dem liber sextus Dadurch, 
daß fie die Geltung der nicht aufgenommenen Decretalen nicht, wie dieſe, bejeitigt hat. 

d) Die Ertravaganten. Mit den Glementinen hat Die Neihe der officiellen, 
von den Päpften ausgegangenen Rechtsſammlungen, welche ſchon auf dem Coneil zu Con— 
ftanz und zu Bafel in Verbindung mit Dem Decrete Gratians als Corpus juris canoniei 
bezeichnet werben, ihren Abſchluß gefunden. Die fonftigen neben den Glementinen in 
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Betracht kommenden, ſowie die neueren Decretalen wurden in den Handichriften und 
fpäter in den Ausgaben in verichiedener Zahl und Ordnung der letztgedachten Sammlung 
angehängt, bis fie Johannes Chappuis in feiner im J. 1500 zu Paris bejorgten Aus— 
gabe des Corpus iuris in zwei Reihen ordnete. Ex ftellte eimmal 20 Decretalen 
Johann XXIL., die ſ. g. extravagantes Joannis XXII in 14 Titel zufammen (Citir- 
art: c, Execrabilis de praeb. III. in Extrav. Joh. XXII; c. un. de praeb. in Ex- 
trav. Joh. XXIL (III.), und verfertigte auferdem aus 73 anderen Decretalen, die Zeit 
von Bonifacius VIII. bis Sirtus IV. (1471— 1484) umfafjend, eine zweite, ın 5 
Bücher, in Wirklichkeit 4 Bücher, — beim Mangel jeder eherechtlichen Decvetale ift das 
vierte durd) Die Bemerkung liber IV vacat erjest — abgetheilte Sammlung, die ſ. g. 
Extravagantes communes (Gitivweife: ce. 1. de elect. in Extrav. comm. T. 3.). 
Beide Ertravagantenfammlungen bilden feine Geſetzbücher, es kommt alfo bier jede Des 
eretale einzig und allein als ſolche in Betracht. Seit jener Zeit find beide Zufammen- 
tellungen ftet8 in den Ausgaben des Corpus iuris wiederholt und feit viertehalb Jahr— 
hunderten werben fie herkömmlich als Theile des Corpus iuris canonici angejehen. 
Ueberdies hat dieſes Verfahren eine indirecte Sanction daburd erhalten, daß fie beide 
auch in die auf Veranlaſſung Gregors XIII. 1582 zu Rom herausgegebene, officielle 
Ausgabe der kanoniſchen Rechtsbücher aufgenommen worden find, Yetstere enthält einen von 
einer Commiffion von Carbinälen und anderen Gelehrten (dem j. g. correctores Romani) 
bedeutend emendirten Tert des Öratiantichen Decrets, ſowie einen vewibirten Text ber 
übrigen Sammlungen, und mit diefer ift — wenn auch nicht für die Wiffenichaft — 
doch jo weit es auf die gefetliche Gültigkeit anfommt, der Tert des Corpus iuris canonieci 
officiell und für alle Zeiten feftgejtellt worden. Der neuefte Herausgeber des Corpus 
inris canoniei, Ye. Y. Richter, hat daher vollfommen Recht gethan, wenn er in feiner 
Ausgabe (Lipsiae 1839, 2 Thle.), welche unter Benugung des vorhandenen gedrudten und 
des ihm zugänglich geweſenen, freilich nicht erheblichen handſchriftlichen Materials Das Mög— 
liche und Tüchtigfte geleiftet, den Tert der römischen Edition beibehalten und die Kritik 
in den mitgetheilten Apparat verwieſen bat, während gerade der Vorgänger Richters, J. 
9. Böhmer, in der für feine Zeit ſchätzenswerthen Ausgabe (Halle 1747, 2 Thle.) 
den Fehler begangen hat, den römiſchen Text ſelbſt zu emendiren. Webrigens ift eine auf 
Sichtung und Benugung des umfangreichen Handichriften = Materiald gegründete, den heu— 
tigen Anforderungen. entjprechende kritifche Ausgabe des Corpus iuris canonici eine von 
der fanoniftiichen Wiſſenſchaft noch zu erfüllende Aufgabe. 

e) Verhältniß der einzelnen Sammlungen zu einander. Noch heute 
gilt vom Standpumft der fatholiichen Kirche aus das corpus iuris canoniei als die 
Grundlage ihres Rechtes. Ob aber ein in demfelben enthaltener Rechtsſatz von dieſem 
Standpunkt aus heute noch als praktiich betrachtet werben kann, das bemißt ſich nicht 
mr allein danach, ob ihm die fpätere Kirchliche Geſetzgebung — d. h. die fpäteren, nicht 
mehr in officielle Sammlungen gebrachten päpftlichen Gonftitutionen und die Reform— 
Concilien, vor allem das tief einichneidende Concil von Trient — bat beitehen laſſen, 
ſondern es ift für die Enticheidung diefer Frage auch das Verhältniß der verfchiedenen in 
dad Corpus iuris canonici aufgenommenen Sammlungen wichtig. In diefer Beziehung 
güt jede ſpätere als lex posterior, welde die Kraft ausübt, ver früheren zu derogiren, 
jedoch waltet zwijchen dem Gratianifcher Decret und den Ertravagantenfammlungen einer= 
ſeits und den übrigen drei Decretalenſammlungen der Unterſchied ob, daß in ben beiden 
eriten eine der Zeit nach jpätere Stelle eine temporär frühere Vorſchrift derjelben Samm- 
lungen befeitigt, während für die drei anderen wegen ihres Charakters als einheitlicher 
Geſetzbücher diejer Grundjag feine Anwendung finden fann. 
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II. Die Herbeiführung der Geltung des kanonifhen Rechts durch die 
Entwickelung der kirchlichen Gerichtsbarkeit. 


Da die katholiſche Kirche innerhalb der einzelnen Staaten in die Erſcheinung getreten ift, 
fo war für die Anwendbarkeit der auf ihrem Gebiete entwidelten Nechtönormen ſtets das Ver— 
hältniß der weltlichen Gewalt zu ihr entfcheidend. Im römischen Neiche ift zwar in der 
Theorie dem Sacerbotium das Recht zugeftanden worden, die rein geiftlichen Sachen zu ver- 
walten (divinis ministrare), womit won felbft ein Geſetzgebungsrecht für derartige Ver— 
bältniffe gegeben war, und ſchon im fünften Jahrhundert hat Papſt Gelafius I dem 
Kaiſer gegenüber in den Worten: „Duo quippe sunt, imperator auguste, quibus princi- 
paliter hie mundus regitur, auetoritas sacra pontificum et regalis potestas, in quibus 
tanto gravius est pondus sacerdotum, quanto etiam pro ipsis regibus Domino in 
divino reddituri sunt examine rationem;“ die höhere Stellung des Priefterthums 
geltend gemacht, indeſſen alle wichtigen, die firchlichen Verhältniſſe ordnenden Beltimmungen 
find von der ftaatlichen Geſetzgebung ausgegangen oder haben erft. Durch Diele ihre formell 
das römiſche Reich bindende Kraft erhalten. Wenn hierbei die Kaiſer vielfach von den 
Würdenträgern der Kirche geleitet und beeinflußt worden find, jo haben erftere doch anderer- 
jeits, wie 3. B. die Gejchichte des Arianismus nach feiner Verdammung durch das Concil 
von Nifäa beweift, auch wiederholt in die eigenfte Sphäre der Kirche, die Feſtſtellung des 
Dogmas, eingegriffen. Bon einer rein formellen Einwirkung der Kirche und des auf 
ihrem Boden entwidelten Rechts auf andere als fpecifiich kirchliche Verhältniſſe konnte in einer 
jolden Zeit, wo ſie jelbft noch nicht einmal eine uneingefchränfte geſetzgebende Macht 
in ihrem eigenen Haufe hatte, feine Rede fein. 

In den germantfchen Reichen, insbefondere im Frankenreiche war der Einfluß Der 
Seiftlichkeit, welche aus dem Zuſammenſturz der antifen Welt Die Nefte der römiſchen 
Bildung und der römifchen Staatskunſt gerettet hatte, materiell ein viel bedentenderer, 
aber auch bier war e8 die Sanctton der Germanenkönige, welche den von der Geiſtlichkeit 
beichlofienen Satungen die formelle Autorität gab. Wie der Codex Justinianeus und 
die Novellen das Kirchenrecht des römiſchen Reichs enthalten, fo ift Das Kirchenvecht der 
fränfifchen Monarchie in den Gapitularien und den von den Frankenkönigen berufenen 
oder beftätigten Goncilien niedergelegt, ja, wie ſchon oben (S. 118) erwähnt, hat Karl 
der Große Die Dionyſiſche Sammlung recipiven laſſen und damit erft die in dieſe aufge— 
nommenen, geiftlihen Decvetalen zum fränkiſchen Neichörecht erhoben. Die pia sanctae 
ecelesiae gubernatio, d. h. das Necht umd die Pflicht des Papftthums über die geiftliche 
Seite der Kirche durch Aufrechterhaltung der Canones zu wachen, hat Karl ver Große 
dem Papft eingeräumt, aber ein felbftftändiges Geſetzgebungsrecht ihm nie zuerkannt. Im 
dem Reiche, welches die won den Römern erftrebte Beherrſchung der Welt als feine Auf- 
gabe übernommen, aber dieſe amtife Idee mit chriftlichen Anſchauungen verfetst und fich 
den Beruf geftellt hatte, äußerlich das Reich Gottes auf Erden zu verwirklichen, war der 
Papft zwar als geiftlicher Yeiter ein nothwendiger Factor, aber der Kaiſer galt nicht nur 
al8 der von Gott eingejegte Herrſcher jenes chriftlichen Staates, jondern er war es, von 
welchem überall zumächit die entſcheidenden Impulje ausgingen. Beruhte jo die Idee 
des Kaiſerthums und feines Berufes auf der Einheit des beherrichten chriftlichen Reiches, 
ftanden indeſſen andererſeits zwei Häupter, ein weltliches und ein geiſtliches an der Spige 
diefer Ordnung, fo lag im diefer in fich wideripruchsvollen Gejtaltung einer geiftlichen und 
weltlichen Zweieinigfeit ſchon von vornherein der Keim zur Zwietracht und zu künftigen 
Streitigkeiten. Das Gebiet der Kirche umd Das Gebiet des Staates fielen nad den dama⸗ 
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ligen Anſchauungen zufammen, der Gedanfe der Möglicyfeit einer Coexiſtenz verſchiedener 
Kirchen und Religionsgefellichaften nebeneinander war jener Zeit völlig fremd. Daber 
tonnte von dem Verſuch einer Ausſcheidung der principiell der geiftlichen und der welt 
lichen Gewalt anheimfallenden Gebiete, welche noch im heutiger Zeit die erbeblichiten 
Schwierigkeiten bietet, nicht die Rede fein, und in der That hat der fpätere Kampf zwis 
ſchen Papftthum und Kaiſerthum nicht ein Mehr oder ein Weniger in der oben angedeu— 
teten Richtung zum Gegenſtande, vielmehr handelte es fich allein darum, welches von den 
beiden anerkannten Häuptern des abendländifchen Kaifertfumes die oberfte leitende und 
beftimmende Stellung einzunehmen und damit das andere zu beberrichen habe. Daß int 
neunten Jahrhundert ſich Die Idee der überwiegenden Autorität der geiftlichen Gewalt gel— 
tend gemacht hat, ift beveit3 oben erwähnt (S. 119) und wenn auch in demſelben Jahr— 
hundert einzelne Päpfte, wie der bedeutende Nikolaus I. jene in einzelnen Fällen praf- 
tiſch zu realiſiren verfuchten, jo machte doch im folgenden Jahrhundert die Verkommenheit 
ded in den Händen römiſcher Avelöfactionen und römiſcher Buhlerinnen befindlichen 
Papſtthums neben einem jo kraftvollen Kaiſerthum, wie das Otto's L, welcher jogar den 
allen Lüften ergebenen und verfommenen Papſt Johann XII. 962 abjegen Lie, jegliche 
Fortſetzung der Beitrebungen auf Erringung der Suprematie unmöglid. Erſt im Laufe 
des elften Jahrhunderts find Diefe wieder aufgenommen, jeitvem aber mit Energie und in 
planmäßiger Continuität namentlib von Gregor VII. (1073—1085), Alexander III. 
(1159— 1181) und Innocenz III. (1198— 1218) der Verwirklichung entgegengeführt. Ein 
Papitthum, welches in Anjchluß an die Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen Anſchauungen predigte, 
wie Die, daß alle weltliche und fürtliche Gewalt von des Teufels Gnaden ſtamme !), daß 
der Bapit Dagegen der Stellvertreter des wahren Gotted auf Erden jei ımd Die Verachtung 
der Decrete des apoſtoliſchen Stuhles durd die Könige ihre Abjegung als Strafe bedinge, 
ein Papſtthum, welches dieſe Auffaſſung feiner Stellung zum Staat auch praktiſch geltend 
zu machen in der Yage war, mußte nothwendiger Weiſe ebenfalls auf die Entwidelung des 
Rechts in ſolchen Verhältniffen eingreifen, welche ihrer Natur nach einzig und allein 
zur Sphäre der weltlichen Geſetzgebung gehörten. Der Stellvertreter Gottes auf Erden, 
welcher den Kaiſer ſoweit wie die Sonne den Mond überjtrahlte und der von den beiden 
ihm won Gott übertragenen Schwertern nur das weltliche an den Kaiſer geliehen hatte, 
der Beherrſcher des himmlischen und des irdischen Reiches war ficherlic dem Principe nad) 
legitimirt, auch den Staaten feine Gefege zu Ddictiven. Der Praxis nad haben aber 
die Püpfte dieſe Macht keineswegs durch den Erlaß allgemeiner Verordnungen ausgeübt, ja 
auch die Reprobation weltlicher Gejege und weltlicher Rechtsnormen, deren berühmteſtes 
Beiſpiel die durch Gregor XI. im Jahr 1374 vorgenommene Verdammung von 14 Ar: 
tifeln des Sachſenſpiegels bildet, fteht ſehr vereinzelt da. Ganz abgejehen davon, daß 
eine geſetzgeberiſche Thätigkeit, wie fie in umferen modernen Staaten geübt wird, jenen Zei— 
ten des Mittelalters fern lag, daß vielmehr meiftens einzelne Vorkommniſſe oder einzelne 
ſcharf hervorgetretene Uebeljtände erſt das Eingreifen der Geſetzgebung veranlaften, bot 
fi gerade der päpftlichen Macht die Möglichkeit dar, auf weniger auffällige und doch 
nicht minder wirffame Weife gejtaltend auf Das Rechtsleben einzugreifen. Sie vereinigte 


Dieſe gerade im der heutigen Zeit durch ihren Gegenfat gegen die von einer politifchen 
Partei beliebte Ueberjpannung des „Königthbums von Gottes Gnaden“ intereflante Stelle findet 
fih in dem Registrum Gregorii VII. lib. VIIL. ep. 21. (Monumenta Gregoriana ed. Ph. 
Jaffe, Berolini 1865. p. 457) und lautet dort: Quis nesciat: reges et duces ab iis ha- 
buisse prineipium qui —— ignorantes, superbia, rapinis, perfidia, homicidiis, postremo 
universis Me sceleribus, mundi princeipe diabolo videlicet agitante, super 
pares, scilicet homines, dominari caeca cupidine et intolerabili praesumptione affecta- 
verunt. 
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in ſich mit der höchſten geſetzgeberiſchen Befugniß die oberftrichterlihe Stellung und wie 
nach römiſchem Rechte ven Katfer nichts binderte, für den zu ferner Entſcheidung gelang= 
ten Einzelfall einen neuen Rechtsſatz anzumenden, 'ebenfo wenig war ed dem Papite vers 
wehrt, bei der Rechtſprechung zugleich neues Recht zu ſchaffen. Gelang es aljo, eine bes 
ſtimmte Klaſſe von Perſonen und eine beftimmte Klaſſe von Rechtsſachen der ſtaatlichen 
Gerichtsbarkeit zur entziehen, umd die geiftlichen Gerichte in den verjchiedenen Theilen der 
Kirche in unbedingter Abhängigkeit vom Papſte zu halten, jo war unter diefen Umftänden 
der Einfluß der päpftlichen Macht ebenfo gut gefichert, als durch das bloße Gefeggebungs- 
recht, ja noch befjer, da, wenn einmal der Anfpruch der Kirche auf eine ausgedehnte Ge- 
richtsbarteit anerkannt und durchgeſetzt war, das Eingreifen des Papftes in oberjter In— 
ftanz nicht nur den im andern alle Leicht hevoortretenden Schein einer Anmaßung 
und Ufjurpation verlor, ſondern auch ſogar eine umantaftbare Berechtigung für ſich in An— 
ſpruch nehmen fonnte. Im der That hat die mittelalterliche Entwidelung mit dem vorhin 
angedenteten, der Kirche umd dem Papftthum günftigen Reſultat abgeſchloſſen und da gerade 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit der Hebel geweſen ift, durch welchen beide auf die recht— 
liche Geftaltung der verjchiedenften Lebensverhältnifie gewirkt haben, muß die Ausbildung 
der geiftlichen Jurisdiction noch einer kurzen Betrachtung unterworfen werben. 

Wenn auch vor der Anerkennung der chriftlichen Kirche durch Conftantin die Anhän— 
ger des Evangeliums ihre Streitigkeiten nicht wor den weltlichen Obrigfeiten, jondern vor 
ihren Seelenhirten zum Austrag brachten, ſo kann im jener Zeit doc, weil es ſich bier 
lediglich um eine freiwillige Unterwerfung handelte und die Befugnifje und die Macht der 
firchlichen Oberen nur fo weit gingen, wie jene Unterordnung jelbit reichte, von einer eigent= 
lichen Gerichtsbarkeit der Kirche feine Rede fein. Erſt feit ver Zeit, wo die hriftliche 
Religion gleiche Berechtigung neben den übrigen, im römifchen Reich vecipirten Eulten er— 
halten hatte, fann man von einer Iurisdiction der Kirche ſprechen, und von dieſem 
Augenblick am ſehen wir die Kirche zunächſt inftinetiw, dann aber im vollen Bewußtſein 
defien, worum es fid hier handelte, die Grenzen ihrer Competenz erweitern. In pers 
fönlidyer Beziehung wurde ven firchlichen Oberen in den Civilftreitigfeiten der Kleriker 
die Gompetenz eingeräumt, eine Begünftigung, die um jo weniger auffallen kann, als nad) 
jpäterem römischen Staatsrecht diejenigen, welche sub dispositione einer Behörde waren, 
auch bei diefer ihr cioilrechtliches Forum als Beklagte hatten. Ebenſo wurden die Amte- 
vergehen nad demfelben Princip von den geitlichen Vorgefessten geahndet und nad) Juſti— 
nianeifchem Necht waren die legteren auch inſoweit zur Verhandlung von Anklagen auf 
bürgerliche Vergehen befugt, als es auf die Berhängung geiftliher Strafen, namentfid) 
ver Abſetzung des ſchuldig befundenen Geiftlichen, ankam. In ſachlicher Hinſicht galt 
der Grundſatz, daß die Bischöfe in rein kirchlichen Sachen (de religione) zu cognosciren 
hatten, außerdem konnte nach einer Verordnung Gonftantind von 321 im jeder Streitjache 
der Biſchof als Schiedsrichter angerufen werden, wenn beide Parteien damit einverftanden 
waren, nad) einer foäteren Beſtimmung defielben Kaiſers von 331, welche aber bald wieder 
bejeitigt ift, jogar dann, wenn nur eine Partei auf die bifchöfliche Entjcheidung provocirte. 
Wenn ſich trog dieſer privtlegirten Stellung der Kirche in jener Zeit feine Eimwirfung 
auf das zur Anwendung kommende Recht zeigt, jo lag das an dem damaligen Mangel einer 
oberftrichterlichen, kirchlichen Gewalt, welche zugleich die höchſte Geſetzgebungsbefugniß da— 
mit vereinigte. Die Abhängigkeit der Kirche von der Staatsgewalt und die Ausübung 
der kirchlichen Geſetzgebung durch dieſelbe machten vielmehr eine völlige Eremtion der dem 
Forum der Kirche unterworfenen Perjonen und Saden nody vor der Hand unmöglich. 

Im Franfenreiche konnte man jene Gerichtsbarkeit bei der Bewahrung des römi— 
ichen Rechtes durch Die Geiftlichkeit um jo weniger einfchränten, als hier derſelben der 
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Grumdiag des germantfchen Nechtes, daß nur der Genofje über den Genofien rich 
ten dürfe, zur Seite ftand. Es war Daher jelbfiverftändlih, daß die Kleriker unter 
einander nur vor ihren Oberen Recht nahmen und ebenfo war «8 im Einflang mit ben 
german ifchen Rechtsprincipien, wenn die farolingiiche Geſetzgebung für Streitigfeiten zwi— 
ſchen Laien und Geiſtlichen gemijchte Gerichte anordnete. Die gemeinen Bergehen wurden 
zwar noch in merovingiſcher Zeit von dem weltlichen Richter bejtraft, aber ſchon im achten 
Jahrhundert ift der Anfpruch der Kirche auf Eremtion ihrer Diener durch die farolin- 
giſche Gefeggebung anerfannt worden. Indeſſen blieb hier immer die dem Könige über 
die fonftigen Unterthanen zukommende oberftrichterlihe Gewalt aud über die Geiftlichen 
beftehen, und ferner bewahrte das Königsgericht feine Competenz aud über die geiftlichen 
Würdenträger als Optimaten des Reiches. Da die damalige Zeit die der Geltend- 
machung bierarchiicher Tendenzen entgegenjtehende Bedeutung diefer beiden Grundjäge klar 
erfannt hat, Das zeigt der Umftand, daß der Berfafjer ver Pſeudo- Iſidoriſchen Decretalen 
gerade dieſe durch feine Fälſchungen zu bejeitigen und ftatt derjelben die ausnahmsloſe 
Gompetenz der Kirche und die oberftrichterliche Gewalt des römiſchen Biſchofs zu ftatuiren 
verſucht. Was Dagegen die ſachliche Competenz der geiftlichen Gerichte betrifft, jo wurde 
auch im Frankenreich der frühere römiſche Grundjag, daß die Kirche in rein geiftlichen 
Dingen zu entjcheiden habe, anerfannt, ihre Yurtödiction aber in zwei wichtigen Beziehun— 
gen erweitert, nämlich injofern als ihr die Cognition in Cheftreitigfeiten und in Teſta— 
mentsjachen überwiefen wurde. Nechtönormen über die Ehe, namentlich "über die Nich- 
tigkeit und Scheidung derjelben, hatte das germaniſche Recht nicht entwidelt und dazu fam, 
daß jene Zeit die ftaatliche und kirchliche Seite der Che nicht auseinander hielt, vielmehr 
der einfeitigen Betonung der letzteren durch die Kirche feinen Widerftand entgegenfetste, 
Die Teftamente waren bei den Germanen nur im uneigentlicen Sinne und inſoweit in 
Gebrauch, als der Kirche in den ſ. g. Seelgeräthen lettwillige Zuwendungen gemacht wur: 
den und wo bei den romanifchen Bevölferungen noch die Tejtamente in der eigentlichen 
römischen Bedeutung fich erhalten hatten, mußte füglid) die Uebertragung der Cognition in 
ſolchen Sachen auf die geiftlichen Gerichte in einer Zeit, wo die Kunde des Schreibens 
und Yejend nicht einmal unter den böchiten Klaſſen der Bevölkerung verbreitet war, dieſe 
vielmehr faſt ausſchließlich dem Klerus innewohnte, als das Angemeſſenſte ericheinen. 
Endlich übte die Kirche durch die Sendgerichte, welche der Biſchof oder fein Archidiakon in 
den einzelnen Theilen der Divcefe abhielt, eine Art Strafjurisdiction, da auf diefen mit 
der Bijitation des Sprengel8 verbundenen Gerihtsverfammlungen nöthigenfalls auf An— 
zeige von eigens beſtellten Rüge- oder Sendzeugen alle Handlungen zur Beftrafung fa- 
men, die, wie ſich die Quellen jener Zeit ausprüden, „contra dei voluntatem et rectam 
ehristianitatem in ista parochia“ gerichtet waren, aljo demnach im heutigen Sinne 
eigentliche criminalrechtliche Delicte (wie 3. B. Todtjchlag, Vergiftung, Diebftahl u. ſ. w.), 
als auch bloße Verletzungen religiös =ethifcher und firchlicher Vorſchriften (wie das Sins 
gen objcöner Lieder, Feiertags- und Sacramentsverachtung) fein konnten. Bei dem wenig 
entwidelten und wenig durchgebilveten weltlichen Strafrecht der damaligen Zeit bot jene 
Jurisdiction eine im Interefje der Gulturentwidelung gewiß günftige Ergänzung defiel- 
ben dar, und wenn nothwendig hier die Praxis zur Entwidelung eines detaillirten Straf- 
und Bußſyſtems führen mußte, jo tft auch diefe Seite der firchlichen Gerichtöbarfeit in farolin- 
ger Zeit vom Staate dadurch controlirt worden, daß der zum Senbreifenden ernannte firdh 
liche Obere von einem weltlichen Beamten begleitet wurde, und ferner hat das Durch die Send— 
praxis entwidelte Bußſyſtem in feinen wichtigſten Beſtimmungen ebenfalls durch die weltliche 
Geſetzgebung die äußere Sanction erhalten. Mit der mächtigen Stellung, welche Die Kirche 
gegenüber der weltlichen Gewalt jeit dem zwölften Jahrhunderte errungen * gelang es 
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ihr aber ihre Competenz zu erweitern und die Handhabung ihrer Jurisdietion von jeder 
ftaatlichen Einwirkung zu befreien. Nach ihren, in den Decretalenfammlungen nieder— 
gelegten Anſprüchen, welche, wenn auch nicht in allen Punkten, aber doch im großen 
und ganzen praftifches Recht des Mittelalterd geworden find, hatte die Kirche zumächft 
und zwar jogar nach ſpäterer ausdrüdlicher Anerkennung des deutſchen Kaiſers die Cognition 
über alle Disciplinar= und gewöhnlicden Eriminalvergeben, jowie in allen Eivilftreitigfeiten 
der Geiftlichen, denen in legterer Hinficht die Kreuzfahrer und aud die |. g. personae 
miserabiles (Wittwen, Waifen u. ſ. w.), ſofern das weltliche Gericht letzteren feine 
Rechtshülfe gewähren wollte, gleichgeftellt waren. In ſachlicher Hinficht gehörten nicht 
nur diejenigen Sachen, welche die Sacramente und die Heildgüter betrafen (die ſ. g. cau- 
sae spirituales), fondern alle diejenigen, welche eine kirchliche oder religiöſe Beziehung 
darboten, ja jelbft jolche, für melde die oben erwähnten Streitigkeiten nur eine präju= 
dicielle Bedeutung hatten, vor das Forum der geiftlichen Gerichte. Daher verhandelten 
diefe in Ehefachen, Zehnt-, Teftaments=, Patronatöftreitigkeiten, Proceffen über kirchliches 
Eigenthum, Anfprüchen aus Gelübden, und eidlich beftärften VBerbindlichkeiten, über ciwil- 
rechtliche, des Wuchers verdächtige Gontracte, Dotal=, Legitimitäts- und Erbſchafts— 
ſtreitigkeiten, ja jeve Ciwilftreitigfeit durfte, fofern das Unrecht der einen Partei ald Sünde 
aufgefaßt werben konnte, unter dieſem Geſichtspunkt vor das Forum der Kirche gezogen 
werden. In criminalvechtlicher Hinficht übte fie endlich die Cognition über diejenigen Ver— 
gehen, welche allen wegen der Verlegung der eigenthümlichen Lebensbedingungen der Kirche 
ihre Strafbarteit erhielten, nämlich über die ſ. g. geiftlichen Verbrechen, d. h. Die Ketzerei, 
das Schisma, die Apoftafie, Die Simonie, ſodann über die ſ. g. gemifchten Delicte, welche 
eine Beziehung zu der Lehre und den Einrichtungen der Kirche hatten oder ein bejonderes 
fittliches Aergerniß zu erregen geeignet waren, hinfichtlich deren aber der weltliche Richter 
mit dem geiftlichen concurrirte, namentlich über Blasphemie, Sacrilegiuum, Ehebruch, Bi: 
gamie, Stuprum, Fleiſchesvergehen, Zauberei, Eidbruch und Meineid, Fälſchung von 
Map und Münzen, Wucher; ja mitunter ift die Praxis einzelner Gerichte hierüber noch 
hinausgegangen, und hat eine Reihe anderer Vergehen nicht nur im Gewiſſensforum, fon= 
dern im Wege der Criminaljuftiz geftraft. 

Durch dieſe umfangreiche Competenz waren eine ganze Reihe rechtlicher Verhältniſſe 
der Einwirkung und Umgeftaltung durch die kirchlichen Anſchauungen zugänglich gemacht 
und außerdem der Kirche die Möglichkeit gegeben, für das Verfahren in diefen Rechts— 
lachen eigene procefjualifche Normen auszubilden. Kurz die Kirche hatte neben ver welt: 
lichen Macht ein Geſetzgebungsrecht erhalten, und da dieſes im Mittelalter jomit durch 
zwei Factoren ausgeübt wurde, ift Das Necht deſſelben das ius utrumque, das vom Kaiſer 
und das von der Kirche ausgehende Necht, geworden. Wie die lettere von ihren Befugniffen 
Gebrauch gemacht hat, zeigt auf das Mlarfte ein Blid in die Decretalen Gregors IX., 
denn im diefen läßt fich Fat zu allen vorhin erwähnten civil- und eriminalrechtlichen Ver— 
hältnifjen ein eigener Titel nachweifen. Wenn fomit audy die Entwidelung und Ausübung 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit das hauptjächlichite treibende Moment für die Ausbildung 
des kanoniſchen Nechtes geweſen ift, jo Hat doch auch die bedeutende Machtftellung ber 
Kirche, ohne welche die Ausdehnung ihrer Competenz in der geſchilderien Weiſe ſchon an 
und für fich möglich gewefen wäre, dem Papſtthum die Kraft gewährt, ebenfalls in an- 
deren Beziehungen, jo z. B. auf dem völferrechtlichen und ftaatsrechtlichen Gebiete feine 
Redtsauffaflungen praktifch geltend zu machen. Endlich ijt auch zu berüdjichtigen, daß 
viele Beftinnmungen, welche Die Kirche über den Kreis der eigentlich kirchlichen Sphäre hin- 
aus erlafien hatte, einen wirklichen Fortſchritt der Entwidelung enthielten und daß bie 
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Ausdehnung ihrer Competenz ſelbſt, jo jehr fie auch von dem modernen Standpunft 
allein und einfeitig betrachtet, als eine Ufurpation erfcheinen mag, doch für jene Zeit theil- 
weiſe dadurch gerechtfertigt war, daß die Kirche Damit nur Pflichten erfüllte, deren der 
Staat — ein folder eriftirte damals genau oder im modernen Sinng genommen überhaupt 
nicht — ſich noch nicht bewußt geworden war und welchen bei den zerflüfteten. weltlichen 
Yurisdictionsverhältniffen des Mittelalters, dem Fehdewefen, dem Mangel einer energifchen 
Reichsjuſtiz und einer fortbilvend eingreifenden Reichsgeſetzgebung weder die einzelnen Ter— 
ritorialherren, noch der Kaiſer gerecht werden konnten. 

Aus dem eben gefchilverten Entwidelungsgange des kanoniſchen Rechts erflärt es fich 
zur Genüge, daß daffelbe für feines der verſchiedenen Rechtsgebiete ein vollftändiges, zufam- 
menbängendes Shftem von Rechtsnormen ausgebildet hat, daß man alfo 3. B. nicht dem 
römischen umd dem deutſchen Privatrechtsſyſtem als drittes ein kanoniſches an die Seite 
ftellen fann. Es bat fich vielmehr an den vorhandenen Rechtöftoff angeſchloſſen und vie 
fen — hierin dem jus praetorium der Römer ähnlich — umgebilvet. Die Gefahr einer 
bunten Mannichfaltigkeit der Entwidelung, welche noch obendrein dem mittelalterlichen 
Weſen anflebte, lag Thon deswegen und bei der hauptfächlich durch die Gerichtöpraris 
erfolgten Ausbildung des Rechtes nahe, fie ift aber innerlich durch den die katholiſche 
Kirche beherrichenden Einheitsdrang, und äußerlich durch eine eigenthümliche, dieſen hier 
verwirflichende Einrichtung vermieden worden, melde auf das ewidentefte die Befähigung 
des Firchlichen Rechtes darthut, die worgefundenen NRechtönormen zu feinen Zwecken zu be 
nugen und umzubilden. Mit der gewaltigen Stellung des Papſtthums trat auch beijen 
oberftrichterliche Gewalt in den Bordergrumd und erft durch eine freie, von ftantlicher Ein— 
wirkung umbeeinflußte Ausübung derfelben war es möglich, die jelbftftändige Entwidelung 
des kanoniſchen Rechtes zu fichern und auch die Einheit in der Praris der verfchiedenen Ge— 
richte gegenüber den naturgemäß ſich geltend machenden Verfchievenheiten und der Gegen- 
actton nationaler Nechtsauffaffungen zu bewahren. Beſonders günftig wirkte hierfür 
die ebenfalls durch die vom Papſtthum erreichte Machthöhe bervorgerufene Anficht, daß 
der Papft eine mit der aller übrigen kirchlichen Richter concurrivende Jurisdiction befite 
und al$ der iudex ordinarius singulorum ebenjo wie einjt der römiſche Kaiſer, ſofort 
bei Rechtöftreitigkeiten angerufen werden fünne. Daß das in jener Zeit nicht blos oft, ſon— 
dern in umzähligen Fällen geſchehen ift, läßt fich leicht nachmweifen. Es war unmög— 
(ih, daß die Päpſte ſelbſt alle dieſe Angelegenheiten verhandeln und entjchetven konnten, 
andererfeit$ wurde aber ihr Einfluß im der Weiſe gewahrt, daß fie nach dem Vorbilve 
der Delegation oder Committirung höherer Beamten durch die Kaifer der fpäteren Zeit 
nicht nur Gommiffarien (iudices delegati) fir die Ausübung ihrer Jurisdietion er- 
nannten, fondern diefen auch beftimmte Normen jowohl für das Verfahren, als für das 
von ihnen anzumendende Recht vorfchrieben. Dieſe Rechtsſätze hatten natürlich zumächft nur 
Geltung für den einzelnen Fall. Bewährten fie ſich aber zu öfteren Malen, jo wurden 
fie Dann zu allgemeinen Rechtöregeln erhoben. Das Inftitut der Delegation gewährte 
ſomit einen der Hauptoortbeile, welche Das. prätorifche Ediet der Römer charakterifirten, 
die Möglichfeit, neue Rechtsſätze neuen Bedürfniffen gemäß zu geftalten und doch vor ber 
geleglichen, dauernden Firtrung ihre praktiſche Brauchbarkeit zu erproben. Daher ift es 
leicht begreiflich, daß wie eine Reihe der wichtigiten Inftitute des römiſchen Nechts dem 
prätorifchen Edict ihre Entftehung oder Ausbildung verdanfen, die Delegationen ebenfo fir 
die Entwidelung des fanonifchen Rechts von der größten Bedeutung gemefen find. So 
iſt z. B. das Inftitut der richterlichen Necufation, der procekhinderuden Einreden und der 
ſummariſche Proceß durch die Delegationsreſeripte ausgebilvet worden. 

9* 
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IV. Verhältniß des kirchlichen Rechts zum römiſchen und germaniſchen. 


Im römischen Reich wurden die Nechtöverhältniffe der Kirche und des Klerus 
jelbftverftändlich nach vömifchem Nechte beurtheilt. Aber auch nach der Zeritörung der 
römiſchen Herrichaft trat in den einzelnen Germanenreichen hierin keine Veränderung ein, 
vielmehr galt auch hier der Grundſatz: ecclesia vivit lege Romana. Einmal hatten 
die verfchtedenen germaniſchen Rechte feine bejonderen Normen für die kirchlichen Berhält- 
niffe entwideln können, und ferner war das römiſche Necht auch das perſönliche Necht der 
einzelnen Geiftlichen, welche in den Zeiten der Ueberfluthung des römischen Reiches durch 
die Germanen als Römer nad römiſchem Recht lebten. Wenn fpäter, als nicht mehr 
blos Romanen, fjondern auch Germanen in den Klerus traten, defjenungeachtet das rö— 
miſche Recht als das perjönliche Recht der Kirche und der Geiftlichkeit Diefelbe Bedeutung, 
wie früher, behielt, jo lag dies darin, daß die Klerifer ald eine befondere Klaſſe von 
Perfonen galten, welche durch Eintritt in den geiftlihen Stand aus ihren früheren welt- 
lichen Beziehungen traten, und darin, daß die Kirche mit ihrem Zuge nad Einheit und 
Univerfalität in den verjchiedenen germaniichen Staaten ein und daſſelbe Recht um fo 
mehr bewahrte, ald dieſes eine höhere Gulturftufe als das ältere germaniſche Recht er- 
reicht hatte. Das römiſche Recht ift daher vor der Wiedererwedung ſeines Studiums in 
Italten in der Kirche fort und fort überliefert worden ; zuerft hat mar befondere Zuſammen— 
ftellungen der römiſchen Rechtsſätze für den kirchlichen Gebrauch angefertigt (hierher gehört die 
dem neunten Jahrhundert angehörige, von Maaſſen entvedte ſ. 9. lex Romana canonice 
concepta); dann wurden die entiprechenden römiſchen Stellen zunächſt in gefonderten Abjchnitten 
der einzelnen Gollectionen (jo 3. B. in der ©. 121 beiprochenen Anselmo dedicata), ſpäter 
aber nach ſyſtematiſchen Gefichtöpunften den einzelnen Sammlungen (fo dem Decrete Gra- 
tians, wie den unmittelbar demfelben vorangehenden) eingereiht. Erſt in der legten Periode 
nimmt die kanoniſche Geſetzgebung Das römiſche Necht innerlich in fi auf und modificırt 
daſſelbe feinen Bedürfnifien gemäß. Es tt das im den Decretalen feit der Mitte des 
zwölften Jahrhunderts geichehen, und die Möglichkeit einer ſolchen wirklichen Verarbeitung 
des römischen Nechtes lag in der That erft vor, als durch Das Wiedererwachen der Rechts— 
wilienfchaft eine ausgevehntere und tiefere Kenntniß des römiſchen Nechts vermittelt, fer= 
ner die Anſchauung gang und gäbe geworden war, daß in dem abendländiſchen Kaiſer— 
veiche, Der Fortiegung des altrömifchen Imperiums, auch das römiſche Necht das gemeine 
fubfidiäre Necht des Reiches und der Chriftenheit geworden jet, und endlich das Bapft- 
thum eine Machthöhe erreicht hatte, auf der — wenn feine höchſte geſetzgeberiſche Auto- 
rität auf dem weltlichen Gebiete auch nicht unbeftritten anerfannt war — es ihm möglich 
war, für eine ganze Neihe der ſtaatlichen Yurisdiction und Geſetzgebung entzogener Per— 
fonen und Angelegenheiten die von der mittelalterlichen Theorie nicht bezweifelte Auffaſ— 
fung praftiich zu verwerthen, daß der Kirchliche Richter die von der geiftlichen Autorität 
ausgehenden Geſetze unbedingt, die von der weltlidien erlafjenen aber nur unter der Vor— 
ausfegung ihrer kirchlichen Anerkennung anzuwenden habe, 

Allerdingd war das römische Recht das Necht eines heidniichen Volkes, aber daran 
fonnte Die Kirche in den erften Zeiten ihrer Anerkennung, wo der Gedanke an die jofortige 
Geſtaltung eines eigenthümlichen hriftlichen Rechtes gar nicht entjtehen konnte, feinen An— 
ftoß nehmen, ganz abgejehen davon, daß fie mit ihrer privilegirten Stellung im Reich auch 
einen gewiſſen Einfluß auf die kaiſerliche Geſetzgebung erhielt. Außerdem ließ gerade bie 
Eigenartigfeit des römiſchen Nechts, welches von der Freiheit des Rechtöfubjects ausgebt, 
der chriftlichen und kirchlichen Einwirkung injofern geeigneten Raum, als dieſe innerhalb 
der dem Individuum gewährten weiten Schranfen die Richtung der rechtlichen Herrichaft 


2. Geſchichte und Quellen des fanoniihen Rechts. 133 


deſſelben nur näher zu beitimmen, alſo nur das vorhandene Recht zu modifieiren brauchte, 
Eine gewiſſe Gleidhgültigfeit der Kirche gegen das römiſche Recht ift erft eingetreten, als 
die päpftliche Geſetzgebung jenen oben gedachten Aſſimilirungsproceß vorgenommen hatte, 
und eine gewiffe Feindichaft machte fich erft geltend, als im vierzehnten Jahrhundert die 
Vertheidiger Yudwigs des Baiern ihre Theorie von der Unabhängigkeit des Kaiſers auf die 
römiſche Staatölehre gründeten und dieſe auch Durch Das corpus iuris eivilis, namentlich 
unter Berufung auf die alte römifche lex regia, zu beweifen juchten. 

Anders ftand die Kirche dem germanifchen Rechte gegenüber. Mit ihm war fie nicht 
von den erften Anfängen ihrer Entwidelung an verbunden gewefen, für die Geftaltung 
ihres Nechtslebend hatte fie dafjelbe von vornherein nicht benugt, vielmehr trat ihr das 
germaniſche Necht in feinen verſchiedenen Geftaltungen als etwas fremdes und geradezu 
ihren religiöſen Borftellungen und ihrem Einheitsdrang Teindliches entgegen. Hier war 
ihr von vornherein die Aufgabe geftedt, gemilfe rohe Auffafjungen (3. B. auf dem Gebiete 
des Strafrehts und Strafprocefies) zu überwinden und da, wo wie 3. B. binfichtlich der 
perjönlichen Seite der Familienverhältniſſe (namentlich Hinfichtlich der Ehehinderniſſe, Ehe: 
ſcheidung) Das germaniiche Recht feine oder nur wenige Grundſätze entwidelt hatte, die 
dem Chriftenthfum nach der damaligen Auffaffung entiprechenden Normen zu jchaffen und 
durchzuführen. Allervings haben auch germanifche Rechtsanſchauungen auf die Geftal- 
tung des kanoniſchen Rechts eingewirkt, jo die Yehre von der Yeihe und vom Yehn-auf das 
Beneficralweien, die germantiche Gomputationsweife auf die firchliche Berwandtichaftöberech- 
nung und Wehnlices mehr, aber eine unmittelbare Berpflanzung germaniicher Rechtsnor— 
men in das fanonifche Recht hat doch nur jehr vereinzelt — die heute noch im Eheproceſſe 
vortommenden Eidhelfer bilden ein Beiſpiel dafür — ftattgefunden. 


V. Der Einfluß des kanonifchen Redts auf die einzelnen Redts- 
gebiete. 


Wenngleich, wie ſchon vorhin bemerkt, das kanoniſche Recht ſich dem römiſchen 
gegenüber hauptſächlich modificirend verhalten hat, ſo trat daſſelbe doch auf dem wich— 
tigen Gebiete des Verkehrs der Nationen den römiſchen Anſchanungen direct entgegen. 
Die Befeitigung des römiſchen Satzes: daß nicht in Bündnißgemeinſchaft ftehende Völker 
hostes ſeien, durch die Auffaffung, daß die hriftlichen unter einem geiftlihen Obeahaupte 
vereinigten Nationen ſich im Verkehr miteinander vwollberechtigt gegenüber ſtünden umd 
unter ihnen der abendländiſche Katfer als oberfter Wahrer des Friedens und der chrift: 
lichen Religion die erfte Stelle einnehme, ift freilich nicht Durch das fanonifhe Recht, 
jondern überhaupt durch die hriftlichen und kirchlichen Ideen herbeigeführt. Damit war 
aber der Boden für die Entwidelung des heutigen modernen Völkerrechts geicaffen, 
und außerdem haben die Päpfte, indem fie bei Streitigfeiten der Fürſten umterein- 
ander das Richteramt in Anfpruch nahmen, nicht mur die Anfchauung geltend gemacht, 
daß die Zwiftigfeiten der Fürften und Völker nicht nach der Willkür des Stärferen, fon= 
dern nach den Grundſätzen der chriſtlichen Moral und des Rechts zu entſcheiden ſeien, 
fie haben auch für die Fälle, wo der Krieg nicht vermieden werben konnte, ge— 
vadezu beftimmte, alfo im heutigen Sinne völferrechtliche Normen erlaffen, um unnöthige 
Graufamteit zu verbüten. So wendet 3. B. der neuerdings von Rußland ausgegan— 
gene Vorſchlag der Beleitigung der ſ. g. Sprenggefchoffe für unfere Zeit nur Das Ver— 
bot Innocenz’ III. an (ec. un. X. de sagittar. V. 15), ſich im Kriege gewiſſer verheeren- 
der Wurfmafchinen und Pfeilgeſchoſſe zu bedienen. 
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Die ftaatsrehtlichen Theorien der Kirche, ſoweit es ſich um die Auffafjung ver 
Stellung der geiftlihen Gewalt handelt, find mehrfach im Verlaufe der Darftellung er- 
wähnt worden. Gegen jie hat ſchon in den legten Zeiten des Mittelalters die fürftliche 
Macht den Kampf erfolgreicd eröffnet, von einer dauernden Einwirkung diefer Anſchauun— 
gen auf die Entwidelung kann aljo feine Rede fein, wenngleich kirchlicherſeits jene Theo— 
vien ſtets feftgehalten und dadurch noch bis in die neuefte Zeit Conflicte mit den einzel- 
nen Staatöregierungen herbeigeführt worden find. Einen mittelbaren Einflug bat aber 
das kirchliche Recht auf dem hier in Rede ftehenden Gebiete infofern gehabt, als es den 
bewundernswürbigen Organismus einer Beamtenhierarchie geihaffen und in Verbindung 
damit den Begriff des Amtes — im Gegenfat zu der fpäteren germaniſchen Auffaffung als 
eines weſentlich nugbaren Privatrehts — als Compler im öffentlichen Intereffe zu üben: 
der Rechte und Pflichten, jowie den Grundfag, daß dem Amtsträger feine Stellung nur 
unter beftimmten Vorausfegungen und nur in Folge eines beſtimmten Berfahrens entzo- 
gen werden dürfe, zur Geltung gebradıt hat. Seine Beamtenhierarchie und das Recht 
derjelben hat das Vorbild für den |. g. abjoluten Staat abgegeben, wiewohl freilid 
andererfeitd nicht verfannt werden fan, daß neben der Nachbildung diefer fir die dama— 
lige ftaatsrechtliche Entwidelungsftufe brauchbaren und paffenden Grundjäge, das Beiipiel 
der Kirche, welche nad ihrem Dogma dem Beamtenftande allein die Fähigkeit zur Regie— 
rung zugprechen mußte und die Yaien lediglich als die willenlofen Objecte für die Vollzie— 
hung der dem Beamtenthum obliegenden Miffion betrachtete, mittelbar jene befannte Anz 
Ihauung von der Allweisheit der Negierung und dem beſchränkten Unterthanenverftand, 
jowie der Beamten- und Regierungstbätigfeit als einer won den Intereſſen des vegierten 
Volkes losgelöſten, jelbftftändigen Aufgabe befördert hat. 

Unmittelbarer, viel einflußreicher und viel nachhaltiger hat die firchliche Rechtsentwicke 
lung dagegen auf den Gebieten des Strafrehts und des Strafprocejjes eingemirkt 
Bei den Germanen fand die Kirche ein Griminalrecht vor, welches in feinem Compofitionen« . 
ſyſtem den privatrechtlichen Gefichtspunft in den Vordergrund ftellte, für die Feſtſetzung 
der Strafe allein das objective Moment des äußeren Erfolges entſcheidend fein ließ, und 
jomit im. jener nichts als eine Abzahlung der Blutrache und des Berbrechens fand. 
Im Gegenſatz zu diefen rohen Anfchauungen betrachtete die Kirche als die zur Heiligung 
der Menjchheit beftimmte Anftalt Das Vergehen unter dem Gefichtöpunft der Sünde 
und der Auflehnung gegen den göttlichen Willen, welchen jie im Defalog niedergelegt fand. 
Die privatrechtliche Auffafjung des germaniſchen Rechts war damit verneint, zugleich aber 
auch im Gegenjag zu dem Ueberwiegen des objectiven Moments das Hauptgewicht auf die 
Beichaffenheit des verbrecheriichen Willens gelegt, und die Strafe erſchien nicht mehr als 
ein Befriedigungsmittel für die Nacheluft des einzelnen verlegten Individuums, ſondern 
vielmehr als ein dem Schuldigen für die Verlegung der göttlichen Ordnung auferlegtes 
Uebel. Bei der Handhabung ihrer Strafgewalt fonnte aber die Kirche nicht blos auf die: 
ſem Standpunft ftehen bleiben, jondern fie mußte ſich ihrer Miſſion gemäß auch das Ziel 
jegen, den einzelnen Schuldigen ſittlich zu befehren und zu befjern. Zu dieſem Behuf hat 
jie neben den Strafen, welche in erſter Yinie den Zwed haben, Vergeltung des began: 
genen Unrechts zu fein, neben den ſ. g. poenae vindicativae, auch ein Syſtem von 
EStrafmitteln (ſ. g. censurae oder poenae medieinales) ausgebildet, melde zwar eben= 
falls dem Schuldigen einen Nachtheil zufügen, bei denen Das legtere aber nicht als Selbft- 
zwed, fondern nur als Mittel erjcheint, die Beſſerung herbeizuführen. Praktiſch bat die 
Kirche diefe Principien bei ihrer ausgedehnten Jurisdiction im Mittelalter zur Geltung 
gebracht, aber auch die weltliche Gewalt, als fie feit -dem dreizehnten Jahrhundert fich 
ihrer eigenen Aufgaben bewußter geworden war, bat jene humanen, eine fortgejdwittene 
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Sulturentwidelung bezeichnenden Grundfäge ſich für ihr Criminalrecht angeeignet und bie 
auf dieſem Gebiete Ihon früh vorgenommenen Codificationen in den italienifchen Staa= 
ten, die jpätern, berühmt gewordenen legislatorifchen Arbeiten Shwarzenbergs find, 
ebenjo wie die weiteren Strafgeſetzbücher zum Theil von dem kanoniſchen Recht, beein= 
flußt worden, ja unfere heutige Zeit und Wiffenfchaft ftrebt noch den tieferen Gedanken, 
welcher in der kanoniſchen Unterjcheivung der Vindicativftrafen und der befjernden Cen— 
furen liegt, aber felbjtverftändlicy für das ftaatliche Gebiet nicht durch eine bloße Copie 
der fanonifchen Inftitute realifirt werden fann, bei den Bemühungen um Einführung 
einer wirffamen und fünftige Verbrechen verhindernden Strafvollftrefung zu verwertben. 
Mit dem eben Bemerkten ift aber der verdienftwolle Einfluß der Kirche auf die Entwides 
lung des Strafrechts nicht erſchöpft. Sie hat durd die Ausübung ihrer Jurisdiction 
gegen den Kaiſer und den geringften Unterthan und durch die Statuirung gleicher, nicht 
wie im römiſchen Recht nad) dem Stande abgeftufter Strafen das Borbild eines Rechts 
gegeben, meldyes den modernen Grundjag der Gleichheit vor dem Gejege verwirklicht. Im 
der Berfündigung der Gottesfrieden behufs Beleitigung roher Gewalt durch die Kirche 
hat die weltliche Gewalt im Mittelalter die Anregung zur Aufrechtrichtung ihrer Yand- 
frieden gefunden. Mag man ferner auch das durch den Sat: „ecelesia non sitit san- 
guinem“ gekennzeichnete Verdienſt einer frühen Oppofition gegen die Todesftrafe mit der 
Hinweifung darauf von der Hand weiſen wollen, daß die Kirche in vielen Fällen, nament— 
lich bei Keterverfolgungen die intellectuelle Urheberin der von den ftaatlichen Gerichten 
vollzogenen Hinrichtungen und Auto-da-fé's geweſen iſt, jo bleibt ihr doc immer das 
Verdienft, durch ihre Lehre und durch die Bewahrung des Aſylrechts die Anwendung der 
Todesſtrafe und namentlid der verſtümmelnden Strafen beſchränkt und aud in dieſer 
Richtung eine humanere Strafrechtöpflege befördert zu haben. Was endlich die Grenz— 
(inte betrifft, welche die Kirche bei ver Ausbildung ihres Strafrechts, zwifchen den blos ber 
Cognition des Beichtftuhles anheimfallenden Sünden und den der ftrafrechtlichen Verhandlung 
unterliegenden Bergehen gezogen hat, jo kann man vom heutigen Standpunfte aus in dev Qua— 
Ification einzelner Handlungen zu Delicten, 3. B. der Kegerei, der Apoftafie, des Schisma eine 
Intoleranz, in der Stempelung der Uebervortheilung des Nächften und der Ausbeutung der 
Noth eines Andern zum Verbrechen des Wuchers ein Berfennen geſunder wirthichaftlicher 
Principien und der Tragweite der dem Rechte gegebenen äußeren Zwangsmittel, und in mans 
den anderen Fällen ein ungerechtfertigte® Zuweitgehen in der Geltendmachung moralischer 
Verbote als Eriminalvergehen finden, aber man darf auch andererfeits nicht verfennen, 
daß manche hierher gehörige Beitunmungen, wie das Verbot und die Beftrafung der 
Fehde, der Turniere, des Zweikampfs, der Gottedurtheile, der Unzucht u. f. w. den wah— 
ren Interefjen der Cultur durch Ueberwindung roher Sitten und Gebräuche gedient haben. 

Nicht minder einflußreih wie auf dem Gebiete des Strafrechts ift Das kanoniſche 
Recht für die allgemeine Entwickelung des Strafprocejjes geweſen. Während für 
die Anklagen gegen Geiftliche im römifchen Reiche die Formen des römischen Accufations- 
verfahrens beibehalten wurden, im Franfenreiche aber jowohl in den Sendgerichten für das 
Berfahren gegen Laien als auch bei Anklagen gegen Geiſtliche die Grundſätze des germa— 
niſchen Proceffes, namentlich hinfichtlic; des Beweisrechts ſich geltend machten und die 
Kirche dieſe Einflühje durch Zurücdgehen auf das römiſche Necht zu bejeitigen ſuchte, hat 
fie gleichzeitig eine neue Procedur-Art entwidelt, welche weit über den Kreis ihrer ur: 
fprünglichen Grenzen Anwendung gefunden hat. Geiftliche, deren Ruf durch üble Gerüchte 
in der Gemeinde getrübt war, konnte die Kicche in ihrem eigenen Intereſſe nicht dulden, 
andererſeits war bei Feſthaltung des Anklageprincipes die Einleitung eines ftrafrechtlichen 
Verfahrens ohne worgängige Anklage nicht möglih. Schon früh war es indeſſen Sitte 
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geworben, daß durch üble Gerüchte bezüchtigte Geiftlihe die gegen fie werlautenden Be— 
ſchuldigungen durch eidliche Ableugnung vor ihren Oberen zurücdwiejen, zu welcher in 
Folge germaniſcher Einwirkungen Eidhelfer Hinzugezogen wurden. Das Verfahren hatte 
nur den disciplinären Zwed, die getrübte Autorität des geiftlichen Standes wieberher: 
zuftellen. Dieſer Charakter zeigt ſich am veutlichiten darin, daß bei verweigerte Eides⸗ 
leitung für den Bezüchtigten feine Strafe, wohl aber die im Intereffe der Wahrung der 
firchlichen Würde nöthige Suspenfion von feinem Amte ausgeſprochen wurde, wiewohl 
man freilich ſpäter die Ablehnung des Eives als Ueberführung anfah und daher auch 
eine eigentliche Strafe verhängte. Die in dieſer Geftaltung Tiegenden Gedanten bat Ins 
nocenz III. (1215) in der Weiſe praftijch weiter ausgebilvet, daß in allen Fällen, wo em 
glaubhaftes, öffentliches Gerücht (diffamatio), deſſen ebengenannte VBorausfegungen nö- 
thigenfalls durch eine präjudicielle Cognition feftzuftellen waren, eine Unterfuhung (Inqui⸗ 
fition) gegen den bezüchtigten Klerifer eröffnet werden ſollte. Dafjelbe geſchah, wenn auf 
eine geichehene Denunciation der Demunciat geleugnet und der Denunciant ohne als 
fürmlicher Ankläger auftreten zu wollen, bereit war, dem Nichter die nöthigen Beweismit- 
tel an die Hand zu geben. Wurde die ftrafbare Handlung durch Zeugenvernehmung 
oder andere Beweismittel conftatirt, jo fam es zu einer auferordentlichen Strafe, während 
bei blos beftätigtem Gerüchte dem Verdächtigen der Reinigungseid (ohne Eivhelfer) auferlegt 
wurde, deſſen Ableiftung die Freiiprechung, deſſen Verweigerung aber die Berhängung der fonit 
angedrohten Strafe zur Folge hatte. Mit dem Inquiſitionsproceß war ein Verfahren gefun- 
ben, welches den Mangel des bisherigen Rechts infofern ausfüllte, als der Eintritt der Thä 
tigkeit des Strafrichters nicht mehr dem Zufall der Erhebung einer förmlichen Anklage preis 
gegeben war. Wenn fir rechtsunkundige Laien die Worte: Inquifition und Inquifitiond- 
proceß mit einem ungerechten, e8 auf Berurtheilung des Bejchuldigten um jeden Preis 
abzielenden Verfahren gleichbedeutend find, fo ift diefer Anſchauung entgegenzuhalten, daß 
ber nquifittionsproceß in der ihm von Innocenz III. gegebenen Geftalt durch das Ber: 
langen der perfünlicyen Gegenwart des Beſchuldigten, das Gebot der Veröffentlichung der 
Namen der Zeugen und ihrer Ausfagen an den letteren behufs der Geltendmachung ſei— 
ner Einwendungen und der Gewährung der Möglichkeit jeder Art von Bertheivigung 
nicht den Charakter eines die Grundprincipien der Gerechtigkeit verleugnenden Verfahrens 
am fich getragen bat. Erſt ſeit dem breizehnten Jahrhunderte, der Zeit, wo die Kirche 
die Inquifition zur Unterbrüdung der immer zahlreicher werdenden fegeriichen Secten be: 
nugte, hat ein fanatifcher und unchriftlicher Glaubenseifer jedes zur Sculdigerflärung 
zweddienliche Mittel, wie z. B. die Tortur und jede die Verteidigung des Bejchuldigten 
beichräntende Maßregel (mie die Verſchweigung der Namen der Denuncianten und Be: 
laftungszeugen) für gerechtfertigt erklärt und damit eine urfprüngliche gefunde Procedur in 
ein jedem MNechtöprincipe hohnſprechendes Verfahren verwandelt, welches nicht beſſer als 
durch den Ausipruch eines zeitgenöffiichen Franciscanermönchs charakterifirt werden kann, 
daß bei einem ſolchen Procef auch die Apoftel Petrus und Paulus einer VBerurtheilung 
wegen Kegerei nicht entgangen jein würden. 

Das Bedürfniß, eine durchgreifende Anftalt zur Berfolgung der ftrafbaren Hand— 
lungen zu befigen, bat feit der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts die Neception 
des auf dem Boden der Kirche ausgebildeten Inquifitionsprocefies (in feiner urfprünglichen 
Geftalt) in den weltlichen Gerichten Italiens bewirkt, mit den fremden Rechten und ber 
romaͤniſtiſchen Jurisprudenz hat derjelbe auch in Deutſchland gegen Ende des Mittelalters 
Aufnahme gefunden und er ift ſeit dem Ende des ſechzehnten Jahrhunderts bis zu den 
in diefem Jahrhundert unternommenen Reformen die Grundlage des Strafverfahrens un 
Deutſchland geblieben. 
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Die Einwirkungen und Modificationen des Privatrechts durch das fanonifche 
Recht alle hier aufzuzählen, ift nicht möglich, ſelbſt abgeſehen von ſolchen Fällen wo, wie 
3 B. Hinfichtlich der freien Stellvertretung, der Teftaments-Erecutoren, Formlofigkeit der 
Verträge u. |. w. das kanoniſche und germanifche Recht Diefelben modernen Rechtsgedanken 
dem römiſchen Necht gegenüber zur Anerkennung gebracht haben. Ebenfo mag bier nur 
darauf hingewieſen werben, daß die Kirche ein neues, die perjönlichen Verhältniffe der 
Ehegatten, die Schliefung und Separation der Ehe betreffendes Recht, welches heutzutage 
fir die Katholiten das gemeine deutfche Recht bildet und welches auch auf die Geftaltung 
des proteftantiichen Eherechts von Einfluß geweſen, entwidelt hat. Yänger ift bei den 
weitgehenden Wirkungen des famonifchen Rechts auf das Sachen- und Obligationenrecht 
zu verweilen. Fir das erftere kommt die won demfelben entwidelte Theorie des ius ad 
rem (d. 5. des Rechts zur Sache, des Anſpruchs auf Gewährung des Eigenthums einer 
jolden) und des ius in re (des dinglichen Nechts ſelbſt) in Betracht, eine Unterfcheivung, 
welche noch bis in unfer Jahrhundert in ver gemeinvechtlichen Lehre vom titulus und 
modus acquirendi dominii fortgewirft hat. Während aber dieſe Anſchauung infofern 
nicht glücklich zu nennen ift, als fie Irrthümer und Verwirrung erzeugt hat, gebührt dem 
tanoniſchen Recht Das Verbienft, Durch die weite Ausdehnung des Befiges an Nechten die mo— 
derne, den Römern noch fremde Anſchauung von dem Parallelismus des Befiges an Sachen und 
an Rechten, die principtelle Einheit beider Arten des Befizes zum Bewußtſein gebracht zu 
haben. Auch die römische Lehre von den Schutmitteln des Befiges ift durch die Einfüh- 
rımg der Spolienflage und der exceptio spolii wejentlich umgebilvet worden. Gerade 
hierin zeigt fich Die fchon oben hervorgehobene Berüdjichtigung des ethifchen und des 
Aequitätsmomentes, welches Hinfichtlich der Zulafjung der Spolienflage gegen den dritten 
von der Gewalt Kunde habenden Befiger einen praktiſch haltbaren Ausdrud, in der wei— 
ten Ausdehnung der exceptio spolii aber eine unangemefjene, freilich der unjuriſtiſchen 
Theorie ihres Urhebers, des Pſeudo-Iſidor, entiprechende Verwendung erhalten hat. Dies 
jelbe Tendenz, moralifches Unrecht in möglichſt ausgedehnter Weile durch rechtliche Vor: 
Ihriften zu verhüten zeigt fih endlich in der Statutrung der fortdauernden bona fides 
nicht nur für jede Art der (Sach- und Servituten-) Erſitzung, fondern aud fir die 
Klageverjährung. Die wichtigften Modificationen auf dem Gebiete des Vertragsrechts er- 
Mäxen ſich ebenfall® aus demfelben Grunde. Die fittliche Pflicht der Wahrung eines ge— 
leifteten Eides wurde höher geftellt, als die Beachtung ciwilrechtliher Ungültigfettsgründe 
und daher der Sat aufgeftellt, daß jede durch den Eid bekräftigte Verbindlichkeit, gehal- . 
ten werden müſſe, jofern nur ihre Erfüllung erlaubt und die Nechte Dritter nicht werlett 
würden. Endlich muß hier auf die weittragende Bedeutung des Zins- und des Wucher: 
Verbots für die Entwidelung des Obligationenredhts bingewiefen werden. Von dem 
Standpunft aus, daß Das Zinſennehmen unchriſtlich, daß das Geld einen feften, unver: 
änderlichen Werth habe und daß Geld an fich kein Geld erzeugen künme, kam das fa- 
noniſche Recht und die dafjelbe weiter ausbildende Doctrin ‚nicht nur zu dem Verbot des 
Zinfennehmens, jondern auch dem jedes den Zinswucher verdeckenden Geſchäftes und der 
Aufftellung des Erforderniſſes der ſ. g. „aequalitas dati et accepti“ für zweifeitige Ver- 
träge. Die von vielen Nomaniften als unberechtigt bezeichnete Auspehnung der laesio 
enormis von dei Perſon des Verkäufers auf Die des Käufers und vom Kauf auf alle 
Verträge des eben angedeuteten Charakters findet gerade von dem eben gedachten Gefichts- 
punft aus ihre tiefere, inmere Begründung. Da jene irrigen wirthſchaftlichen Theorien 
aber der Kirche mit der gefammten Doctrin und der weltlihen Geſetzgebung gemeinfam 
waren, jo wurde das Verfehröleben, welches ſchon in den Zeiten des Mittelalterd gegen 
die Bertennen feiner wirtbichaftlichen Gejege reagirte, gedrängt, fi neue Formen für 
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die verbotene Gapitaldnugung zu Juchen, wie denn — um nur eines Beifpield zu gedenfen — 
die Anfänge der Commanditgefellichaft gerade dadurch entftanden find, daß der Darleiher 
ſich mit einer Capitaleinlage als Socius bei einem Unternehmen betheiligte, und num als 
Dividende das zog, was ihm die Wucherlehre umter dem Namen des Zinſes vorenthielt. 

| Noch maßgebender endlich ift der Einfluß des fanonifchen Rechts auf die Geftaltung 
des gemeinen deutſchen Civilproceſſes geweſen. Das eigenthümlich und künſtlich 
geftaltete Gebäude defjelben, welches allerdings heute in Folge der lebhaften Reformbeftre- 
bungen auf diefem Gebiet bereits zum Abbruch beftimmt zu jein jcheint, ruht im großen 
und ganzen auf fanonifcher Grundlage, für melde die meiften Bauſteine allerdings wieder 
dem ſpäteren römiſchen Berfahren entnommen find. An dieſes letztere hat fich die Kirche, 
als ihre ausgedehnte Competenz die Ausbildung eines geordneten Verfahrens erforderlich 
machte, gehalten, aber die Natur der vor das Forum der Kirche gehörigen Sachen hat 
eine Reihe von Modificationen bedingt. Der römiſche Proceß war auf die Geltendmahung 
der der freien Parteidispofition unterliegenden Privatrechte berechnet. Um ſolche, aljo um 
Ausbildung eines Givilprocefjes handelte es ſich aber auf firchlicheım Gebiete nicht. Ge— 
hörten aud eigentliche Privatftreitigkeiten (3. B. Vermögensklagen gegen Geiftlide) vor 
das kirchliche Forum, jo betraf der wichtigfte Theil der Proceſſe doch öffentliche, auf dem Ge— 
biete der Kirche entftandene Rechte (Streitigteiten über Erwerb von Aemtern, Proceffe zwiſchen 
zwei in zwiejpältiger Wahl gewählten Bisthumscandidaten ꝛc.). Gerade für folde Strei— 
tigkeiten juchte die Kirche eine geeignete Procedur zu Ichaffen, und infofern ift fie Liberaler 
wie der moderne Staat gewejen, als fie alle von ihr anerkannten Rechte im Wege eines ges 
orbneten procejjualiichen Verfahrens mit der Möglichkeit einer ausführlichen Darlegung der 
Anſprüche der Betheiligten geſchützt hat, während die meiften Staaten noch heute über wich- 
tige ftaatörechtliche Befugniſſe ihrer Unterthanen im Wege der geheimen Verhandlung in 
den Regierungscollegien und der ohne Zuziehung der Betroffenen erfolgenden Decretur be= 
finden laſſen. Handelte es fich aber für die Kirche um Ausbildung eines Verfahrens über 
öffentliche Rechte, jo konnte fie beiſpielsweiſe feine rein formale Reſultate herbeiführenden 
procefjualifchen Grundfäge anerfennen. Da die Partei über das üffentliche Recht nicht 
beliebig verfügen fonnte, jo durfte dem Geſtändniß, der Eidesdelation, feine den Richter 
abjolut bindende Kraft beigelegt werden. Da, mo zwei Parteien ein und daſſelbe Recht 
3. B. auf ein Amt geltend machten, mußte der, weldyer durchdringen wollte, auch immer feine 
Befähigung und feine Berechtigung darthun, e8 konnte jomit der Satz: actore non pro- 
bante reus absolvitur, für diefe Art von Procefjen keine Anwendung finden. Die Noth— 
wendigfeit, gerade in diefen, den ganzen Organismus der Kirche berührenden Angelegen- 
heiten, eine einheitliche Praxis durch die oberfte Inftanz herbeizuführen, führte weiter zu der 
- umbedingten Schriftlichfeit des Verfahrens. Während aber ferner in Rechtsftreitigleiten Des 
gedachten Charakters eine freie Beurtheilung erforderlich ericheint, hat die kanoniſche Theorie 
durch eine ftarre Gliederung des Verfahrens, durch Vorſchreibung einer ganzen Reihe von 
Solennitäten, und durch Die Urgirung des Berhandlungsprincipes dem Richter und den Par— 
teien bei jedem Schritte beengende Feſſeln angelegt. Erklärlich wird das nur daraus, 
daß man in der Aufitellung fejter, allgemeiner Regeln allein eine genügende Garantie der 
Gerechtigkeit fand, und daß das Mißverſtändniß einer Reihe von römiſchen Beſtimmun— 
gen und das Borbild des germanifchen, ftrenge in beftimmte Abſchnitte' gegliederten Pro— 
cefjes jene Richtung noch unbewußt gefördert haben. Daß jener Drang nad der Auf- 
ftellung von allgemeinen Normen und nad dem Ausſchluß jeder freien Bewegung in der 
Zeit lag, ift hinreichend befamnt, und gerade die Entmwidelung des Procefjes bietet dafür 
ein ſchlagendes Beifpiel, infofern als das fanonifche Recht ſelbſt die aus dem römischen 
Recht übernommene freie Beweistheorie nur Durch Aufftellung weniger und mit berjelben 
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nicht abjolut unvereinbarer Beweisregeln eingejchräntt, die den Proceß weiter geftalten de 
Doctrin aber jene Grundfäge durch Entwidelung eines feften Syftemes von Normen für 
die Bildung der richterlichen Ueberzeugung befeitigt und die ſ. g. formale Bemeistheorie 
geihaffen hat. So ſehr das Bemühen des kanoniſchen Rechts nach Herftellung eines die 
Gerechtigkeit ſchützenden Verfahrens anzuerfennen it, führte doch gerade der Formalismus 
deffelben zu einer endloſen Verſchleppung und zu wenig dem materiellen Recht entiprechen- 
den Nefultaten. Schon im vierzehnten Jahrhundert mußte man daher auf dem, Boden 
der Kirche ſelbſt wenigftens für diejenigen Sachen, welde eine jchleunigere Erledigung 
erforderten, durch Einführung eines ſ. g. ſummariſchen Verfahrens, m mweldem ein Theil 
der unnügen Solennitäten und Formen befeitigt wurde, Abhülfe Schaffen. Trotz diefer 
Mängel ift das fanonifche Verfahren in Deutſchland mit den fremden Rechten recipirt 
worden, da es im Gegenfaß zu dem germaniichen Proceß eine rationale Prüfung der 
Rechtsanſprüche durch den Richter ermöglichte. Wenn auch ſpäter in Deutichland außer 
den vom kanoniſchen Recht ſchon jelbit eingeführten Abkürzungsmitteln noch andere der— 
artige Mafregeln angenommen worden find, jo ift doch damit der Formalismus nicht be= 
feitigt, im Gegentheil durch die beliebten Bejchleunigungsmittel eher noch gefördert worden. 


VI Das kauonifche Recht in Deutſchland und feine Bedentung für 
das heutige gemeine deutfche Recht. 


In Folge der Entwidelung der geiftlichen Gerichtöbarkeit hatte das kanoniſche Recht ſchon 
früh in den Gerichten Deutfchlands Eingang gefunden, und das Studium defjelben ift hier viel 
früher als das des römischen Rechts betrieben worden; waren doch bis tief in Das funfzehnte 
Jahrhundert hinein die Zuriftenfacultäten an den feit dem vierzehnten Jahrhundert gegründeten 
deutjchen Univerfitäten fat ausichlieglich aus Kanoniften gebilvet. Mit diefer Geltung in den 
geiftlichen Gerichten war aber die Verbindlichkeit des kanoniſchen Rechts für die weltlichen 
noch nicht entſchieden. Indeſſen ganz abgefehen davon, daß einzelne Vorſchriften ausdrücklich 
durch Die deutſchen Kaiſer janctionirt worden find, beftanden in Italien die Legiften= und 
Ranoniftenfchulen nebeneinander und da das kanoniſche Hecht vielfach den Bedürfniffen der 
Zeit näher fam und diejen rechtlichen Ausdruck gegeben hatte, jo wurden feine Neuerun— 
gen auch von den Yegiften mit berlidjichtigt und es galt bei den mittelalterlichen Juriſten 
Italiens der Grundiag, daß das fanonifche Recht als das jüngere dem römischen Nechte 
vorgehe. Die freilich noch im zwölften und dreizehnten Jahrhunderte beftehenden Zweifel 
über das Verhältniß beiver Rechte, Anſchauungen, wie die, daß die Befolgung der Cano— 
ned durch den weltlichen Richter wünfchenswerth, oder gar in Sachen, welche das Seelen- 
beil beträfen, nothwendig ſei, find mit der fpäter immer mehr abnehmenden Trennung 
jwilchen Yegiften und Kanoniſten und mit der Unmöglichkeit auf einzelnen Gebieten (3. B. 
dem Givil- und Criminalproceß) das reine römiſche Recht allein praftiich zu berüdfichtigen 
und das tanoniſche ganz bei Seite zu laffen, bald überwunden worden. In der Geftal- 
- tung, welche ihm die Yehre der Unwerfitäten gegeben und welche ſich in den von Legiften 
und Kanoniften herrührenden literariſchen Werfen jener Zeit niedergelegt findet, nicht im 
feiner urfprünglichen Reinheit, ift das römifche Recht und mit ihm zugleich auch das fano- 
nische Recht in Deutſchland recipirt und im den weltlichen Gerichten angewendet worden. 
Auf die Gründe jenes merfwürdigen Proceſſes der Reception der fremden Rechte einzugeben, 
ft hier nicht nöthig. Es war vielmehr nur die Thatfache zu conftatiren, daß das fanonifche 
Recht gleichfalls zu „des Neiches und gemeinen Rechten“ gehört bat, deren Beobachtung 
dem Reichslammergericht ſchon Ende des funfzehnten Jahrhunderts umd den Hofgerichten 
der einzelnen Yandesherren jeit dem Anfang des folgenden in den Neichöfammergerichts- 
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und Hofgerichts = Drdnungen aufgegeben wurde. Das weitere Schickſal des kanoniſchen 
Rechts in Deutjchland in den Händen der weltlichen Jurisprudenz fällt der Darlegung der 
neueren deutſchen Rechtsentwidelung anheim. Was aber die Frage nach feiner heutigen un— 
mittelbaren Anwendbarkeit betrifft, jo fcheiden, mie die Ausführungen unter V ergeben haben 
werben, nicht mur die Gebiete des Völferrechts und Staatsrechts, ſondern auch vor allem die 
des Strafrehts und Strafprocejfes aus, auf denen die Codification in unferem 
Jahrhundert die größte Thätigfeit entfaltet hat. Kaum anders verhält es ſich mit dein Givil- 
procek, denn auf dieſem Gebiete hat ebenfalls die ſpätere Neichsgefeßgebung, Doctrin und 
Praris die kanoniſchen Einrichtungen in fo einfchneidender Weife umgeftaltet, daß der um: 
mittelbaren Anwendbarkeit der meiften, im Corpus juris eanoniei niedergelegten Normen 
(3. B. der Lehre von der Eonception des Libells, von der Yitisconteftation, von den Poſitionen, 
von der Appellation gegen Interlocute u. |. w.) Die moderne Geftaltung der Procefinftitnte ent= 
gegenfteht. Für alle ebengenannten Gebiete ift ſomit die. directe Bedeutung des kanoniſchen 
Nechts eine äußerſt geringe, wenngleich daſſelbe auf die Entwidelung derfelben im Mittelalter 
von hervorragenden Einfluffe geweien ift. Für das Privatrecht wäre heute noch am eheften 
eine folche unmittelbare alljeitige Geltung der fanonifchen Vorſchriften denkbar, aber einmal 
hat die ftaatliche Gefeßgebung mit manchen, denfelben zu Grunde liegenden Anſchauungen (fo 
ſchon Die deutſche Reichsgeſetzgebung mit dem Zinsverbote) nebroden, und dadurch find eine 
Reihe hierher geböriger Normen befeitigt worden. Sodann bat auch jener alte Grundfat 
von dem VBorrange des fanontjchen Rechts namentlich in diefem Jahrhundert gegenüber dem 
Purismus eines Theils der Civiliſten der Hiftorifchen Schule nicht mehr feine unumſchränkte 
Geltung behaupten fünnen, vielmehr hat man mehrfach als Legitimation für die heutige 
Geltung des kanoniſchen Rechts die klare Abficht einer Abänderung des römischen Rechts 
verlangt und Beftinmmungen, weldye durch dieſen Paſſirſchein nicht gedeckt werden, als 
Mifverftändniffe des römiſchen Rechts oder ald unachtſamer Weile zu meit gefaßte Vor- 
Ichriften (3. B. die Statuirung der bona fides für die Verjährung perfönlicher Klagen 
und für die Erfitung der Dienftbarfeiten) in ihrer Anwendbarkeit zu befeitigen gefucht. 
Bon der Unficherbeit, welche dadurch in Die Behandlung diefer Frage gekommen tft, gibt 
die gemeinvechtliche Praris umd jedes neuere Bandektenlehrbuch hinreichend Zeugniß. Frei— 
Lich mu Dabei hervorgehoben werden, daß in diefer veftringtrenden Theorie ſich vielfach 
nur eine Reaction des modernen Nechtsbewußtieind geltend macht, welches von anderen 
Auffaffungen des Verhältniſſes zwiſchen Recht und Moral und von anderen wirtbichaft 
lichen Anſchauungen ausgeht. 

Daß das kanoniſche Recht eine bedeutende culturhiſtoriſche Miſſion gegenüber den 
Rechtszuſtänden des Mittelalters erfüllt hat, werden die vorſtehenden Andeutungen ergeben 
haben. Dieſe iſt erfüllt, die geſunden, von ihm entwickelten Gedanken bat die ſtaat— 
liche Geſetzgebung ſich zu eigen gemacht, und daß Rechtsſätze, welche den Bedürfniſſen oder 
Anſchauungen unſerer Zeit widerſprechen, aus dem heutigen Rechtsſyſtem wieder ausge— 
ſtoßen werden, iſt ein durch die Culturentwickelung gebotener Proceß, welchen die Kirche ſelbſt 
allerdings beklagen mag, den aber zu hindern, ihre Macht heute nicht mehr ausreicht. — 

Literatur: Ein Werk, welches Die Entwidelung des fanoniihen Rechts nad den vor— 
ftehend aufgeftellten Gefichtspunften erörtert, feblt gänzlich. Für die Gefchichte der Quellen find 
zu vergleihen: Phillips, Kirchenrecht 4, 1 jf.; Walter, Kirchenrecht 88. 65 fi.; Richter, 
Kirchenrecht. 6. Aufl. 85. 27 ff. 49 ff.; Schulte, Kathol. Kirchenrecht 1, 267 ff.; über die Ent» 
widelung der kirchlichen Gerichtsbarkeit Richter a. a. ©. $$. 207 ff, 212. 220 ff; Schulte 
a.a. ©. 2, 374 ff, 405 ff.; über den Einfluß des kanoniſchen Rechts auf die verichiedenen 
Rechtsgebiete Walter a. a. DO. $$. 342 ff.; die betreffenden Völkerrechts-, Strafrechts- x. 
Compendien : einzelnes findet ſich auch in Roßhirt, kanonifches Net, Schaffbaufen 1857; 
defien Geſchichte des Rechts im Mittelalter, IH. 1. Canonifches Recht, Mainz 1846, deſſelben 
Dogmengeichichte des Civilrechts, Heidelberg 1953. 
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Vorbemerkung. 


Das römiſche Recht nennen wir nach einer Stadt, Die fib im Yauf der Jahr— 
hunderte zum Univerfalftante des Alterthums aufgeihwungen hat. Dem deutſchen 
echte gab ein ganzes Bolt den Namen, welches einer ftraffen Zuſammenfaſſung ftets 
entbehrte, auch in der Zeit, als es im Nahmen des deutichen Reiches ſeine ſtaatsrecht- 
liche Einheit gefunden hatte. Damit ift von vornherein ein tiefgreifender Gegenfatz 
in der Gejchichte beider Rechte angedeutet. Im Deutichland gebrach es an den Voraus: 
jegungen der einheitlichen und künſtleriſch abgeſchloſſenen Ausbildung des römifchen Rechts. 
Der deutſchen Rechtsentwidelung fehlte ein Kryſtalliſationspunkt, wie ihn das römische 
Recht in der Urbs gefunden. Bon oben ber war fie faft vollſtändig fich jelbft überlaffen. 
Nie hat ein deuticher Herrſcher auf die Rechtserzeugung einen jo nachhaltigen Einfluß ges 
nommen, wie ibn der Papft als das Haupt eimer feitgegliederten Hierarchie durch jeine 
Derretalen auf die Geftaltung des kanoniſchen Rechts ausübte. Umſonſt juchen wir in 
der Gejchichte Des deutſchen Nechts nach einer Periode, da die Yuftizpflege in den Händen 
eines abjoluten Königthums und eines von ihm abhängigen Yuriftenftandes centralifirt 
wurde, wie Dies in England unter den normannifchen Königen der Fall war. Das deutiche 
Recht iſt ſonach im weientlichen das unmittelbare Erzeugniß des im Wolfe lebenden 
Rechtsbewußtſeins. Es war vorhanden, che e8 einen nationalen Staat gab, c8 hat dies 
fen, wenn man das deutiche Neich fo nennen darf, überlebt. In feiner Hauptmaſſe Ge 
wohnheitörecht, charakterifirt es fich durch eine faft verwirrende Mamnichfaltigkeit von Sons 
derbildungen, durch lebendige Friſche und Uriprünglichkeit, Durch inniges Anfchmiegen an 
die wirthichaftlichen und geſellſchaftlichen Verhältniſſe und durd die Anlage, ſcharf aus: 
gearbeitete Gegenſätze mittelft langlamer Ausgleichung wieder aufzuheben. 

Seine Entwidelung jelbitftindig zu vollenden, war dem deutſchen Rechte nicht bes 
ſchieden. Zu einer Zeit, als es feine Jugendperiode noch nicht überfchritten hatte, ſeit der 
Mitte des funfzehnten Jahrhunderts wurde in Deutichland fremdes Necht recipirt, nämlich 
römiſches Recht, kanoniſches Necht und langobardiiches Yehnvesst. Diele bedeutungswolle 
Thalſache rechtfertigt es, mit Nücjicht auf dieſelbe die Gefchichte des deutſchen Rechts in 
zwei Hauptperioden zu theilen Innerhalb des Zeitraums feiner jelbftftändigen Entwide- 
lung unterjcheiden wir wieder die allgemein germanifche Nechtsbildung bis zum Abſchluß 
der Völkerwanderung, die Nechtsbildung in der fränkiſchen Monarchie und endlich die des 
deutihen Neiches bis in die Mitte des funfzehnten Jahrhunderts. Für jeden Zeit 
abſchnitt jollen einige einleitende Worte den territorialen und allgemein gejchichtlichen Rah— 
men der ihm zufallenden Nechtöentwidelung feftitellen. Daran jchließt fich eine furze Be— 
trachtung der gefellichaftlichen Grundlagen des Staats- und Rechtölebens. Die folgende 
Stelle iſt der Aufenfeite der Nechtebildung, alſo namentlich ver Gefchichte der Rechts— 
quellen gewidmet. Sodann follen die einzelnen Zweige des öffentlichen Rechts, Verfaſ— 
fungs= und Verwaltungsrecht, Strafrecht und Procefrecht jlizzirt werden. Die Gefchichte 
des Privatrechts wirb für die drei Zeitabjchnitte vor der Neception der fremden Rechte 
im Zufammenhange dargeftellt, um eine kürzere Faſſung zu ermöglichen. Für die Pe— 
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riode ſeit der Reception muß ſich nach der Anlage der Encyelopädie dieſer Ueberblick auf 
die Aufſtellung der allgemeinſten Geſichtspunkte beſchränken. 

(Die Geſchichte des deutſchen Rechtes wurde zur ſelbſtſtändigen wiſſenſchaftlichen Disciplin 
erhoben durch Karl Friedrich Eichhorn, Deutſche Staats- und Rechtögefehichte 4 Boe., 5. Aufl. 
1843— 4. Die feitdem erfehienenen compendiöferen Darftellungen haben im geiftiger Durchdrin— 

ung bes — Stoffes ihr Vorbild nicht erreicht. ALS ſolche find zu nennen: Phillips, 
Deutihe eihsr und Mechtögefchichte zum Gebrauce bei akademifchen Vorlefungen, 4. Aufl. 
18595 Zöpfl, Deutſche Nechtsgefchichte, 3. Aufl. 1955; F. Walter, Deutſche Rechtsgeſchichte, 
2. Aufl. 1857; Gengler, Deutſche Rechtsgefchichte im Grundriffe (unvollendet), 18505 Hille 
brand, Lehrbuch der Deutſchen Staats und Rechtsgeſchichte mit Ausſchluß der Geſchichte ber 
Privatrehtsinftitute, 1856; von Daniels, Handbuch ber deutſchen Reichs- und Staatenrechtd- 
gefchichte, 1859— 1863, unvollendet; Schulte, Lehrbuch der beutfchen Reichs- und Rechts— 
geſchichte, 1861. — Gedichte des deutfchen Rechts, in 6 Bänden bearbeitet von Befeler, Hälfd- 
ner, Pland, Richter und Stobbe. Bisher erſchien nur der erfte Band: Die Gedichte 
der deutſchen Nechtöquellen von Stobbe, 1860—64. Einen kurz gefaßten Abriß ſucht zu 
en Schuler-Libloy, Deutſche Nechtögefchichte, 2. Aufl. 186%. Gierke, Rechtsgeſchichte 

r deutſchen Genofienfchaft, 1868, ift nach einem jo umſaſſenden Plane angelegt, daß das 
Wert faft als eine Deutſche Rechtsgeſchichte unter dem Geſichtspunkte der Genoflenihaft erſcheint 
und im vielen Fragen des öffentlichen Rechts mit Nuten zu Rath gezogen werden kann. —- 
Unentbehrliches Hülfsbuch find dem Rectsbiftorifer 3. Grimm's Deutſche Nechtsalterthümer, 
2. Ausg. Es — Die leider einzige Bibliographie der deutſchen Nechtögeichichte ift bie won 
Cofta, 1858 


A. Aeußere Rechtsgeſchichte und öffentliches Kecht bis zur Neception 
der fremden Rechte. 


I. Aeußere Rechtsgeſchichte und öffentlihes Recht bis zum Ab- 
ihluß der Bölferwanderung. $. 1. Die ältefte deutſche Nechtögeichichte iſt zu— 
gleich) germanifche Rechtsgeſchichte. Erſt feit ver Zeit, da ein Theil der Germanen die 
heimathlichen Sitze verlaſſen und auf fremder Erde neue Reiche gegründet hatte, wird ber 
Begriff derfelben ein engerer, ev bleibt beſchränkt auf jene Stämme, die fich am jenen 
Wanderungen im welentlichen nicht betbeiligten. 

Nicht als ein großer nationaler Staat trat das Volf der Germanen in die Ge 
ſchichte ein; es war vielmehr in eine Anzahl kleinerer Völkerſchaften getheilt, deren jede 
ein jelbititändiges politiiches Dafein führte. Doc beſtand ein Bewußtfein der Zuſam— 
mengehörigkeit. Es äußerte fich in den Mythen von der Herkunft des Volkes. Seit 
dem dritten Jahrhundert drängten geichichtlihe Ereigniffe die vielgefpaltene Nation zur 
Bildung größerer Verbände. Benachbarte und verwandte Völkerſchaften jchloffen Bünd— 
niffe, aus welchen um Yaufe der Zeit die Stämme als politiiche Einheiten herauswuchſen. 
Saliſche und ribuariſche Franken, Alamannen, Batern, Thüringer, Sachen und riefen 
find Diejenigen diefer Stämme, welche in Deutfchland anſäſſig blieben, während Gothen, 
VBandalen, Burgunder, Angelfachlen, Yangobarden und andere durch ihre Wanderungen 
aus dem Gefichtsfelde der deutſchen Rechtsgeſchichte werichwinden. 

(Für alle diefen Zeitraum berührenden Materien oder doch die meiften derſelben kommen in 
Betracht: Waitz, Deutſche Berfafjungsgeihichte, 1. Bd., 2. Aufl. 1565; von Bethmann— 
Hollweg, Ueber die Germanen vor der Völkerwanderung, 1850; Majer, Germaniens Ur— 
verfaffung, 1798; Weiste, Die Grundlagen der früheren ser wer, Teutſchlands, 1836; 
Sachße, Hiftorifche Grundlagen des deutichen Staats- und Rechtslebens, 1544.) 

Ss. 2. Die geſellſchaftlichen Zuftände der älteften Zeit bieten die Deutlich erfennbare 
Grundlage einer demokratiſchen Verfaſſung. Die Germanen ericheinen als eu Volk von 
freien wehrhaften Bauern. Ihre Befigverhältniffe waren gleichförmig. Haus- und Hof 
ftätte befanden ſich im Eondereigen des Einzelnen. Am Aderlande beftand fog. Feld— 
gemeinjchaft mit wechſelnder Hufenordnung. Als Eigenthümer defjelben galt die Ges 
ſammtheit ver Gemeindegenofien, während dem Einzelnen fein Antheil an der Felbmarf 
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durch periodifch wiederkehrende Berlofung zur Sondernugung zugewieſen wurde. Weder 
Sondereigen noch Sondernugung gab 8 am der gemeinen Mark, Almende, deren Haupt- 
beftandtheil Wald- und Weideland bildeten. Nach der Völkerwanderung tritt uns ein 
Sondergut am Aderlande entgegen, welches ſich in der Weile ausgebildet haben mag, 
daß die wechfelnde Hufenordnung eine fefte wurde, dem Einzelnen feine Quote ein für 
allemal belafien ward, und aus jenem Nugungsrechte ein Eigenthum erwuchs. 

Die Berölterung gliedert ſich in Freie, Liten und Knechte. Letztere find vechtlos, fie 
gelten ald Sache. Eine Mittefftufe zwiſchen ihmen und den Freien nahmen die Piten 
en, die Halbfreien, ein Stand, welcher fremvilliger Unterwerfung unter den Sieger feine 
Entftehung verdankt, während gewaltjame Unterjechung den Urfprung der . Unfreibeit 
erflärt. Unter den Freien ragen als eine factijch bevorzugte Klafje die Adeligen hervor, 
Glieder von Gejchlechtern, welche häufig oder durch längere Zeit um Beſitz obrigfeitlicyer 
Würden geweſen. Doch fehlt ihnen das Merkmal des Standes, der Genuß erblicher 
Vorrechte. Erſt um die Zeit der großen Wanderungen bat fich bei einzelnen Stämmen 
die Klafje zum wahren Stande abgeſchloſſen. Zum deutlichſten Ausdruck gelangten bie 
Standesunterſchiede im Wergelve, der Summe, welde zur Sühne des Todtſchlags an Die 
Verwandten des Erichlagenen bezahlt wurde. Dem Knechte fehlte es, ver Lite hatte nur 
das halbe Wergeld des Freien. Das volle entſprach noch in jpäterer Zeit dem Werthe 
des normalen Beſitzthums, der Hufe. 

Innerhalb des Staates bildete das Geichlecht, die Sippe eine öffentlich= vechtliche 
Körperichaft, welche ihren Gliedern Schuß und Sühne gemährleiftete. Wurde an einem 
derfelben der Friede gröblich verlegt, jo war fie verpflichtet zur Blutrache zu ſchreiten 
oder den Anſpruch auf das Wergeld zu erheben, welches nach beftimmten Sägen an die 
nächften Verwandten des Erſchlagenen vertheilt wurde. Wenn der Uebelthäter außer 
Stande war, das verwirkte Wergeld zu zahlen, jo wurden feine Gejchlechtsgenofien zur 
Zahlung herangezogen. Bei Rechtöftreitigkeiten waren ſich die Familienglieder gegenfeitig 
zur Eideshülfe verbunden. So beftand unter den Verwandten eine Art von Geſammt— 
bürgichaft, Magenbürgſchaft und bot ver enge Verband der Sippe einen Erſatz für den 
Mangel einer allfeitig entwidelten Staatögewalt. 

(Hanffen, Anfichten über das Agrarwefen der Vorzeit bei Fald Neues Staatsbürg. Ma- 
gazin II, IV, Derfelbe in ben philolog. und hiſtoriſchen san rare ‚ber Berliner Akademie, 
1563 und im ber Zeitjchrift für die gefammten Staatswifienihaften, 1865, I.; Roſcher, An- 
fihten der Bollswrethichaft, 1861; Landau, Die Territorien in Bezug auf ihre Bildung ꝛc., 
1854; von Löw, Ueber die Martgenofienfchaften, 1829; 2. v. Maurer, Geſchichte der Mar 
Ienverfafjung im Deutichland, 1856; Deſſelben Einleitung zur Geſchichte der Mark-, Hof-, Dorf- 


ud Stadtverfaflung ꝛe., 1554; Fr. Thudichum, Die Gau- und Marbverfafjung in Deutjch- 
and, 1860.) 

(Hüllmann, Geſchichte des Urfprungs ber Stände in Dentichland, 1830 ; Sapigny, 
Beitrag zur Rechtsgeſchichte des Adels im neueren Eurepa, 1836; Gaupp, Die germanifcen 
Anfiedelungen und Landtheilungen in den Provinzen des römischen Weftreiches, 1844; Konrad 
Maurer, Ueber das Weſen des älteften Adels der deutfchen Stämme x., 1846.) 


(Konrad Maurer in: Kritifche Ueberfchau der deutfchen Geſetzgebung und Rechtsmifien- 
ſchaft III. Bgl. zudem bie allgemeine Literatur des Älteften Strafrechts und Proeeßrechts.) 

8. 3. Das Recht iſt im dieſer Zeit ein ungeſchriebenes, es iſt Gewohnheitsrecht. 
Jeder Freie kannte es in Folge der öffentlichen Rechtsſprechung, an welcher Theil zu 
nehmen ſeine Pflicht war. Die naiv ſinnliche Auffaſſung, welche ſelbſt in der Sprache 
des Rechts zum Ausdruck kam, der Reichthum an Formen und Symbolen, in welche ſich 
der Rechtsgedanke kleidete, trugen dazu bei, das Recht im Bewußtſein des Volkes lebendig 
zu erhalten. Uralt iſt ferner die Sitte, den Rechtsſatz in Sprichwörter oder Reime zu 
fafien. — Trog aller Verwandtichaft war das Recht bei den verſchiedenen Völterfchaften 
in Einzelheiten verichieden. Die Kenntnif des Nechts fchöpfen wir für diefe Periode aus 


v. Helgenborjf, Enchelopäbie der Rechtswiſſenſchaft. I. 10 
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den Mittheilungen römiſcher Schriftfteller, namentlich aus der Germania des Tacitus 
und außerdem aus einer Bergleihung der Duellen der Folgezeit, welche zum Theil altes 
Gewohnheitsrecht enthalten, Das noch in die Zeiten vor der Völkerwanderung binauf- 
reicht, | 

(Graf und Dietberr, Deutſche Rechtsſprichwörter, 1864.) 

$. 4. Die Verfaſſung war allenthalben im ihren wejentlichen Grundzügen eme 
demofratijche, wenn man dabei von der Thatſache abfieht, daß ein Theil der Benölferung 
in Snechtichaft lebend des Nechtes darbte und die Waffenfähigteit die VBorausfegung der 
vollen Rechtöfähigkeit bildete. Im dreifacher Abftufung folgten ſich die Ortögemeinde, die 
Hundertichaft oder Gaugemeinde und die Pandesgemeinde als die politiichen Verbände, 
welchen innerhalb ihrer Sphäre die Yeitung der öffentlichen Angelegenheiten zuftand. Die 
Bedürfniffe der Geſammtheit wurden durch die perfönlichen Peiftungen aller Einzelnen ge= 
dedt. Allgemein waren Wehr- und Gerichtöpflicht. Jeder freie Mann leiftete unentgelt= 
lichen Kriegsdienft. „Das Heer war das Bolf in Waffen.” Die Gemeinden jelbft übten 
die Rechtsſprechung und jeder war verbunden in der Berfammlung, im Ding, zu erjchei= 
nen und bei der Urtheilfindung mitzuwirken. Dem Richter oblag mur die Yeitung des 
Dings und die Vollſtreckung feiner Urtheile. Der Yorm nad find bei den einzelnen 
Bölterihaften genoſſenſchaftliche Berfaffungen und Berfaffungen mit Königthum zu unter- 
ſcheiden. Dort verbürgte das Volk, hier der König den allgemeinen Frieden ; dort wurde 
der Bruch defjelben dem Volke, hier dem König gebüßt. 

Staaten mit genoſſenſchaftlicher Verfaſſung hatten im Frieden fein gemeinjames 
Dberhaupt. Nur für den Kriegsfall wurde ein Herzog gewählt. Die Landesgemeinde 
entſchied hier endgiltig in Landesangelegenheiten, fie beichlog über Krieg und Frieden, 
jie richtete über todeswirdige Verbrechen, fie wählte die Fürften, Die Vorfteher der Hun— 
dertichaften, der nächften Unterabtbeilungen der Bölterfchaft. Die Fürſten waren Richter 
und Heerführer der Hunvdertfchaft; in ihrer Geſammtheit bildeten fie einen Völkerſchafts— 
rath, welchem die Erledigung fleinerer, die Vorbereitung größerer der Yandeögemeinde zu- 
fallender Sachen oblag. Im den Dienft der Fürften begaben fich freie wehrhafte Män- 
ner als Gefolgsleute. Ste ſchwuren dem Gefolgshern Treue und bildeten feine Um— 
gebung im Frieden wie im Kriege. Nur die Fürften hatten das Recht, ein ſolches Ge— 
folge zu halten. Nach dem Borbilde der unter dem Familienvater vereinigten Haus— 
genoſſenſchaft entwidelte fi in dem Gefolgsweſen ein Herrſchaftsverhältniß, welches be- 
ftimmt war in feiner Fortbildung die Berfaffungsgrundlagen total zu verändern. 

Das Königthum iſt erblih. Doch entſchied innerhalb des Königsgefchlechts Die 
Wahl des Volkes. Der König hatte die oberfte Heer= und Gerichtögewalt. Er leitete 
die Yandesverfammlung, ohne deren Zuftimmung er in wichtigeven Sachen nichts unter: 
nehmen kann. Die Stellung der Hundertichaftsvorjteher trat in den Staaten mit König: 
thum mehr zurüd. Allem Anſcheine nach legte ſich der König das ausſchließliche Recht 
bei, ein Gefolge zu halten. Das Volkskönigthum, urjprünglic auf die öſtlichen Stämme 
bejchränft, verdrängte im Yaufe der Zeit bei den meiſten Völkerſchaften die genoffenichaft- 
liche Berfaffung. Die höhere Kraft, welche die Inftitution des Königthums dem Staate 
gewährte, veizte zu bewußter Aenderung der Verfaſſung. Hie und da wuchs aus einem 
ftändig werdenden Herzogthum allmählig ein Königthum heraus. 

(Thudichum, Der altveutiche Staat, 1562; Wait, Ueber die principes in der Ger- 
mania des Tacitus in den Forfhungen zur deutſchen Geſchichte II.; Sybel, Entftehung des 
deutſchen Königthums, 1844; Gaupp, Anfieolungen, 1. ce. Gemeiner, Berfafjung der Cen- 


tenen und des fräntifchen Königtbums, 18555 Dahn, Die Könige der Germanen, 1861—66 ; 
5 W, Unger, Die altveutiche Gerichtöverfaflung, 1842.) 
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8.5. Das altveutfche Strafrecht fußte auf dem Gedanken, daß durch Die wers 
brecheriiche That der durch die Volksgenoſſen (resp. den König) verbürgte Friede gebro= 
den wird. Im der Regel war es Sache des Verletzten, beziehungsweife des beleidigten 
Gefchlechtö ſich Genugthuung zu verjchaffen. Der Uebelthäter war der Rache des Geg— 
nerd ausgefett, wenn dieſer es nicht vorzog, Wergeld oder Buße zu fordern. In leich— 
teren Fällen war das Recht der Rache verfagt und nur ein gerichtlicher Anſpruch auf 
Buße begründet. Das Wergeld fühnte namentlich den Todtſchlag, ſonſt waren die meiften 
befannten Rechtöverlegungen in Bußzahlen abgeichägt, welche entweder durch Theilung des 
Wergeldes entjtanden oder auf eine beftimmte nach den verſchiedenen Rechten verſchiedene 
Grumdzahl zurüdführen. Wenn Buße oder Wergeld gerichtlich eingeflagt worden, hatte 
der Schuldige einen gewiſſen Betrag, das Friedensgeld, fredus, an die öffentliche Gewalt 
zu entrichten als Preis für die Wiedererlangung des verwirkten Friedens. Mande Ver— 
brechen waren unfühnbar ; fie jehloffen den Uebelthäter für immer aus der Friedens- umd 
Rechtsgemeinſchaft aus; fie machten ihn friedlos. Er konnte von jedermann bußlos er 
ihlagen werden, den er galt als wolfsfrei, „gerit caput lupinum.“ Wo die Ge- 
ſammtheit direct verlegt war, machte fie fofort ihr Verhältniß zum Friedlosgewordenen 
geltend, indem fie den Yandesfeind zu tödten beichloß, mitunter durch Priefterhand den 
Göttern opfern Tief. 

Vorwiegend hielt jich das Strafrecht an den äuferen Erfolg der That. Der all- 
gemeine abftracte Begriff des Verſuchs war dem altveutjchen echte fremd. ‘Der Berfuch 
war ftraflos, ſoweit nicht einzelne beftimmte VBerfuchshandlungen als ſelbſtſtändige Uebel- 
taten minderer Strafbarkeit, alfo formell als vollendete Verbrechen behandelt wurden. 
Die Strafen werden noch jpäter mitunter im peinlicher Weife nach dem Erfolge der 
Handlung bemeijen. So heißt es 3. B. in dem der folgenden Periode angehörigen 
Boltsrechte der ribuariichen Franken: Wenn jemand derart verwundet wurde, daß ein 
Knochen aus der Wunde trat, welder auf 12 Fuß Entfernung an einen Schild geworfen, 
diefen ertönen macht, jo bat der Schuldige 36 Solidi ald Buße zu zahlen. Die Aeußer— 
lichteiten der That entjchieden über die Natur des Verbrechens. So qualificrte jich der 
Todtſchlag als Mord, wenn der Thäter die Spuren des Verbrechens zu verbergen fuchte. 


(Wilda, Strafrecht der Germanen, 1842; von Voringen, Do zur Geſchichte des 
deutſchen Strafrechts, 1536; Geib, Lehrbuh bes deutſchen Strafrechts L, Geſchichte, 1861; 
Köftlin, Das germaniſche Strafrecht, 1859, und Zeitſchrift für Deutſches Recht, XII. u. XIV.; 
Böhlau, Nove Constitutiones domini Alberti, Beilage VI, Ueber die Entwidelung der 
Strafrechtsidee biß zum Landfrieden von 1235, 1858.) 


$. 6. Neben der procefjualen Geltendmachung des Rechts beftand für gewiſſe Fälle 
das Recht der Selbfthülfe, welches fich als Fehde zum Zwecke der Nache oder als Pfändungs- 
recht Äußerte. Die Nechtöverfolgung vor Gericht zeichnete fich durch einen einfachen aber ftren- 
gen Formalismus aus. Das Verfahren war öffentlich und mindlich und rubte vollftändig auf 
dem Berhandlungsprincipe. Enge begrenzt war die Autorität des Gerichtö; fie wurde zum 
Theil erſetzt Durch den rechtlichen Zwang des Formenweſens. Ohne Mitwirtung des Gerichts 
[ud der Kläger in fürmlicher Weiſe feinen Gegner zum Nechtöftreite. Vor Gericht ſtan— 
den die Parteien bei ihren Procegreden in unmittelbarem Verkehr. Im feierlichen Worten 
und ımter Anrufung der Götter erhob der Kläger feinen Klagevoorwurf und beſchwor ſo— 
dann den Bellagten ihm auf die Klage zu antworten. AldAntwort wurde nur eine 
volle Bejahung oder volle VBerneinung der Klageworte betrachtet, mit welchen fie formell 
genau übereinftimmen mußte. Einwendungen waren john von der Antwort ausgeſchloſſen. 
Soweit fie ſpäter geftattet werben, gelangen fie ald ein rechtmäßiges Berweigern ber 
Antwort, ald Bertheidigung gegen das Berlangen der Antwort zum Ausorud. Durch 
eine der Parteien aufgefordert geben die Dingleute das Urtheil. Diejes ift Beweisurtheil, 
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fofern es die Beweisfrage regelt, es ift zugleich Endurtheil, ſofern es beftimmt, was je 
nach dem Ausgang des Beweisverfahrens zu geichehen habe (iuret aut componat). Die 
Partei, welche mit dem Urtheile unzufrieden ift, mag baffelbe jchelten, d. h. eine Klage 
wegen ungerechten Urtheils gegen den Urtheilfinder einbringen, welche durch Zweikampf 
entjchieden wird. 

Dem Inhalte des Urtheils entſprechend, fehloffen die Parteien vor Gericht einen 
Bertrag, in welchem die Beweisführung, beziehungsweiſe die Befriedigung Des Gegners, 
angelobt wurde. Den Beweis erbrachte die Partei der Partei und nicht dem Gerichte. 
Die Beweismittel waren demnach formal, jo daß ihr Ergebniß einer richterlichen Ueber- 
prüfung nicht bedurfte. In der Regel hatte der Bellagte die Beweisrolle. Er ſchwur 
fi) von dem Klagevorwurf durch jenen Eid frei, den er entweder als Eineid oder mit 
einer beftimmten Zahl von Eideshelfern ablegte, welde ſchwuren, daß fein Eid rein und 
unmein ſei. Nur wenn der Schuldige auf handhafter That ertappt worden, bewies ſofort 
der Kläger deſſen Schuld mit feinen Eideshelfern. Der Begriff der Zeugen war ein 
jehr beichräntter. Als ſolche galten Männer, welche bei Vornahme einer rechtlichen Hand— 
lung zur Stätiaung derfelben beigezogen worden (Gefchäftszeugen) und Nachbarn, vie 
über gemeindefundige Verhältnifje und Ereigniffe ausfagten (Gemeindezeugen). Zufällige 
Wahrnehmung genügte nicht, um die Zeugenqualität zu begründen. Die Zeugen des 
Klägers Ichloffen den Eid des Bellagten aus. Brachten beide Theile bezüglich derjelben 
Thatſache Zeugen, jo gingen die des Bellagten vor. Der Zeugeneid war aſſertoriſch, 
fein Inhalt durch Das Urtheil feftgeftelt. Subſidiär kamen als Beweismittel Gottes— 
urtheile zur Anwendung. ALS ſolche fannte man Feuer- und Wafferorbalien, das Yoos- 
ordal und den Zweikampf War der Beflagte berechtigt und bereit, fih durch einen Eid 
mit Eideshelfern von der Klage loszuſchwören, jo konnte ihm im wichtigeren Sachen der 
Kläger den Weg zum Eide durdy die Herausforderung zum Zweifampfe verlegen. Ebenfo 
durfte gegen den Zeugen des Gegners eine Meineidsflage erhoben werben, welche fampf- 
bedürftig war, d. h. nur durch gerichtlichen Zweikampf entichieden werben konnte. 

Der Bellagte, welcher auf die Borladung vor Gericht nicht erfchien, verfiel in 
eine Buße, wen er nicht fein Ausbleiben durdy echte Noth (Sunnis) entichuldigen konnte. 
Fortgefegter Ungehorfam zug ihm Friedloslegung zu. Diefe trat auch ein, wenn bie 
Partei ſich weigerte, die Erfüllung’ des Urtheils anzugeloben. Ummittelbare Zwangsvoll- 
ftredung zur Durchführung des Urtheil® war dagegen nur unter der Borausfegung zu— 
läſſig, daß jenes Erfüllungsgelöbniß abgegeben mırde. Dann nahm das Gericht die 
Pfändung des ſäumigen Schuldners vor und übereignete dem Gläubiger die gepfändeten 
Mobilien auf Grund vorausgegangener Schätung. Der Grunpbefig war damals neh 
nicht Gegenftand der Realexecution. 

(Rogge, Ueber das Gerichtswefen der Germanen, 1820; Lud. Maurer, Geſchichte des 
altgermaniſchen und namentlich altbairifchen Gerichtöwerfahrens, 1924; Siegel, Gefchichte des 
deutſchen Gerichtöverfahrens, 1857; Sohm, Der Proceß ber Lex Salica, 1867; v. Beth- 
mann=-Hollweg, Civilproceh des gemeinen Rechts, IV, der germ.-roman. Civilproceß im 
Mittelalter, I, 15685 Sachße, Das Beweisverfahren nah deutſchem mit Beridfidhtigumg ver- 
wandter Rechte des Mittelalters, 1855; Konrad Maurer, Das Beweidverfahren nad beut- 
ſchen Rechten, Kritifche Ueberſchau V.; Majer, Gedichte der Ordalien, 1795; Wilda, in 
Erfh und Gruber8 Encvelopäbie s. v. Ordalien; Hıldenbrand, Die purgatio canonica 
und vulgaris, 1841; Unger, Der gerichtliche Zweilampf, 1847; Dahn, Studien zur Gefchichte 
der — Gottesurtheile, 1857; Wädter, Beiträge zur deutſchen Geſchichte, insbeſondere 
zur Feſchichte des deutſchen Strafrechts, 1845.) 

I. Aeußere Rechtsgeſchichte und öffentliches Recht bis zur Auf— 
löſung der fränkiſchen Monarchie. $. 7. Bon unſcheinbaren Anfängen aus 
gelangte der Stamm der ſaliſchen Franfen zu mweltgejcjichtliher Bedeutung. Das frän- 
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tiſche Reich umterwarf fich die ſämmtlichen übrigen Stämme Deutichlands und abjorbirte — 
das weftgothifche Spanten ausgenommen — der Reihe nach die Staaten, melde germa- 
niſche Völker auf dem römiſchen Gontinente gegründet hatten. Mit der Chriftianifirung 
der Germanen trat eine neue Macht in ihr Nechtöleben ein, die Kirche. Im Bündniſſe 
mit derjelben ftellte Karl der Große, nachdem er factifch die germaniſch-romaniſche Welt 
monarchie geſchaffen, das abendländifche Kaiſerthum wieder ber. Nach Karls Tode zeigte 
ji aber das Reich feinen Aufgaben nicht mehr gewachſen, es erlag feiner eigenen Größe 
und Löfte fich in fünf fleinere Reiche auf. Eines derſelben bilveten die vein deutſchen 
Stämme, welche ſich Arnulf, einen Karolinger, zum König jegten. Seit diefer Zeit gab 
es ein deutſches Reich. 

(Waitz, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte II, III, IV, 1. Aufl. 1847—61; Dönniges, 
Das deutſche Staatsrecht umd die deutſche Reihsverfaffung, 1942; ——— und Stein, 
Franzöſiſche Staats- und Rechtsgefchichte, 1846—48; Schaffner, Geſchichte der Rechtsverfaffung 
Frankreich, 1859; Löbell, Gregor von Tours und feine Zeit, 2. Aufl. 1969; Unger, Gefd. 
des öffentlichen Rechts in den Yanden zwifchen Niederrhein und Niederelbe bis 840, 1840.) 

$. 8. Die Berührung mit der römischen Cultur, die Annahme des Chriftenthums, 
die Ermerbung römifchen Gebiete8 und die Erftarfung der königlichen Gewalt brachten 
tiefgreifende Aenderungen in den foctalen Verhältniſſen des Volkes hervor. Die alte 
Gleihförmigkeit der Befigverhältniffe verſchvand. Durch Die Eroberungen wurde der 
König großer Grundbefiger und durch ihn wurden es getreue Franken, Die er für ges 
leiftete Dienfte mit Grund und Boden belohnte. Die Kirche, welche man in Gallien als 
Großgrundbeſitzer vorfand, ſetzte ſich in dieſer Eigenfchaft auch in den deutfchen Stamm: 
landen feft. Der Gegenſatz zwiſchen dem grumbbefigenden Adel Galliens, den fenatorifchen 
Gejchlechtern und einem landloſen Proletariat übte feine Rückwirkung auf die Verhältniſſe 
bei den Germanen. Abgejehen von alledem mußte nach der Aufteilung des Aderlandes 
die Natur der Dinge eine Ungleihmäßigfeit der Befigverhältniffe herbeiführen. Wie fomit 
einerfeits ein großer Grundbeſitz entftand, wurde andererfeitd der Normalbefig verringert, 
da er die auf ihm Haftenden öffentlichen Yaften nicht mehr zu ertragen vermochte, 

Hand in Hand hiermit ging eine Zerjegung der bisherigen Ständeglieverung. In— 
nerhalb des Kreifes der Freien bilveten fich perſönliche Schutz- und dinglice Abhängig- 
leitsverhältniſſe. Schugbedürftige Freie begaben ſich als Mundmannen in vie Schut- 
berrichaft eines Mächtigen; fie bezahlten den gewährten Schug mit einem firen Zinſe 
und galten zufolge diefer Standesvormundichaft nicht mehr als vollfrei. Befigloje Freie 
Degen ſich won einem Grundherren gegen Zinspfliht Grund und Boden verleihen. 
Solche freie Hinterjafien waren dann gleichfalls nicht mehr vollfrei und ftellten fich wirth- 
ſchaftlich durch die Abhängfeit vom Herrenhofe den hörigen und Leibeigenen Hinterfaffen 
des Grundherren zur Geite. 

Neben dieſen Abhängigkeitöverhältniffen niederer Ordnung entftand in der Vaflallität 
ein Schug= und Dienftverhältnig, in dem Beneficialweſen ein Yeiheverhältnig höherer Ord— 
nung, wie es zwijchen freien Leuten ohne Schmälerung ihrer vollen Freiheit eingegangen 
werden konnte. 

Während ein Theil der Freien unter das Niveau der gemeinen Freiheit hinabſank 
und die Kluft zwilchen Freiheit und Unfreiheit ausfüllen Half, ftieg ein anderer Theil 
über den Stand der Gemeinfreien empor. Es entwidelten fich nämlich die Anfäge eines 
neuen Adels, deſſen Entftehungsgrund der Königsdienſt war. Diefer gab höhere Rechte, 
zumal höheres Wergeld, mochte er num durch Uebernahme eines königlichen Amtes oder 
durch Eintritt in die königliche Gefolgsgenofienichaft begründet werden. Mit dem Erb- 
lichwerden diefer und analoger Verhältniſſe find alle Merkmale des höheren Standes ge— 
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geben. Der alte Gefchlechtsadel, welcher ſich bei einigen Stämmen als Stand heraus— 
gebildet hatte, verſchwand, foweit er nicht in dem neuen Dienftadel aufging. 

Die Sippe verlor in diefer Zeit erftartender Staatögewalt ihre öffentlich = rechtliche 
Bedeutung. Die Fehde zum Zweck der Rache wurde jo ſehr "eingeengt, daß fie feinen 
Spielraum mehr fand. Dem Felthalten des Grundbefiges innerhalb der Familie fette 
die Geſetzgebung die volle oder doch eine beſchränkte Veräußerungsfreiheit von Grund und 
Boden entgegen. Im Widerftveite mit dem erelufiven Bamiliengeifte brachte die Kirche 
mit Hülfe des Staates ein ausgedehntes Verbot der Verwandtſchaftsehen in Geltung. 

(Rotb, Gefhichte des Beneficialwefens, 1850; Ludw. v. Maurer, Gefchichte der Frobn- 
böfe, der Bauernhöfe und ber Hofverfafiung in Deutfchland, I, 1862; Chabert, Bruchftüd 
einer Staats- und Rechtsgeſchichte der —* öſterreichiſchen Länder, Denkſchriften der Wiener 
Atademie, III, IV; Laboulaye, Histoire du droit de propriété foneitre en Oceident, 
1839; Gudrard, Polyptique de l’abb& Irminon... avec des prolögomenes pour servir 
& l’histoire de la condition des personnes et des terres... 1836 ff.; Naudet, De l’etat 
des personnes en France sous les rois de la Itre race, (Me&moires. de l’Institut, Acad. 
des Insc. et belles lettres t. VIII); Schupfer, Degli ordini sociali e del possesso fon- 
dario appo i Longobardi, Situngsberichte der Wiener Akademie, XXXV.) 


8. 9. Innerhalb des fräntifchen Neiches erhielt ſich die Beſonderheit des Rechts 
nach Nationalitäten und nad) Stämmen. Für die Wechjelbeziehungen der Unterthanen 
verſchiedenen Rechts entwidelte fich das Princip der Perjönlichkeit des Rechts, demzu— 
folge jeder nach dem Rechte beurtheilt wurde, in welchem er geboren worden war. 

Reichlich fließt in diefer Periode die Duelle des gejchriebenen Rechts. Allenthalben 
machten die neuen Yebensverhältnifie das Bedürfniß rege, neues Recht zu fegen und das 
beftehende Gewohnheitsrecht aufzuzeichnen. Geſetzes- und Urkundenſprache iſt die lateiniſche. 
Unter den Rechtsquellen dieſer Zeit ſind zu unterſcheiden: die ſ. g. Volksrechte, Leges 
Barbarorum, bei welchen die Satzung und Fixirung des Rechts vom Bolfe ausging oder 
doch in der Negel unter Betheiligung des Volkes ftattfand, ferner die Verordnungen der 
fränfijchen Könige und Hausmaier und endlich juriftiiche Privatarbeiten. 

1) Die Vollksrechte. Das ältefte derjelben, die Lex Salica, ftammt aus 
einer Zeit, da die falifchen Franken noch Heiden waren und das Königthum fich noch 
wenig entwidelt hatte: Anhaltspunkte, welde mit anderen auf das dritte Viertel des 
fünften Jahrhunderts als Entftehungszeit hinweiſen. Die älteren Terte enthalten bie 
ſ. g. Malbergiſche Gloſſe, Einfchiebjel von altveutjchen Worten, welche den praktiſchen 
Gebrauch der Lex durch Erläuterung und Ergänzung des Terted erleichtern follten. Die 
urjprüngliche Geftalt der Lex wurde in der Folge, entiprechend der eintretenden Umbil- 
dung des altjalifchen Rechtes vielfach verändert. Die jüngjte Faſſung wird als Lex Sa- 
lica emendata vel reformata bezeichnet. — Das Volksrecht der ribuarifhen Fran— 
fen kam durch mehrmalige Cagung zu Stande. Der ältefte Beftandtheil rührt vermuthlich 
aus dem Unfange des ſechsten Jahrhunderts und enthält noch altes ribuariſches Bußſyſtem. 
Ein zweiter Theil wurde Ende des fechsten Jahrhunderts nad) dem Vorbilde der Lex 
Salica ausgearbeitet; in ihm findet ſich das jüngere ſaliſche Bußſyſtem, welches das alt= 
ribuarijche verdrängt hatte. Das fiebente und achte Jahrhundert brachten neue Zuſätze. — 
Ein fränkiſcher Gau, das Hamaland, hatte fein Sonderrecht, welches Ende des achten oder 
Anfang des neunten Jahrhunderts aufgezeichnet wurde und als Ewa oder Lex Fran- 
corum Chamavorum bezeichnet wird. — Die ältefte Eatung der Alamannen 
ift der |. g. Pactus, welcher vor Chlothar II. centftand. Unter diefem (613 — 622) 
fam eine neue Satung zu Stande, melde den Pactus im fid) aufnahm, die Lex Ala- 
mannorum Hlothariana. Herzog Yantfried von Schwaben umterzog fie Anfang des 
achten Jahrhunderts einer Revifion (?), deren Ergebniß die Lex Al. Lantfridana ift. Eine 
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neue Recenſion entftand unter Karl dem Großen, die Lex Alam. Carolin. — Der 
Stamm der Baiern erhielt eine Satzung vor der Mitte des fiebenten Jahrhunderts, 
welche das alamannijche Voltsrecht bemütste und Theile der Lex Wisigothorum nad) 
Keccareds Redaction in fih aufnahm und außerdem fpätere Beftimmungen, in welde frän- 
fiicher Einfluß bemerkbar if. — Die Lex Angliorum et Werinorum hoc est 
Thuringorum wurde in farolingifcher Zeit für das ſüdlich der Unftrut gelegene Thüringen 
abgefaßt, welches von den thüringifchen Stämmen der Anglen und Warnen bewohnt 
war. — Die Lex Saxonum fam nady Unterwerfung der Sachſen unter die fränkiſche 
Herrichaft zu Stande. Ob fie durch einmalige oder mehrmalige Satung entftand ift 
ftreitig. — Die Lex Frisionum wurde in ihrer uripränglichen Geftalt im achten 
Jahrhunderte für Mittelfriesland erlaffen. Später famen Zufäge für die beiden Seiten- 
lande und die Ausiprüche von zwei Nechtöfundigen, die Additiones Saxmundi et 
Wulemari, hinzu. — Die genannten Volksrechte enthalten zum größten Theile Buß— 
beftimmungen ; fie wollten den damaligen Rechtszuſtand nicht in erjchöpfender Weiſe dar— 
ftellen, ſondern befchräntten ſich auf jene Rechtsfäge, zu deren Fixirung eine bejondere 
Veranlaffung vorlag. 

2) Die Verordnungen der fränfifchen Könige und Hausmaier. In merovingiſcher 
Zeit führen fie verfchtedene Bezeichnungen ; die karolingiſchen nennen fi Gapitularien. Man 
unterſcheidet Capitula missorum, Inſtructionen für die königlichen Miffi, Capitula per se 
scribenda, eigentliche Verordnungen, welche den Nachfolger des Königs, der fie erlieh, nicht 
binden, und Capitula legibus addenda, welche gleich den Volksrechten geiegliche Kraft 
baben follten. Ein Privatmann, Abt Anfegifus von Fontanella, machte 827 eine Samm— 
lung von Gapitularien Karls des Großen und Ludwigs des Frommen, ein Werk, zu 
welchem etwa 20 Yahre fpäter der Levite Benedict von Mainz eine angebliche Nachtrags- 
ſammlung veranftaltete, die ſich zum größten Theile als eine in kirchlichem Intereſſe unters 
nommene Fälſchung erweiſt. In Italien, wo Anfegis nicht in Gebrauch fam, wurde 
1000 — 1014 eine Sammlung der daſelbſt in Geltung gefommenen Gapitularien gemacht, 
welhe man Capitulare jchlechtweg oder Capitulare Langobardorum nannte. 

3) Juriſtiſche Privatarbeiten. Sie beſchränkten ſich hauptfächlih auf die Zu— 
jammenftellung von Formeln für Urkunden, in welchen fich das germanifche Nechtsleben 
an das vömifche anſchloß. Solcher Formelfammlungen find uns mehrere erhalten... Im 
fränfifchen Reiche wurde namentlich die des Mönches Marculf aus der Mitte des fiebenten 
Jahrhunderts ftart benugt. 

Als Burgunder, Yangobarden und ein Theil der Weſtgothen unter fränfifche Herr— 
ſchaft famen, blieb ihmen ihr nationales Recht. Die Gefeggebung bei ven Burguns 
dern rührt zum größten Theile von König Gundobad (F 516); nach ihm wird bie 
Lex Burgundionum aud) ald Lex Gundobada bezeichnet. — Das langobardiſche 
Recht wurde zuerft umter König Rothari aufgezeichnet und 643 unter dem Namen 
Edictus publicirt. Unter deſſen Nachfolgern famen Zufäge von Grimoald, die um— 
fafiende Geſetzgebung Yintprands und einige Gejege der Könige Ratchis und Aiftulf Hinzu. 
Aus diefem Edietus Langobardorum wurde 829 — 832 für den Gebrauch des Herzogs 
und Markgrafen Eberhard von Friaul ein Rechtsbuch verfertigt, welches die denfelben 
Gegenftand betreffenden Gefege der einzelnen Könige zufammenftellt und fid) deshalb 
Concordia de singulis causis nennt. Auf Grund des Edictö, der Gapitularien und 
ſpãteren Königögefege entwidelte ſich in Italien eine vege juriftiiche Thätigfeit, melde in 
der Rechtöfchule zu Pavia ihren Ausgangspunkt hatte. Mit dem Edicte wurde das 
Capitulare Langobardorum zu einem Ganzen, dem Liber legis Langobardorum 
(Liber Papiensis), verbunden. Zwiſchen 1019 und 1037 entftand für Schulzwede eine 
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Sammlung, die dem Gefegesterte Gloffen und Gerichtöformeln beifügte. Für den Ge- 
richtsgebrauch wurde bald nad 1070 ein reichhaltiger Commentar (Expositio) zum 
Liber Papiensis verfaßt. Cine neue Form erhielt das Rechtsbuch als |. g. Lombarda 
vor 1100, welche den Nechtöftoff ſyſtematiſch ordnete, gleichfalls gloffirt und im zwölften 
Jahrhundert commentirt wurde. — Für die Weftgothen erließen die Könige Eurich, 
Leovigild und Reccared (586 — 601) eine Reihe von Geſetzen, melde durch letzteren 
einer zuſammenfaſſenden Redaction unterzogen wurden. Seit Chindaswind (642 — 653) 
ift die Gefeßgebung für Gothen und Römer gemeinfam. Neceswind (649 — 672) lieh 
aus dem gefammten damals vorliegenden Material ein neues Geſetzbuch ausarbeiten, 
welches deſſen Nachfolger regelmäßig republicirten. 

Die römiſche Bevölferung, die Kirche und der Klerus lebten nach römiſchem Recht. 
Für die Römer des Weſtgothenreichs ließ Alarich 506 das römiſche Recht in der Lex 
Romana Wisigothorum (Breviarium Alaricianum) zujammenftellen. Durch Chindas- 
wind wurde zwar die Giltigfeit derjelben aufgehoben; allein fie kam bei der römiſchen 
Bevöllerung des fränkiſchen Reiches in lebhaften Gebrauch. Im Anſchluß an das Bre- 
viarium entjtand in Churrhätien die Lex Romana Curiensis. Es verbrängte jelbft in 
Burgund die dajelbit 506 —534 erlaffene Lex Romana Burgundionum (Papianus). 
In Italien war unter dev Herrichaft der Oftgothen um 500 das Edietum Theodoriei 
entftanden, Gothen und Römer in gleicher Weile bindend. Nach dem Sturze des oft= 
gothiſchen Reiches gerieth es in Vergeſſenheit und brachte die oſtrömiſche Herrſchaft Die 
Juſtinianiſchen Rechtsbücher in Geltung, welche auch int langobardiſchen Reiche in 
Kraft blieben. 

EGStobbe, Geſchichte der deutſchen Rechtsquellen, I, 18603 Savigny, Geſchichte des rö— 
miſchen Rechts im Mittelalter; Gaupp, Das alte Geſetz der Thüringer, J. Ueber die Familien 
der altgerm. Vollsrechte, 1834. — Ueber die älteren Collectivausgaben der Rechtsquellen dieſer 
Periode ſ. Stobbe l. e. 8 ff; Georgisch, Corpus juris Germ, antiqui, 1738, eine früber 
viel gebrauchte Handausgabe, auf welde Grimm in den Rectsaltertbümern feine Citate ftellt; 
F. Walter, Corpus juris Germ. antiqui, 1524. Cine Gefammtausgabe ftellen die Monu- 
menta Germaniae in Ausfict. 

Lex Salica. Ausg. Pardessus, Loi Salique, 1843; Merkel, Lex Salica, 1350; 
Waitz, Das alte Recht der falifchen Franken, 1846. — Bal Herrmann Müller, Der 
Lex Salica und ber Lex Angliorum et Werinorum Alter und Heimath, 1840. 

Lex Ribuaria. $ritifhe Ausg. fehlt. Synoptiſch mit’ der Lex Salica bei Laspeyres, 
Lex Salica, 1833. — ®gl. Rogge, Observationes de peeuliari Legis Rib. cum Salica 
nexu, 1823; Sohm, Ueber bie Entftehung ber Lex Ribuaria in der Zeitfchrift für Nechts- 
geichichte, V, 380. 

Lex Francorum Chamavorum, berausgeg. von Gaupp, 1855. — Bal. Bert, Das 
Xantener Rebt in den Abhandlungen der Berliner Akademie, 1946; Zöpfl, Die Ewa 
Chamavorum, ein Beitrag zur Kritik und Erläuterung ihres Tertes, 1856. 

Lex Alamannorum, berandgeg. von Mertel in den Mon. Gerim. l,eges, III. — Merkel, 
De republica Alamannorum, 1849; Rozi&re, in der Revue historique de droit fran- 
gais et etranger, 1 

Lex Baiuwariorum, beraudgeg. von Merkel in ven Mon. Germ, Leges, III. — Rotb, 
Ueber die Entftehung der Lex Baiuwariorum, 1848; Merkel, Das bairifche Vollksrecht 
(Berk, Archiv, XI); Petignv, in der Revue hist,, II. Wait, Götting. Nachr. 1869, 8. 

Lex Angliorum et Werinorum, berausgeg. von Mertel, 1851, und voon®aupp, Das alte 
Geſetz der Thüringer, 1834. Bol. Freib. v. Rihthofen, Zur Lex Saxonum, 1868, 
Betlage V, und Herm. Müller, 1. ce. 

Lex Saxonum, berausgeg. von Mertel, 1553, und von Gaupp, Recht und Berfaffung 
ber alten Sachſen in Berbindung mit einer kritifchen Ausgabe der Lex Saxonum, 1837. — 
Ufinger, Forſchungen zur Lex Saxonum, 1867; Freib. v. Richthofen, Zur Lex 
Saxonum, 1868. 

Lex Frisionum, berausgeg. von Freih. v. Rihtbofen, in den Mon. Germ. LL. III. — 
Re die Zufammenfeung der Lex Frisionum in der Zeitichrift für Rechts 
geſchichte, 

Ausgaben der Capitularien und ihrer Sammlungen: Baluze, Capitularia Regum Fran- 
eorum, 1677, und Bert, in ben Mon. Germ. LL. I, II. — Val. Boretius, Die Ca— 
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pitularien tm Langobarbenreih, 1864, und den Abſchnitt: De capitularibus...in Italia 
er in der Praefatio zu beffen Husgabe bes Liber Papiensis in Mon. Germ. LL. 
46 ff. 

Forınelfammlungen: Roziere, Reeueil general des formules usitdes dans l’empire des 
Frances, 1859. Bgl. Sickel, Acta Regum et Imp. Karolinorum, I, $. 42 fi. 1867. 

Lex Gundobada, berausgeg. von Bluhme in den Mom. Germ. LL. m 

—— —— — von Bluhme in den Mon. Germ. Tr. IV. Liber 

ob. Papiensis dietus, berausgeg. von Boretius Le. Concordia und Lom- 
ie — heraus se. von Bluhme l.e. Baudi a Vesme, Edicta regum 
Langob., 1855 (in den Monum, hist. patriae), abgedrudt von Neigebaur, 1855. Die 
Lombarda-Commentare, herausgeg. von Anschütz, 1855. — Bgl. Merkel, Gedichte 
des Yangobardenrehts, 1550; Sigel, Die Lombarda-Commentare in ben Situngs- 
berichten der Wiener Akademie, X E 

Lex Wisigothorum. —“ — fehlt. Die zugänglichſte bei Walter C. J. G. 
Portugaliae Monumenta. es. Vol. I, Olisopone 1556. Bgl. Helfferih, Entftehung 
und Gedichte des Weitgotbentchts, 1858. 

Lex Romana Wisigothorum ed. Haenel, 1947. Lex Rom. Curiensis I. e. Bal. 
Stobbe, De lege Romana Utinensi, 1853; Capitula Remedii aus dem Anfang des 
neunten Jahrhunderts, berausgeg. von Wyß im Ardiv für ——— —— VII. 

Lex Romana Burgundionum, herausgeg. von Bluhme in ben Mon. Germ. III. 

Edietum Theodorıei bei Rhon, Commentatio ad Ed. Theod., 1816.) ' 


$. 10. Urſprünglich mar aud bei den Franfen mit dem Erbrechte des Königs: 
geichlechtes das Wahlrecht des Volkes verbunden. Seit Chlodowech tritt dieſes zurüd. 
Sind mehrere erbberechtigte Glieder der Dynaſtie vorhanden, jo wird die Reichövermal= 
tung unter diejelben getheilt. Die fortwährenden Wirren und Thronfteitigfeiten der 
merovingiſchen Theilkönige begünftigten Das Emporfommen einer einflußreichen Grund— 
ariftofratie. Anfangs von ihr getragen, dann unabhängig von ihr, zogen die Majores 
domus die Königliche Gewalt an ſich, bis endlich 752 der [este Hausmaier Pippin fich 
jelbft zum König aufichwang und die Krone in feinem Haufe erblic machte. Im Gegen- 
füge zu dem herkömmlichen Theilumgsprincipe erforderte die Idee des Kaiſerthums, welches 
auf dem Gedanken der Univerſalmonarchie berubte, die Einführung der Individualfuccefjion.” 
Die Divisio von 817, welche einen Compromiß zwilchen diejen Gegenfägen verfuchte, 
erwies ſich als unausführbar und nach aufveibenden Kämpfen wurde 843 im Vertrage 
von Berdun das alte Theilungsprincip wieder zur Geltung gebradit. 

Das germantiche Volkskönigthum hat im fränfiichen Reiche einem Königthum anderer 
Auffaſſung Platz gemacht, welches durch die von feinem Impulſe ausgehenden Eroberungen 
feine Macht derart erhöht, daß es die Fülle der Staatsgewalt in fich vereinigt. Die 
Rechte des Königthums äußerten fich, entiprechend feiner Aufgabe, den Frieden im Innern 
wid nach Außen zu jchügen, zumal als Gerichtöbann und Heerbann. Bann ift aber Das 
Recht, bei Strafe zu gebieten umd zu verbieten. Bann heit eim derartiger Befehl ſelbſt 
und endlich auch die Folge feiner Uebertvetung. Die Nichtbeachtung des Königsbannes 
batte in der Regel eine Buße von 60 solidi zur Folge. Anfangs wurde der Königs— 
bann nur angewendet, um zur Grfüllung bereits feftftehender öffentlicher Pflichten an- 
zubalten. Später fanctionivten die Könige durch denſelben Verordnungen, weldye das 
beftehende Recht ergänzten und bemütten fie ihn, um für gewiffe Unthaten vie in den 
Leges vorgejchriebene Strafe durch die Bannbuße zu erhöhen. Zu den genannten Be- 
fugniffen famen noch das Münzrecht, das Recht auf Verlehrsabgaben und das Recht auf 
herrenloſes Gut. 

Das Staatsrecht der fränkiſchen Monarchie war hauptſächlich Verwaltungsrecht. 
Die oberſte Reichsverwaltung führte der König ſelbſt. Er ſaß zu Gericht, hielt Heer— 
ſchau, führte den Heerbann. Im Königsgerichte der merovingiſchen Zeit ſpielte der Pfalz: 
gaf als Urtheilfinder eine hervorragende Rolle. Unter den Karolingern leitete er ein 
ſelbſtſtändiges Gericht, auf weldes ein Theil der Geſchäfte des Königägerichtes über- 
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gegangen war. Ueber wichtigere Angelegenheiten berieth fich der König mit den Großen 
des Reichs auf den Hoftagen, die im Anſchluß an Hoffeftlichfeiten ftattfanden. Im März, 
ipäter im Mai wurde Heerichau abgehalten (März:, Maifeld). Bet diefer Gelegenheit 
machte man dem verjammelten Volke Mittheilung über wichtigere Entſchlüſſe, mitunter 
deshalb, um ſich die Acclamation zu verfcaffen, ein Borgehen, im welchem das einzige 
Moment der fränfishen Verfaſſung Liegt, das an die Stellung der alten Landesverſamm— 
(ung erinnert. 


Das Weich zerfiel in eine große Anzahl von Grafſchaften. An ver Spike eines 
ſolchen VBerwaltungsbezirfes ftand der Graf, ein vom König ernannter Beamter, weldyer 
als Richter fungirte, den Heerbann der Grafſchaft aushob und anführte, die fißcalifehen 
Einkünfte eintricb und ablieferte. Im eigenen Wirkungskreiſe hatte er nur einen Bann 
von 15 solidi. Von den Gerichtögefällen behielt er ein Drittel für fih. Unter ihm 
ftanden die Centenarii , die Hundertichaftsworfteher,, welche die niedere Gerichtsbarkeit 
ausübten, während die Causae majores, d. i. Fälle, wo es ſich um Yeben, freiheit, 
Grundbefig und Eigenlente handelte, vor den Grafen gelangten. An ven Reichsgrenzen 
war ein Gebiet von der Ausdehnung mehrerer Grafichaften in die Hände eines Mart- 
grafen aelegt, um einen Fräftigeren Schuß derſelben zu ermöglichen. 


Ein wirkfames Mittel zur Gentralifivung der Reihsverwaltung ſchuf Karl ver 
Große in dem Inſtitute der Missi dominici. Schen früher hatten die Könige von 
Fall zu Fall Bevollmächtigte mit Specialaufträgen in einzelne Reichstheile geichidt (Missi 
ad hoc). Karl machte hieraus ein organiſches Glied der Verwaltung, indem er das 
Reich in große miſſatiſche Sprengel theilte, von denen jeder durch zwei Miſſi, einen geift 
lichen und einen weltlichen Großen vegelmäßig bereift wurde. Dieſe hatten die Thätigkeit 
der ordentlichen Beamten, zu controlliven und zu ergänzen und hielten, mit der außer: 
ordentlichen Gerichtögewalt des Königs verjehen, ihre Gerichtötage ab. Die Einrichtung 
gerieth ſpäter in Verfall. wurde aber im weftfräntiichen Reiche mehrmals erneuert. 


Eine geordnete Finanzverfaflung jucht man im fränftichen Reiche vergebens. Staats-— 
güter und Privatgüter des Königs wurden nicht unterichieden, wie überhaupt nicht die 
öffentlich rechtliche und privatrechtliche Stellung des Königthums, ein Charakterzug, der 
fih in der Folge auch dem Beamtenthum mittheilte. Die römiſche Steuerverfaſſung ließ 
man verfallen. Tribute abhängiger Völkerſchaften, freiwillig dargebrachte Ehrengeichente, 
das Erträgniß des Königsgutes, Gerichtsgefälle und Verkehrsabgaben bildeten das Ein— 
kommen des königlichen Fiscus, welches im wejentlihen zur Beftreitung der Hofhaltungstoften 
verwendet wurde. Im übrigen war das Gemeinweſen auf die perfönlichen Yeiftungen der 
Unterthanen angewiejen. Dieje find dem König in gleicher Weiſe zur Treue verpflichtet, 
welche Verpflichtung durch einen allgemeinen Treueid von Zeit zu Zeit befräftigt wurde. 
Neben Heer- und Gerichtsdienſt bildeten gewiffe Naturalleiftungen die fog. functiones 
publicae eine allgemeine Verbindlichkeit der Unterthanen. Die Gleichheit der öffentlichen 
Pflichten konnte ſich aber angefichtd der eingetretenen Ungleichheit der Beſitzverhältniſſe 
nicht auf die Dauer halten. Dingfolge und Heerfolge wurden für die ärmeren Freien 
eine unerjchwingliche Laſt. In farolingiicher Zeit famen diefe Uebelftände zum Durch— 
bruch. Die allgemeine Gerichtöpflicht mußte auf drei allgemeine Gerichtöverfammlungen 
im Jahre beichränft werden; im übrigen wurde fie durch die Anwendung ftändiger Urtheil- 
finder, der Schöffen, eriegt. Die perfönliche Yeiftung des Heerdienftes wurde von einem 
beftimmten Vermögensmaße abhängig gemadyt, während Aermere durch Entridytung einer 
Beifteuer für Ausrüftung eines Wehrmannes von der perfünlichen Heerfolge frei wurden, 
eine Mafregel, welche zum dauernden Erfolg hatte, daß jene, die den Heerbienft nicht 
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jelbft leiften konnten, mit einer ftändigen Abgabe belaftet, eine Schmälerung ihrer vollen 
Freiheit erlitten, 

Schon unter den Merovingern war es politiiche Nothwendigfeit geworden, die Großen 
durch Schenkung von Krongütern an das Königthum zu feſſeln. Als die fortwährenden 
Bergabungen, welche volles Eigenthum des Beichenkten begründeten, das Krongut erfchöpft 
hatten, griff die Staatögewalt auf das Kirchengut, von dem ein großer Theil zum 
Zwecke von Vergabungen eingezogen wurde. Diefe erfolgen von Seite der Karolınger 
nicht mehr zu Eigenthum, jondern nur zu Benefictum, "d. 5. fie begründen ein zeitlich 
beichränttes Nutzungsrecht des Beliehenen, welches nach deſſen Tode (Mannfall) nicht auf 
die Erben überging und mit dem Tode des BVerleihers (Herrenfall) erloſch. Mit dem 
Benefictalmefen — und nicht blos der König, auch die Kirche und weltliche Große ver- 
lieben Beneficen — trat ein anderes jelbftftändiges Verhältniß, die Vaſſallität in Ver— 
bindung. Die Aufnahme von Gefolgsgenofjen (Antruftiones) war in merovingiicher Zeit 
ein ausſchließliches Recht des Könige. Eine Fortbildung diefer Einrichtung ift die karo— 
lingiſche Vaſſallität, ein Schug= und Dienſtverhältniß, begründet durch einen Treueid und 
den ſymboliſchen Act der Commendation, weldyes nicht blos dem König, ſondern auch 
Unterthanen gegenüber eingegangen werben konnte. Der Bafjall verpflichtete fich feinem 
Herrn zu Dienften, welche feine Schmälerung der vollen Freiheit involoirten. Die haupt- 
ſächliche Bedeutung des Verhältniſſes Liegt im Kriegsdienſte. Indem es Sitte wurde, 
jedem Vaſſallen ein Beneficium zu geben und für jedes Beneficium Vaſſall zu werden, 
ſind beide Einrichtungen miteinander verſchmolzen. Das Product dieſer Factoren iſt das 
Lehnweſen. Schon früh neigt es zur Erblichkeit, da bei Herren- und Mannfall die Leihe 
in der Regel erneuert wurde. In raſcher Ausdehnung ergriff es nicht nur den Grund— 
beſitz, es begann auch die Aemterverfaſſung zu zerfreſſen. Zuerſt wurde der mit dem 
Grafenamte verbundene Grundbeſitz, die pertinentia comitatus als Beneficium behandelt. 
Nachdem hiermit das Amt eine privatrechtliche Baſis gewonnen hatte, nahmen die Amts— 
befugnifje jelbft allmählig den Charakter des Yehens an. 

Eine weitere Umgeftaltung erlitt das Welen der Neichverwaltung durch die Aus- 
bildung der Immumität. Den Ausgangspunkt derjelben bilvete die Stellung des Könige- 
gutes, welches nicht unter den Grafen, ſondern unter befonderen Gutsverwaltern ftand 
und von allen öffentlichen Laften und Abgaben frei war. Durch königliches Privileg ging 
die Immunität auf die Kirchengüter über; durch das Beneficialweſen gelangten die welt— 
lichen Großen in ihren Beſitz, indem das Beneficium als Eigenthum der Krone infofern 
den Charakter des Krongutes beibehielt. Die Immunität dehnte fih dann dem Inhalte 
und dem Umfange nach aus. Noch in fränkifcher Zeit erhielten die Immunitätsherren 
die niedere, ſpäter theilweife auch die höhere Gerichtöbarkeit über ihre Hinterjaffen. 
Des ferneren gelangten die Immunitätsbezirke zu territorialer Abgejchloffenheit durch 
Kauf, Tauſch, Schenkung, Vergewaltigung oder endlich dadurch, daß den Herren die 
öffentliche Gewalt über die auf freiem Eigenthum innerhalb des Bezirkes anſäſſigen 
Orundbefiger übertragen wurde. 

. ($. Schulze, Gecſchichtliche — der fürſtlichen Hausverfaſſungen im deutſchen 
Mittelalter; Zeitſchrift für Rechtsgeſchichte, VII; Bert, Geſchichte der merowingiſchen Haus- 
meier, 18193 Schöne, Amtsgewalt der fränkiſchen Majores domus, 1856; Bonnel, 
De dignitate majoris domus, 1858; Pernice, De comitibus palatii ecommentatio, 1863; 
Eihhorn, Urſprüngliche —— der Provincialverwaltung im fränfiihen Reich; Zeitſchrift 
für gefchichtliche —— VII; Thud ichum, Die Gau- und Markverfafjung in Deutfch- 
land, 1860; De Roye, De missis dominieis, 1744; Bürde, De missis dominieis, 1853; 
Dobbert, Ueber Mıssi dominiei, 1861; Hüllmann, Deutſche Finanzgeichichte des Mittel- 


alters, 1605; Birnbaum, Die rechtliche Natur des Zehnten aus den Grundeigenthumsver— 
hältnifien des römifchen und fränkifchen Reiches entwidelt, 18315 Ilſe, Gefchichte des deutſchen 
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Steuerweiens, T. Staatsabgaben, Zeit der Karolinger, 1844; Dönniges, Ueber einige Punkte 
der Form der Gefeßgebung und die Wirkungen des Heerbannes :c., 1814; Stenzel, Berfud 
einer Geſchichte der Kriegsverfaſſung Deutfchlands im Mittelalter, 18205 Bender, Das deutfche 
Kriegsweſen der Urzeiten in feinen Verbindungen und Wechſelwirtungen mit dem ——— 
Volls- und Staatsleben, 1560; Waitz, Anfänge der Vaſſallität, 1856; Roth, Geſchichte des 
Beneficialweſens, 1850; Roth, Feudalität und Unterthanverband, 1863; Roth, Die Säcu— 
lariſation des Kirchengutes unter den Carolingern im Münchner hiſtoriſchen Jahrbuch, 1865 ; 
2. v. Maurer, Geidichte der Frohnhöfe 20.5; Sidel, Beiträge zur Diplomatif, III, IV: 
Mundbriefe, Immunitäten und Privilegien der erften Carolinger, 1964; V: Die Immunitäts- 
rechte nach den Urkunden, 1865; Montag, Gefchichte der ftaatsbürgerlichen Freiheit oder der 
Rechte des gemeinen Freien, des Adels umd der Kirchen Deutichlands, 1812; Heinrich Brun— 
ner, Das gerichtliche Eremtionsrecht der, Babenberger. Anhang: Die Immunität, 1864.) 

$. 11. Große theovetifche Fortſchritte machten im fränktichen Reiche die Straf— 
rechtsideen, eine Entwidelung, bei welcher die Gejeggebung vielfach der an den alten Au— 
ſchauungen feſthaltenden Nechtsüberzeugung des Volkes vorauseilte. Die Idee von der 
allgemeinen Strafgewalt des Staates und der Gedanfe, daß durch das Verbrechen die 
Gejammtheit verlegt werde, äußern fich bereits in dem Bejtreben, das Gebiet der öffent- 
lichen Strafen zu erweitern, das der übrigen Bergeltungsarten einzuengen. Die Fried— 
Iofigfeit hörte auf, Strafe zu fein und wurde mur mehr im Ungehoriamsverfahren ans 
gewendet. Das Recht der Rache verſchwand in Folge weitreichender Beichränfungen. 
Auf gewiffe Verbrechen wurde Bermögensconfiscation gefegt, andere wurden bei Strafe 
der Bannbuße verpönt, welche im Laufe der Zeit mit dem Friedensgelde zuſammenfloß 
In vielen Fällen traten Leibes- und Yebensftrafen an Stelle der Privatbufen. Doch 
wurde es geftattet, die Strafe um Geld abzulöfen, wobei die Löſungsſumme nicht wie 
die Buße an die Partei, fondern an das Gericht fiel. Die Taidigungen, Richtungen, 
d. i. die amfergerichtliche Abfindung des BVerlegten mit dem Uebelthäter, wurben bes 
ſchränkt zum Theil ſchon darum, damit dem Fiscus der Anfprudy auf das Friedensgeld 
nicht entgehe. Endlich ermöglichte die Einführung des Rügeverfahrens die Verfolgung 
von Berbrechern auch dann, wenn der Berlegte feinen Schaden verſchwieg. 

(Bol. die oben für das altgermanifche Strafreht angeführte Yiteratur. — Ofenbrüggen, 
Das Strafrecht der Langobarben, 1863.) 

8. 12. Die Aenderungen, welche das Proceßrecht diefer Zeit erfuhr, beziehen ſich 

1) Auf die Chriftianifirung der Procefformalitäten. Die heidniſchen Formen wur— 
den auögemerzt und durch chriftliche erjegt. Die Kirche bemächtigte ſich der Ordalien 
und ftattete fie mit chriftlichem Geremoniel aus. Borübergehend wurde ein pecifilch chriſt— 
liches Ordal, die Kreuzprobe, eingeführt, aber 817 wieder abgeſchafft. 

2) Auf eine Steigerung der gerichtlichen Autorität. Die Vorladung des Beklagten 
durch den Kläger (die Mannitio) wurde — einige Fälle ausgenommen — dur) gericht: 
liche Vorladung (Bahnitio) erjegt. Der indirecte Strafzwang gegen den Contumar machte 
einer unmittelbaren Zwangsvollftvefung durch Pfändung oder Verhaftung Platz. Erſtere 
wurde auch auf Immobilien ausgedehnt, indem man die Güter des Säumigen in Bes 
ſchlag nahm (Missio in bannum) und falls er fie nicht binnen Jahr und Tag aus 
dem Banne zog, für den königlichen Fiscus einzog, der fie unter Umftänden zur Befrie— 
digung des Klägers verwendete. Soweit die Frieblofigfett noch werhängt wird, ericheint 
fie als Entziehung des Königsſchutzes. In Directem Gegenſatz zum Berhandlungsprincipe 
des Rechtsganges wurde in farolingiicher Zeit die Inquisitio eingeführt. Der künigliche 
Beamte wählte eine Anzahl glaubwürdiger Gemeindegenoffen aus, welche auf ein eidliches 
Wahrheitöverfprechen hin inquirirt wurden. Dieje Inquisitio benugte man in Verwal— 
tungsangelegenheiten und im Procefle. Sie fam u. a. als Nügeverfahren in Anwendung, 
um Verbrechen auf die Spur zu fommen, binfichtlich deren feine oder doch feine formell 
giltige Privatflage vorlag. Der Gerügte reinigte fi durch Eid mit Helfern, eventuell 
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durch ein Ordal. Wurde er beweisfällig, jo trat Beftrafung von Amts wegen ein, ebenio 
im Fall der handhaften That, werm ein Privatfläger fehlte. 

3) Auf die Reform des Beweisverfahrens. Der Eidhelferbeweis wurde erſchwert, 
indem man einen Theil der Schmörenden vom Gegner wählen ließ. In beftimmten 
Fällen geftattete man dem Gegner des Bemweisführers die Zahl der Eidhelfer zu über- 
bieten und dieſen hierdurch zum Aufgeben der Beweisrolle oder zum Schwur mit der 
gleichen Anzahl von Erphelfern zu zwingen. Um die Glaubwürdigkeit des Zeugniſſes zu 
erhöhen, wurde die Zeugenfähigkeit von einem beftimmten Vermögensmaß abhängig ge— 
macht, wurde ferner ein Verhör der Zeugen vorgenommen, ehe man fie zum Eide zuließ, 
und wurde die Aufftellung von Gegenzeugen für zuläffig erklärt Wenn legterenfalls die 
Ausfagen der Zeugen und Gegenzeugen nicht übereinftunmten , entichied der Zweikampf 
zweier Zeugen. Der Beweis durdy Urkunden hatte die Natur des Zeugenbeweiſes. Der 
Gegner des Producenten fonnte die Urkunde ſchelten — Königsurkunden ausgenommen —, 
woraufhin Urkundenichreiber und Zeugen die Wahrheit des Inhalts durch gerichtlichen 
Zweilampf erhärten mußten. 

Beſondere proceſſuale Grundſätze konnten im Königsgerichte und im den als Emanationen 
deſſelben erſcheinenden Gerichten des Pfalzgrafen und der königlichen Miſſi in Anwendung 
fommen. Der König war befugt, im einzelnen Falle die Formen des ſtrengen Rechtes 
außer Kraft zu jegen und nach Billigfett enticheiden zu Laffen, jo wie überhaupt Proceß— 
privilegien zu ertheilen. So gab er in den Mumdbriefen jenen, die er in höheren 
Schutz aufnahm, das Reclamationsrecht, Das iſt Das Recht, einen Proceß aus dem Gau— 
gerichte am das Königsgericht zu ziehen, damit er dort secundum aequitatem entfchieden 
werde. Procefiworrechte genoß ipso jure das Königsgut. Ber Streitigfeiten um daſſelbe 
wurde das formale Bemeisverfahren mit jenem Duell ausgeſchloſſen und fam die er- 
wähnte Inquisitio als Beweismittel zur Anwendung. Im Wege des Privilegs wurde 
dieſes Necht zahlreichen Kirchen zu Theil und durch königliches Mandat konnte in jedem 
einzelnen Proceffe um Grundbeſitz, Freiheit und Eigenleute die Inquisitio angeorbnet 
werden. Die ordentlihen Miſſi hatten allgemeine Vollmacht in ihren Placitts den In— 
quifitionsbemeis anzuwenden und waren im diefer Beziehung Wittwen, Waiſen und Hilfe- 
bebürftige ihrer bejonderen Obſorge empfohlen. 

(Bon Daniels, Syftem und Geichichte des franzöfiichen und chemischen Eivilprocehreh- 
te8, 1849; Derfelbe: Urjprung und Werth der Gefhwornenanftalt, 1848; Köftlin, Wendepuntt 
des deutichen Strafverfahrens im neunzehnten Jahrhundert, 1849; Dove, Die fräntifchen Send— 
gerichte, in feiner und Friedbergs Zeitfchrift für Kirchenrecht, IV; Biener, Beiträge zu der 
Geſchichte des Ingquifitionsprocefies und der Gefchwornengerichte, 1527; Heinrih Brunner, 
Zeugen- und Imquifitionsbemweis, 1866, und Wiener Sit.-Ber. LI.) 

II. Aeußere Rechtsgeſchichte und öffentliches Recht des deutſchen 
Reiches bis in die Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts. $. 13. Unge— 
führ ein halbes Jahrhundert Tang nach Auflöfung der fränkiſchen Monarchie hatte Das 
deutiche Reich um ferne Gonftitwnirung zu vingen. Als Heinrich I. die Grundlagen des 
Reiches dauernd gefeftigt hatte, erlangte dieſes in rafchem Aufſchwung die unbeftrittene 
Vorherrihaft in Europa. Italien und Burgund gelangten in das Berhältniß der Neal- 
union zu Deutichland, Seit Otto I. gab vie deutſche Königskrone den Anfpruch auf 
die Kaiſerwürde. Allein gerade dieſe unmwerfale Stellung führte auf die Dauer zu einer 
Schwächung des dentichen Königthums. Das Papſtthum wurde aus einem Schützling 
zum Gegner und begann im Bündntg mit den deutjchen Fürften den Kampf um die 
Dberhoheit der Kirche über die weltliche Gewalt. Die dadurch herbeigeführte Nothwendig- 
tet Fortwährenden Eingreifens in die italienischen Wirren zug das deutſche Königthum 
von jemen nationalen Aufgaben ab. Während es in der Fremde in unfruchtbarem 
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Streite feine Kraft verzehrte, wucherte in Deutichland die Landeshoheit auf. Nach dem 
Untergange der Staufer hat es das Königthum jelbft bereits verlernt, den Gedanken 
der Reichseinheit in fich zu verkörpen. Da nämlich nummehr die Königswahlen von 
einem Geſchlechte zum andern fpringen, beuten die Könige mit Nüdjicht Darauf, daß die 
Krone ihrem Haufe nicht verbleiben werde, ihre Stellung zu Gunften ihrer Hausmacht 
aus. So wirkte die Centralgewalt jelbft für die Erhöhung der Territorialgewalten und 
gab fie das Beiſpiel particulariftiichen Strebens. Die Neichöftände ſahen ſich jegt im 
eigenen Interefie genöthigt, Das des Reiches wahrzunehmen, welches, um Königthum feinen 
rechten Halt mehr findend, allmählig auf füderativer Grundlage umgebaut wurde und 
ven Charakter einer Staatenrepublit annahm. 

(Dönniges, Das bdeutfche Staatsrecht und die deutfche Reichsverfaffung, 1842 (bis ins 
zwölfte Jahrhundert). ) 

$. 14. Zu dem wirtbichaftlichen Gegenfage von großem, mittlerem und fleinem 
Grundbeſitze traten zahlreiche Umterjcheidungen in der rechtlichen Qualification des Bes 
ſitzes. Der Zug der Zeit ging auf Berdinglihung ihrer Natur nad). nicht Dinglicher 
Rechtsverhältniſſe. Faſt alle öffentlichen Rechte und Pflichten wurden auf Grund und 
Boden radicırt. Das Jubjectiwe Recht wurde Gerechtiame, die Verpflichtung wurde zur 
Laſt. Das öffentliche Recht bat darum in dieſer Periode einen weſentlich privatrechtlichen, 
einen jachenrechtlichen Charakter. 

Der größere Theil von Grund und Boden ftand im Nerus ver Yeiheverhältnifie. 
Er wurde fo zu jagen auf ven Stufenbau der Lehnshierarchie geftellt, auf welchem der 
fleinere Befig vom größeren abhängig war. Nicht blos der Mann, auch das Gut’ hatte 
jeinen Heerſchild. Im Gemeinſchaft mit ausgedehnten Hoheitsrechten bildete der Beſitz, 
mit weldem das zum Lehen gewordene Fürftenamt ausgeftattet war, die reale Grundlage 
des Fürſtenthums. Als rechtlih höher qualificirte Beſitzthümer ericheinen ferner die 
großen Grundherrſchaften mit mehr oder minder ausgedehnter Gerichtsbarteit über Die 
Hinterſaſſen, ſowie die Güter, welche zum Schöffenamte und zur Yeiftung des Reiterdien— 
ſtes befähigten. Der fleinere Bejig war mit vogteilichen Yaften beſchwert. Auf der un— 
terften Stufe jtanden die niederen Yeiheverhältniffe aus dem Gebiete des Hofrechts. 

Einen andern Entwidelungsgang nahmen die Befigverhältniffe innerhalb der Stadt- 
mauern. Hier vollzog ſich zuerft der Uebergang von der ausjchlieglichen Naturalwirth— 
ſchaft zur Geldwirthſchaft. Während der bäuerliche Grundbefig immer mehr belaftet 
wurde, hat ſich in den Städten der urjprünglich unfreie Befig allmählig entlaftet, indem 
die gegen Zinspflicht verliehene Baufläche allmählig in das Eigenthum des Beliehenen 
überging und das urſprüngliche Eigenthum des Verleihers ſich in eim Rentenrecht um— 
wandelte, welches jchlieklich der Ablöfung anheimfiel. Daß aber der Bezug von Zinfen, 
früher ein Anner eines dinglichen Rechtes am Gute, zum Gegenftande eines jelbjtitändigen 
Rechtes werden konnte, lag in der fteigenden Bedeutung der Fahrhabe überhaupt be 
gründet, welche in den Städten zuerjt neben dem Grundbeſitze einen ſelbſtſtändigen wirth— 
ſchaftlichen Werth erlangte und nicht mehr wie früher als bloßes Zubehör veijelben be— 
tracdhtet werben konnte. 

Auf den dargeftellten Bejiggrundlagen ruhte die ſtändiſche Gliederung dieſer Zeit. 
Unter den Freien war fie eine andere nad Landrecht, eine andere nach Lehnrecht. Yand- 
rechtlich hatten den höchſten Stand die Fürſten. Als ſolche galten vor 1180 Erzbiſchöfe, 
Biſchöfe und Reichsäbte, Herzoge, Markgrafen und Grafen, mochten fie nım ihre Lehen 
unmittelbar vom König oder von einem anderen Fürften haben. Gleichzeitig mit der 
Zertrümmerung des Stammesherzogthums, wie fie ſich durch den Sturz Heinrich des 
Löwen vollendet, trat hierin eine Aenderung ein. Geit 1180 bilvete ſich nämlich der 
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jüngere Reichöfürftenftand, der die Reichsunmittelbarkeit vorausjegte, jo daß nur jene 
weltliche Herren als Fürften galten, die mindeftens eine Grafſchaft unmittelbar vont 
König zu Lehen trugen umd keines anderen weltlichen Fürften Yehnsmannen waren. Auf 
die Fürften folgten nad Sachſenrecht die freien Herren, dann die ſchöffenbar Freien, der 
Ueberreft der altgermanischen gemeinen Freiheit, ferner die Pfleghaften, freie aber zins- 
pflichtige Grundbeſitzer, welche unter Vogtei ftanden, und endlid die Landſaſſen, welche 
kein Eigen hatten, fremden Grund und Boden bebauten, ohne an die Scholle gebunden 
zu jein und ohne einer anderen als der öffentlichen Gerichtöbarfeit zu unterftehen. Im 
Süddeutſchland fannte man gegen Ende des Dreizehnten Jahrhunderts unterhalb des 
Standes der Fürften mur freie Ritter, Die wieder entweder hochfrei oder mittelfvet jind, 
und freie Bauern. rüber als in Norbdeutichland trat bier der Beruf neben dem 
Grundbeſitz als Factor des Ständeweiens auf und bejtimmte das Ritterthum die Schei- 
dung der Bevölkerungsklaſſen, eine Entwidelung, die jih dann ſpäter auch in Sachſen 
vollzog. 

Einen bejonderen Stand bilveten die Miniſterialen, die Dienftmannen. Urjprünglich 
waren fie Yeibeigene, welche zu höheren Dienften, ſeit Ausbildung des Reiterdienftes vor— 
züglich zu dieſem verwendet wurden. Die ritterlice Beichäftigung hob fie gejellichaftlich 
auf eine Stufe mit den ritterbürtigen Freien, eine Stellung, mit welcher Das vechtliche 
Mertmal der Unfreiheit ſeltſam contraftırte. In Süddeutſchland konnten nur Fürften 
Minifterialen im eigentlichen Sinne haben. Wo diefe Regel galt, ſchieden ſich die uns 
freien Ritter in zwei Stände, indem den Minifterialen die übrigen als Milites, Ritter 
ſchlechtweg gegenübergeftellt wurden. Seit dem dreizehnten Jahrhundert glich fich der 
Abftand zwiſchen der ſocialen und rechtlichen Lage der Miniftertalen allmählig aus. Cie 
traten in den Kreis der freien Ritter ein und lieferten das hauptfächliche Gontingent für 
den niederen Adel der neueren Zeit, deſſen Stammbaum ſomit in der Regel auf ur— 
fprüngliche Leibeigenſchaft zurückweiſt. 

Die lehnrechtliche Ständeſcheidung ſchildern uns die Rechtsbücher des dreizehnten 
Jahrhunderts in dem Syſtem der Heerſchilde. Den erſten Heerſchild hebt der König. 
Im zweiten ftehen die Pfaffen-, im dritten die Yatenfürften; nach dem Sachſenſpiegel 
baben ven vierten die freien Herren, den fünften die ſchöffenbar Freien und die Mini: 
fterialen der freien Herrn, den jechöten die Mannen der Inhaber des fünften Schilves ; 
der fiebente Schild bleibt unbenannt. Nach dem Schwabenſpiegel jtehen im vierten die 
Hochfreien, im fünften die Mittelfreien, im fechöten die Minifterialen, im fiebenten alte 
übrigen vritterfähigen Leute. Die praktiiche Bedeutung des Heerſchildſyſtems lag aber 
darin, daß niemand von eimem Heerſchildgenoſſen Lehen nehmen fonnte, ohne feinen 
Schild zu erniedern und aus der bisherigen Schildgenoſſenſchaft auszujcheiden. Als 
läftige Schrante gegen den Verkehr mit Yehen wurden die Heerichilpregeln zuerſt durch 
Scheingeſchäfte umgangen, um dann ſeit dem vierzehnten Jahrhundert allmählig in Ver— 
geſſenheit zu gerathen. 

In den Städten ſchloß die Ständegeſchichte damit ab, daß die anfänglichen Unter— 
ſchiede der Geburtsſtände verſchwanden und aus der Aufhebung der urſprünglichen Gegen— 
füge eim freies ſtandesgleiches Bürgerthum beroorging. Anfangs ſchied ſich die Stadt— 
bevölferung in freie Geſchlechter, Minifterialen des Stadtherm und unfreie oder hörige 
Handwerker. Seit letztere perlönlich frei geworden, bilvet fich für die Städte der Grund» 
lag: Luft macht frei, d. h. ein Unfreier, der ſich Jahr und Tag unbehelligt in ver 
Stadt aufhielt, gilt für frei. Die altfreien Gefchlechter, mit melden ſich die Minifterialen 
verjchmolzen, wenn fie nicht völlig aus der Stadt verdrängt wurden, ftanden vorerjt ala 
die bevorrechtete Klafje der Vollbürger den Handwerkern gegenüber. Dieje aber organi- 
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firten fih in Zünften und Gilden und eröffneten den Kampf um vie rechtliche Gleich- 
ftellung mit den Vollbürgern, deſſen Ergebniß allenthalben die Bildung eines einheitlichen 
Bürgerftandes war. 

Während ſich jo m den Städten die alte genoffenichaftliche Freiheit erhielt umd in 
ihrer Fortentwidelung aud die Bevölkerung tiefer ftehender Rechtskreiſe in fich aufnahm, 
wuchſen an den Höfen der Grundherren die verſchiedenen ftindiichen Elemente, Schugbe- 
fohlene, freie, hörige, leibeigene Hinterfaffen in Eine hörige Gemeinde zuſammen, für 
welche fich ein gemeinfames Necht, das Hofrecht, ausbildete. 

(Arnold, Zur Gefchichte des Eigenthums in den deutſchen Städten, 1861; Ficker, Bom 
Reichsfürftenftande, 18615 Stobbe, Die Stände des Sacfenfpiegel® in der Zeitfchrift für bemt- 
ſches Recht, XV; von Fürth, Die Minifterialien, 1836; Fider, Vom Heerihilde, 1862; 
Nitzſch, Minifterialität und Bürgerthum, 1859; Roth von Schredenftein, Das Patriciat 
in den deutſchen Städten, 1856; — v. Mauxer, Geſchichte der Frohnhöfe, der Bauernhöfe und 
der Hofverfaſſung in Deutſchland, Il, III, IV, 1862 — 63.) 

$. 15. Das geichriebene Recht der vorigen Periode kam im Yaufe diefer außer 
Gebrauch. Die Umgeftaltung der Berfafiungsgrundlagen, die neuen Standeswerhältniffe, 
die mit dem Gulturzuftande fich ändernden Rechtsanſchauungen jchoben die Nechtsjäge der 
Leges und Gapitularien, auch wenn fie ſich gewohnbeitsrechtlich Feftgewurzelt hatten, all= 
mäblig bei Seite. Das Recht ift bis ins dreizehnte Jahrhundert vorzugsweiſe wieder 
ungefchriebenes Recht, durch Schöffenſprüche fortgebilvet, in zweifelhaften Fällen durch 
Aufnahme eines Weisthums feftgeftellt, Das ift durch eine Ausjage über geltendes Ges 
wohnheitsrecht, welche auf amtliche Inquisitio hin von glaubwürdigen, rechtskundigen 
Männern abgelegt wird. 

Die Rechtsbildung nahm denjelben Gang wie die politiſche Entwidelung, den Gang 
der Vereinzelung und des Particularismus. Abgefehen von der aus der vorigen Periode 
überfommenen Bejonderheit der Stammesrechte jchieden fich für gewiſſe Rechtsverhältniſſe, 
für beftimmte Bevölferungsflaffen und für einzelne Territorien neue Nechtögebiete aus, 
welche mit ver Bildung von Sondergerichten zuſammenhängen. Streitigkeiten aus dem 
Lehnsverhältniſſe, ſowohl des Herrn mit dem Yehnsmann als aud der Lehusmanuen 
unteremander, famen vor das Lehnsgericht, an welchem der Herr als Nichter, die Yehns- 
mannen als Urtheilev fungirten. Das bier zur Ausbildung gelangende Recht ift Das Lehn— 
vecht, der Gegenfat zum Landrechte, welches in den öffentlichen Gerichten der Grafichaft und 
der Hundertichaft gehandhabt wurde. Streitigfeiten ans den Dienft = und Gutöverhält- 
niſſen der Grundholden wurden im Hofgerichte des Grundherrn entichieden. Der Bes 
amte deſſelben, der Vogt, Schulze oder Maier, war Richter, die Dorfgenofjen fanden 
das Urtheil. Da auf der einen Seite die Yeibeigenen rechtsfähig wurden, auf der andern 
die Gerichtsbarkeit des Herrn Durch die Immunität auch die übrigen Hinterfaffen mit 
ihrer gefammten Rechtsſphäre erfaßte, dehnte ſich das Hofrecht auf ſämmtliche Nechts- 
beziehungen der Hofgenofjen aus. Die Dienftmannen ftanden zu Recht vor dem Gerichte 
ihres Dienjthern, welches gleichfalls Hofgericht hieß. Mit der fteigenden Bedeutung ver 
Minifterialität ftreiften fie die Schranke des Dienftrechtes ab und wurden bezüglich ihrer 
Lehen des gemeinen Lehnvechts, im übrigen des Landrechts theilbaftig. 

In den Städten lebten vor Entwidelung des dem deutichen Rechte eigenthümlichen 
Stadtbegriffes die freien Gejchlechter nach Yandrecht, die Minifterialen nad) Dienſtrecht, 
die Handwerker nad Hofrecht. Auf verfchiedenen Wegen bildete ſich in den einzelnen 
Städten für ſämmtliche Einwohner ein gemeinfchaftliches Gericht, mit welchem der Aus— 
gangspunft für ein den Städten eigenthimliches Necht gegeben war: „Von nım an find 
alle mit Einem Rechte begriffen, die in dem Weichbilde gefeflen find”. Hie und da baben 
fich jelbftftändige Stadtrechte (Urrechte) entwidelt. Viele Städte dagegen empfingen ihr 
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Recht durch Bewidmung, d. h. indem fie fih das in einer anderen ausgebildete Stabt- 
recht übertragen ließen. Auf dieſem Wege bildeten fich ausgedehnte Stadtrechtöfamilien. 
Die Mutterftadt blieb gewöhnlich als Oberhof in dauernder Verbindung mit der Tochter- 
ftadt. Wenn nämlich die Schöffen diefer des Rechtes nicht weile waren, fragten fie um 
Rechtöbelehrung bei den Schöffen der Mutterftadt an, oder legten ihnen geradezu den 
Rechtsfall zur Entſcheidung vor. Lübeck, Magdeburg, Eifenah und Frankfurt waren die 
berühimteften Oberböfe. Deutſches Stadtrecht drang auch über die Grenzen des Reiches 
in die benachbarten ſlaviſchen und ungariichen Lande ein. Die zahlreichen Colonien, 
welche die Deutjchen hier gründeten, wahrten ſich das deutjche Stadtrecht. Im Polen 
wurde magdeburgiiches Recht mejentliches Merkmal des Stabtbegriffes und verpflanzte es 
fih als Stadtreht xar ESoyrv jelbft in Städte mit vollftändig undeuticher Bevölkerung. 
Auch Dörfer erlangten hier das jus teutonicale und von den Städten aus gingen 
deutiche Nechtsfüte in das Gemohnheitsrecht der Adelsgerichte Polens über. 

Als mit dem Emportommen der Yandeshoheit ſich innerhalb der Stammesgebiete 
jelbftftändige Territorien ausgefchieden hatten, bildete ſich im einigen derfelben ein vom 
allgemeinen Stammesrechte verichtedenes Territorialrecht, für welches das Tandesherrliche 
Gericht den Kryftallifattonspunft abgab. So haben ſich 3. B. in Baiern, wo die Zer— 
Vegung des Stammesrechtes am meiften wirkte, für Defterreih, Salzburg, Oberbatern 
und Steiermark bejondere Territorialrechte entwidelt. Abgejeben bievon bat mancher 
fleinere Landſtrich, manch einzelner Gau fein Sonderrecht heworgebracht. 

Seit dem dreizehnten Jahrhundert taucht im Deutichland geichriebenes Recht in 
Maffe auf. Seinem Urjprunge nad) ift es entweder Satung, oder einfache Rechtsauf- 
zeichnung oder juriftiiche Bearbeitung des Rechtes (Nechtsbücher). 

Das Reichsrecht liefert bis in das dreizehnte Jahrhundert nur fpärliche Quellen. 
Thätiger wurde die Gefetgebung in der Zeit der Staufer, welche einzelne ihrer Geſetze 
behufs größerer Verbreitung dem Corpus juris eivilis einfügen ließen. Die eigentlichen 
Reichögefege (Constitutiones) wurden mit der auf den Reichstagen ertheilten Zuſtim— 
mung der Großen des Neiches erlaffen. In den ausſchließlichen Wirkungskreis des 
Königs fielen die Mandate und Privilegien. Die Urtheile des Königsgerichtes zählen als 
Rechtsquelle, jofern die in zweifelhaften Fragen getroffene Enticheidung fiir künftige gleich 
artige Fälle ald Norm dienen ſollte. Der Thätigkeit des Königsgerichtes verdanken auch 
die Reichsientenzen ihre Entftehung, Fürftenweisthümer, welche allgemeine Ausſprüche über 
Kehtsfragen enthalten. Dem Inhalte nach haben wir unter den Reichsgeſetzen haupt: 
ſächlich zu untericheiven: 1) Verfaſſungsgeſetze. Als ſolche find zu nennen: das 
Wormſer Concordat von 1122, die Constitutio de regalibus von 1158, die Confoe- 
deratio cum principibus ecclesiastieis von 1220, das Statutum in favorem prin- 
eipum von 1231—32, die Constitutio de jure et excellentia imperii von 1338, die 
goldene Bulle von 1356. — 2) Strafgefege, inöbefondere Yandfriedensgefege, 
„Der erfte Anfag zu einem gemeinfchaftlichen gefetlichen Rechte”. Die Neichögewalt war 
nicht in der Lage, den zahlreichen Fehden und Störungen des öffentlichen Friedens auf 
normalen Wege zu fteuern. Die Könige ſahen fich daher genöthigt, in kürzeren Zwiſchen— 
räumen auf eine beftimmte Anzahl von Jahren Yandfrievensgejege zu erlaffen, deren 
Aufrechthaltung jie ſelbſt beſchworen und von den Großen beſchwören Liegen. Je mehr 
das Königthum ſank, defto mehr nahmen die Yandfrieden den Charakter beſchworener 
Eimmngen zwiichen König und Neichsftänden an. Sie enthalten nicht blos Beftimmungen 
über Friedensbruch, ſondern auch fonftige ftrafrechtliche, proceſſuale und polizeilihe Vor— 
Ihriften. Der ältefte fin Deutſchland exlaffene Yandfrieven wurde 1103 zu Mainz auf 
vier Jahre beſchworen. Auf ihn folgen als die wichtigften ein Yandfrieden Heinrichs V. 

v. Solgenborff, Encyclopädie der Rechtswiſſenſchaft. 1. 11 
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von 1121—22, einer von Friedrich I. von 1156, die Constitutio contra incendiarios 
von 1187, zwei Landfrieden König Heinrichs VII. von 1224 (?) und 1234. Auf 
(etstevem fußt die berühmte Constitutio Moguntina, welche Friedrich II. 1235 zu 
Mainz erließ und im fünfzehnten Yahrhundert der Juriſt Nicolaus Wurm gloſſirte. 
Sie bildet die Grumdlage der fpäteren Landfrieven, deren nad dem Interregnum eine 
große Zahl theils allgemeiner, theils particularer Geltung vereinbart wurde. 1495 
fam auf einem Reichstage zu Worms ein ewiger Yandfrieden zu Stande, welchen man 
auf Folgenden Reichstagen mehrmals vepublicirte, erläuterte und mit Zuſätzen verſah. 

Rechtsbücher. Die juriftiiche Bearbeitung des Rechtes hat ihren Ausgangöpunft 
in der epochemachenden Darftellung des Sachſenrechtes, welche uns im Sachſenſpiegel 
vorliegt. Dieſen verfaßte um das Jahr 1230 ein Schöffe der Grafichaft Billingshohe, 
der Ritter Eife von Repkow. Er jchrieb jein Werk zuerſt in Lateinifcher Sprache, um 
e8 dann auf Beranlaffung des Grafen Hoyer von Falfenftein in niederſächſiſcher Mund— 
art abzufafien. Der Sachſenſpiegel zerfällt in ein Landrechts- und in ein Lehnrechtsbuch. 
Die Darftellung des Dienft=, Hof und Stadtrechtes hat der Verfaſſer aus feinem Unter- 
nehmen ausgeſchloſſen. Die lateiniſche Vorlage des Landrechts fehlt uns. Die des Yehn- 
vechts ift und in dem f. g. Vetus auctor de beneficiis erhalten. Im Gegenfage zu 
den rechtlichen Nenbildungen feiner Zeit hält Eife mit Vorliebe an den von den Bor: 
fahren überkieferten Traditionen feit. Auf Grund des Sachſenſpiegels entjtand in Süd— 
deutichland um die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts der Spiegel der deutiden 
Leute, eine Arbeit, welche fich nicht auf ein einzelnes Stammesrecht beichränft,, Jondern. 
allgemein deutſches Recht darſtellen will. Der Sachjenipiegel Landrechts iſt darin bis 
II, 12, 8. 13 ven ſüddeutſchen Verhältniſſen entiprechend umgearbeitet, von da an mit 
wenigen Aenderungen ins Oberdeutſche überjegt. Das legtere gilt auch vom Lehnrecht. 
Der Deutichenipiegel wurde übrigens bald verdrängt Durch das kaiſerliche Land- und 
Lehnrechtsbuch, den ſ. g. Schwabenjpiegel, welder nad einem kürzlich aufgefundenen 
urfundlichen Zeugniſſe ſchon i. 3. 1268 handſchriftlich eriftirte. Die im Deutichenfpiegel 
nicht vollendete Arbeit wınde von dem unbekannten Verfaſſer des Schwabenſpiegels zu 
Ende geführt, welcher den ganzen Sadyjenipiegel, wie er ihm in der Form des Deutichen- 
ſpiegels vorlag, zu einer Darjtellung des deutichen Rechtes überhaupt umarbeitete. Sach— 
jenjpiegel und Scmabenjpiegel gelangten zu großem Anſehen und weiter Verbreitung. 
Schon im vwierzehnten Jahrhundert wurden fie füg Werfe kaiſerlicher Geſetzgebung ge— 
halten und als ſolche in den Gerichten bemügt. Sie wurden beide ins Lateiniſche, der 
Sachſenſpiegel ins Holländifche und Polniſche, der Schwabenfpiegel ins Franzöſiſche und 
Czechiſche überſetzt, erſterer im vierzehnten Jahrhundert gloffirt. Die ältefte Gloſſe Des 
Landrechts rührt von dem märkiſchen Ritter Johann von Buch; ſie iſt die Grundlage 
für die Arbeiten der ſpäteren Gloſſatoren. Unter den zahlreichen Bearbeitungen des 
Sachſenſpiegels iſt das Görliger Rechtsbuch herworzubeben, welches in jenem lehn- 
vechtlichen Theile auf den Vetus auetor de beneficiis zurüdführt.. Auf einer Be- 
arbeitung des Schwabenjpiegeld beruht ein für das Bisthum Freifing ausgenrbeitetes 
Landrechtsbuch; es hat vermuthlich den Vorſprecher Ruprecht von Freifing zum 
Berfafjer, welcher 1328 mit Benügung des Schwabenfpiegels ein Freiſinger Stadtrechts- 
buch ausarbeitete. Beide Werke wurden im fünfzehnten Jahrhundert zu Einem Rechts— 
buche für Yand und Stadt Freifing verbunden, 

In den legten Jahren des dreizehnten oder in den erften des vierzehnten Jahrhun— 
derts, jedenfalld vor 1320, jchrieb, wahrſcheinlich im fränkischen Heſſen, ein ung unbe— 
fannter Autor ein Rechtsbuch, welches das kleine Kaiferreht genannt wird. Es 
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will gemeined Recht darjtellen, wie e8 Karl der Große der ganzen Chriftenheit geſetzt 
babe und pflegt für die einzelnen Rechtsſätze des Kaiſers Gebot als Quelle anzuführen. 

Eine Ergänzung zum Sachlenipiegel, nämlich eine Darftellung des Proceſſes der 
ſächſiſchen Landgerichte, Liefert der Richtſteig Landrechts, welchen der erwähnte 
Johann von Buch vermuthlih um 1335 verfaßte. Noch im vierzehnten Jahrhundert 
arbeitete ein unbefannter Verfaſſer das Seitenftüd zu dieſem Rechtsbuche, den Richt— 
fteig Lehnrechts, aus. Für den ſächſiſchen Rechtsgang find noch zwei kleinere Arbeiten 
aus der Mitte des vierzehnten Jahrhunderts zu nennen, die Cautela und die Premis 
des Hermann von Desfeld, melde Borfichtsmaßregeln für Das Benehmen vor Gericht 
enthalten. Ferner die rechte Weiſe des Lehnrechts, eine Kleine Schrift über den 
Lehnsproceß, die weſtfäliſchen Bebmgerihtsbüder und die Informatio ex spe- 
culo Saxonum, eine Arbeit wahricheinlich aus der zweiten Hälfte Des fünfzehnten 
Jahrhunderts, weldye die Praxis der ſächſiſchen Gerichte jener Zeit in ihren Abweichungen 
vom Sachſenſpiegel fritifirt. 

Die wichtigſten Stadtrechtsbücher jollen im Zuſammenhang mit den übrigen Quellen 
des Stadtrechtö genannt werben. 

Territorialrebte. Mit der Ausbildung der Landeshoheit erlangten die Fürften 
auch das Necht, Privilegien zu ertbeilen, jowie mit Zuftimmung der Großen des Landes 
allgemein bindende Normen zu erlaffen. Solche durch Satung entitandene Yanbesord- 
nungen find die Culmſche Handfefte von 1232 für Das deutiche Ordensland, die jalz- 
burgiihe Yandesorbnung von 1328, das oberbairiiche Landrecht Kaiſer Ludwigs von 
1346, Das für das Fürſtenthum Breslau ausgearbeitete Landrecht von 1356, eine offictelle 
Bearbeitung des Sachſenſpiegels. Als bloße Aufzeichnungen des geltenden Rechtes er— 
ſcheinen Das öfterreichtiche Yandesrecht aus dem dreizehnten Jahrhundert, das Ritter- und 
Landrecht der Grafichaft Berg aus der erften Hälfte des vierzehnten Jahrhunderts und 
ein ſteiriſches Landesrecht, wahrſcheinlich aus dem vierzehnten Jahrhundert. Autonomer 
Satung verdanken ihre Entjtehung die frieſiſchen Küren, welche jich der Stamm der 
riefen von 1200 — 1361 auf fernen in altgermanticher Weile abgehaltenen Yandeöver- 
fammlungen feste. Wie in Friesland hat ſich aud im Yande Dithmarſchen die alte 
freie Bauermverfaffung erhalten. Auch bier wurde das Recht dur Autonomie fort: 
gebildet und 1447 zuerft aufgezeichnet. 

Das Dienſtrecht geftaltete fi an den Höfen der verichtedenen Dienſtherren in 
größter Mamnichfaltigkeit, da der Minifterialität die einheitliche Spige fehlte, wie fie Das 
Lehnweſen im Königthum beſaß. Die wichtigften Dienftrechte find die von Bafel, Bam— 
berg, Köln, Magdeburg, Hildesheim und die Satzung des Grafen Otto von Teflenburg. 

Die Hofrechte Haben fich weitaus zum größten Theile als Gewohnheitsrecht ent= 
wickelt. Catungen des Hofrechts find felten. In den Dirfern und Bauerihaften war 
& Sitte, daß alljährlih an beitimmten Tagen das beftehende Recht gewieſen wurde. 
Der herrichaftliche Vogt oder Maier fragte im Dorfding, was in einem beftummten Falle 
Rechtens ſei. Beeidigte Dorfgenofien gaben die Antwort. Im Wechſel jolder Fragen 
und Antworten wurde der Stoff des Gewohnheitsrechtes mehr oder minder erichöpft, um 
welchen es fich innerhalb der bejcheidenen Grenzen einer Dorfgemeinde handeln konnte. 
Im Yaufe der Zeit wurden aus beftimmten Veranlaffungen oder in der allgemeinen Er: 
wägung, daß die Schrift dauerhafter jei ald das Gedächtniß der Menſchen, Dieje Rechts: 
meilungen aufgeichrieben. Die Aufzeichnungen heißen wie ihr Gegenftand Weisthümer, 
Taidinge, Bantaidinge, Deffmungen u. dgl. 

Das gejchriebene Stadtrecht weiſt als ältefte Duelle Privilegien (Handfeften) auf, 
welde zuerst die Künige, dann auch die Landesherren ertheilten. Seit dem dreizehnten 
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Jahrhundert erlangten die Städte das Kürrecht, die Befugnig der Autonomie. Von da 
an treten die Rathöverordnungen und Schöffenſatzungen in den Kreis der Stadtrechts- 
quellen. Unmittelbaren Anlaß zur Aufzeichnung des ungeichriebenen Gemohnbeitsrechtes 
gab nicht felten Das Anfuchen um Bewidmung. So wurde namentlich das Magdeburger 
Recht in ausführlichen Rechtsmittheilungen des dreizehnten und vierzehnten Jahrhunderts 
aufgezeichnet. Hie und da legte man Urtheilsbücer, jo in Stendal 1334, anderwärts 
Stadtbücher an, melde das gefammte, der Stadt eigene Recht zufammenftellen, außerdem 
aber auch’ Aufzeichnungen aus dem öffentlichen Leben der Stadt und Eintragungen über 
Rechtsgeſchäfte enthalten. Weber das Stadtrecht find ferner juriftiiche Arbeiten und Sam 
melwerfe verfaßt worden. Im erfter Linie ftehen die Bearbeitungen des Magdeburger 
Rechts, von welden die widhtigften find: 1) das ſächſiſche Weichbild. Ende des 
dreizehnten und Anfang des vierzehnten Jahrhunderts wurde auf Grund von Magde— 
burger Rechtsbewidmungen das ſ. g. Magdeburger Schöffenrecht ausgearbeitet. Nach 1304 
verfaßte ein unbefannter Autor eine belehrende Arbeit in 27 Artikeln, weldye die Grund— 
ſätze des ſächſiſchen Stadtrecht im Gegenjag zum Yandrecht darftellt. Beide Arbeiten 
wurden ohne innerliche Ausgleihung des Stoffes miteinander verbunden. Das Ergebniß 
diefer Verbindung ift das vielgebrauchte ſächſiſche Weichbild, welches ins Yateinifche, Pol— 
niſche und Czechiſche überfegt und glofjirt wurde. 2) Das Rechtsbuch nad Di— 
ftinetionen (ſchleſiſches Landrecht, vermehrter Sacyjenfpiegel), fo genannt nad der - 
Eintheilung in Diftinctionen. Der Verfaſſer will Weihbild ſächſiſcher Art überhaupt 
darftellen und beftrebt fi, die Unterfchiede zwiſchen Yandrecht, ſtädtiſchem Gewohnbeits- 
recht und Stadtrecht nach kaiſerlichem Privilegium anzugeben. Für das erjte ift ver 
Sachſenſpiegel, für Das zweite das Magdeburger Recht, für das dritte das Stadtrecht von 
Goslar benützt. Das ausführliche Rechtsbuch entſtand nach der Mitte des 14. Jahrhun— 
derts in der Marf Meißen. Im der zweiten Hälfte des fünfzehnten wurde es mit Zu— 
ziehbung anderer Quellen für die Verhältniſſe won Eifenah zu dem |. g. Eifenader 
Rechtsbuch umgearbeitet. 3) Die Blume von Magdeburg Um 1386 wer: 
faßte der romaniſtiſch geichulte Yurift Nicolaus Wurm von Neu-Ruppin, ein ebenfo 
frudytbarer als geichmadlofer Schriftſteller, ein Nechtsbuch, welches fich für eine Arbeit 
des Magdeburger Schöffenftubls ausgibt. Wurm felbft arbeitete es ſpäter in ein neues 
Wert um, weldes ev Blume des Sachjenipiegels nannte, — Den ſächſiſchen Stadtrechts— 
büchern ftehen am nächiten jene Arbeiten, die auf Grund von Schöffenfprücen in Verbin: 
dung mit anderen Tuellen verfaßt wurden. Hieher gehören: 1) die Magdeburger 
Fragen, zwilden 1386— 1402 in Preußen entftanden, eine Sammlung von Ans 
fragen, wie fie nad Magdeburg als Oberhof gerichtet murden, und den darauf hin er: 
gangenen Urtheilen in ſyſtematiſcher Zufammenftellung; 2) das Glogauer Rechts— 
buch von 1386; 3) das ſyſtematiſche Schöffenreht, aus der Mitte des 
vierzehnten Jahrhunderts, auf Magdeburg = Breslauer Bewidmungen und Breslauer 
Scöffenfprüchen berubend. Seine fuftematifche Anordnung ift von Intereſſe, weil fie ji 
vom römischen und kanoniſchen Rechte durchaus unabhängig hält. 4) Der Culm over 
das Culmiſche Recht ıft zurüczuführen auf das ſyſtematiſche Schöffenrecht, dem eine große 
Anzahl von Stellen des Schwabenſpiegels eingefügt wurde. 5) Die neun Büder 
Magdeburger Rechts oder die ſ. g. Pölmannfchen Diftinctionen (fo nach dem erſten 
Herausgeber genannt), 1402 verfaßt von dem Stadtichreiber Walter Efhardi von Thern, 
welcher darın das Rechtsbuch nad Tiftinctionen, den Sachſenſpiegel Landrechts, das 
Weichbild und deſſen Gloſſe, jowie die Magdeburger Fragen verarkeitete. 

Von den ſüddeutſchen Stadtrechtsbüchern it neben dem ſchon genannten des Ruprecht 
von Freifing als eine der beſſeren juriftiichen Yeiftungen des Mittelalters das Brünner 
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Schöffenbuch hervorzuheben, welches der im römiſchen und kanoniſchen Rechte bes 
wanderte Stadtjchreiber Johannes von Brünn aus Brünner Privilegien, Willtüven und 
Schöffenſprüchen zuſammenſtellte. 

Als Rechtsquelle dieſes Zeitalters kommen endlich noch die Formelbücher in Betracht, 
welche mitunter ihren Formularen theoretiſche Auseinanderſetzungen über die bezüglichen 
Rechtsgeſchäfte beifügen. Auszuzeichnen iſt in dieſer Beziehung das Baumgarteuber— 
ger Formelbuch aus dem Anfang des vierzehnten Jahrhunderts. 


(Reichsſsgeſetze: O. Stobbe, Geſchichte der deutſchen Rechtsquellen, $. 48 ff.; Monu- 
menta Germaniae LL. II, ed. Pertz; Neue und vollſtändige Sammlung der Reichsabſchiede, 
1747 ff. Senkenberg'ſche oder Koch ’ihe Sammlung); Emmingbaus, Corpus Juris Ger- 
manici academicum, 2. Aufl. 1844; Deutfhe Reihstagsakten, berausgeg. von der hiſto— 
riſchen Commiffion der Akademie der Wifienfchaften zu München, I, 1: Deutſche Reichstagsakten 
unter König Wenzel 1376 — 1387, berausgeg. von Jul. Weizfäder;, Böhlau, Nove Con- 
stit. Domini Alberti, 1855; Kluckhohn, Geſchichte des Gottesfriedens, 1857. 

Nechtöbüher: Homeyer, Die beutfchen Nechtsbücher des Mittelalter8 und ihre Hand- 
Iäriften, 1856. Sahbfenfpiegel: Homeyer, Des Sachſenſpiegels erfter Theil (Landredt), 
3. Ausgabe 1861; des Sachſenſpiegels zweiter Theil nebft den verwandten Rechtsbüchern, I, 2; 
1. Ausg. 1942-44. Aus der reichhaltigen Literatur: Homeyer, Die Stellung des Sachſen— 
fpiegeld zum Schwabenfpiegel, 1853; Fider, Ueber die Gntftehungszeit des Sachlenfpiegel8 und 
die Ableitung des Schwabenfpiegeld aus dem Deutſchenſpiegel, 1859. — Der Spiegel der 
deutſchen Leute, beransgeg. von Fider, 1559; Fider, Ueber einen Spiegel der beut- 
ſchen Leute und dejjen Stellung zum Sachſenſpiegel und Schwabenfpiegel, 1857. — Sog. 
Shwabenfpiegel, berausgeg. von Freih. v. Laßberg, 1840; von Wadernagel, 1840; 
von Gengler (Landrecbtsbuch), 1553; von v. Daniels in den Rechtsdenlmälern des deut- 
ſchen Mittelalterd ſynoptiſch mit dem Sachfenfpiegel und dem franzöfifhen Schmabenfpiegel. 
Eine fritiiche Ausgabe des Schwabenfpiegels fehlt. Laband, Beiträge zur Kunde des Schwa- 
benfpiegel8, 1861, und in der Zeitichrift für Rechtsgeſchichte, III, 125; Fider, Zur Genealogie 
der Handfchriften des Schwabenfpiegeld, 1862; Rodinger, Zur näheren Beftimmung der Zeit 
der Abfajfung des ſ. g. Schwabenſpiegels, Berichte der Münchner Akad., 1867, ebendafelbft defien 
Mittbeilungen über einzelne Handicriften. — Das Görliter Rechtsbuch bei a 
Sachſenſpiegel, II, 2. — Das Stadt- und Landrechtsbuch Ruprechts von Kreiling, ber- 
ausgeg. von L. v. Maurer, 1839. — Das Kaiſerrecht nach der Handichrift von 1372, 
berausgeg. von Endemann, 1846. J. von Gofen, Das Privatrecht nach dem Heinen Kai— 
jerrecht, 19866. — Der Richtſteig Landrechts nebjt Cautela und Premis, berausgeg. von 
Homeyer, 1857. Der Richtſteig Lehnrechts bei Homever, Sadjenipiegel, II, 1. — 
Ueber die Behmrechtsbücher fiehe Wächter, Beiträge zur deutfchen —— insbeſondere 
zur Geſchichte des deutſchen Strafrechts, 1845. — Homever, Ueber die Informatio ex 
speculo Saxonum, 1956. 

Zerritorialrehte. Die Culm'ſche Handfeſte bei Leman, Das alte fulmiiche Necht, 
1338. — Die falzburgifde Landesordnung bei Rößler, Ueber die Bebeutung und 
Behandlung der Geichichte des Rechts in Defterreich, 1547. — Bairifhes Landesrecht bei 
Brenberg, Sammlung hiſtoriſcher Schriften ‚und Urkunden, 1827— 1839, IV. Cine kritifche 

usgabe fchlt. Nodinger, Zur äußeren Gefchichte von König Ludwigs oberbaieriſchem Fand- 
und Stadtrechte, 1563 (Oberbairifches Archiv, XXIII); Deffelben Vorarbeiten zur Tertesansgabe 
von König Ludwigs oberbaierifhen Landredpten, 1668; Dfenbrüggen, Das Strafrecht in König 
Ludwigs Landrechtsbuch, in deſſen Studien zur beutfchen und ſchweizeriſchen Rechtsgeſchichte, 
1888. — Oeſterreichiſches Landesrecht im Archiv für Kunde öſterreichiſcher Geſchichts— 
quellen, 10 (ed. Meiller), und bei v. Haſenöhrl, Oeſterreichiſches Landesrecht im 13. und 
14. Jahrhundert. 1867. Aus der reichhaltigen Literatur: Siegel, Situngsberichte der Wiener 
Alademie 35, und v. Haſenöhrl im eit Archiv 36.— Biſchoff. Ueber ein mittelalterliches fteier- 
märkifhes Landrecht, 1868. — Das Berg’fhe Landesrecht bei facomblet, Archiv für 
Geihichte des -Niederrheins, 1832, I. — Friefifhbe Rechtsquellen, berausgeg. von Freib. 
v. Rihtbofen, 1810. — Das Dithmarſcher Landrecht bei Mihelfen, Sammlung 
altdithmarſcher Rechtsquellen, 1942. 

, ienſtrechte Wadernagel, Das Biſchofs- und Dienftmannenreht von Bafel, 1852; 
die Übrigen angeführten Dienftrecte bei v. Fürth, Minifterialen, 1836. 

Hofrente Weistbümer, berausgeg. von I. Grimm (mach deſſen Tode fortgefett von 
R. Schröder), 5 Bde, 1540 — 66; Kaltenbäd, Die öſterreichiſchen Rechtsbücher des Mittel- 
alters, I; Die Pan- und Bergtaidingsbücher, 1846, 47. Die öfterreichiichen Weisthlimer harren 
einer Öefammtausgabe durch die Akademie der Willenfchaften in Wien. 

„ Etudtrehte. Gaupp, Deutſche Stadtrechte des Mittelalters mit rechtsgeſchichtlichen Er— 
läuterungen, 1851, 52; Gengler, Deutihe Stadtrechte des Mittelalters theils verzeichnet, 
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theils vollftändig ober in Probe-Auszügen, 1852; Gengler, Codex juris municipalis Ger- 
maniae medii aevi, 1863, I; Bifchoff, Defterreihiiche Stadtrechte und Privilegien mit Li— 
teraturangaben und Anmerkungen, 1857; Saupp, Das alte Magdeburgiſche und Halliiche 
Recht, 1826; Franklin, Weisthümer für Breslau, 1856; Michelfen, Der ehemalige Ober- 
of zu Fübed, 1839; Thomas, Der Oberhof zu Franffurt a. M, 1841; Tomaſchek, Der 
berhof Iglau in Mähren und feine Chöffenfprüche aus dem 13.—16. Jahrh., 18685 Göſchen, 
Die Soslarifchen Statuten, 1840; Schöffenurtbeile bei Wafferfhleben, Sammlung deutſcher 
Rechtsquellen, 1660, und bei Stobbe, Beiträge, 1865; Behrend, Ein Etenbaler Urtbeilsbudy 
aus dem 14. Jahrhundert (mit eingehendem Kommentar), 1568; Homeyer, Stadtbücher des Mit— 
telalters, insbefondere das Stadbtbuc von — 1860. — Das ſächſiſche Weichbildac., 
berausgeg. von v. Thüngen, 1837; dat buk wichbelde recht, herausgeg. von v. Daniels, 
1553, und mit ber Gloffe im deſſen Rechtspentmälern. — Das Rechtsbuch nad Diftinctio- 
men nebſt einem Eiſenachiſchen Nechtsbuc, berausgeg. von Ortloff, 1536. — Die Blume von 
Magdeburg, berausgeg. von Böhlau, 1868. — Die Magdeburger Fragen, beraus- 
geg. von Behrend, 1865. — Das Glogauer Rechtsbuch bei Waflerfchleben, Sammlung 
deutfcher Rechtsquellen. Das Magdeburg- Breslauer fuftematifhe Schöffenrecht, heraus— 
eg. von Laband, 1863. — Leman, Das kulmifhe Recht, 1838, cf. Stobbe in Zeit- 
Pit für Deutiches Recht, XVII. Eine jchlefiihe Sammlung von Schöffeniprücen in Berbin- 
dung mit anderen Quellen bei Böhme, Diplomatifche Beiträge zur Unterfuhung ber ſchleſiſchen 
Rechte und Gefchichte, IL, 2. — Die neun Bücher Magdeburger Rechts, herausgeg. 
von Steffenhagen, 1865. — Das Brünner Schöffenbüch bei Rößler, Deutſche Rechts— 
denfmäler aus Yen und Mähren IL, 1852. — NRodinger, Ueber Formelbücer vom 13. 
bis zum 16. Jahrh. als rechtshiftoriihe Onellen, 1855. NRodinger, Brieffteller und Formel» 
bücher des 11,.— 14. Jahrhunderts, 1863/64, in den Quellen zur baier. u. d. Geſch.; Bärwald, 
Tas Baumgartenberger Formelbudh in den Fontes rerum austriacarum, 2. Abth. XXV.) 
$. 16. Das deutiche Reich war ein Wahlreih. Doc hielt man fid) anfänglich bet 
ven Wahlen an das vegierende Geichlecht und wählte nicht felten noch bei Yebzeiten des 
Königs deſſen Sohn als Nachfolger, ein Umftand, der wielleicht zur Ausbildung der Erb- 
monarchie hätte führen können. Dem wurde vorgebeugt, indem eine Fürftenverfammlung 
von 1077 zu Forchheim das freie Wahlrecht im Gegenfag zur früheren tbatjächlichen Ges 
pflogenheit von neuem feftftellte. Heinrich VI. aus dem Haufe der Staufer machte ſpäter 
einen vergeblichen Verſuch die Krone in feinem Geichlechte erblich zu machen. Anſprüche, 
welche der Papft namentlich bei Zwiefuren bezüglich der Deutichen Königswahl erbob, 
wurden durch den Kurverein von Rhenſe und die constitutio de iure et excellentia 
imperü 1338 zurüdgewiejen. \ 
Urſprünglich war die Wahl ein Recht des ganzen deutichen Volkes. Formel ericheint 
fie ald ein wor dem Neiche gefundenes Urtheil, daß dieſem oder jenem Die Krone zufomme., * 
Wie bei der Urtheilfindung im Königsgerichte gaben auch beim Wahlgange nur die Ans 
gefehenften ihre Stimmen ab. Das übrige Volt war von je auf das Necht der Folge 
befchränft, welches ſeit dem zwölften Jahrhundert hinwegfiel. Yon da an wählten nur mehr 
die Fürften und zwar im der Weife, daß die hervorragendſten ſtimmten, die übrigen folge 
ten. Das Stimmrecht firirte ſich im Yauf der Zeit auf jene Fürften, welche bet der Krö— 
mungshandlung rechtlich beteiligt waren, nämlich auf die drei rheinischen Erzbiſchöfe und 
die Inhaber der vier Erzämter. Die Krönung hatte damals einen ftaatsrechtlichen Cha— 
rakter. Erſt durch fie gelangte der Gewählte in den Beſitz der füniglichen Gewalt, Co 
fonnte e8 kommen, daß die rechtliche Theilnahme an der Krönungshandlung, melde eine 
ausdrücliche Anerfennung des neuen Königs involvirte, auf die Ausbildung des Wahl— 
rechts zurückwirkte. Diefe ausſchließlich ftimmberechtigten Fürften, die Kurfürften, ſchloſſen 
endlich aud das Folgerecht der übrigen Fürften aus. Das Majoritätsprincip brach ſich 
in der Wahlpraris, auch als die Zahl der Wähler eine geichloffene war, nur langſam 
Bahn. Eine eingehende Regelung der Königswahlen gab die goldene Bulle von 1356. 
Beſtimmungen über vormundihaftlihe Negierung fehlten. Dagegen haben ſich, Teit 
die Wahlen das Gejchlecht nicht mehr berüdjichtigten, feſte Grundſätze über das Reiche: 
vicartat gebilvet. 
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Der König lebte nad) fränkiſchem Rechte. Sein Gerichtöftand war in weltlichen 
Sachen der Pfalzgraf bei Rhein, in geiftlichen der Papft. 

Die königlichen Rechte find in Diefer Zeit im allgemeinen diejelben wie in der 
vorigen Periode. Ihre Zahl hat fih jogar noch vermehrt. Trotzdem ging die königliche 
Gewalt einer nachhaltigen Schwächung entgegen. Einerſeits wurde deren Umfang durch 
zahlreiche Eremtionen geichmälert, in Folge deren der Inhaber der Immunität die bis da— 
bin öffentlichen Rechte im eigenen Namen und zu eigenem Nuten ausübte. Andererfeits hand- 
habte der König die öffentliche Gewalt, ſoweit er nicht ſelber thätig war, nicht mehr 
durch Beainte im eigentlichen Sinne, fondern durch Yehnsleute, welche das Amt zwar im 
Namen des Königs aber zu eigenem Nuten verwalteten. 

Der König hatte die Heergewalt. Die Reichsheerfahrt wurde auf den Reichs— 
tagen mit Zuftimmung der Fürſten beichloffen und von Heinrich V. bis Heinrich VI. 
von denſelben ausdrücklich beichworen. Die Yaft des Kriegsdienſtes ruht nun hauptſäch— 
{ich auf den Lehnsbeſitzern. In geringerem Mafe werden die allodialen Grundbeſitzer 
dazu herangezogen. Das Lehnweſen ift auch darin die Grundlage der Kriegsverfaffung, ° 
daß der Lehnsherr die Balallen aufzubieten und anzuführen bat. Der König befigt fer 
ner die oberfte Gerichtsgewalt und gilt theoretisch als der Duell aller Gerichtsbar— 
et. Er übt fie entweder jelbft oder überträgt fie auf andere. Da aber die Gerichts— 
(eben — die mit Jurisdiction beffeidveten Aemter waren Yehen geworden — nicht alle 
vom König jelbft verliehen murden, fondern in der Mehrzahl Afterlehen bilveten, To 
äußerte fich feine Gerichtögewalt wenigftens in der Bannleihe, Das heißt in dem Rechts— 
fage, daß jeder höhere Richter den Königsbann perſönlich einholen und dafiir dem König 
Hulde jchmören müſſe. Die Markgrafichaften, welche in der Entwidelung ihrer Selbit- 
fändigfeit den übrigen Territorien voraneilten, haben diefe Beſchränkung nicht gekannt. 
In der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts fetsten ſich die Laienfürſten überhaupt 
über das Erforderniß der Königlichen Bannleihe hinweg, indem fie den von ihnen beftell- 
ten Richtern mit dem Amte zugleich auch jelbft die Gerichtsgewalt übertrugen. Am läng- 
ften erhielt fich die Bannleihe des Königs in den geiftlichen Territorien, weil nad fa= 
noniſchem Nechte die Uebertragung des Blutbanns Irregularität zur Folge hatte, eine 
Schrante, welche Bonifaz VIII. zu Gunften der geiftlichen Fürften bejeitigte. Die höchſte 
Gerichtsbarkeit handhabt der König jelbft als oberfter Richter. ALS Urtheiler fungirten 
nicht etwa ftändige Pfalzſchöffen, jondern die eben am Hofe anmefenden Fürften, Herren 
und Minifterialen, zumal die Reichshofbeamten. Der König konnte an jener Statt einen 
Stellvertreter jegen. Bis ins dreizehnte Jahrhundert geſchah dies von Fall zu Fall oder 
auf längere Zeit. 1235 jchuf Friedrich II. das Amt eines ftändigen Hofrichters. Doch 
blieben gewiſſe Sachen, namentlid die causae maiores der Fürſten und Fürftengenoffen 
dem König vorbehalten. Bor das Neichshofgericht famen Streitigkeiten um Wege des 
Rechtszugs und wegen Juſtizverweigerung oder verzögerung, ſowie alle Sachen, in denen 
die Untergerichte nicht competent waren. Außerdem fonnte es jede Streitſache aus den 
unteren Gerichten an fich ziehen (evociren). Im funfzehnten Jahrhundert trat zuerit an 
die Seite und nach 1450 am die Stelle des Hofgerichts das fünigliche Kammergericht, wel— 
ches fich aus der perjönlichen Rechtſprechung des Königs mit Zuziehung von Räthen ent— 
widelt zu haben ſcheint. Der König ift ferner oberfter Yehnsherr. Nach Beendigung 
des Imveftiturftreites haben auch die mit zahlreichen öffentlichen echten ausgeftatteten 
geiftlihen Herrichaften allmählig den Charakter won Reichslehen angenommen, 

Die neuen Rechte, welche der König in dieſer Periode erwarb, das Spoltenrecht, 
das Bergregal, das Geleitvecht, der Judenſchutz, die Verleihung des Marktrechts führten 
feine wejentliche Erhöhung der küniglichen Gewalt herbei, zumal der König theils darauf 
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verzichtete, theils dieſelben ebenfo wie das Münzrecht und das echt auf Zölle durch Ver⸗ 
äußerung und Belehnung auf die Landesherrn übertrug. 

Die Gepflogenheit der Könige, Reichsangelegenheiten mit den Großen des Reiches zu 
berathen, führte im Laufe der Zeit zu einer rechtlichen Beſchränkung des Königthums. 
Die Lehnspflicht der Hoffolge, d. h. die Pflicht, zu den angeſetzten Hoftagen ſich beim 
König einzufinden, verwandelte ſich in das Recht der Reichsſtandſchaft. Aus dem Bei— 
rathe der Großen wurde ein Recht der Beſchlußfaſſung, aus der urſprünglichen Berwal- 
tungsmaßregel ein Grundſatz der Reichsverfaſſung. Das Recht, an den Verhandlungen 
der Reichstage mit Sig und Stimme Theil zu nehmen, haben auf diefe Weile die Kurz - 
fürften, Fürften und Herren erlangt. Seit Wilhelm von Holland find auch die Städte 
auf den Reichstagen vertreten, 

Die fränkische Aemtewerfaffung war nad Auflöfung der fränkiſchen Monarchie im 
deutjchen Reiche beftchen geblieben. Doch ſchob ſich Ende des neunten, Anfang des zehn— 
ten Jahrhunderts zwilchen das Königthum und die gräfliche Gewalt eine neue Macht ein, 
- Dad Stammesherzogtbum. Ohne gerade aus dem miſſatiſchen Inftitute hervorgegangen 
zu ſein, hat e8 doch aus dem Wegfallen deſſelben die Bedingungen feines Entjtehens ge- 
ſchöpft. Das Königthum ſchuf, um dem Herzogthum die Stange zu halten, ein neues 
Ant, die Stammespfalzgrafichaft, welche die königlichen Rechte innerhalb des Herzogthums 
wahrzunehmen hatte, und wußte jchlieglih im Bündniß mit den Fürften, welche der Her: 
zogsgewalt untergeordnet waren, das unbequeme Mittelglied zu befeitigen. Mit dem Sturze 
Heinrichs des Löwen ift die Zertrümmerung des Stammesherzogthums für immer entſchieden. 

Eine vollftändige Aenderung feiner Grundlagen erlitt das Reich durch die Ausbildung 
dev Landeshoheit. Die wejentlichten Momente dieſes Procefjes find in kurzen folgende: 
Die gleichmäßige Eintheilung des Reichs in Graffchaften und Gaue verjchwand vor den 
zahlreich emporjchießenden Immunitäten. Bon den Grafichaften wurden mitunter mehrere 
in Einer Hand vereinigt und mit der gräflichen Gewalt nicht felten Immunitätsrechte 
verbunden. Die Ummandlung der Aemter in Lehen machte die Amtsbefugnifie zu einem 
nugbaren und erblichen Rechte. Als das Stammesherzogthum fiel, erntete nicht Das 
Königthum, fondern die fürftliche Gewalt die Früchte des Sieges. Seit dieſer Zeit findet 
fich auch zuerft in Urkunden der Ausdruck Dominus terrae. Weſentlichen Vorſchub er: 
hielt das Auffeimen der Yandeshoheit durch die auf Italien gerichtete Polttif der deutjchen 
Könige. Um bier augenblidliche Erfolge zu erringen, fanden ſich die Könige mit den 
Fürften ab, jo gut e8 eben ging. Dagegen wurde die einzige Macht, welche der fürft- 
lichen noch ein Gegengewicht bieten fonnte, das deutfche Städtemejen, in feiner Entwide- 
lung gehemmt. Dieſer Politik verdanfen namentlich zwei Neichsgejege des dreizehnten 
Jahrhunderts ihre Entftehung, die Confoederatio cum principibus ecelesiastieis von 
1220 und das Statutum in favorem prineipum von 1231— 32, im welchen der Kö— 
nig zu Gunften der Fürften auf wichtige Nechte verzichtet, deren fich dieſe freilich zum 
Theil Schon thatſächlich bemächtigt hatten, während andererfeits zum Vortheil der Yandes- 
bern eine Reihe ftädtefeindlicher Beſtimmungen erlaffen wird. Die hiermit veichgefeglich 
janctionivte Yandeshobeit wucherte dann im raſcher Entwidelung empor, während Des 
Interregmums zufolge des Mangels, nad). vemfelben zufolge der Schwäche der königlichen 
Gewalt. Das Nequifit der Bannleihe für die höheren Richter der Territorien fiel bins 
weg Nur im Herzogibum Weftfalen, welches nach der Aechtung Heinrichs des Löwen 
an den Erzbifchof von Köln gekommen war, erhielt es fich und bot den Ausgangspunkt 
für die Entfaltung der weſtfäliſchen Frei= oder Vehmgerichte. Während die Ummandlung 
der Aemter in Yehen den wichtigften Hebel für die Ausbildung der Landeshoheit abges 
geben batte, verftand es diefe, innerhalb der Territorien mit dem Lehnweſen zu brechen. 
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Nah dem Reichölehenvechte war der Inhaber eines Gerichtslehens verpflichtet, die darin 
enthaltenen Afterlehen weiter zu verleihen. Diefen Rechtsſatz fetten die Yandesherren 
nad dem Wegfall der Bannleihe außer Kraft, indem fie die Gerichte ihrer Territorien 
nicht mehr zu Yehen gaben, jondern mit bejoldeten Yandrichtern beftellten, alſo die Lehen in 
Aemter im eigentlichen Sinne Des Wortes ummandelten. Was die Fürften übten, blieb der 
Reichsgewalt verfagt. Der König war genöthigt, ein beimgefallenes Fürftenthum binnen 
Jahr und Tag wieder zu verleihen, eine Beſchränkung, welche in Deutſchland eine all» 
mäblige Conſolidirung des Reiches verhinderte, wie fie mit Benutzung des Heimfalls in 
Frankreich erfolgte. Neue Errungenichaften machte die Landeshoheit vorerft für die kur— 
fürſtlichen Territorien durch die goldene Bulle von 1356. Münzrecht, Bergregil, Recht 
auf Zölle und Judenſchutz werden darin den Kurfürften ausprüdlich zugeiproden. Sie 
erlangten ferner Die Privilegien de non evocando et non appellando. Endlich wurde 
die Unzertrennlichteit der Kurlande und die Primogeniturfolge feſtgeſtellt. Das den Kur— 
fürften gemährte Maß von Unabhängigkeit ftedten fi auch die übrigen Yandesherren zum 
Theil in rückſichtsloſeſter Weiſe zum Ziel. Daß ınan zur Erreihung defjelben kein Mit— 
tel jcheute, zeigt die in Defterreich vorgenommene Fälſchung des jog. Privilegium majus, 
angeblih won 1156. 

Wie nach oben bin ſchloß ſich die Yandeshohett auch nad unten bin ab. Der 
Complex ihrer berzoglichen, gräflichen, lehnsherrlichen, immunitäts-, grund= oder dienft- 
berrlichen und vogteilidyen Rechte bildete ſich zum allgemeinen Begriffe der Staatsgewalt 
aus. Indem man die einzelnen echte nicht mehr ihrem biftorifchen Urfprunge nad) uns 
terſchied, erichienen fie als Conſequenz einer ihrem Weſen nad) einheitlichen obrigfeitlichen 
Gewalt über das ganze Yand. * Ihren Ausbau erhielt die Verfaſſung der Territorien 
durh die Entwidelung der Landſtände. Wie die Könige pflegten auch die Fürſten auf 
ihren Hoftagen, zu welden fie Hoffahrt geboten, Yandesangelegenheiten mit den Großen 
des Yandes zu beratben. Im Anſchluß am dieſe Hoftage der Landesherrn entwidelte ſich 
feit dem vierzehnten Jahrhunderte in Folge von Einungen, welche zumal die Nitterjchaft 
und die Städte zur Wahrung der Yandesfreiheiten eingingen, in den einzelnen Territorien 
die landſtändiſche Berfaffung. Das Recht der Yanditandichaft hatten die Geiftlichkeit, der 
Adel (Herren und Ritter) und die Städte, nur ausnahmsweiſe auch die Bauern. Das 
Steuerbewilligungsrecht bildete den Kern der landſtändiſchen Nechte, an welchen fich in der 
Folge eine Neihe weitgehender Befugniſſe anſchloß. 

Zum Schluß noch einen Blick auf die Entwidelung der Städteverfaflung ! Dieje 
ſchließt fich in feiner Weife am die untergegangene römische Städteverfaffung an, ſondern 
it eine ſelbſtſtändig germaniſche. Im fränkiſchen Reiche waren die Städte in die Gau— 
und Hundertichaftsverwaltung einbezogen. Erſt allmählig bilvete ſich der rechtliche Be— 
griff der Stadt und zwar zuerft für die Biſchofsſitze, wo ſich neben den Miniftertalen und 
Hofhörigen des Biſchofs altfreie Gemeinden erhalten hatten. Durch königliches Privileg 
wurde der Biſchof gemeinfamer Schugherr aller Stadtbewohner, jeit der Zeit der Ottonen 
erlangte er die gräfliche Gewalt über die freien Geichlechter. Das öffentliche und hofrecht- 
liche Gericht floffen in Folge deſſen zu einem allen Klaffen der Stadtbevölterung gemein- 
ſamen Gerichte zufammen. Die ftädtifchen Nichter ernannten den Biſchof, der König lich 
ihnen den Gerichtöbann. Seit dem zwölften Jahrhundert entjtand zum Theil gegen den 
Willen der Stabtherren in den Städten die Einrichtung der Stadträthe. ALS Bertreter 
der Bürgerſchaft, aus der fie hervorgingen, ſchwangen ſich die Nathmannen, den Bürgers 
meifter an der Spige, von einer untergeordneten Berwaltungsbehörde zur eigentlichen 
Stadtobrigfeit auf. Die Gerechtjame des Stadtherrn fielen der Neihe nad an die Stadt; 
die von jenem eingeſetzten Magiftrate murben bejeitigt und Durch die Organe der Bür— 
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gerichaft erſetzt, welche ihre Befugniſſe nicht als jubjectives Privatrecht, ſondern kraft ihres 
Amtes im Namen der Stadtgemeinde verwalteten. Nach dem Vorbilde ver bifchöflichen 
Städte entwidelte fich Die Berfaffung der füniglihen und der Tandesherrlichen Städte. Im 
Folge der Städtebündnifie erwarben die auf urſprünglichem Königsgute erwachjenen Reichs— 
ftädte und die biichöflichen Städte die Neichöftandichaft, welche den Tandesherrlichen Städten 
verfagt blieb. 


(Phillips, Die deutfhe Königswahl bis zur goldenen Bulle, 1858; Wiener Situngs- 
berichte ; Soldan, Königewahlen in Raumers hiſtoriſchem Taſchenbuch, 1862; Oblenfchlager, 
Neue Erläuterungen der goldenen Bulle, 1766 ; * Ficker, Kurfürftenthümer in Bluntſchli's Staats- 
wörterbuh VI, Yoren ; die 7. Kurftimme bei Rudolf I. Königswahl. Wiener Sitzungsberichte. 17; 
#ider, De Henrici VI. eonatu electieiam regum.... successionem in hereditarıam mutandi, 
1894 ; Derfelbe, Ueber den Kurverein von Renſe. Wiener Sigungsberichte. 11. — Weiland, 
Die Reihsheerfahrt von Heinrib V. bis Heinrih VI. nad ihrer jtaatsrechtlichen Seite in den 
Forſchungen zur deutfchen Gefchichte VII. — Ueber die eigen der Marfgrafichaften, Sten- 
zel, De marchionuın in Germania origine et officio publieo, 1824; Kühns Gefchichte 
ber Gerichtöverfaffung und des Procefies in der Mart Brandenburg, 1865, 1867; Poſern— 
Klett, Zur Gefhichte der Verfaſſung der Martgrafihaft Meifien im 13. Jahrhundert, 
1863; Heinrih Brunner, Das —— Exemtionsrecht der Babenberger, 1564. Wiener 
Situngsberihte AN). — Franklin, Das Reichshofgericht, 1867, 1869; Franklin, De iustitia- 
riis curiae imperialis Commentatio iuris germ., 1860; Tomaſchek, Höchite Gerichtsbarteit 
des beutichen Königs und Reichs im. 15. Jahrhundert, 1865; Fider, Die Reichshofbeamten 
ber ftaufifchen Periode. Wiener Situngsberihte 40. — Strauc, Ueber ben Urſprung ber Re— 

alien, 1865; DO. Stobbe, Die Juden in Deutſchland während des Mittelalters in politifcher, 

—— und rechtlicher Beziehung, 1566; Joachim, Geſchichte der teutſchen Reichſstage, 1762; 
Dönniges, Ueber einige Bunfte ꝛe; Weiland, Das ſächſiſche Herzogthum unter Lothar und 
Heinrich dem Löwen, 1866; NRiezler, Die berzoglihe Gewalt in Bayern unter Heinrich dem 
Yöwen und Otto I. (Heigel und Riezler, Das Herzogthum Bayern, 1567); Pfaff, Ge— 
ſchichte des Pfalzgrafenamtes, 1847. — Berchtold, Die Yandeshoheit Defterreih8 nad den 
echten und unechten Freibeitäbriefen, 1862; Derielbe, Entwidelung der Yandeshoheit in Deutich- 
fand, 1863; Zöpfl, Alterthümer des deutſchen Reichs und Rechts I. II. 1860; Konr. Mau— 
rer, „Landeshoheit“ und „Landſtände“ in Bluntſchli's Staatswörterbuch VI.; Schulze, Das 
Recht der Erjigeburt in den deutſchen Fürftenhäufern, 1851; Fr. W. Unger, Geſchichte der 
beutfchen Bolksvertretung I., Gefchichte der deutfchen Yandftände ; Bilde, Fandftände in Weiske's 
Rechtslexikon VI, 791 fi.; *Gierke, NRechtsgefchichte der deutſchen Genofienihaft. — Wilda, 
De libertate Romana qua urbes Germaniae .. . sunt exornatae, 1831; Wilda, Gilden— 
wejen im Mittelalter, 18315 Gaupp, Ueber deutfche Städtegründung x. 1824; Hüll— 
mann, Städtewejen des Mittelalters, 1826; Lancizolle, Grundzüge der Geſchichte des deut— 
hen Stäbteweiens, 1529; Eichhorn, im der Zeitichrift für gefchichtliche Nechtswifienfchaft I, 
Vitzſch, Miniftertalität und Bürgerthum, 1859; Arnold, Berfafjungsgeihichte der deutſchen 
Freiftädte, 1854; Yambert, Entwidelung der deutichen Städteverfafjungen im Mittelalter 1865; 
vgl. Hegel, Geſchichte der Stäbteverfafjung von Italien, 18475 Betbmann-Hollmeg, 
Uriprung der lombardiihen Städtefreibeit, 1846.) 


$. 17. Das Strafrecht diefer Zeit nährt ſich im mefentlihen von den Principien, 
welche die fränkische Beriode erzeugt hat; anfänglich fand jogar zum Theil eine rüdläu= 
fige Bewegung ftatt, indem die Volfsfitte wieder in jene Bahnen einlenfte, aus welchen 
fie Durch die Volfsrechte und das fränkiſche Neichsrecht verdrängt werben follte * Die 
Zerfplitterung der Gerichtsbarkeit und die zunehmende Schwäche der Reichsgewalt führten 
den Uebelſtand herbei, daß die höheren Stände ſich der Anmwendunng des Strafrechts 
factifch entzogen und nur innerhalb der Territorien eine fräftige Handhabung defielben 
Plag griff. Unter den ftrafbaren Handlungen unterfchied man Ungerichte, d. i. Ver— 
brechen, welche einen Friedensbruch involvirten und eine Strafe zu Hals oder Hand, To— 
des- oder verftümmelnde Strafe zur Folge hatten und Frevel, leichtere Vergehen, die nur 
eine Strafe zu Haut und Haar oder eine Vermögensjtrafe nad fich zogen. Das Recht 
der Ablöfung, Ledigung der öffentlichen Strafe ſpielte im praftiichen Nechtöleben noch im= 
mer eine beworragende Rolle. Ber Ungerichten war fie durch die Einwilligung des Rich 
ters und Klägers bedingt. Die Strafe zu Haut und Haar fonnte ftetS nad) freiem Bes 
eben des Schuldigen geledigt werden. Die Berurtheilung zu einer ehrenkränkenden 
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Strafe, mag diefe num vollzogen oder abgelöft worden fein, entzog die volle Rechtsfähig— 
keit, fie machte rechtlos. Nur ausnahmsweiſe hatte ſchon das Verbrechen an fich diejen 
Nachtheil zur unmittelbaren Folge. Das Wergeld des alten Rechts büfte zum größ- 
ten Theile ſeine praftiiche Bedeutung ein, eine Entwidelung, die fih u. a. darin fpiegelt, 
daß feine Abftufungen mit der Neubildung der landrechtlicen Stände nicht mehr gleichen 
Schritt halten. Es entfiel nur noch bei Tödtungen, wo wegen mangelnder Schuld eine 
Klage um Ungericht nicht durchführbar war. Aus dem Strafablöfungsrechte entftand, 
indem man die Yölungsfumme und die Zuftimmung des Klägers fallen ließ, ein vichter- 
liches Begnadigungsrecht, welches man unter der Borausjegung zulieh, daß der Schuldige 
ih mit freiwilligem Geſtändniß in die: Gnade des Richters begab. Doch vermochte die 
Begnadigung ebenjo wenig wie früher die Ledigung der Strafe, den Eintritt der Recht 
loſigleit auszuſchließen. 

Ggl. die Literatur zu $. 5 und $. 11 und außerdem *Hälfchner, Das preußiſche Straf- 
recht, I., Geſchichte des Brandenburgifch-preußifden Strafrehts, ein Beitrag zur Geſchichte des 
deutichen Strairechts, 1855; John, Das Strafrecht in Norddeutichland zur Zeit der Rechts— 
bücher, 1855; Eropp, in Trummer und Hudtwallers criminaliftifchen Beiträgen, II, Köftlin 
im Zeitfchrift für deutiches Recht XII. und im Kritiiche Ueberſchau III.; Ofenbrüggen, Das 
Aamannifche Strafrecht im deutſchen Mittelalter, 18605; Zöpfl, Das alte Bamberger Recht, 
2, Hauptſtück (Eriminalrect.) 1839; Ofjenbrüggen, Der Hausfrieden 1567 und zerjtreute Auf— 
fäge in ber Zeitfchrift für deutiches Recht und in deſſen Studien.) 


8. 18. Die aufergerichtlihe Geltendmachung des Rechts im Wege ver Fehde, 
welche die fränkische Staatsgewalt unterdrüdt hatte, lebte im deutſchen Reiche in anderer 
Geſtalt wieder auf. Der Gedanke, daß der Staat jedem fein Recht verfchaffen müſſe, 
erhielt fi) zwar; allein man ſah fich genöthigt, dem Einzelnen, falls Die gerichtliche Hülfe 
verfügte, die Durchführung feines Rechtes anheimzuftellen. Wie die altgermantiche Fehde 
zum Zweck der Rache ein Zeichen umentwidelter, ift die Fehde des Mittelalters ein Zei— 
hen geſchwächter Staatögewalt, welche durch ihre Zulaffung befennt, daß fie nicht immer 
in der Page fei, das Recht zu jchügen. UWebrigens war die Ausübung des Fehderechts an 
die Borausfegung vergeblich bejchrittenen Rechtswegs und auch jonft an gewiſſe rechtliche 
Schranfen und Fürmlichkeiten gebunden, die freilich oft nicht beachtet wurden. Gottes— 
frieden und Yandfrieven juchten dem vielfach mißbrauchten Fehderecht zu fteuern ; doch 
bat es erft der ewige Landfrieden von 1495 definitiv aus dem deutſchen Nechte bes 
ſeitigt. 

Das BVerfahren vor Gericht charakterifirt ſich durch einen faſt überkünſtelten For— 
malismus, der bis in die minutiöſeſten Details ausgebildet wurde. Für alle, die vor 
Gericht anweſend waren, zumal aber für die Parteien äußert er ſich als Vare, Gefahr, 
welcher techniſche Ausdruck „den Formalismus in ſeinen Anforderungen und Wirkungen‘ * 
bezeichnet. Grundſätze, die bereits den altveutfchen Proceß beherrichten, traten nunmehr in 
ihrer ganzen Schärfe zu Tage. Zahlreiche Förmlichfeiten, die namentlich bei den Formal— 
acten des Eides und der Schelte gefährlich wurden, erjchwerten die Bewegung vor Gericht. 
Auf die Procefreden wurde das Princip der ftricteften Wortinterpretation angewendet. Ein 
Fehler in der Nede konnte nady dem Grundlage, „ein Mann ein Wort” von der Partei 
nicht mehr gebefjert werden. Darum ließ man Vorſprecher für ſich reden, deren Worte 
die Partei unter gewiſſen VBorausfegungen zu desavouiren und zu verbeſſern berechtigt 
war (Recht der Erholung und Wandelung). Doc zahlte der Vorſprecher in dieſem Falle 
eine Buße, weil er ohme den Auftrag feines Herm und fomit eigemmächtig, ohne das 
Recht zur Rede geiprochen hatte. Erſt allmählig brach ſich die Ueberzeugung Bahn, daß 
diefe Strenge der Form den Anforderungen des materiellen Rechts wideripreche und 
— man, hier früher, dort ſpäter, zur Beſeitigung oder doch zur Milderung der 

ahr. 


172 II. Die geſchichtlichen Grundlagen der deutihen Rechtsentwickelung ıc. 


Die allgemeine Structur des Procejjes erlitt injofern eine Aenderung, als der un: 
mittelbare Wechjelverfehr der Parteien vor Gericht, wie ihn das alte Recht kannte, beſei— 
tigt erfcheint, und Diefe fich in ihren Reden und Anträgen ftetS am den Nichter wenden 
müfjen. Der Richter fragt über jeden Antrag um ein Urtheil der Schöffen. Auf ven 
durch ein Urtheil feftgeftellten Cat wird durch neue Urtheilsfragen weiter gebaut, jo daß 
das ganze Verfahren von Urtheil zu Urtheil vorwärts fchreite. Das Beweisverfahren 
behielt feinen formalen Charakter. ALS Beweismittel famen in Anwendung der Eid als 
Eineid oder mit Eidhelfern, der Eid der Zeugen, Urkunden, das Gerichtözeugniß über 
Aete, Die das Gericht als ſolches wahrgenommen hat, der Inquifitionsbeweis (amtliche 
Befragung der Umfafjen), Zweifampf und einfeitige Dxdalien. Im Jahre 1215, nad- 
dem fich bereits vereinzelte Spuren von der Erjebütterung des Glaubens an die Ordalien 
bemerkbar machten, wurden diejelben von der Kirche verboten, ohne aber deshalb jofert 
in Deutfchland aufer Gebrauch zu kommen. 

Ber der Eintheilung der Klagen ficht Das deutſche Necht nicht wie das römische auf 
den Nechtögrund, ſondern auf ven Klagzwed. Sie ſcheiden fich Daher nach dem Gegen 
ftande, auf welchen das Begehren des Klägers gerichtet iſt im peinliche, wenn dieſer auf 
peinliche Beitrafung des Bellagten dringt und bürgerliche, wenn dies nicht der Fall ift. 
Eine Zwitterftellung haben die vermijchten lagen, bei welcden während der Verband: 
lung eine Aenderung des urſprünglich peinlichen oder bürgerlichen Klagzweckes eintritt. 

Bon den bürgerlichen Klagen individualifiren ſich die vermögensrechtlichen Klagen 
ohne Unterjcheidung perfönlicher oder dinglicher Ansprüche je nach dem Objecte als Klagen 
um Schuld, um fahrende Habe oder um Immobilien. Der Kläger konnte ſein Begehren 
ſchlechthin ftellen, ohne einen Rechtsgrund anzugeben, dann lag eine fchlichte Klage vor, 
deren fich der Beflagte mit feinem Eide entrevete. Wollte es der Kläger nicht darauf 
ankommen lafjen, jo mußte er jeine Klage motiviren, d. h. beftunmte pofitive Rechtsgründe 
angeben, aus welchen die Verpflichtung des Bellagten zur Zahlung oder Herausgabe deö 
Gutes folgte. Gegen die Fundirung der Klage konnte der Beklagte auch ſeinerſeits be— 
ſtimmte Thatſachen anführen, durch die er die angebliche Verpflichtung negirte. Die fir 
die Entſcheidung des Procefjes maßgebende Thatfache wurde dann durch Bewersurtbeil nad 
bejtimmten Regeln zum Beweiſe geftellt und zwar mit principieller Beginftigung des Be— 
flagten und mit Rückſicht auf die größere oder geringere Beweiskraft der beiderfeits an 
gebotenen Beweismittel. — AL Execution war ein Aechtungsverfahren im bürgerlichen 
Sachen nicht zuläſſig. Es wurde vielmehr durch Urtheil auf gerichtliche Pfändung er: 
kannt. Dieje zerfiel in zwei ſcharf geſchiedene Acte, von welchen der erfte durch Pfändung 
der Fahrniß, durch Frohnung des Grundſtücks die Sicherftellung, der zweite Die Befrie: 
digung des Gläubigers herbeiführen jollte, letztere dadurch, daß die ald Pfand genommene 
Fahrhabe demſelben geweldigt, das gefrohnte Grundſtück (durch Anleite, Inſatz) übereignet 
oder (im Wege des Distractionsverfahrens) verſilbert wurde. 

Peinliche Klagen mußten, gewiſſe Fälle ausgenommen, mit Gerüfte, mit Zetergeſchrei 
erhoben werden. Die wirkſamſte Criminalklage iſt die auf Grund handhafter That, welche 
vorausſetzt, daß während der That das Gerüfte geſchrien, daß der Thäter auf der That 
oder auf der Flucht der That in Gegenwart von Schreimannen ergriffen wurde und daß 
der Kläger vor übernächtiger That und mit leiblicher Beweiſung des Faetums die Klage 
erhob. War der Bellagte nicht ergriffen worden, jo fonnte unter den jonftigen Voraus: 
jeßungen und unter Beobachtung beſtimmter Formalitäten eine kampfliche Anſprache jtatt- 
finden. Gegen die Klage, weldhe mit Gerüfte, aber nicht wegen handhafter That und 
ohne kampflichen Gruß erhoben wurde, mochte der Beflagte ſich mit feinen Eideshelfern 
veinigen. Dem Verlegten jtand es übrigens frei, die peinlihe Klage zu verſchmähen und 
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eine bürgerliche (fchlichte oder mit Zeugniß fundirte) Klage anzuftrengen. — Wenn der Be— 
flagte auf mehrmalige Borladung nicht vor Gericht erichten, jo wurde er werfeftet, er ver— 
lor in dem Sprengel des verfeftenden Gerichts die Fähigkeit, gerichtliche Handlungen vor— 
zunehmen. Betraf man ihn, fo durfte man ihm binden und vor Gericht bringen, wo er 
behandelt wurde, wie ein auf handhafter That ertappter Miſſethäter. Der Kläger 
wurde gegen ihn fofort zum Beweiſe zugelaffen. Berurtheilt konnte er das Urtheil, wel— 
es ihm ſtets an den Hals ging, nicht fchelten und die zuerfannte Strafe nicht ablöfen. 
Bei andauernder Contumaz wurde die Berfeftung zur Reichsacht ausgedehnt, welche für 
das ganze Neich diefelben Wirkungen hat wie die Verfeftung für den einzelnen Ge: 
richtsſprengel. Blieb jemand durch Jahr und Tag in der Reichsacht, jo verfiel er im die 
Oberacht, er wurde friedlos und konnte von jedermann bußlos getöbtet werben. 
Bejondere Grundfäge des Verfahrens beobachteten die weſtfäliſchen Vehmgerichte. In 
Veitfalen hatte ſich die farolingiiche Gerichtsverfaffung länger als anderwärts erhalten, 
indem bier der Stand der Gemeinfreien der allgemeinen Zerlegung des Ständemejens 
einen zäheren Wiverftand entgegenfegte. Während fonft in Deutjchland das Erforderniß 
der füniglichen Bannleihe für die höheren Richter hinwegfiel, haben die weftfäliichen Frei— 
grafen nach wie vor den Gerichtsbann direct vom König empfangen. Da in den Frei— 
oder Behmgerichten demnach bei Königsbann gerichtet wurde, galten fie als füniglihe und 
nicht als landesherrliche Gerichte, eine Stellung, Die fie in Folge der bereits erlangten 
feften Organifation aud dann noch behaupteten, als König Wenzel 1382 den Erzbiſchof 
von Köln als Herzog von Weitfalen das Necht verlieh, den von ihm beftellten Freigrafen 
den Blutbanın ſelbſt zu übertragen. Die Gerichte, welche bei Königsbann gehegt wurden, » 
zeichneten fic, von je durch gewiſſe Förmlichfeiten aus, die fih in den weftfälifchen Frei— 
gerichten erhielten und allmählig den Charakter des Geheimnißvollen annahmen. So 
konnte es kommen, daß die Behmgerichte, welche ihre Einrichtung auf Karl den Großen 
zurüdführten, fich im Bewußtſein ihres Gegenfages zu den landesherrlichen Gerichten nad) 
Art eines Geheimbundes organifirten. An der Spige jeder Freigrafichaft ſtand ein Frei— 
graf, welcher ebenjo wie die Freiſchöffen ein freier Mann fein mußte. Die Aufnahme 
als Freifchöffe fonnte nur auf rother (weitfäliicher) Erde geichehen, fie erfolgte in feier 
licher Form, indem der Aufzunehmende in die Geheimniffe der Behme eingeweiht wurde 
und einen Eid ablegte, die Behme heilig zu halten vor Weib und Kind, vor Sand und 
Wind. ALS eigentlich königliche Gerichte dehnten die Vehngerichte ihre Yurisdiction über 
das ganze Reich aus. Die Gerichtsverfammlungen waren theild offene (gemeine), theils 
heimliche Dinge. Die Stillgerichte fanden anfangs nur ftatt, wenn e8 fi um Verurthei— 
lung eines Wiſſenden handelte oder ein Unwiſſender auf die VBorladung nicht erichten. Die 
Vehme beichäftigte ſich hauptſächlich mit der Strafgerichtsbarfett. Wer von mindeftens 
drei Freiſchöffen auf handhafter That ergriffen wurde, fonnte von denfelben ſofort auf: 
gehängt werden. Nur Freiſchöffen durften als Anfläger auftreten, fie waren hierzu bei 
ihrem Eide verpflichtet. War die That eine Vehmwroge, fo erfolgte die VBorladung vor 
das offene, reſp. heimliche Ding. Den Ungehorfamen traf Vervehmung in Form und 
Virfung der Oberacht entſprechend. Zur Vollſtreckung wurde ein Schöffe beftellt, dem 
ſämmtliche Wiſſende beizuftehen verpflichtet waren. Sie erfolgte durch Auffnüpfen Des 
Verurtbeilten. Im Beweisverfahren waren Ordalien und Zweikampf ausgeſchloſſen; da— 
gegen fand zwiſchen Kläger und Bellagtem ein Ueberbieten mit Eiveshelfern ftatt, wodurch 
8 bis zu einem Eide mit 21 Eiveshelfern kommen fonnte. Das Berfahren gegen Nicht= 
wiffende ift in manchen Beziehungen noch nicht vollftändig aufgeklärt. Im vierzehnten 
Jahrhundert haben die Behmgerichte durch prompte Strafjuftiz eine heilfame Wirkſamkeit 
entfaltet. Die ſchrankenloſe Macht, die fie in Folge deſſen erlangten, führte zu Miß— 
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bräuchen, fo daß man fich zu einer Einſchränkung der Vehmgerichte gezwungen ſah. Die 
allgemeine Reform des Strafverfahrens entzog ihnen die Grundlage ihrer Sondergeftals 
tung. Sie theilten endlich das Schickſal, welches die übrigen Gerichte bei Königsbann 
bereit viel früher erlitten hatten. Sie wurden ſeit dem ſechzehnten Jahrhundert zu lan- 
desherrlichen Gerichten berabgedrüdt, als welche fie ſich bis ind neunzehnte mit einer ſehr 
unbedeutenden Gompetenz erbielten. 

Seit dem vierzehnten Jahrhundert geht das deutſche Strafverfahren aus fich ſelbſt 
herans einer Umwandlung entgegen. Abgeſehen von dem beſonders geftalteten Verfahren 
der Vehmgerichte führte die Praxis eine Reihe von Neuerungen durch. Im Füllen, wo 
weder eine Privatflage noch eine Nüge vorlag, fchritt Das Gericht von Amts wegen ein, 
wobei es zur Wahrung der Form einen von ihm beftellten Ankläger auftreten ließ. Ver— 
dächtige Perjonen konnten ohne Geſtändniß und ohne formellen Beweis auf jehlechten Leu— 
mund bin verurtbeilt werden, wenn das Gericht aus vorliegenden Inzichten die Ueber: 
zeugung der Schuld jchöpfen zu können glaubte, Im Anſchluß an das Verfahren bei 
bandhafter That gelangte man zu einem materiellen Bewersverfahren, indem man von 
den zu Zeugen gewordenen Eivhelfern des Klägers die Wiſſenſchaft der That veriangte. 
Der Begriff der handhaften That wurde endlich zu dem der fundlichen, notoriichen That 
ausgedehnt, die Notorietät aber durch Zeugenausſagen bergeftellt. 

(Homever, Das Gerichtöwefen nad dem Nichtiteige im deſſen Ausgabe des Richtſteigs 
Landrebts; Homeyer, Lehnsgerichtöweien in dejien Syſtem des Lehnrechts, Sachſenſpiegel IL, 2; 
—J Das Reichshofgericht im Mittelalter, II, Verfaſſung und Verfahren, 1869. — 

ietzsehe, Commentatio iuris Germ. de prolocutoribus, 1531; Siegel, Erholung und 
Wandelung im gerichtlichen Verfahren, 1563. Wiener Sitzungsberichte; Siegel, Die Gefabr 
vor Gericht und im Rechtsgang, 1966. Wiener Sitimgsberihte; vgl. 9. Brunner, Wort 
und Form im altfranzöfiihen Proceß, 156%. Wiener Sigungsberihte. — Pland, Die Yehre vom 
Beweisurtbeil, 1848 und Im der Zeitfchrift für deutſches Recht X.; Jolly, Beweisverfahren 
nach dem Sachſenſpiegel, 1846; Hänel, Beweisſyſtem des Sadjenjpiegeld, 18598; Delbrüd 
in Zeitfchrift für deutſches Recht XIV.; von Bar, Das Bemweisurtheil, 1566; fiche noch” die 
oben zu $. 12 angeführte Yiteratur und Yaband, Die vermögensrechtlichen Klagen nad den 
ſächſiſchen Rechtsquellen des Mittelalters, 1869 ; Behrend, Observationes de actione simplici, 
1961, und dejien Anmerkungen zum Stendaler Urtheilsbuche; v. Maibom, Das deutiche Prand- 
recht, 1867; $. 2. Die Pfändung im Greeutionsverfabren; Bienko, De proscriptione secun- 
dum fontes iuris Saxonieci medii aevi, 1867; Perthes, De proscriptione et banno 
regio quid statuerit speculum Saxonicum, 1834; ef. Fider, Korichungen zur Reichs— und 
a Italiens, 18568; Eschenburg, De delicto manifesto jure saxonico, 1866; 
gr , Das alte Bamberger Recht, 3. Saupttiid: Criminalproceß, 1539; Göſchen im feiner 

usgabe der Goslariihen Statuten, 366 ff.; Ueber Behmgerichte vgl. neben Eichhorn, Zöpfl, 
Schulte und Walter: Kopp, Ueber die Berfaflung der beimlihen Gerichte in Weitpbalen, 1794; 
Wigand, Das Femgericht Weitphalend aus den Quellen dargeftellt, 1825; Wächter, Beiträge 
zur deutſchen Geſchichte, insbefondere zur Geſchichte des deutſchen Strafrechts, 1545.) — 


B. Das deutſche Privatredht bis zur Aufnahme der fremden Rede. 


Zu einer ftrengen Scheidung der Gebiete des öffentlichen und des Privatrechts iſt die 
deutiche Nechtsentwidelung in der Zeit ihrer Selbititindigkeit noch nicht Durchgedrungen. 
Doc hat der Proceß der Auseinanderjegung gegen Ende diefer Pertode in den Rechte: 
quellen, zumal den ftädtifchen, bereits begonnen. So weit übrigens diefe den Verfuch einer 
ſyſtematiſchen Darftellung des echtes machen, findet man nicht ſowohl ein Syſtem der 
Rechtsverhältniffe, als vielmehr der Yebensverbältnifie, nicht ſowohl ein juriſtiſches, als 
ein wirtbichaftliches Syſtem, welches die im Yeben nebeneinanderliegenden Erſcheinungen tm 
Zufammenhange ihrer natürlichen Verwandtſchaft behandelt. Das Privatrecht der älteren 
Zeit ift verhältnißmäßig dürftig. Im weitaus veicherer Ausbildung tritt es uns in den 
Rechtsbüchern entgegen. Der Fortjchritt iſt jo augenfüllig, wie auf feinem "anderen Rechts: 
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gebiete, ein Umftand, der e8 an fich, ganz abgejehen von der Beichaffenheit der Ertemt- 
nißquellen nöthig macht, den Schwerpunft Diefer Darftellung in die Zeit der Rechtsbücher 
zu verlegen. 

(Rraut, Grundriß zu Borlefungen über das deutfche Privatrecht. 4. Aufl., 18565 vgl. bie 
Darftellimgen des heutigen deutſchen Privatrechts. — Weiske, Grundfäge des teutſchen Pri⸗ 
vatrechts nacht dem Sachſenſpiegel, 1826; Göſchen, Syſtematiſche Zuſammenſtellung der in den 
Goslarifhen Statuten enthaltenen Rechtsſätze in defi en Ausgabe diefer Rechtsquelle. — v. Go 
fen, Das Privatrecht im fleinen Kaiferrecht, 1866; Platner, Ueber bie Biftorifche Ent- 
widelung des Syſtems und Charakters des beutſchen Rechts, vorzugsweiſe des Privatrechts, 
1552, 1854.) 

$. 19. As Grundlagen der vollen Rechtsfähigkeit galten insbejondere 
die Freiheit, die Volksgenoſſenſchaft, Die Friedensgemeinfchaft, der volle Genuß der Ehre 
und die Standesgleichheit (Ebenbürtigfeit). 

Der Unfreie, urſprünglich rechtlos, erlangte im Yauf der Zeit eine beſchränkte, Schritt 
für Schritt fih ausdehnende Rechtsfähigkeit. Die Kirche verbot die willfürlihe Tödtung 
der Leibeigenen und fette Die Anerfennumg ihrer Ehen dur, anfangs für den Fall der 
Zuſtimmung des Herrn, ſpäter auch ohne diefe Vorausſetzung. Theilweiſe griff auch die 
Staatsgewalt mildernd in das Verhältmiß ein, am meiſten aber wirkte die allmählige 
Umwandlung factiſcher Zugeſtändniſſe Des Herrn in rechtliche Beſchrünkungen deſſelben. 
So wurden die Zinſen und Abgaben fixirt und erlangte der Leibeigene die Vermögens: 
fühigfeit. Etwas fpäter erwarb er auch ein Erbrecht an der nachgelaffenen Fahrniß, mit 
den Vorbehalte, daß ein Theil derjelben, das Bejthaupt, Mortuarium, dem Herrn zufiel. 
Seit der volljtändigen Ausbildung des Hofrechtd erreichten fie ein vererbliches Recht an 
dem Gute, das ihnen der Herr zur Bewirthichaftung zugewiejen hatte. Waren fie einer: 
ſeits an Die Scholle gebunden, jo durften fie andererjeits nicht ohne Die Scholle veräußert 
werden. Während der Herr den Veibeigenen urſprünglich nach Willfür züchtigen konnte, 
wurde jeit dem Entftehen der genofjenichaftlihen Hofverfaflung im Hofgerichte des Herrn 
über die Vergehen der Eigenleute von ihren Genofjen Recht und Urtheil gefprochen. 
Dritten gegenüber haftete der Herr anfangs umbedingt für die Handlungen des Yeibeigenen, 
doch wurde jchon in fränkiſcher Zeit dieſe Haftung auf den Fall der Mitwiſſenſchaft beſchränkt 
und der Unfreie der Beftrafung nach Volksrecht überwiejen. Des ferneren erlangten fie die 
Fähigkeit mit Dritten Nechtsgeichäfte abzuſchließen und gegen fie mit Einwilligung des 
Herrn Proceſſe zu führen. Wie die Leibeigenſchaft ihrem Inhalte nach fich milderte, jo 
wurde fie auch ihrem Umfange nach beſchränkt, indem ſie in den Städten verichwand, bei 
den Miniftertalen zur Freiheit führte und jeit Ausbildung des Hofrecht nur mehr auf 
größeren Gütern, alfo auf jenen der höheren Stände möglich war. 

Bon den Entjtehungsgründen der Unfreiheit waren die vornehmften : Kriegsgefangen- 
ſchaft, Abftammung von unfreien Eltern oder auch mur einem unfreien Elterntheil zu— 
folge des Grundſatzes: das Kind folgt der ärgeren Hand, ferner Heirat mit einer uns 
freien Berfon, freiwillige Verknechtung, Infolvenz und Aufenthalt in unfreier Luft, d. h. 
unter den Yeibeigenen eines Leibherrn, wenn er ohne Widerſpruch Jahr und Tag gedauert 
bat. Die wichtigfte Aufhebungsart war die Freilaffung. Noch in fränfiicher Zeit machte 
fie den Freigelafienen nicht vollfrei, ſondern nur zum Schutzhörigen des früheren Herrn 
oder der Kirche, welche die Freiheit vermittelte. Nur privilegirte Formen der Freilaſſung, 
> B. jene, welde per denarium vor dem König erfolgte, begründeten volle Freiheit. 
Diefe Wirkung erlangten allmählig auch die übrigen Freilafiungsarten, von denen die 
durch Freibrief oder vor Zeugen die gebräuchlichite wurde. 

Als rechtlos galten in den älteften Zeiten auch die Fremden. Doch milderte das 
Gaftrecht die Härte diefer Beſtimmung. Wie alle Schwachen und Hülfsbevürftigen ftellte 
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das Königthum die Fremden unter feinen befonderen Schug. Im deutfchen Reiche wurde 
der Fremdenfchug ein nugbares Regal, welches die Yandesheren namentlich in der Richtung 
geltend machten, daß jie den Nachlaß des in ihrem Lande verftorbenen Fremdlings in 
Befig nahmen. Kaiſer Friedrich II. verfuchte e8 umfonft, der Ausübung diejes Fremd— 
lingsrechts zu fteuern. . 

Die vorhandene Rechtsfähigleit konnte vollftändig verloren gehen, wenn jemand aus 
der Friedensgemeinſchaft ausgeichloffen, wenn die rieblofigfeit, die Oberacht über ihn ver: 
hängt wurde. 

Dagegen liegt nur eine Schmälerung der Rechtsfähigkeit wegen Mangels der Ehre 
in der jogenannten Rechtlofigkeit, die uns am deutlichiten in den ſächſiſchen Nechtsbüchern 
entgegentritt. Für rechtlos galt man durch Geburt (uneheliche Kinder), Durch entehrende 
Beſchäftigung, oder weil man fein Recht in Folge der Verurtheilung zu einer ehrenfrän: 
fenden Strafe verwirft hatte. Dem Rechtloſen fehlte das Wergeld, die normale Buße und 
die Eidesfähigteit, doch ftand er unter dem allgemeinen Frieden. Wer diefen an ihm 
verlegte, verfiel den öffentlichen Strafen und mußte in minderen Fällen Friedensgeld be: 
zahlen. Da aber ein folches ftets einer Buße für die verletste Partei correfpondiren 
mußte, waren für die Rechtloſen Scheinbußen geſetzt zur Anerkennung deſſen, daß ihnen 
zwar die fuhbjective Nechtsfähigfeit, nicht aber der Schu des objectiven Friedens ges 
brach. Der Rechtloſe konnte ferner gewiſſe öffentliche Stellungen nicht einnehmen, gewiſſe 
procefiuale Handlungen nicht verrichten, welche Unbejcholtenheit der Ehre vorausſetzten. 
Als das Buß- und Wergeldſyſtem vollftändig verſchwand und der Unſchuldseid durch die 
Aenderung des Proceßrechts binwegfiel, war es die legtgenannte Folge allein, die nun 
mehr den Inhalt der Rechtloſigleit ausmachte. 

Das Ständewefen beeinflußte die Nechtsfähigkeit, jofern für gewiſſe gerichtliche Hand— 
(ungen (Zweitampf, Zeugniß, Urtheilfindung, Function als Borfprecyer), für die VBormund- 
ichaft, das Erbrecht und die Eingehung einer vollwirffamen Ehe Ebenburt verlangt wurde. 
Heirathete ein Mann eine nicht ftandesgleiche Frau, jo lag eine Mißheirath vor, melde 
nicht die vollen bürgerlichen Wirkungen einer Ehe hatte, da weder Frau noch Kinder den 
Namen und Stand des Baterd theilten und die Kinder gegenüber dem Bater und den 
väterlichen Verwandten fein Erbrecht beſaßen. Die Wirkungen der Mißheirath konnten 
auch vertragsmäßig fetgeftellt werden durch Abſchluß einer Ehe zur linfen Hand, einer 
morganatichen Ehe. Der Begriff der Ebenbürtigfeit war infofern ein ſchwankender, als 
in den verjchiedenen Anmwendungsfällen manchmal ein größerer, manchmal ſchon ein ge 
ringerer Abftand der Stände maßgebend wurde. 

(Potgiesser, Commentariorum juris germ. de statu servorum veteri perinde at- 
que novo libri quinque, 1736; Heineccius, Antiquitates Germ. T. II. p. 2 (1773); 
Kindlinger, Gedichte der deutſchen Hörigkeit, insbefondere ber ſog. Leibeigenſchaft, 1819; 
Budde, Ueber Rechtloſigleit, Ebrlofigkeit und Gchtlofigfeit, 18425 Hillebrand, Ueber bie 
gänzlihe und theilweife Entziehung der bürgerlichen Ehre, 15445 Göhrum, Gecſchichtliche Dar- 
ftellung ber Lehre von der Ebenbürtigleit, 1516; Niebelschütz, De matrimonio ad mor- 
ganaticam, 185515 R. Schröder, Zur Lehre von der Ebenbürtigleit nah dem Sachſeuſpiegel 
in der Zeitfchrift für Nechtsgefchichte III, 461 fi.) 


8. 20. Das deutihe Sahenrecdt legt im Gegenſatz zum römiſchen Rechte das 
Hauptgewicht auf das thatjächliche, Das natürliche Verhältniß zur Sache, während das 
geiftige, Das rechtliche Band zwilchen Perſon und Sade mehr in den Hintergrund tritt. 
Entſprechend feiner ſinnlichen Auffaſſung macht es einen durchgreifenden Unterfchted in der 
rechtlichen Behandlung der beweglichen und unbeweglichen Sadyen, eine Scheidung, bie ſich 
wegen ihrer günftigen Folgen für den Eredit der Immobilien, für den Verkehr mit Mo- 
bilten bis heute erhalten bat. 
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Fremd blieb dem deutſchen Recht die ſcharfe Sonderung, welche das römische zwiſchen 
der rechtlichen und factiichen Herrichaft über die Sache durchführt. Einen vom Streite 
über das Recht geſchiedenen Proeeß über den Beſitz hat es nicht ausgebildet. Auch der 
gewaltfam Dejicirte mußte fein Recht zum Beſitz behaupten und beweiſen. Doc blieben 
ihm die procefjualen Bortheile des Befiges troß der Befitentjegung gewahrt und wurde 
ihm derjelbe mitunter noch während des Proceſſes um das Recht reftituirt. Die Rechts— 
quellen des Mittelalters brauchen für Bejig den Ausdruck Gewere. Urfprünglich be 
zeichnet das Wort den formellen Act der Einmweifung in den Bejig. Bon da aus ift es 
auf die factifche und dann auf die rechtliche Conſequenz der Beſitzeinweiſung übertragen 
worden. Im der erften Bedeutung drüdt e8 bei Mobilien ven Gewahrſam, bei Immobilien 
die thatfächliche Ausübung eines Beſitzrechtes aus, mag diefe nun in der unmittelbaren 
Detenttion oder nur in der Erhebung der Nugungen beftehen. Die rechtliche Bedeutung 
der Gewere in diefem Sinne liegt aber darin, daß feine Gemwere durch Eigenmacht ftraf- 
[08 gebrochen werden fann und der Befiger im Nechtöftreite gewiſſe Vortheile genieft. 
Tritt nämlich der Kläger mit fchlichter Klage auf, fo wehrt fich jener mit feinem Eide. 
Und diefe Art der Bertheidigung kann ihm nur dann abgejchnitten werben, wenn ber 
Kläger pofitiv erweift, daß er verpflichtet ſei, ihm den Beſitz einzuräumen, weil ihn ein 
Rechtögefchäft oder ein Delict hierzu obligire oder. weil er feinen Befis in Hinfälliger, 
rechtlich unwirkſamer Weife erworben habe. Gewere heißt ferner mitunter auch das Recht 
zu befigen, ohne Rückſicht auf das factifche Verhältniß. Je nach dem Inhalt des Rechts 
wird Eigengewere, Gewere zu Lehnrecht, zu Pfandrecht u. |. w. unterſchieden. Beſonderen 
Schutz gibt die rechte Gewere, welche dadurch entfteht, daß jemand ein rechtmäßig er- 
worbenes Gut durch Jahr und Tag (1 Jahr 6 Wochen 3 Tage) ohne rechte Wiver- 
ſprache in Ausübung eines Rechtes beſaß. Erwerb durch Auflaffung ift nur particulars 
rechtlich eine Vorausfegung der rechten Gemwere. Die Wirkungen der rechten Gewere find 
aber folgende: Wer fie hat, braucht ſich erft im mächften echten Ding auf die Klage ein- 
zulaffen. Er bedarf nicht der Vertretung durch feinen Gewährsmann. Die entgegen- 
ftehenden echte find präcludirt. Der Bellagte ift, da der Nechtögrund, durch den ber 
Kläger feine Klage Jubftantürt, in Folge der Präeluſion trrelevant ericheint, ftetd in der— 
ſelben Situation, als läge eine jchlichte Klage vor. Er kann demnach, wenn feine Gemere 
bewiefen ift, fein Necht mit feinem Eive erhärten. * 

Das vollfte Recht, welches man an einer Sache haben kann, ift Eigentbum. An 
Grund und Boden erjcheint es entweder als Genofienfchaftseigen, wie e8 an der gemeinen 
Mark beftand, oder als Sondereigen. Die Uebertragung des Grundeigenthums erfolgte 
in der wirffamften Form (nad) der gemeinen Meinung ſtets) durch den öffentlichen Formal— 
act der Auflaffung. Ihre rechtliche Conſequenz war die Befigeinweifung, die aber aud) 
wmabhängig von ihr erfolgen konnte und entweder als ein ſymboliſcher Apprebenfionsact 
oder als eine ſymboliſche Tradition vorgenommen wurde. Die gerichtliche Auflafjung 
führt auf einen der römijchen cessio in jure analogen Scheinproceß zurüd, bei welchem 
der Beflagte den Anſpruch des Klägers auf Ueberlaſſung des Gutes zugeftand und fid) 
dem Urtheil gemäß von demfelben losfagte („per festucam se exitum dieit“), Noch 
nady den ſächſiſchen Nechtsbüchern Wird fie in den Formen gerichtlichen Verfahrens vor⸗ 
genommen, auf welches hin ein Urtheil den Uebergang des Beſitzrechts auf den Erwerber 
feftftellte. Die Auflaffung hatte aljo vim rei judieatae. Der Erwerber fam dadurch 
in ein ähnliches Verhältniß, als hätte er das Gut von dem früheren Befiger im Wege 
Rechtens erſtritten. Dem Scheinproceß konnte eine Scheinexecution als gerichtliche Befit- 
einweiſung nachfolgen, anläßlid) deren man ſich in Sachſen vom Gerichte für das Gut 
den Frieden wirken zu laffen pflegte. Schon früh wurde es Sitte, die Auflafjung zu 
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beurfunden. In den Städten pflegte man dieje Urkunden in bejondere Bücher einzutragen, 
ein Vorgang, neben weldem der Auflaffungsact jelbft zur leeren Formalität berabjant, 
um jehließlich ganz binmwegzufallen. Bon den Städten verbreitete ſich die Sitte auf das 
flahe Yand. Sie bat jih bis auf unfre Tage in dem Inſtitute der öffentlichen 
Bücher erhalten. 

Die Ausbildung der Yeiheverhältnifie bradte eine Anzahl eigenthumsähnlicer 
Nugungsrehte an fremdem Grund und Boden hervor. Die Hauptformen find das Lehen 
und das Zinsgut. Je nach dem Nechtögebiete der Verleihung unterſchied man Yeihe zu 
Lehnrecht, zu Dienftrecht, zu Hofrecht und zu Stadtrecht (Häuferleihe). 

Das Lehnsverhältniß hat eine perfönliche und eine Dingliche Seite. Die Yehnder- 
richtung erfolgt durch den Doppelact der Hulde und Yeihe. Der Mann jchwört, dem 
Herrn fo treu und hold zu fein, als ein Mann von Rechts wegen dem Herrn foll (Hulve 
ſchwören) und bietet, indem er fmieend jeine gefalteten Hände in die Hände des Hem 
legt, feine Mannſchaft an (Hulde thun, Mannſchaft leiſten). Auch die Leihe erfolgt als 
ein fombolifcher Act; fie gibt dem Manne ein Recht auf die Einweifung in Das Yeben. 
Der Bafall ift nicht befugt, Das Gut zu veräußern, darf es aber in die Afterleihe geben. 
Ber Herrn- und Mannfall muß binnen Jahr und Tag das Yehen gemuthet, die Yehnd- 
erneuerung erwirft werden, foll das Lehn nicht heumfallen. Im das Lehn folgen nur 
mänhliche Descendenten, doch bietet die Gefammtbelehnung ein Mittel, den Uebergang 
des Yehns auf Seitenverwandte zu ſichern. Iſt der Yehnserbe ummündig, jo tritt Tog. 
Lehnsvormundſchaft ein, d. h. der Herr bezieht, bis der Yehnsmann zu feinen 
Jahren gekommen, die Nugungen des Lehens. Bon mehreren Yehnserben ift der Herr 
nur einen, jenen, den dieſe vorſchlagen, zu belehnen verpflichtet, ein Sat, woraus jic 
mit Nücficht auf die Lehnsvormundſchaft die Brimogeniturfolge in Yehen entwickelte. 

Ein eigenthümliches Recht am fremder Sade hat fi in den Grundlaſten ober 
Reallaſten ausgebildet. Cie beftehen darin, daß jeder Beſitzer der Sache zu wiederkehren⸗ 
den Yeiltungen verbunden ift, deren Ausbleiben ven Berechtigten befugt, ſich an Die Sade 
zu halten. Die Leiftungen fonnten in Zinfen, Zehnten, Frohnden und Renten beſtehen. 
Das Recht wurde durch Auflaffung begründet und zählte zum unbeweglichen Vermögen. 
Nur die Sache war verhaftet, nicht auch das jonftige Vermögen des Beſitzers. Rüchſtände 
blieben auf der Sache Liegen und bildeten nicht etwa eine perfönlihe Schuld Desjenigen, 
unter deſſen Eigenthumsperiode fie entftanden. Nicht felten erjcheinen die Grundlaften 
als der rechtliche Niederichlag früheren Eigenthums, welches fich in einem Leiheverhältniſſe 
zu einem bloßen Zinsrechte umgewandelt hat, ein Proceß, der namentlih in der Geſchichte 
der ſtädtiſchen Häuferleihe deutlich zu Tage tritt. 

Das Eigenthum an der beweglichen Sache war nicht in allen Fällen durch eine 
abjolute (gegen jeden Dritten wirkſame) Klage geſchützt. Hatte jemand feine Sache 
jelbjt einem anderen anvertraut, jo hatte er keine Klage gegen den dritten Beſitzer, ſondern 
mußte fich an die Hand halten, in die er fie gegeben. „Hand muß Hand wahren“. „Wo 
du deinen Glauben gelaſſen haft, mußt du ihm fuchen“. Dagegen war im Falle des un: 
freimilligen Befigverluftes, alſo namentlich, wenn die Sache gejtohlen oder geraubt worden, 
die Klage eine abſolute. Traf man die Sade im Befitz eines Dritten, ſo nahm man 
den Anefang vor, d. h. man faßte die Sache unter beſtimmten Förmlichkeiten an und 
behauptete die Thatſache des unfreiwilligen Verluſtes. Erklärte ſich der Beſitzer nicht 
für den originären Erwerber der Sache, fo hatte er ſeinen Gewährsmann anzugeben. 
Der Unterliegende mußte nicht nur die Sache herausgeben, fondern verfiel auch in Die 
Diebſtahlsbuße, wenn er nicht den durch die Anklage ſtillſchweigend vorausgefegten Bor: 
wurf unrechtmäßigen Erwerbs entträften konnte. Dem BVerlegten jtand es in allen Füllen 
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frei, eine Klage ohne Anefang zu erheben, welche im Gegenfag zur Anefangsflage als 
ſchlichte Klage bezeichnet wurde. 

(Albrecht, Die Gewere ald Grundlage des ältern beutfchen Sachenrechts, 1828; Gaupp 
in der Zeitfchrift für beutfches Necht, I; Bradenhöft, Zeitfchrift für deutfches Recht, III, V; 
Homeyer, Syſtem bes Lehnrechts S 30. Sandhbaas, Germaniftifche Abhandlungen, 1852; 
Stobbe, Artitel Gewere in Erſch und Gruber Encyelopädie; Gerber in der Zeitfchrift für 
Civifreht und Proceß, Neue Folge XI; Delbrüd, Die dingliche Klage des deutſchen Rechts, 
1857, und im ber Zeitfchrift fiir deutjches Recht XIV; Bruns, Recht des Befites im Mittel- 
alter und in der Gegenwart, 1848, und in Beder und Muther's Jahrbuch de gemeinen beutfchen 
Rechts 4; Stein, Unterfuhungen über die Eutwidelung und Fortbildung des deutſchen Saden- 
rechts, 1857; Rüdert, Unterfuchungen iiber das Sachenrecht der Rechtsbücher, 1860; *Laband 
Die ———— Klagen nah den ſächſiſchen Rechtsquellen des Mittelalters, 1869; CH. 
Klimratl, Etude historique sur la saisine im 2. Bande feiner Travaux sur l’Histoire 
du droit frangais, 1843. — Dunder, Das Gefammteigentbum, 1843; Stobbeinder Zeit- 
fchrift für Nechtsgefchichte, IV; Michelfen, Ueber die fistuca notata und die germ. Traditions- 
fombolit, 1856; Homever, Ueber die Heimath nach altdeutſchem Hecht, insbefondere über das 
Hantgemal in den philologifhen und biftorifhen Abhandlungen der Berliner Akademie, 1852; 
Böpt. Altertbümer des deutſchen Reichs und echtes II, N. 9, 11, 12. — Homeyer, Sy 
ſtem des Lehnrechts; Arnold, Zur Geſchichte des Eigentbums in ben beutfchen Städten; 
v. Maurer, Gefchichte der Frobnhöfe. — Dunkler, Lehre von den NReallaften, 1837; Renaud, 
Beitrag zur Theorie von den Reallaften, 1846; Arnold, a.a.D.; Neumann, Gefchichte des 
Wucers, 1865; v. Wyß, Die Gült und der Schuldbrief nach Zürich. Necht in der Zeitfchrift 
für ſchweizer. Mecht, 9, 1361. — Budde, De vindicatione rerum mobilium germ., 1837.) 


$ 21. Das Vertragsrecht fteht in feiner Entwidelung hinter der reihen Aus— 
Bildung des Sachenrechts zurüd, eine Erfheinung, die fi aus dem Borwiegen des 
Grundbeſitzes im wirtbichaftlichen Yeben erklärt. ALS Vertragsformen waren der Halm— 
wurf, der Handichlag, der Weinfauf und die Zahlung des Gotteöpfennigs in Gebraud. 
So lange nicht die Form den Abſchluß des Vertrages kennzeichnete, war es dem Schuloner 
anheimgeftellt, ſich fir nicht gebunden zu erklären und die Schuld mit feinem Eide 
abzuſchwören. 

Für die Zahlung haftet in erſter Linie das Vermögen, in zweiter die Perſon des 
Schuldners. Dieſer verfällt, wenn der Gläubiger aus dem Vermögen nicht befriedigt 
werden kann, in die Schuldknechtſchaft, deren urſprüngliche Strenge ſich im Laufe der 
Zeit dahin abſchwächte, daß der Gläubiger den Schuldner für ſich arbeiten ließ, bis die 
Schuld getilgt war. Die Schuldknechtſchaft hat hiermit den Charakter eines Pfandrechts 
erhalten, deſſen Object der Schuldner Joco wadii war. Die Erben traten durch Ueber: 
nahme- des Nachlaſſes nur in beichränkter Weife in die Schulden des Erben ein und 
bafteten feineswegs über den Belang der nachgelafjenen Fahrhabe hinaus. 

Um dieſer beſchränkten Haftung des Erben willen kam in Deutjchland ein vielfach 
angewendetes Geldgefchäft, der Rentenfauf, in Uebung, welcher zugleich das durch die Kirche 
verbotene zinsbare Darlehn wirthſchaftlich erjette. Der Rententäufer erwarb durch Hingabe 
einer Geldſumme das Recht, aus einem Grundſtücke eine wiederkehrende Rente zur beziehen, 
welhe der jeweilige Befiger deſſelben zu zahlen hatte, Das Rentenvecht wurde durch 
Auflaffung begründet und ruhte als Reallaft quf dem Gute des Rentenverkäufers. 

Um die Haftung aus dem Bertrage zu beftärfen, kam e8 vor, daß der Schuldner 
veriprach, für den Fall der Nichtbefrievigung des Gläubigerd das Einlager zu leiften, 
d. h. fich freiwillig einer Beſchränkung feiner perfönlichen Freiheit zu unterziehen, welche 
inggemein in der Form erfolgte, daß er mit Begleitung in eine Herberge einritt, um 
dort jo lange zu verbleiben, bis die Schuld bezahlt war oder der Gläubiger ihn feines 
Veriprechens Löfte. Für Zuhaltung der Verbindlichkeit konnte der Schuldner auch feine 
Ehre einfegen, indem er den Gläubiger befugte, ihn im Fall der Säumniß duch Wort 
und Bild äffentlih in feiner Ehre anzugreifen. ALS Beftärtungsmittel waren ferner 
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Bürgſchaft (melde nicht auf die Erben des Bürgen überging) und Pfandbeftellung in 
Uebung. 

Das deutiche Recht unterſcheidet genommenes Pfand und geſetztes Pfand. Nur Tetsteres 
kommt als Sicherungsmittel bei Verträgen in Betracht. Die Zeit der Volksrechte kannte 
zumal an beweglichen Sachen eine Satung al8 Strafgedinge, durch welche das gejetste Pfand 
bei Nichterfüllung der Verbindlichkeit zur Strafe dem Gläubiger verfiel, während bie 
Forderung beftehen blieb. Die entwidelteren Formen der Satung machen eine Sonderung 
zwiſchen Liegenichaften und Fahrhabe nöthig, An erfteren haben fich zwei Hauptarten 
der Satzung entwidelt. Die ältere überträgt den Gläubiger Belig und Nutzung des 
verpfündeten Grundftüds, deſſen Früchte er als Nequivalent für die Hingabe der Gelb- 
fumme bezieht, wenn nicht beſonders verabredet worden, daß er das Erträgniß vom Ein 
löfungscapital abzuziehen habe. Im den Reichspfandſchaften bat ſich diefe ältere Sagung 
über die Zeit der Neception hinaus erhalten. Seit dem 13. Jahrhundert bildete ſich 
zuerft in den Städten eine jüngere Form der Satzung im Anſchluß an das Berfahren 
bei der Realerecution in Immobilien. Der Gläubiger hatte weder Befig noch Nutzung 
des Grundftüds, erlangte aber durch den öffentlichen und formellen Act der Satung zur 
Sicherftellung feiner Forderung jene Nechte, die er haben würde, wenn das Gut im 
Erecutionswege für ihn als Pfand gefrohnt worden wäre An der Fahrhabe war nur 
ein Fauftpfand möglich, welches im Fall der Nichtbefriedigung nach manchen Rechten zur 
Uebereignung der Sache führte, nach anderen nur ein Distractionsrecht gewährte. 

Die Pfandnahme ift entweder obrigfeitliche- oder Privatpfündung. Das Recht der 
legteren hat der Grundeigenthümer an fremden Vieh, Das auf feinem Grundſtücke Schaden 
anrichtet, und gegen die Perfon, die fein Beſitzthum beſchädigt oder ſich daran eine Eigen: 
thumsbefugniß thatſächlich anmaßt. Desgleihen hat es der Yeiheherr und Vermiether 
wegen verjeflenen Zinfed und particularredhtlih auch der Rentenherr. In Notbfülen, 
wenn die Forderung nicht in anderer Weife realifirt werden fonnte, war die Pfändung 
jedem Gläubiger geftattet, jo 3. B. bis ins 15. Jahrhundert bei fruchtlos bejchrittenem 
Rechtsweg. Wegen unbeftrittener, durch formellen Vertrag begründeter Schuld Hatte 
der Gläubiger in ältefter Zeit ein aufergerichtliches Pfändungsrecht. Doch erjcheint die 
Ausübung deilelben ſchon in der Mehrzahl der Volfsrechte am gerichtliche Ermächtigung 
und an die Beobachtung gewifer Formen gebunden. Im Anſchluß an die fränkiſche 
Geſetzgebung haben die deutſchen Reichsögeſetze zur Sicherung des Landfriedens die außer: 
gerichtliche Pfändung um Schuld verboten. Eine Ausnahme bildet nur der Wall der 
Pfändungsclaufel, welche im fpäteren Mittelalter auffam und durch welche der Gläubiger 
fih vom Schuldner in der Schuldurfunde ein aufergerichtliches Pfändungsrecht ver: 
ichreiben Tief. 

Stobbe, Zur Gefchichte des deutihen Vertragsrehts, 1855; Witte, Die bindende Kraft 
des Willens im altdeutfhhen Obligationenrecht, in der Zeitfchrift für Rechtsgeſchichte, VI; Eu— 
demann, Beiträge zur Kenntniß des Handelsrechts im Mittelalter bei Goldſchmidt, Zeitſchrift 
für das gefammte Handelsrecht, V; Lewis, Die Succeffion des Erben in die Obligationen bes 
Erblafiers, 1864; Neumann, Gefchichte des Wuchers in Deutfchland, 1865; Stobbe, Zur 
Geſchichte und Theorie des Renienkaufs in der Zeitfchrift für deutfches Recht XIX, über Yeib- 
renten in deſſen Beiträgen zur Geſchichte des deutfchen Rechts, 1865; Auer, Emwiggeldredt in 
befien Ausgabe des Stabtredhts von Münden, 1840; v. Meibom, Ueber Realſchulden und 
Reallaften ım Jahrbuch des gemeinen deutſchen Rechts, 4. Vergl. noch die Literatur über Reallaften 
zu $ 20. Friedländer, Das Einlager, 1868, Blatner, Die Bürgicaft, 1857; v. Mei« 
bom, daß beutſche Pfandrecht, 1867; Madai in der Zeitfchrift für deutſches Recht VII: 
Budde daſelbſt IX; Stobbe in Krit. Vierteljabrsih. IX, 285; Wilda, Pfändungsreht 
in ber Zeitichrift für beutfches Recht 1.) 

8 22. Die Familienrecht verhältniffe find auf das Mundium des Familien: 
bauptes gebaut. Mundium, Vormundſchaft bedeutet allgemein ein Schug= und Bertretungs- 
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verhältnif, welches in feinen verfchtedenen Anwendungen einen verjchiedenen Inhalt haben 
kann. Unter Familienvormundſchaft ftehen jene, welde die Jahre der Mündigleit noch 
nicht erreicht haben. Der Termin derſelben ift' in den einzelnen Stammesrechten ver- 
ſchieden bejtimmt. Einen VBormund haben ferner die Sinnloſen und körperlich Gebred: 
lichen und die Frauen obye Rückſicht auf ihr Alter. 

Vormund über die vwerheirathete Frau tft der Mann. Die Eheſchließung wurde 
nach älterem Rechte durch den Brautfauf eingeleitet, indem der Mann das Mundium 
über das Mädchen von dem VBormunde vejjelben kaufte. Die ohne Mundkauf einge 
gangene Verbindung konnte von dem Vormunde beliebig gelöft werden. . Der Kaufpreis, 
Muntſchatz, hat im Laufe der Zeit feinen Charakter geändert. Er fiel nämlich ſpäter 
nicht dem Bormund, jondern der Frau zu, mit der Beſtimmung, deren Wittwenverforgung zu 
bilden. Die Ausfegung eines ſolchen Witthums (Dos) wurde als weſentliches Merkmal 
für die Eingehung einer rechten Ehe betrachtet. Eine Reminiscenz am die alte Be— 
deutung des Muntjchages ift der Solidus und Denarius, welde nach ſaliſchem Recht 
noch als Scheinpreis an den Bormund bezahlt werden. Die Trauung blieb auch nad) 
Einführung des Chriftenthums ein rein bürgerlicher Act, darin beftehend, daß die Braut 
im Kreife der Familie unter bejtimmten Förmlichkeiten, die nach den einzelnen Stammes- 
rechten verichieden waren, dem Bräutigam öffentlich übergeben wurde. Neben der Ver— 
lobung, Dotirung und Trauung galt auch das Beilager als rechtlich nothwendiger 
At der Eheſchließung. 

Der Mann hat an dem Vermögen der Frau eine Gewere zu rechter Vormundſchaft. 
Kraft derſelben kann er davon nach Belieben veräußern, nur bezüglich” des Tiegenden 
Gutes bevarf er der Zuftimmung der Frau und ihrer nächlten Verwandten. Das ge 
ſammte ehelihe Vermögen ift demnach durch Das Verwaltungsrecht des Mannes über das 
Frauengut in Einer Hand geeinigt und bildet fo nady außen hin eine ungejchiedene Güter 
male. Ber Auflöfung der Ehe fällt das Vermögen in feine urfprünglichen Beſtandtheile 
auseinander. Die Frau, reſp. deren Erben erhalten die Ausitener, welche fie- in die 
Ehe eingebradt. War die Ehe durch den Tod des Mannes aufgelöft worden, jo erhielt 
die Frau noch ihr Witthum und die Morgengabe, d. i. das Geſchenk, welches ihr der Mann 
am Morgen nad der erften Brautmacht gegeben. Die Errungenfchaft, das von den 
Gatten während der Ehe gemeinfam erworbene Gut wird in der Regel getheilt, entweder 
in gleiche Hälften, over fo, daß die Frau ein Drittel (Spindeltheil), die Erben des 
Mannes zwei Drittel (Schwerttheil) erhalten. Nach ſächſiſchem Necht wird die Errungen= 
ſchaftsquote umd die Ausſteuer erſetzt durch Die Gerade, beftehend aus einer beftummten 
Art von Gegenftänden, welche dem weiblichen Lebensfreife angehören. Das find die all- 
gemeinften Grundlinien jenes Güterrechtſyſtems, das die Neueren das Spitem der Güter- 
einheit nennen. Auf die weiteren Bejonderheiten der einzelnen Stammesrechte fann bier 
nicht näher eingegangen werben. 

Neben dieſes Gütereinheitsſyſtem tritt außerhalb Sachſens ſchon ziemlich frühe ein 
andered Syſtem, das der Gütergemeinfchaft, deſſen Ausbildung darin gipfelt, daß das 
Vermögen beider Ehegatten bei Auflöfung der Ehe ohne Rückſicht auf feinen Urfprung 
in Quoten getheilt md ſchon bei Beſtand derfelben als gemeinjames Gut behandelt wird. 
Zwiſchen beiden Syftemen ftehen zahlreiche Uebergangsitufen. 

Vormund über die Kinder ift der Vater. Die Tochter tritt mit der Verheirathung, 
der Sohn, jobald er ſich wirthſchaftlich jelbftitändig macht, aus der Vormundſchaft und der 
damtt verbundenen väterlichen Gewalt. 

Wo es am der ehelichen oder väterlichen Vormundſchaft gebricht, fällt das Recht 
der Bormundfchaft an den nächiten Schwertmagen des Mlündels, d. i. den nächiten männ= 


* 
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lichen Verwandten männlicher Linie. Vormund über die Wittwe iſt der nächſte Schwert- 
mage des verſtorbenen Mannes, vorausgeſetzt, daß dieſer ihr ebenbürtig war, 

(Kraut, Die Vormundſchaft nach den Grundſätzen des deutſchen Rechts 3 Bände, 1835 
—59; Rive, Die Vormundſchaft im Rechte der Germanen, 1862; Friedberg, das Recht 
ber Eheſchließung in feiner gefhichtlihen Entwidelung, 1865. — Laboulaye, Recherches 
sur la condition eivile et politique des femmes los les Romains jusqu’ä nos jours, 
1843; Rive, De dote qualis sit in antiquis Germanorum legibus, 1856; Schroeder, 
de dote secundum leges gentium germanicarum antiquissimas, 1861. Schröder, Ge- 
ſchichte des ehelichen Güterrehts in Deutfchland, 1863, 68; Martik, Das ebeliche Gilterrecht 
bes Sachſenſpiegels und der verwandten Rechtsquellen, 18675 Eropp in Hefe und Cropp's 
Juriſtiſchen — en II, 427; Schwarz, Die Gütergemeinſchaft nad fränkiſchem Recht, 
1858; Sandbhaas, Fräntifches eheliches Güterrecht, 18665 Roth im Beder und Muther's 
Jahrbuch des gemeinen deutſchen Rechts III, 313ff.; Hänel, Die eheliche Gütergemeinſchaft 
in Oftfalen, eitſchrift für —— I, 273. — Stobbe, Beiträge zur Geſchichte des 
beutfchen Rechts, 1865, 1. die Aufhebung der väterlichen Gewalt nad dem Rechte des Mittelalters.) 

$. 23. Das Erbredt ift ein Familienrecht und befteht in der Befugniß, den Nach— 
laß eines Verſtorbenen in Befit zu nehmen. Es begründet demnach nicht wie das 
römiſche Erbrecht eine Univerfalfucceffion. Antretung der Erbſchaft war nicht erforderlich. 
Der Todte erbte den Lebendigen, d. 5. der Erblafjer fette Durch feinen Tod den Erben 
in die Gewere (hier Befigrecht bedeutend) feines Vermögens. Die Auseinanderfegung 
der Erbichaft konnte erft erfolgen, wenn der dreißigfte Tag nad) dem Tode des Erblaſſers 
abgelaufen war. Die Erben waren nur geborene, nicht geforene. Fremd waren dem 
deutſchen Rechte Legtwillige Verfügungen. Die geſammte Blutsverwandtichaft begreift der 
Ausdruck Sippe. Buſen bezeichnet die Descendenz, Schooß die Ascendenz. Nach den 
Geſchlechtsſymbolen heigen die Verwandten der männlichen Seite Schwertmagen, die der 
weiblichen Spill= oder Kunfelmagen. Die Nähe der Eippe wird nad Gliedern gezählt, 
angefangen vom Haupte des menjchlichen Leibes bis zum Nagel der Hand. 

Die dem deutjchen Rechte urfprüngliche, wenn auch ſchon früh getrübte Erbfolge 
ordnung ift jene, welche man heutzutage als Parentelenorbnung, Linealgradualfolge be 
zeichnet. Die nähere Parentel ſchließt Die entfernteren aus. Eine Parentel bilden aber 
jene Perfonen, welche durch den nächſten Stammhalter verbunden find. Zunächſt find 
zum Erbe berufen die Descendenten (erfte Parentel), unter dieſen wieder zuerft die 
Kinder des Erblafjers. Enkel hatten anfangs, wenn fie mit Kindern des Erblafiers 
concurrirten, fein Erbrecht. Erſt nach langem Ningen hat die Gefeßgebung das feg. 
Repräfentationsrecht der Enkel zur Anerkennung gebracht. Fehlt der Bufen, fo tritt die 
Parentel des Vaters ein u. |. w. Innerhalb der Barentel enticheivet die Nähe des Glieves. 

Die männlichen Berwandten waren den weiblichen gegenüber bevorzugt. Urfprüng- 
lich mögen fie felbe volftändig ausgefchloiien haben. Der Mann ging zum Erbe, das 
Weib ging davon. Dieſer Rechtsjat erlitt aber nach zwei Seiten hin eine Einſchränkung. 
Er wurde entweder beichränft auf die Erbfolge in ven Grumdbefig, oder auf einen 
engeren Kreis der Berwandtichaft, innerhalb velien der Dann die weiblichen Verwandten 
gleichen Gliedes völlig ausſchloß, während die ferneren Verwandten das Erbe ohne Rück— 
ficht auf den Geſchlechtsunterſchied theilten. Beide Bevorzugungsarten des Mannes konnten 
auch verbunden fein, indem in dem engeren Verwandtſchaftskreiſe ein unbedingter, in dem 
weiteren nur ein Vorzug betreffs des Grundbeſitzes jtatthatte. Die Wirkung des Ge— 
ſchlechtsunterſchiedes wurde zuerjt in den Städten bejeitigt und von da aus ging die Gleich— 
berechtigung in das Landrecht über. Doc, hat ſich der Vorzug des Mannsftammes für 
die Stammgüter des Adels und im Bauernrecht erhalten. 

Für gewiſſe Gegenftände der nachgelafjenen Fahrhabe fam eine bejondere Erbfolge 
in Anwendung. Bei dem Tode eines Mannes fiel das Heergeräthe, beftehend aus ven 
Dingen, die man zur Kriegsfahrt brauchte, an den nächften Schwertmagen. Bei der Bes 
erbung einer Frau nahm die nächſte Niftel die Gerade, welde in ihrem Inhalt der 
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Wittwengerade entipricht. Eine bejondere Stellung im Erbrechte hatte ferner das Hand- 
gemal, d. i. „Das freie, mit einem etwa wehrhaften Wohnfige verfehene Grundſtück eines 
Bollfreien, welches als Haupt⸗ und Stammgut des Gefchlechtes ungetheilt auf den Aelteften 
von der Schwertjeite fich vererbte‘‘. * 

Das Erbrecht äuferte fich ſchon bei Yebzeiten des Erblaffers in dem Wartrechte der 
nächften Erben. Jener ift nämlich bei der Veräußerung von Grumdbefig an deren Zu— 
fimmung gebunden. Veräußerte er ohne diejelbe, jo konnten dieſe binnen Jahr umd 
Tag ihr Beiſpruchsrecht ausüben und das veräußerte Gut an fich ziehen, als ob bezüglich 
deſſelben der Erbfall bereit8 eingetreten wäre. Dieſes Beifpruchsrecht, meldes uns in 
der Zeit der Nechtsbücher in voller Ausbildung entgegentritt, wurde zuerft in den Städten 
beichränft und abgeſchwächt. Beſchränkt auf das ererbte Gut des Erblaffers, dagegen 
befeitigt für das mwohlgewonnene Gut. Abgeſchwächt zu einem bloßen Retractsrecht, ins 
dem der Erbe nur durch Eintritt in die Veräußerumgsbedingungen das Gut an fich 
bringen konnte. Vielfach ift aber ſchon im Mittelalter die volle Veräußerungsfreiheit 
des Erblafjers rechtlich anerfanıtt worden. Bezüglich der Fahrhabe beftand nur die Bes 
ſchränkung, daß die auf dem Siechbette vorgenommene Veräußerung ungültig war, ein 
Sag, gegen welchen namentlic die Kirche lebhaft ankämpfte. 

Bergabungen auf den Todesfall waren unzuläffig, weil der Erblaffer dadurch die 
vergabte Sache nicht fi, Jondern nur feinen Erben entzog. Doch kamen ſchon früh 
Rechtögefchäfte in Hebung, durch welche man den factifchen Erfolg einer joldyen Verga— 
dung herbeiführte, indem man dem Bedachten bereits bei Lebzeiten ein feftes Recht an 
der Sache einräumte, ſich aber in irgend einer Form die Nutung bis zum Tode vorbehielt. 
Seit dem 13. Jahrhundert finden fich zuerft in Süddeutſchland Zuwendungen auf den 
Todesfall durch formellen Bertrag, die ſog. Erbverträge. 

Teftamente ftellte die Kirche unter ihren Schutz. Site übte die Gerichtöbarfeit in 
Teftamentsfachen und verlangte die Erfüllung des Testen Willens als fittlihe Pflicht. 
Bor dem weltlichen Rechte wurden die Teftamente zuerft in den Städten als rechtskräftig 
behandelt. Doch enthielten diefe letztwilligen Verfügungen, Gejchäfte, Gemächte genannt, 
nicht Erbeseinfegungen im römischen Sinne, jondern nur einzelne VBermächtniffe. Um die 
Ausführung derfelben vom Willen des Erben unabhängig zu machen, bediente man fich 
gewiſſer Mittelsperſonen, Treuhänder, Erecutoren, melden die Regulirung des Nachlaſſes 
übertragen wurde, eine Einrichtung, in welder der Urfprung des Inftitutes der Tefta= 
mentserecutoren zu ſehen if. Die Teftamente im römiſchen Sinne famen in Deutſchland 
erft mit der allgemeinen Reception der fremden Rechte in Geltung. 

(Siegel, Das deutfche Erbrecht, 1853; v. Sydow, Darftellung des Erbrechts nad den 
Grundſätzen des Sachfenfpiegels, 18285 Homeyer, Der Dreißigfte, Abhandlungen ber Berliner 
Alademie, 1864; Majer, Teutiche Erbfolge, 1805; Siegel, Die germaniſche Berwandtidafts- 
berechnung mit befonderer Beziehung auf die Erbenfolge, 1853; Wafferfhleben, Princip der 
Succeſſionsordnung nad deutſchem, insbeſondere ſächſiſchem Rechte, 1860; Derjelbe, Die ger- 
manifche — ——— und das Prineip der Erbenfolge, 18645 Homever, Stellung 
des Sacfenfpiegel® zur Parentelenorbnung, 18605 Rive, Zur Frage nad dem Princip der 
Succeffionsorbnung im germanifhen Rechte, Jahrbuch des gemeinen deutſchen Rechts VI, 197; 
Lewis, Zur Sehe von der Eucceffionsorbnung des deutſchen Rechts in ber Krit. Biertel- 
jahrefchr., IX, 23. Neue Belege für die Bar. O. denfe ich an anderem Orte zu bieten. — Ho— 
meyer, die Heimat a. a. OD; Zimmerle, Das deutſche Stammautsfvften, 1857; Pauli, 
Darftellung des Rechts der Erbgüter nad älterın lübiſchen Nechte in dejien Abhandlungen aus 
dem lübiſchen Recht, I, 1837; Lewis, De origine facultatis heredibus in iure Germanico 
concessae prohibendi alienationes rerum immobilium, 1562; Stobbe, lieber das Eintreten 
des Erbe in die obligatorifchen Verhältniſſe des Erblafiers nach deutſchem Recht, in Becker's und 
Muther's Jahrbuch, V; Bernice in der Kritiſchen Vierteljahrsſchrift, IX. — Befeler, Lehre 
bon den Erbverträgen, 1835 — 1840; Befeler, Bon den Teftamentsvollzicehern in ber — 


ſchrift für deutſches Recht IX; Hahn, De diversis testamentorum formis quae in Ger- 
mania obtinuerunt observationes, 1847; Bauli, Abhandlungen, III, 1841.) 
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C. Die Rechtsentwickelung in Deutfhland feit der ee der 
fremden Rechte. 


8. 24. Das deutſche Reich ging ſeit Ausgang des Mittelalters ſeiner allmähligen 
Auflöſung entgegen, da feine Verfaſſung die abgeſtorbenen und zur Unmabrbeit 
gewordenen Formen des Lehnweſens nicht zu überwinden vermochte. In Die inneren 
Kriege, welde die Reformation im Gefolge hatte, mengte ſich das Ausland und ge 
wann dadurch eimen nachhaltigen Einfluß auf die deutſchen Angelegenheiten, den es zur 
Schürung der Zwietradht im Reiche benugte. Der Schwerpunkt der politiichen Entwidelung 
der Nation ruhte nunmehr in den Territorien, von melden Defterreih in Berbindung 
mit außerdeutſchen Ländern feinem Fürftengejchlechte den nahezu ununterbrodenen Befis 
der deutſchen Königskrone und des nun völlig inhaltslofen Katfertitels ſicherte. Die fran- 
zöfifche Revolution und ihre Folgen. gaben die Veranlaffung zum endlichen Zufammen- 
fturze des Reiches, das feine innere Lebensfähigkeit ſchon ſeit langem eingebüßt hatte. 
Nach Furzer Uebergangsperiode wurde 1815 eine rein äußerliche Einigung Deutſchlands 
durch Schöpfung eined unvollfommenen Staatenbundes hergeftellt, welcher die in den 
Befreiungäkriegen angeregten Erwartungen feineswegs erfüllte und feiner Grundverfaſſung 
nach einer Weiterentwidelung unfähig war, auch wenn die Rivalität der aus urſprünglichen 
Martgrafſchaften herausgewachſenen Großmächte Defterreih und Preußen eine ſolche zu: 
gelajien hätte. Die Ereigniſſe des Jahres 1866 Haben die Bundesverfaflung gejprengt, 
nachdem fie mit kurzer Unterbrechung ungefähr ein halbes Jahrhundert bejtanden hatte. 
Damit vollzog fich nur der langſame Auflöfungsproceß, den die Entwidelung der Terri— 
torialgewalten begommen hatte. Diefe kann aber bei jenem negativen Ergebniß nicht 
ftehen bleiben. Ste wird ihre Aufgabe nicht eher vollendet haben, als bis fie der zum 
Einheitsbewußtjein gelangenden Nation das wiedergibt, was fie ihr genommen, die po— 
litiſche Einheit, ohne darum aufzugeben, was fie nur im Gegenfat zu dieſer jchaffen 
fonnte, den modernen Staat. 

$ 25. Die Umbildung der Gulturzuftände, wie fie die Neuzeit vom Mittelalter 
jcheidet, iſt nicht eine Deutfchland eigenthümliche, ſondern eine europäiſche Thatfache und 
braucht bier nicht des näheren nachgewiefen zu werden. Im deutſchen Reiche zeigte fi 
am Anfang des 16. Jahrhunderts eine dreifache Bewegung, eine religiöfe, eine politiſche 
und eine foctale. Die erfte. fiegte in einem großen Theile von Deutichland, getragen 
durch die Unterftütung ber Yandesherren und den Geift des Bürgerthums. Die zweite, 
welche eine Umgeftaltung der Reichöverfaffung bezwedte, ging von der freien Keichsritter: 
ſchaft aus und fcheiterte ebenſo wie die dritte, welche den unterbrüdten Bauernftand zum 
Aufruhr trieb. 

Das Reich hielt bis an’s Ende feiner Tage an feiner Ständeglieverung feſt. Es 
kannte Reichsfürften, Grafen und Herren, Reichsritter, Reichsſtädter und Reichsbauern. 
Der Reichsadel zerfiel in einen hohen und niederen, von denen der erfte neben der Reichs— 
ummittelbarfeit die Reichsſtandſchaft und den Befit eines Territoriums vorausfegte. In 
den Territorien dagegen wurden die aus dem Mittelalter berübergenommenen Standed- 
unterjchiede im wefentlichen verwiſcht, um dem Begriffe eines allgemeinen Staatsbürger: 
thums Pla zu machen, wie es jchon früher die Städte in kleinerem Kreife ausgebildet 
hatten. Der landſäſſige Adel büfte feine Bedeutung als geſellſchaftlicher und politifder 
Factor im Staatsleben ein, da die Grundlagen feiner Sonverftellung verloren gingen, 
Das Nitterthum hörte mit der Einführung der ftehenden Heere auf, ein Berufsſtand zu 
fein. Das Beamtenthum, welches durch die Neception der fremden Rechte mächtig gefördert 
wurde, verdrängte den Adel von der Stantövenwaltung, ſoweit er nicht in daſſelbe auf- 
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ging. Durch die Adelöverleihungen wurde der Briefadel geichaffen, dem es häufig an 
dem Grundbeſitze gebrady, der‘ jonft ald Vorausſetzung des höheren Standes galt. Nach 
dem breißigjährigen Kriege erfcheint die oft bethätigte Widerſtandskraft des Adels gegen 
die Landesherren allenthalben als gebrochen. Seit dieſer Zeit lebt er nur noch als 
fünftlich erhaltene hiſtoriſche Reminiscenz durch enges Anlehnen an die Höfe. In Folge 
der Reformation erwarben Die Landesherren die Kirchliche Gewalt über ihre proteftantifch 
gewordenen Untertbanen. In den katholifchen Ländern ſah ſich die Kirche genöthigt, fich 
in den Dienft der Staatögewalt zu begeben. Die Städte gingen, ſeit die Landesherren 
die von jenen zuerft entwidelten Staatsgedanfen im großen durchführten, in ihrem Wachs— 
thum zurüd. Das Handwerf wurde erelufiv. Die Zunftverfaffung erſtarrte und das 
Wort Zunft befam jeinen modernen Beigejhmad. Erſt der neueften Zeit blieb e8 vor— 
behalten, mit dem Zunftzwange zu brechen umd ihn durch freie Einungen zu erſetzen. 
Am längiten ließ die bürgerliche Gleichftellung des Bauernftandes auf fich warten. Durch 
ven Verfall der bofrechtlichen Berfafiung verloren die Bauerſchaften ihre autonome Stel- 
lung; allein die hofrechtlichen Laften blieben beftehen und wurden mitunter willkürlich 
vermehrt. Die Verfuche der Bauern, ſich gegen dieſe factifche Verſchlechterung ihrer Lage 
jelbft zu Helfen, fchlugen fehl und führten zum Theil zu neuer Unterbrüdung. Erſt ver 
Abjolutismus der Staatögewalt griff hier beflernd ein, indem er alles bevormundend 
und die Selbftverwaltung zerftörend, auf dem Umwege der allgemeinen Unterthanenfchaft 
den Begriff des Staatsbürgertbums ſchuf. Die Lerbeigenfhaft wınde von Staats wegen 
aufgehoben und endlich auch der bäuerliche Befig von den auf ihm haftenden Grundlaften 
befreit. Die Gleichheit der öffentlichen Rechte und Pflichten, wie fie der germaniſche Staat 
gefannt, ift damit im Principe wiedergewonnen, zugleih aber aud der Gegenfag von 
Freiheit und Unfreiheit befeitigt, deſſen Ausgleihung die Ständegefchichte der Zwiſchen— 
xt erfüllt. 

(Biedermann, Deutichlands politische, materielle und fociale Zuftände im, 18. Jahrhun— 
dert, 1854; Rotb von Schredenftein, Gefhichte der ehemaligen freien Reichsritterichaft, 
1359; Schönberg, Zur wirtbichaftlichen Bedeutung des deutſchen Aunftweiens im Mittelalter, 
1568; Maſcher, Das beutfche Gewerbeweſen vom der früheften Zeit bi8 auf die Gegenwart, 
1866; Maurer, Geſchichte der Fronböfe, 19862; Sugenbeim, Gefchichte der Aufhebung der 
Leibeigenichaft zc., 1861. 

$ 26. Die Neception der fremden Rechte und namentlicy des römischen Rechtes 
dat fih im Deutichland nicht durch einen plötzlichen Act vollzogen, fondern iſt das Er— 
gebniß eines Lange dauernden Procefies, in welchem wir das Stadium der theoretijchen 
und jenes der praftijchen Reception unterjcheiden können. Die theoretiſche Reception Liegt 
in dem Aufftommen der Ueberzeugung, daß das römiſche Recht in Deutjchland Anſpruch 
auf Geltung habe. Die praktiſche beiteht in dem Eindringen des römiſchen Rechtes in 
die deutichen Gerichte. Jene reicht in das zwölfte Jahrhundert zurüd und wurzelte in 
dem Gedanken, daß das römiſche Reich deutjcher Nation eine Fortjegung des alten rö— 
miſchen Reiches bilde, daß demnach die Geſetze der römiſchen Kaiſer Geſetze der Vorfahren 
der deutſchen Könige ſeien und als ſolche ſubſidiäre Kraft hätten. Die Beziehungen, in 
welche die Könige aus dem Hauſe der Staufer zu den Lehrern des römiſchen Rechts in 
alien traten, boten der Verbreitung und Vertiefung dieſer Idee reichliche Nahrung. 
Vermittelt wurde die Kenntnig des fremden Rechtes der Nation durch die Rechtsfchulen 
Italiens, deren Weltruf auch aus Deutfchland zahlreiche Schüler anzog, ſchon aus dem 
rein praftiichen Grunde, meil das damals in fo viele Yebensfragen eingreifende fanonifche 
Recht ſich in feiner Entwidelung vielfah an das römiſche Recht anlehnte. Zuerſt äußerte 
fich der Einfluß defjelben in der deutſchen Nechtsliteratur. Der Schwabenfpiegel nummt 
ſchon einzelne römifche Rechtsſätze in fi auf. Im der Gloſſe zum Sachſenſpiegel wurde 
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der Berfuch gemacht, eine Concordanz zwifchen dem Sachſenrechte einerfeitö, den leges 
und canones andererſeits berzuftellen. Noch größeren Einfluß hatte die Kenntniß des 
fremden Rechtes auf die Arbeiten des Nicolaus Wurm und des Stadtſchreibers Johannes 
von Brünn. Die fremdreditlih geichulten Yuriften wurden in Deutjchland anfänglich 
nur in Verwaltungsſachen verwendet. Zur Rechtſprechung gelangten fie zuerft am Hofe 
des Königs, welcher Angelegenheiten, die er perfönlich entſchied, ihrem Rathe anbeimgab, 
dann aber auch jein Kammergericht zum Theil mit Nechtögelehrten befegte. Als 1495 
das Reichskammergericht gegründet wurde, ließ man die Beifiter, die zur Hälfte Doctoren 
fein jollten, ſchwören, zu richten nad) des Reiches und gemeinen Rechten, eine Formel, in 
der auch das römische Recht inbegriffen ift. Nachdem das oberfte Neichögericht voraus- 
gegangen war, mußten die Territorial= und Stadtgerichte, in ihrer Eigenichaft als 
untere Inftanzen nothgedrungen nachfolgen. Am längften hielt ſich von fremder Bei— 
miſchung das Dorfrecht frei, deſſen Quellen, die Weisthümer, noch für geraume Zeit 
eine Fundgrube volksthümlicher Nechteanjchauung bleiben. — In dem nun beginnenden 
Kampfe zwiſchen einheimijchem und fremdem Rechte fand dieſes Fräftigfte Unterftügung 
an ben deutſchen Univerfitäten durch die ausſchließlich auf daſſelbe gerichtete Yehrthätigfeit 
und die Spruchpraris der Yuriftenfacultäten, mit welcher diefe zum Theil an die Stelle 
ver alten Oberhöfe traten. Noch nachhaltiger aber wirkte die populäre juriftiiche Litera— 
tur, welche in zahlreichen Werfen die Yehren des römiſchen und kanoniſchen Rechtes auf 
gemeinfaßlihe Weile dem umgelehrten Laien vwerftändlich zu machen fuchte. Als die be- 
deutendften und wirkſamſten Arbeiten diefer Art ericheinen Ulrich Tenglers Laien— 
ſpiegel und eine von Sebaftian Brandt meu aufgelegte und Klagſpiegel getaufte 
Arbeit eines unbefannten Verfaſſers. 

Recipirt wurde in Deutjchland 1) das römiſche Necht, wie es in den Inſtitutionen, 
den Pandekten, dem Coder und den Novellen vorlag und joweit dieſe glojjirt worden 
waren. Necipirt wurde 2) das Corpus juris canonici (clausum), d. h. es wurde der 
Inhalt deſſelben auch in den weltlichen Gerichten als Enticheidungsnorm maßgebend. 
In Aufnahme gelangte endlih, da die Keception nun einmal im Zuge war, 3) das 
langobardiſche Lehnrecht, enthalten in den libri feudorum, einer Privatcontpilation von 
Stücken verichiedener Entftehungszeit, welde in Italien dem Corpus juris eivilis ale 
decima collatio novellarum beigefügt worden war. 

Die fremden Nechte wurden nach der uriprünglichen Idee nur als jubfidiäres Recht 
aufgenommen, alſo für Nechtsfälle, über die das einheimiſche Necht feinen Aufſchluß gab. 
In der Praris aber wurde das wahre Verhältniß umgekehrt. Die gelehrten und balb- 
gelehrten Juristen, mit weldyen die Gerichte bejeßt waren, verjchloffen fich der Kenntniß 
des deutſchen Rechtes. Sie verlangten bei Necytöftveitigfeiten von den Parteien, daß ein= 
heimische Gemohnbheiten als Facta zu beweiſen jeien und machten die Gültigkeit des Ge— 
wohnheitsrechtes von den römiſchen Verjährungsfriiten abhängig. Nur in den Yändern 
des ſächſiſchen Rechtes, die überhaupt fefter an dem Hergebrachten zu halten pflegten, 
ftellte fih das Verhältniß etwas beſſer, ſofern die Kenntniß Des gemeinen jächfiichen 
Rechtes Pflicht des Nichterd war und der Sachſenſpiegel mit der über ihm entftandenen 
Literatur in Anwendung blieb. 

Die Thatjache der Neception an ſich ift nicht anzufechten. Site bedarf feiner Ber: 
theidigung, wenn man won der Anficht ausgeht, daß aller Gulturfortichritt der Menſchheit 
die Aufnahme und innerlihe Verarbeitung vorausgegangener Cultur zur Borausjegung 
bat. Ihre Erklärung finder fie in dem damaligen Zuftande des deutichen Rechts. Die 
Entwidelung größeren Verkehrs forderte ein einheitliches Nedt. Das Bedürfniß nad) einem 
ſolchen zeigt ich in dem Auftauchen von Arbeiten wie der Deutfchenfpiegel, der Schwa— 
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benfpiegel und das Kaiferrecht, welde ein einheitliches Recht darzuftellen fuchten, ohne 
diefe Aufgabe auch nur annähernd zu löſen. Da die einheimijche Rechtsentwidelung über 
ihren Particularismus nicht hinauskam, trat das fremde Recht in die leergelaffene Lücke 
ein. Abgejehen hievon war das deutſche Recht gerade damals in einer Umbildung be= 
griffen, welche auf vielen Gebieten im Corpus juris eivilis Anfnüpfungspunfte fand, jo daß 
die Aufnahme defjelben hierin nur als Abſchluß einer im einheimiichen Rechte bereits an- 
gebahnten Entwidelung erſcheint. Diefe Annäherung mußte die Neception erleichtern, 
während die Volksrechte gerade wegen ihres größeren Gegenjages zum römiſchen Rechte, 
trog enger örtlicher Berührung gegen dafjelbe Stand gehalten hatten. Allein was ftets 
Tadel und Vorwurf hervorrufen wird, tft Die Art, wie die Reception durchgeführt wurde. 
Ein nationales Unglüd war jenes engherzige Ignoriren des deutſchen Rechts, jenes geift 
loſe und rein äußerliche Aufpfropfen römiſcher Nechtsfäge auf einheimifche Verhältniſſe, 
die Unfenntniß des Gegenfates zwifchen diefen und dem römischen Nechte, welche taub 
machte gegen die Wahrheit, daß fein Volk mit der Seele eined anderen zu denfen vermag. 
Wenn man erwägt, daß wir in folge diefer Fehler das römiſche Recht noch heute nicht 
vollftändig verbaut haben, mag man die Verwirrung ermeſſen, welche zur Zeit der Re— 
ception unter der Herrichaft eines unfäglich bornirten Yuriftenftandes im deutſchen Nechts- 
leben einriß. 

(Stobbe, Geſchichte der deutſchen Rechtsquellen, II; Savigny, Geſchichte des römischen 
Rechts im Mittelalter; Franklin, Beiträge zur Geſch. ber Reception des römischen Rechts, 1863; 
Roderich Stintzing, Geſchichte der populären Literatur des römiſch-kanoniſchen Rechtes im 
Deutihland am Ende des fünfzchnten und im Anfang des fechzehnten Jahrhunderts, 1867; 
Muther, Zur Duellengefchichte des deutfchen Rechts in der Zeitichrift für Rechtsgeſchichte, IV, 
380; Schmidt, Die Neception des römischen Rechts in Deutichland, 18655 Died, Literär- 
geſch. des Longobardiſchen Lehnrechts bis zum vierzehnten Jahrhundert, 1828; Laspeyres, 
Ueber die Entitehung und ältefte Bearbeitung der libri feudorum, 1830; Dieck, De tem- 
pore quo jus feudale Longobardorum in Germaniam translatum ibique receptum sit, 
1843. — Ueber die Quellen des römifchen und kanoniſchen Rechts war an anderem Orte bie 
Rebe. Ulrih Tenglers ae von rechtmäßigen Ordnungen in bürgerlichen und 
peinlihen Regimenten, Augsb. 1509 u. öfter. Der richterlihb Elagfpiegel m. f. w. burd 
Doctorem Schaftianum Brandt wider durchſichtiget und... . zum teyl ee 1516 u. öfter. 
Die Libri feudorum ftehen Hinter den Ausgaben des Corpus juris eivilis.) 

Die Gefeggebung ſeit der Neception der fremden Rechte iſt entweder Reichs- oder 
Territorialgefeggebung. In Reichsſachen übten fie Kaifer und Reichstag aus. Die Ges 
fammtheit der auf einem Reichstage zu Stande gekommenen Reichsſchlüſſe nannte man 
Reichsabſchied, recessus imperii, weil jie bei Entlaffung des Reichstags verkündet murben. 
Der jüngfte Reichsabſchied ift der von 1654; denn der 1663 berufene Reichstag blieb 
permanent. 

Für das Reichsſtaatsrecht, welches durch die Neception in feiner Weife berührt 
wurde, kommen als Quellen befonderer Art ſeit 1520 in Betracht die Wahlcapitulationen, 
Verjprehungen an die Reichsftände, welche vom König vor der Krönung beſchworen wers 
den, ferner die Religionsverträge und Triedensichlüffe, jo der Weſtfäliſche Friede von 
1648, deſſen weſentlicher Inhalt, ſoweit er das Staasrecht betrifft, in der Erledigung 
der ſ. g. gravamina ecclesiastica und der gravamina politica befteht und den ver 
füngfte Reichsabſchied zum Reichsgeſetz erhob, und der Yüneviller Friede von 1801, auf 
welchen der Neichsveputationshauptichluß von 1803 beruht. 

Auf jenen Rechtsgebieten, wo die Neception Platz griff, hat die Reichsgeſetzgebung 
ihre Aufgabe nur zum Theil erfüllt. Die in der Strafrechtspflege eingeriffene Verwirrung 
zwang zur Erlaſſung eines Reichsgeſetzes, welches als peinlihe Gerichtsordnung Karls V. 
(Constitutio eriminalis Carolina, C. C. C.) 1532 verkündet wurde. Zur Grundlage 
diente hiebei die vom Freiherrn von Schwarzenberg zum Theil im Anſchluß an das 
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Bamberger Recht ausgenrbeitete, 1507 eingeführte Halsgerichtsordnung für das Fürſtbis— 
thum Bamberg. Das Privatrecht ließ die Reichsgeſetzgebung faſt völlig aufer Acht. 
Für das bürgerliche Gerichtsverfahren ift aufer den Kammergerichts- und Reichshofraths— 
ordnungen namentlich der jüngfte Reichsabſchied zu erwähnen, welder einige wichtige 
proceffuale Grundfäge feftitellte. 

Da die Neichögefeggebung den durch die Reception arg erichüitterten Rechtszuſtand 
in umfaffender Weife zu ordnen unterließ, ſah man fich in der Mehrzahl der größeren 
Territorien veranlaßt, felbftftändige Landesgefege über Privatrecht und Procefrecht ins 
Leben zu rufen. Unter dem Einfluß gelehrter Yuriften entjtanden, fußen fie hauptjächlich 
auf dem fremden Rechte. Dagegen ſchloß fich die Territorialgeſetzgebung über Strafrecht 
und Strafverfahren an die Carolina an. Beſonders hervorzuheben find die Tiroler Lan— 
desordnungen von 1532 und 1573, das Würtembergiſche Landrecht von 1555, revidirt 
1567 und 1610, die Landesconftitutionen des Kurfürſten Auguft von Sachen von 1572, 
die furfächfifchen Decifionen von 1661 und 1746 und die Codices Maximilianei Ba- 
varieci 1751— 1756. Ebenſo wurden in den Städten, ſoweit fie nicht der Landesgeſetz- 
gebung unterworfen wurden, die alten Stadtrechte veformirt, um fie, jo viel als möglich, 
mit dem neuen Rechtözuftande in Einklang zu bringen. 

Seit dem fiebzehnten Jahrhundert machte fi in der Wiſſenſchaft eine Oppofition 
gegen die ausichliegliche Herrſchaft des römiſchen Rechtes bemerkbar. Nachhaltiger als 
das mit bejcheivenen Anfängen erwachende Studium des deutichen Rechts wirkte in dieſer 
Beziehung der Einfluß der naturrechtlihen Schule, welche das Recht, zum Theil im Ge— 
genfage zum römiſchen, aprioriftiich conftruirte und nicht felten deutjch=vechtlihe Gedanten 
den damaligen Culturverhältnifien entfprehend als Poftulate der Vernunft formulirte. 
Diefe naturrechtliche Auffaffung gab die Energie und den Muth zu den umfafjenden 
Geſetzgebungen, Codificationen, melde Ende des vorigen, Anfang diefes Jahrhunderts 
ftatthatten. Eine ſolche erhielt Preußen durch Das allgemeine preußifche Landrecht von 
1794 und die allgemeine Gerichtsordnung für Die preußtichen Staaten von 1795 und 
Defterreih durd das allgemeine bürgerliche Gejegbuh von 1811, die allgemeine Ge— 
richtsordnung von 1781 und das Geſetz über Verbrechen und ſchwere Polizetübertretungen 
von 1803, dem eine Halsgerichtsordnung von 1768 und ein Strafgefeg und eine Straf: 
procefordnung von 1787 — 88 vorausgegangen waren. In einem Theile von Deutjche 
land kam franzöſiſches Recht in Geltung, wie es auf Veranlaffung Napoleons codificirt 
worden war. Nach den Berretungsfriegen tauchte das Project einer einheitlichen Gejeg- 
gebung für ganz Deutjchland auf, welches aber nur die Wirkung hatte, eine wiſſenſchaft⸗ 
liche Controverfe hervorzurufen. Auf dem Gebiete des Handels- und Wechjelrechts it 
jeitvem durch die allgemeine deutiche Wechjelordnung und das deutſche Handelsgeſetzbuch 
wenigftens eime materielle Nechtseinheit bergeitellt worden. Dem Norddeutſchen Bunde 
wird u.a. Die Geſetzgebung über das Obligationenrecht, Strafrecht, Handels= und Wechſel⸗ 
recht und das gerichtliche Verfahren eine gemeinfame fein. Im einigen kleineren Staaten 
Deutichlands wurden in neuefter Zeit Geſetzbücher über einzelne Rechtsgebiete entweder 
bereit8 eingeführt oder doch zur Einführung vorbereitet. Gegenüber dem berechtigten 
Streben der Nation nad einer einheitlichen Geſetzgebung fehlt diefen verfpäteten Erzeug- 
niffen des Particularismus von vornherein das Recht ihrer Eriftenz. 

(Die oben angeführte Koch'ſche Sammlung der NReichsabfchiede gebt nur bis 1730. Eine 
foftematifh geordnete Sammlung bietet 8. Fr. Gerftlader, Handbuch ber deutichen Reichs- 
gejete, 1786 — 94; Capitulationes Imp, et a Romano-germ. Caroli V ete. cum anno- 
tamentis Joh. Limnaei, 1658; Ziegler, Wahlcapitulationes 2c., 1711. ine Ueberficht 
der Yandesgefege bei Eichhorn, Einleitung in das beutiche Privatrecht, Mittermai ier, Grund— 
fäte des gemeinen deutſchen Privatrechts, und Kraut, Grundriß. Ueber die Codiftcationen ſiehe 
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Stobbe, Rechtsquellen; v. Domin, Neuere öfterreichifche Rechtsgefchichte, 1869; Thibant, 
Ueber die Nothwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Rechts für Deutfhland, 1814; v. Sa— 
vigny, Bom Beruf unjerer Zeit ie Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft, 1814; 3. Aufl. 1840.) 

8.27. Die Verfaſſung des deutſchen Keiches bietet während feiner lange dauernden 
Auflöfungsperiode ein höchſt unerquidliches Bild. Der deutjche König, welcher feit Maxi— 
miltan I. auch ohne Katferfrönung den Kaifertitel führt, fteht den übrigen Reichsſtänden 
als erfter Reichsſtand gegenüber. In allen wichtigeren Angelegenheiten ift er an bie 
Zuftimmung des Neichstaged gebunden. Doch bedürfen die Beichlüffe deſſelben feiner 
Sanction und hat er gegen biefelben ein abjolutes Veto. Im übrigen ift feine Macht 
volltommenheit auf etliche Nejerwatrechte zufammengeichrumpft, von denen mande nur mit 
Zuftummung der Kurfürſten, andere in Folge von Berleihungen nicht vom Kaifer allein 
ausgeübt wurden. Der Reichstag zerfiel in drei Collegien, das Kurfürftencolleguum, den 
Reichsfürſtenrath Fürſten, Grafen und Herren) und das Städtecollegium. Damit ein 
Reichsſchluß zu Stande fomme, war Die Uebereinftimmung aller drei Collegien nebft der 
Sanction des Kaiſers erforderlid. Die oberfte Gerichtsgewalt des Königs erlitt eine 
wejentliche Einſchränkung durch die Gründung des Reichstammergerichts. Die unregel⸗ 
mäßige Hegung des königlichen Hofgerichts und ſpäter des Kammergerichts hatte zu 
Klagen und Beſchwerden Anlaß gegeben und 1495 mußte ſich Max J. zur Einführung 
eines oberſten Reichsgerichts verſtehen, deſſen Beſetzung in überwiegendem Maße nicht von 
ihm, ſondern von den Reichsſtänden abhing. Um dieſe Einbuße quitt zu machen, wurde 
von den Kaiſern eine urſprünglich für die öſterreichiſchen Erblande geſchaffene Behörde 
zum Reichshofrathe ausgebildet, welcher — abgeſehen von Lehnsſachen und Criminalſachen 
der Reichsunmittelbaren — eine mit dem Reichskammergerichte concurrivende Gerichts— 
barkeit ausübte. Die gutgemeinten Berfuche, ein kräftiges und dauerndes Erecutivorgan 
zu Schaffen, blieben leider erfolglos. Als jolches hatte ſich von Zeit zu Zeit der 1338 
gegründete umd öfter erneute Kurverein von Rhenſe, wenigftens in gewiſſen Beziehungen, 
benommen. 1495 traten die Neichsftände mit dem Projecte eines Neichsratbes auf, 
welches vom König verworfen wurde. So murde denn die Sorge für Aufrechthaltung 
des Landfriedens und Vollſtreckung der fammergerichtlichen Urtbeile zuerft einer jährlichen 
Reichsverſammlung, dann einem Reichsregimente und nad deſſen endgültiger Auflöfung 
zehn Reichskreiſen übertragen, in welche Deutjchland zu diefem Behufe eingetheilt wurde. 

Die Macht der Yandeöherren war ſowohl nad oben, gegenüber Kaifer und Reich, 
ald nad unten in ftetigem Wachen begriffen. Durch den weſtfäliſchen Frieden wurde 
die Landeöhoheit, jowie die Theilnahme der Reichsſtände din der Neichsregierung ſtaats— 
rechtlich und wölferrechtlich anerkannt. Die Yandesherren erlangten damals das Recht, 
untereinander und ınit auswärtigen Mächten Bündniffe abzujchliegen und im Anſchluß 
daran das Geſandtſchaftsrecht. Im Verhältniß zu den Unterthanen machten fie das Necht 
der Beitenerung geltend, handhabten fie das jus reformandi und dehnten fie den Um— 
fang des Regalitätsbegriffes aus. Die Yandtage hatten zu Anfang diefer Periode durch 
die fteigende Geldnoth der Fürften ihre höchſte Machtentfaltung erreicht. Seit die Lan— 
deshoheit nach oben hin die Unabhängigkeit errungen, „wird alle Kraft derjelben, die bis 
dahin durdy den Kampf mit der Gentralgewalt im Reiche noch gebunden geweſen war, 
gegen das Hemmniß von unten, gegen die Yandftände verfügbar.“* Nach dem dreifigjährigen 
Kriege ericheint ihre Kraft als gebrochen. Im den Territorien bildet fich feit diefer Zeit 
der landesherrliche Abjolutismus aus, gejtügt auf die Yehre, daß der Yandesherr unbes 
\hräntt fer, ſoweit nicht die Unterthanen ein entgegenftehendes Recht beweifen könnten. 
Im achtzehnten Jahrhundert wurden die landftändischen Verfaffungen entweder ausdrück— 
lich aufgehoben oder zu bloßem Scheinwejen herabgedrüdt. Die neuefte Zeit brachte den 
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einzelnen Ländern Deutichlands Repräfentativverfaflungen, Vollksvertretungen im eigentlichen 
Sinne, während die alte Landſchaft nicht al8 Organ des Landes, fondern kraft eigenen 
Nechtd das Land repräfentirte und jchließlich zu einer privilegirten Körperſchaft herab: 
geſunken war. 

(Pfeffinger, Vitriarius illustratus seu institutiones juris publici Rom, Germ. 
er et modern. Imp. etc., 1731; Datt, De pace imperii publica libri V, 1698; 3. 
I. Mofer, Deutfches Staatsreht, 1737 — 1754, und Ergänzungen über fpecielle Gegenftände 
bes Staatsrechts, ſ. g. Neues deutſches Staatsredt, 1766— 75; Bütter, Yiteratur des beut- 
ſchen Staatsrechts 1776— 1783; Erf, Literatur der Jurisprudenz und Politit, 1812. Sal. 
bie Literatur zu $.16. *8.Maurer, Yandftände in Bluntſchli's Staatswörterbub, VI.; 
Menzel, Dietber von Jfenburg, Erzbifhof von Mainz 1459 — 1463, ein Beitrag zur Gefchichte 
ber ftaatlichen und kirchlichen Neformbeftrebungen des 15. Jahrhunderts, 1868; Thudichum, 
Das vormalige Reichsfammergericht und feine Shieiate in der Zeitfchrift für deutfches Recht, 20; 
Wyneken, Die Regimentsorbnung von 1521 in ihrem Zufammenbang mit dem Kurverein in 
ben Forfchungen zur deutſchen Geſchichte, VIII.) 

$. 28. Das Privatrecht wurde durch die Neception der fremden Nechte am inten= 
fioften getroffen. Dennoch wurde auch auf diefem Gebiete nicht etwa das gefammte 
deutſche Recht außer Kraft geſetzt. Es erhielt ſich für Rechtsverhältniſſe, melde dem 
römischen Rechte unbekannt waren, wie 3. B. die Grundlaften. Andererſeits wurde 
römiſches Necht nicht aufgenommen, wenn das betreffende römische Nechtsverhältnig in 
Deutfchland fremd war, wie das bezüglich der römiſchen Eclaverei zutraf. Rechtsverhält— 
nifje, welche beide Rechte fannten, hatten häufig diefelbe Normirung oder e8 hatte fich 
das deutſche Necht der des römiſchen bereit genähert. Dann trat wenigſtens nichts 
durchaus Fremdes an die Stelle des Alten. Bon einem eigentlichen Kampfe konnte mur 
joweit die Rede fein, als beide Nechte daſſelbe Verhältniß verſchieden normirten. Das 
Ergebnif war nicht immer dafjelbe. Entweder wurde der deutſche Rechtsſatz ausgeſloßen 
oder Die Neception des römiſchen abgelehnt, oder es fand eine gegenfeitige Modification 
ftatt, eine Verſchmelzung römiſch-rechtlicher und deutſch-rechtlicher Grundfäge. Nicht felten 
bat ein deutſch-rechtliches Inftitut nur ein vömifch =vechtliches Gewand oder nur einen 
römischen Namen erhalten, indem man z. B. die Aufhebung der väterlichen Gemalt 
durh Gründung eimer ſelbſtſtändigen Wirthſchaft als Emantipatio auffaßte. Sogar 
völlig neue Nechtöinftitute bildeten fich durch Verquickung römifher und deutſcher Nechts- 
iveen, jo das Familienfideicomiß. Weder Das römiſche noch das deutſche Necht find ſeit der 
Neception auf ihrem damaligen Standpunkte ftehen geblieben, beide haben fich ſeitdem 
fortgebilvet. Namentlich das moderne Verkehrsrecht ſchuf eine große Anzahl neuer Ein= 
richtungen, welche im römischen Rechte keinen Anknüpfungspunft finden. Im allgemeinen 
läßt ſich das Verhältnif beider Rechte etwa auf folgende Art beftimmen. „In den 
Fragen über Rechts- und Handlungsfähigkeit ift das römiſche Necht nicht als Grundlage 
unferes Heutigen Rechtes anzujehen.”* Im Familienrechte überwiegt Das deutſche Recht. 
Reines römiſches eheliches Güterrecht gilt mit verjchwindenden Ausnahmen nirgends in 
Deutichland. Die patria potestas hat ebenfo wenig wie das römiſche Peculienrecht 
bei und Wurzel gefchlagen. Unfere Vormundſchaft hat in Folge der Ausbildung der 
ftaatlihen Obervormundichaft einen von der römiſchen total verſchiedenen Charakter. 
Daſſelbe Verhältniß gilt für das Sachenrecht. Die römische Befitlehre ift zwar im all- 
gemeinen recipirt, allein der Begriff des Nechtöbefiges auf eine breitere Grundlage ges 
ftellt worden. Die Lehre vom Eigenthumserwerb hat zum Theil in Folge der Ausbildung 
der Negalien im Jagd-, Fiſcherei- und Bergrechte vom römischen Rechte durchaus ab» 
weichende Nechtsfäge aufzumeifen. Im größeren Theile von Deutjchland hat das Inftitut 
der öffentlichen Bücher für das Grundeigenthum das deutſche Auflaffungsprincip mehr 
oder minder gewahrt. Dafielbe gilt von der Ausſchließung der Eigenthumsflage bei 
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Mobilien, bezüglich des Grundſatzes: Hand muß Hand wahren. Das deutihe Pfand» 
recht wurde zwar durch die Neception auf das ärgfte in Verwirrung gebracht, ift aber 
bereit zum größten Theile wieder auf Grund deutſcher Rechtöprincipien umgeftaltet wor: 
den. Die Reallaften, das Lehnrecht, die Nechtöverhältniffe der deutichen Bauergüter find 
dem römiſchen Rechte fremd. Im Obligationenrechte hat — abgejehen von den Inftituten 
des Handels-, Wechſel- und Seerechts — das römiſche Recht bei der Theilung den 
Schwerttheil davongetragen. Dennoch finden ſich weſentliche Abweichungen. Das ſtreng 
perſönliche Verhältniß zwiſchen Gläubiger und Schuldner, wie es die römiſche Obligatio 
charakteriſirt, iſt uns fremd; daher die allgemeine Uebertragbarkeit der Forderungen, der 
Erwerb der Forderung durch freie Stellvertretung, die Möglichkeit von Verträgen zu 
Gunſten Dritter. Das römische Necht kennt weder die allgemeine Klagbarfeit der Ber- 
träge, noch die große Anzahl neuentftandener Vertragsarten, von denen der Berlagsvertrag, 
der Verficherungsvertrag, die Peibrentenverträge, die Inhaberpapiere Beifpiele bieten. Auch 
das Erbrecht enthält neben jeinen römifcy= rechtlichen Grundlagen eine Maffe deutich = recht- 
licher Beſtandtheile, jo die Exrbverträge, die Tejtamentserecutoren, Fideicomiß und Lehns— 
erfolge, zu gejchweigen von der Geltung deutjcher Erbrechtsſätze in den Particularresten. 

(Bol. die Lehrbücher des heutigen deutfchen Privatrehts. *Roth im Arhiv fir praktifche 
Rechtswiſſeuſchaft, VIII, 305 ff.) 

$. 29. Das Strafrecht zeigt zur Zeit der Reception, zumal in Süddeutſchland, 
dag Beftreben, der Verübung von Berbreden durch große Härte entgegenzuwirten. Die 
Todeöftrafe wird ungebührlich ausgedehnt und in Folge deſſen fieht man fich genöthigt, 
diefelbe für jchwerere Fälle in graufamer Weiſe zu verſchärfen. Die einreifende Verwil— 
derung machte eine Reform zum dringenden Bedürfniß. Dieje erfolgte durch die pein- 
liche Gerichtsorpnung Karls des Fünften, welche mit Rüdficht auf die damaligen Rechts— 
zuftände als ein welentlicher Fortſchritt erfcheint und den Ausgangspunkt für die Yort- 
bildung des Strafrehts in der Folgezeit abgibt. Auf die Criminalgeſetzgebung ver 
neueren Zeit übten die rechtsphiloſophiſchen Schulen den maßgebendften Einfluß. Mehr 
ald ein anderer Rechtözweig bat das Strafrecht der naturrechtlichen AWbftraction zu ver- 
danken. Mehr als anderwärts wurden aber audy hier die Hiftorifchen Fäden abgeriffen, 
welhe das Recht der Gegenwart mit der Vergangenheit verbinden. Erſt in neuefter 
Zeit vermochte die hiſtoriſche Schule eine Reaction gegen die ungeſchichtliche Auffaffung 
des Strafrechts geltend zu machen. 

(Geib, Lehrbuch des beutfchen Strafrechts, I: Gefchichte, 1861.) 


$. 30. Auf dem Gebiete des Proceßrechts wurde das Verfahren recipirt, welches 
auf Grundlage des römiſchen und kanoniſchen Rechts die italienifche Praris ausgebildet 
hatte. Die deutſch-rechtliche Scheidung zwiſchen Nichter und Urtheilfindern fiel hinweg, 
ald die Rechtslenntniß Monopol der gelehrten Yuriften wurde. An Stelle des münd— 
lichen und öffentlichen Verfahrens trat ein jchrifiliches und gebeimes. Das formale Be— 
mweisverfahren des deutſchen Rechts war von vornherein dem Ungrgang geweiht, da es 
nicht gelang, eine der vorhandenen Beweisformen zum Nahmen eines materiellen Beweis— 
rechts umzubilden, wie Diefes in England durch Umbildung des Inquifitionsbeweijes zur 
Jury geſchah. Doch vermochte man nicht vollſtäudig mit den alten Grundjägen zu 
brechen. Die veutjch=rechtliche Auffafjung von der Gebundenheit des richterlichen Er— 
meſſens bezüglich des Beweisergebniffes kam in den gefeglichen Beweistheorien aufs neue 
zum Ausdrud. 

Im Strafproceh wurde das Inquifitionsprincip zur ſchroffſten Durchführung gebracht. 
Da man aber auf ein Zufammentveffen der Umftände bin nicht zu verurtheilen wagte 
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und andererſeits die alten Beweismittel ihre Beweiskraft verloren hatten, arbeitete man 
auf ein Geſtändniß des Inculpaten hin und wendete, um dieſes zu erlangen, die Tortur 
an, welche zu beſeitigen erſt dem Ende des vorigen Jahrhunderts gelang. Seitdem fand 
auch ein Rückſchlag gegen das rein actenmäßige und inquiſitoriſche Verfahren ſtatt, indem 
man ſich dem Anklageproceß näherte und den Principien der Deffentlithfeit und Münd— 
lichkeit gerecht zu werden ſuchte. Im weitaus größten Theile von Deutjchland hat man 
dur Aufnahme der Schwurgerichte mit dem alten Strafproceßrechte vollftändig gebrochen. 

Tür bürgerliche Streitfachen kam in Folge der Neception ein unendlich weitläufiges 
und jchleppendes Berfahren in Geltung. Wenn auch der jüngfte Reichsabſchied eine Re— 
forın der weſentlichſten Gebrechen anbahnte, jo blieb doc) die Schriftlichkeit des Verfahrens 
beftehen. Gegenwärtig ift der Uebergang zur Mündlichkeit und Deffentlichfeit nur noch 
eine Frage der Zeit, denn allenthalben ift man in diefer Richtung mit einer Reform des 
Givilprocehrechtes beichäftigt. 


4. 
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Vorbemerkung. 


Im neuefter Zeit haben einzelne Imftitutionen Frankreichs und Englands auf den 
Gebieten des Verfaſſungs-, Proceß- und Strafrehts bei und Wurzel gefaßt. Fran: 
zöſiſches echt gelangte außerdem in einem Theile von Deutichland zu- dauernder Gel- 
tung. Aus diefen Gründen und weil die älteren Denkmäler des englifchen und fran= 
zöſiſchen Nechtes zufolge ihrer nahen Berwandtichaft mit dem deutſchen Rechte als 
mittelbare Erkenntnißquelle deſſelben dienen, erſcheint es als geboten, einen furzen Ueber— 
bit über Die äußere Gefchichte des Rechts in Frankreich und England zu geben. Das 
normanniſche Recht, ein Zweig des franzöfiichen, ſoll als pafjender Uebergang von dieſem 
zum englifchen Rechte in einem bejonderen Abſchnitte behandelt werben. 


I Geſchichte der franzöſiſchen Rechtsquellen. 


A. Bis in die Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts. 8. 1. Die Rechts— 
entwidelung im Allgemeinen. Die franzöfishe Rechtögeichichte zweigt ſich nad) 
Auflöfung der fränkischen Monarchie von dem Strome der deutichen Rechtsgeſchichte ab, 
um von da am ihre ſelbſtſtändigen Wege zu geben. Das Recht, welches deutſche Stämme auf 
galliſchen Boden verpflanzt und daſelbſt fortgebilvet Hatten, wurde bei dem romaniſchen Mifch- 
Imgsvolfe zum Theil reiner und minder getrübt erhalten, als das deutfche Recht in Deutfch- 
land ſelbſt. Vielfach ift übrigens die ſelbſtſtändige Entwidelung des Tochterrechtes der 
des Mutterrechtes analog; jenes eilt diefem fogar in manchen Beziehungen voraus, inden 
es die Gegenfäge im Staats- und Nechtöleben vajcher und fchärfer ausarbeitet, aber 
auch rafcher überwindet. 

Früher als Deutſchland hat das weitfräntifche Neich das Lehnweſen bis in feine 
äußerften politifchen Conſequenzen entwidelt. Gleich zu Anfang der franzöſiſchen Rechts— 
geichichte ſteht die füniglide Gewalt fait auf Null und find die großen Kronvafjallen in 
ihren Territorien jo gut wie unabhängig, indem nur ein ſchwaches Lehnsband fie mit 
der Krone verknüpft. Früher als bei uns hat fich aber in Frankreich die Bewegung 
übergipfelt, der Bruch mit dem Yehnmefen vollzogen und aus dem Lehnsſtaate ein abſo— 
lutiſtiſches Staatsweſen entwidelt. Geſtützt auf die im der Hausmacht ausgebildete Lan— 
deshoheit vermochte das erblid gewordene Königthum die übermächtigen Lehnsträger 
allmählig zu befeitigen oder doch in größere Abhängigkeit zu bringen. 

13* 
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Den Mangel einer fräftigen Gentralgewalt entſprach ein weitgehender Particularie- 
mus in der Rectsbildung. Aus der Berfchmelzung römiſcher und germaniicher Bevölkerung 
hatten ſich in Frankreich zwei Scharf gejchtedene Nationalitäten gebildet, von denen die 
nördliche das Sprachgebiet der langue d’oil erfüllte, während der Süden der langue d’oe 
gehörte. Mit der Verſchiedenheit der Sprache concurrirt eine Verſchiedenheit des Rechts, 
welche man durch den Gegenfag von droit coutumier und droit derit bezeidnet. Das 
Recht der nördlichen Landſchaften war ein rein germantiched und wurde serft ſpäter durch 
Einrichtungen des römiſchen und kanoniſchen Rechts modificirt. Im Süden hatte ſich 
römiſches Recht erhalten. Urſprünglich perſönliches Recht der römiſchen Bevölkerung, 
wurde es nun ein Territorialrecht. Doch ſind viele germaniſche Rechtsanſchauungen in den 
römiſchen Rechtskörper eingedrungen und hatten ſich zahlreiche Localrechte gebildet, die 
wenigſtens theilweiſe einen germaniſchen Charakter an ſich trugen. 

Wie im Süden, jo tritt und auch im Norden, trog der gemeinſamen Grund— 
lagen, das Recht nicht als ein einheitliches entgegen. Jedes Land hat feine eigene 
Coutume. Im bejonderer Abgeſchloſſenheit jteht den übrigen Yandesrechten das der Nor— 
mandie gegenüber, welches ſich zu ihnen in Bezug auf zähes Feſthalten des Hergebrachten 
und juriftiiche Conſequenz etwa ebenfo verhält, wie das ſächſiſche zu den ſüddeutſchen 
Nechten. 

Der Wendepunft in der politifchen Entwidelung zeichnet ſich mit voller Schärfe auch 
in der äußeren Gejchichte der Rechtsbildung ab. Zeit dem dreizehnten Jahrhundert 
bilden’ fich die Anfänge eines gemeinen coutumiären Rechtes, während zugleich fremdrecht= 
liche Inftitutionen aufgenommen werben. Dieje Neuerungen erfolgen durch den Einfluß 
des Königthums und zwar hauptjächlich auf dem Wege der Verwaltung der Nechtöpflege, 
durch deren fejtere Organifirung die Könige ihre Macht welentlih zu erhöhen willen. 
Namentlich zwei Umftände find es, die dabei in Betracht kommen, die Stellung der Curia ' 
regis und das füniglihe Beamtenthum. Das Königegericht, aus welchem im Yauf der 
Zeit das Parlament als oberfter Reichsgerichtshof herauswächſt, ſchließt fih in feinen 
Functionen an das fränkiſche Künigsgericht an. Wie dieſes waltet es zugleih als Billig- 
feitögerihtöhof und wird in diefer Eigenihaft von großer Beveutung für die Fortent— 
widelung des Rechts. Da im Parlamente nicht nur Weltliche, ſondern auch Geiftliche 
bei der Rechtſprechung thätig waren, jo fam es, daß das von legteren gefannte römiſche 
und kanoniſche Recht manchmal befruchtend auf Das coutumtäre einwirkte. Namentlib auf 
den Gebieten des Proceßrechtes und der Befislehre wurde auf diefe Weiſe das coutumiäre 
Recht Ichen Frühe durch fremdrechtliche Anfchauungen moderniſirt. Das Königsgericht 
diente den oberften Gerichten der großen Kronlehen zum Vorbilde; jo war unter anderen 
‘der Echiquier der Normandie nach dem Muſter defjelben organifirt. Die durch die Curia 
regis ausgebildeten Grundfäge kamen durch königliche Ordonnanzen, durd die Thätigfeit 
der föniglicen Beamten und durch die Rüdwirkung, welde das Aufkommen eines Appel= 
lationsverfahrens ausübte, auch in den unteren Gerichten allmählig zur Anwendung. 
Diefe waren zum Theil lehnrührig und wurden in ihrem Verhältniß zum Pehnsheren wie 
der Grundbejig, an den jie gefnüpft waren, nad) den Beltimmungen des Lehnrechtes be— 
handelt. Zum Theil wurden fie mit königlichen Amtleuten, mit Baillis und Prévöts 
beſetzt, nicht ſelten durch Perjonen, die früher im Königsgerichte thätig waren und dann 
in ihren Gerichtsſprengeln recht eigentlih als die Träger der reformatoriichen Rechts— 
gedanken erjcheinen, während in den zu Lehen gehenden Gerichten das alte echt ſich 
länger erhielt. 

Im zehnten und elften Jahrhundert ift das franzöſiſche Necht ebenjo arm an Er— 
kenntnißquellen wie Das deutſche Necht derfelben Zeit. Franzöfiiche Rechtöhiftoriker nennen 


4. Die franzöfiihen, normanniihen und engliihen Rechtsquellen. 197 


dieſe Periode die Diplomatifche, weil fich die Forſchung fait ausichlieglih auf Privilegien 
und Urkunden angewiejen fieht. Nur Süpfranfreih hat im dieſer Zeit einige Pocalrechte 
aufzumeifen. Seit dem zwölften, namentlich aber feit dem breizehnten Jahrhundert taucht 
auch in Nordfrantreich gejchriebened Recht und zwar in reichlicher Fülle auf. Was den 
Charakter der Rechtsquellen betrifft, haben wir zu unterſcheiden: a) jchlichte Aufzeichnuns 
gen von Stadt= und Yandesrechten; b) Erzeugniſſe der juriftiichen - Literatur, Rechts— 
bücher; ec) Urtheilsfammlungen und Weisthinmer; d) Satungen, Etablissements und 
Ördonnances. 


8.2.0) Schlichte Aufzeichnungen von Stadt-und Landesrechten. Unter 
den ſchlichten Aufzeichnungen, welche ſich übrigens nicht immer durch eine ſcharfe Grenz— 
linie von den Rechtsbüchern "abheben, kommen namentlich in Betracht: 

1) die Compilatio deusibusetconstitutionibus Andegavie (her— 
auögeg. von Marnier als Anciens Usages inedits d’Anjou, 1853) aus dem dreizehnten 
Jahrhundert, welche mitunter auch das Recht von Poitou, Maine und Touraine 
berücfichtigt und Jedenfalls älter iſt, als die ſpäter zu erwähnenden Etablissements de 
Saint Louis. Sie ging falt volfftändig in eine Sompilation aus der zweiten Hälfte 
des vierzehmten Yahrbunderts für Poitou über, den Livre des droiz et des 
commandemens d’office de justice (herausgeg. von Beautemps=-Beaupre, 
1865). Bon den fpäteren Mechtsquellen der Landſchaft Anjou verdient eine Zufammen- 
ftellung der Coutume nad der Reihenfolge des Coder bejondere Erwähnung, „les Cous- 
tümes d’Anjou et du Maine intituldes selon les rubriches du Code, dont les 
aucuns sont concordes de droit esceript par Maitre Claude Leger, lieutenant du 
senechal d’Angers“ aus dem fünfzehnten Jahrhundert. 

2) Die Anciennes Coutumes d’Orldans (beide fa Thaumaffiere im 
Anhang zu deffen Ausgabe der Assises de Jerusalem und Beaumanoir’s, 1690) enthalten 
eine reichhaltige Zuſammenſtellung von ftrafvechtlichen Beſtimmungen (peines de la duche 
d’Orliens), die unter den mittelalterlihen Quellen ihres Gleichen ſucht. Eine Reihe ins 
Franzöfiiche überſetzter Königsbriefe für Orleans (bis 1180), ein Auffat über die Stra— 
fen des fremden Rechts und eine Aufzählung verjchiedener Abgaben bilden den ſonſtigen 
Inhalt diefer Aufzeichnung, die ſpäteſtens in der erften Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts 
entftanden fein dürfte. 


3) Li Usages de le eit€ d’Amiens von 1249 und eine jüngere Coutume 
derjelben Stadt abgefaht vor 1292. Amiens befist außerdem eine Aufzeichnung über 
die Formalitäten des gerichtlichen Zweikampfes, welche ſich als coustume anchiene des 
wages de bataille bezeichnet und dem dreizehnten Jahrhundert angehört. Die Nechts- 
quellen von Amiens find herausgegeben von A. Thierry im Recueil des monuments 
inedits de l’histoire du tiers &tat. Premiere Serie, t. I, contenant les pieces 
relatives à l’histoire de la ville d’Amiens,- 1850 (ein Band der Collection de 
documents inedits pour l’histoire de France). Die jüngere Coutume des dreizehnten 
Jahrhunderts fteht aud) bei Marnier, Ancien Coutumier inedit de Picardie, 1940. 


4) Li Usage de Borgoigne, eine Rechtsaufzeichnung alterthümlichen, faſt 
ausſchließlich proceffualiichen Inhalts, welche ſpäteſtens in der erften Hälfte des dreizehnten 
Jahrhunderts verfaßt wurde, wie die häufige Anwendung der Ordalien ergibt. Sie ift 
berauögegeben von Marnier als ancien Coutumier de Bourgogne, 1858. In die 
Zeit von 1270—1360 geböven die Coustumes et stilles gardez en duchie de Bour- 
goigne, herausgegeben von Giraud in deſſen Essai sur l’histoire du droit frangais au 
moyen äge, II, 268. 
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5) Die fogenannten Anciennes Constitutions du Chätelet de Paris, 
eine Privatarbeit über den älteften Gerichtsgebrauch des Chätelet, des Gerichtes der 
Prevöte de Paris, wahrſcheinlich noch aus dem breizehnten Jahrhundert, herausgegeben 
von Eujebe de Lauriere, 1698. 

6) Li Droiet et lis Coustumes de Champaigne et Brie que li roys 
Thiebaulx establi, beffer „ancienne Coutume de Champagne et de Brie“, eine com= 
pilatorifche Arbeit des dreizehnten Jahrhunderts, welche wegen Aufnahme von Satungen 
eines Grafen der Champagne und Königs von Navarra jenen unpaffenden Titel erhielt. 
Sie fteht bet Bourdot de Richebourg, Coutumier göndral, III, 209. 

7— 8) Aus dem zwölften und dreizehnten Jahrhundert ſtammt eine Anzahl flan— 
driiher Keuren und ſüdfranzöſiſcher Yandesrehte, legtere bei Giraud a. 
a. D., erftere bei Warnfönig, Flandriſche Staats- und Nechtögefchichte (Urkunden— 
buch), abgedrudt. 

Für das vierzehnte und fünfzehnte Jahrhundert find, abgefehen von den bereits im 
Anſchluß an ältere Coutumes hevoorgehobenen Aufzeichnungen noch folgende beſonders 
zu nennen: 

1) Eine die Stadt Lille betreffende Sammlung von Nechtsgewohnheiten, von Ver— 
ordnungen der Grafen von Flandern und von Schöffenfprücen, welche Mitte des vier- 
zehnten Jahrhunderts von Roiſin, vermuthlich einem Stadtichreiber, veranftaltet wurde 
und dann den Schöffen von Lille als Stadtbuch diente, in welches alle auf das Stadt— 
recht bezüglichen Neuerungen eingetragen wurden. „Roisin Franchises, Lois et Coutu- 
mes de la ville de Lille“, herauögeg. von Brunstavainne, 1842. 

2) Die Anciennes Coustumez de Ponthieu, de Vimeu, des Castelleries 
de le baillie d’Amiens etc. aus dem Anfange des vierzehnten Jahrhunderts bei 
Marnier, Ancien Coutumier inedit de la Picardie, 1840 p. 107. 

3) Die Coutume von Rheims. Sie Liegt in zwei Hauptfornen vor. Die eine 
ſtammt aus dem vierzehnten oder dem Anfange des fünfzehnten Jahrhunderts und wurde 
von dem 1419 vwerftorbenen Yıcentiaten Gerard von Montfaucon commentirt. Die andere 
ft das Ergebniß einer 1481 vorgenommenen officiellen Redaction. Die Rheimſer 
Quellen find abgedrudt bei Varin, Archives legislatives de la ville de Reims 
in der„Colletion de documents inedits; erfter Theil: Coutumes. Dajelbft 609 ff.: 
die „Premiere redaction complete de la Coutume de Reims“ mit dem Commen— 
tar des Yicentiaten Gerard de Montfaucon, ferner die Nedaction von 1481. Der zweite 
Theil der Archives legislatives, Statuts, Bd. I, enthält u. a. wichtige Nachträge zur 
Coutume ven 1481. 

4) Die Coustumes de la ville et septaine de Bourges, deDunleRoi et 
du Pays de Berry aus dem fünfzehnten Jahrhundert, noch verhältnigmäßig rein vom 
römtichen Rechte, das um jene Zeit in Mittelfrankreich ſchon feften Boden gewonnen 
hatte, bei La Thaumassiere anciennes Coutumes du Berry, 1679, und bei Bourdot de 
Richebourg, N. Coutumier gendral, III, 875. 

8.3. b) Die Rechtsbücher. Eine der wicdhtigften Erkenntnißquellen für das 
national= franzöfiiche Necht find die Assises de Jerusalem. In den durch Die 
Kreuzfahrer gegründeten Staaten des Orients fam franzöfiiches Recht in Geltung. 
CS chen Gottfried von Bouillon fell mit feinen Lehnsleuten für das nen errichtete König— 
reich Gefege erlafien haben. Die forgfältig aufbewahrten Urkunden fein dann 1187 
bei dem Berlufte Derufalems verloren gegangen. Tas Recht des Königreichs gliederte 
ſich nach den zwei Gerichtshöfen der Haute Cour oder Cour des Chevaliers und der 
Baisse Cour oder Cour des Bourgeois. Die bier ausgebildete Nechtsprarıs fand auch 
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in dem Königreihe Enpern Eingang. Seit dem breizehnten Jahrhundert entftehen jchrift- 
ftellerifche Arbeiten über das Recht des Orients. Das äÄltefte und erhaltene Wert über 
das Recht der Haute Cour rührt von dem aus Frankreich eingewanderten Ritter Phi— 
lippe de Navarre, weldes, zum Rechtsunterrichte beftimmt, namentlih die bis in 
minutiöfes Detail ausgearbeiteten Formalitäten des Nechtöganges behandelt. Sein Wert 
wurde überboten durch eine umfaſſende Darftellung ver Assises und Usages der Haute 
Cour von Ierufalem, welche fein Zeitgenoffe Jean d’Ibelin (lebte noch 1266) zum 
praftiichen Gebrauche vwerfaßte und melde 1369 in Cypern als Geſetz publicirt wurde. 
Kürzere, zum Theil ergänzende Arbeiten ftammen von den Juriften Geoffroy le Tort 
und Jacques d’Fbelin. Eine gedrängtesüberfichtlihe Zufammenftelung der in Jean 
d'Ibelin's meitläufigem Werte enthaltenen Rechtsregeln bietet la clef des assises de 
la Haute Cour du Royaume de Jerusalem et de Chypre, das Werf eines unbe 
fannt gebliebenen Autord. Der Livre des Assises der Baisse Cour, welder ung 
nicht in der urfprünglichen Geftalt vorliegt, wurde bereitS in der zweiten Hälfte des 
zwölften Jahrhunderts ausgearbeitet. Im vierzehnten Jahrhundert (1324—1361) ſchrieb 
in Cypern ein praftifcher Yurift einen Abrege du livre des assises de la cour des 
Bourgeois. Nach der Eroberung Conftantinopel® von 1204 fam das Recht von 
Ierufalem auch im lateinischen Kaiſerthum in Geltung. in dafelbft entftandenes Rechts- 
buch ift uns in den Assises de Romanie (aud) Liber Consuetudinum Imperii Roma- 
niae) erhalten. 

Eine Geſammtausgabe der Assises gibt Beugnot, Assises de Jerusalem ou 
recueil des ouvrages de jurisprudence composes pendant le XIII siecle im Recueil 
des Historiens des Croisades, 2 Bde. fol. 1841 — 1843. ine ältere, aber die befte 
Ausgabe der Assises der Baisse Cour ift die von Kausler, „Les Livres des assi- 
ses et des usages dou reaume de Jerusalem,“ 1839. Einen italienifchen Text, dar: 
unter auch die Assises de Romanie, findet man bei Canciani, Barbarorum leges 
antiquae. Unvollendet ift eine von Victor Foucher 1839 begonnene Ausgabe. 

Die Aſſiſes von Jeruſalem find das Erzeugniß einer vollkommen jelbftftändigen 
Jurisprudenz, fie bieten uns ein treues Bild des altfranzöfifchen Rechtes und eines ven 
Fendalismus auf die Spite treibenden Staatsweſens und fie erlauben uns für das eigent- 
liche Frankreich Rücjchlüffe auf die Zeit, da das Königthum und das fremde Recht ihren 
umbildenden Einfluß noch nicht geltend gemacht hatten. Auf diefen find im Gegenfat zu 
dem Rechte des Orients die juriſtiſchen Arbeiten zurücdzuführen, die jeit der Mitte des 13. 
Jahrhunderts in Frankreich entftanden. Die literarifche Production wurde hier durch das 
Studium der fremden Rechte angeregt, wie e8 an den Univerfitäten von Montpellier, 
Paris, Orleans und Touloufe betrieben wurde. Man veranftaltete franzöfiiche Ueber: 
ſetzungen einzelner Theile des Corpus juris eivilis und begann dann in Verbindung mit 
Auszügen aus den fremden Rechtsquellen das einheimifche Recht darzuftellen. Einem 
ſolchen Verſuche verbanft jenes Nechtöbuch über die Coutume von Vermandois feine Ent- 
ftehung, welches dem Kechtögelehrten Pierre de Fontaines, Baillı von Verman— 
dois und Mitglied des Parifer Parlaments zugefchrieben wird und um 1253 entftanden 
fein fol. Der Verfaſſer berichtet, daß niemand vor ihm eine Ähnliche Arbeit unter 
nommen babe und ffeivet fein umvollenvetes Werk in die Form einer Rechtsbelehrung 
(daher „Conseil“), durch welche die Unbeftunmtheit des contumiären Rechtes von Ver— 
mandois fo viel als möglich behoben werden folle. Eine große Zahl von Stellen er- 
weift ſich als Ueberfegung aus den römischen Quellen, deren Säte mitunter ohne Rüdficht 
auf ihre praftiiche Anwendbarkeit aufgenommen wurden. Die neuefte Ausgabe des 
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Rechtsbuches rührt von Marnier ber, „Le Conseil. de Pierre de Fontaines ou 
trait6 de l’ancienne jurisprudence frangaise,“ 1846. 

Die |. g. Etablissements de Saint Louis find eine Zufammenftellung 
von Orbonnanzen des heiligen Ludwig, von Rechtsgewohnheiten von Orleans, Tours, 
Paris, Anjou und Maine und von Sätzen des römiſchen und fanonifchen Nechtes. Die 
Berordnungen Ludwigs IX., die an der Spike des Werfes ftehen, haben ihm ven 
Namen gegeben. Die Entftehung wird in das Jahr 1270 gejegt. Es hat in der vor: 
liegenden Geftalt feinen einheitlihen Charakter und zeigt Spuren von Ueberarbeitung, 
Zuſätzen und Gloffemen. Eine kritiſche Ausgabe ift fehr zu wünfden. Derzeit liegen die 
Etablissements bei Du Cange, Histoire de St. Louis par Joinville als Anhang 
vor. Eine beffere Ausgabe Tieferte Yauriere im erften Bande der Ordonnances des 
rois de France. 

Als Rechtsbuch und nicht als fchlichte Aufzeichnung find ferner die „Anciens 
Usages d’Artois“ zu betradıten, weldye Ende des dreizehnten, Anfang des vierzgehn- 
ten Yahrhunderts von einem Unbekannten mit auögiebiger Benugung der Etablissements 
und des Conseil in lichtwoller Weiſe dargeftellt wurden. Das Verhältniß des Wertes 
zu feinen Quellen bedarf nody näherer Aufflärung. Es iſt gevrudt bei Adrien Mail- 
lart, Coutumes generales d’Artois, 2. Ausgabe 1739 und 1756 (Fol.). 

Im Anſchluß an die mündliche Lehre des römifchen Rechtes an der Univerjität Or— 
leans entftand dafelbft nach 1270 ein umfangreiches Rechtsbuh, Li Livres de Jo- 
stice et de Plet, weldes den Stoff nach dem Borbilde der Pandekten anordnet 
und zum großen Theile aus einer Ueberjegung der Panveften (195 Titel von 342 des 
ganzen Werkes) und Decretalen (31 Titel) befteht. Doch Liefert es in den übrigen 
Theilen werthvolle Beiträge über das coutumiäre Necht, für meldes das von Orleans in 
der Regel benugt wird. Namentlich gibt das neunzehnte Buch wichtige Aufſchlüſſe über 
das franzöfiiche Procefredht. Ausgabe: Li Livres de Jostice et de Plet von Ra— 
petti; avce un glossaire des mots hors d’usage par Chabaille, 1850 (in ber 
Collection de documents inedits). 

Ihren glänzendften Vertreter fand die franzöſiſche Jurisprudenz des Mittelalters in 
Philipp Beaumanoir, welder zu verſchiedenen Zeiten Bailli von Senlis, Clermont, 
Seneſchall von Saintonge, Bailli von Vermandeis, von Toms und Parlamentsmitglied 
war. Sein Werk, eine Darftellung der Coutume des Landes Beauvoiſis vom ‚Jahre 
1283, erlangte in Nordfrankreich ungefähr ähnliche Bedeutung wie der Sachlenfpiegel in 
Deutſchland. Doch umterjcheivet ſich Beaumanoir von dem ſächſiſchen Ritter principiell 
darin, daß er ald Apoftel der ftaatlichen Autorität allenthalben für die veformatorifchen 
Rechtsideen umd die Ausdehnung der richterlihben Gewalt eintritt, während der füchfifche 
Schöffe mit Vorliebe an dem von den Vorfahren hergebrachten Rechte feithält. Des 
fremden Rechtes war Beaumanoir nicht unkundig, doch mußte er e8 volljtändig zu be— 
herrſchen und räumte ihm feinen unmittelbaren Einfluß auf die Darftellung ein, wenn 
auch die Anlage des Ganzen die Bekanntſchaft mit dem Ordo judiciarius des Tancred 
vorausjegen läßt. Sein Hauptwerbienft befteht in der methodiſchen Ausführung ver 
Rechtömaterien und in der feinen juriftichen Gonftruction, welche durchweg originell ift 
und von Zeitgenoffen und Nachfolgern nicht erreicht, geſchweige denn übertroffen worden 
if. Meuefte Ausgabe: Beaumanoir, Les Coutumes du Beauvoisis vom Grafen 
Beugnot, 1842, nicht frei von Mängeln, wie alle Ausgaben vieles „savant Academicien“, 

Obſchon die genannten Rechtsbücher in erſter Linie das Recht einer beſtimmten 
Landſchaft darſtellen, geſchieht dies doch ſtets mit Rückſicht auf das Recht der Nachbar: 
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(ande und die gemeine nordfranzöſiſche Coutume, ein Standpunkt, der namentlich bei 
Beaumanoir deutlich hervortritt. Eine aparte Stellung nimmt darum ein Rechtsbuch für 
die Bretagne ein, die ſ. g. Tres ancienne Coustume de Bretaigne, deren um— 
faſſende Darftellung fih auf das alterthümliche Gewohuheitsrecht diefer Landſchaft be 
ſchränkt. Sie gehört dem vierzehnten Jahrhundert an. Ein zugänglicer,, aber jehr 
mangelhafter Abbrud findet fi im Coutumier general von Bourdot de Richebourg 
t. IV, 199 ff. Die alten Drude aus dem fünfzehnten Yahrhundert und dem Anfang 
des jechzehnten find felten. 

Im vierzehnten Jahrhundert ftellt fid) die franzöſiſche Yurisprudenz auf einen noch 
allgemeineren Standpunft, indem fie fich in erfter Linie der Bearbeitung des gemeinen 
Rechtes zumendet. Bon den Rechtsbüchern diefer Zeit find die angejehenften : 

1) Der Stilus Curiae Parlamenti von dem WBarlamentsadvocaten Du 
Breuil um 1330 verfaßt, „das erfte europätfche Lehrbuch des Civilproceßrechts“. Du Breuil 
behandelt im überfichtlicher Syſtematik den Proceß des Parifer Parlaments, geht aber 
auch auf die Yehren des materiellen Nechtes ein. Das Werk gelangte zu ſolchem Ans 
ſehen, daß ihm die Praris und felbft königliche Orbonnanzen unbedingte Autorität bei= 
legten. Vergleicht man es mit dem gleichzeitigen Nichtfteig Landrechts, jo bringt man ſich 
zu deutlichen Bewußtſein, um wie viel früher in Frankreich das römiſch-kanoniſche Pro— 
ceßrecht aufgenommen, wie raſch es aber auch durch die Praris nationalifirt und mit 
dem einheimtjchen Rechte in Einklang gebracht worden. Der Stilus Parlamenti findet 
jih bet Du Moulin (C. Molinäus) im zweiten Bande feiner Opera omnia (Paris 1681). 

2) Ende des vierzehnten oder Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts jchrieb ein 
norbfranzöfifcher Praktiter Jean Boutillier ein inhaltsreides Werk, welches er als 
Somme rural bezeichnete. Es gejtattet dem römischen Nechte ungebührlichen Einfluß, 
während e8 die Coutume als droit haineux betrachtet. Es fam zu großem Anfehen, wurde 
ind Deutjche (Flämiſche) überfegt und zählt unter die älteften Drude. Die befanntefte 
Ausgabe ift die von Charondas le Caron, 1611. 

3) Le Grant Coustumier de France, eine Compilation von Ordonnan— 
gen, Urtheilen, Formeln, Abhandlungen über einzelne Rechtsmaterien und ſelbſtſtän— 
digen Ausführungen, welche im vierzehnten Jahrhundert entjtand und die Praris des 
folgenden faft ausſchließlich beherrichte. Entſprechend den Aenderungen, welche das Recht 
um Lauf der Zeit erfuhr, wurde fie mit zahlreidhen Zufägen verfehen und fortwährend 
umgearbeitet, jo daß es als unmöglich erſcheint, aus den vorliegenden Druden und Hand— 
Ihriften den urfprünglichen Kern herauszufchälen oder auch nur die Entjtehungszeit, welche 
man bisher grundlos unter Karl VI. gejetst, näher zu beftummen. Der Grand Coutu- 
mier wurde bis 1539 als praftifces Handbuch häufig gedruckt. Als rechtögejchichtliche 
Uuelle gab ihn Charondas le Caron 1598 heraus. Doch find diefe alten Ausgaben fo 
außerordentlich felten geworden, daß eine neue Ausgabe dringendes Bedürfniß wurde. 
Tiefe Tieferten Yaboulaye und Darefte 1868 auf Grundlage eines Drudes von 
1514. Bergl. Krit. Vierteljahrsichr. XI, 135. 

Einen mehr particulären Charakter haben Die Coustumes des Pays de Ver- 
mendois et ceulx de envyron, welde 1448 von einem unbefannten Juriſten verfaßt 
und 1858 von Beautenips = Beaupre herausgegeben wurden. Ein Lehrbuch des römischen 
Rechts mit Rüdjiht auf die Modificationen der Praxis tft die Practica forensis 
von Mazuer ( um 1450), welche zum Yandrecht der Auvergue erhoben wurde. “Die 
Arbeiten der franzöfifchen Juriften über das römische und kanoniſche Recht Tiegen aufer- 
halb der Grenzen, welche dieſer Ueberblid ſich zu fteden hat. 
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$. 4. e) Sammlungen von Urtheilen und Weisthümern. 

1) Den erften Rang nehmen unter diefen Quellen die officiellen Aufzeichnungen über 
die Acte des Pariſer Parlaments ein. Die älteften Regiſter werben feit dem fiebzehnten 
Jahrhundert als Olim bezeichnet. Das zweite beginnt nämlich mit den Worten: Olim 
homines de Baiona...exierunt animo nephando. Diefen Band pflegte man als 
Liber qui ineipit Olim over als Olim fchlechtweg zu bezeichnen, ein Ausdruck, der feit 
dem fiebzehnten Jahrhundert abufive auf die ganze Serie der Kegifter von 1254— 1318 
überging. Diefe wurden von Jean de Montlugon (nicht Montluc), Nicolas ve Char— 
tres, Pierre de Bourges, Geoffrey Chalop, vier füniglihen Notaren am Parla— 
mente redigirt. Sie enthalten den Tert oder häufiger ein Reſumé der gefällten Urtheile, 
welche in zwei Hauptmafjen Inquestae umd Arresta gejchieven werben. Erftere find die 
Urtheile, welche auf Grund eines vorliegenden Protocolles über Zeugenausfagen abgegeben 
wurden. Der Begriff der Arresta läßt ſich nur negativ durch den Gegenfag zu den 
Inquestae beftimmen. Der authentifche Charakter der Olims, welcher entweder überhaupt 
oder doch für den erften Theil derjelben angefochten wurde, ift durch die neueften Unterſuchun— 
gen auf das beftummtefte feftgeftellt. Bon den jpäteren Negiftern des Parlaments heben 
fid) die Olim infofern ab, als feit 1319 eine Aenderung in der Manipulation bei der 
Kegiftrirung der Urtheile eintrat, atıf welche hier nicht näher eingegangen werden kann. 

Die Olim find edirt von Beugnot, 1839 f.u. d. T.: Les Olim ouRegistres des 
arrets rendus par la Cour du roi in der Coll. de doc. ined. Bon den vorhandenen Regiftern 
enthielt das erfte die Enquetes und Arröts von 1254— 1272, Band 2 die Arrets von 
1274— 1298, Band 3 die Arröts von 1299 — 1318, Band 4 die Enquötes von 
1299 — 1318. Drei Regifter find verloren. Doc hat Yeopold Delisle einen diefer 
Bände, ſoweit Died möglich, aus anderen Quellen veftituirt. Das Verſtändniß und die 
Benutzung der Olims und der Parlamentsacte überhaupt wurde in neuefter Zeit weſent— 
lich gefördert Durch Boutaric, Actes du parlement de Paris, erfte Serte von 1254 — 
1328, tome premier: 1254— 1299, Paris 1863, ein Theil der Publicationen aus 
den Archives de l’empire, welche unter dem Xitel: Inventaires et documents publies 
par ordre de l’empereur etc. ericheinen. Der erfte Band enthält u. a.: „Notice sur 
les Archives du Parlement de Paris“ von Grün (ch. 6: Les Olim), eine Samm— 
fung von Urtheilen der Curia regis vor 1254 von Boutaric, das Inventaire chrono- 
logique des actes du parlement de Paris von 1254— 1299 von demfelben, kurz— 
gefaßte Negeften, u. a. auch über circa 200 Urtheile‘, die m den Dlims fehlen, und 
endlich jenen Verſuch der Neftitution eines verlorenen Bandes von Yeop. Delisle. 

2) Die Coutumes tenues toutes notoires et jugées au Chätelet de 
Paris, eine Sammlung von Wersthümern, welche die Praxis des Parifer Chätelets 
bervorrief. Zur Feftftellung des Gemwohnheitsrechtes diente in Frankreich die ſ. g. En- 
quete par turbe. Eine Anzahl vechtöfundiger Männer gab nad) vorausgegangener Be- 
rathung durch einen aus ihrer Mitte ihren Ausspruch über die amtlich vorgelegte Frage 
ab. Die Turbe, ein Ausdrud, der den formellen Gegenfat Diefes Verfahrens zu dem 
Einzelverhör der Zeugen über ftreitige Proceßthatſachen hervorheben will, jollte mit Hin— 
blid auf eine Stelle des Corpus juris eivilis, die von turba fpricht, mindeſtens zehn 
Zeugen enthalten. Ein analoges Verfahren wurde am Chätelet beobachtet. Aus der 
Zeit von 1300 — 1387 find uns 186 folder Notorietätdacte in der genannten Samım- 
lung erhalten. Sie ift bei Brodeau im Anhang zu feiner Coutume de Paris com- 
mentee 1658, 1669 gedrudt. 

3) Die unpafjend jo genannten Decisions de Jean Desmares (Advocat und 
Parlamentsmitglied, + 1383), eine Sammlung von 422 gerichtlichen Enticheidungen, Die 
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er vermutlich 1363 in der Form von funzen Rechtöfentenzen zufammenftellte. Abge— 
drudt bei Brodeau a. a. D. hinter den Coutumes notoires du Chätelet. 

4) Die Coutumes notoires, Assises et Ordonnances des Cours et Tri- 
bunaux de Picardie au eommencement du 14. siecle bei Marnier, Ancien 
Coutumier inedit de la Picardie, 1840, eine Sammlung von Weisthümern und Ur— 
theilen, welche Anfang des vierzehnten Jahrhunderts in den Gerichtshöfen von Ponthieu, 
Vimen, der Baillage Amiens und mehreren anderen picardiichen Orten abgegeben und 
aufgezeichnet wurden. 

5) Die Raisons et Articles....de Saint Dizier. Die Stadt Saint 
Dizier hatte die flandrifche Stadt Mern zum Oberhof. Waren die Echöffen von Saint 
Dizier in einem einzelnen Falle des Rechtes nicht kundig, jo Tandten fie zu den Schöffen 
von Yern um Nechtöbelehrung. Die Anfragen und die darauf hin ergangenen Urtheile 
aus dem vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert wurden geſammelt und, durch fingirte 
Rechtsfälle ergänzt, zu einem Ganzen werbunden. Dieſe Nechtöquelle, die ein frifches und 
anichauliches Bild von dem Nechtöleben jener Zeit gewährt, findet ſich ald Anhang im 
zweiten Bande der Beugnot'ſchen Ausgabe der Olim. 

8. 5. d) Saßungen, Etablissements und Ordonnances. Satzungen 
allgemeiner Verbindlichkeit werden in der älteren Zeit ald Etablissements, fpiter als 
Ordonnances bezeichnet. 

Die königliche Gefeggebung hält gleichen Schritt mit der Ausbildung der königlichen 
Gewalt. „L’histoire des Ordonnances est l'histoire de France“ (Warnkönig, I, 
58). Bis ins zwölfte Jahrhundert äußert fich die vechtserzeugende Macht des König— 
thums nur durch Privilegien und Statuten, wie fie Corporationen, namentlich aber den 
Städten ertheilt: zu werben pflegten. Seit Philipp Auguft macht ſich die allgemeine 
Verordnungsgewalt des Königs geltend, ſoweit dieſe nicht am den Hoheitsrechten der 
Bafjallen eine Schranke fand. Eine feiner bedeutendften Verordnungen ift das ſ. g- 
Teftament von 1190, welches anläßlich des Kreuzzugs entftand, eine Regentſchaft ein= 
Vegte und u. a. die Thätigfeit ver Baillis und Prévöts normirte. Erhöhten Aufſchwung 
nimmt die Gefeggebung unter Ludwig IX., von deſſen Berorbnungen die Ordonnanz 
über die Neform des Beweisverfahrens von circa 1260 und Die Ordonnance pour la 
reformation des moeurs V. 1254 befonders zu erwähnen find. Unter feinen Nachfolgern 
wächſt die Zahl der Ordonnanzen in fteigendem Verhältniß. Verfaſſungs- und Verwal: 
tungsrecht, Gerichtöverfafiung und Proceßrecht bilden die hauptſächlichen Gegenftände der— 
ielben , während das Strafrecht und namentlih das Privatrecht minder berüchſichtigt 
wird, Anders als in Deutichland erkennt es das Königthum als die in feiner Stellung 
liegende Pflicht, den Rechtszuftand des Yandes im Wege der Gejeßgebung zu regeln, 
eine Aufgabe, die mit Klarheit erfaßt und mit Energie zur Durchführung gebracht wird. 

Neben der immer weitergreifenden föniglichen Gejeggebung verſchwinden die Satz- 
ungen der Yandeöherren, weldye nur im der Zeit, da die fünigliche Gewalt noch nicht 
entwidelt ift, als eine Nechtsquelle won Bedeutung zählen. ALS eines der älteren Bei- 
jriele mag — von der Normandie abzufehen — die Aſſiſe des Grafen Geoffrei 
von der Bretagne aus dem Jahre 1187 Hier erwähnt werden. Auf eine einigermaßen 
erihöpfende Aufzählung kann bier ebenjo wenig eingegangen werden, als auf eine Anfüh— 
rung der autonomen Zatungen, welche ſich einzelne Städte gaben. 

B. Die Necdtsentwidelung in Frankreich von der Mitte des fünfzehnten 
Sahrhunderts bis zur Codification. Fixirung der Coutumes, Fortbildung des 
Rechts zur Einheit durch die füniglichen Ordonnanzen und wiſſenſchaftliche For— 
mulirung des Rechts durch die Yurisprudenz find die drei weſentlichen Ergebniffe der 
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franzöſiſchen Nechtsentwidelung diefer Periode (Warnkönig IL, 73). Auf dem Gebiete 
des Proceßrechts war Durch die fünigliche Gefeßgebung am früheften die Rechtseinheit an- 
gebahnt und durchgeführt worden. Das materielle Recht Fam erſt im laufenden Jahr: 
hundert über den Particularismus der landſchaftlichen Goutumes hinaus, eine That- 
Tache, welche Deutichlands Beftrebungen nach einem eimbeitlichen Rechte zur geichichtlichen 
Lehre dient. 

8.6. Die officielle Redaction der Contumes. Die Quellen des frem— 
den Rechts waren in Frankreich nicht wie in Deutichland, welches an die Continuität ſei— 
ner politifchen Eriftenz mit dem römiſchen Reiche glaubte, als ein Ganzes in Bauſch und 
Bogen recipirt worden. Die Neception beſchränkte fich vielmehr, jo weit fie auch griff, 
auf die einzelnen Rechtsſätze, welche durch das Wirken der Gejeggebung und der Doctrin 
in das Nechtöleben eindrangen. Das Verhältniß der nen aufgenommenen Elemente zu 
den Iocalen Coutumes war nun aber vielfach ebenjo unficher und ſchwankend wie Die 
Stellung der Tegteren zu dem gemeinen franzöfiichen Rechte, welches ſeit dem dreizehnten 
Jahrhundert ausgebildet worden war. Und fofern auch das Geltungsgebiet der Local— 
rechte ein unbejtrittene® war, mangelte e8 doch an authentiſchen Terten der Coutumes, 
welche bis dahin nur durch Private ohne officielle Autorität aufgezeichnet worden waren, 
und ihrem Inhalte nad, gegenüber der eingetretenen Fortbildung des Nechts, zum Theil 
veraltet waren. ALS ſich Frankreich durch das Auffladern des Nationalbewußtſeins von 
der englifchen Herrichaft befreit hatte, entftand der Gedanke einer Feftftellung des ſchwan— 
fenden coutumiären Rechtes. 1453 erlich Karl VII. die Orbonnanz von Montil-lez- 
Tours, in welder er befahl, daß überall die „usages et coutumes durch coustumiers 
practiciens und gens de chacun état ſchriftlich aufgezeichnet umd ihm zur Prüfung 
durch das Parlament und zur Beltätigung vorgelegt würden.” Nur langſam veifte der 
gefaßte Plan der Ausführung entgegen. Zuerft, nämlich 1459, wurden die officiell ve 
digirten Coutumes des Herzogthums und der Freigraffchaft Burgund beſtätigt. Lud— 
wig XI. wiederholte 1481, Karl VIIL 1493 und 1497 den Befehl der officiellen Re— 
daction. Außerdem wurde das Berfahren für die Feitftellung der Gewohnheitsrechte Des 
näheren vorgejchrieben und in dem Patentbriefe von 1497 neben der Firtrung auch die 
Berbefferung der Coutumes in den Plan embezogen. Das Unternehmen bedinfte eines 
neuen Anftoßes durch den Erlaß Ludwigs XII. von 1505. Erſt unter diefem Regenten 
wurde eine größere Maffe von Coutumes redigirt und nebft mehreren älteren Nedactionen 
officiell promulgirt. Unter Franz I. wurde das Wert fortgeletst und unter Karl V. für Die 
Redaction der niederländiichen Goutumes Sorge getragen. In der zweiten Hälfte Des 
ſechzehnten Jahrhunderts wurde dann die Arbeit im mefentlichen zu Ende geführt. Man 
redigirte die Coutumes der Länder, wo eine officielle Redaction noch fehlte, und veformirte 
Die älteren Redactionen (reformations des coutumes), welde den gefteigerten Anſprüchen 
nicht mehr genügten. Inzwiſchen war nämlich das römiſche Necht in Frankreich duch 
Cujas und feine Schule von neuem belebt worden. Die durch das Studium derfelben 
erhöhte Technik macht ſich in den Coutumes der zweiten Hälfte des ſechzehnten Jahrhun— 
derts bemerkbar, ebenſo aber auch zu Ungunften des nationalen Nechtöelementes Die po— 
tenzirte Berückſichtigung des fremden Rechtsſtoffes. Das fiebzehnte und achtzehnte Jahr— 
hundert hatten gegenüber den Arbeiten des jechzehnten nur noch im einzelnen Nachlefe 
zu halten. 

Neben dem Texte der officiellen Coutumes find auch die Protocolle über Das Ber: 
fahren zur Feitftellung derfelben als eine nicht zu unterſchätzende Nechtöquelle zu betrad)- 
ten. Das Geſchäft der Nedaction und Promulgation wurde befonderen Commifjären 
übertragen, welche der König oder der betreffende Landesherr ernannte. Diefe beriefen 
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die Notabeln und NRechtsgelehrten der Provinz oder des Gerichtsiprengel8 und legten ihnen 
einen vorher ausgearbeiteten Entwurf vor. War eine ältere Aufzeihnung der Coutume 
vorhanden, jo wurde dieſe gleichfall$ vorgenommen und geprüft. Ueber den Gang der 
Verhandlung wurde ein genaues Protocoll aufgenommen (proces verbal). Die Mifver- 
ftändniffe einzelner Beftimmungen der älteren Aufzeichnungen der Coutumes und die hier 
über gemachten Bemerkungen und Gloffen find für die Erfenntniß der eingetretenen Um— 
bildung des Rechtes beſonders lehrreih. Die förmliche Zuftimmung zu dem feftgefetten 
Entwurf hieß Homologation. Die Promulgation wurde, wenn feine Oppofition vorlag, 
von den Commiffären ſofort vollzogen. Einwendungen führten zu einer motivirten 
Enticheidung der Commiffäre, gegen welche den Opponenten der Recurs an das Parla— 
ment offen ftand. Echliekli wurde Die homologirte Coutume vom König fanctionirt. 

Die officrellen Nedactionen der Coutumes ſchufen keine erichöpfende Darftellung des 
Rechts der einzelnen Landſchaften. Das gemeine Recht, theils römiſchen, theils germa— 
niſchen Uriprungs wurde bei Abfaſſung derjelben als jelbftwerftändliche Rechtsquelle voraus- 
gefett, und nur die provinziellen und örtlichen Bejonderheiten war man zu fixiren bes 
firebt. Daher kommt es, daß ſich in den homologirten Coutumes zum Unterfchied von 
den Aufzeichnungen des dreizehnten und wierzehnten Jahrhunderts, die vorzugsweile Pro: 
ceßrecht enthalten, beſonders viele Beftimmungen des Privatrechts finden, wo der Par: 
ticularismus am weiteſten ging, während das Proceßrecht wegen feines vorwiegend ges 
meinrechtlichen Charakters weniger berüdjichtigt if. Neben der Coutume der ganzen 
Provinz wurden die abweichenden Yocalrechte einzelner Baillages, Seigneuries und Villes 
aufgezeichnet und promulgirt und der Landescoutume angehängt oder ihrem Texte eingefügt. 

Frankreich zerfiel num in vier große Nechtögebiete, das pays coutumier, die Nieder- 
lande, die terres d’empire und das Yand des droit eerit. Im pays coutumier find 
ald engere Gruppen eine norböftlihe (Isle de France mit Paris, Picardie, Artois, Ber: 
mandois, Chauny, Champagne, Brie), eine mittlere (Orleanois mit Montargis, Orleans, 
Chartres, Dreux, Grand Perche, Perche-Gouet, Blois, ferner Maine, Touraine, Loudu— 
nois, Anjou, Aurerre, Nivernois), eine ſüdliche (Berry, Bourbonnais, Auvergne, Haute 
Marche, Poitou, Ya Rochelle, Saintonge, Augoumois), eine weftliche (Bretagne und Nor- 
mandie, welch letztere jeit dem fünfzehnten Jahrhundert in den Strom der franzöfifchen 
Rechtsentwickelung hineingezogen wurde) und ein ſüdöſtlicher Kreis (Herzogthum Burgund, 
dreigrafichaft Burgund) zu unteriheiden. Im Süden von Frankreich hatte das cou= 
tumiäre Clement gegenüber dem römiſchen bedeutend an Terrain verloren. Die 
zahlreichen Yocalrechte, welche uns in den Aufzeihnungen des zwölften, Breizehnten und 
vierzehnten Jahrhunderts erhalten find, verloren zum großen Theile ihre Bedeutung und 
ſchwanden zu einer fehr geringen Zahl zufammen. Die officielle Redaction der Coutu— 
mes wurde auf den Süden nicht ausgedehnt; nur wenige Coutumes wurden hier vedi- 
girt, und von biefen die wenigften officiell promulgirt (Schäffner III, 135). Die Nieder: 
lande (franzöfiich Flandern, Theile von deutſch Flandern, von Namur, Hennegau und 
Yuremburg) hatten eine große Anzahl homologirter Coutumes. In den Reichslanden find 
die Coutumes von Cambrai, Met, Toul und Verdun, und die lothringiichen Coutumes 
von Nancy, Epinal und Marfal zu erwähnen. Im Elſaß galt gemeines deutſches Recht. 
(Bol. die überfichtliche Geographie der Coutumes bei Warntönig II, 89, und die Karten 
bet Warntönig und Schäffner). 

Die umfafjendfte Sammlung der bomologirten Coutumes ift ver Nouveau Coutu- 
mier general de France von Bourdot de Richebourg, 4 Bde. Folio. 1724. 
Cr enthält alle bis 1724 vedigivten Coutumes mit den Nedactionsprotocollen und nahm 
auch einzelne ältere Aufzeichnungen und ſchriftſtelleriſche Bearbeitungen der Coutumes 
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in fihb auf. Val Berroyer et De Lauriere, Bibliotheque des coutumes 
1699, eine Lifte der Coutumes und ihrer Commentatoren. 

$. 7. Die Drdonnanzen. Der Beginn der Firtrung der Coutumes bezeich— 
net zugleich den Stillftand in der Gejchichte des coutumtären Rechts. Die Fortbildung 
des Rechts erfolgt feit dem fechzehnten Jahrhundert vorzugsweiſe durch die königlichen 
Drdonnanzen, von denen die wichtigeren mit Zuftimmung der Etats generaux erlafien 
zu werben pflegten. Bis auf Ludwig XIV. verfolgt die Gefeßgebung feinen beftimmten 
Plan. Befondere Veranlaffungen, Beſchwerden der Stände, oder fonftige dringende Ur: 
ſachen müſſen fie in Thätigkeit bringen. Unter den Gegenftänden der Legislation nimmt 


die Objorge für Vereinfachung und Abkürzung des Gerichtverfahrens einen hervorragen- 


den Play ein. Bon allgemeinerer Bedeutung find die Ordonnanz von Villers-Coterets 
1539, die Orbonnanz von Orleans 1560, die von Moulind 1566, die Ordonnanzen 
von Blois 1576, 1579, die Verordnung Ludwigs XIII. von 1629 (Code Marillae). 
Einen anderen Charakter beföümmt die Gefetgebung feit Yudwig XIV. Der Gedanke der 
Nechtseinheit, welcher ſchon früher mehrfach aufgetaucht war, wurde nun, wenn nicht durch— 
weg, jo doch in einzelnen Gebieten ſyſtematiſch zur Durchführung gebracht. Frankreich erhielt 
1667 in der Ordonnance civile eine allgemeine bürgerliche Proceßordnung, 1670 in der 
Ordonance eriminelle ein Geſetz über Strafreht und Strafverfahren; 1673 erſchien 
die Ordonnance de commerce, 1695 ein Gefe über geiftliche Gerichtsbarkeit. Unter Lud— 
wig XV. war es der Kanzler D'Agueſſeau, welder die Codification auch auf einzelne 
Theile des Privatrehts ausdehnte. Ihm verdankt man die Ordonnanzen über Sehens 
fungen 1731, die Zeftamente 1735, und die Subftitutionen 1747, welche fo ſehr 
auf der Höhe ihrer Zeit ftanden, daß ihr Inhalt fpäter ohne wefentliche Aenderungen in 
den Code civil binübergenommen werden fonnte. Ludwigs XVI. Verordnungen find be: 
reitd vom Geifte des Naturrechts angehaucht und erfcheinen als Vorläufer der Reformen, 
welche die Revolution auf dem Gebiete des Nechts ind Werk fette. 

Schon früh vegte fih das Bedürfniß, Sammlungen der königlicyen Orbonnanzen ans 
zulegen. Anfangs traten jolche Arbeiten noch nicht ſelbſtſtändig auf. Du Breuil gab 
in jeinem Stilus Parlamenti die widhtigften Ordonnanzen von Yudwig IX. bis Yudwig X. 
Das erfte Buch des Grand Coutumier de France enthält eine Sammlung königlicher 
Berordnungen. Seit dem ſechzehnten Jahrhundert erfcheinen umfaffende und jelbftftändige 
Sammelwerfe. Eine chronologiſche Sammlung ift die von Fontanon: Les edits et 
ordonnances des rois de France depuis Louis-le gros, l’an 1108 jusqu’au roi 
Henri IV, 1580, welche große Verbreitung fand und 1611 von Maillet neu aufgelegt wurde. 
Der Nechtögelehrte Barnabas Briffonius ftellte die einzelnen Beſtimmungen der Ordon: 
nanzen materienweife zulammen, wobei e8 aber unmöglich war, ſtets den Wortlaut der: 
felben beizubehalten. Sein Werk der fog. Code de Henry III. fand vielen Beifall und 
wurde 1609 von Charondas le Garon zum dritten Male aufgelegt. Nach demfelben 
Princip find der Code de Henry IV. von Cormier (1615) und der Code de 
Louis XIII. von Corbin (1628) gearbeitet. 1687 erichten Die Table chronologique 


eontenant un recueil en abrege des ordonnances .. . depuis lannde 1115 jus- 


qu’& present par Guillaume Blanchard. Endlich ließ die Regierung eine vollftändige 
und offictelle Sammlung der Ordonnanzen ausarbeiten, ein Unternehmen, mit welchem 
die drei Juriſten Berroyer, Yoger und Yauriere beauftragt wurden. 1723 erſchien der 
erfte Band diefer Sammlung (gewöhnlich Collection du Louvre genannt) unter Dem 
Titel: Ordonnances des rois de France de la troisieme race recueillies 
par ordre chronologique avec des renvois des unes aux autres, des sommaires et 
observations sur le texte (Fol.). Die folgenden Bände (bis jest 21, der legte er: 
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ſchien 1849 und reicht bis 1514) find von Secouffe, Billevault, Brequiguy, Camus, 
Paftoret und Pardeſſus herausgegeben. Ein wichtiges Hilfsmittel zur Benutzung diefer 
Sammlung it Pardessus, Table chronologique des Ordonnances des rois de 
France de la troisieme race jusqu’au regne de Louis XII. inclusivement. 1847. 
Für die in der Collection du Louvre nody nicht enthaltenen Ordonnanzen von Franz I. 
bis Ludwig XV. gebraude man: den Recueil d’edits et ordonnances royaux de 
P. Neron et Etienne Girard, augmente par De Lauriere et De Ferriere. 1720. 
Eine Auswahl der wichtigiten Geſetze bis zur Revolution bietet der Recueil general des 
anciennes lois frangaises von Hambert, De Crufy und Taillandier. 1822—1833, 
29 vols. 8. Eine neuere Sammlung ift das Corps du droit franguis von Walter 
(420—1788) und Galiffet (1788— 1854.) 

$. 8. Die Jurisprudenz feit der Mitte des fünfzehnten Jahr— 
bunderts. Da an den Univerfitäten für das franzöfiiche Recht wenig gethan wurde, 
fiel die Pflege deſſelben Hauptfächlic den Praftifern anheim Einen befonderen Zweig 
der. literarifchen Thätigfeit bildete die Jurisprudence des Arrets, die Zufammenftellung 
und Bearbeitung der gerichtlichen Entſcheidungen, an welde fih die Sammlung von Con— 
jultationen und Plaidoyerd anreihte. Da die einzelnen Länder und Ländergruppen in 
der Regel ihre Parlamente als ſouveräne Gerichtöhöfe beibehalten hatten, fcheiden ſich die 
Arbeiten der Arretiften nach den einzelnen PBarlamenten von Paris, Touloufe, Bordeaur, 
Dijon, Rouen, Reims u. ſ. w. Aın zahlreichiten find die Arretiften des Parifer Par- 
laments. Unter den Werken derjelben Haben die Sammlung von Pouet (zuerft 1602) 
und die Collection de deeisions nouvelles von Deniſart bejondere Bedeutung erlangt. 
Letztere iſt alphabetiſch gehalten und wurde von Camus und Bayard in einer nicht vollen— 
deten Ausgabe (1783 -1790) vollſtändig umgearbeitet. 

An die officielle Redaction der Coutumes ſchloß ſich eine reiche commentirende Lite— 
ratur an. Die ältere Schule verfolgte vorzugsweiſe eine praktiſche Richtung. Als ihr be— 
rühmtefter Vertreter gilt Molinaeus, Du Moulin, 7 1566, der auch eine Reihe von befon- 
deren Abhandlungen jchrieb und ſich zugleich bezüglich des römiſchen Rechts einen gefeierten 
Namen ſchuf. Eine neue Richtung in der Behandlung des nationalen Rechts ging aus 
von Antoine Loiſel F 1615, der im feinen berühmt gewordenen Institutes coutumitres 
die allgemeinen Grundſätze des franzöfifchen Rechtes mit Benutzung der Rechtoſprichwörter 
in kurz gefaßten Sentenzen zuſammenſtellte. Eufebe Yauriere ſchrieb hierzu einen trefflichen 
Commentar, welcher den Werth des Werkes weſentlich erhöhte. Mit Zuſätzen und Ergänzungen 
‚wurden die Institutes coutumieres zuletzt von Dupin und Laboulaye 1846 herausgegeben, 
und bilven fie jo ein unentbehrliches Hilfsmittel für das Studium der franzöfifchen Rechts- 
geſchichte. Unter den franzöfifchen Juriſten nach Loiſel find Fleury (Institution au droit fran- 
gais, herausgeg. von Paboulaye 1858, Precis historique du droit frangais par l'abbé Fleury 
avec continuation depuis 1674 jusqu’en 1789 par Dupin 1826) Yauriere und Porhier 
zu nermen. Pauriere machte ſich namentlich um die Gefchichte des franzöſiſchen Rechtes ver— 
dient, er commentirte Loiſels Institutes, arbeitete auf Grund eines Älteren Wertes von Ra— 
gueau ein Glossaire du droit francais (2 Bde. 1704) aus, edirte den erften Band der 
Ordonnances du Louvre, ſchrieb die Bibliotheque des Coutumes, einen hochgeſchätzten 
Commentar zur Coutume von Paris und eine Reihe werthvoller Abhandlungen. 

Ihren Höhepunkt erreichte die franzöſiſche Rechtswiſſenſchaft wor der Revolution in 
Pothier. Unter feinen Werken über franzöfiiches Recht ift der Commentar über die Cou- 
tume von Orleans, „die trefflichite Beleuchtung, die je einer franzöfiichen Coutume zu 
Theil wurde“ und der traitd des obligations hervorzuheben. Yetsterer enthält eine Reihe 
von privatrechtlihen Abhandlungen, in welchen der Gegenſatz zwifchen römiſchem und 
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franzöfiichem Recht überwunden erfcheint und melde den Redactoren des Code civil für 
die betreffenden Materien im wefentlichen zur Grundlage dienten. 

Schließlich feien noch zwei Lehrbücher erwähnt, das eine von Argou, Institution au 
droit francais, (zuerſt 1692), weil es die größte Verbreitung erlangte und nicht weniger 
als zehnmal aufgelegt wurde und das andere von Bernardi, Institution au droit fran- 
cais eivil et criminel ou tableau raisonne de l’etat actuel de la jurisprudence 
frangaise, zuerft 1789 erfchienen und in jeiner zweiten Ausgabe vom „Jahre 8 ber 
Republit „dadurch merfwürdig, daß «8 das unmittelbar vor dem Code eivil geltende 
franzöfiiche Necht enthält.” 


— 


Die gewaltſamen Ereigniſſe der Revolution ebneten den Boden für die Herſtellung 
der feit langem angebahnten Rechtseinheit. Die Aufhebung der feudalen Yaften, das 
Princip der Gleichheit wor dem Gefete, die Umgeftaltung der kirchlichen Verhältniſſe 
und der Gerichtöverfaffung hatten die Grundlagen des alten Rechtszuſtandes bejei= 
tigt. Schen die Gonftitution von 1791 nahm das Verſprechen auf: il sera fait un 
code des lois civiles communes & tout le royaume. Im Convente legte Cambaceres 
9. Auguft 1793 den Entwinf eines Civilgefegbuched vor ; doch hinderten die Stürme jener 
Zeit die Ausführung des Planes. Erſt Napoleon führte das Werk der Codificirung mit 
ver ihm eigenthümlichen Energie und Raſchheit durch 1804 wurde der Code civil des 
Francais als ein Ganzes promulgirt ; 1. Januar 1807 erhielt der Code de procedure 
eivile, 1. Januat 1808 der Code de commerce Geſetzeskraft, 1808 wurde der Code 
d’instruetion eriminelle, 1810 der Code penal becretirt. Da die Encyclopädie Der 
Geſchichte der Codificationen einen bejonderen Abjchnitt widmet, ift hier nicht der Ort auf 
diefen Punkt näher eigzugehen. Ebenſo joll die vorübergehende und die dauernde Geltung 
des franzöfifchen Rechtes in einzelnen Theilen von Deutſchland anderwärts zur Spradye 
fommen, 


Literatur. Neben den im Berlaufe der Darftellung angeführten Werken kommen für die 
äußere Rechtsgeſchichte Frankreichs in Betracht: 

Warnkönig und Stein, Franzöſiſche Staats- und Rechtsgeſchichte. 3 Bde. 1846- 1848; 
das erſte Buch des 2. Bandes behandelt die Geſchichte der Rechtsquellen, eine Arbeit, auf welcher 
dieſe Darſtellung zumal im zweiten Theile fußt, für welchen dem Verfaſſer dieſes Abriſſes ſelbſt- 
ſtändige Quellenſtüdien fehlen. Vgl. Warnkönig, Flandriſche Staats: und Rechtsgeſchichte 
bis zum Jahre 1305. 1835— 1842, 4 Bde. Schäffner, Geſchichte der Rechtsverfaſſung Frankreichs 
1845—50, 4 Bde. Der legte Band behandelt die Rechtsgeſchichte der Revolution, vor welder Warn- 
könig ftehen bleibt; Laferriere, Histoire du droit frangais, 6 Bde. 1846 ff., eine Arbeit, der es 
an dem richtigen Berftändnifie des germanischen Rechtes gebricht. Laferri&re, Essai sur l’histoire 
du droit frangais depuis les temps anciens jusqu a nos jours y compris le droit public et 
prive de la revolution frangaise. 2 Bde. 1859; Giraud, Essai sur Yhistoire du droit fran- 
gais au moyen äge. 18146; Klimrath, Travaux sur l’'histoire du droit francais recueillis 
et mis en ordre et precedes d’une preface, par Warnkönig, 1843, 2 vols; P ardessus, 
Me&moire sur l’origine du droit coutumier en France et sur son éêtat jusqu’au treizi&me 
siecle, 1834 (t. X. ver Memoires de l’Institut); Pardessus, Essai hist. sur l'’organisation 
judieiaire jusqu'à la fin du regne de Louis XII. 1851. — Eine Ueberfiht der Quellen bes 
Strafrechts gibt Allard, Histoire de la justice eriminelle au XVI&me siecle, 1868. p. 405 ff. 
Camus, Lettres sur la profession d’avocat et bibliotheque choisie des livres is droit 
qu’il est le plus utile d’acquerir et de connaitre, 5eme edition par Dupin, 1832. Der 
zweite Band diefes Wertes enthält eine ſyſtematiſch geordnete juriftifche Bibliographie; Königs- 
warter, Sources et Monuments du droit frangais anterieures au quinzieme si&cle ou 
bibliotheque de l’histoire du droit civil frangais ete., 1853. Schr brauchbar ift der In- 
ber von citirten Werten in Laboulaye's und Dupin’s Ausgabe von Loisel's Institutes coutu- 
mieres. — Catalogue of books on foreign law founded on the collection presented by 
Charles Purton Cooper, to the society of Lincoln’s Jnn. Laws and Jurisprudence of 
France, London 1849. Eine Auswahl juriftiiher Bublicationen von 1789—1>65 gibt das Reper- 
toire bibliographique von Thorin, Paris Durand 1566. Bon Zeitfchriften find namentlich 
zu berüdfichtigen: Die Revue historique de droit frangais et etranger, berausgeg. von Labou— 
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laye, Roziere x. die Bibliotheque de l’ecole des chartes, die Revue de legislation et de 
jurisprudence publide sous la direetion de Wolowski ete., 1934 fj. und die Zeitichrift für 
Geſetzgebung und Rechtswifienfchaft des Auslandes, Hrsg. von Mittermaier, Mohl und Barntönig. 


II. Die Anellen des normannifhen Redts. 


$. 9. Die normannifche Nechtögeichichte zerfällt in drei Abſchnitte. Der erfte reicht 
von 912 bis zur Eroberung Englands 1066, der zweite von 1066 bis zur Vereinigung 
mit Frankreich 1205, der dritte von 1205 bis zur officiellen Nedaction der Coutume 
von 1583. Bon da an verliert die Normandie ihre rechtögeichichtliche Bedeutung. Diefe 
liegt aber in der. Doppelftellung ihrer Quellen zu denen des franzöfifchen Rechts einerz 
jeits, mit dem fie die deutfchrechtliche Gryndlage gemeinfam haben, und zu denen bes 
englifchen Rechts andererfeits, welches aus dem normanniſchen Rechte die wichtigſten Ele— 
mente ſeiner eigenthümlichen Bildungen ſchöpfte. 

Als durch den Vertrag von Saint Clair ſur l'Epte 912 ein Theil von Neuſtrien 
pro tutela regni von Karl dem Einfältigen an die Normannen abgetreten wurde, haben 
dieſe daſelbſt keine neue Staats- und Rechtsordnung eingeführt. Die fränkiſchen Inſti— 
tutionen blieben beſtehen und wurden hier zum Theil lebenskräftiger erhalten und fort— 
gebildet, als dies fonft im weftfräntiichen Reihe der Fall war. Für das zehnte und 
elfte Jahrhundert ift das Land nicht blos arm an eigentlichen Rechtsquellen — das ift auch 
anderwärts der Fall — fondern es gebricht namentlich auch an Urkunden. Ein Bild ver 
Rechtszuſtände diefer Zeit wird daher ſtets nur im ſehr allgemeinen Umriſſen gezeichnet 
werden können. Doc genügen die ſpärlichen Anhaltspunkte der Quellen in Berbindung 
mit Nücjchlüffen aus jüngeren Rechtsdenkmälern um die Thatſache feftzuftellen, daß das 
fränftiche Necht im feinen wejentlichen Punkten erhalten blieb. 

Heller wird die Rechtögeichichte der Normandie nad 1066, England wird nım in 
den Kreis der Rechtsentwidelung jener Länder Hineingezogen, die einft in der fränkiſchen 
Monardie vereinigt geweſen. Normanniſches Recht wird nad England getragen und dort 
früher aufgezeichnet und fehriftftelleriich verarbeitet, als dies im feiner Heimath geſchah, 
ein Umftand, der um fo weniger befremden darf, als er nicht vereinzelt dafteht. Im der 
Normandie wie in England erjcheint die Curia regis, eine Nachahmung des fränkiſchen 
Königsgerichtes als der Ausgangspunkt für die wichtigften Neuerungen im Rechte. Von 
beionderer Bedeutung ift die Ausbildung eines Gerichtöverfahrens, welches durch fönigliches 
reip. herzogliches Breve eingeleitet, den Vortheil einer Beweisführung durd eine Jury 
gewährte. Unter Heinrich II. taucht für die Curia regis in der Normandie der Ausdruck 
Scaccarium (Echiquier) auf, welcher ſich, wenngleid die Einrichtung urfprünglich nor— 
manntich war, Ichon früher in England findet. Der Echiquier fungirte als Gerichtähof 
und als Rechnungshof. Seit Heinrich I. findet fich unter den Mitgliedern des Scacca- 
rum eine Scheidung von Barones und Justiciarii. Yettere, gefchäftäfundige Männer, 
welde der König ernannte, gewannen bald das Uebergewicht. Es bildete ſich jo ein 
Juriftenftand, deſſen Thätigkeit zur Ausbildung einer conftanten Praris und einer 
feineren Juriöprudenz mächtig beitragen mußte. Ebenſo wurde das Scaccarium eine 
Schule von tüchtigen Berwaltungsbeamten, deren Werk es ift, daß die Normannen zuerft 
in den Beſitz eines ausgebildeten Rechnungsweſens gelangten. Die Rechnungsabſchlüſſe 
des Echiquier find uns in den Magni Rotuli Scaccarii erhalten. Wir befigen 
vollftändige Rollen oder doc Fragmente aus den Jahren 1180, 1184, 1195, 1198, 
1201 und 1203. Die eingehende Specialifirung der Einnahmen und Ausgaben eröffnet 
uns bei dem nutzbaren Charakter, den die Nechtöpflege jener Zeit hatte, einen klaren 
Blick m das normanniſche Rechtsleben. 

x. Holgentorff, Enchelepädie ber Rechtswiſſenſchaft. I. 14 
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Die Schagrollen find herausgegeben von Stapleton unter dem Titel: Magni 
Rotuli Scaccarii Normanniae sub regibus Angliae, 2 Bde. 1840/4 mit werthvollem 
Commentar: „Observations on the great rolls of the Exchequer.“ Einen ziemlich 
flüchtigen Abdruck dieſer Edition gaben Léchaudé d'Aniſy md Charma in den 
Memoires de la societ& des Antiquaires de Normandie Band 15 und 16. Ein Fragment 
des Notulus von 1184 publicirte L. Delisle im 16. Bande der M&moires mit trefi- 
ficher Erläuterung. Als eine jolde kann fir ſämmtliche Schatzrollen gelten die leider 
unvollendete Abhandlung des Öenannten: Des revenus publics en Normandie au 
XIleme siècle in der Bibliotheque de l’ecole des chartes. 8. II, 5, 8. III, 1, 3. 

Als Philipp Auguft die Normandie erobert hatte, ließ er den beftehenden Rechts— 
zuftand im weſentlichen unangetaftet. Ausdrücklich wurde dem Yande die Erhaltung ſei— 
ner Privilegien zugefichert. Dagegen läßt fich nicht erweilen, daß er ein großes Weis: 
thum über das normanniſche Recht veranlapt und aufzuzeichnen befohlen habe, was von 
Mancen behauptet wird. Die Rechtsaufzeichnung, die man dafür hielt, hat einen ande 
ven Charakter. Die Statuta et Consuetudines Normanniae, Ktablissements 
et Coutumes de Normandie find nämlich eine ziemlich loſe Compilation, welche nad 
Ausscheidung Fleinerer Einſchiebſel in zwei uriprünglich getrennte Hauptbeftandtheile zer: 
füllt, die im wejentlichen diejelben Gegenftände behandeln. Der erfte ift eine Nechtsauf- 
zeichnung, melde noch in anglo-normannider Zeit abgefaßt wurde. Der zweite Theil 
beginnend mit den Worten prius tractandum ift ein Tractat, der bald nach 1218 ent: 
jtand. Bon der ganzen Compilation eriftirt ein lateinifcher und franzöfifcher Text. Der erftere 
it gedrudt bei Warnkönig franzöfiihe Staats= und Rechtsgeſchichte Il, Urkundenbuch (ver 
Tractat beginnt dafelbft p. 30) der zweite bei Marnier Ersbiasomente et Coutumes, 
Assises et Arröts de l’Echiquier de Normandie (1207—1245) Paris 1839. Beide 
Ausgaben find ungenügend. 

Schon im zwölften Jahrhundert berrichte im normanniichen Echiquier die Sitte, über 
gerichtliche Acte amtliche Aufzeichnungen zu führen, diefelben inrotuliren zu laſſen. Die 
uns erhaltenen fortlaufenden Originalvegifter beginnen erft mit dem Jahre 1336. Doch 
ift für das dreizehnte Jahrhundert die Eriftenz einer officiellen Sammlung beglaubigt. 
Auf diefe von dem Clerk Guillaume Acarin vedigirte Sammlung find vier Privatjamm- 
lungen von Urtheilen des Echiquter zurüdzuführen, welde uns noch erhalten find. Leo— 
pold Delisle Hat aus diefen vier Gompilationen mit Zuziebung anderer Quellen für 
die Zeit von 1207 bis 1270 nicht weniger als 834 Urtheile des Echiquier in feinem 
Recueil de Jugements de l’Echiquier de Normandie au XIIIe sièele 
Paris 1864 zufammengeftellt. Bon jenen Privatfammlungen iſt eine im funfzehnten Bande 
der Me&moires, eine bei Warnkönig a. a. D. und eine bei Mamier a. a. D. abgebrudt. 
Urtheile von 1276—1296 finden fid bei Warnfönig a. a. O., 120 ff. 

Das Ergebnif einer Privatarbeit find Die Assisiae Normanniae, Assises de 
Normandie, eine Sammlung von Urtheilsiprüchen, welde 1234—-1237 in ven Gerichtö- 
figungen (Aſſiſes) von Caen, Bajeux, Falaiſe, Ermes und Avranches gefällt wurden. 
Nicht felten begnügt fi der Verfaſſer aus den Urtheilen blos die relevanten Rechtsregeln 
mitzutheilen. Die Aſſiſes ſind gedruckt von Yedaude im funfzehnten — der Me- 
moires, von Marnier in den Etablissements ete. und bei Warnfönig 1. 

Die ergiebigfte und umfangreichſte Duelle des normannifhen Nechts ii ein Rechts⸗ 
buch, welches in feinen franzöſiſchen Texten fih ald Grand Coutumier de Nor- 
mandie bezeichnet, während der ältere lateinische Tert ſich als Somma de legibus 
consuetudinum Normannie oder mit dem Titel: Jura et consuetudines Nor- 
mannie einführt. Es ift jedenfalls vor 1280 abgefaßt, da eine won den gereimten franz 
zöfifchen Ueberfegungen unferer Duelle dieſes Datum trägt. Mit Wahrſcheinlichkeit läßt 
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fich feine Entftehung in die Jahre zwifchen 1260 und 1275 verlegen. Der Coutumier 
iſt in Auffaffung, Gruppirung und Behandlung feines Stoffes ein durchaus vrigi— 
nelles Werk, ein Werk wie aus Einem Guße, frei von compilatoriiher Moſaik, „das 
vollendetfte Rechtsbuch, ebenjo wiſſenſchaftlich genau als praktiſch zweckmäßig geſchrieben.“ 
(Warnkönig). Eine Benutzung der Statuta et consuetudines, welche allgemein behauptet 
wird, iſt ebenfo wenig nachzuweifen, Als eine Nahahmung älterer engliicher Nechts- 
bücher. Dagegen lafjen einzelne Partien darauf ſchließen, daß der umbefannte Verfaſſer 
mit der Yiteratur über das fremde Necht vertraut war. Das Werk muß den praftifchen 
Bedürfniſſen jener Zeit in hohem Grade entiprocden haben, denn es wurde für Jahre 
hunderte die Grundlage der normannijchen Rechtspflege und erlangte, obgleich Privatarbeit, 
in der Normandie gefeesgleiche Autorität. Es enthalte, jo glaubte man, die Gefete umd 
Gewohnheiten, welche ſchon vor Rollo in der Normandie galten und von Philipp Auguft 
nad Erwerbung dieſes Yandes gefammelt und vedigivt worden fein. Der Inhalt des 
Rechtsbuchs ift wegen der Alterthümlichteit feiner Beſtimmungen eine reihe Fundgrube 
für die Aufhellung der englischen und deutſchen Nechtögefchichte. Von den Germaniften 
wurde e8 mehr als billig vernadläffigt. So hätte man z. B. in Bud I. Kap. 26, de 
successionibus $. 5, $. 12 ff. die bisher in den Quellen vergeblich gejuchte Paren= 
telenordnung in eimer Reinheit und Klarheit finden können, die wenig zu wünſchen 
übrig läßt. 

Gleich dem Sachſenſpiegel wurde bie Somma de legibus Normannie mit einer 
Stoffe verfehen, welche den Inhalt des Rechtsbuchs mit Hülfe des fremden Nechtes zu 
beleuchten ſucht. Die Zeit der Gloffirung ift noch nicht beftummt worden. Jedenfalls 
war die Gloffe im funfzehnten Yahrhundert bereits vorhanden. Die Mißverſtändniſſe 
der Quelle und die ausdrücklichen Bemerkungen über die eingetretene Derogirung einzel- 
ner Rechtsſätze lafjen erkennen, daß das normanniſche Recht ſeit Abfaffung der Somma 
fih in weſentlichen Punkten dem Franzöfiichen genähert hat. Nicht auf dem Wege ber 
Geſetzgebung, fondern durch das ftille aber nachhaltige Wirken der Verwaltung war diefe 
Annäherung herbeigeführt worden. Franzoſen präfidirten als königliche Commiffäre dem 
höchſten Gerichtähof des Landes. Die Imftitution der Grands Bailliages wurde auf die 
Normandie ausgedehnt. Ein Heer franzöfiiher Beamtenfamilien wandert feit dem drei— 
zehnten Jahrhundert in die Normandie und macht fid) dort ſeßhaft. BZeitweilig wurden 
auch Proceffe mit Umgehung des Echiquier an das Parifer Parlament gezogen. Wenn 
auch der Provinzialgeift folchen Uebergriffen wirfjamen Widerftand entgegenjette, To hat 
doch die Verwaltung der Rechtspflege im Berein mit der Lehre des fremden Rechts 
nicht nur die Fortbildung des einheimischen Rechts gehemmt, ſondern daſſelbe auch 
allmählig entnationalifirt. 

Im Jahre 1534 wurde der Coutumier mit Nachträgen und Berweifungen auf das römiſche 
und kanoniſche Recht verjehen. Sie ftammen von dem Yicentiaten Ouillaume le Rouille 
d’Alengon, den man euphemiftiich wohl auch den normannifchen Cofe genannt bat. Mitte des 
ſechzehnten Jahrhunderts verfaßte Guill. Terrien Lieutenant general des Bailliage von 
Dieppe, feine Commentaires du droit eivil tant public que privé observ@ au pays 
et duchd de Normandie, die 1574 zuerft im Drud erſchienen. Diefes Werk von Ter— 
rien und der alte Coutumier gelten noch jest ald Grundlagen des Rechts für die Infeln 
Guernſey umd Jerſey und die übrigen zu England gehörigen normanniſchen Injeln. 

Die älteſte befannte Ausgabe des Grand Coutumier ftammt vom Jahre 1483. Die 
legte vor der Homologirung der Coutume datirt von 1578. Die Ausgaben feit 1534 
enthalten in der Negel nebft der Gloſſe auch die Noten von Le Rouille. Einen mangel- 
haften Abdruck des Inteinifchen Textes bietet Yudewig im fiebenten Bande der Reliquiae 
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manuscriptorum. Bon den franzöfiichen Zerten ift der bei Bourdot de Nichebourg, 
Coutumier general IV. der zugänglichfte. Eine kritiſche Ausgabe ift Bedürfniß und fol 
dem Vernehmen nad) vorbereitet werben. Ueber die Drude des Grand Coutumier ver= 
gleihe Ev. Froͤre, Manuel de Bibliographie Normande s. v. Coutumier und bie 
Notice bibliographique bet Pannier, Les Ruines de la Coutume de Norman- 
die, 1856. 

Von den anderweitigen Quellen des normannifhen Rechts find hervorzuheben: der 
Coutumier de la Vicomte de l’Eau de Rouen, eine Eammlung handels- 
rechtlicher Gewohnheiten, deren ältefter Beitandtheil in das dreizehnte Jahrhundert zurüd- 
reicht. Er findet fi bei Beaurepaire, De la Vicomte de l’Eau de Rouen et de 
ses coutumes au XIII® et au XIV siecles. Evreux 1856. 


Ferner eine Compilation herausgegeben unter dem Titel Coutume, Style et 
Usage aux temps des dchiquiers de Normandie, Caen 1847, und im adıtzehnten 
Bande der Memoires de la societe des Antiquaires de Normandie. Die vorliegende 
Faſſung ſtammt aus der erſten Hälfte des funfzehnten Jahrhunderts. Die Arbeit beginnt 
mit beftimmtem Plan, der aber im weiterem Berlaufe der Darftellung verloren geht. 
Gap. 78 enthält das Seerecht von Oleron, Cap. 79 eine nad) den Capiteln des Grand 
Coutumier geordnete Zufammenftellung von Urtheilen und Verfügungen des Echiquier 
meift aus dem Ende des vierzehnten Jahrhunderts. 


Yünger als diefe Quelle ift der Stille de proceder en pays de Nor- 
mendie, welder in den älteren Druden des Grand Coutumier einen regelmäßigen 
Anhang deffelben bilde. Er ift mit nachträglichen Zufägen und Interpolationen über- 
laden und dürfte die Grundform feiner gegenwärtigen Geftalt erft in der zweiten Hälfte 
des funfzehnten Jahrhunderts erhalten haben. 

Als Heinrich III. durch die Verordnung von Blois, 22. März 1577 die Redaction 
einer neuen normanniſchen Goutume anbefahl, begründete er die Nothwendigfeit der Re— 
form u. a. damit, daß die alte Coutume, die in einem jehr alten Buche aufgezeichnet vor— 
liege, unverftändich in Sprade und Ausdruck, größtentheils außer Gebrauch gelommen 
jet und von der Benölferung des Landes nur zum geringen Theile oder gar nicht mehr 
verftanden werde. Der Proces verbal über die Neformirung der Coutume rechtfertigt 
dieje Motivirung in vollem Maße, er zeigt, daß das Verſtändniß des alten normannijchen 
Rechts den Verſtändigſten bereits abyanden gefommen war. Die wichtigften Einrichtun— 
gen, welchen das normannijche Recht ſeine gejchichtliche Bedeutung verdankt, fielen der offi— 
ciellen Redaction zum Opfer, u. a. die Jury, ſoweit Die Normandie fie ausgebildet hatte; 
auch fie gehörte bereits zu den Einrichtungen „hors d’usage et peu ou point entendus 
des habitans du pays“ 


Fiteratur. Br umfaflende Bearbeitung der normannifchen Rechtsgeſchichte fehlt. Es 
fehlen aber auch di Borarbeiten, die einen folden Berjuch als möglich ericheinen ließen. Bon 
Fr ya fi außer den angeführten Arbeiten Stapletons und Delisle'3 in Betracht zur zie— 
ben:Madox, History and antiquities ofthe exchequer of the Kings of England, 1711 1.1769, 
der vielfach aud auf das normanniſche Schatamt eingeht, und Floquet, Histoire du parlement de 
Normandie 1840, ein Wert, das die juriftifche Ausbeute nicht gewährt, die man zu erwarten berechtigt 
wäre. Bedeutend ift Delisle, Etudes sur la condition de la classe agricole etc. 
Ueber das normanniſche Gerichtsweien eriftiren Hleinere Abhandlungen von De la Rue, Morie 
niere, Coupey und Rathery, die in Zeitichriften zerftreut find. Das umfangreicite Material 
bieten die Werke eines älteren Autors, des Parlamentsadvocaten Houard, der ım jeinen Ancien- 
nes Loix des Frangais conservdes dans les Coutumes Angloises, Rouen 1766; Diction- 
naire analytique historique, etymologique critique et interpretatif' de la Coutume de 
Normandie, Honan 1780 und in den Traites sur les Coutumes Anglonormandes, Rouen 
1776, vielfach auf die Geichichte des älteren normannifchen Rechts Bezug nimmt. Mit tiefer 
innerer Ueberzeugung, aber mit ſehr ſeichter Kritik wertheidigt Houard den Zujammenbang bes 
altfranzöfiichen, normanniſchen und engliſchen Rechts, der von feinen Nadfolgern häufig mit 
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Unrecht ignorirt wurde. — Borliegende Skizze der normannifhen Quellengeſchichte ift ein Aus- 
zug aus einer längeren Ausführung über diefen Gegenftand, die der VBerfaffer in anderem Zu— 
fammenbange zu veröffentlichen gedenkt. 


II. Die Anellen des englifhen Redts. 


A. Die angelfählishen Rechtsquellen. $. 10. Die Satungen der Angel= 
jachfen nehmen in [per Geſchichte des engliihen Rechts dieſelbe Stellung ein, wie 
die Vollsrechte in der Nechtögefchichte der übrigen deutfchen Stämme Wenn zwar 
die jelbftftändige Entwidelung des angelſächſiſchen Rechts durch die normanniſche Er: 
oberung abgebrochen wurde, jo hat es fich Doch zum Theil neben den normannifhen Neueruns 
gen erhalten und mit dieſen im die geichichtlichen Grundlagen der heutigen engliichen 
Staats- und Nechtöverfaflung getheilt. Zu diefem praktiſchen Gefichtöpunfte kommt noch 
ein theoretifcher. Der Reichthum der angelfächfiihen Geſetzgebung in dem halben Jahr: 
taufend won Aethelbirht bis auf Wilhelm den Eroberer, der rein deutiche Charakter des 
Rechts, Das vom römischen Rechte gar nicht, vom kanoniſchen nur in ſehr geringem Maße 
beeinflußt wurde, die deutjche Geſetzes- und Urkundenfprache, welche in Deutichland jelbft 
erſt im dreizehnten Jahrhundert die Iateinijche zu verdrängen begann und endlich die uns 
unterbrochene Reihenfolge der Nechtäquellen, welche anderwärts zwifchen dem neunten und 
dreizehnten Jahrhundert eine ſchwer auszufüllende Kluft aufweisen — all’ diefe Umftände 
ftellen die angelſächſiſche Geſetzgebung in die erfte Reihe der Erkenntnißquellen des ger— 
maniſchen Rechts. 

Die Satzung des Nechts erfolgte bei den Angelfachjen auf den Pandesverfammlungen 
(Witenagemote), auf weldyen der König fich mit den Vornehmen des Landes (den Wi- 
tan) über die Aufrechthaltung und Stärkung des Friedens berieth. Wie die deutjchen 
Volksrechte haben auch die Gefege der Angeliachlen (Domas) zum Theil ſchon beftehendes 
Gewohnheitsrecht firirt, zum Theil neues Recht geichaffen. 

Die Quellen des angelſächſiſchen Rechts laſſen fich mit Gneift am überfichtlichiten in 
folgenden Gruppen zufanmenftellen. 

1) Die alttentifhe Geſetzgebung umfaffend die Geſetze Aethelbirhts (560 
—616) über Wergeld und Bupen, namentlich Gliederbußen, ferner die jog. Geſetze Hlo— 
tbars umd Eadrics (nad 673) ftrafrechtlichen und procefjualen Inhalts, und endlich 
die Gefege Wihträds (von 696) über kirchenrechtliche und criminalrechtliche Gegenſtände 
und Freilafjungen. 

2) Die Gefege Ine's, Königs der Weſtſachſen (685— 727), benerfenswerth 
durd ihren größeren Umfang, ſowie durch den Umftand, daß Weſtſachſen ſpäter „caput 
regni et legum“ wurde. (Leges Henr. I, c. 70). Daraus erflärt ſich aud die Be- 
rüdfichtigung, welde ihre Beftunmungen, zumal die über Friedensbrüche in der ſpäteren 
Geſetzgebung finden. 

3) Aus der Zeit des confolidirten Reiches jtammen: die Geſetze Al— 
freds von Weitfachfen (871— 901), wahricheinlich aus dem Ende feiner Regierung, als 
er nach Iangjährigen Kriegen mit den Dänen an die Wiederbefeftigung des zerrütteten 
Rechtszuſtandes denfen konnte. Sie enthalten zum Theil eine Wiederholung von Gejeten 
Aethelbirht's, Offa's und Ine's. Rechtliche Normen über Wergeld, Eid, Gewährſchaft u. 
anderes finden ſich aud in Alfreds Vertrag mit dem Dänenhäuptling Guthrum (880— 
890). Die’ Gefege Edwards des Aelteren (901— 924). Es find ihrer zwei. Das 
ältere handelt von Kauf, Nechtöverweigerung und Meineid ; Das zweite enthält Beſtim— 
mungen verichiedenen Inhalts zum Zwecke der Friedensbewahrung. Die jog. Geſetze Ed— 
wards und Guthrums hauptſächlich Kirchliche Verhältniffe betreffend. Die Gefege 
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Aethelſtans (924—940), welche auf verſchiedenen chronologiſch nicht genau zu beſtim-⸗ 
menden VBerfammlungen entjtanden. Zu ihnen geböyen: Die Constitutio de de- 
cimis, das Concilium Greatanleagense, Aethelſtans wichtigftes Geſetz, das Concilium 
Exoniense, das Concilium Fefreshamense (Beihlüffe eines Witenagemote mit 
Vorbehalt der königlichen Sanction), das, Concilium Thunresfeldense, eine erweiterte 
Betätigung der Beichlüffe von Exeter und Fefresham und endlich die Judieia eivi- 
tatis Lundoniae ein intereffantes Rechtsdenkmal, welches u. a. die Statuten der Lon— 
doner Friedensgilden bezüglich der Gefammtbürgichaft enthält. Die Geſetze Edmunds 
(940— 916) bejtehend aus dem Coneilium Lundinense geiftlichen und weltlichen Inhalts 
(Beichränfung der Magenbürgfcaft) und dem Coneilium Culintonense über den Dieb: 
ftahl. Die Gefege Edgars (959—975), unter welche Die Constitutio de hundredis 
mit großer Wahrſcheinlichkeit, das Coneilium Wihtbordestanense und das Coneilium 
Andeferanense mit Beftimmtheit zu zählen if. Die Gejege Aethelreds (978 — 
1016), mit welchen die Neihe der von nationalen Herricern erlafienen Gejege der Angel— 
ſachſen abſchließt. Aus der großen Zahl verfelben find hervorzuheben, das Concilium 
Wudestockiense, ferner ein Friedensvertrag mit den Dänen, das Concilium Wane- 
tungense, die Constitutiones von 1008 und 1014, das Concilium Aenhamense und 
das Concilium apud Habam. 

4) Die Gefege Knuts (1016—1035), welche auf dem Coneilium Wintoniense 
erlafien wurden. Sie zerfallen in die Leges ecclesiasticae und leges civiles und 
wiederholen zum größten Theile ältere angelfächjifhe Geſetze. Beſtritten ift die Echtheit 
der Constitutiones de foresta, welche gleichfalls Knut zugejchrieben werden. 

5) Als Quellen des angelfächjiichen Rechts find mehrere compilatorijhe Privat: 
arbeiten zu betrachten, welche unter den erften normannifchen Königen verfaßt wurden, zum 
Theil in der Abficht, um den Beitand des alten Nechtd den Eroberern gegenüber zu 
fihern. Von untergeordneter Bedeutung find die Pseudoleges Canuti, eine ziemlich 
planlofe Zufammenftellung aus angelſächſiſchen Gejegen, welche einzelnes aus einer und 
unbefannten Quelle entnahm. Sie entftand vermuthlich in der Zeit Heinrichs I. Weitaus 
höheren Werth befigen die jog. Leges Henrici primi. Die Bezeichnung ded Rechts— 
buches rührt von den zwei erften Gapiteln, die König Heinrichs J. Freibrief von 1101 
und ein Privilegium defjelben für Yondon enthalten. Der übrige Theil der Quelle hat 
durchaus das Gepräge einer Privatarbeit, die unter Stephan oder in den erften Jahren 
Heinrichs IL. entftanden fein dürfte. Der Verfaſſer benugte das Decretum Gratians, das 
Decret Burchards von Worms, ftellenweife die Lex Salica, Lex Ribuariorum und fräne 
tiſche Capitularien, am ausgiebigſten aber die angelfächjiichen Gefege, die ihm in latei— 
nifher Ueberfegung vorlagen. Manche Sätze enthalten nicht angelfächfifches, ſondern nor= 
manniſches Recht, ohne daß der Berfaffer Diefen Gegenjag zum Bewußtſein bringt. In 
der Terminologie ſchlagen ſchon vielfach normanniſche Ausprüde dur. Der Styl ift ge 
Ichraubt, der Text häufig corrumpirt und daher das Rechtsbuch wegen der Dunfelheiten, 
die jeder Interpretation trogen, berüchtigt. Die jogenannten Leges Edwardi Con- 
fessoris ftellen fib Eingangs als das Ergebniß einer Enquöte dar, welche Wilhelm 
der Eroberer im vierten Jahre feiner Regierung dur je zwölf auserlefene Geſchworne 
über das angelſächſiſche Recht veranftaltet habe. Allein der Inhalt des Rechtsbuches zeigt, 
daß man es mit einer im 12. Jahrhundert aus gelehrter Liebhaberei unternommen en 
Privatcompilation zu thun bat, welde die Beftimmungen älterer angelſächſiſcher Quellen 
zuſammenſtellt. 

6. Vereinzelte Anordnungen und Aufzeichnungen unbeſtimmter 
Zeit, betreffend das Wergeld, den Eid, den Erorcismus bei Ordalien, Gerichtsformeln 
und anderes. Hervorzuheben find Das ſog. Senatusconsultum de monticulis Wal- 
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liae (Ger@dnes betweox Dünsctan), ein Geſetz, durch welches der Grenzverkehr zwiſchen 
den Weſtſachſen und dem wäliſchen Volkösſtamme der Dunfeten geregelt wurde, ferner bie 
Rectitudines singularım personarum, ein Privatauffat über die auf den verjchiedenen 
Arten von Gütern haftenden Grunblaften. 

Ausgaben und Literatur. Die ältere Fiteratur bemutte bie angelfächfifchen Gelee in 


Y . 


der Ausgabe von Wilkins, Leges Anglo-Saxonicae . . . cum notis, versione et glos- 
sario, London, 1721 £., welche bei Canciani, Barbarorum Leges IV und bei Houard, 
Traites sur les Coutumes Anglonormandes II wieder abgebrudt worden ift. Diefe Edition 
ift aber num überholt dur die von ber Recorbeommiffion veranftaltete Ausgabe: Ancient 
Laws and Institutes of England comprising laws enacted under the Anglo-Saxon Kings 
from Aethelbirht to Cnut with an English translation of the Saxon, the laws called 
Edward the Confessors, the Laws of William the Conqueror and those ascribed to 
Henry the first with a compendious Glossary etc. printed .... under the direction of 
the commissioners on the public records ofthe Kingdom, London 1810, von R. Price 
begonnen, mac deffen Tode von Thorpe vollendet, im Fol. und außerdem im 2 Bänden 8. 
Auf diefer Ausgabe fußt die von Reinhold Schmid: Geſetze der Angelſachſen in 2. 
Auflage 1858 mit deutfcher Ueberſetzung, trefflicher quellengefchichtlicher Einleitung und werthvollem 
Gloffar. — Ueber die agf. Rechtsquellen vergl. neben der Einleitung bei Schmid, welder 
voranſtehende Slizze —* iſt, deſſen Aufſatz in der Zeitſchrift Hermes Band 31, Heft 2 (1828), 
Stobbe, Rechtsquellen I, 194 ff. und die präci® gefaßten Angaben bei Gneift, Geſchichte und 
utige Geftalt der engliihen Communalverfafjung oder des Selfgovernment, 2. Auflage 1963, 
,T. Zur agf. Rechtögefhihte: Kemble, The Anglosaxons in England, 2 vols, 1849 
(überfett von Brandis, Leipzig 1853/4, 2 Bände), Kemble, Codex diplomaticus, 6 vols, 
1839 — 1846, Konrad Maurer im ber ritifchen Ueberfchau I, IL, III, Phillips Geſchichte 
des agſ. Rechts, 1825, und die betreffenden Abjchnitte bei Gmeift, Selfgovernment, und 
Gefchichte des englifhen Verwaltungsrechts, 2. Auflage, 1867; Sir Francis Palgrave, The 
Rise and Progress of the English Commonwealth, 1831/2, 2 Bände, 4. 

B. Die Quellen des anglo:normannischen Rechts. S 11. Bon Wilhelm J. 
bis auf Heinrich II, 1066— 1154. In der Eroberung Englands bewährte fich die 
Ueberlegenheit der feudaliſtiſch gefättigten Staatsordnung der Normannen gegenüber dem 
in Berfall gerathenen Staatsweſen der Angelſachſen, das feine alten genoſſenſchaftlichen 
Grundlagen nicht zu bewahren, aber aud den Lehnsſtaat nicht auszubilden vermocht 
hatte. Auch in dem Kampfe beiver Nechte, der in Folge der Eroberung begann, zeigte 
ſich das normannifche vielfach als das ftärkere Element. Grundfüge des fränkiſch-nor— 
manniſchen Berfafjungs= und Verwaltungsrechtes, des Privat, Straf: und Proceßrechts 
gelangten in England zur Geltung Und -erfuhren hier wie das Lehnweſen zum Theil 
eine Schärfung und Zufpisung, welche dem Boden, der fie ausgebildet, fremd blieb. 

Die Normannen brachten in ihren Nechtöbeziehungen untereinander das normannifche 
Recht zur Anwendung. Für die Verhältniffe zwiſchen Normannen und Angeljachjen 
wurden bejondere gefetliche Beſtimmungen erlaffen. Den Angelfachjen ſelbſt wurde zwar 
die ungejchmälerte Fortdauer ihres Rechts principiell gewährleiftet, allein e8 ging damit, 
wie mit allen principiellen Goncefjionen. Im der Praxis fehrte man fich nicht daran, 
denn der Zug der thatſächlichen Verhältniſſe war ftärfer als das aufgeftellte  Princip. 
Normannen bilveten faft ausſchließlich die Höhere Schichte der Gefellichaft und hatten den großen 
Grundbeſitz inne. Sie drängten ſich an den Hof des Königs, während die Angelfachfen 
nach fruchtlofen Aufitänden ſich vwerftimmt von der Neuordnung der Dinge fernhielten. 
Aus der Reihe der Normannen wurden die geiftlichen und weltlichen Aemter befett. 
Sie bildeten die Curia Regis und damit war das höchfte Gericht dem Einfluß des nor— 
manniſchen Rechts preisgegeben, eine Thatjache, die um fo jchwerer wiegt, als in Eng— 
land die Praris des Königägerichtes durch eine beifpiellofe Gentralifation der Rechtspflege 
die Fortbildung des Rechts vollftändig beherrichte. 

Nicht ſofort nach der Eroberung machte fidy diefer Proceß in feiner Schärfe geltend. 
Die Normannifirung des Yandes und feines Nechtd war nur eine allmähliche. Unter 
Wilhelm dem Eroberer bewegte ſich die Gefeggebung noch in den Geleifen der angel= 
ſächſiſchen Zeit. Doch tritt als Geſetzesſprache zuerſt theilweife, dann vollſtändig an Stelle 
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des Angeljächjtichen das Lateinifche, um ſeit Edward I. mit dem Franzöſiſchen abzuwechſeln 
und feit Richard II. ihm vollftändig zu weichen. 

Bon Wilhelm T. (1066 — 1087) befigen wir 4 Geſetze. 1. Die Leges et con- 
suetudines quas Willielmus rex post adquisitionem Augliae omni populo An- 
glorum concessit tenendas. Auf fie ift vielleicht die Nachricht zu beziehen, welche die 
Leges Edwardi an ihre Spige ftellen, daß nämlich angelſächſiſches Recht Durch eine von 
Wilhelm angeordnete Inquifitio feitgeftellt worden fe. Die Beitimmungen des Gejeges 
find zum größeren Theile angelſächſiſch, nur einige find neu, welche ſich auf das Verhält- 
niß von Normannen und Angelfachlen beziehen. 2. Willelmes cyninges äsetnysse 
(König Wilhelm’8 Satzungen), ein Gefeg in angelfüchfiicher Sprache, welches das Bemeis- 
verfahren in Procefien zwijchen Normannen und Angelfachjen regelt. 3. Carta Willelmi 
de quibusdam statutis, welde und nur in umgearbeiteter Geftalt vorliegt. . 4. Eine 
Verordnung über die Trennung der geiftlichen und weltlichen Gerichtöbarfeit, wodurch im 
dieſem Punfte gegenüber der angelfächfifchen Sitte die continentalen Grundſätze zur Gel— 
tung gebracht wurden. 

Gegen Ende der Regierung Wilhelms entftand als das Ergebniß einer amtlichen 
Enquöte das Reichsgrundbuch, the Domesdaybook, welches eine eingehende Specialifirung 
der Grundbeſitzverhältniſſe des Neiches zu fiscalifchen Zweden enthält. Es wurde amtlich 
herausgegeben 1783, 2 vols. Fol. Im Jahre 1816 lieferte die Recordeommiſſion zwei Nach 
tragsbände. Vergl. Gneift, Englisches Verwaltungsrecht I, 122. 

Der normannifchen Finanzverwaltung in England verdanfen wir noch eine andere 
wichtige Nechtöquelle, in welcher zwar der fisfalifche Geſichtspunkt vorwiegt, aber auch, 
weil er die ganze normannifche Staats- und Nechtsverfaffung durchdringt, wichtige Ans 
haltspunfte über das Dafein von Rechts-Sätzen und Inftituten gegeben find. Wir meinen 
die Rechnungsabichlüffe des Erchequer, welde in England weiter binaufreichen, als die 
normannifchen, Hinter diefen aber in Bezug auf die Specialifirung der einzelnen Rech— 
nungspoften zurückſtehen. 

Die ältefte engliſche Schatrolle ftammt aus dem 31. Regierungsjahre Heinrich's I. 
Die Schagrollen, Rolls of the Pipe, Rotuli Pipae, find von der Recordeommiſſion 
einzeln edirt. Ausgaben: Magnus Rotulus Scadtarii vel Magnus Rotulus Pipae 
de anno 31° regni Henrici I. (ut videtur) 1130 — 1131 ed. Joseph Hunter, 
$, 1833. The Great Rolls of the Pipe for 2, 3, 4 Henr. II., 1155 — 1159 ed. 
Hunter, 8, 1844, The Great Rolls of the Pipe for 1, Richard I. 1189 —1190 
ed. Hunter, 8, 1844. Rotulus Cancellarii vel antigraphum Magni Rotuli Pi- 
pae de tertio anno regis Johannis (1201, 1202). London $, 1833. Werner: Ro- 
tuli de Libertate ac de Misis et Praestitis regnante Johanne cura Th. Duffus 
Hardy $, 1844. Rotuli de Oblatis et Finibus in turri Londinensi asservati 
tempore Regis Johannis accurante Th. Duffus Hardy 1835. 

Unter Henri I. (1100 — 1135) wurde ein Tractat über Das englijche Recht ver— 
fat, won welchem leider nur die Vorrede und ein Theil des erften Buches erhalten iſt. 
Ueber den Inhalt des Nechtsbuches macht der Autor ſelbſt folgende Angabe: Primus 
liber continet leges Anglicanas in Latinum translatas (eine lateiniſche Ueberſetzung 
der Geſetze Knuts, Conc. Winton.); secundus habet quaedam scripta temporis nostri 
necessaria. Tertius est de statu et agendis causarum. Quartus est de furto et 
partibus ejus. Die letten 3 Bücher, deren zweites wichtige Aufſchlüſſe über anglo-nor— 
manniſches Proceßrecht verſpräche, find verfchollen. Hoffnungen einer Wiederauffindung 
begt Cooper An Account of the most important public records of Great Britain 
and the publications of the record commissioners 1832, II, 412, wo man einen 
Abdrud der Borrede und eingehende Nachrichten über den verfchollenen Tractat finden kann. 
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$12. Bon Heinrich II. bis gegen 1300. Nachhaltigen Anſtoß erhielt die Rechtö- 
bildung unter Heinrich II. (1154 — 89), der ſeit 1150 Herzog der Normandie und unter 
Stephan Capitalis Justitiarius Angliae geweſen war. Epochemachend find aus feiner 
Regierungszeit die Reichsſchlüſſe von larendon 1164 und Northampton 1176. 
Heinrich II. war es, der zuerft in der Normandie und dann in England die Beweisjury, 
welche bis dahin nur von Fall zu Fall ausnahmsweiſe in Anwendung gefommen war, 
ald ordentliches Beweismittel in den Civilproceß einführte und dadurch den Grund legte 
zur Ausbildung nicht nur des engliichen Proceßrechts, jondern aud des innig damit ver- 
wachfenen Privatrechts. Anfnüpfend an vereinzelte Anklänge älterer Zeit ſchuf er ferner 
das Inftitut der veifenden Richter (justiciarii itinerantes, Justices of eyre), in dem er zum 
Zweck commifjarifcher Ausübung der dem Königägerichte vorbehaltenen Gerichtöbarfeit Das 
Reich in große miffatifche Sprengel (eireuits) theilte, eine Maßregel, die in der Or— 
ganifirung der ordentlichen Miſſi Durch Karl den Großen ihr gejchichtliches Analogon 
bat. Aus der Zeit Richard's I. (1189 — 1199) find uns die Capitula Itineris, die 
Inftructionen, die den reifenden Richtern mitgegeben wurden, erhalten, jie erinnern in 
Form und Inhalt an ein farolingifches -Capitulare missorum. Im Anſchluß an die 
erwähnte Neuerung ſchied fich feit Heinrich II. aus dem Exchequer eine collegialiiche Ju— 
ſtizabtheilung, das Bancum, aus, von dem ſich dann unter Richard I. ein ftändiger Ges 
richtöhof Für gewöhnliche Eivilprocefie, dev Court of Common Pleas (Communia plaecita) 
abzweigte. „Die Fortbildung des Rechts kommt dadurch viel früher als auf dem Con— 
tinente in die Hände techniſch gebilveter Nichter, das Gewohnheitsrecht wird weiter bes 
ſchränkt als jemals in Deutſchland“ (Gneiſt). Unter Heinvih II. beginnt in England 
auch die literariſche Bearbeitung des anglosnormannifchen Rechts (wenn wir von jenem 
verſchollenen Tractate aus Heinrich's I. Zeit abjehen), welche ſchon dur die Objecte 
ihrer Darftellung, die Finanzgebahrung des Scaccarium und das Verfahren des Königs— 
gerichted auf die Stätte binweift, von welder der Impuls ausgegangen. 

Nach dem Borbilde Gundermann's, dem wir eine treffliche Ueberficht der englischen 
Rechtsquellen bis auf Heinrich VIIL. verbanfen, ſoll das für dieſe Periode in Betracht 
kommende Material nady folgenden Gefichtspunften gruppirt werben. 

1. Statutes. Die engliſchen Juriſten jcheiden die Geſammtmaſſe des Rechts— 
foffes in statute law und common law je nad dem gejeglichen oder gemohnbeits- 
rechtlichen Urſprunge deijelben. Doch wird diefer Unterſchied nicht durchweg feitgehalten, 
und hat der Begriff des common law noch andere Gegenfäge. Die älteren Satzungen 
der normannijchen Könige zählen zu den Quellen de8 common law. Sie find entweder 
Constitutiones, Assisae, vom König nad Berathung mit den Großen des Yandes er= 
Infien (Assisa ift Verſammlung, Situng, ferner Urtheil oder Satzung als das Ergebniß 
einer Gerichtöverfammlung und endlich auch ein beftimmtes durch königliche Satzung 
eingeführtes PBroceginftitut), oder fie heißen Chartae, Charters, einfeitige königliche Ver— 
leihungen, Freibriefe zur Abhülfe von Beichwerden. Die officielle Ausgabe der Statuten 
bringt unter der Rubrik Charters die Freibriefe Heinridy’8 I. von 1101, Stephan’s 
De libertatibus ecclesie Anglicane et regni von 1136 und sine dato, Heinrich's II. 
ohne Datum, Johann's ut libere sint electiones totius Anglie von 1214, die Ar- 
ticali Magne Charte Libertatum von 1214, die Magna Charta Johann's vom 15. 
Juni 1215, die Magna Charta Heinrich's III. von 1216, 1217, 1224/5, die Charta 
de foresta von 1217, 1224/5 und Die weiteren Beftätigungen der zwei lettgenannten 
Geſetze. Die eigentlichen Statuten beginnen mit den Provisiones de Merton aus dem 
20. Regierungsjahre Heinrich's III., 1235/6, welchen in den Statutenfammlungen von 
den Charters regelmäßig die Magna Charta und die Charta de foresta vorausgeht. 
Aus der Zeit Heinrich's III. ift no das Statutum de Marleberge, St. of Marlebridge 
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1267 jeiner Bedeutung halber zu erwähnen. Unter Edward I. (1272 — 1307) dem 
engliihen Yuftinian, nimmat die Zahl der Statuten in joldem Mafe zu, daß eine Auf- 
zählung aud nur der wichtigften hier unzuläffig erſcheint. Während der an Reformen 
fruchtbaren Regierung Eduard's I. gewann England die weſentlichen Grundlagen feiner 
nachmaligen Conftitution und damit den verfafjungsmäßigen Organismus feiner Geſetz 
gebung. „Als Mittelpunft der Staatsregierung‘ bildete ſich ein permanenter Staatsrath, 
the continual eouneil (fpäter Privy couneil), beftehend aus den geiftlichen und weltlichen 
Inhabern der höchſten Staatsämter. In Folge fpecieller königlicher Ladung treten Prä— 
laten und Barone periodifch zu diefem Staatsrathe Hinzu und bilden mit ihm das Mag- 
num concilium, den Neicherath. Unter Eduard I. wurde es ferner Sitte, „zur Be 
ſprechung über auferordentlihe Beiträge und bald auch weiter zur Stärfung der Geſetze 
und zur Abbülfe der Yandesbefchwerden Abgeorbnete der Communitates, Vertreter der 
Grafſchaften und Städte zu berufen“, welche jeit Eduard ILL. ſich als beſondere Körper— 
ſchaft conftitwirten. „Se war der äußere Rahmen eines Ober- und Unterhaufes gebildet, 
unter deſſen Beirath und Zuftunmung das Königthum die organifche Gefetsgebung des 
laufenden Jahrhunderts geftaltet hat”. (Gmeift, Selfgewernment I, 145.) 

Ausgaben der Statutes. Die Gejege Wilhelm's I. find in der offictellen engli— 
ichen Ausgabe und bet Schmid unter Die Gejege der Angeljachlen aufgenommen. Schlumm 
fteht e8 dagegen mit der Ueberlieferung der Gefege von da an Bis zum Anfangspunkt 
der engliichen Statutenfammlungen. Wir find für dieſe wichtige Periode auf den Codex 
legum veterum statutorum regni Angliae ab ingressu Guilelmi I. usque ad a. 9. 
Henriei III. von Heinrich Spelman angewiefen, eine Compilation von Fragmenten 
der Scriptores, königlichen Verordnungen, Privilegien, Reichsſchlüſſen u. dgl, welche Wilkins 
aus den nachgelafienen Papieren des Verfaſſers in feinen Leges Anglosaxonicae umd 
nach ihm Howard im 2. Bande feiner Anciennes Loix abgedrudt bat. 

Die Statuten im eigentlichen Sinne bis 1714 erſchienen 1810— 1828 in einer 
officrellen Ausgabe: The Statutes of the Realm from original Records and authentie- 
Mss. printed by command of his majesty King George the third in pursuance 
of an address of the house of Commons of Great Britain from the earlist times 
to the end of the reign of Queen Anne, 11 vols. in Fol. (Band I reicht bis 50 
Edward III.) Die wichtigften älteren Statuten haben durch Eofe (Institutes of the 
Laws of England, part II) einen berühmt gewordenen Gommentar erhalten. Unter 
den zahlreichen Ausgaben, welche ſich vom praftiichen Gefichtöpunfte leiten laſſen und 
daher die veralteten Statuten weglafien, jeien hier nur erwähnt: Die Statutes at large 
from Magna Charta to the Union of the Kingdom of Great Britain and Ireland 
by T. E. Tomlins and J. Raitby. London 1811, 4°, 10 vols 

2) Gerihtlidhe Quellen. a. Writs (Brevia). Im Gegenfag zu dem alten 
formalen Gerichtsverfahren mit Zweifampf und Eid entftand am englifchen Königsgerichte 
nad) normanniſchem Borbilde ein neues, welches principiell auf die Curia regis beſchränlt, 
durdy königliche Mandate an den ordentlichen Nichter, den Vicecomes, eingeleitet und 
zum Theil aud fortgeführt wurde. Anfänglich waren ſolche Writs eine von Fall zu 
Fall vom König nicht felten um Geld ertheilte Begünftigung. Seit Heinvich IL. wurde 
daraus ein ordentliches Rechtsmittel, indem die königliche Kanzlei ein für allemal ange: 
wiejen wurde, auf Berlangen ſolche Mandate nach beftimmten Formularen an die Par 
teten zu verabfolgen. So entwidelte fich ein dein römischen Formularproceß vergleichbares 
Berfahren. Durch die Formeln der Writs wurden die Klagen des englifchen Rechts 
individualifirt, jo daß Bracton jagen fonnte: tot formulae brevium, quot sunt genera 
actionum. “Die Brevia wurden eingetheilt in brevia formata und brevia magistralia. 
Erſtere find jene, für welche das Formular geſetzlich feitfteht, letztere werden von der 
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Kanzlei in consimili casu, d. h. in Fällen, die ben bereits vorgejehenen verwandt 
find, als actiones utiles dem Kläger gewährt, ein Vorgehen, welches durch das zweite 
Veftininfterftatut, 13 Ed. I, ausdrücdlic angeordnet wurde. Man unterfchied ferner 
brevia originalia, die den Proceß einleiteten und brevia judicialia, die in den weiteren 
Verlauf deſſelben eingriffen. Zahlreihe Formeln von Writs finden fi bei Glanvilla 
und in den Nechtsbüchern des 13. Jahrhunderts; bejonders reich am ſolchen ift auch das 
Statutum Walliae von 1284, welches den engliichen Proceg in Wallis einführte. Im 
der folgenden Periode entitanden Sammlungen und Bearbeitungen der Writs; von ihnen 
wird fpäter die Rede fein. 

b. Records, das find Protocolle über die Verhandlungen und Entjcheidungen 
der Gerichte (Records im engeren Sinme: der königlichen Gerichte), welche bei den ein— 
zelnen Gerichtshöfen von Amts wegen zum Zweck der Feſtſtellung gerichtlicher Acte auf: 
genommen und aufbewahrt wurden. Sie find in England bereits aus jehr früher Zeit 
in Menge vorhanden. PBublicirt find: Placitorum in domo capitulari Westmo- 
nasteriensi asservatorum abbreviatio temporibus regum Ric. I., Joh. Henr. IIL, 
Edw. I, Edw. IL, ein Auszug aus den Gerichtsprotocollen, telcher unter ber Königin 
Eifabeth gemacht und 1811 im Auftrage der Regierung veröffentlicht wurde. Ferner: 
Die Rotuli Curiae Regis — Rolls and Records of the court held before 
the King’s justiciars ete., herausgegeben von Palgrave 1835 in 2 Bänden (8), 
enthaltend die vollftändigen Protocolle, welche über die Verhandlungen vor der Curia regis 
und vor den reifenden Richtern von Richard I. bis 1 Johann inclusive erhalten find. 
Vol. I: from the sixth year of King Richard 1. to the accession of King John. 
Vol. II: the first year of King John I 

e. Reports, das find literariiche Aufzeichnungen, welche nicht wie die Records 
zum Zweck amtlicher Fixirung gerichtlicher Acte verfaßt werben, jondern mit nebenfächlicher 
Berüdfichtigung der concreten IThatfachen die für die Rechtspraxis relevanten Gefichts- 
‚punkte einer Gerichtsverhandlung im allgemeinen Intereſſe zur öffentlichen Kenntnig bringen 
wollen. Sie enthalten demnach nur eine kurze Erzählung ver Facta, auf die in den Records 
das Hauptgewicht gelegt wird, ausführlicher dagegen die Argumente der Parteien und die 
Urtheildgründe. Seit dem Ende der Regierung Eduard's I. bis zum Schluß der Ne 
gierung Heinrich's VIII. wurden zur Abfaffung der Reports beſoldete Berichterftatter 
von der Staatögewalt beftell. Die Reports von Eduard II. bis Heinrich VIII. find, 
von einzelnen Yüden abgejehen, unter dem Namen Yearbooks gedrudt. Die erfte 
Gefammtausgabe erjchien 1610. Ueber die Mängel der vorhandenen Editionen fiehe 
Cooper, An Account II, 391 ff. Aeltere Reports aus der Regierungszeit Eduard's J. 
wurden meueftens mit englifcher Ueberjegung des altfranzöfiichen Tertes herausgegeben. 
Year-Books of the King Edward the first edited and translated by Alfred J. 
Horwood, 30, 31 Edw. I, 1863; 32, 33 Edw. I, 1864; 20, 21 Edw. I, 1866. 
(Un den Rerum Britanniecarum medii aevi scriptores.) 

3) Rechtsbücher. a. Der Dialogus de Scaccario, eine als Dialog geichriebene 
Abhandlung über die Zuſammenſetzung und Verwaltung ded königlichen Schatamtes, in 
welder auch für Privat: und Procefrecht Ausbeute zu finden ift. „Ste gibt ein Zeugniß 
von der frühreifen Entwidelung der VBerwaltungstechn in dem normanniſchen Staatsweſen, 
ein merkwürdiges Document des Geifted der Gentralifation und der Beamtenanſchauung 
vom Staat, wie man ein ähnliches im Mittelalter vergeblich fuchen wird.“ Gneiſt, Ver— 
waltungsredht I, 201.) Der Dialogus wurde wahrjceinlid 1178 von Richard Fitz— 
Nigel, Hoftaplan Heinrichs II. und ſpäter Biſchof von London und Schatzmeiſter, ver— 
faßt. Er iſt anhangsweiſe gedrudt bei Madox, The history and antiquities 
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of the Exchequer of the Kings of England. London, 1711 und 1769. Cf. Tho- 
mas, Notes of Materials for the History of Public Departments 1846. 

b. Tractatus de legibus et consuetudinibus regni Angliae tempore R. Henrici 
secundi compositus justitine gubernacula tenente Ranulpho de Glanvilla, „ver 
erfte Verſuch einer wiſſenſchaftlichen Bearbeitung des einheimiſchen Rechtsftoffes un modernen 
Europa” (Gundermann). Der Berfafler Ranulph von Olanvilla war 1180— 1189 
Capitalis Justitiarius Angliae. Sein Tractat, der fi) auf die Darftellung des Ver— 
fahrens am Königsgerichte beſchränkt, ift nady 1187 entitanden. Die in Deutjchland zu— 
gänglichfte Ausgabe ift die im 2. Bande von Phillips’ engliiher Rechtsgeſchichte. 
Er findet ſich auch bei Houard Traites I. Selbitftändige Ausgaben erjhienen in England 
1554 (von Staunforde), 1604, 1780 x. 

ec. Henrici de Bracton de legibus et consuetudinibus Angliae Libri 
quinque. Bracton war englifcher Richter unter Heinih III. (1216— 1272). Und 
der Standpunkt des praktiſch gefchulten Juriſten ift e8, der in feinem ausführlichen Werke 
allenthalben hewvortritt. Sein Name, deſſen unrichtige Schreibung er gelegentlich ſelbſt 
als ein Beifpiel der Gründe für Die Ungültigfett eines Writ anführt, wurde trogdem von 
den Abfchreibern häufig in Bryeton, Breton u. dgl. entftellt. Nach Horwood's Bemer— 
fung in der Vorrede zu den Yearbooks 20 und 21 Edw. I ſoll Bratton die richtige 
Namensform fein. Die Entftehung des Buches fällt nad Güterbod in die Jahre 1256 
bis 1259. Wie Glanvilla ftellt es nur das Necht und Verfahren des Königsgerichts 
und der mifjatiichen Gerichte dar. Es liefert die eingehendſte Darftellung des engliichen 
Rechts, welche das Mittelalter aufzuweiſen hat und zeichnet ſich durch reiches caſuiſtiſches 
Detail und die ſorgfältige Verarbeitung der gerichtlichen Entſcheidungen über einzelne Rechts— 
fälle aus. Nach beiden Nichtungen hin hat die englifche Yurisprudenz in Bracton ihren 
erſten typiſchen Ausdruck gefunden. In einem anderen Punkte dagegen fteht Bracton in 
der engliſchen Nechtsliteratur vereinzelt da, nämlich in Bezug auf den Einfluß, welchen 
er dem römiſchen Rechte auf feine Darftellung gewährt. Diejes hatte im 12. Jahrhundert 
namentlih an der Univerfität Oxford, wo Vacarius lehrte, eine zwar vorübergehende, 
aber jorgfältige Pflege erhalten. Die Lehre defjelben hat die älteren englifchen Rechts— 
bücher bezüglich) der Schärfe juriftiicher Auffafjung und der Behandlungsmethode unver— 
fennbar beeinflußt. Bei keinem englifchen Yuriften macht ſich aber die erfte Friſche dieſes 
Impulſes jo deutlich geltend, wie bei Bracton. Die Definitionen allgemeiner Redytöbegriffe, 
die Eintheilungen, die Terminologie bei Bracton weiſen vielfah auf das römiſche und 
fanonifche Recht zurüd, deſſen Kenntnig er entweder unmittelbar aus dem Corpus juris 
eivilis, dem Decret und den Decretalen oder aus Azo's Summa zum Goder und zu 
den Snftitutionen ſchöpfte. Aeußerſt jelten find dagegen die Fälle, wo Bracton in Folge 
romaniſtiſcher Auffaffung den Boden des in England praktiſch geltenden Rechts verläßt. 
— Eine neue Ausgabe des Rechtsbuches ift Bedürfniß. Es erjchten zuerft 1569 in Fol 
Die zweite Ausgabe von 1640 in 4. ift ein unveränderter Abdrud der erſten. Bergl. 
Güterbod, Henricus de Bracton und fein Verhältniß zum Römiſchen Rechte 1862. 

d. Fleta seucommentarius juris Anglicani, die Arbeit eines unbefannten Juriſten, 
welde der Abfaffung tm jog. Fleetgefängniß ihren Namen verdankt (Tractatus... Fleta 
merito appellari poterit quia in Fleta... fuit compositus). Sie entjtand um Das 
Jahr 1290 (Güterbod glaubt: nach 1292). Zum größten Theile enthält fie einen oft 
wörtlichen Auszug aus Bracton, den fie etwa auf ein Drittel feines Umfangs reducırt. 
Doch benutzt fie die feit Bracton erlafjenen Gefege und ergänzt denſelben aud jonft in 
wejentlichen Punkten. Die Fleta wurde 1647 und 1685 gedrudt. Beiden Ausgaben 
ift die werthwolle Dissertatio historica ad Fletam von Selden angehängt. Einen uns 
vollftändigen Aborud bietet Houard Traites sur les coutumes Anglonormandes II. 
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e. Das Rechtsbuch des Gilbert von Thorton „Summa de legibus et consuetudi- 
nibus Angliae ete.“ von 1292. Der Berfaffer war Capitalis Justitiarius Angliae 
unter Eduard I. und wollte, wie er felbit angibt, aus Bracton’s weitläufigem Werfe 
ein Compendium jchaffen. Die Eingangs verheifene Berüdfichtigung der nachbractonifchen 
Gefeßgebung wird in dem Werfe jelbft vermißt. Thorton ift noch nicht gedrudt. Nach— 
richten über ihn gibt Selven in feiner Dissertatio ad Fletam. 

f. Selbftjtändiger als die zwei genannten Werke verhält ſich zu Bracton ein unter 
dem Namen Britton gangbares Rechtsbuch, welches man mitunter grundlos für ein Excerpt‘ 
aus Bracton oder eine Umarbeitung deſſelben ausgegeben. Nach den Unterfuchungen des 
neuejten Herausgebers verdankt es jeine Entftehung dem hiſtoriſch beglaubigten Projecte 
Eduard's I., das englifhe Necht etwa nach Art der Inftitutionen zufammenftellen zu 
laſſen. Das Werk ift nicht in der Weile eines Rechtsbuches abgefakt, ſondern führt 
feine Nechtsfäte durch die Autorität des Geſetzgebers ein (Nous voloms, nous graautomsx.) . 
Der Verfaſſer, Britton, war vermuthlih eim im Dienfte der Krone beſchäftigter Clerk. 
Da das Statut Quia emptores terrarum 18 Ed. I al® une novele constitution 
citirt wird, muß Britton bald nad) 1290 entjtanden fein. Wie es ſcheint, ift er fpäter 
als die Fleta abgefaßt worden. Er ift Das ältefte engliſche Rechtsbuch in franzöſiſcher 
Sprache. Die früheren Ausgaben von 1540 und 1640 find nun überflüfjig geworden 
durch) die ſorgſame Edition von Nichols’ Oxford 1865 (2 vols.) mit englijcher Ueberſetzung, 
mit Verweiſungen auf die Parallelitellen Bracton’8, der Fleta und der Statuten und 
mit Gloffar und Inder. 

g. h. Ein Tractat geringeren Umfangs ift Die Summa magna et parva von Ralph) 
von Hengham, gleichfalls aus der Zeit Eduard's L, welde Bracton’d Werk in Bezug 
auf die Yehre von Defautes und Eſſonien ergänzen will. Sie ift abgedrudt al8 Anhang 
der Ausgabe Fortescued (fiehe $ 14) von 1737 Fol. Die Ausgaben der Fleta bringen 
als Anhang eine kleine altfranzöfiihe Abhandlung mit den Anfangsworten „Fet assavoir“ 
procefjualen Inhalts. 


Literatur über die Quellengefhichte dieſer Periode. Mathew Hale, History of the 
Common Law, 2 vols 8., ein unvollendetes Wert aus des Berfafjers Nachlaß herausgegeben von 
Runnington, 6. Auflage 1820; als Anhang ift Hale's Analysis of the civil part of the Law 
beigegeben. J. Reeves, History of the English Law from the time of Saxons to the 
end of Philipp and Mary, 4 Bände, in 3. Auflage 1814, dazu ein 5. Band unter dem Titel 
History of the English Law from the time of the Saxons to the End of the Reign of 
Elizabeth, V vol., containing the Reign of Elizabeth 1829. Es ift dies das gründlichfte und 
ansführlichfte Wert über englifche Rechtsgeſchiche Crabb, History of the English Law, 
1829, überfegt von Schäffner 1839, etwas oberflählid. Phillips, Engliihe Reichs- und 
Rehtögefchichte feit der Ankunft der Normannen, 2 Bände, 1828 (reicht nur bis 1169). Gans, 
Das Erbrecht Im weltgejchichtlicher Entwidelung IV, 250 ff, 1835. Savigny, Gedichte 
de8 römischen Nechts im Wiittelalter IV, Anfang 24. Eine Ueberficht über die älteren 
Rechtsquellen, fomeit fie für die Gefchichte der Jury von Bedeutung find, gibt Biener, Das 
engliſche Gefchtwornengericht, 1552, IL, 283 ff. Eingehende Behandlung finden die Quellen des 
Common Law mit vorzüglicher Rüdficht auf Privatrecht und Gerichtsweien bei Gundermann, 
Engliiches Privatreht I, Einleitung (1864). Unter dem ftaatsrechtlichen Geſichtspunkte gruppirt 
die Quellen Gneift in den Noten auf Seite 56 und 147 feiner Geſchichte ıc. des Selfgovern- 
ment. Ueber Bracton und die daraus abgeleiteten Nechtsbiicher vergl. die citirte Abhandlung 
Güterbods. Brauchbare Notizen liefert die Bibliotheca legum Angliae, part II containing 
a general account of the Laws and Law-Writers of England trom che earlist times to 
the Reigu of Edw. III.. . compiled by Edw. Brooke, London 1788. Wertbvolles 
neueres Material zur Duellengeihichte findet man bei Cooper, An Account of the most 
Important public records of Great Britain and the publications of the Record Commis- 
sioners, London 1832, 2 Theile. Eine fummarifche Ueberfiht gibt Stephen, New Com- 
mentaries on the Laws of England (partly founded on Blackstone), 6. Ausgabe, 4 vols, 
1868, I, in der Introduction, Section 3: Of the Laws of England, p. 41 fi. 
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C. Die englifhen Rechtsquellen jeit dem 14. Jahrhundert bis Bladitone. 
$ 13. A. Statutes, Die Reihe ver Statuten begumt zu einer Zeit, da bie 
Grundfäte des engliichen Rechts über das verfafjungsmäßige Zuftandefommen von Ge 
ſetzen noch nicht ausgebildet waren. Mit Nüdficht darauf werben die Statuten eingetbeilt 
in die Statuta vetera und nova. Die Orenzlinie bilvet der Negierungsantritt Eduard’ 
III. 1327, indem man annimmt, daß jeit dieſer Zeit der moderne Begriff des Statut 
im wejentlichen feftftehe. Diefe Annahme trifft nicht zu, da die Parlamentsverfaſſung 
in ihren Grundzügen ſchon unter Eduard I. feftiteht, während „die Barlamentsrechte in 
Bezug auf die Gefetgebung erft nach Eduard III. ihre ausprüdliche Anerkennung fanden. 
Dagegen taucht ſeit Eduard III. eine Scheidung von Statutes und Ordinances auf, 
darauf beruhend, daß die Parlamentsbeichlüffe, Die auf dauernde Geltung berechnet waren, 
in die amtlich vedigirten Siatutenrollen (Statute rolls) aufgenommen wurden. Unterblieb 
die Eintragung in die Statutenrolle, fo ſprach man von Ordinance im ein. Sinne. 
In fachlicher Beziehung ift der Begriff der Ordinance ſchwankend und ftreitig, indem 
manche fie als unvollkommenes Statut, andere als vorübergehendes Gefet auffallen. Das 
Nichtige trifft wohl die Annahme, daß das Verhältniß zwiſchen Geſetz und Verordnung 
von Haufe aus ein concurrivended war. Gneift, Verwaltung und Rechtsweg 62. 

Seit 4 Hen. VII iſt die Gefegesfprache wieder ausſchließlich die engliſche. Zu den 
Statutes of the Realm, die fich ja in diefen Zeitraum hineinerftveden, ift für die Zeit 
der Republif als Ergänzung anzuführen: Acts and Ordinances during the Usurpation 
from 1640 to 1656 by Henry Scobell, London 1658 fol. Die Berbandlungen des 
Staatsraths, von welchem ım vorigen Paragraphen die Rede war, find herausgegeben von Sir 
Harris Nicolas als Proceedings and Ordinances of the Privy Council of England 
commencing 10 Ric. II (1386) to 33 Hen. VIII (1641) 7 vols 8, 1534—1837. 
Die Negifter über die Beichlüffe und wichtigen Vorgänge des Parlaments, Die Parlia- 
mentary Rolls find gedruckt als Rotuli Parlamentorum ut et petitiones et placita 
in parliamento, 6 vols, 1832, Mit 1 Hen. VIII beginnen die officiellen Journals 
of the House of Lords, mit 1 Edw. VI die Journals of the House of Com- 
mons. Cf. Ghneift, Selfgovernment I, 256. — Die neueren Statuten enthalten in Er: 
ganzung der Tomlins’Ihen Sammlung u. a. The Statutes of the united Kingdom 
of Great Britain and Ireland by George Kettilby Rickards ete. 28 vols. (bi 
31, 32 Victoria 1867/8). 

8 14. B. Geridtlihe Quellen und Jurisprudenz. Das 14. Jahrhundert 
und die erfte Hälfte des 15. zehrten von dem großartigen literarifchen Nachlaſſe des 13. 
Erſt in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts tauchten wieder bedeutendere Rechts— 
bücher auf, welche die alten in Vergefienheit drängten. Um die Fortbildung des Rechts 
bis zu dieſer Zeit zu verfolgen, find wir faft ausſchließlich auf die gerichtlichen Quellen angewieſen. 

Da die Zahl der zuläffigen Writs (Brevia de cursu) immer mehr anſchwoll, 
regte fi) das Bedürfniß, jelbe zu fammeln. Unter Eduard III. entjtand eine ſolche 
Sammlung, welche zugleich die Anwendung der Writs beleuchtet und unter dem Namen 
Old Natura Brevium befannt ift. 1531 erſchien eine officielle Formelfammlung, das 
Registrum brevium omnium tam originalium quam judicialium. Einen Auszug 
hieraus enthält und bearbeitet die oft aufgelegte New Natura brevium von Fitzherbert (zuerit 
1534, in der neunten Auflage 1794 mit einem Commentar verfehen, angeblich von Yord Hald). 

Die Gerihtöprotocolle (Records), welde in dieſen Zeitraum fallen, find noch 
ungevrudt. Selbſt die Abbreviatio ſchließt mit Edw. II. Der Drud der älteren 
Records wird namentlih im Hinblick auf das dadurch erleichterte Verſtändniß der Year- 
books als wünfchenswerth bezeichnet. Die Sprache der Records bieb lange Zeit die lateiniſche, 
auch dann noch, als 1362 die franzöſiſche Gerichtsſprache durch die englifche erfegt wurde. 
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Die amtlihen Reports ſchließen unter Heinvih VIII. ab. An ihre Stelle treten 
von da an Privatarbeiten, indem die offictellen Berichterftatter durch freiwillige Neporters 
erfegt wurden. Die hohe Bedeutung, welde man in England den Präjudizien beilegt, 
erhellt daraus, daß Die Juriöprudenz nicht nur für felbftjtändige Arbeiten aus den Reports 
ihre Nahrung zog, fondern auch ſich auf das eifrigfte mit der Abfaffung, Bearbeitung 
und Ausnutzung der Neports beſchäftigte. Groß ift die Zahl der Neporterd und die 
glänzendften Namen der engliſchen Nechtöwifjenfchaft find unter ihnen vertreten. Von 
den älteren Reporters genießen Dyer und Plowden bejondere Adytung. Die hervor— 
ragendjte Stelle nimmt Ed. Cofe ein, der zu ſolcher Autorität gelangte, Daß man nod) 
beute feine Werke ohne Namensangabe anführt, eine Auszeichnung, die fein engliſcher 
Juriſt mit ihm theilt. Seine Reports umfafien 13 Bände, wovon die zwei legten nach 
feinem Tode erichienen. Unter den Neporterd nad Cofe find zu erwähnen Grofe, Pes 
verton, Hobart, Saunders (herausgeg. mit Noten von Williams und Pattefon) Voughan 
und Yevinz. Eine Liſte der Reporters findet ſich bei Clarke Bibliotheca legum, London, 
1810 p. 378 und bei Kent Comm. I, 478 (Warren, Law Studies I, 305). 

Unter den Rechtsbüchern dieſer Zeit gehört der Mirrour aux justices (Nichterfpiegel) 
feinem Charakter nach nod) in die vorige Periode. Er wurde von Andrew Homme vers 
faßt, welcher unter Edward II. (1307 — 1327) Chamberlain oder Townelerk von 
London war. Der ungleichartige Inhalt des Werkes hat über dafjelbe zahlreihe Mei— 
nungöverfchtedenheiten hervorgerufen und legt den Gedanken nahe, daß der Berfafler eine 
ältere, uns unbekannte Nechtsquelle benugte. Die Angaben über die geichichtliche Entjtehung 
einzelner Rechtsinſtitute tragen vielfach ein jagenhaftes Gepräge und find daher nur mit 
großer Vorfiht zu bemugen. Der fünfte Abjchnitt des Wertes liefert eine intereſſante 
Kritit der Mifbräuche des Common Law, insbejondere mit Beziehung auf die Magna 
Charta und die Statute von Merton, Marlebridge und aus der Zeit Eduard's I. Der 
Mirrsur wurde 1642, 1646, 1649 gedrudt. Eine englijche Ueberjegung ſtammt von 
William Hughes 1768 und 1840. Die erften 4 von den 5 Abjchnitten gibt Houard im 4. 
Bande feiner Traités. 

Neuen Auffhwung nimmt nad längerer Pauſe die engliſche Rechtswiſſenſchaft mit 
dein Werfe von Fortescue, De laudibus legum Angliae und Littleton’s Tenures. 

Sohn Fortescue war zuerjt Anwalt geweſen, dann 1442 unter Heinvih VI 
Chief Justice of the Kings Bench geworden. Die Betheiligung am den Streitigfeiten 
beider Rofen zu Gunften des Haufes Yancafter zwang ihn, nad Franfreih zu geben. 
Um das Jahr 1463 befand er ſich mit der Königin und dem Prinzen Eduard in ber 
Yandihaft Berry. Hier im Exil, aus dem er erft 1471 nad England zurüdtehrte, ſchrieb 
er um diefe Zeit für die Erziehung des Thronfolgers fein Hauptwerk, De laudibus legum 
Angliae, dem er die Form eines Gejpräches zwiſchen Kronprinz und Kanzler gab (For— 
teöcue jelbft war zuletzt Kanzler geworden, ohne die Würde anzutreten). Das Bud) ver- 
folgt in populärer Darftellung den doppelten Zweck, die Eigenthümlichfeiten und Vorzüge 
des englifchen Rechts im Verhältniß zum römischen Flarzuftellen und zweitens die Yicht» 
feiten der verfafjungsmäßig beſchränkten Monarchie im Gegenfag zur deöpotifchen Regierung 
nachzuweiſen. Nicht wenige der von ihm zuerft in princtpieller Faſſung aufgeftellten Säge 
find nahmals politische Ariome geworden. Fir den Continent ift Fortescue von befonderer 
Bedeutung, denn er iſt der divinatoriſche Vorläufer jener Reihe neuerer Schriftfteller, 
welde durch den Hinweis auf die Vorzüge des engliſchen Nechts die Neception englifcher 
Inſtitutionen auf dem Continente eingeleitet haben. Die geichägtefte Ausgabe des Wertes 
it die von 1737 in Fol. Eine neue Ausgabe erſchien 1825 mit Noten von Amos, 
Ueber Fortesene vergl. den Artikel Gundermanns in Bluntſchli und Brater's Staats: 
wörterbuch und Foss the Judges of England with sketches of their lives IV, 215,308. 
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Eine epochemachende Darftellung aus dem Gebiete des Privatrechts Tieferte ein Zeit- 
genoſſe Fortescue's, nämlich Thomas Littleton (F 1481) in feinen Tenures, worin er, 
geftügt auf das im den zahlreichen Reports aufgehäufte Material, die Befitlehre von 
Grund und Boden erörtert. Das Wert entitand nad) Coke nad) dem 14. Negierungsjahre 
Eduard's IV. (1461—1483) umd gelangte zu folder Autorität, daß Coke, welder es 
ald the most perfect and absolute work that ever was written in any human 
science bezeichnet, bemerken konnte, es fei ihm fein Urtbeil bekannt geworben, welches 
ſich zu einer Anficht Yittleton’8 in Widerſpruch gejtellt hätte. Die ältefte Ausgabe wird 
von Manchen in das Jahr 1481 gefegt; die Tenures wären demnach bald nad Ein 
führung der Buchdruckerkunſt in England gedrudt worden. Edw. Gofe lieferte eime 
englijche Ueberſetzung des altfranzöfiichen Tertes, jo wie einen Gommentar dazu und in 
diefer Geftalt beherrichten die Tenures etwa gleich einem Geſetzbuch bis auf Blachkſtone 
Praris und Studium des englifchen Rechts. Der altfranzöfiiche Tert mit englifcher Ueber: 
jegung und Noten wurde zulett herausgegeben von Tomlins 1841. Bon der Ausgabe 
bei Cote wird fpäter die Rede fein. Vergl. Foss, Judges IV, 436. 

Weit verbreitet und oft gedrudt wurde eine Abhandlung von St. Jerman, melde 
unter Heinrich VIII. entftand, der Dialogus de fundamentis legum Angliae et de 
eonscientia. Cie enthält ein Geſpräch zwilchen einem Doctor der Theologie und einem 
Studenten des engliſchen Rechts, welches auf eine philojophirende Begründung der 
englijchen Rechtsinſtitute binausläuft. Der ältefte Drud ift von 1523. Das Bud 
wurde in englijcher Ueberjegung umter dem Namen Doctor and Student noch jehr oft 
aufgelegt. Die Auflage von 1787 führt den Titel: Doctor and Student: or dialogus 
between a Doctor of divinity and a student in the laws of England concerning 
the grounds of those laws; together with questions and cases concerning the 
equity thereof, 17th edition, corrected and improved by William Muchall. 

Anthony Fitz-Herbert, der Verfaſſer ver New Natura Brevium (t 153$) 
hat ſich außerdem durch eine Reihe von Specialarbeiten über die Gerichtöverfafjung, na 
mentlih aber durch jein Grand Abridgment, eine Bearbeitung der Year-Books, einen 
geachteten Namen verichafft. 

Zwiſchen 1554 und 1556 jchrieb Sir William Staunforde (oder auch „Stam— 
ford“) (+ 1558) ein jehr geichättes Werk über Strafrecht und Strafproceß „the pleas 
of the erown“ weldyes ſich Dadurch auszeichnet, daß nicht blos die Reports, ſondern 
auch die Nechtsbücher des 13. Jahrhunderts fleißig benußt jind. Staunforde war & 
aud), der als der Erjte Glanvilla's Tractat edirte und außerdem eine Abhandlung de 
prerogativa regis verfahte, Die gewöhnlich den Ausgaben ver Pleas of the crown bei- 
gefügt wurde. Bergl. Foss Judges V, 390. 

Die gefeierifte Autorität unter den englischen Yuriften wurde Eduard Cote, deſſen 
Werte zum Theil Schon zur Sprache gefommen, Er wurde 1552. geboren, wurde 1594 
Attorney general, 1606 Chief justice of the Common Pleas, 1613 Chief justice of 
the Kings Bench, verlor aber des Königs Gunft und feine Stellung 1616, zum Theil 
in Folge der Anfechtungen feines Gegners Sir Francis Bacon. Seine Hauptwerfe jind 
die oben genannten Reports und Die Institutes of the laws of England. Letztere, 
welche 1628 zuerjt erjchtenen und ihren Titel nur jehr uneigentlich führen, beftehen aus 
4 Theilen. Der erfte enthält einen Commentar zu Yittleton’® Tenures, der ſehr oft 
aufgelegt und u. a. von Hargrave und Butler mit werthvollen Noten verjehen wurd. 
Part II liefert einen eingehenden Gommtentar zur Magna Charta und zu den älteren 
Statuten, in welchem man ſyſtematiſche Anordnung vwermißt. Der 3. Theil gibt em 
Darftellung des Criminalrechts Placita coronae). Der 4. behandelt die Gerichtöver: 
faſſung. Die Institutes catirt man, indem man der Sigle Inft. die Nummer Dei 
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Bandes vor=, die Seitenzahl nachſetzt. Was die rein commentirende Methode überhaupt 
erreichen kann, hat Coke in vollftem Maße geleiftet. Seine Werke zeichnen ſich durch 
Gründlichkeit und Gelehrfamkeit, aber nicht gerade durch befonderen Aufwand von Geift 
aus. Cf. Foss Judges VI, 108. Ausg. The institutes of the Laws of England .. 
autofe Edw. Coke, London 1817, in 6 Bänden; part I (2 Bde) mit den Noten 
von Hargrave und Butler; zulest 1832 (19. ed.). 

Bon den Yuriften nad) Coke und vor DBladjtone ſeien bier nur Mathew Hale, 
William Hawkins und John Comyns erwähnt. M. Hale (F 1676), der unter Crom— 
well, obgleih Royaliſt, feiner juriftifchen Bedeutung wegen Richter im Court of Common 
Pleas wurde, verfaßte die oben erwähnte History of the common law, ferner ein cri- 
minaliftijches Werf, History of the pleas of the erown (historia placitorum coronae), 
zuerſt 1739 Herausgegeben, zulett mit Noten von Dogherty 1800, 2 vol.) und die Ana- 
Iysis of the Law, eine Arbeit, welche die Grundlage von Blackſtone's Commentaries 
wurde. William Hawkins kommt gleichfalls wegen eines Werkes über Strafrecht und 
Strafprocei in Betracht, des Treatise of the pleas of the crown or a system of 
the prineipal matters relating to that subject, vom Verfaſſer jelbft 1716 berausge- 
geben, in 8. Auflage 1824 umgearbeitet von Curwood, mit Nachträgen von Leah. John 
Comyns /t 1740) wird wegen feiner Reports (1744), noch mehr aber wegen bes 
Digest ‘of the Laws of England (1762, 5. Ausg. 1822) gerühmt, weldyes ſich durch 
Gründlichkeit, Methode und Präciſion auszeichnen Toll. 

In ein neues Stadium trat die englifche Rechtöliteratur mit den Commentaries 
on the laws of England by Sir William Blackstone (geboren 1723, 7 1780). 
Blackſſtone war zuerſt Advocat, betrat aber dann die alademiſche Yaufbahn und erhielt 
1758 den Lehrſtuhl für englifches Recht, welchen der Nechtsgelehrte Viner, Verfaſſer eines 
bändereihen Abridgment of Law and Equity, an ver Univerfität Orford dotirt hatte. 
Epiter murde er wieder ald Advocat und Parlamentsveputirter thätig, zulest fungirte 
er ald Richter im Court of Common Pleas. Seinen Yebensftellungen entjprechend vers 
einigte er im feinen Werfen den Blick des praftifchen Yuriften mit der Bildung des 
Theoretiferd. Die Commentaries, welde aus feinen afademtichen Vorlefungen herans- 
wuchlen, find nicht etwa ein Gommentar, ſondern eine ſyſtematiſche Darftellung des 
englifchen Rechts. Im der Anlage folgte er Mathew Hale, die ftaatsrechtlichen Parthien 
laffen den Einfluß Montesquieu's nicht verfennen. Der erfte Band handelt von den 
Rights of Persons, der zweite von den Rights of things (Obligationenrecht eingejchloffen), 
der dritte von Private Wrongs (Civilunrecht), der vierte von den Public Wrongs 
(Verbrechen, Strafen, Strafprocef). Die übrigen Rechtsmaterien, Staatsrecht, Kirchenrecht, 
Gerichtöverfaflung werden nicht in der glüdlichften Weife in dieſes Schema hineingezwängt. 
Die erjte Auflage der Commentaries erſchien 1765; Bladftone ſelbſt hat in den ſpäteren 
Auflagen daran wenig geändert. Die Klarheit und Durchfichtigkeit der Darftellung, die 
wiſſenſchaftliche Gründlichkeit des Verfaſſers, das Fernehalten aller jchwerfülligen Gelehr- 
jamteit und die geiftige Beherrſchung des umfangreichen Stoffes haben dem Werke einen 
Weltruf verſchafft. Bladjtone ſchrieb nicht in erfter inte für die Advocaten, fondern 
für das gebildete Publicum überhaupt. Ihm ift es im Folge deſſen zuerft gelungen, die 
engliihe Rechtswiſſenſchaft aus ihrer Selbitifoltrung heraus und auf das Niveau der all- 
gemeinen Bildung zu heben. Der Rechtshiſtoriker mag feine geichichtlichen Ausführun= 
gen vom gegenwärtigen Standpunft der Wiſſenſchaft aus mitunter jeicht und ſchief finden ; 
der ın der Schule des römiſchen Rechts erzogene Yurift wird umfonft nach ftrenger Sy: 
ſtematik ſuchen. Dennod) fann man dreift behaupten, daß feines der modernen Rechte 
eine derartig abgerundete Gefammtdarftellung aufzuweifen hat, wie fie das engliſche in 
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Blackſtone befist. Für das Ausland ift diefer geradezu Repräfentant der englijchen Juris— 
prudenz geworden. Hauptjächlic aus ihm jchöpfte der Continent die Kenntniß des engli= 
ſchen Rechts. Im Amerifa gilt er als Depofitorium des Common Law. Im England 
fußt das Studium des Rechts noch jest hauptjächlih auf den Commentaries. Das 
Werk hat dajelbit mehr als 20 Auflagen erlebt. Anfangs juchte man den eintretenden 
Aenderungen des Wechtözuftanded durch Noten, Ergänzungen und Berichtigungen zu 
Bladjtone gerecht zu werben. Dies geſchah namentlich durch Chriftian, der die 12. -- 15. 
Ausgabe bejorgte. Allein Die tiefgreifenden Neuerungen der Gefetgebung nad) 1815 
machten es nothwendig, ven Tert der Commentaries jelbft umzuarbeiten. Die befte 
diefer Bearbeitungen ift die von Stephen, deſſen New Commentaries on the laws 
of England (partly founded on Blackstone) am beften geeignet ſind, einen Weberblid 
über den gegenwärtigen Nechtszuftand Englands zu verihaffen; 6. Ausgabe, London, 
4 Bünde, 1868. Der urfprüngliche Tert Blackſtone's wurde zuletzt 1857 von Robert 
Maltolm Kerr herausgegeben. Bon den Auszügen aus Bladftone ift zu erwähnen der 
von For unter dem Namen John Gifford 1820 herausgegebene, welchen Colditz in's 
Deutfche überſetzte (Schleswig 1822) und ein neuerer Blackstone adbridged and adapted 
to the existing law by Samuel Warren, 2. ed. 1856. Vergl. über Bladitone 
den Artitel von Marquardſen, Bluntſchli-Brater, Staatöwörterbud, II, 157. 

Die Zeit der umbeftrittenen Borherrichaft de8 Common Law ſcheint aud) in England 
jet worüber zu fein. Der feit dem 16. Jahrhundert auffeiinende Codificationsgedante 
hat in der jüngften Vergangenheit greifbare Geftalt angenommen, indem man fi ver- 
anlaßt ſah, für einzelne Materien, namentlich des Straf- und Proceßrechts, die Statuten 
zu confolidiven und zugleich im Wege der Gefeßgebung umfafjende Reformen durchzuführen. 
Die Bedeutung der Statuten als Rechtöquelle ift dadurch im Berhältniß zum Common 
Law erheblich .geftiegen. 

Die gegebene Ueberficht über die englifchen Rechtsquellen tft zu ergänzen durch den 
Hinweis auf die Geltung von Localrechten, Particular Customes, deren Beweis in der 
Negel nach Art der franzöfifchen Enquete par turbe Durch den Ausſpruch von 12 
Geſchworenen hergeftellt wird. Für beftimmte Gerichtshöfe befteht die Beſonderheit, daß 
in ihnen römiſches und kanoniſches Recht zur Anwendung kommt, während doc das 
gemeine Recht Englands die Reception der fremden Rechte abgelehnt hat. Diefe Gerichts- 
böfe find der Court of Chivalry (Militärgerichtshof), der Admiral Court (Admiralshof, 
über Nechtöfälle, die auf hoher See vorfommen), die Univerfitätsgerichte und die Curiae 
Christianitatis, die geiftlichen Gerichte, Mit der Ausdehnung des engliſchen Staats— 
gebietes ift das engliiche Recht aud auf die amnerirten Nebenlande, insbefondere auf 
Wales, Schottland und Irland ausgedehnt worden. Doc hat in jedem biefer Länder 
das Common Law feine jelbftftändige Fortbildung erhalten. Das Duellenmaterial ift für 
jedes einzelne Land faft jo umfafjend, wie das für Altengland jelbi. Wegen Raum— 
mangel3 muß uns bier ein Hinweis auf Stephen - Blackstone, New Commentaries I, 
87 ff. und auf Gundermann, Englisches Privatrecht 109 eines näheren Eingehens auf 
die Rechtsquellen außerhalb Altenglands entheben. 

giteratur. ®on Reeves History of the English Law behandeln ein Theil des 2. 
Bandes, Band 3— 5 die diefem Abjchnitt zufallende Periode bis Elifabeth inclufive. Crabb 
wird für die Zeit, wo Reeves endigt, fehr ſummariſch. Ueber bie juriftiichen Schriftfteller, die 
pualeich Richter waren, findet man eingehende Notizen bei Edw. Foss, The Judges of Eng- 
and with sketebes of their lives, 9 Bände bis 1864. Vergl. noch Samuel Warren, Po- 
pular and practical Introduction to Law Studies, 3. edition, 1863. Cataloge: Biblio- 
theca legum Angliae by J. Worrall and Edward Brooke, 1789, 2 vols, umgearbeitet 


und vermehrt ald Clarke's Bibliotheea legum, London 1810. Bridgman, Thesaurus 
juridieus 1798, 1800, 1806 2 vols und short view of legal bibliography 1807. 
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Mit dem erft in neuerer Zeit üblich gewordenen Ausdruck Codification!) be 
zeichnet man eine gejetgeberifche Ihätigkeit, welche die Feſtſtellung oder Revifion eines 
Rechtözuftandes in feiner Gefammtheit zum Gegenftand hat. Zum Begriff derjelben ge- 
bört demnach, daß fie ihren Stoff ald Ganzes in abgerundeter und abjchliegender Weife 
behandelt. Die Ergebniffe einer folchen Thätigfeit nennt man ebenfalls Codificationen 
oder mit deutſchem Ausdruck: Gefegbücher, Ordnungen und, wenn fie fich ſpeciell auf das 
Privatrecht beziehen, Landrechte. Den Gegenfag bierzu bilden die Einzelgejege und die 
Novellen insbefondere, welche letztere ſich an eine bereitS vorhandene Gefeßgebung anlehnen 
und diefelbe in einzelnen Punkten abändern oder ergänzen. 

Geltung, Gegenftand, Inhalt und Umfang der Codificationen kann jehr verfchieden 
fein. In örtlicher Hinficht ift der Bereich derfelben bald weiter, bald enger, e8 gibt 
Codificationen der Provinzialrechte, des Rechts ganzer Staaten, des gemeinfamen deutſchen 
Rechts. Die Codificationen für größere Gebiete haben häufig eine blos fubfidiäre An- 
wendbarkeit, jo daß die bejonderen, für einzelne Theile dieſes Gebietes geltenden Rechts— 
läge durch fie nicht berührt werden. Dies ift namentlich häufig ‚der Fall bei den Gefet- 
büchern, welde das Privatrecht zum Gegenftand haben, während es nad der Natur des 
Stoffes bei ftrafrechtlichen und den Proceß betreffenden Gopificationen nur felten vorfommt. 

Sachlich ftellen ſich die Codificationen bald mehr, bald minder umfaffende Auf- 
gaben; in der Regel behandeln fie ein größeres Nechtögebiet, welches auch ſyſtematiſch 
als eigene Disciplin hervortritt, wie das Privatreht, Das Strafrecht, den Civil- oder 
Criminalproceß. Inder find fie auch möglich für einen Fleineren Theil des Nechtöftoffes, 
jofern fich derſelbe nur als ein felbftftindig abgegrenztes Ganzes auffaffen und gefet- 
geberiich behandeln läßt. So find neben dem Privatrecht im ganzen nicht nur Special- 
vehte, wie Das Handels-, Wechſel- und Bergrecht, Jondern auch einzelne Theile des all- 
gemeinen Rechts codificirt worden; neben Strafgelegbüchern, welche das ganze Strafrecht 
umfaſſen, eriftiren beſondere Gefeßbücher für das Polizeiftrafrecht, neben den Proceßord— 
nungen fpecielle Ordnungen des Concurd= und Subhaftationsverfahrens u. dgl. 

Auch der Grad der Intensität, mit welchem die Geſetzbücher in den Stoff ein— 
zudringen verſuchen, ift verſchieden. Sein Geſetzbuch kann feinen Stoff in der Weife 
regeln, daß es für alle Streitfälle eine bereite, unmittelbar anwendbare Norm darbietet. 
Es gehört mit zu den Hauptaufgaben eines weiſen Geſetzgebers, hierin das Richtige zu 
treffen und der Wiffenichaft und Praris, jowie den im Bolfe vorhandenen rechtöbilvenden 
Kräften einen gewiffen Spielraum zu laſſen. Auch in diefer Hinficht find die mannich- 
fachſten Abftufungen möglich und in der Geſchichte der deutſchen Gefepgebung in ver 
That verwirklicht. 


) Der Ausdrud foll zuerfl von Bentham gebraucht worden fein. Stobbe, Gefchichte 
der deutfchen Rechtsquellen, II, S. 429, Note 39. 
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Endlich mwaltet in Bezug auf das Verhältniß der Copdificationen zu dem 
bisherigen Recht infofern eine Verſchiedenheit ob, als ſich dieſelben mehr oder 
weniger an das geltende Recht anſchließen. Es liegt in der Natur der Sache, daß feine 
Geſetzgebung ſich völlig unabhängig ven der bereitS vorhandenen Rechtsentwickelung er: 
halten kann, aber andererjeits ift auch feih Beifpiel vorhanden, daß ein Geſetzbuch den 
bisherigen Rechtözuftand materiell unverändert und ganz ohne Neuerung belafjen hätte. 


Hiernady verbleibt als charalleriſtiſch für das Weſen der Codificationen allein das 
Merkmal, daß fie mit der bisherigen Nechtsentwidelung in Bezug auf irgend einen Theil 
des Rechts abſchließen und der künftigen eine neue, formell jelbftftändige, ſchriftlich firirte 
Grundlage geben. Entſcheidend ift in diefer Hinficht vorzugsweife die Intention, welche 
bei der Abfaffung des Werkes zu Grunde liegt. 

Wir beichränfen uns im folgenden auf die privatrechtlichen Codificationen und zwar 
vorzugsweiſe anf diejenigen, welche Das Privatrecht im ganzen behandeln. Die Eovifi- 
cationen der Epecialrechte, ſowie einzelner Theile des Privatrechtd werden zweckmäßiger 
in Verbindung mit den betreffenden Materien felbft erörtert. Es ſoll aber hier zunächſt 
eine gefchichtliche Entwickelung der in Deutichland geltenden Gefetbücher gegeben und um 
Anſchluß daran eine Beantwortung der Frage verfucht werden: ob und imwiefern eine Codi⸗ 
fication des Privatrecht und namentlich eine einheitliche Codification deſſelben für ganz. 
Deutſchland wünſchenswerth ſei? 

Das Streben nad) einer codificatoriſchen Geſetzgebung auf dem Gebiete des Privat: 
rechts läßt fi in Deutichland bis in das ſechzehnte Jahrhundert zurüdverfolgen, ) es 
beginnt ziemlich unmittelbar nach der Reception der fremden Nechte. Im Mittelalter 
“Tag ein folches Streben ſowohl den Inhabern der öffentlichen Gewalt wie den Volls— 
anſchauungen durchaus fern. Den gefeglichen Kımdgebungen, denen wir bier begegnen, ift 
die Abficht, erichöpfende Normen zu geben, fremd; die Rechtsbücher enthielten zwar zum 
Theil ziemlich umfaſſende Darftellungen des beftehenden Rechts, allein fie waren nur 
Privatarbeiten und erhoben ſchon deswegen feinen Anſpruch darauf, das Recht irgendwie 
firiren zu wollen. Die Beranlaffungen, Durch melde jenes Verlangen herbeigeführt wurde, 
lagen grade in den durch die Aufnahme des römiſchen und fanonifchen Rechts bedingten 
Zuſtänden. Einerſeits führte hierzu der traurige Zuftand der damaligen Jurisprudenz, 
melde außer Stande, die Quellen zu beherrichen, die Rechtſprechung mit einem faum zu 
bemältigenden Apparat und mit einer Unzahl von Gontroverfen überhäufte, andererfeits 
trieb eben dahin der Widenmwille, der ſich bei einem großen Theil des Volkes gegen das 
ansländifche Recht von alteräher erhalten hatte. Aus jenem Geſichtspunkt verlangte man 
eine neue Üüberfichtliche Redaction der im Corpus juris eivilis und eanoniei enthaltenen 
Beftimmungen, ſowie eine Zufammenftellung der von neueren Echriftftellern überlieferten 
Meinungen und Rechtsſätze, eine Forderung, die ſich ſchon ſehr früh findet, ?) und fpäter 
namentlich von Yeibnig?) ausgeſprochen und näher begründet worden ift. Die Abneis 
gung gegen das fremde Recht im allgemeinen fand einen Ausdrud in der bereitd gegen 


') Zur Geſchichte der codificatorifcen Beftrebungen bis zum Beginn des adhtzehnten Jahr⸗ 
hunderts vgl. Conring De origine juris Germ. c. 34 fgg. und die Differtation von Tho- 
masius: Emendationem administrationis justitiae neque facilem neque impossibilem, 
valde tamen difficilem esse et caute suscipiendam. 

2) So ſchon bei Mynfinger im ber Vorrede zu dem Singularium observationum lud. 
Imper. Cam. centuriae IV, Basil. 1563. 

3) Bor allem in den Schriften: De naevis et emendatione jurisprud. Rom. und in ber 
Ratio corporis juris reconeinnandi. 
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Ende des jechzehnten Jahrhunderts ſehr voltsthümlichen Anfchauung ,*) daß der Richter 
überhaupt nicht am geichriebene Gefege gebunden fein dürfte, jondern allein der Billigfeit 
folgen jollte. Der mehr pofitive Wunſch nad) einem einheimiſchen, in deutfcher Sprache 
geichriebenen, in Form und Inhalt populären Geſetzbuche äuferte ſich, wie es fcheint, 
nicht wor dem fiebzehnten Jahrhundert, er fand feine Stüge vornehmlih an Thomaſius 
und den Naturrechtsphilojophen der Wolfiſchen Schule und wurde alsbald das Thema 
einer umfangreichen publiciftiihen Literatur, in melcher das Für und Wider, die Mög- 
lichkeit und Nützlichkeit eines ſolchen Unternehmens auf das weitläufigfte erörtert wurde. 
Bei der völligen Ohnmacht des Reiches war an eine gemeinfame Gejeßgebung für 
ganz Deutichland nicht zu denken. Aber auch in den neu aufblühenden Landesherrichaften 
famen zunächſt feine Gefegbücher in dem oben angedeuteten Sinne zu Stande. Die 
Landrechte, welche jeit dem fünfzehnten bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts in den 
verfchiederften deutjchen Territorien entftanden find, wollen ſich nicht von dem Boden des 
gemeinen Rechts losſagen, jondern es handelt ſich meift mur um eine Feſtſtellung des 
fatutartfchen Rechts, wie man die Abweichungen von dem gemeinen echt nannte, welche 
zum Theil in politiichen Motiven, zum Theil in der Entwidelung deutſch- rechtlicher In— 
ftitute ihren Grund hatten: Auf einer weiteren Entwidelungsftufe ftehen diejenigen Ges 
ſetzgebungen, welche nicht nur dies ftatutarifche Recht, ſondern audy den durch Das ge- 
. meine Recht dargebotenen Kechtöftoff in fih aufgenommen haben, jedoch daneben die 
Subſidiarität dieſes letzteren noch immer anerkennen, Gin Beifpiel diefer Art ift die 
Geſetzgebung für die jegige Provinz Preußen, welde in dem von Samuel von Cocceji 
berrührenden, 1721 unter dem Titel: „Friedrich Wilhelm's Könige in Preußen vers 
beſſertes Landrecht des Königreichs Preußen” erjchienenen Geſetzbuch ihren Abſchluß fand. 
Dies ift ein umfafjendes Werk in ſechs Büchern, weldyes ſich auf das Privatrecht, den 
Civilproceß, das Strafredht und den Strafproceß erſtreckt und in Bezug auf das erftere 
das gemeine in Berbindung mit dem ſächſiſchen Recht darftellen will. In dem Bublica- 
tionspatent wird ausdrüdlich auf eine Ergänzung der Lüden aus dem Kaiſerrecht ver: 
wieien, „wenn in demſelben die ragen nicht ausprüdlicy decidiret find“, jo dar aljo die 
Grundlage ded gemeinen Rechts nicht nur materiell, fondern auch formell feftgehalten wird. 
Aehnlich verhält es fich mit der noch gegenwärtig in Kraft befinplichen altbaieriichen 
Gefeggebung. ?) In Baiern entftand um die Mitte des vorigen Jahrhunderts unter der 
Regierung des Kurfürſten Marimilian III. der Plan, das in den Kurlanden geltende 
materielle und formelle Recht in einer Haren und überfichtlichen Redaction zuſammenzu— 
fafjen, um dadurch der Rechtsunſicherheit möglicht vorzubeugen. Verwirklicht wurde dieſer 
Plan in drei Gejeßbüchern, melche ſämmtlich von dem Bicefanzler von Kreitmayr ber: 
rührten und das Strafrecht, den Civilproceß und das Privatrecht behandeln. Das lettere 
ft im Jahr 1756 promulgirt und führt den Titel: Codex Maximilianeus Bavaricus 
eivilis oder neu verbeſſert und ergänzt Churbayriſches Landrecht. Nach dem PBromul- 
gattonspatent ift im demſelben „eben nicht viel Neues enthalten, fondern nur das ältere 
ſowohl gemeine wie jtatutariiche Necht in ſolche Geftalt und Enge gebradıt, daß es Jeder, 
weldyer entweder von Amts- oder eignen Angelegenheiten wegen zu wifjen bedarf, deſto 


', Die Juriften jener Zeit Hagen öfter darüber, daß diefe Anſchauung immer mehr Ber- 
breitung finde. So beißt e8 in dem 1581 erfchienenen Instructorium judieum des Nicolaus 
Vigelius: Die oratores rathen dem Volke non sine applausu, judicem non esse adstrietum 
ad jus scriptum Romanum sed eum potissimum aequitatem sequi debere. Der zweiten 
Ausgabe ift ein Dialogus inter oratorem et JUtum beigefügt, der_fich die Aufgabe ftellt, die 
entgegenftehenden Anfichten zur Anſchauung zu bringen und die des Orators zu befämpfen. 

) Stobbe, a. a. ©, ©. 443. Dollmann, Kritifhe Ueberſchau, Bo. IV, ©. 366 ff. 
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leichter begreifen, behalten und befolgen könne. Die Subſidiarität des gemeinen Rechts 
wird in dem Promulgationspatent ebenfall8 anerkannt. 

Diefe beiden Gejegbücher, denen noch einzelne andere Beiſpiele hinzugefligt werben 
können, führten demnach feinen Bruch mit der bisherigen Nechtsentwidelung herbei, jon- 
dern ftellten fich vielmehr auch formell auf den Boden derjelben. Es follte nur dem 
bereit3 geltenden Recht ein einfacherer, dem allgemeinen Verſtändniß näher gerückter Aus- 
drud verliehen werden. Gelbft für die in das Gelebud aufgenommenen Säge war man 
nicht gejonnen, den Buchitaben des Geſetzes in der Weiſe für bindend zu erachten, daR 
dadurch die Anwendung der gemein =rechtlihen Wiſſenſchaft ausgejchloffen worden wäre. 
dene Gejeßgebungen haben daher mehr den Charakter von Lehrbüchern, als den eigentlicher 
Geſetzbücher. Am bezeichnendften tritt dieſer Standpunkt in dem baterijchen Landrecht 
hervor, deſſen Verfaſſer demjelben zugleich die Eigenſchaft eines Compendiums zu geben 
wänfchte, welches als ſolches eine über Baiern hinausgehende Brauchbarkeit genießen 
jollte. Dem entfpricht Anordnung und Inhalt des Geſetzbuches, erftere beruht auf der 
in den Yehrbüchern der damaligen Zeit herfömmlichen, den Inftitutionen entlehnten Ein— 
tbeilung nad den tria objeeta juris (Perfonen, Saden, Handlungen). Auch ftummt 
mit dieſem Standpunft ganz überein, daß Kreitmayr den Codex Maximilianeus jelbft 
mit höchſt ausführlichen, fünf Foliobände umfaffenden Anmerkungen ausgeftattet bat, in 
weldyen das von ihm zu Rathe gezogene Material niedergelegt ift und die nach feiner 
Idee weitere Commentarien entbehrlich machen, zu dem Geſetzbuch aber ſich etwa wie die 
Digeften zu den Inftitutionen verhalten follten. 

Bon viel dDurchgreifenderen Geſichtspunkten ging die Cobification aus, welche in der 
preußischen Monarchie unternommen wurde. Sie bildet einen Wendepunft in der Gejchichte 
der deutjchen Gefeßgebung. Hier zum erften Mal wurde ein Geſetzbuch geſchaffen, meldes 
formell ganz jelbftftändig war. Hier famen alſo auc die oben erwähnten Anforderungen 
der Naturrechtölehrer am erſten und vollftändigften zur Geltung. Nach dem politiſchen 
Entwidelungsgange, den der preußifche Staat genommen hatte, war derjelbe worzugsweife 
berufen, einen ſolchen Schritt zu thun; die Godification, welde hier zu Stande kam, 
erjcheint gewiſſermaßen als eine logiſche Nothwendigteit, Die fih aus dem Weſen des 
Staates und aus der Yage der politiichen Verbältniffe von felbit ergab. Das Naturredt, 
weldyes Das Recht allein aus der Vernunft und der Billigkeit aufbauen und der gegebenen 
Grundlagen völlig entbehren zu können vermeinte, war ein fehr harmoniſcher Ausprud 
für eine Monarchie, die ſich ebenfalld von allen Traditionen losgeſagt hatte und ſich 
allein auf ihre eigenen Kräfte verließ; dem Bruch in der Verfaffung Deutichlands, der 
durdy die Thaten und Schöpfungen Friedrichs des Großen bewirkt worden war, entſprach 
Durchaus der Standpunkt, der bei der Abfalfung des preußiſchen Geſetzbuches eingehalten 
wurde und der eine Yosreißung des preußiichen von dem gemeinen Recht berbeiführte. 
Nur mußte man freilich die Erfahrung maden, daß auf dem Gebiete des Privatrechts 
eine völlige Unabhängigkeit von der bisherigen Entwidelung am wenigiten durchführbar ift. 
Trog vereinzelter vadicaler Anwandelungen mußte. fich daher ſchließlich auch die preußiſche 
Geſetzgebung dazu bequemen, dem Inhalt nach zum größten Theil am das bereits be— 
jtehende Recht anzufnüpfen. 

Die Anfänge der codificatorifchen Beftrebungen in Preußen !) weifen einerfeits auf 
Entwürfe zurüd, die im fechzehnten Jahrhundert für die Mark Brandenburg angefertigt 





) Bal. über die Geichichte der preußiſchen Codifieation Heydemann, —— in das 
Syſtem des preußiſchen GCivilrehts, I, S. 5 ff. Förſter, Preußifches Privatrecht, I ‚8. u ff, 
und die daſ. Angeff. 
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wurden, andererfeit8 auf die beveitS erwähnte Gefeßgebung fir das Herzogthum Preußen. 
In weiterem Umfange und mit Beziehung auf das materielle Recht wie für den Proceß 
wurde der Plan einer Codification für die ganze Monarchie von Friedrih Wilhelm J. in 
Angriff genommen, der im Jahr 1738 dem damaligen Staatöminifter Samuel von Cocceji 
den Auftrag gab, „ein beftändiges und ewiges Landrecht“ zu Stande zu bringen, außer— 
dem aber die Provinzial und Statutarrechte in einer befonderen Conftitution unter be= 
ſtimmten Rubriken zu ſammeln. Zu Ergebnijjen führten dieſe Bejtrebungen indeß erſt 
unter der Regierung Friedrichs des Großen. Zunächſt war es wiederum der inzwilchen 
zum Großkanzler ernannte Samuel von Cocceji, dem die Ausführung übertragen mwurbe. 
Seine vom König gebilligte Abſicht ging, auf die Abfaſſung eines „Teutſchen Landrechts, 
welches fich blos auf die natürliche Vernunft und die Landesverfaſſung grimden und alle 
anderen Gefege und Ediete“ bejeitigen ſollte. Es waltete alſo hier bereit$ der den Cha— 
vafter der neueren Codification bezeichnende. Gedanke vor, daß das Geſetzbuch die allge 
meinfte Grundlage des Rechts werden und neben ihm höchſtens Specialbeitunmungen be= 
ſtehen follten. . Goccejt fteht ferner, wie aus den angeführten Worten hervorgeht, durchaus 
auf dem Standpunkt des Naturrechts. Er ging von der. jeiner Zeit jehr verbreiteten 
Anfiht aus, daß das römiſche Recht größtentheild mit dem natürlichen Recht überein- 
ſtimme und daß es nur nöthig fei, dieſe Uebereinftimmung durch eine vernünftige Anord- 
nung zu conftatiren. Ganz der ſchon von Yeibnig angebahnten naturrechtlichen Methode 
entſpricht es, daß er bei den einzelnen Materien die fie betreffenden Generalprincipien vor— 
anſchickt, aus welchen fich die weiteren Schluffolgerungen im einzelnen mit Nothwendig- 
keit ergeben follen. Entſchieden feindlich verhält ſich Cocceji gegen die Ueberlieferungen 
des deutſchen Rechts, welches er ein „durch die Freiheit einiger Privat Doctorum auf: 
gebrachtes imaginaires Teutſches Recht” nennt und daraus ergibt ſich denn eine höchſt 
dürftige Auffafjung, namentlich) der familienrechtlichen Verhältniſſe, die befanntlich vorzugs— 
weile im deutſchen Recht wurzeln. Das von ihm auf diefen Grundlagen verfaßte Project 
des Corporis juris Fridericiani ift demnach mehr ein jus naturae privatum, welches 
die auch ſonſt Literariich niedergelegten Ideen jeined Verfaſſers wiedergibt, als eine Ge— 
ftaltung des pofitiven Rechts. Das Syſtem gruppirt fich ähnlid wie in dem baieriſchen 
‚ Codex um die drei Objeeta juris, veröffentlicht find die beiden erjten Theile des Wertes, 
das Perjonenreht und die dinglichen Rechte enthaltend (1749 und 1751), doch find auch 
diefe größtentheil Project geblieben, Gejegesfraft hat nur das Ehe- und Vormundſchafts- 
recht in einzelnen Provinzen erlangt. 

Während der jchlefiihen Kriege ruhten Die geſetzgeberiſchen Arbeiten und auch in der 
nächſten Zeit nach Beendigung derfelben war der König noch durch andere dDringlichere 
Sorgen in Aniprub genommen. Erſt gegen Ende feiner Regierung tauchten wieder 
neue Vorſchläge auf, die ſich zunächſt auf den Proceß, dann aber auch auf das materielle 
Recht bezogen. Auf Grund eines Berichts des Großkanzlers von Carmer wurden in 
zwei Cabinetsordres vom 6. und 14. April 1780 die Grundfäge aufgeftellt, die bei der be— 
abfihtigten Reform maßgebend fein ſollten. Diefe beiden Cabinetsordres haben der num 
folgenden Geſetzgebung die Direction gegeben, namentlich die legtere enthält eine ausführ- 
lihe Darlegung der ind Auge zu fallenden Gefichtöpunfte. Wiederum ging unter 
Friedrich Wilhelm I. der Plan auf eine Gopification jowohl der Provinztalrechte wie auf 
die Abfaffung eines fubjidiären allgemeinen Geſetzbuches. Bei der Abfaljung des legteren 
jollte auf Das römiſche Necht zurüdgegangen, jedoch alles Unmelentliche, ſowie alles „nicht 
mit dem Naturgefeg und der heutigen Verfaſſung“ Uebereinftimmende fortgelafien, dunkle 
und controverie Sätze durch klare und unzweidentige erfegt werden. Nach Maßgabe der 
in diefen Cabinetsordres enthaltenen Anmweifungen wurde demnächſt unter dem Borfig 
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des Großlkanzlers eine Commiſſion von ſieben Mitgliedern eingeſetzt, von denen der da— 
malige Geheime Juſtizrath Suarez bei weitem der Bedeutendſte war und alsbald die 
Seele des Ganzen wurde. Man begann mit der Anfertigung von Auszügen aus dem 
römiſchen Recht, den Landesgeſetzen und praktiſchen Deciſionen, auf dieſer Grundlage 
wurde der Entwurf eines allgemeinen Geſetzbuches für die preußiſchen 
Staaten ausgearbeitet und in den Jahren 1784 bis 1788 in ſechs Abtheilungen ver— 
öffentlicht. Gleichzeitig wurden Aufforderungen zur Begutachtung an das Publicum, die 
Behörden und einzelne ſachverſtändige Gelehrte gerichtet, ja ſogar Preiſe für die beſten 
Beurtheilungen ausgelegt. In Folge deſſen ging eine ſehr große Zahl von Beurtheilun- 
gen ein, welche ſämmtlich in der Revisio monitorum von Suarez auf das eingehendſte ge— 
würdigt wurden. Die hierdurch veranlafte Umarbeitung des Entwurfes wurde zum 
größten Theil ebenfall8 von Suarez veranftaltet und nachdem ſodann noch einzelne Puntte 
durch bejondere Cabinetsordres entjchieden worden waren, wurde das Rejultat durch Pa- 
tent vom 20. März 1791 mit der Beſtimmung publicirt, daß dafjelbe mit dem 1. Juni 
1792 in Kraft treten ſollte. Durch eine auf Betrieb des ſchleſiſchen Juſtizminiſters 
Grafen Dankelmann erlafiene Ordre vom 18. April 1792 wurde jedoch diefer Ter— 
min nochmals auf unbeftimmte Zeit hinausgeichoben, weil man, freilich jehr ohne Grund, 
in gewiſſen Sätzen ſtaatsrechtlichen Inhalts eine Connivenz gegen revolutionäre Beſtre— 
bungen zu erbliden glaubte. Zunächſt fchien e8 beinahe, als wenn das Werk überhaupt 
nicht ins Yeben treten würde, doch wurde bereits im folgenden Jahr dem Großkanzler 
eine Umarbeitung aufgetragen; zufolge diejes Auftrages fand dann die ſ. g. Schlußrenifion 
ftatt, bei welcher wiederum Suarez ald Referent und Haupttheilnehmer fungirte. Die 
jelbe führte inder, abgejehen von der Entfernung einzelner abftracter und Deswegen ziem- 
(ich unfruchtbarer auf das öffentliche Recht und die Verfaſſung bezüglicyer Beſtimmungen 
im ganzen wenig Neuerungen herbei. Das Ergebniß diefer legten Revifion wurde end- 
lich durch die Gabinetsordre vom 5. Februar 1794 unter dem veränderten Titel: All: 
gemeines Landrecht für Die preußiſchen Staaten publicrt und bat mit dem 
I. Juni 1794 für den damaligen Umfang der preußifchen Monardyie Geltung erlangt. 

Das preußiſche Landrecht hat jehr verichiedene Beurtheilungen erfahren; eine unbe: 
fangene Würdigung wird unjeres Erachtens zugeben müſſen, daß daſſelbe, trog mannich- 
facher und zum Theil jehr erheblicher Mängel, dennoch einen großen Fortſchritt nicht nur 
für Preußen, ſondern aud in der gemeinfamen deutichen Nechtöentwidelung zu Wege ges 
bracht bat. 

Die Mängel beruhen großentheil® in ver übertriebenen Borftellung, welde nicht 
nur die Nedactoren des Landrechts, ſondern das vorige Jahrhundert im allgemeinen von 
der Macht des Geſetzgebers hatte. Das Geſetz galt als die alleinige oder doch haupt 
ſächlichſte Duelle des Rechts; allen Unvolltommenbeiten des Rechtözuftandes, glaubte man, 
könne und folle ein gutes Geſetzbuch abhelfen; Dunfelbeiten und Zweideutigkeiten ſollten 
nad) dieſer Anficht bei einem folchen entweder gar nicht vorfommen oder wenn fie fic 
fünden, durch bejondere gejegliche Vorſchriften erledigt werden. Daraus ergibt fich mit 
Nothmwendigfeit, daß das Yandrecht allen übrigen rechtöbilvenden Kräften gegenüber einen 
ſehr engherzigen Standpunkt einnehmen mußte. So wird die Volfsüberzeugung nur in 
höchſt beichränftem Umfange als Nechtöquelle anerfannt, das Gemohnheitsrecht iſt alleın 
anwendbar in Gejtalt von Objerwanzen, die etwas beftimmen, was die Geſetze unbeſtimmt 
gelafien haben, auch innerhalb diejer Grenzen aber nur „bis zum Erfolge einer geſetzlichen 
Beftimmung“, jo daß aljo auch hier ein Einfchreiten der Gefetgebung ſofort in Ausſicht 
genommen wird. Ebenſo hegten die Redactoren eine Abneigung gegen jede freiere wiſſen— 
ſchaftliche Behandlung des Rechtsſtoffes. Sie betrachteten die Jurisprudenz jowohl in 
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ihrer theoretiichen wie in ihrer praftifchen Richtung als eine ziemlich überflüffige Kunft 
und verkehrten deshalb den richtigen Grundfag, daß die zichterliche Prüfung unabhängig 
der eignen Meberzeugung zu folgen habe und weder an die ſ. g. communis opinio nod) 
an Präjudizien unbedingt gebunden fein dürfe, zu dem unrichtigen Ertrem,. daß auf Mei— 
nungen der Nechtölehrer und ältere Ausiprüche der Richter feine Rüdficht genommen 
werden folle. Ya man trante den Gerichten die Entfcheidung eigentlich zweifelhafter Fra— 
gen gar nicht zu, fondern wies fie an, im ſolchen Fällen bei ver in Berlin errichteten 
Gefegescommiffion anzufragen. Confequenterweife mußte man bei Abfaffung des Gefeß- 
buches Sorge tragen, die möglicherweife vortommenden Streitfälle, ſoweit tbunlich, von vor 
herein zu enticheiden; die Folge hiervon war die Aufnahme zahlreicher caſuiſtiſcher Säge, 
welche eines allgemeinen Principes entbehren und eben deshalb ftatt deutlich zu fein, erſt 
recht zu Zweifeln Veranlaffung geben, nur daß diefe Zweifel wiſſenſchaftlich unfruchtbar 
find und lediglich für dürre Wortftreitigkeiten Raum bieten. 

Diefem Standpunkt entfpricht auch der materielle Inhalt des Geſetzbuches. So löb— 
(ich e8 ift, daß die Nüdjicht auf die Billigfeit und Treu und Glauben überall in den 
Vordergrund geftellt wird, fo mußte diefelbe Doch, da der Gefetsgeber auch in dieſer Hin: 
ficht feine eigene Vernunft als oberften Regulator amerfannte, häufig zu einer aequitas 
cerebrina führen, die weniger dazu dient, Härten zu wermeiden, als die juriftiiche Con- 
jequenz abzuſchwächen. Hand in Hand mit der Bevormundung des Richters gebt ferner 
eine gleiche Tendenz in Betreff der Staatsangehörigen, auf welche das Geſetz Anwendung 
finden follte. Im der Abficht, Ueberwortheilungen unmöglich zu machen, werden Cautelen 
aufgeftellt, die den Verkehr erſchweren und wie 3. B. die für den Abjchluß der Verträge 
vorgefchriebenen Formen, vielfach) das Gegentheil won dem bewirken, was dabei bezwedt war. 

Zu dem allem kommt, daß zur Zeit der Abfaſſung des allgemeinen Landrechts Die 
Grundlagen des gemeinen Rechts, das römiſche und deutſche Necht, noch in einer wenig 
genügenden Weiſe erforicht waren und daß auch hierdurd viele Mißverſtändniſſe veranlaft 
wurden. Endlich iſt auch das Syſtem des Yandredits fehlerhaft und wie jede unrichtige 
Syſtematik zugleich die Quelle irrthümlicher Auffaffungen. Dies Syftem beruht auf dem 
Princip der jubjectiven Rechte, d. h. auf den Beziehungen, melde fid) aus den einzelnen 
Rechten für das berechtigte Subject ergeben. Hiernady zerfällt das Geſetzbuch in zwei 
Theile, von denen der erfte die einzelne Perfon als Subject von Vermögensredhten, der 
zweite Dagegen die Stellung derſelben in dem Kreife der Familie und der Hausgenoſſen— 
ihaft, ſowie in dem weiteren Zufammenhang geiellfchaftliher Verbände und der Stände— 
gliederung zum Gegenftande hat, demnächſt aber zum Staatsorganismus jelbft aufiteigt. 
Daß die Nedactoren fich entjchloffen haben, die alte unpafjende Schuleintheilung nach den 
drei Nechtsobjecten aufzugeben, ift nur zu billigen, allein der von ihnen ftatt deſſen ein— 
geichlagene Weg war ebenfall® nicht der richtige. Ein Syſtem, welches dem Stoffe gerecht 
werden will, wird immer von dem Wefen der vwerjchtedenen Rechte ausgehen und daher 
diefe ſelbſt gegenftändlih auffaſſen müſſen. Indem die Nedactoren diefen Gefichtspunft 
außer Act Liegen, gelangten fie zu einer Berflüchtigung des Nechtöftoffes, die für eine 
flare Erkenntniß nnd Darftellung vdefielben keineswegs fürderlih war. So wird z. 2. 
das Eigenthum ganz abitract als Vermögensmacht überhaupt definirt, in Folge deſſen ge= 
langen die Obligationen lediglich als Titel zum Erwerbe des Eigenthbums zur Geltung, 
während das Erbrecht gänzlich zerriffen und theils im erjten, theils in Verbindung mit 
dem Familienrecht im zweiten Theil abgehandelt wird. 

Alle diefe Mängel bewirken, daß das Landrecht der willenfcaftlichen Behandlung 
eine nicht geringe Sprödigkeit entgegenfegt und es hat lange genug gedauert, bis dieſe 
überwunden wurde und bis eine preußiſche Rechtswiſſenſchaft entitand, welche diefen Namen 
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in der That verdiente. Andererjeits jtehen aber den Mängeln Vorzüge gegenüber, die 
denfelben nicht mur die Wage halten, fondern bei Beurtheilung des Werkes im ganzen 
den Ausfchlag geben müſſen. ‘Das preußifche Geſetzbuch bat, wenn auch in umvolltom- 
mener Weiſe, doch zuerft den Beweis geliefert, daß eine organifche Verſchmelzung der 
beiden Beftandtheile, aus denen unfer pofitives Recht hervorgegangen ift, nicht zu den 
Unmöglichfeiten gebört, und daß es möglich ift, dem deutſchen Volke ein einheimiſches 
vaterländifches Geſetzbuch zu bieten. Hier zum eriten Male wurde die Fähigkeit der 
deutichen Sprache dargethan, dem Recht einen gefetlichen Ausprud zu geben, man braucht 
nur einen flüchtigen Vergleih mit dem Codex Maximilianeus und Friderieianus an- 
zuftellen, um zu erſehen, auf einer wie viel höheren Stufe das Landrecht in diefer Hin— 
ficht fteht. "Während namentlich der Codex Maximilianeus nod ein faft barbartiches 
Gemiſch von deutjehen und Iateinifchen Ausdrücken enthält, ift das preufifche Landrecht 
von fremder Beimiſchung beinahe ganz frei und die Hunftausprüde find in einer zum 
größten Theil durchaus angemefjenen Weife übertragen. Das Beifpiel, welches durch 
das Yandredht gegeben wurde, bat denn auch zur Nacheiferung angeregt und man darf 
mit vollem Recht das preußiſche Geſetzbuch als den Vorläufer einer gemeinfamen deutſchen 
Geſetzgebung anfehen. Wenn man deshalb auch die Spaltung, welche durch die Codifica— 
tion Friedrichs des Großen zuerst in der deutjchen Nechtsentwidelung herbeigeführt wor— 
den ift, beflagen mag: von einem höheren Geſichtspunkt aus erfcheint fie als ein noth— 
wendiged Durchgangsftadium für die Nechtseinheit des geſammten deutjchen Volfes. 

Das preußifche Yandrecht ift zwar vorzugsweiſe privatredhtlichen Inhalts, beſchränkt 
fih aber nicht ausichlieflih auf das Privatrecht, ſondern umfaßt feiner Anlage ent 
Iprechend im zweiten Theil auch viele Parthien des öffentlichen Rechts. Der legte Titel 
diefes Theils enthält Das inzwiſchen durch das Strafgeſetzbuch vom 14. April 1851 be 
jeitigte Criminalrecht. Das Privatrecht wird im weiteften Umfang behandelt, jo dafs; nicht 
blos das jus generale, fondern auch Specialvechte, wie Lehnrecht, Handelsrecht, Bergrecht 
eine Stelle finden. 

Wie erwähnt, enthält das Geſetzbuch nur ſubſidiäres Necht, es ift innerhalb feines 
Geltungsbereiches an die Stelle der bisherigen gemeinen Nechte getreten. Anfänglich war 
beabfichtigt, zugleich mit dem Landrecht Godificationen der Provinztalvechte zu veröffent— 
lichen, fpäter wurde die Frift hierzu noch um zwei Jahre erftredt, indeß ift der Plan 
auch innerhalb dieſes Zeitraums nicht zur Ausführung gelangt und es find in der Folge 
überhaupt nur zwei Provinztalgefegbücher publicirt worden, das oftpreußijche im 3. 1801 
und das weitpreußiiche im 3. 1844. Im Betreff aller übrigen verblieb e8 bei Entwür— 
fen, bis man die Abficht gänzlich aufgab. Hinfichtlich diefer Prorinzialvechte iſt es daher 
lediglich bei dem bisherigen theils ungefchriebenen, theils in bejonderen Gefegen nieder 
gelegten Recht belafjen worden. 

Seit dem Jahr 1817 wurde eine Revifion des preußiſchen Landrechts ins Wert 
geſetzt. Bon 1843 bis 1848 ftand Savigny an der Spige des eigens zu dieſem 
Zwede gegründeten Miniſteriums; das ganze Unternehmen bat indeß ebenfall nur zu 
einem Entwurf geführt, der nicht ins Leben getreten ift. 

Aus ganz Ähnlichen Bedürfniffen und Anregungen wie Das preußiſche Landrecht iſt 
das öfterreihifhe Geſetzbuch hervorgegangen.) Im Jahre 1753 fette Maria 
Therefia eine Commiſſion ein, um allen ihren Erbländern „ein ficheres gleiches Necht und 
eine gleichförmige Berfahrungsart” zu geben. Die Commiſſion follte ſich auf das Privat: 


) Unger, Syſtem des öfterreiciichen allgem. Privatrechts, 2. Aufl, I, S.5ff.; v. Kird- 
ftetter, Commentar zum öſterreichiſchen allgem. bürgerlichen Geſetzbuch, S. 1 fi 
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recht beichränten, joviel möglich Das bereit8 übliche Recht beibehalten und die verfchiedenen 
Provinzialrechte , ſoweit die Berhältniffe es geftatteten, in Uebereinftimmung bringen. 
Dabei jollten das gemeine Recht und die beften Ausleger deſſelben, ſowie die Gefege an— 
derer Staaten unter fteter Rückſichtnahme auf das Naturrecht benugt werden. Ein Plan 
für diefe Commiſſion wurde vom Brofeffor Azzoni aus Prag entworfen, nad) demjelben 
jollte das Werk in drei Theile: Perfonen-, Sachen- und Obligationenvedht zerfallen; in 
Folge fortwährender Meinungsverjchiedenheiten, ſowie eines jehr umftindlichen Gejchäfts- 
ganges kam indeß im Berlauf von drei Jahren nur der erfte Theil des Entwurfs zu 
Stande. Jene Commilfion wurde hiernächſt ganz aufgelöft und die Arbeit dem Profeffor 
Azzoni und Hofrath Holger allein übertragen; an die Stelle des erfteren trat nach 
feinem 1760 erfolgten Tode der Hofrath Zenker, der den Civilcoder übernahm, wäh- 
end Holger feine Thätigkeit dem Criminalgefebuch widmete. Der Entwurf des Civil- 
rechts wurde 1767 vollendet, er umfaßte indeß nicht weniger ald acht Foltobände und mar 
in Inhalt und Form äufßerft fchleppend und ſchwerfällig. Mit Recht verfagte Maria 
Thereſia auf Antrag des Fürften Kaunitz demfelben ihre Genehmigung und befahl die 
Anfertigung eines Auszuges, bei welchen alles, was nicht in den Mund des Gefetsgebers, 
jondern nur ad cathedram gehöre, weggelaffen, möglichfte Kürze, Deutlichkeit und Sim— 
plicität Beobachtet und feine unbedingte Unterwerfung unter die römischen Gejege ftattfin- 
den, fordern überall die natürliche Billigfeit zu Grunde gelegt werden ſollte. Erſt nad) 
dem Tode Maria Thereſia's (1782) wurde der durch den Regierungsrath Horten auf 
diefer Grundlage angefertigte erfte Theil des Werkes vorgelegt, melder das Perjonenrecht 
enthielt und nad einer nochmaligen Umarbeitung 1787 als ſ. g. Joſephiniſches Gejet- 
buch publicirt worden ift. 

Bon neuem feste Kaiſer Yeopold unter Vorſitz des Freiherrn von Martini eine 
Hofcommiffion zum Zwed der Geſetzgebung ein, aus deren Arbeiten in den Jahren 1794 
bi8 1796 ein Entwurf in drei Theilen hervorging, Ver im folgenden Jahre in Oft: und 
Weitgalizien eingeführt wurde. Gleichzeitig wurde dieſer Entwurf Gommifjionen in den 
einzelnen Provinzen, jowie den juriftiichen Facultäten zur Begutachtung mitgetheilt; die 
Gutachten derjelben, die bis zum Jahre 1801 eingingen, wurden durch eine eigene Com: 
miſſion, deren Referent der Naturrechtölehrer Zeiller war, geprüft, darauf fand eine 
nochmalige Revifion im Schoße derjelben und ſchließlich noch eine Erörterung im Staatö- 
rathe ftatt. Erſt nachdem der Entwurf alle dieſe Stadien durchgemacht hatte, wurde er 
am 7. Juli 1810 genehmigt und mittelft Patentes vom 1. Juni 1811 als allgemeines 
bürgerliches Geſetzbuch zunächſt in den deutſchen Erbländern publicirt. Das öfterreichifche 
Geſetzbuch zerfällt nach einer kurzen Einleitung in drei Theile; der evfte handelt vom 
Perjonenrechte, der zweite vom Sachenrechte, der dritte von den gemeinſchaftlichen Beſtim— 
mungen der Perfonen= und Sachenrecht. Im erften Theil ift herkömmlicherweiſe auch 
das Familienrecht enthalten. Eigenthümlich ift die Eintheilung der Sachenrechte in ding— 
lie Rechte und perſönliche Sachenrechte, erftere find ſolche, welche einer Perfon über 
eine Sache ohne Nüdjicht auf gewiſſe Perfonen zuftehen; lettere folche, welche zu einer 
Sache nur gegen gewiffe Berfonen entftehen. Zu den erfteren werben gerechnet: Beſitz, 
Eigenthum, Dienftbarteiten, Pfandrecht und Erbredt; die zweite Klaſſe bilden die Obli— 
gationen. Ganz zufammenhangslos ift der dritte Theil, der im vier Abjchnitten von der 
Entjtehung, Umänderung, Aufhebung der Rechte und VBerbindlichfeiten und endlich von ber 
Verjährung und Erfisung handelt. 

Abweichend von dem preußiſchen Yandredyt hat das üfterreichiiche Geſetzbuch nicht blos 
ſubſidiäre Geltung. Urſprünglich wollte man zwar auch in Defterreich nad) preußiſchem 
Vorbild die Brovinzialrechte in befonderen Geſetzbüchern ſammeln, indeß wurde dieje Idee 
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ſpäter aufgegeben und Durch ein Decret vom 13. Juli 1811 geradezu erflärt, „Daß Se. 
Majeftät feinem bejonderen Recht oder Statuten für die einzelnen Provinzen neben dem 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuch Statt zu geben befunden babe”. Die in dem Geſetzbuch 
enthaltene Beſtimmung, daß die nad der Kundmachung deſſelben von den Landesfürſten 
ausdrüdlich beftätigten Statuten einzelner Provinzen und Landestheile Gefegestraft haben 
jolten, iſt demnach nicht zur Verwirklichung gelangt. Das Gewohnheitsrecht wird noch 
ungünftiger behandelt als im preußiſchen Yandrecht, auf Gewohnheiten joll nur in Den 
Fällen, in welchen ſich ein Geſetz darauf beruft, Rücdficht genommen werden (Art. 11). 
Da dies aber in der That nirgends der Fall ift, jo iſt diefer Rechtöquelle jede Anwend- 
barfeit verfagt. Dagegen wird der Richter da, wo ſich die Entjcheidung weder aus den 
Worten, noch aus dem natürlichen Sinne eines Gejeges entnehmen läßt, auf die Analogie 
und in subsidium auf die „natürlichen Nechtsgrundfäge” hingewieſen. 

Dem Gegenftande nach beſchränkt fich das öſterreichiſche Geſetzbuch auf Das Privat- 
vecht und zwar auf das jus generale; die Specialrechte bleiben gänzlich ausgeſchloſſen. 
Ebenfo find alle |. g. politiichen Gejege außer Betracht gelaffen, diefer Begriff ift weiter 
gefaßt, ald gemöhnlich zu geichehen pflegt, jo daß z. B. auch Hypothelen- und Vormund— 
ſchaftsordnungen, ſowie die Beitimmungen über die Verlaffenihaftsabhandlung dahın ges 
zählt werben. Rüchſichtlich dieſer Materie hat das Geſetzbuch den früheren Rechtszuſtand 
nicht verändert. 

Die Klippe der Caſuiſtik ift in dem öfterreichiichen Gejegbuc vermieden, der Inhalt 
ift faft überall auf allgemeine Begriffe reducirt, jo dag der Umfang des Ganzen im Ber: 
gleich zum preußiſchen Landrecht jehr compendiss iſt Wenn Dies als ein Vorzug be- 
trachtet werben darf, jo tft andererjeits damit doch auch ein Mangel verbunden, : infofern 
die allgemeinen Grundſätze vielfach dürftig und unlebendig find und den Richter bei der 
Entſcheidung einzelner Fälle im Stich laſſen. Die Berweifung auf die Analogie und das 
natürliche Necht gewährt in ſolchen Fällen erflärliherweife nur eime ſehr proble— 
matiſche Aushülfe. Auch das öſterreichiſche Gefegbuch beruht auf der mangelhaften 
Grundlage, welche Die gemeinrechtliche Wifjenichaft des vorigen Jahrhunderts darbot und 
es find in Folge deſſen vielfach principiell falſche Auffaffungen und verkehrte Begriffs— 
beftimmungen in daſſelbe übergegangen. Wie in Preußen bat es aud hier lange ge— 
Dauert, bis die Fortichritte der neueren Wiffenfhaft für das Particularrecht fruchtbar 
gemacht wurden; durch das zuerjt 1856 erjchienene, bisher noch unvollitändige Meifter 
werk von Unger ift diefem Mangel für einen Theil des Gejegbuches auf das glänzenpfte 
abgeholfen und die ſeitdem dem öfterreichiihen echt zugemendeten Bemühungen haben, 
eben weil fie von einem wahrhaft willenichaftlichen Geifte belebt find, auch auf Das ge— 
meine Recht den förderlichſten Einfluß ausgeübt. 

Nächft dieſen beiden einheimiſchen Geſetzbüchern ift hier der franzöfiihen Codi— 
fication zu gedenken, 1) welde im Gefolge der Napoleonifchen Kriege nach Deutichland 
eingedrungen und von der folgenfchwerjten Bedeutung für die Entwidelung unſerer Rechts— 
zuftände geworben ift. Frankreich zerfiel von alteröher in das pays du droit derit und 
pays coutumier, jened den mehr romanischen Süden, diejes den Norden umfallend. In 
letzterem bildete das römische Recht, im jenem das bejonders ſeit Ende des fünfzehnten 
Jahrhunderts aufgezeichnete, großentheils auf germaniſcher Grundlage beruhende, pro— 
vinzielle und Locale Statutarreht (droit coutumier) den Hauptbeitandtheil des geltenden 
Rechts. Doc fehlte es weder in dem pays du droit &erit ganz an Coutumes, noch 


') Badariä, Handbuch des franzöſiſchen Civilrechts, herausgegeben von Auſchütz, Bd. I. 
$. 7 igg.; Schäffner, Geſchichte der Rechtsverſaſſung in Frankreich, Bd. 4, ©. 304 fg. _ 
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war im Norben das römiſche Recht völlig ausgeſchloſſen. Denn eimerjeitd hatten im 
Yaufe der Zeit die Coutumes jelbft vielfach römische Elemente in ſich aufgenommen, ans 
dererſeits lam auch abgefehen hiervon in dieſen Ländern das römifche Recht zur Geltung, 
wenngleich mehr als raison derite wie als unbedingt anmwendbare Norm. So beftand 
in den einzelnen Theilen des frangöfifchen Reichs ähnlich wie in Deutfchland eine bunte 
Mannichfaltigkeit verſchiedener Particularrechte und es mußte deshalb hier ebenfalls das 
Bedürfniß und der Plan einer gemeinfamen Gefetgebung entftehen. Schon die Könige 
des Haufes Valois hegten derartige Abfichten, die Ausführung aber war fpäteren 
Jahrhunderten vorbehalten, fie wurde erſt möglich, ald durch die Revolution und 
den Napoleonismus der Staatsgewalt neue Energie eingeflößt worden war. Gleich 
im Beginne der Revolution wurde dieſe Aufgabe ins Auge gefaßt; bereit3 die Conſtitu— 
tion von 1791 enthielt die Berbeifung: il sera fait un code de lois civiles com- 
munes ä tout le royaume. Dod machte erft der Nationalconvent fich wirflih ans 
Bert; Cambaceres legte als Berichterftatter einer von demfelben ernannten Com: 
miffion im Auguft 1793 einen Entwurf vor, der indeß nicht die Zuftimmung des Con- 
ventes erlangte, weil er nach der Anficht deſſelben nicht entichieden genug mit dem ancien 
regime gebrochen hatte, was freilich nach den mitgetheilten Proben höchſt wunderbar 
erſcheint. Nach Befeitigung der Schredensherrichaft wurden von neuem Berfuche an- 
geftellt, doch ohne glüdlichen Erfolg. Wiederum wurde hierauf in dem Geſetz über die 
Einführung des Confulats (9 Brumaire an VIII) das baldige Ericheinen eines Civil 
geſetzbuchs in Ausficht geftellt und diesmal gab die Perfönlichteit des erften Confuls 
einen Fräftigen Impuls. Er betraute vier Männer: Trondet, Portalis, Bigot 
de BPreameneu und Maleville, mit der Ausführung. Diefelben vertheilten die 
Arbeit nah Materien unter ſich und brachten fie in vier Monaten zu Ende. Der Ent: 
wurf gelangte nach einer Begutachtung durch die Appellationsgerichte und den Caſſations— 
bof an Den Staatörath, am deſſen Berathungen Bonaparte jelbft thätigen Antheil nahm. 
Hierauf gingen die einzelnen Titel des Gejegbuches am die gejetgebende Verſammlung, 
in welcher Regierungsredner ein expose des motifs de la loi beifügten. Die legtere 
beichloß jedoch auf Antrag des Tribunats Verwerfung des erften Titeld und da in Be- 
treff des zweiten Titel ein gleicher Antrag geftellt war, jo wurden tm Januar 1802 
ſämmtliche Vorſchläge zurücdgezogen. In den Jahren 1803 umd 1804 erfolgte eime 
neue Vorlage und nunmehr die Annahme ſämmtlicher Borichläge. Das ganze Wert 
wurde durch ein Geſetz vom 30. Bentöfe XII (20. März 1904) ald Code eivil des 
Frangais promulgirt; im Jahr 1807 nach Einführung der faijerlichen Regierungsform 
erhielt dafjelbe den Titel Code Napoleon. 

Das franzöfiiche Civilgeſetzbuch bejteht aus drei. Büchern, denen ein titre prelimi- 
naire voraufgeht. Das erfte Buch handelt des personnes (Perfonen= und Yamtlien- 
recht), Das zweite des biens et des differentes modifications de la propriete (Ein- 
theilung der Sachen, Eigenthum, Perjonal= und Prädialfervituten), das dritte des diffe- 
rentes manieres dont on acquiert la propriete (Erbfolge, Schenkungen unter Yebenden 
und Teftamente, Obligationen, Sicherungsmittel, Verjährung). — Das Verhältniß zum 
früheren Recht ift Durch das, Einführungsgeſetz dahin beftimmt, daß durch den Code 
ſowohl das römiſche Recht wie die Ordonnanzen, Coutumes, Statuten und Reglements, 
ſoweit fie ſich auf Gegenftände beziehen, die im Code berührt werden, ihre Geltung ver: 
loren haben. Mit anderen Worten: für das ganze Gebiet des Civilrechts kommen alle 
dieje Rechtöquellen höchſtens noch als Hilfsmittel für die Interpretation in Betracht. 
Nur die Fälle, im denen der Code fich ausdrüdlich auf Gewohnheiten oder auf frühere 
Geſetze beruft, machen hiervon eine Ausnahme. 
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Seinen Inhalt hat der Code zum großen Theil aus dem bis dahin im 
Frankreich geltenden Recht geichöpft. Vielfach Liegen die Coutumes zu Grunde und 
namentlich hat die coutume de Paris Berüdfichtigung gefunden, daher erklärt es fich, 
daß die Beftimmungen deſſelben jo Häufig auf germaniiche Wurzeln zurückweiſen. Was 
den Werth des Geſetzbuches anlangt, jo gilt dafjelbe den Franzoſen al8 ein Gegenftand 
des Nationalftolzes, als ein würdiges Denkmal ihrer glorreichften Zeit. Deutjche Be— 
urtheiler haben ihm Unvollſtändigkeit, Oberflächlichkeit, eine mechanifche und unwiſſenſchaft- 
liche Behandlungsweife vorgeworfen. Savigny nennt ihn geradezu eine politiſche 
Krankheit. Daß dieſe Ausftellungen in vieler Hinficht begründet find, läßt fich nicht 
leugnen, die Gerechtigkeit erfordert aber, ihnen gegenüber die präcife, logiſche Sprache, 
die Durchfichtigfeit, Schärfe und Kürze der einzelnen Beitimmungen als Vorzüge ans 
zuerfennen. Wenn man ferner mit Recht einen Nachteil darin erbliden mag, daß 
häufig das politiiche Element über das techniſche das Uebergemicht erlangt bat, jo bat 
doch andererſeits gerade dieſe politifche Tendenz die Wirkung gehabt, daß die Rechts— 
gleicäheit gegenüber den zahlreichen Zerflüftungen und Abhängigfeitsverhältnifien, welche 
namentlich in Folge der Ständeunterſchiede das Privatrecht bis dahin getrübt hatten, 
zum vollften Ausorud gekommen if. Diefe Bedeutung des Code bat denjelben auch 
den Bewohnern des linken Rheinufers vorzugsweife werth gemacht und er ift m Folge 
deffen troß der einflußreichften Beſtrebungen der Reſtaurationszeit bis heute in Rhein— 
preußen, Rheinbaiern, Rheinheſſen und in eimer vom Original wenig abweichenden 
authentischen Ueberjegung im Großherzogthum Baden in Geltung geblieben. 


Mit dem Wiedererwachen des Nationalgefühls, meldes in Folge der Freiheits— 
friege eintrat, wurde von neuem der Wunſch nach einem gemeinfamen deutjchen Geſetzbuch 
erregt. Nach der Abwerfung des fremden Joches verlangte man zwar die Bertilgung 
der von der Fremdherrſchaft zurüdgelaffenen Spuren aud auf dem Gebiete Des Rechts, 
aber man fträubte ſich doch ebenfo gegen eine unbedingte Wiederherftellung der früheren 
Zuftände. Die Herbeiführung eines allgemeinen bürgerlichen Rechts für ganz Deutjch- 
land jchren bei dem Aufſchwung der Geifter nicht nur innerhalb des Erreichbaren zu 
liegen, jondern auch einen wünſchenswerthen Exfat für das fehlende Band politiidher Ein— 
heit darzubieten. Diefer Gefinnung wurde durch Thibaut in der 1814 erſchienenen 
Flugſchrift „über die Nothwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Nechts für Deutich- 
land“ ein warmer Ausprud verliehen !) Er verlangte, daß ein deutſches National 
geſetzbuch von Deputirten aus allen deutſchen Yändern abgefaßt und demnächſt „wie ein 
Völkervertrag unter die feierliche Garantie der auswärtigen großen allürten Mächte 
geftellt werde.‘ 

An diefe Thibaut'ſche Schrift knüpft fich eine Polemik, die ſowohl um ihrer ſelbſt 
willen wie wegen des Einfluffes, ven fie auf die Kichtung der gejammten deutſchen 
Nechtsentwidelung gehabt hat, von der allergräßten Bedeutung ift. Angeregt durch Sa— 
vigny’S berühmte, unmittelbar gegen Thibaut's Vorſchläge gerichtete Schrift: „vom Beruf 
unferer Zeit für Geſetzgebung und Nechtsmilienichaft” 2) verpflanzte fie ſich bald in 
weitere Kreife umd nahm einen über die gewöhnlichen Dimenfionen wiſſenſchaftlicher 
Streitfragen weit hinausgehenden Umfang an. 


) Wieder abgedrudt in des Berfaflers ciwiliftifhen Abhandlungen, Heibelberg 1814, 
S. 404 — 466. 
2) Zuerſt ebenfalls Heidelberg 1814, in zweiter Aufl. 1828 erſchienen. 
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Savigny erhob gegen jene Forderung zunächft den Einwand, daß die Zeit zur Ab— 
faffung eines derartigen Gejegbuches nicht veif ſei; es fehle ſowohl die wiſſenſchaftliche 
Befähigung wie diejenige Bildung der Sprache, welche zu einem präcifen Ausdrud juriftifcher 
und namentlich geieglicher Beftimmungen erforberlih jet. Dies fuchte ev durch einen 
Hinweis auf die Mängel der Rechtswiſſenſchaft feiner Zeit, jowie durch eine ausführliche 
Erörterung der bereit8 vorhandenen Gejetsbücher und der ihnen anhaftenden Unvolltommen= 
heiten näher zu begründen. Allein wenn hiernach auch ſpäteren Generationen die Mög- 
lichkeit, ein derartiges Werk zu Stande zu bringen, nicht gerade abgeſprochen wurde, fo 
war body der Kern der Schrift gegen jede Cobification, wenigftend auf dem Gebiet des 
materiellen Rechts gerichtet. ALS das Wünſchenwertheſte wurde bezeichnet, daß das Recht 
durch Die inneren ftilwirkenden Kräfte der Vollsüberzeugung fortgebildet und daß der Zu— 
ſammenhang diefer Entwidelung durch Eingriffe des Geſetzgebers möglichft wenig unter 
brochen würde. Demnad verlangte er für die Yänder, wo feine Godificationen exiftirten 
oder wo der Code gegolten hatte, der unter allen Umftänden bejeitigt werben jollte, Bei- 
behaltung oder Wiedereinführung der früheren Verbindung von gemeinem Recht und Lan— 
deörechten, jo daß die geſetzgeberiſche Thätigfeit ſich hier, von politiſchen Geſetzen abgefehen, 
weientlich auf die Entſcheidung von Controverſen und auf eine Verzeichnung alter Ge— 
wohnheiten beſchränken jollte. In Defterreih und Preußen dagegen, wo bereits einhei- 
miſche Geſetzbücher eriftirten, jollte ein wiffenjchaftliches Studium des Nechts, namentlich, 
auf Hiftorifchem Wege, den unterbrochenen Zuſammenhang mit dem gemeinen Recht mög- 
(ichft mwiederherftellen. Die Vertiefung in die geichichtliche Seite des Rechts forderte Sa— 
vigny auch von den gemeinrechtlihen Yuriften und in der hierdurch anzubahnenden wiſ— 
ienfchaftlichen Gemeinihaft fand er zugleid das wirkfamfte Mittel zur Befeftigung der 
nationalen Einheit und zur Herbeiführung eines nationalen Rechts. 

Das große und umvergänglice Berbienft der Savigny'ſchen Schrift befteht darın, 
daß hier zum erften Mal mit Nachdruck auf die geichichtlihe Seite des Rechts und auf 
die Wichtigkeit der Hiftorifchen Methode bingemwiejen worden if. Sie hat aus dieſem 
Grunde eine epochemachende Bedeutung für die Rechtswiſſenſchaft erlangt und darf, wenn— 
gleih die Anfänge jener Richtung weiter zurüdliegen, doch als der eigentliche Ausgangs- 
punkt jener vechtöwiffenjchaftlichen Schule betrachtet werden, die fich vorzugsweiſe die hiſto— 
rifche nannte und deren Anhänger mit ebenfo viel Eifer ald Erfolg auf die Wege des 
Meifterd eingingen. So dankenswerth aber auch der Impuls ift, der hierdurch den wiſ— 
jenichaftlichen Beftrebungen gegeben murde, jo iſt es andererjeits zu beflagen, daß die 
Argumentationen Savigny’s, freilich ohne den Willen ihres Urhebers, zu einer Art Partei- 
programm gemacht wurden für alle diejenigen, welche aus irgend einem runde den 
populären Forderungen der Zeit nicht genügen mochten. Da ſich im Gegenſatz hierzu 
gleichfalls eine Partei ſammelte, jo konnte es nicht fehlen, daß fich die Unbefangenheit des 
Urtheils trübte und daß auf beiden Seiten vielfach extreme und unbaltbare Meinungen 
verfochten wurden. 

Trotz der Wandelumgen, welche fi) während der mehr denms fünfzig Jahre feit dem 
Erfcheinen der Savigny'ſchen Schrift ſowohl in der politiichen Geftaltung wie in den An— 
ſchauungen der deutfchen Nation vollzogen haben, find diefe Gegenſätze aud) jetzt noch nicht 
völlig gehoben. Der Ruf nach Gejegbüchern für Deutjchland im allgemeinen und ſpe— 
cell Für die Yänder des gemeinen Rechts Hat fich durch die Bedenken der hiftoriichen 
Schule nicht abweiſen laſſen, ift im Gegentheil immer lauter geworden und hat in immer 
weiteren Kreifen Anerkennung und zum Theil auch Berwirflihung gefunden. Andererfeits 
jind es im ganzen ſtets diefelben Befürchtungen, die ſich jedem neuen Schritt in dieſer 
Richtung entgegenftellen, daß die Freiheit der willenichaftlicen Bewegung und der praf- 
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tifchen Anwendung gehemmt, die Continuität der Entwidelung unterbrochen werben würbe. 
Bon einer gemeinfamen Gefeßgebung für ganz Deutſchland insbejondere beforgt man eine 
todte Uniformität, die allerdings, wenn fie ſich blos in der Unterbrüdung der Beſonder— 
heiten wirkſam zeigen und nicht jelbft die Quelle neuen Lebens fein würde, gegenüber ber 
Mamnichfaltigkeit der Particularrechte fein Fortſchritt wäre. 

Was zunächſt die Codificattonen einzelner deutſcher Länder anlangt, jo find neuer- 
dings Entwürfe zu Civilgefegbüchern in Heffen Darmftadt (1842) und in Baiern 
(feit 1861) publicirt worden. Der heſſiſche Entwurf ſcheint liegen geblieben zu fein und 
nicht weiter verfolgt zu werden. Dagegen befindet ſich der baterijhe im gegenwärtigen 
Augenblid bereitd in einem vorgerüdten Stadium der Berathung. Gerade in Baiern 
wird das Bedürfniß nad einer Codification befonders lebhaft empfunden, weil hier durch 
die politifchen Ereigniſſe ſehr verſchiedenartige Beftandtheile zu den alten Provinzen hinzu— 
gekommen find ımd in Folge deſſen eine größere Verſchiedenartigkeit des Rechts und der 
rechtlichen Grundlagen vorhanden ift, als vielleicht in einem anderen deutſchen Staate. 
Aus dem oben Bemerkten erflärt fi, daß man, um diefem Mangel abzubelfen, auf ein 
neues Werf bedacht fein mußte und nicht etwa vom Codex Maximilianeus ausgeben 
konnte. 

Wirflih zu Stande gekommen ift in meuefter Zeit ein Civilgefegbuch für das Kö— 
nigreih Sachſen. Der Plan einer Codification datirt hier au dem Anfang dieſes Jahr— 
hundert, doch wurde erit 1846 zu diefem Zweck eine Commiſſion eingejegt. Der Entwurf, 
der aus den Berathungen verjelben hervorging, wurde in den Jahren 1851 und 1852 
mit allgemeinen und fpeciellen Motiven veröffentlicht, in Folge der eingegangenen Beurthei— 
lungen, namentlid in Folge einer jehr ungünftigen Kritif von Wächter *) aber zurüd- 
gezogen und nochmals umgenrbeite. Das Ergebniß diefer Umarbeitung, welches dem— 
nächft auch die Zuftimmung der Ständeverfammlung erhalten hat, ift das am 2. Januar 
1863 publicirte, jeit dem 1. März 1865 in Wirkſamkeit getvetene bürgerliche Geſetzbuch. 
Daſſelbe zerfällt in fünf Theile: Allgemeine Beftimmungen, Sachenrecht, Recht an For— 
derungen, Yamilien= und Vormundſchaftsrecht, Erbſchaftsrecht. Der Inhalt erftrect fich 
nur auf das allgemeine Privatrecht, nicht auf die Specialrechte, inſoweit aber werben alle 
früheren Geſetze, deren Gültigfeit nicht ausdrücklich worbehalten ift, aufgehoben. Das 
Gewohnheitsrecht ift überhaupt nicht als Nechtöquelle anertannt ; Gewohnheiten kommen 
nur ald Interpretationsmittel bei der Begründung jubjectiver Rechte in Betracht. 

Den auf eine gemeinfame Geſetzgebung abzielenden Beftrebungen wurde durch einen 
Antrag Ausdrud verliehen, welchen zehn Regierungen, darunter Baiern, Sachſen und 
Würtemberg, bei der vormaligen Bundesverfammlung ftellten. Der Antrag ging auf 
eine Erwägung der Frage, ob und inwieweit eine gemeinfame Civil- und Griminalgefeg- 
gebung wünfchenswerth und durdführbar erjcheine. Der hierüber erftattete Ausſchuß— 
bericht erfannte den Wunfch und das Bedürfniß im allgemeinen an, wollte jedoch zunächſt 
nur einzelne Theile des Civilrechts in Angriff genommen willen und beantragte die Nie— 
derjegung einer Commiſſion in Dresden zum Entwurf und zur Borlage eines allgemeinen 
Geſetzes über die Nechtögeichäfte und Schulpverhältniffe (Obligationenrecht) für die deut- 
ſchen Bundesjtaaten. Die Majorität der Bundesverfammlung ſtimmte diefem Antrage 
zu (13. November 1862) ; eine Minorität, Preußen an der Spite, proteftirte, weil ſolche 
Geſetze nicht mehr zu den der Competenz des Bundes unterliegenden gemeinnügigen Anord— 
nungen gehörten. Auf Grund jenes Beihluffes trat am 5. Januar 1863 eine Commiſ— 
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fion in Dreöven zufammen, die bis zum 28. Mai 1866 tagte und nach zmeimaliger 
Lefung einen Gejegentwurf zu Stande brachte, dem jedoch wegen der inzwiſchen eingetre- 
tenen politischen Ereigniffe bisher keine Folge gegeben worden ift. 

Die Berfafjung des Norbdeutihen Bundes zählt die Herftellung eines gemeinfamen 
Obligationenrecht8 ebenfalls zu den Aufgaben der Bundesgeſetzgebung. — 

Schließlich fei uns noch geftattet, unferen eignen Standpunft zu der Frage, ob ein 
gemeinfames Civilgeſetzbuch für ganz Deutfchland wünſchenswerth ift, kurz darzulegen. 
Wir würden diefe Frage durchaus bejahen. ine ſolche Codification ſcheint ung ein Be— 
dürfniß zu fein, das ſowohl aus unferen rechtlichen wie aus unferen politifchen Zuſtän— 
den hervorgeht. Die in den Ländern des gemeinen Rechts zu Grunde liegende Verbin— 
dung zwifchen fremden Recht und Landesrechten entfpricht feineswegs den Anforderungen 
welde an einen gejunden Rechtszuſtand zu ftellen find, das Berlangen nad) einer in var 
terländifcher Sprache abgefaßten überfichtlichen Geſetzgebung ift völlig berechtigt. Denn 
wenn auch zugegeben werden muß, daß bei unjeren complicirten Berhältniffen das Recht 
niemals ganz in den Befig der Laien übergehen kann, jondern daß deſſen Erforfchung und 
Handhabung ſtets den Gegenftand einer befonderen Berufsthätigfeit bilden wird, fo ift 
doch andererjeitd eine gewiſſe Popularität won jedem Recht zu beanfprucen. Die Rechts- 
normen ſollen möglichſt Kar und verftändlich, denen, weldye durch fie beherrſcht werben, 
möglichft zugänglich fein. Diefen Anforderungen entſpricht aber die Entwidelung. des ges 
meinen Rechts gewiß nicht und deswegen hat auch hier ganz unabhängig von allen po— 
litiſchen Motiven die codificatorifche Nichtung immer weitere Fortichritte gemacht. 

Ferner aber bleibt zu erwägen, daß die Frage, auch wenn man fie lediglich auf Das 
Privatrecht beichränft, doch im engften Zuſammenhang mit der allgemeinen ftaatlichen Ent— 
widelung fteht. Ye mehr man Davon durchdrungen ift, daß, wie Savigny fagt, Das Recht 
fein Dafein für ſich hat, jondern daß fein Weſen das Leben der Menfchen felbft iſt, von 
einer bejonderen Seite angelehen : defto weniger wird ſich die politiiche Bedeutung auch 
des Privatrechts verfennen laſſen. Dieſe Bedeutung zeigt fich ſowohl in der Einwirkung, 
welche die Privatrechtöpflege auf die Förderung des Staatslebens ausübt, wie darin, dafı 
die Geftaltung des ftantlichen Yebens zu allen Zeiten von dem erheblichften Einfluß auf die 
Bildung des Privatrechts geweſen ift. 

Erkennt man aber an, daß der Charakter des Privatrechts durch politiiche Momente 
weſentlich mit beftimmt wird, jo wird man auch zugeben müſſen, daß in demſelben 
Maße, in welchem das Streben die nationale Zujammengehörigfeit auf ftaatlichem Gebiet 
zu verwirflichen, ftärfer wird, auch die Forderung -nach einem Ausdruck der Rechtseinheit 
dringender hervortreten muß. Sofern man die Berechtigung jenes Strebens zugibt, wird 
auch dies Berlangen unabweislich erfcheinen. Die Erfüllung deſſelben aber kann, wie die 
Dinge bei uns einmal Tiegen, allein auf dem Wege der Geſetzgebung erfolgen. Die Ge: 
meinfamteit der Wiffenfchaft, auf welche Savigny hinweiſt, reicht allein nicht aus, denn 
fie würde, jelbft wenn fie auf jo verichtevenen Grundlagen, wie fie die num einmal vor— 
bandenen Codificationen und das gemeine Necht darbieten, zu erzielen wäre, doch immer 
mur einen Heinen Kreis Auserwählter vereinigen und dem Volke, worauf allerdings Ge— 
wicht zu legen ift, nicht als genügendes Bindemittel erfcheinen. Aus dieſen Gründen ift 
die gemeinfame deutſche Geſetzgebung eine Aufgabe, an die man, wie uns fcheint, wird 
berantreten müfjen, und zwar wird man bierbei immer zur Godification des gefammten 
Privatrechts geführt werden, da die einzelnen Theile deſſelben in viel zu enger Berbin- 
dung mit einander ftehen, al8 daß man fich auf die Dauer mit Einzelgefegen follte bes 
gnügen können. Hiervon macht unjeres Erachtens felbjt das Familien und Intejtaterb: 
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recht feine Ausnahme, für welches man in der Regel die Möglichkeit einer allgemeinen ge: 
jeglichen Grundlage leugnet. 

Der Zweifel, ob die Gegenwart berufen ift, ein ſolches Merk zu unternehmen, muß 
ſchwinden, ſobald einmal die Nothwendigfeit anerfannt ift. Keiner Zeit fehlt der Beruf, 
ein wirklich vorhandenes Bedürfniß zu befriedigen, vorausgeſetzt, daß fie mit Anfpannung 
aller ihr zu Gebote ftehenden Kräfte daran arbeitet. Und ebenjo wenig Halten wir die 
Befürchtung für gegründet, daß ein ſolches Wert den Fortfchritt der Rechtsentwidelung 
hemmen und daß der Buchftabe des Geſetzes den Geift des Rechts tödten würde. Viel— 
mehr würde dafjelbe, wenn in rechtem Sinne angelegt und ausgeführt, jelbft vom natie: 
nalen Geifte belebt fein und anregend, nicht lähmend wirken. Das Handelsgeſetz 
buch und die Wechſelordnung find rühmliche Beiſpiele dafür, dag Codificationen unter 
diefer Vorausfegung den günftigften Einfluß auf die Förderung der Rechtswiſſenſchaft 
haben fünnen. 


11. 


Das Privatredt. 


1. 
Das heufige römifde Recht. 


Brof. Dr. 8. G. Bruns 


in Berlin. 








Digitized by Google 


EI | 


en 


Einleitung. 


8. 1. Das gemeine deutſche Recht ruht auf zwei Grundlagen, einer römtfchen und 
einer deutſchen. Das Verhältnig verjelben ift im Privatrechte ein höchſt eigenthümliches. 
Im Leben und der praftifchen Anwendung find beide auf das engfte verbunden und gehen 
vollftändig in einander über. In der Theorie werben fie dagegen in einer ziemlich ſchar— 
fen Trennung von einander gehalten ; in den afademifchen Borlefungen namentlich und 
den Lehrbüchern werben beide als Pandekten oder heutiges römifches Recht und deutjches 
Privatrecht vollftändig von einander geſchieden. Doc ift die Trenmung nicht fo, als ob 
unter dem erfteren rein römiſches, unter dem anderen alles deutſche Recht gegeben würde. 
Vielmehr verfteht man unter heutigem römiſchem Rechte das römische Recht in feiner heu— 
tigen praftifchen Geftalt, alfo mit allen,den Modificationen, die es durch das kanoniſche 
und deutiche Recht erhalten hat, im deutſchen Privatrechte aber wird das deutſche Recht 
nur infoweit dargeftellt, als es auf jelbftftändigen deutichen Rechts-Ideen und Inftituten 
berußt. Im allgemeinen ift dabei das Verhältnif jo, daß das römische Recht das eigent- 
liche völftändige und zufammenhängende Syſtem des Rechts gibt, das deutſche mehr nur 
in einer Reihe einzelner Aenderungen und Ergänzungen des römiſchen und einzelnen neuen 
Geftaltungen des heutigen Yebens befteht. Die ganze Scheidung ſcheint zumächft ſehr zu— 
fällig nur nad der äußeren Quelle zu fein, indeſſen hat fie ihren tieferen Grund in dem 
Grundcharakter ſowohl des römiſchen als des deutichen Rechts, wie er oben S. 68 bei der 
Gefchichte des römischen Rechts entwidelt if. Das römische Recht hat feine Bedeutung 
bauptfächlich in der Ausbildung der allgemeinen abftracten Grundlagen des Rechts, ſowohl 
im f. g. allgemeinen Theile des Rechts als bei den einzelnen Rechten, das deutſche Recht 
bat ſich Dagegen hauptfächlich in der Entwickelung der befonderen einzelnen Kreiſe des focialen 
und ftaatlichen Organismus bewegt, und die darauf beruhenden befonderen Geftaltungen 
der allgemeinen Rechtöbegriffe zur Ausbildung gebracht. Die Grenze zwijchen beiden ift 
natürlich nicht Scharf, und man hat daher die ganze Scheidung angegriffen und die For— 
derung aufgeftellt, wie das Recht im Leben nur ein zufammenhängendes Ganze ſei, fo 
müſſe e8 aud) im der Theorie zu einem Syſteme verbunden werden, die ftete Trennung 
beider Rechte verhindere jede Mare Auffaffung und Darftellung des wirklich praftifchen 
Rechts. Der Vorwurf ift aber nicht begründet. Die ältere Theorie hatte die Trennung 
noch nicht, allein bei der Verbindung wurden weder das römiſche noch Das deutiche Recht 
in ihrer Eigenthinnlichkeit erfannt, und daher vielfach praftifche Nefultate von fehr un- 
Marer Begründung und zweifelhaften Werthe gewonnen. Grade erft durch die Trennung 
beider Rechte ift Klarheit in ihre Auffaffung gebracht. Man hat namentlich eingejehen, 
daß es im der That zwei verſchiedene Seiten des Rechtslebens find, die durch Die beiden 
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Rechte vepräfentirt werben, und die wirklich eine gewiffe Berichiedenheit der Behandlung 
fordern. Es ift zwar nicht zu leugnen, daß Dadurch zum Theil ein gemiffer übertrie- 
bener, jowohl vomaniftiicher als germaniftiicher Purismus in die Behandlung gebracht ift, 
der die praftiichen Refultate mitunter gefährdet. Mean bat beionders beim römiſchen 
Rechte, deſſen eigenthünnlicher Geift immer etwas Fremdarliges für ung behält, vielfach 
geglaubt, nicht genug die reine Erkenntniß hervorheben zu können, und jeine heu— 
tige praftifche Geftaltung darüber vernachläſſigt. Indeſſen liegt die Gefahr dabei weniger 
in der Trennung des römiſchen Syſtems von den deutſchen Rechtsinftituten, als darin, 
daß man bei den römiſchen Inſtituten ihre Meodification in der heutigen Praris nicht 
in Betracht zieht, ein Fehler und eine Gefahr, Die durch die bloße Verbindung der bei- 
den Syſteme in gar feiner Weife gehoben werden würden. Nur durch Detailunter- 
ſuchungen, nicht durch Geſammtdarſtellungen, läßt ſich dieſes beſeitigen. Aus dieſen Grün⸗ 
den iſt denn auch in der vorliegenden Darſtellung des gemeinen Rechts die Scheidung 
der beiden Rechte beibehalten. 

Dabei hat man ſich nun aber von vornherein ſehr vor der Vorſtellung zu hüten, 
als ob das, was man das Syſtem des heutigen römiſchen Rechts nennt, wirklich einfach 
das römiſche Recht wäre, ſo weit es heute noch gilt. In dieſem heutigen römiſchen Rechte 
ftedt die Arbeit, geiftige Entwidelung und Wiſſenſchaft faft des gefammten modernen 
Europas. Unſer beutiges römiſches Rechtsſyſtem ift keineswegs das wirklich römische. 
Schon im Inhalte ift es von Anfang bis zu Ende durchzogen von modernen Ideen. 
Noch mehr aber ift die ganze Form weſentlich eine neue Schöpfung des modernen Gei— 
ftes, an der faft alle Nationen mit gearbeitet haben. Diejes principielle Erfaſſen, Glie— 
dern und Syftematifiven der Rechtsbegriffe ift Unfere That. Die Römer haben uns aller: 
dings den eigentlichen Hauptitoff dazu geliefert; man darf aber nicht glauben, daß, 
wenn Stoff und Inhalt gegeben fei, damı die Findung der wiſſenſchaftlichen Form eine 
einfache und Leichte Sache ſei. Die Römer haben fie gar nicht gefunden, und bei uns 
hat es Jahrhunderte gebraucht, um fie einigermaßen zu erfaflen. Cine kurze Üeberficht 
über den Entwidelungsgang der romaniftiichen Rechtswiſſenſchaft feit dem Mittelalter 
wird zeigen, wie ſchwer der modernen Wiſſenſchaft Die Aufgabe geworden ift. 

8.2. Will man die Richtung, die der Entwidelung der romaniftischen Wiſſenſchaft 
ſeit den Gloſſatoren zu Grunde liegt, kurz bezeichnen, ſo iſt es der Fortſchritt von ein— 
facher Reception des römiſchen Rechts zu ſelbſtſtändiger wiſſenſchaftlicher Reproduction 
deſſelben. Der Anfang iſt Aufnahme des überlieferten Details des römiſchen Rechts, 
das Ziel Begründung dieſes Details im Geſammtſyſteme des Rechts. Dem entſprechend 
iſt die Methode im Anfange Exegeſe der einzelnen Stellen, am Ziele dogmatiſche Con— 
ſtruction des Syſtems. Die Hauptſtufen der Entwickelung ſind dabei folgende: 

1. Die Gloſſatoren. Die erſte Aufgabe war, die Maſſe des römiſchen Details als 
ſolchen in das Bewußtſein und Verſtändniß der neuen Welt aufzunehmen, alſo die ein— 
zelnen Ausſprüche als ſolche ihrem unmittelbaren Wortlaute und praktiſchen Gehalte nach 
zu erfläven, fie miteinander zu vergleichen, die Widerſprüche hervorzuheben, die Begriffe 
und Rechtsregeln daraus zu abftrahiren und in äußeren Zufammenftellungen zu ordnen. 
In der Löſung diefer Aufgabe liegt die Hauptbeveutung der gloſſatoriſchen Wiffenfchaft. 
Die hauptſächlichſten Werte find die |. g. glossa ordinaria von Accurfius und die Sum- 
mae in codicem von Rogerius, Placentinus und Azo. 

2. Die Poftglojjatoren, d. h. die italienischen Yuriften von den Gloffateren an 
(1250) bis zum jechzehnten Jahrhundert. Die nächſte Aufgabe war, die Modificatio— 
nen, die Das römiſche Recht bei feiner Anwendung auf die neuen Berhältniffe nothwendig 
in Gemohnbeit und Praris erleiden ie in die Theorie mit aufzunehmen, darin zu- 


1. Das heutige römiihe Recht. 251 


bearbeiten umd mit dem römifchen Rechte felbft zu verbinden. Darin liegt die Haupt- 
bedeutung der Wiſſenſchaft diefer Zeit. Die Erkenntniß des römiſchen Rechts felber wird 
dabei nicht ſehr gefördert, feine Theorie befteht faft nur in jcholaftiicher Bearbeitung der 
Stoffe ohne jelbftftändiged Duellenftudium, doch werden dabei die Begriffe ſchulmäßiger 
geftaltet mit Definitionen, Terminologien, Diftinctionen u. |. w. Die Hauptvertreter 
find Durantis (F 1296), Bartolus (F 1359), Baldus (F 1400). 

3. Die franzöfifchen Juriſten des fechzehnten und fiebzehnten Jahrhunderts. Die 
italienische Wiſſenſchaft war rein praftiih, ohne andere Hülfsmittel, als das cor- 
pus juris und den praftifchen Verſtand. Died war für die Erfenntniß des römiſchen 
Rechts nicht ausreichend. Ohne einen gelehrten Apparat philologiicher und hiſtoriſcher 
Kenntniffe war ein tiefere8 und reineres Verftändmig nicht möglich. Die franzöfifchen 
Juriften waren e8, die die durch die Reformation belebten philologijchen und hiſtoriſchen 
Studien auch auf das römiſche Necht übertrugen. Der kritiſche Geift der Reformation 
ließ fie zugleich die Auctorität der Gloffe und überhaupt traditioneller Dogmen durch— 
brechen und auf der reineren Eregefe eine reinere Dogmatif aufbauen. Cujas (F 1590) 
und Doneau (T 1591) jind die herworragenden Bertreter beider Beziehungen. Die bol- 
ländifchen und ſpaniſchen Yuriften jener Zeit jchließen fich ihrer Richtung ar. 

4. Die deutichen Yuriften des fiebzehnten und achtzehnten Jahrhunderts. Die 
deutjche Rechtswiſſenſchaft des ſechzehnten Jahrhunderts hat noch wenig Selbftftändiges, fie 
befteht faft nur in Aufnahme und Bearbeitung der italtenifchen und franzöfiichen. Erſt 
im fiebzehnten gewinnt fie eine eigene felbftftändige Richtung, aber, durch Das praktiſche 
Bedürfniß hervorgerufen, eine überwiegend praktiſche. Die ſ. g. Actenverfendung von den 
Gerichten an die Univerfitäten zur Abfaffung der Urtheile erlangte eine ſolche Ausdeh— 
nung, daß die meiften Enticheidungen in ganz Deutjchland nicht von den Gerichten, ſon— 
dern von den Facultäten ausgingen ; dadurch wurden die Nechtslehrer auf den Univer— 
fitäten veranlaßt, ja faft genöthigt, vorzugsweile die unmittelbare praftijche Geftaltung des 
römiſchen Rechts ind Auge zu faſſen, und namentlich jene Verbindung mit den Berhält- 
niffen des modernen deutſchen Lebens und Rechtes bis in feine einzelnften particularen 
Geftaltungen hinein zu behandeln. Das hiftorifche Verſtändniß ſowohl des römiſchen als 
des deutichen Rechts mußte darunter leiden, im übrigen aber begründeten jie mit einem 
richtigen praktiſchen Takte und Gefühle den Boden des |. g. heutigen römiſchen Rechts 
Ihärfer und allgemeiner, als es die Italiener und Franzofen gethan hatten. Hervorragende 
Namen find Carpzov (F 1666), Schilter (f 1705), Stwf (F 1710), Böhmer (F 1749). 

5. Die naturrehtliche Schule des achtzehnten Yahrhunderts. Die allgemeine ratio- 
naliftifche Richtung des achtzehnten Jahrhunderts führte auch in der Rechtswiſſenſchaft zu 
einer Mritifirenden, philojophirenden und dogmatifirenden Methode. Dabei wurden zwar Die 
realen Hiftoriihen und praktiſchen Verhältnifje und ihre eigentlichen Ideen vielfady gründ- 
{ih verfannt und durch jelbjt gemachte Abftractionen überbedt, allein andererſeits wurde 
dadurch eine, gewilfe Befreiung von den „Banden des römiſchen Rechts“, eine felbft- 
ftändige principielle und ſyſtematiſche Auffaffung des Rechts, und eine kritifche Beurthei— 
lung des römiſchen Rechts angebahnt. Das preußische Yandrecht Friedrichs des Großen 
ift gewilfermaßen der Gipfelpunft und das charakteriftifchfte Reſultat diefer Richtung. 

6. Das neunzehnte Jahrhundert. Die allgemeine Reaction gegen den Rationalis- 
mus des achtzehnten Jahrhunderts trat auch in der Rechtswiſſenſchaft hervor, und führte 
bier zu einer tieferen hiftorifchen Auffafiung des Rechts. Savigny war es, der hier die 
Idee zur Anerkennung brachte, daß das Recht als ein Ausflug des nationalen Lebens 
der Bölfer anzujehen fei, und darum bei jedem Bolfe vor allem hiſtoriſch in ſei— 
nen eigenthümlichen nationalen Ideen erkannt werben müfle, daß daher auch den einzel 
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nen Rechtöinftituten nicht abftracte PBrincipien, ſondern die concreten Gefichtspunfte ihrer 
wirklichen Entftehung und Fortbildung zu Grunde gelegt werben müßten. In Folge da= 
von ift zunächft die hiſtoriſche Auffaffung des römischen Rechts tiefer und organischer ges 
worden, als bei der früheren franzöfiichen Schule, die mehr nur die Einzelheiten aufflärte, 
dann aber ift namentlich der Gegenjag des römifchen und germaniſchen echt, und die 
Grundverſchiedenheit ihrer Standpunkte und Ideen zu größerer Klarheit und Enſchieden— 
heit gebracht. Allerdings führte Die hiſtoriſche Richtung mehrfach zu einer gewiſſen einſei— 
tigen hiſtoriſchen Idolatrie und einem theoretiichen Quietismus, der ſich mit der Auffin 
dung hiftoriicher Reſultate befriedigte, unbefümmert um ihre praftifche Brauchbarfeit. Dem 
trat zunächſt die Bildung einer veineren Rechtöphilofophie entgegen, die nicht mehr die 
Auffindung eines abjoluten Naturrechts als ihre Aufgabe anfieht, fondern nur die all- 
gemeinen Begriffe und Ideen, die in den einzelnen Volksrechten zur conereten hiſtoriſchen 
Erſcheinung kommen, in ihrer Allgemeinheit und Nothwendigfeit erkennen wil, Sie be 
gründete damit eine ſchärfere Scheidung des philofophiichen und Hiftoriichen Elements im 
Rechte, dann aber wurde auch das praftiiche Ziel der Rechtswiſſenſchaft mehr wieder in 
den Vordergrund geftellt Durch die allgemeine Bewegung, die in Folge des Jahres 1848 
auf dem Gebiete der inneren Politit und der Geſetzgebung entftanden ift, und dem ganzen 
geiftigen Leben Deutfchlands eine überwiegend praktiſche und realiftiiche Richtung gegeben bat. 
Auch die vomaniftiiche Wiſſenſchaft hat ihre praftiiche Aufgabe jchärfer wieder ind Auge 
gefaßt. Ste fucht Das geltende römiſche Recht principiellev zu erfaſſen, die jelbftitändige 
innere Conftruction der NRechtöbegriffe aus ihren praftiichen Elementen zu gewinnen, den 
Gegeuſatz der römifchen und heutigen Anfchauung ſchärfer hervorzuheben, und in jeinen 
Confequenzen zu verfolgen. Die Auctorität des reinen römiſchen Rechts leidet Dabei 
mande Einbuße, feine wahre Bedeutung als Element des heutigen Lebens wird dadurch 
nur gehoben. 1) 

Das Refultat der gefammten Entwidelung für den Standpunkt der heutigen Theorie 
läßt ſich kurz dahin zuſammenfaſſen, daß die einzelnen Elemente, deren einfeitige Ausbil 
dung die einzelnen Entwidelungsftufen beſtimmten, das exegetiſche, hiſtoriſche, praktiſche, 
dogmatiſche und philoſophiſche, jegt orgamifch zu einem Ganzen verbunden werden. Die 
Wiſſenſchaft hat die Rechtöbegriffe jelbftftändig in ihrer allgemeinen Natur und inneren Con: 
jtruction zu erfaflen, ihre concrete Geftaltung im römiſchen Rechte nachzumeifen, ihre 
etwaige Umwandlung oder Erweiterung um deutſchen Leben und dem modernen Bemußt- 
fein zu verfolgen, und danach ein Syſtem des römiſchen Rechts in feiner wirklich prak— 
tiſchen heutigen Geftalt aufzuftellen. 

8. 3. Eine Hauptfrage für die Gefammtdarftellung des Rechts ift dabei die nad 
dem eigentlichen Syſteme, d. h. der foftematiichen Ordnung des Rechts. So lange man 
jih an die Ordnung der Pandekten, die j. g. Legalordnung, bielt, fam die Frage noch 
nicht zum Bemußtjein. Indeſſen war die auf das prätorifche Edict gebaute Pandekten— 
ordnung ſchon für das Yuftinianifche Recht verkehrt, für das Heutige Recht ift fie völlig 
ſinnlos. Einzelne beveutendere Yuriften, wie namentlich Donellus, haben dies ſchon früher 


!) Die neueften Lehr- und Handbücher des heutigen römifchen Rechts, im bemen auch bie 
fpeciellere Literatur nachzuſehen ift, find: Arndts, Lehrbuch der Pandelten. 6. Aufl. 1868; 
Brinz, Lehrbuch ber Pandelten, 18575 Holzſchuher, Theorie und Cajuiftit des gemeinen 
Civilrechts, 3 Bde. 3. Aufl. von Kunge, 1563; Keller, Pandelten. 2. Aufl. von Lewis, 1866; 
Puchta, PBandekten. 10. Aufl. von Ruborff, 18665 Seuffert, Das praktiſche Pandeltenrect. 
3 Bde, 4 Aufl. 1860—1864; Sintenis, Das praftifche gemeine Eivilrecht. 3 Bde. 3. Aufl, 
1868; v. Bangerow, Lebrbud der Pandelten. 2 Bde. 7. Aufl. 1863—1969; Windſcheid, 
Lehrbuch des Pandeltenrechts. 2 Bode. 2. Aufl. 1967. Dazu das umvollendete Syftem des heu 
tigen römiſchen Rechts von v. Savigny, 8 Bde, und 2 Bde Obligationenrecht. 1840 -1853. 
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erfannt und jelbftftändige Syſteme aufzuftellen verfucht, aber freilich ohne Glück. Erſt im 
gegenwärtigen Jahrhundert, nachdem man die Legalordnung ganz aufgegeben bat, ift die 
Frage nach dem natürlichen Syſteme des Rechts allgemeiner geworben und principieller ing 
Auge gefaßt. Bis jett ift man freilic über einen äuferen Schematismus nad) metho= 
dologiſcher Zweckmäßigkeit noch wenig hinausgefommen. Diejes zeigt ſich gleich bei der Frage 
nad dem |. g. allgemeinen Theile. Mit dem Aufgeben der Legalordnung machte fi fofort 
das Bedürfniß geltend, gewiſſe Begriffe und Yehren, die ſich hauptſächlich auf alle Arten von 
Rechten beziehen, aljo die allgemeinen VBorausfegungen, Beftandtheile und Wirkungen aller 
Rechte, in ihrer Allgemeinheit zu erfaffen und als folche ven einzelnen Rechten vorauf- 
zuftelen. Dan nannte dies den allgemeinen Theil. Ein eigentliches Princip hatte man 
dafür nicht, und daher ftellte jeder nady Belieben dahin, was er jonft nicht recht unter- 
zubringen wußte. Diefes rief eine Reaction hervor, die bis zur völligen Verwerfung des 
allgemeinen Theild ging. Man bilvete fih nun ein, Logifcher zu verfahren, wenn man 
die allgemeinen Elemente, die man doch nicht entbehren konnte, einfach coordinirt in eine 
Reihe mit den einzelnen Rechten felber ftellte, oder einzelnes wohl gar hinter diefelben, 
weil es ſich doch auf alle bezöge! Als ob damit die Idee des allgemeinen Theils nicht 
ganz von ſelbſt gerechtfertigt würde. Sie ift eine durchaus richtige. Site beruht einfach auf 
den Logifchen Kategorien des Allgemeinen, Bejondern und Einzelnen. Das allgemeine 
Welen fommt durch die befonderen Arten in den einzelnen Fällen zur wirklichen Erſchei— 
nung. Der allgemeine Theil ift demnach nicht eine beliebige Häufung allgemeiner Säge, 
jondern ganz ſcharf die Beftimmung des allgemeinen Weſens der Rechte im Gegenjage 
zu den bejondern Arten. Das allgemeine Welen der Rechte kann aber nicht mit einigen 
allgemeinen Phraſen abgemacht werden, jondern ift in feinen allgemeinen Elementen felber zu 
beftimmen. Es befteht darin, daß das objectioe Necht, das Geſetz, die fubjective Freiheit 
des Menſchen in Berfolgung feiner Yebenöintereffen anerfeunt und zum fubjectiven echte 
erhebt, und daher in ihrem Schuge feine eigene Objectivität zur Geltung zu bringen bat. 
Die Yehre vom objectiven Rechte, vom fubjectiven Rechte und vom Schutze des Rechts, 
jind daher die drei nothwendigen Beftandtheile des allgemeinen Theile, 

Der bejondere Theil hat das Syſtem der einzelnen Rechte Darzuftellen, natürlich 
nach ihrer organischen Geftaltung im Organismus des Lebens felber, nicht, wie Puchta 
wollte, in einer Zerſchneidung der Pebensverhältnifje nach den abftracten Kategorien der 
Rechte. Der Organismus der Privat = Yebensverhältnifje it aber folgender : 

1. Die Grundlage bildet die Eriftenz des Menſchen als einzelnen vechtsfähigen Sub- 
jects, oder Perſon, für ſich und in feiner allgemeinen jocialen Verbindung mit den an- 
deren. Als Menſch und Perfon exiftiven beit aber frei fein und Herr des Unfreien, 
d. 5. der äuferen Natur, der Sache, fein künnen. Perſon und Eigenthum jind daher die 
erften Grundlagen des Rechts. Durch die fociale Verbindung der Perfonen und Eigen— 
thümer entfteht dann der Begriff des rechtlichen Verkehrs und damit der der Obligatton. 
Die Perfon fann ihre Freiheit zwar nicht im allgemeinen aufgeben, e8 ift aber eine Aus— 
übung der Freiheit jelbit, fich im einzelnen gegen Andere rechtlich beſchränken und verpflich 
ten zu fünnen. Das dadurch entftehende Recht auf Erfüllung der Verpflichtung bilvet eine 
weitere äufere Macht der Berfon neben dem Sachenrechte. Der Begriff des Eigenthums 
erweitert fi dadurch zu dem des Vermögens. Perſon und Bermögen find danach bie 
allgemeinen abftracten Grundlagen des Privatrechts; alle weiteren Verhältniſſe beftehen ftets 
nur in befonderen weiteren Geftaltungen und Modificationen des allgemeinen abjtracten 
Perfonen= und Bermögensrechtes. Die Perfon wird aber als Subject der Rechte im 
allgemeinen Theile beftimmt, jo daß hier nur das Vermögen, Sachen- und Obliga- 
tionenrecht, bleibt. 
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2. Der Menſch eriftirt nicht abftract atomiftiich als Berfon, ſondern weſentlich nur 
als einzelnes, endliches Glied der gefammten unendlichen Gattung in enger Verbindung 
mit ihr. Die Gattung pflanzt ſich in den Einzelnen fort, erhält ſich und befteht in ihnen. 
Die rechtliche Geftaltung dieſes Gattungslebens des Menſchen ſchließt folgende Berhält- 
niffe in ſich: } 

a) Die Entftehung des Einzelnen durch den Gattungd= oder Geſchlechtsproceß, d. h. 
die Differenz und Vereinigung der Gefchlechter, die Zeugung und die Abftammung. Darauf 
beruht die Familie und ihr Recht, namentlich) die Ehe und die väterlihe Gemalt. 

b) Die einzelne endlihe Eriftenz ift der natürlichen Hülflofigfeit durch Kindheit, 
Wahnfinn u. dal. unterworfen ; die Gattung erhält fich aber in den Einzelnen, und 
jorgt daher für den, der nicht jelber für feine Rechte jorgen fanıı. Darauf beruht das Bor- 
mundihaftsreht. Die Gattung ift dabei natürlich nicht abftract im Ganzen thätig, 
jondern in den fleineven Einheiten, durch die der Einzelne mit ihr verbunden ift, näm— 
lich Familie und Volt, d. h. Staat. 

e) Der Einzelne ift die endliche vorübergehende Eriftenz der bleibenden Gattung ; 
mit den Tode des Einzelnen hören daher zwar jeine individuellen Rechte und Pflichten 
auf, jein Vermögen bildet aber einen Beftanptheil des allgemeinen jocialen Gattungs= 
organismus, bleibt daher beftehen und geht auf die überlebende Gattung über, die auch 
hier durch Familie und Staat vertreten wird, falls der Verſtorbene nicht jelber anderes 
beftimmt hat. Darauf beruht das Erbredt. 

3. Mit diefen beiden Rechtsſphären, dem abjtracten VBermögensrechte und den Ber- 
bältniffen des Gattumgslebens, hören unſere Syſteme des Civilrechtes auf und zwar mei- 
ftens, als ob e8 gar nichts weiter in der Welt gäbe. Im römiſchen Rechte findet ſich 
allerdings auch nicht wiel mehr, wenigftens nichts für und Brauchbares. In der veichern 
Seftaltung des germanifchen und modernen focialen Organismus gibt e8 nun aber noch 
eine ganze Neihe weiterer Verhältniffe, die wenigſtens bei der Anlage des Syſtemes mit 
in Betracht gezogen werden müſſen, wenn auch ihre Ausführung vom Syſteme des 
römischen Rechtes ausgeſchloſſen bleiben muß. Es find dies alle die Verhältniffe, die auf 
der organifchen Gliederung des foctalen Lebens und Verkehres der Menfchen und der be= 
fonderen Stellung und Thätigkeit der Einzelnen darin beruhen. Im, älteren Ddeutjchen 
Rechte gejtaltete fi) alles Dies unter der Form des Rechts der bejonderen Stände. Glüd- 
Licherweife ift Died gegenwärtig auf die bejonderen echte des hohen Adels reducirt. 
Im Rechte der Gegenwart ift es dagegen der Begriff des Gewerberechts, der dieſes Ge— 
biet beherricht. Darunter ift aber nicht blos das Handwerk zu verftehen, jondern der 
Begriff umfaßt gleihmäßig Yandwirthichaft, Bergbau, Handwert, Fabrik, Handel jeder 
Art und Schiffahrt. Außerdem ift hier aud noch die Stelle für das gefammte Genoj- 
ſenſchafts⸗ und Gorporationswefen, welches bei der Lehre von den juriftiichen Berfonen im 
allgemeinen Theile eine viel zu eimfeitige und beſchränkte Stellung hat. 

Ueberſieht man das Refultat, jo ergibt fich, was immer der bejte Prüfſtein für eine 
Theorie ift, daß die naive praftiiche Auffaflung bei ihrem Schematifiren im römiſchen 
Syſteme längft won felbft auf die natürliche Ordnung gekommen ift, nur ohne inneres 
Princip, ſowohl im allgemeinen Theile, als in der Reihenfolge von Sachen, Obligationen =, 
Familien =, Vormundſchafts- und Erbrecht. Unglüdliche Verſuche der Aenderung beftätigen 
die Negel. Im deutichen Syſteme hat man fi natürlich auch hier lange nicht vom rö- 
miſchen Syfteme frei machen können, die bejonderen modernen Verkehrsverhältniſſe mußten 
fih in das römiſche Sachen und Obligationenrecht einzwängen laſſen, müſſen es vielfach 
noch. Bollftändig daraus befreit find fie zuerjt von Bejeler, der jedoch ven mittelalter- 
lichen Gejichtöpunft des Ständeredhts dafür feithält. 
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Allgemeiner Theil. 
A. Das objective Red. 


I. Allgemeine Natur. 


8. 4. Die Grundlage der Rechtsordnung im Staate iſt das Dafein eines objec- 
tiven Rechts, d. h. allgemeingültiger Rechtsfäge, nach denen alle einzelnen Rechtsverhält- 
niſſe zu beurtheilen find. Nicht nur die fubjective Willfür, ſondern auch die Zufälligkeit 
der jubjectiven Anfichten und Meinungen über das, was „an fich” oder „von Natur‘ 
recht, ſei, muß in der wirklichen Rechtsordnung der Fixirung beftimmter objectiv aufge 
ftellter Rechtsnormen weiden. Ob die Aufftellung durch Geſetz der Staatögewalt oder 
Gewohnheit des Volkes oder durch irgend eine Mittelform von beiden geſchieht, ift gleich- 
gültig. Man darf den Begriff des pofitiven Rechts nicht auf die Vorſchrift der Staatö- 
gewalt über das, was fie ald Recht beobachtet willen will, ftellen. Das echt ift nicht 
ein bloßes Mittel für den Staatszwed, jondern bat in ſich jelber, in der Rechtsidee, fei- 
nen eigenen ſelbſtſtändigen Grund. 

Näher zu beſtimmen ift dabei: 

1) Der Inhalt. Im feinem vollen Umfange ſchließt das objective Recht das 
geſammte Staatd = und Rechtöleben des Volkes in ſich. Indeſſen ſcheidet es ſich nach ven 
zwei Hauptrichtungen des geſammten Volkslebens, dem Privatleben und den öffentlichen 
Verhältniſſen, in zwei Haupttheile oder Maſſen, Privatrecht und öffentliches Recht. Ent— 
ſprechend zerfallen auch die ſubjeetiven Rechte der Einzelnen in Privatrechte und öffentliche 
Rechte. Der Unterſchied ift praftiich äuferft wichtig, die Grenze aber fehr ftreitig. Frü— 
ber wollte man einfach nach den Subjecten der Rechte unterfcheiden, ob fie dem Staate 
oder ben Unterthanen zuftänden ; allein unzweifelhaft fönnen Beide beide Arten von Rech— 
ten haben. Neuere Gefege unterjcheiden nach dem Rechtsögrunde, Rechte aus öffentlichem 
und privatrechtlihen Titel ; allein dabei wird die eigentliche Scheidung ſchon worausgefegt. 
Das Princip kann nur im Inhalte und Zwecke des objectiven wie des fubjectiven Rechts 
liegen ; die römische Beftimmung, daß das Privatrecht ad utilitatem singulorum spectat, 
das öffentliche ad statum reipublicae, tft Die einzig richtige und auch völlig zureichende : 
utilitas singulorum iſt das befondere Intereſſe der Einzelnen als folder, ihr Privat- 
intereffe, status reipublicae der Zuftand und die Intereſſen des Staats und ber Ge: 
ſammtheit. Natürlich können bei vielen VBerhältniffen beide Nücfichten und Interefjen ver 
bunden fein, 3. B. bei den Rechten der Staatödiener, auch können einzelne Berhältnifie 
im Laufe der Zeit ihren Charakter verändern, wie 3. B. das Lehnsweſen. Ueberhaupt 
aber gehören zum öffentlichen Rechte im objectiven Sinme nicht blos die Beltimmungen 
über die Staatöverhältniffe, ſondern auch alle diejenigen Beitimmungen bei Privatverhält- 
niffen, die die Wahrung des öffentlichen Intereſſes bei venfelben zum Zwecke haben, wie 
namentlich Die, welche die Formen der Aeuferung des Privatwillend und die Schranfen 
feiner Geltung beftummen. In dieſer Ausdehnung ift der Begriff des ius publicum aud) 
ſchon im römischen Rechte gefaßt. 

Das Grundprincip für den geſammten Inhalt des Privatrechtö Liegt in der Durch— 
führung der freien Perfünlichkeit des Menſchen, natürlich nicht blos als abjtracten Wil- 
lensſubjectes, jondern den verſchiedenen Ceiten feines Wejens entſprechend. Indeſſen darf 
man ſich den Inhalt des Rechts nicht als eine einfache conjequente Entwidelung dieſes 
Princips denfen. Die pofitive Geftaltung des Rechts im wirklichen Leben der Völker geht 
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nicht jo theoretifch wor ſich; die Rechtsſätze entftehen darin felbftftändig nebeneinander 
zwar ftetö von der allgemeinen Idee durchzogen und beberricht, aber doch oft in freierer 
Bildung nach Bedürfniffen und auch Zufälligfeiten des Yebens. Abgejehen von den daraus 
hervorgehenden Unregelmäßigfeiten um Rechte, find dann aber noch drei Begriffe, die viel- 
fach gradezu directe Abweichungen von der eigentlichen Nechtsconjequenz begründen, die Bil- 
ligkeit, die Sittlichfeit und das öffentliche Wohl: 

a) Die Billigkeit (aequitas) ift Das Princip der rechtlichen Gleichheit, aber der wah— 
ven inneren im Gegenfate zu einer blos formalen äußeren. Sie beruht auf dem Sage: 
Gleiches ſoll gleich, Ungleiches ungleich, behandelt werden. Ohne wefentliche innere Ver— 
Ichiedenheiten ſollen keine äußere rechtliche Unterfchieve gemacht werden, es follen alfo femme 
unbiliige Privilegien gegeben werden ; wo aber innerlich weſentliche Verſchiedenheit iſt, da 
ſoll auch äußerlich im Rechte eine verſchiedene Behandlung eintreten, follen alſo billige 
Ausnahmen von der allgemeinen Regel zugelaffen werden. 

b) Eittlichfeit. Das Recht ift zwar an ſich von der Moral gefchieden, Doch bilvet es 
einen Theil der geſammten fittlihen Ordnung, und darf daher in feinen directen Gegen— 
jas zur Moral treten. Das Unfittliche darf daher als foldhes weder Grund noch Gegen- 
ftand von Rechten fein. Darauf beruht namentlich die Ungültigkeit unfittliher Verträge 
und Bedingungen. | 

ce) Das öffentlihe Wohl. Das Necht ift am fich unabhängig von der öffentlichen 
Wohlfahrt, und bei der Anwendung des beftehenden Rechtes gilt der Sag: fiat iustitia, 
pereat mundus. Bei der Aufftellung des objectiwen Rechts felber darf und foll aber der 
Staat Nüdfiht auf das öffentliche Wohl nehmen, und aus |. g. Nütslichteitsrüdfichten 
der verjchiedenften Art Ausnahmen von der Rechtsconfequenz anordnen. 

Nach alle diefem zieht fich ein Gegenfag von Nechtsconjequenz und Ausnahme, oder 
regelmäßigen und anomalen Rechtsſätzen durch das ganze Recht hindurch, und gibt ihm 
vielfach einen jo bunten Inhalt, daß der Faden der Einheit oft nur ſchwer feftzuhalten. ifi. 
Der Gegenfag wird im römifchen Rechte durch ius commune und singulare bezeichnet. 
Das lettere wird auch privilegium genannt. Urſprünglich bedeutet dies Wort zwar eine 
lex in privum, d. h. ein Gefe für eme einzelne Perjon, aljo eine fpecielle Aus— 
nahme vom Geſetze nur für einen einzelnen Fall, wie 3. B. Begnadigung eines Ber- 
brechers, doch ift das Wort bei den Nömern und bei uns auch für die generellen Aus- 
nahmen, die im Geſetze jelber angeordnet find, die daher einen Theil deſſelben bilden, 
gebraucht, wie z. B. Privilegien der Soldaten, der Weiber u.a. Ebenſo wendet man es 
auch auf die einzelnen jubjectiven Rechte an, die Jemandem aus einem ius singulare zuftehen. 

2) Rechtliche Kraft. Das objective Hecht beherricht und orbnet das geſammte 
ihm unterworfene jociale Yeben der Menſchen. Es normirt aljo die Rechte und Pflichten 
der Einzelnen, d. h. einerfeitS gewährt e8 einem jeden das rechtliche Maß feiner Freiheit 
und gibt ihm infomweit Recht, Befugniß, Erlaubnig zum Handeln, andererfeits beftimmt 
e8 die entiprechenden Pflichten der Anderen, befiehlt ihre Erfüllung, verbietet das Zumider- 
handeln und ordnet nöthigenfalls auch Strafen dafür an. Man hat daraus eine Einthet- 
lung der Gefege in permiffive, präceptive, prohibitive und punitive gemacht, aber ohne Werth. 

Die rechtliche Kraft der Gefege im PBrivatrechte ift nun aber keineswegs die, daß jie 
unbedingt ſtets auf alle Verhältniffe angewendet werben müßten. Im Gegentheil, wo es 
fi nur um Privatintereffen der Parteien handelt, über die fie freie Gewalt haben, kön— 
nen fie durch Vertrag oder Teftament nach Belieben anders als das Geſetz darüber ver- 
fügen, die Beſtimmungen des objectiven Rechts fommen immer mur ſoweit zur Anwen— 
dung, als die betbeiligten Berfonen nicht jelber andere Verfügungen getroffen haben. Man 
nennt dies das Recht der Privatautonomie. Nur ſoweit das Öffentliche Hecht in pas 
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Privatrecht hereinragt, und im öffentlichen Intereſſe feſte Beſtimmungen und fefte Be— 
Ihränfungen für die Privatverhältnifie aufgeftellt find, kommt das allgemeine Princip zur 
Anwendung, „ius publicum privatorum pactis mutari non potest,“ jede Privatver— 
fügung gegen ſolche Beitimmungen ift nichtig. Man hat hieraus bei und eine Einthei- 
(ung der privatrechtlichen Gejete jelber gemacht; die der letteren Art nennt man abs 
jolute, zwingende oder prohibitive, die anderen hypothetiſche, dispoſitive oder vermittelnde. 
Richtiger ift der römische Standpunkt, den Unterſchied einfach auf den Gegenfag von 
öffentlichen und Privatrechte zu reduciren. 

Abgefehen von dieſem Unterſchiede beruht die Kraft des objectiven Rechts darauf, 
daß es als der Wille des Staats gilt, daher deſſen Schub hinter fich hat, und von ihm 
nöthigenfall® mit äußerem Zwange durchgefett wird. Daraus folgt von ſelbſt, daß jeder, 
der ihm unterworfen ift, auch verpflichtet ift, e8 zu fennen, oder fich bei feinen Rechts— 
verhältniffen danad) zu erfundigen, und daß, wenn er es auch nicht kennt, er in Der Re— 
gel doch danach beurtheilt wird. Nur hat das römiſche Recht dabei eine gewiſſe Milde. 
Sp weit bei rechtlichen Nachtheilen überhaupt eine Berufung auf Irrthum zuläffig ift, 
lann man fich auch auf Rechtsunkenntniß berufen, falls fie den Umftänden nach entſchuld— 
bar war, man namentlich auch feine Gelegenheit zur Erfundigung hatte. Im nod) grö- 
kerer Ausdehnung wird die Rechtsunfenntnig den Minderjährigen, Weibern, Soldaten und 
j. g. rustiei nachgeſehen. Die heutigen Geſetzbücher haben meiftens einen ftrengeren 
Standpunkt, weil fie von der Anficht ausgehen, daß grade durch fie Jedermann in den 
Stand gefett werde, unmittelbar jelbjt die nöthige Nechtsfenntnig zu erlangen. Dies 
ft nun zwar eine Täufchung, indeſſen läuft die Pflicht der Rechtskenntniß darum bei ung 
doch ebenjo wenig wie in Rom auf eine bloße Fiction hinaus, wie man wohl gefagt 
bat. Die Hauptjache war und ift, daß, wer in Rechtsverhältniffe kommt, fich nach dem 
Rechte erkundigen muß, und in Schuld ift, wenn er es unterläßt. Nur felten fordern 
Rechtsverhältniſſe ein jo plötzliche Entſchließen und Handeln, daß weder vorher noch 
nachher eine Erfundigung möglich wäre. 


II. Die Entftehung des Rechts. 


Einleitung $. 5. Die Entftehung des pofitiwen Rechts wird ſeit Savigny 
meiftens auf den einfachen Sat zurücgeführt, daß das Recht ein Erzeugniß des nationa- 
len Rechtsbewußtſeins der Völker ſei. Unzmeifelhaft bildet diefe Auffaſſung einen wefent- 
lichen Forrfchritt gegen die ältere Anſicht, daß alles Necht auf der Willkür der Gefegeber 
beruhe, indeſſen ijt fie in jener Allgemeinheit do ungenau und unrichtig. Sie ftellt nur 
das normale Verhältniß auf, und verallgemeinert diejes, verleugnet aber, daß es auch 
abnorme Berhältnifje geben kann, wo der Geſetzgeber nicht Kind und Träger des Bolfs- 
geiftes ift, vielmehr als Eroberer oder Ufurpator auch Geſetze geben kann, die im fchreiend- 
ften Widerſpruche mit dem Bolfsgeifte und feinem Rechtsbewußtſein jtehen. Dieſes dann 
auch auf die Nechtsüberzeugung- des Volkes zurüdzuführen, weil e8 duldend das fremde 
Recht in fich aufnehme, tft eine leere und unwürdige Sophifterei. Es tritt darin der Hauptfehler 
der ganzen Auffalfung hervor, daß nämlich die Bildung des Inhalts der Rechtsſätze und die 
Begründung ihrer formellen äußeren Geltung nicht unterjchteden find, vielmehr das Rechts— 
bewußtjein des Volkes ganz unmittelbar als ſolches für wirkliches Recht erklärt ift. 
Puchta definirt Das Recht überhaupt einfach als gemeinfame Meberzeugung der in recht— 
licher Gemeinſchaft Stehenden, und fieht daher in Geſetz und Gewohnheit feine Ent- 
fehungs=, jondern nur Erfenntnifmittel des Rechts. Dabei ift verfannt, daß Bewußt- 
fein und Ueberzeugung nur jubjective innere Zuftände der Individuen als ſolcher find, 
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daß aber das objective Recht als jolches ein objectived Dafein über Den Individuen haben 
muß. Es muß irgendwie objectio als ein allgemeingültiges und eine die Einzelnen wirt: 
lich beherrfchende Macht gefetst werden. Das eben gefchieht durch die Form des Geſetzes 
oder durch die Gewohnheit. 

Die Identificirung von Volksüberzeugung und wirklichem echte führt zu dem ſon— 
derbaren Widerfpruche, daß einerſeits ſehr gegen Gejeßgebung geeifert wird, weil fie jo 
leicht did wahre Vollsüberzengung verkenne und Irrthümer firtre, und andererjeits das 
Geſetz Doch fir bloßes Erkenntnißmittel der Voltsüberzeugung erflärt wird, jomit jede 
Thorheit, Einfeitigkeit, Härte der Gefeßgebung ohne weiteres auf Rechnung der Bolts: 
überzeugung gejett, und der Einfluß von Willfür, Irrthum, Zufall auf die Geſetze ganz 
negirt wird; denn jonft müßten eben dem Gefege eine Unterfuchung über feine Uebereinftimmung 
mit dem Volksbewußtſein zuläffig jein, was natürlich feine Rechtstheorie zulafjen kann. 
Derjelbe Fehler liegt bei der Idee zu Grunde, daß die Wiljenjchaft eine Rechtsquelle Jet, 
weil fie bei gutwidelteven Zuftänden der Völker das Rechtsbewußtſein des Volkes reprä— 
jentire. Das ift in Betreff des Inhaltes des Rechts bis auf einen gewiſſen Grad richtig. 
Allen wie der Inhalt der Volksüberzeugung nur durch Geſetz oder Gewohnheit wirkliches 
Recht werben kann, ebenjo auch der Inhalt der Wiſſenſchaft. Am fich iſt er es nicht. 
Eben darum iſt auch die von den Germaniften behandelte Frage, 'ob bei Zwieſpalt zwiſchen 
ven Bolfsüberzengungen und den Anfichten der Juriſten das Volksrecht oder das Juriſten⸗ 
recht vorgehe, juriftiich gar nicht möglich. Beide find fein wirkliches Recht, ſondern mur 
gährende und kämpfende Elemente, von denen ſchließlich eines das andere in Gejegen oder 
Gewohnheiten überwindet, und damit dann wirkliches Recht wird. Eben darum fann es 
auch Feine ſelbſtſtändige Theorie des Volks- und Yuriftenrechtö geben. Noch weniger 
bildet die Wiffenfchaft injofern eine jelbftftändige Rechtsquelle, als fie die Principien des 
beftehenden Rechts nachweiſt und zu ihren Confequenzen entwidelt. Denn darin ift Der 
Sache nad) überhaupt gar feine neue Rechtöproduction enthalten. 

1. Geſetz. 8.6. Geſetz nennt man im engern Sinne die von der höchſten Staats- 
gewalt aufgeftellten objectiven Rechtsfäge. Der Begriff ift aber am fich im Gegenſatz von 
Gewohnheitsrecht weiter. Der allgemeine Unterfchied iſt Sagung und Gewöhnung. Geſetz 
ift jede Satung oder Seßung eines wirklich gültigen und verbindenden objectiven Rechts— 
ſatzes. Ob es von der oberften Staatögewalt geichieht, oder von irgend einer anderen 
im Staate dazu berechtigten Gewalt, Beamten, Behörden, Gemeinden, Gorporationen, 
jelbft Familien, kann zwar für Umfang, Kraft und Dauer der Geltung von Wichtigkeit 
jein, das Wejentliche des Begriffes ift überall daſſelbe. Es befteht nur darin, daß von 
Jemandem, der die Gewalt dazu hat, eine objective Rechtsregel für irgend welche Ber- 
hältniſſe geſetzt oder aufgeftellt ift, die maßgebend und rechtsverbindlich für fie ft. Die 
Beſchränkung der Definition auf die höchſte Staatögewalt ift noch ein Neft von der Idee, 
daß alles Recht eigentlih vom Staate komme. Die Edicte der römiſchen Prätoren und 
die Autonomie der deutſchen Gemeinden und Corporationen gehören daher vollftändig 
unter den allgemeinen Begriff der Gejetgebung, fie find beſchränkte Gefeßgebungsgemalten. 
Dagegen ift Die Privatautonomie bei Verträgen ımd ZTeftamenten weſentlich von der Gefeß- 
gebung zu trennen, weil fie fein objectives Necht aufftellen, fondern nur fubjective Rechte 
geben kann. 

Die Frage, wer im Staate Gefege geben kann und in welcher Form, ift lediglich 
eine ftaatsrechtlihe und hängt von der concreten Staatöverfaflung ab. Die ganze Aus- 
führung darüber und damit auch die über den Unterjchied von Geſetz und Verordnung, 
über die Publication der Gejege, und die Frage von der richterlihen Prüfung der Ver— 
faffungsmäßigfeit der Verordnungen gehört daher in das deutſche Staatsrecht. 
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2. Gewohnheitsrecht. $. 7. Wie der einzelne Menfch bei all’ feinem Thun 
theils nach Abficht und Grundſatz handelt, theils fih mehr unwillkürlich durch Gewohnheit 
leiten läßt, jo auch die Bölter in ihrem Leben und Rechtöleben. Ihre Grundfäge find 
ihre Geſetze, Daneben ftehen ihre Recdtögewohnbeiten und Gewohnheitsrechte. Das Wefen 
aller Gewohnheit ruht auf eimer eigenen Verbindung von Freiheit und Nothwendigfeit. 
Man handelt frei, und doch umeillfürlih, d. h. ohne Willen, von einer inneren Noth— 
wendigkeit gezogen, von einem umfichtbaren Geſetze beherriht. Das Geſetz bildet fich 
ſcheinbar dur das Thun, allein der eigentliche innere Grund Liegt in individuellen An— 
lagen und Neigungen, die in der Gewohnheit ihre Befriedigung finden. Ebenſo bet ven 
Gewohnheiten und Nechtögewohnbeiten der Bölfer, nur daß das Subject der Gewohnheit 
bier nicht die Einzelnen als foldhe find, fondern das Bolt im ganzen, die Einzelnen nur 
als Glieder defielben, und daß Das Object nicht ein gleichgültiged Thum, ſondern bie 
Ausübung eines Rechtsſatzes iſt. Auch bei den Rechtsgewohnheiten der Bölter liegen aber 
die beiden Elemente der äuferen Freiheit und inneren Notbwendigkeit zu Grunde Das 
Volt ordnet feine Pebensverhältniffe auch ohne Gefe feinem Nechtsgefühle gemäß, es thut 
von felbit, was es für recht und billig hält, und bilvet und übt auf diefe Weiſe Rechts— 
füge gewohnheitsmäßig aus, frei ohne Vorſchrift und Zwang und Doc nicht willkürlich 
nad jedesmaligen individuellen Gründen, ſondern unwillkürlich durdy innere Nothwendig— 
feit eined nationalen Nechtögefühles getrieben. Was beim Einzelnen die Individualität, 
das iſt beim Volke die Nationalität, fie hat jo gut wie jene ihre befonderen Anlagen 
und Neigungen, und damit ihre Triebtraft zu bejonderen Gewohnheiten. Innere Noth— 
wendigkeit, unwillkürliches Handeln ift das Weſen der Gewohnheit, — Das heit nicht, daß 
alle Abſicht und Reflexion daber ausgeichlofen it. Man kann fi auch abſichtlich 
etwas angemöhnen, aber wirkliche Gewohnheit it e8 exit, wenn man nicht mehr abficht- 
lich handelt, jondern unwillkürlich, von der Gewohnheit beherrſcht. Ebenſo kann bei der 
Rechtsgewohnheit im Bolfe anfangs Ueberlegung und Rath Berftändiger wirkſam fein, 
aber Gewohnheit ift fie erft, wenn die nationale Neigung getroffen und darum die uns 
willkürliche allgemeine Ausübung eingetreten ift. Der Grund der Rechtsgewohnheit ift 
fomit nicht der Wille des Volkes, ein Recht zu fchaffen, ebenfo wenig die Ueberzeugung, 
daß schon ein Recht da ſei, jondern die Macht des nationalen Rechtsjinnes, der dem 
Rechtsleben des Volkes eine bejtimmte Richtung gibt. Die Rechtsgewohnheit beruht nicht 
auf einer Macht des Volkes über das Recht, fondern umgekehrt auf einer Macht des 
Rechtes über das Bolt. Sie befteht ſonach weder darin, daß aus äußerem Thun ein 
Recht wird, noch darin, daß ein fertiges Necht zu äußerem Thun führt, fondern darin, 
daß ein Rechtsſatz zu einer objectiven idealen Macht im Volke wird, die thatfächlich die 
Einzelnen beherricht und zur unwillkürlichen Befolgung und Ausübung treibt. Das 
Velen der Rechtsgewohnheit concentrirt fi Daher in dem Satze, daß fie thatſächlich gelten- 
des Recht ift, d. h. im thatſächlicher Uebung geltendes. Die Uebung ift jomit weder der 
Grund der Geltung nody die Folge, ſondern ſchlechthin die äußere Thatſache der Geltung. 
Die Nechtögewohnheit ift der Zuftand der naiven Rechtsausübung, wo die Nothwendigs 
keit des Rechts und die Freiheit des Willens noch in unmittelbarer Einheit find, der 
Wille das Recht noch nicht als Feſſel fühlt, weil feine Nothwendigkeit nur erft die innere 
der Gewohnheit ift. Die Frage ift nun, ob der thatſächlich gelibte Rechtsſatz auch recht- 
lich wie ein Geſetz gelte, und vom Staate anerfannt und geichütt werden müſſe? Geſetz 
und Gewohnheit völlig gleich ftellen, wäre, wie wenn man den Unterichied von Vorſatz 
und Gewöhnung beim einzelnen Menſchen leugnen wollte. Wie beim Einzelnen der Wille 
über den Gewohnheiten fteht, ſofern er nur die Kraft hat, ihm durchzuführen, fo fteht auch 
im Staate das Geſetz über der Rechtsgewohnheit. Das Gejeß ift der unmittelbare Wille 
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des Staates, ed gilt nicht, weil es gut und volksthümlich ift, ſondern weil es Staaıs- 
wille ift und deſſen Macht hinter fid) hat. Die Gewohnheit hat am fic feine andere 
Macht Hinter ſich, ald die ideale der Nationalität. Damit übt fie zwar friedlich eine 
ftille Gewalt über das Volt aus, daß es von felbjt thatjächlich ihr folgt; allein daß 
der Arm des Staates fie gegen Widerftrebende beſchützen müſſe, folgt Daraus nicht. Der 
Staat kann fich mit den Neigungen und Gewöhnungen des Volkes in Widerſpruch ſetzen, 
und feinen Richtern verbieten, Gewohnheiten zu berüdjichtigen. Es kann das thörtcht 
amd umpolitifch fein, aber wiberfinnig ift es nicht. Dagegen die Beachtung einer Gelege 

verbieten, wäre einfach Unfinn. Die Kraft der Rechtsgewohnheit beruht daher nur darauf, 
daß in ihr die nationalen Nechtsideen rein objectiw, d. h. von dem jubjectiwen Meinen 
und Wollen der Einzelnen abgelöft, zu Tage treten, mehr noch als im Geſetze, wo 
wenigftens die Subjectiottät der unmittelbaren Gefeggebungsfactoren von Einfluß iſt, 3. B. 
eine kleine Majorität entjcheiden kann. Wenn es daher Aufgabe des Staats iſt, ein 
nationales Recht zu haben, jo muß er das Gemohnheitsrecht im ganzen nicht weniger 
als ſeine Geſetze anerkennen und ſchützen. Im unentwidelten Zuftänden ver Völker, bei 
überwiegend volfsthümlicher Geftaltung der Nechtöpflege verfteht ſich dieſe Geltung des 
Gewohnheitsrechtes ganz von jelbft. Bei allen Völkern fängt das Recht mit Gewohn— 
heitsrecht und nicht mit Gefegen an. Im jpäteren entwidelteren Berhältnifien, _ bei fri- 
tiicher Auffaffung des Nechts tritt der Gegenfag zwar mehr ins Bewußtſein, allein eine 
verftändige und nationale Gejeggebung muß dem Gewohnheitsleben des Volkes auch hier 
freien Spielraum laffen, und nur Ausartungen und Migbildungen und zu große Zer— 
Iplitterungen verhindern. Der Grund der Geltung ded Gewohnheitsrechtes liegt danach 
zumächft zwar in ihm felbft, jeine formell zwingende Kraft aber hat es durch die Anerken— 
nung und Beſchützung vom Staate. 

In der modernen Theorie ift dieſe Natur des Gewohnheitsrechtes noch ſehr ver— 
kannt. Savigny und Puchta haben den ganzen Begriff eigentlih vollſtändig vernichtet. 
Um die alte Idee, daß aus dem äußeren Thum ein echt entftände, zu bejeitigen, nehmen 
fie an, daß das Recht Schon vor der Gewohnheit fertig iſt; Puchta divinirt eine allgemeine 
Voltsüberzengumg , die als ſolche ſchon won jelbft Recht fer, eben darım ausgeübt und 
Daraus erfannt werde. Die Gewohnheit als ſolche, Die Gewöhnung, gebt Dabei ganz ver— 
loren; es iſt ganz confequent, daß Puchta gern auch den ganzen Ausdruck Gewohnheitsrecht 
hätte verbamnen mögen, und es nur unterließ, weil er „zu jehr eingebürgert” ſei. Bon 
Anfang an hat man dies gefühlt, aber die Oppofition gegen Puchta will immer, wie er 
ſelbſt, eine unmittelbare Geſetzeskraft der Gewohnheit debuciven, und kommt dadurch wieder 
auf das Princip der Geſetzgebung, den Jubjectiven Willen, zurück, entweder Kar mit 
offener Proclamation der Autonomie, oder unklar durch Parallefifirung der Gewohnheit 
mit der Geſetzespublication. Die richtige Idee hat eigentlich Stahl, aber in feiner 
pietiftiichen Färbung oder vielmehr Verdunfelung, wenn er jagt, der „wahrhaftige Grund 
der bindenden Kraft der Gewohnheit jet die Macht Gottes, die in der Gemohnheit das 
Handeln der Menjchen beftimme, Ihr Anfehen, nicht das der Volksanſicht heilige die Ge— 
wohnheit“. Damit ift aber die Abgötterei mit dem Gemohnheitsrechte, die ſchon Puchta und 
Saviguy angefangen hatten, auf die Spige getrieben. Völker find Menjchen und feine 
Götter, ihr Yeben, aud ihr Nechtöleben, kann dieſelben Entartungen enthalten, wie das 
des Einzelnen. ES ift nicht immer nur der göttliche und fittliche Geift, der die Völler 
treibt und ihre Gewohnheiten beſtimmt. Damm aber nur die fittlihen Gewohnheiten den 
Boltsgeifte zuzufcreiben, und die andern auf Rechnung der Einzelnen zu jegen, iſt reine 
Willkür. Auch das Verhältniß Des Gewohnheitsrechtes zur Geſetzgebung iſt hiernach 
weſentlich anders zu beſtimmen, als Puchta es thut. Wie Kinder und Ungebildete vor— 
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zugöweife durch Gewohnheit fich Teiten laſſen, der erwachſene und gebildete Mann aber 
mit Bewußtjein die Principien feines Handelns erfaffen und durchführen fol, jo wird aud) 
im Rechtsleben ver Bölfer das Berhältnig von Gewohnheit und Geſetz ein anderes, 
wenn ihr Leben fich zu veiferen Zuftänden entmwidelt. Die Geſetzgebung wird dann die 
Hauptfache und nur Fleinere und untergeoronete Berhältniffe können der Gewohnheit über- 
laffen bleiben. Für ein jo rafch fortfchreitendes und jo wieljeitig und lebhaft bemegtes 
Leben, wie das heutige, die Nechtsentwidelung auf den Weg der Gewohnheit werweifen, 
wäre eine wahre Ironie. Im wirklichen Leben ſelber iſt Darüber auch nicht der geringfte 
Zweifel. Biel zweifelhafter ift umgekehrt die andere Frage, ob man das Gewohnheits- 
recht nicht noch mehr beſchränken jolle. Das römiſche Recht ftellt die Gewohnheit dem 
Gejege völlig gleich; fie kann nicht nur neben den Geſetzen wirkſam fein, ſondern auch 
gegen diefelben, fie ändern und aufheben, nur follen Partitular= Gewohnheiten nicht gegen 
allgemeine Reichögefege gelten. Ber uns haben dagegen nicht nur das preußiſche und 
öfterreichtiche Geſetzbuch der Gewohnheit alle Kraft abgeiprochen, was ſich aus der dama— 
figen Theorie erklärt, ſondern auch in dem neuen fächfiichen Geſetzbuche ift wieder derſelbe 
Standpunkt eingenommen. Das vdeutiche Handelsgeſetzbuch läßt die Gewohnheiten zwar 
gelten, aber Doch nur neben dem Geſetze, nie gegen das Geſetz. Man hat dies mit 
der abjoluten Autorität des modernen Staatswillens erflären wollen, und daß in der 
Zulaffung von Gewohnheiten gegen das Geſetz eine Sanction der Ungeleglichkeiten, mit 
denen ſolche Gewohnheiten anfangen müßten, enthalten ſei. Dabei Liegt aber immer die Auf- 
faffung der Gewohnheit als jubjectiven Volföwillend zu Grunde. Denn abgejehen Davon, 
muß der Staat zwar Die Zeriplitterung feiner einheitlichen Geſetze durch Particular— 
Gewohnheiten ‚verhindern, nicht aber kann er vernünftigerweife den Einfluß, ven die 
Anderung des ganzen Nationallebens in der Gemohnbeit ausübt, verbieten wollen. 


III. Die Aufhebung der Gejete. 


$. 8. Gelege und Gewohnheitörechte dauern von ſelbſt jo lange fort, bis fie durch 
neue Geſetze und Gewohnheiten aufgehoben werden. Dadurch, daß die Umftände und 
Verhältniffe, Die die Beranlaffung und die Motive zur Einführung des Geſetzes gaben, 
wegfallen oder fich jo ändern, daß das Geſetz nun nicht mehr gegeben werden würde, 
und e3 jet unnöthig, unpaffend, nachtheilig erjcheint, wird das Geſetz nicht von ſelbſt 
aufgehoben. Die oft aufgeftellte Regel: cessante ratione legis cessat lex ipsa ift, in 
diefem Sinne genommen, unrichtig. Nur wenn Geſetze ausdrücklich nur tranfitoriich für 
gewiſſe Zeiten und Verhältniſſe gegeben find, verlieren fie mit deren Aufhören ihre Gel- 
tung von jelbft, und außerdem verfteht ſich, daß, wenn der Gegenftand, worauf ſich ein 
Geſetz bezieht, nicht mehr eriftirt, e8 auch nicht mehr darauf angewendet werben kann. 

Für alle neuen Geſetze gilt die Regel: lex posterior derogat priori. Sie fann 
durch feine ſ. g. ſalvatoriſche Clauſel ausgeſchloſſen werden, höchſtens kann, wie oft bet 
Verfaſſungsgeſetzen, eine erſchwerende Form angeordnet werden. Sie tritt auch ſtets ganz 
von jelbft ein, ohne daß es einer befonderen ſ. g. derogatoriichen oder caffatorijchen 
Claufel bevürfte. Der Grund der Aufhebung ift zwar der Wille des neuen Geſetzes, 
allein in jeder neuen Poſition deſſelben ift die Negation des widerjpredhenden alten von 
ſelbſt enthalten. Darum ift aud der Umfang der Aufhebung, wenn das neue Gefeg nichts 
ausdrücklich darüber beftimmt, vein nach dem Principe des Widerſpruchs zu beftimmen, 
alfo: alles Widerſprechende ift aufgehoben, alles Niehtwideriprechende bleibt. Daraus 
folgt, daß mit der Aufhebung eines Nechtöfates feine Folgefäge ftets von felber mit aufs 
gehoben find, feine Nebenfäge und Ausnahmen dagegen bleiben und mit dem neuen 
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Rechtsgeſetze verbunden werden müſſen, — immer falls das neue Gefeg nichts anderes 
beftimmt. Die Scheidung von beiden aber, namentlich in Betreff der Folgeſätze, Neben- 
ſätze und Ausnahmen eines aufgehobenen allgemeinen Rechtsſatzes, muß durch ſcharfe 
Entgegenftellung der, Principien und Abjichten des alten und neuen Geſetzes gewonnen 
werden. Die oft aufgeftellte Negel, die alte lex specialis werde durch die neue generalis 
nicht aufgehoben, ift in diefer Allgemeinheit falſch. 


IV. Die Auslegung der Geſetze. 


$. 9. Die Anwendung der Geſetze ift bedingt durch ihre Auslegung. Die Aus- 
legung der Geſetze ift Die Darlegung ihres Inhaltes, d. h. die Feſtſtellung der Fälle, die 
darunter fallen, und der Grundſätze, die. für diefelben gelten ſollen. Die Extlärung, d. h. 
Klarmachung dunkler Gelege, tft mur ein Theil davon. Es war ein fchiefer Gedanfe der 
älteren Theorie, daß Auslegung nur bei mangelhaften und dunflen Gejegen ftattfinden 
fünne. Cie ift bei jedem, aud) dem flarften, Geſetze nöthig, weil fein Geſetz alle Fälle, 
die es umfaßt, im voraus einzeln. aufzählen fann. Die Auslegung ift darum auch nicht 
als bloße Feitftellung des unmittelbaren Sinnes einzelner Gelege aufzufafien, fie ſoll viel 
mehr den gefammten. Inhalt des objectiwen Rechts in allen feinen Brineipien und Conſe— 
quenzen aus den Gefegen darlegen, und für alle Fälle, die der Reichthum des Yebens 
bietet, Die entiprechende rechtliche Entſcheidung gewähren. Das pofitive Recht iſt nicht 
eine zufammenbangslofe Maſſe einzelner Befehle, jondern ein organiſches Ganze, welches das 
gelammte Leben umfaßt und daher fir jeden Fall eine Enticheidung in fich ſchließt. Jeder 
Rechtsſatz, den ein Geſetz ausipricht, ift ein Princip, Das nicht nur in feiner ummittels 
baren Wortfaflung gilt, ſondern als ſolches mit allen darin enthaltenen Conjequenzen 
anerkannt werden muß. Darum kann es auch feine eigentlichen Yücen im Rechte geben. 
Wo ausprüdlihe Beftimmungen in den Geſetzen fehlen, müſſen und können fie durch 
Schlußfolgerungen aus den vorhandenen ergänzt werden, Der Richter fann daher nie 
die Entſcheidung eines Falles wegen Yüden in den Gefegen ablehnen. Mit Recht erklärt 
der Code Napoleon dies für eine Yuftizuerweigerumg. Früher fragte man, welches Recht 
ſubſidiär bei Lücken der Gefege anzuwenden je? Das öfterreichiihe Gefegbucd verwies 
auf Das Naturrecht, das preußtiche auf die Geſetzgebungs-Commiſſion. Gegenwärtig iſt 
die Frage nicht mehr möglich. Natürlich muß die Auslegung dem Richter unbejchränft 
zuftehen. Bei ſchwierigen Auslegungsfragen den Richter an die Gefeggebung verweifen, 
ift ein klägliches Mißtrauen des Staats in feine Richter, und eine arge Vermiſchung von 
Recht und Geſetzgebung. Daß Yuftinian und Friedrich) der Große es thaten, mag man 
ihrer Zeit zu gute halten, gegenwärtig fann feine Rede mehr davon fein. 

Auslegung iſt Wiſſenſchaft. Die Kraft ihrer Nefultate hängt daher von der Rich— 
tigfeit ihrer Gründe ab. Doch kann der Einn eines Geſetzes für die praktiſche Anwen— 
dung auch durch neue Gefete oder Gewohnheiten feftgeftellt werben (f. g. authentische und 
Ufual= Interpretation). Dann muß diefe Deutung unbedingt gelten ohne Rückſicht auf 
ihre Richtigfeit. 

Die erfte Aufgabe der Auslegung ift nun, den unmittelbaren Inhalt der einzelnen 
Geſetze Feftzuftellen, alſo den juriftiichen Gedanken, den Rechtsſatz, den ſich der Geſetzgeber 
jelber dabei gedacht hat. Es gibt dafür zwei Wege: man fann entweder a posteriori 
aus den Worten, als den Ausdrucksmitteln des Gedanfens, zu dem Gedanten felber kom— 
men, oder a priori aus den Elementen, aus denen er jelbft hervorgegangen ift. 
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1) Die Interpretation aus den Worten jchliegt in ſich: 
a) die leritalifche Bedeutung der einzelnen Worte, | 
b) ihre Berbindung zu Sägen nad) den Regeln der grammatiſchen Conftruction, 
e) die Vereinigung der Sätze zu einem Gedanfen nad) ben Grundſätzen ber 
formalen Logik. 

2) Die Elemente, aus denen der Gedanke eines Geſetzes hervorgehen kann, und 
aus denen daher a priori Schlüffe auf feinen Inhalt gezogen werben fünnen, find feine 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, d. h. 

a) feine hiſt or iſche Entftehung und Ausbildung, 

b) fein dogmatiſcher Zuſammenhang mit dem ganzen Rechtöfyfteme als ius 
commune oder singulare, 

ce) fein legislativer Zweck für die zufünftige Geftaltung des Lebens. 

Beide Wege oder Mittel müfjen natürlich zur vollen Interpretation eine Geſetzes 
ftet8 verbunden werben, fie ergänzen fich und bilden gegenfeitig die Probe ihrer Richtig- 
fait. Es iſt eine rohe Vorſtellung, die Worte feien das Geſetz und müßten allein ent= 
ſcheiden, nur wenn fie unklar wären, dürfen die mehr idealen Elemente zu Hülfe gezogen 
werden. Doch war dies die althergebrachte Anficht, die man mit den, überdies unpaſſend 
gewählten, Ausorüden: grammatiiche und logiſche Interpretation, zu formuliven ſuchte. 
Savigny hat die ganze Idee glüclich befeitigt; weniger gelungen ift e8, wenn er an 
die Stelle der alten Eintheilung eine neue von „vier Elementen“ der Interpretation fett, 
einem grammatiſchen, logiſchen, biftorischen, ſyſtematiſchen. 

Der Rechtsſatz, deſſen Feſtſtellung das Ziel der Auslegung iſt, beſteht im weſent— 
lichen ſtets darin, daß für beſtimmte Thatſachen eine beſtimmte Rechtsregel aufgeſtellt 
wird, und zwar aus beſtimmten Gründen, die in irgend welchen beſtimmten Eigenſchaften 
der Thatſachen beruhen. Man unterſcheidet danach dispositio und ratio legis. Die Aus- 
legung hat ſtets beide zu ermitteln, da die Tragweite der Dispofition fih nur aus ihrem 
Grunde feftftellen läßt, und die eigentliche Abſicht des Geſetzes das ift, was eigentlich zum 
Geſetze erhoben ift. Nicht die Worte find das Geſetz, jondern der Gedanke, der in ihnen 
ausgedrückt ift, fie als folche find nur das Ausdrudsmittel. Demgemäß find unflare, 
unvollftändige, mehrdeutige Worte möglichft der ſonſt zu ermittelnden Abficht des Gejetes 
gemäß zu interpretiven, und wenn Worte und Abficht entichieden nicht harmoniven, geht 
die legtere vor. Sind die Worte zu eng gefaßt, jo müflen fie extenſiv interpretirt werben, 
wenn zu weit, reftrietiv. Im Zweifel muß man freilih an den Worten fefthalten, und 
bloße Härten, Unbilligfeiten und Unzmwedmäßigteiten find an fich noch fein Grund, von 
einem Karen Wortlaute abzumeichen. 

Bon der Feftftellung des unmittelbaren Inhalts der einzelnen Geſetze hat die Aus- 
(egung zu den Conſequenzen fortzujchreiten, die fich logijch Daraus ergeben, ohne Tpeciell 
ausgeſprochen oder auch mur zum bemußten Gedanfen des Geſetzgebers gelangt zu fein. 
Es gehören dahin zunäcft die Confequenzen für das betreffende Verhältniß ſelber 
in feinen weiteren Detailfragen, dann aber auch die Confequenzen für andere ähnliche 
Verhältniſſe, für die feine beſondere gefetliche Beſtimmungen eriftiren. Auf dieſe find bie 
Geſetze eva Aoyov, d. b. secundum rationem legis, auszudehnen. Gerade durch dieſe 
1. g. amaloge Behandlung ähnlicher Verhältniffe wird die Ausfüllung aller Yüden ver 
Geſetze möglich gemacht, und die innere Harmonie des ganzen Rechtsorganismus erhalten. 
Natürlich muß fie vorfichtig geſchehen, man darf nicht einzelne Aehnlichkeiten zu allgemei- 
nen Gfleichftellungen ausdehnen, und anomale Nechtsjäge oder Privilegien dürfen nicht 
übertragen werben, man darf nicht, wenn das Geſetz für einen Fall eine Ansnahme macht, 
darum "auch andere ähnliche Fälle ausnehmen. 


an 
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V. Die zeitliche und örtliche Anwendbarkeit ver Gejete. 


$. 10. Bei der Anwendung der Gejege auf die einzelnen Thatfachen ift die Aus- 
dehnung, in der fie geichehen muß, zu beftimmen. Soll der Richter ſtets nur das gegen- 
wärtige Recht und Geſetz feines Yandes, reſp. Bezirkes, zur Anwendung bringen, ohne 
Nücficht, wann und wo die Thatfachen vorgefallen find, höchitens etwa mit einzelnen 
Ausnahmen, — oder ift das Princip, daß jeve Thatſache in der Regel nad) den Gefeten 
zu beurtbeilen ift, unter deren Herrſchaft fie vorgefallen ift, wenn fie auch unter andern 
Gejegen zur Beurtheilung kommt? Die Frage hat eine doppelte Beziehung, eine zeitliche 
und eine räumliche, d. 5. fie entfteht bei verſchiedenen Geſetzen nacheinander und neben« 
einander, alſo wenn Thatſachen unter einem alten aufgehobenen Gejege vorgefallen find, 
und wenn fie fi in einem fremden Rechtögebiete umter andern Gejegen ereignet haben. 

Bei aller Verſchiedenheit beider Fälle ift doch die Grundfrage bei beiden biejelbe. 
Man hat in älterer und neuerer Theorie gejagt, man müfje Davon ausgehen, daß jeder 
Staat jein eigenes gegenwärtiges Necht für das befte halte, für beſſer als früberes und 
fremdes, jonft würde er es nicht haben; folglich müfje der, Richter auch ftetS dieſes an— 
wenden, und nicht das ſchlechtere frühere oder fremde. Es iſt das der fhulmeifterliche, 
bevormundende Standpunkt der Staatsweisheit des vorigen Jahrhunderts, wonad Das 
Volk fein Leben nicht felber geftaltet, fondern nur als Unterthan der Gegenftand väter— 
licher Beurtheilung und Leitung weifer Männer ift, bei denen natürlich Die neuefte Weis— 
heit immer die befte iſt. Faßt man dagegen das Recht als eine dem Menſchen und 
feinem Peben immanente fittliche Ioee und Macht auf, jo haben die Thatfachen von 
innen heraus bei ihrem Entftehen ihren beftimmten rechtlichen Charakter, der ihnen bleibt 
und unabhängig von Zeit und Ort ftet8 und überall derjelbe fein und als folder ans 
erfannt und beurtheilt werden muß. Auch ift dies nicht etwa nur der Standpunkt für 
ein ideales Naturrecht, das pofitive Recht muß ihn bei feiner zeitlichen und örtlichen Ver— 
Ichtedenheit ebenfo haben. Jede Zeit hat ihr Necht, und jedes Land Kat fein Recht, und 
zwar iſt das nicht blos zeitliche umd örtliche Weisheit der Staatölenter, fondern eigenftes 
immanentes Recht der Zeit und des Landes ſelber. Es fteht im engen Zufammenhange 
mit ihrem gefammten fonftigen Leben, und gibt darum auch jeder Thatfache, die Darunter 
vorfält, ihren feften rechtlichen Charakter, ohne Nüdficht, wann und wo fie zur rechtlichen 
Beurtheilung kommen wird. Der rechtliche Charakter der Thatfachen, ihre Gültigkeit oder 
Ungültigkeit, ann daher nicht mit der Zeit und dem Orte des Gerichts, welches darüber zu 
entſcheiden hat, wechleln, jondern muß ſtets von Zeit und Ort ihrer Entftehung abhängen. 
Das Princip für die Anwendung der Geſetze ift alſo nicht: jedes Gericht hat jeine Geſetze 
auf alle Thatfachen anzuwenden, die an es kommen, fondern: jedes Gericht hat auf alle 
Thatſachen die Gefege anzumenden, unter denen fie vorgefallen oder entjtanden find, ober 
furz: die Thatſachen find nach den Geſetzen ihrer Entftehung, nicht ihrer Entſcheidung, 
zu beurtheilen. 

8. 11. In zeitliher Beziehung führt diefes Princip zu der befannten Regel, 
daß neue Gefege nicht auf vergangene Thatjachen angewendet werden dürfen, feine rüd- 
wirfende Kraft haben follen. Die Negel fteht im römischen und heutigen Nechte unzwei- 
felhaft feft. Man ftveitet jedoch über ihre Begrimdung, ob fie auf rechtlicher Confequenz oder 
nur legiölativer Zwedmäfigfeit berube. Offenbar ift fie nur die negative Seite des all 
gemeineren pofitiven Princips, daß alle Thatfachen nach dem Gefege ihrer Entftehung zu 
beurtheilen find. Natürlic kann aber die Macht des Gefeged die Confequenz des Rechtes 
ſtets bredien, und wo e8 ihr gut dünkt Rüdanwendung anoronen. Inſofern iſt aller: 
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dings dann im einzelnen das, was die Kegel erhält und die Ausnahme ausſchließt, doch 
nur legislative Zweckmäßigkeit, und infofern kann im einzelnen die Entſcheidung, ob bei 
einem Geſetze Rüdanwendung eintreten müſſe oder nicht, allerdings nur aus der Inter— 
pretation der Abficht des einzelnen Geſetzes entnommen werden. Ein leitende Princip 
mup jedoch natürlich auch daber fein. Es Liegt darin, daß Rückanwendung ftetd einen 
Eingriff in beftehende Rechte (ſ. g. iura quaesita, wohlerworbene Rechte) enthält, und 
ſolche Eingriffe, als Ausnahmen von der regelmäßigen Rechtsordnung, im Zweifel nicht 
als Abficht der Geſetze angefehen werden fünnen. Auf dieſe Weife rebucirt ſich Das 
Rehtöprincip: Geſetze haben feine rückwirkende Kraft, im praftifchen Reſultate auf das 
legislative Princip: Gejege ſollen nicht in beftehende Rechte eingreifen. Von einer un— 
mittelbaren Identität beider kann feine Rede fein, da das eine rechtlich, das andere legis— 
lativ ift. Die Grenze der Anwendung beider hängt natürlich nur von dem Belieben der 
Gefepgebung ab. Sobald ein neues Geſetz in alte Rechte eingreifen will, muß ed dar⸗ 
auf angewendet werben, und rückſichtslos, jo weit feine Abficht reicht. Begriffliche Unter: 
ſcheidungen, wie die ältere zwoifchen vermittelnden und zwingenden Gefegen, oder die neuere 
von Savigny zwilchen Gefegen über Erwerb und über Dafein der Nechte, oder die von 
Laſſalle, ob die Gejege den Einzelnen mit oder ohne Vermittelung feines Willens treffen, 
find rechtlich ohne Kraft, fie können höchſtens Wahrfcheinlichkeiten über die Abſicht der 
einzelnen Geſetze begründen, nicht aber direct Darüber entjcheiden. 


Dagegen ift num für die Fälle, wo das neue Geſetz feine Rückanwendung beabfich- 
tigt, die Anwendung des alten Geſetzes nach dem Principe zu beſtimmen, daß alle That— 
lachen, die unter feiner Herrfchaft worgefallen find, den rechtlichen Charakter der Gültigkeit 
oder Ungültigfeit, der Wirkfamfeit oder Unwirkſamkeit, den fie danach hatten, auch unter 
dem neuen Gefege behalten. Danach find zu unterjcheiden: 

1) Die Thatſachen, die gültig und wirkjam vollendet find und Rechte begründet 
haben, und die, die ungültig, unwirkſam, unvollendet waren. Bei den erfteren find bie 
dadurch begründeten Nechte in allen Punkten, in Wirkung und Beſchränkung, ſtets nad 
dem alten Gejege zu beurtbeilen; die legteren dagegen können unter dem neuen Geſetze 
feine vechtliche Wirkfamteit mehr befommen. Dahin gehören aud) angefangene oder un= 
vollendete Verjährungen, falls das neue Geſetz nicht Anrechnung der alten Zeit geftattet. 

2) Die Thatjachen, die concrete wirkliche fubjective Rechte, und die, die nur erſt ab— 
ftracte geſetzliche Möglichkeiten und nähere oder fernere rechtliche Erwartungen begründeten. 
Ale bloßen Möglichkeiten und Erwartungen hören mit dem Gefege, worauf fie fich 
fügen, auf; wo nach dem alten Geſetze noch fein wirkliches concretes Recht begründet ift, 
kann auch keins erhalten werben. 

Ausnahmen vom Verbote der Rückwirkung der Gejege gibt e8 nur eine, nämlich . 
wenn das Geſetz jelber fie anordnet, fer es ausdrücklich oder fonft beftimmt erfennbar. 
Dafein umd Umfang einer ſolchen Vorschrift ift im allgemeinen ganz nad) der Interpre— 
tation des einzelnen Geſetzes zu beftimmen, doch Toll die Nüdanwendung in der Regel 
nicht auch auf die bereits durch Zahlung, Urtheil, Vergleich und Ähnliches vollftändig ab— 
gemachten Verhältniſſe bezogen werden. Ein bejonderer Fall der rüchwirkenden Geſetze 
find die declaratorifchen Geſetze oder authentifchen Interpretationen. Sie beftimmen zwar 
eigentlich nur, mie ein Gejeß von jet an verftanden werden foll, aber da fie dies rüd- 
wärts als wirklichen Sinn des alten Geſetzes hinftellen, jo muß e8 in allen Fällen gelten, 
die von jegt an zur Beurtheilung kommen. Eine Refeiffion bereits entſchiedener Fälle 
wegen Irrthums folgt daraus nicht, da diefer nach der Zeit vde der Declaration beur- 
theilt werden müßte. 
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8. 12. In örtliher Beziehung führt das Princip der Immanenz des Rechts 
in den Thatfachen zu der Kegel, daß im internationalen Verkehre der Völter jedes Recht 
nad) den Gefegen feines Entjtehungsorted zu beurtheilen ift, ohme Unterichied, wo es zur 
gerichtlichen Entſcheidung kommt. Die Durchführung des Princips bietet jedoch hier noch) 
mehr Schwierigkeiten, wie bei der zeitlichen Beziehung, weil «8 fich hier nicht blos um 
einzelne Differenzen innerhalb der Geſetzgebung eines Staates handelt, jondern um bie 
Geſetzgebungen verfchiedener Staaten, vie jelbitftändig und mit eiferfüchtiger Wahrung 
ihrer Souveränetät und Geſetzgebungspolitik einander gegenüberftehen. Die Frage be 
fommt dadurch hier weſentlich ein wölferrechtliches Element. Indeſſen folgt daraus nicht, 
daß man die ſouveräne Gewalt und Weisheit des einzelnen Staates zum Ausgangspunfte 
dabet machen müſſe. Denn die Frage bezieht fic keineswegs blos auf die Gefege ver 
ichiedener Staaten, ſondern ebenjo auf das Verhältniß der verfchtedenen echte und Ge— 
fee, die in verſchiedenen Gebieten eines und deſſelben Staates gelten. Und auch bei vers 
fchiedenen Staaten fann das Ziel nicht im einer eiferfüchtigen Geltendmachung der einzelnen 
Staatsfouweränetät Tiegen, fondern nur in möglichfter Erleichterung des Völferwerfehres, 
gegenfeitiger Anerfennung der Nationen mit ihren Gefegen und gleihmäßiger Beſchützung 
der entitanbenen Rechte. Das römiſche Recht enthält keine Beantwortung der Frage. Im 
der älteren Zeit hatte es das Princip der Perfönlichkeit des Rechts, nur mit der eigenthümlichen 
Aushülfe des ius gentium für den Fremdenverkehr, fpäter war innerhalb des Reiches allgemeine 
Rechtseinheit und mit Fremden überhaupt wenig rechtlicher Verkehr. Die germanifchen 
Bölter hatten anfangs gleichfalls das Princip der Perjönlichfeit des Rechts, jeit dem drei— 
zehnten Jahrhundert trat aber in Italien und Deutſchland das der Territorialität an feine 
Stelle, jedoch ohne große Echroffheit, weil die kleinen ttalienifchen und deutichen Staaten 
und Städte fich ſtets in nationaler, und mehr oder weniger aud) ftaatlicher, Rechtsgemein— 
ſchaft fühlten. Im neuerer Zeit ift mit der Entwickelung des modernen Völker = Berfehrs 
und Rechts in ganz Europa und auch Amerika das univerfale Princip der internationalen 
Rechtsgemeinſchaft und Reciprocität des Nechtsfchuges immer vollftändiger zur An- 
erfennung gefommen. Zwar hat das territoriale Princip der Staatöfouveränetät gerade 
in der neueren deutſchen Theorie noch bedeutende Bertheidiger gefunden, Wächter, Puchta 
u. a., und auf dem Boden des deutſchen Particularismus ift Dies nicht ohne Beifall ge— 
blieben, indeflen ift der uniwerfale Standpunkt durch Savigny u. a. Doch zur überwiegen- 
den Geltung gebradit. 

Gewiſſe Beſchränkungen des univerfalen Princips durch das territeriale find freilich 
in feiner Weile abzumehren, nämlich: 

1) daß die pofitiven Beftimmungen, die im einzelnen Staate durch bejondere Gejete 
über die Behandlung der Frage aufgeftellt find, unbedingt von feinen Gerichten zur An— 
«wendung gebracht werden müffen, und jeder Fremde ſich diefen ſchlechthin zu unterwerfen 
bat. Indeſſen find andere Staaten dann nad dem Principe der Neciprocität berechtigt, 
iure retorsionis die Unterthanen jenes Staates bei ſich ähnlich zu behandeln. 

2) Die Anerkennung fremder Gefeggebungen kann nie jo weit gehen, daß der Staat 
die Fremden beſſer als feine eigenen Angehörigen behandeln müßte. Privilegien und 
Borrechte Fremder Geſetzgebungen erkennt daher kein Staat bei fih an, ſobald fie feinen 
Geſetzen fremd find. Eben darum erkennt er auch Rechte, die feine Gefeggebung für 
abjolut unfittlih oder gemeinſchädlich hält, nie bei Fremden an, wenn auch deren Geſetze 
fie zulaſſen. 

Abgejehen von dieſen Beſchränkungen ift das obige Princip als Negel durchzuführen. 
Jede Thatſache fteht bet ihrer Entftehung unter dem Rechte irgend eines beftimmten 
Rechtsgebietes. Dieſes beftimmt ihren rechtlichen Charakter der Gültigfeit oder Ungültig- 
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teit, und danach muß fie überall, in welchem Rechtsgebiete und unter welchen Geſetzen ſie 
auch zur Entſcheidung kommt, beurtheilt werben. Die weitere Frage ift nur, welchen Ges 
iegen eine jede Thatjache bei ihrer Entftehung unterworfen ift. Es entſcheidet darüber 
nicht abjolut der Ort, wo fie fich ereignet. Vielmehr find ſolche Ihatfachen , "die mit 
andermweitigen umfaſſenderen und dauernden Rechtsverhältniffen in Verbindung ftehen, auch 
deren Gejegen mit unterworfen, da die Geſetze des zufälligen Ereignißortes dann gar 
nicht die Abſicht haben, ihren rechtlichen Charakter zu beftimmen. Demnach iſt die Auf- 
gabe für jedes Rechtsverhältniß nachzuweiſen, weldem Rechtsgebiete e8 feiner inneren 
Natur nach angehöre. Im allgemeinen find dabei folgerive Unterfchtede zu Grunde zur legen: 

1) Die Perſon ift als ſolche, alfo in Betreff ihres allgemeinen perjönlicyen Rechts— 
zuftandes, ihrer Handlungsfähigfeit, ihrer Familien- und Vormundſchaftsverhältniſſe, und 
darum auch in Betreff ihrer gefammten Beerbung, im allgemeinen den Geſetzen ihrer 
Heimath (j. g. statuta personalia) unterworfen. 

2) Sachen find als foldhe ven Gejegen des Ortes, wo fie liegen (statuta realia), 
unterworfen. Danad) find daher alle dinglichen Rechte, ſowohl ihre Möglichkeit als die 
Art und Form ihres Erwerbes und Berluftes, zu beurtheilen, jedoch nur in Betreff des 
dinglichen Elementes, denn die Nechtötitel darauf hängen meiftens won perjönlichen und 
obligatorischen Verhältniffen ab. 

3) Handlungen jever Art, d. 5. Rechtsgeſchafte und Delicte, ſtehen im allgemeinen 
unter den Geſetzen des Ortes der Vornahme (j. g. statuta mixta), nach der Regel: locus 
regit actum. Nur greift gerade hier bei der Einflagung ſolcher Verhältniſſe in andern 
Ländern vielfach) die oben angeführte Beichräntung in Betreff der abjolut verworfenen 
Rechte ein, und außerdem find hier noch weitere bejondere Modificationen : 

a) ſolche Geſchäfte, die fid) auf Verhältnifje der Perfonal- und Kealftatuten beziehen, 
wie Ehe, Adoption, Teftament, find natürlich danach zu beurtheilen ; 

b) in Betreff der ſ. g. Dispofitiugefege bei Verträgen fommt es auf die Abjicht 
der „Parteien an, welchen fie ſich dabei unterwerfen wollen ; 

e) in Betreff der äußeren Form der Rechtsgeſchäfte ft ein ziemlich allgemeines Ge— 
wohnheitsrecht, daß die Parteien die Wahl haben zwilchen der Form des Ortes der Vor— 
nahme und der materiellen Wirkfamfeit des Gefchäftes, fofern letztere nicht einen abſolut 
zwingenden Charakter hat. ' 


B. Das fubjective Redt. 


I. Allgemeine Natur, 


8. 13. Die fubjectiven Rechte find die Befugniffe, die den einzelnen Subjecten dem 
objectiven Rechte nach zuftehen. Sie beflehen im allgemeinen in der vom objectiven Rechte 
anerfannten und geſchützten Freiheit der Einzelnen in Verfolgung ihrer Yebeusinterefien. 
Inden die Rechtsordnung diefe dem Einzelnen gewährleiftet, legt es ven Anderen die 
Pflicht auf, fie infomeit anzuerkennen und nicht zu verlegen. Durch diefe Beziehung auf 
eine entfprechende Pflicht Anderer wird die natürliche und fittliche Freiheit zur rechtlichen, 
oder zum Rechte. Ohne Pflicht fein Recht. Man ftreitet, ob der Grund des Rechts in 
der Freiheit oder in den Intereſſen liege? Die Theorie der abftracten Willensfreiheit 
war bisher feit Hegel vorherrſchend. Energiſch hat fie Ihering angegriffen und das In— 
terefie, den Nuten, den Genuß, als Grund und Zweck des Rechts geltend gemacht. 
Offenbar gehört beides welentlich zufammen. Die Freiheit ift nicht abftract ihrer jelbft 


willen berechtigt, fondern als Grundlage für die Berfolgung ver fittlihen Intereſſen und 
Zwecke des menſchlichen Lebens. Darum wird der ganze Inhalt der echte nicht durch 
abftracte Willenscapricen beftimmt, ſondern nur durch die verſchiedenen wirklichen Lebens- 
intereffen, und Rechte ohne vernünftiges Interefje werben gar nicht zugelaflen, 3. B. bei 
Serituten, Obligationen, Stiftungen. Allein wollte man ganz von der Freiheit abſtra— 
hiren und nur auf das Intereffe jehen, jo würde der eigentliche Grund für den Schuß 
vefielben fehlen, denn Interefien und Schuß derjelben find auch bei Thieren, 3. B. den 
Tauben von ©. Marco, möglich. Die Rechte der Willensunfähigen,, der Kinder und 
Wahnfinnigen, können fein Bedenken machen, da dieſe an fich frei find und ihre Freiheit 
nur nicht vernünftig ausüben Fünnen. 

Die Begriffe von Recht umd Pflicht find in ihrer praktiſchen Durchführung wejent- 
lich auf die Kategorien von Möglichkeit und Notbwendigkeit zurüdzuführen. Das Recht 
ift reine Möglichkeit zum Handeln; man darf es ausüben, braucht e8 aber nicht, kann 
auch ganz darauf verzichten und es auf Andere übertragen. Die Pflicht ift umgefehrt 
reine Nothwendigkeit; man muß fie erfüllen, wenn der Berechtigte es verlangt, kann fich 
ihr nicht einfeitig entziehen, fie nicht auf Andere übertragen. Das Verhältniß beider zu 
einander ift, daß das Necht eine gewiſſe Macht oder Herrichaft über den BVerpflichteten 
gibt, der Berechtigte die Erfüllung der Pflicht verlangen kann, und der Staat dafür einen 
Schut durch äußeren Zwang gewährt. 

Neben dem Rechte oder der rechtlichen Herrichaft, der rechtlichen Möglichkeit, einen 
Kechtöinhalt auszuüben, fteht der Beſitz oder die factifche Herrichaft, die factiſche Mög— 
lichteit, Rechtsinhalt auszuüben. Begriff und Wort Beſitz haben ihren biftorifchen und 
etymologiſchen Ausgang beim Eigenthume oder der Herricaft über Sachen. Hier ſchließt 
das „Eigen“, „sedere“, auf der Sache die volle factiſche Herrichaft in fi. Der Begriff 
ift aber an fich ein allgemeiner, und bei allen Rechten, die eine dauernde äußere Herr— 
ſchaft oder Ausübung in ſich fchließen, anwendbar. Doch läßt ſich fein ganzes Weſen 
befjer bei dem concreten Falle des Sacenbefiges bejtimmen, weshalb hier darauf vers 
wiejen wird. 


. 

$. 14. Der Begriff des Rechts bietet, da er die geſammte Freibeitsiphäre des 
Menſchen und alle feine äußeren Yebensinteveffen umfaßt, eine unendliche Mannichfaltigkeit 
von Unterfchieden, Arten und Eintheilungen dar. Die Haupteintheilung ift die nach dem 
Gegenftande der Rechte in Zuftands= (oder Perfonen =) und Bermögensrechte. Der Unter: 
ſchied beruht auf dem Gegenſatze der perfönlichen Eriftenz des Menjchen und feiner Herr 
Ichaft über die äußere Natur und andere Menſchen. Der Menich hat ein Recht, zu 
fein, und äußere Macht zu haben. 

1) Die Zuftandsrechte befchränfen ſich nicht auf die bloße perfönlide Eriftenz, d. b. 
Leben und Freiheit, ſondern ſchließen auch die Eriftenz und Stellung des Menjchen ın 
den verfchievenen Kreifen, die zum Gefammtorganismus der Gattung gehören, wie Familie, 
Staat, Gemeinde u. a., mit in fi. Sie gehen darauf, daf der Menfch in feinem all 
gemeinen und befondern perfünlichen Zuftande von Andern anerfannt und nicht verlegt, 
alfo im der Ausübung der dazu gehörigen Freiheitsſphäre nicht gehindert werde. Dieje 
Freiheit bezieht fich zunächſt auf die allgemeine freie Thätigfeit des Menfchen, Dann in den 
einzelnen bejonderen reifen auf die befonderen Verhältniſſe, Die deren Weſen ausmachen. 
In der Familie, die allein von diefen Kreifen in das Privatrecht gehört, umfaßt fie alle 
die perfönlichen Beziehungen, in denen die einzelnen Familienglieder dem objectiwen Orga— 
nismus der Familie zufolge jeder nad feiner Stellung zu einander ftehen, jo namentlich 
die Verhältniffe der Ehegatten und die wäterlihe Gewalt. Die letztere namentlich iſt 
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nicht eine Äußere zufällige und willfürliche Macht des Vaters über die Kinder, ſondern 
nur die rechtliche Durchführung der gegenfeitigen Stellung des Erzeugers und des Erzeugten. 

Der ganze Begriff der Zuſtandsrechte iſt in neuerer Zeit mehrfach angefochten, 
namentlich von Unger, man könne nur von factiichen Zuftänden mit rechtlichen Folgen 
bei Verletzungen, aber nicht von Zuftandsrechten, jprechen, der Menſch ſei Perſon, Gatte, 
Bater, Bürger, aber e8 jet fein Recht, dies zu fein, Nechte fönnten nur auf Thun und 
Haben, nicht auf bloßes Sein gehen, die ſ. g. Fam ilienrechte jeien nur fittliche Ansprüche. 
Allein wenn Recht Freiheit ift, jo ift das Dafein der Freiheit das erfte Recht. Ein 
Sein, was anerfannt werden muß und nicht verlegt werden darf, dem alſo eine Pflicht 
entipricht, ift ein Necht, ſonſt wäre feine Verlegung fein Unrecht. Die Auflöfung des 
Rechts der Perfönlichkeit in einzelne Befugnifje und Anſprüche aus Berlegungen ftände 
der Auflöjung des Eigenthums in einzelne Befugniffe und Schadenserjasanfprüche analog. 
Der fittliche Charakter der Familienverhältniſſe ſchließt aber den rechtlichen nicht aus. 
Unzuläffig ift e8 dagegen, die Zuftandsrechte dadurch den Rechten auf Thun und Haben 
näher zu bringen, daß man fie ald Rechte des Menſchen über fich jelbit, oder gar des 
Geijtes über den Körper auffaft. 

2) Die Vermögensrechte gehen auf die äußere, willfürliche und zufällige Macht des 
Menſchen, alfo feine Herrjchaft über die Natur, d. h. die einzelnen Sachen, und über 
andere Menſchen. Man unterjcheidet beide als Saden= und Forderungsrechte, oder dings 
liche und perſönliche Rechte. 

a) Das Wejen der erfteren befteht in der unmittelbaren rechtlichen Unterwerfung 
der Sachen unter den Willen des Berechtigten, der unmittelbaren Macht des Berechtigten 
über fie, die von Jedermann anerkannt werden muß und nicht verlegt werben darf. 
Dein Rechte entfpricht die allgemeine, aber nur negative Pflicht der Nichtverlegung von 
allen andern Menſchen. Die abjolute Berfolgbarteit gegen Dritte ift eine Folge Davon, 
lann aber im einzelnen beichränft werden, ohne daß der Begriff dadurch aufhörte. 

b) Die Forderungsrechte beftehen im einer Macht über andere Menſchen, die nicht 
auf der objectiven Ordnung der verjchtedenen Kreiſe des Gattungsorganismus beruht, 
jondern auf einer äußern mehr zufälligen und willtürlichen Unterwerfung unter den ſub— 
jectiven Willen des Berechtigten. . Diefe Macht kann der allgemeinen Freiheit des Men— 
ſchen wegen feine unmittelbare und abjolute wie bei Sachen fein, das wäre Eclaverei, 
jondern nur eine durch die Freiheit und den eigenen Willen des Unterworfenen vermittelte, 
fie kann alfo nur in einer Verpflichtung feines Willens zu einzelnen Handlungen beitehen, 
dem Berechtigten nur eim Recht geben, Ddiefe zu fordern. Darin liegt das Wejen des 
Forderungsrecht8 oder der Obligation. Sie find weder als echte „über“ noch „an 
Handlungen zu beftimmen, jondern als echt über eine Perfon „auf“ Vornahme einer 
Handlung. 

Alle Bermögensrechte ftehen in einem gemeinfamen ſcharfen Gegenfate zu den Zus 
ftandsrechten. Da fie ſämmtlich eine der Willkür des Menfchen zur Befriedigung feiner 
Interefjen unterworfene äußere Macht enthalten, jo üt injofern eine allgemeine Vergleichung 
und Abmeffung ihrer Bedeutung oder ihres Werthes für den Menjchen möglich, und im 
weiteren Verfolge davon dann auch ein allgemeiner fachlicher Mafftab, in welchem fie 
tarirt, und injofern auch ihrem Werthe nach erſetzt werben können. Diefer Maßſtab ift 
das Geld, auf weldes alle VBermögensrechte veducırt werden fünnen, während die Zu— 
ftandsrechte in Gelve unſchätzbar find, und überhaupt unter ſich in ihrer Bedeutung und 
ihrem Werthe für den Menfchen gar feine eigentliche Vergleihung und Abmefjung zulaffen. 

Andere Eintheilungen der Rechte find in perjonale und reale, abjolute und relative, 
pofitive und negative, principale und accefforiiche, gemeine und privilegirte. 
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II. Die Subjecte der Rechte. 


$. 15. Imfofern alles Recht in der Ordnung der menjchlichen Verhältniſſe, nament- 
Lich der menjchlichen Freiheit beiteht, erjcheinen die fubjectiven Rechte zunächit "Stets nur 
als Berechtigungen der einzelnen Subjecte, als umzertrennliche Attribute von diefen und 
ohne fie undenkbar. In der concreten Geftaltung des Rechtölebens werden indeſſen 
wenigftend die Vermögensrechte zur beftimmten einzelnen Machtverhältnifien über Sachen und 
BVerfonen, die einen feſten objectiven Inhalt und Umfang haben, der von dem einzelnen 
berechtigten Subjecte unabhängig ift; fie fünnen unverändert auf andere Subjecte über: 
gehen, und können jelbft ohne alles Subject forteriftirend gedacht werden. Vorüber— 
gehend ift eine ſolche ſubjectloſe Eriftenz möglich, wem ein Subject weggefallen ift, 
und noch Fein neues eingetreten ift, wie bei ruhenden Erbichaften, oder derelinguirten In— 
haberpapieren. Aber auch dauernd kann fie begründet werden, zwar nicht zwedlos, Da 
alles Recht nur der menjchlichen Intereifen wegen da ift, wohl aber wenn Interejjen 
eriftiren, die an feinen einzelnen Menſchen gebunden find, und zu deren Befriedigung doch 
ein fejted Vermögen beftummt werden ſoll. Jedes Vermögensrecht einer Perſon, Sachen: 
wie Forderungsrecht, beftcht in der rechtlichen Macht, d. h. Möglichkeit des Berechtigten, 
die Sache oder den Gegenftand der Forderung zur Befriedigung feiner Intereflen zu ver 
wenden. Ebenſo muß auch die rechtliche Möglichkeit begründet werden können, Daß eine 
Sache oder Forderung feinem einzelnen Menfchen für feine Intereffen unterworfen fei, ſon— 
dern nur beftimmten allgemeineren Interefien, fei es Staats- oder Gemeindeinterefien ober 
Armenpflege u. |. w., diene, natürlich immer mit einer beftimmten Vertretung, die für 
die Berwaltung und Verwendung zu forgen hat. 

Der Begriff von fubjectlofen Rechten ift infofern ein ganz natürlicher und wohlbe— 
grümdeter. Indeſſen Liegt es doch nahe, daß man bei der Goncentrivung verfchiedener 
Vermögensrechte zu einem Geſammtvermögen für einen beftimmten Zweck, und bei der 
dur die Berwaltung und Berwendung entjtehenden mannichfachen Thätigfeit, Die Idee 
einer Perfontfication des Vermögens anwendet, d. h. ein rein ideelles Subject der Rechte 
bilvet, und als Inhaber des Vermögens bezeichnet und behandelt. Ein eigentliches jelbft- 
jtändiges neues Rechtsſubject kann Dadurch natürlich nicht entftehen, ſondern e8 wird nur 
eine feſte rechtliche Kategorie herbeigezogen, durch die die ganze rechtliche Behandlung des 
Verhältniſſes einen feften und bequemen Anhalt befommt. Auf diefe Weife entftehen 
neben den einzelnen Menſchen als phyſiſchen Nechtöjubjecten oder Perfonen die f. g. juri- 
ſtiſchen Perſonen. 

$. 16. Der Menſch als rechtsfähiges Subject heißt Perſon, Rechtsfähig— 
keit inſofern Perfönlichfeit. Dabei hat das heutige Recht, anders als das römiſche, den 
Standpunkt, daß der Menfch rein als folder, weil Freiheit fein Weſen ift, als vechts- 
fähig gilt, und darum auch alle Menfchen im allgemeinen gleihmäßig. Sclaverei iſt 
daher abjolut unzuläffig, und Fremde haben im allgemeinen gleiche Nechtsfähigfeit mit 
den Einheimifchen. Der römische nationale Standpunkt, daß nur der römische Bürger die 
volle Rechtsfähigkeit hat, der befreundete Peregrine eine bejchränfte, der Feind gar feine, 
ift dem kosmopolitiſchen der allgemeinen vechtlihen Anerfennung der Menſchenwürde 
gewichen. 

Mit der allgemeinen gleichen Nechtsfähigkeit fteht es natürlich nicht im Widerſpruche, 
daß bei factiichen Verſchiedenheiten der Menfchen auch vechtliche Unterſchiede eintreten. 
Dahin gehören: 

1) die phyſiſchen Unterſchiede nad Geſchlecht, Alter und Gefundheit, körperlicher 
und namentlicher geiftiger. In Betveff des Alters nimmt das römische Necht den vollendeten, 
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volljährigen, Menſchen erft mit 25 Jahren an. Neuere Geſetze haben dies meiſtens auf 24 
oder 21 Jahre heruntergejeßt. Dagegen find die Unterftufen der Minderjährigfeit, näm— 
(ih die Unmündigkeit bi8 12 reſp. 14 Jahr, und die Kindheit bis 7 Jahr beibehalten, 
jedoch mit veränderter Wirkung. Außerdem ift der |. g. plena pubertas mit 18 Jahren 
vielfach eine weitere Bedeutung als im römiſchen Rechte beigelegt. 

2) Die fittlihe Verſchiedenheit der Menſchen hat tm allgemeinen feinen Einfluß auf 
ihre Rechte. Der Grund des Rechts ift die Freiheit des Menſchen, nicht ihr fittlicher 
Gebrauch. Der unfittlihe, der ehrloſe, jelbft der Verbrecher bleibt rechtsfähig. Nur 
bei ſolchen Rechten, die ausnahmsweiſe eine befondere Ehrenhaftigfeit der Gefinnung vor= 
ausſetzen, muß bei entſchiedener Unehrenhaftigfeit, alfo namentlich bei Verbrechen, eine 
Rechtöminderung eintreten. Diejen Charakter haben aber zwar int öffentlichen echte die 
meiften Rechte, namentlich alle Wahl- und Amtörechte, im Privatrechte aber nur wenige, 
wie Das Recht zu Vormundſchaft, älterliher Erziehung, Zeugniß, Eid. In der Fähigkeit 
zu diefen Rechten tritt daher die Ehrenhaftigfeit oder Ehre des Menjchen auch rechtlich 
hervor. Darum nennt man die Unfähigkeit dazu jchlechthin Ehrlofigkeit. Nur von dies 
jem Standpunkte aus ift die Nechtöminderung wegen Ehrlofigkeit zu begründen, nicht, wie 
meiſtens geichieht, damit, daß die Mifachtung, in der man bei Andern ftehe, aljo deren 
Meinung, einen Einfluß auf die rechtliche Stellung Haben müfle. 

Die näheren Beltimmungen über die Ehrlofigfeit, ihre Gründe und Wirfungen, find 
ftet8 ganz beſonders won Sitten und Zuſtänden eines Boltes abhängig. Die römiſchen 
Grundſätze darüber fünnen bei und nicht ald maßgebend angejehen werben. 

3) Sociale, politifche und veligiöfe Verſchiedenheiten nach Stand, Rang, Gewerbe, 
Heimath, Religion können auch auf das Privatrecht in verjchtedener Weiſe von Einfluß 
fein, doch beruhen die darüber bei uns geltenden Grundfäge auf deutſcher Quelle. 

Weitere rechtliche Beſtimmungen über die Nechtsfühigkeit des Menſchen find nur für 
ihren Anfang und ihr Ende, Geburt und Tod, nöthig. 

1) Erft von der Geburt an gilt ver Menſch als Perfon, doch werben den unges 
bornen ihre eventuellen Rechte vorbehalten und gefichert. Kommen fie todt zur Welt, jo 
gelten fie als nie dageweſen, ebenfo wenn fie zwar lebend, aber jo unreif zur Welt kom— 
men, daß fie darum nicht Lebensfähig find. So wenigſteus nad römiſchem Rechte, dem 
das franzöſiſche gefolgt ift, wogegen das preußiſche und öfterreichtiche auf Die Yebensfähig- 
feit fein Gewicht legen. Im übrigen kommt auf Lebens = Fähigkeit und Dauer nichts an. 
Das römische Recht fpricht auch dem monstrum die Rechtsfähigfeit ab, die neuere Mes 
dicin beftreitet aber die Möglichkeit, daß ein monstrum lebendig zur Welt komme, 

2) Beim Tode künnen nur in Betreff des Beweiſes Zweifel entjtehen. Leben und 
Tod find Thatfachen, die nicht präfumirt werden können, wer Rechte auf das eine oder 
andere gründet, muß es bemeifen, ebenfo wenn es fidy um die Priorität ded Todes von 
zwei Berjonen handelt. Nur bei der letzteren macht das römiſche Necht eine Ausnahme, 
indem beim Tode von Aeltern und Sindern in gemeinfamer Gefahr, wie Schiffbruch 
oder auc Krieg, im Zweifel präfumirt werden joll, dag unmiündige Kinder vor, mündige 
nad) den eltern geftorben feien. Die Präfumtion ift ohne inneren Grund und ohne be— 
ftimmbare Grenze, und daher in den neueren Gefetbüchern allgemein verworfen. 

Dagegen ift eine Präfumtion des Todes bei ſ. g. Verſchollenen in der neueren Ges 
wohnheit und Geſetzgebung in großer Ausdehnung eingeführt. Das römiſche Recht fand 
dazu bei feiner freien Beweistheorie fein Bedürfniß. Die Schwierigkeit des modernen 
Beweiſes führte aber jhon im italienischen Mittelalter dazu. Anfangs nahm man die 
Zodeöpräfumtion erſt mit dem hundertften Pebensjahre an, fpäter zwar mit dem fiebzigften, 
doch wurde dabei in Deutjchland erſt noch ein Verſuch, durch Epictalcitation Nachrichten 
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zu befommen, und dann eine förmliche Todeserflärung für nöthig erflärt. Die neueren 
Geſetze haben zweckmäßiger relative Friften nach den Jahren der Abwelenheit angejett, 
30, 20 oder 10 Yahre, und für die nach einem Kriege Vermißten noch weniger. 

$. 17. Die juriftifhen Perfonen haben im heutigen Rechtsleben eine ungleich 
größere Ausdehnung und Bedeutung erlangt, als im römiſchen. Damit hat auch ihr 
Begriff eine ungleidy reichere Entfaltung in allen feinen Elementen und Möglichkeiten er= 
halten; daß er in feinem Weſen anders geworden jei, läßt fich nicht jagen. Man gebt 
bei feiner Eonftruction in der Regel von dem Gedanfen aus, daß die Rechtsfähigleit 
außer dem Menfchen auch mit etwas anderem verknüpft werben fünne, oder daß der 
Staat neben den phyſiſchen Perſonen auch iveelle durch Nechtöfiction bilden fünne. In— 
deſſen wird mit jolcyen abftracten und formellen Ausgängen das Wejen der Sache nicht 
getroffen. Sie überjpringen die Frage, wie die Nectsfähigfeit, wenn die Freiheit des 
Menſchen ihr Grund ift, außer dem Menjchen möglich fein kann. Der eigentliche Aus— 
gang des Begriffes liegt in dem materiellen Grunde und Zwecke der Rechte, in ber 
Sicherung der menjchlichen Lebensintereffen. Danach muß das Recht auch bei ſolchen 
Interefien, die micht auf beftimmte einzelne Menjchen beichräntt find, jondern größere 
Kreife umfaſſen, vielleicht dauernd fich auf ganze Generationen erftreden, auch eine ſelbſt— 
ftändige, über die Einzelnen hinausgehende rechtliche Sicherung möglich machen, und die 
Frage ift nur, im welcher vechtlichen Form dies auszuführen je. Die Bildung foldyer 
Intereſſen ift im allgemeinen in doppelter Weife möglich, entweder durd Bereinigung von 
Menſchen zu beftimmten Zmweden, oder durch menſchliche Anordnung von jelbititändigen 
Einrichtungen und Mitteln für beftimmte Zwecle. 

1) Durch jede Verbindung von Menfchen zu einem gemeinfamen Zwede, von der 
fleinften Gefellichaft an bis zur Verbindung eines ganzen Volkes im Staate, entteht ſtets 
eine Scheidung der Gejammtheit als folder, mit ihrer Thätigkeit und ihren Zmeden 
und Intereſſen, im Gegenfage zu den Einzelnen als ſolchen und deren Intereſſen. Die 
Geſammtheit erſcheint als ein neues ideelled Subject, das zwar nur durch die Einzelnen 
befteht und mur durch fie thätig werden kann, das aber in dem einmal aufgeftellten 
Zwede feine feften, objectiv begründeten Intereffen bat, die mit den Anfichten und In— 
terefien der Einzelnen als ſolchen nicht nothwendig immer harmoniven. Gleichgültig it, 
ob die Thätigkeit der Geſammtheit nur von den Einzelnen ausgeübt wird, oder ob dafür 
eine befondere Bertretung gejetst wird, ſei es durch einzelne Vorſtände oder einen complis 
cirteren Beamtenorganismus. In der rechtlihen Behandlung aller Verbindungen find 
nun an ſich zwei vwerjchiedene Standpunkte möglich, die man als Gejellichafts- und Cor— 
porationsprincip unterſcheiden kann. Entweder bleibt nämlich die Gefammtheit mit ihren 
Intereſſen vechtlich ganz in den Einzelnen Iatent, jo daß die für den Geſammtzweck be— 
ftimmten Rechte und die Daraus bervorgehenden Pflichten und Schulden nur die Einzelnen 
als ſolche treffen; oder wird die Gefammtheit als folche mit ihren Interefjen vechtlich 
von den Einzelnen als ſolchen getrennt und jelbitftändig gelett, jo daß die für ihren Zwed 
beitimmten Nechte und die dadurch herworgerufenen Schulden direct nicht mehr als Rechte 
und Schulden der Einzelnen erjcheinen, jondern jelbftitändig nur der Geſammtheit als 
ſolcher zuftehen und obliegen, die Geſammtheit als joldye alfo vechtlich als ein beſonderes 
ideelles corpus oder Rechtsſubject behandelt wird. 

Man nennt das legtere die Perfonificirung der Geſammtheit, und bezeichnet da— 
nach folche Vereine als juriftiiche Perfonen oder Corporationen. Indeſſen find die Vor— 
ftellungen, die man damit verbindet, jehr verſchieden. Savigny fieht in der juriftiichen Berfon 
nur ein fingirtes VBermögensfubject neben den Mitgliedern, für das diefe höchſtens Ver— 
treter, aber wegen ihrer Sonderintereffen nur unpafjende, jein können. Mit Recht 
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erklärt Brinz eine ſolche Perfon für unnöthig und will mit dem Begriffe eines Zweckver— 
mögens ohne alles Subject ausfommen. Umgekehrt neigt man auf germaniftiicher Seite 
dahin, die Corporation mit ihren Mitgliedern zu identificiren, und erflärt fie daher ein— 
fah für willens- und handlungsfähig. Die römiſche Auffaffung ſpricht fich einfach in 
dem Ausdrude universitas aus, die Gejammtheit wird als Einheit genommen. Dieſe 
Einheit ift als folche etwas ideelles, von den Einzelnen verfchieden und darum willens- 
unfähig, allein andererfeits ift fie nur durch die Einzelnen und in ihnen, es wird feine 
neue Perſon neben dieſe geſetzt, ſondern fie jelber werden nur in ihrer iveellen Bereinigung 
und Geſammtheit ald Subject anerfannt. Sie find daher nicht Verwalter, Beamte, Bor: 
münder einer fremden Perſon und fremder Intereffen und Rechte, ſondern fie find in 
der Gefammtheit ummittelbar ſelber betheiligt, intereffirt und berechtigt, nur nicht als 
ſelbſtſtändige Perſonen mit jelbfiftändigem Intereffe, ſondern ſchlechthin mur als Glieder 
der Geſammtheit, die als ſolche ungetheilt und einheitlich nur für ihren Zweck eriftirt 
und nur für diefen Intereſſen und Rechte hat. Die Einzelnen find daher von jelbft die 
realen Träger und Organe der ibeellen Gefammtheit, ihr gemeinfamer Wille ift zwar 
nicht der Wille der Perſon, aber er gilt als folcher, fofern er nur innerhalb des Ges 
ſammtzweckes iſt und auch nicht etwa eine bejondere Vertretung angeordnet if. Die 
Gefammtheit und die Einzelnen find aljo getrennte Perfonen, obgleich die erftere rechtlich 
nur aus den letzteren beiteht. Das Verhältnig läßt eine Neduction auf die gewöhnlichen 
Rechtöfategorien von Vertretung, Gemeinſchaft, Gewalt u. dgl, die unter phyſiſchen Per- 
jonen möglich find, nicht zu. Die Perfonifictrung der Geſammtheit ift eben nicht Bildung 
einer neuen fingirten Perſon neben den phyſiſchen, jondern Vereinigung phyſiſcher Perſonen 
zu einer höheren iveellen Perjönlichkeit, die aber eben darum ihren eigentlichen Grumb 
do immer wieder nur im Rechte und Intereffe der einzelnen Mienfchen jelber hat. Die 
Römer brauchen daher municipes und munieipium identiſch und fpredyen bei den Cor— 
porationen ftet8 von res und arca communis, communiter agi u. | w. ben darum 
darf man das Vermögen nicht al8 bloßes Zwedvermögen von den Perfonen trennen, und 
eben darum find auch die Rechte, die zur Förderung und Sicherung des Gejammtzmedes 
dienen können, gar nicht auf Vermögensrechte bejchränft, jondern können auch öffentlicher 
Natur fein. Ein Unterfchted zwiſchen römiſchem umd deutſchem Nechte iſt in alle dem nicht. 

Der ganze Begriff umfaßt nun an ſich alle Vereine unter den Menjchen, ſowohl 
die größeren, wie Staat, Kirche und Gemeinden, als die kleineren, die |. g. Corporationen. 
Auch die erfteren werden in ihrer organiichen Natur nur erfannt, wenn man neben ihrem 
objectiven Zwecke auc ihre jubjective Eriftenz in den einzelnen Menfchen als mejentliches 
Moment würdigt. Die Gründe, warum bei ihnen das letztere Moment mehr zurüdtritt, 
bedürfen Hier feiner Ausführung. Die kleineren Vereine, die Corporationen, bieten auch) 
wieder eine große Mannichfaltigkeit der Geftaltung, der Begriff umfaßt gleichmäßig öffent- 
liche und private, gemeinnügige und jelbitnügige, Genuß Sicherung und Erwerb bes 
jwedende, Gapital= und Perfonalgenofjenichaften u. |. w. Auch reine Erwerbögeiellichaften 
fünnen Gorporationen fein, und nicht erft bet und, fondern auch ſchon nach römiſchem 
Rechte. Der Unterſchied des Gorporationd= und Gefellichaftsprincipes beruht überhaupt 
nicht auf dem Zwecke der Bereine und Geſellſchaften, ſondern auf ihrer formellen recht— 
lien Organtfation, ob die Gefammtheit als jelbftjtändige Perfönlichfeit über den Einzelnen 
mit Rechten und Pflichten gilt, oder ob Recht und Pflicht direct die Einzelnen als jolche 
treffen. Namentlich ift die Haftung für die Schulden entjcheidend. Denn allerdings ift 
die Grenze nicht überall gleich) und eine weitgehende Annäherung von beiden Seiten mög— 
(ch. So kann die Handelsgeſellſchaft als ſolche auf ihre Firma Rechte erwerben und 
Procefje führen wie eine Corporation, während fie durch die Divecte Haftung der Gefell- 
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ichafter davon gefchieden iſt. Andererfeits jind Die Schulze ſchen Genoſſenſchaften nad) dem 
norddeutſchen Bundesgeſetze unzweifelhaft Corporationen, nähern ſich aber den Gejellichaften 
durch die ſubſidiäre Haftung, die nad) vergeblichem Concurfe der Corporation für die 
Mitglieder eintritt. Dagegen iſt eine vollftändige Verbindung des Corporationd- und Ges 
ſellſchaftsprincips in der Weile, daß Das erftere nach aufen, Das legtere im Inneren gelte, 
oder umgefehrt, ein innerer Widerjpruch und confequent gar nicht durchführbar. Zwar 
fann ſich ein Verein, ohne Corporation zu fein, vertragämäßig eine Art corporativer Ver— 
fafjung geben, allein eine innere eigentlich corporative Scheidung der Geſammtheit mit 
Rechten und Pflichten von den Einzelnen ift ohne äußere Wirfung gar nicht möglich. 
Ebenfo wenig gibt es feite Meittelftufen zwilchen beiden. Die Negel bleibt immer, daß 
wo das Gorporationsprincip nicht gilt, das Gejellichaftsprincip entjcheidet, fo weit nicht 
durch befonderen Vertrag, Gewohnheit oder Gejeg einzelne Annäherungen an die Corpo— 
ration begründet find. Eine Hauptfrage iſt aber, ob fich die Vereine nicht jelber durch 
Autonomie zu Corporationen machen fünnen, oder ob dazu Ertheilung des Corporations- 
rechte vom Staate nöthig ſei. Die ältere Theorie forderte dies aus dem boctrinären 
Grunde, weil eine juriftifche Perfon mur durch rechtliche Fiction vom Staate geichaffen 
werden könne. Dies ift reiner Yormalismus. Der Sache nad handelt es ſich um 
zweierlei, die politifche Frage der Freiheit des Bereinsrechtes, und die verfehrsrechtliche 
der Scheidung der Rechte und Schulden der Bereine von ihren Mitglievem. Die 
römischen Kaifer fahen nur auf die erjte. Sie verboten im allgemeinen alle Bereine, die 
feine bejondere Erlaubniß hätten, den erlaubten gaben fie aber ftet3 auch das Recht 
„eorpus habere“. Erſt bei uns hat man beides getrennt, erlaubte Vereine ohne Cor— 
porationsrecht zugelaflen, und für dieſes bejondere adminiſtrative Ertheilung vom Staate 
gefordert. Die neueren Ermwerbscorporationen, namentlich die Actiengefellichaften und vie 
Schulzeſchen Genoffenichaften, haben nun aber zwar eimerfeit8 die große Wichtigfeit des 
GSorporationsrechtes für den Verkehr gezeigt, andererſeits aber auch, daß daſſelbe nicht 
von abminiftrativer Willfüv abhängig gemacht werden darf, ſondern daß fefte Rechtsſätze 
dafür dajein müfjen. in fächfiiches Gejeg von 1868 ftellt daher als Kegel auf, daß 
alle Vereine, wenn fie den gejetslichen Erforderniffen entiprechen, das Corporationsrecht 
durch Eintragung in ein öffentliches Negifter erlangen, nur wenn fie fich „auf öffentliche 
Angelegenheiten beziehen”, muß noch abminiftrative Genehmigung voraufgehen. Im 
Preußen iſt man noch nicht jo weit. Die Verfaſſung verfpricht nur erft ein Geſetz „über 
die Bedingungen, unter welchen Corporationsrechte ertheilt oder verweigert werben 
ſollen“. Auch das deutſche Handelsgeſetzbuch hat bei Actiengejellihaften noch das Princip 
der „Staatlichen Genehmigung”. Das norbdeutiche Genoſſenſchaftsgeſetz verlangt fie ſchon 
nicht mehr, jondern nur Eintragung in das Handelöregifter. Ein derartiges öffentliches 
Element muß die Geſetzgebung aber nothmendig allgemein feithalten und an die Stelle 
der ftaatlichen Ertheilung oder Genehmigung jegen. Die abjolute Formlofigkeit , vie 
Manche mit großem Eifer vertheidigen, ift für die Gegenwart weder juriſtiſch noch Legis- 
lativ zu rechtfertigen. 

2) Die zweite Art der ſ. g. juriftiichen Perfonen find die Stiftungen. Unter 
Stiftung verfteht man im allgemeinen jede Beltunmung eines Vermögens zur Verwendung 
für einen bejtimmten dauernden Zwed, ſei es einen öffentlichen oder gemeinnügigen, wohl- 
thätigen, frommen, wifjenichaftlichen, künſtleriſchen, oder auch privaten einzelner Familien, 
und jet es zu bloßer Gewährung von Geldjpenden, oder zur Herftellung einer förmlichen 
Anftalt mit äußeren Einrichtungen, wie Armen= und Waijenhäufer, Lehranftalten, Kumjt- 
inftitute u. dgl. Solde Stiftungen können in doppelter Weife gemacht werben, entweder 
durch Zumendung des Vermögens an eine dauernde Corporation, namentlich Gemeinden 
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und Unierfitäten, mit der betreffenden beftimmten Auflage, oder aber. auch Durch ganz 
jelbftftändige Conftituirung des Vermögens nur mit Anordnung von beftimmten Beamten 
zu feiner Verwaltung und Verwendung. In biefem zweiten Falle find nun gar feine 
einzelne Menſchen da, die auch nur mittelbar, wie bei der Corporation, als Inhaber 
oder Träger des Vermögens angejehen werben Fönnten, deshalb hat man hier, weil das 
Bermögen nicht ohne Subject fein könne, die Idee einer fingirten Perfon herbeigezogen, 
freitet aber, was eigentlich perfonificirt werde, ob der Zweck, oder die Mittel oder die 
Deftinatäre, oder ob ein jelbftitändiges Subject für da® Bermögen fingirt werde. Der 
Sache nach ift bier gar nichts anderes vorhanden, als ein Vermögen, welches zur Aus- 
führung eines beftunmten Zweckes verwaltet und verwendet werden fol. Die Perfonifi= 
cation ift nur eine theoretifche Form, um die Analogie mit dem Vermögen der wirklichen 
Perfonen berzuftellen. Ein Vermögen als Einheit von Rechten und Pflichten iſt ein 
ieeller juriftifcher Begriff, der ſich zwar beim wirklichen Menſchen durch die Concentra= 
tion auf feine Individualität von ſelber bildet, der aber ohne dieſe als eine Fünftliche 
Bildung erfcheint, deren Handhabung ſich ſchon der gemeine Verſtand unwillkürlich durch 
eine Perjonification vermittelt. Dazu fommt die Thätigkeit, die bei der Verwaltung und 
Berwendung des Vermögens in feinem Namen von feinen Vertretern entwidelt wird. Faſt 
unvermeidlich ſchiebt fich dabei in Vorftellung und Sprachgebrauch das Bild eines thätigen 
Subjects aljo einer ideellen Perfünlichkeit ein. Aber weiter darf die Sache nicht gehen. 
Das Neale ift nur das Vermögen und der Zweck. Aller Streit über die Natur jener 
Perjon, ihre Erſchaffung durch Teftament oder Geſetz, ihre Eriftenz mit oder ohne Ver— 
mögen u. ſ. w., ift reine Scholaftif. Die reale Frage kann immer nur fein, ob es recht— 
lich zuläffig ift, ein Vermögen felbftftändig fin einen beftimmten Zwed binzuftellen. Die 
Form der Perfonificirung kann dies der Sache nach weder erleichtern noch erſchweren. 
Die Frage ift auch bei einzelnen Sachen möglich, 3. B. bei Stiftung eines Privatbrum- 
nend oder Schutzhauſes zur allgemeinen Benutung. Das römische Recht hat ſolche Stif- 
tungen erft in der chriftlichen Zeit, nur bei Teftamenten, und nur zu frommen Zwecken 
zugelaffen, hier aber unbeſchränkt. Das heutige Necht läßt auch Stiftungen unter Leben— 
den, namentlich durd Sammlungen, und auch zu andern Zwecken zu. Eine jharfe 
Grenze für die Erforderniſſe eriftirt nicht. Staatliche Mitwirkung wegen Creation einer 
Perfönlichkeit zu fordern, ift leerer Formalismus;. daß der Staat dagegen fehr veal 
bei übermäfiger Ausdehnung der Stiftungen intereffirt ift, bat ihm die Kirche gezeigt. 
Ebenfo wenig können ihm die Zwecke gleichgültig fein. Bon diefem Standpunfte aus 
find gejetliche oder administrative Beſchränkungen unerläßlich. 


III. Das Object der Rechte. 


$. 18. Der Begriff „Gegenſtand“ der Rechte wird in fehr verſchiedenem Simue ge 
nommen. Hauptſächlich verfteht man darunter die Menjchen und Sachen, über die man 
eine rechtliche Herrichaft bekommt, aber auch die Handlungen, zu denen man berechtigt 
wird, ferner die Pflicht Anderer, auf die das Necht gebt, und durch die es eigentlich zum 
Rechte wird, bei Obligationsrechten dann auch die Handlungen und Yeiftungen des Schuld— 
nerd, auf die der Gläubiger ein Recht befommt, und felbft die Sachen, die der Gläu— 
biger durch die Obligation befommen fol. An wohlgemeinten Rathichlägen, den Sprach— 
gebrauch zu firtren und namentlich zwifchen Gegenftand und Inhalt der Rechte zu untere 
ſcheiden, fehlt es nicht, aber ohne Erfolg. Im Grunde kann man den Begriff auch auf 
alles, was dem Subjecte im Rechte objectiv gegenüber fteht, anwenden, ihn alfo nach den 
verſchiedenen im Nechte enthaltenen Beziehungen in verfchiedenem Sinne gebrauchen, 
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Real eriftivende Gegenftände für Die Rechte find natürlich nur der Menſch und die 
Natur. Der erjtere nur als freies Weſen, er ift als Object nichts anderes wie als Sub— 
jet, darum mit allen den rechtlichen. Beſtimmungen, die oben für ihm als Rechts— 
jubject ausgeführt find. Die Natur löſt ſich als Nechtsobject in die einzelnen Sachen 
auf, Die in der mannichfachften Weiſe Genenftände der Nechte bilden, unmittelbar und 
mittelbar, total und partiell, einzeln und vereint u. |. w. Dabei verfteht ſich, daß da 
die Bedentung der Sachen für den Gebrauch und Genuß der Menſchen den Grund alles 
Rechts an ihnen bilvet, ihre phyſiſche Beichaffenheit und Verſchiedenheit in der mannich— 
fachften Weife von Einfluß auf ihre rechtliche Behandlung fein muß. Wie bei ven 
Rechtsſubjecten gibt es Daher auch bei den Nechtsobjecten eine Lehre won ihren rechtlich 
wichtigen Eigenfchaften und Unterſchieden (de rerum divisione). Die widtigften find 
die Beweglichkeit, Theilbarkeit, Vertretbarkeit, Verzehrbarkeit, Zufammengehörigfeit, ferner 
ihre Entftehung auseinander und ihre Berbindung miteinander. Alle dieſe Begriffe 
bekommen bei ihrer rechtlichen Durchführung ihre eigenthümlich juriftifche, von der rein 
phyſiſchen mehrfach abweichende, Beſtimmung und bilden dadurch eine weitläufige Lehre, 
deren Detail jedocdy hier wngangen werden muß. 

Auch der Nechtsfähigkeit der Subjecte fteht bei den Objecten der Begriff einer 
pafjiven Rechtsfähigkeit, d. h. der Fähigkeit Object von Privatrechten fein zu fünnen, 
parallel. Im allgemeinen gibt die Möglichkeit der factiſchen Herrichaft au das Map 
für die Möglichkeit der rechtlichen Herrichaft. Darum ift das Necht auf die Erde be— 
fchränft, und bier auf den feſten Erdboden und was darauf und darin ift. Das Meer 
und die Yuft find „extra commereium“, Außerdem muß der Staat diejenigen Theile 
feines Gebietes, auf denen der allgemeine öffentliche Verkehr ſich bewegen ſoll, nämlich die 
Häfen, Flüffe, Meere, Wege, Strafen, Plätze, dem Privatverfehre und den Privatrechten 
entziehen (res publieae). Das römijche Recht behandelt dieſe Sachen nady alt republi= 
taniſchem Dogma als ein Corporationseigenthum des Volkes, und gibt allgemeine Po— 
pularflagen zum Schutze der Benugung. Bei und find fie einfaches Eigenthum des 
Staates, was nur durch Die Beſtimmung zur allgemeinen Benugung von dem gewöhnlichen 
fiscaliichen Eigenthume unterſchieden ift. Der Schug der Benugung ift Adminiſtrationsſache. 

Speciellere Beſchränkungen find bei verbotenen Sachen, verbotenen Büchern, Waffen 
u. dal. und bei den f. g. relativen Verfehrsentziehungen. 


IV. Erwerb und Berluft der Rechte. 


Allgemeine Natur. $. 19. Das Recht der Exiſtenz als Menih, d. 5. 
als Freies vechtsfähiges Weſen, hat der Menſch ſchlechthin mit feiner Eriftenz, alle andern 
einzelnen Nechte entftehen für ihn nur unter bejonderen, im Gefege beftimmten Voraus— 
fegungen und Finnen wieder aufhören. Man nennt das Erwerb und Berluft der Rechte. 
Ste fünnen zwar auch gleich mit feiner Eriftenz entjtehen, wie 3. B. Familienrechte, aber 
doch eben nur unter befonderen Vorausfeßungen. Das Daſein der gejeglichen Voraus— 
jegungen des Erwerbes bildet den Rechtsgrund (causa, titulus) des Erwerbes. Beſondere 
Erwerbshandlungen find dabei nicht weientlich. In der Regel enwirbt man zwar ohne 
oder gar wider feinen Willen feine Nechte; allein da die Nechte nur in rechtlichen Mög— 
lichkeiten befteben, jo können dieſe auch unmittelbar durch Das Geſetz eröffnet, die Rechte 
alſo ipso iure von jelbjt erworben werben. 

Wie der Erwerb, fo tritt auch der Verluft der Rechte immer nur bei bejonderen 
geſetzlichen VBorausfegungen ein. Die Forldauer der Nechte bedarf feiner befonderen Be— 
gründung, ſondern liegt won ſelbſt im Begriffe des Nechts, wird, wie man jagt, Stets 


1. Das heutige römische Recht. 277 


präfumirt, der BVerluft muß vom Gegner bemwiefen werben. Wie aber Rechte in der 
Negel nicht ohme und wider Willen erworben werden, jo danern fie in der Regel auch 
nicht wider den Willen fort, vielmehr kann man fie in der Regel beliebig mit freiem 
Willen aufgeben. Dies heißt im allgememen Verzicht oder Veräußerung. Der Begriff 
umfaßt gleichmäßig das einfache Aufgeben, die Uebertragung an Andere, die Einräumung 
von beſchränkenden Rechten für Andere, den Erlaß von Rechten gegen fie, u. 1. w. Veräußern 
kann in der Negel jeder Berechtigte, Doch gibt es auch unveräußerliche Rechte, und fir 
manche Fälle find befondere Veräußerungsverbote aufgeftellt. Ein Widerruf von VBerzich 
ten und Veräußerungen ift in der Regel nicht zuläſſig. 

Zwiſchen Erwerb und Verluſt der Rechte Tiegt ihre Exiſtenz. Dieſe erfcheint zu— 
nächſt als ſubjective Berechtigung der einzelnen Perfonen. Die Perfon tft das weſentliche 
und dauernde, das Recht muy ein vworübergehendes Attribut. Anderes Subject, anderes 
Recht. Im Zufammenhange der ſocialen Ordnung kehrt ſich dieſes Verhältnig um. Die 
einzelnen Nechte, wenigftend die Vermögensrechte, erſcheinen hier als feſte objective Ein— 
richtungen und Beftandtheile des ſocialen Organismus der Gattung, als feite concret ges 
forınte Möglichkeiten von Interefje und Genuß, in die die verſchiedenſten Subjecte je nad) 
Bedürfniß und Zufall eintreten können. Der Einzelne ſchafft und geftaltet fie, und befigt 
und genießt fie dann auch. Allein Das legtere kann jeder Andere ebenfo gut. Das Sub: 
ject ift gleichgültig fiir das Recht. Wie der Nod feinen Träger wechſelt und derſelbe 
bleibt, ebenjo auch Das Recht am Node. Die Geſammtheit der Vermögen bildet das 
Nationalvermögen, dieſes bleibt dafjelbe, mag der Wechjel der einzelnen Subjecte noch 
jo groß fein, das Vermögen aber find nicht die Sachen, ſondern die Nechte. 


Auf diefen Elementen beruht die Möglichkeit des Ueberganges der Rechte von einer 
Perfon auf die andere und damit der Begriff der Succeffion in fremde Rechte. Diefe 
beſteht äußerlich ftet8 in Erwerb deſſen, was ein Anderer verliert. Indeſſen ift nicht jede 
ſolche Verbindung von Erwerb und Verluft eine Succeffion, ſondern nur die, bei der 
Kontinuität des Nechts mit Wechfel des Subjects verbunden ift, bei der aljo der Eine 
nur dann ein echt erwirbt, wenn der Andere 8 hatte und vegliert, der Erwerber fein 
Recht aus dem des Verlierers ableitet, jomit durch defjen Beweis begründen muß. Dean 
nennt dies, bejonders beim Eigenthume, derivativen Erwerb im Gegenfag des originären. 
Der letstere ift nicht blos bei der erften Unterwerfung herrenloſer Sachen, ſondern aud) 
beim Erwerben fremder Sachen aus Gründen, die das Eigenthum ſelbſtſtändig ohne 
Rückſicht auf das bisherige Eigenthum geben, wie Acceſſion, Specification, Ufucapion. 


Die Succeffion fann in doppelter Weiſe vor fich gehen, als Singular= oder Uni- 
verfalfuccefjton, d. h. entweder in einzelne Nechte als folche, wie bei Kauf oder Schenkung, 
oder in das gefammte Vermögen als ſolches, als ein Ganzes, als universitas. Die, 
Vermögensrechte eines jeden Menſchen Haben in feiner Perfönlichkeit ſtets einen Mittel— 
punkt, auf den fie fich beziehen und von dem aus fie beherricht werden, in welchen fie 
aber auch zu den Schulden der Perfon in eine nothwendige Beziehung treten als Befrie— 
digungsmittel derſelben. Inſofern bildet bei jedem Menjchen die Geſammtheit feiner 
Rechte und Schulden, ohne Rückſicht auf Qualität und Quantität beider, eine zuſam— 
menhängende rechtliche Einheit, die als ſolche in ihrer Totalität auf andere Perjonen über- 
gehen kann. Der wejentliche Unterſchied dieſes Ueberganges von der Singularfuccefjion 
ift, daß Hier nicht etwa blos eine Menge Rechte auf einmal collectto Durch einen gemein= 
ſchaftlichen Titel übergehen, fondern daß bier die ideale Gefammtheit als ſolche ven näch— 
ften Gegenftand der Euwefjion bildet, und die einzelnen Rechte nur mittelbar als in ihr 
enthaltene Elemente. Daraus folgen die Haupteigenthümlichfeiten der Univerfalfuccefjion : 
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a) Der Erwerb gefchieht uno actu für die Gefammtheit, bewirft damit aber zu= 
gleih von felbft den Erwerb aller einzelnen Rechte, ohne Rüchſicht auf die jonftige Mög- 
lichkeit und Form ihrer Uebertragung und ob man fie fennt oder nicht ; 

b) mit den Rechten gehen auch die Schulden über, die ja fonft nicht einfeitig über- 
tragen werben fünnen, und zwar iſt e8 im allgemeinen gleichgültig, ob die Nechte oder die 
Schulden überwiegen. 

Aus dem ganzen Begriffe der Univerfalfucceffion und namentlich ihrer Wirfung für 
die Schulden ergibt fich won felbft der wichtige Sat, daß die einzelne Perfon fie nicht 
willfürlich anordnen kann, daß fie vielmehr nur dann eintreten fan, wenn die Perfon 
jelber factifch oder rechtlich volftändig aufhört, alfo nur beim natürlichen oder bürgerlichen 
Tode oder den gefetlich gleich geftellten Nechtöinftituten. Bloße Verträge auf Uebertra- 
gung des ganzen Vermögens fünnen nur Verpflichtung auf Uebertragung aller einzelnen 
Rechte begründen, nie Univerſalſucceſſion. 

Im einzelnen find die Gründe für den Erwerb und Berluft der Rechte bei den ein- 
zelnen Nechten je nad) ihrer bejonderen Natur jehr verſchieden. Man unterfcheidet häufig 
als Hauptgründe den Willen der Parteien und den Willen des Gejeges. Indeſſen ift der 
Wille der Parteien nur eine Thatfache neben anderen, die dem ſ. g. Willen des Geſetzes, 
d. h. dem objectiven Nechte, zufolge Rechte begründen oder aufheben kann. Die eigent= 
fiche Idee bei jener Unterſcheidung ift, daß die geſetzlich aufgeftellten Erwerbs- und Ver- 
(uftgründe entweder auf eigentlichen Rechtsprincipien und ber rechtlichen Natur der Ver— 
hältniſſe ſelber beruhen, oder auf äußeren Nützlichkeitsprincipien, die nur erſt vom Geſetze 
mehr oder weniger willkürlich rechtliche Wirkungen befommen haben. Der Hauptgrund 
der erften Art ift nun, da alles Recht auf der Freiheit beruht, der eigene Wille der Per- 
fonen felber, welche Recht jchaffen wollen, das ſ. g. Rechtsgeſchäft, doch find auch an— 
dere Gründe daneben, 3. B. für Obligationen die Delicte, für Beendigung der Nechte Con— 
fufion und Tod; Gründe der zweiten Art find die Verjährung, die Privilegien, beim Pfand— 
rechte die Legalhypotheken u. ſ. w. Ein eigentliches innerlich gegliedertes Syſtem läßt 
ſich für beide Arten, auch die erfte, nicht aufftellen, auch ift die Grenze zwiſchen beiden 
kaum ſcharf zu ziehen und vielfach von jubjectiven Anfichten abhängig. Hier find jeden- 
falls nur die Hauptgründe beider Arten näher in's Auge zu fallen. 

1. Die Rechtsgeſchäfte. 8. 20. Der einzige ganz allgemeine Grund, der 
bei Nechten jeder Art ſowohl Erwerb als Berluft begründen kann, ift der eigene Wille 
der Parteien felber. Jede Willenserklärung aber der Perfonen als folcher (nicht als 
Nichter oder Beamte), die auf Begründung oder Aufhebung von Rechten (Veränderung ift 
darin mit enthalten) für fie felbft oder Andere gerichtet ift, heißt Nechtsgeichäft. Gleich— 
gültig ift, ob fie reine Erklärung ift, förmliche oder formlofe, oder ob eine fonftige Hand— 
(ung damit verbimden ift, wie bei Occupation und Tradition. Dagegen find Handlun— 
gen, die Rechte bewirken ohme fie zu bezweden, wie z. B. Delicte, feine Rechtsgeſchäfte, 
wohl aber fann in einem Delicte ein Rechtsgeſchäft mit enthalten fein, wie 3. B. in 
jedem Diebftahle eine Befigergreifung. Der Begriff in diefer vollen Allgemeinheit genem= 
men fchließt natürlich eine unendliche Mannichfaltigkeit einzelner Arten in fi. Die Haupt- 
unterfchtede find: ein= und zweifeitige (Verträge), inter vivos und mortis causa (Tefta- 
mente), lucrative onerofe und gemijchte. 

Die fpeciellere Ausführung der Grundfäge von den Rechtögefchäften führt in ein 
unendliches Detail von Beitunmungen, Das namentlich im römiſchen Rechte auferordent= 
lich reich entwidelt if. Hier fann es fi natürlih nur darum Handeln, den inneren 
logijhen Bau der ganzen Yehre, der zu den einzelnen Beftandtheilen binführt, klar zu 
legen. Er wird in der Regel verfannt, weil man nicht die pofitiven Beitandtheile Der 
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Rechtsgeſchäfte entwickelt, fondern nur die negativen Mängel ihrer Gültigkeit zufammen- 

ftellt. Der leitende Begriff für das Ganze ift der der Willenserklärung. Danach unters 

ſcheiden fich zunächit Die wollenden Subjecte, der gewollte Inhalt, das Wollen jelber und 
. die Erklärung des Willens. 

1) Die fubjective Fähigkeit zur Vornahme von Rechtsgeſchäften iſt im allgemei= 
nen nichts anderes ald Willensfähigfett. Man nennt fie Handlungsfähigtett. Sie befteht 
aber nur in der Fähigkeit, einen wirklichen vernünftigen Willen zu faſſen, alfo die recht— 
liche Bedeutung des Geſchäftes zu beurtheilen und fi demgemäß frei zu entichließen. 
Die Willensfühigfeit wird beim Menſchen natürlich erft allmählig in der Jugend ent= 
widelt. Darum tritt die volle Handlungsfähigkeit erjt mit der Volljährigkeit ein, in der 
infantia fehlt fie ganz, fpäter iſt fie wenigftens beſchränkt. Vollſtändig aufgehoben wird 
fie wieder durch Geiftesjtörung, momentan aud durch Trunkenheit, Angſt, Zom u. a. 
Dem Wahnfinn ähnlich behandelt das römische Necht die Verichwendung. Außerdem kann 
das Geje aus irgend welchen Gründen auch anderen Perſonen die Fähigkeit zu Rechts— 
geichäften in größerem oder geringerem Umfange abiprechen, wie z. B. Concursichulonern, 
Ehefrauen, Hausſöhnen in Betreff der Teftamente u. a. 

2) Der Gegenftand und Inhalt der Nechtögeichäfte richtet ſich natürlich ganz 
nad) der Art und dem Zwecke der einzelnen Geſchäfte und der Rechte, worauf jie jich 
beziehen. Cine allgemeine Unterfcheivung der Beftandtheile des Inhalts ift die in essen- 
tialia, naturalia und accidentalia negotii. Die erjteren find Die, ohne die Das Ge— 
ſchäft gar nicht oder nicht als ſolches beftehen kann; Die zweiten die, die fich gefetlich von 
jelbft verftehen, die aber geändert werden können; die legten find willtürliche Zufäge. 

3) Der eigentliche Kern, die Subftanz der Rechtsgeſchäfte, das mas ihre Wirkung 
begründet, ift der Wille der betreffenden Perfonen. Der Inhalt der Rechtsgeſchäfte ift 
nichts als der Inhalt des Willens. Der Wille bei Rechtsgeſchäften ift daher kein befonderer, 
rein juriftiicher, ſondern es ift der allgemeine natürliche, auf die Verfolgung der Intereffen der 
Perjon gerichtete Wille, das Juriſtiſche Liegt nur in der Beziehung auf die rechtliche Gel- 
tung. Darum bilden die allgemeinen Elemente des Willens auch die Erforderniffe des 
Rechtswillens und der Nechtögefchäfte, und die Mängel und Beichränfungen des Willens 
bilden auch Mängel und Belchräntungen der Gültigkeit und Wirtfamfeit der Rechts— 
geſchäfte. Die allgemeinen Elemente des praktiihen Willens find nun folgende : 

ven Ausgang bildet das Bewußtſein äußerer Umftände, die den Menfchen zu 
äußerer Thätigfeit veranlaffen ; dadurch wird 

die Abſicht, wirklich praftiih darin - einzugreifen, hervorgerufen, und dieſe 
fommt dann 

im Entſchluſſe zur wirklichen Selbſtbeſtimmung, und vollendet damit den Willen. 

Bewußtſein, Abficht und Entſchluß find jomit die Elemente oder Stufen des Willens. 
Sie find mangelhaft, wenn das Bewußtjein nicht richtig, die Abficht nicht ernftlich, der 
Entichluß nicht frei iſt. Irrthum, Eimulation und Zwang begründen daher Mängel des 
Willens und jomit der Rechtsgeſchäfte. Bon den Mängeln des Willens verfchteden find 
feine Selbſtbeſchränkungen durch Bedingungen, Zeitbeftimmmmgen und ſonſtige Modi— 
ficationen feines allgemeinen Inhalts. Hiernady ergibt jich folgendes Syſtem: 

a) Erfordernijje und Mängel. 

a) Bemwußtfein und Irrthum. 

Aller Wille beruht auf dem Bewußtſein, man will, weil man ſich die Verhältniſſe 
in beftimmter Weife denkt. Sind fie daher anders, fo ift der Wille mangelhaft. Doc 
ift ein Unterfchied, ob der Irrthum weſentliche Beftandtheile des Rechtögejchäftes betrifft, 
oder nur unmwejentliche Nebenumftände. Im erfteren Falle ift der Wille innerlich wejentlich 
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anders, ald er äußerlich erjcheint, alfo in Wahrheit gar nicht jo da, wie er für das Rechts— 
geichäft erforderlich wäre. Folglich muß dieſes wegen weſentlichen Mangels völlig nichtig 
fein. Beim unmwefentlichen Irrthume ift der Wille dagegen an ſich in ben welentlichen 
Elementen des Rechtsgeſchäfts vollftändig vorhanden, der Irrende würde nur nicht gewollt 
haben, wenn er nicht geirrt hätte. Hier muß Das Rechtsgeſchäft am fich gültig fein, und 
nur ausnahmsweiſe kann aus Billigkeit dem Irrenden gejtattet fein, das Gefchäft wieder 
zurüdzunchmen. 
PB) Abſicht und Simulation. 

Ein Wille, der äußerlich erflärt wird ohne die innere Abficht wirklicher Geltung, alſo 
nur zum Schein oder Scherz oder im Schaufpiel u. ſ. w., ift nur ein Scheinmille und 
fein wirfliher Wille, und kann daher fein Rechtsgeſchäft begründen, natürlich jofern die 
Simulation äuferlich erfennbar und erweislich hervorgetreten ift. 

y) Entfhluß und Zwang. 

Wille ift Selbftbeftimmung, alfo weſentlich freier Entſchluß. Ein wirklicher directer 
innerer Zwang iſt aber gar nicht möglich, ſondern nur äußere Einwirkung durch 
Drohungen. Darum tritt auch beim Zwange keine Nichtigleit des Geſchäfts, ſondern mır 
Anfechtbarkeit ein, außer etwa vom Standpunkte der Simulation oder der momentanen 
Willensunfähigkeit. 

b) Selbſtbeſchränkungen des Willens. 

a) Bedingungen. 

‚Jeder Nechtäwille wird durch die äußeren Verhältniſſe veranlaft. Sind alle That: 
ſachen, die feine VBorausfegungen bilden, bereits eingetreten, jo wird der Wille einfach und 
definitiv gefaßt. Yiegen einzelne noch in ungewiſſer Zufunft, jo fann man fie abwarten, 
fann aber auch ſchon jegt einen feiten Entjchluß faflen und erklären unter der Bedingung, 
daß fie eintreten. Bedingung ift die Abhängigmachung eines fonft feit und unwiderruf— 
lich erklärten Willens von dem Eintritte einer zulünftigen ungewiſſen Thatſache. Das 
Eigenthümliche bei der Bedingung iſt die Verbindung von Feftigkeit und Ungemifheit des 
Willens, aljo von Sicherheit und Zweifelhaftigteit des Rechtsgeſchäfts. Der Wille jelbft, 
jein Dafein, ift ungewiß; man will nur, wenn —, aljo nicht, wenn — nicht. Windſcheid 
meint, wicht die Eriftenz des Willens, ſondern des Gemwollten jei von der Bedingung 
abhängig. Allein ein Wille ohne Gewolltes ift fein Wille, und ſoweit der Wille ein Pro— 
duct der äußeren Thatjachen ift, müffen die vergangenen und die zukünftigen dabei gleiche 
Bedeutung haben, auch farm man nicht jagen, daft dann der Wille erft zu einer Zeit per- 
fect würde, wo gar nicht mehr gewollt würde. Die Bedingung ſchiebt das Wollen nicht auf, 
jondern macht e8 nur zweifelhaft ; man will jet, wenn fpäter —. Darum ift aud die 
Nüdbeziehung der Bedingung in ihrem inmerften Wejen begründet. Wirkliche objective 
Zweifelhaftigfeit ift natürlich aber nur bei zukünftigen ungewiſſen Thatjachen, bei vergan= 
genen und gegenwärtigen fünnen nur jubjective Zweifel ſein, und bei nothwendigen und 
unmöglichen gar keine. Dieſe alle fünnen daher feine eigentliche Bedingungen bilben. 

Das weitere Detail der Yehre, die Scheidung der ‚factifchen und rechtlichen, ſuspen— 
fiven und refolutiven, pofitiven und negativen Bedingungen, ihre Zuläffigfeit, Erfüllung, 
Wirfung kann bier nicht weiter verfolgt werben. 

P) Zeitbeftimmungen. 

Der Wille kann feinen Anfang oder feine Dauer an beftimmte Zeitfriften binden. 
Eigentlich ift auch bier die Eriftenz des Willens felber beſchränkt. Allein da bier die 
Eriftenz an fich nicht zweifelhaft ift, jo ift die Zeitbeftimmung doch nur für die Wirkſam— 
feit des Willens von Einfluß. Eben darum muß aber auch jede Zeitbeftimmung, deren 
Eintritt ungewiß ift, ald Bedingung behandelt werben. 
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y) Modus. 

Darunter verfteht man im allgemeinen alle Beſchränkungen des Willens in feinem 
Inhalte, alfo die Modificationen allgemeiner Beltimmungen durch Nebenverträge u. dgl., 
um engeren Sinne die Beſchränkungen eifeitiger Zuwendungen, namentlich Schenkungen, 
durch irgend welche Auflagen an den Empfänger. 

4. Die Erklärung des Willens. Der Wille muß, um äußerlich zu gelten und zu 
wirken, auch äußerlich erklärt werben. In der Regel ift e8 gleichgültig, wie dies geſchieht, 
in manden Fällen ift jedoch eine beftimmte Form nöthig, in manchen fogar eine bejtimmte 
äußere Solennifation oder Beftärkung. 

a) Die Erklärung an fich kann gejchehen 

«) ausdrüdlich, d. h. Durch die allgemeinen Ausdrucksmittel der Gedanken, nämlich 
Worte, geiprochene oder gejchriebene, und Zeichen, Schriftzüge, unarticulirte Laute, Körper- 
bewegungen. Dabei ift e8 nad) fpäterem römiſchem und heutigem Rechte in der Negel 
gleichgültig, in welher Form und Weile die Erklärung geſchieht, jedoch mit Ausnahmen, 

B. bei Teftamenten, Ehe und fonft. 

9) Stilljhweigend durd |. g. concludente Handlungen, d. b. ſolche, die die reale 
Ausführung des Willens enthalten, aus denen daher auf fein Dafein mit Sicherheit zu= 
rüdgejchlofen werben fan. Auch bloßes Schweigen kann als Willenserflärung, nämlich 
als Zuftimmung zu fremden Handlungen gelten, jedoch nur dann, wenn in dem Nicht» 
proteftiren eine Hinterlift oder befondere Unbilligfeit Tiegen würde. 

b) Die äußere Solemifation fann in der Zufügung eines Eidee, der Zuziehung 
von Zeugen oder der Mitwirkung einer Behörde beſtehen. 

8. 21. Ein beſonderer Zuſatz zu der Lehre von den Rechtsgeſchäften wird durch 
die Zulaſſung der Stellvertretung bei ihnen begründet. Stellvertretung bedeutet im 
allgemeinen jede Vornahme von Handlungen, namentlich rechtlichen, für einen Anderen an 
ſeiner Stelle. Bei Rechtsgeſchäften beſteht die Vertretung daher darin, daß der Vertreter 
den betreffenden Entſchluß und Willen für den Geſchäftsherrn faßt und erklärt, und die— 
ſes dann rechtlich wie von dem Herrn ſelber geſchehen gilt und wirkt. Die Vertretung 
ift bier alfo die Vornahme von Rechtsgeſchäften für Andere mit der Wbficht und der Wir- 
fung, daf fie wie won dieſen jelber vorgenommen gelten. Zu trennen davon ift daher 
die bloße Vertretung bei der Erklärung, wenn der Gejchäftsherr den Willen vollftändig 
und ſpeciell bejtimmt faßt, und nur die Erklärung deſſelben durch einen Andern, einen 
Boten oder Dollmetjcher, überbringen läßt. Der Bote ift redender Brief, das Geſchäft als 
Willensact ift daher hier Direct ohne Vertretung vorgenommen. Solche Erklärungen 
durch Boten find in der Regel zuläffig, ſchon nach römiſchem Rechte, nur ausnahmsweiſe 
it unmittelbar perfönliche Erklärung nöthig, 3. B. bei der Ehe und Teftamenten. 

Die Hauptfrage ift nun, ob eine eigentliche Bertretung im obigen Sinme bei Rechts— 
geichäften zuläffig iſt, und mit welchen Erfordernifien und Wirkungen. Das römiſche 
Recht ging urſprünglich von der Unzuläfjigkeit aller Vertretung aus. Man konnte fie nur 
dadurch vermitteln, Daß der Vertreter die Geichäfte (fofern dies überhaupt möglich) war) 
auf jeinen Namen vornahm, und dann Recht umd Pflicht daraus, fomeit es ging, auf den 
Herrn übertrug. Später wurde bei Verträgen die Verpflichtung und Berechtigung bes 
Herrn neben dem Vertreter zwar auch geſetzlich durch actiones utiles vermittelt, voller 
directer Erwerb durch den Vertreter aber nur bei Befig und Eigenthum angenommen. 
Das heutige Recht ift aber entjchieden weiter gegangen, und hat die directe Vertretung 
auch bei Verträgen angenommen und überhaupt als allgemeine Regel für alle Gejchäfte 
aufgeftellt, nur mit wenigen bejonderen Ausnahmen bei Ehe, Teftamenten u. a. Erfor— 
derlich dazu iſt mur einerſeits Auftrag vom Gejhäftsheren, oder bei Handlungsunfähigen 
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amtliche Beauftragung vom Geſetze, ambererfeitd daß der Vertreter auch wirklich offen 
ald Bertreter und auf den Namen des Herrn handelt, und den Auftrag nicht über- 
ſchreitet. Bei Verträgen fommt dann noch hinzu, daß auch der andere Contrahent 
ſich darauf einläßt. Unter diefen VBorausfegungen gilt das Gejchäft direct ald vom Herm 
jelber vorgenommen, jo daß Recht und Pflicht Daraus nur diefen treffen, und den Ber: 
treter gar nicht. Fehlt eins dieſer Erforberniffe, handelt man ohne Auftrag nur als 
negotiorum gestor für einen Andern, oder zwar mit Auftrag, aber ohne es zu jagen 
nur als ſ. g. ftiller Vertreter, oder läßt fi) der andere Gontrahent nicht Darauf ein, jo ' 
gilt das Geichäft nur für den Handelnden felber. Verträge fann man aber auch in 
römiſcher Weiſe, d. h. zwar offen für den Anderen aber doch auf eigenen Namen, ab: 
ſchließen, und natürlicy treten dann auch mur die römiſchen Wirkungen ein. 

Sehr ftreitig ift die innere Begründung der modernen directen Vertretung. Puchta 
u. a. erflären jie auf Grundlage des römischen Rechts für eine logiſche Ummöglichkeit, 
weil der Contract des A nicht der des B jein fünne Mit der Annahme einer recht: 
lichen Fiction oder eines pofitiven Nechtsfages reicht man Dagegen nicht aus, Denn dem 
römiſchen Rechte liegt der richtige Gedanke zu Grunde, daß der pſychiſche Willensact 
des Vertreters als ſolcher nie der des Herrn fein fann, und daß man einen fremden 
Willen in der Kegel nicht ohne eigene Berheiligung wollen fann, namentlidy in jittlicyer 
und ftrafrechtlicher Beziehung nicht. Allein bei der willfürlicyen Ordnung der Privat- 
interefien Durch Rechtsgeſchäfte, wo alle Rechtswirkung nur auf Grund des Willens ein- 
tritt, kann der Wille bei Uebernahme und Ausführung des fremden Willens und Interejles 
die Stellung eines bloßen Organes derjelben ohne alle eigene Betheiligung einnehmen, und 
dann ijt der Wille des Herrn in der That Direct der eigentliche das Geſchäft begründende 
Wille. Schon die Römer jelbft find auf dem Wege zu diefer freieren Auffaſſung 
geweſen. 

2. Berjährung. 8. 22. Unter den Erwerbs- und Verluſtgründen der Rechte, 
die nicht ſowohl auf der inneren Natur der einzelnen Rechte ſelber, als auf äußeren 
Nützlichteitsrückſichten beruhen, iſt der wichtigſte und weitgreifendſte die ſ. g. Verjährung, 
d. h. der Erwerb oder Verluſt von Rechten durch fortgeſetzte Ausübung oder Nichtaus- 
übung. An fi iſt das Recht unabhängig von der Zeit. Nechte hören an ſich dadurch 
nicht auf, daß fie eine Zeit lang nicht ausgeübt oder geltend gemacht werden, widervecht: 
lie Zuftände werben. dadurch nicht rechtlich, day fie längere Zeit fortdauern, „Hundert 
Jahre Unrecht geben noch feine Stunde Recht.‘ Indeſſen entjpricht diefe abſtracte Con— 
ſequenz der einzelnen Rechte dem allgemeinen praktiſchen Zwede des Rechts nicht. Das 
Recht iſt nicht dazu da, Logische Kategorien durchzuführen, jondern das ſociale Zuſam— 
menleben der Menſchen feſt zu ordnen, damit eim jeder jeinen Lebenszwecken und In— 
terejjen jicher nachgehen fünne, Bon diefem Standpunkte aus tritt die Zeitloſigkeit der 
Rechte mit der zeitlichen Eriftenz der Menſchen, dem beftändigen Wechjel ihrer Verhält— 
niffe und der Endlichkeit ihres Wiffens in ſchneidenden Widerſpruch, und hebt die Sicher: 
heit und Feitigfeit der Rechtsordnung fat volljtändig auf. Vielfach fünnen die. einzelnen 
Perjonen zwar jelber durch autonomiſche Aufftellung von zeitlichen Schranken für Rechts— 
verhältniſſe Hülfe jchaffen, ebenjo können Gericht und Gefe einzelne Befugnifje gleich 
mit zeitlichen Schranken conſtituiren. Indeſſen reicht dies nicht aus, das Recht muß 
vielfach allgemeiner, und auch bei den an jich zeitlich unbeſchränkten Rechtsverhältniſſen, 
das Princip Durchführen, daß Die Zeit Das concrete Rechtsleben beherrſcht und Rechte 
geben und nehmen kann. 

Dies iſt das Princip der Verjährung, das namentlich im römiſchen Rechte mit 
groger Bolftändigkeit durchgeführt if. Indeſſen bat das römische Recht, dev praltiſchen 
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Art feiner Entwickelung zufolge, feinen allgemeinen Begriff von Verjährung mit allgemeinen 
Grundſätzen aufgeftellt, fondern das Princip nur in verfchiedener und felbftftändiger Weile 
bei einzelnen Berhältnifien angewendet und ausgebildet. Es beruhen darauf: 

1) der Erwerb des Eigenthums durch langjährigen Befig in gutem Glauben ; 

- 2) der Erwerb der Sewituten durch langjährigen Befis ohne Fehler ; 

3) der Berluft der Sewituten durch Nichtausübung und usucapio libertatis ; 

‚ 4) der Berluft der Klagerechte bei Nichterhebung binnen kürzerer oder längerer 
Zeit ; 
5) der Rechtserwerb durch unvordenfliche Zeit bet öffentlichen Wegen und Waffer- 
leitungen und bei der aqua pluvia. 

Die Römer ftellen weder einen gemeinfamen Namen, noch ein gemeinfames Princip 
für diefe fünf Verhältnifje auf, doch heben fie beiläufig das Utilitätsprincip der Gewiß— 
beit des Eigenthums und der Sicherheit vor alten. Forderungen hervor. Im Mittel 
alter bat man aber ſchon früh angefangen, jene Verhältniſſe in einen Begriff zu= 
ſammenzufaſſen, diefen mit dem Worte praescriptio zu bezeichnen, diefe in acquisitiva 
und extinetiva einzutheilen, und fie aus einem allgemeineren Principe abzuleiten. Dan 
ſchwankte ſtets zwiſchen dreien: ſtillſchweigendem Berzichte, Präfumtion eines eigentlichen 
Erwerbs- oder Verluſtgrundes, und Strafe der Vernachläſſigung der Rechte. Alle drei 
find einfeitig und ungenügend, und paſſen weder zu der Geftalt, die die Verjährung im 
römischen Rechte hat, noch zu den Forderungen, die das moderne praftiiche Bedürfniß 
ftellt. Diejes fordert wegen des rajcheren Wechjeld des modernen Yebens namentlid) für= 
jere Friſten als die römifchen ; Dazu paſſen die obigen drei Ideen nicht, jondern nur die 
römische der objectiven Sicherung des Verkehrs. 


C. Der Schub des Redts. 
I. Allgemeine Natur. 


$. 23. Die jubjectiven Rechte ftehen ihrem Begriffe und dem ganzen Weſen des 
Rechts zufolge unter dem Schute des Staats. Der Staat hat in ihrem Schuße fein 
eigenes objectives echt zu ſchützen und deſſen Geltung und Herrichaft zu erhalten. 
Der Begriff diefes Rechtsſchutzes jchliegt aber in feinem vollen Umfange Folgendes in fi). 
Der eigentliche directe Schutz eines Nechts kann im nicht® anderem beftehen, als in ber 
Erzwingung der Pflicht, die dem Rechte entipricht. Es ift falſch, ihm als Aufhebung der 
Verlegung des Rechts zu bezeichnen. Der Verletste hat zwar ftets eim Recht, die Aufs 
bebung der Verletzung (Reftitution, Schadenserfag) zu verlangen, allein dieſes Recht ift 
ein anderes, ald das verlegte, es tritt zu ihm Hinzu oder am feine Stelle (man kann es 
ein ſecundäres nennen), und bedarf jelber wieder des Schutzes und Zwanges, wenn der 
Verpflichtete die demfelben entfprechende Pflicht nicht erfüllt. Ob übrigens der Berechtigte 
die Erzwingung der Pflicht vom Staate verlangen will, fteht in allen Fällen bei ihm, der 
Staat ſchreitet nicht von jelbft ein, fondern nur, wenn der Berechtigte ſich bei ihm über 
die Nichterfüllung der Pflicht bellagt. Inſofern erjcheint das Recht auf Erlangung des 
directen Staatsſchutzes als Klagerecht. 

Mit der Zulaffung und Durchführung der Klagen ift der eigentliche reine Rechts— 
ſchutz vollendet, das Necht am fich gibt dem Berechtigten weiter feinen Anfprud. Und 
doch wäre damit der eigentliche Zweck alles Rechts, die Sicherung der menfchlichen Lebens— 
intereffen, noch jehr unvollſtändig erreicht. Der Schuß durch Klage fordert zu feiner Wirf- 
famfeit beim Kläger den Beweis feines Nedhts, beim Verflagten die Möglichkeit feine 
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Pflicht zu erfüllen. Ex führt daher unendlich oft zu feinem Nefultate, und bei bereits 
ge ichehenen DVerlegungen des Rechts vielfach nur zu einem magern Schadenserſatze. Will 
der Staat daher nicht blos das. abitracte Necht, jondern in ihm die Imterefien felber 
wirkſam ſchützen, jo muß er feinen Nechtsichug nicht blos in correctiver, ſondern aud in 
präventiwer Weiſe erteilen, ev muß Rechtsverlegungen und Verluſte verhindern, Klagen 
unnöthig machen. Im allgemeinen iſt e8 zwar Sache der einzelnen Perſonen jelber, 
für Beweis und Sicherung ihrer Nechte zu ſorgen. Co weit e8 indeffen die Kräfte der 
Einzelnen überfteigt, hat auch hier der Staat die Aufgabe, die Intereffen der Geſammtheit 
zu vertreten. In gewiſſer Weiſe bewirkt indirect ſchon die Strafjuftiz einen ſolchen Schuß, 
injofern fie Durch ihre Strafen von Berbrechen abichredt, doch ift dies nur Folge, nicht 
Princip bei ihr. Unmittelbar dienen dazu aber vom polizeilichen Standpunkte aus die 
Sicherheitspolizei durch ihr Streben nach möglichfter Verhinderung von Verbrechen, und 
vom rechtlichen Standpunkte aus Die j. g. freiwillige Gerichtöbarfeit, d: h. die Handhabung 
von Einrihtung und Mafregeln zur Sicherung des Beweiſes und der Realifirung der 
Rechte und Rechtögefchäfte, wie 5. B. Grund= und Hypothefenbücher, gerichtliche Mitwir— 
fung bei Rechtsgeſchäften u. a., und außerdem die vormundicaftlihe Sorge für Perſonen 
und Vermögen. 

Dagegen muß durch die volle Gewährung des Staatsſchutzes die Anwendung ver 
Eigenmadt und Selbithülfe zum Schuge und zur Durchſetzung der Rechte in engere 
Grenzen beichränft werden, ohne jedoch darum ganz ausgeichlofien zu werden. Zur Bers 
theidigung gegen widervechtliche Angriffe iſt Anwendung von Gewalt ftets erlaubt. Und 
auch aggreſſive Selbithülfe it durchaus nicht allgemein verboten. Das römiſche Recht 
verbietet und beftraft nur Selbjthülfe durch eigenmächtige Befigentziehung bei dinglichen 
Rechten, und durch gewaltfame Bewirtung von Zahlung bei Obligationen. Die heutigen 
Strafgefetbücher haben vielfach gar feine befonderen Strafen der Selbithülfe mehr. Sie 
ift alfo meiftens nur inſoweit verboten, als fie durch an ſich unerlaubte Mittel geicieht. 


II. Die Klage. 


S. 24. Nur der directe Schutz der Rechte, dev Durch Klage erlangt wird, ift hier 
in der Theorie der Nechte weiter auszuführen. Das Wort Klage bedeutet eigentlich Die 
Handlung des Klagens oder Sichbeflagens, aljo Die Erhebung einer rechtlichen Beſchwerde 
über Jemand bei Gericht. Indeſſen ijt es von der Handlung des Klagens auf Das Necht 
zum Klagen übertragen, Klage bedeutet auch Klagerecht. Dies ift die privatvechtliche Be— 
deutung des Worts, Das andere die procefiualiiche. Auch Das römiſche Wort, actio bat 
dieje doppelte Bedeutung. 

Die Klage als Klagerecht iſt alfo Das Necht auf den directen Staatsſchutz für ein 
Recht, d. h. auf Erlangung des gerichtlichen Zwanges gegen den Pflichtigen zur Erfül- 
(ung feiner Pflicht, jomit das Necht der gerichtlichen Geltendmachung, Durchſetzung, Vers 
folgung, Einklagung des Rechts, wie Die Nömer jagen, das jus persequendi judicio, 
quod sibi debetur. Die wirflide Klage iſt dann das Mittel zur Erlangung dieſes 
Rechtsſchutzes und wird infofern ein Nechtömittel (remedium juris) genannt, 

Wenn die Klage hiernach nichts anderes tt, als die Erzwingung der dem Rechte 
entiprechenden Pflicht, To muß fie je nad der Verſchiedenheit der Rechte und Pflichten 
auch eine verſchiedene Geftalt annehmen. Allgemeine gleichmäßige VBorausfegungen 
find nur: 

1) daß die Pflicht zur Erfüllung wirklich da tft, nicht etwa noch bedingt oder be— 
friftet ; 
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2) daß die Erfüllung möglich iſt; zu Unmöglichem kann man nicht gezwungen wer 
den, dann kann höchftens ein ſecundäres Recht auf Echadenserfag begründet fein und 
eingeflagt werben ; 

3) daß die Erfüllung faetiſch nicht geſchieht; wenn der Pflichtige freiwillig erfüllt, 
kann er nicht gezwungen werden, Warum er aber nicht erfüllt, ob bona oder mala fide, 
ob aufgefordert oder nicht, ift gleichgültig. 

Neben dieſen gleihmäßigen Erforderniffen der Klagen find nun folgende Hauptunter- 
Ichtede unter ihnen: » 

1) An einfachiten tritt Die Natur der Klage bei den gewöhnlichen Obligationen auf 
pofitive Yeiftungen hervor. Hier entipricht dem Nechte einfach die Pflicht des Schuldners, - 
die Yeiftung vorzunehmen. Thut er es nicht, jo kann ihm der Gläubiger verklagen, d. h. 
verlangen, daß das Gericht ihn zur Erfüllung zwingt. Diefes, aber auch weiter nichts, 
it die Klage und das Klagerecht. Hat der Schuldner dabei durch culpa oder mora 
eine weitere Nechtöverlegung begangen, jo hat der Gläubiger daraus ein weiteres ſecun— 
düres Recht auf Schadenserſatz, und injofern eine weitere neue Klage, die jedoch als bloßes 
Surrogat des Hauptrechts einfach mit der Klage aus dieſem verbunden wird, 

2) Etwas anders erjcheint Die Klage ſchon bei den Obligationen auf Unterlaffungen, 
d. h. darauf, daß der Schuloner etwas nicht thue. Die Erfüllung der Pflicht beſteht 
hier im Nichtthun, folglich die Nichterfüllung im Thun. Dieſes obligationswidrige Ihun 
enthält nun aber ſtets eine pofitive Nechtöverlegung, und Daher jcheint es, als ob dieſe 
bier die Klage begründe. Indeſſen muß man auch in dem Thun die Nechtöverlegung und 
die Nichterfüllung der Obligation unterſcheiden. Das Thun als Nechtsverlegung begrüns 
det auch bier wie ſonſt nur ein ſecundäres Necht und Klage auf Schadenseriag. Ver— 
ſchieden Davon ift aber die Klage auf Erfüllung der Pflicht, d 5. auf Unterlafjung des 
Thuns. Dieſe ift bei Obligationen, die auf das Nichtthun einzelner getrennter Hand— 
lungen gehen, gar nicht möglich, weil das Geſchehene nicht ungeichehen gemacht werden 
fan, und das Zukünftige noch nicht da iſt. Hier ift alfo nur eine ſecundäre Klage auf 
Schadenserlag möglich. Ber Obligationen auf fortgefegtes Nichtthun, namentlich Nichte 
haben, läßt ſich aber aud eine Klage auf Erfüllung begründen, der richterliche Zwang 
bejteht Dann in einem Verbote des ferneven Thuns bei Strafe. 

3) Bei den dinglicen Rechten, namentlich dem Cigenthume, entipricht dem Nechte 
gleichfalls eine negative Pflicht, nämlich die allgemeine aller Menſchen, die Herrichaft des 
Eigenthünmers über die Sache nicht zu ftören, aljo namentlich die Sache nicht zu beſchä— 
digen, und fie dem Eigenthümer nicht worzuenthalten. Es verfteht ſich, daß die Nega— 
tioität der Pflicht hier ähnliche Erſcheinungen hervorrufen muß, wie bei den negativen 
Obligationen. Ihre Nichterfüllung kann hier wie dort nur durch pofitwes Thun geichehen, 
aljo durch Beihädigung der Sache oder VBorenthaltung ihres Beſitzes. Inſofern ſcheint 
aud hier die Begründung der Klage weientlih auf einer pofitiwen Nechtöverlegung zu 
beruhen. Man bat daher grade von hier aus die ganze Verlegungstheorie abgeleitet, 
oder wenigſtens einen weſentlichen Unterichted zwiſchen dinglichen und perjönlichen Klagen 
darauf gegründet. Allein offenbar fteht die dingliche Klage in dieſer Beziehung mit der 
aus negativen Obligationen auf gleichem Boden. Man muß bier wie dort die pofitive 
Rechtöverlegung und die negative Nichterfüllung der Pflicht unterjcheiden. Die erftere bes 
gründet hier wie überall jecundäre Nechte auf Schadenserfag, die Eigenthumstlage an ſich 
beruht dagegen wie alle Klagen nur auf der Nichterfüllung der entiprechenden Pflicht. 
Wäre die Verlegung des Eigenthums als ſolche der Grund der Klage, jo wäre nicht 
abzujehen, warum bei Beſchädigung und Zerftörung der Sache nicht die Eigenthumsflage, 
jondern nur eine Echadenserfagklage ftattfindet. Daß dagegen Klage auf Erfüllung einer 
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Pflicht nur bei fortwährender Nichterfüllung möglich ift, verfteht fich won felbft, dies iſt 
aber mır bei der Verlegung durch Befig der Sache. Im dem Beſitze der fremden Sache 
ift zu unterfcheiven : das Negative, die Nichterfüllung der dinglichen Pflicht, und das Po- 
fitive, das Haben und Benutzen der fremden Sade. Das erfte begründet die dingliche 
Klage auf Erfüllung der Pflicht, d. b. auf Herausgabe, oder genauer Nichtvorenthaltung 
der Sadye, und dabei ift e8 einerlei, ob der Befiter bona oder mala fide ift, und ob 
die Sache gefordert ift oder nicht. Das zweite ift die Nechtöverlegung und begründet die 
fecundären Nechte daraus, aber natürlich nur, wenn der Beſitzer mala fide ift, oder troß 
Forderung die Sache behält. Im allen diefen Beziehungen find alfo die dinglichen Kla— 
gen von den perfönlichen nicht mwefentlich verſchieden. Ihre Eigenthümlichfeit beruht aber 
auf der Abfolutheit des dinglichen Rechts, und daß daher die ihm entfprechende Pflicht 
eine allgemeine aller Menfchen ift. Daraus folgt, daß auch die Nichterfüllung derfelben 
von jedem Menjchen geſchehen Tann, und daß darım dann aud die Klage gegen jeden, 
der nicht erfüllt, angeftellt werben fan. Darin liegt, daß während bei den Obligationen 
das Necht in der Klage aufgeht, hier neben der Klage gegen den Störer Das dingliche 
Recht und der „Anfpruch” auf Nichtftörung gegen alle übrigen beftehen bleibt. 

4) Bei den Zuftandörechten kann die Klage eine verichiedene Gejtalt annehmen. 
Dem Rechte entfpricht hier wieder eine allgemeine Pflicht Aller, den Zuftand anzuerkennen 
und nicht zu ftören. Die Anerkennung veducirt fich natürlich auf ein Nichtbeftreiten und 
dieſes wird durch einen Ausfpruc des Richters über das Dafein des Zuftandes von 
ſelbſt erledigt. Der Ausſpruch ift meiftens VBorentfcheidung für weitere Rechte, und heift 
daher prae-iudicium, Die Klagen danach Präjudicialllagen. Reale Störungen des Zu— 
ſtandes begründen aber ähnlich wie bei den dinglichen Rechten entweder nur ſecundäre 
Rechte und Klagen auf Strafe oder Schadenserfag, oder directe Klagen auf Unterlaffung 
der Störung, 3. B. wenn einem Bater fein Kind vorenthalten wird. 

Beftimmt man hiernach das Verhältniß des Klagerechts zu dem Rechte an ſich, aus 
welchem geklagt werden ſoll, fo ergibt ſich, daß es in gar feiner Weile ein matertell 
neues echt ift, was neben das alte oder am deſſen Stelle träte, vielmehr ift es gar 
nichts anderes, als das Recht, das Recht an ſich gerichtlich geltend zu machen und durch— 
zufegen, das römijche ius persequendi iudicio. Das Hlagerecht ift nur Die concrete 
Klagbarteit des Rechts an fich, die Klage ift mur die Einflagung des Rechts an fich. 
Sie ift mur ein felbfiftändig geſetztes Element des Rechts an fi, und zwar das 
Element, worin die eigentlich rechtliche Kyaft, die reelle zwingende Macht des Rechte 
an ſich, hevvortritt. Ein Recht ohne Klage ift nur eim unvollkommenes Recht, eine 
Klage ohme ein Recht ift aber gar nicht möglih. Eben darum begründet die Einthei— 
lung der Rechte in dingliche, perfönliche u. |. w. von ſelbſt auch eine gleiche Eintheilung 
der lagen. Eine Differenz zwifchen Recht und Klage ift daher bei an fich Magbaren 
Rechten nur möglich : 

1) infofern nicht geflagt werden fan, jo lange das Recht bedingt oder befriftet ift, 
und jo lange die entjprechende Pflicht erfüllt wird. Aus letzterem folgt namentlich, daß 
bei abjoluten Nechten die Klage doch immer mur relativ erſcheint; 

2) infofern mitunter nur die Einflagung eines Rechts auf Andere übertragen wer— 
den kann, nicht aber das Recht an fich, 3. B. bei der Ceſſion der Eigenthbums= oder Erb— 
ſchaftsklage. Das römiſche Necht nimmt ſcheinbar auch paſſiv bei Obligationen mitunter 
eine Einklagung gegen einen Anderen ald den Berpflichteten an, fo gegen feinen Bürgen, 
Bater, Geſchäftsherrn. Der Sache nach liegt indeflen dabei accefforiiche eigentliche Ver— 
pffichtung zu Grunde. 

Schließlich ſoll nicht übergangen werben, daß über das Weſen der Klage in umjerer 
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Theorie keineswegs Uebereinftimmung herrſcht. Mehrfach hat man den Begriff ganz ver 
worfen, namentlih im Preußiſchen Landrechte. Man fah in der Scheidung der Klage- 
arten nur römiſchen Formalismus, und erfannte nicht, daß darin nur bie Individua— 
liſtrung der Nechte und der rechtlichen Standpuntte, aus denen man lagen kann, liegt. 

8. 25. Die Beftimmungen über Entftehung und Untergang der Klage— 
rechte ergeben fich im allgemeinen aus der Beitimmung des Begriffes der Klage von 
jelbft, nur zwei Arten des Unterganges find beſonders hervorzuheben, Tod und Verjäh— 
rung. Schon die Römer ftellen beide zuſammen, und in Folge Davon ift es auch bei 
und gefchehen. Erft im neuerer Zeit bat man es für ſinnlos erflärt, die Unvererb- 
lichfett der Klagerechte von der der anderen Rechte zu trennen. Indeſſen bat die römische 
Auffaffung ihren guten Grund darin, daß bei den unvererblicen Klagen die zu Grunde 
liegenden Rechte an fich ihrer Natur nach wohl vererblich find, und nur ihre Einflagung 
bei den Erben unpafjend erjcheint. Es find nur wenige Fälle. Activ ift die Vererbung 
nur bei der f. g. actiones vindietam spirantes auögejchloffen, d. b. Klagen, die zwar 
im Refultate auf Geld gehen, die aber ihrem Grunde nad) „magis vindictae quam 
pecuniae habent persecutionem“, wie die Klagen bei Injurien, Widerruf von Schen- 
kungen, Tieblojen Teftamenten, Eheſcheidungsſtrafen. Paſſiv ift die Vererbung bei den 
Delictöflagen ausgeichloffen oder beichräntt. Daß der Erbe für die Delicte feines Erb- 
laſſers beftraft werde, hat feinen Sinn. Died muß im allgemeinen auch für Geldſtrafen 
gelten, und zwar bei Privatdelicten jo gut wie bei öffentlichen, nur gehen Privatflagen 
Ihon nach der Yitisconteftation auf die Erben über, während bei Eriminalanflagen nur 
die Erecution nach dem Urtheile übergeht. Den Schadenserfat aus Delicten fieht das 
römische Necht auch wie eine Art Strafe an, und läßt daher die Klage darauf gegen bie 
Erben nur wenn und joweit eine Bereicherung aus dem Delicte auf fie gefommen ift, 
zu. Das kanoniſche Recht jah die Erfaspfliht als religiöſe von der Kirche zu erzwin- 
gende Pflicht an. Das deutiche Recht fieht fie ald Yaft der Erbſchaft an, die aber nie 
deren pojitiven Betrag überfteigen fann. 

Wichtiger ift Die Aufhebung der Klagen durh Berjährung. Alle Klagen er- 
löſchen, wenn fie binnen beftimmter, längerer oder Türzerer Zeit nicht angeftellt werben, 
der Verflagte kann fie nachher mit der Berjährungdeinrede zurüdweifen. Die Klagen— 
verährung ift eine Art der |. g. Extinctioverjährung, fie beruht daher wie alle Verjäh- 
rumg nicht auf dem Principe von Verzicht, Präfumtion oder Strafe, jondern hat lediglich 
die objective Sicherung der Yebensverhältnifje zum legislativen Grunde. Die Sicherheit bes 
zieht ſich aber nicht nur auf alte wergefjene Anfprüche von den Borfahren her, fondern 
man joll bei den fleinen Verhältniſſen des täglichen Lebens ſchon nach kurzer Zeit gegen An= 
ſprüche gefichert fein, um nicht bei allen möglichen Verhältniffen für die Erhaltung ver 
eventuellen Bertheidigungsmittel und Gegenbeweife forgen zu müſſen. Die Verjährungs- 
zeiten find daher außerordentlich verſchieden. Die Regel find 30, unter Umftänden 40 
Jahre, für die zulegtgenannten Fälle aber 1,—5 Yahre. Das fpecielle Maß ift natür— 
lich an fich völlig unbeftimmt, und fann nach freiem Ermeſſen des Geſetzgebers dem Be- 
dürfniſſe des Yebens gemäß georonet werden. Dabei hat die Gegenwart mit ihrem haftigen 
Treiben natürlich eine Tendenz zu kurzen Friften. Die römischen 30 Jahre find zwar 
als Regel feitgehalten, doch find fie z.B. in neueren preufifchen Gejegen für eine Dienge 
Fälle auf zwei oder vier Jahre herabgefegt. Immer aber hat die Verjährung nur das 
Interefje des Berflagten zum Zwede, nicht das öffentliche. Das Princip ift nicht etwa, 
dag die Gerichte vor der Verhandlung alter Procefje geſchützt werden follen. Die Ber: 
jährung ift ein Theil des Privatrechts, nicht des Proceßrechts. Darum darf der Richter 
fie nicht von Amts wegen geltend machen, und fie ift nicht nach den Geſetzen des Orts des 
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Proceffes, jondern des Klagerechts zu beurtheilen. Auch find Verträge darüber unter den 
Parteien zuläffig. Ste können zwar die Verjährungszeiten nicht eigentlich verlängern oder 
verfürzen, fünnen aber als Friftverträge und Berzichte gelten. 

In der Verführung des Klagerechts iſt eine Aufhebung des zu Grunde Tiegenden 
Rechts an ſich nicht nothwendig enthalten. Ber den dinglichen Rechten tritt dies durch 
das Verhältnig der Nelativität der Klage und dev Abjolutheit des Nechts deutlich hervor. 
Bei den Obligationen muß allerdings, ſofern Recht und Klage relativ find, die volle 
Durchführung der Verjährung der Klage alle Wirkungen des Rechts ebenfo vollftändig 
aufheben wie bei anderen peremtorifchen Einreden. Man fagt deshalb, mit der Klage 
verjähre hier nothwendig das Recht ſelbſt. Indeſſen ift die Fortdauer des Rechts an 
fi) mit praftiichen Folgen auch hier nicht nur möglich, ſondern auch nicht jo zweckwidrig, 
wie man oft meint. Sie ift bei Obligationen mit actio in rem seripta (die man hier 
meiſtens nicht beachtet) keinenfalls irgendwie zweckwidriger und jelbjt mit neuer Klage, 
als beim Eigenthum. Aber felbft bei gewöhnlichen Obligationen ift die ſtrenge Durd- 
führung des Verjährungsprincipes zwar im. römischen Nechte wohl angenommen, aber an 
ſich keineswegs jo nothwendig, wie man oft meint, namentlich bei den kurzen Verjährun— 
gen. Nur jede Art Zwang gegen den Schuloner muß ausgeichlofjen werden, daher nament- 
lich Compenſation und Haftung der Bürgen und Pfänder. Dagegen Zahlung, Anerfen 
nung, Gonftituirung verjährter Schulden für unwirkſam zu erflären, ift leere Confequenz- 
macherei. Verjährte Schulden ftehen den gezahlten an ſich und in der Vollsmeinung 
nicht gleich, und mit gutem Grunde ift daher in neueren Gefegbücern die Rückforderung 
dev Zahlung bei verjährten Schulden ausgeichlofien. (gl. unten $. 46.) 

Die Erfordernifje dev Klagenverjährung find einfach, daß der Berechtigte Tagen konnte 
und doch nicht geklagt hat. Das eritere ift, wenn das Klagerecht angefangen hat (actio 
nata), was ganz nach dem obigen Begriffe von Klage zu bejtimmen ift, und der Anftel- 
fung auch feine bejondere rechtliche Hinderniffe entgegenftanden. Ob der Berechtigte 
fein Recht kannte oder nicht, iſt gleichgültig, ebenjo ob der Verpflichtete feine Pflicht kannte. 
Unterbrochen wird die Verjährung durch veale Anerfennung des Rechts vom Verpflich- 
teten, und Anftelung der Klage vom Berechtigten. Bloßes Mahnen und Brotejtiren 
hilft nicht. 

8. 26. Jedem Slagerechte Liegt ein Recht an fich zu Grunde, und bildet daher 
mit feinem Entjtehungsgrunde den Rechts= und Entftehungsgrund dev Klage. Zur Bes 
gründung jeder Klage gehören daher beſtimmte Thatfachen, die nach beftimmten Rechts— 
fügen das eingeflagte Necht geben. Juſofern ift auch die Bertheidigung gegen 
eine Klage möglich, entweder durch bloßes Yeugnen und Beſtreiten der Thatſachen oder 
Rechtsſätze der Klage oder der daraus gezogenen Schlüffe, oder aud durch pofitive neue 
Gegenbehauptungen, die die Behauptungen der Klage entfräften. Alle dieſe legteren 
nennt man tm allgemeinen Einreden (exceptiones), doch ift ihre rechtliche Natım jebr 
verjchieden. Sie können enthalten : 

1) Bloße Motivirungen des Leugnend. So, wenn man mit dem Yeugnen der 
Klagethatſachen die Behauptung einer direct widerjprechenden Thatſache verbindet, wie bei 
der ſ. g. exceptio alibi und rei non sie sed aliter gestae. Ebenſo wenn man den 
Nechtsfägen der Klage eine Gegendeduction entgegenjegt, |. g. Einvede des fehlenden 
Klagegrundes, 

2) Divecte Bemängelung des flägeriichen Rechts, jo bei allen Thatſachen, die feine 
Entjtehung hinderten, wie Wahnjinn, Simulation, oder feine Aufhebung begründeten, wie 
Zahlung, Ufucapion. Die Römer nennen dies ipso iure nullum oder solutum. Genau 
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genommen find die erfteren ſtets Negatiom eines präfumirten Erforderniſſes der Ent— 
ftehung, Die letzteren Negation der präfumirten Yortdauer und jetzigen Exiſtenz des 
Rechts. 

3) Selbſtſtändige Thatſachen, die das an ſich vorhandene Recht des Klägers indirect 
unwirtſam machen, und die Klage ausſchließen, ſei es aus Gründen der Billigkeit oder 
nach beſonderen Geſetzen. Nur dieſe Einreden heißen bei den Römern exceptiones. Bei 
uns nennt man ſie Einreden im eigentlichen Sinne. Sie können theils auf ſelbſtſtändigen 
Gegenrechten des Verklagten beruhen, wie die exceptio hypothecaria gegen die Vindication, 
oder auf bloßen thatjächlichen Elementen des klägeriſchen Rechts felber, die dafjelbe ent— 
fräften, wie bei exceptio metus, doli, Velleiani, oder auf fpäter eintretenden Umftänden, 
wie Verjährung. 

Die Haupteintheilung der Einreden ift in dilatoriſche und peremtorifche, je nach— 
dem fie die Klage nur auf eine Zeit lang zurückweiſen oder für immer ausfchließen. 

Gegen die Einreden ift eine eben ſolche Verteidigung möglich, wie gegen die Klage. 
Dadurch entfteht der Begriff der Repliken; gegen die wieder Dupliten möglich find, u. |. m. 


II. Der Proceß. 


$. 27. Die wirkliche Durchführung der Klagen vor Gericht geichteht in einem feften 
geſetzlich geordneten Verfahren, dem ſ. g. Civilproceß. Die Lehre davon bildet aber einen 
eigenen Theil der Rechtäwifienichaft, der unten jelbftftändig dargeftellt werden wird. Hier 
ift daher nur der Einfluß, den der Proceß, fein Anfang und ſein Ende, auf das eingeflagte 
Recht hat, anzuführen. 

Die Wirfungen des Anfanges des Procejjes find folgende: 

. 1) Der Kläger hat wirflid Klage erhoben, daher fünnen die Folgen der Unterlaffung 
der Klage, nämlich Untergang durch Tod und Verjährung nun nicht mehr eintreten. Bei 
Wahlrechten ift die Wahl num definitiv entjchieden. 

2) Der Verflagte weiß jetst, daß ein Anſpruch ernftlic gegen ihn erhoben wird. Er 
fommt dadurch nicht gerade nothwendig in mala fides, allein er muß fein Recht jetzt 
jedenfalls als zweifelhaft anfehen, ift daher nun zur Sorgfalt in Betreff des Streitgegen- 
fandes verpflichtet, und feine Beftreitung des Flägerifchen Rechts, falls es fich beim Ur— 
theile als begründet erweift, darf ihm, jo weit möglich, feinen Vortheil und dem Kläger 
feinen Nachtheil bringen. Er wird daher eventuell verpflichtet, dem Kläger an Früchten, 
Zinſen u. f. w. zu erjegen, was diefer gehabt haben würde, wenn der Berflagte feine 
Pflicht gleich erfüllt und nicht geftritten hätte. 

3) Beide Parteien legen ven Streit dem Richter zur Entjcheidung vor. Daher 
muß das jegige Daſein oder Nichtdaſein des behaupteten Rechts über den Ausgang des 
Streits entjcheiden. Erwerb oder Berluft deſſelben während des Proceſſes muß im all- 
gemeinen ohne Einfluß fein, jedoch mit einzelnen Modificationen. 

ALS Zeitpunkt des Procefanfanges ſah das ältere römiſche Recht nur die ſ. g. litis 
contestatio an, d. h. die Zeugenaufrufung nach Feitftellung des Streitverhältnifjes. Im 
neueren römiſchen und im heutigen Rechte zerfällt ver Anfang in die drei Zeitpuntte, 
Einreihung der Klage beim Gerichte, Mittheilung derfelben an den BVerflagten, und de— 
finitiwe Erklärung deſſelben über den Anſpruch. Die letztere vertritt Danach die alte 
Ktisconteftation, doch find von den obigen Wirkungen verjelben die beiden erften Arten 
auf die Klagemittheilung zurlidverlegt. 


dv. Holgenborff, Encyclepädie der Rechtswiſſenſchaft. I. 19 


290 II. Das Privatrecht. 


$. 28. Der eigentliche Rechtöftreit der Parteien wird beendigt durch das Ur— 
theil, Erkenntniß, sententia. 

Dieſes ift nicht als Ausſpruch über Das ganze Rechtsverhältniß der Parteten zu 
denken, fondern nur als Entſcheidung darüber, ob die Klage des Klägers begründet war 
oder nicht. Es kann Daher ftet3 nur entweder Zuerkennung oder Aberkennung der Klage 
enthalten, aljo Berurtheilung oder Freilprehung des Verflagten, condemnatio oder ab- 
solutio. ine Berurtheilung des Kläger gegen den Berflagten kann nur durch Wider: 
lage des letzteren begründet werben. 

Das richterliche Urtheil ift am ſich eine Entſcheidung und Verfügung einer. Staatsbehörde 
wie andere, indeſſen untericheivet e8 ſich von allen anderen weſentlich dadurch, daß es, 
ſobald es nicht mehr durch |. g. ordentliche Nechtömittel angefochten werden kann, eime 
ganz bejondere Kraft der Unumpftöplichteit erlangt, die |. g. Rechtökraft, die bei Admini— 
ftrativ - Entfheidungen und Verfügungen nie möglich iſt. Nechtöfräftige Erkenntniſſe find, 
abgeſehen von Nullitäten und Reftitutionen, abjolut unveränderlich, weder der Richter noch 
die Parteien können fie ändern oder aufheben. * Zuerfannte Nechte können nicht mehr bes 
ftritten, aberfannte nicht mehr geltend gemacht werben. “Der innere Grund dieſer Rechts— 
kraft ift nicht die Idee, daß das Urtheil als Entjcheidung des Staates als abjolut rich⸗ 
tig und wahr gelten oder wenigſtens fingirt werden müſſe, ſondern an ſich nur das nega= 
tive und formelle Princip, daß ein Streit zwiſchen zwei Parteien inicht ewig dauern und 
ftetS wiederholt werden darf, ſondern einmal ein bejtimmtes Ende haben muß. Nur ver: 
fteht fich, daß infoweit, als der fernere Streit unter den Parteien ausgeſchloſſen it, für 
fie der Inhalt des Urtheiles als wahr gelten oder fingirt werden muß. Die Fiction der 
Wahrheit bei der Rechtskraft ift alſo nie eine abjolute, jondern ſtets nur eine velatiwe 
unter den Proceparteien, nur mit Ausdehnung auf ihre Succefjoren und gewiffe fecun- 
där mitbetheiligte Berjonen, wie Bürgen, Miteigenthümer u. a. 

Unter den Parteien jelber aber begründet das rechtöfräftige Urtheil ſtets vollſtändig 
formelles Recht, jedoch nicht fir alles, was in dem Erkenntniſſe und fernen Gründen 
fteht, ſondern nur. für den eigentlichen Inhalt des Urtheils, die Zu= oder Aberkennung 
von Rechten. 

1) Zuerkennung von Rechten ift nur für den Kläger möglich, und zwar nur für 
das eigentlich eingeflagte Recht, nicht für andere nur präjudiciell oder ſonſt damit in 
Berbindung ftehende Rechte. Bet jenem begründet die Zuerkennung zunächft ftets ein 
Präjudiz für weitere davon abhängige Rechte, und dann bei Berurtheilung des Berklag: 
ten die ſ. g. Yubicatsobligation mit dem Rechte auf Erecution. Dieſes ift feine eigentlich 
neue Obligation, die durch Novation an Die Stelle der alten träte, ſondern die alte jelber in 
ihrer formellen Feitftelung durch das Urtheil. Daher kommt dabei einerjeits ald Obli- 
gationsgrund nur noch das Urtheil in Betracht, andererjeits bleiben aber die Acceſſionen 
der alten Obligation auch bei der neuen. Das darauf beruhende Recht zur Erecution 
umd feine Ausführung gehört zum Civilproceffe. 

2) Bei aberfannten Rechten entfteht für den Gegner die Einrede der Nechtökraft 
gegen jede gerichtliche Wiederholung derſelben durch Klage oder Einrede. Dies gilt für 
beide Parteien in Betreff der Rechte, die den directen Gegenftand des Streites bilden, 
aljo nicht blos für die Aberfennung der Klage, ſondern auch Die der Einreden und auch für 
die Aberfennung von Befig und Eigenthum und ähnlichen Rechten, die in der Zuerken— 
nung dieſer Rechte an den Kläger von jelbft enthalten if. Ber allen Rechten Dagegen, 
die nur imdivect als Vor- oder Nebenfragen bei dem Urtheile in Betracht kommen, 
findet eine eigentliche Aberlennung mit Rechtskraft nicht ftatt, wenn fie auch in den Ent: 
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ſcheidungsgründen mit beiprochen und für unbegründet erflärt find, Man darf der Ein- 
rede der Nechtöfraft nicht, wie Savigny will, das Princip zu Grunde Iegen, dem Inhalte 
eines Urtheils dürfe überhaupt ein ſpäteres Urtheil nicht widerfprechen. 


IV. Die NReftitution. 


8. 29. Die ganze Anwendung der Grundfäge über Erwerb und Verluſt der 
Rechte und über ihre Geltendmachung erleidet im römiſchen echte eine eigenthümliche 
Modification durch den Begriff der restitutio in integrum, d. h. der auferordentlichen 
Wiedereinfegung in einen unbilligerweife verlorenen Rechtözuftand. Der Begriff beruht 
im allgemeinen auf dem Gegenfage von Recht und Billigkeit, hat aber jeine Eigenthüm— 
lichleit in der bejonderen rechtlichen Form, in der die Billigfeit bier geltend gemacht wird. 
Während dies in der Negel durch Zulaffung von Ausnahmen im Gejege oder durch 
Anordnung gewöhnlicher Rechte mit Klagen geſchieht, ift bier dem Richter das Hecht ge- 
geben, tim einzelnen Falle nad freierem Ermeſſen die Thatjachen, die einen unbilligen 
Berluft begründen, z. B. eine Berjährung, Verzicht, Erbſchaftsantretung, direct fir nicht 
geichehen zu erklären, und ven Benacdhtheiligten direct wieder in feinen früheren Rechts— 
zuftand einzufegen. Der Grund für dieſe befondere Form Tag in der Eigenthümlichkeit 
der römischen Rechtsbildung, daß nämlich die Billigkeit im Gegenfag zum ftrengen Rechte 
bauptjächlich von den Prätoren in das Recht eingeführt wurde, und dieſe einfache Aus- 
nahmen von den Geſetzen gar nicht machen fonnten, und vielfach auch Anftand nehmen 
mußten, fefte allgemeine Klagerechte einzuführen, fich vielmehr Tieber freieres Ermeſſen 
vorbehielten. Schon in der Katferzeit hat dieſes Verhältniß aufgehört. Die Gründe und 
Borausfegungen der Reftitution wurden theil® jchon durch die Prätoren jelber, theils 
durch Die ſpätere Theorie und Prarıs jo beftimmt, daß kaum ein Unterichied von den 
gewöhnlichen Klagerechten übrig blieb, darum aber auch das Recht zum Reſtituiren den 
gewöhnlichen Nichterbeamten gegeben wurde. Die Gründe der Neftitution find Minder— 
jährigfeit, Zwang, Irrthum, Betrug, Abwefenheit, capitis deminutio, und die ſ. g. ge- 
neralis clausula. Davon hat die capitis deminutio ſchon im fpäteren Rom ihre Bedeutung 
verloren, Die andern aber find der Sache nach nichts anderes mehr ald Rechte zum 
Widerruf oder zur Anfechtung der betreffenden Handlungen oder Berlufte. Die Form des 
Reſtituirens iſt unweſentlich, und bat nur etwa im Givilproceffe bei Verſäumniſſen und 
Verſehen noch eine gewiſſe Berechtigung. Im gemeinen Rechte ift die Neftitution zwar 
in der römischen Weiſe geblieben, die neueren Gefegbücher haben fie aber, abgejehen vom 
Proceffe, befeitigt und auf die gewöhnlichen Formen von Ausnahmen vom Gefege und 
Ungültigteit, Anfechtbarteit und Wiverruflichkeit der Rechtsgeſchäfte reducirt. 


Beſonderer Theil. 


Ueberſicht. Der beſondere Theil zerfällt nah dem oben ©. 253 aufgeftell- 
ten Syſteme in die Darftellung der allgemeinen echte der Perfon, und der befon- 
deren Geftaltungen derjelben in den Gattungsverhältniffen. Die allgemeinen Rechte find 
die Perjönlichkeit jelbft und das Vermögen. Die Beftimmungen über die erftere find 
aber, da die Perfönlichkeit zugleih Vorausſetzung alles Rechts ift, in der Lehre vom 
Rechtöfubjecte von ſelbſt enthalten. Es bleibt daher hier nur das Vermögensredt. Died 
zerfällt nach den oben gegebenen Ausführungen in Sachen- und Obligationenredtt. 
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Das erftere umfaßt die gefammte Herrichaft der Perfon über die Sade. Dabei 
unterfcheiden fich zunächſt die volle Herrſchaft über die Sade, und die bejchräntten Rechte 
an fremder Sade. Die legteren können die Sache entweder als Object der phyſiſchen 
Benugung treffen oder ald Object von einem ideellen Werthe, der ſich durch Verwer— 
thung in Geld realifiven läßt. Das letztere ift das Pfandrecht, bei den erfteren unter— 
jcheidet man die bejchränfteren und die unbejchränfteren als Servituten und Untereigenthum. 
Bei allen Sachenrechten tritt außerdem noch der allgemeine Unterfchied von Befig und 
Recht, factifcher und rechtlicher Herrichaft, hervor. Diefer läßt fi) in der Darftellung ver- 
jchteden ordnen. Eigentlich müßte man entweder die Befitwerhältniffe "zufammen ven 
Rechten gegemüberftellen, oder bei jedem Rechte auch das entiprechende Beſitzverhältniß nehmen. 
Bequemer ift indefjen eine etwas inconfequente Behandlung, nämlich bei der vollen Herr 
ſchaft Beſitz und Necht zu trennen, bei der beichränften fie zit verbinden. Der Grund 
ift, weil bei der vollen Herrſchaft der Befitbegriff in ausgedehnterer und felbftftändigerer 
Weife hevoortritt, und darum hier feine Verbindung mit dem Eigenthume die Darftellung 
weniger überfichtlich macht. Danach wird die nachfolgende Darftellung in fünf Abfchnitte 
getheilt: Befig, Eigenthbum, Servituten, Untereigenthbum, Pfandredt. 


A. Das Sacenredt. 


I. Der Beſitz. 


8. 30. Die Befislehre hat ihren alten Ruf der befonderen Schwierigfeit und Be— 
ftrittenbeit bi8 auf den heutigen Tag bewahrt. Wenn zumeilen eine gewiſſe Klärung und 
Uebereinftimmung in den Anfichten einzutreten jchien, jo war e8 nur, um bald einem um 
ſo beftigeren Streite Pla zu machen. Auch find es nicht etwa nur einzelne und uns 
wefentliche Detailfragen, in die ſich der Streit verläuft, jondern im Gegentheil immer 
die Grundlagen des ganzen Begriffes und feiner praktiſchen Behandlung. So ſchien 
namentlich bisher wenigftens die Grundauffafjung des Beſitzes als factifcher Herrſchaft 
ziemlich allgemein feftzuftehen, man ftritt mehr nur über den Grund ihres Schuges und 
ob fie dadurch zu einem Nechte würde. Jetzt ift aber auch diefe Idee in Zweifel geftellt. 
Ihering erklärt e8 geradezu für einen „Grundirrthum, den Beſitzbegriff mit dem ber 
factifchen Herrichaft über die Sache zu identificiren,“ der ganze Grund des Beſitzſchutzes 
liege gar nicht im Befige felber, jondern im Eigenthume ; nur um diefem einen leichteren 
Schu als die Bindication zu geben, gelte der Beſitzer bis zum Beweife des Gegentheils 
als Eigenthümer ; der Zweck des Befisichuges ſei nur, dem Eigenthümer eine Beweis— 
erleichterung zu ſchaffen; daß auch Nichteigenthümer ſich diefe zu Nuten machen könnten, 
jet nur eine unvermeibliche Gonfequenz ; der Beſitz jelber beftehe aber eben darum gar 
nicht weſentlich in der phyſiſchen Gewalt über die Sache, jondern nur in der „Thatſäch— 
lichkeit des Eigenthums,“ d. h. dem „normalen äußeren Zuftande der Sache, in dem fie 
ihre Beitimmung erfüllt, dem Eigenthümer zu dienen,” was - zwar mitunter, aber nicht 
immer, mit der phyſiſchen Gewalt zufammenfalle. Ganz neu ift die Idee allerdings nicht, 
fie fteht mit der alten Präfumtion vom Eigenthume beim Befite und der neueren Idee einer 
dinglichen Klage aus dem Befige auf einem Boden, nämlich dem Streben, die Schwierig- 
keiten, Die der Beweis des Eigenthums namentlich nad) der modernen Beweistheorie bat, zu 
erleichtern. Man fann dieſes Bedürfniß zugeben, muß aber feine Abhülfe auf das Ges 
biet des Eigenthums und der dinglichen Klage vermweifen, die Selbftftändigfeit des Beſitzes 
und die Idee, daß der Befigitand als ſolcher zu ſchützen jet, darf darunter nicht verküm— 
wert werden. Keinenfalls darf der Gedanke, den Beſitzesſchutz als Erleichterung des 


1. Das heutige römiſche Nedt. 293 


Eigenthumsbeweiſes aufzufaflen, in das römiſche Necht verlegt werden. Allerdings können 
bier die Beſitzllagen die Eigentbumsflage unnöthig machen, und infofem dem Eigenthümer 
den Schuß ſeines Eigenthums erleichtern, ebenfo wie man auch die Publiciana zur Er— 
lichterung des Beweiſes ftatt der eigentlichen Vindication benugen kann. Allen man 
würde hier wie dort die factifche Folge mit dem rechtlichen Grunde verwechjeln, wollte 
man in dieſer Beweiserleichterung das eigentliche Princip der Klagen ſehen. Allerdings 
ift der Befiger bei der Vindication frei vom Beweiſe, aber nad römiſcher Anſchauung nicht 
deshalb, weil man im Beſitze das Eigenthum ſchützen wollte, fondern, wie die Römer jelber 
jagen, weil die „naturalis ratio“ macht, daß wer nicht befitt, lagen und beweijen muß, 
und wenn er nicht beweift, der Befiger die Sache behält, follte er auch entſchieden nicht 
der Eigenthümer jein. Worin num aber jonft das Princip des Beſitzſchutzes Liege, ift 
zwar von den Römern nirgend genau gejagt, daß fie es indeſſen jedenfall in der Natur 
des Beſitzes jelbft und nicht in fremden Nebenrüdjichten gejehen haben, ift hinreichend 
deutlich in der bekannten Stelle über die Befigfehler beim Uti possidetis ausgelprocen : 
„lusta an iniusta possessio adversus caeteros sit, nihil refert, qualiscunque enim 
possessor hoc ipso, quod possessor est, plus iuris habet quam ille qui non possi- 
det“. Hier ift Direct gefagt, daß darum jeder Befiger, auch der umvechtliche, geſchützt 
werde, weil er jedenfalls dadurch, Daß er befist, mehr Recht habe, als der Nichtbefiger. 
Die Frage ift nur, warum denn das Beſitzen als ſolches dem Beſitzer ein Vorrecht vor 
dem Nichtbejiger gebe. Das bloße phyſiſche Verhälinig kann der Grund nicht fein, er 
muß jedenfalls in dem Berhältniffe der Perfon als folder zur Sache liegen. Auch hier 
kann es wieder nicht Das bloße factifche Intereffe am factifchen Genuffe fein, dieſes würde 
zu ganz anderen Conjequenzen führen. Eher könnte e8 das rechtliche Intereffe am com- 
modum possessionis, d. h. der Beweisfreiheit, fein, indeſſen bezieht ſich Das ſpeciell nur 
auf die Vindication und fünnte aucd nur mittelbar einen Grund abgeben. Wenn e8 
daher ganz allgemein heißt, der Befiter habe rein als folder mehr Recht als der Nicht- 
befiger, jo ift damit ganz unmittelbar fir das allgemeine Verhältniß der Perfonen zu 
einander dem Beſitzer ein Vorrecht wor dem Nichtbefiger gegeben. Der bereits vealifirte 
Herrſchaftswille hat alſo als folder, d. h durch feine Realität, den Vorzug vor dem erft 
nad Realifirung ftrebenden. Was ift der Grund dafür? Es kann kaum ein anderer 
fein, als weil deſſen Realiſirung nur durch Verdrängung des bereits realiſtrten Willens 
möglich ift, und darin eine Verlegung dieſes Willens und jomit der Perjon und ihrer 
Freiheit enthalten ift. Dem Hunde nehme ich die Sache mit Gewalt weg; nehme ich 
fie dem Menſchen, jo behandle ich ihn wie emen Hund und nicht als Perſon. Das ift 
der Ausgang des ganzen Beſitzſchutzes. Man hat dies Philoſophie genannt und für un— 
römiſch erklärt, aber den Nachweis, welcher andere Gedanfe denn den „hoc ipso quod 
possessor est“ zu runde liege, bat man noch nicht geführt. Natürlich bleibt der 
Beſitzesſchutz nicht auf dieſe Abwehr der offenen Gewalt befchräntt. Denn wenn der 
Beſitz einmal eim Zuſtand ift, der dem Beſitzer nicht eigenmächtig wider feinen Willen 
geſtört und entzogen werden darf, jo muß er nun auch wegen des gefanmmten Damit 
verbundenen Interefjes in voller Entwidelung auch gegen alle anderweitigen Arten und 
Formen des Unrecht geſchützt werden. Nur dem Rechte und der Form des Rechts muß 
er weihen. Ob man den Beſitz übrigens wegen diefes Schutzes ein Recht nennen will, 
oder jagt, er werde geſchützt, obgleich er fein Necht fer, des allgemeinen Rechts der Per- 
fon wegen, das ift ziemlich gleichgültig. Ebenfo unfruchtbar ift der Streit, ob man die 
Tonftigen Wirkungen, die der Beſitz in Verbindung mit anderweitigen Umftänden berbeis 
führen kann, auf die Uſucapion befchränfen oder auch Occupation, Tradition u. a. mit 
dazu rechnen will. 
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8. 31. Der Befiß als factiiche Herrſchaft ift weſentlich als factiſch realifirter Herr- 
ſchaftswille zu fallen, und hat daher die zwei Elemente, den Willen die Sache zu 
beberrichen, umd eine dem Willen entfprechende phyſiſche Gewalt über die Sade. Beide 
Elemente bieten für ihre nähere Beſtimmung mande Schwierigkeiten: 

1) Den Willen, eine Sade zu haben, fann man in jehr verfchiedener Weife und 
Ausdehnung haben. Der Eigenthümer, oder wer ſich dafür hält, will die Sache voll- 
ftändig und ausſchließlich für ſich haben, er will die factifche Herrichaft in demſelben 
Umfange wie die rechtliche haben. In gleicher Weiſe will aber auch jeder widerrechtliche 
Decupant der Sache, namentlich der Dieb und Räuber, die Herrſchaft ebenfo volftändig 
wie der Eigenthümer haben. Man bezeichnet ihren Willen daher als animus domini. 
Ihnen gegenüber ftehen die Perfonen, die eine Sache nur für einen Andern haben, alſo 
als deſſen Vertreter, nur auf deſſen Namen und in deſſen Intereffe, gar nicht für fich, 
wie Procuratoren und Depofitoren. Zwiſchen diefen beiden Arten fteht dann aber eine 
ganze Reihe von Perfonen, die eine Sache mit getheiltem Willen haben, in gewiſſer Be— 
ziehung für fi, in anderer für einen Andern, und zwar mit dem weiteren Unterſchiede, 
daß einige die Sache vermöge obligatorifchen Rechts haben wollen, wie Leiher und Miether, 
andere vermöge dinglichen Rechts je nach deſſen verjchiedenen Arten, Nießbrauch, Pfand- 
recht, Emphyteuſe u. ſ. w. Die Frage ift nun, was für eime Art von Willen zum 
eigentlichen Befige nothwendig ıft, und welche Bedeutung der Wille in den andern Fällen 
bat. Das römische Recht unterſcheidet fo, daß es eigentlich nur bei animus domini 
Beſitz annimmt, in allen andern Fällen nur Stellvertretung fremden Beſitzes, ohne Unter- 
ichied, ob man die Eadye nur in fremdem Intereſſe hat, oder zum Theil in eigenem. 
Indeſſen tritt bei dinglichem Rechte an der Sache quasi possessio juris ein, und aufer= 
dem nimmt es in drei Fällen, Sequefter Precarium und Fauftpfand, auch ohne animus 
domini eigentlichen Befig an (j. g. abgeleiteter Befig). Die drei Fälle find ohne allen 
Zufammenhang und aus allen drei obigen Aubriten. Im erften ift der Befig ohne 
alles eigene Intereffe, im zweiten ift Intereffe mit obligatorifchem, im dritten mit dinglichem 
Rechte. Sie find ald Anomalien aus hiſtoriſch zu erflärenden Gründen anzujehen. Bon 
ihnen abgefehen ift die Behandlung der übrigen Fälle völlig confequent. Dan hat e8 zwar 
bei uns vielfady getadelt, daß das rümijche Hecht dem Miether, Pächter und ähnlichen 
Perſonen feinen Befigesihug gibt, und hat darin namentlich einen Widerfpruch gegen die 
Begründung des Befigichuges aus der Gewalt gegen den Willen und die Berfon des 
Beſitzers gefunden. Allein die römische Anſchauung diefer Verhältniſſe ift, daß Miether 
und Yeiher gar nicht den Willen haben, die Sade zu beberrichen, fondern nur fie im 
Namen des Dominus zu haben und aus deſſen Perfon obligationsmäßig zu benugen. So— 
mit fann die Beligftörung bei ihnen gar kein Herrſchaftsverhältniß von ihnen felber zur Sache 
betreffen, jondern nur das ihres Dominus. Cine bloße Gemalt gegen die Perfon als 
ſolche kann aber natürlih nur eine Imjurien=, nicht eine Befitflage begründen. Man 
mag nun jene römiſche Behandlung der Miethe u. ſ. w. für unpafjend erflären, nament- 
lich für das heutige Recht, man jollte aber endlich aufhören, aus der modernen Auf: 
fafjung der Miete Argumentationen für die römifche Befiglehre zu entnehmen. 

2) Das phyfiihe Gewaltverhältniß beim Befige nennt man Detention oder Inne— 
babung. Indeſſen darf man das nicht jo verftehen, als ob Befit und factiſche Herrichaft 
nur ſo lange da wäre, ald man die Sache berührt oder berühren kann. Wie der Begriff 
Befis über das Wort befisen hinausgeht, jo die Detention über das Detiniren. Der 
Begriff der factifchen Herrichaft und Gewalt ift juriftiich nach Maßgabe ver beftehenden 
menfchlichen Yebens= und Rechtsverhältniſſe zu beftimmen. Man behält die Gewalt, wenn 
man ſich auch von der Sadye entfernt, wenn auch weit und lange, fofern man nur bes 
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hiebig zu ihr zurückkehren kann, Mobilien alfo nicht etwa fortgefchafft find. Bei Im— 
mobilien hebt ſelbſt heimliche Occupation nicht nothwendig den Beſitz auf, da man bei 
der Rüdfehr durch die That zeigen kann, daß diefe Occupation der Gewalt nicht im Wege 
fand. Der Begriff der factiichen Herrichaft, richtig verftanden, wird infofern mit Iherings 
oben berührtem Begriffe der Thatfächlicheit des Eigenthums im Refultate ziemlich zu= 
fammentreffen, und allerdings mehrfach, daraus berichtigt werben können, fo namentlich 
bei dem einzelnen Detail des Erwerbes und Verluftes des Beſitzes, deren weitere Aus— 
führung den bier geftedten Raum überfchreiten würde. 

8. 32. Es ift jchon oben bemerkt, daß der Schutz des Beſitzes nicht auf die 
Abwehr von offener Gewalt zu bejchränfen ift, fondern alle Arten und Formen des Un— 
rechts umfallen muß oder wenigftens kann. Denn allerdings kann die Grenze, wie weit 
man bier gehen will, nach verſchiedenen Rückſichten enger oder weiter gezogen werben. 
Bon vornherein falſch ift e8 aber, daß die Klagen zum Schute des Befiges nach dem 
oben aufgeftellten Principe defjelben nothwendig eigentliche Delictöflagen aus Gewalt oder 
mwenigftens Eigenmacht fein müßten. Es iſt das nur die unmittelbarfte und prägnantefte 
Art der Befigeöverlegung, allein es verfteht fih, daß wenn man den Befig nicht mit 
Gewalt entziehen darf, man den Befiger auch nicht durch Zwang und Betrug zur Tra— 
dition treiben darf, daß er gegen Beeinträdhtigungen, auch wenn fie bona fide geichehen, 
geihütt werden muß, daß jelbft bei VBerluft durch Irrthum, Berfehen oder Zufall der 
fremde Erwerber zur Rückgabe verpflichtet werden fan. Das römiſche Recht hat dieſe Ent— 
widelung bis auf einen gewiſſen Grad bereits vollzogen, viel weiter ift jedoch Die Praris 
des Mittelalterd gegangen. Das römische Hecht hat aber nicht nur für die unmittelbare 
Verlegung des Befiges, bejonders durch Eigenmacht und Gewalt, bejondere Klagen eins 
geführt, die ſ. g. poſſeſſoriſchen Interdicte, fondern auch bereits für andere indivectere 
Verlegungen die allgemeinen Klagerechte, Actionen und Condictionen, auch auf den Beſitz 
angewendet. Näher auszuführen find bier aber nur die poſſeſſoriſchen Interdicte. 

Ein bejonderer Schuß des Befiged neben dem Eigenthume jet eine gewiſſe 
böbere Stufe der Rechtöentwidelung voraus. Die Urzeit der Völker wirft Belig und 
Recht noch zufammen. Auch in Rom find die Befigflagen erft durch die Prätoren ein= 
geführt, und zwar im der Form des ſ. g. Interdictenproceſſes. Diejer ift jepoch hier 
wie überall jpäter weggefallen. Die fpeciellen Interdicte, d. h. Befehle, die der Prätor 
um einzelnen Falle erließ, wurden zu allgemeinen gefeglichen Beftimmungen, aus denen in 
gewöhnlicher Weile geflagt wurde, nur blieben die alten eigenthümlihen Namen nady den 
Anfangsworten der alten Befehle, z. B. Uti possidetis, nad) dem Befehle: Uti possi- 
detis, ita quominus possideatis, vim fieri veto. Die mannichfachen Unterichiede, die 
die Prätoren dabei machten, find fpäter fehr vereinfacht. Das JIuſtinianiſche Recht 
unterjcheivet eigentlich nur noch zwiſchen Störung und Entziehung des Beſitzes, und bat 
dafür ein interdietum retinendae possessionis, das Uti possidetis, und ein recu- 
perandae possessionis das Unde vi. 

1) Das Uti possidetis ift die Klage auf Anerfennung des Beſitzes und Berbot 
feiner Störung. Die Klage hat den doppelten Zweck, feitzuftellen, wer Beſitzer ſei, und 
Störung abzumehren. Sie ift daher ebenfo wohl bei einfeitiger Störung eines feiten Be- 
figes anwendbar, als bei zweifelhaften Befitftande, wo jeder Befiger zu fein und vom 
andern geftört zu werben behauptet. Danach ift ihr eigentliches Weſen jehr ftreitig. 
Einerjeits Hält man fie für eine Delictöflage aus dem Delicte der Störung, andererfeits 
für eine Art Präjudicialflage zur Entſcheidung eines zweifelhaften Befigitandes. Die 
erfte Auffaffung ift jedenfalls infofern unrichtig, als eim eigentliches Delict mit culpa 
feinenfalls nöthig if. Es kommt mur auf das objective Geftörtjein des Befiges an. 
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Ob der Störer bona oder mala fide tft, ja ob er ſich nur der Störung bewußt iſt, iſt 
gleichgültig. Eben darım muß auch ſchon das bloße Beftreiten des fremden und Be 
haupten eigenen Befiges als Störung gelten und die Klage begründen. Wenn indeſſen 
die Parteien in friedficher Uebereintunft den Richter um eine Enticheidung über ihren 
Beſitzſtand angeben, jo ift das ebenfo wenig eine wirkliche Beſitzklage, als eine jolde 
Uebereinfunft beim Eigenthume die Eigenthumsflage begründen könnte. — Natürlich kann 
nur der eigentliche Beſitzer die Befisflage anftellen, nicht ein bloßer Miether oder Pächter, 
aber der unredliche jo gut wie der redliche. Nur wer den Befig vi clam oder pre- 
cario vom Gegner erlangt bat, kann diefen nicht wegen Störung verflagen. Im Gegen: 
tbeil gilt dann deſſen verlorener Beſitz relativ ihm gegenüber als fortdauernd, fein Beſitz 
als bloße fortwährende Störung, und er wird zur Herausgabe verurtheilt. Von dieſem 
Standpunkte aus kann der Vertriebene jogar als Kläger mit dem Interdiete auftreten, 
diejes alfo der Sache nach mit recuperatoriicher Wirkung anftellen. — Im allen Fällen 
zweifelhaften Befigftandes muß man zur Entſcheidung häufig auf die Anfänge der beis 
derjeitigen Befishandlungen, alfo auf das höhere Alter des Beſitzes, zurüdgehen. Wegen 
der Dabei unvermeidlichen Verlängerung der Proceffe hat man im Mittelalter erft eine 
interimiftiiche Ordnung des Befizes für den Proceß nad) der jüngften, d. b. legten, 
ruhigen Befishandlung eingeführt, und daraus ſpäter eine ſelbſtſtändige provifortiche Beſitz- 
flage für den jüngften Befig im Gegenfate zum älteren, d. b. eigentlichen Befige, ges 
macht. Man unterjcheidet beide als possessorium summariissimum und ordinarium. 

2) Das Unde vi ift die Klage auf Rückgabe eines gewaltfam entzogenen Befites. 
Dies iſt nach römiſcher Auffaffung eigentliche Delictöflage, ſetzt Dejection des Beſitzers 
oder ihr gleichitehende Decupation des Beſitzes woraus, geht nur gegen den Thäter, und 
wird jelbft durch den Einwand, daß Kläger den Berflagten jelber erft dejicirt habe, nicht 
ausgeichloffen, it aber nur beit Immobilien zuläſſig. Im Mittelalter ift die recuperato= 
riſche Befitsflage aber durch eine aus den PfeudosPfidorifchen Deeretalen abgeleitete Klage, Die 
man jpäter actio spolii nannte, ſehr ausgedehnt. Sie ift auch bei Mobilten zugelafien, 
aud gegen dritte Beſitzer, und bei jedem unfreimilligen Verlufte der Sache. Doc tft 
die Grenze in den beiden legten Beziehungen äußerſt zweifelhaft umd ftreitig. 


II. Das Eigenthum. 


$. 33. Das Eigenthum ift Die rechtliche Herrichaft, oder Das Recht der Herrichaft, 
der Perjon über die Sache. Sein Weſen beruht auf. der allgemeinen Unterwerfung der 
Sadye unter den Willen der Perfon, daß diefe alfo an ſich zu jeder denkbaren und mög— 
lichen Willensbeziehung zur Sache berechtigt ift, ſofern nicht befondere einzelne Ausnahmen 
und Beichränfungen da find. Wejentlich für den Begriff ift: 

1) einerjeitS die Einheit und Allgemeinheit der Herrichaft. Man darf das Eigen- 
thum nicht mit der älteren Theorie als eine Häufung einzelner Herrichaftsrechte, Beſitz, 
Nugung u. ſ. w. auffaffen, fondern nur als ein in fich einiges Recht, von dem jene 
Rechte nur die einzelnen Gonjequenzen und Ausübungen find. Darum ift auch eine 
eigentliche Theilung des Eigenthums nur quantitativ nad) Quoten, nicht aber qualitativ 
nach den einzelnen in ihm enthaltenen Rechten möglih. Dadurch würde der ganze Bes 
griff verloren geben. Die ältere Theorie nahm zwar ein ſolches dominium divisum 
nad Proprietätö= und Nutzungsrechten an, indelien liegt dabei in Wahrheit ein anderes 
Princip zu Grunde, worüber unter $. 42 Näheres. 
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2) Die Möglichkeit von Beſchränkungen. Man darf das Eigenthum nicht, wie 
allerdings in der Negel geichieht, als die volle, unbeichränfte, ausſchließliche Herrſchaft 
über die Sache beftimmen. Dann würde ja durch jede Beichränfung fein Begriff aufges 
hoben. Man fann es nur als die allgemeine Herrichaft bezeichnen. Das Allgemeine 
ſchließt alles Einzelne als Regel von felbft in fih, wird aber durch einzelne Ausnahmen 
nicht aufgehoben. Die Beichräntumgen find aber in doppelter Weiſe möglich: a) fo, da 
gewiſſe Nechte Des Eigenthums durch bejondere gefetliche Beſtimmungen ganz von ihm 
abgelöft und mweggenommen werben, jo daß das pofitive Eigenthum inſoweit dann ein 
beichränfterer Begriff ift, als das natürliche; b) jo, daß nur die Ausübung einzelner 
Eigenthumsrechte zeitweiſe oder beftimmten Perjonen gegenüber befchränft ift. Das letztere 
ft namentlich bei den ſ. 9. iura in re aliena, wie Servituten und Pfandrecht. Dieſe 
darf man fich nicht, wie oft geichieht, To denken, als ob hier gewiſſe Nechte aus dem 
Eigenthume ganz ausgeſchieden und abgelöft und auf Andere übertragen würden, jo daß 
der Eigenthümer fie gar nicht mehr hätte; die8 würde den Begriff des Eigenthums ſelbſt 
jedesmal aufheben. Man muß vielmehr daran feſthalten, daß der Eigenthümer an ſich 
und im allgemeinen alle Rechte des Eigenthums vollſtändig behält, und nur gewiſſe 
Herrſchaftsbefugniſſe über die Sache einem Nichteigenthümer einräumt, deren Ausübung 
dann, ſoweit fie reicht, den Eigenthümer in der Ausübung feines Eigenthums bejchräntt, 
während daſſelbe an ſich und daher allen Dritten gegenüber in feinem ganzen Umfange 
mit allen echten ungejchmälert beftehen bleibt. Nur daraus erflärt fi, daß der Eigen- 
thümer jene Befugniſſe ſtets auch jelber ausüben darf, fofern er dadurch das fremde 
Recht nicht beichränkt, daß er fein Eigenthum allen Dritten gegenüber fortwährend unbe- 
Ihränkt geltend machen kann, und daß, wenn jene Rechte erlöſchen, er fie nicht erſt be 
ſonders wieder zu erwerben braucht, fondern fein Eigenthum ganz von felbft wieder völlig 
unbeſchränkt Dafteht. 

Die allgemeine Herricaft über die Sache fchließt drei Beziehungen zu derſelben in 
ih, Beſitz, Benutzung und Verfügung. Man kann das Recht dazu infofern als den 
Inhalt des Eigenthums bezeichnen. Das Beſitzrecht ſchließt die VBindication im fich, die 
Benutzung den Gebrauch und die Früchte, die Verfügung die factifhe durch Veränderung 
und Zerftörung der Subftanz und die rechtliche Durch Veräußerung, ſowohl volle als bes 
ſchränkte. Im allen drei Beziehungen ift eme pofitiwe und negative Seite, eigene Ein- 
wirkung und Ausſchließung fremder (ius prohibendi), zu’ unterſcheiden. An fich find alle 
diefe Eigenthumsrechte natürlich bei jeder Sache, indeſſen treten fie in ihrem vollen Um— 
fange praktifch doch nur beim Grumdeigenthume, d. h. dem Eigenthume an Grundſtücken, 
Häuſern oder Feldern, herwor, unterliegen aber hier auch manchen beſonderen Beſchrän— 
kungen, namentlich wegen der hier unvermeidlichen Beziehung zu den Nachbaren (f. g. 
Nachbarrecht). Beſonders hervorzuheben find folgende Puntte: 

1) Die Nugung des Bodens. Dem Eigenthümer gehört an ſich die ganze Sub- 
ftanz feines Bodens, und zwar aud unter der Erdfläche jo wert er fommen fann, alfo 
nicht nur die Erde, fondern auch Steine, Sand, Thon, Torf, Kohlen, Mineralien. Doch 
it dies Durch das Bergwerksrecht ſchon nach römiſchem und noch mehr heutigem Rechte 
mehrfach beſchränkt. Vergrabene Sadyen, bejonders Schätze, gehören nicht zur Boden— 
jubftanz, Darum auch nicht zum Eigenthume, wohl aber alles Waſſer auf und im Boden, 
Vo lange es darauf ift, jedoch mit Beichränfungen bet Mineralquellen und bei Bächen, 
wegen Bemwäflerung, Mühlen, Fabriten u. a., endlich auch alle Pflanzen, fofern fie im 
Boden wurzeln, und mit ihnen die Früchte darauf. Dagegen gehört alles, was mur auf 
dem Boden ift, mie There und Geräthſchaften, nicht zum Boden, wenn es auch darin 
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befeftigt ift, darum eigentlich auch Gebäude nicht, doch find darüber beſondere Beftim- 
mungen (unten ©. 299. 300). 

2) Handlungen und Anlagen auf dem Boden. Im allgemeinen darf der Eigen- 
thümer auf und mit feinem Boden thun und machen, was er will, wenn e8 aud) den Nachbarn 
unangenehm, läftig, ſelbſt ſchädlich iſt. In dem zufammengedrängten ſocialen Leben der 
Menſchen kann dies aber natürlich nicht rückſichtslos durchgeführt werden, jo namentlid 
bei baulichen Anlagen und Gemwerbebetrieben. Erſt die heutige Zeit mit ihrer gefteigerten 
Betriebjamtkeit hat aber die Gefahren und Bedürfniſſe, die im diefer Beziehung entftehen 
fönnen, vollftändiger hervortreten laffen. Das römische Recht verbietet nur pofitiwe Be— 
ſchädigungen der Nachbarsſachen, und Immiffionen körperlicher Stoffe, wozu aber aud 
Rauch und felbft Geftanf gehören, jedoch nur die unmittelbaren, nicht auch die durch die 
gewöhnlichen Naturverhältniffe vermittelten. 

3) Unterlaffungen. Der Eigenthümer ift bei Nachtheilen, die den Nachbarn aus 
der natürlichen Beſchaffenheit feines Bodens drohen, nicht verpflichtet, pofitive Handlungen 
zur Abwendung vorzunehmen. Künftliche Anlagen jeder Art, namentlidy Gebäude, darf 
er dagegen nicht zum Schaden der Nachbarn verfallen laſſen. Das römifche Recht gibt dem 
Nachbar jedoch Feine directe Klage auf Erzwingung der Reparatur, jondern mur ein 
Recht auf eine Caution wegen des drohenden „damnum infectum“, ohne dieje aber auch 
nach Eintritt des Schadens feine Erſatzklage. 

4) Fremde Eingriffe. Zum Grundeigenthume gehört ſtets von felbft der ganze 
Raum über und unter der Vodenflähe. Der Eigenthümer kann daher jedes Eindringen 
in denfelben, ſowohl perſönliches als jachliches durch Vorrichtungen, werbieten und mit 
Gewalt verhindern. Davon find nur wenige Ausnahmen. Der Nachbar braucht die 
überhängenden Zweige jeiner Bäume nur bis fünfzehn Fuß von der Erde zu lichten, feine 
Mauern dürfen Fuß ſchief werden, und feine irgendwie herübergefommenen Sachen 
darf er abholen, übergefallene Früchte jedoh nur „tertio quoque die“. 

$. 34. Die veridiedenen Erwerbsarten des Eigenthbums lafien fich nad 
verfchtedenen Rückſichten in verſchiedener Weile eintheilen umd ordnen. Die römifche Ord— 
nung nad) acquisitio civilis und naturalis, und singularis und universalis tft jedoch 
für und feinenfalls mehr brauchbar. Die pafjendfte Ordnung ift wohl die nach originären 
und berivativen Enwerbögründen ; nur muß man die Verjährung noch von beiden trennen, 
fie ift zwar ein originärer, aber fein jelbftftändiger Erwerbsgrund, jondern eigentlich nur 
eine Ergänzung etwaiger Mängel der übrigen Titel. 

I. Driginärer Erwerb. Den Ausgang bildet hier die erfte Unterwerfung der 
Saden, die |. g. Decupatton; dazu fommt dann Neubildung von Sachen, Zuwachs zu 
ihnen und Fruchterwerb. 

1) Occupation. Die Römer jehen ein allgemeines Zueignungsrecht des einzelnen 
Menichen gegen die einzelnen Naturgegenftände als natürliches Recht an und folgern dar— 
ans, daß herrenloje Sachen Jedermann in Befig nehmen fann und damit von felbft das 
Eigenthum daran erwirbt. Herrenlos find aber nicht nur die Sachen, die noch nie einen 
Herrn gehabt haben, jondern auch die, die ihn wieder verloren haben, und die, bei Denen 
er nicht anerkannt wird. Zu den erften gehören alle wilden Thiere jeder Art, und alle 
Erträgniffe des Meeres. Das römiſche Recht hat abjolute Jagdfreiheit, nur braucht 
Niemand fremde Jagd auf feinem Boden zu dulden. Neue Herrenlofigfeit tritt ein bei 
freigewordenen wilden Thieren, bet derelinguirten Sachen und bei Schätzen. Bei den 
letzteren iſt jedoch zuerſt von Hadrian eine nicht unbillige Berücfichtigung des Eigenthü— 
mers, in deſſen Boden der Schat gefunden ift, eingeführt. Diefer ſoll ftets die Hälfte 
haben, und wenn der Finder danach gefucht hatte, fogar das Ganze. Fir den Finder 
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ift aber der Begriff der Occupation allmählig und faum mit Bewußtjein in den ber 
Entdeckung umgewandelt. Nicht anerkannt wird nach römiſcher Anſchauung das Eigen- 
thum des Feindes im Kriege und zwar ganz abfolut. Bet uns ift Diefe ſ. g. oecupatio 
bellica jedenfalls auf das beiderjeitige Militär und deſſen Sachen und das Kriegsmaterial 
der Staaten beſchränkt. Eigentlich läßt fie ſich auch bei dem erfleren nur für Kriegs— 
material rechtfertigen. 

2) Specification, Die Sacden dienen den menjchlichen Bedürfniſſen nicht blos 
durch ihren Stoff, Jondern auch durch ihre Form. Die Form ift infofern nicht nur für 
ihren Werth, von Einfluß, ſondern beftimmt vielfach auch ihren ganzen Begriff im Ver: 
fehre, jo daß bei Veränderung der Form die Sache geradezu als eine neue andere (nova 
species) ericheint, und zwar nicht nur bei eigentliher Umbildung des Stoffes, wie beim 
Brotbaden und Bierbrauen, fondern auch bei bloßer Bearbeitung deſſelben, wie bei Bild— 
bauerei und allen Metallarbeiten. Unmefentliche Beränderumgen der Form, und daher 
ohne Einfluß auf den Begriff der Sachen, find dagegen Ausdreſchen, Ausprefien, Färben 
u. dgl. Bei den weientlichen Veränderungen ift num die Frage, ob mit der neuen Sache 
auch ein neues Eigenthum anfange, und für wen, oder ob das alte bleibe. Die Römer 
haben das erftere ſtets angenommen, ftritten aber, ob das Eigenthum dem Herm des 
Stoffs oder dem Specificanten zufalle. So wenigftend bei Veränderung durch Arbeit; bei 
Umbildung durch Natur oder durch Zerftörung wurde das Eigenthum des alten Herrn 
wohl nie bezweifelt. Der Streit für den Fall der Arbeit beruhte aber nicht auf dem 
Gegenfage von Capital und Arbeit und ihrem Werthe, fondern lediglid auf dem forma= 
liſtiſchen Principe, daß die neue Sache „antea nullius fuit“, und darım dem Specifi= 
canten als Erzeuger zufall. Den legten Grund bildet daher Doch das Occupations— 
princip, und nur darauf beruht auch die von Yuftinian gebilligte Mittelmeinung , daß 
die neue Form dann als unweſentlich gelten und daher kein Eigenthum begründen 
jolle, wenn die alte form wiederhergeftellt werden fünne. Die Ausichliegung des Er-⸗ 
werbs bei mala fides ift auch mit dem Dceupationsprincipe nicht unvereinbar. Die 
neueren Gelege legen Dagegen das Hauptgewicht auf die Arbeit, indeſſen begründet biefe 
an fi nur ein Recht auf ihren Werth, nicht aber auf das Eigenthum am Stoffe, und 
darum find auch die Beftimmungen darüber jehr verichieden. 

3) Accejfion. Die Römer haben das Princip, daß jede als körperliche Einheit 
eriftirende Sache, deren Beftandtheile aljo durch Natur oder Kunft phyſiſch verbunden 
find, auch rechtlich nur als Einheit behandelt werden kann, d. h. nur als ein Ganzes 
im Eigenthume fein kann, nicht nach ihren verſchiedenen Theilen, weil jonft das Eigen— 
thum am Ganzen mit dem an den Theilen in Widerſpruch kommen könnte. ine Folge 
diefes Princips ift, daß alles, was mit einer Sade phyſiſch fo verbunden wird, daß es 
nur noch einen Theil derjelben bildet, auch rechtlich unter das Eigenthum an ihr fallen 
muß (accessio cedit principali), ohne Unterjchied von wen und wie Die Verbindung 
bewirkt ift. Doch ift der Erwerb eben darıım nur ein formeller, er trifft Die Sadye nur 
infofern fie Theil ift, alfo nur jo lange als die phyſiſche Verbindung dauert, fällt daher, 
jofern vollftändige Trennung überhaupt möglich iſt, mit dieſer von jelbft wieder weg. 
Auch kann in der Kegel auf die Trennung geflagt werben, und der Verlterende kann 
bei widerrechtlicher Verbindung, wenn die Trennung nicht möglich oder verboten oder un— 
zuträglich iſt, Schadenserjag verlangen. 

Im einzelnen find ſolche Acceſſionen ſowohl bei Immobilien als Mobilien möglich. 
Bei den erfteren gehört dahin die Anfpülung und Anſchwemmung von Erde bei Ufer— 
grundftücen, und außerdem das Bauen und Pflanzen. Wie eine Art Alluvion behan= 
deln die Römer auch das Zurücweichen des Waflers im Fluſſe und jogar die Bildung 
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von Inſeln darin, und ſprechen daher das Eigenthum des trodenen Flußbettes umd ber 
Inſel den beiderfeitigen Anwohnern von der Mitte aus zu. — Beim Bauen fehen die 
Römer jedes fefte Gebäude als Theil des Bodens an, und laſſen daher fein getrenntes 
Eigenthum daran zur, auch iſt Dabei ſchon nach den XII Tafeln jede Klage auf Nieder: 
reißung ausgeichloffen und nur Entihädigungsanfpruch oder eigene Wegnahme im alle 
des Beſitzens zugelaffen. — Ber Pflanzen ift, ſobald fie Wurzel geichlagen und Nahrung 
gezogen haben, vollftändige Trennung phyſiſch nicht mehr möglich, darum der Erwerb 
unwiderruflich und nur Anſpruch auf Entſchädigung zuläffig. 

Ber Mobilien find Acceffionen in unendliher Mannichfaltigkeit möglich. Der Be 
griff ftreift hier nahe an die Specification hin, die auch in den neueren Geſetzen meiftens 
mit ihm verbunden ift. Der Unterſchied liegt indeſſen darin, daß die Acceſſion immer 
wefentlich eine Hauptſache vorausfegt, die 'als ſolche bleibt, umd zu der Die andere 
nur als Nebentheil hinzukommt, fo daß das Eigenthum auch ſtets mur für den Eigen- 
thümer der Hauptjache entfteht, nicht gerade für den, der die Verbindung vornimmt. 
Was Haupt= und Nebenfade ift, ift nach den Umftänden den Verkehrsbegriffen gemäß 
zu beftummen. Trennung hebt den Erwerb wieder auf und kann verlangt werden, falls 
fie möglich iſt, ſonſt Entichädigung. Auch das Schreiben und Malen auf fremdem Ma— 
terial gehört hierher. Beim Schreiben ift das Material die Hauptſache, beim Malen 
bat Yuftinian das Gemälde für die Hauptfache erflärt, mit vollem Rechte, weil beim 
Schreiben der ideelle Inhalt vom Material getrennt werden kann, beimGemälde nicht. — 
Die Vermiſchung von bloßen Quantitäten, flühfigen oder trodenen, kann nie ald Accejfion 
gelten, ſondern ändert, wenn fie lösbar ift, gar nichts am Eigenthume, jonft aber be— 
grimdet fie Miteigenthbum, falls nicht eine Specification darin enthalten iſt. 

4) Fruchterwerb. Früchte find die organifchen Erzeugniffe der Erde und der 
Thiere. Sie find die Nefultate der in den Dingen wirkenden Naturfräfte, und gehören 
daher, da die Dinge mit ihren Kräften dem Menfchen gehören, ftets won jelbft dem 
Eigenthümer der Mutterfache. Sie bilden aber, jo lange fie mit diefer verbunden find, 
nur einen Theil derjelben, und können daher fo Lange in feinem ſelbſtſtändigen Eigen- 
thume ftehen, weder für den Herrn der Sadye, noch für Dritte. Indeſſen find fie fein 
einfach integrivender Theil, fondern ein worübergehender zur Ablöfung beftimmter. Inſo— 
fern ift ihre Ablöſung ein eigener Begriff, nicht eine einfache Zerlegung der Sache. Daher 
tritt für den Eigentbümer formell ein neuer Erwerb, trog der materiellen Continuität 
feines Eigenthums, ein, und für Andere fünnen im voraus fefte Nechte auf den Frucht- 
erwerb begründet werben, jedoch nur derivativ durch Ableitung von beftimmten Perſonen, 
und im verſchiedener Weile. Bei Pacht und ähnlichen Rechten Tiegt Das Princip der 
Tradition zu Grunde, bei Nießbrauch dingliches Recht zur Perception, bei Emphyteuſe 
abſolutes Fruchtrecht wie beim Eigenthümer. Ein eigenthümliches Fruchtrecht bat außer— 
dem der bonae fidei possessor. ©. darüber ©. 305. 

8. 35. II Derivativer Erwerb. Dies ift Der Erwerb des Eigenthums 
dur Succeſſion in das Eigenthum einer beftimmten andern Perſon, wobei aljo das 
Daſein und der Beweis des letzteren wejentlihe Vorausſetzung des Erwerbes bildet. Es 
ift dies bei weitem die wichtigfte und häufigfte und die ganze Bewegung des Eigenthums 
im Berfehre vorzugsweiſe beherrfchende Art des Erwerbes. Man kann Dabei die ma— 
teriellen Gründe des Ueberganges und die formelle Art feines Eintritts (titulus und 
modus) unterjcheiden. Die erfteren können natürlich in den verichtedenartigiten Verhält— 
niffen des ganzen Rechtsſyſtems Liegen. Der hauptſächlichſte ift Der eigene freie Wille 
des Eigenthümers, der feine Sachen inter vivos oder mortis causa auf Andere über- 
tragen will. Dem gleich fteht feine Inteftatbeerbung. Sonft aber kann ohne oder wider 
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feinen Willen Uebergang feines Eigenthums nur in jelteneren Fällen begrimdet werben, 
durch Rechte feiner Gläubiger, richterliche Theilungen, Confiscationen, zweite Ehe u. a 
In Betreff der formellen Art des Uebergangs iſt nad) römischen Rechte für alle Privat: 
übertragungen inter vivos die Uebergabe des Beſitzes der Sache nöthige Form, bei ges 
richtlichen oder faiferlichen Uebertragungen genügt das Decret, in den andern Fällen 
tritt der Uebergang mit den betreffenden Thatſachen von jelbit ipso iure ein (transitus 
legalis). In allen diefen Fällen ift nach römiſchem Rechte zwifchen Mobilien und Im— 
mobilen nicht der mindefte Unterjchied. Bon Grundbüchern, Umſchreibungen in denjelben, 
gerichtlichen Auflaffungen und Gonfirmationen u. dgl. iſt durchaus feine Rede. Es it 
darum auch bier keine Rückſicht weiter — zu nehmen, und nur das Recht der Tra— 
dition näher zu bejtunmen. 

Es ift römiſches Princip für den Privatverfehr, daß die rechtliche Herrichaft über 
Sachen nur durch die factifche übertragen und erworben wird, nicht Durch bloßen Vertrag. 
Dies iſt der Grundgedanke der Tradition. Sie tft eigentlich feine bloße Form, jondern 
die äußere Nealifirung des inneren Uebertragungswillens und Damit das prägnantefte, 
und einzige durch die Sache jelbjt gegebene, Mittel zur Scheidung des obligatorischen 
und dinglichen Elementes bei Uebertragungsgeihäften. Die Tradition bat daher auch 
in Deutjchland allgemeinen Eingang gefunden und trog mancher Angriffe behalten, auch 
in den neueren Geſetzbüchern, wenigftens bei Mobilien, wogegen fie bei Immobilien aller= 
dings dem Buchſyſteme wird weichen müſſen. Das franzöfiiche Recht hat fie ganz vers 
worfen, aber ohne fein „systeme plus raisonnable“ conjequent durchzuführen. 

Die einzelnen Erforderniffe der Tradition find nicht pofitwer Natur, jondern nur 
die Confequenzen ihres Begriffes als Beſitzübergabe unter der Uebereinkunft der Eigen- 
tbumsübertragung. Ste beftehen nur in der Fähigkeit der Perſonen, nämlich Fähigkeit 
und Recht zur Veräußerung beim Trabenten und zum Erwerbe beim Xceipienten, in dem 
übereinftimmenden Willen des Ueberganges, und der wirklichen Befigübergabe. Eigenthum 
übertragen fann in der Kegel nur der Eigenthümer felbft, oder jeine amtlichen oder be- 
auftragten Bertreter, auferbem nur die Pfand= und Concurögläubiger. Eigenthum er— 
werben kann zwar jeder nicht ganz Handlungsunfähige, doch gibt es relative Unfähigfeiten 
für einzelne Sachen oder Gründe, wie 3. B. bei Schenkungen unter Ehegatten. — Die 
Willensübereinſtimmung hat an ſich nur die allgemeinen Erforderniſſe der Rechtsgeſchäfte. 
Zum conereten Dafein eines wirklichen Uebertragungswillens gehört indefjen, weil bie 
Rechtögefchäfte nicht Willenscapricen, jondern Mittel für vernünftige Zwede find, als 
Motiv die Abficht, irgend ein auf Eigenthumsübergang gerichtete® Rechtsverhältniß, wie 
Kauf, Schenkung, Schuld u. a., auszuführen, im Gegenſatz zu ſolchen, die blos auf De— 
tention gerichtet find, wie Miethe, Leihe, Pfand. Ganz abftract kann man den Ueber- 
tragungswillen nicht haben. Dies iſt die ſ. g. causa traditionis. Man darf fie nur 
als ſubjectives Motiv fordern, nicht als wirklich voraufgegangenes gültiges Geſchäft, der 
eigentlich wirkende Grund ift immer der Wille felbft. Darum hindert blos irrthümliche 
Annahme oder rechtliche Ungültigfeit einer causa den Uebergang nicht, auch nicht Diffes 
renz der Parteien über dieſelbe. Nur verfteht fih, daß perjönlihe NRüdforderungsrechte 
(condietiones sine causa) Durch den Mangel der causa begründet jein fünnen. Aus— 
nahm&weife haben allerdings einzelne causae annullivende Kraft, 3. B. Schenkungen 
unter Ehegatten oder ultra modum u. a. — Die Befigübergabe ift nad) den Beſitz- 
grumdfägen zu beurtheilen, darum ift feine wirkliche Uebergabe nöthig, wenn dev Empfänger 
die Sache ſchon in Detention hat, oder der Geber fie vorläufig noch für ihn in Des 
tention behält (traditio brevi manu und constitutum possessorium). 
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8. 36. II. Die Erfißung. Die Erforberniffe der Erwerbstitel des Eigen— 
thums, namentlid) der deriwativen, find zum Theil jo complicırt, daß Anfechtungen der— 
jelben wegen irgend welder Mängel fehr leicht möglich find, und wenn dies lange Zeit 
zuläffig wäre, die Sicherheit alles Eigenthums jehr gefährdet ſein würde. Dazu Fommt, 
daß nad langer Zeit auch der Beweis der Titel überhaupt, namentlich bei Mobilien, 
oft äuferft Schwierig, ja faft unmöglich if. Diefe Umftände madyen die Anwendung des 
allgemeinen VBerjährungsprincipes (S. 282) auf den Eigenthumserwerb zu einer praftifchen 
Nothmwendigkeit, und zwar in den zwei Beziehungen, zunächit die Mängel der Titel zu 
ergänzen, und dann aud die Titel felbft zu ergänzen. Beides findet fich im römiſchen 
Rechte, das erftere ſchon früh in den XII Tafeln, das letztere erft fpät bei Juſtinian. 
Mir untericheiden beides als ordentliche und außerordentliche Erfigung. Die Grundlage 
für beides ift der fortgefette Beſitz. Indeſſen handelt es fich dabei nicht blos um er= 
tinctive Aufhebung fremder Anfprüce, fondern auch um pofitive Begrümdung des Eigen- 
tbums und feiner Klage gegen Dritte. Die Verjährung erjcheint daher bier als acquifi= 
tive usucapio, Erfigung. Der Erwerb des Eigenthums durch den Befit ift das Primäre, 
die Aufhebung des bisherigen Eigenthums nur die Folge davon. ine praftifche Confe- 
quenz ift übrigens, daß aud der wirfliche ermweisliche Eigenthümer fich durch Berufung 
auf die Verjährung den Beweis feines Titels erleichtern oder entbehrlih machen kann. 
Factiſch ift Dies bei uns fogar vielleicht die häufigere Anwendung. Viele laſſen ſich da— 
durch verleiten, darın das eigentliche Princip der Erfigung zu fehen, hier, wie oben beim 
Befite, die Folge mit dem Grunde verwechlelnd. 

1) Die ordentliche Erfigung. Ihr Princip ift, daß wer eine Sache aus einem an fich 
rechtmäßigen, aber mit irgend einem Mangel behafteten, Eigenthumstitel in Befig er— 
worben bat, wenn er dabei in gutem Glauben war, d. b. den Mangel nicht kannte, 
durch fortgefetsten Befig das Eigenthum erwirbt, bei Mobilien in drei Yahren, bei Im— 
mobilen in zehn Jahren (oder wenn der Gegner in einer andern Provinz wohnt zwanzig 
Jahren), außer in gewiffen Ausnahmsfällen. Die Ausnahmsfälle find aber jehr weitgreifend. 
Zunächft find alle Sachen des Staats, des Kaifers, der Städte, Kirchen und Stiftungen, 
und auch aller Minderjährigen ausgeſchloſſen; dann alle, die gegen geſetzliche Veräußerungs— 
verbote veräußert find; ferner ruht Die Verjährung bei rechtlicher Verhinderung des Eigen= 
thümers an der Vindication; und endlich find, um die Eigenthümer gegen die Folgen vor 
Diebftahl, Gewalt und Beruntrenung zu ſchützen, alle res furtivae, vi possessae, umd 
von einem malae fidei possessor ohne Wiffen des Eigenthümers veräußerten Sachen 
ausgenommen. Bei Mobilien ift dadurch die Ufucapion faft ganz unmöglich gemacht, 
weil der römische Begriff „furtum“ viel weiter ift, als ber deutſche „Diebſtahl“, und 
Die ganze Unterjchlagung mit im fich ſchließt. Danach können Mobilien wider Willen des 
Eigenthümers nur äuferft felten ohne furtum in fremden Befig kommen, wie 3. B. wenn 
ein Erbe fremde Saden für Erbichaftsjachen hält und verfauft oder vwerichenft. Die 
neueren Gefeßbücher haben daher dieſe Ausnahme wieder beſchränkt, jedoch in verfchiedener 
Weiſe. — Dagegen ift das Erforderniß des Titeld im römiſchen echte ſehr bedeutend 
erleichtert, durch die Zulaffung des ſ. g. Putativtitelö, d. h. daß es genügt, wenn man 
gerechten Grund hatte, das Dafein eines Titeld, d. h. der dazu gehörigen Thatfachen, 
anzunehmen. Andererſeits ift wieder das Erforderniß der bona fides durch das fano= 
nifche Recht jehr gefteigert. Während das römiſche die fides nur im Anfange beim Er- 
werbe forderte, verlangt dad fanonifche fie während der ganzen Ufucapionszeit. Dies ift 
beſonders wichtig auch wegen der Erben. Die Erben gelten audy bei der Ufucapion einfach als 
Fortfeger des Erblaffers, ihre mala fides ift daher wie eine fpätere des Erblaſſers ſelbſt, 
alſo nach römischen Rechte unſchädlich, nach kanoniſchem ſchädlich. Die mala fides des Erb- 
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laſſers jelber ſchadet dem Erben natürlich ftets, nach römiſchem Rechte zwar nur die anfängliche, 
nach fanonifhem jede. Bei Singularfucceffionen ift auch Anrechnung des Befiges des 
Auctor zuläfjig (accessio possessionis), aber immer nur wenn beide Beſitze ufucapiong = 
mäßig find. 

2) Die auferordentlihe Erfigung. Dies ift die Erfigung durch Beſitz von dreißig 
Jahren, die Yuftinian durch Ausdehnung der Dreißigjährigen Klagenverjährung gebildet 
bat. Ihre Hauptbeveutung ift, daß die lange Dauer des Befiges den ganzen Titel er: 
ganzen Toll, fofern nur bona fides da war (auch hier nach römiſchem Rechte nur beim 
Anfange, nach fanonifhem fortwährend). Indeſſen hat fie noch die weitere Bedeutung, 
daß hier alle Ausnahmen der ordentlichen Erfitung, aud die wegen Furtivität, wegfallen. 
Dagegen gelten die Ausnahmen von der breifigjährigen Klagenverjährung, namentlich die 
vierzig Dahre bei Staat und Kirche, auch bier. 

5. 37. Die Berluftgründe des Eigenthums ergeben ſich aus den Erwerbs— 
gründen won jelbft. Auch die Kl ge aus dem Eigenthume ift in ihrem allgemeinen 
Weſen ſchon oben (S. 285) beim Begriffe der Klage überhaupt beftimmt, doch ift darüber 
hier noch folgendes Nähere anzuführen. Die Eigenthumsflage wird, wie gezeigt ift, durch 
Nichterfüllung der negativen Eigenthumspflicht, alfo durch pofitive Störung der Eigen- 
thumsherrſchaft über die Sache, begründet. Dieſe ift in doppelter Weife möglich, durch 
völlige VBorenthaltung der: factiichen Herrſchaft, alſo des Befiges, oder durch bloße Eingriffe 
in diejelbe. Im erften Falle geht die lage auf Erlangung des Beſitzes, im zweiten auf 
Abwehr der Eingriffe. Man unterjcheivet danach pofitive und negative Eigenthumsflage, 
vindicatio und actio negatoria. 

1) Die Bindication ift alfo die Klage, die der nichtbefigende Eigenthümer auf Grumd 
feines Eigenthums gegen den befigenden Nichteigenthümer auf Herausgabe der Sache an— 
ftellen fann. Berbunden werden können damit fecundäre Anfprücde auf Erſatz wegen 
Früchte, Beſchädigung u. ſ. w. nach dem oben ©. 285 angegebenen Principe. Das Klage 
recht auf Herausgabe des Beſitzes iſt einfache reine Conſequenz des Beſitzrechtes des Eigen- 
thümers, bloße Geltendmachung des Eigenthums. Daher ift die Klage an ſich ganz abfolut 
und unbedingt gegen jeden Bejiger der Sache begründet, und kann mur etwa indirect Durch 
bejondere Rechte des Befigers, dingliche oder obligatorische, gehindert oder beichränft 
werden. Dagegen kann darauf an fich nichts anfommen, wie, auf welche Weife der Be— 
figer die Sache befommen hat, ob mit oder ohne Rechtsgrund, bona oder mala fide, 
gegen Entgelt oder umfonft, u. ſ. w. Er muß die Sade in allen Fällen gleichmäßig 
berausgeben, und kann ſich nur an feinen etwaigen Auctor halten, auch ift der Bindicant 
nicht verpflichtet, ihn in irgend eimer Weife zu entfhädigen, namentlich ihm feinen ges 
zahlten Kaufpreis zu erjegen. Alle derartigen Beſchränkungen find Beſchränkungen des 
Eigenthums felber. Durch die Erfagpflicht namentlich kann dem Eigenthimer der eigent= 
liche Werth feines Eigenthums vollftändig entzogen werden. Volles Eigenthum und ab— 
jolute VBindication gehören mefentlich zufammen. Das römifche Recht hat diefe Confequenz 
auch vollftändig und unbefchränft gezogen umd zeichnet fi) dDadurd aus. Zur Beleitigung 
der Nachtheile, die fich für den Verkehr daraus ergeben können, dienen Specification und 
Ujucapion, namentlich die alte kurze Mobilien = Ufucapion. Das ältere deutiche Recht hat 
diefe abjolute Bindication nicht gehabt, und in Folge davon ift fie auch in den neueren 
Gejegbüchern gegen den redlichen Befiger mehrfach bejchräntt, namentlich auch im deutjchen 
Handelögefegbuche bei den im Handelöverkehre erworbenen Sachen. 

Zur Begründung der PVindication gehört natürlich der Beweis des Eigenthums. 
Dabei tritt hauptfächlid der Unterſchied der originären und derivativen Titel praktiſch 
bervor. Bei den erfteren genügt ſtets der Beweis des Titels an fich, bei den legteren 





hilft der Titel nur, wenn der Auctor das Eigenthum hatte, Folglich muß auch dieſes be- 
wiejen werden, und dann Das des Auctors des Auctors u. |. w. Zur Erleichterung dieſer 
„probatio diabolica“ greifen zwar Specification und Ujucapion ein, und können auch die 
Befitllagen und die Publiciana benutt werden, indeſſen bleibt die Schwierigfeit Doch 
immer noch groß genug, wenigſtens nach der modernen Bemeistheorte, denn bei den römi— 
ſchen Gefchwornen ſcheint die Sache feine jo große Schwierigfeiten gemacht zu haben, und 
noch weniger bei dem Eidrechte im alten deutſchen Rechte. Daher hat man feit Dem 
Mittelalter in verjchiedener Weiſe nach weiteren Erleichterungen gelucht, bejonders durch 
Präfumtionen und durch Auspehnung der Befigklagen und der actio Publiciana. Zu 
feften Reſultaten bat dies aber nicht geführt, und namentlich nicht zu einer feiten Deuts 
ichen Vindication aus bloßem Beſitze. 

2) Die actio negatoria. Dies iſt die Klage des Eigenthümers gegen alle Be— 
einträchtigungen feines Eigenthums ohne Befigentziehung, alſo wenn Andere ſich Einwir— 
kungen auf die Sache erlauben oder den Eigenthümer an der freien Eimwirfung hindern. 
Der Hauptfall ift die Anmaßung von Seroituten. Die Klage geht dann auf Aberfennung 
verjelben und Verbot fernerer Anmaßung. Sie ift infofern eine negative Servitutenflage 
zum Schuge der Freiheit der Sache von Sewituten. Indeſſen ift fie darauf nicht be= 
ichräntt, jondern audy bei andern Beeinträchtigungen möglich, 3. B. wenn fremde Sachen 
irgendiwie auf ein Grundſtück kommen und nicht wieder abgeholt werden. Der Klage— 
grumd ift allgemein, daß der Eigenthümer vermöge feiner allgemeinen Herrſchaft über die 
Sache alle Eingriffe verbieten kann, zu denen der Andere nicht ein befonderes Recht hat. 
Diefes Verbietungsrecht ift feine Zugabe zum Eigenthume durch eine bejondere Freibeit 
des Eigenthums, jondern von jelbft in ihm enthalten, nur jene negative Seite und die 
Geltendmachung deſſelben nur die Eigenthumsflage in negativer Richtung. Darum 
braucht auch der Eigenthümer bei der Negatoria nur fein Eigenthum, nicht auch die 
Freiheit deſſelben zu beweiſen, die Behauptung der Sersitut ift vielmehr eine Einvede, 
die der Verflagte beweifen muß. Auch der Duafibefig der Servitut ändert dies nicht. 
Ungenau ift es, zu Jagen, die Präfumtion ſei ftetS für die Freiheit des Eigenthums. 

$. 38. Neben dem abfoluten Rechte des Eigenthbums muß noch eine gewifle rela= 
tive Berehtigung nad Analogie des Eigenthums bei demjenigen anerfannt werden, 
der eine Sache aus einem Eigenthumstitel in gutem Glauben an fich gebracht bat, aber 
das Eigenthum nicht erwarb, weil es ſein Auctor nicht hatte, oder der Titel ſonſt einen 
ihm unbefannten Mangel hatte. Er bat zwar fein abjolutes Recht, aber doch velativ 
mehr Recht auf Bejig und Genuß der Sache, als der, der die Sache ohne Titel oder 
in böſem Glauben an ſich bringt. Der redlicye titulirte Befiger muß daher, wenn er 
den Befig verliert, eine Klage nad) Analogie der Vindication haben, die gegen jeden 
ſchlechtern Befiger gebt, nicht aber gegen den gleich guten oder gar gegen den Eigen— 
thümer. Das römische Necht hat eine jolhe Klage in der prätoriſchen actio Publiciana, 
Dabei ift nur die Beichränfung, daß der redliche Befig ald Ujucapionsbefig aufgefaft, 
und die Klage Daher bei allen von der Uſucapion ausgeichloffenen Sachen, namentlich 
den res furtivae, auch ausgeſchloſſen iſt. In der Sache ſelbſt ift Dies nicht begründet, 
jondern nur biftoriich zu erklären, auch ſchon won den Römern jelbft nicht conjequent 
feitgehalten. Fir uns bat es gar feinen Sim, und feinenfall® darf man es durch den 
fanontichen Sag von Der mala fides superveniens nod ausdehnen. 

Eine Folge des Princips der Publieiana ift, daß aud der Eigenthümer, da er ja 
ſtets Titel und fides haben muß, die Klage anftellen fann, ſofern die Sache in unred— 
(then Händen ft, und daß er fih dadurd dann den Eigenthumsbemweis eriparen fan. 
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Verfehrterweife hat man im diefer Bemweiserleichterung wieder den Grund der Klage, 
ftatt der Folge, jehen wollen. Die Römer ſprechen gar wicht davon. 

Die Anerkennung des relativen Eigenthums ift Ichon von den Römern zu weiteren 
Conjequenzen entwidelt. Zunächſt gehört dahin der Sat, daß der bonae fidei possessor 
das Eigenthum der Früchte erwirbt, und bei der PVindication nur die noch eriftirenden 
dem Eigenthümer herauszugeben braudt. Dann ferner, daß auch bei andern Eigenthume- 
rechten der bonae fidei possessor dem Eigenthümer gleich behandelt wird, fo lange diefer 
nicht auftritt, 3. B. bei der Negatoria, Beräuferungsverboten, Verpfändungen u. a. Bei 
ung ift dies Princip ganz allgemein angenommen, jo daß in allen Fällen und Beziehun— 
gen, wo das Eigenthum als Präjudicialpunft in Betracht fommt, wie namentlidy bei allen 
Realrechten, bejonders Sevoituten, der titulirte vedliche Beſitz gleiches Recht hat und fein 
Beweis genügt. Man nennt dies in der Praris publictanifches oder prätortiches Eigenthum. 


IH. Die Serpvituten, 


$. 39. Daß neben dem Eigenthume, als der allgemeimen Herrichaft über die 
Sache, andere Perjonen ſpecielle beichränfte Nechte an der Sache haben können, und in 
welchen Berhältniffe diefe dann zu dem Eigenthume ftehen, ift oben S. 297 gezeigt. Sie 
können fich entweder auf die Sache als Gegenftand der phyſiſchen Benutzung beziehen, 
oder auf die Sache als Object von einem beftimmten ideellen Werthe, der fi) durch 
Berwerthung der Sadye realifiven läßt. Das letztere ift das Pfandrecht. Die erfteren 
fönnen einen ſehr verfchiedenen Inhalt und Umfang haben, und danach auch in verſchie— 
dener Weife claffificirt werden. Der Hauptunterſchied ſcheint der zu jein, ob die Rechte 
auf ſpecielle einzelne Nugungsarten, 3. B. Wege: Waſſer- Weidenugung, gehen ober 
auf die gefammte Benugung, Gebraud und Fruchtgenuß. Die Römer jcheiden aber nicht 
einfach auf diefe Weiſe. Sie trennen vielmehr bei den Rechten auf die gefammte Be- 
nugung die, welche nur einer Perfon als ſolcher, alfo höchſtens auf Lebenszeit, zuftehen 
(Niepbrauh), von denen, die vererblihd und veräußerlich find (Erbpacht), verbinden 
die erfteren mit den fpeciellen Nutzungsrechten, und ftellen beide zufammen unter den ges 
meinſamen Begriff Serrituten. Man bat dies vielfach als unlogifch getadelt. Indeſſen 
liegt dabei ein ſehr richtiger praftifcher Gefichtöpunft zu Grunde. Die vererblichen und 
veräußerlichen. Rechte auf die gefammte Benugung, alfo die ſ. g. Erbpaditrechte, nehmen 
im Berhältniffe zum Eigenthume und überhaupt im praftiichen Leben eine völlig andere 
Stellung ein, als die vein perſönlichen. Der Eigenthümer verliert bei der Erbpacht die 
unmittelbare Nutung feiner Sache fir immer oder wenigftens für unbeftimmte Zeit, 
und befommt fie nur indirect durch Verpflichtung des Berechtigten zu beftimmten Yeiftungen 
wieder. Es entfteht dadurch ein dauerndes Berhältnig won Webers und Unterordnung, ges 
wiffermaßen Ober= und Untereigenthum, mas beim ländlichen Grundeigenthume auch eine 
weitgehende ſociale Bedeutung gewinnt. Bei den rein perfönlichen Nießbrauchsrechten ift 
Daven feine Rede. Ste erjcheinen als vereinzelte meift furze Benugungen fremder Sachen 
wegen fpecieller Verwandtſchafts⸗ oder Freundichaftswerhältniiie. Sie bewirken zwar eine 
‚temporäre Hemmung oder Schmälerung der Eigenthumsnugung, aber ohne dauernde 
Aenderung feines Werthed und feiner Bedeutung. Eben darum ftehen fie praftiich den 
jpeciellen Nugungsarten näher, da dieſe auch nur unbedeutendere Beſchränkungen und 
Schmälerungen der Benugung des Eigenthums enthalten. 

Die Aufftellung des Gejammtbegriffes für die Sernituten im Gegenfage zu den 
Erbpachtrechten ift danach allerdings ſchwierig. Man kann fie als beichränfte, nämlid) 
im Inhalte oder in der Dauer befchränfte, Nutzungsrechte bezeichnen, indeſſen find bie 
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Erbpachtsrechte auch nicht ohne Beſchränkung und zwar auch wieder größere und geringere. 
Der Hauptunterjchied Liegt daher in der Bererblichfeit und Beräufßerlichkeit der Erbpacht, 
da die Serituten ftet8 untrennbar nur für ein beftimmtes Subject, als Perſonalrecht für 
eine Perfon, als Realrecht für ein Grundftüd, begründet werden fünnen. 

Der Begriff der Sewituten ſchließt übrigens in diefer römiſchen Ausdehnung jehr 
disparate Verhältniffe in ſich. Der Hauptunterjchied ift, ob fie Real- oder Perfonal- 
recht find, Real- oder Perſonalſerwvitut. Die erfteren beziehen fi nur auf die 
Berhältniffe des Grundeigenthums, und zwar die fleinen Bedürfniffe und Aushülfen 
der benahbarten Orundftüde unter einander. Ste fünnen nur auf ſpecielle Nutzungen 
gehen, und find bei Mobilien, actiw und paſſiv, zwar an fich wohl nicht unmöglich, aber 
tein praftifches Bedürfniß. Die Perfonalferoituten dagegen umfaffen den geſammten In— 
halt der Servituten, fie beziehen ſich zwar factiich in der Regel auf die geſammte Be- 
nugung, Gebrauch und Fruchtgenuß oder wenigftens Gebrauch, indeſſen können ſtets 
auch einzelne Nugungen, 3. B. Wege- und Waſſerrechte, als Berfonalfervitut begründet 
werben. 

Der rechtliche Charakter der Servituten zeigt ſich hauptſächlich in folgenden Punkten: 

1) Sie find dingliche Nechte, geben alſo eine Herrſchaft über die dienende Sache 
als ſolche, nämlich entweder pofitio auf oder mit derjelben etwas zu thun, ‚oder eine 
dauernde Vorrichtung auf ihr zu haben, oder negativ den Eigenthümer zu hindern, auf 
feiner Sache etwas Beftinmmtes zu thun oder zu haben. Der Eigenthümer der dienenden 
Sade iſt daber immer nur negativ betheiligt, bei den pofitiven Servituten das Thun oder 
Haben nicht zu hindern, bei den negativen das Berbotene nicht zu thun oder zu haben. 
Zu einem pofitiven Thun ift er nie verpflichtet, das wäre Obligation und begründet den 
Begriff Reallaft. | 

2) Sie find Rechte an einer fremden Sache, bei der eigenen gehen fie von jelbft 
im Eigenthume auf. 

3) Sie befchränten die Ausübung des dienenden Eigenthums, aber nur zu Gunften 
des Berechtigten, im übrigen und gegen Dritte bleibt die Ausübung frei. 

4) Sie müflen dem Berechtigten einen Nugen gewähren, Nutzloſe Beſchränkungen 
des Eigenthums fönnen nach den allgemeinen Principien der Nechte auch Fein Inhalt von 
Seveituten fein. Bei Nealfervituten muß der Nugen nad) dem Bedarfe des herrſchenden 
Grundſtücks bemeffen werden. Darauf beruht unter anderem, daß Das dienende Grund— 
ſtück benachbart, wenigftens nicht weit entfernt fein muß. 

5) Sie jind untheilbar, infofern das einzelne Thun als ſolches nur ganz oder gar 
nicht geſchehen kann. Theilung nah Zeit und Maß ift zuläfjig. 

6) Dem Rechte der Sereitut parallel ift auch ein Befigverhältnig möglich, d. 6. 
eine beſchränkte ſervitutmäßige factifche Herrichaft über die Sache. Sie befteht in der 
factifchen Möglichkeit, dem Inhalte einer betreffenden einzelnen Servitut gemäß auf die Sache 
eimpirfen zu können. Die Römer faflen dieſes factiſche Ausüben des Servitutrechts bild— 
lich als ein factifches Haben des Rechts, ald unförperlicher Sache, auf, fehen daher nicht 
die Sache jondern das Recht als Gegenjtand des Beſitzes an, und bezeichnen dieſen da— 
ber alö quasi possessio juris. Man bat jicy Dabei wor der fcheinbaren Gonfequenz zu 
hüten, daß zum Beige einer Servitut, wie zu dem einer Sache, vor allem deren Exiftenz 
gehöre. Erwerb und Berluft dieſes Duafibejiges iſt natürlih möglichſt nach Analogie 
des Sachenbeſitzes zu beurtheilen, an der Stelle des animus domini ſteht bier ver 
animus iure suo faciendi, doc jind Dabei allerlei Schwierigkeiten, auf die aber bier 
nicht näher eingegangen werden kann. 
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$. 40. Bei den einzelnen Servituten find 1) die Nealfervituten nach Zahl 
und Inhalt völlig unbefchränft. Sie hängen tim allgemeinen von der factiichen Geftaltung 
der Berhältniffe, Bedinfniffe und Gewohnheiten des Lebens, im einzelnen von den Vers 
abredungen und Ausübungen der Parteien ab. Zwar finden ſich die römiſchen Begriffe 
un ganzen auch bei und wieder, aber im einzelnen ftets mit Verichiedenheiten und Modi— 
ficationen. Als feſte Geſetze können daher die römischen Beftimmungen bei ung nicht ans 
geieben werden. Die Römer unterjcheiden hauptjächlich servitutes praediorum urba- 
norum und rusticorum. Der Ausdrud ftammt aus einer Zeit, wo die ftädtiichen und 
ländlichen Bedürfniffe noch völlig verfchieden waren. Später ift er verallgemeinert zu 
dem Unterichiede von Gebäude und Feldſervituten, allein auch dieſes reicht zur Claſſifi— 
cirung der Servituten nicht aus, da dieſelbe Servitut vielfach bei Gebäuden ebenfo gut 
vorfommt, als bei Feldern. Nur durchſchnittlich kann man jagen, daß die Servituten 
bei Gebäuden meiftens auf das Haben oder Nichthaben von dauernden Vorrichtungen 
geben, bei Feldern auf die Bomahme oder Nichtvornahme einzelner Handlungen. Praktiſche 
Unterſchiede laſſen fich jedenfalls nur auf diefe Verjchievenheiten des Inhalts gründen. 

Im einzelnen waren a) von den Feldſervituten in Rom die wichtigften die Weges 
und Wafferfervituten, die in verfchiedener Weife vorkommen, als iter, actus, via, aquae- 
ductus, aquaehaustus u. ſ. w. Sie finden fich zwar auch bei ung umd im unend— 
lichen Barietäten, viel wichtiger find aber bei ung die Weide und Holzfereituten, die in 
Rom noch ohne Exheblichkeit waren. b) Die Gebäudefervituten beziehen fi in Nom 
wie bei und vorzugsweife auf die Anlage und Einrichtungen von Gebäuden un? Mauern 
an den Grenzen der Grundſtücke, befonders ihre Bauart in Betreff der Fenſter, Puden, Aus— 
ſicht, Licht, Aus und Ueberbaue, Dachtraufen, Tropfenfall, Benugung der fremden Mauer 
u. ſ. w. Außerdem kommen fie aber auch ald Rechte auf Nichtvornahme einzelner Hand⸗ 
lungen in Beziehung auf Ferner, Raud, Waſſer u dgl. vor. 

2) Bei den Verfonalfervituten ift die Hauptferoitut der Nießbrauch, ususfructus, 
d. 5. das Recht des vollftindigen Gebrauchs und Fruchtgenuſſes einer fremden 
Sade unbeihadet ihrer Subftanz, alfo das Recht, infomweit direct oder indivect 
jeden Nugen, Vortheil und Gewinn daraus zu ziehen, der möglich iſt. Puchta meinte 
darum, der Nießbrauch überſchreite den Servitutbegriff, weil er das Bedürfniß über- 
ichreite, Er bedachte nicht, daß das Bedürfniß des Meenfchen über Hunger und 
Durft Hinausgeht und unendlih if. Das Anwendungsgebiet des Nießbrauchs iſt 
bauptfächlich das Familien- und Erbrecht bei väterlicher Gewalt, zweiter Ehe, dos, über: 
lebenden Ehegatten, Vermächtniſſen, u. a. Er kommt daher auch mehr faft noch bei ganz 
zen Bermögen, als einzelnen Sachen vor. Bei den erfteren machte die Anwendung auf 
verzehrbare Sachen, namentlih Geld, anfangs Schwierigfeiten in Rom. Gin eigenes 
"Senatusconfult erledigte fie durch Die Beftimmung, daß dabei der Gapitalwerth als 
Subftanz behandelt werden folle (quasiususfructus). Bei andern Sachen ift übrigens 
ald die zu erhaltende Subjtanz nicht die bloße Materie anzufehen, fondern die Geſtalt 
und Beichaffenheit der Sache, die fie in ihrer concreten Beftimmung für den Gebraud) hat, 
jo namentlich bei Grundftücden in Betreff der Häufer, Gärten, Wälder u. |. w. Zur 
Sicherung des Eigenthümers muß der Ufufructuar ſtets Caution ſtellen. 

Auch der bloße perfönlicde Gebraud einer Sache (usus) kann Perſonalſervitut fein, 
namentlich bei Gebäuden, Mobilien, Thieren. Das Recht auf Früchte und Vermiethung 
iſt darin an ſich nicht enthalten, jedoch von den Römern unter Umftänden bis auf einen 
gewiſſen Grad hereingezogen. Werfonalferoituten auf fpecielle Nugungsarten, 3. B. pers 
ſönliche Wege- oder Waflerrechte, find zwar felten, aber ſchon von den Römern anerfannt 


und unter den Begriff usus geftellt, 3. B. usus uquae. 
20 * 


$. 41. Die Entftehungsgründe der Servituten find: Einräumung vom 
Eigenthümer durch Vertrag oder Teftament, Zumeifung vom Richter, namentlich bei Thei— 
(ungen und dem |. g. Nothwege, Verjährung, und beim Nießbraude auch unmittelbare 
gefetlihe Anordnung. Bet der Einräumung dur Vertrag hat man früher meiſtens 
nad Analogie des Eigenthums eine Tradition des Quaſibeſitzes gefordert, jo noch im 
preußifchen Yandrechte, Die neuere Theorie hat dies mit Recht aufgegeben. Die Verjährung 
ift beionders bei Feldferwituten häufig, fie fordert nach römiſchem Rechte weder Titel noch 
fides, jondern nur zehnjährigen fehlerfreien Beſitz; nach kanoniſchem Rechte ift fides nöthig. 

Aufgeboben werden die Servituten: hauptfächlid wenn man fie aufgibt, oder 
nicht ausübt und verjähren läßt, außerdem durch Confufion von Recht und Pflicht in 
einer Perfon, was, wenn der Nießbraucher das Eigenthum erwirbt, Confolivation beißt, 
endlich Perfonalfervituten auch ftetS durch den Tod des Berechtigten. Die Verjährung 
tritt in der Negel mit zehmjährigem Nichtgebrauche ohne alles Weitere ein. Nur bei 
Bauferwituten ift eine fürmliche Erfigung der freiheit nach fehlerfreier Befeitigung der 
ganzen Servituteinrichtung gefordert. 

Die Klage zur Geltendmahung der Servituten heißt actio confessorin. Cie 
geht nicht blos gegen den Befiger der dienenden Sache, wenn er die Ausübung der 
Servitut hindert, ftört oder ſchmälert, jondern auch gegen jeden Dritten, der fie ftört, jo 
namentlich gegen Andere, die die gleiche Servitut haben und dadurch Collifion bewirken. 

Daneben fteht der poſſeſſoriſche Schuß für den Quafibefig der Sewituten. Diefer 
ift bei uns verhältnigmäßig noch wichtiger, als der Schutz des Sachenbeſitzes. Es kom— 
men erfabrungsmäßig viel mehr Beligftörungen und Beſitzklagen beim Quaäſibeſitze der 
Servituten vor, als beim Sachenbeſitze. Der Grund liegt nahe, man wird nicht jo leicht 
pofitive Angriffe auf fremde Sachen machen, als ſich in feinen Sachen der Beläftigung 
durch fremde Sewituten zu erwehren ſuchen. Dennoch trat das Bedürfniß des Befigesr 
ſchutzes hier in Nom weniger hervor, als beim Sachenbeſitze, wenigſtens ift er bier 
weniger ausgebildet, theil$ wohl wegen der geringeren Bedeutung der Servituten, theils 
wegen der größeren Kürze und Yeichtigfeit der petitorifchen Klagen. Nur für die Aus— 
übung der Wege: und Waſſerſewituten find eigene Imterdicte eingeführt, und auf die 
Detention beim Nießbrauch wurden die Sadeninterdicte übertragen, die übrigen Servi— 
tuten blieben ohne bejonderen Befigesihus. Auch find jene Klagen gar nicht aus dem 
Begriffe Quaſibeſitz abgeleitet, jondern umgekehrt ift diefer erft aus ihnen abſtrahirt. 
Schon im Mittelalter trat aber bei der großen Ausdehnung der realen Rechte das Be— 
dürfniß eines allgemeinen und gleihmäßigen Schutzes des Quaſibeſitzes jehr lebhaft her— 
vor, umd führte zu einer allgemeinen Uebertragung der Eadyeninterdicte auf den Uuafibefig. 
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IV. Das Untereigenthum. 


8. 42. Nutzungsrechte an fremden Sachen, die über die Servituten hinausgehen, 
die alſo die gefammte Nugung umfaffen, wie der Niepbrauch, aber nicht wie diefer auf 
eine beftimmte Perſon beſchränkt find, jondern vererblich oder felbft auch veräußerlich find, 
können unter ſehr verſchiedenen Mopalitäten begründet werden. Der eigentlicde Kern des 
Rechts, das Nutzungsrecht, ift zwar immer dafjelbe, allein die Verfügung über die Sache, 
die Vererbung und Veräußerung, die Gegenleiftungen, die Entjtehung und Aufhebung 
fönnen in der mannichfachſten Verjchiedenheit geordnet werden. Das römiſche Recht batte 
nur zwei derartige VBerhältniffe : die Emphyteuſe, die hauptfächlich bei Ländlichen Grund» 
ſtücken vorfam, und die Superficies, die fid) nur auf Gebäude bezieht. Die legtere hatte 
nur eine fehr vereinzelte Eriftenz bei Gebäuden auf fremdem Bauboden, die erftere befam 
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dagegen als eine Art Erbpacht won bäuerlichen Gütern in der fpäteren Kaiſerzeit 
anf den Ländereien des Kaiſers und Staates und der Städte und Kirchen eine große 
Ausdehnung, und umfaßte bei diefen faft den ganzen Banernftand; in der claſſiſchen Zeit 
fpieft fie nur erft eine untergeordnete Rolle. Das ökonomiſch- rechtliche Wejen von bei= 
den lag, wie oben ©. 305 gejagt, im der dauernden Trennung der directen Nutzung 
der Sache vom Eigenthume und der Subftituirung einer indirecten Nugung durch Oblt- 
gation des Nutungsberechtigten. Im Deutichland hat dieſes Princip aber im Mittel: 
alter eine gang ungemeine Ausdehnung erhalten. Es beherrichte in den mannichfachiten 
Formen eigentlich das ganze ländliche Grundeigenthum, den großen Grundbefig in der 

Form des Lehns, den Fleinen in den verſchiedenen Formen der Banergüter ald Bauer- 
lehn-, Meier=, Zins-, Erbpacht-, Yandfievel=, Colonatgüter u. ſ. w. Beim Ritterlehn 
ging das Verhältniß zwar weit über die Grenzen des Privatrechts hinaus, namentlich 
durch die gegenjeitige Yehnstreue und den Inhalt der Lehnspflicht als Kriegs- und Hof— 
dienst; ähnlich auch bei vielen Bauergütern durch die publiciftiichen Wirkungen der Guts— 
berrichaft. Die eigentliche vechtlihe Grundlage war aber doch überall eine privatrechtliche, 
und berubte wie bei Emphyteuſe und Erbpacht auf dem obigen Principe der indirecten 
Nutzung des Eigenthums. 

Sleihartige Verhältniffe unter gemeinfame Begriffe zufammenzufaffen, ift unabmeis- 
Ihe Forderung der Theorie. Das Mittelalter befriedigte fie bier, indem es aus dem 
Gegenfage der directa und utilis vindicatio bei Emphyteuſe und Superficted ganz naiv 
den Unterjchied von dominium directum und utile herauszog. Ein geſunder praktiſcher 
Sinn bildete daraus im Deutfchen die Scheidung won Ober- und Untereigenthum. Erſt eine 
unklare Theorie legte dabei die Idee einer Theilung des Eigenthums nach Proprietäts- 
und Nugungsrechten und die Ueberjegung des dominium utile in nugbares Eigenthum zu 
Grunde. Mit Redit hat die neuere Theorie dies verworfen. Wenn nun aber ſeitdem das 
Wort Untereigenthum fo verpönt ift, daß ein Nomanift es faum mehr auszufprechen wagt, 
fo ift das ein großer Uebelftand, weil damit auch der ganze innere Zufammenhang ber 
Verbältnifje in der Theorie abgefchnitten ift. Bei den Nomaniften ſchwimmen jet 
Emphyteuſe und Superficies vereinzelt als principlofe Anomalien neben Servituten und 
Pfandrecht im Syſteme herum, weder unter fich noch mit ihren deutfchen Verwandten durch 
irgend ein Band verbunden. Die Germaniften dagegen haben zwar für ihre Verhältniffe ein 
ſolches Band in der alten Gewere, und ſubſtituiren diefer das Wort Untereigenthum, fie glauben 
dieſes aber nur durch völlige Trennung von der römiſchen Emphyteuſe möglich machen zu 
fönnen, und bemühen ſich dafür zwiſchen Eigenthum und Recht an fremder Sadye noch 
einen (unnöthigen und unmöglicyen) Mittelbegriff einzufchieben Mean follte ſich beiderſeits 
Har machen, daß alle dieſe Verhältniffe der Sache nah auf einem Principe beruhen 
ud einen Begriff bilden, und bei aller Berjchiedenheit in diefer Einheit anerkannt 
werden müſſen. 

Die Vereinigung fann, da der römische Begriff vom Eigenthum einmal recipirt ift, 
der Sache nad nicht anders als tim Begriffe des Rechts am fremder Sache geichehen, 
und dadurch werben bei der weiten Dehnbarteit deſſelben die deutfchen Verhältniſſe auch 
in gar feiner einzigen Beziehung irgendwie beeinträchtigt oder verfümmert. Will man 
aber einen gemeinfamen Ausdruck für den gemeinfamen Begriff, jo bietet die Sprade 
big jetzt feinen andern, als den des Untereigenthums dar. Der Name ift im Yeben 
recipirt, und bezeichnet die praftiice Stellung des Rechts infofern ganz paſſend, als 
die betreffenden Perſonen im Yeben factifch gemifjermaßen das Eigenthum vepräfentiren 
und mie Eigenthümer agiren, fie find wirklich Bice- Eigenthümer. Rechtlich darf man 
allerdings aus dem Worte „Eigenthümer” keine praktiſchen Confequenzen ableiten wollen. 
Ste find eben feine wirkliche Eigenthümer, jondern nur Unter =Eigenthümer. 
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V. Das Pfandredt. 


8. 43. Das Pfandrecht iſt das Recht auf den Werth einer fremden Sache. Der 
Begriff ift durch Die ideelle Natur des Verhältniffes von Sache und Werth complicirter 
und fehwieriger, als der der Nutzungsrechte, und daher in unferer Theorie äußerſt be= 
firitten. eine allgemeinen Grundlagen find folgende. Die Saden find von Natur 
nur phyſiſche Gegenftände von concreter phyſiſcher Befchaffenheit, durch die fie der phy— 
fiihen Benugung der Menſchen dienen. Im focialen Verkehre erſcheint aber jede Sache 
durch die Anwendung des Werthbegriffs zugleidy ideell als Träger eines‘ beftimmten 
Merthes, alfo abftract als ein Object von einem bejtimmten Werthe. Diefer Werth läßt 
fi) in Gelve realifiren, indeffen bildet er dann den Gegenfag zu der phyſiſchen Subftanz 
und ihrer Nutung, ift ihr Yequivalent, und fann daher nur dadurd, daß man das 
Recht auf fie Dagegen aufgibt, erlangt werden. Dies ift die Verwerthung der Sache 
durch ihren Berfauf. Nur bei einer Sache, dem Gelde felber, fallen phyſiſche Subftanz 
und Geldwerth in eins zufammen, Der Eigenthümer, dem die Sache allgemein ımd in 
jeder Beziehung unterworfen ift, hat als folder natürlich von felbft auch das Recht, fich 
ihren Werth auf diefe Weife in Gelde zu verfchaffen. Wie aber das Recht auf die phy— 
fiiche Benugung neben dem Eigenthume Andern eingeräumt werben fan, jo aud das 
Recht auf die Verwerthung und den Werth. Ein ſolches Verwerthungsrecht ift dann ein 
Recht an der Sache felbft, jo gut wie die Nutzungsrechte. Der Unterfchied ift an fich 
nur, daß bei diefen die Sache in Beziehung auf ihre phyſiſchen Eigenfchaften, bei jenem 
in Beziehung auf ihren ideellen Werth in Betracht kommt, aljo bei den einen als 
Nutungsobject, bei dem andern als Werthsobject. Natürlich geht daraus aber- eine durch— 
greifende Verfchiedenheit beider Rechte in der gefammten fpeciellen Ausführung bewor, To 
"namentlich in den drei Hauptpunften: 

I) Das Verwerthungsredht gibt an fich durchaus fein Recht anf Befig und Nutzung 
der Sache oder ſonſt eine phyſiſche Einwirkung auf fie, fondern durdaus nur auf ihre 
Verwerthung, d. 5. ihren Berfauf, und nur dadurch, infofern der Berfauf durch Die 
Tradition vollzogen werden muß, auch auf den Beſitz. 

2) Das Verwerthungsrecht zerftört in feiner Ausübung das Eigenthum jelber, weil 
der Werth der Sache nur gegen das Eigenthum derfelben eingetaufcht werden Tann. 
Darum ift aber doch immer die Sache und nicht das Eigenthum an ihr der Gegenitand 
des Rechts. Die Sache hat den Werth, nicht das Recht. 

3) Das Verwerthungsrecht hat immer nur eine ſubſidiäre Ausübung, weil nicht der 
Act des Verwerthens als ſolcher, ſondern fein Reſultat, die Erlangung des Werthes, ſei— 
nen Zweck bildet, und darum wenn der Werth dem Berechtigten unmittelbar verichafft 
wird, der Zweck der Verwerthung wegfäll. 

Auf Ddiefem allgemeinen Begriffe von Verwerthungsrecht beruht num ſowohl ver 
römiſche als der heutige Begriff von Hypothek. Das Recht auf den Geldwerth einer 
Sache jest ein Recht auf Geld überhaupt voraus, und zwar ift dieſes als ſolches das 
eigentliche Hauptrecht, das Recht auf die Erlangung des Geldes durch Berfauf einer bes 
ftimmten Sache fann immer nur ein Mittel zur Befriedigung und Sicherung dieſes 
Hauptrechtes ſein. Ein Recht auf Geld überhaupt fann aber an fih nur ein echt 
gegen eine Perfon fein, alfo ein Obligationsrecht, und infofern jegt ein Verwerthungs— 
recht am einer Sache weſentlich ftets ein Forderungsrecht gegen eine Perjon voraus, umd 
feine Bedeutung ift nur, die Realifirung der Forderung durch die Sache zu fichern. Auf 
der einfachen vechtlihen Firirung und Durchführung dieſes Verhältniſſes, alfo eines prin= 
cipalen perlönlichen Forderungsrechts und eines dinglichen Eicherungsredhts, berubt das 
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römische Pfandrecht. Es ift mefentlich ein dingliches Vertaufsrecht zur Sicherung einer 
Obligation, aljo weſentlich acceſſoriſch, es kann nicht ohne Obligation entftehen, nicht über 
ihren Betrag gehen, nicht von ihr getrennt werden, und muß eigentlich auch mit ihrer 
Aufhebung aufhören. Im diefer letzten Beziehung hat aber das römiſche Recht den 
accefjorifchen Charakter des Pfandrechts nicht feftgehalten. Zwar hört e8 mit der eigent= 
lichen Befriedigung der Hauptforderung ftets von felbft auf, allein bei Aufhebung ohne 
Befriedigung, 3. B. bei Berjährimg der Schuld, kann es fortdauern (ob in allen Fällen 
oder nur einigen, und welden, ift zweifelhaft), jo daß dann das Recht auf die Geldſumme 
gar nicht mehr als perfünliches Forderungsrecht eriftirt, fondern nur als das Recht, die 
Pfandſache zu verkaufen, und das Geld auf die frühere Forderung Hin zu behalten. 
Dieje Möglichkeit hat nun das deutſche Recht namentlih in neuerer Zeit jelbitftändig 
und allgemein aufgefaßt und darauf die Selbftftändigfeit der Hypotheken gegründet. 
Dieſe Selbitftändigkeit, aljo die Begründung von Hypothek ohne Perionalforderung, darf 
man ſich natürlich nicht jo denken, als ob hier ein Recht auf die Verwerthung und den 
Geldwerth einer Sache entftände, ohne daß man zuvor durch perfönliche obligatoriiche 
Verhältnifje ein Recht auf die betreffende Geldſumme überhaupt befommen hätte. Es 
verfteht fich von ſelbſt, daß fein Eigenthümer Jemandem ein ernitlich gemeintes Necht auf 
den Gelowerth ferner Sache einräumt, wenn er ihm nicht Geld ſchuldig ift, oder es ihm 
Ichenfen will und infofern auch ſchuldig ift. Inſofern entfteht auch bei uns feine Hypo— 
thef ohne Obligation. Allein der Unterichted ift, daß die Hypothek hier von dem pers 
ſönlichen Obligationsverhältniffe ganz abgelöft wird, und dem Gläubiger einfach dat 
Recht gegeben wird, eine Sache zu Erlangung einer bejtimmten Geldſumme zu verfaufen, 
falls ihm ver Befiger derjelben das Geld nicht unmittelbar gibt. Auf das Obligationss 
verhältniß, was die Veranlaſſung (causa) zu der Hypothek bildete, wird dabei feine 
Rücficht weiter genommen. Die perfönlihe Haftung kann formell jelbftftändig daneben 
bleiben, jie kann aber auch ganz durch die dingliche Haftung erfett werden. Das Princip 
ift Daher, daß mie aus einem Wechſel abftract, d. h. ohne Nüdjicht auf die causa, auf 
die Wechjelfumme geklagt werden farm, jo bei der Hypothek abjtract, ohne Rückſicht auf 
die causa, auf die Realifirung der Hypothekenſumme geklagt werden fan. An fich wer: 
den natürlich Hypotheken jo wenig mie Wechjel ohne causa ausgeſtellt. ur in ber 
Erleichterung des Verkehrs mit Wechſeln und Hypotheken dur ihre formelle Befreiung 
von ihrer causa liegt das praftiiche Weſen beider. Deshalb kann das Geſetz auch die 
Berüdjichtigung der causa und die Einreden daraus bei Hypotheken ebenfo gut wie bei 
Wechſeln wenigftens für den Fall zulaffen, daß es fih um einen Streit zwiſchen den 
urjprünglichen Parteien, und nicht um dritte Gefjionare, handelt. 

Kehrt man zum römiſchen Pfandrechte zurück, To tft zu deffen Beſtimmung noch 
folgender Zufag nöthig. Ein Recht auf den Werth ift natürlich bei allem möglich, was 
einen Geldwertb hat, alfo nicht blos bei Sachen als Objecten des Eigenthums, ſon— 
dern auch bei den Objecten von andern Rechten, namentlih Nutzungsrechten an Sachen, 
Dbligationen, ja dem Pfandrechte felbft wieder. Ber diefen kann aber, oder muß ſelbſt, die 
reale Verſchaffung des Werthes mehrfach in anderer Weife, als durch Verkauf geichehen, 3. B. 
bei Obligationen durch ihre Einfaffirung. Danad) muß man das Pfandrecht denn allgemein 
defintren als das Recht an fremden Rechtsobjecten, fidh ihren Werth in Gelde (durch Verkauf 
oder auf andere Weife) zur Befriedigung einer Forderung zu verſchaffen. Der „Normal: 
fall” des Pfandrechts, aus dem auch fein ganzer Begriff und feine ganze Entwidelung 
hervorgegangen ift, iſt natürlih immer das Pfandrecht an Sachen. Schließlich iſt für 
den Begriff des Pfandredsts noch hervorzuheben, daß ein Befig bei ihm als ſolchem nicht 
möglich ift, weil es als Verwerthungsrecht nur Eine Ausübung hat und mit diefer erlifcht. 
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Dagegen kann mit ihm zur Sicherung des Verkaufes ein dingliches Recht auf Die Deten- 
tion der Sache verbunden werden, und dafür iſt dann Quafibefig möglih. Doch iſt dies 
nicht römische Anfchauung, vielmehr bildet im römiſchen Rechte die Detention des Fauſt⸗ 
pfandgläubigerd einen Fall des |. g. abgeleiteten Sachenbeſitzes. 

$. 44. Rein Theil des römiſchen Rechts ſteht bei feinen Gegnern jo in Verruf, 
wie das Pfandrecht, und andererjeits fünnen auch feine eifrigften Vertheidiger nicht umhin, 
bier bedeutende Mängel zuzugejtehen. Statt einer fpecielleren Darftellung des römiſchen 
Pfandrechts, wozu bier fein Raum ift, mögen daher die Gründe feiner Mangelhaftigfeit 
und die Hauptunterjchiede gegen das heutige Necht herworgehoben werben. 

Daß die römischen Yuriften bei der Behandlung uno Entwidelung des Pfandrechts 
denſelben Scharffinn und diefelbe grandiofe Gonfequenz entwidelt haben, wie bei allen übrigen 
Theilen des Rechts, zeigt ein Blid in die wenigen Titel vom Pfandrechte in den PBan- 
deften. Dennoch ift es außer Zweifel, daf das römiſche Pfandrecht den eigentlichen Zweck 
alles Pfandrechts, Sicherung des Credits, nicht erfüllt, im Gegentheil vollftändig verfehlt. 
In welchem Maße dieſes der Fall war, und wie wenig ſchon die Römer felber ſich dar— 
aus ein Hehl machten, ficht man am deutlichften aus den Beftimmungen über die Pupillen— 
gelder, daß Diefe wo möglich zum Ankaufe von Grundftüden verwendet. werden follen, 
daß fie aber auf Hypothek nur im Nothfall ausgethan, ſonſt Lieber in den Kaſten gelegt 
werden follen. Es fragt fich, wie das mit der fonftigen Größe und namentlih der prak— 
tiſchen Richtung der römischen Jurisprudenz zu vereinigen jei? Der Grund Liegt zu= 
nächſt darin, daß fich der Zweck des Pfandrechts, Sicherheit des Realcredits, überhaupt 
nicht durch bloße Wiſſenſchaft erreichen läßt, Tondern nur durch öffentliche Einrichtungen 
von der Gefeßgebung, und daß diefe die Wiffenfchaft beim Pfandrechte nicht unterftügte, 
ſondern ihr vielmehr entgegengewirtt hat. Die Wiſſenſchaft konnte als ſolche nur eine 
einfache Entwidelung des Pfandvertrags als reinen Privatvertrags geben. Dies hat 
ſie gethan, und zwar mit der vollen gewohnten Meiſterſchaft. Allen jo vollkommen fie 
dabei die Rechte des Gläubigers entwidelte, fo lag es doch vollitändig außerhalb ihrer 
Macht, dem Gläubiger ein Mittel zu geben, wie er bei Annahme einer Verpfändung 
Kenntniß von den etwaigen früheren Verpfändungen der Sache befommen könnte. Darin 
liegt num aber natürlich gerade der Angelpunft der ganzen Sicherheit alles Pfandweſens, 
daß man ſicher das erfte Recht am Werthe der Sade hat, daß man wenigſtens meik, 
wie viel einem vorgeht. Diefe Kenntnig vermag die Wiljenfchaft nicht zu geben, und 
darum hatte das römische Pfandrecht von vornherein eine Yüde, die faft bei jedem 
Schritte der Entwidelung größer werden und zulegt den ganzen Zweck des Pfandrechts 
verfchlingen mußte. Die einfache Entwidelung des Pfandbegriffs führte die Yuriften noth— 
wendig zur Zulaffung won Generalhypotheken, von ſtillſchweigenden, von zufünftigen Hy— 
pothefen, — alles mußte die Möglicheit der Kenntniß erichweren. Natürlich gingen die 
Kaiſer unbefangen auf den Wege weiter, machten die Sade durch Einführung einer 
Menge gefetlicher Pfandrechte noch ſchlimmer, und um nun die Folgen des mangelbaften 
Syſtems wenigjtens von einzelnen bevorzugten Perſonen abzuwenden, hoben fie auch den 
legten Reſt von Sicherheit durch Ertheilung weitgreifender Pfandprivilegien vollftändig 
auf. Die einzige zwedmäßige Beltimmung, die wenigftens zur Milvderung des Grund: 
fehlerd diente, war, wenigſtens das Antedativen der ſpäteren Hypotheken zu verhindern 
oder unſchädlich zu machen durch Vorzug der öffentlichen Hypotheken vor den privaten. 

Wenn nun aber hiernach aud die Schuld an der Mangelhaftigkeit des römiſchen 
Pfandrechts von den Yuriften auf die Kaiſer überzugehen jcheint, jo muß man Doc 
wieder fragen, warum fie feine beſſere Geſetzgebung veranlaft haben. Gerade die größten 
von ihnen ftanden ja den Kaiſern ganz nahe, und hatten ja eigentlich die ganze Juſtiz 


BA Die! 


1. Das heutige römische Recht. ? 313 


und Gejeggebung in ihren Händen. Unzweifelhaft wäre e8 für Männer wie Bas 
pinian, Ulpian u. a. eim Leichtes geweſen, ihre Kater zur Einführung von Hypo— 
tbefenbüchern zu bejtimmen. Warum haben fie e8 nicht gethan? Offenbar, weil ihnen 
jelber gar nicht der Gedanke daran fam. Died aber beruht darauf, daß die ganze 
römische Rechtsbildung überhaupt nur den abjtract logiſchen und privatrechtlichen Stand- 
punft hat, und alle höheren organiichen Einrichtungen und Geftaltungen des öffentlichen 
und focialen Lebens feine Erkenntniß und Pflege darin finden. Die obige Grundbedingung 
aller Pfandjicherheit, die Kenntniß der geichehenen Berpfändungen einer Sache, kann der 
Einzelne fich nicht verichaffen, allein die Gefammtheit als ſolche, die bei der Ordnung und 
Sicherheit des Credits intereffirt iſt, kann und muß öffentliche Einrichtungen treffen, 
wodurch dem Einzelnen jene Kenntniß verjchafft wird. Auf diefer Idee beruht das In— 
ſtitut der Hypothekenbücher, was die Baſis des heutigen Pfandweſens bildet, zu deſſen 
Entwidelung man zwar auch Jahrhunderte gebraucht hat, durch das aber nun die Er— 
reihung des Zweckes des Pfandrechts möglich gemacht ift. Der Begriff des Pfandrechts 
an ſich ift dadurch fein anderer geworden, als der römifche (auch in Betreff der Selbft- 
fändigfeit nicht), allein die ganze Ausführung hat dadurch eine ſo total andere Geftalt 
befommen, daß die römischen Beſtimmungen im einzelnen doch nur in geringerem Mafe noch 
verwendbar find. ine genauere Belchreibung des Hypothefenbuch = Syftems gehört nicht 
hierher, nur die Hauptunterfchiede des römiſchen und heutigen Pfandrechts find noch 
hervorzuheben : 

1) Den Ausgang bilvet die vollftändige Scheidung der Verpfündung von Mobilien 
und Immobilien. Deffentlihe Bücher zur Erkennbarkeit der Hypotheken find natürlich 
bei beweglichen, alſo transportabeln, Sachen nicht möglich. Das einzige Mittel, um bier 
dad Bedürfni der Erkennbarkeit, was natürlich hier auch tft, zu befriedigen, ift hier bie 
gefegliche Beſchränkung des Pfandrechts auf das Fauſtpfandrecht, d. h. das Pfandredht 
mit Befig. Nur wer befitt, hat Pfandrecht, wer den Beſitz hergibt ‚oder fonft verliert, 
tann wenigftens fein Pfandrecht gegen neue gutgläubige Pfandgläubiger nicht geltend 
machen. Die ganze Benutzung von Mobilien zur Siherftellung von Echulden wird da— 
durch zwar ſehr beſchränkt, indeffen ſchadet das auch nicht wiel, der Hauptfall bei uns, die 
Sicherſtellung durch Werthpapiere, bleibt doch ziemlich unbejchräntt. 

2) Bei den Immobilien iſt das Buchſyſtem feſte Grundlage, nur was im Buche 
ſteht, gilt, und dieſes nur nach der Zeit der Eintragung, das Buch aber enthält nur 
die zum Bezirke gehörigen Grundſtücke. Damit find die römiſchen Generalhypotheken 
vollftändig bejeitigt (Princip der Specialität), ebenjo die Legalhypotheken und noch mehr 
alle Privilegien, zugleich ift dadurch die Selbftftändigfeit der Hypothek möglich gemacht. 
Da übrigens die römiſche Sicherftellung mander Obligationen durch Legalhypotheken, z. B. 
bei Pupillen und Ehefrauen, doch ihren guten Grund hatte, jo hat man dies fo weit als 
möglih mit dem Buchfyfteme zu vereinigen gefucht durch gejegliche Ertheilung von Pfand- 
titeln, d. 5. Rechten auf Eintragung. 

3) Der Verkauf der Pfandfachen ift infofern wejentlic geändert, als er nicht mehr, 
wie in Nom, privatim vom Gläubiger, jondern nur öffentlih vom Gerichte vorgenommen 
werden darf, aud find die übermäßigen Verzögerungen des römiſchen Rechts befeitigt, 
und die ewentuelle Zuſprechung des Eigenthums an den Gläubiger, die in Nom nur vom 
Kaifer gejcheben konnte, ift den Gerichten überlafjen. 

4) Die Aufhebung der Buchhypotheken kann natürlih bei Zahlung oder jonjtiger 
Tilgung der Schuld nicht mehr ipso iure eintreten, fondern nur durch Löſchung der 
Hypothet im Buche, wozu die Tilgung der Schuld nur die causa bildet. 
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5. Das Verhältniß der hinter einander ftehenden Hypothefen ıft ein anderes gemor- 
den. Die Römer mußten, da die Gläubiger die Vorhypotheken häufig nicht kannten, 
nothwendig das Princip der möglichften Aufbeilerung haben, aljo daß mit Aufhebung der 
erften Hypothek von felbft die zweite die erfte würde. Bei und, wo ‚Jeder feine Vorhy— 
pothelen genau fennt, ift dazu fein Grund. Jede Hypothek nimmt vielmehr mit ihrer 
Summe eine fefte Stelle “locus) in der Reihe der Anſprüche auf den Werth der Sache 
ein, und diefe wird durch das Ausfallen eines früheren durchaus nicht geändert. Die 
ausfallende Stelle wird wieder für den Eigenthümer frei, der fie beliebig frei laffen oder 
zu neuer Schuld verwenden fan. Dadurch werden die Schwierigfeiten der ſ. g. hypo— 
tbefariichen Eucceffion des römiſchen Rechts von jelbit bejeitigt. 

6. Aus der Fetigkeit der Pfandloci ergibt ſich endlich die Ausvehnung der Hypo— 
thefen an eigener Sade. Im allgemeinen kann man natürlich neben feinem Eigenthume 
nicht auch noch eine Hypothek haben, d. h. neben dem allgemeinen Berwerthungsrechte Des 
Eigenthümers nicht noch ein befonderes. Sobald indeſſen Hypotheten da find, und dem 
allgemeinen Berwerthungsrechte des Eigenthümers vorgehen, fo fann dieſer allerdings nun 
in der Reihe der Hypotheken an Stelle einer Hypothek und zu deren Betrage ein bejon- 
deres Berwerthungsrecht haben, was nun aud als Hypothek aufgefagt werden kann 
Schon das römische Recht hat dieſes zur Ausichliegung des Nachrüdens der Hypotheken, 
bei dem heutigen Syfteme der Feſtigkeit der Pfandftellen kann jede freie Stelle als Hy 
pothef für den Eigenthümer behandelt werben, 


B. ®bligationenredt. 
Ullgemeiner Tbeil. 
I. Allgemeine Natur. 


8. 45. Der allgemeine Begriff von Obligation ift bereits oben ©. 269 
beftimmt. Die Obligationen find danach Berpflichtungsverhältniffe unter den Menſchen in 
Beziehung auf vermögensrechtliche Handlungen, |. g. Yeiltungen. Cie find ſtets Berhält- 
niffe zwifchen zwei Berjonen ; der Eine, der Gläubiger, hat das Recht auf die Handlung, 
fann fie fordern, der Andere, der Schuloner, bat die Pflicht zu der Handlung, muß fie 
leiften. Obligationen find alſo Verpflichtungen ; aber nicht alle Verpflichtungen find Obli— 
gationen, auch nicht alle vermögensrechtlichen, jondern nur die, welche über die allgemeinen 
Verpflichtungen des Perfonen= und Sachenrechts hinaus durch bejondere Gründe entjtehen. 
Die Pflicht, fremde Perfon und Eigenthbum nicht zu verlegen, die Pflichten in Familie 
und Staat, find mit den betreffenden Berbältniffen von felbit gegeben ; Jemandem Geld 
zu geben oder Dienfte zu leiften, tft Niemand ohne bejonderen Grund verpflicte. Man 
hat das Hauptgewicht auf den Vermögenswerth der Handlungen legen wollen im Gegen— 
ſatze zu dem nicht pecuniär zu jchägenden Pflichten des Familienrechts. Allein man muß 
vielmehr umgekehrt fagen, alle ſolche bejondere Verpflichtungen müſſen in Gelve erfetst 
oder wenigftens gebüßt werden, wenn fie auch an fich feinen eigentlichen Geldwerth haben. 

Tas Obligationsrecht fteht hiernach als rechtliche Herrichaft über andere Menſchen 
neben dem Sachenrechte, als der rechtlichen Herrichaft über die Natur. Aber in weient- 
lid) anderer Weile. Die Perfon mit ihrem Eigenthume bildet den rubigeg dauernden 
Zuftand des Nechts, den Zuftand des Nechtsgenuffes. Die Obligationen find das bewegliche 
Element im Rechte, Das, was den Berfehr unter den Menſchen vermittelt, d. 5. den Austauſch 
der perſönlichen Kräfte und der Sachen gegen einander und die Ausgleihung der Störun- 
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gen im Rechte; fie bilden infofern die rechtliche Vermittelung für alles Erwerben, Ver— 
äußern, Herftellen, Erjegen. Obligationen entftehen nur, um erfüllt zu werden und bamit 
aufzuhören, nicht für immer. Sie bilden daher die praftifchen Rechtsgründe (causae) für 
bie Uebertragung und Eimräumung der dinglichen Rechte. Man hat fie daher ius ad 
rem genannt im Gegenfate zum ius in rem oder in re. Indeſſen ift das am. fi ohne 
Werth, und ed wird ein Fehler, wenn man daraus für das Recht auf die Sache ſchon in 
der Obligation felbft ein dingliches Element ableitet. 

Das Wejen der Obligation befteht danach näher beftimmt darin, daß fie nur „iuris 
vinculum“, rechtliches Band von Perfon zu Berfon if. Der Gläubiger befommt zwar 
eine Herrichaft über den Schuloner, aber nur eine ideelle über feinen Willen, der Schuld— 
ner bleibt frei, und ift nur in feinem Willen rechtlich gebunden, der Gläubiger befommt ein 
unmittelbared Recht weder über die Perſon noch die Sadye des Schuldners, er kann nur 
fordern, daß geleiftet werde, die Erfüllung annehmen und nöthigenfalls darauf Klagen, 
nie aber den Schuldner zwingen oder ein ummittelbares Recht an der Sache in Anſpruch 
nehmen. Auch hat er das Recht der Forderung nur gegen den Schuldner jelbit, dritte Ber: 
fonen berührt die Obligation als ſolche nicht, fie können weder daraus verklagt werben, 
auch wenn fie die gejchuldete Sache etwa bekommen haben, noc können fie ſich in die 
Obligation rechtlich einmiſchen. Nicht zu verwechleln damit ift, daß eine Obligation auf 
einer Sache ruhen oder für jeden Befiter derſelben neu entftehen fann (obligatio und 
actio in rem scripta). Die perfönliche Beziehung der Obligation ift nach römiſcher Auf- 
faffung jo weſentlich, daß auch Uebergang der Obligation auf Andere, activ und paſſiv, 
Geifion und Schuldübernahme, nicht direct möglich find. (Vgl. unten 8. 64. 65.). 

Auf diefer Natur der Obligation, als Forderung auf Erfüllung, beruht endlich auch, 
daß bei der reinen Obligation als folder fein Befit möglich ft. Nur wenn ein Obli- 
gationsverhältnig auf eine im fich einige dauernde Verpflichtung des Schuldners mit 
dauernder oder ſich miederholender Ausübung geht, kann die factiſche Ausübung als 
dauernde factiſche Herrſchaft aufgefaft werden, und fomit einen Quaſibeſitz begründen. 
Dies ift aber nur möglich, wenn die Obligation in einem dauernden dinglichen oder per- 
jonenrechtlichen Berhältnifie ihren Grund bat, wie bei Reallaften und Obligationen aus 
Staats=, Kirchen, Gemeindes und Gorporationsverhältnifien. Dann ift nicht die einzelne 
Pflicht, ſondern die dauernde Pflichtigfeit der Sache, Kirche, Gemeinde u. |. w. der Inhalt des 
Befiged. Bei rein perfänlichen Obligationen, auch auf längere Zeit wie Miethe umd 
Darlehn, ift dies nicht. Hier rubt jede einzelne Erfüllung unmittelbar auf dem Berfpre- 
hen als causa, und ift daher nicht Ausdruck und Ausübung einer ſelbſtſtändigen dauern— 
den Pflichtigfeit. Im römischen Rechte findet fich daher auch überhaupt feine Anwendung 
des Befiges bei Obligationen, da ihm die bezeichneten BVBerhältniffe ganz fremd waren, 
Im Mittelalter ift dagegen jene Anwendung des Befiges, und zwar mit der vollen Ueber— 
tragung der Befigklagen vom Sachenbeſitze, ſchon früh vollftändig feit hergebradyt und bis 
in die Gegenwart erhalten. Doch ift dabei die Grenze zu den reinen Obligationen im 
allgemeinen, wenn auch mit Schwankungen, ftet8 eingehalten. 

Ueberhaupt ift der ganze Begriff der Obligation im römiſchen Rechte zwar mit 
einer wunderbaren Confequenz, trog der ungeheuren Reichhaltigkeit der Entwidelung, durch— 
geführt, aber auch mit einem gewiſſen einfeitigen jurtftiichen Nigorismus in Betreff feiner 
Grumdelemente. Es iſt eine amerfannte Thatjache, daß die Neception des römiſchen Rechts 
bei uns in feinem Theile des Rechts jo vollftändig wie gerade un Obligationenrechte ge 
ſchehen ift. Der Grund ift leicht zu erkennen. Das Obligationenrecht beruht mehr wie 
das Sachenrecht, namentlich beim Grundbefige, auf abitract logiſchen Elementen, der freien 
Willensvereinigung, der Nechtöverlegung u. a., und eine verftändige und reichhaltige Ent: 
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widelung diefer Elemente wird daher leichter als anderwärts einen untverfalen Charat: 
ter befommen. Eine ſolche Entwidelung bietet das römiſche Recht, namentlich bei den 
Verträgen durch eine angemefjene Verbindung der formellen Aechtöftrenge mit den Anfor- 
derungen der bona fides, und außerdem bejonderd in der meifterhaften Erfafjung und 
Durchführung der nichteontractlichen Obligationen, der Condictionen u. |. w Die rö— 
mifchen Refultate haben hier vielfach nicht nur eine gewiſſe allgemeingültige Zwednäßig- 
feit, jondern geradezu eime abfolute Logische Nothwendigkeit. Dabei ift nun aber vom 
Anfang bis zu Ende die Idee des „rechtlichen Bandes” von Perfon zu Perfon mit for 
maliftiicher Zähigleit feftgehalten. Die deutjche, beſonders die moderne, Auffaſſung fieht 
mehr auf den öfonomifchen Zwed und das praftifhe Nejultat der Obligation. Die 
Obligation gibt, wenigftens mern fie auf Sachen, befonders Geld, geht, dem Gläubiger 
das Recht auf Werthe. Bon diefem Standpunkte aus ift es aber ziemlich gleichgültig, 
jowohl welde Perſon die Schuld zahlt, ald welche Perſon das Recht darauf bat oder 
befommt. Die Obligation ift in ihrem Inhalte ein objectiv feiter, activer oder paſſiver, 
Vermögenstheil, für den es als ſolchen gleichgültig iſt, welche Perfon fubjectiv, activ oder 
paſſiv dabei betheiligt if. Dies kann nicht jo aufgefaßt werden, als ob Forderung und 
Schuld im Deutfchen etwas an fich anderes wären, wie-die Obligation, ‘der „Jachliche 
Niederſchlag des perfönlicen Verhältnifjes“, denn Das eine kann nie ohne das andere fein. 
Der Unterſchied ift nur, daß die moderne Anſchauung das fachliche und perfönliche Ele 
ment in der Obligation in der Weiſe felbftjtändig denkt, daß fie nur eine Perfon über- 
haupt fordert, aber auf die Individualität Fein Gewicht legt, an einem Wechſel der Per— 
jon daher feinen Anftoß nimmt. Dem Römer ift die Perfon die Hauptjache, die Obli- 
gation nur Attribut, fubjective Berechtigung oder Verpflichtung der Perfon. Wir da— 
‚gegen jehen die Obligation als objectives Verhältniß an, weldes verſchiedene Perſonen als 
jubjective Träger baben kann, ohne jeine rechtliche Natur an fich zu verändern. 
Daraus erklärt ji die Abweichung des deutſchen Rechts vom römiſchen bei den Real- 
obligationen, Inbaberpapieren, Stellvertretung, Berträge für Dritte, Gefjion und Schuld» 
übernahme. 

8. 46 Das römiſche Recht untericheidet Civil- und Naturalobligationen, 
d. 5. volltommene Obligationen, deren Erfüllung durch Klage erzwungen werden Tann, 
und unvolltommene, aus denen nicht geflagt werden fann, die aber die übrigen Wirtun⸗ 
gen der Obligationen, oder wenigſtens einzelne davon, haben; ihre Zahlung gilt als redht- 
liche Erfüllung, ift daher, wenn fie mit Bewußtſein gejchieht, feine Schentung, und be- 
gründet, wenn fie im Irrthume gejchteht, feine condietio indebiti, jie fönnen daher auch 
zur Compenfation benugt werden, durch Pfand und Bürgen gefichert, durch Conftirut und 
Novation erneut werden. Die neueren Geſetzbücher haben dieſen Begriff als ſolchen ver: 
worfen, fich aber doch auch nicht ganz von ihm losmachen fünnen. Die Grenze zwiſchen 
der eigentlichen klagbaren Obligation und andern Verpflichtungen iſt nicht jo ſcharf, mie 
es leicht ſcheint. Schon bei rein moralifchen Pflichten, wenn fie nur feſt beſtimmbar 
find, liegt es oft nahe, eine gewiſſe rechtliche Wirkung anzunehmen, wenigſtens die con- 
dietio indebiti auszuſchließen. Noch mehr bei ſolchen Pflichten, die eigentlich volftändig 
auf dem gewöhnlichen Rechtsboden ftehen und mur durch bejondere pofitive Geſetze für 
ungültig erflärt find, wie 3. B. Verträge ohne die gejegliche Form, verjährte Schulden, 
verbotene Spiel= und Zinsverträge u. dgl. Die Erfüllung folder Pflichten gilt im Yeben 
meistens als Ehrenſache, die Erfüllung nicht als Schenkung jondern als rechtliche Zah— 
lung, die Rückforderung wegen Irrthums als unanftindig. Natürlich kann das Geſetz 
dieſes alles unbeachtet laſſen und bei der Alternative „volle Wirkung oder gar keine’ ſte— 
ben bleiben. Allein To jehr die Theorie auch ſolche abjtracte ſcharfe Gegenfäge Tiebt, jo gern 
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läßt die Praris ſich auf die concreten Mittelftufen ein. Daraus ift auch die römische 
Katuralobligation hervorgegangen. 

Man hat dabei aber die Fälle zu umterjcheiden, wo fittlihen Pflichten eine gewiſſe 
rechtliche Kraft beigelegt ift, und die, wo rechtlichen Pflichten die volle rechtliche Kraft ge— 
nommen, aber eine gewiſſe geringere gelaffen if. Beide Fälle nähern fid) einander von 
unten und von oben, ohne aber zufammenzufallen ; nur die letsteren find die eigentlichen 
Naturalobligationen, die erfteren bilden gar feine feſte Kategorien, fie bejtehen nur darin, 
dak in einzelmen Fällen die bewußte Erfüllung einer jittlichen Pflicht nicht ald Schenkung 
behandelt wird, und in anderen die irrthümliche Erfüllung feine condietio indebiti be— 
gründet. Das erftere ift z. B. bei Ehegatten, die einander Yegate über die Falcıdia zahlen, 
das letztere, wenn eine Ehefrau fich für dotalpflichtig hält. Weitere Wirkungen haben dieſe 
Pflichten nicht Die eigentlichen Naturalobligationen find gewöhnliche ciwile Obligationen, denen 
nur aus irgend einem Grunde die Klagbarkeit fehlt, ohne daß jie für völlig ungültig und 
wirkungslos erklärt find. Bei ihnen müfjen alle obigen Wirkungen eintreten, fofern nicht 
befondere weitere Gegengründe da find. Wann num aber bei Obligationen Klaglojigteit ohne 
volle Ungültigfeit eintrete, ift von den Römern leider nicht genügend principiell feftgeftellt, 
und daher bei uns jehr ftreitig, was für die praftifche Bedeutung des ganzen Begriffs 
ſehr Hinderlih if. Man fann mur fagen, daß Obligationen, die als unfittlich oder 
unbilig unflagbar find, ftets völlig ungültig find, alfo auch nicht ald Natural— 
obligationen gelten ; wenn die Klagbarteit Dagegen nur aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
oder des formellen Rechts fehlt, jo ift Naturalobligation zwar möglich, aber doch von 
den concreten Übfichten der Geſetze abhängig. Danach ift unzweifelhaft feine Natural- 
obligation bei verbotenen Spielen, Zinfen und Schenkungen, bei Zwang und Betrug, 
Bürgichaften der Weiber u. a.; umgefehrt tritt unzweifelhaft Naturalobligation ein bei 
allen Obligationen der Sklaven, bei denen der Kinder gegen den Vater, bei Darlehn der 
Hauskinder, zum Theil bei formlojen Verträgen, beſchränkt bei Verträgen der Kinder über 
jieben Jahre. Zmweifelhaft oder wentgitens ftreitig find Berührung, ungerechtes Urtheil, 
verbotene Selbithülfe, verbotene Ceſſion u. a. 


® 
II. Die Eubjecte der Obligation. 


8. 47. Die Stellung der Perfonen in der Obligation und der Unterfchied des 
römiſchen und heutigen Rechtsſtandpunktes in diefer Beziehung ift ſchon oben ©. 316 bes 
Iprochen. Hier ift daher nur die frage nach der Betheiligung mehrerer Perfonen an 
einer Obligation zu betrachten. Gemeinſame Begründung einer Obligation für mehrere 
Perjonen, activ oder paſſiv, durch Vertrag oder andere Gründe, ift in verjchiedener Weiſe 
möglich und zuläffig. Dabei gebt das römische Recht davon aus, daß bei allen gemein= 
ſamen Obligationen namentlich bei allen gemeinfchaftlichen Verträgen, activ und paffiv, in 
der Regel und tim Zweifel von jelbjt Getheiltheit der Obligation eintritt, und zwar fo, 
daß jede Theilobligation von den andern völlig unabhängig ift. Solidariſche Betheiligung 
muß, actio wie paſſiv, ftet8 durch bejondere Umftände begründet werden. Solidariſche 
Betheiligung nennt man es, wenn mehrere Perfonen auf diefelbe Sadye oder Summe fo 
berechtigt oder verpflichtet find, dap Jeder fie ganz fordern kanu oder zahlen muß, fie aber 
im Refultate nut einmal gezahlt werden fol, und daher mit der Zahlung an Einen oder 
von Einem die Obligation für alle Uebrigen von felber aufhört. Solche ſolidariſche Obli- 
gationen, namentlid Verpflichtungen, find nun aber wieder auf verfchiedene Art möglid). 
Zunächſt find die Fälle der blos indirecten und der blos acceſſoriſchen folidaren Bethei— 
ligung auszuſcheiden. Das erfte iſt, wenn nur Eine Berfon die Obligation direct con— 
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trahirt, aber ihre Obligation wegen eined Bertretungsverhältnifies indirect auch für eine 
andere wirkſam ift, jo nach römiſchem Rechte bei dem Verhältniffe von procurator und 
dominus, und Kind und Vater. Das zweite ift, wenn zwar beide Perſonen direct con= 
trahiven, aber mir der Eine principal, der Andere nur acceſſoriſch als Bürge. Bei der 
accefjorifchen wie bei der indirecten Betheiligung ift die Stellung der beiden Perfonen eine 
verjchtedene und daher nicht aus dem allgemeinen Begriffe der Betheiligung, ſondern aus 
den beſonderen Rechtsverhältniſſen der Vertretung und der Bürgichaft zu beurtbeilen. 
Nur bei der directen und principalen Betheiligung Mehrerer tritt das reine Verhältniß 
der ſolidariſchen Beziehung mehrerer Subjecte zu eimem Objecte hervor. Dabei iſt nun 
aber auch wieder der große Unterfchied, ob die Verpflichtung, reſp. Berechtigung, der 
mehreren Subjecte auf das eine Object auf getrennten Gründen beruht oder auf einem 
gemeinfamen, ob aljo nur Einheit des Gegenftandes mit Mehrheit der Obligationen ftatt= 
findet oder Einheit des Gegenftandes mit Einheit der Obligation. Das erfte ift die ſ. g. 
einfache Solidarobligation, das lettere die Gorrealobligation (von con-rei). Der Unter- 
ſchied iſt erft in meuerer Zeit zum Bewußtſein gebracht und fortwährend Gegenftand des 
heftigſten Streited. Hat er überhaupt Sinn und Grund ? und beruht er auf römiſchem 
Formalismus oder hat er eine allgememgültige Bedeutung ?_ Die Schwierigfeit und der 
Zweifel Tiegt nicht auf der Seite der einfachen Solidarobligation, ſondern auf der ver 
Gorrealobligation. Denn daß, wen Mehrere einen Gegenftand ſelbſtſtändig und getrennt 
verfprechen, 3. B Erjag eines eventuellen Schadens, oder gemeinjchaftlic ein Delict be= 
gehen, 3. B. eine Sache beſchädigen oder zerftören, dann verſchiedene Obligationen mit 
Einheit des Gegenftandes eintreten, unterliegt nicht dem mindeften Zweifel. Die Frage 
ift nur, ob aud eine Einheit der Obligationen möglich if, ob es aljo möglich ift, daß 
wen zwei PBerfonen folidarifch etwas verſprechen oder fonft jolidariich darauf obligirt 
werben, diefes als Eine Obligation mit zwei Subjecten, und nicht ald zwei Obligationen 
mit Einem Gegenftande, aufgefagt werden kann ? Läßt fih Eine Obligation mit Einheit 
im objectiven Beſtande und Mehrheit in der Jubjectiven Beziehung denken? oder ift das 
nur eine unflare Formel fir zwei Obligationen auf Einen Gegenftand ? 

Der Unterfchied beruht darauf, daß es bei jolidaren Verfprechen einen Unterjchied macht, 
ob fie getrennt und jelbitftändig gegeben werden, oder gemeinjchaftlich durch gemeinfamen 
Bertrag. Im legteren Falle muß zwar auch Jeder jubjectiw fein Verſprechen geben, allein bei 
der Gemeinichaftlichkeit des Vertrages werden diefe Verſprechen hier durch den bejonderen 
Willen der Parteien objectiv zu Einem Bertrage mit Einer Obligation vereinigt, Die mur 
jeder fubjectiv folidarifch auf fi nimmt. Es wird nur Ein Vertrag, Ein Kauf, Ein 
Darlehn, geichloffen, aber Feder erklärt, jo behandelt werden zu wollen, wie wenn er den 
Bertrag ſolidariſch allein geichloiien hätte. Die befonderen Verſprechen als causae der 
Berpflichtung eines Jeden werden aljo zu einer Gejammt -causa vereinigt, und auf diefer 
Einheit der causa neben der des Objects beruht die Einheit der Correalobligation im 
Gegenfage zu den getrennten einfach jolidaren. In Rom konnte die Correalität Daher früher 
nur durch gemeinfame formell in einander verfchlungene Stipulationen begründet werben. 
Dies ift zwar ſpäter und bei und weggefallen, das Weſentliche, Die gemeinfame Uebernahme einer 
Directen und principalen Solidarität, das Verſprechen zu geſammter Hand, die Geſammt— 
ſchuld, iſt geblieben. Societät ift nicht wefentlich, wohl aber Scheidung von Vertretung und 
Bürgihaft. Der Unterfcied von den einfachen Solivarobligationen ift danach gar nicht fo 
hyperſubtil, wie man ſich häufig einvedet, ſondern praftiich jehr greifbar. Daß bei felbft- 
ftändigen und getrennten Verſprechen Mehrerer eine fremde Schuld zu zahlen, einen even— 
tuellen Schaden zu erjegen, ein Mandat auszuführen, die verjchiedenen Obligationen völ— 
lig unabhängig und ohne allen gegenfeitigen Einfluß nebeneinanderftehen, abgejeben nur 
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von ber Löſung durch Erfüllung. ift Mar; dagegen ift bei gemeinjchaftlichen folidaren Ber- 
ſprechen ein gegenfeitiger Einfluß außer bei Erfüllung auch bei Yitispendenz, Verjährung, 
eulpa, Erlaßverträgen, Eid, Urtheil ſtets nothwendig oder wenigftens möglich, und jeden- 
falls ift eine Einrede der Theilung nur hier rechtlich irgend zu begründen. 

Wenn die Einheit der Gorrealobligation auf der Gemeinſchaftlichkeit beruht, fo 
fnnte man fragen, ob jie nicht auch bei gemeinjchaftlichen Delicten eintreten müſſe. 
Aleın fie beruht auf der gemeinſchaftlichen Verabredung, und dieſe ift bei verbotenen 
Handlungen nichtig. Daher iſt bei ihmen nur einfache Eolidarität möglih. Dagegen 
fünnen duch Teſtament und Geſetz unzweifelhaft correale Verpflichtungen, wie auch Bes 
rechtigungen begründet werben. 

Der praftiihe Zmwed der Gorrealität ift Sicherheit und Bequemlichkeit des Gläu— 
bigers. Man hat gefagt, dieſe werde durch Solidarität noch mehr erreicht. Das ift 
zum Theil richtig. Allein der Unterfchied von getrennten und gemeinjchaftlichen Verträgen 
wird im praftifchen Yeben nicht willfürlich gemacht, jondern durch den factifchen Zuſammen— 
bang der Verhältnifle gegeben, und muß dann auch dem entiprechend rechtlich geordnet werben. 

Es verfteht ſich hiernach von ſelbſt, daß die einfachen Solidarobligationen nur fel- 
tenere und vereinzelte Fälle bilden, die Delicte find der Hauptfall, und daraus erflärt es 
ſich, daß man jie früher in Theorie, Praris und Gefegen nicht von den Correalobligatio— 
nen trennte, wenigftens nur bei den Delicten gewifje Unterſchiede machte. In dein neuen 
Sächſiſchen Geſetzbuche und dem deutſchen Entwurfe eines Obligationenrechtd ift der Un— 
terſchied aber abjichtlih ausgemerzt, namentlich find gemeinfchaftliche Delicte und Verträge 
ganz gleichgejtellt ; einfach ift das, aber keineswegs natürlich. 


III. Die Objecte der Obligation. 


$. 498. Gegenftand der Obligationen’ ift hintereinander der Schuloner, fein Wille, 
feine Handlung, der Inhalt der Handlung, die Sache, worauf fie jich bezieht, der Er: 
folg, den fie bewirfen joll. Im allgemeinen können alle denfbaren Handlungen zum Ge: 
genftand von Obligationen durch Bertrag oder Teftament gemacht werden, erforderlich 
iſt nur: 

1) daß ſie möglich find, phyſiſch und rechtlich, das heißt aber nur objectiv, wenn 
auch nicht jubjectiv für den Schulpner ; 

2) daß jie erlaubt find, rechtlich und fittlich, umjittliche Verträge find ipso jure 
nichtig ; 

3) daß fie dem Gläubiger ein Intereffe gewähren. Dies ift Conſequenz des allge 
meinen Rechtsbegriffs (S. 268). Daß Das Intereſſe ein pecuniäres fein müſſe, iſt nicht 
nöthig. Annehmlichkeiten, ſelbſt bloße Affectionen, können jedenfalls Recht und Klage be: 
gründen ; ob fie auch in Gelde abgeichätt werben können, iſt eine andere Frage. 

Der Gegenftand der Obligationen braucht nicht von vornherein ſpeciell beſtimmt 
zu fein, es genügt generijche, alternative, collective, begriffliche Beſtimmtheit. Nöthig tft nur, 
da Dajein, Inhalt und Umfang nicht mehr von der reinen Willtür des Schuloners ab— 
bänge, ſondern irgend ein vechtlicher Anhalt da ift, um eine Entſcheidung auch wider 
feinen Willen herbeizuführen, mag übrigens die Beſtimmung von ihm felbft oder dem 
Gläubiger oder einem Dritten oder dem Richter oder dem reinen Zufalle ausgehen. Iſt 
aber der Eintritt der Entſcheidung überhaupt noch zweifelhaft, wie bei Entjcheidung durch 
Dritte oder Zufall, jo gilt die Obligation als bedingte. Bei generifcher und alternativer 
Obligation hat ih der Regel der Schuldner das Wahlrecht, nur bei Legaten in der 
Regel der Legatar. 
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$. 49. Als bejondere begrifflih und ökonomiſch beftimmte Arten von Obligations- 
inhalt mit allgemeinerer Bedeutung find hier Schadenserfag und Zinſen hervorzuheben. 

1. Schadenserjag ift der allerallgemeinfte Gegenftand von Obligationen. Die 
Pflicht zu feiner Yeiftung kann aus den verfchiedenften Obligationsgründen hervorgehen, 
Vertrag, Delict, Teftament, Geſetz, er kann jelbftftändig und accefforifch gefchuldet werden, 
und eventuell möglicherweiſe bei allen Obligationen an die Stelle der unmittelbar 
Naturalleiftung treten, 

Unter Schaden werfteht das römische und heutige gemeine Recht nur Vermögensnach- 
theil, ſei es pofitiv Verringerung des vorhandenen Vermögens (damnum emergens) oder 
negativ Nichterlangung neuen Vermögens (lucrum cessans), Schadenserſatz tft daher 
nur die Ausgleihung dieſes Nachtheiles in Gelve, die Herftellung des VBermögensbeftan- 
des, den man ohne die ſchadende Thatſache gehabt haben würde, die Zahlung der Differenz 
zwiſchen dem wirklichen Vermögen und dem, was man ohne die Thatſache haben würde. 
Der Schadenserfat beträgt alſo fo viel, als dem Beſchädigten daran gelegen ift, daß Die 
Thatfache nicht eingetreten wäre, das |. g. Intereſſe (omne quod interest). Alle Ber- 
letzungen des Körpers, der Ehre, der Affertion, Entziehung von Annehmlichkeiten, geiftigen 
und anderen Genüffen u. dgl. gelten nicht als Schaden, begründen daher (abgefeben von 
mittelbar bewirkten Bermögensichaden, wie Kurkoſten u. dgl.) fein Recht auf Schadens- 
erlag, jondern höchitens auf Strafe, dieſes aber geletlih nur vom Standpunkt der In— 
jurie und des Schmerzenögelves, fonft nur bei vorheriger Vereinbarung oder vichterfiher 
Androhung. ES ift dies eigentlich nicht gerechtfertigt. Der obige Begriff von Intereſſe 
ald Vermögensdifferenz paßt Darauf zwar nicht; allein alles Vermögen iſt nur Mittel 
für den Genuß, und wenn daher für die Entziehung der Mittel zum Genuſſe Erſatz ge— 
geben werben muß, jo ift nicht abzufeben, warum nicht auch für die birecte Schädigung 
des Genuffes Entſchädigung durch Verſchaffung der Mittel für anderen Genuß eintreten 
fol. Die franzöfifche Praris zweifelt nicht daran, und auch das Schmerzensgeld der 
Carolina iſt eigentlich nicht Strafe, ſondern „Ergetzung“ für „Schmach und Schmerzen.” 

Ber der Beſtimmung des Intereffes kommt aller Nachtheil in Betracht, der mit der 
ſchadenden Thatſache im Caufalnerus ftebt, alfo ohne fie nicht eingetreten wäre, mag er di— 
vecte oder indivecte, nothiwendige oder zufällige Folge fein, mochte ihn der Thãter voraus⸗ 
ſehen können oder nicht, der Beſchädigte ihn abwenden können oder nicht; nur die weiteren 
mittelbaven Folgen muß diefer, wenn er kann, abwenden. Als entzogener Gewinn gilt 
aber natürlich nicht ſchon der blos mögliche, ſondern nur der nad) den concreten Umftän- 
den ficher zu erwartende. Die Schägung muß den allgemeinen Werth der Dinge (pre- 
tium commune) zu Grunde legen, dann aber auch das bejondere Interefje des Beſchä— 
digten nad) feinen concreten Verhältniſſen (pretiam singulare) in Betracht ziehen. "Die 
bloße Affection nad) rein fubjectiwem Gefühle kann aber nicht geſchätzt werden, ein objec« 
tiver Maßſtab nach menfchlichen Verhältniſſen muß immer da fein. 

Den Beweis des Echadenbetrages muß der Beichädigte führen, und zwar ift die 
gemeine Praris dabei bis zum Uebermaß penibel, die Yıquidationsprocefie find oft weit 
läufiger und langwieriger als die Hauptproceife jelber, und ſchmälern den wirklichen Scha— 
denserjag oft erheblich. Die Paufchguanta der franzöſiſchen Praxis find zwar oft jehr 
willtürlic, aber im allgemeinen doch praktiſcher. Einige Hülfe gewährt ver ſ. g. Wür— 
derungseid (juramentum in Jitem), der im alle von dolus und lata eulpa nad 
römischen Rechte zwar nur bei Klagen auf Heraus= und Rückgabe von Sachen zugelaf- 
jen, von der heutigen Praxis aber vielfach auf alle Schadensklagen ausgedehnt ift. 

2. Zinfen find im allgememen der Gebraudswerth des Geldes oder anderer 
fungibler Sadyen für beftimmte Zeit in einer Quote des Capitals berechnet. Ste werden 
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Obligationsgegenftand, wenn Jemand für den entbehrten Gebrauch Erfat von einem An- 
dern fordern kann, ſei e8, daß dieſer ihn gehabt oder nur jener ihn entbehrt hat. Der 
Grund der Erfagpflicht fann entweder in einem felbftftändigen Rechtögeichäfte, Vertrag 
oder Teftament, Liegen oder in gejetlicher Anordnung aus irgend fonftigen Rechts- oder 
Billigkeitsgründen. Die Römer verbinden damit den Unterjchied, daß die Zinfen der erften 
Art ſelbſtſtändig auch ohne das Capital, auch nach ihm, eingeflagt werden können, die 
letzteren dagegen mur als Accejjorium bei der Capitalöflage gefordert werben können. Die 
Gründe diefer Art Zinfen find Berzug (mora), Nachläſſigteit oder gar Unvedlichfeit in 
der Berwaltung fremder Gelder, die bejondere Unbilligkeit beim Kaufe, wenn der Käufer 
die Sache befommt und den Preis nicht zahlt aljo beides nutzt, und bejondere Begün- 
ftigung be Forderungen des Fiscus, der Minderjährigen u. a. Das Maß der Zinſen 
bängt bei Verträgen und Teftamenten von deren Beftimmung ab, bei den geſetzlichen von 
dem landesüblihen Zinsfuße. Im der Praxis werden dabei regelmäßig fünf Procent 
angeſetzt. 

Die Freiheit, das Maß der vertragsmäßigen Zinſen nach Belieben zu beſtimmen, iſt 
übrigens erſt eine Errungenſchaft der allerneueſten Zeit, ſie iſt erſt durch ein Geſetz des 
Norddeutſchen Bundes vom 14. November 1867 eingeführt. Das römiſche Recht hatte 
vom Anfange an bis zuletzt das Princip, den Schuldner gegen Mißbrauch ſeiner Noth vom 
Gläubiger durch zu hohe Zinsforderung geieglich zu Ichügen, indem es nur einen mäßigen 
Zins, anfangs acht, ſpäter zwölf, zuletzt ſechs Procent erlaubte und alles höhere Zins- 
nehmen als Wucher beftrafte. Das kanoniſche Recht verbot in feiner Bermifchung von 
Religion und Recht das Zinsnehmen ganz. Seit der Reformation wurden fünf Procent 
wieder zuläffig. Außerdem verbietet das römiſche Necht noch, was auch das Bundes- 
gefe nicht aufgehoben hat, den Anatocisnus, d. 5. Zins vom Zins, und daß rückſtän— 
dige Zinfen ultra alterum tantum fteigen. 

Eine befondere Anwendung des Zinsbegriffes ift Das interusurium, d. h. die Zin- 
jen der Amifchenzeit, die bei einem erſt nach beftimmter Zeit fälligen Capitale abgezogen 
werben müſſen, wenn man jenen jegigen Werth beftimmen will. Es muß jo viel abge 
zogen werden, daß der Reſt mit feinen Zinſen, nad Umftänden auch Zinjeszinfen, bis 
zur Fälligkeit den Betrag des Gapitales gibt. Die Berechnung kann bei Zahlung 
oder Gefjion vor der Fälligkeit, bei der Quarta Falcidia und ſonſt nöthig werben. 
Doch braucht Niemand vorzeitige Zahlung mit Abzug des interusurium anzunehmen. 


IV. Entſtehung der Obligationen. 


8. 50. Man darf ſich die Obligationen nicht als einen abgerundeten Kreis felbft- 
ftändiger Verhältniſſe zwiichen den Sachen- und Familienrechten denken. Vielmehr ziehen 
fie ſich durch das ganze Nechtöfuften hindurch, fünnen bei allen Verhältniſſen entiteheg, 
und bilden daher auch fein abgeichloffenes innerlich georpneted und geglievertes Syſtem. 
Nur gewiſſe Hauptkategorien von Entftehungsgründen, und eine gewiffe Neihe von Obli— 
gattonen, vie \elbftftändige Verhältniffe im Yeben bilden, farm man aufftellen. In der 
erften Beziehung kann man mit den Römern unterjcheiden, daß Obligationen entweder 
ex voluntate oder ex re entftehen, d. h. entweder durch freiwillige Uebernahme einer 
Verpflichtung vom Schuldner, wie bei allen Verträgen, PBollicttation, negotiorum gestio, 
Erbichaftsantritt, oder als rechtliche Folge beſtimmter Handlungen, namentlich, Delicte, 
oder beftimmter äußerer Zuftände, wie Befig, Gemeinſchaft, Berwandtichaft, Bereicherung 
u. ſ. w. Der Hauptunterjchted zwifchen ven Obligationen ex voluntate ımd ex re ift, 
daß die erftern Handlungsfähigfeit des Schuldners vorausfegen, die andern nicht. 

v. HSoltze ndorfi, Encyelopädie der Rechtswiſſenſchaft. TI. 21 
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Bei der Gruppirung der Obligationen, welche jelbftändige Verhältniſſe im Leben 
bilden, treten zunächſt die Verträge und Delicte ald die beiden Hauptarten bevor. 
Daran ſchließt ji) dann eine Reihe weiterer Berhältnifie an, deren Rechtögründe mehr 
oder weniger Aehnlichkeit entweder mit den Berträgen oder den Delicten haben, und die 
daher nad) deren Analogie beurtheilt werden müffen, wenn auch zum Theil nur in ſehr 
entfernter Weile. Auf dieſen Ideen beruht die römiſche Eintheilung der Obligationen in 
oblig. ex contractu, ex delicto und ex variis causarum figuris, nämlich quasi 
ex contractu und quasi ex delicto. Aus den legteren darf man feine pofitive Be— 
griffe von Duaficontracten und Quaſidelicten bilden wollen, und namentlich die exfteren 
nicht definiven als Handlungen, welde Obligationen erzeugen, ohne fie zu beabjichtigen. 
Die obligationes quasi ex contractu entftehen vielfach ohne alle Handlungen, J. B. ki 
der communio incidens. 

$. 51. Bon den einzelnen Entftehungsgründen der Obligationen find 
bier nur die beiden Begriffe Vertrag und Unrecht in ihren allgemeinen Grundſätzen aus: 
zuführen. J 

Vertrag. Verträge nennt man im allgemeinen alle zweiſeitigen Rechtsgeſchäfte, 
aljo alle Vereinbarungen mehrerer Perfonen über ihre Rechte und Pflichten gegen einan= 
der oder gegen Dritte. Im engeren Sinne verfteht man nur die Schuloverträge darım= 
ter, d. h. die auf Obligationen bezüglichen, hauptfählih die auf Begründung von Obl- 
gationen gerichteten, die obligatorifchen, doch ſchließen ſich ihnen die liberatorifchen, d. h. | 
auf Aufhebung von Obligationen gerichteten, au. Den Gegenfag bilden die Verträge, | 
wodurd andere Rechte, dingliche oder perfonenrechtlicye, begründet werben jollen, wie 
Pfandvertrag, Erbvertrag, Ehe u. a. Der obligatorifche Vertrag als Willensvereinigung 
zur Begründung einer Obligation ſchließt weſentlich das Element der Verpflichtung auf 
der einen umd der Berechtigung auf der anderen Seite in fih. Der Wille des erfteren 
ift das Verſprechen, der Wille des letzteren die Annahme. Jeder Vertrag befteht injofern 
wejentlih aus Berfpreden und Annahme Nur ift es nicht nöthig, daß fie im dieſer 
bejtimmten einfachen Form einander gegenüberftehen, fie können auch als Dfferte umd 
Accept, Frage und Antwort, Beftellung und Uebernahme, oder einfache Vereinbarung ber- 
vortreten. Das Weſen des Vertrages bleibt jelbft dann daffelbe, wenn neben dem Ber: 
Iprechen, oder auch ftatt deſſelben, gleich die Erfüllung geichieht, aljo eine wirkliche Ver: 
pflichtung gar nicht eintritt. Natürlich kann ver Bertrag auch gegenfeitige Obligirung 
bezweden. Dann ift "ein gegenfeitiges Berjprechen und Annehmen nöthig, aber aud 
bier nur der Sade und Abſicht nad, nicht im beftimmter gegenfeitiger Form. Man 
unterfcheivet danach ein= und zweiſeitige Verträge. Eigentlih kann man nur von ein: 
und gegenfeitigen Verfprehen und Obligationen jprechen, denn Berträge find als jolde 
immer zweiſeitig. Die Gegenfeitigfeit der Obligation fann aber eine vollfommene over 
unvollfommene fein, je nachdem die beiden Obligationen auf gleihmäßige, einander be 
dingende Gegenleiftungen geben, wie bei Kauf und Miethe, oder nur eine die Haupt: 
obligation ift, die andere nur eine untergeordnete und ergänzende, wie bei Depofitum und 
Commodat. Man lann dieſe Verträge infofern darum auch wieder als einfertige bes 
zeichnen. 

$. 52, Die einzelnen Erforderniffe der Gültigkeit der obligato: 
rifhen Berträge find natürlich zunächſt die allgemeinen von den Rechtsgeſchäften 
überhaupt, jo namentlih in Betreff der Fähigfeit der Subjecte, der Elemente des Wil- 
Iend u. |. w. Dazu fommen aber bier noch folgende bejondere, 

1. Subjecte. Es iſt ſchon oben bei dem allgemeinen Begriffe der Obligation 
hervorgehoben, daß die Römer die Beziehung der Perfon zur Obligation und ihrem Im: 
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balte enger auffaffen als die moderne Anſchauung. Eine Hauptfolge davon ift die Un— 
zuläffigteit der directen Stellvertretung bei Verträgen im römiſchen Rechte. Daß dabei 
das heutige Recht unzweifelhaft einen anderen und freieren Standpunkt eingenommen bat, 
ift bereit# oben S. 281 ausgeführt. Zweifelhafter und ſtreitiger ift eime andere Trage, 
nämlich die Gültigkeit von Verträgen für Andere ohne Stellvertretung. Nach römiſchem 
Rechte können Berträge ſtets nur auf Verpflichtungen und Leiftungen der Contrahenten 
gegen einander felber gerichtet fein. Man kann weder Yeiftungen von Anderen noch an Andere 
verfprechen. Das erfte verpflichtet weder den Promittenten noch den Dritten, jenen nicht, 
weil ihm die Erfüllung unmöglich, diefen nicht, weil er fie nicht veriproden bat; das 
zweite berechtigt weder den Acceptanten noch den Dritten, jenen nicht, weil er fein Ins 
tereffe Dabei hat, dieſen nicht, weil ihm nichts verſprochen iſt. Die Ungültigfeit der Ber: 
ſprechen von fremden Handlungen ift nun allerdings fehr natürlich und auch bei und nicht 
anders, da auch ſchon die Römer den Tall ausnehmen, wenn in dem Berfprechen eine 
Garantie für die Handlung des Dritten enthalten ift. Die Ungültigfeit der Verträge zu 
Gunſten Dritter ericheint dagegen dem heutigen Bewußtjein ſehr anſtößig. Der Grund, 
daß man fein Interefje bei der Yeiftung an den Dritten babe, ift denn doch gar zu 
egoiftiich, und da Affection für Andere fonft als genügendes Interefle zur Begründung einer 
lage angefehen wird, jo frägt man billig, warım bier nit. Dem Dritten eine Klage 
zu geben, fcheint allerdings weniger nöthig, da ja der Stipulant für ihn forgen und ihm 
feine Rechte cediren fan. Indeſſen fest dies ja jedenfalls erft "ein Klagerecht deſſelben 
voraus und hat auch jonft manche Schwierigkeiten, auch ſehen wir, daß die Römer ſelbſt 
Then von ihrem Principe mehrfache Ausnahmen gemacht und eine Klage für den Dritten 
zugelaffen haben, nämlich ſtets wenn man fich für feine Erben etwas verſprechen läßt, 
und außerdem, wenn man Jemandem etwas gibt mit der Auflage ſpäterer Reftitution 
an einen Dritten. Das heutige Necht ift Daher entichieden weiter gegangen: wie weit 
aber und nad) welchem Principe, darüber ift in Theorie, Praxis und Geſetzgebung ein 
unendlicher Wirrwarr. Manche wollen nur einzelne weitere Ausnahmen zulaffen, mit 
Recht wird aber überwiegend ein neues Princip angenommen, jedoch verſchieden: entweder 
daß nur für den Promiffar allgemein eine directe Klage entftehe, für den Dritten nur 
von ihm abgeleitet dur; Mandat oder Cefjion, daher auch widerruflich; oder daß ne— 
ben dem Promifjar aus deſſen Bertrage auch dem Dritten ein jelbftftändiges Recht eröff- 
net ſei, aber jo, daß er es fich erſt durch Beitrittderflärung aneignen muß; oder daß 
für den Promiffar gar nicht, fondern nur für den Dritten ein Recht entftehe und zwar fofort 
und unwiderruflich. Dieſe legtere Anfiht (Unger) beruht auf dem richtigen Principe, daß 
nach Bejeitigung der römiſchen Bejchränfung der Wille der Parteien das allein Entſchei— 
dende fein muß, und daß daher, wenn der Promiffar gar nicht für fich jelbft, fondern 
nur für den Dritten ein Recht erwerben will, dann auch nur diefer ein Recht befommen 
kann. Es tritt aljo eine directe Stellvertretung aber ohme Auftrag ein. Diefe kann 
jedoch nicht anders, ald durch Natihabition gültig werden. Dem Dritten kann ohne und 
wider feinen Willen fein Recht aufgedrungen werben, feine Annahme ift nöthig. Bis dahın 
fann der Promiſſar, ſofern er dem Dritten eine Yiberalität zuwenden will, diefen Wil 
len und damit auch feine wermittelnde Vertretung wieder aufgeben. 

8. 53. 2. Das Object. Im Betreff der Sachen, über welche Verträge geichloffen 
werden, hat Das römische Recht allerlei ſpecielle Beitimmungen, namentlich über die dem 
Verkehr entzogenen, nicht eriftirenden, zufünftigen, zerftörten, fremden, eigenen u. |. w., 
auf deren Ausführung jedoch hier nicht eingegangen werben fann. 

$. 54. 3. Der Wille Das Schwierigfte bei der Yehre von den Verträgen tft Die 
Beurtheilung des Willend. Die erfte Frage ift bier das Verhältmig von Wille und 
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causa. Wie man bei der Tradition des Eigenthums den Traditionswillen und die 
causa traditionis unterjcheidet, jo bei Verträgen das Verjprechen und feine causa. Das 
erftere iſt ſtets abftract und gleichmäßig nur die Erklärung, etwas thun, geben oder über: 
haupt ſchuldig fein zu wollen. Das letztere ift der rechtliche Grund, aus dem man das 
Berjprechen gibt. Niemand faßt den Willen, einem Andern etwas zu geben, abftract nur 
um zu wollen, ſondern ſtets nur auf Grund beftimmter Yebensinterefjen, entweder eines 
Bortheild wegen oder aus Yiberalität. Man kann 100 verjprechen als Kaufgeld, Mieth— 
zins, Darlehn, Schenkung u. |. w., aber nicht ſchlechthin ohne allen concreten Grund, nur 
abftract um fie ſchuldig zu fein. Ein wirklicher, ewnftliher und vernünftiger Wille iſt 
ſomit ohne beftimmte causa gar nicht möglich, und die causa ift es daher, wodurd der 
abjtracte Begriff Verſprechen fich zu den einzelnen concreten Bertragsarten jondert. Cine 
andere Frage ift nun aber, ob zur Klage aus einem Verfprechen ſtets auch die Angabe 
und eventuell aud) der Beweis der causa nöthig it, und bei unerweislicher oder ungül— 
tiger causa auch die Klage abgewiefen werden muß, oder ob nicht das abitracte Ber 
ſprechen als ſolches, d. h. der darin ausgeſprochene Wille als ſolcher, als der eigentliche 
nächte Grund der Obligation und Klage anzufehen it, und der Mangel oder die Un: 
gültigfeit der causa nur als Einrede vom Verklagten geltend gemacht werden fann und 
dann auch bewiejen werden muß. Dean kann jagen, daß der Wille am ſich Das eigentlich 
Berpflichtende ift, der Grund aber, warım man will, für den Gläubiger gleichgültig, und 
nur ein internum des Schuldners ift; wie das Eigenthum auch bei ungültiger oder irr— 
thümlicher causa traditionis übergeht und nur imdivecte Rüdforderung möglich ift, jo 
icheint aud bier die Obligation entjtehen und nur indirecte Entkräftung möglich fein zu 
müfjen. Indeſſen jtehen jich Tradition und Bertrag bier nicht gleich. Ber der erfteren 
find drei Elemente: Uebergabe der Sache, Wille Eigenthum zu übertragen, causa Des 
Willens. Das erite begründet als jolches die Wirkung, jobald das zweite zu Grunde 
liegt, das dritte fommt nur tertiär als Grund des Grumdes in Betracht; der Wille löft 
ſich hier von feiner causa und verbindet ſich mit der Uebergabe Die Tradition ift ſtets 
gleichmäßig Uebergabe mit Uebertragungswillen, mag der Wille auf Schenkung, Kauf oder 
Taufch oder jonjt worauf beruhen, dies tritt in der Tradition als ſolcher gar nicht her— 
vor. Ganz anders beim Vertrage. Hier handelt es jich nur um Berfprechen, d. b. 
Wille und causa, und beide find bier beim gewöhnlichen Bertrage gar nicht zu trennen. 
Man verfpricht 3. B. beim Kaufe nicht 100, und zwar fubjectiv ex causa emtionis, 
fondern man verjprict 100 Kaufpreis, ebenfo 100 Miethzins u. |. w. Somit kann 
bier der Kläger nicht einjeitig das Verſprechen aus feinem weſentlichen Zufammenbange 
berausreigen. und iſoliren, ſondern kann es nur mit jeiner causa zuſammen geltend 
machen. Durch bejonderen beiderfeitigen Act ift dagegen allerdings auch bier die Trennung 
des Verſprechens von feiner causa möglid, und dann auch die Klage aus dem bloßen 
Verſprechen zuläſſig, vorbehältlich natürlich bejonderer Anfechtungs= oder Rüdforderungs- 
rechte aus der mangelnden oder fehlerhaften causa. Dies iſt nach römiſchem Rechte bei 
der Stipulation, nad heutigem beim Wechjel. Bei beiden ift eine bejtimmte Form (For— 
malcontract); es frägt ſich daher, ob dieſe wejentlich, oder ob die Parteien auch ohne 
Form durch bloßen Willen die Trennung bewirken können. Die ältere Theorie und 
Praxis war überwiegend dagegen, die neuere (auch die neuere Geſetzgebung) neigt jich ſehr 
dazu im Intereſſe einer ftrengeren und leichteren Rechtspflege. Das Princip der freien 
Willensherrſchaft führt auch allerdings dahin, ſofern nur der Trennungswille der Par: 
teten entjchieden da iſt, was aber ohne eine gewiſſe Form, wenigftens eines Schuldſcheines, 
ſchwer zu conftatiren fein wird. Gin Hauptfall der Anwendung ift der |. g. Anerten- 
nungsvertrag, der unten S. 331 näher zu beiprechen iſt. 
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$. 55. Die zweite Hauptfrage in Betreff des Willens bei den Verträgen bezieht 
fih auf die Perfection der Willensvereinigung. In ihr Tiegt die Perfection des 
Vertrages überhaupt und damit der Anfang feiner Verbindlichkeit und Unmiderruf- 
lichkeit. Das Princip ift im allgemeinen, daß der Bertrag perfect ift, wenn der Conſens 
auf beiden Seiten vorhanden und erklärt if. Dies kann nun aber in vielen Fällen 
nicht nur factiſch, ſondern ſogar rechtlich ſehr zweifelhaft fein, jo namentlid: 

a) bei Verhandlungen (Tractaten, Punctationen). Der Uebergang aus diefen in Die 
Perfection des Vertrages bedarf durchaus feiner bejonderen förmlichen Schlußerflärung, 
falls fie nicht beſonders vorbehalten ift, ſondern tritt von felber ein, jobald die Parteien 
über alle aufgeftellten einzelnen Punkte der Sache nach einig geworden find. Uebereinſtim— 
mung in den wejentlichen Punkten gemügt nicht. 

b) Bei Verträgen unter Abwejenden durch Boten, Briefe, Telegramme. Diefe kom— 
men hauptſächlich in der Form von Offerte umd Acept zu Stande. Dabei ift die 
Hauptfrage, wann eine Erflärung als perfect anzufehen ift, ob mit dem Schreiben oder 
wenigſtens Abjenden des Briefes, oder erft, wenn fie zum Bewußtſein des Anderen ge- 
kommen ift, oder wenigftens an ihn, jo daß er fie willen könnte. Danach beſtimmt fich, 
mie lange Offerten und Accepte widerrufen werden können, und wann und wie der 
Widerruf wirkſam wird. Der Begriff der Erklärung führt eigentlich zum Erforderniſſe 
der Kenntniß. Indeſſen fordert das praftiiche Bedürfniß hier gewiſſe Modificationen, die 
auch im deutjchen Handelsgeſetzbuche angeordnet find, namentlich ift der Offerent bis zur 
möglichen Antwort ded Gegners gebunden, Ber manchen Verträgen, befonders Aufträgen, 
Beitellungen, Schenkungen ift auch ftillfchweigender Accept vom Empfänger des Briefes möglich. 

ce) Bei Verträgen mit unbeftimmten Perfonen, d. 5. bei Auctionen und öffentlichen 
Auslobungen. Auctionen find nicht ald Offerten anzufehen, jondern nur als Auffor— 
derung zu Offerten von den Kaufluftigen, werden daher erft mit dem Bufchlage perfect, 
Auslobungen find Popularverſprechen, d. h. Verſprechen an „quemlibet ex populo“ für 
den Fall einer beftimmten Yeiftung. Sie fünnen von Jedermann acceptirt werben, aber 
nicht einfach ſondern nur mit der Yeiftung ſelbſt, bis dahin ift Widerruf möglich, aber 
nur in derſelben Form, die Die Auslobung hatte. 

$. 56. Eine dritte Frage ift die Form der Willenserklärungen ba 
Verträgen. Das römiſche Recht hatte bis zulegt das Princip, daß bie formlofe Ueber— 
einfunft, der bloße Vertrag, das nudum pactum, in der Regel nicht bindend und klag— 
bar fei. Nur bei vier Verträgen, Kauf, Miethe, Societät und Mandat, genügte von 
alter Zeit her der bloße Conſens (Gonfenfunlcontracte), und denen wurden fpäter noch 
einige hinzugefügt, namentlich Gonftitut und Schenfung. Außerdem entftand Klagbarkeit 
mır entweder nad dem Realprincipe, wen eine Sache unter beftimmter Verabredung, fei 
es eines Zwecks oder einer Gegenleiftung, gegeben wurde (Nealcontracte), oder nach dem 
Formalprincipe, wenn die Form der Stipulation angewendet wurde. 

Diefes ganze Syſtem bat bei uns feinen Eingang gefunden. Die Stipulation kam 
nicht in Mebung, eine andere Form bildete ſich auch nicht, und fo entftand von ſelbſt ver 
Satz, daß die Willensvereinigung als ſolche, aljo jeder Vertrag als jolcher, bindend und 
Hagbar je. Man ftreitet, ob danach jeder Vertrag als Stipulation oder als Conſenſual⸗ 
contract gelte. Beides iſt falſch. Der Wille gilt als ſolcher, alſo jo mie er will. Ob 
er aber abftract oder mit feiner concreten causa fi) mit dem Gegner geeinigt hat, hängt 
von den oben ©. 324 beiprochenen Elementen ab. Nealcontracte gibt es danach aber 
bei uns nicht mehr. Man wird zwar zur NRüdgabe eines Darlehns und Depojitums 
bei uns auch nur verpflichtet, wenn man es befommen bat, allein das ift nicht andere, 
als bei der Miethe, wo man zur Rückgabe der Sache auch mur verpflichtet wird, wenn 
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man fie befommen bat. Daß derartige Verträge auch bei uns häufig erft mit der Hin- 
gabe der Sache feſt geichloffen werden, daß bei ihrer Einfeitigfeit ohne die Hingabe mei— 
ſtens gar keine Verpflichtung entfteht, iſt nicht Kechtöprincip, ſondern nur factifche Bes 
ſchaffenheit. 

Modificirt wird das Princip der Formloſigkeit der Verträge im gemeinen Rechte 
nur dadurch, daß die beſonderen Formen des ſpäteren römiſchen Rechts für Bürgſchaften 
der Weiber und übermäßige Schenkungen auch bei uns gelten, und daß die Parteien 
beſondere Formen beliebig ausmachen können, und dann der Vertrag erſt mit der Form 
perfect wird. Eine beſonders häufig gewillkürte, mitunter ſelbſt geſetzliche Form iſt die 
Hingabe eines ſ. g. Hand- oder Haftgeldes (arrha). Dies iſt am ſich nichts anderes als 
eine Sache oder Summe, die ein Contrahent dem anderen ald Zeichen der Perfection 
des Vertrages gibt. Es muß daher bei Ausführung des Vertrages ſtets entweder zurüd= 
gegeben oder in den Preis eingerechnet werden, wenn es nicht ausdrücklich oder nad 
Lebensfitte als Gefchent gegeben ift. Beſondere NRüdtrittörechte find damit an fid ohne 
befondere Verabredung nicht verbunden. 

$. 57. Die Wirkung der Berträge befteht im allgemeinen darin, daß fie eine 
ein= oder gegenfeitige Obligation mit allen deren Folgen begründen. Darin liegt von 
jelbft, daß die Parteien nach Perfection des Vertrages nicht einfeitig mehr zurücdtveten 
fönnen, ſondern unwiderruflich gebunden find. in beſonderer Nechtsfag ift Das nic. 
Alle dieſe Wirkungen find aber natürlich, wie der ganze Vertrag, dem gemeinſamen Wil- 
fen der Parteien, ihrer Vereinbarung vollftändig unterworfen. Sie künnen fie daher 
ſämmtlich im einzelnen beliebig ausdehnen oder verftärfen, oder umgefehrt mildern, ein- 
ichränfen, ganz ausichliegen. Alle jolche Vereinbarungen heißen Nebenverträge (pacta 
adjecta). Sie können ſowohl neben als nach dem Hauptvertrage gemacht werden, und | 
haben bei ums ftets gleichmäßig die Wirkung, daß fie je nach ihrem Inhalte Klagen oder 
Einreden begründen. Ihr Inhalt ift unendlich verſchieden. Sie können fid) beziehen auf 
die Yeiftung felbft, Art, Zeit, Ort, Nebenleiftungen, auf die Folgen der Nichtleiftung, 
Eonventionalftrafen, Berfall- und Rücktrittsrechte (lex commissoris), auf die Aufhebung 
des Vertrages (addietio in diem, pactum displicentiae, poenitentiae), auf Vorbehalte 
von Servituten, Pfandrecht, Eigenthum, Rück- oder VBorkaufsrechte u. ſ. w. 

Bei den gegenfeitigen Berträgen werben die einfachen Obligationswirkungen durch die 
Gegenfeitigkeit der Obligationen ſtets etwas modificirt. Man darf die gegenfeitigen Obli- 
gationen, wie bei Kauf und Miethe, nicht einfach als zwei einfeitige auffaffen, die nur 
factifch zufammen entftehen und einander gegenüberftehen, etwa wie zwei Schenfungen, 
vielmehr hängt die Gegenſeitigkeit beiden Obligationen durch ihre causa rechtlich an umd 
macht fie gegenfeitig von einander abhängig, namentlih kann feine Partei Erfüllung ver: 
langen, ohne jelbft zu erfüllen. Meber das Princip dieſes legteren Satzes gibt es freie 
lich verſchiedene Anfichten: erſt die Yeiftung, nicht ſchon die Obligation, gebe das Recht 
auf die Gegenleiftung ; oder die beiden Obligationen feien nur zwei Eeiten Eines Ber: 
hältniffes, und man fürme daher nur auf Ausführung des ganzen Verhältniſſes Flagen 
(quidquid alterum alteri dare oportet); oder jede Pflicht ſei Annerum der andern, 
man könne daher nicht einfach auf Erfüllung, fondern immer nur auf‘ Yeiftung gegen Ge— 
genleiftungen Hagen (3. B. auf Tradition der Sache gegen Zahlung des Preifes) ; oder 
jede Obligation begründe zwar an fid eine Klage, aber die Gegenpflicht begründe eine 
Einrede, weil es bei gleichen Rechten unbillig fei, zu fordern, was man felbft nicht thue. 
Das letztere ift der richtige Standpunft. Die Einrede heißt exceptio non impleti con- 
tractus. Sie bat das Eigenthümliche, daß fie feinen Beweis nöthig macht, jondern dem 
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Kläger den Beweis der Erfüllung auflegt, weil die Entftehung feiner Pflicht in der Gegen- 
feitigfeit won jelbft regt, und die Erfüllung nicht vermuthet wird. 

Uebrigens ſchließt aber die Gegenfeitigfeit eine gewiſſe Verſchiedenheit und Eelbitftändig- 
feit der beiden Obligationen nicht aus, So fann bei der Eingehung des Vertrages der 
Eine beveitd gebunden fein, während der Andere noch frei ift, 3. B. beim Kaufe auf Brobe, 
ebenjo fann die Aufhebung oder Anfechtung des Vertrages dem Einen zuftehen, dem An— 
deren nicht. Ja, es kann felbft Die eine Verpflichtung nichtig fein, und die andere, und 
damit der Vertrag, dennoch beftehen, 3. B. wenn ein Pupill, der ja erwerbs- aber nicht 
verpflichtungsfähig ift, ohne Tutor einen Kauf abſchließt (negotium claudicans),. Er 
kann bier Klagen, aber nicht verflagt werden, doch muß er auch hier, wenn er Erfüllung 
fordert, auch jelber erfüllen. 

Völlig nichtige Verträge begründen natürlich aud) die Vertragswirkungen nicht. Wenn 
man aber den Andern zum Vertrage veranlaft, jo übernimmt man damit ftillfchweigend 
‚eine gewiſſe Garantie der Umftände, die den Entjchluß des Andern beftimmen follen, 
namentlic, Erijtenz des Objects und Nichtigkeit der Erflärungsmittel (3. B. bei Telegram— 
men) und haftet daher dem Andern für das, was Ihering paſſend das negative Vertrags: 
intereffe nennt, d. 5. das was der Andere gehabt hätte, wenn der nichtige Vertrag gar 
nicht gejchloffen wäre. Eine |. g. culpa in contrahendo zu Grunde zu legen, wie 
Ihering will, ift nicht ausreichend. 

8.58. II. Unredt. Unrecht ift der Gegenfat des Willens gegen das Recht, die 
praftiiche Negation des Rechts, aljo jede widerrechtliche freie Handlung oder Unterlafjung. 
Recht und Unrecht können nicht neben einander beftehen, das Unrecht zerftört, wenn es 
Beftand hat, das Recht in feiner Allgemeingültigfeit, Das Necht hat daher in der Vernich— 
tung des Unrechts fich jelbft und feine eigene Geltung zu erhalten. Die Vernichtung ges 
ſchieht zunächſt Dadurch, daß der Thäter die äußeren Folgen feines Unrechts ſoweit als 
möglich wieder gut machen muß, alſo Entzogenes zurüdzugeben, Schaden zu erjegen ver- 
pflichtet ift; außerdem durch directe Vernichtung feines Willens bis zum Mafe feiner 
Wiverrechtlichkeit, d. h. durd) Strafe. Die erfte Art der Aufhebung des Unrecht ift die 
privatrechtliche (civile), die andere die öffentliche ftrafrechtliche (criminale). So wenigftens 
bei uns. In Rom beftand zwar die Strafe vielfach in Geloftrafen an den Verlegten (Pri— 
vatftrafe), indeilen ift davon gegenwärtig nur noch ein fleiner Neft in der Injurienftrafe 
übrig geblieben. 

Die Givilobligation wegen Unrechts bezieht fich nicht blos auf das Unrecht, was 
durch jelbitftändige Handlungen verübt wird (Delicte), ſondern auch auf das, was durch 
Nichterfüllung von beftehender Obligation begangen wird. Im erften Falle begründet es 
jelbftftändige Obligationen, im zweiten mobificirt e8 die beftehende Obligation. Der Be- 
griff am fich ift im beiden Fällen verjelbe, widerrechtlicher Wille. Das widerrechtliche 
Verhalten des Willend heit im allgemeinen Schuld, culpa. Schuld ift daher die Grund» 
lage des Unrechtd.- Ohne Schuld fein Umvecht, und ohne Unrecht feine Haftung für das, 
was man verurfacht hat. Dies iſt der ſ. g. Jubjective Standpunkt des römischen Rechts. 
Jeder haftet nur für das, was er getban, und gethan hat er nur, was aus feinem Wil 
len herworgegangen iſt. Das ältere deutſche Necht nahm meiftens einen mehr objectiwen 
Standpunkt ein, und ließ Haftung aud bei Verurſachung von Schaden ohne Schuld ein— 
treten, Doch ift im gemeinen Rechte das römiſche Brincip vollftändig angenommen. 

Der Begriff der Schuld ſchließt nun die beiden Elemente in fich : jubjective Zurech— 
nung und objective Wiverrechtlichkeit. 


328 II. Das Privatredt. 


1. Die jubjective Zurechnung beruht auf dem Gaufalnerus zwiſchen dem Willen 
einer und dem Schaden einer anderen Perſon. Sie jet vor allem Zurechnungsfähigfeit 
voraus, die bei Kindern nach der individuellen Reife beurtheilt wird, und tm übrigen 
durch Wahnſinn und ähnliche Zuftände, nach Umftänden auch Irrthum und Zwang, auf: 
gehoben werden kann. Die wirkliche Zurechnung ift dann aber nicht nur begründet, 
wenn man abfichtlich mit Bewußtſein ſchadet, jondern auch, wenn man es zwar unabjicht: 
lich, aber aus Fahrläffigkeit thut. Man unterjcheivet beides als dolus und culpa. Do- 
lus ift der Borjag mit dem Bewußtſein, daß das, was man thut oder läßt, einem An- 
dern Schaden verurfadht. Das Motiv, warum man es thut, ob aus Muthwillen, Boss 
beit, Race, ift am fich gleichgültig, nur wenn man e8 aus Freundichaft oder Mitleiden 
für einen Dritten thut, bezeichnen die Römer dies blos als grobe culpa, als eine gar 
zu unbedachte Ausübung des Gefühls. Culpa ift die Unterlaffung der ſchuldigen Vorſicht 
beim Handeln. Dan darf bei der Complication der Yebensverhältniffe fi beim Handeln 
nicht damit begnügen, daß man feine ſchädliche Folgen für Andere fieht und beabfichtigt, fon- 
dern muß auch überlegen, ob fie nicht möglich find, und dann für ihre Abwendung forgen. 
Nur verfteht ſich, daß dies eine Grenze hat, daß man nur die den menjchlichen Verhältniſſen 
entjprechende Borficht und Sorgfalt anzuwenden braucht, die diligentia eines diligens 
pater familias, wie Die Römer jagen. Innerhalb dieſer Grenze untericheiden Die Rö— 
mer weiter culpa lata und levis. Die erftere ift, wenn man nicht einmal die gewöhn- 
liche und nahe liegende Vorſicht anwendet, die legtere, wenn man nur die feinere des di- 
ligens pater familias unterläßt. Daneben fteht noch ein relativer Maßſtab, wenn man 
in fremden Angelegenheiten weniger vorjichtig ift, ald in eigenen (culpa in conereto). 


2. Die objectiwe Widerrechtlichkeit beſtimmt fich verjchieden, je nachdem man gegen 
Jemanden durch Bertrag oder ſonſt verpflichtet ift, oder nicht. Ohne ſolche Obligation 
bat jeder Menſch gegen andere nur die negative Pflicht, nichts zu thun, was ihnen Scha— 
den bringen fann, man ift aber nicht verpflichtet, pofitiw andern Leuten Schaden, der ihnen 
von Dritten oder jonft droht, abzuwenden, wenn man es auch noch jo Leicht könnte. Man 
fann bier alfo nur durch pofitiwes Thun in culpa kommen, nicht durch bloßes Unterlaffen 
der Schadensabwendung. Pur wenn man einmal in Thätigfeit, auch erlaubte, getreten 
ift, muß man dann die ſchädlichen Folgen daraus für Andere nad Kräften verhüten, fo 
namentlich auch wem man die Obhut ſchädlicher Kräfte irgend einer Art, Feuer, Waſſer, 
Thiere, Kinder, Wahnfinnige, Maſchinen u. ſ. w. übernommen hat. 


In allen Fällen von culpa ohne Obligationsverhältniffe haftet man übrigens ftets für 
jede culpa, ohne Unterjchied zwifchen dolus und culpa lata und levis. Steht man aber zu 
Jemandem in einem beftimmten Obligationsverhältniffe, was aud der Grund fein mag, fo 
ift jede culpofe Nichterfüllung der Obligation ein Unrecht, mag man nicht thun, was man 
jo, oder thun, was man nicht fol. Für dolus haftet man dabei ftets. Im Betreff 
der culpa fann man fi aber zu größerer oder geringerer Sorgfalt verpflichten. Hat 
man aber nichts Bejonderes darüber ausgemacht, jo ift Princip, dah wenn man Vortheil 
aus einem Obligationsverhältnife hat, man ſtets für culpa levis haftet, wenn aber nur 
Nachtheil oder Yaft, nur für culpa lata, jedoch mit einigen Ausnahmen: der Mandatar 
und gestor haften für culpa levis, obgleich fie feinen Vortheil haben, umgekehrt der 
Precarift und mensor nur für culpa lata, und der socius, Ehemann und Bormund 
nur für culpa in concreto. 

Ale Schuld und Haftung in und aufer Obligationen ift übrigens ausgeſchloſſen: 
a) wenn der Andere die Schadenszufügung erlaubt und darin auch nichts Unfittlihes Liegt 
(volenti non fit iniuria), b) wenn man in der Nothwehr oder im Nothſtande fremdes 
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Eigenthum verlegt, und c) werm die bloße Ausübung eines Rechts indirect nachtbeilige 
Folgen für Andere bat, nad) dem Gate qui iure suo wutitur, neminem laedit. 

$. 59. Der Gegenfag von Schuld ift Zufall (casus). Zufall ift aber juriftifch 
kein abfoluter Begriff, jondern. nur ein relativer, d. b. aller Schaden, den Jemand ohne 
Schuld einer beftimmten anderen Perfon erleidet, ift viefer gegenüber Zufall, wie er auch) 
jonft entjtanden ſein mag, ob ſchuldlos dur den Anderen jelbjt, oder durch Naturereig: 
niffe oder durdy fremde Schuld, namentlich Gewalt, oder ſonſt wie. Für den Zufall in 
diefem Sinne gilt num, nad) dem fubjectiven römiſchen Standpunkte bei der Erjaßpflicht, 
das allgemeine Princip, daß Niemand dafür haftet, falls er nicht durch Vertrag, Tefta- 
ment oder Geſetz bejonders dazu verpflichtet ift. Weiner Zufall ift es aber nicht, wenn 
der Andere die Einwirkung des Zufalld erſt durch culpa oder mora möglich gemacht hat 
(casus mixtus) oder fonft irgendwie mit in Schuld bei der betreffenden Schadensftif- 
tung ift. Nach diefen Principien find folgende Drei Hauptfälle zu entjcheiven : 

1. Die Haftung für fremde culpa. Nady römiſchem Rechte haftet man für fremde 
culpa in der Pegel nicht anders, ald wenn man felber auch in culpa ift, jo namentlich 
bei der culpa der Etellvertreter, Dienftboten, Arbeiter, Untergebenen u. |. w. Gelber 
in eulpa tft man aber bei diefen nur, wenn man ihnen ſchädliche Handlungen, be 
ſonders Delicte, aufträgt oder fie ratihabirt, oder werm man gar feinen Vertreter neb- 
men durfte, oder wenn man in der Wahl oder Beaufjichtigung der Vertreter nachläſſig 
it (culpa in eligendo oder custodiendo). Ausnahmen von diefem Grundſatze find 
nur folgende : 

a) bei Verträgen der Vertreter haftet der Dominus für deren ſ. g. contract 
lie culpa ; j 

b) für alles, was aus einem Zimmer auf die Strafe geworfen oder gegofien wird, 
haftet der Bewohner deffelben, ohne Unterſchied, wer es gethan und ob der Bewohner 
dabei in Schuld war, fofern nur der Thäter in Schuld war, und nicht ein rein cafuel- 
le8 Herunterfallen ftattfand. 

e) Gaftwirthe und Schiffer haften den Reiſenden für allen Diebftabl und Beſchä— 
digung der Sachen, die fie in das Gaſthaus oder Schiff mit fich gebracht haben, fofern 
nicht Fremde Gewalt oder Naturereigniſſe die Urfache find. 

Für die heutigen Verkehrsverhältniſſe erſcheinen dieſe Beſtimmungen nicht als aus- 
reichend, beſonders bei den größeren Imduftriennternehmungen von Eifenbahnen, Schiff— 
fahrt, Fracht, Fabrik, Bergwerk u. a. Wenn bier die Haftung der Geſchäftsherren 
den Beſtimmungen des römiſchen Rechts gemäß auf eigene culpa in eligendo und custo- 
diendo beſchränkt ift, fonft aber bei culpa der Untergebenen nur dieſe jelbft haften und 
bei Zufall gar feine Haftung eintritt, jo ftehen Gewinn und Gefahr bei dem Unterneh- 
mer in gar feinem Berhältniffe, und die Gefahr ift faft ganz auf Das Publifum und bie 
Arbeiter abgemälzt. Eben darum Hat ſchon das Handelsgeſetzbuch bei Fracht zu Yande 
und zu Wafler, befonders auch bei Eifenbahnen, eine allgemeine Haftung, aufer für 
böhere Gewalt, eingeführt, und jogar deren Beſeitigung durch Reglements verboten. 
Weitere Geſetze für fonftige Entſiehung von Schaden in joldyen Berhältnifjen ericheinen 
aber immer mehr als dringendes Bedürfniß. 

2. Die Haftung für Thiere. Der Eigenthümer von Thieren, zahmen oder wilden, 
haftet für den von ihnen geftifteten Schaden, jobald er jelbft dabei in culpa ift, vollftän- 
dig, alfo wenn er fie jelber anreizt, bett, nicht gehörig bewacht u. dgl. Außerdem tritt 
nach römiſchem Recht eine beichränfte Haftung injoweit ein, daß, wenn er den Scaben 
nicht erſetzen will, ev wenigftens das Thier hergeben muß (noxae dare), Die Römer 
haben aber jelbft bier ihren fubjectiven Standpunkt nicht ganz verlaſſen können. Sie 
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geben die Klage nur, wenn wenigftend das Thier gewiffermaßen eine Schuld trifft, alfo 
wenn es „contra naturam sui, generis“ durch ungewöhnliche Wildheit, Muthwillen u. 
vergl. gehandelt hat. Daher haftet, wenn ein Thier Das andere angereizt hat, der Herr 
des erfteren, und bei Beſchädigung im Kampfe zweier Thiere fällt die Erſatzpflicht weg, 
wenn das beichädigte den Streit angefangen hat. 

3. Haftung für lebloſe Saden. Wenn lebloſe Sachen ohne eulpa des Eigenthü- 
mers geichadet haben, z. B. Einfturz eines Haufes, fortgeſchwemmte Balten, jo tritt gar 
feine Haftung ein, nur braucht der Beſchädigte die Sachen nicht ohne Erſatz heraus: 
zugeben. Gibt aber der Eigenthümer fein Eigenthum auf, jo fann der Beſchädigte nichts 
machen, ja nicht einmal auf Wegnahme der Sachen Hagen. Dafür kann man aber, 
"wenn ein Schaden erjt drohend und bevorftehend ift, auf Befeitigung oder wenigſtens Be- 
ftellung einer „cautio de damno infecto“ flagen. 


V. Wirfung. 


$. 60. Die Wirfung der Obligationen ift im allgemeinen, daß fie erfüllt werden 
fönnen und müſſen. Aus dem erjteren folgt, daß die zur Erfüllung geichehene Yeiftung 
feine Bereicherung des Gläubigers ift, feine Schenkung, feine Zahlung einer Nichtihulp, 
feine Gabe ohne Grund, jondern eben veine Erfüllung deſſen, worauf der Gläubiger ein 
Recht, der Schuldner eine Pflicht hat. ° Aus dem zweiten folgt dreierlei: die Pflicht der 
Erfüllung, die Pflicht der Nachgewähr, die Haftung für die Nichterfüllung. 

1. Die Pflicht der Erfüllung jchließt in ſich, Daß die betreffende Yeiftung in 
allen Beziehungen der Obligation entiprede. Daß der Schuldner in Perfon erfülle, iſt 
zwar in der Regel nicht weſentlich, ſondern nur wenn es fich um Dienfte handelt, bei 
der jeine Individualität won Bedeutung ift. 

Dagegen muß der Gegenftand in Natur geleiftet werden, Eine andere Yeiftung an 
Zahlungsftatt (datio in solutum) braucht der Gläubiger nicht anzunehmen. Yuftinian hat 
ihn zwar aus unpafjender Milde gegen den Schuldner in gewiſſen Notbfällen dazu ver 
pflichtet, die neueren Geſetzbücher haben dies allgemein verworfen. 

Ebenjo muß die Erfüllung im vollen Umfange der Obligation geichehen, nur in 
wenigen Fällen ift dem Schuloner, um den Goncurs zu verhindern, das Recht gegeben, 
daß er nicht mehr zu zahlen braucht, ald er hat, und jogar noch den nothwendigen 
Yebensunterhalt, die ſ. g. Competenz, zurücbehalten fann, jo insbejondere bei Obligatio- 
nen zwilchen Aeltern und Kindern, Geſchwiſtern, Ehegatten, bei Schulonern nach dem 
Concurfe, und Schulden aus Dos und Schenfung (beneficium competentiae). 

In Betreff der Zeit ift Princip, daß der Schulpner ftets zahlen darf, wann er 
will, zahlen muß, wenn der Gläubiger &8 will. Selbft ein Zahlungstermin ändert in 
der Regel nur das lettere, nicht das erjtere (dies in dubio pro reo). In Betreff der 
BZahlungspflicht jelber it ein Zahlungstermin in der Regel nur eine unweſentliche Mo— 
dalität, jo daß die Erfüllung auch nad) dem Termine geichehen fann und muß, aus- 
nahmsweiſe kann er aber auch wejentlicher Beftandtheil der Obligation fein, jo daß nach 
dem Termine eine Erfüllung gar nicht mehr möglich ift, wenigftens nicht angenommen zu 
werden braucht, 3. B. bei Miethe auf einen beftimmten Tag, und faft bei allen Lie— 
ferungsverträgen. 

Wenn der Ort der Erfüllung nicht durch Vertrag oder Teftament beftimmt ift, jo 
darf man zwar überall zahlen, wo man den Gläubiger findet, nur nicht an unpaflendem 
Drte, braucht aber jpeciell beftimmte Sachen nur da zu zahlen, wo jie find, andere an 
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feinem Wohnorte, nur bei Geldſchulden muß man das Geld dem Gläubiger bringen 
oder ſchicken, ſo wenigſtens nach dem Handelsgeſetzbuche. 

8. 61. Beſondere Verſprechen über die Erfüllung einer Obligation (Zahlungsver— 
fpredien, constitutum debiti) begründen eine jelbfiftändige Pflicht und Klage auf Er— 
füllung neben ver alten Obligation. Sie find in der mannichfachften Weiſe möglich, mit 
Aenderungen in Perfonen, Gegenftand, Zeit, Ort, Art der Erfüllung, oder als einfache 
Wiederholungen. Auch die letsteren können wichtig fein wegen Verjährung, Unvererblickeit, 
Untlagbarteit der alten Obligation und fonft. Ob mit dem Conftitute eine Anerkennung, 
d. h. Geſtändniß, der alten Schuld verbunden ift, oder nicht, ift am fich gleichgültig. 

Das Conftitut ſetzt als ſolches ſtets eine gültige Hauptichuld voraus. Deren Dafein 
muß der Kläger bemeifen, falls nicht mit dem Conftitute eine Anerkennung der Hauptichuld 
verbunden if. Diefe ift aber in verfchiedener Weife und mit verfchiedener Wirkung 
möglich. Bezieht fie ſich blos auf die Thatfachen der früheren Schuld, jo ift fie ein 
bloßes Geſtändniß; bezieht fie ſich auf das Recht als folches bei beftimmter angegebener 
causa, fo liegt darin neben dem Geſtändniſſe noch die Erklärung, das Recht daraus 
gelten lafjen, alfo nicht anfechten und beftreiten zu wollen, alfo ein Verzicht; bezieht fie 
fi) aber auf eine Forderung ohne alle oder ohne genügende Angabe der causa, jo liegt 
darin die Erklärung, das Recht auch ohne Rückſicht auf die causa als begründet gelten 
laſſen zu wollen, aljo eine entſchiedene Trennung von Forderung und causa, und aus— 
drüdlic oder implieite ein abftractes Verfprechen auf erjtere. Sofern man nun die 
Trennung von Berfprechen und causa bei neuen Verträgen nad) ©. 324 zuläßt, muß man 
es auch hier bei der Anerkennung alter Schulven, und muß jomit auch eine Klage aus 
dem Berfprechen der Zahlung von jo anerkannten Schulden zulaffen. Der Standpunft 
des Beweiſes und Verzichtes reicht dabei nicht aus, da es ſich um den Willen, eine For— 
derung ohne causa gelten zu lafien, handelt. Die Gefichtspuntte eines gerichtlichen Ge— 
ftändnifjes oder Exrfenntnifies, die Unger und Windfcheid hereinziehen, können höchſtens 
als Bergleih, nicht als Conftruction dienen, und fürdern die Sache bei der wejentlichen 
Berjchiedenheit won Bertrag und Proceß nicht ſehr. Aus dem Zahlungsverſprechen mit 
Anerkennung einen jelbftftändigen Anerfennungsvertrag zu machen, ift nicht zuläffig. Der 
Begriff „anerkennen“ jetzt ftet8 ein ſchon Beftehendes, was anerkannt wird, voraus, er begründet 
nicht materiell neu, jondern ftellt nur ſchon Beſtehendes feſt. Demnach ift das beigefügte 
Verſprechen ſtets Zahlungsverfprechen (Conftitut) für eine ſchon beftehende oder wenigftens 
nach der Abficht der Parteien als beftehend zu denfende Schub. Iſt fein ausdrück— 
liches Verſprechen beigefügt, jo ift e8 in der Anerkennung einer Forderung ohne causa von 
jelbft implieite enthalten. Allerdings kann unter der Form der Anerkennung einer 
alten Schuld die Begründung einer neuen verftedt fein, indeſſen kann dies höchſtens als 
Anfechtungsgrund in Betracht kommen. 

$. 62. 2. Die Pfliht der Nachgewähr bezieht ſich ſowohl auf die factiichen 
Eigenfchaften der Saden als auf das rechtliche Behaltenkönnen berjelben. In beiden 
Beziehungen ift Die Nachgewähr bejonders beim Kaufe wichtig und Daher auch bei dieſem 
im römiſchen Rechte hauptfächlich entwidelt, fie tritt aber bei allen andern ähnlichen Ber- 
pflichtungen ebenjo ein. 

a) In Betreff der factiſchen Eigenjchaften muß der Schuloner dafür einftehen, daß 
die Sache fo ift, wie fie obligationsmäßig fen joll, daß fie aljo die verfprochenen Bor: 
züge und feine heimlichen Mängel habe. Dabei unterfceiden die Römer die Haftung 
nad; den allgemeinen Grundjägen des Civilrechts über bona fides, und die nad einem 
bejonderen Edicte der Aedilen. Die erftere tritt nur bei j. g. dieta et promissa und 
dolus ein, d. h. wenn der Berfäufer das Daſein bejonderer Vorzüge oder das Nichtdaſein 
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bejonderer Mängel verfihert bat, oder heimlihe Mängel gewußt und verfchwiegen bat. 
Die Klage ıft die gewöhnliche Kaufflage won dreißig Jahren auf Preisermäßigung, und 
bei dolus auf das volle Interefie. Nach dem ädilitiichen Edicte haftet der Verkäufer aber 
wegen aller dieta und promissa und wegen aller heimlichen Mängel, wenn er fie auch nicht 
fennt, unbedingt nad Wahl des Käufers auf Preisermäßigung oder Redhibition, d. h. 
Rückgabe der Sache und Aufhebung des Vertrages, jedoch letzteres nur ſechs Monate, 
erfteres ein Jahr. Bei gewiflen heimlichen Mängeln ift übrigens auch ohne dolus des 
Berfänfers die dreißigjährige Civilklage zugelaffen, nämlich bei folden, die das habere 
licere, d. h. Befig und Gebraud der Sache, ganz aufheben, wie tödtlihe Krankheit von 
Thieren, Schadhaftigfeit von Balken, Fäſſern u. a. 

b) Ber allen Obligationen auf Uebertragung von Saden und Rechten muß der 
Schuldner auch nach der Yeiftung dafiir einftehen, daß der Gläubiger fie behalten fan, 
daß fie ihm alfo nicht von Dritten wegen ſchon vorhandener Anſprüche ewincirt, entwehrt, 
d. h. durd) Klage abgeftritten und abgenommen werben. Diefe Haftung bat das römische 
Necht in einer doppelten Weiſe, entweder fo, daß die ewincirte Sache als gar nicht ges 
geben gilt, die Obligation alfo einfach, fortdauert, oder jo, daß wegen der Eviction eine 
bejondere Klage auf vollen Schadenserſatz ftattfinde. Das erite ift, wenn bei einjeitigen, 
nur generiichen Obligationen aus Legat, Schenkung, Stipulation, das gegebene ſpecielle 
Stück ewincirt wird, das letztere tritt Dagegen bei allen gegenfeitigen Obligationen ein. 
Eigenthümlich ift dabei, daß hier Haftung auf das ganze Intereffe ohne alle Nücficht 
auf culpa ftattfindet. Es ift hiftorifch daraus zu erflären, daß man fich in Nom beim 
Kaufe in der Regel das Doppelte des Kaufpreifes für den Fall der Eviction verſprechen 
ließ (duplae stipulatio). Aus weldem Rechtsgrunde der Dritte evincirt, ob wegen ding— 
lihen Rechts, Eigenthum, Pfandredt u. a., oder wegen perjönlichen Rechts mit actio in 
rem scripta, wie actio metus, Noralflage u. a., ift gleichgültig. Nur verfteht fich, daß 
aus rein perlönlichen Rechten gegen den Verkäufer überhaupt feine Eviction gegen ben 
Käufer begründet werden kann. Wejentlih für die Haftung des Verkäufers iſt natürlich, 
daß das Evictionsrecht ſchon zur Zeit des Kaufes eriftirte oder nachher durch Schuld des 
Verkäufers entftanden ift, für Zufälligfeiten nach dem Kauf, 3. B. Erpropriation, haftet 
er nicht. Uebrigens muß der Käufer die Sache gegen den Evictionsanfpruc gehörig ver- 
theidigen, namentlih dem Berkäufer Anzeige davon machen, ſonſt kann er feinen Erjag 
fordern, außer wenn er beweifen fann, daß alles doch nichts geholfen haben würde. 

$. 63. 3. Die Folge der Nichterfüllung einer Obligation ift im allgemei- 
nen gejeglih nur die Haftung für allen Schaden, der dem Gläubiger daraus erwächſt. 
Durch Verträge oder Zeftament können aber beliebige andere Folgen, namentlich Conven- 
tionalftrafen, und bei Verträgen Aufhebungs= und Rücktrittsrechte, begründet werden. 
Die Nichterfüllung einer Obligation zu der Zeit, wo fie erfüllt werden follte, heißt im 
allgemeinen Verſäumung, mora. Wenn indefien eine fpätere Erfüllung gar nicht mehr 
möglich ift, ſo ift die Verſäumung eine abfolute Nichterfüllumg und die Verſäumung der 
Zeit kommt als ſolche nicht weiter im Betracht. Wenn dagegen fpätere Erfüllung möglich 
ift, wie bejonders bei allen Geldſchulden, jo kommt num der eigenthümliche Begriff der 
Berzögerung oder VBerfpätung zur Erfcheinung. Dies ift der Verzug, mora im engern Sinne. 

Ein Berzug fett zweierlei voraus: daß der Schuldner zur wirklichen fofortigen 
Zahlung verpflichtet ift, und daß er fie Doch ohne gerechten Entfchuldigungsgrund unterläßt. 
Das erjtere tritt nicht, wie die actio nata, von jelbft mit der Fälligkeit der Schuld ein. 
Dieje bewirkt nur, daß der Gläubiger die Zahlung verlangen fann, aber der Schuloner 
braucht erft zu zahlen, wenn er fie auch wirklich verlangt hat. Unaufgefordert braucht 
nach römischer Auffaffung Keiner feine Schulden zu zahlen, fo wenig, daß wenn ber 
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Gläubiger gar nicht mahnt, die Schuld durd Verjährung ganz untergeht und man gar 
nicht zu zahlen braucht. Die mora gebt aljo nicht ſchon ex re, d. h. aus dem 
Dafein der Schuld an fich, hervor, jondern nur ex persona, d. h. aus der Nichtbefol- 
gung der Mahnung des Gläubigers. Mahnung, interpellatio, ift nichts anderes, als 
die Aufforderung zur Zahlung. Sie erfordert feine Form, fondern nur, daß fie wirklich 
vom Gläubiger an den Schuldner geſchieht, oder beiderfeit® durch und an gehörige Ver— 
treter, und nicht vor der Fälligkeit ver Schuld. Entzieht fich der Schuloner der Mahnung, 
jo genügt der Verſuch, natürlich mit gehöriger Bezeugung. Ausnahmsweiſe bedarf es 
feiner Mahnung, nämlicy bei Dieben, Räubern und Dejicienten (nicht bei allen Delictö- 
ichulden), und wenn ein feiter Jablungstermin mit der Abficht beigefügt ıft, daß der 
Schuldner da von jelbft zahlen jolle, dann „dies interpellat pro homine“. Die Ab- 
ficht ift nach römiſchem echte im Zweifel nicht anzunehmen, ohne innern Grund nimmt 
die heutige Praris das Gegentheil an. 

Ber den Entihuldigungsgründen nehmen die Römer nicht den Standpunft der ges 
wöhnlicen eulpa ein mut Untericeidung von culpa lata und levis, jondern fie laſſen 
ſchlechthin nur drei Gründe zu, gerechte Zweifel über Dafein und Umfang der Schul, 
Sicherung des Beweiſes und äußere Hinderniffe der Yeiftung. Dagegen wird auf blos 
jubjeetive Hinderniffe, namentlic Armuth, wenn fie auch noch jo unverſchuldet fein jollte, 
feine NRüdficht genommen. 

Die Folgen der mora beruhen auf der Haftung für allen Schaden. Daraus folgt 
die Haftung für casus, und daß man nicht mehr durch ihn frei wird (perpetuatio obli- 
gationis), die Verpflichtung zu Berzugszinien und jonjtigem Schadenserſatze, und das Hecht 
des Rücktritts bei gegenfeitigen Verträgen, falls die Ausführung alles Interefje verloren hat, 

Wenn übrigens der Gläubiger die Erfüllung verhindert, weil er die gehörig ange— 
botene Leiſtung nicht annimmt, oder Die Anbietung jelbft hindert (mora aceipiendi), jo 
wird dadurd zwar die Schuld am fich nicht aufgehoben, aber der Schuldner darf feinen 
Nachtheil Davon haben, jeine Verpflichtung wird Daher auf das geringfte Maß vebucirt, 
er haftet nur nod für culpa lata, die geſetzlichen Zinjen hören auf, ebenjo die Conven— 
tionalftrafen, er wird durch cafuellen Verluſt des Geldes, was er zahlen wollte, frei, und- 
fann Erſatz der weiteren Aufbewahrungstoften der Sade fordern, ja im Nothfall dieſe 
nach nochmaliger Aufforderung derelinquiren. 


VI Uebergang der Obligationen auf andere Perfonen. 


8. 64. Es iſt jchon oben ©. 316 ausgeführt, daß über das Verhältniß der Obli- 
gation zu den bei ihr betheiligten Perſonen im römiſchen und heutigen Rechte eine ver- 
ſchiedene Auffaffung herrſche, die ſich namentlich auch bei der Frage nad) der Möglichkeit 
eines Ueberganges der Obligationen auf andere Perſonen zeige. Das römiſche Necht läßt 
einen Uebergang zwar durch Univerſalſucceſſion activ und pafjiv zu, aljo beſonders bei 
der Beerbung, eben weil bier vechtlich die alten Perſonen in den neuen noch fortdauern, 
dagegen ift eine Singularjucceffion voljtändig ausgejchloffen. Eine eigentliche Uebertra= 
gung kann activ und paſſiv nur dadurch vermittelt werden, daß die Obligation in den 
neuen Perſonen förmlich und volljtändig erneut, novirt, d. 5. durch einen neuen Vertrag 
neu conjtituirt wird. Activ muß fich der neue Gläubiger auf Anweifung (Delegation) 
des alten die Schuld von dem Schuldner neu veriprechen laſſen; palfio muß der neue 
Schuldner auf Delegation vom Gläubiger die Schuld neu versprechen. Bei der pafliven 
Uebertragung find die Römer über diefen Standpunkt überhaupt gar nie hinausgekommen. 
Bei der activen haben fie allerdings eine einfeitige Uebertragung vom Gläubiger ohne 
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Zuziehung des Schuldners möglidh gemacht, aber doch nur imbirect durch Vermittelung 
des Begriffs der Stellvertretung. Der Gläubiger kann einen Andern nicht nur factifch 
zu feinem Vertreter in Einziehung und Einflagung der Forderung zu eigenem Interefie 
machen (procurator in rem suam), jondern ihm auch ein feftes echt auf dieſe Ver— 
tretung, und infofern auf die Ausübung der Obligation geben, und ebenfo kann auch das 
Geſetz ftatt feiner einem Andern ein ſolches Bertretungsreht zur Ausübung der Obligation 
ertheilen. Dies ift die Cefjion. Die Römer haben dabei bis zulest daran feftgehalten, 
daß der alte Gläubiger die Obligation eigentlih und de iure immer behält, und ber 
Gefjionar nur Das Recht befommt, fie ftatt feiner auszuüben. Allerdings ift der Geffionar 
nicht mehr Procurator, auch nicht fingirter, fondern hat ein ſelbſtſtändiges Vertretungs— 
und Ausübungsrecht (actio utilis), und darum fteht ‘die Gefjion im materiellen und 
praktiſchen Reſultate einer wirflichen Uebertragung des Rechts völlig gleih, allein der 
Standpunkt für die vechtlihe Anſchauung und Conſtruction des Verhältniſſes ift darım 
doch ſtets der der Umübertragbarfeit der Obligation. Man hat das Recht des Gläubigers 
nach der Ceſſion dem nudum ius des alten quiritariſchen Eigenthümers gleich ftellen 
wollen. Allein das quiritartiche Eigenthum mar am fich übertragbar, es bedurfte nur 
einer beftummten Form. Bei der Obligation ſah man die Umübertragbarfeit in der Sache, 
nicht in der Form. Zwiſchen Eigenthum und Obligation ift auch in Betreff der Leber: 
tragung ein wejentlicher Unterfchied. Obligationen eriftiren nicht, wie Sachen, von Natur, 
fondern nur durch eine Perfon als Begründer. Ihr Inhalt und Umfang kann daher 
nie, wie beim Eigenthume, aus fich jelber beftunmt werben, fondern immer nur aus der 
Perfon des erften Begründers. Auch bei der freieften Uebertragbarteit bleibt daher deſſen 
Perſon doch ftets maßgebend für ihren Inhalt und infofern unzertrennlih von ihr. Die 
Römer formalifiven dieſes materielle Princip in der Fefthaltung des erften Begründers 
als fortwährenden eigentlichen Obligationsfubjectes. Dazu kommt, daß, da die Cejjion 
den Schuloner nicht wie eine Sache fondern nur als verpflichtete freie Perjon treffen 
ann, fie für ihn erſt wirffam werden fann, wenn er fie erfährt, folglich der Uebertra= 
gungsact hier nicht, wie beim Eigenthume, die Uebertragung vollenden fann. Die zwei— 
felhafte Frage, mie der Nechtözuftand der Obligation in der Zmilchenzeit zu denken fei, 
erledigen die Römer einfach durch die Fefthaltung ihres alten Principo. Man braucht 
daher nicht einzelne praftifche Folgen des Unterfchieds der römischen und heutigen Auf- 
faſſung aufzujuchen, um daraus die Fortdauer der erften zu erflären. Die ganze An: 
ſchauung und Gonftruction war der Grund, nicht einzelne unweſentliche gleichgültige 
Folgen. Die Engländer halten ebenjo bis auf den heutigen Tag den Standpunkt der 
Vertretung bei der Gefjion feft. Im Deutichland iſt dagegen, nad) der oben bejprochenen 
größeren Scheidung des objectiven und fubjectiven Beftandes der Obligation in der vedht 
lichen Auffafiung derſelben, die Idee einer Singular= Succeffion in Obligationen ftets 
als zuläfjig angejehen, und zwar nicht mur in der Iatenbaften Anficht: des Volkes, ſondern 
auch in der techniſchen Auffaffung der Yuriften und Geſetzgeber. Wir jehen, wenn A dem 
B 100 Thaler ſchuldet, e8 nicht als wejentlih an, daß nur der B fie fordern fann und 
halten e8 daher für völlig zuläffig, daß B fein Recht vollftändig auf C übertrage. Die 
Beſtimmung des Inhalts der Obligation nah der Perſon des B ald erften Begrün— 
ders iſt zwar natürlich auch bet ung, aber wir halten e8 nicht für nöthig, darum den B 
ſtets noch ald wirklichen Gläubiger anzuſehen. Sehr ftreitig iſt freilich die Frage über 
den Zuftand der Obligation von der Ceſſion bis zur Benachrichtigung des Schuldners. 
Iſt die Gefjion wirkliche Uebertragung, jo fann der Schuldner nicht mehr am den Ceden— 
ten zahlen; kann er noch zahlen, jo muß der Gedent noch Gläubiger jein. Die Löſung 
von Windfheid, daß die Ceſſion erft durch Die Anzeige vom Ceſſionar an den Schuldner 
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als Befigergreifung der Schuld vollendet werde, und bis dahin beide, Cedent und Ceſſio— 
nar, wirkliche Gläubiger jeien, möchte feine glüclihe fein. Die Confequenz fordert Ueber- 
gang mit der Gefjion, die Billigkeit fordert, daß der Schuloner von feiner Unkenntniß 
feinen Schaden habe, daß er aljo durch Zahlung befreit werde, feineswegs aber auch, 
dag er dur Erlaß und andere Verträge frei werde. 

In der weiteren Durbführung der Ceſſion führt der heutige Standpunkt zu feinen 
andern Gonfequenzen, als der römiſche. Gejfibel find alle Forderungen, bei denen nicht 
ausnahmömeife bejondere Eigenjchaften des Gläubiger für die Ausübung weſentlich 
find, ſei es am ſich oder nach befonderer Berabredung. Bei der Geifion jelbit find, 
wie bei der Tradition, causa und Geffion zu unterfcheiden. Erftere können alle Ueber: 
tragungsgründe von Rechten fein. Letztere gejchieht durch formlofe Erklärung vom Gläu— 
biger oder vom Richter, in gewiſſen Fällen tritt fie auch von jelbft nach dem Geſetze ein 
(eessio legis), nämlich bei allen Rechtsgeſchäften auf Uebertragung von Obligationen 
(Seffion ift nicht jo wie Tradition nöthig), ferner wenn man Obligationen begründet, die 
eigentlich einem Andern gehören follten und auf deren Geffion diefer daher ein Recht hat, 
wie bei Vertretern und Erbichaftsbejigern, und wenn man geſetzlich genöthigt tft, fremde Schul- 
den zu zahlen und daher Ceſſion der Klage verlangen fann, wie Mitvormünder u. a. Die 
Wirkung der Ceſſion ift Uebergang der Obligation, jo wie fie ift, mit allen Rechten, aber 
auch allen Beichränfungen und Einreden. Die Lage des Schulpners darf rechtlich nicht , 
verjchlechtert werden. Das Verhältniß zwiſchen Gedent und Geffionar richtet ſich ganz 
nach der causa der Geffion; die Negel, der Cedent hafte für veritas aber nicht für bo- 
nitas, ift nur für den Kauf und ähnliche Geſchäfte gültig. 

$. 65. Aus der Möglichkeit, Forberungsrechte zu übertragen, folgt keineswegs von 
jelbft auch die Möglichkeit der Uebertragung von Schulden, aus der activen Ceſſion kann 
man feine paſſive ableiten. Forderung und Schuld ftehen in der Obligation nicht 
parallel neben einander, jondern in directem Gegenfate zu einander als Recht und Pflicht. 
Recht aber ift Möglichkeit, Pflicht Nothwendigkeit. Ueber die Möglichkeit ift man Herr, 
von der Nothwendigkeit wird man jelber beherrſcht. Darin Liegt der einfache Grund, 
warum man Sculven abjolut nie ohne AZuftimmung des Gläubigers übertragen 
fann. Es ift merkwürdig, wie oft diefe einfachen Kategorien überjehen werden, und man 
nach befonderen Gründen jucht, warum die Zuftimmung des Gläubigers hier nothwendig 
jet, wegen feines bejonderen Intereffes u. a. Zuftimmung des Schuldners iſt Dagegen 
zur Abnahme feiner Schuld nicht nöthig. Er ſelber mur kann ſich der Nothwendigkeit 
nicht entziehen, wohl aber kann ein Anderer mit Zuftimmung des Gläubigers ihn davon 
befreien, fie ihm ab- und auf fich nehmen, auch ohne fein Wiffen und Wollen, ja 
jelbft wider feinen Willen. Die reine Pflicht ift fein Recht. 

So wenig aber ohne Zuſtimmung des Gläubiger8 eine Uebertragung der Schuld 
möglich ift, jo vollftändig muß fie e8 mit jeiner Zuftimmung fein. Wenigftend nad heu= 
tigem Rechte. Im römischen Rechte ift nach dem Principe der Perjönlichkeit der Obliga- 
tionen eine Uebernahme fremder Schulden nur indirect möglich, entweder durch volle No— 
vation oder dadurch, daß der Webernehmer durch Gonftitut die Zahlung der fremden 
Schuld verfpricht und der eigentliche Schuldner durch pactum befreit wird. Nach dein 
modernen Principe iſt vollfländiger fubjectiver Eintritt in die Obligation ohne alle 
Aenderung ihres objectiven Beſtandes möglich, alfo eigentliche Uebernahme der fremden 
Obligation als folder ohne ihre Erneuung, eigentliche Succeffion. Das vechtsbegründende 
Element dabei ift der Wille der Parteien. Dabei ift der Wille des Gläubigers weſent— 
lich, der des Schuldners nicht. Die Uebernahme kann daher in doppelter Weije vollzogen 
werben, entweder durch Vertrag des Schuldners und Uebernehmers unter Zuſtimmung 


u I5 
336 II. Das Privatredt. 


des Gläubigers, oder durdy Vertrag des Uebernehmers mit dem Gläubiger. Dagegen 
begründet der bloße Vertrag zwilchen Schuldner und Uebernehmer ohne Zuſtimmung des 
Gläubigers feinen Mebergang, feine Succeifion, feine ‘Pflicht des Uebernehmers gegen den 
Gläubiger, Tondern nur Pflicht gegen den Schuloner, ihn zu befrein. Wie aber bie 
Zuftimmung des Gläubigers erklärt wird, ift gleichgültig, ob vorher oder nachher, ob aus— 
drücklich oder ftillfehweigend. Ein bejonderer Bertrag mit dem Uebernehmer ift für ihn nicht 
nöthig. Sein Recht gegen diefen beruht nicht auf einem befonderen perfünlichen Zahlungs- 
verfprechen von diefem, fondern auf deſſen jubjectiwen Eintritte in die objective Obliga- 
tion, der mit feinem (des Gläubigers) Willen geichehen ift. Stillſchweigende Einwilligung 
ift e8, wenn er nach Kenntniß des Webernahme= Vertrages Zahlungen von Uebernehmer 
annimmt, Wenn aber Schuldner und Uebernehmer gar feine eigentliche Uebernahme ver 
Obligation gewollt haben, fondern nur Verpflichtung untereinander, jo kann der Gläu— 
biger ſich nicht einmifchen und das Verhältnig nicht zur eigentlichen Uebernahme machen. 
Die Sache ift- dann wie im römiſchen Nechte, und dev Gläubiger kann daher gegen den 
Uebernehmer ein Recht nur befommen entweder dur Beriprechen (Conftitut) von ihm, 
oder durch Geffion der Klage des Schuldners gegen ihn. 


VO. Aufhebung der Obligationen. 


$. 66. Obligationen können mit oder ohne Befriedigung (satisfactio) Des Gläu— 
biger8 aufgehoben werden. Ihrem eigentlihen Zwede entiprechend ift nur die Aufhebung 
durch Erfüllung. Indeſſen verfteht fi, daß wenn der Gläubiger ſich in irgend einer ans 
dern Weife für befriedigt erklärt, Diefes der Erfüllung gleich ftehen muß, jet es, daß er 
eine andere Yeiftung annimmt, oder daß er durch liberatoriichen Vertrag den Schuloner 
frei läßt. Wider feinen Willen fan dagegen in der Kegel keine anderweitige Befrie— 
digung bei ihm angenommen werden, doch aber ausnahmsweife in einzelnen Fällen, 
namentlich bei der Gompenfation. Noch weniger fann der Gläubiger jeine Forderung 
natürlich ohne Befriedigung gegen ſeinen Willen verlieren. Doch gibt es auch hier eine 
Reihe von Fällen, wo er ſich theils ohne wirkliche Befriedigung als befriedigt anfehen 
muß, wie bei mora aceipiendi, theils eigentlicyer materieller Verluſt des ganzen Rechts 
geſetzlich angeordnet ift, wie bei Verjährung, Strafen u. dgl. Der Hauptunterſchied der 
Aufpebung mit und ohne Befriedigung it, daß bei erjterer ſtets auch das Pfandrecht 
für die Obligation aufhört, bei legterer es fortdauern fann. 

1) Bei der Erfüllung der Obligationen haben die Römer das Princip der Perfön- 
lichkeit der Obligatton nicht fetgehalten. Sie jagen zwar, eigentlich fünne eine Pflicht 
nur vom Pflichtigen jelber erfüllt werden, allein praftifch laſſen fie die Erfüllung auch 
von Andern zu, aud ohne Wiſſen und Wollen ja jelbit wider Willen des Schulonere. 
Auch ift der Gläubiger zur Annahme von Dritten verpflichtet, wenn ev nicht ein bejon= 
deres Intereffe an der perjönlicen Erfüllung vom Schuldner hat. Weſentlich für Die 
Aufhebung der Obligation durd Erfüllung ift nur, daß fie an den Gläubiger jelbft oder 
einen berechtigten Vertreter geichehe, und dem Inhalte ver Obligation gemäß, was nad) 
den oben ©. 330 — 333 ausgeführten Grundfägen zu beſtimmen ift. 

2) Reale Befriedigung ohne eigentliche Leiſtung tritt mit Willen des Gläubigers ein, 
wenn er eine datio in solutum annimmt, den Gegenftand felber an fich nimmt, Geld 
ausgibt u. dgl.; ohme Willen des Gläubigers, wenn die Zahlung imdirect durch feinen 
Erblafjer oder Gläubiger an ihn kommt, und befonders durch Gompenfation, d. 5. 
Abredinung von Gegenforderungen. Diefe kann zwar vertragsmäßig vorgenommen 
werden, der Schuldner bat aber auch ein feites Recht darauf, und zwar im der Weile, 
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daß, wenn er es geltend macht, die Forderung rüdwärtd mit dem Entftehen der Gegen- 
forderung als von jelbft getilgt behandelt wird, jo daß von da Zinſen, Gonventional= 
ftrafen, Pfandrechte aufhören u. ſ. w. Inſofern wirft die Compenfation, wenn fie gel 
tend gemacht wird, rückwärts ipso iure in der Vergangenheit, fie tritt aber nicht von 
jelbjt ipso iure ein, jondern nur, wenn der Verklagte fie Durch ‚Einvede geltend macht. 
Denn wenn er will fann er ebenſo gut auch jelbftitändig fordern und Hagen, ftatt compenfiren. 

3) Befriedigung durch Freiwilliges Aufgeben der Forderung kann nicht durch ein= 
jeitige Dereliction, ſondern nur durch liberatoriichen Bertrag mit den Schuldner gefchehen, 
aber in verjchtedener Weife. Man unterjcheidet : 

a) einfachen Erlaß, d. h. den Bertrag, daß die Schuld aufgehoben jein jolle. Ber: 
ſchieden davon find bloße Beichräntungen der Forderung in Zeit, Ort, Art, namentlich 
Stumdungsverträge. Beim eigentlichen Erlaſſe ift ein weiterer Unterjchied zwiſchen directer 
Aufhebung und indirecter durch Einvede um heutigen Rechte nicht mehr. 

b) Beiberjeitiger Rücktritt hebt Obligationen aus gegenfeitigen Verträgen beiderfeits 
auf, wenn der Vertrag noch von feiner Seite erfüllt ift, oder die Erfüllung zurüd- 
gegeben wird. 

e) Novatton, d. h. die Umwandlung einer Schuld in eine neue, durch einen neuen 
Vertrag darüber, ohme eine neue materielle causa. Sie kann unter den alten Parteien 
ftattfinden, wenn fie eine Schuld unter fih im Inhalte ändern und dabei neu confti= 
tuiren wollen, oder wenn fie eine Obligation aus Delict, Tejtament, Geſetz in eine Ver— 
tragsobligation umwandeln wollen, oder eine Obligation aus einem materiellen Vertrage 
in einen |. g. Formaleontract, 3. B. Kauffhuld in Wechfel. Die Novation fann aber 
auch mittelft Delegation zum Zwede der Uebertragung der Obligation auf Andere, der 
activen wie der paljiven, bemugt werden, und war dazu in Rom ſogar dad Hauptmittel, 
während bei und allerdings directe Uebertragung möglich tft, wie jchon oben S. 333— 336 
ausgeführt ift. Weſentlich für die Novation iſt ftets, daß die Umwandlung auf Grund 
der alten materiellen causa vorgenommen wird, daß alſo fein jelbitftändiger neuer Obli— 
gationdgrund eintritt, ſondern mur die auf dem alten Grunde beruhende Schuld in ber 
oben bezeichneten Weife geändert werden fol. Das neue Verſprechen ift zwar der neue 
formale Grund der neuen Schuld, allein materiell beruht e8 nur auf der alten Schuld 
und deren causa, es will nur diefe umwandeln, nichts materiell Neues begründen. Eben 
darum kommt der Grumd, warum der Schuldner ſich auf die Veränderung einläßt und 
das neue Verſprechen gibt, nicht in Betracht. Keine Novation iſt e8 aber, wenn die alte 
Schuld einfach aufgehoben und an ihre Stelle ein neuer Vertrag mit jelbjtftändiger causa 
gelegt wird, z. B. aus einer Kaufichuld eine Darlehnsſchuld gemacht wird. Dies ift, 
wenn es ernitlich gemeint ift, To zu behandeln, wie wenn das Geld gezahlt und wieder— 
zurücgeliehen wäre. Man hat wohl gefagt, die Novation jet auch ein materieller Ver— 
trag, weil die causa des neuen Verſprechens in der Aufhebung der alten Obligation liege. 
Allein die Parteien jchliegen den neuen Vertrag in der Regel nicht, um den alten aufzu= 
heben, fondern umgekehrt heben fie diefen auf, weil fie den neuen jchliegen, deshalb kann 
das neue Verſprechen auch ohne Aufhebung des alten gültig ſein. Eher fann man jagen, 
da die neue Dbligation e8 iſt, was die alte aufhebt, Jo jet dies als eine Art in solu- 
tum datio aufzufaljen, zumal da wenigftend im neueren Nechte die Aenderung der Obli— 
gation jo weit gehen kann, daß fie einen ganz andern Gegenftand und Inhalt bekommt, 
Die Auffaifung ift der Sache nach möglich, nur entjpricht fie dem Ideenſtandpunkte der 
Parteien in der Negel nicht, da deren Abjicht nur auf Aenderung, Umwandlung, Erneue 
ung der alten Obligation gerichtet iſt. Es ift aber nicht gut, einem Verhältniſſe ein 
andere vechtliche Gonftruction unterzulegen, als die Parteien factiich im Sinne haben. 

v. Solgenberff, Encyelopädie ver Rechtswiſſenſchaft. I 22 
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4) Ohne wirkliche Befriedigung muß ſich der Gläubiger als befriedigt anſehen in 
den Fällen, wo wenigftens der Schuldner den Gegenftand der Obligation auch nicht mehr 
bat, und es am Gläubiger jelber oder wenigftens nicht am Schuloner liegt, daß der 
Gläubiger keine Befriedigung befommt. Dies ift der Fall a) bei der mora accipiendi 
des Gläubigers, wenn bier der Schuldner den Schuldgegenſtand gerichtlich deponiren oder 
ganz derelinquiren kann; umd b) wenn dem Schuldner nach Perfection der Obligation 
die Erfüllung durch reinen Zufall, ohne culpa und mora, objectiv unmöglich wird. 
Unmögliches fann man nicht leiften und auf Erſatz haftet man nad dem allgemeinen 
Principe nur, wenn man in culpa if. Die Unmöglichkeit muß aber eine objective fein, 
alfo bei Handlungen durd Tod, Krankheit, äußere Hinderniffe bewirkt werben, bei 
Sachen durch phyſiſchen Untergang oder durch Entziehung von höherer Gewalt, auch ift fie 
hier nur bei ſpeciell beftimmten möglich, nicht auch bei nur generiſch beftimmten, nament= 
lich Geld (genus non perit). Im übrigen gilt das Princip der Befreiung dur Zufall 
gleichmäßig für alle Obligationen. Bei gegenfeitigen, namentlih Kauf, folgt daraus, 
daft wenn nur Eimer durch Zufall frei wird, der Andere zahlen muß, obwohl er nichts 
befommt. Man bat diefes für unbillig und der Gegenfeitigfeit widerjprechend gehalten. 
Allen die Gegenfeitigfeit befteht nicht Darin, daß Jeder nur zu geben bat, fofern er etwas 
befommt, das wäre der reine Realcontract, ſondern darin, daß Jeder nur verpflichtet wird, 
fofern der Andere auch entfprechend verpflichtet wird. Für feine Pflicht hat dann Jeder 
einzuftehen, für den Zufall nicht. Nur verfteht ſich, daß bei den Verträgen auf fort 
gejegte Yeiftungen, wie Miethe, mit dem Untergange der Sache der Vertrag als gegen- 
ftandslos für die Zukunft wegfällt. 

5) Die übrigen Aufpebungsgründe der Obligationen, wie Verjährung, Tod, Con- 
fufion, Strafe u. ſ. w., beruhen nicht auf dem Principe der Befriedigung, bedürfen hier 
aber feiner weiteren An= und Ausführung. 


VII Schutz und Sicherung der Obligationen. 


8. 67. Die Klagen, woburd Die Obligationsrechte geltend gemacht werben, 
haben alle gleihmäßig die allgemeine Natur der actio in personam. Sie find Klagen 
des Gläubigers gegen die Perſon des Schuldners auf Erfüllung der Obligation in 
Haupt = und Nebenpunften oder Schadenserſatz, bei Verträgen nad Umftänden auch Auf: 
hebung des Bertrages. Den Klagegrund bildet die Obligation. Darin liegt eigentlich 
ihre Entftehung und ihre Fortdauer, d. h. Nichtaufhebung. Indeſſen braucht der Kläger 
nur die erjtere, aljo den Entftehungsgrund, zu beweifen. Die Aufhebung, aud die Zah— 
lung, als neues Factum, kann der Richter annehmen, wenn fie nicht vom Schuldner be 
bauptet und bewiefen wird, Man nennt dies nicht ganz paflend, die Fortdauer werde 
präfumirt. Die einzelnen Klagen unterſcheiden ſich danach eigentlid nur durch den 
Rechtsgrund und den Gegenjtand der. einzelnen Obligationen. Indeſſen find damit ein- 
zelne, aber wenige, meitere Unterſchiede won allgemeinerer Anwendung verbunden, fo 
namentlich in Betreff. der Bererbung zwiichen den Klagen aus Verträgen und aus Delicten, 
und den Klagen auf Strafe und auf Erhaltung oder Wiederherftellung des Vermögens 
(a. poenales und rei persecutoriae), außerdem der Unterſchied zwilchen den ein= 
fachen actiones in personam und den in rem scriptae (©. 315). Dagegen bat ber 
römische Unterjchted von Klagen, die nach ſtrengem Recht und die nad Billigfeit be— 
urtheilt werden (actio strieti juris und bonae fidei), bei uns feine praftijche Anwend— 
barkeit mehr. Zwar tritt bei uns bei gewiſſen Klagen auch eine gewiſſe befondere Strenge 
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ein, und zwar nicht nur proceffualifch, wie bei Wechjel- und Executivproceß, ſondern auch 
in der materiellen Behandlung bei den Klagen aus abftracten Verſprechen, indeſſen beruht 
das nicht mehr auf dem römiſchen ius strietum, fondern auf jelbitftändigen Ideen des 
heutigen Rechts; e8 ift Daher dabei zwar wohl Bergleih und Analogie mit dein römifchen 
Rechte zuläffig, nicht aber unmittelbare Anwendung deſſelben. 

$. 68. Neben dem rechtlihen Schuge find bei Obligationen Siherungsmittel 
der factifchen Realifirung des Rechts beſonders wichtig, da diefe durch böſen Willen, 
Nachläffigkeit oder Unglüd des Schuldners Leicht vereitelt oder wenigſtens fehr erfchwert 
werden fann. Die Mittel können je nad der Art der Gefahr und den fonftigen Um: 
ftänden ſehr verjchieden fein. Abgejehen von der bloßen Sicherung des Beweiſes durch 
Zeugen, Schrift u. a. ift das Hauptmittel gegen böfen Willen und Nachläfjigfeit des 
Schuloners, daß man ihn fich für den Fall der verfpäteten oder ſonſt ungehörigen Er— 
füllung der Obligation irgend melden Nachtheilen, namentlih Zahlungen oder Abzügen von 
Geld, vertragsmäßig unterwerfen läßt. Man nennt dies Conventionalftrafen, indeſſen 
find diejelben nicht als eigentliche Strafen wie bei Delicten anzujehen, ſondern als ein— 
fache bedingte Verträge zu behandeln. Darum ift auch die Frage, ob neben der Strafe 
auch noch die Erfüllung der Hauptobligation gefordert werden kann, oder ob die Strafe 
an deren Stelle tritt, und ob der Schulpner ſich Durch die Strafe von der Pflicht der 
Erfüllung frei machen kann, oder mur der Gläubiger zwiichen beiden die Wahl hat, ganz 
nad der Vereinbarung und Abficht der Barteien zu entjcheiden; -im Zweifel ift feine 
Erfüllung neben der Strafe, aber auch fein Reurecht des Schuldners anzunehmen. 

$. 69. Gegen Infolvenz des Schuloners können Conventionalftrafen natürlich feine 
Hülfe geben, hier muß die Sicherheit außerhalb feiner Perfon gefucht werben, alfo in Sachen 
oder in andern Perſonen. Darauf beruhen Pfand und Bürgjchaft. Ueber das erftere f. oben 
©. 310— 314. Unter Bürgſchaft verjteht man heutzutage jedes Verfprechen, eine fremde 
Schuld zahlen zu wollen, falls der Schulpner fie nicht jelbft zahle. Die Römer hatten einen 
ſolchen allgemeinen Begriff noch richt, ſondern unterfchteden acceſſoriſche Uebernahme einer 
fremden Schuld auf eigene fides (Aideiussio) und Zahlungsverjprechen auf fremde Schuld 
(constitutum debiti alieni). Der Gedanke der erjtern it, daß; der Bürge an dem 
ganzen Obligationsverhältniffe des Hauptſchuldners acceſſoriſch Theil nimmt, die volle 
Haftung dafür mit übernimmt, darum treffen ihn alle Veränderungen in der Hauptſchuld 
von felber mit, ſowohl zu feinem Nachtheile als Vortheile, d. h. einerjeits haftet er auch 
für eulpa und mora des Hauptſchuldners, amdererfeit8 kommen ihm aber auch die erft 
fpäter entftehenden Einreden des Hauptjchuldnerd zu gute. Das Conftitut ift dagegen 
an ſich nur das Verfprechen, den Inhalt einer fremden Obligation, jo wie er jegt zur 
Zeit des Conftitutes ift, zahlen zu wollen; die fpäteren Veränderungen in der Obligation 
berühren das Gonftitut nicht mehr, der Conftituent haftet weder für culpa und mora 
des Hauptſchuldners, noch befommt er deſſen fpätere Einreden. Der Unterjchied beider 
Verbürgungsarten trat in der Form ſehr ſcharf hervor, indem die fideiussio durch Sti— 
pulation geſchah, das Gonjtitut formlos war. Der Sache nad gehen beide Begriffe nun 
aber doch vollftändig imeinander über. Denn da man nad neuerem Rechte auch zukünfs 
tige Forderungen im voraus conftituiren fann, fo kann man auch die Zahlung von 
allem, was der Schuldner aus der Obligation ſchuldig fein werde, aber aud nur von 
dem, conftituiren, und dann bat das Conftitut denjelben Inhalt, wie die fideiussio. 
Andererfeit8 ift die Uebernahme einer fremden Schuld auf eigene fides der Sache nad 
nichts anderes, als das BVerfprechen, den eventuell aus der Obligation geſchuldeten Betrag 
zahlen zu wollen. Daraus folgt, daß man bei und nad Aufhebung der Stipulations- 
form bei der abſoluten Formlofigfeit jeder Bürgfchaft die beiden Begriffe gar nicht mehr 
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unterfcheiden kann. Acceſſoriſche Uebernahme einer fremden Schuld ift für uns eben nichts 
anderes, als ein Verſprechen, fie, d. b. ihren Betrag, eventuell zahlen zu wollen. Somit 
fann man bei und nur unterjcheiden, ob im einzelnen das Berfprechen allgemein nach 
Art der fideiussio oder beichränfter nad) Art des constitutum gegeben ift. Der Bes 
griff iſt dabei am fich derfelbe und nur Einer. Auf die Ausprüde fommt nichts an, der 
Wille entſcheidet, die Ausdrücke fünnen nur einen Anhalt zur Conftatirung des 
Willens bieten. 

Eine andere Verfchiedenheit war noch, daß beim Conftitute die Zahlung mit allerlei 
Modificationen in Ort, Zeit, Art, ja felbft im Gegenftande der Zahlung veriprocen 
werden fonnte, was bei der fideiussio unzulälfig war. Dieſer Unterfchied kann bei uns 
noch weniger eine Scheidung der Begriffe begründen, da ſolche Modificationen auch mit 
der Idee der Uebernahme einer fremden Schuld ganz wohl vereinbar find, und bei der 
fideiussio nur durch die hergebrachte Stipulation ausgeſchloſſen waren. Wir fünnen 
daher heutzutage nur noch zwiſchen einfacher, beichränfter und modificirter Verbürgung 
unterfcheiden. Dagegen darf man das nicht überjehen, daß der Begriff des Gonftituts 
fremder Schulden in dem der Bürgfchaft keineswegs aufgeht, fondern alle Verſprechen, 
eine fremde Schuld zu zahlen, umfaßt, alfo auch die, welche gar nicht zum Zwecke der 
Sicherung des Gläubigers gemacht werden, jondern zu definitiver Verpflichtung neben dem 
Schuldner oder ftatt deſſelben. Solche Gonftitute find natürlich von der Bürgſchaft und 
ihren Grundfägen, namentlich ihren Beſchränkungen, ganz fern zu halten. 

Etwas anders ift das Berhältniß der Bürgichaft zum Eredit- Mandate (mandatum 
qualificatum), d. h. dem Auftrage an einen Andern, einem Dritten Geld zu leihen oder 
fonft zu creditiren. Nach römiſchem Rechte iſt diefes von der Bürgichaft formell völlig 
geſchieden, wenn auch der Sache und dem praftijchen Reſultate nach ſehr ähnlich. Der 
Mandant haftet dem Mandatar, wenn der Dritte die Creditſchuld nicht zahlt, aber er 
haftet ihm nicht nach dem Bürgfchaftöprincipe wegen Uebernahme der Creditſchuld des 
Dritten, jondern direct aus feinem Mandate nad dem Principe der Schadloshaltung des 
Mandatard; wenn er zahlt, zahlt er nicht die Creditſchuld des Dritten, jondern nur jeine 
eigene Mandatsichuld. Dieſen Unterſchied kann man nad heutigem Rechte nicht mehr jo 
fejthalten. Allerdings ift der Unterfchted von Bürgſchafts- und Mandatsprincip dem Bes 
griffe nach bei uns noch ebenſo, allein bet der abjoluten Fornlofigfeit der Bürgſchaft 
nach heutigem Rechte kann man nicht nur mit dem Greditmandate ſtets eine ausdrück— 
liche Bürgſchaft Durch den einfachen Beifag: man bürge, hafte, ftehe ein, übernehme die 
Gefahr u. |. w., verbinden, fondern es iſt ganz von felber in dem Greditinandat 
eine Bürgfchaft wefentlih implieite mit enthalten. Creditmandat ift ja nicht jede Ver— 
anlaffung eines Andern zum Greditiren durch Rath, Bitte, Aufforderung, jondern nur die, 
die mit der Abficht geichieht, ſich ihm dadurch rechtlich zu obligiven, d. b. ihm für die 
Untoften einzuftehen. Für die Unkoſten einftehen, beißt aber beim Greditiren nichts ans 
deres, als für die Nüczahlung des Creditirten, alfo für die fremde Echuld einftehen, 
d. h. ihre Zahlung verſprechen, falls der Schuldner nicht zahle. Das ift aber eben die 
einfache Bürgichaft, von aller Form entblößt. Diefe iſt alfo mit jedem wirklichen ver— 
bindlichen und klagbaren Greditmandate nothwendig von ſelbſt verbunden. Ob man fie 
noch ausdrüdlich daneben ausipricht oder nicht, tft im Leben rein zufällig, und fann einen 
praftiichen Unterjchted nicht begründen. Durch dieſe Bürgichaftsichuld wird aber die 
Mandatsichuld , jofern fie auf Erftattung der Creditſumme gebt, vollftändig abjorbirt. 
Zahlt der Mandant als Bürge, jo tritt gar fein Schaden, den er ald Mandant zu er= 
ſetzen hätte, ein, feine Zahlung ift daher aber auch ſtets als Zahlung der Creditsſchuld 
und nicht der Mandatsſchuld anzufehen. Inſofern iſt alfo im heutigen Rechte zwiſchen 
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Bürgſchaft und Creditmandat kein Unterjchied mehr. Indeſſen ift es Doch nicht richtig, wenn 
darum Windſcheid das Greditmandat gar nicht mehr ald Mandat, ſondern ald Garantie= 
vertrag und als cine „Form der Bürgſchaft“ bezeichnen will. Man muß im Creditmandate 
das Mandat und die Bürgichaft unterfcheiden. Die Iettere ift nicht eine befondere Form 
der Bürgſchaft, ſondern eine einfache Bürgihaft, allein das Mandat bleibt an fich neben 
der Bürgjchaft beftehen, und dies iſt nicht ohne praftiiche Folgen. Die mit dem Mans 
date ausdrüclich oder ftilljhweigend werbundene Bürgſchaft ift immer eine Bürgſchaft für 
eine zukünftige Schuld, und zwar eine, die erſt dur das Mandat felber veranlaßt wer- 
den jol. Imfofern ift die Bürgihaft hier vom Mandate abhängig. Wenn das Mandat 
gültig widerrufen ift, tritt auch die Bürgſchaft nicht in Kraft, ebenjo wenn das Mandat 
durch Tod einer der Parteien aufgehoben wird, und ferner, wenn das Greditiren nicht 
genau dem Mandate gemäß gejchehen ift. (Daß die Bürgſchaft erliicht, wenn der Credit 
eigenmächtig verlängert wird, tft bei der gewöhnlichen Bürgichaft nicht anders, jobald fie 
auf beftimmten Credit gerichtet ift.) Eben darum fann aber in ſolchen Fällen, nament- 
lich beim Wiverrufe, eine Pflicht zum Erfage der etwa entjtandenen Unfoften ſehr wohl 
aus dem Mandate begründet werden. Bergebens hat fih Arndts bemüht, um den Uns 
terichted von Bürgihaft und Creditmandat ganz zu befeitigen, dieſe Mandatsgrundfäge zu 
allgemeinen Bürgichaftsregeln zu machen. 

Auch der accefforiiche Charafter der Bürgihaft ift etwas genauer zu beftimmen, als 
in der Regel geſchieht. Man lehrt gewöhnlich, Bürgſchaft könne als folche nicht ohne 
Hauptichulo fein, fie ſei weſentlich accefforifch. Allerdings Tiegt es auch im Begriffe 
„bürgen“, daß etwas fein muß, wofür man bürgt. Man kann fich nicht abftract verbür- 
gen, fondern nur für eine Schuld oder Handlung, die dann die causa für das Verſprechen 
bildet. Man fann der Bürgichaft nicht jo wie der Hypothek den accefjorifchen Charafter 
abftreifen. Möglich ift zwar, eine Bürgſchaft unter einem abftracten Verſprechen, 3. B. 
einem MWechfel, zu verfteden, allein dann tritt die Bürgichaft eben nicht als ſolche hervor. 
Wenn man indeffen weientlih eine Obligation, d. h. eine gültige Schuld, als Grundlage 
der Bürgſchaft anfieht, jo iſt Dies nicht ganz genau. Zunächſt ift das Dafein einer 
gültigen Obligation jedenfalls nur für die Entitehung der Bürgſchaft nothwendig, nicht 
aud für die Fortdauer. Die Bürgſchaft iſt in dieſer Beziehung wie das Pfandrecht, 
das nach römischen Rechte zwar auch nicht ohne Hauptfchuld entftehen, wohl aber nad 
Aufhebung der Obligation fortdauern kann. Aufhebung der Obligation durch Befrie— 
digung des Gläubigerd, und was ihr gleich fteht, muß zwar ftets auch die Bürgſchaft 
wie das Pfandrecht aufheben, allein bei Aufhebung ohne Befriedigung kann die Obliga- 
tion in der Bürgichaft wie im. Pfandrechte fortvauern, auch ohne Naturalobligation. 
Beide können dem Gläubiger gerade auch gegen die Aufhebung der Obligation felber eine 
Sicherheit verſchaffen follen, jo namentlih wenn eine Bürgichaft gerade mit Rüchſicht auf 
eine zu fürchtende Aufhebung der Obligation, 3. B. durch Verjährung oder Reftitution, 
übernommen wird, oder werm der Bürge die Aufhebung der Obligation felber verfchuldet. 
AS Regel muß man -indeffen annehmen, daß wer fi für eine gültige Obligation ver= 
bürgt, auch nur haften will, ſofern die Schuld bleibt, und muß daher die Aufhebung 
der Obligation auch mit auf die Bürgſchaft erjtreden. 

Aber auch bei der Entftehung der Bürgfchaft ift eine gültige Hauptſchuld nicht weſent— 
ih. Allerdings heißt e8, daß bei nichtigen Schulden, z. B. bei Verſprechen von Kindern, 
Wahnfinnigen oder Verſchwendern, auch die Bürgichaft, ſowohl fideiussio als Conftitut, 
nichtig find, und ferner, daß die realen peremtorifchen Einreden auch den Bürgen zuftehen. 
Auch kann man nicht anführen, daß das Creditmandat in ſolchen Fällen gültig war, denn 
die Haftung trat hier nur aus dem Mandate und auf den Koftenerfag ein. Dagegen 
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ift bekanntlich die Verbürgung für ſchon verjährte Schulden nur beim falle des Irr— 
thums fr ungültig erflärt. In der bewußten Verbürgung für eine verjährte Schuld 
wird alſo ein Verzicht auf die Einvede der Berührung gejehen. Died muß natürlid) 
auch für andere Einreden gelten, 3. B. die des Zwanges, und e8 war jomit Bürgſchaft 
für eine effectiv ungültige Obligation wohl möglih. Wenn dies aber ift, jo ift im heu— 
tigen Rechte fein Grund, die Bürgfchaft nicht auch bei den eigentlich nichtigen Verträgen 
der oben genannten Art im falle der Kenntnig für gültig zu erklären. Der römiſche 
Grund, daf die fideiussio ihrer Form nad), und das Conftitut dem prätoriſchen Edicte 
nach, weſentlich eine wenigften® formell ipso iure gültige Obligatton vorausfegten, fült 
für und weg. In der Sache ſelbſt ift fein Unterſchied. Daher ift auch über die Haf- 
tung des’ Bürgen in foldyen Fällen an ſich fein Zweifel, abgejehen nur von eigentlich 
verbotenen und unfittlichen Verträgen, wo in der Berbürgung eine Theilnahme Liegen 
wirde. Man jagt aber in jenen Fällen, der Bürge hafte dann eben nicht als Bürge, 
fondern als Hauptjchulpner, fo 3. B. das preußifche Landrecht. Allein in der Intention 
der Parteien übernimmt er doch immer Bürgichaft, und feine Haftung ift keineswegs 
eine jelbftftändige, jondern immer von dem wirklichen Dafein des betreffenden Berhält: 
niffes und won der Nichtzahlung der Hauptperjon abhängig. Daß er keine Excuſſion auf 
diefe hat, verfteht fich zwar ven felbft, allein das iſt bei den Naturalobligationen und no 
mehr der verjährten Schuld ebenfo. Es ift daher die Frage, ob man den Begriff der 
Bürgfchaft für das heutige Necht nicht überhaupt weiter und etwas ander als im 
römischen Rechte faſſen müſſe, nämlich einfach dahin, daß man ſich bei uns nicht für die 
Dbligation als ſolche, jondern für die Yeiftung verbürgt. Bürgfchaft ift das Verſprechen, 
für eine Yeiftung, die von einem Andern vechtlicd oder factifch erwartet wird, einzuftehen, 
fie (oder ein Eurrogat für fie) eventuell ftatt feiner zu leiften. Dem deutichen Worte 
„bürgen“ Liegt jedenfalls diefer. Begriff zu Grunde, wie die Criminalbürgſchaft zeigt. 

Auf eine fremde Peiftung muß fi die Bürgichaft ſtets beziehen, darum kann fie ald 
ſolche auch nicht auf mehr als die Hauptleiftung gehen. Indeſſen fteht nichts im Wege, 
daß man für den Fall, daß die Hauptperjon nicht Leiftet, ſelbſtſtändig einen Zuſatz als 
Schadenserſatz, Conventionalſtrafe, Schenkung, Wette, oder ſonſt wie verſpricht. 

Als Selbſtſchuldner ſich verbürgen, ift eigentlich ein Widerſpruch, eine acceſſoriſche 
Schuld, die principal ift. Der praftiiche Gedanke dabei ift aber richtig. Materiell will 
man fich eigentlich auch hier nur für fremde Schuld vwerbürgen und hofft, daß der Schulpner 
felber zahlen werde, formell aber verpflichtet man fich, wie wenn man felber Schuldner 
wäre, d. h. man abftrahirt von der causa der Verbürgung, und übernunmt die fremde 
Schuld, wie wenn man fie jelber contrahirt hätte. Darin liegt nicht nur der Berzicht 
auf die Ercuffion, jondern ein Abjchneiden der ganzen ascefforifchen Beziehung zum Haupt- 
ſchuldner, jo daß man auch deſſen jegige und jpätere Einreden nicht benugen fan. Es 
iſt die Abjtreifung des accefjorifchen Charakters der Bürgichaft, To weit dies möglid) ift, 
ohne den Boden der Bürgfchaft ganz zu verlaffen. Correalſchuldner wird man dadurch 
nicht, ſondern nur einfacher Solidarjchuloner neben dem Hauptichuldner, Berpflichtet man 
jich als wirklicher Correalſchuldner, alſo gemeinfchaftlich mit dem Hauptſchuldner, jo bört 
die Beziehung zur Bürgfchaft ganz auf. Cie fann zwar aud) hier den eigentlichen ma— 
teriellen Grund und Zweck der Verpflichtung bilden, allein da bei der Correalobligation 
der Grund, warum man ihr beitritt, überhaupt rechtlich nicht berüdjichtigt wird, ſo 
fommt aud der Grund der Bürgichaft hier rechtlich nicht mehr zur Erſcheinung. Das: 
ſelbe ift, wenn der Bürge ftatt ſich zu werbürgen oder der Schuld beizutreten, fie geradezu 
ganz auf ſich nimmt (Expromifjion), oder glei” von vornherein fie ſelber an Stelle 
des eigentlichen Schuldners contrahirt (Intervention). Auch bier kommt die Bürgicaft 
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al8 Grund der Berpflichtung rechtlich nicht in Betracht, doch wird ihr Zweck, wenn ber 
eigentliche Schuldner für den Fall der Zahlung Erſatz verfpricht, vollftändig erreicht, 
während ihre Form volljtändig umgangen wird. Darin liegt der Grund, daß wenn ein 
Geſetz die VBerbürgung für gewiffe Perfonen verbieten, oder fie gegen die Gefahren aus 
ihr ſchützen will, es nicht blos die eigentliche Bürgſchaft, jondern auch alle die Geichäfte, 
wodurd fie umgangen werden kann, mit für ungültig oder unverbindlich erklären muß. Dies 
ift im römifchen Recht bei den Weibern gejhehen, und darum ift dem Begriffe der Bürg— 
Ihaft Hier der allgemeinere Begriff der Intercefjion, d. h. der Uebernahme einer fremben 
Dbligation (intercedere alienae obligationi), ſubſtituirt, umd diefe für ungültig erflärt, 
jobald fie zum Zwecke der Bürgſchaft geichieht. 

Die weitere jpeciellere Ausführung über die Erforderniffe und Wirkungen der Bürg- 
fhaft, jo wie über die Interceffion der Weiber ift unten im alphabetiſchen Theile 
nachzujehen. 


Befonderer Theil. 


Einleitung. $. 70. Im dem bejonderen Theile des Obligationenrecht8 find nicht 
alle einzelnen Obligationen, die überhaupt vorfommen können, darzuftellen, jondern, da das 
ganze Syſtem nicht nach den abftracten Rechtöfategorien jondern nad) der organifchen Ges 
ftaltung des Lebens geordnet ift, mur Diejenigen, die zum allgemeinen abjtracten Ber- 
mögenörechte gehören, die alſo auf dem allgemeinen Berhältnifje der abjtracten Per— 
jonen als folcher zu einander beruhen, mit Ausſchluß derer, die auf den bejonderen Fami— 
lien-, Vormundſchafts- und Erbverhältniffen beruhen, oder in den bejonderen Gewerbes 
verhältnifjen oder im öffentlichen Rechte begründet jind. Auch von jenen find aber nur 
die, welche jelbftftändige einzelne Verhältniſſe bilden, hier aufzuführen. Alle die, welde 
nur Modificationen der dinglichen Nechte find, gehören ind Sachenrecht, alle die, welche 
nur Modificationen und Acceſſionen von andern felbftftändigen Obligationen find, jind 
bereitö im allgemeinen Theile des Obligationenrechtd dargeftellt. 

Auch die Obligationsverhältniffe, Die hiernach hierher gehören, bilden, wie ſchon oben 
©. 321 bemerkt ift, fein eigentliches immerlich zufammenbängendes Syſtem, ſondern nur 
eine Reihe von Berhältniffen, wie fie Die Mannicfaltigkeit des Lebens geftaltet und ſtets 
neu geftalten kann. Nur die merkwürdig reichhaltige Entwidelung des römiſchen Lebens 
macht, daß die meiften heutigen Obligationenverhältniffe ſich auch ſchon im römiſchen 
Rechte finden. Zwei Begriffe treten als beberrichend und maßgebend hervor: Vertrag 
und Delict; am fie jchließen ſich die meiften jonftigen Obligationen als vertrags= und 
delictsähnlih an, außerdem find dann nur noch wenige. Auf diefen Rückſichten beruht 
die nachfolgende Ordnung, die jedoch nur eine Ueberficht geben ſoll und ihre fpecielle 
Ergänzung durch den alphabetifchen Theil des ganzen Werkes bekommt. 


I. Berträge. 


$. 71. Was das natürliche Syſtem der Verträge fer, ift eine in der neueren Sy— 
ftematit wiel befprocene Frage. Die neueren Geſetzbücher, Das öfterreichiiche, franzöſiſche, 
ſächſiſche und der deutſche Entwurf haben die Frage, durch die unglüdlihen Verſuche des 
preußijchen Laudrechts und der Theorie abgeichredt, ganz umgangen, indem fie die ein— 
zelnen Berträge einfach ohne weitere Sonderung in beliebiger Ordnung hinter einander 
geftellt haben. Für ein Geſetzbuch ift das auch wohl der ganz richtige Standpunft. 
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Die Wiffenfhaft kann fich jedoch der Frage nach der imteren Gliederung der Verträge 
nicht wohl entjchlagen. 

Unbrauchbar für das Heutige Recht ift die römiſche Eintheilung in contractus und 
pacta, mit der Unterabtbeilung der erfteren in Verbal-, Litteral-, Real- und Confen- 
fualcontracte. Die beiden erfteren Gontractsarten "fallen bei und ganz weg, zwiſchen 
Gonfenfualcontracten und paeta ift aber gar kein begrifflicher Unterſchied mehr. Soweit löſt 
fi die ganze Eintheilung bei uns in die von Neal= und Confenfualverträgen auf, und 
daß dieſer Unterſchied bei uns nicht mehr begründet ift, ift bereitS oben ©. 325 beiproden. 

Steht man von bloßen Gruppirungen nach Aehnlichteiten einzelner Verträge ab, jo 
ericheinen als Eintheilungen nach allgemein durchgreifenden Principien folgende drei: 

Zunächſt die Eintheilung in ein= und gegenfeitige Verträge mit der Unterabtbeilung 
ver letzteren in volltommen und unvolltommen gegenfeitige. Dieje Eintheilung wird jedoch 
meiſtens ſehr verunftaltet. Rein einfeitig iſt überhaupt nur das abftracte Verfprechen 
und die Schenkung, und davon gehört natürlich das erftere überhaupt nicht in Die Reihe 
der materiellen Verträge. Man hat daher die Rubrik dadurch ausfüllen zu müſſen ges 
glaubt, daß man das Darlehn und die dem Darlehn ähnlichen Obligationen ohne Ber: 
trag, oder gar auch nod Die unvollkommen gegenfeitigen mit bierbergeftellt hat. Allen 
die letteren bilden eine befondere Gruppe, die quaficontractlichen Verhältniſſe gehören gar 
nicht zu den Verträgen, und das Darlehn als rein einfeitigen Vertrag aufzufaflen, it 
für das heutige Necht falſch. Allerdings kommt beim Gelddarlehn kaum eine andere 
Pflicht, als die des Empfängers auf Rüdgabe, zur Erſcheinung. Allen an jich fteht das 
Darlehn als Yeihvertrag auf gleicher Stufe mit dem Commodate, es iſt nur der Unter 
ſchied, daß hier eine fungible dort eine nicht fungible Sache verliehen wird. Das Dar: 
lehn beruht bei und wie das Commodat auf Conſens und bona fides. Nicht die blofe 
res, das bloße Haben der empfangenen Sadye, begründet bei beiden die Obligation, ſon— 
dern die im Der Hingabe realifirte Vereinbarımg. Dies iſt beim Commodat ſchon im 
römischen Rechte fo. Nur ſehr umeigentlich jagen die Römer bei Commodat und Depo— 
fitum „re contrahitur obligatio“. Die res ift nicht „der“ Grund der Obligation, 
jondern mur ein Theil des Grundes. Wenn daher die Römer beim Commodat eine 
Berpflichtung des Commodanten und Haftung fir culpa anerkennen, jo muß Dies tm 
heutigen Rechte beim Darlehn gerade ebenfo fein, und kann 3. B. beim Getreidedarlehn, wenn 
man verborbened oder gar vwergiftete® Getreide hergäbe, praktiſch jehr bedeutſam hervor: 
treten. Dies ift auch längft bei uns anerkannt, und wenn man es jo oft nicht beachtet, 
jo tft Died wohl nur, weil man im Syſteme gern einen einfeitigen Vertrag weiter haben 
möchte, und fich darım gern in den „Banden, des römiſchen Rechts‘ halten läßt. Die 
Eintheilung der Berträge nad Ein= und Gegenfeitigkeit iſt daher folgende : 

1) einfeitige: Schenkung ; 
2) unvollfommen gegenfeitige: mutuum, commodatum, depositum, mandatum ; 
3) volltommen gegenfeitige: alle übrigen. 

Eine andere Eintheilung iſt Die nach dem factiihen Gegenftande der Verträge. Die 
Römer unterfceiden dare und facere. Dies entfpricht nicht unferem Geben und Thun. 
Dare ift nur Uebertragung von Eigenthum und Sevvituten, alles übrige ift facere, aljo 
auch das tradere, restituere u. f. m. Der ganze Unterfchied bezieht ſich bei den Rö— 
mern eigentlih nur auf die Stipulationen und die Klagen. Ein Syſtem der Verträge 
läßt fich nicht Darauf bauen. Das heutige Recht verfteht unter Thun nur perfönlicye 
Dienftleiftungen, körperliche und geiftige, unter Geben jedes Hingeben von Sachen, ſei es 
zum Behalten oder nur zum Gebrauden. Man fpricht zwar aud von Hingeben zur 
Aufbewahrung oder ald Pfand, indeſſen ıft bei erfterem das Aufbewahren der eigentliche 
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Inhalt der Obligation, und letzteres ijt bei und Einräumung des dinglihen Pfandrechtes 
mit dem bloßen Nebenvertrage des Befigend. Danach ergibt fich folgende Eintheilung 
der Berträge: 

1) Auf Dienftleiftungen: Mandat, Dienftmiethe, Depofitum, Trödelvertrag; dazu 
würden bet und noch Commiſſions- und Mäflervvertrag, Berlagsvertrag und ähnliche 
fommen. 

2) Auf Gebrauchsverſtattung: Commodat, Sachenmiethe, Darlehn, Zinsleihe, Pre— 
carium und ähnliche. 

3) Auf Beräuferung: Schenkung, Spiel, Kauf, Tauſch, Vergleich und ähnlice. 

4) Die Societät muß von diefen drei Klaſſen noch getrennt aufgeführt werden, weil 
fie einen allgemeinen, alles umfafjenden Charakter hat. Sie kann ebenjo wohl auf Bei— 
träge ald auf Handlungen und auf beides zufammen gehen, und bei den Beiträgen eben= 
jo wohl zum gemeinjchaftlihen Gebrauche als zum gemeinfchaftlihen Haben. Ueberhaupt 
bat die ganze Eintheilung der Verträge nach ihrem Gegenftande infofern etwas Schwan— 
fendes und Unbefriedigendes, als das Geben und Thun bei vielen Verträgen vereinigt 
ift, und namentlich einander gegenüber fteht, wie 3. B. beim Berlagsvertrage, umd eigent= 
lich bei allen Verträgen auf bezahlten Dienftleiftungen. 

Eine dritte Einteilung der Berträge ift nad ihrer rechtlichen Bedeutung fir das . 
Bermögen der Parteien, Alle Verträge haben zum wejentlihen Zwede Zumendung von 
vermögensrechtlichen Bortheilen irgend einer Art unter den Contrahenten, ein= oder gegen= 
ſeitig. Indeſſen fünnen diefe Zuwendungen einen jehr verſchiedenen Charakter haben. 
Mande, ja die meiften, enthalten eine Aufopferung für Das Bermögen, fer es durch Ver— 
äußerung von Rechten oder durch feſte perjönliche Verpflichtung, und ſei e8 mit oder ohne 
Gegenleiftung, jo bei Schenkung, Spiel, Kauf, Miethe. Andere bringen dagegen zwar 
dem Empfänger einen Bortheil, aber dem Geber feinen eigentlichen Nachtheil, fein eigent= 
liches Opfer, jo bei Commodat, Depofitum, Mandat, Neben beiden ftehen die Yeiftungen 
bet den Gefelljhaftsverträgen, fie find Aufopferungen an Geld oder Kräften, aber feine 
Dpfer an den Andern, fondern Opfer an einen gememfamen Zweck, der Jedem nur Ge- 
winn, jei e8 an Genuß oder Geld, bringen fol. Damit find folgende weitere praftifche 
Scheidungen und Gefichtöpunfte verbunden : 

1) Berträge ohne Aufopferung. Die bierher gehörigen Verträge find voll- 
jtändig: Mandat, -Depofitum, Commodat nebft Precartum und das umverzindlihe Dar: . 
lehn. Das Eigenthümliche bei ihnen ift, daß' fie in der Negel umentgeltliche Zuwendungen 
enthalten, meiftens nur Gefälligteiten, daß fie aber eben darum auch in der Regel frei, 
oder wenigftens fast frei, widerruflich find, eben weil fie jonft in wirkliche Aufopferung 
übergeben würden. Dies bleibt auch, wenn eine Bezahlung ausgemacht ift, und zwar ift 
diefe dann vom Widerruf abhängig. Darin liegt der Unterfchied von der Miethe. Bes 
fanntlich ftreitet man, warum Mandat und Depofitum durd VBerfprechen einer Bezahlung 
nicht in Miethe übergehen, und worin der Unterfchied Liege. Er Liegt nur darin, daß 
bei Miethe feſte gegenfeitige Verpflichtung ift, von der Keiner zurück kann; man kann zwar 
die wirfliche Ausführung der Dienfte erlafien ſelbſt verbieten, aber zahlen muß man doch. 
Ein Mandat fann man trog veriprochener Zahlung widerrufen und braucht dann auch 
nicht zu zahlen. j 

2) Berträge mit Aufopferung. Hier unterfcheiden ſich zunächft die rein ein= 
feitige und die volltommen gegenfeitige Aufopferung, Schenfung und Tauſch, d. b. aller 
Austauſch von Leiftungen. Bei der Schenkung. ift die causa der eigenen Yeiftung oder 
Verpflichtung lediglich Yıberalität, beim Tauſche ift e8 die Gegenverpflichtung. Zwiſchen 
beiven fteht das Spiel. Es iſt im Eingange zweifeitig wie der Taufh, im Ausgange 
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einfeitig wie die Schenkung, d. h. Jeder muß fich verpflichten, wie beim Tauſche, aber nur 
Einer joll wirklich leiſten, alſo Einer verlieren Einer gewinnen, wie bei der Schenfung, 
und der Zufall ſoll enticheiven, wer verliert und wer gewinnt. Die causa der Ber: 
pflihtung ift alſo für jeden die Hoffnung und Möglichkeit ded Gewinns. Dem Spiele 
parallel ftehen alle anderen gewagten Geſchäfte, daher namentlich auch alle Ber: 
ficherumgsverträge. 

Schenkung, Spiel und Taufch find die drei Arten, wie man vertragsmäßig feine 
Sadyen und Rechte veräußert, fie bilden daher die causae der Veräußerungen. Was der 
Segenftand ift, ob Sachen oder Rechte, und diefe translativ, conftitutiv oder remiſſiv, 
oder ob Handlungen und Dienfte, ift bei allen drei Verträgen gleichgültig. Ebenſo ob man 
gleich Teiftet oder erft verſpricht. Es iſt bearifflos, bei der Schenfung obligare, dare, 
liberare einfach coordiniren zu wollen. Ebenſo grundlos ift, weil man den Zwech ber 
Schenkung, einen Andern zur bereichern, auch ohne Vertrag, d. h. ohne Schenkung, er: 
reichen kann, 3. B. wenn man heimlich feine Schulden zahlt oder feine Sachen verbeſſert, 
darum die Schenfung von den Verträgen ausſcheiden zu wollen, wie Savigny that. 
Schenkung und Spiel ftehen dem Taufche übrigens dadurch entgegen, dar fie beide auf 
einfeitige Verarmung gehen, während beim Tauſche die Aufopferung wenigftens dem 
. Principe nach durch die Gegenleiftung wieder aufgewogen wird. Es beruht darauf, daß 
für Schentung und Spiel eine Menge gefetlicher Beſchränkungen find, von denen beim 
Tauſche keine Rede ift, und zwar beim Spiele noch mehr als bei der Schenkung, weil 
die causa des Spield, die Hoffnung auf Gewinn, mehr und allgemeiner geeignet tft 
blinde Leidenſchaft aufzuregen, als die causa der Schenkung, die Yiberalität. 

Der Tauſch umfaßt im allgemeinen alle Verträge auf gegenfeitigen Austauſch von 
Leiftungen. Im einzelnen fann man unterſcheiden Austauſch der Dinge gegen ihren Gelb- 
werth und gegen andere Dinge. Das erftere it Kauf und Miethe (Saden= und Dienfi- 
miethe), das lettere der Taufch im engern Sinne und alle übrigen derartigen Verträge, 
ſowohl die, welche bejondere Namen haben, wie Zinsdarlehn, Trödelvertrag, Verlage: 
vertrag, auch Bergleih, Compromiß u. a., als alle die, die mehr mur vereinzelt vor: 
fommen und daher im Yeben keinen allgemeinen Namen erlangt haben, j. g. Innominat: 
contracte, wie 3. B. der Inftitutionenfall von den zwei Bauern, die mit einander abwech— 
jelnden gegenfeitigen Gebrand; ihrer beiden Ochſen ausmachten. Die Römer führen fie 
auf die vier Hauptkategorien zurüd: do ut des, do ut facias, facio ut des, facio ut facias. 

3) Gejellfhaftsverträne Dies find alle Verträge auf Begründung einer 
Gemeinſchaft von vermögensrechtlichen Verhältnifien unter den Contrabenten. Das Eigen: 
thümliche dabei ift, daß Die Parteien fich zwar zu gegenfeitigen Peiftungen von Sachen 
oder Handlungen verpflichten, aber nicht wie beim Tauſche mit entgegengelegten Intereflen 
und Zweden, jondern zu gemeinfamen. Es fol ein gemeinfamer Erfolg erreicht werden, 
wovon Alle Bortheile haben, Jeder behält daher eigentlich, Das, was er gibt, Doch wieder 
ebenfo für fich zurüd. Daraus folgt, daß der Vertrag hier nicht blos unter zwei, fondent 
unter beliebig viel Perfonen gefchlofien werben und alle andern Verträge zum Zwecke 
haben kann, und daß bei größeren Gefellichaften der gemeinfame Zwed eine ſelbſtſtändige 
über allen Einzelnen ftehende Vertretung erhalten kann, durch die dann die Beziehungen 
der Einzelnen zu einander vermittelt werden. 

Im einzelnen kann die Gefellichaft nad Zweck, Umfang und Form ſehr verſchieden 
jein. Der Hauptunterfchted ift zwifchen der einfachen und der Erwerbsgeſellſchaft, d. b. 
ob fie nur auf gemeinjchaftliches Haben und Genießen einzelner oder mehrerer Sachen 
oder des ganzen Vermögens geht, oder auf gemeinjchaftliches Erwerben und Verdienen, 
entweder durch einzelne Geſchäfte oder ganze Geſchäftszweige oder die gefammte Ermwerbs- 
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thätigkeit. Die Erwerbögejellfchaften find namentlich im heutigen Handelsrechte meiter 
ausgebildet, mit Verſchiedenheit der perſönlichen Stellung der einzelnen Mitglieder; es 
beruhen darauf die Unterfchiede von offener, ftiller, Commandit- und Actiengejellichaft. 
Im römischen Recht kommen diefe Gefellichaften noch nicht vor, e8 hat nur die offene. 

4) Verſprechen ohne Angabe des Grundes. Das Syftem der Verträge 
würde nicht richtig ſein können, wenn der Wechjel und andere abftract, d. h. ohne An— 
gabe der conereten materiellen causa, gegebene Verſprechen feinen Plag darin fänden. 
Indefjen verfteht fich, daß folche Verträge nicht einfach coordinirt in der Neihe der mate— 
riellen Berträge ihren Platz haben fünnen, jondern daß fie in beftimmten Gegenfage 
ihnen allen gegenüber ftehen müffen, wie fie ja thatfähhlih ihren Stoff und Grund aus 
allen jenen Berträgen entnehmen können und meiftens wirflid entnehmen. Im römifchen 
Rechte würde hierher die Stipulation zu ftellen fein, im heutigen gehört der Wechjel hier: 
ber und alle anderen von ihrer causa getrennten Verſprechen. 


II. Belicte. 


$. 72. Die Obligationen aus Delicten nehmen im heutigen Rechte eine bedeutend 
einfachere Geftalt an, al® im römiſchen. Im römischen Nechte wurde Das ganze Gebiet 
der Privatdelicte von dem Syfteme der Privatftrafen beherricht, die zum Theil mit dem 
Scadenserfate enge verbunden maren, und durch eine Menge befonderer Strafbeftim- 
mungen eine Reihe von Unterfchteven und Kategorien bervorriefen, die wegfallen, ſobald 
e8 jih um den einfachen Schadenserfag handelt. Ob eine Beſchädigung 3. B. mit oder 
ohne Complott verübt ift, an Begräbniſſen oder andern Saden, fann für die Strafe 
maßgebend fein, der Erſatz des Schadens und die Pflicht dazu muß diefelbe fein. Das 
heutige Recht hat nun von den römijchen Privatftrafen, wenigftens ſoweit fie ſelbſtſtändige 
Obligationen begründen, nur noch eine, die äſtimatoriſche Injurienſtrafe. Auch diefe wird 
aber ihres rein frafrechtlichen Charakterd wegen aus den Darftellungen des Privatrechts mit 
Recht in der Regel ausgewieſen. Die allgemeine privatrechtliche Folge der Delicte ift 
daher nur Schadenserjag ; nur tritt bei den Delicten, die in Entziehung von Sachen oder 
Rechten beftehen, aud ein Anspruch auf Rückgabe und Diererherſulug ſoweit fie factifch 
möglich find, ein. 

Demnad) können die einzelnen Delicte nur nad der Art, wie ein Schaden zugefügt 
wird, unterjchieven werden. . Dan könnte zwar fragen, ob diefe Scheidung nothmwendig, 
ob man nicht mit einer allgemeinen Klage wegen widerrechtlicher Schadenszufiigung aller 
und jeder Art ausreichen könnte. Im preußischen Rechte ift dies in gewiſſer Weife ges 
ſchehen. Indeſſen ift der Begriff der widerrechtlichen und culpofen Schadenszufügung 
doc; ein jo weitgreifender, daß eine gewiſſe Specialiſirung ſich keinenfalls ganz entbehren 
läßt; im römiſchen Rechte aber, welches nirgend von Abftractionen, ſondern überall von con= 
ereten praftiichen Berhältniffen des Lebens ausging, findet ſich ein jo allgemeiner Rechts- 
ſatz und eine fo abftracte Klage überhaupt gar nicht. Man hat fie zwar früher oft in 
der Lex Aquilia und ihren Erweiterungen finden wollen. Allein die Lex Aquilia 
jelbft war ganz fpeciell nur auf Tödten, Verwunden, Zerbrechen, Zerreißen und Verbrennen 
geftellt, und auch alle jpäteren Ausdehnungen blieben Doch immer auf Schadenszufügung 
durch mechaniſche Thätigfeit und Einwirkung auf Sachen beichräntt. Auf Schadens- 
zufügung durch VBermittelung von Rechtöverhältnifien, Proceffen u. dgl. ift fie nie aus— 
gedehnt, für dieſe find nur ſpecielle befondere Beftimmungen da, die aber nicht vollftändig 
alle möglichen Fälle umfaffen. Nur für alle abfichtlichen dolofen Schadenszufügungen ift 
eine allgemeine Beftimmung gegeben. Hier ift für alle Fälle, die unter feine befondere 
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Beſtimmung fallen, für die alſo feine befondere Mage da ift, eine ganz allgemeine Aus- 
bülfsflage, Die actio doli, aufgeftellt. Diefe muß wejentlih in dieſer Allgemeinheit auf: 
gefaßt werben, man darf fie nicht auf Betrug, betrügliche Entziehung u. dergl. beſchrän— 
ten, fie umfaßt vielmehr alles und jedes doloſe Unrecht, wofür feine befondere Klage ift. 
Im einzelnen find aber folgende Arten widerrechtliher Schadenszufügungen zu unter: 
ſcheiden: 

1) die durch unmittelbare Einwirkung auf fremdes Eigenthum. Hierher gehören: 

a) nach der Lex Aquilia alle Verwundungen und Tödtungen von Thieren, Be— 
ſchädigungen und Zerſtörungen von Sachen, Entziehung von Thieren und Sachen ohne 
Aneignung ; 

b) alle Aneignungen dur Diebftahl, Raub, Dejection ; 

c) alle Gewalt und Eigenmacht in Beziehung auf Anlagen und Vorrichtungen an 
Grundftüden (interdietum,quod vi aut clam, operis novi nuntiatio, Interdicte bei 
res publicae). 

2) Gewalt und Zwang gegen die Perfon. Daber unterfcheiden fich : 

a) unmittelbare Gewalt durch Bermundung, Tödtung, Entziehung der Freiheit, 
Verhinderung von Handlungen ; 

b) mittelbaver Zwang Durch Drohungen und Erprefjungen (actio metus und 
calumniae, condietio ex injusta und turpi causa). 

3) Beredung, Verführung, Täuſchung, Berleumdung (Bertragäflagen und actio 
doli). 

4) Betrügliche Veräußerungen zum Nachtheile der Gläubiger (actio Pauliana). 

5) Verlegung befonderer Amtspflichten bei Richtern, Beamten, Scadwerftändigen 


(iudex qui litem suam faeit). 


II. Bertragsähnlidhe Obligationen. 


8. 73. Es gibt eine Reihe von Verhältniſſen, wo factifch Die materiellen Elemente 
eines Vertrages vorhanden fein fünnen, ohne daß eine Willenswereinigung ftattgefunden 
bat, und wo daher die Billigkeit fordert, Daß ohne Vertrag doch wie aus dem Bertrage 
eine Verpflichtung eintritt. Die Verbältniffe find Gelchäftsführung ohne Auftrag, Gemein- 
ſchaft ohne Soctetät, grundloje Bereicherung wie aus Darlehn, Die Römer nennen diefe 
Fälle obligationes quasi ex contractu, fie bezeichnen Damit zugleich ven praftiichen 
Grund der Obligation und Das rechtliche Brincip ihrer Behandlung, und es ift daher 
jehr unverftändig, wenn man bei ung geglaubt hat, die Fälle wiſſenſchaftlicher als Obli- 
gationen aus einfeitigen Handlungen, Zuftänden u. dal. zu bezeichnen, wobei der eigentliche 
Rechtsgrund völlig verichleiert bleibt. 

1) Bei der Gefhäftsführung ohne Auftrag ftellen die Römer die einfach 
private und freiwillige Bejorgung fremder Angelegenheiten und die Durch Vormünder und 
Beamte zufammen, doch haben die Ietteren infofern einen anderen Charakter, ald Bor: 
minder und Beamte durch Gefeg oder den Staat beauftragt werden und feſte Normen 
für ihre Amtsführung haben. Das eigentliche freie Vertragsprincip fommt nur bei der 
einfachen negotiorum gestio zur Erſcheinung, wo der gestor ſich gewiſſermaßen jelbft in 
die Seele des Abwefenden hinein den Auftrag gibt, und wo daher die Nütlichfeit Der 
Geſchäftsführung nicht nach objectiven Principien zu bemeſſen tft, ſondern Lediglich nach 
den concret fubjectiven, vielleicht ſehr individuellen und zufälligen, Intereffen des Abweſen— 
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den. Der Eingriff in fremde Gefchäfte hat wejentlich ſtets etwas Nisfirtes, und darf gar 
nicht objectio bemefjen werden, was gewöhnlich überfehen wird. 

2) Die Gemeinſchaft ohne Societät entfteht Gauptfächlich bei gemeinſchaft— 
lichen Erbichaften, Yegaten, Schenkungen, Confufion, Grenzverwirrung u. dgl. Sie be 
gründet dann die Rechte auf gemeinfchaftlichen Gebraud und Genuß, Theilung der Früchte 
und Theilung der Sache jelbit, worauf die ſ. g. Theilungsflagen geben. 

Ein befonderer, wichtiger, aber ſtets verfannter Fall ift noch die gemeinjchaftliche 
Seegefahr umd die daraus entjtehende Pflicht der gemeinfchaftlichen Tragung der ſ. g. großen 
Haverei. Die Romaniften ftellen die Lex Rhodia de iactu meiſtens unter den Gefichtd- 
punkt der Miethe, weil die Sache bei gemietheten Schiffen gelegentlid der Miethflagen 
erledigt werden kann. Dies ift aber ganz äußerlich und zufällig. Das Princip felber 
wird dadurch nicht berührt. Dies iſt vielmehr, wie die Römer jagen, daß das commune 
periculum ein commune detrimentum und damit ein consortium collationis begründe 
oder, wie ganz gleich das deutiche Handelsgeſetzbuch jagt, daß bei „gemeinfamer Gefahr“ 
alle Schäden, die zur Rettung nothwendig werden, „gemeinichaftlich getragen wer— 
den” müſſen. 

3) Grundlofe Bereiherung tritt beim Darlehn ftets ein, jobald es gefündigt 
ift und doch nicht zurüdgezahlt wird. Die causa mutui, die bis dahin die Bereicherung 
durch die Geldzahlung begründete, füllt dann weg und es tritt daher ein habere sine 
causa ein. Bon diefem Standpunkte aus, jagen die Römer, muß man jede Geldyahlung 
und weiter auch jede andere Bermägenszumendung an einen Andern auffaffen, die aus 
einer beftimmten causa geichieht, welche ſich hinterher als irrthümlich, nicht erfolgend oder 
ungültig herausſtellt. Ueberall tritt ein habere sine iusta causa ein, wie beim Dar- 
lehn nach der Kündigung, und darum auch eine condietio eius quod sine justa causa 
datum est oder furz eine condictio sine causa. Vom Geben ift das Princip dann 
weiter auch auf die Fälle ausgedehnt, wenn Jemand eigenmächtig, alſo aud) sine causa, 
fremdes Geld oder andere Sachen hinnimmt und fich Dadurch jelber bereichert, oder frem— 
des Geld oder andere Sachen, die er ohne Eigenthum in Detention hat, confumirt und fid) 
jo um ihren Werth oder wenigitens ihren Genuß bereichert. 

Wejentlich ift ſtets die Bereicherung und der Mangel der causa. 

a) Eine Bereicherung ift nicht ſchon das einfache factiiche Haben, ſondern mur 
der Uebergang in das Vermögen, aljo wenn man entweder das Eigenthum der Sachen 
befommen oder fie confumirt hat. Co lange der Verlierende vindicıren fann, iſt er recht— 
lich nicht ärmer und der Andere nicht reicher. So lange Vindication, jo lange feine Con— 
diction. Nur um den Befig als foldhen fann man aud ohne Eigentum und Gon= 
ſumtion bereichert fein, und darum ijt dann injofern wenigſtens eine condicetio posses- 
sionis möglich). 

b) Mangel einer causa ift nad) der feinen römiſchen Scheidung und Ordnung: 

a) bei causa futura, wenn die causa nicht eintritt oder für den Empfänger 
ſchimpflich ift (cond. causa data causa non secuta und cond. ob turpem causam); 

f) bei causa praeterita, wen die causa rechtlich ungültig iſt oder eine irr— 
thümlih angenommene Schuld war (cond. ex iniusta causa und cond. indebiti); 

y) bei causa nulla, wenn gar feine causa da war oder nur Eigenmacht und 
Conſumtion (cond. sine causa und cond, furtiva). 

Dagegen ift e8 aber nie eine grumdloje Bereicherung, wenn Jemand etwas aus einem 
gültigen Vertrage befommt, bei gegenfeitigen Verträgen auch Dann nicht, wenn er feine 
Gegenpflicht nicht leiftet oder gar durch Zufall davon ganz frei wird. Wegen Nichterfül- 
lung der Gegenpflicht kann daher nie das Gegebene condieirt werden, jondern nur auf Erfül- 
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fung oder Schadenserfat, oder gar nicht, geflagt werben. Der Grund ift, weil nad 
den Conſenſualprincipe Die causa der eigenen Pflicht und Leiſtung nicht die wirkliche 
reale Leiftung des Andern ift, ſondern jchon feine Verpflichtung zu derjelben.. Auch rela= 
tiv ift feine grundlofe Bereicherung, wenn man die Sade mit causa von Jemand be— 
tommt, der fie jelbft ohne causa hat, 3. B. wenn der Dieb das geftohlene Geld ver: 
ſchenkt und der Beſchenkte es bona fide confumirt. Die bloße bona fides und Puta- 
tiotitel genügen dagegen nicht. 

Das Princip der grumdlojen Bereiherung läßt aud eine gewiſſe Ermeiterung und 
Ausdehnung auf ſolche Fälle zu, wo zwar eine formell gültige causa da ift, aber Diejelbe 
in den materiellen Rechtöverhältniffen feinen rechtfertigenden Grund hat, jo namentlich bei 
dem Erwerbe des Eigenthums durch Specification, Acceffion, Alluvion, Aouljion, und wenn 
Stellvertreter irgend einer Art oder unbeauftragte Gejchäftsführer den Herrn durch müß- 
liche Berwendungen in fein Vermögen bereichern. Der Standpunft der Condictionen paßt 
bier nicht unmittelbar, doch muß man andere Klagen (in factum, de in rem verso) 
zulaffen, wenn auch die Grenze im römiichen Nechte zweifelhaft ift. 


IV. Delietsähnliche Obligationen. 


$. 74. Die Römer bezeichnen als obligatio quasi ex delieto die Schadenserjag- 
pflicht des Nichterd wegen parteiiſchen Urtheils, und die Haftung des Hausbewohnerd und 
des Gajtwirthes für fremde culpa in den oben ©. 329 genannten Fällen. Die erfte 
muß bei und als wirkliche Delictsihuld aufgefaßt werden, die legtere ift eigentlich nur eine 
ſubjective Mopification wirklicher Delictsobligationen, doch Legen die Römer dabei die Nee 
einer gewijjen eigenen Verſchuldung mit zu Grunde. 

ALS weitere Fälle delietsähnlicher Obligationen müſſen dann noch bezeichnet werden die 
Haftung für den Schaden, den Thiere anrichten, und für den Schaden durch Lebloje Sachen 
nebft der Abwendung drohenden Schadens durch cautio damni infecti mit ihren Folgen 
(oben ©. 329 und 330), und endlich die Klage wegen eigenmächtiger Veränderung Des 

natürlichen Waſſerlaufs. j 


V. Sonjtige Obligationen, 


8. 75. Durch die bisher aufgeführten Obligationen ift das Gebiet der möglichen 
vermögensrechtlichen Verpflichtungen nicht erſchöpft. Abgejehen von den Verpflichtungen, Die 
acceffortich in den Verhältniſſen der anderen Rechtögebtete vorkommen, können durch Recht 
und Gefeg auch anderweitige felbftitändige Obligationen entweder aus Billigfeitsgründen 
im Yeben anerkannt, oder aus Zmedmäßtgkeitsgründen auferlegt werden. Es find bier 
aus dem römiſchen echte noch folgende drei Obligationen aufzuführen. 

1) Die Erhibitionspflicht, die eine jehr weit verbreitete Anwendung hat, und in 
mehrfacher Steigerung vorfommt. Ste befteht zunächſt nur in der Pflicht, eine Sache, 
die man im factiichen Befige hat, einem Andern, behufs der Recognoscirung zu rechtlichen 
Zweden, zu zeigen. Bet Urkunden dehnt fich Dies Zeigen auch auf Das Leſen und Ab- 
ſchreiben aus. Stellt ſich nach geichehener Necognoscirung heraus, daß der Beſitzer den 
Befig gar nicht für fih in Anſpruch nimmt, wie bei zugelaufenen Thieren, zugeſchwemm— 
ten Sachen, geftohlenen Sachen u. ſ. w., jo dehnt fich das Zeigen zur Duldung der 
Wegnahme aus, und ift die Sache durch Acceffion mit andern verbunden oder vergraben, 
jo umfaßt die actio ad exhibendum ſogar auch die Trennung und Ausgrabung. 

2) Die Beerdigungspflict. Dieſe haftet zumächit auf Dem eigenen Vermögen des 
Berjtorbenen und trifft infofern die Erben. Wußerdem bat das römische Recht fie nur 
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angenommen beim Bater für jeine Kinder in der Gewalt, weil er Durch fie erwirbt, umd 
für den Ehemann, „ne iniuria videatur, uxorem insepultam relinqui.“ Säumt der 
Pflichtige mit der Beerdigung, jo kann fie Jedermann bejorgen und vom Pflichtigen mit 
der actio funeraria die Koften erjegt verlangen. 

3) DieAlimentationspflicht. Dieſe eriftirt nach römiſchem Nechte als ſelbſtſtändige 
Pflicht, d. h. abgejehen von Verträgen und Yegaten, nur für ebeliche Afcenventen und 
Defcendenten gegenfeitig, und außerdem für den unehelihen Vater beim Concubinate. 
Im heutigen Rechte ift fie auf alle unehelichen Kinder ausgedehnt. 


C. Das Samilienredt. 


Einleitung. 8.76. Es ift ſchon oben ©. 254 bei der allgemeinen Begründung des 
Syſtems ausgeführt, daß die drei Nechtögebiete des Familien-, Vormundſchafts- und Erb: 
rechts ihre Grundlage im Gattungsleben der Menfchen haben, im Gegenfage zu dem 
Begriffe der abftracten Perfönlichkeit, auf dem das allgemeine Bermögensrecht beruht. Das 
Familienrecht geht aus dem Gejchlechtöleben des Menſchen hervor, d. h. aus der Dif- 
ferenz und Vereinigung der Gejclechter und der Zeugung und Abltammung. Auf 
dem erfteren beruht die Ehe, auf dem legteren das Verhältniß der Neltern und Kinder 
und der weiteren Verwandten. Die unmittelbare gefchlechtliche Verbindung der Ehegatten 
und der Erzeuger und Erzeugten begründet auch unmittelbare felbftftändige Rechtöverhält- 
nie. Die nur mittelbare Verbindung der gemeinfam Abftammenden führt zu feiner uns 
mittelbaren Rechtsgeſtaltung, jondern hat ihre Wirkjamfeit nur mittelbar darin, daß die 
Familie das Mittelglied ift, wodurd der Einzelne mit der Gattung in Verbindung ftebt, 
und daß daher da, wo dad Verhältniß Des Einzelnen zur Gattung hewortritt, bei der 
Vormundſchaft und beim Erbrechte, die Gattung zunächſt durch die Familie (meiter dann 
durch den Staat) vertreten wird. 

In welchem Berhältniffe die phyſiſche Seite des Gefchlechts= und Gattungslebens zu 
jeiner fittlichen und rechtlichen Seite ftehe, iſt wiel beftritten. Früher ſah man die phy— 
ſiſche Seite als den eigentlichen Stoff an, der durch Das Recht nach allerlei Zweckmäßig— 
feitörüdfichten georonet würde. Die neuere Theorie legt das Hauptgemwicht auf die fittliche 
Seite: Ehe und Familie ſeien fittlihe Begriffe, zu Denen das Necht nur Hinzutrete, um 
einzelne äußere Beziehungen zu ordnen. Beide Anſchauungen zerreigen den inneren orga- 
niſchen Zufammenhang der Verhältniſſe. Wenn Recht und Sittlichfeit überhaupt Die Auf: 
gabe haben, das Yeben des Menſchen feinem Weſen gemäß zu geftalten, jo kann aud 
in den Geſchlechts- und Gattungsverhältniffen nur ihr eigenes Wejen jelbft die Quelle für 
ihre ſittliche und rechtliche Geftaltung bilden. Die Römer fagen, die Gejchlechtöverbin- 
dung und Kindererzeugung ſeien ein „ius, quod natura omnia animalia docuit“, Das 
ift natürlich jo unmittelbar nicht zu gebrauchen, aber e8 liegt der richtige Gedanfe darin, 
daß dieſe Berhältnifje in der Natur felbft, im Wejen der Dinge, das Princip ihrer Ges 
ftaltung haben. Das Gejchlechtsleben des Menfchen iſt der Punkt, wo fein fittliches Yeben 
mit feinem Naturleben am unmittelbarften in Verbindung fteht, wo Das Sinnliche ſich zu 
der idealſten Bergeiftigung erhebt, und umgefehrt das reinſte Ideal in finnliche Verkör— 
perung übergeht. Die Einheit des natürlichen, fittlichen und rechtlichen Gejeges tritt da— 
ber hier am unmittelbarften hervor. Sie ruht in dem allgemeinen Sate, daß das We— 
jen der Dinge das Geſetz ihrer Erjcheinung if. Im den äußeren Naturdingen vollzieht 
fih das Weſen mit abjoluter Naturnothwendigfeit, im Thiere durch den thieriichen In— 
jtingt, im Menſchen durch feine eigene freie That. Der Menſch bringt ſich fein Weſen 
zum Bewußtſein und hat e8 danach mit Freiheit auszuführen. Bei ihm wird das Natur- 
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gejeg zum Sitten- und Rechtsgeſetze. Darin liegt ed, daß die phyſiſchen Verhältniſſe ihr 
fittliches Gebot in ſich jelber tragen und damit zugleich auch weiter das Princip für bie 
rechtliche Ordnung ihrer äußeren Erſcheinung. Nur in engiter Verbindung mit einander 
können deshalb alle drei Elemente verftanden und gewürdigt werben. 


I. Die Ehe. 


$. 77. Die Ehe. bat ihren Ausgang in der Differenz der Geſchlechter. Dieſe ift 
nicht blos eine körperliche, ſondern durhdringt das ganze Weſen des Menfchen. Mann 
und Werb find in Anlagen, Fähigkeiten und Charakter, und darum auch in Lebens- 
aufgabe und Beitimmung, vwerjchieden. Das Welen des Menſchen offenbart ſich eben 
nicht in abftracter Einheit, ſondern nur in der einfeitigen Geſchiedenheit der beiden Ge— 
ſchlechter. Darum bat jedes derſelben den Dlangel ver Einfeitigfeit in fich, und damit 
zugleich auc das Bedürfniß umd die Beitimmung, ihn durch die Bereinigung mit den an- 
deren Geſchlechte zu ergänzen und aufzuheben. Die Berbindung aber, die diefen Grund und 
Zweck hat, kann feine blos körperliche, oder ſonſt auf einzelne Beziehungen und Zwecke be= 
Ichräntte, fein, jondern muß das ganze Wejen des Menjchen, fein inneres und Äußeres 
Dafein und eben umfaſſen. Dieſe vollftändige Weſens- und Yebensvereinigung der Ge- 
Ichlechter zur Ergänzung ihrer gefchlechtlichen Einfeitigfeit it die Ehe. Sie umfaßt gleich: 
mäßig die Äußere fürperliche Gefchlechtsverbindung, und damit die Erzeugung und Erzie— 
hung von Kindern, und das innere geiftige, gemüthliche und fittlihe Zujammenleben, und 
durdy beide Seiten zufammen wieder die Gemeinſchaft des gelammten äußeren Yebens und 
die gegenfeitige Unterftügung darin. Was von dem allen tm einzelnen Falle factiich Die 
meiste Bedeutung gewinnt, hängt vom Zufalle und den Yebensichidjalen ab, für den Be— 
griff als ſolchen ift es gleichgültig. Man fragte und ftritt früher darüber, was der 
Zweck oder menigfteng der wejentliche oder Hauptzwed der Ehe fei, und fette ihn im die 
eine oder andere der genannten Beziehungen; gegenwärtig braucht diefe Frage nur als 
eine veraltete angeführt zu werben. 

Daß etwas, was jo die ganze Natur des Menſchen nad allen Seiten ergreift, auch 
für die äußere Betrachtung und Behandlung einen vielfeitigen Charakter bietet, iſt nicht 
anders möglich; die Ehe hat ihre phyſiſche und phufiologtiche, piychiiche und anthropolo— 
giſche, fittliche, veligiöfe und rechtliche Seite. Alle find aber untrennbare Elemente Eines 
Begriffes und ftehen in enger organtjcher Verbindung. Auch die vechtliche Seite der The 
hat die anderen zur wejentlichen Borausfegung ; man kann auch nicht einen einzigen Sat 
des Eherechts wiſſenſchaftlich beftimmen, ohne daß die übrigen Seiten der Ehe dabei zu 
Grunde Liegen. Die rechtliche Natur der Ehe beruht keineswegs blos darauf, daß die 
äußere Gemeinjchaft der Gatten überhaupt eine rechtliche Ordnung haben muß, denn die 
fünnte fie aud durch Vertrag befommen, jondern wejentlic darauf, daß das äußere Da— 
jein der Ehe eine ihrem inneren Wejen entiprechende rechtliche Geftalt befomme. Das 
Weſen der Ehe, alfo das Verhältniß der Gejchlechter, muß den Inhalt des Eherechts be- 
ſtimmen (hiſtoriſch natürlich in der concreten Auffaffung eines jeden einzelnen Volkes). 
Die dem Wefen der Ehe entiprecjende Geftalt derjelben ift zugleich die ſittliche; inſofern 
fann man auch jagen, das Princip des Eherechts ſei, daß Die jttliche Natur der Ehe 
zur rechtlichen Notwendigkeit werde, infoweit als überhaupt die Aeuferlichkeit als ſolche, 
abgejehen von der fittlichen Gefinnung, einen Werth und eine Bedeutung bat, und daher 
rechtliche Nothwendigfeit und rechtlichen Zwang zuläßt. 

Danach it aud das vielbefprocdhene Verhältniß der Ehe zum Bertrage zu. bejtummen. 
Die Ehe ift fein Vertrag, aber fie wird durh Vertrag eingegangen. Vertrag iſt Will- 
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für, Willtür in der Eingehung, im Inhalte, in der Aufhebung. Im Begriffe der Ehe 
ift nirgend Willfür. Der eigentlich natürliche und fittlidhe Grund der Ehe ift die Liebe, und 
Liebe iſt nicht Willfür fondern innere Nothwendigfeit, das Gefühl der concreten gefchlecht- 
lichen Relation und des individuellen Beſtimmtſeins zur gegenfeitigen Ergänzung. Das 
Gefühl kann zwar nur durch beiderjeitigen freien Entſchluß zum Willen der wirklichen 
Vereinigung werden, und infofern kann diefe nur durch Willensvereinigung, aljo Vertrag, 
geichloffen werden. Allein der Wille hat nur die Bedeutung, das objective perfonenrecht- 
liche Verhältniß der Ehe zu begründen, die gegenfeitigen Pflichten find aber feine Obli- 
gattonen aus den gegenfeitigen Berfprechungen, jondern find die rechtlichen Folgen des 
objectiven Verhältniſſes, im welches man eingetreten ift, fie können darum nicht willkürlich 
durdy Vertrag geändert werden, jondern gehören zum |. g. abfoluten oder öffentlichen 
Rechte in diefem Sinne (S. 257). Ebenſo widerjpricht willfürliche Aufhebung dem Wefen 
der Ehe. Wie der Grund der Ehe, jo dauert auch ihr Bedürfniß bis zum Tode, und wo 
die individuelle concrete Relation der Gefchlechter wirklich getroffen ift, kann auch nichts als 
der Tod fie trennen. Wo fie nicht getroffen ift, muß zwar eine Löſung des unnatürlichen 
Bandes möglich fein, aber nicht nach zufälligem Belieben, ſondern nur bet wirklich objectiv 
vorhandenen Gründen. 

$. 78. Die römiſche Auffafjung der Ehe hat jehr verfchiedene Beurthei— 
lungen erfahren. Man bat fie hoch und niedrig geftellt, letteres jo jehr, daß Gans Das 
„matrimonium“ bucdftäblih nur als Anftalt, wie Frauen mit Ehren Mütter werden 
können, charalteriſiren wollte. Die Haupteigenthümlichfeit ift dabei aber eigentlich noch 
nicht recht gewürdigt. Der römiſche Begriff der Ehe ift an ſich weder bejonders hoch, 
noch bejonders niedrig, es ift der abjtract menichliche Begriff der Ehe in ihrer äußeren 
Erjcheinung als vollftändige äußere Yebensgemeinfchaft. Das ift allerdings weit hinaus 
über die niedrige finnliche Auffaffung des Orients, aber von der idealen Innigfeit und 
Tiefe der germanifchen Auffaffung ift noch nichts darin, die ift auch Durch das Chriften- 
thum noch nicht in die römiſche Ehe hineingebracht. Der römiſche Begriff gibt die äußere 
Erſcheinung der Ehe, die innere Ausfüllung überläßt er der Perfönlichfeit der Ehegatten. 
Er paßt darım für alle Zeiten und Bölfer. Das Altertfum ift num noch nicht ideal, 
die reale Seite der Ehe, Kindererzeugung und Erziehung und häusliche Zucht und Ord— 
nung, erſcheinen daher ald der Hauptinhalt der Ehe, obgleich gegenfeitige Liebe, keuſche 
Treue und hingebende Aufopferung audy nicht fehlen. Der romantifche Idealismus der 
germanifchen Yiebe kann aber äußerlich die Ehe auch zu nichts anderem als der volljtän- 
digen Lebensgemeinichaft machen. Indeſſen darf man im allevem nicht die Eigenthüms 
fichfeit des römischen Eherechts ſuchen. Dieſe beruht vielmehr darauf, daß das römische 
Recht überhaupt nur die individuelle perfönliche Freiheit ausgebildet hat, nicht aber objec= 
tive Organifationen des Lebens zu geftalten vermochte. Es kennt nur abftracte Freiheit 
und Gleichheit oder abjolute Gewalt, nicht organiſche Gliederung. So Hat es in der alten 
firengen Ehe nur die abfolute Gewalt des Mannes, in der fpäteren freien Ehe nur ab- 
ftracte Freiheit beider Ehegatten. Die Römer haben ven objectiven Charakter der Ehe 
und ihre fittlihe Natur an fich nicht verfannt, aber fie nicht rechtlich danach geftaltet, ihre 
fittliche Natur nicht zur rechtlichen Notwendigkeit gemacht, jondern dies ganz oder faft 
ganz dem Gewiffen und der Freiheit der Ehegatten überlaljen. „Matrimonia libera esse 
debeut“ ift das Grundprincip für das römiſche Eherecht. Es zeigt fi von Anfang bis 
zu Ende. Daß die Ehe die einzig ſittliche Verbindung der Geſchlechter jei, war ſtets an= 
erfannt, aber verboten war der Concubinat nit. Daß die Ehe den Segen der Religion 
haben müſſe, war fefter Glaube, und nicht leicht wurde eine Ehe ohne religiöje Form und 
Feier eingegangen, aber nothwendig war fie (abgefehen von der alten confarreatio) nic. 

v. Holgendorff, Emcyclopädie ber Rechtswiſſenſchaft. 1. z 23 


FE! 


354 III. Das Privatredt. 


Daß in der Ehe die Frau dem Manne untergeordnet jein und ihm mehr als ihrem Bater 
geboren foll, hat fein Römer bezweifelt, aber ein Recht darauf hat der Mann nicht, 
die väterliche Gewalt wird durch die Ehe nicht gelöft, und der Bater gebt dem Manne 
vor. Daß die Ehe zur factifchen Gemeinfchaft oder wenigſtens Mittheilung des ganzen 
Vermögens führen jo, lag fogar in ihrer Definition, aber ein Recht Darauf hat keiner 
der Ehegatten, noch weniger tritt eine gejeliche Giütergemeinfchaft ein; der Mann kann 
nidyt einmal eine dos von der Frau fordern, braucht dafür aber, wenn fie feine dos ge— 
geben, fie auch nicht einmal zu alimentiven, er fann fie verhungern laſſen nur begraben 
muß er fie dann (j. oben ©. 351). Endlich, daß die wahre Ehe bis zum Tode dauert, 
war Anfchauung der alten wie der fpäteren Zeit, und verſchuldete und grundlofe Schei- 
dung wurde beftraft, aber die Scheidung am fich blieb frei, und Scheidung Durch gemein— 
ſamen Gonjens zu verbieten wagte erft Yuftinian, und ſchon fein Nachfolger gab es wies 
der frei. Der objective Charakter der Ehe trat rechtlich eigentlich nur in den Voraus— 
fegungen der Ehe, und in den Strafen des Eherechts und der Scheidung hervor, und 
auch mehr nur bei der Frau als beim Manne. Infofern war das römiſche Eherecht für 
die mittelalterliche und moderne Auffaffung der Ehe nicht genügend, umd ift daher Durch 
das kanoniſche und deutiche Recht jehr weſentlich ergänzt, worüber jedocd unten bei der 
Darftellung diefer Rechte das Nähere nachzuſehen ift. 

$. 79. Die Behandlung der Bermögensverhältniffe der Ehegatten im 
römiſchen Rechte ift eine Folge des Principd der Freiheit des Eherechts. Die Ehe än- 
dert als foldye an dem Vermögen der beiden Gatten gar nichts. Namentlich iſt die Mee 
einer ehelichen Gütergemeinjchaft den Römern abjolut fremd. Die Ehegatten bleiben rechtlich 
als abftract freie Perfonen mit ganz jelbftftändigem Vermögen neben einander beftehen. Die 
Ehe foll eine fortwährende factiſche communicatio omuis iuris begründen, nicht aber eine 
rechtliche communio iuris. „Jeder Gatte behält fein Vermögen vollftändig für fi und 
bekommt abjolut nicht$ weiter, ald was der andere ihm freiwillig gibt. Indeſſen ver 
fteht ſich, daß die durch das gemeinfame Yeben und die gemeinfamen Kinder entjtehenden 
gemeinfamen Koften aud) von beiden Gatten gemeinfam getragen werben. Doc wird auch 
dafür nicht etwa ein gemeinfames eheliches Vermögen gebildet, jondem ein ganz eigen- 
thümliches Syſtem von gegenfeitigen, ſich ſcheinbar Durchkreuzenden und compenfirenven 
Mittheilungen gefehaffen, dos und donatio propter nuptias, defjen Verſtändniß der mo- 
denen Welt nur jchwer hat gelingen wollen. Es bat feine wolle rechtliche Ausbildung 
erft in fpäter Zeit, eigentlich erjt von Yuftinian, erhalten ; in der clafjifschen Zeit ıft noch 
durch die überwiegende Stellung des Mannes eine gewiſſe Einfeitigfeit, daher kann die 
eigentliche Idee des Ganzen erjt aus der fpäteren Vollendung erfannt werden. Vorher 
ergänzte man fie durch freiwillige Schenkungen. Die Idee ift folgende: Beide Ehegatten, 
oder ihre Aeltern, beftimmen einen Theil ihres Vermögens ausdrüdlich für die Beftreitung 
der Yaften der Ehe; fie bilden daraus aber feine gemeinfame Maffe, fondern jeder gibt 
feinen Theil dem andern für die Ehe zu Eigenthum ; da aber der Dann als das Haupt 
der Familie formell der eigentliche Träger der ehelichen Yaften ift, jo gibt er jeine Gabe der 
Frau nur ind Eigenthum, nicht aber in Befig, Verwaltung, Verfügung, Nugung und Ber- 
wendung ; diefe behält er vielmehr felber neben der Gabe, die er von der Frau befommen 
bat, auch iſt er für die Verwendung beider Gaben der Frau in feiner Weife verantwort- 
lich, erwirbt vielmehr die Zinfen und Früchte von beiden ausſchließlich in fein Vermögen, 
Scheinbar befommt daher eigentlih nur der Mann einen Beitrag von der Frau, und fo 
war ed auch im älteren Rechte ; allein die Beftummung der beiderjeitigen Gaben für die 
Laften der Ehe tritt hervor, jobald ihre ganze Eriftenz und Verwendung in Zweifel kommt, 
d. 5. wenn entweder der Dann in Concurs geräth, dann werden ſowohl dos ald donatio 
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den Gläubigern entzogen und für die Ehe fequeftrirt, oder wenn er die Frau vollftändig 
vernachläffigt und verfommen läßt, dann kann fie Alimentation jowohl aus dos als do- 
natio verlangen. Außerdem fnüpfte ſich an das Dafein der gegenfeitigen Beiträge von 
felbft für den Fall der Auflöfung der Ehe die gleihmäßige Verwendung nach der Ehe. 
In der Regel müfjen beide zurüdgegeben werden, allein Strafe der Scheidung und Ver— 
trag können Aenderungen darin machen, aber ſtets nur für beide in entſprechender Gleich: 
mäßigfeit. 

Alles übrige Vermögen der Ehegatten außer der für die Ehe beſtimmten dos und 
donatio verbleibt den Ehegatten völlig Jelbitjtändig (parapherna, Privatvermögen). Sie 
ſtehen fich in Betreff deſſelben völlig getrennt, wie andere Perſonen, einander gegenüber, 
namentlich hat der Mann durch die Ehe kein Verwaltungsrecht am Vermögen der Frau, 
und fie können durch Vertrag, Delict, Proceß und ſonſt im jedes beliebige Rechtsverhältnig 
darüber zu einander eintreten. Davon find nur wenige und unweſentliche Modificationen, 
nur eine bedeutende und tiefgreifende, die berühmte Ungültigfeit der Schenfungen unter 
Ehegatten. Alle Schenfungen unter ihnen find ungültig und können widerrufen werben, 
convalesciren jedoch, wenn fie der Schenker bis zu feinem Tode nicht widerruft und vor 
oder wenigſtens mit dem Beſchenkten ftirbt, ſomit die Schenkung gewiſſermaßen durch 
feinen Tod bejiegelt. Auch diefer Sat hat ſehr verjchiedene Beurteilungen erfahren. 
Gans fagt bei feiner Idee von der rechtlichen Getrenntheit der römiſchen Ehegatten: damit 
die Liebe nicht vereine, was dad Gefeg getrennt, habe man ſogar die Scheukungen vers 
boten. Ein tolleres Urtheil ift nicht Leicht gefüllt. Das ganze f. g. Verbot war nur ein 
nothwendiges Schugmittel gegen Mißbrauch des Princips der Freiheit der Ehe. Sollte 
Die volle Freiheit der Scheidung beftehen und die Ehe nur ein freies fittliches Verhältniß 
jein, fo mußte es verhindert werden, daß ein Ehegatte durch erheuchelte Liebe den andern 
ausplünderte, und dann fich von ihm fchied und mit der Beute abzog. Nur aus dieſer 
Reinhaltung der Ehe vor ſchmutzigem Cigennuge leiten auch die Römer jelber das 
Verbot ab, „non amare tractandum est, sel ut inter coniunctos maximo affectu.“ 


II. Die väterlihe Gewalt. 


8. 80. Der phyſiologiſche oder naturaliftiiche Ausgangspunkt für das Verhältniß 
der Aeltern und Kinder ift die Zeugung. Diele ift die Fortpflanzung der Gattung durch 
fich jelbft, concret verwirklicht in der einzelnen Familie. Die allgemeine Idee, daß die 
Gattung in den Generationen fortlebt, jede Generation aus fich felbft heraus die fol- 
gende erzeugt, in ihr ſich verjüngt und fich ein neues Daſein fchafft, in dem fie fich in 
unumterbrochener Continuität fortjegt, verwirklicht fic) in der Gattung nicht abitract im Ganzen, 
jondern nur coneret in den einzelnen Familien. Die phyſiſche Continuität der Familie in 
den einzelnen Generationen zeigt ſich aber Hier deutlich in dem dauernden Familientypus 
ver körperlichen und geiftigen Bildung, der ſich oft Jahrhunderte hindurch in einzelnen Fa— 
milien ſcharf ausgeprägt erhält. Hiernach find nun ganz coneret die Kinder geradezu als 
die neue Eriftenz der Aeltern aufzufafjen, Die dieſe aus jich ſelbſt heraus erzeugen, zur 
Selbitftändigkeit heranziehen und im der fie ein neues verjüngtes Dafein gewinnen und 
nad ihrem eigenen Tode fortjegen. 

Das fo in der Natur begründete Berhältnig feinem Weſen gemäß durchzuführen, ift 
fittliche Aufgabe des Menfchen und begründet das Band und die fittlichen Pflichten zwi— 
ſchen Aeltern und Kindern. Dieſer fittlihen Natur entjprechend die äußere Geftaltung 
rechtlich anzuerkennen und zu ordnen, ift Die Aufgabe Des Rechts und der Gefeßgebung. 
Auch bier ftehen alſo Natur, Sittlichfeit und Recht in unmittelbarer Einheit, das Recht 
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kann aud bier nur aus der Natur erklärt und beftummt werden. Es ift kaum glaublid, 
wie oft und wie weit dies verfannt iſt. In der natürlichen Zeugung glaubte man feinen 
natürligen Grund für die Gewalt der Aeltern jehen zu können, und hielt e8 für natür— 
licher, fie aus einer Occupation des Erziehungsrechtes abzuleiten, oder aus der Pflicht der 
Aeltern, die Störung der natürliden Gleichheit, die fie Durch die Erzeugung des Kindes 
ohne feine Zuftimmung begangen hätten, wieder auszugleichen! Die neuere Theorie dringt 
auch nicht tiefer, als, wie bei der Ehe, das Verhältniß für ein fittliches zu erklären, zu 
dem einige Rechtsbeftimmungen hinzukommen müßten. 

Aus dem obigen Principe ergeben ſich von felbft die einzelnen praktiſchen Hauptgrund- 
füge für das Verhältniß der Aeltern und Kinder, nämlich: 

1) Daß die Kinder durch ihre Erzeugung von felbft an der gefammten allgemeinen 
bürgerlien Stellung der Aeltern, befonders des Vaters, Theil haben, alfo an Namen, 
Stand, Wohnort, Gerichtöftand, Staats- und Gemeindebürgerrecht, Religion, Kirche. 

2) Recht und Pflicht der Aeltern zur Ernährung und Erziehung der Kinder. Bei— 
des iſt nur die Weiterführung und Vollendung der Erzeugung. Sitte, Recht und Pflicht 
fallen hier von jelbft in eins zufammen. In dem Rechte der Erziehung Liegt natürlich 
auch die entfprechende Gewalt über die Perfon der Kinder. Ueber ihr Vermögen läßt fich 
daraus nur ein Verwaltungs- nicht ein Nutzungsrecht ableiten, wie auch im englifchen, und 
öfterreicyifchen Rechte angenommen: ft. 

3) Die Erziehungsverhältniffe hören natürlich” mit der Bollendung der Erziehung auf. 
Doch tritt die urſprüngliche Bamilieneinheit der Aeltern und Kinder auch nachher noch in 
einzelnen Folgen hervor, die freilich eine verſchiedene pofitive Geftaltung zulaffen. So 
bleibt eine gegenfeitige Alimentationspflicht, eine Reſpectspflicht der Kinder gegen die Aeltern, 
das Confensrecht zur Ehe der Kinder und namentlich ein gegenfeitiges Erb= und zwar 
Notherbrecht. " 

$. 81. Taf bei dem ganzen Rechtsverhältniſſe von Aeltern und Kindern die Per: 
fon des Vaters vor der der Mutter eine übenwiegende Bedeutung hat und die eigentlich 
mafigebende ift, ift im Verhältniſſe der Gefchlechter begründet und findet fich daher im 
allgemeinen ausnahmslos bei allen Völtern. Dabei findet fich aud Das ziemlich gleich 
mäßig bei allen Völkern, daß in früheren umentwideltern Zuftänden dieſe Gewalt 
des Baters überhaupt nicht ſcharf abgegrenzt ift, ſondern rechtlich völlig oder faft ganz 
unbeſchränkt ift, die Nechte der Kinder dagegen ganz zurüdtreten, ynd der natürlichen 
Eitte vertraut ift, daß ein Mißbrauch von Seiten des Vaters nicht ftattfinden werde. Wenn 
daher im römischen Nechte die väterliche Gewalt urfprünglid eine jo unbeſchränkte 
ift, daß er Necht über Yeben und Tod der Kinder hat, und fie ihm gegenüber gar nicht 
als felbftftändige Perfonen gelten, daher abjolut fein eigenes Vermögen haben können, fo 
liegt darin weder etwas Auffallendes noch Eigenthümliches, vielmehr iſt das im germa— 
nischen Rechte und überhaupt wohl allen anderen Urrechten im wejentlichen ebenfo. Allein 
darin ftehen die Römer einzig in der Welt da, daß während alle anderen Völker dieje Ges 
walt mit fteigender Cultur aufgeben und fie namentlich) nady vollendeter Erziehung aufhören 
laffen, die Römer den Urzuftand der wäterlihen Gewalt ihrer ganzen juriſtiſchen Richtung 
gemäß rechtlich fo fixirt haben, daß fie ihn bis zum Ende der Republik faft völlig unverän- 
dert gelaffen und eigentlich tiefgreifende Veränderungen erft in der chriſtlichen Zeit gemacht 
haben, ja einen Hauptpunft, die Fortdauer nah Vollendung der Erziehung, ſogar bis 
zuletzt feftgehalten haben. Nur in diefem inne ift es zu verftehen und richtig, wenn die 
römischen Zuriften der Kaiferzeit fagen, fein Bolt der Welt habe eine jo ftrenge vwäterliche 
Gewalt, wie die Römer. 
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Im Juſtinianiſchen Nechte find nun freilih von diefer alten ftrengen Gewalt die 
Hauptfachen weggefallen, doch ift noch immer ziemlich wiel übrig geblieben, dieſes aber in 
wenig befriedigender Geftalt. Die Gewalt über die Perfon ift zwar auf das natürliche 
Map einer Erziehungs: und Hausdisciplinargewalt zurüdgeführt, im Vermögensrechte 
ift aber feine Conſequenz. Die abjolute Vermögensunfähigkeit ift aufgehoben, aber 
nicht einfach, fondern mit allerlei Kleinlichen unmotwirten Unterſchieden. Die Kinder kön— 
nen zwar erwerben, aber nur von außen ber, nicht vom Vater felber, er kann ihnen wie 
früher rechtlich nichts geben und ſchenken, überhaupt feinen Vertrag mit ihnen fchlieken, 
jondern nur factifch überlaffen mit dem Rechte der Rüdnahme. Bei dem Vermögen der 
Kinder ift Yuftinians Princip, daß der Vater in der Negel während feiner Gewalt nicht 
nur -Berwaltung ſondern auch Nießbrauch Hat, nur mit gewiffen Ausnahmen, aller 
dings zu billigen, wie es denn auch in allen neueren Geſetzbüchern im wefentlichen ange- 
nommen ift. Dagegen bat die Unterfceidung bei dem freien Vermögen, daß die Kinder 
über das peculium castrense und quasi teftiren fönnen, über das adventitium irrezu- 
lare nicht, feinen Sim mehr; ebenfo die beim adventitium regulare, daß die Kinder 
für Die bona materna ein Pfandrecht haben, für das übrige nicht ; ferner die, daß Erb— 
Ichaften von der Mutter adventitium regulare werden, von Geſchwiſtern irregulare, u. a. 
Dies und anderes find hiftoriiche Reliquien, die Die romaniſtiſche Theorie zwar aufbemah- 
ven muß, für die man der Praris jedoch weniger Pietät zumuthen kann, doch hat auch fie 
ih vielfach vom Buchſtaben des römiſchen Rechts nicht losmachen fünmen, und 3. B. für 
Verträge zwilchen Bater und Sohn Tieber eine eigene emancipatio ad hoc erfunden, als 
den römiſchen Sat felber aufzugeben. Uebrigens wird aber das ganze Verhältniß won 
Vater und Kind bei und dadurch außerordentlich viel einfacher, daß wir den Grundpfeiler 
der verwidelten Bermögensverhältniife der römiſchen Kinder nicht mehr haben, nämlich Die 
Fortdauer der Gewalt nach vollendeter Erziehung bis zum Tode des Vaters. Wenn die 
Kinder bei und mit Anlegung eigenen Haushalte und die Töchter ſchon mit der Heirath 
von jelbft aus der Gewalt treten, jo fallen damit alle caſtrenſiſchen und quaficaftrenfifchen 
Peeulien und irregulären Adventitien von einiger Erheblichfeit von felber ganz weg, und 
von praktischer Wichtigkeit bleiben faft nur die Erbſchaften von der Mutter und anderen 
Verwandten, alfo das ſ. g. adventitium regulare. 

8. 82. Beſonders wichtig und intereffant ift Da8 Schuldenwefen der Haus— 
finder, namentlich der Söhne Es hat im heutigen Rechte eine völlig andere Geftalt 
“ als im römischen. Nur die Verträge und Delicte braucht man dabei ins Auge zu fallen. 

Ber den Delicten der Kinder iſt die Sache einfach. Hier ift im römiſchen Rechte 
Die Haftung des Vaters nad) der Abichaffung der noxae datio der Kinder volljtändig auf- 
gehoben umd auf die Kinder jelbft beſchränkt, jofern fie zurechnungsfähig find ; es ift felbft 
zweifelhaft, ob der Bater haftete, wenn er Delicte der Kinder verhindern konnte und es 
nicht that. Für diefen Fall muß man indeffen im heutigen Rechte bei unerzogenen 
Kindern jedenfalls eine Haftung annehmen, da in der Erziehungsgewalt die Pflicht der 
Obhut und Abhaltung von Delicten von ſelbſt enthalten ift und daher jelbft Vernach— 
läſſigung der Aufficht ſchon als culpa angefehen werden muß. Neuere Gefege geben noch 
weiter, nach franzöfiihem haftet der Vater für alle Delicte der bei ihn wohnenden min= 
derjährigen Kinder, nach preußiſchem für alle Delicte der Kinder, wenn, er fie hätte ver— 
hüten können, oder er das Kind nicht gehörig beauffichtigt Hat, ja jelbft jchon, wenn er 
Unterricht oder Erziehung des Kindes gröblid vernachläfjigt hat. 

Bei den Berträgen und Bertragsihulden der Hauskinder iſt der Unterfchied des heu— 
tigen Rechts und des römiſchen bedeutender und tiefer greifend. Wir denken heutzu— 
tage bei Verträgen und Schulden der Hausſöhne vorzugsweiſe an Minderjährige und deren 
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leichtfinniges Echuldenmachen, da erwachſene Söhne möglichft bald einen Haushalt anlegen 
und damit von felbft von der Gewalt frei werden. In Nom aber war zwar das leicht 
finnige Schuldenmachen bei den minderjährigen Söhnen audy nicht felten, allein die Haupt- 
ſache vet dem werwidelten Echuldenredhte der Söhne beruhte doch darauf, daß auch die 
erwachlenen Söhne mit Frau und Kindern in der wäterlichen Gewalt blieben, vom Vater 
aber factiih mit größeren VBermögenstheilen ausgeftattet wurden (peculium profectitium) 
und damit factifch einen felbftftändigen Verkehr neben den Vater trieben, während rechtlich 
das ganze doch nur dem Bater gehörte. Dazu fam dann noch das Princip der römifchen 
Stellvertretung, monad der Sohn aus allen Verträgen für den Bater ftets auch jelbft 
verpflichtet wurde, der Vater nur indirect (mit actio adjectitiae qualitatis) daneben. 
Alles dieſes fällt bei und weg. Die Stellvertretung wird bei und bei Hausfindern fei= 
nenfall® irgend anders als bei freien Berfonen behandelt, jo daß die Söhne, wenn fie Auftrag 
vom Vater haben und ſich als feine Vertreter geriven, bei uns gar nicht haften, fondern 
nur den Bater verpflichten. Aber auch die ganze befondere Peculiarhaftung ift bei un 
unamwendbar. Denn da bei uns Verträge zwifchen Vater und Sohn zuläffig find, fo 
fann die Gonceffion eines Peculiums an einen Cohn im der Gewalt, wenn fie ja irgendwo 
vorfommen follte, nicht anderd behandelt werden, als wenn man einem freien Sohne ein 
Vermögen zu eigener Verwaltung und Nutung überläßt. Ihre Berträge verpflichten den 
Bater ganz, oder gar nicht, je nachdem fie für ſich oder als Vertreter handeln. 

Aber auch bei den Berträgen der minderjährigen Hausfinder ift das heutige Necht 
anders als das römische. Im Rom konnten die Hauskinder, jo lange fie ummündig 
waren, gar nicht durch Vertrag verpflichtet werden, weil fie für ſich bandlungsunfähig 
waren, und der Bater nicht ihr Tutor war, alfo weder mit ihnen noch für fie handeln 
konnte. Die miündigen Minderjährigen konnten ſich Dagegen vollftändig auch ohne den 
Vater verpflichten, da ein Curator bei Minderjährigen überhaupt nicht nöthig war; nur 
hatten fie wie alle Minderjährigen das Recht der Neftitution, und Darlehen an fie ohne 
Zuſtimmung des Vaters wurden durd) das Sc. Macedonianum für völlig unflagbar erklärt. 
Der Bater haftete aber für alle Verträge der Kinder zwar an ſich gar nicht, wohl aber 
jobald er fie irgendwie genehmigte, alſo bei Auftrag, Ermächtigung, ſelbſt ſtillſchweigender 
wifjentlicher Duldung und Ratihabition (iussus), und außerdem bei unbeauftragten Verträ— 
gen, wenn umd ſoweit dadurch eine Verwendung in feinen Nuten (versio in rem) bewirft 
war. Ber ung ift Dies dadurch anders, daß die Minderjährigen allgemein als handlungs— 
unfähig gelten und unter Vormundſchaft fteben müſſen. Dies ift auch bei den Minder- 
jährigen in wäterlicher Gewalt. Ihre Verträge auch Darlehn find daher ganz ungültig, doch 
nimmt man meiftens an, daß der Bater eine natürliche Vormundſchaft über fie babe, und fie 
daher mit ferner Zuftimmung gültige Verträge ſchließen können. Indeſſen darf man feine 
Zuftunmung nicht blos als vormundſchaftliche behandeln, vielmehr Liegt darin ſtets auch 
der römifche iussus, der den Vater zugleich felber mit verpflichtet, oder, falls er den Sohn 
nur zum Vertreter macht, den Vater allein verpflichtet. Das römiſche Princip der actio 
quod iussu, daß der Vater als ſolcher aus allen Verträgen der Kinder haftet, die er 
genehmigt, und daß er alle genehmigt, die er wiſſentlich geſchehen läßt und nicht ver— 
bietet, ift auch bei uns trog der väterlichen Vormundſchaft ftets angewendet. Ebenjo gilt 
daneben das Princip der actio de in rem verso, und zwar nicht blos bei pofitiver 
Vermehrung ſeines Vermögens, ſondern namentlich aucd mit Rückſicht auf feine Alimen— 
tationspflicht gegen die Kinder. Jeder Vertrag der Kinder zu Sweden, zu denen ihnen 
der Vater die Mittel gewähren muß, alfo für die gefammte Altimentation, Wohnung, 
Nahrung, Kleidung, Unterricht u. |. w. kann eine nügliche Terwendung für den Vater bes 
gründen, fofern er fich in dem Mafe hält, was der Vater zu gewähren verpflichtet und 
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gewohnt war. Selbft wenn der Bater dem Sohne die Mittel gegeben und dieſer fie ver— 
ſchwendet oder verloren hatte, kann wieder wirkliches Bedürfniß und infofern auch nützliche 
Berwendung eintreten, dann aber freilib nur auf das Allernothwendigfte. Daß- der Dritte 
das Maß nicht weiß, iſt gleichgültig, er creditirt auf Riſico, wenn er ſich nicht erkundigt. 


D. Vormundfchaftsredt. 


8. 83. Die Vormundſchaft wird in der Kegel als eine Art Ausdehnung oder Er— 
gänzung des Familienrechts, namentlich der väterlichen Gewalt, bezeichnet. Unzweifelhaft 
bat fie auch hiftorifch bei allen Völkern ihren Ausgang von der Familie genommen. In= . 
deſſen reicht dies doch nicht aus. Denn erftlich muß man fragen, woher denn bei der 
Familie Recht und Pflicht der Vormundſchaft entftehe, die bloße Verwandtenliebe ıft Doch 
feine Erflärung dafür, und dann wird damit die ganze VBormundichaft des Staates, bie 
doch ſchließlich die der Familie weit überragt, gar nicht erflärt. Dieje Betrachtungen füh— 
ren von felbft dahin, daß man den eigentlichen Grund der Idee der Vormundichaft ties 
fer zur juchen hat, natürlich eben da, wo aud die Familie ihren eigentlichen Boden bat, 
in dem Berhältniffe des Individuums zur Gattung Wie der Familie die Idee der 
Fortpflanzung der Gattung durch die Individuen zu Grunde liegt, jo der Vormundichaft 
die Idee der Selbfterhaltung der Gattung in den Individuen. Das einzelne Individuum 
iſt als einzelne endliche Eriftenz der Gattung der natürlichen Hülflofigfeit durch Ju— 
gend, Alter, Krankheit u. a. unterworfen und dann unfähig, felber für fich, feine Exi— 
ftenz und feine Nechte, zu jorgen. Es würde zu Grunde gehen, wenn die Gattung fich 
feiner nicht annähme, ihm Schug und Fürjorge (tutela und cura) zu Theil werden ließe. 
Die Idee der Eelbftfortpflanzung ſchließt daher die Idee der Selbiterhaltung in den Ein— 
zelnen und damit die Idee des Schuges und der Fürforge für fie von jelber in fich. Das 
was fich aber jo als mejentliches Clement des Begriffs der Gattung ergibt, ift Damit 
vongjelbft auch Aufgabe für den Menfchen, fittliche Pflicht, und in der äuferen Ausfüh— 
rung. Gegenftand des Rechts. 

Die Gattung ift natürlich hier wie ſonſt nicht abftract im Ganzen thätig, ſondern 
in den einzelnen coycreten Kreifen, durch die das Individuum mit der Gattung in Berbin- 
dung fteht, das ıft die Familie und der Stamm oder das Volk. Die Familie bildet das 
unmittelbare Berbindungsglied, und in der Familie zumächit die Aeltern, namentlich der Va— 
ter. Bet den eltern iſt das Schutwerhältnig ein ganz unmittelbar natürliches, nur ein 
Theil des allgemeinen Aelternverhältniſſes, es ift mit der Erzeugung von felbft da und in 
der Erziehung, jo lange diefe dauert, von ſelbſt enthalten. Man nennt dies daher die 
natürliche Vormundſchaft der Aelten. Schon der Schutz der eltern ift aber precär. 
Sie können fterben, und unter Umſtänden kann gegen fie jelber ein Schu nöthig werden. 
Noch viel mehr ift Dies bei den anderen Verwandten. Bei ihnen ift überhaupt fein un- 
mittelbar natürliches Verhältniß; fie müſſen den Schug erft bejonders übernehmen, er 
iſt für fie ein Ant, für welches fie verantwortlich fein müffen, um fo mehr, je mehr eine 
Eollifion der Intereſſen bei ihmen nahe Liegt. Mo feine fähige Verwandte find, fehlt der 
Familienfhug ganz. Dies alles führt dahin, daß über der Familie noch ein höherer, 
dauernder, unfehlbarer und umnparteiticher Schutz da fen muß, nicht eine Ausdehnung, 
nicht eine Ergänzung des Familienſchutzes, fondern ein felbftftändiger, im ſich ſelbſt bes 
gründeter, die Familie jelbft überwachender und nöthigenfalls auch gegen fie felbft ge- 
richteter. Diefen Schutz gewährt als höhere Gattungseinheit der Stamm feinen Genoffen, 
dad Volt feinen Glieder, der Staat feinen Bürgern. Der Staat als das rechtlich geord— 
nete Bolt, reip. Stamm, ift der höhere Vertreter der Gattung über der Familie. Er ift 
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baber der allgemeine abfolute Schub = und Schirmherr für alle feine Bürger. Er führt 
feinen Schuß durch feine Beamten aus, jedoch fo, daß er im einzelnen den Verwandten 
des Schutzbedürftigen oder anderen Bürgern die unmittelbare concrete Beforgung des 
Schutzes ald Amt überträgt, und felber nur die Beauffichtigung und Ueberwachung in 
Händen behält. Auf dieſe Weife ergibt fich der Unterjchied der einzelnen wechjelnden und 
zufälligen Familien- und Bürger Bormünder und der dauernd und feft darüber ftehen- 
den Obervormundſchaft des Staats. Im deutſchen echte iſt dieſer Unterfchted ſchon fehr 
früh vorhanden und ſpäter vollftändig entwidell. Im römifchen Rechte iſt urfprünglich 
gar keine dee Davon. Der Staat ernennt nicht einmal Vormünder, noch viel weniger 
beaufjichtigt er fie. Die gens tritt ein, wenn feine Familie da ift, außerdem muß ber 
Bater durch Teftament nachhelfen. Erft im fünften oder ſechſten Jahrhunderte der Stadt 
wird die ftaatlihe Ernennung von VBormündern eingeführt. Bon da an wird die Mit- 
wirkung des Staats und feiner Beamten bei der Bormundichaft zwar immer weiter aus- 
gedehnt, allein zu der Idee einer eigentlichen permanenten Obervormundichaft, die won 
Amts wegen die einzelnen Bormünder ernennt und beauffichtigt, ift das römiſche Recht nie 
gefommen. Ber und bat man umgetehrt die Idee der Obervormundichaft ind Ertrem 
getrieben, der Polizeiftaat in feiner vermeinten Sorge für das Wohl der Untertbanen 
wollte den beſchränkten Unterthanenverftand wo möglich in allem bevormunden, und na= 
mentlid glaubte das preufiiche Yandrecht die einzelnen Vormünder jelbit jo wiel ald mög— 
li beobervormunden zu müſſen. Indeſſen ift e8 doch fehr verkehrt, wenn man es mit- 
unter für einen Fortjchritt alten will, zu der römischen Auffaffung der Vormundſchaft 
als Familienſache zurüczutehren. Es ift das eine ſehr unglüdliche praftiice Folgerung 
aus der falſchen theoretifchene Idee, Die Bormundjchaft als Ausdehnung des Familien— 
recht zu charakterifiren. Die Idee, daß eigentlich ein Familienrath die Obervormundicaft 
bilden müſſe, ift mehr ideal als praftifh. Man muß nur im einzelnen fehen, wie wiel 
Unverftand und Eigennug in Heinen Berbältniffen in einem ſolchen VBerwandtenrathe zu 
Tage treten kann. Der vormundſchaftliche Schu muß eine objectivere Natur haben. 

8. 84. Im einzelnen Tiegen die Gründe der Bevormundung entweder a) im 
perjönlichen Zuftänden, die zu einer eigenen Vermögensverwaltung unfähig 'machen, näm- 
lich Jugend, Geiſteskrankheit und Geiſtesſchwäche, übermäßiger Verſchwendungsſucht, Alters- 
ſchwäche, oder b) in einer Trennung eines Vermögens von feinem eigentlich Berechtigten, 
jo bei dem Vermögen Abweſender, namentlich Verfchollener, bei Concursmafjen, rubenden 
Erbichaften, und bei den Rechten noch nicht Geborner. Es verfteht fi, dar Inhalt und 
Umfang der Bormundfcaft im diefen verſchiedenen Fällen verfehieden if. Namentlich ift 
der Unterſchied, daß bei der erften Art eine beftimmte Perſon, für die gejorgt wird, den 
eigentlichen Kern der Vormundſchaft bilvet, während bei der zweiten Art nur ein vor- 
handenes Bermögen als ſolches erhalten und verwaltet werben fol. Danach ift mander 
Erwerb, 3. B. von Erbidaften, bei der erften Art zuläffig, bei der zweiten nicht. Wlan 
unterſcheidet beide Fälle ald cura personalis oder plena, und realis oder minus plena. 

Noch eine andere Unterfcheidung macht das römische Recht, die, jo wenig Sinn fie 
auch eigentlich für das heutige Necht hat, doch unſeren Spracgebraud fortwährend be— 
herrſcht: die von tutela und cura. Die erfte ift nur bei unmiündigen Kindern, die leß- 
tere in allen anderen Fällen. Der Unterſchied ift bei uns vielfach völlig mißverſtanden. 
Die Römer jagen einmal tutor personae, curator rei datur. Died bat man fo auf: 
gefaßt, der Tutor babe vorzugsweiſe für die Berfon zu forgen, der Curator nur für das 
Berinögen. Allein die Sorge für die perſönliche Berpflegung ift bei Kindern und Wahn— 
finnigen gleichmäßig, nur trifft fie nach römijcher Auffafjung bei beiden nicht eigentlich den 
Bormund, fondern wird unmittelbar vom Prätor entfchieden, der Vormund bat höchſtens 
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Anträge zu ftellen. Sein eigentliche Amt ift mur die die Sorge für das Vermögen. 
Dabei bat er bei Kindern und Wahnfinnigen gleihmäßig die Verwaltung, indeſſen ift der 
Unterſchied, daß die Kinder fähig find die nöthigen Rechtsgeſchäfte unter Mitwirkung des 
Vormundes (tutoris auctoritate) jelber vorzunehmen, während der Wahnfinnige gar 
nichts thun kann, und daher der VBormund nur allein für ihn handeln kann. Dies war 
num aber für das römiſche Recht bei der Unzuläffigfeit der Stellvertretung außerordentlich 
wichtig. Beim Wahnfinnigen waren danach viele Handlungen, z. B. Antritt von Erb— 
ſchaften, gar nicht möglich, die die Kinder tutore auctore vornehmen fonnten. Demzufolge 
erſchien bei den Kindern die Perſon des Kindes auch in der Bermögensverwaltung formell 
als die Hauptfache, der Vormund nur als ein neben ihr ftehender Beſchützer, der ihre ums 
vollftändige Handlungsfähigkeit ergänzt. 

Der ganze Unterſchied hat ſchon in Rom in der jpäteren Zeit von feiner alten Be— 
deutung viel verloren, weil gerade bei der Vormundſchaft die VBermittelung einer Vertretung 
am vweiteften ausgedehnt wurde. Bei und aber hat er bei dem Principe der vollftändigen 
Zulaſſung freier Ddirecter Stellvertretung gar feinen Sinn mehr, die VBermögensvermal- 
tung unterfcheidet fi) im heutigen Nechte bei Kindern und Wahnfinnigen gar nicht mehr, 
der Vormund hat bei beiden Die volle gleiche Bertretung. Zwar haben Kinder und 
Wahnfinnige verſchiedene Handlungsfähigfeit, die Wahnfinnigen find völlig unfähig, bie 
Kinder find für Ermerb auch ohne Vormund fähig und für Berpflichtung wenigftens mit 
ihm, indejjen gibt das der Vormundſchaft an fich feinen verſchiedenen Charakter mehr. 
Es ift daher reiner Zufall und Mifverftändnif, wenn man bei ung noch Bormünder und 
Guratoren unterjcheidet, auch hat der letztere Ausdruck bei und gar feine feite Bedeutung 
und abgegrenzte Anwendung mehr, 

Eine andere Frage iſt, ob bei der Altersnormundichaft noch zwiſchen Unmündigen 
und Mündigen ein Unterjchied ift. Im Nom war bei den erjteren Qutel, bei den letzteren 
Cura. Indeſſen waren die letzteren am ſich völlig bandlungsfähig, und brauchten daher 
feinen Curator zu nehmen, wenigftens nur bet beftimmten einzelnen Gefchäften, namentlich 
Procefien ; wem fie es aber thaten, jo verloren fie damit zwar Verwaltung und Ver— 
fügung über ihr Bermögen, im übrigen aber blieben fie handlungsfähig, und konnten fich, 
ohne Bormund gültig verpflichten. Bet uns ift num aber ſchon nach den Neichögefegen bie 
Vormundſchaft für Mündige ebenſo nothwendig, wie für die Unmündigen, und daher der 
Unterſchied in der Vormundſchaft an ſich zwiſchen beiden aufgehoben. Die römiſche Un— 
terſcheidung zwiſchen Verfügung über das Vermögen, alſo Veräußerung, und ſonſtiger 
Verpflichtung wäre damit zwar wohl vereinbar, indeſſen iſt ſie an ſich ziemlich ſinnlos, 
da ſich jede Obligation auf das Vermögen bezieht, und daher iſt ſie in der Praxis über— 
wiegend, wenn auch nicht allgemein, verworfen. Die Verträge der Mündigen ſind danach 
ebenſo ungültig wie die der Unmündigen, außer ſofern ihnen der Vormund generell eine 
gewiſſe freie Verwaltung eingeräumt hat. Der Unterſchied der Mündigen und Unmün— 
digen in der Ehe- und Teſtamentsfähigkeit wird dadurch nicht berührt. 

$. 85. Das römiſche Vormundſchaftsrecht iſt feine ſehr glänzende Seite des römi— 
ſchen Rechts. Verſchiedene Umſtände wirkten dabei zuſammen. Ein Hauptgrund war der 
Mangel einer permanenten Obervormundicaft; die ex officio handelte und die Vormün- 
der überwachte. Nicht einmal die gerichtlihe Ernennung von Vormündern geſchah ex 
offieio, jondern nur auf Antrag der Verwandten, die man dazu durd das precare Mit- 
tel einer Androhung des Verluftes ihres Erbrechts anzufpornen juchte. Nachher hatte dann 
der Vormund feine andere Berantwortung und Redinungsablage, als am Ende der Bor: 
mundſchaft an den Pflegling ſelbſt oder feine Erben. Wie gefährlic das für beide Theile 
war, welchen Berluften der Pflegling, welden Chicanen der Bormund dadurch ausgeſetzt 
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war, liegt am Tage. Dazu kam, daß die gefetfichen und teſtamentariſchen Borminder 
ihr Amt ipso iure befamen, ihre Befeitigung alſo erſt möglid) war, wenn fie ihre Uns 
tauglichkeit oder Unredlichkeit ſchon eritefen hatten. Das Schlimmſte war aber freilich 
der jämmerliche Zuftand des allgemeinen Creditweſens. Gelb auf Hypothek ausgeliehen, 
war wie aufs Spiel gelegt, Bürgfchaften auf lange Zeit natürlich auch unſicher. Der 
Gefahr für den Pflegling entſprechend war aber ftetS die Verantwortung für den Vor: 
mund. Die einzig fichere, wenigftens ziemlich fichere, Capitalanlage war im Grundeigen⸗ 
thume, es war Daher auch Negel, daß die Pupillengelver wo möglich zum Anfaufe von 
Grundſtücken verwendet werden follten. Welche Unbequemlichkeiten und Berlufte mußten 
aber aud daraus den Pupillen erwachſen, wenn fie die Grundftücde ſpäter nicht jelber 
brauchen konnten und wieder verfaufen mußten! Man war offenbar in vollfter Verzweif- 
bung, wie eigentlich zu helfen ſei. Juſtinian ging jo weit, daß er vorjchrieb, man jolle 
das Geld Lieber einfach deponiren, um es feinen Berluften auszulegen. Daß die Bor- 
mundſchaft bei ſolchen Berantwortlichkeiten und Gefahren eine allgemein gefürchtete und 
gemiedene Yaft war, der man ficy in jeder Weile zu entziehen juchte, iſt jehr natürlich, 
zumal man auch nicht etwa durch Honorare dazu angelodt wurde, diefe im Gegentheil 
nur bei Anordnung des Baterd oder bejonders läftigen Umftänden gegeben wurben. 
Daraus erflärt e8 fich, daß die Ereufationsgründe und das Verfahren dabei in einer 
Ausdehnung und Detaillirung entwidelt und geſetzlich normirt ift, die für unfere heutigen 
Verhältniffe faft unbegreiflich erſcheint. Bei ung find die obigen Uebelftände des römiſchen 
Vormundſchaftsweſens ziemlich vollſtändig befeitigt, die Frage ift bei und mehr, ob nicht 
die Obervormundſchaften in Ueberwachung der Vormünder zu weit gehen und dieſen nicht 
eine größere Freiheit, aber freilich damit auch größere Verantwortlichkeit, einzuräu— 
men jei. 


E. Das Erbredt. 


Einleitung. 8. 86. Das Erbrecht ift die dritte der auf dem Gattungsleben des 
Menjchen beruhenden Rechtögeftaltungen. Der Einzelne hat als endliche und vorübergehende 
Eriftenz der Gattung im Tode fein gewiſſes Ende; feine Individualität und was damit zu— 
ſammenhängt, Rechte und Pflichten, hören damit rechtlich auf, fo namentlich feine Familien— 
und öffentlichen Rechte; feine Bermögensverhältniffe, Rechte wie Schulden, bleiben aber als 
objective Geftaltungen umd Beftandtheile des allgemeinen joctalen Organismus der Gattung 
in ihr beftehen, gehen auf die überlebenden Mitglieder der Gattung über umd erhalten in 
dieſen ihre natürliche Erledigung. 

In dieſer Weife ift Die Grundidee des Erbrechts zu beftimmen. Man bat zwar 
auch hier, wie bei der Vormundſchaft, wieder die Familie zum Ausgangspunfte wählen 
wollen, allein aus der bloßen Familienverbindung läßt fic) allenfalls ein bevorzugtes Dccu- 
pationsrecht der Familie auf die einzelmen zurücdgebliebenen körperlichen Sachen des Ver— 
ftorbenen ableiten, nicht aber die allgemeine rechtliche Forteriftenz feiner Nechte und Schul- 
den als jolcher. Dieſe fett wejentlich einen allgemeinen focialen Zuſammenhang voraus, 
und läßt ſich nur aus der organiſchen Stellung des Einzelnen in diefem erklären. Die 
unendliche Maffe der einzelnen Rechtöverhältniffe der Individuen gewinnt auf dieſem 
Standpunkte die Bedeutung der concreten Geftaltung des Gefammtvermögens einer Na— 
tion, was ſich in einfacher ruhiger Continuität durch die Reihe der Generationen und alle 
Einzelverhältniffe hindurchzieht, und jo den Bedürfniſſen -der Nation dient. Der Ein: 
zelne bildet und ſchafft und ſammelt davon fo viel er fan, und genießt e8 jo lange er 
lebt, aber fein Ein= und Austritt ift für das Ganze gleichgültig ; wenn er verichwindet, 
treten Andere an feine Stelle, vollenden, was-er begonnen, erhalten oder zerfplittern, was 
er geſammelt. Die Idee, daß mit dem Tode des Einzelnen eigentlich alle feine Rechte 
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und Schulden aufhören müßten, und nur feine Sachen übrig blieben aber herrenlos wür— 
den und won Jedem occupirt werden könnten, gilt zwar in der Regel als die natitrliche, 
die nur durch poſitives Gefe wegen der Unzuträglichfeit des allgemeinen Decupationg- 
rechts geändert werde; allein in Wahrheit ift fie eine durchaus unnatürliche, fie beruht 
auf einer atomiftifchen Auffafjung des Einzelnen, die ihn aus dem wejentlihen Zuſam— 
menhange der Gattung, in dem er durch jeine Natur ſteht, herausreißt, und mit ber 
Natur und dem Inhalte einer Menge von Rechtsverhältniffen, namentlich obligatorifcher, 
die von vornherein auf ganze Generationen berechnet find, im directeften Widerſpruche fteht. 
Die bloße Erklärung aus dem pofitiwen Geſetze ift aber ein Verzicht auf alle innere 
vernünftige Begründung. 

8. 87. Die weitere Geftaltung des Erbrechts ergibt fi aus dem obigen Stand- 
punkte auf eine einfache Weife. Die beiden Hauptfragen find, auf wen das Vermögen der 
Berftorbenen übergeht, und wie? Die erfte beantwortet ſich zunächſt dahin, daß die Gat— 
tung dem Individuum gegenüber hier wie anderwärts durch die engeren Gattungskreiſe 
der Familie und des Volkes vertreten wird. Familie und Staat haben daher das nächfte 
Erbredt. Daneben tritt das Erbrecht durch den eigenen Willen, die Autonomie, des 
Erblaffers, nämlich Teftament und Vertrag. Das Individuum ift nicht willenloſes Mit— 
glied der Gattung, was nur objectiv als jolches beerbt würde, ſondern muß in der freien 
Perfünlichkeit feiner fubjectiven Individualität audy bei feiner Beerbung anerkannt wer= 
den. Sein Vermögen ift formell rechtlich nicht Familien- ſondern Individualvermögen 
und muß daher als folches übergehen. Der Eimelne kann daher feinem Vermögen 
bei jeinem Tode den Stempel feiner Individualität infofern aufprüden, als ev den Ueber- 
gang felber nad) feinem individuellen Belieben vequliren, Familie und Staat ausſchließen, 
und die Perjonen, auf die das Vermögen übergehen fol, autonomiſch beſtimmen kann. 
Nur in dem engiten Gattungskreiſe, dem der Ehe und der Erzeugung, ift das Familien- 
band ein fo ſtarkes, daß ein willkürliches, grundlofes Zerreißen defjelben als Berlegung 
der gattungsmäßigen Pflichten erjcheint, und injofern wenigſtens ein gewiſſer Theil, ver 
J. g. Pflichttheil, unbeeinträchtigt bleiben muß. Danach unterſcheiden ſich bei gejetlicher 
Anerkennung des Ganzen: a) das einfache geſetzliche Erbrecht, b) das autonomiſche Erb— 
recht durch Teſtament und Vertrag, c) das qualificirte gelegliche Erbrecht, Das Notherb- 
recht. Wenn das autonomilche Erbrecht; wie im römiſchen Rechte, auf Teftament beichräntt 
wird unter Ausichliegung des Erbvertrages, jo erſcheint das gefetsliche Erbrecht im Gegen- 
fage dazu als Inteftaterbrecht. 

$. 88. Bei der zweiten Frage, dem Wie? des Ueberganges, verfteht ſich zunächt, 
daß wenn die Rechte der Perjonen troß ihres Todes beftehen bleiben, auch von Herren= 
loſigleit und Decupation ihrer Sachen keine Rede fein kann, vielmehr nur eine Succeffion 
in das Eigenthum derjelben möglid) fein kann. Ferner müfjen, wenn die Rechte bleiben, 
auch die Schulden bleiben, und zwar in derjelben Verbindung mit den Rechten, Die fie 
bei dem Erblaſſer hatten, d. h. wie diefer gezwungen werden konnte, feine Rechte zur 
Zahlung jeiner Schulden zu verwenden, jo müſſen aud in der Erbſchaft die Rechte für 
die Schulden haften, dieje alfo vor allem aus den Rechten befriedigt werden, und nur der 
Ueberſchuß kann als wirklicher Erbgewinn angejehen werden. Die vollftändigfte rechtliche 
Form fir diefen gleihmäßigen Uebergang der Nechte und Schulden ift Die, wenn das 
Verinögen in dem Zuſtande, den es bei dem Tode hatte, auch nachher zuſammengehal— 
ten wird, aljo in feiner Einheit al ein Ganzes, al® universitas, auf den Erben, oder 
Mehrere gemeinchaftlich, übergeht. Dies ift das Princip der Univerſalſucceſſion, Die nad) 
römiſchem Rechte die mejentliche und nothwendige Grundlage Bei jeder Beerbung bilvet. 
Der Erbe iſt dann injofern der allgemeine rechtliche Repräſentant des Berftorbenen, er 
nimmt infofern deffen Perfönlichkeit gewiſſermaßen in ſich auf und jegt jie in fich fort. 
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Die Römer haben diefen Begriff der Univerjalfucceffion und der Einheit der Erb- 
ſchaft und Erbſucceſſion mit ihrer gewöhnlichen abftracten Begriffstechnit aufgefaht und 
in voller Schärfe in ihrem Erbrechte durchgeführt. Es beruht darauf eine ganze 
Reihe von Eigenthümlichkeiten, die in unferem heutigen Rechtsbewußtſein, wie ſich unten 
zeigen wird, feinen rechten Boden haben, nämlich : 

1) jowohl die Delation ald die Acquifition oder Nepudiation der Erbſchaft kann nur 
in solidum nicht pro parte jein, nur ganz oder gar nicht. Allerdings kann die De- 
lation an Mehrere gemeinichaftlich, und infofern an jeden pro parte gefchehen, und infofern 
fann dann aucd von Jedem pro parte angetreten und erworben werben ; allein ewentuell 
für den Fall des Ausfall der Andern muß auch bier Delation und Acquiſition durch ſ. g- 
Anwachſungen die ganze Erbſchaft umfaflen, weder der Erblaffer nod die Erben fünnen 
die Anwachſung ausſchließen. Der Grund ift, weil ſonſt der andere Theil der Erbichaft 
möglicherweife ganz ohne Erben bleiben fünnte, und dann der Berftorbene zum Theil 
beerbt zum Theil unbeerbt bliebe, was der Idee der Einheit der Erbicaft und der Per: 
ſönlichkeit des Erblaffers widerfpricht. Darin liegt auch der eigentliche praftiiche Grund der 
Regel, daß Delation durch Gefeg und durch Teſtament nicht concurriven fünnen, nemo 
pro parte testatus pro parte intestatus decedere potest, Daß die Römer darin 
feine abjolute Unmöglichkeit gefehen haben, zeigen ſchon die Ausnahmen von der Regel, 
die fie doc zulafjen, namentlich bei Soldaten. 

2) Auch die Wirkfamfeit des Erbrechts, namentlich die Haftung für die Schulden, 
fann nur vollfländig oder gar nicht eintreten. Der Erbe haftet ald Repräjentant bes 
Berftorbenen unbedingt, mögen die Activa der Erbſchaft für Die Pafjiva ausreichen oder 
nicht, eine Beſchränkung der Schulden auf den Betrag der Activa widerfpräde der Einheit 
der Erbſchaft. Allerdings hat Yuftinian durch fein beneficium inventarii eine ſolche 
Beichräntung eingeführt, allein wie fern dieſes dem Geifte des claſſiſchen römiſchen Rechts 
lag, fieht man daraus, daß die prätorifche Hülfe gegen die unbedingte Haftung num durch 
Abftention und Reftitution erfheilt wurde, alſo immer nur Die Wahl zwiſchen ganz oder gar 
nicht gegeben wurde, won Belchränfung der Wirkſamkeit des Erbrechts aber feine Spur war. 

3) Eine natürliche Folge der umbedingten Haftung des Erben ift, daß der Erwerb 
der Erbſchaften nicht won ſelbſt ipso iure eintritt, fondern durch den Willen und Ent— 
ſchluß des Erben vermittelt werden muß. Auch die Ausnahme des alten Rechts bei den 
Kindern in väterlicher Gewalt ift wenigſtens indirect won den Prätoren durch das Ab- 
ftentionsrecht bejeitigt. 

4) Endlich folgt aus der Einheit der Erbſchaft auch Das wichtige Princip, daß Sin— 
gularfuccelfionen auf einzelne Rechte des Verftorbenen durch Vermächtniſſe ſtets die Univer- 
falfuccefjion eines eigentlichen Erben vorausfegen, nur neben oder hinter ihr ſtehen können, 
und ſtets Durch fie vermittelt werden müſſen. 

Das deutfche Recht hat das Princip der Univerfalfuccefion in diefer vollen forma= 
liſtiſchen Gonfequenz nie gehabt. Das rohe Princip des Untergangs aller Rechte und 
Schulden mit dem Tode findet ſich zwar, jo weit unſere Quellen reichen, nirgends, ſchon 
die Volksrechte haben die Haftung des Erben für Die Schulden, zum Theil ſogar eine 
unbedingte ; allein die römiſche Einheit der Erbſchaft iſt im deutſchen Recht nicht fetgehalten, 
vielmehr wurden für einzelne Beftandtheile der Erbſchaft, namentlich Grundſtücke, Heergerätb, 
Gerade, verjchiedene Singularfuccefjionen ausgebildet, die die Verbindung der Activa und 
Paſſiva, wie fie beim Erblaſſer gewejen war, zerftörten und damit auch für den eigent= 
lichen Erben, der nur das übrige befam, das Princip der unbedingten Haftung für die 
Schulden unmöglich machten, und fie auf den Betrag deſſen, was er befam, bejchränften. 
Wie man überhaupt bei und das Recht weniger idealiſtiſch Logiich, wie in Nom, fondern 
mehr realiſtiſch praftiih auffaßte, ſo ſah man auch in der Erbſchaft nicht Die Perſönlich— 


— guy: 
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feit des BVerftorbenen und feine Nepräfentation, fondern die Summe feiner Rechte und 
Schulden, und hielt nur daran feft, daß auf der eigentlichen Erbſchaft nad) Abzug der 
gefeglichen Eingularfucceffionen die Schulden hafteten, und daraus jo weit fie reichte, be— 
zahlt werden müßten. Daß Jemand aber aus bloßer Conſequenz der Erbſchafsidee mit 
feinem eigenen Gelde die Schulden der Erbſchaft decken müſſe, war dem deutfchen Rechte 
ein durchaus fremder Gedanfe. Darum hat die Idee einer Concurrenz der verfchiedenen 
Delationsgründe, Gefeg, Teftament, Vertrag, für und gar nichts Anſtößiges, auch Erb— 
lofigfeit und Concurs bei einer Hälfte der Erbſchaft, während die andere feinen Erben hat, 
können wir ohne juriftiichen Schauder anfehen, ebenfo eine Bertheilung der Erbſchaft an 
bloße Yegatare ohne allen eigentlichen Erben. Eben darum, weil der Erbe nie einen Scha— 
den von der Exrbichaft haben kann, hat das deutiche Recht auch den Erwerb der Erbſchaften 
ſtets ipso iure eintreten laſſen. Das römische Recht hat uns nun zwar die römiſche 
Univerfalfucceffion mit ihren Gonfequenzen gebracht, und fie ift fogar in die neuen Gejeg- 
bücher aufgenommen, allein nur das Princip, daß die Erbſchaft bis zu ihrem Betrage 
für die Schulden hafte, und infofern Rechte und Schulden in Einheit als universitas 
behandelt werden, Liegt in unferem Rechtöbemußtfein. Das übrige ift und eigentlid) 
fremd. Die Idee des Uebergangs der Perfönlichkeit und der Einheit der Erbidaft lebt bei 
ung nur in der vomaniftifhen Theorie. Sie ift bei uns nicht blos noch weiter als in 
Rom im einzelnen durchbrochen, jondern geradezu im Principe abgeftorben. Es hat da- 
her für uns wohl einen Sinn, daß die Haftung des Erben bis zum Betrage der Erb- 
Ichaft durch ein Inventar gefichert werde, aber daß er am fi) in solidum hafte, ſich jedoch 
durdy Antretung cum beneficio von einem Theile der Haftung befreien fünne, hat an 
fih und für unfer Rechtögefühl feinen Grund. Wenn der Berftorbene feine Schulden nicht 
mehr jelber zahlen konnte, jo ıft fein Grund, daß der Erbe fie zahle und gewiſſermaßen 
wie in einer Falle dazu gefangen wird, wenn er unvorfichtig ohne die Beneficialerklärung 
antritt. Doc hat man fich weder in der Praxis, noch in den Gefegbüchern alle Con— 
ſequenzen dieſes Unterſchiedes klar gemacht. Daß z. B. das preußische und aud das 
ſächſiſche Necht theilweife Delatton erlauben, theilweife Antretung verbieten, Ausſchließung 
der Anwachſung vom Erblaffer erlauben, vom Erben verbieten, ift eine gedankenloſe Ver— 
miſchung des römiſchen und deutichen Principe. 


I. Das Inteftaterbredt. 


$. 89. Das einfache geſetzliche Erbrecht, das Inteftaterbredht, haben Familie und 
Staat. Das Erbrecht der Familie läßt fich in verfchiedener Weife geordnet denken. Daß 
das römische Erbſyſtem ſich Durch beſondere Natürlichkeit oder Confequenz auszeichne, kann 
man gewiß nicht jagen, doch hat es gewilje Ideen, denen es auch bei und Eingang ver- 
ſchafft hat. Es hat eine jehr ungleiche Entwidelung gehabt. Urſprünglich ging es der 
Urgeftalt der römiſchen Familie zufolge von der ausſchließlichen Berechtigung der Agnaten 
aus (ſ. oben E. 72). Die Hauptrichtung ſeiner Entwidelung war daher die Ausdehnung 
auf die allgemeine Blutsverwandtichaft, die Cognation. Diefe ging aber jehr langſam vor 
fi, weil man in der Nepublit das alte Familienprincip mit großer Zähigkeit fefthielt, 
und in der Katferzeit dem praftiichen Bebürfniffe durch die Häufigkeit der Teſtamente ſehr 
abgeholfen wurde. Erſt im orientalifchen Reiche wurde die gejeglihe Ausgleihung drin— 
gender, Doch ift fie erft von Juſtinian zehn Jahre nad) den Pandeften in der Novelle 118 
vollendet. Die innere Ordnung der Berwandtenfuccejfion füllt danach erſt in die ſpätere 
Zeit umd bat hier feine befriedigende Geftalt mehr gewonnen. 

Die Hauptfrage bei der Erbfolgeordnung der Verwandten ift immer, ob die Stam— 
mesverbindung oder die Gradesnähe entjcheiden joll, d. 5. ob nad Stämmen mut Re— 
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präjentation der näheren Durch die entfernteren geerbt werden, oder ob der nähere Grad 
den ferneren ſchlechthin ausichliegen fol. Ein abjolutes Gradualſyſtem gleihmäßig für alle 
Berwandten, Defcendenten, Afcendenten und Seitenverwandte, Durcheinander (jo daß z. B. 
Enkel, Großvater und Bruder zufammen erben), hat es wohl in der ganzen Welt nicht weis 
ter gegeben, als in Rom im prätorifchen Edicte in der Klaſſe unde cognati. Es wider: 
ſpricht dem natürlihen Bau der Familie zu fehr, ald daß es anders als jo zur ſubſidiä— 
ven Aushülfe möglich wäre. Umgekehrt findet fi ein vollſtändig durchgeführtes Stirpal- 
foftem wohl nirgends anders, ald im öfterreichifchen Gefegbuche, wo die Parentelenord- 
nung in dieſer Weile durchgeführt if. Das römijche Necht hat von Anfang an beide 
Syſteme neben einander gehabt, das Stammesprincip für die Dejcendenten, das Grades— 
princip für die Seitenverwandten. Daß nun die Defcendenten in stirpes erben, ift wohl 
bei allen Böltern mit einigermaßen ausgebildeten Erbrediten angenommen, wenn aud mit 
einzelnen Modificationen. Die Schwierigkeiten und Verſchiedenheiten fangen aber, wenn 
feine Defcendenten da find, jofort bei den nächften weiteren Verwandten, den Ajcendenten, 
den Gejchwiftern und deren Dejcendenz an. Nach dem Stammesprincipe jchließen die 
eltern ihre eigene Defcendenz, alfo die Gejchwifter des Berftorbenen, aus, werden aber 
durch fie vepräfentirt, ebenjo dieje wieder tm Verhältniſſe zu ihren Kindern, dieſe zu den 
Enfeln u. ſ. w. Die Grofältern werden aber durch die nähere Parentel der Aeltern in ihrer 
Defcendenz von jelber ausgefchlofjen. So ift es in voller Conſequenz im öfterreichtichen Geſetz- 
buche. Das römiſche Recht hat aber hier bei dem Uebergange der Agnation in die Cognation und 
der Aufhebung der alten Wirkungen der väterlichen Gewalt alles Princip vollſtändig verloren. 
Juſtinian ruft alle Ajcendenten nad) der Gradesnähe mit den Gefchwiftern zufammen, und gibt 
zugleich den Kindern der legteren ein Repräſentationsrecht, nicht aber auch den Enteln. Dazu 
führt er dann noch einen abjoluten Vorzug der vollbürtigen Geſchwiſter vor den halbbür- 
tigen ein, der in dieſer Weife gar feinen vernünftigen Grund bat. Bollftändig find dieje 
Beltimmungen in feinem der neueren Gefegbücer angenommen. Doch Liegen fie allen zu 
Grunde, nur ift das Verhältnig der Afcendenten zu den Geſchwiſtern, und ver vollbür- 
tigen zu den halbbürtigen, in jedem anders georonet, Hebereinftimmung ift nur in der 
Ausdehnung der Repräjentation von den Kindern der Gefchwifter auf ihre weitere Deſcen— 
denz. Zu einem eigentlichen allgemeinen Brincipe hat jich feines erhoben, wirkliche Con— 
fequenz ift nur im öfterreichifchen. 

Bei den weiteren Berwandten über die Geſchwiſter und ihre Defcendenz hinaus hat 
das römische Recht das reine Gradesprincip ohne alle Repräſentation. Dies haben auch 
die neueren Gejegbücher, abgefehen vom öfterreichifchen, beibehalten, nur fett das fran- 
zöfijdhe fie den entfernteren Afcendenten an die Seite und das ſächſiſche bringt noch einen 
fleinen Anflug von PBarentel herein. 

Neben den Blutöverwandten haben die Ehegatten, der römijchen Behandlung der Ehe 
entſprechend, nur ein jehr befchränftes Exbrecht, in der Negel erſt hinter allen Verwandten, 
und nur bei der armen Wittwe neben ihnen. Dies ıft in Deutjchland, wenn auch nicht 
im gemeinen Rechte, doch ziemlich in allen Particularrechten weſentlich geändert. 

Das Erbrecht des Staates wird in Rom als ein bejonderes Recht auf erbloje Erb: 
ſchaften bezeichnet, und jomit in eine Art Gegenfag zur Beerbung geftellt. Indeſſen ift 
dies blos dem Namen nad, der Sache nach hatte der Staat Unwerjalfuccejjion wie ein 
Erbe, und bei uns fann darauf noch weniger ein Gewicht gelegt werden. Daß die römischen 
Kaiſer gewiſſe GCorporationen dem Staate vorjegten, war ſchon dort nicht von Erheblichkeit, 
bet uns find dieſe Fälle im gemeinen Rechte ganz weggefallen. Das Wichtigfte wäre, wenn 
auch die Gemeinden dem Staate vorgefegt wären, weil dann für den Staat überhaupt 
nicht viel übrig bliebe. Indeſſen haben die römischen Kaiſer dieſes ausdrüdlich verworfen, 
und aud bei uns iſt es nirgend eingeführt, auch aus nahe liegenden Gründen nicht rathſam. 
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ll. Das Teſtament. 


$. 90. Die autonomiſche Regulirung der Beerbung kann nach römiſchem Rechte 
nur durch Teſtament geſchehen, nicht durch Vertrag. Uns erſcheint dies auffallend, den 
Römern war es ganz natürlich. Das Teſtament iſt eine Errungenſchaft, die durch die 
Römer in die Welt gebracht iſt, kein Volk vor ihnen hat es gehabt, alle ſpäteren haben 
es von ihnen. Es iſt die Spitze des Rechts der Perſönlichleit. Der Menſch muß beim 
Tode jein Vermögen der Gattung lafjen, er fann es ihr nicht entziehen, aber er kann 
das Recht jeiner Individualität dabei noch geltend machen, fterbend feinem Vermögen nod) 
jeinen individuellen Willen aufprüden, daß es nur als Seines nad) Seinem Willen über: 
geht, jein Wille wie ein Geſetz nad jeinem Tode noch darüber herrſcht Die Römer 
haben die Bedeutung dieſes Rechts wohl erfannt und zu würdigen gewußt, und haben «8 
häufig und in vollſter Ausdehnung ausgeibt. Der Grieche Lucian jagt, der Römer ſei 
zurückhaltend, nur einmal im Leben fprede er fich frei aus, das ſei nach feinem Tode 
in jeinem Teftamente. Daß man «8 für unanftändig hielt, ein ſolches Recht aufzugeben 
und fi durch Vertrag zu binden, ift natürlich. Die Römer hatten einen juriſtiſchen 
Idealismus, der dem deutſchen Rechte bei aller feiner Gemüthlichfeit fremd ift. Wir 
jehen in der Erbjhaft eben nur Geld und Vermögen, und ob Jemand darüber bei Leb- 
zeiten oder auf den Todesfall, zweiſeitig oder eimfeitig, durch Vertrag over Teftament 
verfügt, ift und völlig gleichgültig. 

Eben darım hat auch der Hauptunterfchied der Römer zwiſchen Erbeinfegung und 
Vermächtniß für uns nicht mehr die römische Bedeutung. Wer aus einem Teſtamente 
etwas bekommt, „erbt“ nach deutſchem Sprachgebrauche, und wer im Teftamente etwas 
zumendet, „wermacht”; ob man das ganze Vermögen oder eine einzelne Sache vermacht 
oder erbt, iſt Nebenſache. Ebenſo bezeichnet auch das franzöfiihe Recht alle teftamen- 
tarıjhen Zuwendungen mit legs, und unterjcheidet nur legs universel, & titre univer- 
sel und partieulier. Damit fällt aber auch aller Grund zu der Scheidung von Teftament 
und Codicill. Beide gehen in dem Begriffe „legter Wille auf. Es ift fein Grund, für 
beide verſchiedene Vorausſetzungen, Exforderniffe, und namentlich verſchiedene Formen auf- 
zuftellen. Selbft im römifchen Rechte ift dieſe Unterſcheidung ſchon ziemlich finnlos. 
Wir haben uns zwar jehr daran gewöhnt, allein was hat e8 denn für einen Sinn, daß 
man zu der Hleinften Erbeinfegung fieben Zeugen zufammenrufen muß, dagegen die Her: 
ausgabe der ganzen Erbichaft oder der größten Landgüter oder Capitalien durch eine völlig 
formloje Erklärung an den Erben anordnen fann? Am ärgften ift der Formalismus 
beim Univerjalfiveicommiß , befonders jeitdem Zuftinian das Verbot des Abzuges der 
Quarta Trebellianica erlaubt hat. Danach kann das Univerfalfideicommiß der Sache 
nach die reelle Wirkung der Erbeinfegung haben, und dennoch ift der Formunterſchied 
zwijchen beiden geblieben. Wer kein Teftament mehr machen fann, macht ein Unwerjal- 
fideicommiß und erreicht damit daffelbe. Der Widerſpruch ift bier jo auffallend, daß 
es ſchwer zu begreifen ift, wie man im fächfifchen Geſetzbuche die römiſchen Unterfchiede 
doch hat beibehalten mögen. Das einzige, was ſich rechtfertigen läßt, ift, daß für fleine 
geringfügige Singularvermächtniſſe und ähnliche Anordnungen eine Ermäßigung der Form 
zugelaffen wird, namentlich wenn fie im Teſtamente vorbehalten find. Das Map ift 
natürlich unbeftimmt, das preußiſche Landrecht beftimmt ein Zwanzigftel der Erbſchaft. 

Will man den Unterjchied von Teftament und Codicill für Erbeinfegung und Ber- 
mächtnig aber feithalten, jo muß man jedenfalls den Begriff des Vermächtniſſes auf die 
Singularvermädtniffe befehränten, jo daß der Unterfchied der Unwerfal= und Eingular- 
ſucceſſion und der Haftung für die Schulden damit verbunden if. Weberhaupt ift die 
ganze Verbindung Des Univerſal- und Singularfiveicommiffes zu Einem Begriffe von 
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Vermächtniß im Gegenfage von Erbeinfegung für das jpätere römische und noch mehr 
für das heutige Recht unpaffend. Die Berbindung beider hatte urjprünglich bei der Ent— 
ftehung und Ausbildung der Fideicommiſſe im Gegenfage zu den Legaten ihren guten 
Grund in der eigenthümlichen Behandlung der Fideicommiſſe. Nach Juſtinians Aus- 
gleihung der Legate und Fideicommiſſe, der Vereinigung des Trebellianum und Pegasia- 
num, und der Erlaubniß, den Abzug der Quarta Trebellianica zu verbieten, ijt der 
alte Standpunkt vollftändig verſchoben. Der Hauptunterichted iſt jegt Univerſal- und 
Eingularfucceffion, und bei erfterer directe und indirecte. Das Univerfalfideiommißg muß 
jeßt in Begriff und Exrforderniffen den Erbeinjegungen an die Seite gejetst werden, nicht 
den Singularvermächtnifjen, e8 wäre font ein einfaches Mittel, um jene zu umgehen. 

Eine andere Frage ift die Erhaltung des Unterſchiedes von directer und indirecter 
Univerfalfucceffion. Er berubt auf der Regel semel heres semper heres. Danach 
fann nie ein zweiter wirflicher Erbe nad einem erften eintreten, jondern nur die Aus- 
übung des Erbrechts des wirklichen Erben einem andern übertragen werben. Es ift 
dies ein Glaubensfag des römischen Rechts, den der orthodoxe Romanift nicht leicht auf- 
gibt. Puchta erflärt zwei Exben hinter einander für „dem Wefen des Erbrechts wider- 
Iprechend”, Mühlenbruc führt wenigftens eine Menge abjchredender Folgen davon an. 
Die neueren Geſetzbücher haben ſich durch beides nicht abhalten laſſen, ſämmtlich die 
römische Regel aufzuheben, und den Uniwverfalfivercommiffar einfach als zweiten Erben 
nach dem erften zu behandeln. Wo und wie dieſes mit dem Wefen des Erbrechts in 
Widerſpruch ftehen fol, ift auch in der That Schwer zu entveden, zumal da die Römer 
felbft 8 gar nicht angenommen haben. Sie gründen die Regel nicht auf die fpecififche 
Natur des Erbrechts, jondern fie war ihnen nur eine Folge der allgemeinen Unzuläffig- 
feit von Endterminen und Refolutiobedingungen bei den altewwilen Rechten. Deshalb 
machen fie auch bei Soldaten eifie Ausnahme von der Kegel, ebenjo wie von der Kegel 
nemo pro parte ete. Dieje Ausnahme ift für Mühlenbruch und Puchta natürlich jehr un: 
bequem, jie wollen daher darin nur eine fiveicommifjartihe Subftitution ſehen, beachten 
aber nicht, daß dann gar fein Privilegium für die Soldaten mehr darin läge, und Die 
Zufammenftellung mit dem nemo pro parte finnlo® wäre. Dazu fommt, daß der 
ganze Begriff der indirecten Univerfalfucceffion im Juſtinianiſchen Nechte nach der Ver— 
einigung des Trebellianum und Pegasianum und der Ausdehnung der fingirten Reſti— 
tutionen des Fideicommiſſes eigentlich allen realen Boden verloren hat und rein forma— 
fiftijch geworden iſt. Diefer Unterichied, daß der Eine heres ift und der Andere loco 
heredis, der Eine das Erbrecht an fich hat und der Andere die Ausübung deſſelben, hatte 
zu Gajus Zeit in Verbindung mit allen den damaligen andern Unterjchieden von Erbrecht 
und Fideicommiß feine gute und wolle Berechtigung. Bei Yuftinian und noch mehr bei 
und ift es eine umberechtigte leere Neliquie, der man vergebens Durch ein paar fleine 
praftifche Folgen, die ebenfo gut ohne das möglich wären, ein Leben beizubringen fucht. 
Durch die Auffaſſung des Untverfalfideicommifjes als wirklicher directer Subftitution eines 
zweiten Erben wird auch allein erſt das richtige praftiiche Verhältniß zur Vulgarſubſti— 
tution bergeftellt. Nach der heutigen Auffafjung der fivercommiffarifchen Subftitution ift 
in Diefer nach der Abjicht der Parteien fait ausnahmslos von felbft aud eine vulgäre 
enthalten, d. 5. wer will, daß ein zweiter Erbe nach dem erften eintritt, will in ber 
Kegel auch, daß er ftatt deſſelben eintritt, falls diefer gar nicht Erbe werden jollte. 
Mit dem Fideicommißbegriffe ift dies gar nicht jo allgemein zu vereinigen und jedenfalls 
nur durch principmwidrige Fictionen zu erreichen. 

Die weitere fpecielle Teftamentd= und Vermächtnißlehre kann bier nicht gegeben wer— 
den, fondern muß dem alphabetif.yen Theile dieſes Wertes überlafjen bleiben. 
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III. Das Notherbredt. 


$. 91. Beim Notherbrechte tritt der Gegenfag der römifchen und — Auf⸗ 
faſſung des Erbrechts ganz beſonders ſcharf hervor. Der römiſche Rechtsidealismus legt 
auf das „heres“ fein, die Repräſentation der Perſönlichkeit des Verſtorbenen, ein beſon— 
deres Gewicht, „pleniore honore hereditates quam legata tribuuntur“, Darum ift 
die Ehre der Erbeinfegung, der honor institutionis, ein ganz bejondered Recht, was mit 
der bloßen materiellen Zuwendung des Pflichttheils nicht befriedigt wird. Noch Yuftinian 
ftellt in der Now. 115 das Princip auf: wer feinen Grund hat, einem Andern den 
Pflichttheil zur - entziehen, darf ihm aud die Ehre der Erbeinfegung nicht vorenthalten, 
ſonſt iſt das Teftament trog der Zuwendung des Pflichttheild nichtig. Für diefen ganzen 
Standpunft hat das heutige Rechtsbewußtſein feinen Sinn. Es fieht beim Erbrechte nur 
auf das Bermögen, beim Notherbrechte daher nur auf den Pflichttheil. Ausnahmslos ift 
das Notherbrecht in den neueren Gejegen reines materielles Pflichttheilsrecht, die Ehre 
der Erbeinjegung fpielt gar feine Rolle mehr, jie fommt gar nicht mehr in Betracht. 
Nur der gelehrte Romaniſt ſtudirt noch das feinere römiſche Ehrgefühl in ſich hinein. 
Diefer Unterſchied ift aber ſehr folgenreih. Der ganze Gegenfag und Kampf des for- 
mellen und materiellen Notherbrechts in Rom, der Gegenfag von Präterition und Erhe— 
redation, Das verfchiedene Notberbrecht der agnatijchen und cognatiſchen Defcendenten und 
Afcendenten, und alle die vielen Fragen und Gontroverjen, die Damit verbunden find, 
fallen damit für das moderne Rechtsbewußtſein eigentlich vollftändig weg, fo reich die 
romaniftiiche Yiteratur darüber auch ift, und jo wenig man ſich da, wo das römische 
Recht formelle Geltung hat, vorläufig davon losmachen fann. Die praftiihen Fragen, 
die Das heutige Notherbrecht hauptfächlich bewegen, find Danach nur folgende: 

1) Die Berfonen, die ein Notherbrecht haben, find nach römiſchem Nechte die Defcen- 
denten, Afcendenten und die Geſchwiſter. Das Recht der letzteren bat indeflen, da fie in 
feiner unmittelbaren Gattungsverbindung ftehen, feinen inneren Grund, tft daher ſchon 
im fpäteren römiſchen Rechte ſehr beichränft, und in ven heutigen Gejegen überall ganz 
verworfen. Dagegen ift bei uns meiften® auch den Ehegatten ein Notherbrecht gegeben, 
jedody in ſehr verjchtedener Weile. Bei den Defcendenten ift in Rom der alte Familien= 
unterjchied der Agnaten und Cognaten in Betreff des Notherbrechts bis zuletzt von Wich— 
tigkeit geblieben. Die erjteren müſſen nominatim, d. 5. jpeciell als foldye, enterbt 
werden, während bie letteren mit Andern zufammen enterbt oder präterirt werben fünnen, 
wenn nur der Grund angegeben wird. Auf das Pflichttheilsrecht hatte dieſes aber feinen 
Einfluß. Bei diefem murde merkwürdigerweife ſchon früh die im Inteſtaterbrechte erft 
ipät entwidelte Gleichſtellung gewiſſermaßen anticipirt, und allen Dejcendenten und Aſeen— 
denten gleiches Recht gegeben. Indeſſen bat jener alte formelle Unterjchied bei und auch 
im materiellen Notherbrechte noch eine eigenthimliche wichtige Nachwirkung in der Be 
handlung der nachgeborenen Kinder, die zwar in der gemeinrechtlichen Theorie wenig bes 
achtet wird, in den neueren Gefegbüchern aber jehr deutlich) zu Tage tritt. Das römiſche 
Recht behandelt die vivi und postumi im weſentlichen gleih. Zwar begründet die Prä- 
terition bei den einen Nullität, bei den andern Ruption, indeffen ift das nur der Unter- 
ſchied von anfänglicher und nachträglicher Nichtigkeit, umb bei der bonorum possessio 
contra tabulas war gar fein Unterjchied unter ihnen. Nun ift aber nach der Nov. 115 
die Enterbung eines Poftumus gar nicht mehr möglich, Einfegungen auf den Pflichttheil 
‚ find bei ihnen von ſelber felten, jomit find fie in der Regel, wenn fie kommen, präterirt. 
Auf dieſe Prüterition hat aber Die deutjche Praris überwiegend nicht die Nichtigkeit der 
Novelle angewendet, jondern nach dem ſ. g. Correctionsſyſteme die alte volle Nuption oder 
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bonorum possessio contra tabulas, aljo volle Aufhebung des Teſtamentes, wenigitens 
bis zur vollen Inteftatportion des Poftumus, angenommen, während man bei der Prü- 
teritton der ſchon vorhandenen Kinder mehr dem Derogationsiufteme fich zuneigte, d. h. 
die neue beichränfte Ungültigfeit der Novelle anwendete. Die praftiiche Folge hiervon 
war, daß die fchon vorhandenen Kinder in der Kegel nur ihren Pflichttheil, höchſtens Die 
beſchränkte Inteftatpottion nad der Novelle, fordern können, nachgeborene Dagegen jtets 
ihren vollen Erbtheil. Läßt man nun das formelle Notherbrecht und feine Folgen ganz 
weg, jo bleibt einfadh der Sat, daß ſchon vorhandene Kinder nur ihren Pflichttbeil, 
nachgeborene ihren vollen Erbtheil befommen. So findet ſich der Sat denn auch im 
preußischen, öfterreichiihen und ſächſiſchen Gejegbude. Der Grund ift jet natürlich micht 
mehr der formelle des römiſchen Notherbrechts, fondern der materielle, daß bei den Nach: 
geborenen die Beichränfung auf den Pflichttheil nicht als Wille des Erblaffers angefehen 
werben kann. Das franzöfifde und italienifche Geſetzbuch machen diefen feineren, in der 
Sadye wohlbegründeten, Unterſchied nicht. 

In Verbindung hiermit fteht ein anderer oft nicht beachteter Unterjchted, nämlich der 
zwifchen den dem Erblaffer bekannten und nicht befannten Notherben. Notherben, deren 
Dafein oder Qualität der Teftirer nicht weiß, find für ihn nicht vorhanden, folglich wenn 
fie ſpäter auftreten, wie Nachgeborene. Es liegt daher nahe, ihnen ebenjo wie dieſen ein 
Recht auf den ganzen Erbtheil zu geben, nicht blos auf den Pflichttheil. Im römiſchen 
Rechte ift Died auch infofern geichehen, als vom Standpunkte des Irrthums aus in der— 
artigen Fällen die Enterbungen und die Einfegungen Fremder für nichtig erklärt find, 
und jomit ein ähnlicher Erfolg wie bei der Ruption herbeigeführt it. Es tritt Das nur 
in unjeren Lehrbüchern nicht jo hervor, weil e8 im der Regel nicht beim Notherbrechte, 
ſondern bei der Lehre vom Irrthum angeführt wird. Durch die Beichränfung des Noth- 
erbredyts auf das Pflichttheilrecht wird der Gegenfag ſchärfer und findet in dem Gegen— 
lage von beabfichtigter und nicht beabfichtigter Ausfchliegung der Notherben feine concretere 
praftiiche Begründung. So ericheint er daher auch in den neueren Gefegbüchern, nur mit 
einigen ziemlich willfürlichen Modificationen. 

2) Ueber die Größe des Pflichttheild hat die neuere Geſetzgebung viel experimentirt. 
Der Pflichttheil beträgt nach römiſchem Rechte bei eimem bis vier Notherben ein Drittel 
der Inteftatportion, bei fünfen und mehr die Hälfte der Imteftatportion. Das Princip 
ift alfo, daß bei fleineren Erbportionen die Quote größer fein fol. Eine innere Noth— 
wendigfeit hat Dies Princip nicht, die Quantität des Vermögens kann nicht die Qualität 
des Rechts beftimmen. Es kann daher nur confequent genannt werden, wenn Das öfter- 
reichiſche und italientjche Geſetzbuch den Pflichttheil gleichmäßig bei Defcendenten auf Die 
Hälfte, bei Ajcendenten auf ein Drittel der Inteftatportion feftjegen. Ber dem römischen 
Principe müſſen die Erbtheild- und die Pflichttheildquote eigentlich in umgefehrter Bro- 
portion zu einander ftehen. Indeſſen hat Juſtinian dies nur ſehr unvolllommen erreicht ; 
denn die Progreſſion ift bei ihm zuerft U, Yg, Ya, Hi, der Erbichaft, dann Yo, Via, 
Yaamf.w Das preufifche Landrecht hat Dies Durch Annahme von drei Stufen ver— 
bejjern wollen, ig, , *, je für 1—2 Kinder, 3—4 und 5—6 und mehr. Da— 
nad ift aber die Progrefjion Yz, , Ye, Yar Fızr sr a U. ſ. w., was auch noch 
nicht viel beſſer iſt. Das franzöfiiche echt erlaubt dem Erblafjer bei 1 Kinde nur über 
Y, der Erbichaft zu teftiven, bei 2 über !/,, bei 3 und mehr über Y/,; danach ift der 
Pflichttheil Ya; 2a, u der Inteftatportion, aljo Var ar Y der Erbidaft, die Pro— 


greſſion folglich erſt Hy, HYız, Yu und dann Fe, Yaor "ss u. ſ. w. Daß das öfter- 


reichiſche Princip juriftiicher und confequenter ift, als alle dieſes, ift wohl klar. 
3) sn den Enterbungsgründen ift bei und fein wefentlich veränderter Standpunkt 
eingetreten, fie find nur im einzelnen modernifirt und modificirt. Doch ift Die Tendenz 
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mehr zur Belchränkung geneigt. Das franzöfiihe Recht hat fie ganz weggelaſſen, weil 
es den alten Coutumes zufolge überhaupt gar nicht von der Idee eines eigentlichen 
Pflihttheile, als portio debita, ausgeht, jondern Die ganze Teftirfreiheit im Falle von 
Notherben auf eine beftimmte „portion de biens disponible“ beſchräntt. Das italie- 
niſche Geſetzbuch hat dieſe Ydee der „porzione disponibile“ aufgenommen, damit aber 
den römiſchen Begriff der „porzione legittima dovuta“ verbunden, offenbar nicht ſehr 
confequent. Die römiſchen Enterbungsgründe beruhen auf drei Kategorien : 

a) Directe Vergehen gegen den Erblaſſer, nämlich bei den Deſcendenten: Lebensnach— 
stellungen, Thätlichkeiten, grobe Injurien, Criminalantlagen, VBermögensfhädigung durch 
Denunciationen, Verhinderung am Teſtiren; bei Afcendenten nur: Lebensnachftellungen, 
Capitalanflagen und Verhinderung am Teſtiren. Alle dieſe Gründe finden ſich auch 
in den neuen Gejegbüchern, nur ift ftatt der Criminalanflage faliche Eriminal= Denuns 
ciation, und ftatt der Demunciation woiderrechtliche Vermögensſchädigung geſetzt. Das 
ſächſiſche hat die Gründe überhaupt auf Lebensnachitellungen, Thätlichfeiten und falfche 
Denunciationen beichräntt. 

b) Indirecte Vergehen gegen den Erblaffer, nämlich: Vernachläſſigung in Wahnfinn 
Kriegsgefangenichaft oder Schuldhaft, und Unzucht mit der Frau oder Concubine des 
Erblaſſers; die neueren Geſetzbücher haben die erften drei Gründe zu Vernachläſſigung in 
der Noth verallgemeinert, Das preußiſche und öfterreichiiche fügen bei den Afcendenten noch 
die Bernadhläffigung in der Erziehung hinzu. Der vierte Grund ift nur im preußtichen 
beibehalten (natürlich nur bei per Frau), dagegen baben- alle bei den Kindern noch die 
Ehe ohne Einwilligung der eltern hinzugefügt. 

c) Unehrenhaftes Leben. Hier hat Yuftinian gar feinen allgemeinen Gedanken, fon= 
dern er führt nur auf: Kegerei, Gemeinſchaft mit Giftmifchern, Eintritt unter Thierlämpfer 
und Mimen, bei Töchtern auch Yiederlichkeit, bei Afcendenten nimmt er Davon nur Kegerei, 
fügt aber Yebensnachftellungen gegen den eigenen Ehegatten hinzu. Das jächfiiche Gejeg- 
buch bat diefe ganze Kategorie mit Recht vollftändig geftrichen, das öſterreichiſche ſetzt ftatt 
der Kegerei Abfall vom Chriftenthume, daneben Verbrechen mit zwanzig Jahren Kerfer, 
und dann „anftögige Vebensart gegen die öffentliche Sittlichkeit“; das preußiſche läßt Die 
Religion ganz weg, nimmt von Berbreden nur Hochverrath und „Lafter der beleidigten 
Majeſtät“, fügt dann aber „Entehrung durch grobe Laſter, Ichändliche Aufführung, nieder: 
trächtige Lebensart” Hinzu. Offenbar find dies feine glüdliche Legislative Griffe. 

4) Ein Hauptpimkt find endlich die Folgen der Verlegung des Notherbrechts. 
Das römiſche Recht ift hier ganz bejonders reich an Unterjheidungen. Es hat verfchievene 
Folgen für das formelle und materielle Notherbrecht, für alte und neue Form, agnatifche 
und cognatiſche Defcendenten, Defcendenten in und außer der Gewalt, jchon lebende und 
nachgeborene, vollftändige und partielle Verlegung des Pflichttheils, und noch weitere Unter- 
ſchiede hatte das ältere Recht, die Juſtinian aufgehoben hat. Demgemäß finden ſich neben 
einander: volle Nichtigkeit ded Teftaments, Auption, beide unter Umftänden mit prätori= 
ſcher Geltung des Teftaments, beichräntte Nichtigkeit in Betreff der Erbeinfegungen, bo- 
norum possessio contra tabulas auf die Inteftatportion, querela inofficiosi auf die 
Intejtatportion, Klage auf Ergänzung des Pflichttheils, das ältere Recht hatte auch noch 
Zutritt (acerescere) zu den eingefegten Erben. Die einzelnen Rechtsmittel find von jehr 
verjchiedenen Geſichtspunkten aus entftanden, das allgemeine Princip war indeflen, daß bei 
jeder Verlegung des Notherbrechts der Notherbe ein Recht auf feine volle Inteftatportion 
befommen joll, jei e8 durd Nichtigkeit oder Anfechtbarteit des Teſtaments, erit Juſtinian 
hat die Beſchränkung gemacht, daß bei bloßen Mängeln im Pflichttheile nur eine Klage auf 
deſſen Ergänzung eintritt. Dem älteren Principe liegt die Idee zu Grunde, daß das Noth- 
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erbrecht nicht eine bloße Geldſache, ſondern eine Pflicht und Ehrenfache ift, und daß eben 
darum feine Verlegung wie zur Etrafe Folgen nad) fich zieht, die über den eigentlichen 
Inhalt des Notherbrehts weit hinausgehen, und mitunter ſelbſt Fremden zu gute 
fommen können. 

Dem heutigen Rechtsbewußtſein tft diefer ganze Standpunkt fremd. Wir ſehen im 
Notherbrechte rechtlich einfach eine Vermögensangelegenheit, von der wir den Ehrenpunft 
vollftändig trennen. Der Notherbe hat ein Recht auf den Pflichttheil, was ihm in feiner 
Weiſe verkürzt werben darf, aber daß er darum, weil der Erblaffer eine Verkürzung ver- 
fucht hat, zur Strafe deſſelben mehr als den Pflichttheil befommen müßte, oder daß gar 
auch Fremde Bortheil davon haben fünnten, widerfpricht unferer Anſchauung des Ver— 
bältniffes, zumal die concreten Geftaltungen der Lebensumftände die Idee von Unrecht und- 
Strafe oft gar nicht entfernt zulafien. Daher haben alle neueren Gefetbücher einjtunmig 
das Necht der Notherben ohne alle weitere Unterſcheidung für alle Fälle gleihmäßig auf 
den Pflichttheil beſchränklt. Nur bei den nachgeborenen oder unbefannten Notherben ift, 
wie oben gezeigt ift, das Recht auf den vollen Erbtheil geblieben, aber nicht weil man 
darin eine größere und ftrafbarere Verlegung des Notherbrechts fühe, ſondern weil hier 
die Beſchränkung auf den Pflichttheil gar nicht als Wille des Erblaſſers angejehen 
werben fan. 

Alle die obigen römiſchen Unterfceidungen fallen damit natürlich von felber weg, 
und das Ganze wird von felbft äußerſt einfach. Nur Eine wichtige Frage bleibt übrig, 
nämlich ob der Pflichttheil als wirklicher Theil der Erbſchaft oder nur als Schuld der 
Erbſchaft gefordert und eingeflagt werben kann. Im römischen Rechte tritt natürlich in 
allen Fällen, wo man unter Aufhebung des Teftaments auf den vollen Erbtheil lagen 
kann, wirkliches Erbrecht ein, wogegen die Ergänzungsflage reine Schuloflage ift. Recht 
confequent iſt diefe Unterſcheidung ſchon im römifchen echte nicht, ohne allen Sinn ift 
fie, wenn das ganze Notherbrecht nur in dem einfachen Rechte auf den Pflichttbeil befteht. 
Hier muß diefer ſtets gleihmäßig entweder als Erbichafts- Theil oder Erbſchafts— 
Schuld angejehen werben, und zwar fordert die Confequenz eigentlich das erftere. Dies 
ft auch im franzöfiihen, italienischen und ſächſiſchen Gefetsbudje angenommen, das preu= 
ßiſche und öfterreichtiche find fich dagegen bei ihrer Bernachläffigung der juriftiichen Technik 
darüber unflar geblieben, bei dem erfteren ift die Frage bis jest controverd, und man 
nimmt meiften® die römiſche Unterfcheivung an, in Oefterreich ift durch ein ſpäteres Geſetz 
entſchieden, daß der Notherbe ſtets nur den Werth des Pflichttheils fordern kann, der 
Pflichttheil alfo ftets nur Erbſchaftsſchuld fein ſoll. 


IV. Der Erwerb der Erbidaft. 


$. 92. Die weiteren Grundfäge über das Erbrecht betreffen: 

1) den Erwerb der Erbſchaft, alfo Delation, Antretung, Ausſchlagung, Trane- 
miſſion, Anwachſung; 

2) die Wirkungen des Erbſchaftserwerbes und des Erbeſeins, alſo die Rechte und 
Pflichten des Erben, nebſt ihren möglichen Beſchränkungen durch Inventar und Eeparation, 
die Klagen zur Geltendmachung des Exrbrechts, das Verhältnig von Miterben, namentlic) 
die Vertheilung der Erbſchaft unter ihnen nebft der dabei möglichen Gofllationspflicht, 
endlich das Verhältnig der Erben und Yegatare. Die nähere Ausführung über dieſe 
einzelnen Punkte wird aber paflender im alphabetifchen Theile diefes Werkes gegeben. 


2. 


Das deuklſche Vrivalrecht. 


Von 


Privatdocent Dr. J. Fr. Behrend 


in Berlin. 


I. Keariff und Literatur, 


$. 1. Das in Deutichland geltende Privatrecht beruht zum Theil auf einheimischen, 
zum Theil auf fremden Quellen. Hierauf gründet fich die feit Anfang des vorigen Jahr— 
hunderts übliche Vertheilung des gefammten Privatrechtöftoffes in zwei getrennte Dis— 
ciplinen: Die Pandeften und das deutſche Brivatreht. Diefe Scheidung ift mehrfach 
angefochten und es find wiederholte Verſuche gemacht, Das ganze Privatrecht in einem 
einheitlichen Syſtem zur Darftellung zu bringen. Diefelben haben ſich indeß ſämmtlich 
nicht bewährt, denn ſchon die große Verſchiedenartigkeit der Quellen bewirkt, daß bei 
einer ſolchen Daritellung das eine oder das andere Element nothwendig eine Verkürzung 
erleiden muß. Erſt wenn wir ein einheitliches nationales Geſetzbuch befigen werben, wird 
es geftattet fein, jene beiden Disciplinen lediglich als Vorftufen für den Aufbau einer 
einheitlichen nationalen Rechtswiſſenſchaft zu betrachten. 

$. 2., Die Quellen des deutſchen Privatrechts gehören theild dem gemeinen, theils 
dem BParticnlarreht an Zum gemeinen Recht werden bier diejenigen Satzungen 
gerechnet, welche auf einer formell für ganz Deutjchland verbindlichen Autorität? beruben 
und zur Geltung in ganz Deutichland beftummt find. Dahin gehört a) das geichriebene 
Reichsrecht, d. h. die bis zur Auflöfung des deutichen Reiches zu Stande gekommenen 
Reichsgeſetze. Diejelben fommen bier nur ſoweit in Betracht, als fie privatrechtlichen 
Inhalts find. Inſoweit aber find fie durch die inzwiichen ftattgehabten politiichen Ver— 
änderungen nicht aufgehoben. b) Das gemeine Gewohnheitsrecht. Bon dieſem ift nur 
der Theil zu berüdfichtigen, bei welchem ſich die in gemeinfamer Uebung bervortretende 
Nechtsüberzeugung der Nation nicht blos receptiv, ſondern productiv verhalten bat, aljo 
nicht die fremden Rechte, die gleichfalls wefentlich auf dem Wege des Gewohnheitsrechts 
in Deutichland zur Annahme gelangt find. 

8. 3. Im Folge der Codificationen hat ſich eim großer Theil Deutſchlands 
von der Grundlage Des gemeinen Rechts äußerlich losgeſagt. Yebteres fommt in den 
Gebieten der codificirten Nechte nicht mehr als Enticheidungsquelle zur Anwendung, gilt 
aber auch in den Yändern des gemeinen Rechts nur als fubfiviäre Norm, jo daß parti— 
eularrechtliche Beſtimmungen den Vorzug haben. 

5.4. Neues gemeines Recht für ganz Deutjchland kann gegemmwärtig nur in jehr 
befchränttem Umfange entftehen. Auf dem Wege der Geſetzgebung ift dies überhaupt un— 
möglih, da es an einer gejeggebenden Gewalt für ganz Deutichland fehlt. Die Ent- 
ftehung eines neuen Gewohnbeitsrechtes ift zwar nicht abjolut ausgeſchloſſen, aber durch 
die diefer Art der Nechtöbildung wenig günftigen Godificationen auf ein Minimum befchränft. 
Dagegen hat in neuefter Zeit durd die Schöpfung des Norddeutſchen Bundes 
ein großer Theil Deutichlands ein Organ für die Bildung gemeinen Rechtes erhalten. 
Die Gefege, welde von dem Norddeutfchen Bund innerhalb feiner Competenz erlafjen 


werden, find für alle zum Bundesgebiet gehörigen Länder rechtöverbindlich mit der Wir- 
tung, daß fie den Landesgeſetzen vorgehen. 

$.5. PBarticularrehtlic find alle diejenigen Nechtönormen, die entweder mur 
für eimen Theil von Deutſchland beftimmt find oder ihre Geltung nur von einer für 
einen Theil von Deutichland verbindlichen Autorität ableiten. Verſchiedene, ja felbit alle 
Particularredhte können in weiterem oder geringerem Umfang miteinander übereinftimmen, 
ohne ihren Charakter als Particularrecht zu verlieren. Die Uebereinftimmung kann ent= 
weder blos auf einer Gleichartigfeit der hiſtoriſchen Entwidelung beruhen oder jie kann 
ſich Lediglich auf den Inhalt oder auch auf den Wortlaut des Ausdruds erftreden. Man 
ſpricht in all’ dieſen Fällen von einem gemeinfamen oder materiell gemeinen, im Gegenfat 
zum formell gemeinen Recht. 

8. 6. Zum Particularredit in diefem Sinne gehören a) die bejonderen Rechte ein- 
zelner deuticher Länder und Fleinerer Kreife innerhalb derſelben (Provinzial-, Yolalz, 
Statutarrehte); b) die Grundgeſetze des ehemaligen Deutichen Bundes, jowie die einzelnen 
Bundesbeſchlüſſe, da es nach der richtigen Anficht emer befonderen Einführung und Publi- 
cation bedurfte, um diefelben zu einem Beſtandtheil des geltenden Rechts in den einzelnen 
zum Bunde gehörigen Staaten zu maden; ec) aus demfelben Grunde, die durch freiwillige 
Uebereinfunft zu Stande gebrachte gleichförmige Geſetzgebung; d) das neueſte gemeine 
Necht des Norddeutſchen Bundes ($. 4), weil daſſelbe nur für einen Theil von Deutjch- 
land beſtimmt iſt. 

$. 7. Die Grundlagen für eine Darſtellung des deutſchen Privatrechts können 
nicht blos aus den Quellen des formell gemeinen Rechts entnommen werden, fondern e8 
find aud die Particularredhte zu berüdfichtigen, fofern in ihnen das nationale Rechts— 
bewußtfein Ausdrud gefunden hat. Dies ift der Tall nicht nur bei der direct gleichför— 
migen Oejeßgebung, ſondern in noch viel höherem Maße bei derjenigen Rechtdentwidelung, 
welche, obwohl in den Einzelheiten von einander abweichend, doch auf denjelben hiſtoriſchen 
Beranlaffungen und deshalb auch auf gleichen Principien berubt. Dieſe Principien ent: 
halten fein unmittelbar anwendbares Necht, denn fie find nur anwendbar, fofern und 
joweit fie fich im einem bejtimmten Particularrecht verwirklicht haben. Gleichwohl find 
fie von großer Wichtigfeit, ſowohl weil fie die treibenden Kräfte unferer Nechtsbildung 
darftellen, als auch weil fie ein Hauptmittel für die wiffenichaftliche Erkenntniß der Par— 
ticularrechte enthalten. Auch in den neueren Codificationen find vielfach nationale Rechts- 
anſchauungen ausgeprägt. 

$. 8. Die Piteratur des deutlichen Privatrechts beginnt mit Georg Beyer, der 
zuerft im Jahr 1707 an der Unwerfität zu Wittenberg Borlefungen hierüber gehalten 
bat. Seitdem bat fich diefe Disciplin auf den Univerfitäten eingebürgert und literarifch 
ft im den vwerfchiedenften Richtungen an der Fortbildung derielben gearbeitet worden. 
Aus dem vorigen Jahrhundert find im dieſer Hinficht beſonders Pütter, Seldom 
und Runde zu nemen. In diefem Jahrhundert eröffnet Eichhorn wie überhaupt in 
der germaniftiichen Nechtöwiffenichaft, jo auch für das deutjche Privatrecht eine neue Pe— 
riode, in welder an der Hand folider geſchichtlicher Forſchung auch für die Inftitute des 
geltenden Rechts ein erweitertes Verſtändniß eröffnet worden iſt. Daß die von ihm ge= 
gebenen Anregungen nicht Fruchtlos geblieben find, beweiſen neben zahlreichen monogra— 
phiichen Arbeiten befonders die Yehrbücher von Gerber, Befeler, Bluntſchli, 
Gengler. 

Gerber, Wiſſenſchaftliches Princip des gemeinen deutihen Privatrebts. Wächter, Ge- 


meines Recht Deutfchlands, 1944, und Würtembergiſches Privatrecht, 1, S. 13 fag. Bruns, Artikel: 
Gemeines Recht in Erſch' und Gruber's Encvelopädie, I, Bd. 57, ©. 213. Rüdert, Be— 
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gen des —— deutſchen Privatrechts, 1857. — Stobbe, Geſchichte der deutſchen Rechtsquellen, 
I, ©. 414. — Beyer, Delineatio juris Germ,, 1718 (1723). Pütter, Elem, juris priv. 
Germ. hod., 1776. Selchow, Elem. juris Germ. hod., 1793. Runde, Grundfäge bes 
gemeinen deutfchen Privatrechts, 1929. Eichhorn, Einleitung in das deutfche Privatrecht, 
1845. Mittermaier, Grundfäge des u. deutfchen Privatrecht, 1847. Gerber, Sp- 
er des beutjchen Privatrechts, 1865. ejeler, Syſtem des gemeinen beutfchen Privatrechts, 

1866. Bluntichli, Deutfches Privatreht, 3. Aufl. beforgt von Dahn, 1864. Gengler, 
Lehrbuch des deutſchen Privatredhts, 1554, 1855. Walter, Syitem des gemeinen deutfchen 
Privatrechts, 1855. Hillebrand, Lehrbuch bes heutigen gemeinen deutſchen Privatrechts, 1865. — 
Zeitfchrift für deutſches Recht und beutfche Rechtswifienfhaft von Revfber, Wild, Befeler, 
Stobbe, 20 Bde. 1839 — 1861. 


I. Entſtehung des Redts. 


$. 9. Die Yehre von der Entftehung des geſetzlichen und Gewohnheits rechts 
bietet im deutſchen echt keine Bejonderheiten dar. Häufig wird als eine eigene Art des 
Gewohnheitsregts die Dbjervanz over das Herfommen genannt; indeß ift in ber 
That fein Bedürfniß vorhanden, dieſe Art des Gewohnheitsrechts befonders auszufcheiden. 


Man pflegt bei dem Ausdrud Obſewanz oder Herkommen am verjchievene Dinge zu 


denken und biejelben zum, Theil in unflarer Weife miteinander zu vermiſchen. Man 
verfteht nämlich darımter a) dasjenige Gewohnheitsrecht, welches fich in Fleineren örtlichen 
Kreifen oder in dem Kreife der Genoſſen eines beftimmten Standes oder Berufes bilvet ; 
b) die langjährige Ausübung einer Befugnig, die im Berlauf der Zeit zur Begründung 
jubjectiver Rechte führen kann; ec) das ungejchriebene autonomijche Recht ($. 11). Hier: 
ber gehört die Obſervanz nur in dem erften Sim, fällt aber in diefem auch ganz unter 
ven allgemeinen Begriff des Gewohnheitsrechts und ift binfichtlic der Bedingungen wie 
binfichtlich der Wirkſamkeit demſelben völlig gleichzuitellen. Im einzelnen Fall kann es 
allerdings fehwierig fein, zu unterjcheiden, ob eine folche Obſervanz oder nur ein Her: 
fommen im fubjectiven Sinne vorliegt; dieſe Schwierigfeit hat aber auf die Begriffsbe— 
ftimmung feinen Einfluß. 

Ein eigenthümliches Mittel zur Erkenntniß des Gewohnheitsrechts find die Recht s— 
ſprüchwörter (paroemiae juris), Sie enthalten ven kurzen, voltsthümlichen Aus— 
druck eines Nechtöfages und können daher ald Zeugniſſe für das Vorhandenſein gemohn- 
heitörechtlicher Bildungen benutt werden. Doch erfordert ihre Anmendung ſchon wegen 
der im der Regel vieldentigen Faſſung einen nicht geringen Grad von Vorſicht. Auch tft 
es bei derartigen ſprüchwörtlichen Aeußerungen des Volksbewußtſeins oft ſchwer zu jagen, 
ob fie wirklich juriftiiche oder allgemeine ethiſche oder wirthichaftlihe Anſchauungen wie 
vergeben oder gar blos den Ausdrud von Erfahrungsfägen darbieten. 

8. 10. Die Frage, ob eine übereinftimmende Jurisprudenz, fei es in der 
Kundgebung theoretiſcher Anfichten (communis doctorum opinio), ſei e8 in den Aeuße— 
rungen der gerichtlichen Praxis (usus fori), im Stande ift, Rechtsſätze zu erzeugen und 
ob diejelbe demnach zu den Rechtsquellen zu zählen tft, reicht zwar über Das Gebiet des 
deutichen Privatrechtd hinaus, pflegt aber bier mit befonverer Yebhaftigfeit erürtert zu 
werden. Bon denen, die dieſe Trage bejahen, werden die auf jene Rechtsquelle zurück— 
zuführenden Rechtsſätze ald Juriftenrecht bezeichnet, welchem das unmittelbar auf der 
Boltöüberzeugung berubende Volksrecht gegenübergeftellt wird. Befeler definirt das 
erftere als eine im längerer gerichtlicher Hebung ſich äußernde vechtliche Ueberzeugung des 
Quxiſtenſtandes und betrachtet daſſelbe ald eine Art des Gewohnheitsrechts. Bei einer 
confequenten Durchführung dieſer Anficht muß man die Säge des |. g. Juriſtenrechts als 
jolche für anwendbar erachten, auch dann, wenn fie willenjchaftlich nicht begründet find 
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und mit der Boltsüberzeugung nicht übereinftimmen. Eine ſolche Bedeutung kommt aber 
weder der Theorie noch der Praris zu, die vielmehr beide nur die Aufgabe haben, das 
wirklich vorhandene Recht zu finden und auszufprechen. Beide haben daher einen An- 
Iprud auf Geltung nur, wenn und ſoweit fie dem vorhandenen Recht entfprechen. Bofitive 
Geſetze haben allerdings zumeilen den Präjudizien der oberften Gerichtöhöfe eine weiter 
gehende Autorität eingeräumt; auch läßt ſich nicht leugnen, dap die Entftehung und Aus— 
bildung einzelner deutſchrechtlicher Inftitute, wie 3. B. der Erbverträge und der Familien— 
fideicommiſſe durch die Zuriften, und zwar zum Theil auf Grund umrichtiger juriftifcher 
Gonftructignen weſentlich gefördert worden ift. 

8. 11. Als eine befondere, dem deutſchen Recht angehörige Art der Rechtsquellen 
pflegt ferner die Autonomie genannt zu werden, deren Begriff und Bedeutung jedoch 
ebenfalls äußerft beftritten ift. Dem Wortfinn nad bedeutet Autonomie urſprünglich ſo— 
viel mie Somveränetät oder das Recht eines Staates, nach feinen eigenen Geſetzen zu 
(eben (solıreia abravouog). Gegenwärtig aber verfteht man darunter die Befugnif, 
objective Rechtsſätze feſtzuſtellen, welche gewilfen Behörden, Corporationen oRgr gar einzelnen 
phyſiſchen Perfonen eingeräumt fein jol. Als Unterarten der Autonomie im Sinne von 
geichviebenem und ungejchriebenem echt werden gemöhnlih Statut und Objerwanz ($. 9) 
geichteden. Im einzelyen wird die Befugniß, autonomiſche Satzungen beroorzubringen, 
zugejchrieben a) dem hohen Adel, jofern demfelben das Recht zufteht, über feine Güter- 
und Familienverhältniſſe verbindliche Berfügungen zu treffen; b) Behörden (Tichterlichen 
und Berwaltungscollegien) in Bezug auf die Formen ihres Gefchäftsganges; ec) einzelnen 
Gorporationen, wie 3. B. Gemeinden, Unwerfitäten, Aetiengejellichaften rückſichtlich ihrer 
inneren Angelegenheiten. 

Im Mittelalter berubte in Folge der unvolllommenen Wirtfamfeit des Staatsorga- 
nismus ein großer Theil der Rechtsentwidelung auf autonomiſchen Sagungen. Je mehr 
indeß der Staat und feine Organe die gefammte Rechtsbildung zu beherrichen und an ſich 
zu ziehen fuchten, defto mehr trat dieje Art der Rechtsbildung zurüd. Für das heutige 
Recht iſt dem Begriff der Autonomie jede Realität abzufprechen. Bon den vorftehend 
hervorgehobenen Fällen handelt es fich bei den Verfügungen des hoben Adels und ebenjo 
in der Kegel bei den Anordnungen der unter e erwähnten Gorporationen um die Feſt— 
ftellung jubjectiver Nechtswerhältniffe, bei den Behörden dagegen meift um bloße Verwal— 
tungsmafivegeln. Sofern aber diefen legteren und den zugleich dem öffentlichen Recht 
angebörigen Corporationen die Macht, objective Normen feftzufegen, eingeräumt ift, er 
icheinen fie ald Organe des Staates und die inmerhalb ihrer Competenz von ihnen er 
laſſenen Beftimmungen als ein vom Staate jelbft geſetztes Recht. 

8.12. Im Falle einer Eollifion verjchtedener Rechtöquellen hat diejenige den Vor— 
zug, welche für ven fleineren örtlichen Kreis beftimmt ift, jo daß das gemeine Recht erft 
in letter Neihe zur Anwendung fommt. Dieje Stufenfolge von den particulärften: Normen 
aufwärts ift in dem Rechtsſprüchwort angedeutet: MWillfür bricht Stadtrecht, Stadtrecht 
bricht Yandrecht, Yandrecht bricht gemeines Recht. — Die frage, ob dann, wenn Die 
fremden Rechte und namentlih das römiſche Recht mit Sätzen des deutjchen Nechtd in 
Widerſpruch treten, erftere oder legtere anzumenden feten, ift hiermit nicht beantwortet ; 
diefelbe läßt fich aber überhaupt nicht nach allgemeinen Negeln entſcheiden, jondern iſt 
für jeden einzelnen Fall und für jedes einzelne Rechtsgebiet bejonders zu löſen. — Die 
in der Negel jowohl in den Pandekten wie in den Lehrbüchern des deutichen Privat— 
rechts vorgetragene Yehre won ven zeitlichen und örtlichen Grenzen für die Wirkſamkeit 
der Nechtsläge berubt auf Grundfägen, die weder fpectell dem römiſchen noch dem deut— 
ſchen Rechte angehören und die deshalb an diefer Stelle übergangen werden fünnen. 
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($.91n.10.) Savigny, Syſtem, I, $.12,13, 17 fgg. Puchta, Gewohnheitsrecht, II. Be- 
feler, Vollsrecht und Juriftenrecht, 1843. Hillebrand, Deutſche Rechtsſprüchwörter, 1858. 
Graff und Dietberr, Sammlung deutfcher Rechtsſprüchwörter, 1564. ($. 11.) Hermann, 
De auton. juris Germ. fonte, 1859. Gerber in: Archiv für civ. Praris, Bb. 37, ©. 35, 
und in Jahrbuch für Dogmatit, Bd. 3, ©. 411. Maurer in: Kritifche Ucherfhau, Bd. 2, 
©. 229. (8. 12.) Savigny, Syſtem, Bob. 8. Unger, Syſtem bes öfterreidiichen Privat» 
redts, I, ©. 113. Laffalle, Syſtem ber erworbenen Rechte, 1861. R. Schmid, Herricaft 
ber Gelee nah ihren rechtlichen und zeitlihen Grenzen, 1863. v. Bar, Das internationale 
Privat- und Strafrecht, 1862. 


II. Perfonenredt. 


8.13. Die Rechtsfähigkeit des eingelmen Menſchen unterlag im älteren deutichen 
Recht vielfachen Abftufungen. Körperliche Zuftände wie Geſchlecht, Rüſtigkeit, Mißgeſtalt, 
Kranfheit wirkten direct auf die Perſönlichteit. Dazu famen die Einflüffe der Standes- 
und Religiondunterfchiede, der Unterichted zwifchen Staatsangehörigen "und Fremden u. dal. 
In neuerer Zeit find dieſe Unterſchiede bis auf wenige Neminifcenzen befeitigt. Als 
Regel gilt, wenigftend in privatrechtlicher Beziehung, die Gleichheit vor dem Gefeß und 
die gleichinäßige Anerkennung der Perfönlichkeit bei allen Menfchen. 

$. 14. Eine beiondere rechtliche Stellung nimmt noch jegt der hohe Adel ein. 
Zu demjelben gehören die deutfchen Souveräne und die Standeöherren nebft ihren eben- 
bürtigen Familien. Den legteren ift auch nach Verluft ihrer Somveränetät durch die 
noch jetst in Kraft beftehende Beſtimmung der Deutſchen Bundesacte die Fortdauer ihrer 
früheren perjönlichen Vorrechte zugefichert, insbefondere ift ihnen das Recht der Ebenburt 
mit den fouveränen Häufern, jowie die Anerkennung der von ihnen in Hausgejegen oder 
Familienverträgen getroffenen Dispofitionen gemährleiftet. Entftehung des hohen Adels 
ift gegenwärtig allein eheliche Zeugung in einer ftandesmäßigen Ehe. 

Die Berechtigungen des niederen Adels beftehen gegenwärtig nur nod in dem 
Anſpruch auf gewilfe Titel und Prädicate, außerdem kommt in Betracht, daß einzelne ver— 
mögensrechtliche Inftitute, wie z. B. die Familienfideicommiſſe, fi vorzugsweiſe in den 
Kreifen des niebern Adels eingebürgert haben, wenngleich jie nicht ausfchlieglich auf die— 
jelben beichränft find. 

$. 15. Die Religionsunterjhiede find gegenwärtig für das Privatrecht 
gleichfalls beveutungslos geworden. Den Juden, die früher auch in dieſer Hinficht viel- 
fach zurückgeſetzt waren, wird gegenwärtig die volle Privatrechtsfähigkeit in demſelben 
Umfange wie allen übrigen Staatsangehörigen gewährt. Damit iſt auch die Anwend— 
barfeit des befonderen jüdiſchen Rechts fortgefallen, die ſich nur da rechtfertigt, wo man 
die Juden als Fremde betradgtet und fie deshalb ihrem bejonderen Nationalrechte 
unterwirft. 

$. 16. Die Stellung der Fremden, oder wie fie in der Sprache des Mittel- 
alter8 heißen, der Elenden war urſprünglich ſehr ungünftig, da fie nicht zu der Rechts— 
genoſſenſchaft gehörten, innerhalb deren fie weilten, und ihres Rechtsſchutzes nicht theil— 
baftig waren. Der lebhaftere Verkehr der Nationen untereinander hat Dazu geführt, 
den Fremden im allgemeinen diejelben Rechte zuzugeftehen, wie den Einheimifchen, nur 
im Wege der Retorfien oder des Gegenrechts pflegen Ausnahmen zu ihren Ungunften 
gemacht zur werben. Eine bejondere Klaffe der Fremden find die Forenfen, d. h. Dies 
jenigen, welche in einem anderen Staate Grundbeſitz haben. Man nennt das Verhältniß 
derjelben im allgemeinen Yandlaffiat und untericheidet zwiſchen unvollftändigem und vollem 
Landſaſſiat, je nachdem eine Unterwerfung der Forenſen unter das forum und die lex 
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rei sitae blos in Bezug auf Dinglihe oder auch in Bezug auf andere Klagen jtattfindet. 
Erfteres bildet die Regel, die volle Landſäſſerei kommt nur ausnahmsweife vor. Cine 
mit der alten Nechtlojigkeit der Fremden in Zufammenhang ftehende Abgabe ift der Ab: 
ſchoß (gabella hereditaria s. detractus realis), welcher won aufer Yandes gehenden 
Erbihaften erhoben wird. Somohl dieſe Abgabe, wie die bei der Auswanderung Ein: 
heimiſcher zu entrichtende Nachiteuer (gabella emigrationis, detractus personalis) find 
bereits durch Art. 18 der Deutichen Bundedacte und durch eimen Bundesbeſchluß vom 
Jahre 1817 für fänmmtliche, zum früheren Deutichen Bunde gehörige Staaten aufge: 
hoben und aud im übrigen durch Gelege und internationale Verträge vielfach bes 
ſchränkt worden. 


$. 17. Der Ehrbegriff des heutigen Rechts beruht wejentlih auf modernen 
Anſchauungen. Hierbei find allerdings ſowohl römiſche wie mittelalterliche Begriffe mit 
von Einfluß gemwefen, indep darf weder das eine noch das andere Element als allein beftim: 
mend betrachtet werden. Man pflegt gegenwärtig jede Art der Ehrenminderung mit dem 
allgemeinen Ausdrud Chrlofigfeitt zu bezeichnen und näher zwiſchen gänzlichem Verluſt 
und zeitweiler Unterfagung der bürgerlichen Ehrenrechte zu unterſcheiden. Die alte Recht: 
lofigkeit, jowie die Echtlofigfeit und Friedlofigkeit gehören nicht mehr dem heutigen Recht 
an, die letztere hatte noch bis vor furzem eme Analogie in dem aus Frankreich zu und 
berüber gefommenen , jett glüclicherweife überall bejeitigten Imftitut des bürgerlichen 
Todes. Die früher ehr große Zahl der unehrlichen Gewerbe ift bereits ſeit dem ſechs— 
zehnten Jahrhundert Durch Reichsſchlüſſe mehr und mehr vermindert worden, am längften 
blieb dem Gewerbe des Henkers und Scinders ein Makel anbaften, aber auch viefer it 
durch neuere Geſetze, denen freilih die VBollsanfchauung nicht immer entſpricht, auf 
gehoben worden. 


8. 18. Den aus dem römischen echt bekannten zwei Arten der juriſtiſchen 
PBerfonen, den Corporationen und Stiftungen, wird im deutſchen echt vielfach unter 
dem Namen der Genoſſenſchaften eine eigene Art beigefellt, welder man früber 
eine eigenthümliche Mittelftelung zwiſchen Gorporationen und Societäten anwies, während 
fie neuerdings von Befeler ald deutjchrechtliche Gorporationen oder als Corporationen, 
die nicht Gemeinden find, Ddefinivt werden. Wichtig it, daß der Aſſociationstrieb in 
Deutfchland eine große Zahl von Geftaltungen hervorgerufen hat und noch täglich her— 
vorruft, welche dem römiſchen Recht unbekannt waren und bei denen e8 häufig zweifelbaft 
ift, ob fie unter den Gefichtöpunft der Societät zu bringen oder als juriftiiche Perſonen 
aufzufaffen find. Denfelben ift dharakteriftiich, daß fie weſentlich dem Vortheil der ein 
zelnen Mitglieder dienen, gleihwohl aber nad außen hin als Ganzes aufzutreten bes 
ftimmt find. 

$. 19. Eine hervorragende Stellung unter den juriftifchen Perfonen nehmen Die 
Gemeinden ein. Sie find einerfeits von Wichtigkeit als Theile des ftaatlichen Ver: 
waltungsorganismus, indem fie die Fleinften Bezirke bilden, in welde ſich die Staatsver— 
bindung gliedert. Zugleich aber find Die Gemeinden auch Corporationen und als folde 
Subjecte von Vermögensrechten. Sie haben, jofern fie direct zum Nugen der einzelnen 
Mitglieder beftunmt find, neben dem Staatszweck aud eigene Intereſſen und ein felbit: 
ftändiges Leben. Hiftoriih bat ſich das Gemeindeleben fogar früher entwidelt, als ver 
Staatsorganismus, Aus diefen beiden Gefichtöpunften ergibt ſich einerfeits das Intereſſe 
des Staats an dem Gemeindeleben, andererfeitS das Streben der Gemeinde nach Selbit: 
ftändigkeit. Eine weiſe Geletgebung muß beide Interefien zu vereinigen juchen. Die 
Modalitäten, unter denen Dies geſchieht: Die verſchiedenen Geftaltungen der Gemeinde 
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verfaffung können bier übergangen werden, da fie weit mehr dem öffentlichen = al8 dem 
Privatrecht angehören. 

8. 20. Auch die Zünfte (Innungen, Gilden) hatten früher eine ähnliche Doppel- 
ftellung, einerfeitS auf den Bortheil der Zunftangehörigen abzielend, andererfeits als Be— 
ftandtheile des öffentlichen Lebens. Gegenwärtig haben fie ihre frühere Bedeutung zum 
größten Theil verloren, ſeitdem in ganz Deutichland der Zunftzwang befeitigt, mit— 
bin die Befugniß zum handwertsmäßigen Gewerbebetrieb nicht mehr ausſchließlich den 
Mitgliedern der Zünfte eingeräumt und von den Borjchriften der Zunftordnungen uns 
abhängig geworden ift. Soweit das Princip der Gewerbefreibeit zum Durchbruch ges 
fommen ift, beftehen diefe Verbände nur noch als freie Organifationen zu dem Zweck, 
die Erlernung des Handwerks zu fördern oder fonftige den Genoffen nützliche Anftalten 
(Kranken-, Sterbekaſſen u. dgl.) zu unterhalten. 


(8. 14.) Pütter, Unterfhieb der Stände, 179. Göhrum, Gecſchichtliche Darftellung 
der Lehre von ber Ebenbürtigteit, 1546. Heffter, Beiträge zum beutichen Staats- und 
Privat » Fürftenreht, 1829, ©. 1. Befeler, Erbvertr., II, 2, ©. 1. Riccius, Zuverl. 
Entw. von dem lanbfäffigen Adel in Deutfchland, 1735. ($. 15.) Stobbe, Die Juden in 
Deutfchland während des Mittelalters, 1866. Michaelis, Mofaifhes Recht, 1775 — 1803. 
Saalſchütz, Mofaifches Recht, 1853. Kaim int Weiske's Necdtslericon, Bd. 5, ©. 850. 
($. 17.) Marezoll, Ueber birgerlie Ehre, 1824. Das Hiftorifhe fiche oben im der rechts— 
geihichtlichen Entwidelung, ©. 175. (8. 18.) Befeler, Deutfches Privatrecht, S. 251, und bie 
daf. Angeff. Gierke, Das deutſche Genofienichaftsreht, I, 1869. (8. 19.) Brater in 
Bluntfhli’s Staatswörterbuch, B.4, 9. 146 f. Gierfe, a. a. O. ©. 658. (8. 20.) Ort- 
loff, Corpus juris opifieiarii, 1820, Gierke, a.a. DO. ©. 916. 
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IV. Sadenredt. 


8. 21. Für das deutiche Sachenrecht hat die Eintheilung in bewegliche Saden 
(fahrende Habe, tragendes, treibendes Gut) und Immobilien (liegendes, ftehendes Gut, 
Eigen, Erbe) eine viel größere Wichtigkeit al8 im römiſchen Recht. Die Yehren vom Er— 
werb, Inhalt und Schu der dinglichen Rechte beftimmen ſich zum Theil nach verſchie— 
denen Regeln, je nachdem die eine oder die andere Art von Sachen in Betracht kommt. 
Das Kriterium der Eimtheilung finden die deutichen Quellen nicht immer in dem natür= 
(ihen Mertinal, daß eine Sache ohne Veränderung ihrer Subftanz von einem Orte zum 
anderen transportirt werben fann, vielmehr wird häufig auf andere Eigenfchaften, 3. B. 
auf die größere oder geringere Dauerhaftigfeit oder auf die ökonomiſche oder rechtliche 
Beftimmung, gejehen. So wird nad) vielen Nechten, „was die Fadel oder der Brand 
hinwegnimmt”, 3. B. hölzerne Häufer, zur Fahrniß gerechnet, während anbererjeitö die" 
an der Scholle haftenden eigenbehörigen Yeute, Das Wild im Walde, die Fiſche in den 
Teichen als Immobilien behandelt werden. Selbft auf untörperlihe Sachen (Rechte) 
wird die Eintheilung in der Weiſe ausgedehnt, daß entweder blos die an den Befig von 
Grundſtücken gefnüpften Befugniffe oder auch die dinglichen Rechte an Grundſtücken den 
Immobilien beigezählt werden. 

$. 22. Der Begriff der res extra commercium findet zwar im deutfchen Rechte 
feine unbedingte Anwendung, doch kennt dafjelbe in ähnlicher Weife Sachen, deren Ver: 
äuferung unterfagt oder bei denen diefelbe nur beichräntt zuläſſig ift. Auch die res 
sanctae des römiſchen Rechts haben eine Analogie in den befriedeten Saden, 
deren Berletung durch einen höheren Frieden, d. h. durch eine höhere Strafandrohung, 
geichütst ift, als die anderer Gegenftände. Dahin gehören 3. B. Kirchen, Kicchhöfe, Ader- 
geräthichaften, Mühlen, Eifenbahnen, Telegraphen, Deiche. 
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Wichtig ift ferner auch für das deutſche Recht die Einthetlung in Hauptjaden 
und Bertinenzen. In Particularrecpten wird häufig Durch ausführliche Aufzählungen 
feftgeftellt, welche Sachen um Zweifel als Pertinenzen anzujehen ferien. Die Pertinenz- 
qualität kann aud unbeweglichen Sachen im Verhältniß zu unbeweglichen zufommen. Zu: 
mweilen find da, wo das Syſtem der gejchloffenen Bauergüter Anwendung findet, derartige 
Pertinenzen für untrennbar von der Hauptſache erklärt. Den Gegenfag hierzu bilden 
alsdann die fliegenden oder walzenden Grundftüde (Wandeläder). 

$. 23. Der Begriff des Eigenthbums als der rechtlich anerfannten vollftindigen 
Herrjchaft über eine Sache ift dem deutſchen Hecht jo wenig fremd, wie dem römijchen. 
Dagegen ift der Ausdruck ſelbſt erjt neueren Urfprungs, die älteren Quellen haben nur 
Bezeichnungen für den Gegenftand des Rechts, nicht für Das Recht ſelbſt. Eine unge- 
bührliche Auspehnung des Eigenthumsbegriffes findet fih im Zufammenhang mit natur= 
rechtlichen Anfchauungen in den Gefetbüchern des vorigen Jahrhunderts, welche an allem, 
was in bonis ftehen fann, ein Eigenthum annehmen, mithin den Begriff des Eigenthums 
mit dem des Vermögensrechts überhaupt identificiren. Sp kennt das preußiſche Necht ein 
Eigenthum auch am Forderungen und die Geifion ift nach demfelben ein modus acqui- 
rendi dominii. 

$. 24. In dem Begriff des Eigenthums Tiegt weientlic ein negatives Clement: 
die Erelufivität. Daraus folgt, daß nicht mehrere Perfonen am derjelben ganzen Sache 
Eigentbum haben fünnen. Dieſe Conjequenz ift im römiſchen Recht ftreng feftgehalten. 
Ein condominium plurium in solidum ift nad) demfelben nicht möglich. Die Logifche 
Begrifisentwidelung des römiſchen Rechts ſoll aber im deutſchen Necht durch zwei pofitive 
Geſtaltungen · modificirt fein, Deren Realität zu prüfen iſt: das getheilte Eigenthum und 
das |. g. Geſammteigenthum, condominium juris Germaniei. Hier zunächſt von dem 
erfteren. Unter getheiltem Eigenthum verfteht man nach einer jeit den Gloſſatoren 
berfömmlichen Terminologie die Fälle, in denen aus dem Eigenthum umfafjende Nutungs- 
vechte ausgeſchieden und einem Andern übertragen find, insbejondere die verichtedenen 
Arten des Leihen: die Yeihe zu Lehnrecht, die bäuerlichen Leihen, die Beftellung zu Yeib- 
zucht u. dgl. Der Nubungsberechtigte wird hier Unter= oder Nutungseigentbiimer 
(dominus utilis), derjenige, von dem er fein Recht ableitet, Obereigenthümer (dominus 
directus) genannt. Die Terminologie ift infofern verwirrend, als auf Seiten des |. g. 
Untereigenthümerd fein wahres Eigenthum, jondern nur ein jus in re aliena vorhanden 
iſt, deſſen Inhalt Durch jene Bezeichnung feineswegs näher beſtimmt wird. Dennod mag 
diejelbe, wenn man ſich über die Bedeutung verftändigt, in einzelnen Fällen, 3. B. im 
Lehnrecht, mit Nugen gebraucht werden. 

$. 25. Das deutichrechtlihe Gejammteigenthum umfaßt die Fälle, in denen 
mehreren Perfonen das Miteigenthum an derjelben Sache zufteht, ohne daß der äußeren 
Erſcheinung nad) veelle oder jelbft ideelle Antheile der Einzelnen hervortreten. Man pflegt 
hieher zunächft die Verbindung mehrerer Perjonen zu rechnen, die ſich im einer engen 
Lebensgemeinfhaft, namentlich durch das Sigen auf demſelben Grundſtück, fundgibt, wo 
alfo, wie 3. B. bei Ehegatten, Eltern und Kindern oder den Gejammthändern samende 
woninge und ungescheiden roek vorhanden it, dann aber auch die Berechtigung der 
Mitglieder einer Genoſſenſchaft (8. 19) am dem genofjenfchaftlichen Vermögen, der Ans 
theil der Gemeindemitglieder an der Allmende, der Markgenoſſen an der gemeinfchaftlichen 
Mark, der Mitglieder einer Actien= oder ſonſtigen Handelögejellichaft an dem Vermögen 
derjelben. In al’ diefen Fällen iſt das Recht des Einzelnen, auf Theilung zu dringen, 
bejchränft, im den meiften derfelben ift ihm zugleich die Befugniß, auch mer über eine 
Quote des gemeinſchaftlichen Vermögens zu disponiren, entzogen oder doch nur umter 
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erheblichen Einſchränkungen geftattet. Darin befteht aber auch allein das Gemeinjame dies 
fer Fälle. Bei genauerer Prüfung derjelben wird man immer dazu gelangen, entweder 
ein Eigenthum der Einzelnen mit Duotentheilen oder das Eigenthum einer juriſtiſchen 
Perfon anzunehmen. 

$. 26. Einer bejonderen Hevvorhebung bedarf unter den im vorigen Paragraph 
genannten Fällen die Berechtigung der Gemeindeglieder an der Allmende.!) Dieje 
befteht aus den Theilen des Gemeindevermögens, deſſen Nugungen Direct den einzelnen 
Mitgliedern zu gute kommen. Den Gegeuſatz bilden jowohl die Sachen, welche ſich 
in publico usu befinden, wie Straßen, Plätze, öffentliche Anlagen, als auch das zur Bes 
ftreitung der Gemeindebedürfniſſe bejtummte Kämmerei = oder Ortövermögen. Der Urfprung 
der Allınende rührt daher, daß bei den Anfievelungen in der Regel nicht die ganze Ge— 
meindemarkung zum Sondereigenthbum gezogen wurde, jondern daß gewiſſe Beſtandtheile 
derjelben, meift Wald und Wiefe, gemeinjamer Benugung vorbehalten blieben. Daraus 
ergibt ſich, daß Die Berechtigung zur Theilnahme an den Gemeindenugungen uriprünglich 
mit der Mitgliedſchaft in der politifchen Gemeinde zufammenfallen mußte; wo ſich aber 
die legtere über ihren anfänglichen Beſtand hinaus erweitert hat, da iſt häufig inner- 
balb ver politiichen eine bejondere Nutzungs-, Real- oder Altgemeinde hervorgetreten, bei 
welcher die Theilnahme an bejondere Bedingungen geknüpft it. Die Frage, wer als 
Eigenthümer der Allmende anzujehen fei, läßt ſich demnach ſchon wegen der Mannich- 
faltigfeit der concreten Entwidelungen nicht allgemein beantworten. Nicht immer jteht 
diefelbe im Eigenthum der politifchen Gemeinde, oft ift Die Gemeinjchaft der Nutzungs— 
berechtigten nicht einmal mit corporativem Charakter ausgeſtattet. Stets aber find Die 
Nutzungsrechte jura singulorum, über welche die Geſammtheit ohne die Zuftimmung der 
Berechtigten nicht verfügen darf. Noch complicirtere Gejtaltungen ergeben ficy, wenn 
dritten nicht zur Gemeinſchaft gehörigen Perſonen Rechte auf die Allmende zuftehen, was 
namentlich bei concurrivenden gutöherrlichen Berechtigungen der Fall ift. 

Ein Anſpruch auf Theilung der Allmende fteht an fich den einzelnen Berechtigten 
nicht zu. Die größere Intenfität der Yandwirthichaft und die in Folge derjelben hervor— 
tretenden Bedürfniſſe haben indeh Die meueren Gefeggebungen zu einer Begünftigung der 
Gemeinheitstheilungen geführt. Nicht mur pflegt hiernach die Befugnig, auf Theis 
lung zu dringen, den Berechtigten unter erleichterten Bedingungen eingeräumt zu fein, ſon— 
dern es iſt in der Regel auch ein eigenes Verfahren mit bejonderen Behörden zur Bewir— 
fung der Auseinanderfegung angeorbnet und eim gefetliher Maßſtab behufs Abfindung 
der Einzelnen feftgeftellt. Mit den Gemeinheitstheilungen jind häufig auch Verkoppelun— 
gen, d. h. Zufammenlegungen des in der Feldmark zerftreuten Grundeigenthums der Hof: 
bejiger, ſowie Ablöfungen von Serituten und Reallaften verbunden. 

$. 27. Die Bedingungen für den Erwerb des Eigentbums richten ſich im 
allgemeinen nach den Grundjägen des römiſchen Rechts, doch ergebem ſich aus Dem deut— 
ſchen Recht einzelne Modificationen. Auf die Lehre von der Occupation bat eimmal 
die Regalität gewiſſer Gegenftände Einflug gehabt (vgl. unten $. 33), ſodann iſt vielfach 
der Geſichtspunkt maßgebend geweſen, daß bewegliche Sachen, die ſich in dem Bereich (u 
den Geweren) eined Grundeigentbums befanden, als deſſen Gewalt untenvorfen gedacht 
wurden. Hierauf beruht zwar nicht das Ueberhbangs= und Ueberfallsrecht, 
vermöge deſſen der Eigenthümer eines Grundſtücks die von den benachbarten Bäumen in 
jeinen Yuftraum überragenden Aefte jowie die übergefallenen Früchte jich aneignen darf. Da— 
gegen ſcheint mit diefen Anfhauungen das bereits früh durch Reichögefege verpönte Strand— 
und Grundrubereht zufammenzubängen, nad) welchem die Bewohner der Meerestüfte 


i) Gleichbedeutende Ausprüde find: Bürgervermögen, Gemeindenugung, Gemeindebraud. 


384 III. Das Privatredt. 


und Flußufer fi das Eigenthum der geftrandeten Fahrzeuge und des Inhalts derſelben 
anmaften. Von der Occupation jagdbarer Thiere |. $. 34. 

8. 28. Im einer gemiffen Verwandtſchaft mit der Decupatioh fteht Das Finden, 
welches inde nur dann mit derfelben zufammenfällt, wenn ſich der Fund auf herrenloſe 
Sachen bezieht, bei blos verlorenen Dagegen nach gemeinem Recht feinen Grund zum Ei— 
genthumserwerb enthält. Die meiften Particularrechte fchreiben jedoch vor, daß jeber | 
Fund bei der Obrigkeit angezeigt werden ſolle. Demnächſt erfolgt in der Negel ein | 
öffentliches Aufgebot, welches, wenn fich Niemand meldet, den Eigenthumsübergang auf | 
den Finder zur Folge hat. Melvet fich der Eigenthümer, jo bat der Finder einen An- 
ipruch auf Finderlohn. Ber umterlaffener Anzeige und vollends bei verheimlichtem Funde 
ift der Thatbeftand des Funddiebftahls vorhanden nad der Parömie: Fund verhohlen jo 
gut wie geftohlen. 

8.29. Ber dem derivativen Eigenthumsermwerb macht fidy die Tendenz des deutichen 
Nechts geltend, die dinglichen Rechte möglicht ertennbar hervortreten zu laffen. Daher | 
wird bei beweglichen Sachen ein Hauptgewicht auf den Befitübergang gelegt, während bei | 
unbeweglichen Sachen und Rechten die Erfennbarfeit durch das Inſtitut der Auflaſ— 
jung (traditio, sala) gewährt wird. Dies ift urſprünglich eine öffentlich in feterlicher 
Form unter Anwendung von Symbolen und mit Zuziehung von Zeugen abgegebene Er— 
flärung des Uebertragenden, daß er zu Gunſten eines Andern auf fein echt verzichte 
(resignatio) und eine dem Verzicht entjprechende Annahme jeitens des Erwerbers. Nach 
dem Sachſenſpiegel konnte die Auflaffung nur im echten Ding geichehen. In der ſpäteren | 
Entwidelung ift die Mündlichfeit und Symbolik des Actes immer mehr verſchwunden und | 
an deren Stelle die Eintragung in öffentliche Bücher (Grund-, Erbes, Verlaßbücher) ge— | 
treten. In Diefer Geftalt hat jich die Auflaffung nicht nur an vielen Orten dem römi— | 
ſchen Recht gegenüber erhalten, jondern fie hat neuerdings das legtere jogar da, mo baf- | 
jelbe bereits recipirt war, in immer weiterem Umfang wieder zurüdgebrängt. Wo das der 
Auflafjung zu Grunde Tiegende Prineip am reinften zum Ausdruck kommt, da kann nur 
durch den auf Grund der Willensübereinftimmung des bisherigen Eigenthümers und des 
Ermwerbers bewirkten Vermerk in den öffentlichen Büchern das Eigenthum an Grundſtücken 
übertragen werben. Die Tradition ift weder gemügend nody erforderlich ; ebenjo wenig 
wird neben der Erklärung Des abftracten auf Eigenthumsübertragung gerichteten Willens 
eine weitere causa erfordert. Häufig ift der Vermerk im dem öffentlichen Büchern jelbft 
in ſolchen Fällen für nothwendig erklärt, in denen die alte Auflaffung überhaupt nicht 
angewendet wurde, 3.2. beim Erbgang, der Adjudication u. dal. 

$. 30. Die Yehre vom Fruchterwerb wird im deutichen Recht dadurch modificırt, 
daß die Früchte unbeweglider Eadyen dann als erworben gelten, wenn jie verdient find, d. h. 
jobald die zu ihrer Gewinnung nöthige menjchliche Arbeit gethan iſt. So gelten Ader- 
früchte dann als verdient, wenn die Egge über das Yand gegangen if. Der Geſichts— 
punft des Verdienens wird aud) auf fructus eiviles wie Zinſen und Zehnten angewendet 
und es ergibt fich hieraus ein dem römiſchen Recht unbekannter Gegenſatz zwiſchen 
Natural- und Induftrialfrüchten. 

$. 31. Die Nechtömittel zum Schuß des Eigenthbums beruhen binfichtlich 
der Immobilien auf den Grundfägen des römiſchen Rechts; in Betreff der fahrenden 
Habe dagegen find diefelben, wenn auch nicht gemeinvechtlich, jo doch nach vielen Bars 
ticularrechten durch deutjch = rechtliche Anſchauungen modificirt. Das ältere deutiche Recht 
gewährt zur Verfolgung beweglicher Saden die Anefangsflage, die mit der körper— 
lichen Ergreifung des beanjpruchten Gegenftandes beginnt und gegen jeden Dritten ange= 
jtellt werden fann, aber nur dann zuläſſig iſt, wenn es fi um die ZYurüdforderung ges 
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ſtohlener, geraubter oder doch wider den Willen des bisherigen Beſitzers aus deſſen Ge— 
wahrſam entkommener Sachen handelt. Die in den Quellen neben derſelben erwähnte 
ſchlichte Klage oder Forderung enthält einen perſönlichen Anſpruch auf Rückgabe 
einer Sache und kann daher nur gegen den geltend gemacht werden, dem gegenüber ein 
folder Anſpruch beſteht. Im Zuſammenhang hiermit hat die Entwickelung des materiel- 
len Rechts zu dem Grundfag Hand muß Hand wahren geführt, demzufolge ber 
Anſpruch auf Herausgabe beweglicher Sachen einem dritten Befiger gegenüber nur unter 
denjelben Vorausſetzungen geltend gemacht werben kann, unter denen früher die Anefangs- 
tlage gegeben war, wogegen Demjenigen, der eine Sache freiwillig aus feiner Hand ge- 
lafien und einem Andern anvertraut bat, ein Rüdforderungsrecht nur gegen feinen un= 
mittelbaren Nachmann zufteht. In den Particularrechten hat indeß diefer Grundfag zum 
Theil jehr abweichende Geftaltungen erhalten. 

$. 32. Das Eigenthum macht wie jedes Recht Anſpruch auf den Schu des Staates, 
Wenn in neueren Berfaffungsurtunden und Grundgefegen die Unmerletlichkeit gerade die— 
ſes Rechts zumeilen bejonderd hervorgehoben wird, fo geichieht dies, weil daſſelbe das 
vorzüglichfte unter allen Vermögensrechten ift und weil mit einem ſolchen Satze zugleich 
die Achtung des Staates vor der Bermögensiphäre des Einzelnen überhaupt in feierlicher 
Form ausgeſprochen if. Trotz feiner Unverletlichfeit aber muß das Eigenthum unter 
Umftänden dem öffentlichen Intereſſe weichen. Wo es fih um Mafregeln für das all- 
gemeine Beſte handelt, die entweder durch eine dringende Nothwendigkeit geboten over 
durch eine überwiegende Nüglichfeit motiwirt find, darf der Einzelne nicht auf die Ab— 
geichloffenheit des Privatrechts fich fteifend, denfelben bindend in den Weg treten, jondern 
fann gezwungen werben, fich feines Eigenthums zu entäußern, ſoweit dies zur Ausführung 
derartiger Mafregeln erforberlih ift. Dies ift ver Fall der Zwangsenteignung 
oder Erpropriation, mobei es ſich meiſt um die Abtretung von Grund und Boden 
handelt, obwohl eine ſolche Beichränfung in dem Begriff ſelbſt nicht liegt. Als Expropriant 
tritt entweder der Staat unmittelbar auf oder er überträgt die Befugniß hierzu den Un- 
ternehmern nothmwendiger oder nützlicher Anlagen ; letsteres geichieht entweder vermittelit 
befonderen Privilegs oder fraft einer allgemeinen Regel für alle Anlagen einer gewiſſen 
Art, 3. B. für Eifenbahnen oder Chaufjeen. Stets aber wird erfordert, daß der Er— 
propriant dem Erpropriaten volle Entichädigung gewähre. Der Zwangsenteignung geht 
in der Regel ein Borwverfahren voraus, welches im diefer Hinficht eine gütliche Einigung 
zu erzielen trachtet. Führt daſſelbe zu feinem Refultat, jo wird gewöhnlich die Enteignung 
jelbft im Aominiftrativverfahren bewirkt, während über die Höhe der Entfchädigung der 
Rechtsweg offen gelaſſen zu fein pflegt. 

$. 33. Eine Eimwirfung des Staates auf Das Eigenthum nach einer anderen 
Richtung ergibt fih aus dem Begriff der Regalität. Diefer Begriff hat jeine hiſto— 
riſche Grundlage in einer dem Mittelalter eigenthümlichen Vermiſchung zwijchen dem Ges 
biet des öffentlichen und des Privatrechtd. Es handelt ſich dabei um Berechtigungen, die 
urſprünglich dem deutichen Könige zuftanden und jpäter in verſchiedenem Umfange auf Die 
Yandesherren übergegangen find. Man machte in Betreff diejer Berechtigungen früher kei— 
nen ſcharfen Unterjchied zwilchen den Fällen, wo ftaatliche Hoheitörechte zu Grunde lagen, 
und denen, wo der Etaat oder gar die Perfon des Negenten als Träger von Bermö- 
gensrechten in Betracht famen. Erſt in der Folge unterſchied die Theorie zwiſchen den 
mit dem Wejen des Staates untrennbar verbundenen höheren und den hauptfächlich als 
Duelle von Bermögenseinfünften dienenden niederen Negalien (regalia essentialia s. 
majora und regalia accidentalia s. minora). Das Privatrecht hat allein die legteren 
zu berüdjichtigen. Zu Ddenjelben gehört insbeſondere die dem Staat ausſchließlich zu— 
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jtehende Befugniß, ſich gewifje Gegenftände anzueignen und diefelben dem Eigenthum zu 
unterwerfen. Privatperfonen fünnen die niederen Regalien kraft befonderer Verleihung oder 
durch unvordenfliche Verjährung erwerben. Immer aber ift in diefen Fällen das Recht 
der Privatperfonen in der Weile als ein vom Staat abgeleitetes zu betrachten, daß das 
Regal ſelbſt dem Staat verbleibt und den Privatperjonen nur die Ausübung zufteht. 
Eine gemeinvechtliche Bedeutung hat die Yehre von der Negalität nicht, auch iſt das Be— 
jtreben der Gegenwart auf eine Befeitigung der NRegalien überhaupt gerichtet. Doch find 
die aus der geſchichtlichen Entwidelung ſich ergebenden Gefichtöpunfte noch immer von 
Wichtigkeit und deshalb auch bei einer Darftellung des heutigen Rechts nicht außer Acht 
zu lafjen. Unter den einzelnen Regalen jollen nachfolgend als die wichtigften das Jagd: 
regal, das Waflerregal, das Salz: und Bergregal hervorgehoben werben. 

8. 34. Das Jagdregal ift aus dem Bann hervorgegangen, mit welchem bie 
Könige zuerjt ihre eigenen, dann aud andere Waldungen belegten und kraft deſſen alle 
Verfonen, denen nicht die Befugniß dazu vom Könige verliehen war, von der Ausübung 
der Jagd in dieſen Waldungen bei Strafe des Königsbannes (60 Schillinge) ausgejchlof- 
jen waren. Die Bezirke, auf welche ſich dies Verbot bezog, hießen Forſten oder Bann— 
forften (forestare — abſchließen). Soweit feine Einforftung jtattgefunden hatte, ſtand 
die Berechtigung zur Decupation der jagdbaren Thiere dem Eigenthümer des Grund und 
Bodens als Ausflug des Grumdeigenthums zu. Nach der Ausbildung der Yandeshoheit 
nahmen die Yandesherren Das Jagdrecht vielfach fir ihr ganzes Gebiet ald Regal in 
Anfpruch, wobei freilich häufig ein Unterſchied zwifchen hoher, mittlerer und niederer Jagd 
gemacht wurde und eine Beſchränkung der Negalität auf die erftere oder doch eine Frei— 
gebung der letzteren jtattfand. Auch nahmen in der Regel die Befiger won adeligen oder 
Rittergütern in dieſer Beziehung eine erimirte Stellung ein, indem ihnen Das Jagdrecht 
nicht nur fir ihren Grund und Boden, jondern auch für das Gebiet ihrer Hinterſaſſen 
verliehen war. Die hierdurch bewirkte Trennung des Jagdrechts vom Grundeigenthum 
hatte mannichfaltige Bejchwerden für die bäuerlichen Befiger zur Folge. Nicht nur muß— 
ten diejelben den Berechtigten das Betreten ihrer Grundftüde gejtatten, ſondern fie durften 
auch ſelbſt innerhalb ihres Gebietes das Wild nicht in waidmänniſcher Weiſe erlegen 
Die Befugniß, das Wild von ihren Feldern abzubalten, war ihnen allerdings in der Re 
gel zugeitanden, aud) wurde ihnen bei der Hegung eines übermäßigen Wildſtandes fei- 
tend des Berechtigten ein Auſpruch auf Erſatz des Wildfhadens gewährt, Dies beides aber 
bot nur eine unvolltommene Abhülfe dar. Das Drüdende und Beichwerliche jener Be 
rehtigungen wurde nocd vermehrt durch das Kecht zur Jagdfolge, wermöge deſſen der 
Jagdberechtigte Das angejchoffene Wild in ein fremdes Yagdrevier verfolgen durfte, durch 
zahlreiche Jagdfrohnden, zu welden die Bauern den Grundherven verpflichtet waren, ſowie 
durch Die dem Volksbewußtſein widerftrebenden, oft übermäßig hoben Strafen des Wild— 
diebſtahls. Auf Grund ähnlicher Uebelftände wurde in Frankreich gleich im Beginne der 
erfien franzöfiichen Revolution die dringende Forderung nach einer Befeitigung der Jagd— 
berechtigungen aufgeftellt, derjelben entſprach ein Gefeg von 1790. In Deutſchland kam, 
abgejehen von den Gebieten, in denen franzöfifches Necht galt, dieſe Forderung erit in 
Folge der Bewegungen des Jahres 1848 zur Geltung. Seitdem find bier in verſchie— 
denen Staaten eine Neihe von Gejegen erlaffen worden, welde die Jagdrechte auf frem- 
dem Grund und Boden, theils mit, theils ohne Entichädigung aufgehoben und die Gone 
ftituirung ſolcher Berechtigungen für die Zufunft unterfagt haben. Demnach gilt gegen: 
wärtig in dem größten Theil von Deutjchland wiederum der urfprüngliche Grundſatz des 
deutjchen Rechts, wonach das Jagdrecht Ausflug und Zubehör des Grumdeigentbums if. 
Zwar jind aud jest noch dem Grundeigenthümer bei Ausübung der Jagd Beichränfun: 
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en auferlegt, allein diefe Beſchränkungen find Lediglich polizeilicher Natur und meift in 
eigenen -Jagdpofizeigeiegen enthalten. Hervorzubeben ift aus denfelben namentlich, daß die 
Grumdeigenthümer, welche die Jagd auf ihren Grundſtücken ausüben wollen, einen Flächen- 
inhalt von beftimmter Größe befigen müſſen, der überdies in jih zufammenhängen muß, 
d. b. nicht Durch fremde Grundſtücke unterbrochen fein darf. Allen übrigen Grundbeſitzern 
ſteht die Befugniß zur jelbitftändigen Ausübung der Jagd nicht zu ; fie werden vielmehr 
zu Jagdgenoſſenſchaften vereinigt, die in ihrer Geſammtheit darüber zu beftimmen haben, 
ob die Beſchießung des Jagdreviers zum Beſten der Betheiligten durch angeftellte Jäger 
flattfinden, ob die Jagd ganz ruben oder ob fie auf gemeinjchaftlice Rechnung verpachtet 
werden fol. 

Andere Vorschriften gleichfalls polizeilicher Natur betreffen die Schon = und Hege— 
zeiten, durch welche eine gänzliche Vernichtung des Wildftandes verhütet werden fol. Fer: 
ner wird gewöhnlich von Jedem, der Die Jagd ausüben will, eine gewifle perjönliche Zu— 
verläffigkeit infofern gefordert, als die Jagdausübung Niemandem geftattet wird, von dem 
man jich eines unvorfichtigen oder gefährlichen Umgehens mit dem Feuergewehr zu ver— 
ſehen bat. 

$. 35. Neben dem Jagdregal it häufig ein eigenes Forftregal angenommen 
worden. riftirte ein folches, jo würden im Bereiche defjelben Eigenthum und Nutungen 
an Waldungen durch Privatperfonen nur in verfelben Weiſe wie andere Regalien erwor— 
ben werden fünmen. Gin eigentliches Forftregal iſt indeß nirgends nachzuweiſen. Durch 
die Einforftungen wurden die Eigenthumsverhältniife der Waldungen an ſich nicht verän- 
dert. Dagegen fommt in diefer Hinficht Folgendes in Betracht : a) die großen Waldun- 
gen bildeten namentlich früher häufig ein Gemeingut der Markgenoſſenſchaften, jo daß nur 
die Nutzungsrechte im Privateigentbum der einzelnen Genoſſen ftanden, die Art der 
Nutzung aber durch Vorſchrift und Controle der Geſammtheit geregelt wurde. Diefe Mark: 
genofienjchaften find mit den großen Waldungen, ſelbſt in neuerer Zeit mehr und mehr 
verſchwunden und kommen gegenwärtig nur nod vereinzelt vor. b) Auch bei dem Wald— 
eigenthum zeigt fich der Einfluß der Ghutsherrlichfeit. Der Gutsherr bat häufig Nutzungs— 
und Aufſichtsrechte an den Gemeindewaldungen, ebenio ftehen oft den Bauerfchaften Be— 
rechtigungen an den im Cigenthum der Gutsherrichaft befindlichen Waldungen zu (vgl. 
8. 49). Mit ver Regulirung der gutöherrlich bäuerlichen Verhältniſſe find jedoch diefe 
Beziehungen feltener geworden. ec) In vielen Barticnlargefegen find Beſtimmungen getrof- 
fen, die auf Grund der Forſthoheit die Benugung der Privatwaldungen regeln. Dieſe Be- 
fimmungen haben den Zwed, die Waldeultur zu fördern und Devaftationen vorzubeugen. 
Einzelne Geſetzgebungen, wie 3. B. die preußiiche, haben dagegen, von richtigeren wirtbfchafts 
then Geſichtspunkten geleitet, alle auf diefen Nücdfichten beruhenden Beichräntungen des 
Eigenthums aufgegeben. Nur dadurch, daß die Bildung freier Verbände (Waldgenoffen- 
ſchaften) begünftigt wird, ſucht bier der Staat auf die Hebung der Forftwirtbichaft ein— 
zuwirfen. 

8. 36. Im ähnlicher Weiſe mie die Bannforften entftanden auch Bannwäfjer, 
doch hat fih ein Wafferregal, joweit ein ſolches überhaupt vorfommt, regelmäßig nur in 
Betreff der öffentlichen, d. b. nach deutſchem Recht der in irgend einem Theil ihres Lau— 
fes ſchiffbaren Flüffe (Humina navigabilia vel ex quibus fiunt navigabilia) ausge 
gebildet. Die Negalität zeigt fich hier insbejondere darin, daß die insula in flumine 
publieo nata dem Staat zufällt, ſowie in der Ausichliegung der Privatperfonen von der 
Fiſcherei in öffentlichen Gewäflern. Alles, was man hier fonft in der Folge der Rega— 
tät anzuführen pflegt: die Beauffichtigung und Befteuerung der Schiffahrt und Flößerei, 
die Unterfagung der Wildflößerei, d. h. des Flößens mit unverbumdenen Hölzern ohne Ge- 
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nehmigung, das Erfordernig einer Conceffion für das Halten öffentlih benugbarer Fähren 
und Prahme, ſowie für die Benugung des Waſſers zu Mühlen, Triebwerken und ähn— 
lichen Anlagen gehört richtiger unter den Geſichtspunkt der Staatshoheitsrechte. 

8. 37. Bollends nur aus diefem Gefichtöpunft läßt fich die Eimwirfung des Staats auf 
die Benutung der Privatflüffe rechtfertigen. Die Eigenthumsverhältniffe an Privatgewäl- 
fern bieten infofern eigenthümliche Schwierigkeiten dar, als die Beweglichkeit der Wafjerwelle 
vermöge ihrer phyfiichen Natur der Ausfchlieglichkeit des Eigenthums widerſtrebt. Ein die Ges 
biete mehrerer Uferbefiger berührender Privatfluß fteht in den verjchtedenen Theilen feines Laufes 
im Eigenthum der verfchtedenen Anlieger, während für die einander gegenüberliegenden Ufer— 
bewohner die Eigenthunnsgrenze durch die Mitte des Flußbettes gebildet wird. In Folge deſſen 
find Collifionen mannichfacher Art möglich, um jo häufiger, je mehr fid) neuerdings die Ver— 
wendung des Waſſers zu gewerblichen und landwirthſchaftlichen Sweden gefteigert bat. Die 
Normirung folder Collifionsfälle ift eine Hauptaufgabe der neueren Waflergeiege. Im 
allgemeinen ift in diefer Hinficht der Grundſatz maßgebend, daß jeder Uferbefiger berech— 
tigt ift, das an feinem Grundſtück vorbeifliegende Waller zu benugen und zu dieſem Zweck 
Anlagen zu machen, daß jedoch Niemand durch feine Benugung das gleiche Recht der 
Nachbaren gefährden darf. Deshalb ift e8 verboten, das Waſſer Durch das Hineinwerfen 
ſchädlicher oder giftiger Stoffe dauernd zu verderben, Anlagen zu machen, die einen Rück— 
ftau zur Folge haben oder eine Verfumpfung oder Ueberſchwemmung der Nachbargrund- 
ftüde veranlafjen würden. Aus demfelben Grunde pflegt vorgeichrieben zu jein, daß 
wenn Jemand das Waſſer durch Röhren oder Canäle aus feinem Bette ableitet, noch 
innerhalb vefjelben Gebietes eine Rückleitung ftattfinden muß. Bei der Benutzung 
des Waſſers zu Mühlen und Triebwerlen iſt vorzugsweiſe die Höhe des Wailer- 
ftandes von Wichtigfeit, welchen der Einzelne in Anfpruch nehmen darf. Die Feſt— 
ftellung deſſelben erfolgt durch die Setung des Merk- over Aichpfahles ; dabei find zu— 
nächft erworbene Rechte zu berüdjichtigen ; ſoweit ſolche nicht nachgewiefen werben können, 
ift die möglichfte Vereinigung der verſchiedenen Interefjen anzuftreben. Ueber das Ver: 
fahren enthalten die neueren Gefege in der Regel ausführliche Beftimmungen. 

Die Fiſcherei in Privatgewäflern fteht den Eigenthümern zu, doch müſſen fich dieſel— 
ben hierbei den Vorſchriften unterwerfen, welche im Intereſſe der Fiſchzucht in den 
Fiſchereiordnungen enthalten zu fein pflegen. 

$. 38. Hemorzubeben ift noch Die große Bedeutung des Waffers für landwirth- 
ſchaftliche Zwecke. Diefe Bedeutung ift ſowohl eine pofitive wie eine negative. Es gilt, 
einerjeits das Waſſer zur Hebung der Bodencultur zu benugen, andererſeits die jchädlichen 
Einflüffe deilelben abzuwehren. Bon den Deichen, die im legterer Beziehung in Betracht 
fommen, |. $. 39. Hier find zu erwähnen die Bewäſſerungs- und Entwäflerungsanlagen, 
die Schon ſeit langer Zeit in den morditaliichen Ebenen befannt, in Frankreich und Deuiſch— 
(and erft in neuerer Zeit mit dem Fortſchritt dev Yandwirtbichaft größere Bedeutung er= 
langt haben. Solche Anlagen können in der Regel nicht von einem Grundbefiger unter: 
nommen werden, weil dazu die Benugung fremden Grund und Bodens erforderlich iit, 
auch Tiegen diefelben meift im Intereſſe einer Mehrheit von Grundbefigern. Daber find 
hier die Bedingungen für gemoffenfchaftliche Vereinigungen gegeben. Die frübeften Ver— 
Bindungen diefer Art, welche fich in Deutjchland finden, find die in den Marſchen vor: 
kommenden Stelgenofienjchaften oder Sieladhten. Site haben den Zwed, die Berfumpfung 
der Grundſtücke durch Abzugsgräben (Siele) zu verhüten. Allgemeinere Anwendung haben 
derartige Genoſſenſchaften in Folge der neueren Gejeggebung gefunden. Man unterſchei— 
det gegenwärtig Genoſſenſchaften, die den Zweck der Bewällerung oder Beriejelung haben 
Meliorations-, Wieſengenoſſenſchaften und Verbände zum Behuf der Entwäfjerung. Die 
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Bildung von Genoffenichaften zu den gedachten Zweden iſt in den Geſetzen befonders be= 
günftigt: a) dadurch, dar alle Grundbefiger, denen das beabfichtigte Unternehmen Vor— 
tbeil bringt, zum Beitritt gezwungen werden können; b) daß ein freiwilliger Austritt 
einzelner Grundeigenthümer nicht geftattet ift; c) daß der Genofjenichaft das Exrpropria= 
tionsrecht verliehen ıft. Doch find von dieſen BVergünftigungen die Verbindungen zu 
Drainageanlagen häufig ausgejchloffen ; jo ift 3. B. in Preußen die Bildung derartiger 
Berbände lediglich) auf den Weg der freien Vereinbarung verwiefen. 

8. 39. Die zum Schub gegen Ueberſchwemmungen dienenden Deiche find feit 
Alters unter den Schuß eigener Verbände (Deichgenofjenichaften, Deichachten) geftellt, denen 
die interejfirten Grundbefiger beizutreten verpflichtet find. Die Yeitung der Genoffenichaft, 
welche in der Regel die Rechte einer juriftiichen Perſon hat, erfolgt meift durch jelbit- 
gewählte Vorfteher (Deichgrafen, Deichgeihworne) unter Theilnahme der einzelnen Deich- 
genoffen oder von Vertretern derjelben (Deichſchöffen). Die Pflicht zur Unterhaltung des 
Deiches ift eine Reallaſt; deichpflichtig find nur diejenigen Grundftüde, denen der Deich 
Schutz gewährt, „Kein Yand ohne Deich, fein Deich ohne Land.” Nur in Fällen einer 
außerordentlihen Gefahr kann auch von anderen Perſonen eine Nothhülfe beanjprucht wer— 
den. Aus der Natur der Deichpflicht ald einer Neallaft folgt, daß, wer ſich derjelben 
entziehen will, den Beſitz des verpflichteten Grundſtücks aufgeben muß. „Wer nicht will 
deichen, der muß weichen.” Died geihab und gefchieht noch zum Theil ſymboliſch da= 
durch, daß man einen Spaten in das Yand ſteckt. Wer denjelben herauszieht, erwirbt 
das Land mit der Deichlaft. Dies ift das |. g. Spatenrecht. Die Unterhaltung des 
Deiches geichieht entweder nach dem Syſtem der Pfanddeichung, wobei den einzelnen Mit- 
gliedern der Genoffenfchaft einzelne Theile des Deiches (Pfänder, Yoje) überwieſen werden, 
für welche diefelben zu forgen haben, oder nad dem Syſtem der Communionsdeichung, 
nach welchem die Genofjenichaft ſelbſt für die Erhaltung des Deiches jorgt und nur Geld— 
beiträge auf ihre Angehörigen ausichreibt. 

$. 40. Das Bergwerkseigenthum ſcheint in Deutichland urſprünglich als 
Zubehör des Grund und Bodens angejehen und den Grundeigenthiimern zugeſprochen 
worden zu fein. Seit dem elften Jahrhundert jedoch machte ſich das Princip der Rega— 
Ütät im immer weiterem Umfange geltend, wenngleich nicht ohne Widerftand zu finden, 
Die Goldene Bulle überließ das Bergregal den Kurfürften in dem bisher bergebrachten 
Mafe (prout possunt seu consueverunt talia possidere). Auf einer weiteren Stufe 
der Entwidelung eigneten ſich auch die übrigen Landesherren dafielbe an. Someit das 
Bergregal noch befteht, können Privatperjonen das Bergmwerfseigenthum nur durch eine 
Berleihung jeitens des Staats erwerben. Hierbei ift regelmäßig das Princip der Berg— 
baufreiheit maßgebend. Diefem Princip zufolge bat der erſte Finder eines Minerals 
einen Anfpruch darauf, die Verleihung vom Staat zu erhalten. Mit geringen Belchrän= 
füngen ift es Jedermann geftattet, jelbft auf fremden Grund und Boden zu ſchürfen, d. h. 
nad) Mineralien zu ſuchen und die hierzu erforderlichen Arbeiten vorzunehmen, voraus: 
gefest, daß er einen Schürfjchein gelöft hat. Findet er eine Yagerftätte, jo muß er bie 
Muthung vornehmen, d. h. die Verleihung des Bergwerteigenthums bei der Bergbehörve 
nachſuchen. Diejelbe erfolgt meift in der Weile, daß die Grenzen des Grubenfelves in 
auf der Erpoberfläche gezogenen Vierecken bemeſſen werden (nad geviertem Felde, Vierung), 
während die Tiefe unbegrenzt ift (bi® in die ewige Teufe), Die Beleihung gewährt Das 
Recht zum Abbau derjenigen Mineralien, für welche fie ertheilt ift. Der Abbau kann 
durch Eigenlöhner, d. b. folche, die mit eigener Hand arbeiten oder durch Gewerkſchafteu 
geichehen. Letztere find Vereinigungen einer größeren Zahl von Theilnehmern, Gewerken 
genannt, deren Antheile, Kuren, frei wererblih und veräußerlich find, Nach den älteren 
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Bergordnungen zerfällt die Zeche (das Bergwerkseigenthum) gewöhnlich in 128 Kure. 
Jeder Kur repräſentirt einen ideellen Antheil des Bergwerkeigenthums und gilt mithin 
wie die Zeche ſelbſt als unbewegliche Sache. Die Uebertragung und Verpfändung derſel— 
ben richtet fi) daher nach den für Immobilien geltenden Grundſätzen. Die betreffenden 
Rechtshandlungen werden in ein öffentliches Buch eingetragen, welches zuweilen von ben 
Gerichten, zuweilen von der Bergbebörde geführt wird und den Namen Bergbypothefen- 
buch, Gegenbud), liber metallicus zu tragen pflegt. — Man unterjcheivet Zehen, die 
fid) in Ausbeute und ſolche, die ſich in Zubuße befinden, je nachdem diejelben einen Ge— 
winn abwerfen oder einen Zuſchuß erfordein. Zu derartigen Zuſchüſſen find die einzel- 
nen Gewerken verpflichtet, wenn fie nicht in das Retardat geſetzt und demnächſt eine Ka— 
ducirung, d. h. einen Berluft ihrer Kur erleiden wollen. Die Gewerkſchaft jelbft ift dem 
Staat gegenüber verpflichtet, den Bergbau ordnungsmäßig zu betreiben und die Grube in 
bauwürdigem Zuftand zu erhalten. Sie darf den Betrieb nicht einftellen oder ruhen 
lafien. Gejchieht dies, jo kann die Grube nad vorgängiger Unterfuhung (Freifahrung) 
und richterlicher Entſcheidung wieder ins landesherrliche Freie verſetzt werden. Sie fällt 
damit wiederum der Negalität des Staates anheim und kann von demielben aufs neue 
verliehen werben. 

Der Bertreter der Gewerkſchaft nach aufen heit Gemwerkichaftörepräfentant, während 
die technische Verwaltung von dem Schichtmeifter geleitet wird. Zuweilen werben beide 
Funetionen von derjelben Berjon verſehen, zumeilen beftehen dagegen noch beiondere Yehns- 
träger zur Wahrnehmung der der Gewerfichaft gegen die Behörden obliegenden Verpflichtungen. 

Die Gewerkſchaft ift nach den ältern Bergordnungen keine juriftiiche Perfon, ſondern 
eine Societät, die Freilich dem römiſchen Recht gegenüber mannichfache Bejonderheiten zeigt. 

Die in der Regel für größere Diftricte gegründeten Bereine der Bergleute (Knapp- 
ichaften) haben vorzugsweiſe den Zweck, für die Unterhaltung won Schulen, Kranten= und: 
Sterbefaffen und anderen gemeinnützigen Anftalten zu ſorgen. 

$. 41. In neuerer Zeit ergangene Beragefege baben an den bier bargeftellten 
Grundfägen mehrfach geändert. Die wichtigften Aenderungen find folgende: Der Stand- 
punkt der Negalität ift häufig ganz aufgegeben, die Befugniß des Staates zur Einwir— 
kung auf den Bergbetrieb wird lediglich auf die Hoheitsrechte gegründet. Der Gewerkſchaft 
ift der Charakter einer juriftiichen Perfon gewährt, Vertretungsorgan derjelben ift entweder 
ein einzelner Repräſentant oder ein collegialifch zuſammengeſetzter Grubenvorftand. Die 
Kure find mobilifirt, d. h. nur das Bergmwerfseigenthum ſelbſt gilt als unbewegliches, der 
einzelne Kur dagegen als ein bewegliches echt, welches fich für den Verkehr in dem ber 
Aetie analogen Nurfcheine darftellt. Dabei ift meift 'auch die alte Eintheilung in 128- 
Kure bejeitigt und an deren Stelle eine bequemere Decimaltheilung (100 oder 1000 
Kure) gejett worden. 

$. dla. Auch die Salzgewinnung, jowohl von Steinfalz wie aus Soolquellen 
ift in den Bereich der Negalität gezogen worden. In neueren Gejegen wird Privatper- 
jonen die Befugniß hierzu nad bergrechtlichen Grundfägen verliehen, während früher in 
diefer Hinficht vielfach eigenthümliche Negeln Bla griffen und namentlich die Freierflä= 
rung des Bergbaues auf die Anleqgung und Ausbente eines Salzwerfes feine Anwendung 
fand. Die Privateigenthümer von Salzwerfen, die ihr Recht nicht von einer Beleihung 
ableiten, führen den Namen Salzjunter oder Salzbeerbte. Genofjenichaften behufs eines 
derartigen Betriebes pflegen Pfännerfchaften, die Antheile der Einzelnen Pfannen oder 
Kothen genannt zu werben. 

Bon dem Recht zur Salzgewinnung ift die Befugniß zum Berfauf des Salzes zu 
untericheiden. 


390 III. Das Brivatredt. 


2. Das deutiche Brivatredt. 391 


$. 42. Die hervorragende Bedeutung, welche nadı den Anjchauungen des deutjchen 
Rechts dem Eigentbum am Grund und Boden zukommt, kann noch durch be— 
fondere Berechtigungen gefteigert werden. So find die Befiser von Rittergütern mit 
Vorrechten theils publiciftiichen, theils privatrechtlihen Inhalts ausgeftattet. Ihren Grund 
haben diejelben eimerjeitd darin, daß der Nitterfchaft als Entſchädigung für den von ihr 
zu leiftenden reifigen Dienft Befreiung von öffentlichen Yaften und Abgaben zugefichert 
wurde, andererfeitd in der Schutzgewalt (Bogtei), welche die Befiger folder Güter über 
die ummohnenden bäuerlichen Befiger erlangten. Diefe Schutzgewalt ift der Uriprung ber 
Gutöherrlichkeit, von der im vorigen Paragraph die Rede war. Im Gegenſatz hierzu heißen 
Sattel= over Sedelhöfe Güter, die von den gutöherrlichen Yaften frei find, ohne zu den 
Nittergütern zu zählen. Im neuefter Zeit find die Vorrechte zum Theil bejeitigt worden. 

$. 43. Die große Wichtigkeit des Grundeigenthums bewirkte ferner, daß man be= 
ftrebt war, daffelbe der Familie zu erhalten. Dies Beftreben fand einen rechtlichen Aus—- 
drud in dem Beiſpruchsrecht der nächſten Erben, nach welchem die Veräußerung von 
Immobilien außer im Fall der echten Noth an den Gonfens der Erben gebunden und 
wenn ohne denjelben vorgenommen, von ihnen angefochten werden konnte. Gegenwärtig 
ift die freie Veräußerungsfähigfeit der Grundftüde die Regel geworden; ſoweit die Rechte 
der Erben noch fortwirfen, machen jie fich in der abgefchwächten Form des Retracts (5. 56) 
geltend, nur bei den Stammpgütern des hohen und niederen Adels und in einzelnen 
particularrechtlihen Inftituten befteht die alte Umveräußerlichfeit noch in ihrer früheren 
Kraft fort. 

8. 44. Das Interefie an der Erhaltung eines guten VBermögensftandes für die 
Familie kann auch durch Privatdispofitionen gefihert werden. Dies ift der Fall bei dem 
Gamilienfideicommiß, einem Inftitut, welches durch die Doctrin aus dem römischen 
fideicommissum familiae relietum hergeleitet worden tft, im wejentlichen aber auf den 
durch die deutſche Nechtsfitte dargebotenen Grundlagen beruht. Ein Familienfideicommiß 
ift vorhanden, wenn Jemand gewiſſen Gegenftänden die Unveräuferlichteit in der Weife 
beilegt, daß dieſelben ſich innerhalb einer Familie von Generation zu Generation nad) 
einer beftimmten Succeffionsorbnung bis zu deren Ausfterben vererben ſollen. Die Er- 
richtung eines Familienfideicommiſſes fteht gemeinrechtlih Jedermann frei, wenn fie auch 
vorzugsweiſe innerhalb des Adels vorfommt. Gegenftand vefjelben find in der Regel 
unbeweglidye Sachen, beweglidien Sachen, wie 3. B. Gapitalien (Geldfideicommiß) muß 
durch Rabicirung auf Grund und Boden eine Gewähr der Dauer verliehen fein. Par- 
tieularrechte jchreiben häufig ein Maximum und Minimum bes Werthes vor. Der Act 
der Errichtung fan ein Geſchäft inter vivos oder mortis causa, ein Vertrag oder eine 
einjeitige Erklärung fein, die gemöhnlichften Begrimdungsarten find Teftament, Erbvertrag 
oder Stiftung. In der Kegel wird landesherrliche Bejtätigung und fofern es fih um‘ 
unbewegliche Sachen handelt, Eintragung der Fideicommißqualität ins Hypothekenbuch 
erfordert. Eigenthümer des Fideicommiſſes ift der jeweilige Fideicommißfolger, doch ift er 
in den Verfügungen über die Subftanz durch die Rechte der Anwärter bejchräntt. Erſt 
der legte ſeines Geſchlechtes kann mit dem Fideicommißgut frei ſchalten. Zuweilen ift 
gegen die juriftiiche Gonjequenz die Ummandlung der Familienfideicommiſſe in freies Ei- 
genthum für zuläffig erklärt. Neuere Gejeggebungen haben das Inftitut bisweilen gänz- 
lich befeitigt. 

$. 45. Unter den Rechten an einer fremden Sache nähert ſich dem Eigen- 
thum am meiften dad Recht des Bafallen am Lehn. Lehn (feudum, beneficium) ift 
ein Gut, welches in der Weife hingegeben wird, daß die Subftanz des Rechts bei dem 
Verleihenden (Lehnsherrn) verbleibt, der Beliehene (Vaſall) dagegen zur Yehnstreue und 
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zu Lehnsdienſten verpflichtet wird. Urfprimglich beftand die dDingliche und perſönliche Seite 
des Verhältniſſes unabhängig von einander, doc entwidelte fich ſchon frühzeitig der Be— 
griff der f. g. fidelitas realis, wonady das perfönlice Band nur infofern wirkfan war, 
als zugleich die Beleihung mit einem Gute ftattfand. Im Mittelalter bilvete das Yehne- 
weien eine Hauptgrundlage der Kriegsverfaſſung wie des Staatöverbandes überhaupt, nad) 
dem Verſchwinden diefer politifchen Bedeutung ift das Inſtitut mehr und mehr in Verfall 
gerathen und gegenmärtig nur noch in Weberreften vorhanden, Im diefen aber gehört 
daſſelbe, obwohl von feiner großen Yebensfähigfett, noch immer dem praktiſchen Recht an. 

Das deutſche Lehnrecht entwickelte ſich uriprünglich in den Rechtsweiſungen der Man— 
nengerichte. Dazu famen umfafjendere Darftellungen in den Nechtsbüchern ſowie Bejtim- 
mungen der Reichs- und Territorialgefetgebung. Ziemlich gleichzeitig mit dem römiſchen 
Recht find aud die in der Yombarbei entftandenen libri feudorum bei und vecipirt wor= 
den, der Inhalt derjelben bilvet jet die Grundlage des gemeinen Lehnvechts, doch beſtehen 
neben demfelben vielfach particulare Normen, welche theils auf einen älteren einheimiſchen 
Urſprung zurüdzuführen find, theil® auf neueren Geſetzen beruhen. 

8. 46. Gegenftand eines Lehns können unbewegliche Sachen und echte fein, 
letztere infofern fie einer dauernden Ausübung fähig find. Die Fähigkeit, ein Lehn zu 
errichten, zu welcher früher mindeſtens Ritterbürtigfeit erfordert wurde, ift gegenwärtig 
nicht mehr an einen beſtimmten Stand gebunden, doch ſchließen aud jet noch won dem 
Erwerb des Lehns regelmäßig ſolche Eigenfchaften aus, die urfprünglich eine Untauglichteit 
zur Yeiftung der Lehnsdienſte berbeiführten, inder kann hiervon ſeitens des Lehnsherrn 
dispenfirt werden. Die ordentliche Begrimdungsart des Lehnsverhältniſſes ift die In— 
veftitur, eine der Auflafjung entjprechende Form der Kechtsübertragung, bei welcher ver 
Bafall dem Herrn den Treueid (homagium, Hulde, Mannjchaft) Teiften mußte, die bier= 
durch begründeten Nechte des Lehnsherrn werden unter den Ausdruck Lehnsherrlich— 
feit beariffen. Sie beftehen a) in dem Anſpruch auf Lehnstreue. Diejelbe umfaßt die 
Verpflichtung des Vaſallen, alle dem Herrn nachtheiligen Handlungen zu unterlaſſen, 
fowie in der Obliegenheit zur Yeiftung einer bejonderen Ehrerbietung, der Yehnsreverenz ; 
b) in dem Recht auf die Lehnsdienſte. In diefen beruhte früher der Schwerpunft des 
ganzen Inftituts, fie waren urſprünglich servitia militaria, d. h. Nitterdienfte, jegt find 
fie bei der veränderten Heereseinrichtung als Naturaldienfte überall fortgefallen und meift 
durch eine firirte Geldabgabe erſetzt (adärirt) ; ce) in dem Recht auf Yehnserneuerung. Der 
Bafall ift verpflichtet, eine erneute Inveſtitur nachzufuchen, ſobald ein Wechſel in der Per: 
fon des Lehnsherrn oder des Bafallen (Herren= oder Yehnsfall) eintritt. Hierfür ift vegel- 
mäßig eine Abgabe (Yaudemium, Yehnmwaare) zu entrichten. Das Geſuch des Bajallen 
um die neue Imveftitur heißt Mutbung. d) Neben den Anfprüchen an die Perſon bat 


der Pehnsherr audy ein dingliches Recht am Yehngut. Wenn der Herr eine ibm gehörige 


Sache zu Lehn ausgethan hat, jo ift dies Recht formell das Eigenthum (Obereigenthum 
8. 24), dafielbe wird indeß durch die dem Vaſallen eingeräumten Befugniffe faft voll- 
ftändig abforbirt. Abgeſehen von der Berechtigung, Veräußerungen und Deteriorationen 
ſeitens des Vaſallen zu binden, äußert ſich das Eigenthum des Yebnsherm eigentlich 
nur darin, daß das Fortfallen des vafallitifchen Rechts eine Confolidation zur Folge bat 
(Heimfall) und daß der Herr auf diefe Gventualität hin jchon während der Dauer des 
Lehnsverhältnifies Verfügungen über das Gut treffen fann. Dies geſchieht bei der Even- 
tualbelehnung. 

Das Recht des Bafallen bat gleichfalls eine perſönliche und eine dingliche Seite. 
Erftere beruht auf der mechfelfeitigen Natur der Yehnstreue, die vom Herm als Lehns— 
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protection zu gewähren iſt. Bon größerer Bedeutung ift der dingliche Beſtandtheil des 
vaſallitiſchen Rechts, welcher den Bafallen mit Ausnahme von Deteriorationen und 
Veräußerungen zu allen Verfügungen über das Yehngut berechtigt. Der Begriff der Ber: 
äußerung iſt im weiteren Sinne zu nehmen, jo daß auch Belaftungen und Verſchuldungen 
des Lehngutes dahin gehören. In Bezug auf derartige Berfügungen ift neben dem Recht 
des Lehnsherrn auch der Gefichtöpunft von Wichtigkeit, daß die Belehnung ihre Wirkun— 
gen vegelmäßig nicht nur auf den zuerft Beliehenen, fondern gleichzeitig auch, wenigſtens 
nad gemeinem Lehnrecht, auf alle Lehnsfühigen Nachlommen vefjelben erftredt. Diefe 
leiten ihr Recht unmittelbar von dem erften Erwerber ab und brauden daher Berfügun- 
gen von Zwiſchenbeſitzern, durch welche ihr Recht beeinträchtigt wird, im der Negel nicht 
anzuerkennen, haften alſo auch für Schulven regelmäßig nicht mit dem Yehngut. Eine 
Ausnahme machen die Lehnsſchulden, die entweder von gewiſſen oder von allen Yehnsfol 
gern, unter Umftänden auch vom Lehnsherrn anertannt werden müſſen. 

Die Beendigung des Yehnsverhältniffes bewirkt, wie ſchon hervorgehoben, regel— 
mäßig eine Wiedervereinigung des vaſallitiſchen Rechts mit dem Eigenthum in der Perfon 
des Yehnöheren (Gonfolidation). Findet ausnahmsweiſe die Vereinigung in der Perfon des 
Vaſallen ftatt, jo liegt der Fall ver Anpropriation vor. Confolivation wie Appropriation 
fünnen, abgejehen von allgemeinen Gründen, namentlih auch zur Strafe als Folge von 
Lehnsfehlern (Felonie) eintreten. Sind fuccefjionsberechtigte Pehnsfolger vorhanden, fo 
bat die Vereinigung nur eine vorübergehende Wirkung, bis zu dem Zeitpunkt, wo diejen 
die Succejjion eröffnet wird. Die Appropriation heißt Allodification, wenn fie in einer 
dauernden entweder gejeglichen oder vertragsmäßigen Webertragung des Eigenthums an 
Bafallen bejteht. - Eine gejetlihe Allodification hat neuerdings vielfach in der Weiſe ſtatt— 
gefunden, daß die Lehen in Familienfideicommiſſe verwandelt worden find. 

$. 47. Zum Theil nach lehnrechtlichen Grundſätzen, zum Theil nad) Analogie der 
römiſchen Emphyteuſe, theilmeife aber auch nach eigenthümlichen Principien find die erb- 
lichen bäuerlichen Leihen zu beurtheilen, welche unter den verſchiedenſten Namen in 
Deutjchland vortommen. Nur fallen Dabei ſtets die bejonderen Verpflichtungen fort, welche 
ſich aus der Yehnstreue und dem friegeriichen Zweck des Yehnsinftituts ergeben. Doch 
find auch hier vwielfache perjönliche Beziehungen vorhanden, namentlich ift in früherer Zeit 
der Bauer mit den mannichfachften Laften zu Gunften der Gutsherrichaft beſchwert wor- 
den. Nicht immer iſt übrigens das Recht deſſelben ein erbliches, häufig hat es lediglich 
die Natur der Zeitpacht oder ijt ein, wenn auch Dingliches, doch zeitlich beichränftes 
Nutzungsrecht. Andererjeitd hat es ſtets Bauergüter gegeben, die im vollen Eigenthum 
ihrer Befiger ftanden, wenngleich auch bei biejen nicht felten eine Unterwerfung unter 
gutsherrliche Laſten ftattgefunden bat. Die neuere Geſetzgebung ift im allgemeinen be— 
- ftrebt, den abgeleiteten bäuerlichen Befig in freies Eigenthum zu verwandeln und die guts— 
herrlichen Rechte zu bejeitigen. 

$. 48. Bereits im älteren deutſchen Recht findet fich eine große Zahl direct auf 
einem Rechtsſatz berubender Eigenthumsbeſchränkungen, welche den römiſchen Legalſer— 
vituten entiprechen und von denen viele auch in Das heutige Recht übergegangen find. 
Dahin gehört u. a. die Pflicht des Grundeigenthümers, unter den gejeglichen Bedingun— 
gen Yedermann das Schürfen nach Mineralien zu gejtatten, ſowie die Verpflichtung der 
Anwohner eines öffentlichen Fluffes, im Intereſſe der Schiffahrt einen Yeinpfad zu dul— 
ben ; ferner fpectell im Intereſſe der Nachbaren: das Hammerſchlags- und Yeiterrecht, 
kraft deſſen man behufs der Reparatur feines Gebäudes das Nachbargrundſtück betreten 
und von demfelben aus eine Yeiter anlegen darf; Das Licht- oder Fenſterrecht, welches 
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entweder das Ausbrechen von Fenftern nad dem Nahbargrundftüd oder das Berbauen | 
von des Nachbarn Licht und Ausficht unterfagt, das Necht der Anmende (Tretrecht), d. b. | 
die Befugniß, mit dem Pfluge auf dem Nachbargrundftüd ummenden zu dürfen, der An— 
ſpruch auf einen Nothweg über daffelbe, wenn man nicht anders zu feinem Grundſtück 
gelangen kann, endlich die Verpflichtung des Eigenthümers, ſich mit gewiſſen läſtigen An— 
lagen in einer beſtimmten Entfernung von der Grenze zu halten. 

8. 49. Auch abgejehen von den Yegaljeroituten kennt Das deutjche Recht eine große 
Zahl von Berechtigungen an einer fremden Sache, die nad) ihrer juriftifchen Conſtruction 
unter den Begriff der Perjonal= oder Prädialjeroituten fallen, wenngleich diefe Ausdrücke 
jelbft den einheimischen Quellen nicht befannt find. Die deutjchrechtlihen Perſonal— 
jerwituten haben durch die Beimiſchung famtlienrechtlicher Elemente theilweiſe eine 
eigenthümliche Ausbildung erhalten, Doch geht es zu weit, deshalb, wie früher vielfad) 
geichab, den ſ. g. ususfructus juris Germaniei in der Doctrin als einen eignen Begriff | 





binzuftellen. Unter den Prädialjervituten bat ſich im Folge der Feldgemeinſchaft 
und der hiermit in Verbindung ftehenden Befitwerbältnifie eine Reihe von Weide— 
gerechtigkeiten ausgebildet, die bei den Römern in diefer Geftalt nicht vorfommen, 
aber im allgemeinen nach der Analogie des römiſchen actus zu beurtbeilen und wie alle | 
Servituten eiviliter (pfleglih) auszuüben find. Das mehreren Perjonen gemeinſchaftlich 
zuftehende Hütungsrecht heißt Koppelweide, von mweldem das jus compascui, d. 5. das 
Recht mehrerer Perfonen an dem Grundſtück eines Dritten und das jus compasculatio- 
nis, bei dem mehrere Perfonen, namentlich Gemeindemitglieder, auf ihren Grundſtücken 
ein gegenfeitiges Hütungsrecht haben, Unterarten find. Dagegen ift das jus compascendi 
das Recht des belafteten Eigenthümers, neben dem Hülungsberechtigten fein eignes Vieh 
auf die Weide zu treiben. Eine bejondere Art des Hütungsrechts iſt das Schäfereirecht, 
d. b. die Befugniß, eine Schafheerde auf fremdem Grund und Boden hüten zu laflen, 
während das Scäfereiftabrecht, vermöge deſſen der Berechtigte einen Hirten beftellen kann, 
welchem die Verpflichteten ihr Vieh vortreiben müſſen, ſowie das Pferchredht, fraft deſſen 
fremde Schafheerden auf dem Grundſtück des Berechtigten eingepfercht werden müſſen, 
bereits über den Begriff der Sewitut hinausgehen. Der ötonomifhe Werth der beiden 
legteven Berechtigungen befteht in der ausichlieglichen Befugniß der Berechtigten, ſich den 
Dünger der Heerden anzueignen. — Auch die zahlreichen in Deutjchland vorkommenden 
Waldungen haben zur Entftehung eigenthümlicher Sevvituten Beranlaffung gegeben. 
Dahin gehört namentlih das Holzungsredht, das Recht der Waldweide und die Maftungs- 
gerechtigfeit. Yetstere befteht in der Befugniß, Schweine auf die Eichelmaft zu treiben, 
wobei in der Regel befondere Gautelen zum Schutze der Waldeultur Plag greifen. 

Im neuerer Zeit werben ſowohl die Weide= wie die Waldjervituten als der Land— 
und Forſtwirthſchaft nachtheilig betrachtet und die Gejeggebung ift deshalb darauf bedacht, 
die Ablöfung derjelben möglichjt zu fördern. 

$. 50. Das Pfandrecht it zwar gemeinrechtlich nach den Grundſätzen des 
römifchen Rechts zu beuribeilen, indeß bietet das letztere in dieſer Yehre eine durchaus 
unficyere Grundlage für den Verkehr dar, da die Zuläffigfeit eined Pfandrechts ohne 
Befis am beweglichen Sachen, die große Zahl der ſtillſchweigenden und privilegirten 
Pfandrechte, ſowie die Statthaftigfeit der Verpfändung eines ganzen Bermögend e8 dem 
Gläubiger unmöglich machen, zu erfennen, ob und in weldem Umfange er aus eimem 
ihm beftellten Unterpfand Befriedigung würde erlangen fünnen. Vielfach hat ſich deshalb 
das ältere deutſche Recht erhalten und die meiften neueren Gejeggebungen find zu den 
Principien deſſelben zurüdgefehrt. Sie erfennen demgemäß bei Mobilien lediglich ein 
Fauftpfand an, während bei Grundftüden der Auflaffung entiprechend die Eintragung in 
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Hupothefen= oder Pfandbücher nothwendig ift. Für dieſe Bücher find die Grundfäge ber 
Publicttät und Specialität maßgebend. Jene befteht darin, daß die Bücher von öffent- 
lichen Behörden geführt werden und daß die Einficht in diefelben mindeftens allen denen 
zugänglich ift, die ein Intereſſe darzuthun vermögen. Die Specialität bewirkt, daß ein 
Pandrecht immer nur durch Eintragung auf ein beſtimmtes Grundſtück und nur mit 
dem Vorrecht entiteht, welches ihm vermöge der Eintragung zufommt, jo daß aljo die 
Priorität der einzelnen Pfandrechte fi ganz nach der Reihenfolge der Eintragung richtet. 
Formell find die Hypothekenbücher meift mit den Grundbüchern verbunden und nad Real- 
folien, d. b. in der Weife georbnet, daß jedes Grundftüd fein eignes Folium hat. 

Gleichfalls mit Keimen, die im älteren deutjchen Recht wurzeln, hängt das Streben 
zuſammen, die Hypothek zu einer jelbitftändigen Realobligation zu machen, fo daß das 
dingliche Recht nicht mehr das Accefjorium einer perfönlicen Forderung tft. Der Eigen- 
thümer fan, wo dieſes Streben confequent „durchgeführt tft, nicht nur "bereits eingetra= 
gene Hypothefen erwerben, ohne daß das Pfandrecht durch Gonfufion erliſcht, jondern die— 
jelben gleich von vornherein auf feinen Namen eintragen laffen. Die Hypothek erlangt 
dadurch einen ganz abjtracten formalen Charakter, weldyer ihr, zumal wenn eine leichte 
Uebertragbarfeit Hinzutommt, für den Immobiliarverfehr eine ganz Ähnliche Bedeutung 
verleiht, wie fie der Werhjel im Gebiete des Mobiliarvertehrs hat (Grundwechſel). Die 
möglichſte Steigerung der Eirculationsfähigfeit wird herbeigeführt, wenn Hypotheken auf 
den Inhaber oder die Uebertragung derjelben durch Blancoceſſionen für zuläffig erflärt 
werden. Damit ift die „Mobilifirung des Grundbeſitzes“ verwirklicht, ſoweit eine ſolche 
überhaupt denkbar ift. Bisher find Papiere auf den Inhaber mit Nealficherheit in ber 
Regel nur dann zugelaffen worden, wenn fie von Pfandbriefsinftituten oder Hypotheken— 
banfen auögeftellt waren und mithin die Ausfteller jelbft eine allgemein befannte Grund- 
lage für den Verfehr darboten. Ein juriftiiher Grund zur Beichränfung auf der— 
artige Fälle ift jedoch nicht vorhanden. 

8. 51. Im Anſchluß an das Pfandrecht ift der Pfändung zu gedenken. Dies 
ift die eigenmächtige Befignahme fremder beweglicher Sachen zu dem Zweck, ſich entweder 
ein Befriedigungsmittel für einen Anſpruch oder ein Beweismittel für eine Schadenszu— 
fügung zu fichern oder ſich einer befitftörenden Handlung gegenüber im Befig oder Quaſi— 
befig zu erhalten. Bon den zahlreichen Fällen, in denen die älteren Duellen die Pfändung 
zulaſſen, ift gegenwärtig vorzugsweiſe der praftiih, wo „Jemand fremde Perjonen oder 
fremdes Vieh auf jeinem Grundftüd betrifft. Je nach den Objecten, am welchen bie 
Pfändung vorgenommen wird, unterjcheidet man hierbei zwiſchen Perſonal- und Sad: 
pfändung. Letztere kommt namentlid als Viehpfändung (Schüttung) vor. Der Pfändende 
erlangt im Falle der Sachpfändung fein eigentliches Pfandrecht an den gepfünbeten Gegen- 
ftänden, wohl aber eine Diftractionsbefugnig und das Recht, fich an den Erlös wegen 
des ihm zugefügten Schadens zu halten, Dem Gepfändeten ift ſowohl die eigenmächtige 
Rüdnahme der gepfündeten Gegenftände (Pfandfehrung), wie eine Gegenpfändung unter- 
lage. Bei der Auslöfung muß in der Regel außer dem etwaigen Schadenserſatz und bei 
gepfündeten Thieren den Fütterungskoſten noch ein befonderes Pfandgeld erlegt werben. 

8. 52. Eine eigenthümliche Art dinglicher Nechte bilden die Neallaften. Dies 
find Belaftungen des Grumdbefites, vermöge deren der Eigenthümer einer unbeweglichen 
Sache zu einer Yeiftung verpflichtet it. Die Berechtigung, welche in der Regel gleichfalls 
an den Befis eines Grundſtücks geknüpft ift, wird niemals durch die einzelne Yeiftung 
erichöpft, fondern hat einen dauernden Charakter. Die Yeiftungen jelbft find entweder in 
veriodiſchen Zwifchenräumen oder bei beftimmten unregelmäßig auftretenden Beranlaffungen 
zu entrichten, dem Gegenftand nach können fie in PBräftationen von Geld oder Naturalien 
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oder in der Gewährung von Dienften beftehen. Bet der juriftiichen Conftruction ver 
Reallaften muß zwiichen dem Recht im Ganzen und dem Anſpruch auf die einzelnen Yet: 
ftungen unterichieden werben. Grfteres hat eine dingliche Natur, wie ſchon Daraus bervor- 
geht, daß nach älterem Recht an demſelben eine Gewere möglich ift und ſofern eime 
Reallaft dur Privatwillfüv begründet werden ſoll, die Auflaffung erfordert wird. Der 
Anſpruch auf die einzelne Yeiftung Dagegen ift ein obligatorifches Recht, wobei nur die 
Perſon Des PVerpflichteten durch den Beſitz eines Grundſtücks beftimmt wird. Daher dies 
nen zum Schub des Nechtd im Ganzen die poſſeſſoriſchen Rechtsmittel und die actio 
confessoria, während die Klage auf die einzelne Leiſtung eine actio in rem scripta iſt. 
Die Entftehung der Reallaften beruht entweder auf Geſetz oder Herfommen oder auf 
Privatwilllür (Vertrag, letwillige Verfügung), wobei, wie erwähnt, die Auflafiung bin= 
zufommen muß, oder auf umvorbenflicher Verjährung. Unter den einzelnen Reallaften find 
namentlich die Renten, Zinfen, Zebnten und Frohnden von Bedeutung, doch iſt Die Ges 
genwart aud in diefer Hinficht auf möglichfte Befreiung des Grundbefiges bedacht und 
neuere Gejege haben in Betreff der Frohnden häufig Direct die Aufhebung verfügt, in 
Betreff eines großen Theils der übrigen Reallaften wenigftens die Ablöſung erleichtert. 

8. 53. Die Bannrechte find den Neallaften injofern an die Seite zu ftellen, als 
fie fich gleichfalls auf ein dingliches umd ein perfönliches Element zurüdführen laſſen. 
Sie beftehen in der Befugniß, die Bewohner eines gewiſſen Diftrictes zu zwingen, daß 
fie ihren Bedarf an gewiſſen Gegenftänden nur von dem Berechtigten entnehmen dürfen. 
Dinglih iſt auch hier mieder das Recht im Ganzen, während der Anſpruch bei einem 
Zumiderbandeln im einzelnen Fall die Natur einer perſönlichen Entſchädigungsklage bat. 
Auch die Bannrechte find gewöhnlich an den Beſitz eines Grundſtückes jeitens des Be— 
rechtigten geknüpft. Einzelne Arten find 3. B. der Mahlzwang, der Bierzwang, das 
Krugsverlagsrecht, das Hürdenftabrecht, der Abdeckereizwang. Die volfswirtbichaftliche 
Schädlichkeit diefer Berechtigungen hat in umferem Jahrhundert bei den meijten derſelben 
die Aufhebung zur Folge gehabt. 

(8. 21.) Renaud, Yehre von der Einth.der Sahen in der kritiichen Zeitichrift fir Nechts- 
wiſſenſchaft und Gefetgebung des Auslandes, Bd. 23, S. 54. Mittermaier in Erſch und 
Gruber, Bd. 9. (8. 22.) Hommel, Pertinenz- und Erbfonderungsregifter. Bunte, Lehre 
von den Bertinenzen, 1827. ($. 23.) Arnold, Zur Gefcichte des Eigenthums in den beut- 
ſchen Städten, 1561. ($. 24) Dunder, Das dominium direetum und utile im der Zeit» 
fchrift für deutfches Recht, Bd. 2, ©. 18%. ($. 25.) Dunder, Gefammteigenthbum, 1343. 
Befeler, Erbverträge, I, ©. 83; Spftem, ©. 295. ($. 26.) Weisle, Ueber die Gemeinde» 
en und deren Berugung durch die Mitglieder, 1849. (5. 27.) Hillebrand, Zeitichrift für 
eutiches Recht, Bd.9, S. 310. Beſeler, Syſtem, &. 331. ($. 28.) Delbrüd ım Jahrbuch 
für Dogmatit, Bd. 3, S. 1. ($. 29.) Bejeler, Erbverträge, I, S. 19; Spftem, ©. 333 fgg. 
Bornemann im Preußiſchen Juftiziminifterialblatt 1848, 9. 56. Yeonbardt, Zur gebe 
von ben Nechtöverbältniffen am Grumdeigentbum, 1543. Brafenboeft, Zeitichrift für deut» 
ches Recht, Bd. 8, ©. 48. ($. 30.) Heimbach, Lehre von der Frucht nad den in Deutich- 
land geltenden Rechten, 1843. (5. 31.) Albrecht, Gewere, 9.51. Bruns, Befis, 2. 306. 
Delbrück, Dinglihe Klage des deutichen Rechts, 1857, umd im Zeitichrift für deutſches Recht, 
Bd. 14, ©. 241. Goldſchmidt, Zeitjchrift für Handelsrecht, Bd. 8, ©. 227. Yaband, Ber- 
mögensrechtliche Klagen, S. 90. ($. 52.) Beſchorner, Das Eifenbahnrecht mit befonderer Rüd- 
fiht auf Erpropriationsredt, 1855. Thiel, Erpropriationsreht und Erpropriationsverfahren, 
1856. Mever, Das Net der Erpropriation, 1868. Brinz in Bluntſchli's Staatsmwörter- 
buch, III, S. 471. 6. 33.) Jargom, Einleitung zur Lehre von den Regalien, 1757. Hüll— 
mann, Zur Geſchichte des Urfprungs der Regalien, 1306. Klüber, Oeffentliches Necht des Deut- 
ſchen Bundes, 8.99. ($. 34.35.) Stieglitz, Geſchichtliche Darftellungen der Eigenthumsverbält- 
niffe an Wald und Jagd in Deutfchland, 1832. Schilling, Lehrbuch des gemeinen, in Deutſch— 
land geltenden Jagd- und Forſtrechts, 1522. Hagemann, Handbuch des Yanbwirtbichaftsrchts, 
8.185 v Brünned, Iagdgenofienicaften, 1567. Gierke, Genofjenichaftsrecht, 1769. (3.36— 38.) 
Börner, Archiv für civ. Praris, Bd. 35, Nr. 7. Heffe, Jahrb. für Dogmatik, Bd. 7, S. 191. 
Elvers, Recht des Wajlerlaufs, 1841. Endemann, Ländliches Waflerreht, Kaflel 1862. 
Pözl, Die bayeriſchen Waflergeiete, 1859. ($. 3) Dammert, Deib- und Strombauredt, 


396 II. Das Privatrecht. 


en 
mer 


2. Das deutihe Brivatredıt. 397 


1616. (8. 40, 41.) Bejeler, Syſtem, ©. 845. Kloftermann, Allgemeines Berggejeg für 
die preußiichen Staaten. 2. Aufl. 1868. ($. 42.) Weber, Abhandlungen über die Nıittergüter, 
1802. Hagemann, Landwirthſchaftsrecht, 8. 181. Pürtmanı, Meder die Sattelhöfe, deren 
Rechte und Freien 1788. (8. 43.) Zimmerle, Deutiches Stammautsfoften, 1857. Le— 
wis, Succeffion der Erben in die Obligationen des Erblaſſers. Befeler, Erbverträge, Bd. 1, 
S. 48. (8. 44.) Lewis, Das Recht des Familienfideicommiſſes, 1868. (5. 45. 46.) Die lehn- 
rechtliche Literatur ſ. bei Kraut, Grundriß $. 47, 48, ſowie in dem Pehrbücern von Eich— 
born, 8. 43; Beieler, 5. 394; Gerber, $. 103, u. A. ($. 47.) Pfeiffer, Das beutfche 
Meierrebt, 1545. Buſch, Beiträge zum Meierrecht, 1855. ($- 49.) Schwarzenberg, 
De usufructu juris Germaniei, 18411. Hagemann, Lanbwirtbhichaftsrecht, $. 20. Mün« 
ter, Weiderecht, 1804. ($. 50.) Literatur und Gefege bei Befeler, S. 369; hinzuzufügen ift 
namentlich ein preußifcher Gefeßentwurf, betreffend den Erwerb von Eigentbum und dinglichen 
Rechten an Grundftüden, von 1869. (8. 51.) Wilda, Pfändungsrecht in Zeitichrift für deut— 
ſches Rebt, Bob. 1, ©. 167. ($. 52—53.) Dunder, Lehre von den Reallaften, 1837. Renaud, 
Beiträge zur Theorie von den Reallaften, 1846. Friedlieb, Rechtstheorie der Reallaften, 
18660. Hagemann, Yanbwirtbichaftsredht, $. 155 — 157. Mittermaier, Grundfäge, II, 
8. 528, 529. 


V. Obligationenredt. 


8. 54. Die Lehre von den Obligationen ift am menigften durch das dentjche Recht: 
beeinflußt worden, e8 berricht bier faſt durchweg das römiſche Recht. Namentlich gilt 
dies von den allgemeinen Beſtimmungen. Rückſichtlich der auf Berträgen beruhenden 
Obligationen ift beroorzubeben, daß der Unterjchied zwifchen Contract und Pactum fort: 
gefallen ift, da nach gemeinem echt zur Begründung einer klagbaren Berbindlichkeit 
bloßer Conſens ausreicht. Particularrechte enthalten vielfach Formvorſchriften für ein= 
jelne Verträge, namentlich wird häufig ſchriftliche, notarielle oder gerichtliche Abſchließung 
erfordert, doch ift in diefen Fällen nicht, wie bei den eigentlichen Formalverträgen, die Form 
die causa der Verpflichtung, jondern fie muß zu dem materiellen Berpflichtungsgrund bins 
zutommen. Die Folge der mangelnden Form iſt bald Nichtigkeit, bald bloße Klaglofigteit, 
zumeilen tft auch die Form mur des Beweiſes halber vorgefchrieben. Die fonft noch in 
Betracht kommenden Modificationen betreffen namentlich die Klagbarkeit der Verträge zu 
Gunften Dritter, die in viel weiterem Umfang anerfannt ift, als im römiſchen Necht, 
und die Beftärfungsmitte. Bon dieſen find dem deulſchen Recht, eigenthümlich der 
Wein over Yeitfauf, eine beim Gontractsihluß von Contrahenten und Zeugen ver- 
trumfene Geldſumme und die hiermit verwandte Draufgabe (Darangeld), die, wo fie ihre 
urfprüngliche Natur bewahrt bat, in dem Sinne gegeben und genommen wird, daß erft 
die Hingabe den Vertrag perfect macht. 

8. 55. Beim Kauf tritt namentlich rüdfichtlich der Vichverfäufe eine Abweichung 
vom vömifchen Recht infofern ein, als die äſtimatoriſche Klage gar nicht, die renhibitorifche 
aber nur wegen gewiſſer Hauptmängel und auch wegen dieſer nur dann zugelaffen wird, 
wenn diefelben binnen kurzer Zeit nad) der Uebergabe (24 Stunden bis 8 Wochen) her— 
vortreten und geltend gemacht werden. Alsdann greift aber auch gewöhnlich zu Gunften 
des Käufers die Vermuthung Plag, daß die Mängel bereits zur Zeit der Uebergabe vor— 
handen maren. In der Abficht, wucherliche Ausbeutungen der Yandleute zu verhüten, 
haben ferner die Neichsgejege den Verkauf von Früchten auf dem Halm nur dann für 
zuläffig erflärt, wenn als Preis der Marktpreis zur Zeit des Contract® oder der 14 Tage 
nach der Ernte geltende feſtgeſetzt wird. 

8. 56. Beim Berfauf unbewegliher Sachen fommt vielfach das Retractsrecht 
Näherrecht, Abtrieb, Young) zur Geltung. Dies ift eine Berechtigung, auf Grund- 
deren der Berechtigte ein Grundftüd, welches der Eigenthümer an einen Dritten verkauft 
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und tradırt hat, von diefem wie won jedem fpäteren Erwerber gegen Erftattung des ur— 
ſprünglich dafür gezahlten Kaufpreifes ſowie gegen Eintritt in die urfprünglichen Kauf 
bedingungen abfordern kann. Von den retractus legales, d. h. denen, welche direct auf 
einem Nechtöfag beruhen, ift die aus dem Beifpruchsrecht ($. 43) herworgegangene Erb: 
lojung (retraetus gentilicius s. ex jure consanguinitatis) am wichtigften. Neuere 
Geſetze geben auf möglichfte Verminderung der Netractrechte aus. 

$. 57. Der Sadhmierhe wird im vielen Particularrechten eine über das obliga- 
torifche Band hinausgehende Wirkſamkeit zugefchrieben, ſofern auch dem Singularfucceffor 
gegenüber die von feinem Auctor abgefchloffenen Miethöverträge geltend gemacht werden 
fönnen. Der dem römiſchen Necht entfprechende Sat: Kauf bricht Miethe, findet dem— 
nad hier feine Anwendung. 

Eine Anzahl eigenthümlicher Geftaltungen ergibt fi ferner bei ver Biehver- 
ftellung (bail à cheptel). Die verfchiedenen hierher gehörigen Verträge betreffen 
ſämmtlich die Uebergabe nutbarer Hausthiere zur Fütterung und Beauffichtigung. Die 
Contrahenten heißen Berfteller und Einfteller. Yegterer erbält gewöhnlich die Nutzungen 
der ihm überlaffenen Heerde gegen Erlegung eines in Naturalien bejtehenden Zinjes, aud 
findet wohl eine Theilung des Yungviehes ftatt. Nahe verwandt hiermit ijt der Eifern- 
viehvertrag, bei welchem dem Pächter eines Yandgutes Vieh gegen eine Tare unter der 
Bedingung übergeben wird, daß er bei der Nüdgewähr des Gutes eine gleiche Stückzahl 
zurüdzugeben hat, alſo die Gefahr trägt, ohne indeß zugleich Eigenthümer zu werden. 

Die Dienjtmietbe zeigt namentlih in Anwendung auf den Gefindevertrag Eigen- 
thümlichfeiten, die vorzugsweiſe Dadurch bedingt werden, daß das Gefinde in den Haus: 
ftand der Herrichaft aufgenommen wird und in eime nicht auf einzelne Dienftleiftungen 
beſchränkte Abhängigkeit zu derfelben tritt. Der letztere Gefichtöpunft wirft theilmeife auch 
auf die im Handwerksbetrieb geichlofienen Gefellen= und Yehrwerträge, die im allgemeinen 
ebenfalls. nady den Grundfägen von der Dienftmiethe zu beurtbeilen find. 

$. 58. Das zinsbare Darlehn war wie alles Zinfennehmen im Mittelalter 
durch das fanonifche Necht unterfagt. Die Stelle dieſes Geſchäfts nahm hauptſächlich 
der Rentenkauf ein, der indeß auf einer jelbftitändigen Entwidelung berubt und den 
man deshalb nicht als ein mutuum palliatum anfeben darf. Durch Hingabe von Ca— 
pital kaufte man eine Rente, welche vermittelft der Auflaffung in dingliche Verbindung 
mit einem Grundſtück gebracht wurde und auf demſelben als beftändige Reallaſt rubte, jo 
daß eine Ablöfung weder vom Käufer noch vom Verkäufer der Rente erzwungen werben 
konnte (Ewiggeld). Später wurden auch ablöslihe Nenten eingeführt, doch nur in dem 
Sinne, daß man dem Rentenſchuldner die Nüdzahlung des Capitals geftattete, während 
man fich viel länger dagegen fträubte, dem Käufer die Nüdforderung einzuräumen. Das 
Verhältniß der Rente zum Capital war urjprünglich willfürlicher Beſtimmung anbeim- 
gegeben ; durch die Neichögejege wurden fünf Procent als Maximum feitgeftellt. Wo man 
beim Rentenfauf die beiderjeitige Kündigung zuließ, fiel derjelbe in der That mit dem 
zinsbaren Darlehn zufammen. Letzteres wurde geradezu in einzelnen Yandesgejeten aus 
der zweiten Hälfte des jechzehnten Jahrhunderts für zuläffig erflärt, welchem fich dem— 
nächſt eine allgemeine, auch von den Reichsgerichten beobachtete, von der Reichsgeſetz- 
gebung wenigftens indirect gebilligte Praxis anſchloß. Der geſetzliche Zinsfuß betrug 
fünf Procent, particularrechtlih wurde ein jechster Zinsthaler zugelaſſen. In jüngfter 
Zeit hat die gefteigerte wirtbichaftliche Bedeutung des Capitals zu einer Beſeitigung aller 
Zinsbeihränfungen geführt. 

$. 59. Unter den alentorifchen Verträgen wird die Wette im allgemeinen nach 
römiſchem echt beurtbeilt, nur findet zumeilen eine Herabfegung übermäßiger Wetten 
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ftatt oder es wird eine vorgängige Sicherftellung oder Depofition der Wettjumme erfor- 
dert. Beim Spiel unterjcheiden neuere Geſetze im Anſchluß an die in älteren Quellen 
ausgeiprochenen Grundſätze vielfach zwiſchen erlaubten und verbotenen Spielen und vers 
jagen aus den erfteren zwar die Klage, geftatten aber nicht die Rückforderung des einmal 
Sezahlten, während bei den verbotenen Spielen der Fiscus auch das bereits bezahlte 
Spielgeld zurüdfordert. Beſondere Arten des Spiels jind die Yotterie und der Aus— 
fpielvertrag. Zu den aleatorifchen Geſchäften gehört ferner ver Yeibrentenver- 
trag, bei weldem Jemand gegen Hingabe eines Capitals für ſich oder für einen Andern 
eine Lebenslängliche Nente ausbedingt. Das Capital wird bier durch den Genuß der 
Rente aufgezehrt (Leibgut ſchwindet Hauptgut). Treten mehrere Perfonen in der Weife 
zufammen, daß nach dem Ableben des Einen die demfelben zutommende Rente den An— 
deren zuwächſt, jo liegt eine Tontinengeſellſchaft vor, welde ihren Namen von 
ihrem erften Urheber Yorenzo Zonti führte. Der Abſchluß derartiger Berträge bilvet 
den Gegenftand berufs= oder gewerbsmäßiger Thätigkeit von Wittwenfaffen, Rentenanftalten 
und Lebensverſicherungsgeſellſchaften. Aehnlichkeit mit dem Yeibrentenvertrag bat ver 
namentlich in bäuerlicyen Lebensfreifen eine große Rolle fpielende Altentbeils- oder 
Leibzuchtsvertrag ($. 73). 

8. 60. Unter den Delictsobligationen find die aus dem Nachdruck erwach— 
ſenden Entſchädigungsanſprüche hervorzuheben. Nachdruck ift die unerlaubte Vervielfältigung 
eines Literarifchen und artiftifhen Erzeugniſſes, mithin ein Eingriff in das Urheberrecht (f. g. 
geiftiges Eigenthum). Der Schuß gegen Nachdruck wird zur Zeit auf Grund von Beichlüffen 
des früheren Deutſchen Bundes allen innerhalb des ehemaligen Bundesgebietes erfchei- 
nenden Werfen gewährt, welche ein ſelbſtſtändiges literariſches oder künſtleriſches Erzeugniß 
darftellen, und zwar bis zum Tode ihres Urhebers und noch dreißig Jahre darüber hin— 
aus, bei anonymen Werfen dreißig Jahre nad) ihrem Erſcheinen. Die Entſchädigung, zu 
welcher der Nachdruck verpflichtet, wird nach dem Kaufpreis des Originals in Höhe einer 
vom Richter feitzufegenden Anzahl von Exemplaren deſſelben bemefjen. Außerdem tritt 
Confiscation der nachgedruckten Exemplare, ſowie der zur Berübung des Nachdrucks be= 
ftimmten Werkzeuge und fonjtigen Gegenftände, ſowie eine öffentliche Geloftrafe ein. 
Ebenfalls dur einen Bundesbeſchluß find die Autoren dramatiſcher und mufifalischer 
Werke gegen eine unbefugte Aufführung verjelben gefchügt. Die Bundesbeichlüffe bilden 
indek nur die allgemeine Grundlage für den Schu gegen Nachdruck, in den Einzelheiten 
weichen die Particulargejege vielfach von einander ab. Die Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes (Art. 4) zählt den Schug des geiftigen Eigenthums zu den Gegenftänden der 
Bundeögejetsgebung. 

($. 54.) Stobbe, Zur Gefhichte des deutſchen Bertragsredts, 1855. Befeler, Syſtem, 
S. 474 fgg.; Erbverträge, IL, 1, ©. 71 fg. Gerber, $. 159, 160, 165. Bähr in Jahr— 
bücern für Dogmatik, L, Nr. 3. ($. 55.) Hagemann, Landwirtbichaftsrecht, $. 394—348. 
Münter, Roftäufcberrecht, 1810. Sachſenhauſer, Lehre von ber Nachwährſchaft für ver- 
taufte Hausthiere, 1857. Neichspolizeioronung von 1577, Tit. 19, $. 2, 3. ($. 56.) Wald, 
Das Näherreht. Renaud in Zeitichrift für deutſches Recht, Bd. 8, ©. 241. Befeler, Sy— 
ftem, ©. 509. Gerber, $. 175—177. ($ 57.) Hud in Zeitfchrift für deutfches Hecht, Bd. 5, 
Nr. 10. Befeler, Spitem, ©. 525. Gerber, $. 181, 182. 6. 58.) v. Meiern, Geban- 
fen von der Rechtmäßigkeit des fechsten Zinsthalers in Deutichland, 1732. Neumann, Ge- 
fchichte de8 Wuchers in Deutfchland, 1865. ($. 59.) Wilda in Zeitfchrift für deutſches Necht, 
Bd. 2, ©. 133; Bd. 8, ©. 200. Bender, Die Lotterie, 1832. v. Bülow und Hage- 
mann, Practiiche Erörterungen, Bd. 5, Nr. 28. Rüdert, Der Leibrentenvertrag, 1957. 
($. 60.) Zolly, Lehre vom Nachdrud, 1852. Eiſenlohr, Sammlung der Gefege und inter- 
nationaler Vertrag zum Schutz bes literarifch -artijtiichen Eigentums, 1856, 1857. Kühne, 
Rechtsſchutz an Werken der bildenden Künfte, 1861. Heydemann und Dambad, Preußifche 
Nahdrudsgefetgebung, 1863. Hamm, Defterreichiich- Preußifche Geſetzgebung, 1857. Dan- 
dry in: Kritifche Bierteljabrsfchrift, Bob. 7, ©. 1, 242. 
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VI. Samilienredt. 


8. 61. Die Ehe ift bei den Deutichen mie bei den Römern die rechtlich anerkannte 
vollftändige Yebensgemeinfchaft zwiſchen zwei Perfonen verſchiedenen Gefchlechts. Der Ab: 
ſchluß derſelben bewirkt nach den Grundſätzen des deutichen Rechts eine Vormundſchaft 
des Mannes über die Fran, die letztere kann ohne den Beiſtand des Mannes nicht vor 
Gericht auftreten und er ift überhaupt ihr Vertreter und erfcheint nach aufen als das 
Haupt der ehelichen Genoſſenſchaft; die Frau dagegen wird Genoffin des Mannes umd 
theilt fortan Namen, Stand und Domicil deſſelben. 

$. 62. Eine beichränftere Wirkung der ehelichen Verbindung tritt bei der Miß— 
beirath (disparagium) ein. Urfprünglich wurde das Vorhandenfein einer ſolchen immer 
angenommen, wenn zwei Perſonen ungleichen Standes mit einander eine Ehe ſchloſſen, 
wenigftens in Bezug auf die Kinder, die in folden Falle ftet dem niedriger ftehenven 
Parens (der ärgeren Hand) folgten. Später ift jevod Begriff und Wirkung der Mißhei— 
rath nur noch für den Fall aufrecht erhalten, wo der Mann, nicht aber die Frau, dem 
hohen Adel angehört. Yegtere theilt bier nicht Rang und Stand des Mannes und bat 
bet jeinem Tode nicht die vermögensrechtlichen Anfprüche einer ftandesmäßigen Wittwe, bie 
Kinder juccediren nicht in Stamm=, Fideicommiß- und Yehngüter. Wird bei einer ber: 
artigen Standesimgleichheit für Frau und Kinder vertragsmäßige Vorforge getroffen, ſo 
nennt man die Ehe eine morganatifche oder zur linken Hand (matrimonium ad morga- 
naticam, ad legem Salicam). 

3. 63. In Bezug auf die Güterverhältnijfe der Ehegatten zeigen bie 
Partieularrechte die größte Mannichfaltigfeit. Stammeseigenthümlichkeiten und altherge— 
brachte Sitte haben fich gerade hier am zäheften erwiejen, daher erklärt fih, daß das 
römische Necht in diefer Materie nie recht eingedrungen ift und daß Das Dotalfyften des— 
jelben nur ein geringed Geltungsgebiet erlangt hat. Die verfchiedenen Gejtaltungen, 
welche ſich in den einzelnen deutſchen Rechten fundgeben, lafjen ſich auf folgende Grund: 
richtungen zurüdführen : 

a) Syſtem der Gütervereinigung. Der Mann erlangt in Folge der Ehe bie 
Berwaltung vom gefammten Vermögen der Frau, ſoweit dafjelbe nicht durch Geſetz oder 
Vertrag hiervon befonderd ausgenommen ift (Sonder, Einhandsgut, bona recepticia, 
vorbehaltenes Vermögen). Das Bermögen der Frau joll zu den Yaften der Ehe mit bei- 
tragen und in dieſem Sinne vom Marne verwaltet werden. Zu diefem Zweck fann er 
über die von der Frau inferirten Mobilien beliebig, über die Immobilien derjelben das 
gegen nur mit ihrer Zuftimmung verfügen. Bei einer Ueberfchuldung des Mannes und 
im Fall des Concurſes kann die Frau ihr Eingebrachtes in der Regel zurüdverlangen. 
Die Yelbftftändige Verfügungsbefugniß der Frau beichränft ſich im weſentlichen auf ven 
Bereich der Schlüfjelgemwalt, d. h. auf die Bedürfniffe des Haushalts, Einige Particular- 
vechte, Die im ganzen ebenfall® auf diefem Brincip beruhen, geben dem Manne nur die 
beichränftere Stellung des Niegbrauchers, man pflegt alsdann vom ususfructus maritalis 
oder von einem mobificirten Dotalſyſtem zu ſprechen. 

b) Syftem der Gütergemeinihaft. Das beiderfeitige Vermögen iſt bier in 
noch engerer Weiſe miteinander verichmolzen. Näher wird zwiſchen formaler (äußerer) 
und materieller (innerer) Gütergemeinjchaft unterjchieden. Ber erfterer kann das Frauen: 
gut mit Einſchluß der Immobilien im Fall der Noth, aljo auch beim Concurſe zu den 
Schulden des Mannes herangezogen werden, während im übrigen dieſelben Erſcheinungen 
wie im vorigen Fall berwortreten. Bei der materiellen Gütergemeinjchaft bilden die von 
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beiden Seiten zuſammengebrachten Immobilien eine gebundene Maffe, jo daß ſowohl über 
die vom Mann, wie über die von der Frau herrührenden, nur mit Uebereinftimmung 
beider Ehegatten verfügt werben kann. Auch haftet das gefammte Vermögen für die vor— 
ehelichen wie für die während der Ehe eingegangenen Schulden jedes der Ehegatten, vor= 
ausgeſetzt natürlich, daß ſie an ſich rechtöwerbindlich find. 

e) Die Wirkung der Gütergemeinihaft kann ſich aud auf einen Theil des beiber- 
jeitigen Vermögens beichränfen. Das ift der Fall der particulären Gütergemein- 
ſchaft, die aber wiederum in verjchtedenem Umfange vortommt. Die Gemeinſchaft des 
Adqueftes oder der Errungenjhaft umfaßt alles, was einer der Ehegatten oder 
beide zufammen während der Ehe erwerben, wobei jedoch in der Regel der blos durch 
einen Glücksfall oder auf Grund eines Iucrativen Titels einem Ehegatten zufallende Er- 
werb auögeichloffen ift. Die Gemeinichaft des Conqueftes oder ver Gollabora= 
tion dagegen erftredt ſich nur auf dasjenige, was die Ehegatten ihrer gemeinfchaftlichen 
Thätigfeit verdanfen. Zumeilen, wenngleich jelten, findet ſich endlich eine Mobiliargemein- 
Ichaft, welche die gefammte fahrende Habe zum Gegenftand hat. 

8. 64. Bei Auflöfung des ehelichen Verhältniffes ift nach dem Syſteme des Usus- 
fructus maritalis der Frau oder deren Erben das gejammte eingebrachte Vermögen 
zurüdzuerftatten oder dem Werthe nad zu erjegen; dagegen fällt dieſer Anfpruch da, wo 
das Princip der Gütereinheit Anwendung findet, in Betreff der während der Ehe ver— 
brauchten beweglichen Sachen fort. In beiden Fällen werben ihr, ſoweit ihr überhaupt 
ein Rückforderungsrecht eingeräumt ft, meift auch die römiſchen Dotalprivilegien zugeſtan— 
den. Bei der formalen Gütergemeinfchaft hat fie einen ſolchen Anſpruch nur, fofern das 
Bermögen de8 Mannes nad) Abzug der Paſſiva ausreicht, fie rangirt daher hinter den 
Gläubigern des Mannes und von einem Privileg fann bier feine Rede fein. Wo bie 
Idee der materiellen Gütergemeinichaft vwollftändig durchgeführt ift, findet entweder eine 
Theilung des geſammten Vermögens nad Quoten ftatt oder es tritt, wenn die Auflöfung 
durch den Tod eines Ehegatten erfolgt, eine Conſolidation in der Hand des Weberleben- 
den ein. Indeß find die hier hervorgehobenen Confequenzen nicht immer vollftändig ver- 
wirflicht, vielfach kommen Modificationen vor und es geht ein Syftem in das andere 
über, wober namentlich der Umftand, ob die Ehe eine befinvete ift oder nicht, beftimmend 
einwirft (8. 69). 

$. 65. Wenn aus der Ehe Kinder vorhanden find, jo wird mit dem Tode eines 
Ehegatten nicht immer das frühere Güterverhältniß aufgelöft, ſondern der überlebende 
Parens bleibt mit den Kindern in ungezweiten Gütern figen. Dies ift das Inſtitut des 
Beifiges, bei welchen der Parens un allgemeinen die Rechte hat, welche dem Ehegatten 
während der Ehe zuftanden. Fand mährend der Ehe Gütergemeinichaft ftatt, jo ift das 
Verhältniß nad Auflöfung derjelben eine fortgejfegte Gütergemeinſchaft (com- 
munio’bonorum prorogata). Hierbei tritt zuweilen da8 Berfangenfhaftsrecht ein, wo— 
nad die Immobilien des überlebenden Ehegatten jofort Eigenthbum der Kinder werden 
und erfterer nur den Nießbrauch davon behält. Abgejehen von dem Tode des Parens 
und der Kinder wird dies Verhältniß durch Schichtung beendet, die regelmäßig in einer 
Realtheilung bejteht und in gewiſſen Fällen feitens der Kinder gefordert werben kann. 
In der Regel bezieht fih die Schichtung nur auf den Antheil des Kindes an dem Ber- 
mögen bes verftorbenen Parens, ausnahmsweiſe ift fie zugleich eine successio antecipata 
binfichtlich des überlebenden. 

$. 66. Eine Veranlaffung zur Schichtung und demgemäß zur Beendigung des 
Beifiges ift regelmäßig die Wiederverheirathung des überlebenden Parens. Um dieſer 
Folge vorzubeugen, iſt das Inftitut der Einkindſchaft (Unio prolium) eingeführt. 

v. Holgendorjf, Enchyclopädie ber Rechtswiſſenſchaft. I. 26 
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Dies ift ein Vertrag zwifchen ben Parens binubus und dem neuen Ehegatten kraft 
defien die Kinder erfter Ehe in vermögensrechtlichen, aber auch nur im diefer Beziehung 
dem Stiefparend gegenüber leiblichen Kindern gleichgeachtet werden ſollen. Man unter: 
ſcheidet dabei zwiſchen Vor- und Nachkindern, erfteren wird zumeilen ein bejonderes Bor: 
aus, letsteren ein Nefervat ausbedungen. Der Einfindfchaftswertrag bedarf der gerichtlichen 
Form und einer causae cognitio im Intereſſe der Kinder. 


8. 67. Das Verhältnig zwiſchen Aeltern und Kindern unterliegt zwar im 
allgemeinen ven Negeln des römiſchen Rechts, indeß ift die wäterlihe Gewalt in dem 
ſchroffen Sinne, wie fie ſich im römiſchen Recht ausgebildet findet, der deutſchen Rechts: 
anſchauung fremd geblieben, daher hat hier auch die Idee von der |. g. unitas personae 
niemals Plag gegriffen und es find Rechtsgeſchäfte zwiſchen Vater und Sohn, ſowie 
zwiſchen Kindern, die fich in berjelben väterlichen Gewalt befinden, ſtets zugelaffen und 
für klagbar erachtet worden. Eine dem deutſchen Recht eigenthümlicye Art der Emanct 
pation ift bei Söhnen die mit dem Willen des Baterd erfolgte Gründung eined eigenen 
Hauöftandes, bei Töchtern die Verheirathung. Diefelbe wird daher auch Emancipatio 
Germanica oder Saxonica genannt. 

S. 68. Die Bormundjhaft fommt im deutfchen Recht hauptſächlich als 
Altersvormundichaft, Gejchlehtsvormundichaft und Vormundſchaft über Verfchollene vor. 
In Bezug auf die Altersvormundichaft ift gegenwärtig im allgemeinen das römiſche Recht 
maßgebend mit folgenden Modificationen: Die Vormundſchaft dauert bis zum Beginn der 
major aetas (25 Jahr) und der Unterjchted zwiſchen Tutel und Curatel ift aufgehoben. 
Particularrechtlich ift zuweilen ein früherer Terinin der Volljährigkeit feſtgeſetzt, als im römtfchen 
Recht. Zu den Delationsgründen des römtjchen Rechts Geſetz, Teſtament, richterliche 
Beftellung) tritt der Bertrag hinzu, d. h. eine vom Vormund confentirte Ernennung durch 
den Vater (tutela pactitia), Bei allen Arten der Vormundſchaft ift aber gegenwärtig 
eine Konfirmation durch die Obrigkeit erforderlich. Die Wirkſamkeit des VBormundes be 
ginnt erft mit der Aushändigung der Beftallungsurkunde (Tutorium). Die Gefchlechte: 
vormundſchaft beſchränkt fich theil® auf die Vertretung der Frauenzimmer bei proceſſuali— 
ſchen Handlungen, theils bezieht ſie ſich außerdem auch auf alle Nechtsgefchäfte, die eine 
Beräuferung enthalten. Die Vormundſchaft über verheirathete Frauen fteht dem Ehe: 
manme, über unverheirathete ftand fie urjprünglich dem nächften Schwertmagen zu, doch iſt 
ven legteren ſpäter vielfach die freie Wahl des Vormundes geftattet und die Geſchlechts— 
vormundichaft in Betreff derjelben überhaupt zu einer leeren Solennität geworden. Neuere 
Geſetze haben diefelbe deshalb größtentheild bejeitigt. — Die Vormundſchaft über Ver: 
Ichollene wurde im früheren Recht meift den präſumtiven Erben übertragen, welche das 
Vermögen des Berjchollenen im eignen Namen verwalteten und nur für die Reftitution 
im Fall des Wiedereinfindens Sicherheit bejtellen mußten. Neuerdings tft diefe Vormund— 
Ichaft meift der über Minderjährige gleichgeftellt. 

($. 61.) Befeler, Spftem, ©. 554. Gerber, $. 224. Kraut, Vormundſchaft, I, 
©. 178. ($ 62.) Pütter, Ueber Dißbeirathen, 1796. Bun, Geſchichtliche Darftellung 
der Lehre von der Ebenbürtigleit. Schröder im Zeitjchrift fiir Nechtsgefchichte, III, S. 474. 
Niebelschütz, De matr. ad morganaticam commentatio, 1551. (8.63—65) Runde, 
Deutiches eheliches Güterrecht, 1811. Schröder, Geſchichte des ehelichen Güterrechts ın Deutic- 
land, 1563, 1568. X in Jahrbücher des gemeinen deutſchen Rechts, IH, ©. 313. Schwarz, 
Giütergemeinichaft der Ehegatten nad fränkiſchem Recht, 1559. Demwies, vichtſtrahlen in das 
finfter umwöltte Berfangenjbaftsreht. Sandhbaas, Fränkiſches cheliches Gliterrecht. ($. 66.) Ta— 
finger, Lehre von der Eintindfchaft, 1755. Hertel, Ueber die Einkindſchaft, 1818. Ringel: 


mann, Hiltorifche Entwidelung und rechtlihe Natur ber Lehre von der Eintindfchaft, 1825. 
Hillebramd im Zeitichrift fir deutfches Recht, Bo. 10, ©. 420. ($. 67.) Befeler, Spftem, 


©. 567. Gerber, $& 240. Bluntſchli, $. 174. (8 68.) Kraut, Die Bormundicaft 
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nach den Grundſätzen bes beutichen Rechts, 3 Bde, 1835 —59. Rive, Gefhichte der Bor- 
anunbichaft, Bd. I, 1862; II, 1, 1866. 


VI. Erbredt. 


8. 69. Die Stellung des Erben im älteren deutfchen Recht war wohl nicht die 
eines Univerſalſucceſſors, gegenwärtig iſt im dieſer Beziehung das römische Recht durch— 
gedrungen. Dagegen bat ſich vielfach der aus dem älteren deutſchen Recht ſtammende 
Grundſatz erhalten, daß der Todte den Yebendigen erbt, d. b. daß der Ermerb 
der Erbichaft ohne bejondere Antretung ipso jure mit dem Tode des Erblafierd erfolgt. 
Mit religiöfen Anfhauungen hängt das Imftitut des Dreifigiten zufammen, wonad 
während der nächften dreißig Tage nad dem Tode des" Erblaſſers die Ruhe des Sterbe- 
hauſes ungeftört und jede Einmiſchung von Privatperfonen, mie jeitend der Obrigteit 
fern bleiben fol. 

Die Grundlage des deutjchen Erbredits ift Die auf dem Familienzuſammenhang be= 
rubende Inteftaterbfolge. Bon den neueren Rechten bat das öſterreichiſche Geſetzbuch 
die reine Barentelenorbnung des älteren deutfchen Rechts angenommen, während andere Parti- 
eularrechte eine bald mehr, bald minder vom römischen Recht abweichende Succeſſions— 
ordnung feitgeftellt haben 

$. 70. Dem deutichen Recht eigenthümlich iſt die Ausſcheidung verſchiedener Bes 
ftandtheile aus dem Nachlaß, welde anderen Berfonen als den eigentlichen Erben zufallen. 
Dahin gehört Die im wejentlihen aus dem adparatus muliebris beftehende Gerade, 
die beim Tode eines Ehemannes auf deſſen Frau, beim Tode einer Frau auf ihre Niftel, 
d. b. die nächte weibliche Verwandte von der Weiber- oder Spindelfeite vererbt wird. 
Umgekehrt füllt das Heergemäte, weldes uriprünglich aus den zur kriegeriſchen Aus- 
rüftung gehörigen Gegenftänden beſtand, beim Tode eines Mannes an deffen nächjten 
Schmertmagen. Im noch größerem Umfange findet eine derartige Sonderung ftatt, wenn 
Lehen, Stammgüter oder Familienfideicommiſſe im Nachlaß vorhanden find oder wenn 
eine bejondere Erbfolge in Bauergüter eintritt. 

$. 71. Nach den meisten Particularrechten baben die Ehegatten viel weitere 
Ansprüche auf ihren gnegenfeitigen Nachlaß, als nad römiſchem Recht. Zum Theil find 
diefe Anſprüche die Folge einer während der Ehe beftandenen Gütergemeinichaft, zum 
Theil aber erſcheinen fie als wirkliches Erbrecht. Daſſelbe erftredt ſich bei kinderloſen 
Ehen zumerlen auf den ganzen Nachlaß, während bei einer befindeten Ehe dem Weber: 
lebenden immer nur eine mehr oder minder große Quote zufteht, wober ihm jedoch häufig 
an dem Ueberreſt wenigftend ein Niepbraud eingeräumt ift. Dene Quote pflegt ftatu= 
tariſche Portion genannt zu werden, da früber die deutſchen Particnlarrechte allgemein 
mit dem Ausdruck Statuten bezeichnet wurden. 

$. 72, Der überlebenden Wittwe ſtehen vielfach bejondere Vermögensvortheile zu, 
die entweder zu ihren ſonſtigen Anfprüchen hinzufommen oder an die Stelle derjelben 
treten. Dabin gehört, abgejehen von der Gerade ($. 59), das Mußt heil oder die 
Hoffpeije, d. it. ein Antheil an den vorhandenen Wirthichaftsvorrätben, ferner die 
Morgengabe, welche ihr urfprünglich von dem Manne am Morgen nad) der Hochzeit 
pro munere virginitatis gegeben wurde, die aber zumeilen geradezu den Charafter einer 
Wittwenverforgung angenommen hat. in allgemeiner Name fin jeden VBermögensvortheil, 
der der Ehefrau für den all ihres Ueberlebens zugeſichert wird, it Wittbum (vidua- 
litium), eine bejonders bei Adligen vorkommende Art deſſelben ift die Wiverlage (con- 
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trados, Gegenvermächtniß), welche analog der römiſchen donativ propter nuptias in 
einer dem ingebrachten gleich kommenden Zuwendung befteht. Der Anſpruch auf die 
Illaten, wie auf die Widerlage fann in den Eheftiftungen durch ein Yeibgedinge (do- 
talitium) erjegt werden, welches die Natur einer lebenslänglichen Nente bat. 

$. 73. Eine bejondere Erbfolge findet bei Lehen, Familienfideicommiſſen und Stammes 
gütern Anwendung. a) Zur Succefion in ein Lehen gelangen nad) gemeinem Yehnrecht 
die in einer bürgerlicy gültigen, ftandesmäßigen Ehe erzeugten, männlichen, an ſich lehns— 
fähigen Defcendenten des erften Erwerbers; die Succeffion ift eine Singularfucceifion, die 
Lehnsfolger werden berufen, weil fie won dem erften Erwerber abftammen und in der 
erſten Inveſtitur mit einbegriffen find (ex pacto et providentia majorum), jo daß ihr 
Verhältniß zu dem Testen Beſitzer gleichgültig ift. Nur in Bezug auf die Söhne tritt ın 
diefer Hinficht eine Modification ein. Die Succeſſionsordnung richtet fih im allgemeinen 
nach dem Principe der Yinealgradualerbfolge, doch kommen ſowohl in Bezug auf Das 
Lehnfolgeredht wie in Bezug auf die Yehnfolgeordnung vielfache Improprietäten vor. Nach 
den Grundſätzen des früheren deutichen Lehnrechts, die fich zuweilen erhalten haben, jind 
nur die Defcendenten des legten Beſitzers zur Yehnfolge bereditigt. db) Bei den Fami— 
lienfideicommiſſen wird die Succeffion durch den Willen des Stifters beftunmt. 
Auch bier ift Ddiefelbe eine ex pacto et providentia majorum begründete Singular: 
ſucceſſion. Nach dem Zweck des Inſtituts iſt meift eine Individualſucceſſion angeordnet, 
die das Verbleiben des Fideicommiſſes in einer Hand ſichert und die Theilung unter meh— 
reren gleich nahen Fideicommißfolgern unterſagt. Ueberdies findet gewöhnlich ein Vorzug 
der Männer vor den Weibern ſtatt. Die hauptſächlich zur Anwendung kommenden Suc— 
ceſſionsarten find das Seniorat, wobei ſtets der Aelteſte aus der Familie ohne Rückſicht 
auf die Gradesnähe berufen wird; das Majorat, nach welchem das höhere Lebensalter 
nur bei gleich naher Verwandiſchaft den Ausſchlag gibt; die Primogenitur, die nad) 
Mafgabe der Yinealordnung zuerft die Yinie des Erftgebornen, dann die des Zweitgebor— 
nen u. ſ. m. juccediren und innerhalb jeder Linie immer wieder das Recht der Erftgeburt 
enticheiden Täßt. Häufig ift dem Fideicommißerben die Verpflichtung auferlegt, den durch 
ihn ausgefchloffenen Familienmitgliedern eine Apanage oder, wenn es Töchter find, eine 
Ausftattung zu gewähren. Gar nicht jnccefjionsberechtigt find in der Negel Unebeliche, 
Yegitimirie, Adoptirte und in einer Mißheirath Erzengte. ce) Aehnliche Grundfäge finden 
auf die Stammgüter des hohen und zum Theil ſelbſt des niederen Adeld Anwendung. 
Nur berubt bier die befondere Succeſſion auf Hausgefeg oder Objerwanz, nicht auf einem 
Privatact. Auch ift vielfach nicht die Untheilbarfeit durchgeführt, ſondern die Abweihung 
vom gemeinen Recht bejchränft fi darauf, daß eine Vererbung Lediglich durch die 
Agnaten ftattfindet. 

8. 74. In Betreff der Bauergüter kommen Bejtimmungen vor, welde Darauf 
abzielen, die Präftationsfähigfeit derſelben auch bei der Vererbung zu erhalten. Daber 
findet fich aud) bier jowohl die Bevorzugung des männlichen Gejchlechtd, wie der Grund— 
ſatz dev Untbeilbarfeit, der zuweilen ebenfalls in der Geftalt des Majorats, bäufiger noch 
als Minorat auftritt. Der zum Bauergut gelangende Erbe (Anerbe) muß ſeine Ges 
ſchwiſter abfinden reſp. ausftatten und den Sterbefall an die Gutöherrichaft entrichten, 
ſoweit ein folder überhaupt noch üblich ift. 

$. 75. Das in der Natur einer Bauermwirtbichaft begründete Erforderniß, daß 
dev Beſitzer körperliche Nüftigteit genug babe, um ſelbſt wirtbiehaften zu fünnen, ift die 
Beranlaffung zu den Gutsüberlaſſungs- und Altentbeilsverträgen, m 
welchen der alt gewordene Hofbefiger einer jüngeren Generation meift einem feiner Kinder 
Plag macht. Der berufene Anerbe übernimmt ſtets die lebenslängliche Verſorgung des 
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Abtretenden und feiner Ehefrau; die in der Regel genau firirten Leiftungen, welche zu 
diefer Verjorgung gehören, haben die Natur einer Reallaft und führen den Namen Al— 
tentheil, Ausgedinge, Lerbzucht. Auch wird hierbei gewöhnlich den Anerben die Verpflich- 
tung auferlegt, feine Gejchwilter zu alimentiren. 

8 76. Iſt beim Tode des Wirthes der Anerbe noch minderjährig, fo wird häufig 
ein Interimswirth beftellt, der die Bewirtbichaftung während der Dauer der Min- 
derjährigkeit (Mahljahre) in eignem Namen und zu eignem Nugen führt umd nur Die 
Verpflichtung zur Alimentation und Erziehung des Anerben bat. Gewöhnlich tritt die 
Interimswirthichaft ein, wenn die Mutter des Anerben zur zweiten Ehe jchreitet und 
zwar wird bier in der Regel der Stiefvater Interimswirtb. 

$. 77. Das ältere deutſche Necht kennt feine teftamentarifhe Erbfolge; 
doch finden ſich ſchon Früh Geſchäfte, die den Charakter einer Zuwendung von Todes 
wegen haben. Gegenwärtig gilt in dieſer Hinficht Das römische Necht mit einzelnen Modifica- 
tionen, jo ift 3. DB. die Anwendbarkeit des Satzes: nemo pro parte testatus pro parte 
intestatus decedere potest vielfach ausgefchloffen. Eine befondere Ausbildung it den 
gemeinihaftlichen, d. h. den von mehreren Perſonen in derjelben Urkunde errichtes 
ten Teftamenten zu Theil geworden (testamenta simultanea). Abarten vderfelben 
find die mechlelfeitigen Teftamente (testamenta reciproca), in denen mehrere Perſonen ſich 
gegenfeitig zu Erben einjegen. Hierbei wird gewöhnlich eine wahre Correfpectivitit ans 
genommen, fo daß fein Teftament zu Recht bejteht, ohne die Gültigkeit des andern. Der 
bauptfächlichfte, nach einigen Particularrechten ſogar der einzige Fall der Anwendung tit 
die gegenfeitige Erbeinfegung zweier Ehegatten. 

An ältere Einrichtungen knüpft das Inftitut der Teftamentserecutoren au, 
welche zur Ausführung legtwilliger Anoronungen oder auch zur Regulirung einer In— 
teftaterbichaft vom Exrblaffer ernannt werden. Ihre Befugniſſe richten ſich nach dem 
ihnen erteilten Auftrag, biernach wird zwiſchen Univerfal= und Specialereeutoren unter: 
ſchieden. Im allgemeinen find fie befugt, innerhalb der ihnen gegebenen Vorſchriften ven 
Nachlaß zu vertreten, namentlich auch Procelie für denfelben zu führen; man bat fie 
deshalb nicht mit Unvecht formelle Repräjentanten des Exrblaffers genannt. Für die 
Ausführung des übernommenen Auftrages haften fie den Erben nach den Grundfägen 
von der actio mandati. 

8. 78. Eine Beitimmung der Erbfolge dur Bertrag wird tm römiſchen Recht 
als gegen die Teftirfreiheit und Deswegen auch gegen die guten Sitten verjtoßend ange 
jeben. In Deutjchland dagegen haben vornehmlich durch die Yurisprudenz die Erb= 
verträge zunächſt in Bezug auf die Eheftiftungen, dann auch in weiterem Umfange 
Anerkennung gefunden und in Folge deſſen, wenn fie auch nicht geradezu ald ein gemein: 
rechtliches Imftitut anzufehen find, dod ein großes Geltungsgebiet erlangt, Die Erbver— 
träge können entweder Erbeinſetzungsverträge oder Erbverzichte fein. Bei den erfteren 
tann 28 fich darum handeln, ein geſetzliches Erbrecht gegen legtwillige Verfügungen zu 
fichern oder ein neues Erbrecht entweder für einen der Paciscenten oder für einen Dritten 
zu begründen. Darauf beruht der Unterſchied zwiſchen conferwativen, acquifitiwen und 
dispoſitiven Erbverträgen. Bejondere Arten der Erbverträge find die in Ehepacten vor= 
tommenden Berabredungen über die gegenleitige Erbfolge der Ehegatten, welche von der 
Gültigleit des Ehevertrages abhängig find und entkräftet werden, wenn die Auflöfung 
ver Ehe durch Scheidung erfolgt. Ferner gehören hierher die beim hohen Adel vorfom- 
menden Erbverbrüderungen (Ganerbichaften; pacta confraternitatis), in denen eine Fa— 
milie für den Fall, dar ihr Mannesſtamm erlöſchen follte, einer anderen das Erbredit 
zuſichert. Ebenfalls im Kreife des hohen, zum Theil aber auch in dem des niederen 
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Adels kommen als renuntiationes necessariae die Erbverzichte adliger Töchter vor, 
welhe, um das Stammgut bei der Familie zu erhalten, gegen eine Abfindung ihrem 
Erbrecht entjagen. Die Entfagung erfolgt aber regelmäßig nur bis auf den ledigen An: 
fall, d. 5. fo, dar beim Ausfterben des Mannesſtammes das Erbrecht des Renuncianten 
wieder in Kraft tritt. Die Frage, ob in ſolchem Falle die nächſte Agnatin des legten 
Beſitzers (Erbtochter) oder der Abkomme der erften Nenunciantin (Negredienterbe) den 
Vorzug bat, wird meift zu Gunften der erfteren zu enticheiden fein. 


($. 69.) v. Sodow, Darſtellung des Erbrechts nach den Grundſätzen des Sep er 
1828. Siegel, Das beutfche Erbrecht nach den Rechtöquellen des Mittelalters, 1853. Stobbe 
in Jahrbücher des gemeinen deutſchen Rechts, Bd. 5, ©. 293. Lewis, Die Succeffion des 
Erben in die Obligationen des Erblafiers nach deutfchem Recht, 1864. Ren aud in kritiſcher 
Zeitfehrift für Rechtswiſſenſchaft und Gefepgebung des Auslandes , 2. 19, 20. Homeyer, 
Der Drrißigfte, 1864. Unger, Oeſterreichiſches Erbrecht (Syſtem des öfterreichifchen Privatrechte, 

Bo. 6). Witte, Das preufiifche Inteftaterbredht aus dem gemeinen deutſchen Recht entwidelt, 
1838. «8. 70-72) Runde, Das — Güterrecht. Heydemann, Elemente der Joachimiſchen 
Conſtitution. Beſeler, Softem, & . 641. Gerber, $. 255. (£. 13.) Bergl. die Literatur» 
angaben oben zu $. 43—45. ($. 74— 76.) Pfeiffer, Das deutſche Meierrecht, 1845. Runde, Die 
Rechtslehre von ber 06. Hünfenn 1796. Derfelbe, Die Rechtslehre von der Feibzuct 
oder dem Altentheil, 1505. Hänfel, Die Yehre von dem Auszuge oder der Leibzucht, 1824. 
Rößler, leber vas Ausgedinge anf Banergütern, 1842. (8. 7778.) Hahn, De diversis testa- 
mentorum formis quae in Germania obtinuerunt, 1847. Bejeler, "Die Lehre von ben 
Erbverträgen, I837— 40. Derfelbe in der Zeitſchrift für deutfches Recht, Bo 9, ©. 144 
(Zeftamentsvollzicher). Hartmann, Zur Lehre von den Erbverträgen und den gemeinfchaftlicen 
Teftamenten, 1860. 


3.4.5. 
Das Sandels-, Hee- und Wechſelrecht. 


Brof. Dr. Wilhelm Endemann 


in Jena. 


3. Das Handelstedt. 


Das Handeldrecht im weiteften Sinne umfaßt alle auf den Handel bezügliche Normen, 
auch die des öffentlichen Rechts, welche die ftaatrechtliche, abmintftrative, jowie nament= 
lich die internationale Regelung des Handels betreffen. Handelsrecht im engeren, bier 
zu Grunde zu legenden Sinne ift die Summe derjenigen Rectöbeftimmungen, welche 
fich auf die aus dem Handelsrechte entfpringenden bürgerlichen Rechtsverhältniſſe beziehen. 
Dafielbe ericheint mithin als ein Theil des bürgerlichen oder Civilrechts überhaupt, 
infofern letzteres die rechtliche Ordnung des gejammten Privatrechts begreift. Demgemäf 
wird das Handeldrecht noch heute, wenn auch faum in den Bearbeitungen des römiſchen 
Civil oder Pandeftenrechts, doch hänfig in den Lehr: und Handbüchern des deutjchen 
Privatrecht8 als bloßer Unterabjchnitt des allgemeinen Privatrechts dargeftell. Offenbar 
entfpricht eine ſolche Auffaffung den Grundgedanken des modernen Staats= und Gefell- 
ſchaftslebens, daß auch im Gebiete der PBrivatrechtöbeziehungen Ein Recht für Alle beftehen 
joll; ein Prineip, welches dadurd in feiner fundamentalen Bedeutung nicht beeinträchtigt 
wird, daß dieſe oder jene Reihe rechtlich bedeutfamer Ericheinungen und folglih auch die 
Anwendung der diejelben normirenden Rechtsſätze thatſächlich auf einzelne Gebiete des 
Verkehrs oder Klaſſen von Menſchen bejchränft bleibt. Während in dieſem Sinne, aber 
auch nur in diefem Sinne, aljo wiſſenſchaftlich und gefetsgeberiih von einem befonderen 
Landwirthſchafis-, Bergrecht u. Dal. die Rede fein kann, ohne daß dadurch die ideale 
Einheit des Privatredhts in Frage geftellt erjcheint, wird fortwährend Das Handelsrecht in 
der Regel, zumal jeit feiner Codification, als ein, zwar mit dem allgemeinen Civilrecht in unver- 
tennbarem Zuſammenhang ftehender, aber doch durchaus jelbitftändiger Rechtszweig betrachtet. 

Der Widerfprud gegen das Poftulat der Rechtseinheit, welcher dem Handelsrecht 
eigen iſt, injofern e8 als ein Sonderrecht des Handels auftritt, erklärt ſich indeſſen 
vollfommen aus der geſchichtlichen Entwidelung. 


I. Geſchichtliche Entwickelung.’) 


Das römische Necht kennt keine Ausicheidung eines Specialhandelsrechts. Was ſich an 
Rechtsinſtituten und Normen, welche mejentlic den Handelsverkehr berühren, dort vorfindet, 
bildet in den Schriften der Juriften, wie in den Gejegbüchern einen integrivenden Beftandtheil 
des bürgerlichen Geſammtrechts. Unzweifelhaft hat gerade der zunehmende Handelsverkehr einen 
überaus wichtigen Einfluß auf den Berlauf der Nechtsbildung geübt. Durch Die Verkehrsbe— 
rührung mit anderen Staaten und Bölfern vollzog ſich eine große Umwandlung des bisher 


') Andeutungen iiber diefe mit Nachweifen der Literatur ſiehe bei Sol dſchmidt, Handbuch 
des Handelsrechts 1, $ 3ff.; umd eine kurze Ueberficht bei Endemann, das deutſche Handelsrecht, 
2. Auflage, $. 4. Umfaſſende und ausführliche Bearbeitungen der Geſchichte des Handelsrechts 
liegen bis jett nicht vor. 
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ftarr in ſich abgeſchloſſenen urſprünglich nationalen Privatrechts. Das leptere wurde 
durch Anerkennung der als jus gentium bezeichneten, von den erweiterten Berfehräbe- 
dürfniffen geforderten Formen und Regeln fichtlich erweitert, beweglicher gemacht und ber 
fortfchreitenden wirthichaftlichen Cultur angepaßt. Man muß demnach jagen, daß in der 
mittleren und ſpäteren Zeit des römiſchen Reichs gerade der Handelöverfehr weſentlich 
zu der Färbung des ganzen Nechtszuftandes beigetragen hat. Allein es zeigte fich ebenfo 
wenig Neigung, für den Handel auch nur eine befondere Unterabtheilung des bürgerlichen Rechts 
zu Schaffen, als dies für irgend einen anderen Zweig der menjchlichen Thätigkeit der Fall war. 

Die Urſache diefer Erſcheinung lag nicht etwa blos in der juriftiichen Anſchauungs— 
weile der Wiſſenſchaft und Gejeggebung, ſondern wejentlich in den wirtbichaftlichen und 
focialen Zuftänden Roms. Nicht als ob es an einem großartigen, viel verzweigten 
Handelöverfehr, oder an der Neigung zum Handel gefehlt hätte. Wohl aber 
binderte die Sflavenwirthichaft und der damit gegebene Grofbetrieb bis über die Periode 
des claffiichen Rechts hinaus jo gut wie vollitändig, daß ſich der Handel als freier Ar: 
beitözweig zu einer eigenen feften Berufsthätigkeit Vieler, ſei es ummittelbar in der 
Bewirfung des Umſatzes, ſei es in den mittelbar den Umfat fürdernden und unter: 
ftügenden Gejchäften, wie Transport, Commifjion u. dgl., geftaltete. Nothwendig erjcheint 
der römische Handelsverkehr, wenn auch nicht quantitativ, doch qualitativ dürftig, meil eine 
Menge ver Functionen, welche jegt nach dem nur für freie Arbeit gültigen Princip der 
Arbeitötheilung in großer Mannichfaltigkeit als freie Erwerbsarbeit auftreten, damals 
großentbeild von den großen Capitaliften und Unternehmern dur ihre unfreien Yeute 
vollzogen wurden. Jeder mochte zwar Handel treiben, gelegentlich oder fortwährend, allen 
es fehlte nady der Stellung, melde die Arbeit in dem römiſchen Staate einmahın, alles, 
was die Ausübung des Handels zu einer wirtbichaftlichen Lebensaufgabe macht, geſchweige 
denn, die diefer Aufgabe ſich widmenden Perfonen als einen bejonderen Stand, ſei es 
auch nur im wirtbichaftlihen Sinne, erſcheinen läßt. Unter ſolchen Verhältniſſen konnte 
feine Beranlaffung fein, ein Specialrecht des Handels aufzuftellen, und als in der fpäteren 
Zeit allenfalls Anfänge dazu fich zeigten (tit. Cod. IV, 59, 60, 63; Nov. 136), wat 
die Epoche lebendiger Nechtsbildung vorüber. ) 

Bon einem befonderen Recht des Handels ift erſt im Mittelalter die Rede. Zunächſt 
gab dazu die für jene Zeit charakteriſtiſche ftändiiche Gliederung eine Grumdlage. Unter 
der Herrſchaft der Ideen, nach welchen die bürgerliche Gejellfyaft überhaupt in eine Reihe 
von Ständen mit verſchiedenen Standesrechten zerfiel, gab es auch einen eigenen Kauf- 
mannsftand. Derielbe hatte nad allgememen Nechtögrumbfägen die anerfannte Be 
fugniß, in den Gilden oder Collegien fein eigenes Statutarrecht zu erzeugen und feine 
eigene, für die Gildegenoſſen häufig jogar auf fremde Markt und Hafenpläge ausgedehnte 
(confularifche) Gerichtöbarfeit auszuüben. Zugleih walteten Gründe, weldye auch dem 
objectiven Weſen nad) das aus dem Kaufmannsſtande hervorgegangene Recht mit dem 
übrigen Civilredht oder dem Privatrecht anderer Stände in Gegenſatz bradten. Die 
ſchematiſtiſche Richtung der Nechtsbehandlung führte in rafhem Zunehmen zu einer über: 
mäßigen Kiünftlichfeit des materiellen Rechts und ebenfo nothwendig zu einer auferorbent- 
lichen Weitläufigkeit des Proceßgangs. Dem aufftrebenden Handel war dies unerträglich. 
Nothwendig mußte er darnach ftreben, für feinen Nechtöverfehr eine andere Bahn einge 
ichlagen, das gejunde materielle Recht geſchützt, oder, wern dies jo einfach nicht geſchehen 
konnte, wenigftend die jchlimmften Spigen und Auswücfe der gemeinen, die Raſchheit, 
Einfachheit und Sicherheit dev Nechtshülfe fichtlich gefährdenden Rechtslehre abgeftumpft zu jeben. 

') Siehe die Literatur über römische Zuftände Goldſchmidt T, 8.4, Nr. III; zur Eharaf- 


teriftit des römischen Handelsrechts daſelbſt $. 37, Note 3; über die ——— — 
und deren Folgen in der Rechtsentwickelung Endemann, 8 4, Nr. 1 und 8. 74. 
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Dieſer Widerſtreit des kaufmänniſchen wider das übrige bürgerliche Recht wurde aber 
um ſo größer, je mehr das letztere von wirthſchaftlichen Anſichten geleitet wurde, denen 
der Handelsverkehr feindlich erſchien und in Wirklichkeit feindlich war. Jenes kanoniſche 
Dogma, welches gewöhnlich als Wucherverbot bezeichnet wird, mußte eigentlich den Handel 
völlig verdammen. Wenn ſich dies unmöglich erwies, und wenn auch der ſtrenge kirchliche 
Lehrſatz, der conſequent zu der reinſten Naturalwirthſchaft zurückſtrebte, ſich der Macht 
des reellen Lebens beugen und den Handel dulden mußte, ſo blieb doch die von der 
fichlihen Orthodoxie geleitete Theorie und Geſetzgebung nothwendig bemüht, zum Schutze 
der fog. kanoniſchen Gerechtigkeit gegen die Speculationsluft den Verkehr mittelft einengender 
Rechtögrundfäge zu überwachen. Indem diefe Richtung das gelammte bürgerliche Recht 
beberrichte umd zu einer Menge von Präventivmaßregeln, Unterjcheidungen und Beſchrän— 
kungen führte, war der Handel auch von diefer Seite her genöthigt, die dem freien Ver— 
fehr auferlegten, überaus drüdenden Feſſeln zu lodern, oder, was oft nur in den fünft- 
lichften Wendungen möglih war, zu umgehen. 

Anfangs trat das Handelsrecht nur als zeriplitterte® Statutarrecht einzelner Gor- 
porationen oder Städte auf. Indeſſen führte der inftinctio Nechtseinheit juchende und 
findende Trieb des Handelsverfehrs allmählich zu einer gewiſſen Gemeinſamkeit. Angefichts 
der umwiderftehlichen Thatjachen ſah fich die Doetrin genöthigt, in immer größerem Umfang 
Eigenthümlichkeiten und Abweichungen des faufmänniichen Rechts gutzubeigen. Und wenn 
fie dies zuerft nur an vereinzelten Stellen ihres Syftems that, fo fam doc nach und nad die 
Zeit, wo geradezu dad jus mercatorum et mercaturae, namentlih in feinem viel 
fältigen Gegenjat gegen das Wucherdogma, — denn eben von diefem Standpunkte geben 
die erften Darftellungen aus!) — Gegenftand bejonderer Bearbeitung, damit freilich 
oft genug auch wieder Opfer derjelben Methode wurde, gegen welche ver Handelöverfehr von 
Haufe aus das höchfte Widerftreben empfinden mußte. 

Auf diefe Weife bilvete jih, wie in allen Yändern, jo auch in Deutichland, wo bie 
bedingenden Urſachen ganz diejelben waren, wie in den tomaniicen Yändern, der Begriff 
eines Sonderredhts, zunächft getragen von dem Stand der Kaufleute, innerlich aber zu⸗ 
gleich geſtützt auf ſachliche Abweichungen von dem gemeinen Rechtszuſtand. Seinen Aus- 
druck fand es hier hauptfächlih in den Nechtsbüchern der handeltreibenden Städte. Durd) 
die Reception der fremden Rechte ging aber aud) auf diefem Gebiete das nationale Element 
bis auf wenige Weite unter. 

Gegen die neuere Zeit hin fielen die Gründe, welche zu der Entftehung eines eigenen 
Handelsrechts mitgewirkt hatten, zum großen Theil hinweg. Das Ständewejen der älteren 
Zeit fand in dem modernen Staate jein Ende. Der Kaufmannsftand als folder konnte 
feinen Anfpruch mehr darauf erheben, ein bejonderes Standesrecht zu beſitzen. Ein 
ſolches mußte immer mehr als unerträglide und unausführbare Anomalie erjcheinen. Da 
ferner die fanoniftifhe Wucherlehre zum größten Theile überwunden wurde, verſchwand 
infoweit das Bedürfniß befonderer Rechtfertigung oder Erleichterung, welches das Handels- 
recht vordem dieſer gegenüber zu juchen hatte. Deshalb zeigt ſich denn auch der Gegen- 
fa und die Fortbildung des letteren eine geraume Zeit hindurch minder intenfio, ward 
häufig jogar faſt vergeilen. 

Nichtödeftoweniger blieb der innere Grund, das Handelsrecht ald eine Belonderheit 
anzufeben, der für den Handelöverfehr ungenügende, in der alten Methode forterhaltene 
und von dem vealen Yeben weit überholte Zuftand des Privatrechts, zurück. Ja er trat um 
fo deutlicher in den Vordergrund, je mehr man in der Neuzeit anfing, an dem über- 
fommenen Zuftand des gemeinen Privatrecht vom Standpunkte des Verkehrsbedürfniſſes 


u Siebe über die Literatur biefer Periode a eh I, 8. 8; und über die Zuſtände 
des Handels S. 5. 6; desgl. Endemann, 8. 10, Nr. I und 8. 5, Nr. 11. 


412 III, Das Brivatredt. 


aus Kritif zu üben. Mit neuem Eifer machte ver Handel Forderungen nad) einem anderen, 
feinem Weſen und feinen neuen Erjcheinungen entiprechenderen echte geltend. Aber 
die Bafis eined Specialhandelsrechts mar jest eine andere. Einmal mußte daſſelbe, 
wenn es nicht mehr Standesreht der Kaufleute fein fonnte, und das war unmöglich, 
da es eine corporative Abgeichloffenheit des letzteren nicht mehr gab, weſentlich auf den Begriff 
eines ſachlichen, durch die Eigenheit der objectiwen Handelsverkehrsverhältniſſe bedingten 
Sonderrechts geftellt werden. Sodann war e8, ſeildem es in dem beitehenden Staats- 
weſen für ſelbſtſtändige Nechtserzeugung des gefammten Boltes ſowohl, wie einzelner Kreife, 
feinen rechten Boden mehr gab, unvermeidlich, daß die Fortbildung der ftaatlichen Gefeg: 
gebung anheim fiel. Die Normen, deren er bedurfte, hatte der Handel von num an weſentlich 
bei der Stantögewalt zu fuchen und in von Staats wegen erlaffenen Gejegen zu finden. 

Auf dieſem Wege gelangte das Handelsrecht, nachdem es ſchon früher mancherlei 
mehr oder minder umfaſſende Regelungen empfaugen hatte, in der jüngſten Periode ſeiner 
Entwickelung bei der förmlichen Codification an. Nur jo fonnte Das vor allen Dingen 
tief gefühlte, durch die erweiterten Verkehrsbeziehungen bevvorgerufene Bedürfniß nad 
Rechtseinheit, wenigitens innerhalb eines jeden größeren Staates, befriedigt werden. 

Nach dem Borgange und meift nach dem Borbilde des franzöſiſchen Code de 
commerce find in fat allen europätlchen Staaten ausführliche Handelsrechtsordnungen 
erlaffen worden. !) Jetzt bat auch Deutichland fein Handelsgeſetzbuch. 

Es wird ſich fragen, ob nicht in näherer oder fernerer Zukunft das Handelsrecht 
wieder mit dem allgemeinen Givilrecht verjchmolzen und damit die umter allen Umftänden 
unnatürliche Abgrenzung deijelben, aus welcher- im BZufammenbang mit einer eigenen 
Handelögerichtöbarfeit und einem eigenen Handelsproceß nothiwendig eine Duelle von 
Conflieten wird, vermieden werden fann. 

Uebrigens ift neuerdings bereits mehrfad der Gedanke beſprochen worden, nicht nur 
in wiljenfchaftlicher Gonjtruction, jondern auch im Wege einer Codification dem Welt: 
bandel ein internationales Handelsrecht darzubieten. 


I. Die Quellen des befichenden dentfihen Handelsrechts 


find folgende: 
A. Pofitive Gefeße. Unter diejen jteht voran: 

1. Das deutiche Handelsgeſetzbuch. Nachdem mehrfade Anregungen vor 
1350 nicht zum Ziele geführt hatten, wurde durch Beſchluß der Bundesverſammlung im 
Jahre 1356 die Ausarbeitung eines Handeldrechtöcoder veranlaßt und in den Jahren 
1859 bis 1861 vollendet. ?) Der aus den Berathungen zu Nürnberg und Hamburg 
hervorgegangene, von dem Bunde gebilligte Entwurf konnte nach Der damaligen Ber: 
faffung Deutjchlands nur Durch Die Einzelgefeggebungen in Kraft treten. Im Verlaufe 
der Jahre 1861 bis 1865 fand die Publication mitteljt bejonderer Einführungsgejege in 
den meiften deutſchen Ländern jtatt.3) Das Handelögelegbuc galt alſo in jedem deutichen 
Staate formell nur als Particulargeleg, war mithin auch an ſich particularen Abinderungen 
ausgefegt. In diefer Weile gilt Das Gele noch zur Stunde im Gebiete des Norbdeutichen 
Bundes, mit Ausnahme von Yippe-Büdeburg und eines Theils des preußiſchen Dadegebietes, 





') Diefelben find (bis 1861) vollftändigft und mit der zugebörigen Yiteratur angeführt bei 
Goldſchmidt, 5. 105.5; fiebe auch Thöl, $. 6 und zur Ergänzung der neueſten Geſchichte 
Endemann, 8 7, Nr. II. 

2) Das Nähere über die one der Bearbeitung, die Orundlagen, Zufammenfegung ber 
Conferenz, Brotocolle, Kritiken u. ſ. — Goldſchmidt, l, S. 9; von Hahn, Comm. 
I, 8. 4ff.; — 5. 7. Nr. — 

) Goldſchmidt, I, S. 180, 522; abgedruckt find fie in der Ausgabe des Handelsgeſet 
ir En: Würzburg 1567. Vollſt Ueberfiht in Buſch's Archiv für Handelsrecht, 
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wo das Handelsgeſetzbuch bisher nicht publicirt worden ift, ſowie in den ſüddeutſchen 
Staaten Batern, Würtemberg, Baden, Heflen und in Defterreih, und zwar nicht blos 
in Deutjchöfterreih, jondern auch in einem großen Theile feiner auferdeutichen Lande. 

Wenn aud bier und da durch die Legislation der Einzelftaaten einige Abänderungen 
beliebt oder Ergänzungen, zu denen die nicht gerade feltenen und aus dem Standpunft 
des damaligen deutjchen Bundesrechts erklärlihen Vorbehalte des Handelsgeſetzbuchs zu 
Gunſten der Particularrechte Beranlaffung gaben, zugefügt worben find, jo ift doch im weſent— 
lichen, ſoweit der Umfang des Geſetzbuchs reicht, eine thatfächliche Nechtseinheit begründet 
worden. Für die zum Norddeutſchen Bunde vereinigten Staaten ändert fich jedoch das 
Verhältniß infofern, al8 nach dem von dem Bundesrathe vorgeichlagenen und von dem 
Keihstage angenommenen Gele das Handelögelegbuh vom 1. Januar 1870 an im 
ganzen Bundesgebiete als Bundesgefeg eingeführt wird.!) 

Da das Handelsgeſetzbuch keineswegs eine abjolut vollftändige Godification des ges 
jammten Handelsrechts geliefert hat und nur inſoweit, als es in diefem Sinne disponirt, 
das bisher beitandene Recht befeitigt, jo fommen neben ihm 

2. immer noch möglicherweife älteres Handelsrecht, jet dieſes gejchriebenes 
particulares), jet es ungefchriebenes (gemeines), oder in Ermangelung eines pofitiven 
Handelörechtögejeges oder Handelsgebrauchs, das allgemeine bürgerlicdye Recht zur Ans 
wendung. *) Indeſſen erweift ſich das Handelsgeſetzbuch doch von ſolchem Umfange, daß 
der NRüdgriff auf die älteren Handelsrechtsgeſetze, Markt-, Mäklerordnungen u. dal., 
welche noch viel unvollftändiger waren, im ganzen felten. Ungleich mehr Gelegenheit 
bleibt übrig zu dem Rückgriff auf das gewöhnlide, durch Geſetz oder Gewohnheit 
geordnete bürgerliche Recht; nämlich infomeit, als nicht das Handelsgeſetzbuch oder das 
jonftige Handelsrecht Beſtimmung trifft. 

Was die Auslegung des Handelsgeſetzbuchs anlangt, jo entjcheidet ſelbſtverſtändlich 
zunächſt der Wortlaut feiner Artikel in dem Sinn, welden „der Geſetzgeber“ demfelben 
beigelegt hat. Indeſſen iſt das Handelsgeſetzbuch ſelbſt ſchon früher von den einzelnen 
deutihen Staaten und jegt von der Bundesgeſetzgebung unverändert auf Grundlage ber 
Gonferenzberathungen angenommen worden. Folgeweiſe bilden die Protocolle der Tegteren, 
innerhalb des nothmwendig einzubaltenden Rahmens des Geſetzes ſelbſt ein wichtiges Hülfs— 
mittel für die Erkenntniß des Sinnes, melden die Commiſſäre damit verbunden und die 
Geſetzgebung im Zweifel ſich angeeignet hat. ®) 

Fir die Erhaltung der Rechtögemeinichaft aber, welche hauptſächlich darauf beruht, 
daß Die Auslegung des Geſetzbuches einer einheitlichen höchſten Inftanz zukommt, ift für 
ven Umfang des Norbdeutichen Bundes durch die von dem Reichstage (1869) beichloffene 
Einjegung eines Bundes-Oberhandelsgerichts gleichzeitig mit der Einführung des Handels— 
geſetzbuchs als Bundesgeſetz gelorgt. 

B. Das Gewohnheitsrecht. Obwohl die Berechtigung deſſelben neben dem 
pofitiven Gele im Gebiete des Handelsrechts ebenfo gut anerfannt it, als im 
dem des übrigen Rechts, jo ift doch, wie oben bereit angedeutet, von Gewohn— 
beitönormen im demſelben Maße nichts mehr zu jagen, als die pofitive Gejeg- 
gebung Die Fixirung der Nechtsfäge übernimmt. Neben dem Handelsrechtscoder ift bei 
der zur Zeit vorhandenen Yage der Dinge, wonach auch der Handel ſich gewöhnt bat, 


') Zur Zeit ift das Geſetz is des Drudes) noch micht publicirt; indeflen fteht die 
Publication nabe bevor. Daſſelbe hebt zugleih alle Abänderungen, welche das Handelsgeſetzbuch 
durch Particulargeſetze erfahren hat, mit einigen Vorbehalten auf und läßt nur die Ergänzungen 
beſtehen. Siehe über ſeinen Inhalt Buſch's Archiv für Handelsrecht, Band 16. 
2) Art. 1. — Goldſchmidt, I, 8. 33. EM 
3, Siehe Über die Protocolle von Hahn, l, $. 16; Goldfhmidt, I, $ 34; Zeitichrift 
für Handelsrecht, X, S. 40. 
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die Fortbildung des Rechts weſentlich von der Hülfe der ftaatlichen Yegislation zu erwarten, 
und bei der Bereitfchaft der letzteren, dieſer Erwartung zu entiprechen, der jelbit- 
ftändigen Erzeugung größerer Nechtsfäge unmittelbar aus der Uebung des Verkehrs beraus 
faum noh Raum gelafien. Die Gewohnheit product in der Regel nur noch unter: 
georonetere Auslegungs⸗ Ergänzungsfäge, Formen u. dgl.; ausgenommen diejenigen Gebiete, 
wie Verſicherungs⸗, Verlagsrecht u. dgl., denen e8 an einer gemeinfamen, meift auch an 
einer particularen Regelung dur Geſetz gänzlich gebricht. Im diefem Sinne gibt es 

1. Handelögebräude, Ufancen, auf welche Art. 1 des Handelsgeſetzbuches aus: 
drüdlich für den Fall zunächft werweift, daß es felber feine Beſtimmung enthält, womit 
zugleich ausgedrückt wird, daß der Handelsgebrauch feine derogatoriſche Kraft dem 
Handelsaefegbuch gegenüber haben und daß jede ältere dein Handelsgeſetzbuch widerſtrei— 
tende Gewohnheit bejeitigt fein ſoll.) Diele jo bezeichnete Handels: oder kaufmännische 
Gewohnheit ift ihrerſeits eine particnlare, häufig ſogar nur locale eines  beftimmten 
Handelsplages, einer Börfe u. |. w., oder eine gemeine. Die Borausfesungen, nach denen 
beurtbeilt wird, ob wirklich ein vechtswirkender Gebrauch vorliegt, find dieſelben, wie kei 
jedem Gewohnheitsrecht. Erkannt wird die Ufance häufig, wenn dies aud nicht das 
einzige nothwendige Mittel iſt, durch Aufzeihnungen, Zeugniſſe Parere's) der Hanvels- 
eorporationen, Handelsfammern, Börfen, beziehungsweife der diefelben vertretenden Beamten, 
durch Parömien, oder thatfächliche Hebung, wie fie ſich namentlich in gewiſſen Formen und 
Formeln für beftimmte Rechtsverhältniſſe oder Geſchäfte ausipriht. Im Notbfalle muß 
der Handelsgebrauch erſt bewieſen werden. 

Seine größte Bedeutſamkeit hat der Handelsgebrauch dadurch, daß er zur Auslegung 
der Intention der Betheiligten dient. Wo ein anerkannter Gebrauch beſteht, muß im Zweifel 
unterſtellt werden, daß ſtillſchweigends mit Unterwerfung unter denſelben verfahren wird. ?) 

2. Die Uebung der Handelsgerichte ift vielfach eben wohl nur ein Zeugnif 
des beftehenden Handelsgebrauchs. Allein, wie die Rechtspflege überhaupt, jo kann aud 
die Mechtöpflege des Handels als usus fori unmittelbar für die Fortbildung des 
Rechts thätig fein. Inſofern werden daher die Präjudizien der Gerichtshöfe, namentlich 
der höheren und höchſten, unter welch’ letzteren für Deutjchland feither der zu Pübed verdientes 
Anfehen genoß, nicht nur für Die Auslegung der pofitiven Normen, fondern auch für 
das außerhalb der letzteren gelegene Recht eine wichtige Uuelle.?) 

C. Die Wiffenfchaft endlich hat hier, wie in dem gefammten Nechtögebiet, vie 
Aufgabe, theils das beitehende Recht zu erflären und deſſen Erkenntniß auf die leitenden 
Principien zurüczuführen, theils aber auch durd die Erkenntniß des innerlich Nothwen: 
digen die Fortentwidelung des Rechts im Fluſſe zu erhalten, vorzubereiten und häufig 
jogar, insbeſondere da, wo pofitive Geſetze nicht vorhanden find, zu vollenden.) 


II. Literatur, 


Das Handelörecht bat eine veiche Yiteratur, zumal wenn diejenige fremder Rechte, 
welche bei dem internationalen Charakter des heutigen Großhandels ſehr oft 
praftifch berüdjichtigt werden muß und ebenſo oft fir die wiſſenſchaftliche Erfenntnif 
auch in Betreff der Vergangenheit Bedürfniß wird, mit heranzuziehen ift. Cine Ueber: 
ficht derjelben für das Alterthum, das Mittelalter, die Neuzeit bis zu den Codificationen 


1) Siehe Goldſchmidt, I, 8. 36; von Habn, I, ©. 3 gegen Thöl, $. Ila, Ar. UI, 
4; Endemann, $. 6, Note 17. 
‚» Goldſchmidt, I], S. 35; Endemann, $. 6, Nr. II; Sammlungen jiebe Gold— 
ſchinidt, 1,$. 31, Nr. V, VIL 
3) Sammlungen fiebe Gohdſchmidt, 1, $. 31, Nr. VI; Endemann, 5. 10a. ©. 
, Endemann, $ 6, Nr. Ill; vergl. Goldſchmidt, I, 8. 343.4. 
19 Siehe dazu einige Ergänzungen neueren Datums bei Endemann, $. 10. 
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und nach den Godificationen, ſowie insbejondere des deutjchen Handelsrechts liefert vor 
allen anderen Werten Goldſchmidt a. a. O. $. 4—14, 31.) Die ältere, roma— 
niſche (Strache, Scaccta, Anjaldus, Cafaregis), wie deutſche (Nider, Euppener, Marquard 
u. U.) Literatur hat mur noch Hiftorifches Intereſſe. in Gleiches gilt zum großen Theil 
jelbft von den Werfen der neueren Zeit, jofern fie vor dem den Inhalt und die Grund- 
lagen mejentlich umgeftaltenden deutſchen Handelsgeſetzbuch Liegen (Martens, Bender, Pöhls, 
Heife),. Seit Erfcheinen des letztern zerfallen die Bearbeitungen in ſyſtematiſche und 
commentivende. Kürzere foftematische Darftellungen finden ſich in allen neueren Yehr- und 
Handbüchern des deutſchen Privatrechts, unter denen die won Gerber, Bluntjchli, Befeler 
in ihren jüngften Ausgaben hauptjächlich zu erwähnen. Selbſtſtändige ſyſtematiſche Werte 
über das Handelsrecht in feiner Geftaltung nach dem Handelsgeſetzbuch find von Thöl 
(der in der 4. Auflage jeines Werkes wenigftend die Nefultate des Handelsgeſetzbuchs 
zugefügt hat), Gad, Auerbach, Goldſchmidt (Handbuch, bis jest Band 1, Abth. 1 und 2), 
Endemann. Unter den Commentaren müſſen als die beveutendften genannt werben Die 
von Hahn, Makower, Anſchütz-Völderndorff. Mannichfaches Material bieten auch die’ 
Gommentare von Koch (befonders für Preußen), Wengler und Löhr. — 


IV. Der Umfang des Handelsrets, , 


wie es aus den vorgedachten Quellen hervorgeht, muß um feiner Anwendung willen bejtimmt 
werden, jobald dafjelbe in Gegenfag zu dem fonftigen Privatrecht tritt und namentlich ſobald 
mit dem Handelsrecht eine eigene Handelögerichtöbarkeit verbunden wird. Diefer Umfang würde 
an ſich als durch den Begriff Des Handels gegeben betrachtet werden fünnen. Allein die 
pojitiven Geſetze haben feineswegs alles, was im weiteften Sinne Handel, d. h. Vermittelung 
zwiſchen Production und Conſumtion, heißt, den handelsrechtlichen Normen unterwerfen zu Dürfen 
geglaubt. Insbeſondere ift in dem Handelsgeſetzbuche eine Grenze des Handelsbegriffs als 
Kriterium für die Competenz des Handelsrechts geſucht worden, die, wenn ſie auch der Grund⸗ 
idee nach auf das Richtige hinausläuft, im einzelnen äußerſt fünftlich wird, eine dem Yeben 
wibderftrebende Trennung und eine Menge von Zweifeln oder Unficjerheiten hervorruft. 

Das Handelsgeſetzbuch ſchließt zunächſt vom Begriffe des Handelsgejchäftes und damit 
vom Handelsrechte aus alle Verträge über Immobilien (Art. 275), was jedod den 
bandelsrechtlichen Charakter der Immobiliarverfiherung nicht alterirt. Im übrigen 
bejtimmt dafjelbe die Competenz nad) einem gemiſchten Syſtem, nämlich hauptſächlich nach 
dem objectiv jachlichen Begriff des Handelsgeſchäftes und der Handelsſache, zum Theil 
aber auch, worin denn die legten Erimmerungen an das frühere Standesrecht hervortreten, nad) 
dem jubjectiven Begriff des Kaufmanns.!) 

A. Für abfolute Sandelögefchäfte, d. h. für ſolche, die dies unter allen Um- 
ftänden find, aud wenn fie vereinzelt (nicht gewerbsmäßig) und von einem Nichtkaufmann 
gemacht werben, werben erflärt (Art. 271): 1) der Kauf oder die anderweite An— 
Ihaffung von Waaren, anderen beweglichen Saden, von Staatöpapieren, Actien oder 
anderen handelsmäßigen Wertbpapteren, um diejelben wieder zu veräußern, wobe es 
feinen Unterſchied begründen fol, ob die Veräußerung der Waaren in Natur oder nad) 
vorgängiger Bearbeitung oder Verarbeitung geſchieht; 2) die Uebernahme einer Lieferung 
der unter 1. bezeichneten Gegenftände, ſofern fie der Uebernehmer zu diefem Zwecke an= 
ſchafft; aljo mit Ausſchluß der Yieferungsgeihäfte aller Producenten; 3) die Uebernahme 
oder Berfiherung gegen Prämie; 4) die Uebernahme der Beförderung von Gütern oder 
Reifenden zur Zee, Im ganzen jollen durdy diefe Rubriken die eigentlichen Speculationd- 
geſchäfte unter das Handelsrecht geftellt werben. 


) Bol. Goldſchmidt, I, $. 1, 42; Endemann, $. 1, 5, von Hahn, II, ©. 1ff.; 
auc zur Erklärung der folgenden Definitionen und der daraus entjpringenden vielfachen Zweifel. 
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B. Welative Sandelögefchäfte, d. h. ſolche, melde es nuc unter gewiſſen 
Borausfegungen find, gibt e8 in zwei Gruppen. 

1) Wenn gewerbömäßig betrieben (Art. 272), find Hanvelsgeidäfte: a) die Uebernahme 
der Bearbeitung oder Verarbeitung beweglicher Sachen für Andere, jofern der Gewerböbetrieb des 
Unternehmers über den Umfang des bloßen Handwerks hinausgeht; b) die Bankier- und Gelb- 
wechölergeichäfte ; e) Die Geſchäfte des Commiſſionärs, Spediteurs, Frachtführers und der für den 
Perfonentransport beſtimmten (größeren) Anftalten ; d) die Bermittelung oder Abſchließung von 
Handelsgeſchäften für andere Berfonen, alfo namentlicy die der Mäflerthätigfeit; e) die Ver: 
lags⸗, Buch⸗ und Kunfthandelsgejchäfte, Die Gejchäfte der mehr als handwerksmäßigen Drudereien. 

Damit werben aljo gewilje Gejchäftszweige, und zwar die meiften unter Abgrenzung 
gegen denjenigen Betrieb, der nur als Handwerks- ober Kleinbetrieb erjcheint, als handels⸗ 
mäßige anerfannt. Da aber die Gewerbsmäßigfeit, welche vorausgejegt wird, zugleich 
den Begriff des Kaufmanns begründet, jo ift damit auch fchon der Uebergang zu ber 
jubjectiven Grundlage der Handelsrechtskompetenz gegeben. 

Das Handelsgeſetzbuch fennt ferner Geichäfte, die, wenn auch nur einzeln, nicht 
gewerbömäßig vorgenommen, Handelsgeſchäfte find, 

2) jobald fie von einem Kaufmann gemacht werben. Dahin, d. h. von einer Perjon, 
welche thatſächlich in gewerbsmäßiger Weiſe Handel treibt, gleichviel ob fie dies gegen 
polizeiliche, abminiftrative oder ähnliche Verbote thut (Art. 276), gehören: a) alle umter 
Nr. 1 aufgeführten Geſchäfte (Art. 272, Abi. 2. Sie bleiben trog vereinzelter Vor— 
nahme Handelögejdäfte wegen der Kaufmannsqualität deſſen, der fie macht, auch wenn 
fie nicht zu dem Gewerbsbetrieb dejielben gehören. b) Außerdem alle einzelnen Geſchäfte 
eines Kaufmanns, melde zum Betrieb feines Handelsgewerbes gehören (Art. 273), wie 
insbefondere die gewerbliche Weiterveräußerung der zu dieſem Behufe angejchafften (nicht 
der von ihm felbft producirten) Waaren, beweglichen Sachen und Werthpapiere, jedoch 
wieder unter Ausichluß der Weiterveräußerungen, welche von Handwerkern nur in Aus: 
übung ihres Handwerföbetriebs geſchehen; ſodann die Anfhaffung von Geräthen, Material 
und anderen beweglichen Sachen, die bei dem Betriebe des Gewerbes unmittelbar benutzt 
oder confumirt werden. Dazu kommt noch die ausvehnende Vermuthung, daß um 
Zweifel jeder von einem Kaufmann gejchlofiene Vertrag und bis zum Beweife des Gegen: 
theils jeder von einem Kaufmann gezeichnete Schuldſchein als zum Betriebe des Handels— 
gewerbes gehörig angefehen werben joll (Art. 274). 

Es find unter diefer Kategorie alſo einmal die ſog. Realifirungs-, ſodann die 
Hülfsgeichäfte zufammengefaßt. Zu den legteren gehört füglich die Beihaffung der Ar— 
beitöfräfte für den Gewerböbetrieb, das Engagement der Gehülfen, Procuriften u. ſ. w., 
welche jedenfalls Handelsfache, nad) der Faſſung des Art. 273 aber auch Handelsgeſchäft iſt. 
Dan kann aljo jagen, daß alle Anfchaffungen für den handelsmäßigen Gewerböbetrieh an Sachen, 
mit Ausnahme ver dazu nöthigen Immobilien, mit denen ſich ein für allemal das 
Handelsrecht nicht befaffen jol, an Capital (Darlehn) und Arbeitskraft handelsrechtliche 
Natur beſitzen. 

Endlich muß noch Bemertt werben, daß (Art. 277) für die an fubjective Voraus- 
jegungen gefmüpften Handelsgefchäfte die ältere Ivee, wonach, wenn nur der eine Con— 
trahent Naufınann war, Das Geſchäft nur auf deſſen Seite ald Handelögeichäft gelten jollte, 
wenigftend infoweit aufgegeben worden ift, daß die Beitummungen des Handelsgeſetzbuchs 
in feinem 4. Buche aud auf ſolche Geſchäfte anzumenden find, welche nur auf der Seite 
des einen Gontrabenten (wegen deſſen Kaufmannsqualität oder gewerbsmäßigen Betriebs 
fiehe oben Nr. 1) als Handelsgefchäfte erfcheinen; es ſei denn, daß die betreffenden Be 
ſtimmungen ihrem Inhalte nad) ſich nur auf denjenigen beziehen, auf deſſen Seite das 
Geſchäft ein Handelsgeihäft ift. 
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Die Folge der Eigenihaft eines Geſchäfts als Handelsgefhäft auf Grund dieſer 
Beltimmungen befteht darin, daß es nach Handelsrecht beurtheilt wird und, je nad Maß— 
gabe der Gerichtsordnung, unter das Handelsgericht fällt. Unter Beurtheilung nad) 
Handelsrecht aber ift nicht etwa blos die Beurtheilung nad dem Handelsgeſetzbuch zu 
verftehen. Denn über mande der von ihm für Handelsgeſchäfte erklärten Verhältniſſe 
enthält es feine weiteren Beftimmungen, wie 3. B. über den Berlagdvertrag, den Per: 
jonentransport, die außer der Seejicherung vortommenden Berficherungsverträge. 

Mit den angeführten Handelsgeſchäften ift jedoch die Compelenz nicht einmal des 
Handelsgeſetzbuchs, gejchweige denn des Handelsrechts, abgeſchloſſen. Das Handelörecht 
fommt noch in anderen Berhältniffen zur Anwendung, welcye nicht zu jenen Handelsgeſchäften 
gehören. . Das Handelsgeſetzbuch ſelbſt kennt den Begriff von Handelsſachen (Art. 1), 
weldyer weiter, al8 der der Handelsgeſchäfte, dieſe letzteren zugleich mit umfaßt.’) 

Handelsfache und damit dem Handelsrecht unterworfen ift zunächſt ſelbſtverſtändlich 

1) alles, was das Handelsgeſetzbuch normirt. Der gefammte Inhalt dejjelben iſt 
aber handelsrechtlich. Mithin gehören hierher die Rechtöverhältniffe der Handelsgeſell— 
ſchaften nach innen, wie nad) außen, jomeit nicht fchon die Rechtöbeziehungen nach außen 
unter den Begriff der Handelsgeichäfte fallen; in ähnlicher Weiſe die Rechtöverhältnifie 
des Principal8 zu den Gehülfen, Bevollmächtigten oder Beaufragten, einjchließlich der aus 
der Stellvertretung entjpringenden Haftbarfeit Dritten gegenüber; das Firmenrecht, viele 
dem Seerecht angehörige Rechte und Berbindlichkeiten der Rheder, Schiffer u. |. w.; bie 
jog. acceſſoriſchen Rechtsgeſchäfte, wie Bürgichaft, Pfanpbeftellung, Dedung, jofern fie 
nicht ſchon als Handels (Hülfs-)geſchäfie zu betrachten find; die Beſtimmungen über die 
Handelöregifter, die Pflicht der Anmeldung gewiſſer Dinge, ſowie über die Buchführung. 
Darauf braucht fich aber ver Begriff der Handelsfache nicht zu befchränfen. Denn es ift 

2) durch mande particulare Einführungsgefege, namentlih um einen bejtimmteren 
Maßſtab für die Competenz der Hanvelsgerichte zu gewinnen, die Rubrik der Handels— 
ſachen erläutert und vervollftändigt worden.?) 

Ber überfichtlicher Betrachtung ergibt fich, daß als Handelsſachen vor allen Dingen, 
um Gegenfat zu den handelsrechtlichen Beziehungen, welche der Einzelfaufmann over die 
Geſellſchaft nad außen eingeht und Die, ſoweit ihnen das Geſetz handelsmäßigen 
Charakter beilegen zu können glaubte, Handelsgejchäfte genannt worden find, die inneren 
Verhältniſſe und Bertragsbeztehungen des Handels ſich geltend machen. Der Begriff der— 
jelben knüpft fi durchweg an den Begriff des Kaufmanns, jei e8 des Kaufmanns im 
engeren Sinne, jei e8 einer Perfon, die, wie der Mäfler, Schiffer, Commiſſionär u. |. w. 
im Rechtöfinne dem Kaufmann gleichgeftellt wird; und zwar gleichviel, ob Einzelfaufmann 
oder eine vereinigte Mehrheit (Hanvelögejellichaft). Er beruht aljo weſentlich mit auf 
einer fubjectiven Vorausſetzung. 

Aber aud) mit demjenigen, was das Handelsgeſetzbuch ausdrücklich zum Handelsgeſchäft, 
und mit demjenigen, was es, allein oder in Verbindung mit dem Einführungsgefeg, 
indem darüber handelsrechtlihe Normen getroffen werben, zur Handelsſache macht, 
ift der Umfang des Handelsrechtd und feine Zuftändigkeit noch nicht abgejchloffen. Neben 
dem Handelsgeſetzbuch, da es keineswegs eine abjolut vollſtändige Godification unter- 
nommen bat, eriftirt noch viel anderes Handelsrecht aus gejchriebenen und unge- 
fchriebenen Duellen. Sonad erweitert ſich die Zuftändigkeit des Handelsrecht und 


) v. Hahn zu Art. 1, $. 1; Goldſchmidt, I, ©. 317; Endemann, 8.5. Nr. I. B. 

2, Eine Zuftammenftelung j. von Maaßen, Arhiv fir Handelsrecht, Il, ©. 257. Eine 
Definition der Hanbelsfachen zu bemfelben Zwech ſ. au in dem Bundesgefet vom 21. Zunt 
1869, betr. die Errichtung eines Bunbes- Oberhandelsgerichts, $. 13 (Übereinftimmendb im we— 
fentlichen mit dem preußiichen Einführungsgefege vom 24. Zuni 1861, Art. 2. 47). 

v. Holgendorff, Emeyrlopädie ber Rechtswiſſenſchaft. I. 27 
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Handelsgerichts nach dieſer Seite hin bedeutend, ja die ohnehin auch nach dem Handels 
geſetzbuch concret oft ſehr unfichere Grenze ift im Begriff, völlig zu verſchwinden, wenn 
außerhalb des Handelsgeſetzbuchs Handels und gewöhnliches bürgerliches Recht bäufig 
unfcheivbar in einander fließen und wenn fogar das Handelsgeſetzbuch ſelbſt (Art. Li 
das letztere zugleich als ſubſidiäre Quelle des Handelsrechts anerkennt. 


V. Der Charakter des Handelsredhts 


in jener dem gemeinen Recht gegenüber hervortretenden Eigenthümlichfeit entipringt noth— 
wendig aus dem Charakter des Hanbelöverkehrs. Zum Theil erhellen die bejonderen 
Eigenfchaften und Bedürfniſſe des letzteren ſchon aus demjenigen, was über die Ent- 
widelung eines eigenen Rechtes des Handels gejagt wurde (Nr. D. 

Seinem Wefen nah muß der Handel vor allem nach möglichit ungehinderter Be— 
wegung ftreben. Probibitive und präventive Rechtsſätze lehnt er ganz umd gar oder bis 
auf das äußerſte Map der Nothwendigkeit ab. Die größte reibeit der Bewegung aud 
für den individuellen Willen it aber gerade da vorhanden, wo anerfannte feite Formen 
und Rechtsregeln beftehen, welche nicht ergriffen zu werden brauchen, die aber ergriffen 
werden fünnen und fo lange als die maßgebenden gelten, als nicht etwas anderes von 
den Betheiligten beliebt wird. Daraus erflärt fih zur Genüge, daß denr Handelöverfehr 
eine gewiſſe Strenge der Nechtöformen ebenfo wenig wideripricht, als Strenge der Rechts: 
Jäge und ihrer Anwendung Gerade der Handel bat ſolche Geſchäftsformen, wie den 
Wechſel, das Inhaberpapier erzeugt, und gebt fichtlich darauf aus, einer Reihe von Ber: 
tragsverbältniffen, wie dem Frachtgeſchäft (Connoffement, Ladeſchein, Frachtbrief), jelbit 
dem Kauf (Firgeſchäft) u. a. einen ſtrict formalen Charakter beizulegen. Gerade ber 
Handel muß die einheitlichften, durchſchlagendſten und fefteften Nechtsprincipien verlangen 
und zugleich die Gewißheit fordern, daß fie ohne Drehen und Deuteln im Notbfall von 
dem Gericht in firengfter Weife zur Anwendung gebracht werben. 

Er kann dies unbejchadet feiner Selbitftändigkeit verlangen, eben weil das Geſetz 
fein abjolut zwingendes ift. Niemand wird genöthigt, fich der handelsrechtlichen Formen 
zu bedienen und ſich damit den handelsrechtlichen Wirkungen auszufegen. Aber dem: 
jenigen, der das will, fteben jene fyormen zu Gebote und das Geſetz darf, wenn fie 
benugt werden, daran die volle Wirkung anfchließen. Denn im Sinne des Handels rechnet 
das Handeldrecht auf unbejchränfte, Durch das Bewußtſein der Folgen getragene Selbit- 
verantwortung und Ernftlichkeit des Willens. Bon diefem Standpunkt ift die beſtimmteſte 
Form der Nedytsacte und der beftummtefte Ausdruck der Nechtöregel gegeben, weil dadurch 
die Ernftlichfeit und Verantwortlichfeit der demgemäß umd ohne befondere anderweitige 
Borbehalte erklärten Willensacte und Nechtögefchäfte garantirt wird. 

Feſtigleit des Nechts aber ift nur dann denkbar, wenn dafjelbe jo einfach und 
beftimmt lautet, daß auf dieſer Bafis nicht etwa blos die gerichtliche Rechtshülfe mit 
Zuverläffigkeit erwartet werben darf, jondern daß auch, was ungleich wichtiger, der Han: 
delsverkehr ſich im Stande findet, jelber das Recht deutlich zu überjehen, darnach zu ver: 
fahren und an der Hand feiner Richtſchnur den Anruf des Gerichts thunlichſt zu erſparen. 
Solche Durdyjichtigfeit und Angewöhnung des Nechts, wie fie der Handel braucht, kann 
nur vorhanden fein, wo die Nechtönormen feinem wahren Wejen entiprechen, alſo aus ver 
Kenntniß und der Jorgfältigen Pflege feiner realen Zuftände gewonnen werden. Der Handel muß 
ſich alfo Dagegen auflehnen, dag ihm Rechtsſätze von einer Schule oder einer Gejewgebung 
aufgedrängt werden, welde, anjtatt das Recht aus den leitenden Ideen des wirklichen 
Yebens zu jchöpfen, den Handelsverlehr als Object einer doctrinellen Schemattf oder einer 
willfürlichen geſetzgeberiſchen Autorität zu behandeln gedächten. Mit den bäufig ver: 
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alteten, weil auf ganz anderen Zuftinden beruhenden Regeln, welche der größte Theil 
der gemeinen Doctrin als vermeintlih noch immer gültige Schablone fefthält, mögen fie 
num aus dem römiſchen oder aus dem germaniſchen Rechte entnommen werden, vermag 
ver Handelsverkehr nicht zu beftehen. Er verlangt eim lebendiges, im Fluß bleibendes 
und die neuen Erſcheinungen des Verkehrs bereitwillig anerfennendes Recht. 

Neben diefer Beichaffenheit der Rechtsprincipien tritt als ein zweites Haupterforder- 
niß, weldes ſich auf deren Anwendung bezieht, die jorgfältige concrete Würdigung der 
Verhältniſſe in jedem einzelnen Falle hervor. Weit entfernt, daß dies ein Widerſpruch 
oder eine Abſchwächung der Feſtigkeit der Rechtsſätze als ſolcher wäre, liegt darin die Er— 
gänzung deſſen, was der Handel bedarf und was ihm von der gemeinen Rechtspflege nur zu oft 
ebenfo wenig geleiftet. wird, als das gemeine Necht den bereits herworgehobenen Anforberuns 
gen zu genügen pflegt. Die NRechtsregel Toll einfah und gewiß fein; aber ob und inwie— 
weit ein gewiſſer Thatbeftand unter die Regel zu Jubiumiren fer, jol Sache der freien Logik 
jein und hängt vor allem davon ab, daß die Umftände Des einzelnen Falles genau in ihrer 
wirklichen Beichaffenheit erkannt und dem Gejet gegenüber gewürdigt werden. Der Handel 
ſtößt Folglich inftinetie alles von fih, was nach dieſer Seite hin die unbeſchränkte Er— 
kenntniß und Verwerthung der vealen Wahrheit hindert. Er ift gegen jeden Formalis— 
mus der Beurtheilung, welcher anftatt unmittelbar auf die concrete Geftalt der Dinge 
und namentlich Die wirkliche Abſicht der Betheiligten zurückzugehen, nach künſtlicher Me— 
thode, ſchematiſchen Unterjcheidungen und Abftractionen verführt; wie es nicht minder dem 
Geift des Handeld widerfpricht, wenn die Doctrin oder Gefeggebung, anftatt auf ver 
Grundlage allgemein gültiger Nechtsfäge die freiefte conerete Beurtheilung zu geftatten, 
die Principien in eine erftarrende Caſuiſtik auflöfen wollte. Eben darum begehrt der 
Handel in allem eine dafür Bürgſchaft gebührende Procedur (Handelsprocek) und aus 
mehr oder minder berechtigtem Mißtrauen gegen die ſpecifiſch juriftiiche Methode auch ein 
eigenes, zumeift oder blos mit Kaufleuten beſetztes Handelsgericht. 

Aus dem Bewußtſein des Handelsverfehrs, einerfeits von der Verantwortlichkeit feiner 
Willensäußerungen und Handlungen wor dem Rechte, andererfeits von der Schuldigfeit, 
fich nach realen Verhältniſſen, welche ohne Umſchweife zu ermitteln find, beurtheilen zu Laffen, 
folgt zugleich unmittelbar das, was Treu umd Glauben feines Verkehrs genannt und oft 
als Eigenthümlichkeit deſſelben hervorgehoben worden iſt. Das Handelsrecht mahnt die 
Betheiligten davon ab, fih hinter Formen, Unmwahrheiten, Simulationen und Chicanen zu 
verſtecken, indem es von denjelben erwartet, daß fie mit wohlbedachtem, redlichem Willen 
handeln. Denn e8 fordert zugleich den Richter auf, fich nicht durch Winfelzüge, unweſentliche 
Aeuperlichkeiten oder Benugung von Formalismen täufchen zu Laffen, Jondern die wahre Geftalt 
der Sache und die wahre Abficht zu unterfuchen und zu Grunde zu legen, auf den er- 
kannten Thatbeitand aber den Geſetzes- oder Rechtsſatz eben wohl nicht nach einer fpigen 
Kunftauslegung, jondern nach feinem natürlihen, den leitenden Rechtsideen entfprechenden 
Sinn anzuwenden.) 

Durch dieſen gefunden Zug ftellt ſich Das Handelsrecht an die Spitze der Weiter: 
bildung des gelanmten bürgerlichen Rechts; wenn es auch nicht an einer Pflege deifelben 
gefehlt hat, welche das eigentliche Leben deſſelben abermals in die Feſſeln einer unfeligen 
Schematik einzuſchließen bemüht ift. 

Fragt man nun, wie Das deutſche Handelsgejegbuch allen Dielen Anforderungen des 
Handels gerecht geworden ift, jo muß vorweg erwähnt werden, daß es leider cine Reihe 
von handelsrechtlihen Dingen, insbeſondere auch von ſolchen Gefchäften, welche es aus— 


i) Soldfhmidt, 1. 5. 34; Endemann, 3. 89. 
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drüdlich für Handelsgeſchäfte erflärt, nicht im fein Bereich gezogen hat. Dies gilt bei- 
Ipielömweife von einem großen Theil der Geld- und Greditgefchäfte, welche, menngleid 
nicht ausfchlieglih, doch hauptlächlich in den Betrieb des Wechsler- und Bankiergeſchäfts 
fallen, von dem gefammten Berlagsgejhäft, von dem Berficherungsgefchäft, ſoweit es nicht 
die Seeverficherung betrifft, von dem Gütertransportgefchäft der Poften, von dem gefammten 
Perfonentransportgefhäft und der Binnenſchiffahrt, die damit einer zukünftigen Regelung 
durch beiondere Gejege überlaffen wurden. Es fann ferner nicht werfannt werden, daß, 
ganz abgejehen von den Streben, das Handelsrecht enger, als es verdient, abzugrenzen und 
manche Perfonenflaffen und Sachenfategorien davon auszuichliegen, einige Hefte präven- 
tiver oder prohibitiver Neigungen zurüdgeblieben find, welche beffer unterdrüdt worden 
wären. Zum Belege dienen 3. B. die Beſtimmungen über das Mäflergewerbe, theilmeife 
auch über die Pflichten der Kaufleute, über die Staatögenehmigung der Actiewereine u, 
dgl. mehr. Aucd kann nicht verfannt werden, daß häufig der Sinn und der Muth, ein 
fahe und große Principien aufzuftellen, vermißt, ftatt deſſen auf Umwegen caſuiſtiſcher 
oder zunächft nur Einzelheiten ergreifender Entjcheidung vorgegangen wird — eine 
Schwäche, welche um vermeintlich praktiſcher Vorzüge willen die neuere Geſetzgebung nur 
zu oft an fich trägt. 

Defungeachtet erjcheint das Handelsgeſetzbuch als ein überaus wichtiger Fortſchritt, 
welcher im großen Ganzen troß des Widerwillens, der ſich gegen einzelne Sätze und zwar 
gerade in den berufenjten Kreifen fund gab, dankbar acceptirt werden mußte. Daifelbe 
hat ſich meiftentheils mit Glück bemüht, demjenigen Ausorud zu geben, was ald Rechts— 
anficht oder Bedürfniß des Handelsverkehrs von Diefem jelbft durch Ujangen oder von der 
Wiffenfhaft bezeugt war. Sein Inhalt iſt weitaus vorwiegend von der Art, daR 
eigentlich nur Rechtöprälumtionen für den Fall aufgeftellt werden, daß nicht ausdrücklich 
ein Anderes beliebt wird; und die Erfahrung beweift, daß darin im Durchſchnitt 
die Stimmung des Handels richtig getroffen worden if. Obwohl feineswegs ver 
einmal üblid gewordenen cafuiftiichen Neigung entjagend, öfter mit zu großer Aengft- 
lichkeit den flaren durchichlagenden Principien ausweichend und ſich auf die Regelung 
einzelner Punkte beichräntend, hat ed doc nach manchen Richtungen bin, wie in der Er 
ſtematit des Geſellſchaftsweſens, in der Yehre des Kauf-, Frachtgefchäftes u. ſ. w. nicht 
nur für das unmittelbar praftiiche Bedürfniß, jondern auch fir die wiſſenſchaftliche Con— 
ftructton Erhebliches gefördert. ALS eines der wichtigiten Reſultate muß bezeichnet wer— 
den, daß jener bis dahin nur inſtinctiv empfundene Grundzug des modernen Verkehrs, in 
welchem die Verkehrs⸗ und Greditficherheit zumeift wurzelt, nämlich ſcharfe Scheidung der 
äußeren und inneren Seite der Rechtöinftitute und der Nechtögefchäfte, nach außen möge 
lichſt ftrenge, unbedingte, alle Querelen abſchneidende Wirkung, nad) innen unter den Bes 
theiligten jelbft dagegen volle Freiheit willfürlicher Vertragsitipulation, erfaßt und an 
vielen Stellen, wie in der Ordnung des Geſellſchaftsweſens, der Procura, des Frachtge— 
ichäfts, zum beftimmten Ausdruck gebracht ericheint. 

Inden das Handelögejetsbuch der Freiheit des Verkehrs feinen Zwang anthut, zu: 
gleich den Richter ausdrüdlic zu der vorerwähnten freien Würdigung der concreten Um— 
ftände und Erklärungen (Art. 278) auffordert, häufig ebenfo ausdrüdlid auf vie 
Anlegung eines freien logiſchen Ermeſſens in der Beurtheilung und jedenfalls nach feinem 
ganzen Geifte überhaupt auf eine finngemäße, der Wortflauberei und Spigfindigfeit ab- 
gewandte Auslegung des Geſetzes verweift, bat e8 um jo mehr Urſache, ſich derjenigen 
Doctrin und Praxis zu enwehren, welche den beften Gewinn der neuen Geſetzgebung da— 
durch zu vernichten droht, daß fie mit wenig Verſtändniß für den Geift des Handels— 
rechts auch dem Handelsgeſetzbuch gegenüber die alte Methode der Auslegung umd Ans 
wendung zu bewahren Tucht. 
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Vi. Der Inhalt des Handelsredts, 


beziehungsweiſe des Handelsgeſetzbuchs, umfaßt im weſentlichen Folgendes. Er betrifft zunächſt 
A. die Subjecte des Handels. Darunter ift gemeint einmal 

1) der Principal oder Geichäftsinhaber. Er kann eine Einzelperfon, over eine 
Mehrzahl von Perſonen, eine Handelsgefellihaft (f. davon S. 424) fein. Kaufmann im 
Sinne des Handelsgeſetzbuchs, mithin zur Theilnahme an allen für die Kaufleute in dem— 
jelben getroffenen Beftimmungen berufen, ift Jeder, der gewerbsmähig Handels geſchäfte 
(j. oben ©. 415) treibt (Art. 4). Ob nach polizeilichen, gewerblichen oder fonftigen 
Adminiftratiogejegen noch weitere Erforderniffe beftehen und umerfüllt find, iſt für den 
Rechtsbegriff gleichgültig (Art. 11). Regelmäßig ift jede ſelbſtſtändige Perſon zur Aus- 
übung des kaufmännischen Gewerbes befähigt ; unter welchen Vorausfegungen, ergibt fich nach 
dem Partieularrecht. Ein Ausichliefungsrecht der kaufmänniſchen Gilden, fo weit es nicht 
ſchon particularrechtlich aufgehoben war, bejtcht nicht mehr für Norddeutſchland.) Im: 
deſſen find einige Klaſſen von Perſonen, die nach ihrem Gewerböbetrieb zu den Kaufleuten 
gehören, nämlich Höfer, Trödler, Haufirer und dergleichen geringere Handelöleute, Wirthe, 
gewöhnliche Fuhrleute und Schiffer, ſowie Perjonen, deren Gewerbe nicht über den Umfang 
des Handwerks (Kleinbetrieb) hinausgeht, ausprüdlih von der Theilmahnie an einigen Be— 
ſtimmungen des Handelsgefegbuchs, nämlich über Firmenrecht, Buchführung, Procura und 
Handelsgeſellſchaft ausgeichloffen (Art. 10).2) Davon abgejehen iſt der Begriff des Kauf: 
manns jo weit gefaßt, daß ſelbſt-der Staat, Gemeinden (politiiche und Kirchliche), Corpora— 
tionen und öffentliche Anftalten unter denſelben fallen, jofern fie Handelsgeichäfte treiben.) 

Während über die rechtliche Natur des Etabliffements und Geſchäfts, deſſen Ueber: 
gang, mit oder ohne Activen und Paſſiven, und Grebitftellung (Separationsrecht der Ge— 
ſchäfts⸗, beziehungsweife der Privatgläubiger) nicht8 verordnet worden ift, +) hat das 
Handelsgeſetzbuch ausführlib das Firmenrecht, ſodann die Anmeldungspflicht (Publicität) 
und die Buchführung der Kaufleute geregelt. 

Die Firma ift der Name, unter dem der Kaufmann das Geſchäft treibt und 
(folgemeife) feine Unterjchrift abgibt (Art. 15). Ihr Gebrauch, der fi aus dem früher 
üblichen Gebrauch des kaufmänniſchen Wappen= oder Markenzeichens entwidelt hat, ift 
Das Kriterium, daß die Organe des Geichäftd für dieſes handeln. Es gibt eine Namens- 
und eine Sachfirma. Die Wahl ift infofern nicht willkürlich, ald das Geſetz für Ein- 
zelfaufleute und für Gefellichaften beſtimmte Vorſchriften über die Wahl der Firma bei 
Begründung des Geſchäfts aufftellt (Art. 16 — 18). Die Firma muß für die Haupt: 
und für Zmeigniederlaffungen zum Handelsregifter angemeldet werden (Art. 19. 21). 
Für Unterſcheidbarkeit neuentftehender Firmen von bereits beftandenen ift zu jorgen (Art. 20) 
und das Erlöfchen ebenfalls anzumelden (Art. 25). Eine Veräußerung der Firma ohne 
das Geſchäft wird verboten, Dagegen die Beibehaltung trotz Wechleld in der Perſon der 
Geſchäftsinhaber geftattet (Art. 22—24). „Dies alles fteht unter Ordnungsſtrafe (Art. 26). 
Der unbefugte Gebrauch einer Firma aber gibt dem Benachtheiligten eine Klage auf 
Schadenserfag, der nad freiem richterlichen Ermeſſen zu beftimmen ift (Art. 27). 

Ueber das Waaren= oder Fabrikzeihen (Etikette), 5) deſſen Bedeutung und Rechts: 
ſchutz fehlt es bis jegt an einem umfafjenden Geſetz. 


) Nah dem Bundesgeſetz vom 8. Juli 1868 $. 1 und jebt nab der Bundesgewerbeorb- 
nung vom 21. Juni 1869. 

2) Endemann, $. 2 2: Goldſchmidt, I. $. 46. Not. 28 fi. 

3) Soldfhmidt, J. 

) ©. über bie betr. üchen und deren Grundlagen. Endemann, $. 15— 17. 
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Die Pflicht der Anmeldung befteht einem bei Gericht zu führenden, zu Jeder— 
manns Einficht offen ſtehenden Handelsregifter gegenüber, deſſen Einträge außerdem in 
beftimmter Weiſe durch öffentliche Blätter befannt zu machen find (Art. 12— 14). Ge 
wiffe, das Publikum intereffirende Dinge follen, das ift der zu Grunde liegende Ge— 
danfe, zum Nugen der Verfehrsficherheit dergeftalt offenkundig gemacht werben, daß fie, 
wer will, mit Zuverläffigeeit erfahren kann. Solche Verpflichtung zur Publicität in 
einer näher befchriebenen Form (Art. 19. 45. 58. 151. 177), deren Unterlaffung meift 
mr durch Orbnungsfirafen, in einigen Fällen aber auch durch privatrechtliche Nach 
theile bedroht ift, eriftirt für eine ziemliche Keihe von Bortommmiffen, unter denen die 
Begründung und Erlöfchung der Firma, der Procura, jowie vielerlei Vorgänge der Hans 
delögefellichaften am wichtigften find.) Die nähere Einrichtung des Handelsregifterd und 
die Anmeldung bildet einen Hauptgegenftand der Einführungsgeleke. 

Die Buchführung der Kauflente ift Gegenftand bejonderer rechtlicher Ordnung 
geweſen, ſeit beſtimmte gefetzliche Regeln des Urkundenbeweiſes beftanden, denen gegenüber 
die für Kaufmannsbücher nothwendig in Anſpruch zu nehmende Beweiskraft als Anomalie 
erichten. Das Handelsgeſetzbuch, welches im allgemeinen ordentliche Buchführung, In— 
ventur und Bilanzirung jedem Kaufmanne vorſchreibt (Art. 23—31), enthält nur wenige 
nähere Beftimmungen über das Syſtem und die Art der Bücher, ſowie einige über bie 
innere Einrichtung, namentlich der Einträge (Art. 32). Es ordnet weder polizeiliche Ueber— 
wachung an, noch droht es Disciplinarftvafen. Vielmehr macht es von der Ordnungs— 
mäßigfeit jeinerfeits, ohme die häufig nach Strafgefegen In Betracht fommende Bedeutung 
der Unvegelmäßigfeit für den Begriff des BanferottS zu berühren, nur die Bemeisfraft 
abhängig Art. 34 ff.). Diefe ift in der Weife geordnet, daß, wenn auch als Regel ven 
ordnungmäßigen Büchern der Werth eines durch Eid oder andere Beweismittel ers 
gänzbaren Beweiſes beigelegt wird, im ganzen eigentlich freie vichterlihe Würdigung 
nad) der concreten Befchaffenheit der Bücher, beziehungsweife nach Yage der Sache pro: 
clamirt wird. Zugleich ift die Epition und Vorlage der Bücher ſachgemäß erleichtert 
(Art. 37 ff.) und die Aufbewahrung der Bücher, Briefe, Inventuren und Bilanzen wäh— 
rend zehn Jahre anbefohlen worden (Art. 33). ®) 

Einige befondere Beftimmungen find für den Handelsverkehr nothwendig in Betreff 
der Frauen und der Minderjährigen, und zwar nicht blos für den Fall, daß 
ſolche Perfonen als Principale, jondern auch für den Fall, daß fie als Hanvelsgehülfen 
auftreten. Die Tendenz des Handelsverkehrs geht dahin, daß die Beichränfungen ver 
Handlungsfühigfeit, welche das gemeine Recht ſolchen Perſonen auflegt, und die bejon- 
deren Rechtswohlthaten, welche es denfelben gewährt, als die Verkehrsſicherheit gefährdend, 
zu bejeitigen find, Indeſſen hat das Handelsgeſetzbuch nur einige darauf bezügliche 
Sätze in Betreff der Frauen und Ehefrauen aufgenemmen (Art. 6 — 9). ®) 

2) Das Hülfsperjonal, weldes dem Gejchäfte des Principals feine Dienite 
widmet, jofern dieſe handelsmäßige find. Denn mit den gemöhnlicen Haus- oder Ge 
findedienften befaßt ſich das Handelsrecht nicht (Art. 65). Völlig getrennt zu balten ift 
das innere Rechtsverhältniß zwiſchen dem Gehülfen und Principal von der mit der Ge— 
bülfenfchaft möglicherweile, aber nicht nothwendig verbundenen Vertretung des Principals 
oder Geſchäfts nad) außen “Art. 58). 

Das Nechtsverbältnig zu dem Principal beftimmt fich nach dem Dienite 
vertrag. Nad dem Engagement richten ſich die von dem Gehülfen zu verlangenven’ 
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Leiftungen (Art. 57). Als allgemeine Pflicht hebt das Geſetz nur hervor, daß der Ge 
hilfe weder fir eigene, noch für fremde Rechnung Handelögefchäfte machen ſoll Art. 59). 
Befonderd geordnet iſt die Verpflichtung des Principals für zeitweifen Unterhalt bet un— 
verſchuldetem Unglüd des Gehülfen (Art. 60), ſowie das Recht der Kündigung von der 
einen oder anderen Seite, deren Rechtfertigungsgründe theilmeife exemplificirt worden find 
Art. 61 — 64). Im allem übrigen muß auf das gemeine Recht unter Berüdfichtigung 
der thatſächlichen Umſtände verwielen merden. !) 

Ueber das Yehrlingsverhältnif infonderbeit enthält das Handelsgeſetzbuch nur 
einen Hinweis auf die vermuthliche Dauer der Yehrzeit (Art. 61). 

Die Stellvertretung wird dem Gehülfen durch einen befonderen Act, häufig 
aber auch won felbft durch Uebertragung einer diefelbe in fich ſchließenden Stellung über- 
tragen. Ihr Umfang iſt durch das Handelsgeſetzbuch in einer ganz neuen Weiſe geregelt 
worden. Es gibt darnach drei Arten der Bevollmächtigungen: 

a) Die Procura, welche nad außen dem Publikum gegenüber völlig unbeichränfbar, 
den Procuriften zum abjoluten Organ des Gefchäftes macht, indem fie ihn befähigt, alle 
zu dem Handelsbetrieb gehörigen Handlungen, gerichtliche und aufergerichtliche, mit voller 
Wirkfamteit fir den Principal vorzunehmen. Der Dritte hat alfo nur zu fragen, ob 
Procura, eine Frage, deren Beantwortung durd das Gebot, die Ertheilung wie die Er— 
löſchung, legtere unter befonderen Rechtsnachtheilen, zum Handelöregifter anzumelden, er— 
leichtert ift, nicht in welchem Umfang fie ertheilt ſei (Art. 41 — 46). Beſchränkungen der 
Procurabefugniß haben nur innere, wenn auch inſoweit obligatorifche, Bedeutung zwiſchen 
dem Principal und dem Procuriften. 2) Daneben befteht b) eine Handelsbenollmächtigung. 
welche im Gegenſatz zu der Procura die beſchränkte oder doch beichränfbare Befugniß zur 
Vertretung, ſei es für den ganzen Geſchäftsbetrieb, ſei es für eine beftimmte Gattung 
von Geſchäften, oder auch nur zu einzelnen Gejchäften darftellt. Der Umfang dieſer Bes 
vollmädhtigung, obmohl dabei immerhin auf eine gemiffe Ständigfeit geredinet wird, ift 
dehnbar. Nur nach emigen Richtungen hin kommt das Gefe mit Nechtsvermuthungen, 
negativen (Wechjelverbinvlichkeiten, Darlehn, Proceßführung) und pofitiwen Reiſende, Pas 
dendiener), zu Hülfe (Art. 47 — 50). Endlich läßt fi) c) eine einfache Bevollmächtigung, 
zu vereinzelten Handlungen, untericheiden, wie beiſpielsweiſe in dem Ueberbringen einer 
Quittung, nicht aber in dem Ueberbringen von Waaren die Vollmacht zum Zahlungs— 
empfang liegt (Art. 51). 9) 

Was die Wirkung der Stellvertretung anlangt, fo ift anerkannt, daß durch die 
Nechtögefchäfte, welche innerhalb der ertheilten Vollmacht (PBrocura, Handelsbevollmäch— 
tigung oder einfache Bollnacht) im Namen des Principals, wofür namentlich der Gebraud) 
der Firma ein Kennzeichen bildet, ſei es ausdrücklich, oder ftillfchweigend, von dem Gtell- 
vertreter abgejichloffen werden , der Principal (beziehungsweife das Geichäft) dem Dritten 
gegenüber ummittelbar berechtigt und verpflichtet wird (Art. 52; vgl. 55. 298). Das 
Handelsgeſetzbuch Hat ſich aljo die ſ. g. Repräfentationstheorie angeeignet. Der Stell: 
vertreter wird zum Directen Organ des Geſchäfts. Damit find die Schwierigkeiten des 
früheren Rechts, welche nach ven ganz verichiedenen Grundanſchauungen der römiſchen 
Lehre beftanden, die Inftitorentheorie des Handels- und noch mehr die Mandatstheorie 
des jonftigen bürgerlichen Rechts, erledigt.) Immerhin bleiben der Theorie und Praxis 


) Endemann, $. 26. 

2) Thöl, 5. 3la fi, 33b; Endemanı, &. 28. 

) Thöl, 8 33a; Endemann, $. 29. 30. 

9 Thöl, 8 24; Endemann, $. 27. 31; Laband, Zeitichr. für Handelsrecht, X. 
©. 158. 
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noch mancherlei Lücken auszufüllen, namentlich die Conftruction der Wirkungen für den 
Fall, daß eine der erwähnten VBorausfegungen fehlt oder ein Irrthum der Gontrabenten 
unterläuft (Art. 55). 

Sehr umfaſſend hat Das Handelsgeſetzbuch 

3) die Handelsgefellfhaft normirt, d. i. die Bereinigung Mehrerer zu Han- 
del ſgeſchäften, melde unter denſelben VBorausiegungen bei gewerbsmäßigem Betrieb 
(Gefellichaftsgefhift) Handelsgefellihaft, wie der Einzelne zum Kaufmanne, wird, 
eine Begrenzung, die ſich im Verkehr vielfach widerſpruchsvoll, indem fie 3. B. Die Vor 
ſchuß⸗, Conſumvereine und andere wirtbichaftlihe Genoſſenſchaften ausſchließt, oder zwei= 
felhaft erweift. Im den gewonnenen Reſultaten hat eine viel verjchlungene hiſtoriſche 
Entwidelung, beginnend von der römiſchen Societätölehre, ihren vorläufigen Abſchluß 
erhalten. Dieſe war zunächſt wejentlich durch die wechjelnden Anfichten über die wirtb- 
Ichaftlichen Elemente der Arbeit und des Capitals, welche die Mittel oder den Fonds des 
Gejchäftsbetriebs bilden, ſowie über das gegenfeitige Verhältniß derſelben bedingt; ſodann 
aber durd die erſt jehr allmählig gewonnene flarere Erkenntniß, daß für die Stellung 
der Gefellihaft nach außen in dem Verkehr mit Dritten diejenigen Mittel maßgebend find, 
welche zur Sicherheit der Gläubiger dienen, nämlich entweder unbeſchränkte Haft der Ein 
zelnen mit ihrem ganzen Vermögen, oder beſchränkte Haft mit einem nicht nothwendig, aber 
doc in der Regel dem Gejellichaftsfonds reell überwielenen, oder auch zur Verfügung ge: 
fielten Vermögenstheil.)) Das Syſtem des Handelsgeſetzbuchs beruht durchaus auf der 
Beichaffenheit des Greditfundamentes. Darnady gibt es folgende Arten der Gefellichaft: 

a) Die offene Gejellibaft, deren Weſen darin befteht, daß jedes Mitglied 
derjelben für die aus dem Geſchäftsbetrieb erwachſenden Verbindlichkeiten jolidartich (Einer 
fir Alle) und mit feinem ganzen Vermögen haftet (Art. 85. 112). Sie hat ihre eigene 
Firma (Art. 86. 87), unter welcher die Gefellichaft Nechte, namentlih auch an Grund— 
eigenthum, erwerben, Berbindlichfeiten eingeben, Hagen und verklagt werben kann (Art. 111). 
Jeder Geſellſchafter ift bis zu ausdrücklicher Beſchränkung befugt, Die Gefellichaft zu ver: 
treten (Art. 114 ff.). Indeſſen hat das Gefeg eine unummwundene Anerkennung, daß bie 
Geſellſchaft als ſolche ein Rechtsſubject (nad) Analogie der juriftiichen Perfon) ſei, ver: 
mieden und dadurch mancherlei Schwanfen zwiſchen der |. g. Societätd= und Perſonifi⸗ 
cattonstheorie übriggelaffen, welches jowohl in dem Verhältniß der Gejellichaft nach außen 
Art. 110— 122), als aud im dem iüumeren Verhältniß der Gejellichaften unter ſich 
Art. 90 — 109) zum Vorſchein kommt. Ausführlih hat das Handelsgeſetzbuch die Auf: 
Löfung (Art. 123 — 132), die Piquidation (Art. 133 — 145) und die Verjährung ver 
Klagen gegen die Gefellicyaften (Art. 146— 149) behanbelt. ?) 

b) Die Commanditgejellfhaft ift diejenige Vereinigung, bei welder an 
dem unter gemeinfamer Firma betriebenen Gefchäft, ein oder mehrere Gejellichafter nur 
mit Vermögenseinlagen (Commanbditiften), ein oder mehrere andere mit unbejchräntter 
Haft betheiligt find (Art. 150). Ihre Greditbafis bildet ſich alfo durch Zufanmen: 
jegung aus unbeſchränkter Haft des ganzen Vermögens der einen und Limitirter Haft 
der andern. Auch die limitirte Haft der letzteren aber wird dem Riſiko des Gejchäfts 
ausgejett und als Garantie des Credits nach aufen dargeboten, folglich zum Handels: 
regifter (ohne den Namen des Commanditiften) angemeldet (Art. 151). Dadurch tritt 
die Cormanditeinlage naturgemäß in Gegenſatz zu derjenigen darlehnsartigen Einlage, 
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welche Jemand in ein Geſchäft machen kann, um an deſſen Gewinn theilzunehmen, ohne 
jedoch irgend nach aufen bin als Betheiligter auftreten zu wollen. Das Handelsgeſetzbuch 
bat mit Recht diefe Form der Betheiligung unter dem Titel der ftillen Gefellihaft, 
welde dem Publikum gegenüber fih faum als Gefellihaft fundgibt und nur für bie 
Behandlung der Einlage im Concurs bejondere Fürforge erheiſcht, als ein eigenes In— 
fütut behandelt (Art. 250— 265). Die Commanditgejellibaft hingegen bedarf bejon- 
derer Regeln über das Verhältniß der Commanbitiften und ihrer Timitirten Einlage, muß 
aber dabei im übrigen bezüglich der Definition ihres Weſens, ſowie der Conftruction ihrer 
Rechtsbeziehungen nad) außen und inmen durchaus analog der offenen Gefellichaft be- 
urtheilt werden (Art. 150 — 172). }) 

e) Actiengefellichaft ift derjenige Verein, an weldem ſämmtliche Mitglieder 
nur durch Einlagen, nämlich durch Actien oder Actienantheile, ohne irgendwelche weiter 
gehende Haftbarfeit betheiligt find (Art. 207). Als reiner Kapitalverein, für ven die 
Perſonen der Beteiligten völlig gleichgültig und bei der regelmäßig thunlichft erleichterten 
Uebertragbarfeit der Actien meift ganz unbeſtimmt erjcheinen, bedarf diefe Art der Gefell- 
ſchaft durchaus des Gedankens eigener Rechtsfubjectivität (Art. 213), obwohl darum ſelbſt 
bier, geftritten wird. Mit den Vorbereitungen der Gründung (Project), aus melden eine 
Menge von Rechtsverhältniſſen entipringen können, fertig zu werden, hat "das Handels: 
gejegbuch der Wifjenichaft und Praxis überlaffen. ?) Die Errichtung erfordert die Ab- 
fafjung und Beröffentlihung (Art. 209. 210) eines Statuts mit beftimmtem Inhalt 
und ftaatlicher Genehmigung (Art. 208). Das viel beftrittene Erfordernig der legteren 
erklärt fich hiſtoriſch aus der unmittelbaren Theilnahme der Staatsgemalt an der erjten 
Entwidelung der großen Handelövereine auf Actien, ſowie praftiih aus dem Wejen ber: 
jelben als einer Art von juriftifchen Perſon, da auch nach anderh Seiten nody immer 
die, freilich jehr beftreitbare, Idee aufrecht erhalten wird, daß nur die Staatsgewalt die 
jen Charakter verleihen könne. | 

Die conftituwirte Gefellichaft hat ihre Organe in dem Vorftand. Seine Befugniß 
it nach außen bin wieder völlig unbeichräntbar (Art. 227 ff.). Durch die Handlungen 
deſſelben wird unmittelbar die Gejellichaft als ſolche berechtigt und verpflichtet (Art. 213); 
dieſe bietet lediglich ihr eigenes Vermögen, Grumdcapital und Neuerwerb, dem Eredit als 
Rückhalt dar. Meber die Erhaltung des Ghrundeapitals ſoll zugleich die Verwaltungs: 
behörde wachen (Art. 240. 248). Was die innere Organtjation betrifft, jo hat ber 
Vorftand, der nad) diefer Seite bin beliebig beichränft werden fann, regelmäßig auch die 
Leitung der inneren Bereinsangelegenheiten. Seine Beftellung, feine Rechte und Pflichten 
find im Näheren georonet (Art. 227 — 341). Ihm fteht die periodiſch oder aus gemillen 
Urſachen auferordentlich zufammenzurufende Generalverfammlung der Actionäre gegenüber, 
welche im Dem ihr zugemiejenen Umfang, über Statutenänderungen jedoch nur mit ftaat- 
licher Genehmigung (Art. 214), zu entjcheiden hat. Behufs beftändiger Controle des Vor— 
ftandes fann ein Aufjichtsrath zur Vertretung der Intereſſen der Aectionäre eingeſetzt 
werden (Art. 225. 226) 

Das Net des einzelnen Actionärd dem Verein gegenüber befteht, wie feine VBerpflich- 
tung bei der Theilnahme an der erften Zeichnung lediglich in der Einzahlung des beſtimm— 
ten Betrags befteht, allein in der Quotenbetheiligung an dem Vermögen, beziehungsmeife 
in dem Dividendenreht, und in dem Stimmrecht der Generalverfammlung. Die Actien 


1) Eböl,S. 40 fi; Endemann, $. 48 fi. ug 
2), ©. darüber Auerbad, S. 63; Nenaud, Recht der Actiengejellihaften, $. 19 fi-; 
Endemann, $. 57. 
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lauten- auf den Namen oder auf den Inhaber (Art. 216 — 226), wonach ſich denn die 
Form der Webertragung beftummt. Ausführlich ift emblich die Auflöfung geordnet 
(Art. 242 ff), wobei aud die Möglichkeit, im Verwaltungswege kraft des ftaatlichen 
Dberauffichtörechtd vorzugehen, gewahrt wird. 

Indeſſen hat das Handelsgeſetzbuch den Barticulargelegen das Recht vorbehalten, 
von der ftaatlichen Genehmigung und Oberaufficht bei allen Actiengefellichaften, oder ein 
zelnen Arten abzufehen (Art. 249), und mehrere Gefeßgebungen, vor allem die der Hanſe— 
ftädte, haben fofort davon Gebrauch gemacht. 

d) Neben der reinen Actiengejellichaft hat fich, veranlaft durch den Widerwillen des 
Berfehrs gegen die ftaatlie Genehmigung und Oberaufficht,, eine Nebenart gebilvet, 
welche fichtlidh den Zweck verfolgt, ſich durch eine ſcheinbar andere Geftaltung der— 
jelben zu entziehen. Dies ift die Commanditgefellihaft auf Actien. Dem 
Handelsgeſetzbuch gilt fie als eine Commanditgeſellſchaft, deren Capital in Aetien zertbeilt 
ift (Art. 173). Richtiger wird fie als eine Actiengeſellſchaft, nämlich als großer Capttal- 
verein, mit einigen perlönlich bis zu Erichöpfung ihres ganzen Vermögens haftenden offenen 
Mitgliedern (Geranten) an der Spige bezeichnet; eine Verbindung, deren Zwitternatur 
von felbft erhellt. Das Handelögejegbuch hat zwar die ftaatliche Genehmigung für „er: 
forderlich erflärt (Art. 174), allein zugleich den Yandeögefegen die Entbindung von der: 
jelben vorbehalten und gleihjam empfohlen (Art. 206), in Folge deſſen die meiften 
Particularrechte, ſoweit fie nicht fogar für die Actienvereine die Staatscontrole aufgeben, 
die Commanditactiengejellihaft davon befreit haben. Die lettere conftruirt ſich als eine 
Zufammenfegung von Actien- und offener Geſellſchaft, wobei die offenen Gefellichafter 
die Stellung des Borftandes einnehmen; eine Verbindung, welche erfahrungsmäßtg zu 
mancherlei praftiichen Ungzuträglichkeiten führt. (©. das Nähere in Art. 174 — 205). ') 

e) Endlich kennt neben allen dieſen Vereinsformen, welche, mag man ihre juriftiiche 
Natur auffaflen, wie man will, immer ein förmliches, organifirtes Geſellſchaftsgeſchäft in den 
Verkehr einführen, das Handelögejegbuh eine Bereinigung zu einzelnen Hans 
delsgeihäften. Ohne Firma und Wefenheit dem Verkehre gegenüber ericheint fie 
lediglich als ein Vertragsverhältniß der Betheiligten, welches im ganzen nach den Kegeln 
der vömifchen Societät zu beurtheilen ift (Art. 266 — 270). 

B. Ueber die Objecte des Handelsverkehrs und die daran möglichen Rechte 
enthält das Handelsgeſetzbuch nur vereinzelte Beftimmungen. Es ift mithin Aufgabe der 
Wiſſenſchaft, diefe Gegenftände, Sachen oder, wie diejelben, infofern jie Object des Han— 
del8 find und fein fünnen, auch im Handelsgefegbud oft genammt werden, Waaren, ferner 
Geld und Werthträger anderer Art, Credit und Arbeit, nach den heutigen Verkehrsbe— 
griffen im Gegenfag zu der oft mangelhaften Auffaflung des fonftigen bürgerlichen Rechts, 
nad) ihrem Weſen zu erfafien und daraus die nöthigen Folgerungen zu ziehen. 2) 

In Betreff des Rechtes an Saden gilt, daß, imfoweit fie von einem Kaufmann im 
Handelöbetrieb veräußert oder verpfändet und übergeben werben, der redliche Erwerber 
unbedingt Eigenthum, beziehungsmweife Bfandrecht erlangt umd gegen Anſprüche aus 
älterem Eigenthum oder Pfandrecht gefichert ift (Art. 306). Für Imbaberpaptere tritt 
diefe Folge ein, auch wenn fie nicht von einem Kaufmann veräußert werden (Art. 307). 
Damit ift, wenn nicht ohnehin die Particulargefege noch größere Erleichterungen ge— 
währen (Art. 308), dem Bedürfniß der Mobilifirung, weldes der Vertehr dem Weit 


') Auerbad, $. 51. 52. 106; Endemann, $. 67 fi.; Thöl, 8. 47b. 
2) Endemann, $. 74 fi; Goldſchmidt, Handbuch, I. 2 (die Yehre von der Waare. 
vom Geld und Geldiurrogaten). 


3. Das Handelsrecht. 427 


halten an dem Begriff des firengen Eigenthums gegenüber zu Gunften des. gutgläubigen 
Erwerbes empfindet, Ausdrud verliehen worden. ) 

Beſondere Beſtimmungen eriftiren auch behufs der Erleichterung in der Beftellung 
und Realiſirung für das (kaufmänniſche Pfandreht (Art. 309 ff.).*) 

Eigenthümlih find jovdann die Dispojitionen und Uebertragungen von 
Waaren, welche mittelft gewifier, das Verfügungsrecht über dieſelben deshalb, weil ſolche 
Scheine eine ftricte Verbindlichkeit des Ausftellerd zur Auslieferung Darftellen, involvirender 
Papiere von Statten gebt. Hieher gehören die im Handelsgeſetzbuch anerfannten Co— 
nofjemente (Art. 645 ff.) und Yadeicheine (Art. 413 ff.), denen fich die ummer häufiger 
vorfommenden Yagericeine oder Warrants und ſelbſt noch andere Papiere anſchließen. *) 
Die Aufftellung der darauf bezügliden, ſowie aller jonft für Creditpapiere, mögen 
fie auf Waaren oder auf Geld lauten, geltenden Nechtsgrumdfäge ift Aufgabe der Wiſſen— 
Ihaft, innerhalb deren häufig durch den beichränften Gefichtspunft, als ob das Papier 
nur Document einer Chligation jet, im Gegenſatz zu der Auffaffung, welche darin eine 
körperliche, ereditweiſe den fraglidien Werth in fich tragende Sache erfennt, nod große 
Unficherheit angetroffen wird. t) Das Handelsgeſetzbuch hat nur, indem es die Unter— 
arten der Namens, Ordre- und Inhaberpapiere vworausfest, Den Umkreis der Ordre— 
papiere erweitert (Art. 301 ff.), und manche Beftimmungen der Wechſelordnung, insbe— 
fondere in Betreff Des Indoffamentes auf denfelben bezogen. 

C. Die Handelögefibäfte, welche die eben erwähnten Gegenftände betreffen und 
deren Begriff bereits dargeftellt wurde (ſ. Ar. IV), gehen aus dem freien Bertragswillen 
der Gontrahenten hervor. Eine bejondere äußere Form, namentlich Schriftlichkeit, iſt bis 
auf die im Handelsgeſetzbuch ſelbſt enthaltenen Ausnahmen nicht erforderlid (Art. 317). 
In Betreff der inhaltlihen Vorausfegungen ift nur zu erwähnen, daß das Handelögejeg- 
buch eine Beſtimmung über die Anerkennung einer Rechnung (Urt. 294) und über die 
Abſchaffung der gemeinrechtlichen Einrede des nicht gezahlten Geldes gegenüber Schuld= 
ſcheinen und Quittungen Art. 295) aufgenommen hat. Ueberhaupt enthält Das Geſetz— 
buch in den Abſchnitten, welche von den Geſchäften um allgemeinen handeln, nur verein— 
zelte, mangels evjichtlicher anderer Vereinbarung als geſetzliche Bermuthung der Willend= 
meinung der Contrahenten eintvetende Regeln, welche häufig zugleich Dazu dienen, Contro— 
verfen des Civilrechts abzujchneiden. So zum Beiſpiel in Betreff des Maßes und 
Gewichts , des Münzfußes und der Münzſorten, ſowie der Beichaffenheit und anderer 
Modalitäten der Vertragsleiftung, in Betreff des Erfüllungsortes und der Zeitbeſtim— 
mungen (Art. 324 ff.). Soweit e8 an jolden Normen fehlt, kommt das gewöhnliche 
Givilrecht zur Anwendung. 

Nach dem Wehen des Handelöverfehrs kann für Unentgeltlichfeit oder Schenfung, 
welche fein Handelsgeſchäft ift, niemals vermuthet werden. Alle Yeiftungen von Saden, 
von Arbeit und Credit erjcheinen daher an fich entgeltlich, zumal der Maßſtab der Ver— 
gütung aud ohne Vertragsfeitiegung durch die Ueblichkeit gefunden werben famı. Daher 
gilt namentlid die Entrichtung von Provifionen, Yagergeld u. dgl. (Art. 290) und vor 
allem von Zinjen unter Kaufleuten, beziehungsweie aus Handelsgeſchäften (Art. 288 ff.), 
umgefehrt aud in geniffem Umfang der Disconto bei verfrühter Yeiftung (Art. 334) als 


) Thöl, 8 56b; Endemannu, $ 76; Goldihmidt, Zeitfchrift für Handelsrecht, 
VIII. ©. 224; IX. ©. 23; Handbud, $. 79. 

2) Bal. Thöl, $. 110a; Laband, Zeitfehrift für Handelöreht, IX. S. 225; Gold— 
ſchmidt, Handbud, $. 85 fi. 
») Endemann, $. 78; Goldſchmidt, Handbuch, 8. 70 fi. 
ı) ©. bie Siteraturangaben bei Endemann, $. 82 Fa befonder® Inhaberpapiere, $. 56. 
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jelbjtwerftändlich. Ueber den Preis kann frei verfügt werden; auch über den des Credits. 
In der Tegteren Beziehung ift Das Handelsgeſetzbuch, welches die Zinsbeſchränkungen 
wenigftens gelodert hatte, nunmehr durch das Bundesgefeg vom 17. November 1867, 
wonach die Vereinbarung über die Höhe der Zinfen, ſowie über die Höhe und Art der 
Bergütung für Darlehne und andere creditirte Forderungen , ſowie der Conventionals 
ftrafen völlig freigegeben tft, überholt worden!) Ebenſo wenig eriftirt noch das Verbot 
des Aufwachſens der Zinſen über die Höhe des Capitals (Art. 293) und für laufende 
Rechnungen der Kaufleute Das Verbot des Anatocrsmus (Art. 291). Wegen übermäßiger 
Verlegung (über die Hälfte) kann fein Handelögefchäft angefochten werden (Art. 286). ?) 

Ausführliche Regelung hat der Vertragsichluß dur Offerte und Annahmen "erfahren, 
was namentlich für das Diftancegefhäft (unter Abweſenden) wichtig wird. Ausgangs: 
punkt ift der Gedanke, daß der Offerent an eine wirflice Offerte (vgl. Art. 337), wenn 
fie an den Adreſſaten gelangt, gebunden erfcheint, und zwar bis zu dem Moment, wo 
er bei promptem Verfahren eine Antwort erwarten durfte (Art. 218 fi.) ?) 

Als Abweichungen von dem Civilrecht verdienen außerdem noch folgende Sätze bes 
zeichnet zu werden. Mehrere Schuldner haften im Zweifel ſolidariſch ohne Einrede der 
Borausflagung und Theilung (Art. 280. 281). Der Begriff der Diligenz wird ale 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns, und der des Wertherjages (Intereſſes) dahin 
gefaßt, daß er jeden in urfachlichen Zuſammenhang mit dem Verſchulden ftehenden Ber: 
luft umfaßt (Art. 282. 286). Eimer vertragsmäßigen Daraufgabe legt das Handels 
geſetzbuch als vermuthlicen Sinn den einer Anzahlung und nicht den eines Reugeldes, einer 
ftipulirten Conventionalſtrafe aber die Bedeutung bei, daß fie unbedingt ſchon wegen des bloßen 
Factums der Nichterfüllung, abgefehen von Verſchulden, verwirkt fein ſoll (Art. 284. 
285). Als befonderes Sicherungsmittel der Erfüllung gewährt es endlid neben gewiſſen 
gefeglichen Pfandrechten des Commiſſionärs, Spediteurs und Frachtführers (Art. 374. 
382) ein geſetzliches, fir Kaufleute eigen geartetes (faufmänniiches) Retentionsrecht (Art. 
313 — 316). %) 

Von den einzelnen Handelsgeſchäften tft zunächſt 

1) das Kaufgefhäft, welches die Erwerbung einer Sache, ſchließlich ebenſo 
die Erwerbung irgend eines Gutes, mittelſt einer Geldleiſtung, mittelſt irgend einer 
Werthleiſtung, darſtellt, bervorzubeben. Nach mie vor bilvet das Civilrecht die Grund: 
lage. Das Handelsrecht ſpricht nur einzelne Modificationen aus, welde insbejondere Das 
Diftancegeichäft erheiſcht. Abſchluß und Inhalt beſtimmen fich nach dem Bertragsmillen, 
jedoch unter Zuhülfenahme der für alle Handelsgeſchäfte aufgeftellten, ſowie zum Theil 
bier noch bejonders hervorgehobenen geſetzlichen Vermuthungen, 3. B. wegen des Er: 
füllungsortes, des Gewichts, des Preifes (Art. 342. 352. 353). Die Verpflichtung des 
Verkäufers befteht einmal in der forgfamen Aufbewahrung des verkauften und nicht ſofort 
überlieferten Gutes bis zur Uebergabe, deren er fich jedoch Durch Niederlegung in einem 
Lagerhaufe oder ſogar durch Verkauf in einer beftimmt geordneten Weile entledi; gen 
ann, wenn der Käufer mit Abnahme der Waare in Verzug tritt (Art. 343); ſodann in 
der vertragsmäßigen Webergabe (Tradition) der Waare, welche letztere im übrigen, in 
fofern ſie an den Käufer jelbft oder deſſen von ihm bevollmächtigten Stellvertreter erfolgt, 








’) F —* Hinſchius, Zeitſchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege in Preußen, 
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nicht8 Eigenthümliches hat. Im Diftancegeichäft aber erfcheint ſie dadurch ausgezeichnet, daß 
der Verkäufer mangels bejonderer Ordre des Käufers für befugt gilt, ſeinerſeits den Spe- 
dıteur oder Transportanten auszuwählen, welcher den Transport an den Käufer beforgen 
joll und an den nun die Uebergabe an Ztelle des Käufers erfolgt (Art. 344). Eine 
Folge davon ift, daß, wenn nicht ſchon früher, durch den Kaufabichluß oder durch Aus— 
ſcheidung der vwerfauften Quantität aus dem Geſammtvorrath, jedenfalls mit dieſem Mo— 
ment die Gefahr der Waare (zu unterjcheiden von der Transportgefahr) auf den Käufer 
übergeht (Art. 345). 

Die Empfangnahme der Waare, wenn vertragsmäßig geliefert wird, erjcheint nicht 
blos als? Recht, fondern als Pflicht des Käufers (Art. 346). Sie füllt nicht abfolut mit der 
äuferlichen Abnahıne der Waare zufammen. Denn wenn fie ald Anerkennung, daß mit 
diefer Lieferung der Vertrag erfüllt ſei, ericheinen joll, jo muß einerfeits die Möglichkeit ges 
geben jein, die Vertragsmäßigfeit der Lieferung zu prüfen, und unvertragsmäßige, d. h. 
in irgend einem wejentlichen Punkte von der Vereinbarung, insbeſondere von der Be— 
Ihaffenheit der Probe, abweichende Lieferung, wober im ganzen der Handelsverfehr (3. B. 
auch in Betreff der Zeit der Lieferung) mit Abweichungen ftrenge verfährt, zurückzuweiſen 
(zur Dispofition zu ftellen). Andererſeits muß aber auch der Verkäufer zu verlangen berech— 
tigt fein, daß die Prüfung und etwaige Rüge prompt erfolgt. Bon diefem Gefichtspunft 
aus ift die Abnahme und die Empfangnahme (als kaufmänniſche, als Billigung der 
gelieferten Waare), was namentlich wieder für das Diftancegefchäft bedeutfam wird, geordnet 
(Art. 347. 348). Nügen folcher Mängel, welche bei jofortiger Prüfung nicht entdeckt 
werben fünnen, beichränft das allen nachträglichen Querelen überhaupt feinpfelige Han— 
delörecht auf die Zeit von ſechs Monaten jeit der Ablieferung (Art. 349). Der Kauf- 
preis ift regelmäßig bei der Uebergabe (Zug um Zug) zu leiften, er kann aber auch nad) 
ausdrücklicher Abrede oder nad) ſtillſchweigender Uebereinfunft, nad) der Natur des Ges 
ſchäfts oder nad) Gebrauch, vorher (Pränumerationsfauf) oder erſt jpäter (Creditkauf) ent— 
richtet werben jollen (Art. 342, Abſ. 2). 

Befondere Sorge wendet das Handelsrecht auf die rechtliche Ordnung derjenigen 
Folgen, welche bei Unterbleiben der vertragsmäßigen Erfüllung eintreten. Gegenüber ver 
gemeinen Yehre vom Verzug neigt ſich der Handel dahın, die oft jchwierige Unterfuchung, 
ob wirklich Verzug vorliegt, durdy eine fefte Zeitbeftimmung zu erjparen (Firgefhäft). 
Der andere Contrahent kann ſich dann einfach auf die allenfalls durch Proteft zu confta= 
tirende (Art. 358) Thatſache der Nichterfüllung Hin entſcheiden, ob er den Vertrag als 
aufgehoben anjehen, oder Erfüllung, beziehungsweiſe Schadenserfag fordern will. Das 
Nähere über die Wahlrechte in dieſem Fall, ſowie in dem anderen, wo mangels einer 
firen Zeitbeftummung das Dafein des Verzugs nöthigenfalld erſt beſonders dargethan wer— 
den muß, hat das Handelsgeſetzbuch geregelt (Art. 354 — 357). !) 

ALS Unterarten des Kaufgeſchäfts erfcheinen ver Probe und Beſichtskauf. 
Der Kauf nad Probe oder Mufter ift im Zweifel ein unbedingtes Kaufgejchäft, bei dem 
die Vertragsmäfigfeit der Waare nad) der Probe oder dem Mufter beurteilt werben 
joll (Art. 340). Kauf zur Probe ift ein gewöhnliches Kaufgefchäft unter Angabe des 
Motivs (Art. 341). Der Kauf auf Probe behält dem Käufer das Necht vor, die Waare 
erjt zu probiren und danach zu entjcheiden, ob er jie behalten will. Zur Abſchneidung 
von Zweifeln des Civilrechts legt das Handelsgeſetzbuch der legteren Berabredung im 


') Ueber die Lehre vom Kauf ſ. außer Thöl, S. 63 ff., und Endemann, $. 103 ff. (wo- 
felöft auch die Literatur ber einzelnen Fragen), Treitſchke, Der Kaufcontract, 2. Aufl. 
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Zweifel aufſchiebende Bedeutung bei (Art. 339).") Nahe verwandt ericheint der Kauf 
A condition, über den jedoch das Handelsgeſetzbuch ebenfo wenig etwas enthält, wie über 
den Kauf in Auction. 2) 

2) An das eigentliche Kaufgefchäft ſchließt fich ferner am das Lieferungsgeſchäft. 
Bon dem Yieferungsfauf oder Kauf auf Pieferung fteht feſt, daß er nichts ift, als ein 
Kaufgeſchäft mit einem aufgeichobenen Termin der Erfüllung; und von dem Yieferungs: 
gefchäft im engern Sinne, weldes namentlich den Verkauf erft anzufchaffender Waare 
umfaßt, ift anerkannt (Art. 338), ſofern es fich auf eine Quantität vertretbarer Sachen 
bezieht, da es nad den Regeln des Kaufs beurtheilt werden muß. Indem nun 
ſchon von diefem Gefichtspunfte aus fir den Fall des Unterbleibens der feftbetagten 
Lieferung dem anderen Theil die Möglichkeit gegeben ift (Art. 357, Abi. 3), Lediglich die 
Differenz geltend zu machen, bietet jich hier der Speculation der Uebergang zu den reinen 
Differenz= oder Prämtengeichäften, dem Hauptgebiete der ſ. g. Bärfengeichäfte, dar. Ihre 
Formen und Gegenftände (Waaren oder Papiere) find fehr mannichfaltig. Die Con— 
ftruction ihrer Rechtöverbindlichkeit, beziehungsmeife Klagbarkeit bleibt, da auch das Han: 
delsgeſetzbuch nichts Darüber verfügt hat, eine Aufgabe der Wiffenfchaft und Praxis, welde 
angeſichts der thatfächlichen Erſcheinungen nicht Durch Anlegung Des Begriffs ſchlechthin 
rechtöungültiger Spiel= oder Wettverträge verleugnet, aber auch nicht durch unwahre 
Fictionen, jondern von dein Standpunkt aus gelöft werden muß, daß jede Quantität von 
Geld, Effecten oder Waaren nad den heutigen Begriffen des Verkehrs lediglich als In: 
begriff oder Bezeichnung einer gewiſſen dadurch repräfentirten Werthömenge aufgefakt 
werben kann und in jenen Gejchäften aufgefaßt wird. 9) 

3) In Das Handelsrecht gehört ſodann weientlih aud das Zahlungs: 
geſchäft. Die Lehre von der Zahlung, als Grundlage der Geldgeſchäfte, bat bier 
feine abweichende pofitive Normen im Bergleih zu dem übrigen bürgerlichen Recht. 
Allen, infofern das legtere immer noch die Zahlung von dem Grundgedanfen aus bes 
handelt, daß fie an ſich in der reellen Numeration baarer Zahlungsmittel beſtehe, muR 
jeine Yehre offenbar für das gegenwärtige Handelsrecht infofern erweitert werden, als 
es Thatſache ift, daß ſich der Handelsverfehr vielfach die reelle Baarzahlung thunlichſt 
eripart. Es muß mithin außer der Vermittelung der Zahlung durch andere Perſonen 
befonders die objective Surrogirung der Baarzahlung dur andere Mittel ver Werth: 
übertragung und Werthausgleichung berücfichtigt werden, wodurd ihrerjeits auch Die in— 
directe Zahlung durch Mittelsperfonen Leicht einen anderen Charakter annimmt. Am 
wichtigiten wird im dieſer Beziehung die Anweiſung, welche der Verkehr fichtlih zu einem 
möglichſt ftricten Formalgeſchäft zu geftalten ftrebt. Das Handelsgefegbuch bat jedoch nur 
über die auf Kaufleute lautenden und von Kaufleuten in Betreff der Leiſtung von Gel, 
vertretbaren Sachen oder Werthpapteren ausgeftellten Anweiſungen einige Beltimmungen, 
welche die Verbindlichkeit des Accepts, beziehungsweiſe die Entbehrlichkeit der Angabe des 
Verpflichtungsgrundes und die Indoſſabilität ausſprechen (Art. 300. 301). %) 

4), Einen bedeutenden Theil der Handelsgefchäfte bildet die Gruppe der Credit— 
geihäfte An pofitiven Normen gebricht es gänzlih. Mithin müſſen nad) allgemeinen 
Grundſätzen und vor allem unter Zugrundlegung des heutigen Creditbegriffs die Rechts— 
verhältniije de8 Darlehns, als des Typus der auf den Gebrauch fremder Wertbe ab: 
zielenden Berträge, und verfchtedener Unterformen deſſelben, insbeſondere der öffentlichen 


) Thöl, $. 71. 72; Endemann, $. 117; Treitfchte, $. 46. 53. 
2) Koch, Archiv, IV. S. 261; Endemann, $. 118. 

3) Thöl, 8. 91 — 99; Endemann, $. 120. 

Thöl, $- 112 fi; Endemann,s. 124 ff. 
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Anleihe (Emtifionss, Zettelgefhäft), des Depofitengefchäfts, deſſen Gegenfag zu ben Dar- 
lehn darin befteht, dar bier das Capital Aufbewahrung und Vergütung jucht, während 
es dort gejucht wird, und des Contocorrents, ſowie weiter der zur Bermittelung (Berihaffung) 
und Sicherung des Credits dienenden Geſchäfte, worunter Dedung, Bürgſchaft (Delcredere) 
und Greditauftrag am wichtigiten, erörtert werben. Alle viele Geſchäfte laſſen fich am 
watürlichiten verftehen, wenn man, anftatt fie durchaus in das Syſtem des gemeinen, beziehungs- 
weiſe römischen Rechts einfügen zu wollen, davon ausgeht, dafs jich in den erjteren die Gebraudy- 
gemährung an einer bejtimmten Werthmenge und der dafür zu entrichtende Preis (Kauf: 
preis des Credits, oder Miethspreis der Capitalmiethe), welcher gezahlt wird, weil der 
Gebrauch fremder Werthe eine ſolche Bergütung verdient, als Yeiftung und Gegenleiftung 
gegenüberftehen ; woraus fich denn zugleich für die legteren ergibt, daß Die Verſchaffung 
und Sicherung des Credits nicht minder als eine wertbvolle, zur Vergütung durch einen 
Preis geeignete Yeiftung den Inhalt jelbitftändiger Verträge bilden fann. }) 

5) Aus der Gruppe der Arbeitsgefchäfte, d. h. derjenigen Gefchäfte, welche 
eine dem Handel angehörige Tätigkeit gegen Vergütung zum Objecte haben, find mehrere 
ausführlich von der Geſetzgebung geregelt worden. Hieher gehört 

a. Das Frachtgeſchäft, der Vertrag, wonach em Frachtführer gegen Lohn die 
Ausführung eined Gütertransports übernimmt Die Berpflichtung des legteren erſtreckt 
ſich auf rechtzeitige unverjehrte Ablieferung des Frachtgutes am Deftinationsorte, eins 
ſchließlich alles deſſen, was von der Empfangnahme des Gutes an bis zur Aushändi— 
gung behufs Ausführung des Transports nad der ertheilten Anweiſung, nad) Ortö- 
gebrauch oder bejtem Ermeſſen nöthig ift. Es trifft ihn ftrenge Haft für” jeden Schaden 
durch Berluft oder Beſchädigung, Die nicht durch höhere Gewalt oder die Beſchaffenheit 
des Gutes jelbft herbeigeführt wird (Art. 395). Ber Ausmeſſung des Erfages joll im 
ganzen der gemeine (Handels-) Werth zu Grunde gelegt werden (Art. 396 ff.) “Diefe 
Haft erjtredt fi) auch auf die eigenen Leute oder die fremden Perfonen, deren ſich der Fracht— 
führer bedient (Art. 400). Dem entipricht das echt deijelben, nur gegen Empfang 
der frachtbriefmäßigen Koften und Speſen ausliefern zu müſſen, wozu noch ein gejegliches 
Pfandrecht kommt, jowie die Befugniß, bei Unmöglichkeit, das Gut an den Adreſſaten zu 
bringen, oder bei Verweigerung der Annahme, nicht nur dafjelbe niederzulegen, jondern auch 
fi) aus demſelben durch Verkauf zu befriedigen (Art. 406 ff.). Im diefer Hinficht iſt 
das Verhältniß mehrerer Frachtführer, denn der Frachtführer kann den Transport weiter 
begeben (Art. 401), näher geregelt (Art. 410 ff.) 

Charatteriftiich ift die Art, wie das Geſetz die obligatoriichen Beziehungen des 
Frachtführers geordnet bat. Abermald galt es, die Rechte und Pflichten des Tegteren 
von dem inneren Rechtsverhältniß des Abjenders und Empfängers [oszulöfen und nad 
außen Hin möglichit formale Sicherheit zu gewinnen. Nächfter Contrahent des Fracht 
führer iſt der Abjender, der ihm Die Fracht vergibt und demgemäß ben Frachtbrief 
ausftellt, ferner die nöthigen Begleitpapiere (Art. 393) zu beforgen hat, ohne daß darauf 
dem Frachtführer etwas anfommt, ob jener die Fracht im eigenem oder fremden Interejie, 
namentlich für Rechnung des Aorefjaten vergibt. Folgeweiſe muß er aud den Ordres 
des Abſenders durchaus folgen (Art. 402). Allein nicht nur ift der Adreſſat im ges 
wiffer Weife befugt, ſchon vor Ankunft am Deftinationsorte zur Sicherftellung des 
Frachtgutes Mafregeln zu ergreifen (Art. 404), jondern von der Ankunft an auch befugt, 
alle aus dem Frachtvertrag begründeten Rechte gegen Erfüllung der frachtbriefinäßigen 
Berpflichtungen, und zwar in eigenem Namen, geltend zu machen (Art, 405). Recht 





1) Thöl, $. 100ff; Endemann, $. 137 ff. 
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und Pflicht hängt alfo für den Frachtführer eigentlich an dem Frachtgut, beziehungsweife an dem 
Frachtbrief (Art. 391, 392), welcher daher, wenn ihn auch das Geſetz zunächſt nur als 
Beweisurfunde auffaßt, praktiſch die viel höhere Bedeutung einnimmt, daß er das Fracht- 
verhältnig geradezu verkörpert. 

Neben dem letteven kann noch ein Ladeſchein auögeftellt werben, durch den ſich der 
Frachtführer zur unbedingten Auslieferung des Frachtgutes an den darin bezeichneten 
Einpfänger oder deſſen Ordre gegen Nüdftellung des Scheine verpflichtet (Art. 414 ff.) 
Ein jolcher Schein wird zum Mittel, über die auf dem Transport befindlichen Waaren 
ähnlich zu disponiren, wie Died durch Conoſſement gejchieht.") 

Die Grundſätze des Frachtgeichäfts finden einerſeits auch auf folche einzelne Trans- 
porte, welche ein Kaufmann außerhalb ſeines gewöhnlichen Handelsbetriebs unternimmt 
(Art. 420), andererfeitd auch auf die Frachtgeichäfte der öffentlichen Transportanftalten 
Anwendung (Art. 421). Indeſſen ift diefe Geltung auf die Poftanftalten nur unter 
dem Vorbehalt erjtredt worden, ſoweit nicht bejondere Gejete und Verordnungen beftehen. 
Jet find für Norddeutſchland die privatrechtlihen Beziehungen, insbejondere die Haft- 
barkeit, der Poft näher geordnet worden durch das Bundeögejeg vom 2. November 1867.2) 
Dagegen hat für den Berfehr der Eifenbahnen das Handelsgeſetzbuch ſelbſt nach großem 
Streit gewilje Normen aufgeftellt, welche auch von den Statuten derfelben nicht über- 
Ichritten werden fünnen. Dennoch bleibt, indem feine Eiſenbahn bis jett ihre Ver— 
pflichtung über jenes Maß hinaus verfchärft hat, die Haftbarfeit immer noch eine ver- 
hältnißmäßig ſehr beichränfte. ine Steigerung derfelben (als Affecnranz) muß erft 
durch bejondere Declaration und Vergütung erworben werden (Art. 422—431).3) Ueber 
die Rechtöverhältniffe ver Telegraphenanftalten fehlt e8 noch am einem umfafjenden 
Geſetz gänzlich. 

b. Die zahlreichen Geſchäfte, welche die Vermittelung des Umſatzes jelbft 
betreiien, folgen im ganzen den Grundſätzen des Mandats oder Dienftleiftungsvertrags, 
wobei ſtets die Frage, ob und immwieweit nad) aufen eine Stellvertretung eintritt, ge— 
trennt zu halten ift. 

Belondere Regelung hat empfangen zunäcft das Mäklergeſchäft. Die Mätler 
bildeten Hiftorifch eine eigene Art von Handelöperfonen, indem fie mit einer amtlichen 
oder öffentlichen Qualität ausgerüftet waren. Das Handelsgeſetzbuch werbietet zwar die 
Privatmäflerei nicht, nennt aber Handelsmäkler nur die amtlich beftellten Vermittler. 
Es hat die Anftellung und Beeidigung, die Pflichten, diefe von der Ipee aus, daß 
die Mäfler als möglichft unpartetifche Mittelöperfonen den Abſchluß und die Beurkun- 
dung des Geſchäfts, zu welchen Behufe fie auch eigene Mäflerbücher (Art. 71) führen 
müfjen, zu bejorgen haben, und die Rechte derjelben geordnet; nicht ohne gerade in biejem 
Abſchnitt Durch jeine polizeilichepräventive, den freien Verkehr hemmende Haltung man— 
cherlei Widerftreit zu erregen (Art. 66 ff.). Der Mäflervertrag ift das Gefchäft, durch 
welches ſich der Mäfler engagirt, die Bermittelungsarbeit zu übernehmen. Er haftet 
feinem Auftraggeber für vollen Fleiß der Ausführung, alſo auch in der Auswahl, nicht 
aber weiter für die Yeiftungsfähigfeit des Gontrahenten (Art. 81), beiden Theilen für 
die Austellung der Schlufnoten (Art.73, 76), beziehungsweile die gehörige Eintragung in feine 
Bücher, Aufbewahrung der ihm überantworteten Probe (Art. 74, 76) u. dgl. Den 


ſq eg — Endemann, 8 153 ff. und Kuhn, Arch. VI, ©. 335; Gold— 

mıdt d 

e * er darüber, über die früheren BPoftverträge und bie Lit. Endemann, $. 160; 
ad, $. 146. 

2) A 8. 161; Gad, $. 148; über bie ee bes Handelsgeſetzbuches im 

Vereinsreglement Kod, Zeitfehrift für Handelsrecht VIII und ber andere Rechtsverbältnifie 

ber Eifenbahnen Koch, Deutihlands Eifenbahnen 1858. 
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Veäflerlohn empfängt ev nur, wenn das Geſchäft wirklich zu Stande gekommen ift, im 
Zweifel von jedem Theil zur Hälfte (Art. 82). 

Das Commiſſionsgeſchäft bezwedt VBermittelung nicht blos des Abichluffes, 
jondern der Ausführung von Handelsgefchäften, und zwar, um Sicherheit nach aufen zu 
baben, in der Weife, daß der Commilfionär mit dem Dritten in eigenem Namen, alſo 
als deſſen eigentlicher Eontrahent, wenngleich, was vein inneres Verhältniß ift, nad) Ueber- 
einfunft mit dem Gommittenten für deſſen Rechnung contrahirt (Art. 360°. Dem 
letteren gegenüber macht ſich der Commiſſionär verbindlich, nach deſſen Aufträgen, mobei 
es ſich namentlich um ein Preislimitum handeln fan, zu verfahren (Art. 361 ff.) Mehr 
als der Auftrag gilt jedoch das Intereffe des Committenten, daher denn vortheilhaftere 
Abſchlüſſe, ald nach der Ordre, nicht dem Commiſſionär, jondern den Committenten zu 
gute kommen (Art. 372). Im der Auswahl des Gontrabenten haftet er für volle 
Sorgfalt, für Solvenz nur in Folge befonderen Delcreveres (Art. 370). Auftrags- 
widrige Gefchäfte braucht der Committent nicht für ſich anzuerkennen (Urt. 362). Weiter 
ſchließt fi häufig Sorge für Aufbewahrung des Commiffionsgutes an (Art. 365, 367). 
Die Rechte des Commiſſionärs auf Erſatz der Auslagen, Provifionen u. ſ. w. (Axt. 374) 
find mit einem gefeglichen Pfand» und vorzugsweiſen Befriedigungsrecht verjehen (Art. 
374); bejonders wichtig aber wird, indem fie im Berfehr dem Commiſſionsgeſchäft eine 
weit höhere Bedeutung gibt, nämlich in den Begriff der Unternehmung binüberführt, die 
im Geſetz freilich nur ald Nebenmoment angejehene Befugniß des Commijfionärs, in das 
ihm aufgetragene Geſchäft als Selbftcontrahent einzutreten. Died iſt nicht nur bei der 
Eihfaufs: und Verkaufscommiſſion (Art. 376), jondern auch bei der Spedition (als 
Zransportcommiffion), welde von dem Handelsgeſetzbuch in einem bejonderen Abjchnitt 
behandelt wird Art. 379 ff.), und vermöge jener Berechtigung leicht in die ſonſt von 
dem Handelsgeſetzbuch nicht geregelte Transportunternehmung übergeht, anerfannt. Indeſſen 
tann fi die Commiſſion auf Handelsgeſchäfte jeder Art beziehen. !) 

e. Gar feine Beftimmungen enthält das Handelsgejetbud über Das Verlags— 
geihäft, das unter diefem allgemeinen Titel eine ganze Reihe von verſchiedenen Ber: 
trägen in ſich begreift. Ebenſo wenig ift bis jet das Recht des Autors an feinen Pro— 
Ducten (ſog. geiftiges Eigenthum) geſetzlich feftgeftellt worden. Abgeſehen von den vielen 
Geſchäften, melde zur Ausführung des VBerlagsunternehmens nöthig werben, z. B. mit 
Drudereien, Commifjionären, Subiertbentenfammlern u. dgl, muß eigens der Comiſſions— 
vertrag in's Auge gefaßt werden, welcher da vorkommt, wo der Autor den Verlag auf 
eigene Nedinung gehen und den Gommifjionsverleger nur den Bertrieb beforgen läßt. 
Ferner erjcheint nach den Einrichtungen des Buch- und Kunfthandels als ein eigenthüm- 
licher Vertrag derjenige zwifchen Verleger und Sortimentern, vermöge deſſen der erftere 
dem letteren feine Artikel à condition überſendet, d. h. mit der Beſtimmung, daß zur 
bejtimmten Zeit der Preis mur jo weit, als fie die Sortimentshandlung verfauft hat oder 
behalten will, der Reſt aber in Natur erftattet werden fol. Das eigentlihe Verlags— 
geichäft zwifchen Autor und Verleger bezwedt auf der einen Seite Die Vervielfältigung und 
Publication des Werkes, auf der anderen die Vergütung der Autorenarbeit. Allein auch 
dieſes Geſchäft nimmt leicht eine wohl zu beachtende verjchiedene Geftalt an, je nachdem 
der Autor den Verleger, oder umgekehrt der Verleger den Autor jucht und gewinnt, 
beziehungsweife engagirt.*) 


') Hierfemenzel, die Lehre vom laufmännifchen Commiſſionsgeſchäft, 1959; Ende» 
mann, s$ 106 ff. j 

2) Weber alles hierher Gehörige ſiehe Wächter, Das Verlagsredt; eine kurze Ueberficht 
Endemann, $. 1735 von Gerber, Deutjches Privatrecht $. 200; Bluntſchli, $. 156. 
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d. Endlid zählt zu den Handelögejchäften -auch das Verſicherungsgeſchäft. 
Das Handelsgeſetzbuch hat nur die Seeverficherung geregelt. Andere allgemeine Gejege 
über das Berficherungsrecht Tiegen bis jet nicht vor. Hauptquelle dejielben bilden daher 
für die übrigen Verſicherungsarten die Statuten der Affecuranzanftalten, von denen die 
Berfiherung gewerbsmäßig betrieben wird und die außerhalb der Seewerfiherung jo gut 
wie ausſchließlich Gefellihaften auf Actien oder auf Gegenfeitigkeit find. Im Verſicherungs— 
vertrag verjpricht der Verficherer gegen Zahlung der Prämie für den Fall eines gewiſſen 
Ereigniſſes an den Verſicherten, deſſen Nechtönachfolger oder andere Perjonen entweder 
eine im voraus beftimmte Summe, oder den erlittenen Schaden zu erjegen. Darüber 
wird ein Schein, die Police, ausgeftell. Im Bezug auf Feſtſetzung des die Yeiftung 
der Berficherungsjumme bedingenden reigniffes, die Beltimmung der zum Em— 
pfang berechtigten Perfon, die Art und den Umfang der erwähnten Yeiftung hewricht die 
größte Dehnbarkeit. Die rechtliche Natur des Verhältniſſes, aus der ſich Die nähere 


Auslegung der beiderfeitigen Verpflichtungen ergibt, fann nur dahin gefaßt werben, daR - 


durch die Prämtenzahlung die Yeiftung der Affecuranzfumme für den fraglichen Fall, jeı 
ed, daß dieſer gewiß eintritt, oder daß es ungewiß ift, ob er eintritt, erfauft wird. 
Indeſſen leidet die juriftifche Conſtruction, hiſtoriſch erflärlih, noch am manden Unklar: 
heiten und die Praxis, wie Die Theorie wird vornehmlich durd die Meinung beherrſcht, 
daft es vor allem geboten jei, Schranken gegen unvedliche Abfichten ver Berfiherungs: 
nehmer aufzurichten. Das Nähere läßt ſich nur bet den einzelnen Arten der Verficherung 
darftellen. Diefe beziehen ſich theils auf Unfälle, welche Sachengüter, theils auf Ereignifie, 
welche die Perfon treffen. Zu den erfteren gehören die Afferuranzen gegen Feuers— 
und Transportgefahr, gegen Hagelichlag, Viehverluſt u. dgl., ſowie die Credits, Hypothefen- 
und Nücverficherung, zu den legteren, welche meift auf eine im voraus feſtgeſetzte Summe 
gehen, während dort regelmäßig nur der erjt feitzuftellende Schaden vergütet wird, die 
Lebens⸗, Alters-, Kranfheits-, Leibrenten-, Ausſteuer- und ähnliche Berfiherungen.!) 


A. Das Seerecht. 


Das Seerecht injoweit es die aus dem Handelöverfehr zur See entſpringenden 
PBrivatrechtverhältnifie vegelt, ift ein Beſtandtheil des Handelsrecht. Indeſſen recht⸗ 
fertigt der Umfang und die Eigenthümlichfeit der dem Seeverkehr angehörigen Ber: 
hältniffe, daß ed als ein getrennter Abfchnitt behandelt wird. Im weiteren Sinne ums 
faßt dafjelbe freilich aud eine Menge von ſtaats- und völkerrechtlichen Beziehungen des 
Handels. Insbeſondere gehört dahin die Stellung des Seehandeld im Kriege, in Bezug 
auf welche eine umfaſſendere Ordnung des Schutzes der Neutralität, Abſchaffung ver 
Kaperei u. |. w. neuerdings mehrfach angeregt worden iſt. Indeſſen find die öffent— 
lichen Verhältniſſe des Seehandels, wie fie vorzugäweile durch Sciffahrtöverträge inter— 
national geregelt jind, dem Staatd- und Völkerrecht zu überlaffen ?) Im engeren Sinne, 
wie er bier zu Grunde zu legen, begreift das Seerecht nur Privatrechtönormen und 

') Siche die Ueberficht des Berfiherungsrebts bei Endemann, 8. 174 ff.; von Gerber, 
$. 202; Bluntſchli, $. 161; über das Geſchichtliche Endemann, Zeitfchrift für Handelsrecht 
IX und X und über Lebensverfihberung Staudinger, Die Rechtslehre vom Yebensver- 
fiherungsvertrag, 1858. 

2) Siehe darüber von Kaltenborn, Grundfäge des praftifchen europäiſchen Scerechts II, 
©. 337 (au über die Literatur); Heffter, Völkerrecht. Das Handelsgeſetzbuch enthält darüber 
nichts. Sammlungen der Sciffahrtöverträge fiehe Goldſchmidt, I, ©. 2ul. 
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zwar nicht alle im Seehandelöverfehr zur Anwendung kommenden Brivatrechtsnormen, 
denn für die fontigen Rechtsgeſchäfte und Nechtöbeziehungen des Seehandels gelten die— 
ſelben Rechtsregeln wie für den Landhandel, ſondern ſpeciell diejenigen, welche die See— 
ſchiffahrt und den Seetransport betreffen. 

Die Entwickelung des Seerechts ſchließt ſich ihrem ganzen Charakter nach 
durchaus an die des ſonſtigen Handelsrechts an. Gerade auf dieſem Gebiete war von 
jeher der Natur der Sache gemäß das internationale Weſen des Seeverkehrs und folglich 
das Streben nach allgemeingültigen Normen beſonders deutlich erkennbar. Daher hat ſich 
allmählig aus urſprünglich vereinzelten Localen und particularen Geſetzen oder Gebräuchen 
ein allgemeines Seerecht geſtaltet, welches neuerdings für die meiſten an dem Seehandel 
betheiligten Staaten mehr oder minder umfaſſend codifieirt worden iſt, wobei jedoch fo 
lange eine internationale Codification noch fehlt, immer auf die Berückſichtigung der frem- 
den Rechte nothwendig hinzuweiſen bleibt. 

Als will enſchaftlich⸗ geſchichtliche Quellen ſind für das gemeine Recht in letzter Linie 
die antiten Rechte, einige Abſchnitte des römiſchen Rechts, welches ſeinerſeits in dieſem 
Punkte ſich auf das griechiſche (rhodiſche) ſtützt, zu erwähnen. Die nach heutigen Begriffen 
auffällige Dürftigkeit dieſer Quellen erklärt ſich aus dem total verſchiedenen Zuſtande des 
damaligen Seehandels, welcher eben ſowohl bei der hiſtoriſchen, als bei der ohnehin nur 
an wenigen Punkten möglichen praktiſchen Benutzung derſelben ſtets beachtet werden muß. 
Näher liegen uns die gewohnheitsrechtlichen Uebungen, welche im Mittelalter, als der 
Seehandel Aufſchwung nahm, überall zum Vorſchein kamen und an manchen bedeutenden 
Plätzen aufgezeichnet wurden. Einzelne dieſer Statutarrechte oder einzelne wiſſenſchaftliche 
Bearbeitungen aus Zuſammenſtellungen der geltenden Gewohnheiten erlangten, wie dies auch 
auf anderen Rechtsgebieten geſchah, eine weit über ihr urſprüngliches Bereich hin reichende 
Bedeutung. So für die weſtlichen Küſten das bekannte Seerecht von Oleron, für die 
nördlichen Küſten das von Wisby und vor allem das zunächſt für die Mittelmeerländer 
wichtige, in der Folge aber häufig als die Bafis des gefammten fpäteren Seerechts bes 
trachtete eonsolato del mare, wahrjcheinlih zu Barcelona (vor a. 1400) entſtanden. 
Neben ihm ift noch der aus Weftfranfreich ftammende guidon de la mer hervorzuheben, 
für Norddeutſchland ericheinen als die unmittelbarften und wichtigften Quellen älterer Zeit, 
die hanfeatiichen Neceffe. Hier und da finden fich auch bereits einzelne provincielle oder 
particulare Verordnungen. 

In der neueren Zeit, fett dem 16. oder 17. Jahrhundert, treten in fehr vie- 
len Yändern, in Frankreich (Ordonnances), Niederlanden, Schweden u. dgl. umfafjen- 
dere Stantsgefege auf, während dagegen in England die Gefeßgebung durch eine Reihe von 
Specialbejtimmungen ſueceſſiv nur einzelne Punkte zu ordnen pflegte. Von den deutſchen 
Küftenftaaten unternahm Defterreih (1774), ſodann Preußen in einem Abfchnitt feines 
allgemeinen Yandredits (II, 8. $. 1389 ff.) eine ausführlichere Eodification. Noch weiter 
zu der Gegenwart bin haben nad dem Mufter ded franzöfiihen Code de commerce 
faſt alle Handelsgeſetzbücher das Privatjeerecht in fih aufgenommen. Demgemäß bat denn 
auch das deutſche Handelsgeſetzbuch Das Seerecht mit behandelt ’. Der betreffende Ab— 
ſchnitt Buch 5) ift als Theil des Handelsgeſetzbuchs in allen Staaten, wo letzteres gilt, 
mit Ausnahme von Defterreich, eingeführt worden *). Dieje pofitive Grundlage wird um 
jo wichtiger, als gerade in dem Abjchnitte des Seerechts die Yegislation volljtändiger zu 
Werke gegangen ift, wie in andern Theilen des Handelsrechts. Ueber das Verhältniß zu 

') Ueber die Berathung ſ. Golpfhmidt, Handbuch des Handelsrechts, I. ©. 139. 
Rt = rr — Quellen des deutfchen und aufßerbeutfchen Seerechts bis 1851 Kal 
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anderen Quellen und zu anderen Rechtögebieten gilt durchaus das Nämliche, wie von dem 
Handelsrecht überhaupt. 

Die Literatur des Seerechts ift theils in den allgemeinen Schriften über Han— 
delsrecht enthalten, wie dies namentlich auch bei den älteren romaniſchen Schriftftellern 
(Stracha, Cafaregis u A.) der Fall, befteht aber zum Theil aud aus Monographien. 
Für Deutichland find befonders zu erwähnen Stypmann, M. Pöhls, Darftellung des Sees 
rechts, 1830—1833, und das mehrfacdy citirte Werk von Kaltenborn, 1851 1). Seit 
Herrichaft des Handelögefegbuchs it eine eigene ſyſtematiſche Bearbeitung des geſammten 
deutjchen Seerechts, ſofern nicht eine ſolche als kurze Ueberficht den Lehrbüchern des deut— 
ſchen Privatrechts angereiht worden ift, noch nicht erfchtenen ; felbft die Bearbeitungen ein 
zelner Materien find verhältnigmäßtg felten und dürftig. Auch die Commentare zum 
Handelsgeſetzbuch beichäftigen ich feineswegs alle mit dem fünften Bude %. Haupiſächlich 
muß zur näheren Kenntniß auf die Präjudictenfammlungen der Zeeftädte und beſonders 
des OberappellationsgerichtS zu Lübeck verwieſen werben. 

Ten Inhalt des Seerechts anlangend, jo hat das Handelsgeſetzbuch in Ueberein- 
ftimmung mit anderen Rechten zunächſt unter den allgemeinen Beitimmungen das 
Scifföregifter geordnet (Art. 432 ff.), im welches alle zur Führung der Yandes= oder 
jest Bundesflagge berechtigte Schiffe mit Ausnahme der fleineren Fahrzeuge, die nad) 
Landesgeſetz davon frei bleiben fünnen, behufs authentifcher Feſtſtellung der Nationalität, 
deren Borausfegungen übrigens an diefer Stelle nicht normirt worden find, ſich alfo nach 
den ſonſt beitehenden Gefegen, für den Norddentichen Bund nach dem Bundesgeleg vom 
25. October 1867, ergeben, der Eigenthumswerhältniffe (Alleineigenthum oder Schiffsparten) 
und des Heimathhafens einzutragen find, Die Veräußerung des ganzen Schiffs oder eines 
Antheils, welche in den perfönlichen Rechtsverhältnifien des Veräußerers zu Dritten nichts 
ändert, bewirkt den Eigenthumsübergang ohne Tradition °. 

Rheder ift der Eigenthümer eines Schiffes, der damit Erwerb durch Seefahrt 
fucht (Art. 450). Allein als Rheder gilt auch, wer zu diefem Behufe ein fremdes Schiff 
verwendet (Art. 477). Ex haftet für allen Cchaden, den die Bejagung in ihrem Dienfte 
verurfacht. Dem Umfange nach haftet er für gemilfe Anfprüche Dritter nur mit Schiff 
und Fracht, für andere und insbefondere für die Forderungen der Schiffsbelagung aus 
ven Dienft= und Heuerwerträgen unbeichränft (Art. 452—454), kraft gejetlicher Ver— 
pflichtung. Der Rheder ift entweder eine Einzelperfon, oder eine Handelsgefellichaft, oder 
eine Mehrheit von Perfonen (Mitrheder), die zwar feine Handelsgeſellſchaft, aber eine 
Rhederei bilden (Art. 456), Die Recdtöverhältniffe der letzteren find in Hinficht auf 
Berechtigung und Verbindlichkeit (des Beitrags zu der Reparatur u. dergl.) nad Ana— 
logie der Gejellfchaft geordnet. ALS befonderes Organ des Geichäftsberriebs kann ein 
Correſpondentrheder beftellt werden, deſſen Befugniffe nach außen unbeichräntbar find. Die 
Schiffspart des Einzelnen erjcheint als actienartiger, veräußerlicher Antheil. (Art. 
450—477.) 

Umfaffend find die Pflichten und Nechte des Schiffers (Gapitäns) feſtgeſetzt. Ei— 
genthümlich ift, daß feine Haft für getreue Pflichterfüllung nicht blos dem Rheder gegen- 


) S. über die deutſche und außerdeutſche Literatur Kaltenborn, $ 38—40. 

?) Bon den Commentaren, welche bafjelbe behandeln, |. befonders den von C. F. Koch und 
Makowex. Dieſe find Überall zu vergleichen, wo fich im Folgenden Artifel des Handelsgeſetzbuchs 
eitirt finden. Citate auf ältere Lehrbücher, melde vor dem Handelsgeſetzbuch liegen, find bier 
nicht beigefügt worden. 

) Sa liber bie Einridtung das preußiſche Einf. Gef. Art. 53 und die Inftrmetion vom 
12. December 1861, Thl. 2; 51. Auguft 1867 und jetst (wegen Führung der Bundesflagge) 
zu dem eben berührten Bundesgefet die Inftruction vom 25. März 1868. 
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über, der ihn engagirt, fondern auch dem Befrachter, Ablader, Yadungsempfänger, dem 
Paſſagier, der Schiffsbeſatzung und dem Schiffs-, insbefondere Bodinerei = Gläubiger, 
und zwar ſelbſt dann, wenn er auf Ordre des Rheders gehandelt hat, befteht (Art. 479). 
Es zeigt ſich alſo auch hier wieder eine fubjective Ausdehnung der Obligation des Scif- 
fers auf Perfonen, mit welchen er urfprünglich gar nicht contrahirt hat, aber thatſächlich 
duch die Ausübung feiner Functionen in Berührung tritt; eine Ausdehnung, die in die— 
fer Weife dem gemeinen Recht fremd ift. Nach außen erfcheint der Schiſſer als der kraft 
feiner Anftellung berechtigte Disponent über Schiff und Yadung. Beſchränkungen feiner 
geſetzlichen Befugniffe, welche der Rheder beliebt, wirken gegen Dritte nur, wenn diefen 
Kenntnig derjelben befonderd nachgewiefen werden Tann (Art. 500). Die Verbindlichteiten 
laſſen fich tm ganzen dahin bezeichnen : Aufjicht über die Ausrüftung (Art. 480482) und 
außerhalb des Heimathshafens aud Sorge für die Erhaltung des Schiffs (Art. 496), für 
Bemannung, Berproviantirung, Yegitimation u. f. w.; rechtzeitiger Antritt der Reiſe (Art. 
483), die verantwortliche Leitung des Schiffs während der ganzen Reife (Art. 484 ff.); 
Führung des Schiffsjournals (Art. 4186 —488) und Aufnahme der im Hinficht der Be— 
weiskraft geſetzlich ausgezeichneten VBerklarung über alle Unfälle (Art. 490—494); Wah— 
rung der Intereſſen des Rheders und der Ladungsbetheiligten, zu welchem Behufe ev nach 
Bedürfniß auf der Reife (Art. 495) Nechtögefchäfte eingehen, über die Yadung und jelbft 
über Das Schiff verfügen, Darlehen aufnehmen und verbodmen fann (Art. 496 — 512). 
Er foll nicht ſelbſt Mitbefrachter (Art. 514), lann aber Mitrheder fein (Art. 522). 
Auch ift die Entlafjung des Schiffers, fowie die fonftige Aufhebung des Dienftverhältniffes 
und für diefen Fall das Necht vefielben auf die Heuer oder einen Theil davon näher 
geordnet (Art. 515— 526). 

Der Schiffsmannſchaft, zu der aud die Schiffsoffiziere ınit Ausnahme Des Ca— 
pitänd, gehören, hat das Handelsgeſetzbuch, ohne im übrigen die beftehenden Disciplinargefege 
aufzuheben (Art. 533) 1), ihr Nechtöverhältnig keineswegs nur aus dem privatrechtlichen 
Geſichtspunkt des Dienftwertrags, ſondern zugleih aus dem der Unterwerfung unter die Dis— 
eiplinargewalt des Schiffer feftgefegt. Die Heuerverträge find in die Mufterrolle einzutragen 
(Art. 529). Der Dienft und damit das Recht auf die Heuer (Art. 531) beginnt mit der Ans 
mufterung. Wer fidy nicht freiwillig zur Anmufterung ftellt, kann zum Dienfteintritt ge— 
zwungen werden (Art. 532, Dem Gapitän unbedingten Gehorſam ſchuldig, hat der 
Schiffsmann aud von dieſem die Zahluug feines Lohns zu verlangen. Doch iſt ev in 
Hinfiht auf die Anftellung von Klagen aus Rüchſichten der Disciplin, fo lange das Schiff 
in der Fremde fich befindet, befchränft (Art. 533 —537). Beſondere Berüdjichtigung bat 
die Beendigung des Heuervertragd aus zureichenden Gründen auch ſchon vor der Zeit, 
und das Recht auf Heuer bei Unterbredjung over Auflöfung des Dientverhälmifies er 
fahren (Art. 542 fi.). 

In Bezug auf Das Frachtgeſchäft umtericheidet Das Handelögefeßbuc die Beför— 
derung von Gütern und von Neifenden. Die Berfrahtung von Gütern findet 
entweder in der Weile ftatt, Daß Das ganze Schiff oder ein Theil deſſelben verfrachtet 
wird, in welchem Fall die Austellung einer Urkunde über den Vertrag (Chartepartie) bes 
gehrt werben kann (Art. 558), oder über Stüdgüter. Zunächſt befteht der Frachtvertrag 
zwifchen dem Verfrachter und Befrachter und in dieſer Hinficht hat das Handelsgeſetzbuch 
die beiderfeitigen Rechte und Pflichten, namentlich betreffs der Einnahme der Ladung 
(Art. 560 ff.), der Lade- und beziehungsweife Weberliegezeit, ſowie des Yiegegel= 
des (Art. 568 ff.), des Rücktritts des Befrachters vor Antritt der Reife gegen Zahlung 


) Bgl. preußiſches Gefeg vom 31. März 1941; 20. März 1954; 26. März 1964. 
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der Fautfracht (Art. 581 ff.), der Abladung des Verfrachters ſachgemäß georbnet. In 
Ausführung der Reiſe aber treten zugleich die Pflichten des Schiffers in Bezug auf bie 
Bewahrung und die Ablieferung (Löſchung) des Frachtgutes hervor (Art. 593 ff.). In 
der Haftbarfeit des Verfrachters für Verluft und Beſchädigung (Art. 607 ff.) zeigt ſich 
die Analogie der handelsrechtlichen Beſtimmungen über das Frachtgefchäft des Land- oder 
Binmengewäffertransports ; nicht minder in der Verpflichtung des Empfängers, die Fracht 
foften zu zahlen (Art. 615), wenn ihm das Gut, was jedoch der Verfrachter nur, zur 
Bezahlung oder Sicherftellung der darauf Haftenden Beiträge zur großen Haveret u. Dal. 
thun darf (Art. 616), ſonſt aber jelbft im Falle des Streites gegen Depofition der ſtrei— 
tigen Summe thun muß (Art. 625), ausgeliefert wird. Der Berfrachter braucht nur 
gegen Empfang des ihm Gebührenden auszuliefern und hat wegen der Fracht und Neben- 
gebühren, deren Umfang näher normirt ift (Art. 617 ff.), ein Pfandrecht (Art. 624). Außer: 
dem mußte die Bedeutung der Zufälle, infofern fie möglicherweife zur völligen oder theil- 
weiſen Auflöfung des Frachtvertrags führen, geregelt werden (Art. 630 ff.). 

Statt des Frachtbriefd im Sinne des Birmentransportgeichäftes bedient ſich der 
Seeverfehr des Conoſſements, dem dort, als eine bejondere Erjcheinung, der Ladeſchein 
entipricht. Turch das Gonofjement, eine mit geſetzlichem Inhalt verſehene, an Ordre ftell- 
bare Urkunde, welche für die Kechtöverhältniffe zwifchen dem Verfrachter und Empfänger 
allein (formell) dergeftalt entjcheivet, da der Schiffer ſich lediglich darnach zu richten hat, 
verpflichtet fich der Schiffer, die darin bezeichneten Frachtgüter an den legitimirten Inhaber 
gegen Rückgabe derjelben auszuliefern. Indeſſen find einzelne Vorbehalte und Clauſeln 
möglich (Art. 645—661) ?). 

Eind mehrere Befrachter deſſelben Schiffes, To beftehen zwar zwischen diefen an ſich 
feine Bertragäbeziehungen und das Verbältnig eines jeden zu dem Verfrachter ift ein 
völlig für ſich beftehendes. Allein ein jeder Mitbefrachter kann den übrigen zu Schadens— 
erjag verhaftet werden, wenn er durch ſchuldhaftes Verhalten, insbefondere in Uebertretung 
der Strafgejege bei der Verladung, diefelben befchädigt (Art. 564); umd alle ftehen ins 
jofern in einer Nechtegemeinichaft, als für fie aus dem Echidfal des gemeinfam befrady- 
teten Schiffes möglicherweife gemeinfam zu tragende Verbindlichkeiten (Bodmerei) er— 
wachen. 

Einige verdeutlichende Beftimmungen finden ſich auch über die Beförderung der 
Paſſagiere, insbejondere gegen Auflöfung des Vertrags und des Einfluffes von Uns 
fällen (Art 665). Die Geſetze über das Auswandererweſen werden dadurch nicht 
berührt. 

Bodmerei tm eigentlichen Sinne nennt das Handelsgeſetzbuch jenes Darlehns- 
geichäft, welches der Capitän kraft der ihm ertheilten geleglichen Befugniß außerhalb des 
Heimathshafens behufs Ausführung der Neife oder auf der Reife behufs der Erhaltung 
und Weiterbeförderung der Ladung unter Berpfändung von Schiff, Fracht und Yadung, 
oder von einem dieſer Gegenftände dergeftalt abichlieft, daß der Gläubiger fich nach An— 
funft des Schiffs an dem beftimmten! Orte lediglich an die verbodmeten Gegenftände bal- 
ten ſoll (Art. 680. 681). Ueber andere ähnliche Gefchäfte, insbefondere über die un— 
eigentliche Bodinevei, welche der Rheder aufnehmen kann (Art. 701), verfügt das Hans 
delsgefetsbuch nichts. Der Echiffer handelt ald Organ des Schiffs und feiner Yadung ; 
nur mit der legtern bat es ber Bodmereigläubiger zu thun. Ebendeshalb wird 
die Ausftellung eines Bodmereibriefs nothwendig, welcher alle für das Verhältniß weſent— 


) @. über das Conoffement Goldſchmidt, Handbuch des Handelsrechts, S. 70 ff.; 
Endemann, Handelsrecht, $. 78, III.; Thöl, Handelsrecht, 8. 80. 
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liche Punkte zu enthalten hat und an Ordre geftellt werden kann (Art. 683 ff.). Die 
Bodmereiichuld, einjchlieglich der Bopmereiprämie (Art. 682), ift gegen den Brief in dem 
beftimmten Hafen an den legitimirten Inhaber des letzteren zu zahlen, wibrigenfalls dem— 
jelben, vworbehältlih des Vorabgangs der großen oder bejonderen Haverei, die verbod— 
meten Gegenjtände ſolidariſch verhaftet find (Art. 688 —692). Yebtere find von dem 
Schiffer, bei Meidung perſönlicher Haft, der er fi) auch durch Veränderungen der Bod— 
mereireife ausfest, zu bewahren, felbft gegen Anmweifung des Rheders (Art. 693— 696). 
Nach der Verfallzeit tritt der Berfauf von Schiff und Ladung ein, aus dem jich ber 
Gläubiger befriedigt (Art. 697). 

Das Handelögejegbuch ordnet ferner die Seejhäden. Es unterſcheidet zunächſt, 
abgejehen von der f. g. kleinen oder umeigentlichen Haveret (Art. 622, Abf. 2), die große 
und die bejondere Haverei. 

Zur großen Haverei gehören alle Schäden, welche behufs der Errettung aus 
einer gemeinfamen Gefahr, ſei diefe Folge eines Zufalls, oder des Verſchuldens Dritter 
oder Betheiligter dem Schiff oder der Yadung vorfätlich von dem Schiffer oder auf deſſen 
Geheiß zugefügt werden, aljo infonderheit der Seewurf, Kappen der Maſten u. dgl., ſo— 
wie die durch ſolche Mafregeln etwa weiter verurfachten Schäden und Koften, von Denen 
das Gefet ausführliche Eremplificationen aufführt (Art. 708 ff). Alle anderen durch 
Unfall (nicht in Folge einer Willenshandlung) entjtandenen Schäden oder Koſten find fleine 
Haverei (Art. 702— 704). Die bejondere Harerei wird von den Schiffs- und Ladungs— 
eigenthümern von jedem allein, die große Haverei dagegen von Schiff, Fracht und Ladung 
gemeinfam getragen, weil die Aufwendung im Intereſſe des Ganzen ftattfindet. Mithin 
muß, jofern Schiff und Yadung ganz oder theilweiſe gerettet find, eine Bertheilung behufs 
entjprechender Beitragsleiftung vorgenommen werden (Art. 705 ff.). Dieſe gejchieht nach 
geſetzlich firirten Grundjägen für die Berechnung des Schadens und der erhaltenen Gegen= 
ftände in der Dispache, über welche die Einführungsgefege theilweife noch genauere In— 
ftruction ertheilen (Art. 710—731). Die hiernady VBergütungsberechtigten haben lediglich 
ein Pfandrecht an den beitragäpflichtigen Gütern, welche der Schiffer bei eigener Haft 
vor Zahlung oder Sicherftellung nicht ausliefern darf (Art. 733). Eine perfünliche Ber: 
pflihtung zur Entrichtung eined weiteren Beitrags zur Dedung des Beſchädigten entiteht 
für die Eigenthümer der beitragspflichtigen Güter gar nicht und nur in gewiſſem Um 
fange für den Erwerber verjelben (Art. 727. 728). 

Den Schaden aus dem Zuſammenſtoß von Schiffen, wenn er durch Ber: 
ſchulden der Schiffsbeſatzung des einen herbeigeführt wurde, hat der Rheder zu er= 
jegen, während bei Mangel eines Verſchuldens oder beiderjeitigem Verſchulden eine 
ſolche Haft ebenſo wenig eintritt, als in dem Fall, wo das Unglück durch Verſchulden 
eined Zwangslootfen herbeigeführt wurde (Art. 736— 741). Außerdem ift der Ans 
ſpruch auf Yohn wegen Bergung und Hülfeleiftung in Seenoth gejeglich näher 
definirt und durch ein Pfandrecht an den geborgenen Gütern, wieder, ohne daß eine per= 
ſönliche BVerpflihtung zur Entrichtung zum Vorſchein kommt, gefichert worden (Art. 
742—756). 

Befonderer Gegenftand der Regelung find ſodann noch die Rechtsverhältniſſe der 
Schiffsgläubiger, d. h. derjenigen, welche ein echt der Befriedigung aus dem 
Werthe des Schiffes haben. Welche Gläubiger dazu gehören, ift genau aufgezählt (Art. 
757) Es find im ganzen folche, welche Aufwendungen zur Erhaltung und Rettung 
des Schiffs gemacht haben, oder denen aus anderen Gründen der Nheder nur mit dem 
der Eee amvertrauten Vermögen haftet. Diejenigen Gläubiger, denen etwa ſonſt nach 
bürgerlichem Recht das Schiff verpfändet worden wäre, gehören nicht hierher. Alle Schiffs- 
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gläubiger haben ein gefetliche8 oder vertragsmäfiges (durch Berbodmung) Pfandrecht am 
Schiff und Zubehör, fowie an der Bruttofradht der betreffenden Reife, wegen Capital, 
Zinfen, Prämie und Koften (Art. 758 ff.). Daſſelbe kann ebenfo gut gegen den Schiffer, 
wie gegen den Rheder verfolgt werden (Art. 764). Es erliicht durch Verkauf des Scif- 
fes, insbejondere durd; den im Wege der Zmangsvollitredung veranlaften (Art. 767). 
An der Fracht dauert es, fo Lange diefe ausfteht, oder in den Händen des Schiffers ift 
(Art. 774). Die Befriedigung der einzelnen Gläubiger erfolgt nach einer beſtimmten 
Dronung (Art. 770 ff.) 

Endlich beichäftigt fi das Handelsgeſetzbuch fehr ausführlich in einem aus fieben 
Abſchnitten beftehenden Titel mit der Seeverfiherung As Gnmdlage bat ver 
revidirte Plan Hamburgifcher Seewerficherungen, welcher die älteren Affecuranzorbnungen 
mannichfach mobdificirte, gedient. Im allgemeinen find der Verkehrsfreiheit und den ge— 
genwärtigen Auffaffungen des Affecuranzvertrags mancherlei Conceffionen gemacht worden, 
zu denen ſich die frühere Theorie nicht entſchließen konnte !). Inſonderheit geftaltet ſich 
dadurch auch die Benugung der Affecuranz auf diefem Gebiete viel weiter und zuverläf- 
figer, als im Gebiete der fonftigen, zur Zeit lediglich nad) gemeinem echt zu beurtbei- 
lenden Affecuranzen. Das alles hindert jedoch nicht, daß das Geſetz nach vielen Rich— 
tungen bin Schranken zieht, um dem beſorglich erjcheinenden Mißbrauch vorzubeugen. 

Gegenftand der Seeverficherung ift jedes ſchätzbare Intereſſe daran, daß Schiff umd 
Yadung die Gefahren der Seeſchiffahrt beftehen (Art. 782). Im diefem Sinne kaun 
Schiff, Fracht, Frachtgut, Bodmerei- und Havereigeld, der von der glüdlichen Ankunft 
erwartetete (imaginäre) Gewinn u. j. w. (Art. 783), nicht aber die Heuerforderumg (Art. 
784), ſowohl für eigene, wie unter gewiſſen Gautelen auch für fremde Rechnung (Art. 
785. 786), gegen möglichen zukünftigen, aber aud) gegen einen bereitS unmöglich gewor— 
denen Schaden, jofern noch feine Kenntniß von der Unmöglichkeit jeines Eintritis worhan- 
den (Art. 789), verfichert werden. Als Grumdregel gilt, daß der volle Werth und nur 
dieſer verfichert wird (Art. 790), wie fich in der Behandlung der unzulänglichen , der 
Nach- und Nebenverfiherung zeigt. Uebrigens kann der Verſicherungswerth auf eine 
feite Summe (firirte Police), immer mit Vorbehalt der Herabjegung bei Nachweis eines 
wejentlihen Minderwerths, beftimmt werden (Art. 797). 

Ber Abſchluß des Geſchäfts ift der Verficherungsnehmer volle Treue in den erfor: 
derlichen Angaben aller Umftände jhuldig (Art. 810 ff.). Gegen Auslieferung der Po— 
lice zahlt er die Prämie und erwirbt damit die Rechte gegen den Verficherer (Art. 816), 
die jedoch durch anderweitige Anordnungen in Bezug auf die Reife, Verladung in ein 
anderes Schiff u. ſ. w. leicht alterirt werden. Jedenfalls bat er die glüdliche Ankunft, 
wie den etwa eintretenden Unfall dem Berficherer anzuzeigen (Art. 817 ff.). 

Wichtig wird in jehr vielen Streitfällen die Frage, ob das betreffende Ereigniß in 
den Umfang der übernommenen Gefahr fällt. Das Handelsgeſetzbuch hat in diefer Hin- 
ficht eine Reihe theild allgemeiner, theils auf einzelne Berficherungsgegenftände bezüglicher 
Regeln (Art. 824—857). 

Tritt Totalverluft des verficherten Gegenftandes ein (Urt. 858 ff.), jo muf der 
Berficherer die volle im voraus feſtgeſetzte Verſicherungsſumme zahlen (Art. 862), fofern 
fih nicht aus bejonderen Gründen, weil etwas gerettet worben ift u. dgl., dieſe Ber: 
bindlichfeit modificirt. Iſt das Schiff verichollen, mit Embargo belegt, von einer frieg- 
führenden Macht aufgebracht, jonjt angehalten oder durch Piraten weggenommen worden, 
jo fann der Verficherte gegen Abtretung feiner Nechte an den verficerten Gegenftänden 


) S. über die Quellen und die dogmatiſche Entwidelung, fowie die Fit. diefer Verſicherung 
Endemann, Zeitjchrift für Handelsreht. Bd. 9. ©. 522 ff. 
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(Abandon) die Verfiherungsfumme verlangen. Das Geſetz ftellt für die Berfchollenheit 
und die Abundonerklärung die näheren Borausfegungen auf (Art. 865—875). Bei 
partiellem Schaden, welcher am Schiff jelbjt in den Neparaturkoften bejtebt, bat der Ver— 
jiherer den entjprechenden Betrag für deſſen Berechnung einzelne Anhaltspunkte ertheilt 
worden find, zu vergüten (Art. 8S76—885). 

Die Bezahlung des Schadens ift davon abhängig, daß dem Berficherer eine Scha— 
densberechnung mitgetbeilt, zugleich auch das Intereſſe des Verficyerten, zumal des Berfiche- 
rungönehmerd im fremden Interefie, ſofern er nicht einen Auftrag zur Verficherung nach 
weift (887), ferner daß der verficherte Gegenftand wirklich der Seegefahr ausgeſetzt worden 
ift, ſowie der Unfall und der Umfang des Schadens belegt wird (Art. 886). Indeſſen bat 
man dieje Yaft des Berficherten Dadurch einigermaßen zu erleichtern gejucht, daß gewiſſe 
Nachweiſe genügen follen (Art. 888). Auch kann im Vertrage Befreiung von dem Nach— 
weiſe ftipulirt werden (Art. 890). Die Zahlung erfolgt gegen die Police (Art. 892). 
Das Recht aus dem Verficherungsvertrag kann Dritten übertragen, die Police, Die auf 
Ordre Lautet, indofjirt werden (Art. 896). 

Wird die Unternehmung ganz oder theilmeife aufgegeben, oder ohne Zuthun des 
Berficherten der Gegenſtand der Berficherung der übernommenen Gefahr gar nicht aus: 
gejegt, jo kommt es zu eimer entiprechenden Rückforderung oder Einbehaltung ver 
Prämie (Riftorno), wobei aber in der Regel eine bejondere Niftomogebühr zu Gunften 
des Berficherers berechnet wird (Art. 899). Zahlungsunfähigkeit des legteren berechtigt 
den Berficherten, von dem Bertrag zurüdzutreten oder auf Koften des Verſicherers eine 
andere Berficherung zu nehmen, es ſei denn, daß er vorber jicher geftellt wird (Art. 903). 

Schlieklih find für die Forderungen aus dem Seeverkehr im Intereſſe der promp— 
ten Erledigung furze Berjäbrungsfriften von ein, zwei und fünf Jahren eingeführt. 
(Art. 906— 911). 


5. Das Wechſelrecht. 


Das Wechſelrecht iſt darum micht ein Theil Des Handelörechts, weil der Wechſel 
nicht blos dem Handelöverkehr angehört. Nach der heutigen Bedeutung des Wechjels, 
der eine Jedermann zugängliche Geſchäftsform darftellt, ericheint Das Wechjelvecht als Be— 
ftandtheil des allgemeinen Civilrechts, wird jedoch wegen feiner großen Bedeutung und 
wegen feiner Eigenthümlichkeiten nach Geſetz und Wiſſenſchaft häufig als eine eigene Rechts— 
disciplin betrachtet. 

Der Wechfel ift ein Bapier, durch welches mittelft beſtimmter wechſelmäßiger Erflä: 
rung der Ausfteller entweder fich ſelbſt verpflichtet (eigener oder trodener Wechjel), oder 
einen Andern auffordert (Tratte, traffirter oder gezogener Wechlel), eine gewilfe Summe 
Geldes an den darin genannten Berechtigten oder deſſen Nachmann zu zahlen. Jener ift 
ein einfacher Schuldſchein in Wechjelform, dieſer eine Anweiſung in Wechſelform. Beide 
find in der Regel, wenn auch nicht abjolut nothwendig Ordrepapiere. Sie fünnen, wenn 
ihnen nicht ausnahmsweiſe ausdrüdlich die Eigenichaft won Nectapapieren beigelegt wird, 
durch Indoſſament (Giro) übertragen werden und find eben durch Dieje leichtere und 
fichere Uebertragbarkeit zu einem verhältnigmäßig viel weiteren Umlauf befähigt. Die 
wirthichaftlihe Bedeutung des MWechjels, den man im Verkehr vermöge des Credits, d. h. 
des Zutrauens auf die Nealifirung der darin ausgedrüdten Berbinvlichkeit, welche durch 
möglichſt ftricte materielle und proceſſualiſche Grundfäge gejichert wird, geradezu als kör— 
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perlichen Werthgegenftand (faufmännisches Papiergeld) oder Waare bezeichnet, Tiegt eben 
darin, daß er die Girculation der Werthe ohne baare Mittel in größtem Umfang er: 
möglicht. 

Die Geſchichte des Wechſels !) kann zwar in legter Ferne an manche Erichei- 
nungen des römiſchen Rechts anknüpfen, weldye wie der Wechſel Werthübertragung ohne 
baares Geld zum Ziele hatten. Allein der Gebrauch eines Papiers in diefer eigenthüm— 
lichen Form und mit diefer eigenthümlichen Wirkung datirt erft aus dem Mittelalter. 
Erit jehr allmählig hat ſich der Wechjel als ein befonderes Rechtsinſtitut dem Berfehre- 
bedürfniß entiprechend entwidelt und fejtgeftellt ; daher es denn erklärlich ift, daß die hifte- 
riſche Beſtimmung der erften Anfänge des Wechſelweſens oder die Meinungen darüber, ob 
gewiffe ältere Schuldurkunden, welche an den Wechſel anftreifen, bereitS den Namen des 
Wechſels verdienen, ſtets unficher bleiben wird, Aus der Zerfplitterung des Münzweſens 
unter den vielen, mit dem Recht Münzen zu ſchlagen, verfehenen Herrichaften der Fürften 
und Städte ergab fich, zumal wern häufig genug das eigene Münzrecht zu Münzver— 
ichlechterumgen mißbraucht wurde, für den fteigenden Handel zuvörderft ein großes Be 
dürfniß des reellen Geldumtauſches durd Wechsler oder Bankiers, um für irgend einen 
Plat das dort abjolut gejegliche oder vortheilhaftefte Geld zu haben. Dabei lag nahe, 
die Gefahr und Schwierigkeit des reellen Transportes von Geld nad) dem auswärtigen 
Pla, fer e8, daß es für dieſen bereits eingemwechjelt war, oder dort umgewechſelt over 
ausgegeben werden jollte, Dadurch zu vermeiden, daß die Wechsler Briefe ertheilten, auf 
welche hin der Empfänger an den beftimmten Ort das dort benöthigte Geld ausgezahlt 
erhalten ſollte. Anfänglich lauteten ſolche Briefe regelmäßig auf die eigenen Gomtoire 
oder Commanditen, welche die ausjtellenden Wechsler in den bedeutenderen Städten zu hal- 
ten pflegten. Die älteften Beispiele, Handels-, Studenten und andere Wechfel, find aljo 
den heutigen traſſirt- eigenen oder domicilirten eigenen Wechſeln vergleichbar. 

Eine befondere Rechtfertigung aber bedurfte der Wechjel, der deshalb ſich als ein 
ganz eigenes und im der folge auch einer befonders wiſſenſchaftlichen Behandlung zu unter 
werfendes Inftitut darftellte, gegenüber dem kanoniſchen Wucherverbote, weil nach diefem für 
eine Geld = oder Creditgewähr feinerlei Vergütung fein ſollte, mithin aud) die Provijion des 
Wechſelausſtellers eigentlich unterfagt bleiben mußte. Da man aber dem Berkehr gegenüber 
aufer Stande war, den Preis des Wechjels, auf dem das Gewerbe der Bankier berubte 
und den der Empfänger für den Vortheil des Erjparnifjes der Transportirung und Zah— 
lung veeller Münze gern entrichtete, gänzlich abzufchneiven, fand man die Erklärung darın, 
daß der Ausfteller durch den Wechſel einen imaginären Transport des Geldes von dem 
Ausſtellungs⸗ zum Zahlungsorte bewirke. Ebendeshalb galt der an dem Ausjtellungsort 
zahlbare Platzwechſel und vollends der eigene Wechjel als verjchleiertes Wuchergeichäft 
für völlig unzuläffig. Für den Diſtancewechſel hingegen war Die Bewilligung der Mög: 
lichkeit eines Geldgewinns, der im Darlchnsgeichäfte ftreng verboten erſchien, Grund ae 
nug, das Capital anzuloden und jo dem Wechfelverkehr fichtlih immer größere Auspeb- 
nung zu verichaffen. Schon damals begann man den Wechiel zu einer ftricten Berbind: 
lichfeit auszubilden, im nahen Zuſammenhang mit anderen executorifchen Urkunden. 
Mußte man fid) dod) auch damals ſchon jagen, daß die Brauchbarfeit des Wechiels we— 
ſentlich durch Die Ausficht auf ſchnelle und fichere Nealifirung, nöthigenfalls mit Hülfe 
des Gerichts, bedingt ſei. 

Für die weiteren Schidfale wurden die feit dem 14. Jahrhundert zahlreicher vor: 
fommenden Meſſen und Märkte wichtig. Dadurch war die Gelegenheit zum Zuſammen— 


) ©. darüber bei. die Ueberfiht bei Kunte, Wechſelrecht, ©. 29. 123; die Piteratur bei 
Thöl, Wechſelrecht, $. 142 Not. 4, darunter bei. Biener, Wechielrechtlihe Abhandlungen. 


— — 
* 


5. Das Wechſelrecht. 443 


treffen und Ausgleichen mit fremden Kaufleuten, eventuell eine ſchnelle Juſtiz unter Meß— 
oder Marktgerichtsbarteit gegeben. Unter ſolchen Umftänden Liegen fi) jehr wohl für 
eine ſolche Meffe aud auf Dritte in Geftalt von Anmeifungen Wechſel ausftellen, in- 
jofern diefe auf der Meſſe zu treffen, gegebenen Falles gerichtlich zu belangen, oder zur 
Ausgleihung (Scontration) zu bringen waren. Man konnte auf ſolchem Wege Anwei- 
jungen auf den Schuldner in Betreff der Beträge, melde er am Mefplag zu leiften hatte, 
ertheilen ; man tonnte aber aud einen Schritt weiter Anweiſungen ertbeilen, durch melde 
der Zahlende auf Gredit, Ausficht ſpäterer Ausgleihung, kurz auf Vorſchuß zu zahlen 
aufgefordert wurde, die alſo zunächſt nur den Verſuch einer Zahlungsvericaffung von 
Seiten des Ausſtellers repräfentirten. Immer deutlicher trat nun die Zratte, und in 
Folge davon die PBräfentation, das Accept und die Protejtation hervor, Inſtitute, welche 
die Meforbnungen zu befeftigen vielfach beſtrebt waren. 

Hatte ſich darnach der Wechſel bereits durch den Meßverkehr bedeutend über die ur— 
ſprünglich faſt ausſchließlich in den Händen der Bankiers befindlich geweſene Praxis hinaus 
ausgedehnt, ſo machte er ſich ſeit dem 17. Jahrhundert auch von den Meſſen los. Was 
bis dahin auf den Meſſen und Märkten nur periodiſch geſchehen war, ließ ſich leicht ſtän— 
dig und ſtetig machen. An allen größeren Plätzen entſtanden Wechſelordnungen, welche 
die vordem nur durch die Organiſation der Meſſen gewährleiſteten Einrichtungen für die 
Realiſation des Wechſels jederzeit darboten. In dieſe neuere Periode fällt ferner als der 
allerbedeutſamſte Schritt in der Laufbahn des Wechſelweſens die Ausbildung des Giros 
oder Indoſſaments. Erſt Dadurch wurde der Wechſel einerſeits leicht übertragbar, anderer— 
ſeits in feiner Greditfähigfeit geſtärkt, und Jolchergeftalt das negotiable, zu jo vielen 
Functionen bevufene Papter, welches er jet darſtellt. Daneben erweiterte fich der Ume 
kreis der Werhlelfähigfeit nicht nur auf alle Handelöleute, fondern auch über den alten 
enger geichloffenen und jelbft über den ungleich weniger geichloffenen Handelsftand der 
Neuzeit hinaus auf alle anderen Privaten. Endlich hatte der Bruch mit der fanonifchen 
Wucherlehre die Folge, daß fich Die innere Natur des Wechſels unbehindert durch die frü- 
ber umüberfteiglicen Bedenten frei entwideln und auf diefem Wege immer entjchiedener 
einen ftricten und formalen Charakter annehmen konnte, Dan durfte nunmehr die Nechts- 
beftändigfeit des Wechjelgeichäfts nicht mehr bezweifeln ; und indem dafjelbe, wenngleich die 
Theorie fortfuhr, in ihrer Art die Bertragsqualität zu conftruiven, thatſächlich als veines 
Geldgeſchäft erichien, ward die Entwidelung zu dem jtricten formalen Charakter eines 
Piteralactes immer offener erfichtlih. Mit dem Hinwegfall der kanoniſchen Bedenken trat 
nicht nur die Tratte in ihre volle natürliche Freiheit ; es fiel auch jeder Grund hinweg, 
nun noch den Platz- und Eigenwechſel auszuſchließen. 

Die Quellen des Wechſelrechts ſind für die älteſte Periode ausſchließlich die Han— 
delsgewohnheiten, welche ſich allenfalls in einzelnen Statuten ausprägen. Dann folgt die 
Periode, der Meßordnungen, denen natürlich wiederum die praftiiche Uebung der Kauf— 
leute zu Grunde liegt. In Diele Zeit fallen auch die erjten wilfenichaftlichen Sonderdar— 
ftellungen des Wechlelrechts, hauptſächlich um der kanoniſchen Yuftification willen unters 
nommen (Laurentius de Rudolfis, Thomas de Vio u. A., bejonders aber Scaccia und 
Raphael de Turri). Hieran ſchließt jich die Zeit der Wechſelordnungen zunächſt einzelner 
Städte, ſpäter auch ganzer Provinzen und Staatöterritovien !), indem auch auf dieſem 
Gebiete allmählig die Yegislation von der Staatögewalt ergriffen wurde. Eine reidye Li— 
teratur läßt fich, wie für alle an dem Wechlelverfehr betbeiligten Länder, fo auch für 
Deutichland aufzählen ?). 

ı), Thöl, 8. 144. 
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Endlich iſt das deutſche Wechjelvecht aus der territorialen Zeriplitterung herausgeho— 
ben und in umfafjender Weiſe umgeftaltet worden durch die deutſche Wechſelord— 
nung, welde eine wielfach ganz neue Baſis des Nechtszuftandes bilde. Nach mancherlei 
vergeblichen Verſuchen wurde im Jahre 1847 auf Beſchluß des Bundestags von einer 
Commiſſion zu Leipzig ein Entwurf angefertigt, welcher 1848 won dem Barlament an= 
genommen, in einigen deutſchen Staaten ald Reichsgeſetz, nach und nach in den meiften 
als Landesgeſetz publicirt wurde 1). Die Wechſelordnung galt mithin zwar factiſch (bis 
auf Pimburg= Luremburg) in ganz Deutfchland, aber nur vermöge particularrechtlicyer 
Sanction. 

Zur Bewollftändigung und Erläuterung des pofitiven Wechfelvechtd wurden ſodann 
in Folge Bundesbejchluffes 1857 von der Handelsrechtscommiljion die ſog. Nürnber: 
ger Novellen abgefaßt und feit 1858, beziehungsmeife 1860 in den einzelnen Staa— 
ten eingeführt ?). 

Jetzt ift die Wechſelordnung ſammt den Novellen für das Gebiet des Norddeutichen 
Bundes von dem 1. Januar 1870 an ald Bundesgefeg eingeführt worden. 

Die Yiteratur des neueſten deutſchen Wechſelrechts beftebt theils aus ſyſtematiſchen 
Lehrbüchern, unter denen befonderd die von Nenaud, Runge und Thöl, theils aus Com— 
mentaren, unter denen die von Brauer, Hoffmam, Volkmar und Löwy, ſowie bejonders 
Borchardt zu nennen find. Außerdem verdienen die Sammlungen von Präjudicien und Ab- 
bandlungen, mit denen ſich zugleih auch Die handelsrechtlichen Zeitfchriften, namentlich 
das Archiv für Wechſel-, jest für Handels- und Werielreht von Stebenhaar und 
Tauchnitz, beichäftigen, Erwähnung 9). 

In Bezug auf die vehtliche Natur des Wechſels herrſcht — den Gelehrten 
noch immer große Verſchiedenheit der Anſichten, die jedoch ſeitdem das Meiſte durch die 
poſitive Geſetzgebung feſt geordnet iſt, mehr die innere Erklärung, als die praktiſchen Fol— 
gerungen betrifft. Für die ältere Theorie lag, wie bereits oben bemerkt, die Schwierig— 
keit darin, dev Wucherlehre gegenüber einen annehmbaren Vertragstitel für das cambium 
zu finden. Obwohl nun ſpäter diefer Grund, der zu den künſtlichſten ſcholaſtiſchen Wen— 
dungen genöthigt hatte, hinmwegfiel, hielt e8 Doch ihrem ganzen Geifte entjprechend die Ju— 
riöprudenz für erforderlich, den Wechſel Tediglih aus den anerfannten Rubriken des ges 
meinen Civilrechts heraus zu erfläven. Darnach galt der Wechſel bald als Innomi— 
nat=, bald als Yiteralvertrag, wober aber ftets die Rückſicht auf den Schuldgrund viele 
Schwierigkeiten bereitete, und die einzelnen Erſcheinungen wurden in gezwungener Weiſe 
als Gefjionen oder Mandate aufgefaht u. dgl. mehr Noch immer gibt es jelbjt Ber: 
treter dieſer Richtung, auch ſolche, welche den Wechlel nur als Bemweisurfunde anfeben und 
die einzelnen Beziehungen des Wechjeld mit dem Namen eined pactum de cambiando, 
acceptando u. ſ. w., eines Sltaufs, mandatum alieni gratia u dgl. darlegen zu fönnen 
glauben. Andere erfemen in dem Wechfel nad dem Borgange von Thöl ein Summen: 
verſprechen, ohne daß jedody mit dein Charakter der Formalobligation, welche erſt die Folge 
eines beftehenden Wechſels ausdrüdt, die Entftehung der objectiven Natur defielben er: 
Härt wäre. Bon ganz anderer Seite her, unzweifelbaft nach den realen Verkehrsan— 
ſchauungen mit großem Recht, griff Einert Die Conftruction des Wechſels an, indem er 
ibn als kaufmänniſches Papiergeld behandelte, mithin den Ausftellungsact betonte. Ihm 
folgen Manche geradezu, Mandye (mie Liebe, indem er den Wechſel ale Formalakt defi— 


1) S. über über die Einführung Renaud, 8. 5; Thöl, $. 152; über die Entftehung 
8. 148 ff.; Kunge, $. 8; aub Goldſchmidt, Handbuch des Hanbelsrecs, Il.s 16 

R Thöl, $. 153 a &; vgl. Zeitfchrift für Handelsrecht, VIII. ©. 668; XI. ©. 523 ff. 

3, ©. die Zufammenftelung bei Thöl, 8. 155; Kunge, ©. 21: Nenaud, $. 8. 
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nirt) nähern ſich wenigſtens bedeutend, oder fuchen zu wermitteln, indem fie zwar den 
Greattonsact betonen, aber im übrigen die Wirkungen nad) der hergebrachten Theorie des 
Obligationenrecht3 zu definiven juchen. Einige dagegen bezeichnen den Wechſel ſogar als 
ein Subject, mas freilich nur ein anderer Ausdruck für die ganz richtige Vorſtellung iſt, 
daß der Wechfel von der Enge der jubjectiwen Beziehungen einer Obligation, wie fie der 
Schulbegriff des gemeinen (römischen) Rechts aufrecht erhält, losgelöſt ericheint und zum 
förperlicden Träger einer beftehenden Nealifirungs = Verbindlichkeit, oder, was daſſelbe, vers 
möge des Credits zu einem Werthträger, zu einer Werth ſache wird. Davon ift in der 
That auszugehen, daß der Wechiel als ein körperliches Werthobject behandelt werden muß, 
welches die Yeiftung, auf die er lautet, zwar noch nicht reell, aber cveditweile und um fo 
gewiffer, je ftrenger die Verbindlichkeit, in ſich enthält, und daß der Ausfteller durch 
den Ausftellungsact ein ſolches Werthpapier erichafft, für deſſen Credit er einzuftehen hat, 
jobald daſſelbe in Yauf geiegt wird. Die obligatortichen Beziehungen, welche in den 
Schickſalen des Wechiels, wo e8 ſich um die Realiſirung handelt, hevvortreten, find nicht 
jelbft das innerfte Wefen des Wechſels, ſondern erft die Folgen der angedenteten fachlichen 
Qualität deſſelben H. 

Indem der Credit und folglich die Circulationsfähigleit des Wechſels von der zu— 
verläſſigen Erwartung der Realiſirung abhängt, hat das Recht von frühe an ſich bemüht, 
die etwa nöthig werdende Erecution thunlichit zu fihern (1. g. Wechſelſtrenge)) Die 
Werhfelordnung Art. 2 gab ſowohl Vermögensexecution als auch Perjonalhaft, beides felbft 
nebeneinander nach der Nürnberger Novelle 1. Seitdem ift jedoch durch Bundesgeſetz 
die Perjonalhaft als Ereeutionsmittel mit der ausgeiprochenen Tendenz, durch Berfagung 
dejjelben geſundere Creditverhältniffe zu erzielen, aufgehoben worden. Mithin kommen auch 
die jeither beftandenen Privilegien mancher Perſonen und Klaffen, vermöge deren fie dem 
Wechſelarreſt nicht unterworfen werden durften (Art. 2, Nov. 2), nicht mehr in Betracht. 

Wechfelfähig,, d. 5. fähig, eine Wechſelſchuld in dieſer oder jener Geftalt auf 
fich zu nehmen, ift jett, anders als im älteren Rechte, jede im Sinne des bürgerlichen Nechts 
vertragsfühige Berfon (Art. 1). Die Folgen etwaiger Unfähigkeit einer an dem Wechfel 
betheiligten Perſon gehen zunäcft nur das Wechjelvecht an, ſchließen alſo nicht aus, daß 
diefelbe Perjon, wenngleich nicht wechſelmäßig, doch nach gewöhnlichen Civilrecht obligirt 
bleibt. Sie berühren ferner die VBerbindlichfeiten anderer an dem Wechſel Betheiligten 
durchaus nicht (Art. 3), treffen vielmehr in ftrenger jubjectiver Beſchränkung nur die 
Wirkſamkeit des Wechſels in-Bezug auf die wechlelfähige Perſon. Ausländer werden 
nad) ihren Recht beurtheilt, verpfliditen fich aber durch in unferem Inland übernommene 
Wechjelverbindlichkeiten, wenn jie nur nad unſerem Geſetz wechlelfähig find (Art. 84). 

Eine Ueberficht der an den Wechfel ſich anknüpfenden rechtlichen Berhältniffe wird 
am beten erlangt, wen man den Yauf des Wechſels won jeiner Entftehung bis zu ſei— 
nen Ende verfolgt. 

I. Der Wechſel entfteht durch Ausftellung, und zwar in einer genau beſtimmten 
ichriftlichen Form, deren Ergreifung eben als Kennzeichen des ernftlichen Verpflichtungs— 
willend dient, die aber dem Verlehr keinen Zwang anthut, weil der Wechjel nicht für 
gewiſſe Fälle oder Berträge abjolut vorgefchrieben ift, jondern als generelle und formelle 
Art der Willensertlärung zwar überall, gleichviel, was der Grund unterliegender Verhält— 
niſſe jein mag, gewählt werden kann, aber nirgends rechtlich nothwendig, um überhaupt 
eine Berbindlichfeit zu begründen, gewählt werden muß. 

') ©. über das Dogmatiſche Runge, ©. 42. 276. 
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Die Werhfelorpnung ftellt zunächit die Formerforderniffe der Tratte !) zufammen 
(Art. 4): Bezeihnung als Wechſel; Angabe der Geldſumme (vgl. Art. 5), welche nur 
eine einheitliche fein kann (Ausichluß des Zinswechlels, Novelle 4), während der Hypo— 
thekenwechſel nicht verboten, aber ſehr unüblich ift; die Berfon (Nemittent) deſſen, an 
den gezahlt werden foll (Wechſel au porteur gibt es nicht); die Zahlzeit, nach der meh: 
vere Unterarten von Wechjeln gemacht zu werden pflegen; die Unterjchrift des Aussteller 
(Traffanten), Unterfreuzung u. dgl. muß notaviell beglaubigt werden (Art. 94) und Un: 
terfchrift durch einen Andern wird in Art. 95 geregelt; Ort, wonach die Gültigkeit beur: 
theilt wird (Art. 85), und Zeit der Austellung; der Name deſſen, ver zahlen joll (Trals 
fat); Zahlungsort, der, wenn er ein anderer, als der Wohnort des Traſſaten ift, den 
Begriff des domicilirten Wechjels hervorruft (Art. 24) und der jegt auch derjelbe fein 
kann (Platwechiel), wo der Wechſel ausgeftellt wird. Dazu kommt leicht noch dieſe 
oder jene nicht nothmwendige, aber häufig übliche Clauſel als acciventieller Inhalt *). 
Uebrigens kann auch die Zahl der an jich für den Begriff der Tratte erforderlichen drei 
Perjonen, theils vermehrt, theils vermindert erfcheinen. Die Commiſſionstratte führt 
außer dem Namen des Traſſanten allenfall8 noch den feines Committenten in den Wech— 
jelinhalt, ohne jedoch ſonſt deſſen Wirkung zu berühren. Im der Tratte an eigene Ordre 
find Ausfteller und Remittent, in dem traffirt =eigenen Wechſel (Eigenwechjel in Tratten: 
form) Traffant und Acceptant identiſch. Beide find geſetzlich anerkannt (Art. 6). 

Der eigene Wechſel 9), den die Wechlelordnung förmlich recipirt hat (Art. 96), 
bedarf nur der Bezeichnung als Wechjel, der Geldſumme, des Ausftellers, der Zahlungs: 
zeit, alles wie bei der Tratte. Auch fann er domiclirt, d. h. mit einem bejonderen Zab- 
lungsort (Art. 99) verjehen werben. 

Ausländifhe Wechfel werden in Betreff der Form nach dem echte Des Aus: 
ftellungsortes beurtbeilt, allein fie gelten, wie die zwiſchen Inländern im Auslande ge 
ſche henen Wechlelacte, im Inlande, wenn fie deſſen Erforderniffe entſprechen (Art. 85). 

In der Auslegung der weſentlichen Formerforderniſſe, die immerhin zu einer reichen 
Caſuiſtik Anlaß geben, find dem Nichterermeijen die engjten Grenzen gezogen. Jeder Man: 
gel an den objectiven Eijentialien macht das betreffende Papier überhaupt unfähig, als 
Wechfel zu fungiren (Art. 7), wenn auch Dadurch nicht ausgeichloffen ift, daß es immer 
noch als gewöhnliche Schuldurfunde wirkſam fein mag. Die Berfülihung einer mechjel- 
mäßigen Unterjehrift beeinträchtigt aber die Schuldigfeit der ſonſt vorhandenen echten in 
feiner Weife (Art. 75. 76; Kellerwechſel). Der formell=äuferlich richtige Wechſel gilt, 
quia ita seriptum est, als Willenserklärung des Inhalts. Indeſſen iſt es eine offene, 
auch von der Wechjelordnung nicht beantwortete Frage, welche Bedeutung bei echter Uns 
tevichrift einer nachweisbaren VBerfälichung des Inhalts zufommt und ob der Einwand des 
Ausitellers, daß ev den Inhalt trog feiner Unterſchrift nicht gewollt habe, wie das nament⸗ 
lich bei Unterzeichnung eines Blanfetts der Fall fein kann, zu bören fer ®). 

Jeder gezogene Wechſel kann und muß ſogar auf Verlangen des Nemittenten oder 
eined Indoffatars, alſo von Haus aus, oder erft ſpäter, vervielfältigt werden. In ſolchem 
Fall gibt e8 eine Prima, Secunda= u. |. w. Ausfertigung. Die Wechſelordnung bejagt, 
wie damit zu verfahren fei (Art. 66 ff.). Eine jede der Ausfertigungen wird ein eigener 
Wechſel, und als folcher ihrer eigenen Girculation, des Indoffamentes, Acceptes u. |. w. 
fähig ; allein durch Bezahlung der einen wird der objective Beſtand, auf dem alle ruben, zu 
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Gunſten des Austellers aufgehoben (Gorrealität). Dem nad) der Abſicht der Exempli— 
fication jollte infofern doch nur Ein Wechſel vorhanden fein. Dagegen bleiben die In— 
doſſamente und weiteren Schiejale der einzelnen Exemplare völlig jelbititändig (Art. 67) }). 

E8 kommen ferner auch Copien des Wechſels vor, von denen eine jede wiederum 
für die darauf kommenden Indofjamente ald Original gilt (Art. 70—72) ?). 

Für den Ausfteller, d. h. fir demjenigen, welcher den Wechjel als ſolchen unter- 
ſchreibt ſowie für denjenigen, welcher mitunterfchreibt, für ven letzteren ſelbſt dann, 
wenn er fich nur als Bürge (per Aval) bezeichnet (Art 81) 3), hat der Ausftellungs- 
act die Bedeutung, daß er damit die Willenserklärung abgibt, für die Realifirung des 
Papiers einftehen zu wollen. Seine Erflärung bindet als Ausfluß des ernftlichen, in der 
Wechſelform ausgedrüdten und jedenfall durch das Bewußtſein der DBerantwortlichteit 
getragenen Willens. Aus welchen Motwen die Willenserklärung hervorgeht, ob völlig 
Ipontan, oder in Folge übernommener Berpflichtung (pactum de cambiando, worüber 
mitunter ein Interimsſchein oder Interimswechſel ausgefertigt wird), ob aus der Abjicht, da— 
durch eine Schuld zu löfen, oder eine Forderung zu begründen, ob aus Rückſicht für die eine 
oder für die andere Perſon, ift bei dem heutzutage anerkannten formalen Charakter des Wechjels, 
auf dem jeine Brauchbarfeit für alle mögliche Zwede beruht, gleichgültig. Ebenſo gleich— 
gültig erſcheint es, ob und melche Gegenleiftung (Valuta) der Ausfteller empfängt. Der 
Wechjel hat zugleich eine ftreng eimfeitig verpflichtende Natur. Dan muß alfo das aus 
dem Wechſel als Yiteralact entipringende äußere Verhältniß vollitindig von dem inneren 
Rechtsverhältniß zwifchen den betheiligten Perfonen trennen. Der einzige Grund des 
Wechſels ift der darin fich fundgebende Wille, die Gredithaft für dieſes Papier zu über: 
nehmen. 

Dieſe Willenserflänung erzeugt freilich nod feine vechtlich greifbare Berechtigung eines 
Andern, fo lange der Wedhfel in der Hand, des Ausftellers bleibt. Allein ihre Bedeutung 
it die, Daß fie wirffam wird, fobald der Wechſel in Yauf kommt. Dies geichieht ent— 
weder dadurch, daß der Ausiteller den Wechſel in der Abficht, ihn im Yauf zu een, 
einem Andern begibt, oder, und darin zeigt fich eben die VBerantwortlichkeit der Creation, 
dadurch, daß der Wechſel aus jeinem eigenen Gewahrſam oder aus dem des Dritten, 
welchem er keineswegs in der Abficht, ihn cireuliven zu lafjen, fondern, vielleicht um— 
gefehrt, um ihm zu bewahren, übergeben wurde, ohne oder gegen den Willen des Aus- 
ſtellers in Girculation gerät. Denn in dem legteren Fall ift der Ausfteller nur in 
beſchränktem Umfang, gegen Abhandentommen (Art. 73. 74) und allenfalld dem bösgläu- 
digen Inhaber gegenüber geſchützt. Im übrigen hat er die Gefahren und Folgen feiner 
Ausftellung eines ſolchen Werthpapierd, von dem er fid) jagen muß, daß es jelbft ohne 
jeinen Willen in Yauf kommen fann, und das daher vorfichtigenweife, womöglich erft dann, 
wenn es in Yauf kommen jol, fertig außgeftellt wird, zu tragen ®). 

MI. Aus der Begebung an eine andere Perſon entjpringt die Möglichkeit, daß der 
Wechſel unabhängig von dem Ausfteller weiteren Schidjalen entgegengeht und daß der 
Ausfteller in die Yage verfegt wird, denjelben realijiven zu müſſen. Die Begebung ift 
zunächft der thatlächliche Vorgang der Befigübertragung, durch welchen dev fertige Wechjel 
in fremde Hand gelangt. Die Bedeutung diejed Vorgangs kann, abgefehen von der vor— 
erwähnten Berantwortlichkeit de8 Begebenden, weldye dahin führt, daß er, weil er einen 
Wechſel aus der Hand und damit der Girculation preisgegeben hat, fpäteren Ermwerbern für 
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die Realifirung einftehen muß, auch wenn e8 gar nicht fein Wille war, den Wechſel in 
Girculation zu jegen, im Verhältnig zu dem Nehmer eine jehr verfchtedene fein. Es kann 
Kauf, Darlehn, Aufbewahrung, Mandat, Zahlungsempfang u. |. w. der Wechjelbegebung 
zu Grunde liegen. Darnach beſtimmen ſich die inneren Nechtöbeziehungen zwiſchen Geber 
und Nehmer des Wechſels. Nach außen aber hat der Begebungsact infofern einen rein 
formalen Charakter, als er, völlig unabhängig von der inneren causa der Uebertragung 
dem Publikum gegenüber den Nehmer zum legitimirten und ſomit dispofitionsfähigen In= 
haber des Wechſels macht. Man braucht nicht einmal eine Präfumtion zu unterftellen 
daß jede Begebung im Zweifel aus der Abficht, daß der Nehmer den Wechjel für ſich 
gebrauchen joll, hervorgehe. Es genügt der Hinweis darauf, daß der Begeber des Wech— 
jel8 weiß und wiſſen muß, daß er den Nehmer in die Möglichkeit-verfegt, über den Wechiel 
zu disponiren. Durch die formell = äußerlich berechtigte Innehabung wird aber der Em: 
pfünger (Adreſſat) des eigenen Wechjels, wie der Tratte (Remittent) jedenfalls nad) außen 
hin der vollftändig legitimirte Vertreter und Ausübungsberechtigte des Wechſels. 

Inden Durch die Begebung in diefem Sinne die in der Ausftellung bereits für ſol— 
hen Fall enthaltene Willenserflärung in praftifche Geltung tritt, haftet demnach nunmehr 
der Ausfteller dem Nehmer und eventuell allen durch Indofiament berechtigten Nachfolgern 
bei dem eigenen Wechſel ummittelbar für Zahlung, die er felber zu leiften hat, bei ver 
Tratte dafür, daß diefelbe von dem Trafjaten acceptirt und bezahlt werden wird (Art. 8). 
Tiefe Haft ift Folge der aus der Ausftellung fliegenden Greditgarantie für das Werth: 
papier, welche jchon in dem Ausftellungsacte allen künftig berechtigten Inhabern gegemüber 
erklärt worden ift und durch doctrinelle Zweifel über die Möglichkeit einer obligivenden 
Erklärung ohne beftimmte Individualifirung der dadurch zu berechtigenden Perjonen nicht 
geftört werden Fan ). 

III. Bon dem erjten Nehmer aus kann der Wechſel, der jo lange als Ordrepapier 
erſcheint, als ihm nicht ausdrücklich diefe Eigenfchaft entzogen wird (Art. 9. 98, N. 2) 
durch Indoſſament oder Giro weiter übertragen werben 2). Das Giro ift eine 
ichriftliche Erklärung auf dem Original, dem Duplicat oder der Kopie des Wechſels, be- 
ziehungsweile auf deſſen Allonge. Eine befondere Form it nicht erforderlich; es genügt ſogar 
ſchon Blankoindofjament (Art. 11—13). Das Indoffament it an fi) die Erklärung des 
Indoſſanten, durch welche, weil der Indofjant dieſe Form gewählt bat, der Indofjatar legi- 
timirt wird, den Wechſel nach allen Seiten hin zu gebraudyen (Art. 10). Seine Wir: 
fung erklärt ſich wiederum aus dem Durch die firiete Form fund gegebenen obligatorijchen 
Willen, ohne daß es der vielfachen Bedenken der Theorie bedarf. Der Indoffant haftet 
dem Indoffatar und allen denen, welchen durch weiteres Indofjament der Wechjel über: 
tragen wird, wechſelmäßig für Acceptation und Zahlung, wie der erfte Ausjteller dem 
eriten Wechſelnehmer. Das Indoffament iſt aljo gleichfam eime neue Ausftellung des 
Wechſels. Es iſt nicht blos Ausdruck der Abficht, das Wechlelvecht übertragen zu wollen 
(Ceſſion), jondern zugleid eine weitere Greditgarantie des Wechfels, indem der Indoſſant 
aus diefer feiner Erklärung dem Indofjatar und allen ferneren Nehmern für die Reali— 
firung des Wechſels einfteht. Dieſe Creditgarantte iſt an ſich Durch den in der Form 
des Giro's erklärten Willen vorhanden, wird aber zu einer rechtlich greifbaren Verbind— 
lichkeit erjt durch Hinzutretende veelle Uebertragung des Papiers, wie Died bei Der 
ursprünglichen Austellung der Fall. Der Indofjatar tritt vollftändig in diejenige Yage 
des Wechſels und feiner Nechtsbeziehungen ein, wie jie zur Zeit des Indoſſamentes be 
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fteht ; jo namentlich auch in die Rechte aus dem bereitd erfolgten Accept (Art. 16). 
Auch das Indofjament ift purer Formalact, der die verſchiedenſte Urfache und Bedeutung 
nad innen, haben fann, während er nach außen ebenfo abjolut wirft, d. h. eine formelle 
Yegitimation zur Geltendmachung und Benugung des Wechſels verleiht, wie die Ausftel- 
lung. Das innere Verhältniß des Indoffanten zum Indoſſatar ift daher wieder völlig 
zu trennen. 

Das Indoſſament kann übrigens durch mancherlei Zufäte modificirt werben. Durch 
den Zuſatz „ohne Obligo“ Tehnt der Indoffant die Gewähr ab (Art. 14), durch den Zu— 
jag „nicht an Ordre“ (Rectaindoffament) wird der Indoffatar gehindert, weiter zu in- 
doffiven (Art. 15), durch den Zufag „zur Einkaſſirung“ oder „in Procura“ u. dgl. gibt 
der Indoſſant zu erkennen, daß der Indoſſatar nicht Eigenthümer des Wechſels werden, 
fondern nur als Vertreter die Rechte ausüben joll (Art. 17). Rückindoſſament ift das- 
jenige, welches auf den erften Ausfteller, oder auf eimen früheren Inboffanten lautet. 
Ebenſo gut kann e8 auf den Traffanten oder Acceptanten lauten (Art. 10). Die Folgen 
des Zuſammentreffens von Berechtigung und Verbindlichkeit ergeben fi in jedem ein= 
zelnen Fall. 

IV. Für die Realifirung des Wechſels gilt es zunächſt die Annahme (Accept) 
zu erlangen. Der Wechjel wird zur Annahme präjentirt . Eine folde Präfen- 
tatıon ift bei Verluſt des Regreſſes gegen die Vormänner nothwendig bei allen Wechſeln 
auf eine gewilfe Zeit nach Sicht, um den Zeitpunkt des Berfalld zu firiren (Art. 19), 
Sie ift ferner nothwendig, wenn der Ausfteller eines Domicilwechſels dies vorgefchrieben 
bat (Art. 24, Ab. 2). Sonft ift jeder Inhaber eines Wechfels, auch der des eigenen, 
wiewohl bei diefem dazu aufer den eben berührten Fällen feine Veranlaſſung, namentlich 
aber der des trafjirten berechtigt, zur Annahme zu präfentiven; und zwar in der Regel fo- 
fort, mas jedoch bei einigen Wechfelarten eine Modification erleiden kann (Art. 18. 19, 
Nov. 5), und am gehörigen Orte (Art. 91). 

Die Annahmeerflärung (Accept) 2) geſchieht Ichriftlich, ſchon durch bloße Na— 
mensunterichrift auf der Borberfeite des Wechſels, auf die ganze Summe oder auf einen 
limitirten Betrag. Andere Einſchränkungen gelten als Berweigerung der Annahme, jedoch 
jo, daß der Acceptant aus dem Inhalte feines Accepts verhaftet bleibt (Art. 21. 22). 
Bei dem eigenen Wechſel ift das Accept nur eine Wiederholung des Zahlungsverſprechens 
des Ausftellers, bei der Tratte dagegen die ummwiderruflibe (Art. 21, Abi 3) Erklärung 
des Traffaten gegenüber dem Wechjelinhaber, mit dem er bis dahin in gar feiner Bezie- 
bung ftand, zahlen, ſowie gegenüber dem Traſſanten, wenn dies nicht ſchon früher ge— 
Ichehen, deſſen Anmweifung Folge geben zu wollen. Beide Verpflichtungen des Accep— 
tanten gehen nad Wechjelrecht, ohne daß dieſer darum Wechſelrecht gegen den Traſſanten 
erwirbt (Art. 23). Auch das Accept ift rein formell werbindende Willenserflärung, deren 
Wirkſamkeit von dem Motiv oder dem inneren Rechtsgrund unabhängig ericheint. Aus 
der Annahme folgt zugleich die Befugniß des Werhjelinhabers oder Beſitzers, unter ger 
wiffen VBorausfegungen Sicherheit für die Zahlung zu fordern (Art. 29, Nov. 6), bezie— 
hungsweife im Falle der Verweigerung der Sicherheit feitend des Acceptanten Securi— 
tätöproteft aufnehmen zu lafjen, auf welchen hin die Bormänner wegen Cautionsbeftellung 
in Anſpruch genommen werben fünnen. 

Die Verweigerung des Acceptes führt zur Aufnahme des Proteftes man- 
gels Annahme, welche durch einen Notar in beftimmter Weiſe gejchehen und in bes 
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ftummter Form urkundlich gemacht werden muß (Art. 87—90) !) Aus der feitgejtellten 
Weigerung find die Indoffanten und die Ausfteller dem Wechlelinhaber verpflichtet, — jedoch 
nur gegen Aushändigung der Protefturfunde, welche aljo nothwendige Borausjegung it, — 
wegen der verweigerten Wechjelfumme und der durch die Nichtannahme entftandenen Koften 
durch gerichtliche Depofition oder in anderer Weife Sicherheit zu leiften (Art. 25). Darauf 
geht die Negrefflage mangels Annahme 2), welche beliebig gegen jeden der mehreren Bor: 
männer (per saltum) gerichtet werben kann (Art. 26). Die beftellte Kaution haftet nicht 
blos dem Negreßnehmer, jondern aud allen Nachmännern deſſelben (Art. 27). Sie it 
zurüdzugeben, wenn Annahme oder Zahlung des Wechjeld erfolgt, wenn Die Wechfelflage 
erlojhen oder ein Jahr nad dem Verfall ohne Klageerhebung verfloſſen ift (Art. 28). 

Den Folgen der Armahmeverweigerung kann Dadurch vorgebeugt werden, daß em 
Dritter feine Ehrenannahme (Intervention) erklärt 3). Dieſe gejchieht entweder aus 
eigenem Entſchluß, und eine ſolche braucht der Wechfelinhaber, wenn er nicht will, nicht 
zuzulaffen, oder in Folge einer dem Wechſel einverleibten Nothad reſſe *), welche ver 
Wechſelinhaber refpeetiven muß. Da der letztere nur ein Intereſſe daran hat, daß accep- 
tirt wird, jo fann die Ehrenannahme beliebig zu Ehren dieſes oder jenes Vormannes er: 
folgen. Bis zu dieſem hin wird durch fie der Wechſel acceptirt, alſo ver Anlaß zu 
Sicherheitsregreß befeitigt. Der Interwenient haftet aus der Ehrenannahme für Zahlung, 
jedoch nur bis zu Präfentation am zweiten Werktag nach dem Zahlungstag des Wechiels. 
Welches Rechtsverhältniß zwijchen dem Interwenienten und dem Honoraten bejteht oder ent: 
fteht, ift für den Wechjel gleichgültig ; indeſſen muß erſterer bei Haft für allen Schaden den 
letzteren in bejtimmter Form benachrichtigen (Art. 56—61). Aus dem Ehrenaccept ent- 
jpringt, wenn es nicht zur Zahlung führt, ein Anſpruch auf Provifion (Art. 65). 

Zur Zahlung verpflichtet ift nur der Ausfteller des eigenen Wechſels und ver 
Acceptant, ſei diefer der Trafjat, oder ein Dritter (als Ehrenacceptant). Ebendeshalb, 
weil der Traffat von Haus aus dazu nicht verpflichtet ift, verſucht die Präfentation zur 
Annahme, eine Berpflichtung (Accept) zu erzielen. Ohne Annahme kann der Wechjelinba- 
ber den Trafjaten zur Zahlung nur auffordern, nicht zwingen. Die Zahlung muß, wenn 
fie als ſolche gelten joll, in gehöriger Weiſe (über die Münze |. Art. 37, über Theilzab- 
lung Art. 38) zur Verfallzeit, für deren Berechnung mit Abſchaffung der früher üblichen 
Reſpecttage Das Gefe mehrfache Beftimmungen trifft (Art. 30—35. 92. 93), und an 
dem gehörigen Orte Art. 43. 99) geichehen °). 

Um zur Zahlung des Wechleld zu gelangen, findet die Präſentation zur 
Zahlung ftatt ®%. Yu einer ſolchen Aufforderung berechtigt ift der legitimirte Inhaber 
des Wechſels. Das ift entweder der erfte Empfänger des eigenen, wie des trajjirten 
Wechſels (Nemittent), oder derjenige, auf welchen durch Indofjament (auch in blanco), 
beziehungsweife Durch eine ununterbrochene Kette von Indoffamenten, in welder ausge— 
ftrichene Giro's für nicht vorhanden gelten, das Wechſelrecht ſammt dem Wechſel ſelbſt 
übertragen worden ift (Art. 36). Der Wechlelinhaber muß aber auch präfentiren, info: 
fern Durch die Präjentation und den Proteft feine eventuellen Regreßanſprüche bedingt 
find. Solches ift nicht nur bei manchen bejonderen Unterarten in der Weiſe der fall, 
daß eine gemifje Friſt einzuhalten ift (Art. 31), jondern auch bei allen trafjirten Wech 
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ſeln, da der Regreß gegen den Ausſteller von dem Proteſt mangels Zahlung ab— 
hängt (Art. 40 N. 1), und bei allen acceptirten, inſofern der Acceptant ſonſt nach Ablauf 
der Proteſtzeit, um ſich ſeiner Verpflichtung zu entledigen, auf Gefahr und Koſten des 
Wechſelinhabers deponiven kann (Art. 40). Gar nicht verpflichtet zur Präſentation iſt 
der Inhaber eines nicht domicilirten eigenen Wechſels (Nov. 8). 

Der Bezogene braucht die Echtheit der Indoffamente nicht zu prüfen, Jondern nur 
die äufere Form und Kette (Art. 36 Abf. 3); vorausgeſetzt, daß nicht ein Verſchulden 
oder gar Kenntniß der Umechtheit vorliegt. Die Zahlung ſelbſt braucht nur zu erfol- 
gen gegen das Wechielpapter, und zwar feitend des Acceptanten gegen das acceptirte 
Exemplar, während der Trafjat oder der Ausfteller, der nicht zugleich Acceptant tft, bei meh— 
reren Exemplaren gegen ein jedes mit der Wirkung, daß alle erlöfchen, zahlen kann. Bet 
voller Zahlung erfolgt die Aushändigung des Wechſels, bei Theilzahlung darf der Zah— 
lende Notiz auf dem Wechfel und Quittung auf einer Abichrift deſſelben fordern (Art. 
39). Dft kommt als einftweiliges Surrogat der Zahlung Prolongation vor. Einer ders 
artigen Uebereinfunft, durch welche der Inhaber Gredit gewährt, fteht nichts entgegen. 
Aber fie iſt am fich ohne Einfluß auf die Verjährung der Wechlelflage gegen den Accep- 
tanten (nad Art. 77). 

Berweigerung der Zahlung hat zur Folge, daß der Wechfelinhaber eines 
acceptirten Wechjels gegen den Acceptanten (Art. 33. 44) und der eines eigenen Wech— 
ſels gegen den Ausfteller (Nov. 8) alsbald die Wechfelflage auf Zahlung anzuftellen bes 
rechtigt iſt. Inſofern aber der Inhaber eines traffirten Wechſels in die Lage kommt, gegen 
einen Indoffanten oder gegen den Ausfteller Regreß zu nehmen, muß er Proteft man- 
gels Zahlung erheben (Art. 41, Nr. 2); eine Verpflichtung, die jedoch (nicht aber die 
Präfentation) unter Umftänden erlaffen werden faıın (Art. 42). Der Proteft muß am 
Berfalltage, oder jpäteftend am zweiten Werktage nachher, am gehörigen Orte, was na= 
mentlich für Domicilmechfel wichtig wird (Art. 43), und in gehöriger Form, welche die— 
jelbe ift, wie bei dem Proteft mangels Annahme (Art. 87 ff.), aufgenommen werden )). 
Auch Hier verhilft möglicherweife die Intervention eines Dritten, Ehrenzahlung ?), 
zur Realiſirung und erfpart dem Wechlelinhaber die Folgen der Zahlungsweigerung. Dieſe 
faun von Seiten eines Dritten geſchehen, welcher als Nothadreifat oder Ehrenacceptant 
auf denn Wechſel fteht. Einem ſolchen muß der Wechjelinhaber zur Zahlung präfentiren 
und von ihm Zahlung annehmen. Die freiwillig gebrachte Zahlung muß der Inhaber 
aber auch von jedem andern freinden Interwenienten annehmen (Art. 62). Der Ebren- 
zahler Hat Aushändigung des Wechlels ſammt Proteft gegen Exftattung der Koften zu ver— 
langen und tritt ganz an die Stelle defjen, zu deſſen Gunften, und das fann irgend einer 
der Wechlelverpflichteten fein, er den Wechjel honorirt (Art. 63). Eigene Fürforge ift für 
den Fall getroffen, wo mehrere Intevvenienten auftreten (Art. 64). 

V. Wird die Zahlung des Wechſels von dem Acceptanten, Traffaten, Domictliaten 
oder (bei eigenem Wechfel) von dem Ausfteller verweigert, ſo ift der Inhaber deſſelben berech— 
tigt, gegen alle Wechfelverpflichtete, oder gegen irgend einen von ihnen die Wechjelklage zu 
erheben, beziehungsweile Regreß mangels Zahlung zu nehmen 3); "bei indofjirten 
Wechſeln namentlich auch gegen alle Indoffanten (Art. 49. 98, N. 6). Vorausſetzung ift 
die Präfentation und Protefterhebung, deren bereits gedacht wurde. Daneben foll aber 
der Negrefnehmer bei Meidung des Schadenserfaged und unter dem Nachtbeil, daß ſonſt 
Der Regreß ſich auf die blanfe Wechlelfumme ohne Zinfen und Koften beichräntt, feinen 


) Kunde, $. 39; Thöl, 8. 234. 
2) Runge, $. 44; Renaud, $. 73; Thöl, $. 271. 
”) Runge, $ 405 Renaud, $. 84; Thöl, 234 fi. 
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I. Einleitung. 


Die Kirche, die Kirchen und dns Kirchenrecht. 


Nicht für die Bezeichnung aller Religionsgeſellſchaften, jondern nur für die folder 
Bereinigungen, welche auf dem Boden des Chriftenthums ftehen, hat die Spradye den Ge— 
brauch des Wortes: „Kirche“ firirt. Die Kirche kann daher mur als die Gemeinſchaft 
Derer befinirt werden, welche durch den chriftlichen Glauben verbunden find. Da aber 
die Kirche von ihrem Stifter den Auftrag und die Mittel zu fortdauernder Pflege und 
Weiterwerbreitung der hriftlihen Lehre empfangen umd zur Verwirklichung dieſer ihrer 
Aufgabe eine beftimmte in die äußere Erfcheinung - tretende Organifation entwidelt hat, 
fo muß fie auch zugleich als diejenige Anftalt bezeichnet werden, weldye zum Glauben an 
Ehriftus ſammelt. Der Grund der Kirche und ihrer Organifation ift die chriftliche Offen- 
barung und wenn man auch infofern, als dieſes Fundament für alle Bekenner des Chriften- 
thums ein gemeinſames Band bildet, — abgeichen von dem gleich Darzulegenden katho— 
lichen Standpunkt — nach dem Borgange der Apologie der Augsburger Confeſſion von 
1531 Art. VII. und VIII. von Einer criftlihen Kirche (umfafjend die „homines spar- 
sos per totum orbem qui de evangelio consentiunt et habent eundem Christum, 
eundem spiritum sanctum et eadem sacramenta sive habeant easdem traditiones 
humanas sive dissimiles“) ſprechen kann, jo haben ſich Doch die verſchiedenen Auf: 
faffungen der Urkunden des Chriftenthums in verfchiedenen Kirchen verförpert, und es be— 
ftehen daher die griehifche, die katholiſche und die nach ihren beiden Hauptrichtun— 
gen in die lutheriſche und reformirte zerfallende evangelische Kirche als gefon- 
derte äußere Anftalten neben einander. 

Ohne eine beftimmte äußere Ordnung, welche die Anwendung der der Kirche über: 
tragenen Gnadenmittel und religiöfen VBollmachten und die Wirkung derſelben auf die in= 
nere fittlihe Seite der Menfchen ermöglicht und jichert, kann feine der inmitten des 
weltlichen Lebens ftehenden Kirchen, ihre Aufgabe verwirklichen. Damit ift die Nothwen— 
digkeit eines beftimmten Rechts für die Kirche gegeben, und es läßt ſich der Begriff des 
Kirchenrechts (des ius ecclesiasticum) als die Gefammtheit derjenigen 
Normen faflen, welche das Leben der Kirche ald einer äußeren, ſichtbaren 
Gemeinſchaft regeln. In das Kirchenrecht gehört demnach die Darftellung ber 
Grundſätze, welche die Rechte der durch ihre Negierungsorgane repräfentirten Kirche als 
folcher zu ihren Gliedern, die Rechte diefer Einzelnen, und das Verhältniß der Kirche und 
ihrer Anhänger zum Staat, ſowie zu den ihr Nichtangehörigen und den anderen Kirchen 


) Ueber den damit nicht zufammenfallenden Begriff de8 ius canonicum f. oben 5. 116. 
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und Religionsgejellihaften betreffen. Wem man vielfach die Geſammtheit Diefer Normen 
in der Weile in die beiden Kategorien: öffentlibes= und Privatfirhenredt ein— 
getheilt hat, daß dem legteren die Negeln über die Stellung der einzelnen Glieder als 
jolcher, dem erfteren aber alle übrigen anheimfallen, jo verkennt dieſe praktiſch um 
einzelnen ſchwer durchführbare und ſchiefe Glafjification, dag auf den Gebiete der Kirche 
der Wille des Einzelnen nicht das beftimmende Moment fir die Feſtſetzung feiner Bes 
fugniffe und Berpflichtungen tft, ſondern daß diefe letzteren ebenfall® in der dem Belieben 
des einzelnen Nechtsjubjectes unerreihbaren Organifation der Kirche ihren Grund haben. 
Die jonft hergebrachten Eintheilungen des Kirchenrechts in ius ecelesiastieum commune 
und particulare, jowie in ius eccles. generale und singulare erflären ſich von jelbit. 

Hinſichtlich der Stellung des Kirchenrechts im allgemeinen Rechtsſyſtem ift eine ver— 
ſchiedene Auffafjung möglich und berechtigt. Den beiden Hauptgattungen des Rechts, 
öffentliches = und Privatrecht, kann es nicht untergeordnet werden. Dieſe Eintheilung nimmt 
den einzelnen Staat, in welchem ſich alles Recht verwirklicht, zum Fundament an, bie 
Kirche ift aber ein Organismus, welde ihrer univerjellen Bedeutung und Richtung gemäß 
zwar in den Staaten zur äußeren Erſcheinung gelangt, aber immer über den einzelnen 
Staat hinausgeht, umd vielfach namentlih im Mittelalter ihr Recht unabhängig vom 
Staat entwidelt hat. Da e8 ſich demnach um incommenfurable, nicht in eine Linie zu ftel= 
lende Größen handelt, jo muß bei ver Glafjification der einzelnen Rechtsgebiete das Kir: 
chenrecht nur dem Gebiete des öffentlichen-, wie des Privatredhts, alfo dem weltlichen 
Rechte überhaupt als geiftliches Recht entgegengefegt werden, ein Standpunkt, welcher im 
Mittelalter bei der ausjchlieglichen Negulivung einer ganzen Reihe von Lebensverhältniffen 
praftijche Verwirklichung gefunden hat und auch noch heute in der Bezeichnung ius 
utrumque feftgehalten wird. Andererfeits kann indeſſen das kirchliche Recht lediglich vom 
Standpunft des Staates aus betrachtet werden. Weil der lettere für alles, was fi in- 
nerhalb feines Territoriums befindet und feines Schutzes theilhaftig werden will, auch Die 
rechtlichen Normen zu jegen befugt ift, den einzelnen Staat aber die Kirche, inſoweit fie 
über ihn hinansgreift, nicht interefjirt, Jo ift aud die Anſchauung möglich und fie iſt Die 
der heutigen Staatspraris, daß das Recht der einzelnen Kirchen das Recht der im Staate 
beftehenden hervorragendften Gorporationen und Gefellichaften, mithin einen Theil des ftaat- 
(ichen Gefellichaftsrechts, bildet. Freilich iſt ſchon hier darauf aufmerffam zu machen, 
daß die katholiſche Kirche diefe Anſchauung in Folge ihrer Auffaffung des Verhältniſſes 
zwifchen Staat und Kirche nicht als berechtigt anerkennt. 

Zum Weſen jeder Kirche gehört begrifflih ein beftimmter pofitiwer Glaubensgehalt. 
Diefem muß die Organifation und das Recht der einzelnen Kirchen entſprechen. Daber 
ift mit der Verſchiedenheit des Dogmas auch zugleich eine Verſchiedenheit des Rechts Der 
einzelnen Kirchen gegeben und e8 muß ferner einer Gonftruction des Kirchenrechts auf 
naturrechtlicher Grundlage und der Annahme eines |. g. natürlichen aus dem Ge— 
ſellſchaftsbegriff zu Ichöpfenden Kirchenrechts, — Theorien, auf welden eine ganze 
Anzahl im vorigen Jahrhundert und Anfang des gegenwärtigen erfchienener Werke, jo 
3. B. die früher viel gebrauchten Bücher von ©. von Wiefe (F 1824) ) bafiren, — Die 
Berechtigung abgeiprochen werden. In den bisherigen Darftellungen ift jene eben berührte 
Verſchiedenheit im Nechte der einzelnen Kirchen zwar nicht verfannt, es ift ihr aber praftijch 
dadurch zu wenig Rechnung getragen, daß man gewöhnlich das katholiſche und proteftantiiche 


') Grundfäge des gemeinen in Deutfchland üblichen Kirchenredhts, Göttingen 1793, Aufl. 6. 
von Morftabt, Göttingen 1850, und Handbuch des gemeinen ꝛc. Kirchenrechts, Leipzig 
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Kirchenrecht nicht getrennt, umd fo nicht nur dem proteftantifchen Kirchenrechte die unpaſſende 
Syſtematik des fatholiichen aufgezwungen, jondern aud die Unterlaffungsfünde begangen 
hat, die Vereinbarteit mancher heute für die ewangelifche Kirche noch als maßgebend erklär— 
ter katholiſcher Rechtsſätze mit dem Geifte derjelben genau zu prüfen. In der nachfolgen- 
den Meberficht ſoll das Recht jeder Kirche geſondert dargeftellt werden. 


II. Das Recht der katholischen Kirche. 


A. Die dogmatifhen Grundlagen der Berfaflung. 


Nach katholischer Yehre ift die Kirche die Geſammtheit aller Derjenigen, welche durch 
die Gemeinschaft deſſelben chriftlichen Glaubens und verjelben Sacramente unter dem Re— 
giment ihrer Ichriftmäßigen Oberhirten oder Biſchöfe und beſonders des fichtbaren Stell- 
vertreters Chrifti, des Papftes zu Nom, verbunden find. Diefe Kirche, für deren Begriff 
gerade die furz darakterifirte Verfaſſung weſentlich ift, hat allein darauf Anſpruch, die 
heilige, katholiſche, d. h. die allgemeine, apoſtoliſche und unfehlbare zu fein, während die 
übrigen chriftlichen Kirchen nach katholiſcher Anſchauung nur als Religionsgeſellſchaften, 
welche unberechtigterweile die Bande des Gehorſams zerriffen haben, gelten. Das Recht 
diefer Kirche beruht entweder auf göttlicher Anordnung oder auf menjchlichen Feſtſetzun— 
gen und jcheivet fich daher im ein ius divinum und ius humanum. Die Erfenntnif- 
quelle für das erftere bilden das alte und neue Teftament, von denen Das alte indeſſen 
nur binfichtlich feiner Ceremonial- und Rechtsvorſchriften in Frage kommt, fo wie die 
j. g. traditio divina, d. h. die von Chriftus erlaffenen, aber neben der heiligen Schrift 
nur mündlich fort überlieferten, und durdy die Uebereinftimmung der Kirchenwäter bezeug- 
ten Anordnungen, durch welche die heilige Schrift theils ergänzt, theild der Einn derfelben 
näher beftimmt wird. Das ius divinum ift ald ein ewig unwandelbares Recht dem Einfluß 
jeglicher geſetzgebenden Gewalt in der Kirche entzogen und gerade feinem Gebiete gehören 
die Fundamentalfäge über die Verfaſſung der fatholtichen Kirche an. 

Niedergelegt ift dieſes Necht, ſowohl das göttliche als auch das menſchliche — abgeſehen 
von der heiligen Schrift — in den oben (©, 116 ff.) beſprochenen Recdtsfammlungen und 
den in fie aufgenommenen, ſowie jpäter ergangenen Goncilienbeichlüffen (namentlich das 
neuere in denen des Concils von Trient) und den päpftlichen Decretalen. 

Nach weiterer katholiſcher Pehre hat die Kirche von ihrem göttlichen Stifter die nö— 
thigen Vollmachten zur Verwirklichung ihrer Zwecke erhalten und die Gewalt, welche die- 
ſen Bollmachten entjpricht, ſcheidet ſich in Die potestas magisterii, ordinis und iuris- 
dietionis, d. h. die Vollmacht, die vechte Yehre zu verbreiten, die göttlichen Gnaden und 
Heilsgüter, inöbefondere die Sacramente zu ſpenden, und endlich die Kirche zu leiten und 
zu regieren. Die beiden erften Vollmachten find beftimmt, auf die inmere und religiöfe 
Seite des Menjchen zu wirken, und wenn fie materiell höher ftehen, als die po- 
testas iurisdietionis, welche ihnen nur dient, infofern fie die gedeihliche Wirkiamfeit der 
beiden anderen Gemalten durch äufßerliche Anordnungen zu fichern berufen ift, jo kommt 
doch die potestas iurisdietionis allein ihrem inneren Weſen nad) für Das Rechtsgebiet in 
Betradt. Die potestas magisterii tangirt Dagegen das legtere nur deshalb, weil ihre 
Ausübung äußerlich geordnet werden muß, die in ihr Liegenden Befugniſſe alſo Objecte 
der potestas iurisdictionis jein fünnen. Die potestas ordinis hat zwar ebenfalld aus 
demjelben Grunde für das Recht Bedeutung, aber fie nimmt eine ſolche auch noch unter 
dem viel wichtigeren Gefichtöpunft in Anfpruch, daß ſie für die Negel die Borausjegung 
der potestas iurisd’etionis Bilder. 


"To 
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B. Die Hierarchie und die Leitung der Kirche durch diefelbe. 


$. 1. Die Bildung der Hierarchie. Die der Kirche gegebenen Vollmachten find 
nicht der Geſammtheit der Mitglieder derfelben, fondern nur einem beftimmten Stande inner: 
halb derfelben, dem Klerus, übertragen worden. Die Zugehörigkeit zu demſelben wird durch 
den Empfang der Weihe oder der Ordination erworben, d. b. desjenigen Sacramentes, 
welches die befondere geiftige Befähigung (facultas spiritualis) verleiht, die Firchlichen 
Heildgüter mit der von Chriftus verheißenen Wirkung zu verwalten. Unter den heiligen 
Functionen ift die bedeutungsvollſte: Die Darbringung des unblutigen Opfers Chriftt durch 
die Verwandlung von Brot und Wein in deſſen heiligen Leib. Die Fähigkeit dazu fteht 
ſowohl dem Biſchof, wie auch dem einfachen Prieſter (presbyter) zu, welche daher beide 
unter der Bezeichnung: „sacerdotes“ und „sacerdotium“ begriffen werben. Eine höhere 
Machtfülle im Vergleich zum einfachen Presbyter fommt aber dem Biſchof injofern zu, 
als er allein im Stande ift, durch Mittheilung des heiligen Geiftes das Priefterthum 
fortzupflangen. Denn nur die Biſchöfe gelten — allerdings jchon nad) einer Ende des 
dritten Jahrhunderts firirten Auffaffung — als die Nachfolger der Apoftel Hinfichtlich 
der Vollmachten und des Berufes derfelben zur Bezeugung und Bewahrung der apoſto— 
liſchen Ueberlieferung. Aus dem Diaconat, einem Amte dienender Stellung gegenüber 
dem Prieſterthum, deſſen Eriftenz ſchon für die älteften Zeiten der chriftlichen Kirche bes 
zeugt ift, haben ſich feit dem dritten Yahrhundert eine Reihe bejonderer Aenıter, auf 
welche die verfchiedenen und zwar die niedrigeren Functionen des uriprünglichen Diaconats 
übergegangen find, die Aemter des Subdiaconen, des Akolythen, des Exor— 
ciften, des Yectors und Oſtiarius herausgebilvet, und die Inhaber derjelben vom 
Diaconat an werden im Gegenfa zu den sacerdotes als Träger des ministerium oder 
als ministri bezeichnet. Somit umfaßt die Ordination oder der ordo, je nachdem 
man — was in der fatholifchen Kirche dogmatiſch nicht entſchieden iſt — die Stufe des 
Biſchofs und des Priefters als eine einzige, dem Weſen nach gleiche oder als zwei ver: 
ſchiedene auffaßt, jieben oder acht Weihegrade (ordines), deren Inhaber mit Rückſicht auf 
ihre verfchiedenartig abgeftufte Stellung die ſ. g. hierarchia ordinis bilden, und von de— 
nen früher jeder Grad bejonders und zwar der Reihenfolge nad vom Oftiariate auf, 
erlangt werden mußte. Von dieſen werben die vier erften (bis zum Subdiaconat inchuf.) 
ald ordines majores oder sacri, die übrigen ald ordines minores oder non sacri be 
zeichnet. Die letzteren find ſchon jeit mehreren Jahrhunderten nur formelle Durchgangs— 
ftufen geworden und fünnen daher gemeinjchaftlich verliehen werben, wobei denn auch zu— 
gleich die allerdings auch abgefondert mögliche Ertheilung der Tonjur, des äußeren 
Zeichens des Priefterthums, erfolgt. 

Bon dem Eintritt in den Klerikalſtand ausgeſchloſſen, alſo abjolut unfähig (inca- 
paces) fir die Ordination, jo daß die dennoch vollzogene volltommen wirkungslos (inva- 
lida) ift, find nur die Ungetauften und Weiber. Außerdem bat aber das Kirchenrecht 
noch eine Reihe von Erforderniffen für die Weihecandivaten aufgeftellt, deren Mangel 
zwar die Ordination nicht null, aber als unerlaubt (illieita) erjcheinen läßt und bie 
Ausübung des jo erlangten ordo, ſowie die Erlangung eines höheren, hindert: Die Abs 
weienheit der nöthigen Dualification und das VBorhandenfein eines der Weihe entgegen- 
ftehenden Impedimentes heißt technifch: irregularitas. Sie kann hervorgehen aus einem 
Mangel (defeetus), welder geeignet ift, der Winde und dem Anfehen der Geiftlichen 
beim Bolfe Eintrag zu thun oder ihm zur Verwaltung der geiftlichen Functionen untaug- 
lich erſcheinen läßt. Als ſolche |. g. irregularitates ex defeetu gelten der Mangel ber 
ehelichen Geburt (def. natalium), das Vorhandenſein Förperlicher Anftoß erregender oder 
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die Ausübung der geiftlihen Functionen bindernder Gebrechen und Krankheiten (def. cor- 
poris), der Mangel des nöthigen Alters, welches für den Biſchof das vollendete 30., für 
den Priefter das angetretene 25. Yebensjahr ift (def. aetatis), der Mangel der erforber- 
lichen Kenntniffe und Vorbildung (d. scientiae), die erft jüngft erfolgte Befehrung zum 
Chriftenthum (def. fidei), der ſ. g. def. sacramenti, der dann vorliegt, wenn der Betref- 
fende jchon in zwei durch Beiſchlafsvollziehung confummirten Ehen oder in der Ehe mit 
einer ſchon von einem anderen Dann fleiſchlich erfannten Perſon gelebt Hat, der Mangel 
der nöthigen Herzensmilve (def. perfectae lenitatis) bei ſolchen, melde erlaubterweiſe 
wie Richter, Zeugen, Soldaten x. durdy ihre Handlungen die Tödtung oder die Verſtüm— 
melung eines Menſchen herbeigeführt haben, der def. libertatis, wodurch Sklaven, Ehe ' 
männer ohne Gonjens ihrer Frau, Inhaber beftunmter Staatsämter, VBormünder, Ber- 
welter u. ſ. w., die ihrer Pflicht zur Rechnungslegung noch nicht genügt, ausgeſchloſſen 
werben, enblic der def. famae bei ſolchen, welche durch Erleidung von Ehrenftrafen oder 
Durch ihre Lebensweiſe und ihren Beruf der öffentlichen Achtung verluftig gegangen jind. 
Wegen der . g. irregularitas ex delieto ift dagegen der Eintritt in den Klerus allen 
denjenigen verwehrt, welde ſich vor Gericht erwiejene oder üffentlih befannt gewordene 
Bergehen und ohne Rückſicht auf das Moment der Publicität Die Verbredyen der Tödtung, 
Verftümmelung, Keterei, Apoftafie, des Mißbrauchs des Sacramentes der Taufe, des 
ordnungsmwidrigen Empfangs und der orbnungswidrigen Ausübung der Weihen, des Ber: 
ſuchs der Eheſchließung trotz der Ablegung des feierlichen Keufchheitsgelübdes (alfo feiteng 
eines Ordensgeiſtlichen oder eines Klerifers der höheren Weihen) haben zu Schulden kom— 
men lafjen. 

In den erjten Zeiten der Kirche wurde Niemand ohne die Erlangung eines Amtes 
an einer beftimmten Kirche (des ſ. g. titulus) ordinirt und damit war ohne weiteres der 
Lebensunterhalt des Geiftlichen ficher geſtellt. ALS ſpäter die Zahl der kirchlichen Aemter 
oder Beneficien für die Klerifer nicht mehr hinreichte, weihte man dieſelben abjolut ohne 
Rückſicht auf ein beftimmtes Amt, wenn ihre Eriftenz durch eigenes Vermögen geſichert 
war. Darin liegen die Anfänge des heutigen Rechts, welches die abjolute Ordination 
geftattet, aber als Bedingung derfelben für den Geiftlihen der Höheren Grade einen 
j. g. Titel im neueren Sinn, d. h. ein ftandesgemäßes Einkommen, verlangt. Neben dem 
noh immer als die Regel geltenden Titel der Amtseinfünfte (titulus beneficii) kom— 
men daher ſubſidiariſch vor: der ſ. g. titulus patrimonii, Das auf Immobilien radicirte 
Einfommen oder eime auf diefe Weiſe jeitens eined Dritten verficherte Rente (tit. pen- 
sionis), der |. g. tit. mensae, d. h. ein rechtöwerbindliches Verſprechen, nöthigenfalls, 
namentlich Bis zur Erlangung eines Beneficiums, dem Geiftlihen den erforderlichen Un— 
terhalt zu gewähren, deſſen Abart, der ſ. g. landesherrliche 3. B. in Defterreih, Batern und 
der oberrheinifchen Kirchenprovinz vorfommende Tijchtitel, eine derartige vom Yandesheren 
gewährte Verſorgung, bilvet, endlich der ſ. g. tit. professionis oder paupertatis für Or- 
denögeiftliche und der tit. missionis für die Zöglinge der römischen Miffionsanftalten, weil 
der Yebensunterhalt ver betreffenden Geiſtlichen Durch ihr Klofter oder die Anftalt gefichert ift. 

Befähigt zur Ertheilung der Weihe ift für die Regel nur ein Bischof und dieſer 
Grundjag gilt ausnahmslos für die Weihen bis zum Diaconat einſchließlich. Die Befugnif 
zur Ordination ift aber mit diefer Befähigung noch nicht gegeben, vielmehr müfjen befondere 
Borausjegungen dafür vorhanden fein, weil es ſich in diefer Beziehung um eine Einrichtung 
handelt, welche die äußere rechtliche Ordnung der Kirche, das Gebiet der iurisdictio, betrifft. 
Da nur dem Papft die Yeitung und die Regierung der ganzen Kirche zufteht, jo kann 
er auch allein Geiftlihe aus allen Theilen der Kirche weihen, der einzelne Biſchof ift nur 
berechtigt, die jeiner Regterungsgewalt unterworfenen Perjonen zu ordiniren. eine be- 
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zügliche Gompetenz wird begründet ratione originis, d. h. durch Geburt des Candidaten 
in einem umerbalb der Diöcefe belegenen Domicil des Vaters, ratione domicilii, d. h- 
Durch eigenes Domicil des Candidaten, ratione beneficii, d. h. durch Uebertragung eines 
Benefictums in der Diöcefe des weihenden Biſchofs, und endlich ratione familiaritatis s. 
commensalitii, d. h. durch ein Dauerndes, mindeftens dreijähriges Dienftwerhältnig des 
Sandidaten zum Bilchof, fofern der erftere auf Koften des Biſchofs gelebt hat und binnen 
Monatöfrift ein Benefictum übertragen erhält. Sonſt bedarf es einer Uebertragung 
der Befugniß des competenten Biſchofs durch ſ. g. litterae dimissoriae Entlaſſungs- 
Ichreiben). 

Durch die Ordination empfängt die betreffende Perjon die befondere, fie fpecifiich 
von den Paten unterjcheidende geiftige Befähigung (facultas spiritualis) die aus dem er- 
baltenen ordo berfliegenden Functionen vorzunehmen, wenngleich zwar nicht Die gültige, 
wohl aber erft die erlaubte Ausübung des ordo durch Uebertragung eines Amtes oder 
ſonſtige Autorifation, durch eine ſ. g. missio legitima, bedingt iſt. Durch die Priefters 
und Biſchofs-, nach Einigen auch durch die Diaconatsweihe wird nach der jeit Ende bes 
zwölften Ichrhunderts firwten Theorie die Befähigung in der Weiſe mitgetheilt, daß fie 
der betreffenden Perſon einen ſ. g. character indelebilis aufprägt, fie alfo auf keine 
Weiſe, mithin z. B. nicht einmal durch Abjegung, oder Abfall vom chriſtlichen Glauben ver— 
loren geben kann, und demnach der in folder Yage Befindliche Die Functionen feines ordo 
zwar illieite, aber immerhin valide ausübt. 

Diefer befonderen Stellung des Klerus gemäß bat die Kirche won jeher eine Reihe 
von Privilegien für denfelben beanfprucht, welche feine höhere Würde dem Yatenftande ge— 
genüber zum Ausorud bringen follen. Diefe kommen nicht nur den Ordinirten, ſondern 
auch unter gewiſſen Vorausſetzungen jchon denjenigen, welche allein die Tonſur erhalten 
haben, zu. Ausſchließlich auf kirchlichem Gebiete kann ſich das |. g. privilegium cano- 
nis (sc. si quis suadente diabolo, e. 29. C. XVII. qu. 4., entnommen dem II. Ya- 
teranenfijhen Concil von 1139), bethätigen, wonach die abjichtliche Verlegung eines Kle— 
rilers oder die Berübung einer Realinjurie gegen denſelben den jofortigen, ipso iure er= 
folgenden Eintritt des großen Banns nach ſich zieht und der legtere für die Kegel nur 
auf beim Papfte perſönlich nachgeſuchte Dispenfation gehoben werden kann. Während 
aber ferner die Kirche die Eremtion der Geiftlichen won jeglicher, der Civil= und Straf: 
gerichtsbarteit Des Staates (das |. g. privilegium fori), die Freiheit derjelben von allen 
öffentlichen Abgaben und Yaften (ſ. g. priv. immunitatis), ferner die Erecutionsfreibeit 
des zum nothwendigen Yebensunterhalt erforderlichen Theils des Einkommens (priv. com- 
petentiae) in Anfprudy genommen bat, ift Das erjte Privileguum won den deutjchen 
Staatögefeggebungen heute befeitigt, in Bezug auf die beiden anderen Punkte find dagegen 
die Geiftlihen gewöhnlich den Staatsbeamten gleichgeftellt. Die befonderen Standespflichten 
der Kleriker beſtimmen fih im einzelnen durch den allgemeinen Grundjag, daß fie 
- eine der Würde ihres Standes entfprechende Pebensart führen, fi ihren Beruf un- 
getheilt bingeben, den übrigen Mitgliedern der Kirche in der Uebung chriftlicher Tugenden 
als Leuchtendes Beispiel vorangehen und an ihrer eigenen intellectuellen Fortbildung und 
fittlihen Bervollfommnung weiter arbeiten ſollen. Im einzelnen find hervorzuheben die 
Vorſchriften, daß Die Geiftlichen die Tonfur und die geiftliche, dem Gebrauche ihrer Diöcefe 
entiprechende Kleidung tragen, einen keuſchen Yebenswandel führen und ſich bejonders eines 
Verdacht erregenden Umgangs mit dem weiblichen Geſchlecht enthalten, fich nicht weltlichen 
Vergnügungen und Geſchäften (z. B. dem Betriebe des Handel) hingeben und regelmäßig 
den täglichen Gottesdienſt nad Maßgabe des dazu beſtimmten Geberbuches, des ſ. g. Breviers, 
verrichten follen. Endlich beiteht für die katholiſchen Geiſtlichen der höheren ordines die 
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Pflicht zur Beobachtung des Cölibatsgejeges, welches dieſelben hindert, eine gültige Ehe 
einzugehen. Urfprünglich durch die Anſchauung von der VBerdienftlichkeit der Ertödtung des 
Naturtriebes und der Birginität hervorgerufen, ift in der abendländifchen Kirche das Ver— 
bot zwar ſchon im dritten Jahrhundert aufgeftellt, hat aber namentlich bei ven germa— 
niſchen Bölferichaften in den erften Zeiten des Mittelalters keine praktiſche Geltung er: 
langt. Seit dem zehnten Jahrhundert hat die Kirche den nie ganz aufgegebenen Kampf 
für Die Durchführung des Cöltbats emergifcher wieder aufgenommen, namentlich aus dem 
praftifchen Grunde, um die Beeinträchtigung des Firchlichen Vermögens durd und zu 
Gunſten der Defcendenten der Klerifer und ein Erblichwerden der firchlichen Beneficien zu 
hindern. Im folgenden Yahrhunderte führte Gregor VII., unterjtügt von der die Ent— 
haltſamkeit als die wahre Heiligung proclamivenden Reform = und Mönchspartei, dieſe 
Beitrebumgen auf das energiichfte weiter, indem er im der Durchſetzung des Cölibats ein 
Mittel erkannte, das von allen Banden der Familie [osgelöfte Prieſterthuin zu einem für 
hierarchiſche Tendenzen unbedingt verwendbaren Werkzeug zu machen. Von entfcheidendem 
Erfolge find dieſe Beitrebungen ebenfalld nicht gemejen, fie haben vielmehr nur das er: 
reicht, daß feit jener Zeit das Cölibatsgeſetz nicht, wie früher, völlig in der Praris in Ber- 
geſſenheit gerathen ift. Denn erſt nody geramme Zeit nach dem Tridentinifchen Goncil im 
17. Jahrhundert hat das durch dafjelbe von neuem ſanctionirte Gejeg volle praktiſche Wirt- 
ſamkeit erlangt, und auch auf ftaatlichem Gebiete in den meisten Ländern, 3.2. in Baiern, 
Sachſen, Würtemberg, Baden, Defterreih u. |. w. — nicht aber in Altpreußen — Ans 
erfennung gefunden. 

$.2. Der für die Yeitung der Kirche bejtimmte Organismus. Die Mit- 
glieder des eben in feiner rechtlichen Stellung charakteriſirten Standes jind für die Regel allein 
fähig, die äußere Leitung und Regierung der Kirche zu führen, aljo die j. g. iurisdictio 
auszuüben. Zu dieſem Zweck beſteht in der Kirche ein Organismus mit ein für alle 
mal abgegrenzten Befugniffen, und da der Inhaber mit dem Erwerb des Amtes einen 
beftimmten fraft objectiver Rechtsregel damit verfnüpften Antheil an der Leitungsgemwalt 
erhält, jo wird die ihm aus dem ebengedachten Grunde zuftehende Yuriödiction als iuris- 
dietio ordinaria, und der Beamte jelbjt als iudex ordinarius — unter welde Kate 
gorie 3. B. der Papft, die Erzbiſchöfe und die Biſchöfe gehören — bezeichnet, im Gegen: 
fat zu der iurisdictio delegata, welche Dadurch entjteht, Daß der index ordinarius von 
der ihm zuftehenden Befugniß Gebrauch macht, einer anderen Perſon die Ausübung eines 
Theils feiner Jurisdictionsrechte zu übertragen. 

a) Betrachten wir den in der Kirche bejtehenden ordentlichen Organismus im einzel- 
nen, jo bildet der Bapft fraft der fatholifcherfeits angenommenen Succeſſion in die 
Stellung des Apofteld Petrus die Spike und das Haupt deijelben. Er beſitzt — ab- 
gejehen von dem ſ. g. primatus honoris, d. h. einer Reihe befonderer Ehrenrechte — 
den ſ. g. primatus iurisdietionis, welder fi in dem oberiten Gejeßgebungsrechte, Der 
höchſten Gerichtöbarfeit, dem oberſten Aufſichts-, Beftenerungsrechte, der Oberleitung der ° 
firhlichen VBermögensverwaltung äußert. Gleichzeitig ift der Papit auch Diöcefan = Biihof 
von Rom, Erzbiihof oder Metropolit der römiſchen Provinz, Patriarch des Abendlandes 
und endlich weltliher Souverän des Kirchenſtaates (patrimonium Petri), eine® Territo— 
riums, welches fich durch Schenfungen und andere Erwerbstitel ebenfo wie die weltlichen 
Fürſtenthümer, im Yauf des Mittelalter8 gebilvet hat, welches aber von jeher als ein 
Stück Kivhengut und als beftimmt, die allgemeine Verwaltung der Kirche aus feinen 
Erträgnifien mit zu beftreiten, betrachtet worden ift. Daf der Primat ein wejentliches Mo- 
ment der Berfafjung ſei, iſt ein unbejtrittener Glaubensartifel der katholiſchen Kirche. Da— 
gegen hat über die Stellung des Papftes zu den Biichöfen zu Zeiten ein bis jegt dogmatiſch 
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nicht entjchiedener Streit zwiſchen zwei verſchiedenen Auffaffungen, dem f. g Papal— 
und dem ſ. g. Episcopal-Spftem, geherricht. Im Folge der Zerrüttungen, welche 
die Ueberfiedelung der Päpfte nach Avignon, der lang andauernde Streit zwiichen den 
verjchiedenen Gegenpäpften und das Zerwürfniß zwifchen Bapft ımd Kaifer in der Kirche 
jeit dem 14. Jahrhundert hervorgerufen hatten, trat bei der dadurch herbeigeführten Min— 
derung des päüpftlichen Anſehens der Episcopat naturgemäß als der zur Reform der 
Kirche berufene Factor in den Vordergrund. Auf den Reform =Concilien zu Pifa (1409), 
Gonftanz (1414— 1418) und Bajel (1431—1443) wurde die Theorie nicht nur auf- 
geftellt, Jondern auch durch Abjegung der Päpſte geltend gemacht, daß der zum allgemei= 
nen Goncil verfammelte Episcopat die höchſte Autorität in der Kirche, welcher auch der 
Papft unterworfen jei, vepräfentire. In Frankreich ift diefer Grundfag, welchen die be: 
rühmte Declaration du clerg€ de France sur les libertes et franchises de l'église 
Gallicane von 1682 gleichfalls wiederholt, ein Theil des gallicanifchen Kirchenrechts ge— 
worden. Ebenſo hat er in Deutjchland nicht nur durch Vermittelung des ius ecelesiasti- 
cum des Niederländer van Espen eine weitere theoretiiche Ausgeftaltung erfahren, 
jondern auch die Deutjchen Regierungen haben meistens gleichfalls jene, die Stellung bes 
Episcopatd betonende Anſchauung feftgehalten und bis auf die neuere Zeit diefelbe praf- 
tiſch zu verwerthen gejucht, ja im 3. 1786 hat jelbft ein Theil des deutichen Episcopats 
das freilich vergebliche Bemühen unternommen, eine durch das Bisthum regierte, ſelbſt— 
ftändige deutſche Nationalkirche zu jchaffen. Die eben gedachte Theorie (das |. g. Epis- 
copalfyftem) bat aus dem erwähnten oberften Grundfag die Gonfequenz gezogen, 
daf der Zweck des Primates allein die Erhaltung der kirchlichen Einheit fer, dem Papft 
alfo nur die dazu unbedingt nothwendigen Befugnifje als weſentliche Rechte zufommen, wäh- 
vend die jonftigen von ihm geübten Rechte Lediglich als acciventielle betrachtet werden. Die 
gegentheilige Auffaflung das }. g. Papalſyſtem) fieht dagegen im Papft den Träger 
der ganzen Machtfülle, und legt den Biſchöfen, denen fie die Stellung als von Gott ein- 
gefegter Organe zur jelbftitändigen Leitung ihrer Diöcefen abfpricht, allein eine vom PBapft= 
thum abgeleitete, fie nur zu Gehülfen deſſelben erhebende Gewalt bei. Seit dem Trivden- 
tinum, welches die directe Entſcheidung des Streites vermieden hat, aber in feinen einzel- 
nen Borjchriften dem Papalſyſtem eher günftig iſt, bat Das letztere praktiſch Die 
Oberhand behalten, und heute, wo Papit und Bilchöfe in dem Kampf gegen die mo- 
derne politiiche Entwidelung und die Fortjchritte der modernen Wilfenichaft durch das 
gemeinſchaftliche Intereſſe der Selbjterhaltung vereinigt find, ruht die Gontroverje ganz, 
ja jelbjt unter dem fFranzöfiichen Episcopat findet heute der Gallicanismus und damit 
das Episcopalfyftem nur noch eine ſpärliche Zahl von Vertretern. 

Neben dem Papfte fteht als zweites höchſtes Organ das allgemeine Goncil, deſſen 
Berufung vom Papfte ausgeht und zu welchem alle ftimmberechtigten Theilnehmer, näm— 
(id) ſämmtliche Bijchöfe, die Gardinäle, die Ordensgenerale und die den Biſchöfen hinfichtlich 
ihrer Stellung gleichftehenden Aebte (die Aebte mit iurisdietio quasi - episcopulis und 
j. 9. praelati nullius dioeceseos) eingeladen werden müſſen, aber nicht nothwendig zu 
ericheinen brauchen. Die Goncilien,- auf melden auch Gefandte meltlicher Mächte und 
Gelehrte, jedoch ohne daß ihnen irgend ein Zutrittörecht zukommt, gehört werden können, 
werden nur jelten berufen und fönnen zwar als ordentliche für die Yeitung der Kirche 
beftimmte, aber nicht ald Organe für die laufende Negierung betrachtet werden. Der 
Verſuch der vorhin erwähnten Reformconcilien, fie durch Feitfegung einer periodijchen Wie- 
derfehr zu joldyen, namentlich zu einer Gontrole = Inftanz der pärftlichen Verwaltung zu 
machen, it geichettert. Der Papſt führt alfo allein die Yeitung der Kirche in oberfter 
Inftanz und bedient fich dabei als feiner Gehülfen des Gollegiums der Cardinäle, welches 
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zufammen mit den übrigen päpftlichen Behörden in Rom die ſ. g. curia Romana bildet. 
Die Carbinäle, vom Papfte auf die alten in und um Rom liegenden Kirchen (tituli) ernannt, 
und ihm dem Range nach am nächften ftehend, zerfallen in drei, die Zahl von bezüglich 6, 
50, 14 Stellen enthaltende Claffen, die Cardinal-Biſchöfe, die Cardinal-Prieſter und die 
Carbinal=Diaconen, bei denen aber der Weihegrad nicht mit dem Carbinald= Range cors 
rejpondirt, fondern für die Cardinal-Diaconen und Priefter vielfah ein höherer ift. 
Während der Papft mit ihrer Gefammtheit in den |. g. consistoriis die wichtigften Anz 
gelegenheiten erledigt, üben fie auch ferner einen hervorragenden Einfluß auf die Regie- 
rumg der Kirche dadurch, daß fie als Präfiventen und Mitglieder in eine Anzahl mit 
jelbftftändigen Befugniffen ausgeftatteter Behörden, von denen die jeit dem 16. Jahrhun— 
dert errichteten den Namen Congregationes mit näherer Bezeichnung ihres Reſſorts (4. B. 
indicis librorum prohibitorum, cardinalium concilii Tridentini interpretum) führen, 
vertheilt find. Das wichtigfte ihrer übrigen Vorrechte ift Das Recht, den erledigten päpftlichen 
Stuhl durch Wahl zu bejegen, welche in einem bejonders hergerichteten, von ihnen vor Been- 
digung derjelben nicht zu verlafienden Drt (in dem |. g. Conclave, für die Regel in Rom) er- 
folgt und deren Modus, jofern fichnicht jofort (quasi per inspirationem) Einftimmigfeit er- 
gibt, die geheime, eine Zweidrittel-Majorität erfordernde Abſtimmung (electio per seruti- 
nium) oder die einftimmige Uebertragung der Wahlbefugnig an minbeftens zwei Cardi— 
näle (e. per compromissum) if. Mit diefem Vorrecht hängt der meitere — geſetzlich 
niemals feftgeftellte — feit Urban VI. (1378) aber ununterbrochen beobachtete, thatfäch- 
liche Borzug zufammen, daß nur ein Cardinal zum Papft gewählt wird. 

Die einzigen, regelmäßigen Regierungsinftanzen unter dem Papfte, welche bie ſämmt— 
lichen verfchiedenen Functionen deſſelben (Geſetzgebungsrecht, Gerichtöbarfeit u. f. m.) für den 
Bereich ihrer geographiſch abgegrenzten Bezirke, der |. g. Diödcefen, auszuüben haben 
und daher vor allem mit dem Ausorud: iudices ordinarii oder ordinarii ſchlechthin 
bezeichnet werben, find die Didcefanbifchöfe, deren e8 in der ganzen fatholifchen Welt (nach 
dem päpftlichen Jahrbuch von 1865) 608 gibt. Im der älteften Kirche beftanden zwar 
zwifchen ihnen und dem Papfte als wirflihe Mittelftufen der Regierung die Patriar- 
hen ıvon Alerandrien, Antiochien, Jeruſalem, Conftantinopel), und die Metropo— 
liten oder Erzbiſchöfe, allein im Decivente, wo es außer dem Bilchof von Rom 
feine Patriarchen gab, ift der Name Patriarch nur einzelnen Biſchöfen und Erzbifchöfen 
als ein mit einem Ehrenvorrang verfnüpfter Titel gewährt worden, während die im 
Laufe der Zeit gleichfalls zu einem bloßen Titel herabgejunfene Primatenwürde, 
welcher im Driente ungefähr die Stellung der dem Range nach gleidy nach den genann= 
ten Patriarchen ftehenden Erardhen von Epheſus, Cäſarea Cappadociä und 
Heraklea entiprad, im Abendlande den Vortritt vor allen übrigen Erzbiichöfen und 
Bilchöfen eines Reiches und die Befugniß, diefelben zu Nationaleoncilien zu verfammeln, 
verlieh. Auch den Metropoliten oder Erzbifchöfen find heute nur beftimmte einzelne 
Rechte über die Biichöfe (die |. g. Suffraganbijchäfe) verblieben, aus deren Diö- 
cefen ihre erzbifchöfliche Prowinz beſteht. Ste bilden die zweite Inftanz in firchlichen 
Nectöftreitigfeiten, haben die Berfiumniffe der Suffraganbiſchöfe fraft des |. g. ius devo- 
lutionis zu juppliven, ferner das Recht, die Provinzialſynode zu verfammeln, die Diecefen 
ihrer Suffragane zu vifitiren, und die Strafgewalt über diefelben in geringeren Fällen 
zu handhaben, dürfen jedoch die beiden letzgedachten Rechte nicht ohne Goncurrenz der Schon 
erwähnten, eigentlich alle drei Jahre zu comwoctrenden Brovinzialiynode ausüben. 
Diefe Synoden, auf welden die Suffraganbiichöfe, ſowie die Aebte und Domcapitel zu 
erfcheinen verpflichtet find, erjtere aber allein neben dem präfibivenden Metropoliten ein 
Decifiv-Botum befigen, haben den Zwed, die firchliche Disciplin der Provinz durch von 
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ihnen zu erlaffende Beſtimmungen zu regeln. Daher find ihre Beſchlüſſe in Rom und 
zwar der Congregatio card coneilii Trid. interpretum zur Prüfung, ob fie mit den 
Vorſchriften des Triventiner Concils in Einflang ftehen und zur Betätigung zu uns 
terbreiten. Die Abhaltung der Synoden, zu welcher e8 in den meiften deutſchen Staaten 
(lo 3. B. in Preußen, Baiern, Defterreich) feiner Genehmigung der Staatsregie- 
rung bedarf, ift nach fehr langer Unterbrehung erſt neuerdings in öfterveichifchen und 
preußtichen Provinzen (3. B. in Köln) wieder aufgenommen worden. 

Ber der Regierung der Diöcefe ftehen dem Biſchof die Domcapitel als geichloi- 
jene, mit juriftiicher Perfönlichkeit ausgeftattete Corporationen zur Seite, deren Mitglieder 
(Domberren, capitulares, canonieci) beftimmte Pflichten in Bezug auf die Abhaltung des 
Gottespienftes in der Kathepral= oder Domkirche, andererjeit8 aber ein Recht auf em ge 
wiſſes Einfommen (praebenda) haben, und ſich in drei Glaffen, je nachdem fie Stellen 
mit Jurisdictionsrechten und mit einem Vorrang, ſ. g. dignitates (in Deutſchland bie 
Stelle des Propftes, Des Vorftehers des Domcapiteld, mitunter auch die des Decans) oder 
Stellen mit einem bloßen Ehrenvorrang (ſ. g. personatus) oder blos einfache Domherrn⸗ 
präbenden befigen, unterjcheiden. Der Bilchof hat bei Strafe der Nichtigfeit für eine 
Reihe von Jurisdietionshandlungen den Kath (consilium) des Capitels, ohne freilich 
daran gebunden zu fein, in einzelnen anderen Fällen aber fogar den consensus deſſelben 
einzuholen. Im Fall der Erledigung des biſchöflichen Stuhles (sede vacante) geht zwar 
die bifchöfliche Jurisdiction zunächſt auf das Gapitel über, mit der erfolgten, binnen acht 
Tagen von ihm vorzunehmenden Wahl eines ſ. g. Capitular-Vicars wird aber die 
Regierungsgewalt auf den letzteren privative, d. h. unter Ausſchluß des Gapitels, über- 
tragen, 

Die Gehülfen und Stellvertreter des Biſchofs bei der Ausübung feiner echte 
laſſen fich in zwei Kategorien jondern, je nachdem ihre Befugniffe auf dem Gebiete der 
potestas iurisdictionis oder Der potestas ordinis liegen. Zu der erfteren gehört zumächft 
der General:Bicar. Seine Beftellung iſt Sache des Biſchofs, und fofern nicht ges 
ſetzlich oder durch Vorbehalte deſſelben beftimmte Gegenftände ausgenommen jind, übt er 
die gefammte bifchöfliche Jurisdietion aus, da er diefelbe aber nur als Mandatar befigt, 
jo erlifcht fie nach den Regeln des Mandats, 3. B. dur Widerruf, Depofition und Tod 
des Biſchofs. Ihm fteht in dem meiften Diöcefen eine berathende Behörde, das ſ. 9. 
General-Vicariat, Ordinariat, auch Gonfiftorium zur Seite, oft ift er aber auf die rei— 
nen Berwaltungsgeichäfte beichräntt und die Handhabung der Gerichtöbarfeit im eigent- 
lichen Sinne Dagegen einem anderen Stellvertreter des Bilchofs, dem ſ. g. Offictal, neben 
welchem gleichfalls ein weiteres Golleg, das |. g. Officialat oder Conſiſtorium functiontrt, 
übertragen. Als Organe des Biſchofs für die Uebung der Aufficht über Wandel und 
Amtsführung der Geiftlihen und ald Bermittelungsorgane zwilchen dieſen und den bifchöf- 
lihen Behörden fommen die über aus mehreren Pfarreien beftehenden Kreiſe (Decanate) 
eingejegten Yanddehanten, Landdekane, Erzpriefter oder Bezirföpicare vor. 

Die ftellvertretende Ausübung der Functionen des biſchöflichen ordo Liegt einem vom 
Papit auf Anfuchen des betreffenden Diöceſan-Biſchofs zu beftellenden Biſchofe ob, wel- 
her, weil jeder Biſchof auf eine Diöcefe geweiht werben fol, andererſeits aber für die 
einzelne Diöcefe nicht zwei Biſchöfe gleichzeitig nebeneinander ernannt werben Dürfen, auf 
ein in die Hände der Ungläubigen verloren gegangenes Bisthum ordinirt wird — daher 
der Name: episcopus in partibus (sc. infidelium), episcopus titularis, vicarius in 
pontificalibus, Weihbiſchof — und immer nur auf bejondere Anmweifung des Diö- 
ceſanbiſchofs thätig werden fann. 
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Endlich haben unter dem Biſchof in beſtimmten, kleineren Bezirken der Diöcefe (pa- 
rochiae) die Pfarrer (parochi, parochiales ecclesiae curati, par. eccl. rectores) — 
Geiſtliche mit dem priefterlihen ordo — kraft Auftrages und Sendung ihres Ordinarius 
die |. g. eura animarum, d. h. die Verwaltung der den bijchöflichen ordo nicht woraus: 
ſetzenden Sacramente, der liturgiſchen und Gultusacte in gleihem Umfange, ſowie des 
Lehramtes für die Pfarreingejeffenen und die Handhabung der Disciplin auszuüben. Cine 
eigentlihe Jurisdietion fommt ihnen dagegen nicht zu. 

Abgefehen von dem Rathe des Domcapiteld kann der Biſchof aud den der ſ. g. 
Diöceſanſynode bei der Leitung feines Sprengels einholen. Auf dieſer find die 
Domherren und die mit der Seelforge betrauten Klerifer zu ericheinen berechtigt ; abge 
ſtimmt wird auf derfelben nicht, denn die Synode hat nur den Bifchof zu berathen, fünnte 
ihn alſo durch ihre Beſchlüſſe nicht binden. Das Inftitut, welches hauptſächlich den 
Zweden der Bifitation, ſowie zur Ueberwachung und Sicherung der Ausführung der für 
die Diöcefe erlaffenen allgemeinen und bejonderen Verordnungen dient, ift lange Zeit in 
Deutſchland unpraktiich geweſen und erft neuerdings find Verſuche zu feiner Wiederbelebung 
unternommen worden. — 

Ein bejonderer Organismus von großer Beweglichkeit beſteht für diejenigen Ges 
biete, in welchen die katholiſche Kirche noch nicht feften Fuß gefaßt oder wo fie ihr 
früheres Terrain (wie z. B. in den preußtfchen Provinzen Brandenburg, Pommern) an 
den Proteftantismus verloren hat, — in den ſ. g. terrae missionis — (im Ges 
genjag zu den provinciae sedis apostolicae). Die Leitung der Miffionsländer erfolgt 
unmittelbar von Rom aus und gefchieht durch eine eigens dafür beftellte Abtheilung der 
römijchen Curie, die ſ. g. congregatio de propaganda fide, unter welcher bald nur ein 
mit priefterlihem ordo ausgeftatteter apoftolifcher Präfeet, bald ein |. g. apoftolifcher Bicar 
mit weihbiichöflicher Qualität — die widerruflih in das betreffende Land gefendet wer: 
den — die eigentlichen Miffionsgeichäfte mit einer Anzahl ihm zur Diöpofition geftellter 
Geiftlichen verſieht. 

Der gejchilderte Organismus fett fi aus einer Neihe von einzelnen Aemtern zu— 
ſammen, über welche folgende allgemeine Grundfäge gelten. Das Amt oder Benefictum 
(offieium mit Rückſicht auf die Pflichten, beneficium mit Rückſicht auf die einzelnen 
Rechte genannt) ift das Recht und die Pflicht, die Kirchengewalt in einem bejtimmten 
materiellen Umfang und innerhalb eines feftgefegten geographiſchen Bezirkes kraft eines 
ftändig ertheilten Auftrages auszuüben. Wo Nechte und Pflichten getrennt find (aljo die 
Uebertragung der Einkünfte eines Amtes ohne das Amt Jemandem überlaflen wird, ſ. g- 
-eommenda) oder die Beftellung nur auf Widerruf erfolgt (wie bei den ſ. g. beneficia 
manualia, die für die zeitweife Verrichtung geiftiger Yunctionen aus dem Kirchenvermö— 
gen angewiejenen Bezüge), Liegt ein Kirchenamt im eigentlichen Sinne nicht vor. Je 
nachdem mit dem Benefictum mindeftens eine bijchöfliche oder eine der biſchöflichen analoge 
Jurisdiction verbunden ift oder nicht, jpricht man won beneficia maiora (— ihre Ins 
haber heißen praelati —) und b. minora; je nachdem ihre Yunctionen in der Verwal: 
tung der heiligen Handlungen beftehen oder nicht, von b, sacra und non sacra ; je nad)= 
dem jie endlich blos, wie 3. B. die Ganonicate, die Beneficien der Mefpriefter zum 
unmittelbaren Dienft am Alter und im Chor verpflichten oder weitere Rechte oder Ver— 
bindlichkeiten (wie 3. B. bei den ſ. g. b. curata die Seelforge) hinzulommen, von b- 
simplicia und duplicia, 

Daß die Inhaber der verjchiedenen Aemter, je nach der Bedeutung des Amtes, in 
einer ftufenartig geglieverten Rangordnung ftehen (die ſ. g. hierarchia iurisdictionis, 
tanoniſch ausgedrüdt, bilden), ift aus der früheren Darftellung erfichtlih. Die dadurch 
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bedingte Ueberorbnung der höheren Aemter über die unteren und die Unterordnung der 
Vegteren unter die erfteren wird refp. mit dem Ausbrud maioritas und obedientia be= 
zeichnet. Das regelmäßige mit dem Firchlichen Organismus gegebene Subjectionsverhält- 
niß ift aber jeit dem Mittelalter vielfach durch ſ. g. Eremtionen, d. h. dadurch durd= 
brochen worden, daß einzelne Inftitute und Bezirke der regelmäßigen Jurisdiction entzogen 
worden find; jo haben die Klofteroberen als praelati minores über ihre Klöfter und die 
damit zufammenhängenden Kirchen und Perſonen biſchöfliche Jurisdictionsrechte (vie |. g- 
iurisdietio quasi episcopalis), oder gar über ein vom Biſchof unabhängiges Territo= 
rium (separatum oder nullius sc. dioeceseos) und die darin wohnenden Yaien als 
praelati nullius dioeceseos die bifhöfliche Gewalt ausgeübt. Heute fommen in Deutjch- 
land foldye Eremtionen vor allem noch zu Gunften von Biſchöfen vor, indem biefelben 
(3. B. der Bilchof von Breslau, Ermeland) von jedem Metropolitanverbande befreit und 
dem päpftlihen Stuhl unmittelbar unterworfen find. 

Die Rechte der firchlihen Amtöträger ergeben ſich durch die den Begriff des Am— 
tes ausmachenden Befugniffe. Gemeinfam ift aber für Alle das Recht auf den Empfang, 
des Lebensunterhaltes. Daher ſoll mit jedem Amt eine Pfründe (praebenda) verbun— 
den fein, welche in den Erträgniffen eines Gutes, Renten, Zinfen von Capitalien und einer 
als jährlihem Gehalt (3. B. vom Staat) gezahlten Geldfumme und außerdem nod aus 
accidenttellen, nicht firirten Einkünften, wie z. B. den für die Verrichtung gemifler 
pfarramtlicher Handlungen zu zahlenden Stolgebühren beftehen fann. Die Stellung 
des Berechtigten (Pfründners, Beneficiaten) gegenüber den einen Ertrag ergebenden, die Do— 
tation der Pfründe bildenden Bermögensftüden — welche beim Bisthum mensa episco- 
palis genannt werden — ift Die, daß er die Verwaltung und Nutznießung bat, demgemäß 
alfo weder über die Subftanz zu verfügen, noch diefelbe rechtlich oder factiſch zu ver— 
ſchlechtern befugt ift. Weber den römischen Ufusfructus geht aber das mehr einem vaſal— 
Kıtifhen ähnliche Verhältniß infofern hinaus, als der Pfründner die Früchte durch Sepa= 
ration erwirbt und wegen der Subftanzftüde utiliter die Vindication und Sachbeſitz- 
Imterdiete anftellt. Das von den Einkünften über feinen Unterhalt hinaus Erübrigte kann 
der Beneficiat de iure zwar beliebig, in Folge einer ihm auferlegten moralifchen Bflicht 
indeflen nur zu Werfen der Wohlthätigfeit verwenden. 

Alle kirchlichen Amtsträger follen ſich die treuefte und unabläffigfte Erfüllung der 
durch ihr Amt gegebenen Pflichten angelegen fein laffen. Die Pflicht des Gehorfams 
gegen die Firchlichen Dberen wird gegenüber dem Papft jeitens der Erzbiihöfe und Bis 
Ichöfe, gegenüber dem Biſchof aber feitens der Inhaber der beneficia duplicia noch be— 
ſonders durch ein ſ. g. iuramentum obedientiae eiblich angelobt. Ferner haben dieſel— 
ben Perſonen gleichzeitig oder ſchon vorher das Glaubensbefenntniß abzulegen. Endlich 
befteht für die Inhaber der beneficia maiora, die Kanoniker und die Inhaber der be- 
neficia duplicia (nicht der simplieia) die Pflicht, zur perſönlichen Verwaltung der Amts: 
functionen an dem Amtsdomicil gegenwärtig zu fein (Refidenzpfliht), und daher 
follen zwei, dieje residentia localis erfordernde Beneficien (ſ. 9. beneficia incompati- 
bilia) nie in derſelben Hand vereinigt werben, vielmehr ift nur zu einem nicht ausfümm= 
lichen Seelforge= Amt nody der Erwerb eines die Refidenz nicht erfordernden Beneficiums 

eftattet. 
. Die Erridtung (erectio), Veränderung (innovatio) und Aufhebung (sup- 
pressio) der Kirchämter ruht und zwar die der beneficia maiora in der Hand des Papftes, 
die der b. minora in der des Bilchofs. Die Errichtung erfordert das Borhandenfein eines 
genügenden Grundes (necessitas, utilitas, inerementum cultus divini), eines paflenden 
Drtes, einer genügenden Dotation und die Anhörung der bei der Sache intereffirten Perſonen. 
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Eine Genehmigung des Staates erfcheint nicht erforderlich, in den meiften deutfchen Län— 
dern ift aber die Berftändigung zwiſchen der Staatd= und Kirchenbehörbe üblich, weil jonft 
die Träger der neu errichteten Aemter das Recht auf die mit denjelben verbundenen 
ftaatlihen Functionen und Privilegien (Führung der Kirchenbücher mit ftaatlicher Anerken— 
nung, Recht der Beitreibung der Stolgebühren in einem befonderen Verfahren u. |. w.) 
nicht erlangen würden. ine Veränderung in der kirchlichen Organtfation ſoll ebenfalls 
nur aus einer dringenden Nothwendigfeit oder bei einem offenbaren Nugen vorgenommen 
werden. Site fann entweder eine sectio, dismembratio fein, d. h. es kann ein Amt 
in mehrere getheilt werben, oder aud) eine ſ. g. unio, und zwar eine unio per con- 
fusionem, bei welder zwei Aemter unter völliger Aufhebung zu einem einzigen neuen 
verjchmolzen werden, ober eine unio aeque principalis, d. h. dauernde Verleihung zweier 
beftehen bleibender Beneficien an eine und viefelbe Perſon, oder endlich eine unio per 
subiectionem oder accessoria, Verbindung zweier Beneficten in der Art, daß das eine 
in einem beftimmten Abhängigkeitsverhältniß zu dem andern fteht, ein Verhältniß, Das 
3. ®. bei den Mutter= und Tochterfirchen vortommt. Die Aufhebung endlich fett vor— 
aus, daß das betreffende Beneficium überfläffig und zwecklos geworben ift, over fein 
Amtsträger (Beneficiat) mehr aus den Einkünften erhalten werben kann. Auch hierbei 
find, wie bei der Innovation die betheiligten Perjonen (Geiftliche, Parochianen und Pa— 
trone) anzuhören. 

Das einzelne Amt fann unter folgenden Borausfegungen erworben werben. Es 
muß vacant fein, jo daß alfo heute die im Mittelalter freilich häufigen Eripectanzen auf 
noch bejetste Beneficten für die Negel ausgeichloffen find. Werner muß die betreffende 
Perſon, als ſ. g. persona idonea, die fanonishe Dualification haben. Daher find aus: 
geſchloſſen: 1) die irregulares, 2) die Keger und deren Defcendenten, wenn der Vater 
in der Kegerei verftorben ift, biß zum zweiten, wenn dies mit der Mutter der Fall ge 
wejen, bis zum erjten Grad, 3) diejenigen, welche ven für das Amt vorgefchriebenen 
ordo — für die meiften ift der ordo presbyteralis nöthig — nicht befigen oder ihn 
nicht binnen Jahresfriſt erwerben können ; jedoch muß auch in diefem Fall der Betreffenvde 
immer mindeftens die Tonfur und ein Alter von 14 Yahren haben; 4) darf es dem 
Erwerber nicht an der aetas legitima, welche der Altersftufe des für das Amt feſtgeſetz- 
ten ordo correfpondirt, ebenfo wenig 5) an der erforverlichen Borbildung fehlen. Das 
Maß der [etteren richtet fich gleichfalls nach den für die Erlangung des betreffenden ordo 
vorgejchriebenen Bedingungen ; für, die biichöfliche Würde und eine Reihe von Domber- 
renftellen insbeſondere wird die vorgängige Erwerbung des Grades, reſp. eines Magiſters, 
Licentiaten oder Doctord der Theologie oder des kanoniſchen Rechts oder ein öffentliches 
Zeugniß über die Lehrfähigfeit verlangt. Das Recht der einzelnen deutſchen Staaten 
ſchließt für die Regel noch die Ausländer und mitunter (jo allgemein z. B. in Baiern, 
Württemberg, Baden, — in Preußen nur für die Bilhofsfige —) die dem Lan— 
desherrn miffälligen Perjonen (personae minus gratae) aus, während eine directe Be— 
ftätigung der von der Kirche angeftellten Beamten durch die Staatöregierung nur no 
jehr vereinzelt vorkommt. 

Die Verleihung des Amtes jelbft ſoll erfolgen gratis, d. h. ohne Simonie, und be— 
hufs Ausſchließung jedes derartigen Verdachtes, pure und aperte (ohne Bedingungen und 
öffentlich), ferner libere (ohne Zwang gegen ven berechtigten kirchlichen Oberen) ſodann 
sine deminutione, ohne Schmälerung des Beneficiums oder feines Ertrages durch Auf: 
Tage von Abgaben, wovon freilid die reservatio pensionis für einen refignivenden Amts- 
vorgänger eine Ausnahme machen kann, und jchlieplic innerhalb der vorgeichriebenen Zeit, 
welche gewöhnlich für die niederen Beneficien ſechs, für die höheren drei Monate beträgt. 
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Geſchieht die Verleihung (provisio, collatio) durch den dazır ordnungsmäßig beru— 
fenen Oberen, fo ift fie eine ordinaria, im Gegenſatz zur provisio extraordinaria. 
Die niederen Kirchenämter beſetzt der Biſchff und zwar für die Regel frei durch ſ. g. 
collectio libera) ; ift er dabei an den Vorſchlag einer anderen Perfon gebunden (bei ſ. 9. 
collectio non libera), jo heißt der Act der Uebertragung, wodurch ſich der Erwerb des 
Amtes für den betreffenden Candidaten vollzieht, institutio collativa, von welder die 
institutio corporalis als Einweiſung in den Befit des Amtes zu unterſcheiden iſt. 

Die Verleihung der höheren Aemter, insbeſondere die der biichöflichen Stühle, welche in 
den merovingtjhen und farolingifchen Zeiten, und auch noch im den erften Jahrhunderten 
des deutſchen Neiches durch königliche oder kaiſerliche Ernennung befett wurden, und hin— 
fichtlich deren der befannte Inweftiturftreit geführt worden ift, ruht jett in letter Inftanz 
in der Hand des Papftes. Für Die Regel hat aber in Deutjchland (3.8. in Preußen, der 
oberrheinifchen Kirchenprovinz) das Capitel die eine abjolute Stimmenmehrheit erfordernde 
Wahl (electio), wor meldyer Die personae minus gratae bald durch vorheriges, nicht 
näher formell vegulirtes Benehmen mit dem Souverän (jo in Prenfen) oder durch Ein= 
jendung der Wahllifte an den letzteren zur Streihung bis auf eine die Wahl noch mög— 
lich laſſende Anzahl (ſ. g. iriſcher Wahlmodus in der oberrheinifchen Kirchenprovinz) er= 
. mittelt werden. Weber den Gewählten, welcher mit der publicirten Wahl ein Recht auf 
das Amt (ius ad rem) erlangt, werden von Rom aus nad Einfendung des Wahlpro— 
tocolls die nöthigen Erkundigungen Recherchen (der |. g. Informativproceß) angeftellt, und 
ihm eventuell nad feierlicher Verkündigung im Conſiſtorium die päpftlihe Confirmation 
ertheilt, wodurd; er das Amt (das ius in re) ſelbſt und damit die iurisdietio erlangt, 
während er die iura ordinis erft nad) erhaltener biſchöflicher Conſecration ausüben kann. 
In einzelnen ändern (3. B. Baiern, Defterreich) findet ftatt der Wahl durch das Capitel 
eine Bezeichnung des Candibaten durch den Pandesfürften (ſ. g. Nomination) ftatt, 
welchen der Papft nach Beendigung des Informationsprocejles die |. g. institutio cano- 
nica gibt. 

- Unter den Beichränfungen des freien Verleihungsrechts der firchlichen Oberen nimmt 
das für die Regel nur bei beneficia minora vorkommende Patronatreht eme her— 
vorragende Stelle ein. Die urfprünglih von den Grundherrn in den germaniichen Yäns 
dern ald Ausflug des Eigenthums über die auf ihren Grund und Boden erbauten Kir= 
hen geübte Befugniß, den Geiftlichen anzuftellen, bilvet die hiftorifche Grundlage des In— | 
ftitut8, welche das neuere und heutige Recht freilich als eine von der Kirche gewährte 
Begünftigung für eine derfelben erzeugte Wohlthat auffaßt. Dieſe letztere befteht darin, | 
daß Jemand durch Anmweifung des Grund und Bodens, Erridtung eines kirchlichen Ge— | 
bäudes und Uebermadhung der für den Geiftlihen und die Ausgaben des Gottesdienſtes 
nöthigen Fonds (assignatio fundi, aedificatio, dotatio) eine Kirche oder auch Durch 
bloße Dotation ein neues Beneficium an einer ſchon beftehenden Kirche gründet. Ge— | 
fchieht Died unter, wenn auch nur ftllichweigender, Genehmigung des Biſchofs, jo enwirbt | 
er damit das Patronatrecht, welches das fatholiiche Recht als ſ. g. ius spirituali an- 
nexum, der Gognition des weltlichen Richters entzogen und als untheilbar betrachtet. 

Außerdem kann e8 durch die freilich im Tridentinum beichränfte Erſitzung, ferner 
durch päpſtliches Indult entjtehen, auch überhebt die Darlegung des unvordenflichen Bes 
ſitzes des Nachweifes jedes anderen Erwerbögrundes. In perſönlicher Hinficht wird Rechts— 
fähigkeit, Zugehörigkeit zur fatholifchen Kirche und Beſitz der bürgerlichen und Firchlichen 
Ehre erfordert, jedech find in Deutichland nach einer ſich an den Weſtphäliſchen Frieden 
anlehnenden Praris Proteſtanten zum Bejige eines Patronatsrecht8 über fatholifche Kirchen 
und umgekehrt fähig. 
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Das Patronatrect ift ein weltliches (ius patronatus laicale), wenn e8 von einem Laien 
oder auch einem Geiftlichen aus einem von feiner kirchlichen Stellung unabhängigen Grunde 
beiejien wird; ein geiftliches (ecclesiasticum), wenn e8 durch eine Stiftung aus firchlichen 
Mitteln entftanden oder einer geiftlichen Perſon vermöge diefer ihrer Eigenichaft gebührt, 
enblid ein ius patronatus mixtum, wenn es zum Theil Laien-, zum Theil geiftliches 
Patronatrecht, alſo 3. B. aus weltlichen und kirchlichen Mitteln geftiftet iſt Im Deutich- 
land ijt vwermöge ver hiſtoriſchen Entwidelung der ſ. g. dinglihe Patronat iusp. 
reale), d. h. derjenige, welcher mit einem Grundſtück verknüpft und deſſen Subject ftet8 
der Eigenthümer des letzteren ift, die Negel: während das fanonifche Necht das iusp. 
personale, welches einer Perfon als ſolcher zufteht umd als haereditarium nad) den 
ciwilrechtlichen Erbfolge: Regeln, als familiare nur in der Familie des Stifter fich 
weiter vererbt, als das gewöhnliche betrachtet. Je nachdem das Recht Einem oder Meh— 
reren zujteht, Äpricht man von einem iusp. singulare oder compatronatus, Die wid)- 
tigfte, im Patronate enthaltene Befugniß, welche ihm aber allerdings auch fehlen kann, 
ft das ius praesentandi, d. h. das Recht, dem verleihungsberechtigten Kirchenoberen 
(aljo gewöhnlich dem Biihof) und zwar für den Yaienpatron binnen vwiermonatlicher, 
für den geiftlichen binnen ſechsmonatlicher Frift einen tauglichen Candidaten für das va- 
cante Amt zu bezeichnen und vorzufchlagen, welcher in Folge feiner Annahme der Präſen— 
tatıon dem Oberen gegenüber ein ſ. g. ius ad rem, d. h. den Anfpruch auf Uebertra= 
gung des Benefictumd — natürlich) nur bei vorhandener Qualification — erlangt. Der 
Yatenpatron darf innerhalb der Frift noch andere Gandidaten ſowohl bei Berwerfung des 
erften durch den Ordinarius, als auch fonjt beliebig nachpräſentiren, während der geiſtliche 
Patron, deſſen Recht überhaupt mehr vom Standpunft einer der regelmäßigen Beneficien- 
Verleihung ähnlichen Collation aufgefagt wird, nur in dem Fall einen Candidaten nad) 
präfentiren fann, wenn er unverjchuldet einen Unfähigen vorgeichlagen hat. Abgeſehen 
von etwaigen Modificationen in der Stiftungsurtunde kommt dem Patron die ſ. g. cura 
beneficii zu, früher das Recht und die Pflicht, die Kirche und ihr Bermögen gegen will- 
fürlihe und gewaltige Angriffe zu vertheidigen, jetzt Einficht von der Vermögensverwal⸗ 
tung zu nehmen und bei ſchlechter Adminiſtration Anzeige zu machen, ferner ein durch 
Abftammung vom Stifter, Mangel ciwilvechtlich Verpflichteter, hinreichendes Vermögen 
der Kirche und unverfchuldete Armuth bedingter Alımentationsanipruc, endlich eine Reihe 
von Ehrenrechten (wie das auf einen bejonders ausgezeichneten Sig, auf Einfhluß in das 
Kirchengebet u. ſ. w.) 


Uebergeben auf ein anderes Subject kann ein ſchon beftehendes Patronatrecht, ſofern 
es ein dingliches ift, durch Uebertragung des Eigenthums des berechtigten Gutes, Das per: 
ſönliche durch Bererbung, durch Tauſch (aber nur gegen eine andere res spiritualis, mit 
Gonfens des Kirchenoberen), Schenfung (ohne eine folhe Genehmigung nur beim Compa— 
tronat an einen Mitpatron und beim laikalen an eine persona ecclesiastica) und end=- 
lich durch Erfitung. 


Das Recht erliſcht durch Verzicht des Patrons, Suppreſſion des betreffenden Bene— 
ficiums oder der betreffenden Kirche, Untergang des berechtigten Subjects (3. B. Ausſter— 
ben der Familie, endlich in Folge der Begehung von gewiſſen unerlaubten Handlungen 
ſeitens des Patrons. Dann tritt die freie Collation des kirchlichen Oberen ein, welche 
derſelbe zwar nicht beim bloßen non usus des Patrons, wohl aber in Folge der usu- 
capio libertatis gleichfalls erlangt. Ein ſ. g. landesherrliches Patronatrecht, d. h. Das 
Recht des Yandesherrn, die kirchlichen Beneficten zu bejegen, welches Anfang dieſes Jahr— 
hunderts theils aus der Souveränetät, theild aus der Succefftion in die Güter und Rechte 
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der fäcularifirten Bisthümer und Klöfter hergeleitet worden ift, exiftirt nicht und ift von 
der neueren Theorie übereinftimmend verworfen. — 

Im Gegenjfag zu der vorhin beiprochenen, |. g. provisio ordinaria tritt die pro- 
visio extraordinaria iure devolutionis ein, wenn der gemöhnliche collationgberechtigte 
Dbere die Collation nicht ordnungsgemäß vornimmt (4. B. die Frift verfäumt, ein un— 
taugliches Subject auswählt) und zwar bevolvirt das Recht bei Bisthümern an den Papft, 
Bönfichtlich der beneficia minora zunächſt am den Metropoliten und erft dann an ven 
erfteren. Außerdem kann eine provisio extraordinaria in Folge ſ. g. päpftlichen Vor— 
behalts ftattfinden. Ende des 13. Jahrhunderts haben die Päpfte ein in der oberften 
Machtfülle begründetes oberſtes Collationsrecht aller kirchlichen Beneficien geltend gemacht 
und unter Ausſchluß der früher Berechtigten fich eine ganze Reihe von Aemtern zur eige— 
nen Bejegung vorbehalten. Dieſe Nefervationen, welche früher die Quelle fortwährender 
Streitigfeiten gewejen find, kommen heute nur noch in jehr befchrtinktem Umfange für Deutfche 
land in Betracht (Jo 3. B. für Gapitelöftellen in Defterreich, Preußen und Baiern, und 
für die Bisthümer im Falle des Ablebens ihrer Inhaber am Sig der Curie oder zweier 
Tagereifen davon in Preußen). 

Die Erledigung eines Amtes kann erfolgen, abgejehen vom Tode und der Ab- 
ſetzung des Inhabers durch Eintritt einer Thatfache (3. B. Begehung eines Vergehens) 
welche ipso iure den Berluft des Benefictums nad) fich zieht, durch Verzicht bei Vorliegen 
eines gerechtfertigten Grundes® und durch translatio, Berjegung, welche hinſichtlich der 
Bifchöfe durch den Papft ausgefprochen werden muß. 

$. 3. Die Functionen des Regierungs- Organismus im einzelnen, a) Das 
Geſetzgebungsrecht. Dem Papfte und dem allgemeinen Concil fteht das oberfte 
Gejeggebungsreht in der Kirche zu, aber ſowohl das Dogma der Kirche, welches beide 
nicht ändern, fondern bei entftehenden Streitigkeiten nur declariren können, als aud das 
ius divinum bildet für fie eine unüberfteigbare Schranke. Die innerhalb diefer Grenze 
vom Goncil oder vom Papfte erlaffenen Normen binden die Kirche von dem Moment 
ihrer Publication ab. Das Dispenfationsrecht fommt ebenfalls für die Negel dem Papſte — 
nicht den unteren Inftanzen — zu, aber aud bei der Ausübung diefer Befugniß ſteht 
ihm das ius divinum unerreichbar gegenüber. Während dem Erzbiſchof al ſolchem ein 
Geſetzgebungsrecht nicht zufteht — über die Provinzialiyneden j. oben — befigt es da— 
gegen der Biſchof für feine Diöcefe. Er ift aber Hinfichtlich defjelben einmal denjelben 
Beichränfungen wie der Papft unterworfen, außerdem kann er, weil jeine Macht über 
feine Diöcefe nicht binausreicht, dad ius commune nicht abändern und daher nur Anord- 
nungen secundum ius commune, d. h. zur Sicherung und Ausführung deſſelben oder 
praeter ius commune, d. h. zur Ergänzung der Lücken deſſelben, erlaflen. Neben dem 
gejeglichen hat die Kirche der Entwidelung des Gewohnheitsrechtes gleichfalls Raum ges 
laffen, nur darf fi die Gewohnheit nicht gegen das göttliche Recht richten, fie muß fer 
ner im Sinne ded kanoniſchen Rechts eine consuetudo rationabilis fein, d. h. weder dem 
Weſen der Kirche nody dem des in Frage kommenden Rechtsinſtitutes widerſprechen, end= 
lich kraft pofitiver Vorſchrift aud die Verjährungszeit hindurch geübt (legitime prae- 
scripta) fein. 

b) Zur Ausübung des Auffihtsrechtes über die ganze Kirche kommt dem Papſte 
auch noch heute das freilich praftiich nicht mehr gehanphabte Recht zu, ſich durch eigene 
Abgefandte, Pegaten und Nuntien, über den Zuftand der einzelnen Diöcefen informiren 
zu laſſen. Außer der Pflicht der Biſchöfe, auf jevesmaliges Berlangen dem Papſte Bes 
richt zu erftatten, befteht für diefelben die Verbindlichkeit der ſ. g. visitatio liminum, 
d. h. innerhalb beſtimmter Zwifchenriume (drei, vier, fünf, zehn Yahre) in Rom pers 
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ſönlich oder eventuell Durch einen Specialmandatar einen detaillirten Generalbericht über 
ihre Sprengel und ihre Verwaltung auf Grund einer einzureichenden ſchriftlichen ſ. g. re- 
latio status abzulegen. Die Metropoliten haben über die Suffraganbiſchöfe nur ein 
beichränftes Auffichtsrecht, infofern als jie allein die Innehaltung der Refidenzpflege ſeitens 
derjelben und die bifchöflichen Seminarien zu überwaden haben und die Bifitation der 
Suffragandiöcefen nur nach vollendeter Bifitation des eigenen Sprengeld und nur unter 
Zuftimmung der Provinztalfynode vornehmen können. Die Biihöfe endlih follen ihre 
Diöcefen mindeftens alle zwei Jahre perfönlich vifitiren, um fih Kunde von dem Zuftande 
derfelben nach allen Richtungen hin zu verichaffen und die nöthigen Maßregeln zur Beſ— 
jerung treffen zu können; dagegen erfolgen die regelmäßigen jährlichen Bifitationen der 
Kirchen, Geiftlichen, Beneficien u. ſ. w. durch die Yanddefane. 

e) Handhabung der kirchlichen Nedhtspflege Der Entwickelung der 
tirchlichen Gerichtöbarkeit, ſowohl für Das Gebiet der ftreitigen Rechtsſachen, als aud für 
das des Strafrechtö ift ſchon S. 127 ff.) gedacht. In erfterer Beziehung iſt heute die 
Competenz der Kirche in Deutjchland eine jehr bejchränkte, die Civilſtreitigkeiten der Geift- 
lichen, Proceſſe über die VBermögensrechte der Kirche, ja ſogar vielfach die Patronatsfachen 
(jo 3. B. in Preußen) gehören vor das Forum der weltlichen Gerichte. Hinfichtlich 
der Eheprocefje kommt die Verfchievenheit vor, daß auch diefe mit bürgerlichen Wirkungen 
und durch die jtaatlichen Yuftizbehörden entjchteden werden, während Daneben den geiftlichen 
Gerichten die Verhandlung derjelben unbenommen, die Befolgung ihrer Ertenntniffe aber 
lediglich dem Gewiſſen der Parteien überlajjen bleibt (Preußen, ähnlich neuerdings auch 
in Defterreich) oder daß über die perfönlichen Verhältniſſe (Gültigkeit, Scheidung u. ſ. w.) 
die geiftlichen Gerichte auch mit für das Civilgebiet bindender Kraft verhandeln (jo, aller 
dings mit Berjchiedenheiten im einzelnen, in Baiern, Württemberg). Soweit eine 
Gerichtsbarkeit noch befteht, wird fie heute in erfter Inftanz Durch den Bischof, bezüglich) 
das biſchöfliche Officialat, in zweiter Inftanz durch den Erzbiſchof und in dritter Inftanz 
durch einheimijche, von den Provinzial, reſp. Diöceſanſynoden zu defignirende und vom 
Papfte zu delegivende Nichter (iudices in partibus oder synodales) verwaltet. 

Was das Gebiet des Strafrechts betrifft, jo ıft über den Charakter deſſelben und 
die firhlihen Strafmittel ebenfalls ſchon früher (S. 134) gehandelt worden. Als ſ. g., 
für alle Kirchengliever anwendbare censurae hat die Kirche Das jegt unpraftiiche Inter— 
dict, d. h. die Einftellung ſämmtlicher öffentlichen, gottesdienftlihen Functionen, die Spen= 
dung der Eacramente mit eingefchlofien, für ein Land, einen Bezirk oder bei einer Kirche 
und ferner die Ercommunication entwickelt. Yetstere ift entweder eine exc. minor, welche nur 
von den Sacramenten und der Wählbarkeit zu kirchlichen Aemtern oder eine maior, die 
von der Theilnahme an allen Segnungen der Kirche, von kirchlichem Begräbniß und von 
jedem Berfehr mit den übrigen Kirchengliedern ausſchließt. Für die Geiftlihen kommt als 
Genfur die suspensio, die Unterfagung der Ausübung der aus dem Amte berfließenden 
Rechte auf unbeftimmte Zeit vor, welche fi) auf die Ausübung des ordo (suspensio ab 
ordine) oder die des officium der Yurisdictionsrechte (suspensio ab officio), die aber 
zugleidy immer die evftere mit umfaßt, oder die des beneficium (suspensio a beneficio) 
auf den Genuß des Einkommens oder auf alle diefe Rechte zujammen (suspensio gene- 
ralis, suspensio plena) beziehen fann. Die Strafen im engeren Sinne (poenae 
vindicativae), welche gegen Geiftlihe angewendet werden, find die Verhängung der Sus- 
penfion auf beftimmte Zeit, die privatio benefieii, Entztehung des Amtes ohne zugleich 
eintretende Unfähigkeit zum Erwerbe neuer, die Strafverfegung, Die depositio oder Ab: 
fegung, wobei der Betreffende die Amtörechte, die Fähigkeit zur Erlangung anderer Aem— 
er, aber nicht die geiftlihen Standesrechte verliert, Die Degradation oder feierliche, auch 
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die letteren nehmende Abſetzung, Geldbußen und Freiheitäftrafen, während die Körper: 
ftrafen jegt unpraktiich find. Das lettere gilt aud bis auf die bie und da noch vor- 
fommende Entziehung des driftlihen Begräbniffes von den gegen die Yaten früher ver: 
bängten, in Geldbußen und förperlicher Züchtigung beftehenden poenae vindicativae. 
Ueberhaupt ziehen heute in Deutichland die noch vorfommenden Kirchencenfuren und 
Strafen feine bürgerliche Folgen nach fich und da auch die Geiftlichen in den durch die 
Staatsgeſetze bedrohten Verbrechen und Uebertvetungen den weltlichen Gerichten unterftehen, 
jo bat das firchliche Strafrecht, ſowie die Durch daſſelbe ausgebildete Theorie der ſ. 9. 
kirchlichen Verbrechen (mie der Härefie, Apoftafie u. ſ. w.) und der kirchlichen Strafen nur 
noch praktiſche Bedeutung tm Gebiete der der katholischen Kirche heute faft überall in 
Deutjchland allein werbliebenen Gerichtöbarfeit wegen der Amts- und Disciplinarver: 
geben, welche gleichfalls durch diefelben Gerichte, wie Die ftreitige Gerichtsbarfeit, ver: 
waltet wird. 

d) Leitung des Unterrichts Die katholiſche Kirche beanfprucht das Recht, 
allein und jelbftftändig die erforderlichen Vorſchriften über die Ausbildung ihrer Kleriler 
zu erlaffen und dieſe letztere zu leiten. Nach der Vorſchrift des Tridentinums follte in 
jeder Diöcefe eine unter der Yeitung des Biſchofs ftehende Lehranftalt errichtet werben, in 
welcher Knaben von zwölf Jahren aufgenommen und die nöthige allgemeine, ſowie die 
fpecielle klerilale Bildung erhalten follten, um demnächſt gleich in den Klerus eintreten zu 
fönnen. In Deutjchland find aber diefe Anftalten nur jehr vereinzelt ins Yeben getreten, 
vielmehr erfolgt die Ausbildung der Kleriter gemöhnlih in der Art, daß fie zumächt in 
eigenen Kmabenjeminaren oder auch in den öffentlichen Unterricdhtsanftalten des Ortes den 
Gymnafialunterricht empfangen, dann behufs des fachwiſſenſchaftlichen Studiums die fatho- 
ich =theologiihen Facultäten oder eigene theologiiche Yehranftalten bejuchen, und erſt dann 
in ſ. g. Priefterfeminaren die praftiiche Vorbildung erhalten. Kraft der ihr übertragenen 
Lehrgewalt erhebt die Kirche noch heute den im Mittelalter verwirflichten Anſpruch auf 
die Leitung, bezüglich Ueberwachung der Volks-, Gelehrten = Schulen und Univerfitäten, 
aber hier ift ihr Einfluß durch das Princip des Staatsunterrichted auf Das erheblichite 
bejchränft. 

e) Die Vermögens und Finanzverwaltung der Kirde. Zur Reali- 
firung ihrer Zwede bedarf die Kirche der erforderlichen äußeren Mittel. Sie muß daher 
ebenfo mie der Staat eine beftimmte Finanzverwaltung und ein Finanzrecht haben. 
Gleichzeitig Tteht fie aber aud mit diefem Vermögen innerhalb des Staates und wird 
von dem Rechte defjelben berührt. Die Vermögens- und Erwerbsfähigfeit der Kirche iſt 
jeit der Anerfennung derjelben durch Gonftantin niemals in Frage geftellt worden. Wäh- 
rend die Controverje, ob die Gejammtlirche oder das einzelne kirchliche Inftitut Pfarrer, 
Bisthum, Capitel) als Eigenthümer der einzelnen Vermögensmaſſen anzufehen, im Sinne 
der letten Alternative zu entjcheiden und dieſe Annahme auch als gemeines deutſches 
Recht zu betrachten iſt, haben einzelne Gefeßgebungen, jo 3. B. Das vreußiſche Landrecht, 
unzuläffigerweife die proteftantiiche Anſchauung, daß nicht dem einzelnen Inftitut als 
ſolchem, ſondern der Kirchengemeinde das Eigenthum zukommt, als geltendes Recht firtrt. 
Mit ihrem Vermögen jteht die Kirche dem Staate wie jede andere phyſiſche Perſon 
gegenüber. Daher hat daſſelbe den gleichen Anjpruc auf Unverletlichteit, wie jedes andere 
Privateigenthum, — freilich ift diefer durch die mehrfach vorgefommenen Säculartfationen 
mitunter verlegt worden —, andererſeits auch die Pflicht, die Staatslaften, wie jede 
andere Perfon, zur tragen. Die von der Kirche prätendirte Steuer- und Yaftenfreibeit 
(immunitas) ift nie in vollem Umfange anerfannt gemejen und wird heute nur m 
ſehr beſchränktem Umfange gewährt. Hinfichtlih des vermögensrechtlichen Verkehrs unter: 
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fteht die Kirche den Vorichriften des Civilrechts der einzelnen Länder, nur find ihr in 
diefer Beziehung einerſeits manche Privilegien vor den übrigen Perfonen (3. B. Hinfichtlic) 
der Bermächtnifie, Teftamente, Verjährung, Erfigung, restitutio in integrum) eingeräumt, 
andererſeits ift fie aber infofern ſchlechter geftellt, al8 für den Erwerb von gemiffen Ver— 
mögendftüden (3. B. von Grundftüden) oder von Zuwendungen über'ein beftimmtes Maximum 
hinaus durch die ſ. g. Amortifationsgefege die Einholung der ftaatsrechtlichen Ge— 
nehmigung aus voltswirthichaftlihen Gründen vorgejchrieben ift. 

Die der Kirche gehörigen Vermögensmaſſen (res ecclesiasticae) zerfallen in die 
res sacrae, d. h. diejenigen Sachen, welche (wie z. B. die Kirchen, Altäre, Altargeräthe 
u. f. w.) den Zwecken des Gottesdienftes unmittelbar dienen, und in die res ecclesiasti- 
cae, welche ald bona de mensa oder beneficii zur Unterhaltung der Geiftlichen oder als 
bona de fabrica zur Beftreitung der ſächlichen Ausgaben des Gottesdienftes beſtimmt find. 
Abgeſehen von den Einkünften und den Erträgnifien diefer einzelnen Maſſen beftehen aber 
für die Beichaffung der nöthigen pecuniären Mittel noch eine Reihe von Abgaben. Als 
eine allgemeine Kirchenfteuer kann der Zehnte betrachtet werben, welcher nach kanoniſchem 
Recht dem Pfarrer und zwar von jeglihem Einkommen zufteht, der aber, ſchon früher 
in Deutichland nie innerhalb der Ausdehnung des kanoniſchen Rechts anerkannt, neuer- 
dings durch die Grundentlaftungs = und Ablöfungsgeleggebungen in Renten aus den dem 
Dotalvermögen der Pfarreien hinzugetretenen Ablöfungsfapitalien verwandelt worden: ift. 

Für die Beftreitung der Ausgaben der oberften Kirchenleitung, ſowie des Unterhaltes 
des Papftes und der römiſchen Curie dienen, außer den Einkünften des Kirchenſtaates, 
die fraft des oberften Beſteuerungsrechts des Papftes in Anipruch genommenen Annaten, 
d. 5. die Abgaben von den der päpftlichen Verleihung unterworfenen Beneficten, und die 
Pallientaren, welche jedoch heute im Vergleich zu früher eine weſentliche Beſchränkung er= 
litten haben, ſowie endlih die Dispenstaren. Ebenſo beziehen die Bijchöfe dergleichen 
Einfünfte, von denen heute noch die Taren für Ausfertigungen aus der bilchöflichen 
Kanzlei, das cathedraticum oder synodaticum, eine zur Anerkennung der biſchöflichen 
Yurisdietion won den Einzelficchen geleiftete Abgabe, das von den Beneficiaten zu leiftende 
seminaristicum oder alumnaticum für die Unterhaltung der biſchöflichen Seminarien 
und endlih das im Nothfalle allen mehr als den ausreichenden Unterhalt (portio con- 
grua) beziehenden Pfründnern aufzuerlegende subsidium charitativum theilweiſe in 
praftifcher Hebung find. ALS Einnahmequellen der Inhaber der uratbeneficten endlich 
find hier die ſchon früher beiprochenen Stolgebühren zu erwähnen. 

Bejondere Borichriften beftehen ferner über die Beihaffung der Mittel zur baulichen 
Unterhaltung der Kirchengebäude. Während für die Kathedralkirchen die Mittel aus dem 
Fondsgut, eventuell vom Biſchof und dem Gapitel nöthigenfall® unter Veranftaltung von 
Collecten beichafft werden müſſen, haften hinfichtlich der Pfarrkirchen bei unzureichendem 
Bermögen derjelben nad) kanoniſchem Recht, welches aber vielfach durch die Particular— 
gefeggebung der einzelnen deutjchen Staaten modifieirt ift, zunächſt ſubſidiariſch diejenigen 
Perjonen, welche Einkünfte von der Kirche beziehen, alſo der Patron unter diefer Be— 
dingung, der Zehntherr, der mehr ald die Congrua beziehende Beneficiat, und zwar alle 
diefe Perfonen in gleicher Linie nach Verhältnig ihrer Einkünfte, eventuell find die Pa- 
rochianen, für welche diefe Pflicht gemeinrechtlih nur eine perjönliche, feine Reallaſt iſt, 
heranzuziehen, und ebenjo farm der Batron, welcher feine kirchliche Einkünfte bezieht, unter 
dem Präjudiz des Verluftes feines Patronatrechts zum Bauen angehalten werden. Die 
felben Grundſätze gelten, abgejehen von den durch die Benefictaten jelbft zu bewirfenden 
fleineren Reparaturen, auch für die Unterhaltung der Pfarrhäufer, während die der Kirch 
höfe den Parochianen allein ſubſidiariſch zur Laſt fällt. 
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Außerdem erhält die Fatholiiche Kirche in Deutichland von den einzelnen Staaten, 
namentlih in Folge der auf dem fäcularifirten Kirchengute haftenden Verpflichtung, noch 
Dotationen (jo 5. B. für die Bisthümer und Gapitel). Endlich bejtehen in einzelnen Yäns 
dern noch Fonds unter ſtaatlicher und concurrivender kirchlicher Verwaltung (jo ver |. g. 
Neligionsfonds in Defterreih, der ſ. g. Intercalarfonds in Wiürtemberg), zu melden 
namentlih die Einfünfte vacanter Beneficten bis zur Wiederbefegung (vie |. g. Inter⸗ 
calarfrüchte) fliegen, und welde zur Dedung allgemeiner, aus anderen Mitteln nicht zu bes 
ftreitenden, kirchlichen Bedürfniſſe beſtimmt find. 

Die Verwaltung des kirchlichen Vermögens ruht in Der Hand des Biſchofs, 
jedob fteht die unmittelbare Aominiftration des Pfarwermögens dem Pfarrer in Eon: 
eurrenz mit einzelnen dazu ausgewählten Gemeindeglievern Kirchvätern, vitriei, provi- 
sores, magistri fabricae) unter der Oberaufficht des Biſchofs, die des Capitelgutes dem 
Domcapitel zu. Die Befuguiffe umfafen die Laufende Verwaltung und die Verwalter 
ftehen im wefentlichen den Vormändern gleich, wie denn auch die Kirche gegen ihre Hand: 
lungen gemeinredhtlih das beneficium in integrum restitutionis befigt. freilich find 
diefe kanoniſchen Grundfäge in vielen deutſchen Staaten — nur in Preußen und Oeſter— 
reich finden fie Anwendung — nicht maßgebend, weil die ftaatlichen Behörden eine Controle 
oder einen directen Einfluß auf die Verwaltung des Kirchenvermögens ausüben. 

Die Beräuferung firhlicer Güter ift ohne weiteres gejtattet, wenn es ſich um 
Sachen unbedeutenden Werthes, Sachen, welde nad dem Yaufe der georbneten Berwal- 
tung alienirt werben, und endlich um heimgefallene Sachen handelt, welde ftetö in einer 
beftimmten Weiſe ausgeliehen worden find (res infendari oder in emphyteusin dari 
solitae). Sonft ift die Altenation, d. h. auch jelbft jeve dauernde Belaftung des Kirchen: 
gutes, uur aus einer gemügenden Urſache (necessitas, christiana charitas, evidens ec- 
elesiae utilitas) zuläjjig. ferner wird ein nad darüber erfolgter Unterfuhung vom 
Biſchof zu erlafiended decretum alienandi und die Zuziehung aller Intereffenten, na= 
mentlih bei Sachen der Kathedrale, der mensa episcopalis, allgemeiner Inſtitute 
die Einholung des Conſenſes des Capiteld, beim Dotalgut der Patronatöfirchen die Zu: 
fiimmung des Patrons erfordert. Kraft ihres Eides find die Biſchöfe ferner bei Altena- 
tion von Menfalgütern verpflichtet, ven Conſens des Papftes einzuholen, dagegen ift eine 
Beitimmung, welche letzteren in allen Fällen verlangt, in Deutjchland nicht praktiſch ge— 
worden, indeflen für Oeſterreich durch Das Concordat von 1855 wieder worgelchrieben. 
Endlich ift meiftend — nicht in Preußen — aud die Zuftimmung des Landesherrn nöthig. 

. Eine diefen Erfordernifjen zumider vorgenommene Veräußerung ift null umd nichtig und 
kann fogar von dem Veräußerer ſelbſt mit den geeigneten Rechtsmitteln (4. B. der Bin- 
Dication) rüdgängig gemacht werben. 


C. Die Rechtsverhältniſſe der Kirchenglieder. 


Die Zugehörigkeit zur Kirche wird durch die Taufe erworben. Damit entſteht Die 
kirchliche Rechtsfähigleit, zugleich aber auch die Pflicht der Unterwerfung unter Das Recht 
der Kirche. Da die Fatholifche die Taufe der anderen chriftlihen Kirchen als gültig an- 
erfennt und die Taufe nicht wiederholt werden darf, jo gehören ihr die jo Getauften von 
ihrem Standpunft aus an, und es bedarf für dieſe zur Erlangung der activen Rechts— 
fähigkeit, d. h. nach dem modernen, ftaatlihen Sprachgebrauch, bei dem Mebertritt zur 
fatholiichen Kirche nur der Abſchwörung der früheren Irrthums und der Ablegung des 
fatholijhen Glaubensbekenntniſſes. Das katholiſche Recht erfordert für einen ſolchen 
Schritt das vollendete 7. Lebensjahr, während das ſtaatliche Necht Das ſ. g. Discretiond- 
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jahr, d. 5. das Yahr, mit deſſen Erreichung der Einzelne die Gonfeffion wählen fann, 
höher, meiftens auf das vollendete 14., mitunter das 18., ja jogar das 21. Yebensjahr, 
jowie ferner beftimmte Formen für die Erklärung des bezüglichen Entſchluſſes feftgefett 
hat. Nach Mafgabe der Kirchengejege hat jeder Katholif das Recht, an allen öffentlichen, 
rituellen und liturgijchen Handlungen, namentlih an der Verwaltung der Sacramente 
teilzunehmen; andererſeits aber auch die Pflicht, den von der Kirche gelehrten Glau— 
ben zu acceptiren, der Meſſe an Sonn= und Feiertagen beizumohnen, mindeftens jährlich 
einmal zur Dfterzeit bei einem zur Verwaltung des Bußſacraments approbirten Priefter 
die Beichte abzulegen, ebenfall® zu der gedachten Zeit das Sacrament des Altard, das 
Abendmahl, in feiner Pfarrkirche zu empfangen, ſich der Bezeugung äußerer Mißachtung 
gegen die Kirche und der Störung ihrer Thätigkeit zu enthalten, und endlich in kirchlichen 
Dingen den ordnungsmäßigen kirchlichen Oberen (Bapft, Biihof und Pfarrer) gehorfam 
zu fein. ß 

Da die katholiſche Kirche die Ehe als Sacrament betrachtet, jo nimmt fie für ſich 
die Gefeßgebung und die Gerichtöbarfeit in Eheſachen in Anfpruch und beftreitet dem 
Staate das Recht, Kirchliche Ehehinderniffe zu befeitigen, kirchlich gültige Ehen für un= 
gültig zu erklären, und über Gültigfeit und Ungültigfeit der Ehe zu entfcheiden. Somit 
find die Katholiken dem Eherecht der katholischen Kirche ausjchlieglih unterworfen, ‚ein 
Grundfag, welcher allerdings in einzelnen deutjchen Staaten (z. B. Baiern, Mürtemberg, 
Sachſen) mit verfchievenen Modificationen anerkannt ift, während andere Staaten (5. B. 
Preußen, Defterreich, Baden) ein eigenes ftaatliches, auch für die Katholifen maßgebendes 
Eherecht codificirt haben. Alle Gründe, welde dem Zuftandefommen der Ehe entgegen= 
ftehen, werden Ehehinderniffe (impedimenta matrimonii genannt). Dieje find entweder 
trennende (impedimenta dirimentia) oder aufichiebende (prohibentia, impedientia), je 
nachdem die troß derſelben factiſch abgeichloffene Ehe als nichtige Verbindung erfcheint 
oder wenngleich ihre Abſchließung unerlaubt war, doch Gültigkeit behält; impedimenta 
publica oder privata, je nachdem die Geltendmachung im öffentlichen Intereffe von 
Amts wegen erfolgt, oder dem Belieben des einen der Contrahenten überlaffen ift. Trennende 
Ehehinderniffe bilden der Mangel der nüthigen Geiftesfräfte, der Mangel der pubertas 
(d. h. Des 14., refp. 12. Lebensjahres), Die Impotenz, im Conſenſe liegende Fehler (wie Irrthum 
über die Perfon, Freiheit und über, jedoch auch nur über ſolche Eigenfchaften, melche die 
Individualität der Perſon feftftellen und fie als eine beftimmte von allen anderen ausfondern, 
error qualitatis in personam redundans, Gewalt und Furcht, Nichteintritt der ber 
Eheſchließung beigefügten, ftatthaften Bedingung), Blutöverwandtfchaft (im auf- und ab— 
fteigender Linie in infinitum, in der Seitenlinie bis zum 4. Grade kanoniſcher Compu— 
tation), Schwägerfchaft in demfelben Umfange, die aus dem Verlöbniß entjtehende Quaſi— 
Affinität Bis zum 1. Grade, die geiftliche, aud der Taufe und der Firmelung hervorgehende 
Berwandtihaft zwifchen dem Taufenden und dem Pathen auf der einen, dem Täuflinge 
und deſſen Aeltern auf der anderen Seite, die Adoptiv= VBerwandtichaft, die beflehenbe 
gültige Ehe, der Empfang eines der höheren Weihegrade, die Profekleiftung in einem vom 
päpftlichen Stuhl approbirten Orden, die Neligionsverfchtedenheit (disparitas cultus) 
zwifchen Getauften und Ungetauften (Juden, Mufelmännern ꝛc.), und unter Umftänden bie 
Entführung (raptus), der Ehebrud und Gattenmord (impedimenta criminis s. adul- 
terii, resp. conjugicidii). Yu den aufſchiebenden Ehehindernifjen gehört dagegen 3. B. 
der Mangel des Aufgebotes und der der Einwilligung der Aeltern. Wo die Ehehinderniffe 
nicht von jelbit durch Veränderung der Umpftände oder durch wiederholte fehlerfreie Con— 
fenserflärung fortfallen können, bedarf es der Dispenjation, welche in Betreff der treu— 
nenden allein dem Papſte zufteht. 
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Auch das der Ehe vielfach vorangehende Verlöbniß erachtet die fatholiiche Kirche als 
eine das Sacrament der Ehe vorbereitende Handlung ihrer Gejeßgebung und Cognition 
unterworfen. Da dafjelbe nady vortridentinifchem Recht ebenfo wie die Ehe durch nudus 
consensus gültig geichloflen werben konnte, jo ging daſſelbe (sponsalia de futuro) durd 
Bollziehung der copula carnalis in cine wirflicde Ehe (sponsalia de praesenti) über. 
Nah dem Tridentinum ift aber aufer dem ſchon längſt vor demjelben üblich gemeienen 
Aufgebot, welches an drei auf einander folgenden Sonn- und Feittagen während des 
Gottesdienftes in der Pfarrfirche des Domicils der Brautleute erfolgen joll, bei Strafe 
der Nichtigkeit die Erklärung des ehelichen Conſenſes vor dem Pfarrer des Wohnortes der 
oder eines der zukünftigen Ehegatten und vor zwei oder drei Zeugen vorgefchrieben. Die Unter: 
lafjung der nachher gewöhnlich erfolgenden Einſegnung oder der Trauung hat feinen Einfluß 
auf die Gültigkeit der Ehe. Die einmal gejchloffene Ehe gilt nach dem katholiſchen Kirchen- 
rechte als unauflöslich, jedoch erjt von dem Zeitpunft ab, wo die copula carnalis unter den 
Ehegatten erfolgt ift. Bis zu Diefem ıft eine Aufhebung durch Dispenfation des Papftes, 
ſowie durch den auch wider Willen des anderen Theiles zuläffigen Eintritt in einen appro- 
birten religiöfen Orden geftattet. Abgeſehen von der Nullitätserflärung, wodurch conftatirt 
wird, daß der Icheinbar vorhandenen Ehe ein diefelbe ausſchließendes Hinderniß entgegen 
ftand, kann fonft nur eine Auflöfung der ehelichen Gemeinſchaft, nicht des Ehebandes er 
folgen. ine joldye (separatio a thoro et mensa) darf auf Antrag ded unfchuldigen 
Theiles fir unmer wegen wollendeten Ehebruchs, jonft nur auf Zeit wegen anderer erbeb: 
licher Gründe durch Spruch des kirchlichen Gerichtes ftattfinden. Hinfichtlich der Ehen ver 
Ungetauften, für welde die auf dem ius divinum beruhenden ehevedhtlichen Vorſchriften 
ebenfalld anwendbar erachtet werden, befteht die Vorſchrift, daß wenn der eine Gatte ſich 
zum Chriftentbum befehrt hat und der ungläubige ihm auf feine Aufforderung nicht sine 
contumelia ereatoris beiwohnen, d. h. dem Chriften nicht die Befolgung der chriſtlichen 
Religion und der chriftlihen Gebote gejtatten will, ver letztere eine anderweitige Ehe 
eingeben und damit die frühere aufheben darf. 

Was endlic, die Ehen zwiſchen Katholiken und den Angehörigen andever chrijtlicher Kir: 
en, namentlic den Proteftanten betrifft, jo fteht dieſen das impedimentum prohibens 
mixtae religionis entgegen und die katholische Kirche erachtet Joldye allen Beſtimmungen 
ihres Eherechte8 unterworfen. Zur erlaubten Eingehung einer derartigen Ehe ift erforderlich 
geiftliche Dispenfation, Die aber in Deutjchland die Biſchöfe kraft beionderer Ermächtigung 
ertheilen, und ferner das eidliche Berfprechen beider Theile, die Kinder in der katholiſchen 
Religion erziehen zu laſſen, und ein eidliches Gelöbnig des nichtfatholiichen Theiles, ſei— 
nen Mitgatten in der Ausübung feiner Religion nicht zu hindern. Werben diefe Be: 
dingungen nicht erfüllt, jo darf der fatholijche Pfarrer nur paſſiv bei der Eheſchließung 
mitwirfen, den Conſens entgegennehmen, im umgelehrten Falle wird aber nad) der in 
Deutſchland tolerirten milderen, nicht dem frengen Recht entfprechenden Praris Die ges 
wöhnliche feierliche Form angewendet. Die deutjhen Staatögefeßgebungen (3. B. Preußen), 
welche den gemifchten Ehen fein Hinderniß in den Weg legen, übertragen für den Yall 
der verweigerten Mitwirkung des katholischen Pfarrers die Competenz auf den Geiftlichen 
der anderen Confeſſion oder die Sache erledigt ſich dadurch, daß für die bürgerliche Gül— 
tigkeit der Ehe eine Erklärung vor ftaatlichen (ſ. g. Civilſtands- Beamten entweder unter 
allen Umſtänden (f. g. obligatorifche Civilehe, 3. B. in den Aheinlanden) erfordert wird, 
oder daß diefe Form nach Belieben der Brautleute ftatt der kirchlichen gewählt facultative 
Givilehe, 3. B. in Oldenburg) oder endlich erjt bei Unmöglichkeit der Erlangung der Fire 
lichen Trauung beanfprucht werben kann (j. g. Notheivilehe, 3. B. in Würtemberg, Ba- 
den, jeßt auch Defterreih). Ebenſo find die Staatsgefeßgebungen der Prätenjion der 
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Kirche auf die katholiſche Erziehung der Kinder aus gemifchten Ehen entgegengetreten, in- 
dem fie die Vertragsfreiheit der Aeltern in diefem Punkte anerfannt, und eventuell Thei- 
lung nad dem Gefchlecht feitgefegt (jo Defterreih, Baiern) haben oder unter Nichtige 
feitserflärung jedes derartigen Vertrages den Willen des Vaters, eventuell die Confeſſion 
deſſelben (Preußen) entſcheiden laſſen. 

Die Zugehörigkeit der Kirche kann nur durch den Tod des Individuums beſeitigt 
werden. Der Abfall vom Chriſtenthum oder der Uebertritt zu einer anderen Kirche bildet 
nach der katholiſchen Auffaſſung das Verbrechen der Apoſtaſie und der Ketzerei, und 
wenngleich in Deutſchland beides unter Aufhebung aller Pflichten gegen die verlaſſene 
Kirche nach ſtaatlichem Rechte ſtatthaft iſt, ſo iſt doch andererſeits anzuerkennen, daß die 
Kirche unter ſolchen Umſtänden befugt iſt, den betreffenden Individuen die kirchlichen 
Rechte abzuſprechen. 

Innerhalb der katholiſchen Kirche beſtehen endlich Vereine, welche den veligiöfen 
Endzwecken der Kirche auf verſchiedene Weiſe dienen. Die Erreichung der chriſtlichen 
Vollkommenheit durch Ertödtung der Sinnlichkeit bildet das Ziel der ſ. g. Orden, deren 
Mitglieder ſich zu einem gemeinſamen, genau geregelten Leben unter eigenen Vorgeſetzten 
durch das dreifache, für die ganze Lebenszeit bindende Gelübde der perſönlichen Armuth, 
der eheloſen Keuſchheit und des freiwilligen Gehorſams verpflichten. Die Mitglieder 
(religiosi) tönnen Männer oder Weiber, Kleriker over Laien fein. Die Errichtung neuer 
Drven (eines j. g. ordo religiosus) erfordert die päpftliche Approbation und die eines 
neuen Haufes eines jchon beftehenden Ordens die Zuftunmung des Ordinarius und des 
Papftes, welchem legteren allein auch die Aufhebung eines ganzen Ordens und eines ein- 
zelnen Ordenshauſes zufteht. Während fih in Defterreich das Ordensweſen frei ent- 
falten fann, in Preußen nur der allgemeinen Vereinsgeſetzgebung unterfteht, bedarf in 
den meiften anderen Staaten die Zulaffung neuer Orden, ſowie die Errichtung neuer 
Drvenshäufer der ftaatlichen Genehmigung. Neben diefen eigentlichen Orden, welche ber 
Einzelne nur nach Aufhebung jeines Gelübdes wegen Nullität oder nad) Dispenfation des 
Papftes, nach mandyen Landesgeſetzen (jo nad preußiſchem Yandrecht) beliebig wieder ver- 
laſſen kann, fommen noch ſ. g. congregationes religiosae, vor, welche namentlich die Zwecke 
des Unterrichtes, der Kranken- und Armenpflege verfolgen, und bei denen von den Mit: 
gliedern (quasi regulares) mitunter zwar auch Gelübde auf Lebenszeit abgelegt wer- 
den, ohne daß dieſe legteren (vota simplicia) aber alle diefelben Wirkungen wie die bei 
den Mönchsorden vorfommenden ſ. g. vota solemnia hätten. Wie dieſe Congregationen 
unter der Aufjicht der Biſchofs, reſp. des Papftes, ftehen, iſt Dafjelbe der Fall mit den 
einzelne kirchliche Zwecke verfolgenden Brüderichaften (confraternitates), welde fich von 
den Congregationen dadurch unterjcheiden,, daß bier feine Gelübde vorfommen, hinfichtlic 
des Eintrittes und des Austritte8 volltommene Freiheit herrſcht, fein Zwang zur Erfüllung 
der Pflichten (abgejehen von dem indirecten Mittel der Ausichliegung) ftattfindet, und 
endlich Das gemeinjchaftliche Leben fehlt. — 


D. Die Stellung der Fatholifchen Kirche im Staate. 


Die Anſchauungen der Kirche über das Verhältniß der geiftlichen zur weltlichen Ge- 
walt, wie fie das Mittelalter entwidelt hat, find jhon oben (S. 126 ff.) beiprocdyen. Wenn: 
gleih heute katholiſcherſeits dem Staate nicht mehr der gottgewollte Urfprung abgeſprochen, 
vielmehr feine Eriftenz mindeſtens mittelbar auf den Willen Gottes zurüdgeführt wird, fo 
wird doch auch noch heute die höhere Stellung der Firchlichen Gewalt mit der unmittel- 
baren göttlichen Stiftung der Kirche und mit ihren über das Irdiſche hinausreichenden 
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Zielen und Zmweden gerechtfertigt. Indem die fatholiiche Kirche die oberfte Macht in 
allen geiftlihen und kirchlichen Angelegenheiten für ſich kraft ihrer göttlichen Miffion in 
Anfpruch nimmt, negirt fie gleichzeitig praftifch den von ihr im Princip zugegebenen Grund: 

fat von der Souveränetät des Staated in weltlichen Dingen dadurd, daft fie ſich das 
Recht beilegt, über die Abgrenzung der beiden Gebiete mit bindender Kraft zu beftimmen. 

Weil fie fich ferner als die ausſchließlich berechtigte Geftaltung der chriftlichen Kirche an- 
fieht, heißt ihre Forderung der volltommen freien, ihren Normen entjprechenden äußeren 
Entfaltung praktiſch nichts anderes, als mittelbare Herrichaft über den Staat und in- 
Directe Beeinträchtigung der Rechte ber übrigen Religionsparteien. In Deutfchland hat 

die Reformation und in Folge derfelben der Augsburger Religions- und ber Weftphä- 
fifche Frieden (bez. von 1555 und 1648) die flaatliche Anerkennung der evangeliſchen 
Religionsparteien herbeigeführt und damit die Stellung der fatholifchen Kirche als aus 
ſchließlich berechtigter Form des religiöfen Lebens befeitigt. Die Anwendung des in dieſen 
Friedensſchlüſſen den Landesherren beigelegten f. g. ius reformandi, d. h. des Rechtes 

über die Confeſſion ihres Territoriums zu beftimmen und die Angehörigen der anderen 
Confeffion, ſofern dieſe nicht die Neligionsübung in irgend einem Zeitpunkt des Jahres 
1624 (de8 |. g. Normaljahres) gehabt hatten, aus dem Lande zu weiſen, hat die folge 
gehabt, daß ſich ſeitdem die einzelnen deutſchen Staaten in katholiſche und proteftantifce 
Ichieden, in welchen die Anhänger der anderen Religionspartei theils auf Grund des Weſt⸗ 
phälischen Friedens, theild in Folge der Toleranz des Landesherrn in verjchtedenem Um— 
fange zur Religionsübung berechtigt waren. Die Säcularifationen des Jahres 1803 
haben aber dieſes Verhältniß dadurch, daß fie katholiſche Gebietstheile in großer Anzahl 

an proteftantiiche Yandesherren brachten, umgeftaltet und kraft der in Folge deſſen er: 
gangenen particulären Rechtsnormen ftehen ſich ſeitdem in den meiften deutſchen Staaten 

die fatholifche und proteftantiiche Kirche mit paritätifcher Berechtigung gegenüber und 
beide haben das ſ. g. exercitium religionis publicum, d. h. das Recht, ihren Eultus 

und ihre Berfafjung als Theil des öffentlichen Lebens unter corporativer Berechtigung 

frei zu entfalten. Nichtsveftoweniger hat die ftaatliche Gewalt in Uebereinftimmung mit 
mandyen ſchon feit dem 16. Jahrhundert vorkommenden Vorgängen, und beeinflußt von 
proteftantiichen und gallicaniſchen Anfchauungen, nicht nur im 18. Jahrhundert in Defter: 
reich durch die Gefeßgebung Joſephs II. und in Preußen durch das allgemeine Landrecht | 
(1794), ſondern auch noch bis in Die erfte Hälfte dieſes Jahrhunderts hinein, Durch po 
lizeiliche Bevormundungsmaßregeln und durch directe Betheiligung an der Verwaltung der 
firchlichen Dinge die vollkommene Entfaltung der Berfaflung der katholiſchen Kirche und 
die freie Bewegung ihrer Organe gehindert. Die letztere hat zwar ihren Widerſpruch das 
gegen nie unterlaffen, aber erft die Bewegungen des Jahres 1848 haben denfelben ge 
fteigert und eine Reaction hervorgerufen, welche meiftens die pofitiwe Betheiligung der 
Staatögewalt an der Leitung der Kirche befeitigt, ja ſogar wie in dem freilich jett in 
Defterreich theilmeife durch die Gefege vom 25. Mai 1868 aufgehobenen Goncordat von 
1855 zu eimer faft völligen MWiederherftellung des fanonifchen und zu einer Beeinträd- 
tigung des ftaatlihen Rechts geführt hat. 

Principiell läßt fi vom Standpunkte der modernen Anfchauungen, welche mehrere 
Religionsgemeinichaften im Staate nebeneinander als berechtigt anerkennen und dein Staate 
eine jelbftftändige, alle ihm unterftehende Verhältniſſe regulivende Macht zugeftchen, ein ın 
der Souveränetät Tiegendes Recht, aud) die Verhältniſſe der Kirche zu normiren, das }. 9. 
ius circa sacra Kirchenhoheit), nicht negiren. Im Folge der biftorifchen Entwidelung in 
Deutjchland, wo die fatholifche Kirche ein Theil des öffentlichen Lebens geworden iſt, wird 
fih aber dieſes Majeftätsrecht nur infoweit äußern dürfen, als der Staat eine Aufficht 
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über Die fatholifche Kirche und ein Recht der Abwehr (ius inspiciendi, cavendi) 
beanfpruchen darf, um es zu verhindern, daß eine Gorporation, welche er jelbjt mit 
einer Reihe von Privilegien ausgeftattet bat, Tendenzen verfolgt und realifirt, welche feine 
eigene Eriftenz oder Die von ihm garantırten echte beeinträchtigen. Damit ift dent 
Staat, ſofern ihm nicht befondere Titel berechtigen, die Befugniß zu pofitiver Regelung 
‚der firchlichen Angelegenheiten abgeiproden und ihm eine rein negative Stellung eins 
geräumt. Andererſeits ift damit freilich auch die Grenze der Anfprüche der Kirche 
an den Staat bezeichnet; diefe kann ihrerſeits nur verlangen, daß der erftere fie auf 
ihrem Gebiete frei gewähren läßt, nicht aber, daß er ihre Rechtsordnung mit ftaatlicher 
Gewalt (3. B. das katholiſche Eherecht, den Cölibat x.) durchführt und daß er fid der 
Regelung ſolcher Berhältniffe, melde ihn ebenfo gut wie die Kirche tangiren (3. B. der 
Ehe), ganz enthält. Während noch Anfang dieſes Yahrhunderts das Aufſichtsrecht fich 
gerade in der Anwendung präventiver Mafregeln (3. B. Ueberwachung des Verfehrs mit 
dem päpftlichen Stuhle, Handhabung des Placet, d. h. der Genehmigung zu Erlafjen der 
kirchlichen Autorität, Conſens bei der Anftellung der kirchlichen Beamten) bethätigte, ift 
man neuerdings vielfach (wie die vorangehende Darftellung gezeigt haben wird) von Dielen 
praftifch wenig mütenden und leicht den Charakter einer gehäffigen Bevormundung an- 
nehmenden Mafregeln (jo namentlih in Preußen) abgegangen und wendet ftatt deſſen 
Repreſſivmaßregeln an, für welche aber in Deutichland ein zmwedentiprechendes Syſtem 
noch nicht ausgebildet ift. 

Daß der Staat befugt ift, die Normen über die hier beiprochenen Berbältniffe allein 
zu treffen, unterliegt feinem Zweifel. Ein vorgängiges Einvernehmen mit der Kirche hat bet 
der Schwierigkeit, die von verfchiedenen Grundanſchauungen ausgehenden Aniprüche des moder— 
nen Staates und der katholischen Kirche auszugleichen, gewiß feine vollfommene Berechtigung, 
man ift aber in einzelnen Staaten (fo 1817 in Baiern, 1855 in Defterreih, 1857 in 
Würtemberg, 1859 in Baden) fo weit gegangen, die hier in Frage kommenden Punkte 
Durch ſich formell als Verträge darftellende Vereinbarungen (1. g. Concordate) zu regeln. 
Ueber die rechtlihe Natur derfelben ift viel geftritten worden, aber fo vielfach auch die 
Vertragsnatur vertheidigt ift und fo jehr auch Das Abgehen von einer folchen Vereinbarung 
nur für den Nothfall zu befürworten ift, weil der Staat fi) dem Bormurfe des Ver— 
tragsbruches Dabei ausſetzt, muß doch vom Standpunkte des modernen Staatsrechts aus 
behauptet werben, daß ein Vertrag mit der Kirche, welcher ihre Nechtsverhältniffe nur 
ſoweit betrifft, al8 fie innerhalb der Grenzen des einzelnen Staates fteht, obgleich fie ihm 
infofern ſchon und an und für ſich unterthan ıft, ebenſo wenig gültig geichloffen werben kann, 
als ein Contract zur Ausübung der Gejeggebung in beſtimmter Weiſe und Richtung mit 
einem andern Unterthan denkbar ift. Weil es fich hier Lediglich um Ausübung der inneren 
Geſetzgebung handelt, Liegt in einem jolchen Binden des ſtaatlichen Willens ein unzuläfjiges 
Aufaeben der Souveränetät, deſſen Statthaftigkeit durch den Hinweis auf völferrechtliche 
Berträge, 3. B. auf Handelsverträge, nicht gerechtfertigt werden fann, weil diefe kündbar 
find, alfo immer wieder durch den Willen des einen Theils bejeitigt werben fünnen. Aus 
vemjelben Grunde folgt auch, daß da, wo conftitutionelle Einrichtungen beſtehen, fich die 
Frage nach der erforderlichen Zuftimmung der Yandesvertretung Lediglich nach den Grund— 
fügen über die Ausübung der inneren Geſetzgebung, nicht nach den Regeln über die 
Abſchließung von Berträgen mit fremden Regierungen beantwortet. 


v. bolgentorff, Encyelepädie der Rechtswiſſenſchaft. I, 31 





482 IV. Das öffentliche Recht. 


II. Das Recht der evangelifchen Kirche. 
A. Dogmatiihe Grundlagen. 


Sowohl die lutheriſchen als die reformirten Bekenntniſſe definiren die Kirche als 
die Gemeinſchaft der Gläubigen und ferner als die Gemeinſchaft der Lehre und der‘ 
Sacramente, ald der äußeren Zeichen und Mittel, an denen die Gemeinjchaft erkannt, 
vefp. durch welche fie bewirkt wird. Die göttlichen Vollmachten, Die |. g. potestas cla- 
vium, unter welcher die evangeliſche Kirche aber um Gegenjat zur katholiſchen etwas 
Engeres verfteht, nämlich den Auftrag zur Predigt des Wortes, zur Verwaltung der Sacra— 
mente, zur Vergebung und Behaltung der Sünden, ſowie zur Ausjchliegung der ‚Gott: 
(ofen aus der chriftlichen Gemeinichaft, find nach der übereinſtimmenden Lutherifchen und 
reformirten Yehre niit einem beſtimmten Stande, fondern unmittelbar der ganzen Kirche 
übertragen. Mit dem Grundprincip der Reformation, der Rechtfertigung durch das Ber: 
dienst Chriſti und den inneren Glauben, war zugleich die Berwerfung der katholiſchen Yehre 
von dem beſonders befähigten, heilvermittelnden Prieſterthum gegeben, und das neuteita- 
mentliche allgemeine Prieſterthum aller Gläubigen, d. h. die Befugniß jedes Einzelnen, 
fich felbft Das Heil zu erwerben und die Befähigung, die göttlichen Vollmachten auszu— 
üben, wieder im fein evangeliſches Recht eingeſetzt. Die Funetionen des allgemeinen Prieiter: 
thums können aber nicht von Jedem beliebig wahrgenommen werden, vielmehr befteht nad 
weiterer Lehre der Bekenntmiffe fraft göttlicher Anordnung das Predigtamt (ministerium 
verbi divini), welches die Schlüfjelgemalt der Kirche handhabt und diefe dabei repräſen— 
tirt. Weil aber der legteren Die potestas clavium in erjter Linie zukommt, jo bat fie die 
Träger des Amtes zu bejtellen und da diefe feiner befonderen |pirituellen Befähigung bedürfen, 
noch eine jolde haben können, jo iſt Die Ordination der ewangelifchen Kirche nichts anderes, 
als die feierliche und öffentliche Bezeugung der ordnungsgemäßen Berufung und ver 
Fähigkeit zur Ausübung des Amtes durch den Berufenen. Andere Einrichtungen find 
der evangeliſchen Kirche nicht weſentlich und göttlich worgezeichnet, es Liegt alfo ſomit ke: 
neswegs die Nothwendigfeit vor, daß fie ihre Verfaſſung in ein= für allemal feſtbeſtimmten 
Formen entwidelt, vielmehr bat jie innerhalb der durch die oben dargelegten Grund— 
anſchauungen gegebenen Grenzen in diefer Hinficht volllommene Freiheit, und insbeſondere 
kann davon nicht Die Nede fein, daß, wie man behauptet hat, das Yehramt oder der 
Yandesherr kraft göttlichen Rechtes zur äußeren Yeitung der ewangelifchen Kirche berufen 
ſei. Thatſächlich bat dem auch eine verſchiedene Entwidelung innerhalb der evangeliſchen 
Kirche ftattgefunden, deren weſentliche Richtungen jegt zum Verſtändniß der heute bejtehen: 
den Einrichtungen zu charakteriſiren find. 


B. Die Verfaſſungsentwickelung. 


8.1. Im Gebiete der ſüchſiſchen Reformation. Wenngleich jeder Meinen Ge 
meinjchaft von Perſonen, bei welcher die weſentlichen Requifite des Kirchenbegriffes ver: 
liegen, die Eigenſchaft als Kirche nicht abzujprechen ift, jo kann doch die Ortskirche oder 
die Yocalgemeinde den eine Fülle geiftiger und materieller Kräfte erfordernden Aufgabe 
nicht genügen und Die Natur der Berbältniffe hat faft überall zur Ausbildung größerer 
kirchlicher Gemeinschaften geführt. Auch Die Neformatoren find jtillfchweigend won der 
Borausfegung einer größeren Gemeinſchaft ausgegangen und das um jo zweifellojer, als 
ihr eigentliches Ziel nicht Die Gründung einer neuen Kirche neben der alten, ſondern Die 
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Reformirung ver legteren geweſen ift, wie das die mannichfachen Verſuche, die Bilchöfe 
auf die Seite der Reformation herüberzuziehen, und die Erklärung, das Regiment der— 
ſelben, zwar nicht als eine göttliche, aber als eine löbliche menſchliche Ordnung anerfen- 
nen zu wollen, beweijen. Noch vor der völligen Ausjichtslofigkeit diefer Beftrebungen 
trat aber das Bedürfniß nad einer äußeren leitenden und orbnenden Macht hervor. 
Thatſächlich waren Dazu Die weltlichen Obrigfeiten, insbefondere Die Yandesherren, am 
meiften geeignet, weil fie bei der Auflöfung der katholiſch kirchlichen Einrichtungen allein 
einen fejten Halt boten, vielfach mit der Reformation vorangegangen waren, und tn Folge 
des Reichsabſchiedes zu Speier von 1526, weldyer die Entſcheidung über die Duldung der 
neuen Lehre in die Hände der Zerritorialherren legte, namentlich aber nach der Auf: 
bebung deijelben und des Verbotes von Neuerungen über den augenblidlicyen status quo 
hinaus, der Beſtand der Reformation lediglih von den deutſchen Yandesherren abhängig 
gemacht war. Dieſe thatfächlich enticheidende Stellung der Yandesherren fand ſchon in 
den früher geübten Vogtei- und Patronatsrechten, aus denen Die Pflicht, die Kirche vor 
Irllehren und vor der Vergewaltigung der eigenen Geiftlichen zu ſchützen, hergeleitet 
werden konnte, ihre innere Begründung. Ferner wurde von den Neformatoren die Legi— 
timation der weltlichen Obrigkeit zur Kicchenleitung in dem Umftande gefunden, daß wie 
jeder Chriſt mit allen jeinen Mitteln und Kräften für Die reine Yehre und ihre Sicher- 
ftelung zu wirken verbunden ſei, jo vor allem ver Yandesherr ald membrum praeci- 
puum der Kirche feine fürftliche Macht den Zweden des Evangeliums dienjtbar machen müſſe 
und endlich wurde jene Berechtigung auf die der chriſtlichen won Gott eingejegten Obrigfeit 
als foldyer, als Wächterin der beiden Tafeln der zehn Gebote, obliegenden Verpflichtung, für 
die rechte Verehrung Gottes und für die Anftellung frommer Diener des Herrn zu forgen, 
bafirt. Außer diefen Begründungen, bei weldyen der Gedanke an die Möglichkeit der 
gemeinichaftlichen Eriftenz mehrerer in demſelben Staate berechtigten Religionsgemein— 
haften und der Scheidung der Kirchenhoheit von dem Kirchenregiment der Stufe ver 
damaligen Entwidelung gemäß noch volltommen fehlt, fand man jpäter auch in der Bes 
ftimmung des Augsburger Religionsfrievens von 1555, welche die Yurisdiction der 
fatholiihen Biſchöfe über die Evangeliſchen juspendirte, ein reichsſtaatsrechtliches Funda— 
ment für die Leitung der kirchlichen Angelegenheiten durch die Territorialherren, weil man 
dieſe Vorſchrift als eine directe Uebertragung der biſchöflichen Jurisdiction auf diejelben 
auffaßte. Zugleih wurde Durch dieſes Neichögefes der bis dahin ſtaatsrechtlich ſchwan— 
fende Begriff der chriftlihen Obrigkeit — hatten doch früher auch vielfach Glieder des 
Herrenftandes und die Magiftrate landſäſſiger Städte das Evangeltum eingeführt und 
tirchliche Ordnungen fixirt — auf die reichSummittelbaren weltlichen Gewalten einge— 
ſchränkt und die Bezeihnung der dem Yandesheren zuftehenden kirchlichen Befugniſſe als 
jus episcopale, als biſchöfliche Machtvollkommenheit, hervorgerufen. Seitdem galt das 
Kirchenregiment in der ewangelifchen Kirche als Annerum der Yandeshohett. Allerdings 
haben die Neformatoren das landesherrliche Kirchenregiment als eine nur zunächſt provi— 
ſoriſche und bedingte Einrichtung betrachtet, und dafjelbe kann daher, wenn es auch im 
der Entwidelung der evangeliſchen Kirche jeine hiſtoriſche Berechtigung hat und den Prinei— 
pien der Reformation nicht widerſpricht, nicht als die alleinige, denſelben entiprechende 
Form der Verfafjungsgeftaltung angeſehen werben. 

Für die Organifation Des neuen Kirchenweiens find tm Gebiete der Tutheriichen Re— 
formation die Einrichtungen in Sadylen maßgebend geworden. Im J. 1527 wurden hier als 
jtändige Aufjichtsorgane über Die Lehre, die Amtsführung und den Wandel der Geiftlichen 
ihres Kreiſes, ſowie mit einem gewiljen Antheil an der Ehejurisdiction die |. g. Super: 
intendenten — ein Amt, welches jich zuerft in der von Bugenbagen verfaßten Stral- 
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funder Kirchenordnung von 1525 findet — eingefegt. Damit war dem fich immer mehr 
geltend machenden Bedürfniß nach einer feften Ordnung nicht genügt und jo wurde auf 
Grund eines von Juſtus Jonas verfaßten Gutachtens 1542 zur Einfegung einer 
ftändigen landesherrlichen Behörde in Wittenberg, in Erinnerung an die früheren biichöf- 
lichen Gerichte Confiftorium genannt, gejchritten. Zufammengefegt aus Theologen und 
Laten Juriſten), hatte Dafjelbe die Aufjicht über die Vehre und Gleichförmigkeit der Ge 
remonien, über den Wandel der Geiftlichen mit dem Rechte der Entſetzung derfelben, die 
Aufſicht und Handhabung der Zucht in den Gemeinden, die Aufjicht über die Firchlichen 
Gebäude und das Kirchenvermögen, jo wie die Gerichtsbarfeit in Eheſachen. Es blieb 
alſo nur ein Theil von Befugniffen (die |. g. iura reservata, wie 3. B. Geſetzgebungs— 
recht) in der Hand Des Yandesheren, bei deren Ausübung ihm die politifche höchſte Be— 
börde (der Geheime Rath, die Negterung u. |. mw.) zur Seite ftand. Die Confiftorien 
find unter Verdrängung des zunächſt vereinzelt ftehen gebliebenen biſchöflichen Regiments 
in Preußen und Brandenburg ein Gemeingut der einzelnen deutſchen Yandesfirchen gewor— 
den und bilden noch heute in den meiften die ordentlihen Behörden für die ftändige Ver— 
waltung. Im 16. Jahrhundert hatte demnach die Verfaſſung ihren Abſchluß dahin ge: 
funden, daß an der Epige der Kirche der Yandesherr ftand, unter ihm die Confiftorien, 
diefen untergeordnet die Superintendenten und endlich als Meittelpunft der Einzelgemein- 
den die Pfarrer. Für die Gemeinden ift das Princip des allgemeinen Priefterthums nicht 
durch Gewährung von activen Rechten praftifch verwerthet, und wenn anfänglich Die Be- 
theiligung einzelner Mitglieder bei der Handhabung des Bannes vorgefommen tft, Die 
Gemeinde bei der Belegung der Pfarrftelle ein Einfpruchsrecit gegen die Perfon, die 
Lehre und den Wandel des defignirten Geiftlichen behalten hat, auch bei der Verwaltung des 
Kirchenvermögens einzelne, freilich nicht einmal jelbft gewählte Gemeindeglieder (ſ. Kirchen: 
väter, Yuraten) concurrirten, Jo blieb die Gemeinde doch weientlihd Object und geogra- 
phiicher Bezirk, an umd in welchem das Amt feine Miffion vollzog. 

Die Principien der lutheriſchen Gonfiftorialverfaffung hat die Lutheriihe Dogmatit 
theoretifch in der Dreiftändelehre formulirt. Man nahm an, daß in der Kirche Drei 
Stände, der ſ. g. status politicus, status ecelesiasticus und status oeconomicus vorhanden 
feien. Der erſte, der Regierftand, der Fürft, habe die äußere Leitung, der zweite, ber 
Yehrftand, welcher als folder in der entwidelten Verfaſſung feine Organtfation gefunden 
batte, aber in Folge der ihm innewohnenden Kenntniß der Lehre immerhin eine wichtige 
Stellung einnahm, die Berwaltung des Amtes der Schlüſſel; dem Hausftand (Stand 
der Hauswäter) fchrieb man endlich die Famtlienfeelforge zu. Im Folge der Richtung der 
Iutherifchen Kirche auf die Reinheit der Lehre wurde jene Theorie (zum 1. g. Episco— 
palſyſtem) in der Weiſe umgewandelt, daß der Yandesherr, dejien Gewalt zwar auf 
den Augsburger Religionsfrieden zurüdgeführt, aber jegt als Reftitution einer ihm un— 
rechtmäßig entzogenen Macht angejehert wurde, bei der Handhabung des äußeren Regie 
ments ſich des Nathes des Yehrftandes und der Confiftorien bedienen fol. Ja Tpäter 
bat man, jo namentlich der Juriſt Ben. Carpzov und der Theologe Joh. Ben. 
Carpzov, das Urtheil über die Yehre als ausſchließliche Befugniß des Yehrftandes ans 
gefehen und das Poftulat aufgeftellt, daß die Richtung des Kirchenregiments lediglich 
durch den letzteren beftimmt werben mühe, und dem dritten Stande, den man Durch den 
Regierftand im feinen Rechten vertreten erklärte, nur das Recht (!) der Aneignung der 
Mafregeln des Kirchenregiments — ohne die entjprechende Befugniß der Verwerfung 
derfelben — zugeftanden. Diefer Theorie gegenüber trat eine andere auf, weldhe an vie 
naturrechtliche Auffaffung von der vertragsmäßigen Entftehung des Staates anfnüpfend, 
alle Rechte des Fürften aus dem Staatövertrage und dem Naturrechte ableitete und dem— 
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felben ohne Rüdjicht auf feine Confeffion damit die Befugniß beilegte, auch den äußeren 
Frieden in Religionsſachen aufrecht zu erhalten und in die das äußere Gebiet berühren- 
den veligiöfen Dinge entjcheidend einzugreifen, weil es allein dem Fürſten zukomme, Ges 
jege zu machen, und dem Belenntnifje feine rechtliche Autorität innewohne. Indem dieſe 
Auffaſſung den Begriff der Kirche als einer eigenthünmlichen Yebensordnung negirt und 
diejelbe in einzelne Geſellſchaften, beftimmt für den Zweck der Predigt, auflöft, ſowie die 
firchliche Yehre als etwas rein Irrelevantes für den Staat anfieht, empfiehlt fie dem Für— 
ften die ausgedehnteſte Toleranz und will fein Verhalten gegenüber der Kirche Lediglich 
durch die Regeln der Klugheit und Politik beſtimmt wiſſen. Außer dem eben befprodye- 
nen, in jeiner legten Geftaltung auf Thomaſius zurüdführenden f. g. Territorials 
Inftem trat Anfang des 18. Jahrhunderts eine andere Lehre, das f. g. Collegial— 
ſyſtem hervor, weldes den Begriff der Gefellichaft gerade auf die Kirche amwandte und 
dejjen Hauptbegründer der Tübinger Kanzler Pfaff geweſen if. Die Kirche wird als 
eine freie Geſellſchaft gleichberechtigter Mitglieder aufgefaßt und ihr das Necht der Ord— 
nung ihrer eigenen Angelegenheiten, die iura collegalia in sacra, alfo die Beſtimmung 
ihres Befenntnifjes, ihres Gottesdienftes, ihrer Disciplin u. ſ. w. beigelegt. Der welt- 
lichen Obrigkeit wird principiell nur das ius circa, d. h. Das Recht der Aufficht zugeftan- 
den, aber — um die Uebereinftummung mit den praktifch vorhandenen Zuftänden herbei— 
zuführen — weiter angenommen, daß die Handhabung der iura in sacra durch ſtill— 
Ichweigended Mandat auf den Fürften übergegangen ſei, diefer alſo zwei verfchtedenartige, 
auf verfchiedenen Gründen beruhende Gewalten in feiner Hand vereinige. 

Perioden der kirchlichen VBerfaffungsgefchichte oder abweichende Typen einer gleichzei= 
tigen Berfaflungsentwidelung bezeichnen diefe Syfteme nicht, fie find nur Theoreme ge 
wejen, welche den vorhandenen Zuftand principiell zu erklären fuchten. Praktiſch äußerten 
jie aber infofern Wirkung, ald die Handhabung des Kirchenregiments und die Ausbildung 
des firchlichen Rechts je nach der Adoption ded einen oder anderen Syſtems eine verjchie- 
dene fein mußte. Im großen und ganzen ift jeit dem 18. Jahrhundert von den einzel- 
nen Yandesherren das Kirchenregiment territorialiftiich fortgeführt worden, man behandelte 
die Kirche als eine Sittlichkeits- und Polizei-Anftalt, die Confiftorien als Staatsbehör— 
den und die Geiftlichen als Staatsbenmte für die Cultusangelegenheiten, ja zu Ende des 
vorigen und Anfang dieſes Jahrhundert wurden die Conſiſtorien entweder ganz befei- 
tigt (3. B. in Preußen) oder ihr Wirkungsfreis mindeftend erheblich beichräntt. 

In Folge der umtoniftiichen Beftrebungen und der Bewegungen des Jahres 1848 
it im dem meiften deutſchen Yandesfirchen, theil® unter Herübernahme veformixter Ver— 
faffungseinrichtumgen , den Gemeinden ein gewijfer Einfluß auf die Verwaltung ihrer 
firchlichen Angelegenheiten wieder eingeräumt, theils ein bejonderer firchlicer Organismus 
durch Wiedereinführung von Gonfiftorten und diejen übergeordneten höheren Immediat— 
behörden (Oberkirchenräthen, Oberconfiftorien u. j. mw.) errichtet worden. 

$. 2. Die jhweizeriihe Reformation. Unter den beiden, der auf Zwingli 
und der auf Calvin zurüdführenden Richtungen ift nur die lettere über die Schweiz 
binaus won bedeutenden Folgen gewejen. Calvin, welcher die Ordnung des Staates 
und der Kirche jcharf auseinander hielt, aber ambererfeitd von der Nothwendigfeit der 
gegenfeitigen Förderung beider ausging, verlangte ein von der bürgerlichen Obrigkeit uns 
terfchiedenes , ſpecifiſch geiftliches, aber nicht Flevifales Regiment für die Yertung der 
Kirche, inbejondere für die hauptſächlichſte Function derfelben, die Handhabung der 
Kirchenzucht. Für die Organiſation der Kirche ging er auf die im neuen Teftamente fich 
findenden Nachrichten über die Eimrihtung der ältejten Chriftengemeinden zurüd und 
juchte dieſe, ohne fie freilich für beilsnothwendig zu erflären, in den von ihm für die 
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Genfer Kirche entworfenen und zur Ausführung gelangten Ordonnances ecelesiastiques 
de Geneve von 1541 nadyzubilden. In diefen werben vier Aemter unterichieden : Das- 
Amt der pasteurs, mit der Befugniß „d’annoncer la parole de dieu pour endoctri- 
ner, admonester, exhorter et reprendre tant en publie qu’en particulier, admi- 
nistrer les sacremens et faire les corrections fraternelles avec les anciens ou 
commis“, das Amt diejer letzteren, beftimmt „de prendre garde sur la vie de chacun, 
d’admonester aimablement ceux quils verront faillir et mener vie desordonnee ; 
et la ou il en seroit mestier faire rapport à la compagnie qui sera de- 
putece pour faire les corrections fraternelles et lors les faire communement 
avec les autres“, das Amt der diacres, eingejegt zur Verwaltung des Armengutes 
und der Handhabung der Kranten= und Armenpflege, endlich Das Amt der docteurs 
für die Unterweifung der Gläubigen in der reinen Yehre. Sämmtliche Pfarrer und 
Aeltefte zufammen bilden das consistoire oder das iudicium ecelesiasticum, deſſen 
Beruf die Uebung der Zucht bis zur Ercommumication ift. Die Yelteften haben ins 
jofern auch eine feelforgeriiche Thätigkeit, als fie jährlich mit den Paftoren Hausbefuce 
machen follen, um den Slaubenözuftand zu prüfen. Die Grundidee diefer Aelteſten— 
oder Presbyterial-Ordnung iſt die, ein ſchriftmäßiges Organ fin die Kirchenzucht zu 
ſchaffen, welches das Einfeitige und das Gehäffige einer blos flerifalen Zucht vermeidet. 
Das allgemeine Priefterthum aller Gläubigen ift zur Begründung diefer Einrichtung nicht 
herangezogen, und auch der Gemeinde auf Grund deſſelben fein weiteres Recht gegeben, 
denn wenngleich diefe bei der Durch die Geiftlichkeit vorzunehmenden Belegung der vacanz 
ten Paftorenftellen das Recht der Zuftimmung bat, jo werden Doch die Aelteften aus 
den und durch die Rathscollegien unter Mitwirtung der Geiftlichkeit beftellt, ein Modus, 
welcher mit den Grundanſchauungen Calvins über das Verhältniß zwiſchen meltlicher 
und geiftlicher Obrigkeit nicht übereinftimmt, und auch hier den überwiegenden Einfluß 
ver ftaatlichen Gewalt darthut. 

Die weitere mafgebende Umbildung und Fortentwidelung bat die Presbyterialord- 
nung in den reformirten Gemeinden Frankreichs empfangen. Hier, unter einer fathe- 
liſchen Obrigkeit, fiel jegliher Staatseinfluß auf die Ordnung der kirchlichen Dinge fort 
und in den zerftreut eriftirenden Einzelgemeinden mußte für jede ein beſonderes consi- 
stoire errichtet werden, jo daß daſſelbe hier als reines Gemeinde- Organ erichien. Das 
Bedürfniß nach einer Vereinigung der Einzelgemeinden und eines höheren Yeitungsorgand 
führte zu der erften franzöſiſchen Nationalſynode zu Paris (1559), melde die discipline 
eccl&siastique des églises reformees de France entwarf und als naturgemäßes Com— 
plement der Presbyterial-, die Synodal-Verfaſſung einführt. ALS höhere 
Inftanz über den Confiftorien der Einzelgemeinden ift die Provinzialfynode organiſirt, 
welche von den Geiftlihen nebſt je einem Aelteften und Diacon der zur Provinz gehö- 
rigen Gemeinden beſchickt wird und zweimal jährlich zufammentritt. Das oberjte Leitende 
und gefetsgebende Organ bildet die nach Bedürfniß zujammentretende Generaliynode, auf 
welcher bald nur die von der Provinzialiynode deputirten Geiftlihen und Aelteſten zu 
erfcheinen hatten. Endlich ift 1567 beziehungsweiſe 1572 noch ein Mittelglied zwiſchen 
die Provinzialiynode und die Einzelgemeinde, das ſ. q. rolloque, in Deutjchland ſpäter 
Claſſilal- oder Kreisfynode genannt, eingefchoben, auf welches ein Theil der wichtigten 
Nechte der Confiftorien übertragen wurde, In der legten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
haben ſich die hauptfächlih aus veformirten holländiſchen, engliſchen und franzöſiſchen 
Flüchtlingen gebildeten Gemeinden in den Rheinlanden nach diefem Vorbilde zunächſt im 
Berbande mit den Niederlanden, feit 1610 indeflen unter Löſung dieſes Zulammenbanges 
organifirt. Später aber ift in diefen Gebieten (alfo in Jülich, Cleve, Berg, Mark u. ſ. w. 
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die Berfaffung theilmeife durdy das nach dem Ergerb diefer Yante von Brandenburg, vejp. 
Preußen feftgehaltene landesherrliche Kirchenregiment modificırt worden. So ift denn 
bier eine Mifchform zwischen der Presbyterial- und Synodal-Verfaſſung einerjeits und 
der landesherrlich- confiftorialen angebahnt worden, welde für jene Gegenden in ver 
rheintjch = weftphältfchen Kirchenordnung vom 5. März 1835 eine Neugeftaltung erfahren 
bat und welche aud in den meiften andern deutſchen Landeskirchen entweder ſchon einge— 
führt ift oder vorbereitet wird. 


C. Das geltende Recht. 


$.1. Die Rechtsquellen der evangelijchen Kirche. Aus der worftehenden Ueber: 
jicht der BVerfaflungsentwidelung ergibt jich, daß als hauptſächlichſte Quelle für das 
Recht der ewangelifchen Kirche in Deutjchland die einzelnen Gefege der Yandesherren in 
Betracht fommen, die Bibel und die evangeliihen Bekenntnißſchriften find mehr Schran— 
fen für Die Nechtögeftaltung als daß fie pofitiwe Normen für diefelbe gewähren. Das 
corpus juris eanoniei hat nur inſoweit Geltung, als ihm dieſe nicht durch die Staats- 
geleggebung direct oder indirect abgefprochen worden und als feine Beftummungen nicht Aus— 
Muß eines ſpecifiſch katholischen Dogma's oder eines ſpecifiſch katholischen Inftitutes find. 

$. 2. Unirte und nicht umirte Yandeskfirhen. Die Beftrebungen nad Ber: 
eimigung der beiden ewangeliihen Schweſterkirchen haben in der zweiten Hälfte Diejes 
Jahrhunderts zu der ſ. g. Unton, zu der Verbindung beider zu einem gemeinfchaftlichen 
Kirchenmwejen mit gegenfeitiger Abendmahlsgemeinſchaft und einheitlicher Kirchenverwaltung 
geführt, fo z. B. von 1817—22 in Preußen, Naffau, Rheinbaiern, Baden, Rheinheſſen, 
allerdings mit der Verfchiedenheit, daß in einzelnen Yandesfirchen die Autorität und Selbit- 
ftändigfeit der beiden Bekenntniſſe gewahrt geblieben, die Differenz aber nicht als Grund 
gilt, fich gegenfeitig Die äußere kirchliche Gemeinjchaft zu verfagen (fo in Preußen, wo 
indeifen auch nicht der Union beigetretene lutheriiche und veformirte Gemeinden ſich 
dem gemeinjcaftlichen Kirchenregiment unterworfen haben), oder daß ald mahgebendes 
Befenntniß nur die Uebereinftimmung der Symbole angefehen wird (ſ. g. Conſenſus— 
Union 3. B. in Baden) oder daß man ganz von den Belenntniffen abgejehen und nur 
die heilige Schrift als Grundlage (jo früher in Rheinbatern) bezeichnet hat. In anderen 
Yänvdern find einzelne veformirte Gemeinden in die lurheriiche Kirche aufgenommen wor: 
den (jo in Sachſen-Weimar und Würtemberg), womit denn aud) eine der preufßtichen 
ähnliche Union bewirkt ift, oder es ftehen zwar die Neformirten neben den lutheriſchen 
Landeskirchen (jo in Hannover, Sachſen, Batern dieſſeits Des Rheins) mit der Berechtigung 
zur öffentlichen Neligionsübung, fie find aber der leitenden Behörde der Iutherifchen Kirche 
untergeordnet. Dagegen bilden in Preußen die ſich von der Yandesfirche jeparirt hal— 
tenden Altlutheraner auf Grund der General- Comeejfion von 1845 ein jelbftftändiges 
Kirchenweſen. 

8. 3. Der Verfaſſungs-Organismus. a) Das landesherrliche und con— 
fiftoriale Kirchenregiment. Nach der hiſtoriſchen Entwickelung gilt das landesherr— 
liche Kirchenregiment als Annexum der Souveränetät, wenngleich es fein Ausfluß derſel— 
ben iſt. Urſprüngliche Vorausſetzung deſſelben war die Einheit des Bekenntniſſes im 
ganzen Lande und Uebereinſtimmung des letzteren mit dem des Fürſten. Zunächſt hat 
man aber davon bei reformirten Landesherren gegenüber der lutheriſchen Kirche und um— 
gekehrt abgeſehen, ja ſelbſt dem katholiſchen Landesfürſten das ius episcopale ſeit dem 
17. Jahrhundert zugeſchrieben, und dieſer Widerſpruch iſt nur dadurch gemildert wor— 
den, daß man eigene oberſte leitende proteſtantiſche Behörden (in Sachſen die in evan- 
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gelieis beauftragten Minifter, in Baiern das Oberconfiftorium, in Defterreih den Ober: 
firhenrath, mit der Yeitung der Ba Kirche betraut und die Rechte des Yandes: 
herrn im wefentlichen nur auf eine formelle Sanction beſchränkt, aljo das ius episcopale 
wen auch nicht ganz aufgehoben, doch hinfichtlich feines Umfanges faſt auf ein jtaatliches 
Auffichtsrecht reducirt bat. 

Der von den Neformatoren aufgeftellten Forderung, daß der proteftantiiche Yandes- 
herr das Regiment im Sinne der Kirche und nach kirchlichen Gefichtöpunften führe, hat 
man in menerer Zeit dadurch gerecht zu werden gefucht, dag man für die Ausiibung der 
dem Landesherrn vorbehaltenen Rechte unter demjelben ftehende höchſte Immediat-Behör— 
den (gewöhnlich Ober-Kirchenräthe genannt) geichaffen hat (jo in Oldenburg, Baden, Med: 
lenburg = Schwerin). Ihr Neffort ift mitunter (in Preußen) in Folge der principlofen 
Scheidung zwilchen inneren und äußeren Angelegenheiten auf die erteren eingejchräntt, fo 
daß die letzteren (Aufficht über das Kirchenvermögen, Kirchhöfe u. |. w.) durch das Mi— 
niftertum des Gultus verwaltet werden. In anderen ändern (4. B. Würtemberg) ftehen 
aber die höchften firchlichen unter der oberften weltlichen Behörde und dieſe vermittelt den 
Verkehr mit dem Landesherrn. Endlich findet ſich in fltineren deutſchen Staaten noch 
die oberfte Kirchenleitung mit der oberften Staatsleitung total vereinigt. 

Als die Behörden für die laufende Verwaltung kommen dann in den meilten Staa— 
ten die Gonfiftorien vor, jedoch findet fi in den Staaten, welche, wie Preußen, einen 
Tualismus in der oberften Inftanz aufweisen, diefer aucd bier in der Art wieder, daß 
die Äußeren Kirchenſachen dem Reſſort der Provinzialregierungen zugewieſen find. Als 
Aufjichtsorgane ftehen unter den Gonfiftorien die einem aus mehreren Gemeinden beite- 
henden Bezirke (Diöcefe, Imfpection, Ephorie) vorgefegten Superintendenten (Inipectoren, 
Propite, Metropolitane u. . w.). Eine höhere Stellung als diefe nehmen die General 
juperintendenten ein, welche mitunter den Titel Biſchöfe führen, jedoch find ihre Befug— 
niffe, ſowie ihr Verhältniß zu den Gonfiftorien fehr verichteden geregelt. Den Mittel- 
punft der Einzelgemeinde bilvet das Pfarramt, welches in derfelben die Ausübung der 
Seelſorge hat, dem aber bei der vielfach eingetretenen Durchlöcherung des Pfarrwerbandes 
die Eingeſeſſenen mitunter nur noch binfichtlich beftimmter Functionen (Aufgebot und Bes 
gräbniß) unterworfen find. 

Eine jelbftitändige Stellung, welche der ewangelifchen Kirche neuerdings mehrfach 
(3. B. in der preußiſchen Berfaffungsurfunde von 1850, Art. 15) gavantirt ift, fann in 
dieſer Organiſation nicht gefunden werden. Dem reformatorifchen Princip, daß alle eins 
zelnen Glieder nad) Maßgabe ihrer Kräfte an den kirchlichen Angelegenheiten theilzuneb- 
men befugt find, entſpricht eine Berfaffung nicht, bei welcher alle Impulſe von einem 
durch das Oberhaupt des Staates ernannten Beamtenthum ausgeben, und welche die kirch— 
liche Yegitimation dieſes legteren nur mit Hülfe der materiell immer ictton bleibenden Ver: 
tretung der Kirche durch den Landesherrn beſchaffen kann. Um fo weniger iſt das ber 
Fall, als der Landesherr heute feine gefammte Macht nicht mehr der Kirche zur Dispo: 
fitton zu ftellen befugt ift umd außerdem in dem conftitutionellen Staate die Ausübung 
der nach dem Recht defjelben zu handhabenden Kirchenhoheit mit der völlig freien Ver: 
waltung des Kirchenregiments durch ein und diefelbe Perjon in Widerſpruch ftebt. 

b) Die presbvterialen und ſynodalen Elemente Allerdings bat man 
in einer Reihe deuticher Staaten dem landesherrlichen Verfafjungsorgamismus ſynodale 
und preöbytertale Elemente aufgepfropft, damit aber eine Organifation geichaffen, welcher 
es an einem einheitlichen Princip fehlt. Denn es tft nur denfbar, daß das der Kirche 
in erfter Yinie zuftehende Regiment durch von unten nach oben fi aufbauende Organe, 
von denen die je höhere die auf der je unteren Stufe nicht zu venwirflichenden Functionen 
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erfüllt, ausgeübt wird, — und neben diefen findet dann das landesherrliche Kirchenregi= 
ment feinen Raum mehr und kann höchſtens auf ein Schutzrecht mit gewiſſen Ehrenrechten 
reducirt werden, — oder daß das Regiment in erfter Linie dem Yandesheren übertragen ift, 
dann können aber die preöbyterialen und ſynodalen Elemente ihre Yegitimation allein erft 
durh eine Delegation und Theilung jeiner Befugniffe empfangen. Behält man das 
landesherrliche Kirchenregiment in dem bisherigen Umfange bei, organiſirt aber daneben, 
wie vielfach geſchehen, eine Vertretung der Gemeinden auf Grund eines Theilnahmerechts 
derfelben an der Yeitung der Kirche, jo it damit ein Dualismus geichaffen, welcher den 
Vorwurf der Uebertragung conftitutioneller Theorien auf die Kirche verdient, denn es 
werden Damit zwei Bertretungen eingelegt, deren einer (dem Yandesheren) man twriger 
weile die volle Macht zufchreibt und deren anderer nur gewifje, diefelbe bejchränfende 
Befugniſſe gewährt werden, während principiell die eine gerade fo viel Rechte, wie die 
andere hat, aljo die Coöriftenz beider nebeneinander undenkbar ift. 

Diefer umere Widerſpruch, welcher fi” natürlih auf jeder Stufe der fehlerhaften 
Organifation zeigeg muß, tritt noch am wenigiten auf der unterjten, in der Gemeinde, 
bevor. Die für dieſe eingerichteten Presbyterien (in Aheinpreußen, Hannover, Baden, 
Oldenburg, Baiern, Sachſen), welchen meiftens die äußere Yeıtung der firchlichen Gemeinde: 
Angelegenheiten und die Pflege kirchlichen Lebens, ſowie die Handhabung der Kirchenzucht 
zukommt, bilden unter dem Vorſitze des Pfarrers wenigftend ein einheitliches Collegium. 
Die nächſt höhere Stufe, die Kreis-, Diöceſan-, Bezirksſynode, über den Presbyterien 
der Einzelgemeinden, beſchickt durch die Geiſtlichen und gewählten Kirchenälteften der Ge— 
meinden, unter dem Präfidium des Zuperintendenten, bat dagegen tm allgemeinen nur eine 
berathende und begutachtende Stellung und wenn ihr aud die Wahrnehmung des firch- 
lichen und fittlihen Zuftandes der Gemeinden, ſowie die Aufjicht über Geiftliche und 
Aeltefte übertragen ift 3. B. in Preußen, Hannover, Rheinbaiern, Würtemberg, Baden, 
Oldenburg), jo bat fie doch für Die Regel nicht ſelbſtſtändig und emticheidend einzu— 
greifen, jondern ihre Beſchlüſſe bedürfen erjt der Betätigung und der Ausführung durch 
die landesherrlichen Kirchenbehörden. Eine höhere ſynodale Ordnung über den Kreis— 
ſynoden ift in manden Staaten (den öftlihen Provinzen Preußens) bisher nicht organtfirt, 
mitunter kommt nur eine Provinztaliynode vor (jo je eine für Rheinland und Weftphalen), 
welche, abgejeben von ihrer berathenden und begutachtenden Stellung, über die Erhaltung 
der Reinheit der Yehre und der geltenden Kirchenordnung zu wachen bat. In anderen 
Staaten, deren territortaler Umfang die Nachahmung der franzöfiichen Provinzialſynode 
nicht geftattet hat (jo Baden, Oldenburg, Aheinbatern, Hannover, Würtemberg, Sachen), 
find nur General= oder Landesſynoden organifirt, deren Zuftimmung fir die Regel zu 
der firchlichen Geſetzgebung in Bezug auf die Lehr- und Gottesdienſtordnung (alſo 
namentlih Einführung neuer Katechismen, Gefangbücher, Agenden), die Kirchenverfaflung 
und die Einrichtung des firchlichen Beſteuerungsweſens erforderlich it, melde alfo gegen: 
über dem Landesherrn und der denfelben vertretenden oberiten Kirchenbehörde eine ähnliche 
Stellung, wie die Yandeövertretung im conftitutionellen Staate, einnehmen. Dieſe Syno— 
den, für deren Zufammentritt verſchiedene Perioden (z.B. von 4, 5, 6 Jahren) angeord- 
net find, ſetzen fich zufammen aus geiftlihen und weltlichen Abgeordneten, welche entweder 
die nächſt niedrigen Stufen der Organijation, alfo die Diöcefanfynoden (Rheinbaiern, Olden— 
burg, Würtemberg), oder eigens zu diefem Behufe conftituirte Körper (Hannover, Sad: 
jen, Baden, — bier nad Scheidung der Geiftlichen und Yaten für die Wahl ihrer 
Abgeordneten —) wählen, außerdem aus von Landesheren ernannten, von den Univerfitäten 
deputirten theologijchen und Kirchenrechtsprofeſſoren, und endlicd aus vermöge ihrer Stellung 
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dazu berufenen Geiftlichen und Beamten (wie 5. B. den Prälaten des Yandes, den Präfi- 
denten der Gonfiftorien, den Decanatövorftänden). 

e) Die Geiftlihen und die Aemter. Die Nothwendigkeit der befonderen 
Ipirituellen Befähigung für die Verwaltung der heiligen Handlungen bat die ewangelifche 
Kirche verworfen. Yaten find fähig, am Kirchenregiment theilzunehmen und man kann 
daher unter den in der evangeliſchen Kirche beftehenden Aemtern allein das Pfarramt, als 
das Amt der Seelforge, den übrigen Aemtern gegenüberfegen, innerhalb der letzteren aber nur 
danach ſcheiden, ob fie die theologiſche Vorbildung und geiftlihe Qualification (mie das 
Superintendenten=, Generalfuperintendentenamt) oder nicht (wie 3. B. einzelne Gonfifte: 
vialrathöftellen, die Presbyterämter) erfordern. 

Was das Pfarramt betrifft, deſſen Befleidung die Vorausfegung der geiftlichen 
Qualification ift, jo erfordert dafjelbe die Ordination in dem oben gedachten evangeliſchen 
Sinne. Diefe wird aber nur bei der erften Erlangung ertheilt, weil die darin Liegende 
Bezeugung der Würdigfeit und Fähigkeit des Subjectes nicht als blos für die ſpecielle 
Gemeinde, jondern auch für die ganze Kirche abgegeben gilt. Wenn man die Vornahme 
vielfach den Superintendenten (ja wie in Preußen den Generalfuperintendenten) vorbehal— 
ten bat, jo ift doch die Fähigkeit jedes ordinirten Geiftlihen unzweifelhaft, und Die des— 
fallfige Feftjegung nur als eine rein vegimentliche Maßregel aufzufaſſen. Eine abjolute 
Ordination fommt nur ausnahmsweiſe (namentlich für Miſſionäre) vor. Die Boraus- 
jegungen der Irdination und der Erlangung eines geiftlichen Amtes fallen daher in ber 
evangeliichen Kirche zufammen; die legtere verlangt, indem jie die detaillirte katholiſche 
Yehre von den Yrregularitäten auf ihre Grundprincipien reducirt hat, nur Unbefledtbeit 
des Rufes, ein gehöriges Alter (meift die Grofjährigkeit), ausreichende Gefundheit umd 
Freiheit von ftörenden Leibesgebrechen, gemügende wilienjchaftliche, gewöhnlich durch zwei 
Cramina (examen pro candidatura, pro licentia coneionandi und examen pro 
munere oder ministerio) feitzuftellende wiſſenſchaftliche Dualification, Bekenntniß des 
Gandidaten zu der evangeliſchen Confeſſion, in deren Dienft er treten will, ſofern nicht 
die befondere Art der Union (wie z. B. die Gonfenfusunien) die Zugehörigkeit zum luthe— 
riſchen oder veformirten Bekenntniß irrelevant erjcheinen läßt, endlich für die Negel auch 
den Indigenat. Als beiondere Standesrechte find den ewangelifchen Geiftlichen gewöhnlich 
die den Staatöbeamten zuftehenden Privilegien eingeräumt; fie werben aber für Die Regel 
erft mit der Erlangung eines Amtes, nicht Schon durch Die Ablegung der Eramina, er 
worben, und gehen durch die Amtsentjegung zufolge der proteftantiichen Auffaffung der 
Ordination verloren. Hinfichtlich der Pflichten ift zunächft Das allgemeine, von ver fa- 
tholiſchen Kirche adoptirte Princip maßgebend. Den Cölibat bat dagegen die evangeliſche 
Kirche verworfen. Die Amtörechte und Amtspflichten ergeben fid des Näheren aus dem 
einzelnen Amte. Für das Verhältniß des Amtsinhabers zu den das Amtseinkommen 
gemährenden Bermögensftüden gelten im allgemeimen die Grundſätze Des kanoniſchen 
Rechts, nur kommt in der evangelifchen Kirche vielfach eine fefte, aus Staatömitteln zu 
gewährende Bejoldung vor. Die Presbyter = (Aeltejten =) Aemter werden Dagegen als Ehren: 
ämter unentgeltlich verwaltet. 

Die Errichtung, Veränderung und Aufhebung der Aemter ruht in der Hand des 
Yandesheren, wird aber mitunter durch die oberfte Leitende Behörde (in Preußen gemein: 
ſchaftlich durch den Oberkirchenrath und das Cultusminiſterium) ausgeübt. Ein Recht 
der Gemeinde und Intereffenten auf Gehör, ſoweit e8 fi um die Geftaltung der Pas 
rochialeintheilung und Pfarrämter handelt, läßt ſich nicht beftreiten, ein ſolches iſt nicht 
nur mitunter anerkannt (jo in Preußen), jondern auch Anhörung der Preöbvterten und 
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Kreisfgnoden (Rheinland, Weftphalen, Hannover), ja fogar Zuftimmung der General 
ſynode gefordert (Baden, Oldenburg). 

Die Verleihung der höheren, für das Regiment beftimmten Aemter (Oberconfiftorial- 
raths⸗, Conſiſtorialraths-, Generalfuperintendenten=, Superintendenten = Stellen) ift fat 
ausnahmslos Rejervatrecht des Yandeshern, wenngleich auch für einzelne derſelben, wie 
z. B. fir die Superintendenturen, eine freilih zu beftätigende Wahl durch die Kreisſynode 
vorfoinmt. Das von den Reformatoren den Gemeinden principiell zugebilligte Necht, den 
Träger des Pfarramtes zu wählen, hat fi dagegen nur vereinzelt erhalten, und «8 ift 
denjelben für die Regel nur ein Recht des Einſpruchs gegen Leben, Yehre und Wandel 
des für fie beftimmten Geiftlichen geblieben. Das Befegungsrecht ſelbſt fteht gewöhnlich 
dem Yandesheren zu, und wird mitunter von ihm felbft auf Vorichlag der Conſiſtorien 
(Würtemberg), oder von der Immediatbehörde (Sachſen) oder durch die Confiftorien 
(Preußen) geübt. Den Patronat und die denfelben beherrſchenden Regeln hat die evan— 
geliiche Kirche aus ver latholiſchen herübergenommen, in den einzelnen Ländern iſt aber 
das kanoniſche Recht in einer den Rechten des Patrons günftigeven, Weiſe modificırt wor= 
den, namentlid, fommt dem letteren ein größerer Einfluß auf die Verwaltung des Kirchen⸗ 
vermögens, mitunter das Recht auf Mitgliedſchaft im Presbyterium, auf Ernennung der 
mit der Vermögensverwaltung betrauten Kirchenvorſteher, die Fähigkeit zur Ehrenmitglied— 
ſchaft auf der Kreisſynode zu und ſein Präſentationsrecht hat vielfach die Natur eines 
Vocations-, Berufungsrechtes angenommen, gegenüber welchem das Recht des Kirchen— 
regiments, gewöhnlich der Conſiſtorien, lediglich als Confirmation erſcheint, aber anderer— 
ſeits freilich das Einſpruchsrecht der Gemeinde nicht ausgeſchloſſen iſt. Der dingliche 
Patronat iſt die Regel. Die Unterſcheidung zwiſchen geiſtlichem und weltlichem Patronat 
bat man meiftens feſtgehalten, ohne ſich klar zu machen, daß dieſe für die evangeliſche 
Kirche keinen Sinn hat 

Während für die höheren Aemter des Regiments, ſoweit fie mit Laien beſetzt wer— 
den, die Dualification für den höheren Staats= (Verwaltungs- und Yuftiz=) Dienft er- 
fordert wird, verlangen die neuen Ordnungen in Betreff der Gemeindeälteften, Presbyter 
und für Die Mitglieder der Kreis-, Provinzial-, Generaliynoden männliches Gejchlecht, 
Selbftftändigfeit, ein beftimmtes Alter (gemöhnlih 30 Jahre), Unbeicholtenheit, Yeiftung 
der firchlichen Abgaben und meiftens auch Berhätigung kirchlichen Sinnes, ein Erforder— 
niß Das des Näheren auf fehr verfchievene Weife, bald poſitiv, bald negativ, formulirt 
ft. Die Belegung diefer Aemter erfolgt für die Negel durch Wahl der Gemeindemit= 
glieder, deren actives Wahlrecht gleichfall® am die eben gedachten Erforderniffe, nur ge- 
wöhnlich unter Herabiegung des Alterd auf die Volljährigkeit oder Das 24. Jahr, ges 
müpft ift. Für die höheren ſynodalen Ordnungen wird außerdem vielfach verlangt, daß 
die Laienmitglieder einem Gemeindevorftand des Bezirks angehören, für welchen die be- 
treffende Synode gebildet wird. 

Ueber die Erledigung der Kirchenämter gelten analog die Grundjäge des katholiſchen 
Kirchenrechts, der bei voller Dienftfähigfeit refignirende Geiftliche verliert aber die Rechte 
des Beamtenftandes. Bei den Presbyterämtern kommt, da dieſe vielfach nicht lebensfähig 
find, noch als weiterer Erlöichungsgrund der Ablauf der geleglichen Amtsperiode in Frage. 

8. 4. Die einzelnen Functionen des Berfaflungs - Organismus. a) Das 
Geſetzgebungsrecht ruht im der Hand des Landesherrn, indeſſen kann derſelbe 
feine Anordnungen treifen, welche mit dem Grundprincip der Neformation in Wider- 
ſpruch treten, wenngleich freilich die Symbole der ewangeliichen Kirche nur als Zeugniffe 
für die Auffafjung der Offenbarung zu einer beftimmten Zeit, mithin nicht als un— 
abänderlich und unverbefferlih gelten. Ferner ſollen alle wefentliche Aenderungen (alfo 
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die die Lehre, die Yiturgie, Die Berfaflung ac. betreffenden) nicht ohne Beirath des Lehrſtandes 
und ohne die Zuftimmung der Kirche erfolgen. Wo es am einer feiten Organiſation 
fehlt, bleibt nichts übrig, ald die ſämmtlichen Einzelgemeinden zu befragen. Neuer: 
dings ift aber im den meiften Landeslirchen die Ausübung des Geſetzgebungsrechtes an 
die Zuftimmung der Yandes= oder Generalſynode gefnüpft worden (ſ. oben S. 489). 
Die Dispenfationsbefugnig ruht cbenfalld in der Hand des Landesherrn, wird aber für 
die minder wichtigen Fälle in verjchtedener Abftufung von den einzelnen Verwaltungs: 
organen (Gonfiftorien, Superintendenten ꝛc.) geübt. 

b) Die Handhabung der Aufficht fteht den vorhin näher charakterifirten einzelnen 
Behörden nad Maßgabe ihres Nefjorts zu. Die Vifitationen, aljo die perfönliche Unter: 
ſuchung der Zuftände der einzelnen kirchlichen Kveife, werden dagegen meiftend von den 
Superintendenten und den Generalfuperintendenten vorgenommen. Auch haben die Kreiss, 
Didcefan= x. Synoden gerade die Hauptfunction, die Zuftände ihrer Bezirke zu unter: 
fuchen, zu überwachen und Vorſchläge für die etwaige Beſſerung derjelben zu machen. 

e) Die kirchliche Rechtspflege. Die evangelifche Kirche hat eim Recht auf 
einen bejonderen Kirchlichen Gerichtöftand für die Geiftlichen und die aus Firchlichen Rechts— 
verhältniſſen hervorgehenden Streitigkeiten nicht geltend gemacht. Bei der Einfegung der 
Conſiſtorien find denfelben aber alle dieſe Angelegenheiten zugewiefen worden, jo daß ihre 
Eompetenz der der fatholifchen biſchöflichen Gerichte ziemlich nahe kam. Wie diefe Ein— 
richtung mit der früheren Gerichtsverfaffung zuſammenhing, welche feine Trennung zwiſchen 
Verwaltung und Nechtöpflege im eigentlichen Einne kannte, jondern der betreffenden Ber: 
waltungsbehörde auch die innerhalb ihres Reſſorts ftreitig werdenden Sachen zur vichter: 
lichen Entſcheidung überwies, fo ift das gedachte Verhältniß mit der Umgeftaltung ver 
Anſchauungen über die Gerihtsorganifatton gleichfalls befeitigt morden, und es find 
heute die erwähnten Sachen, — ja ſelbſt die Eheftreitigfeiten, an deren Verſammlung 
die Kirche durch die Superintendenten ſchon im Anfang der Reformation Theil hatte, mit 
wenigen Ausnahmen — vor die Civilgerichte der einzelnen Länder gewiejen. 

Als Strafmittel gegen diejenigen Perfonen, weldye der Gemeinde durch ihren Wan: 
bel Anftoß geben, bat ſich die ewangelifche Kirche ebenfalls des Barnes, welcher nad) ihrer 
Auffafjung freilih nur Ausſchluß aus der kirchlichen Gemeinſchaft jein follte, indefjen doch 
aud bald mit bürgerlichen Folgen verjehen worden ift, bedient. In die Hand der Con— 
fiftorten gelegt und Loßgelöft von der Mitwirfung der Gemeinde, iſt aber die Ausübung 
der Kirchenzucht ſchon im 17. Jahrhundert verfallen und erſt neuerdings hat man dieſelbe 
in Folge der neuen Presbyterial- md Synodalordnungen wieder zu beleben gejucht. 

Bon der Ausbildung eines befonderen kirchlichen Strafrechtd auf dem Boden der ewange: 
liſchen Kirche konnte Schon aus dem eben erwähnten Grunde nicht die Rede fein; außerdem 
fommt noch der Umſtand in Betracht, daß während die fatholiiche Kirche ihr Strafrecht zu einer 
Zeit entwidelt hat, wo der Staat jene desfallfigen Pflichten nur in jehr geringem Make 
wahrnahin, fich diefe Verhältniſſe zur Zeit der Neformation beveitö volllommen geändert 
hatten und daß die Geſetzgebung für die Kirche Durch diejelbe Perſon, welde fie für den 
Staat beſaß, ausgeübt wurde. Wenn einzelne ältere Kirchenordnungen der Verbrechen der 
Kegerei und Simonie erwähnen, fo fünnen dieſe jegt nur noch entweder ald Amtsvergeben 
bei Getftlichen in Betracht kommen oder die Kegerei die Ausſchließung aus der Firchlichen 
Genoſſenſchaft ohne bürgerliche Folgen herbeiführen, während die Simonie bei Nichtgeiſt- 
lichen nur jofern fie den Thatbeftand eines gewöhnlichen Verbrechens (3. B. Beſtechung 
eined Beamten) conjtituirt, beftraft werben kann. Die Disciplinarwergehen der Geiſtlichen, 
welche früher ebenfalld zum Reſſort der Gonfistorien gehörten, find mit der Beſchränkung 
der Yuriödiction der legteren vielfach weltlichen Behörden überwielen, und erſt im neuerer 
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Zeit ıft in manchen Ländern das richtige Princip wieder, durchgeführt, daß die Geiftlichen 
in diefer Hinficht eigenen kirchlichen Disciplinargerihten (in Preußen den Confiftorien und 
dem Oberfirchenvath, in Oldenburg dem Oberfirchenrath, in jchwereren Fällen einem aus 
dem oberften Yandesgerichtspräfidenten, Pfarrern, anderen firhlicen Beamten und Kirchen: 
älteften zuſammengeſetzten Disciplinargericht; in Baden dem und zwar im ſchwereren 
Fällen Durch den General-Synodal-Ausichuß verſtärkten Oberfirchenrath) unterftehen. Die 
Disciplinarbehörden für die Kirchenälteften bilden dagegen in ver Regel die Kreis-, 
Didcefan= x. Synoden oder Ausichüfje verfelben (fo in Preußen, Hannover, Baden). 
AS Discplinarftrafen kommen vor: Verweiſe, Gelpftrafen, Suspenfion, Amtsentjegung 
und bei Geiftlichen auch die Strafverfegung und die Strafemeritirung (zwangsweiſe Pen— 
fionirung mit geringerem als dem fonft geſetzlichen Betrage). 

d) Der Unterricht. Auch die ewangeliiche Kirche Hat in ihrer erften Zeit bie 
umfaſſendſte Fürſorge für den Unterricht geübt. Jetzt hat freilih der Staat die Leitung 
des Volksſchulweſens in die Hände genommen, indeffen ift die Kirche nach den neueren 
Einrichtungen meiftend nicht nur binfichtlich des Neligionsunterrichtes, ſondern auch bei 
der Verwaltung des Unterrichtöwefens überhaupt betheiligt, da Geiftliche oft zugleich die 
Functionen ſtaatlicher Schulinipectoren x. verjehen. Die Borbildung der Geiftlichen er— 
folgt auf den Unwerfitäten und man bat, um der Kirche einen Einfluß auf die Vorbil— 
dung ihrer Diener zu gewähren, dem Kirchenregiment mitunter (jo in Preußen) das 
Recht eingeräumt, vor Anftellung der Yehrer der Theologie gehört zu werden. Zur praf- 
tiichen Ausbildung für die evangeliſchen Geiftlichen beftehen ſ. g. Predigerfeminare, Gans 
Didatenftifter ꝛc., in welcher die Gandidaten entweder noch während ihres afademijchen 
Studiums oder erjt nach Ablauf defjelben aufgenommen und in denen fie bald zum ges 
meinfchaftlichen Yeben, bald zu Uebungen und Yecttonen vereinigt werden. 

e) Bermögens- und Finanzverwaltung. Hinfichtlih der Stellung der 
ewangelifchen Kirche auf vermögensrechtlichenm Gebiete iſt im allgemeinen auf das oben 
(©. 475) Bemerkte zu verweilen, denn das Verhältniß zum Staate ift im.diefer Hinficht 
gleichmäßig für beide Kirchen geregelt worden; ferner hat die evangelifche Kirche ſelbſt, 
jo weit es ſich um die ſonſt hier in Frage kommenden Normen handelt, das kanoniſche 
Recht zum großen Theil adoptirt. Für die Beftreitung ihrer Ausgaben ift freilich die 
evangelifche Kirche vielfach auf Staatsdotationen angewielen, da in der Neformationszeit 
mitunter die Güter der aufgehobenen Stifter und Klöfter von den Yandesherren eingezogen 
und jo Beltandtheile des Staatsgutes geworden find. in Beſteuerungsrecht dev Kirche 
gegenüber ihren Angehörigen, um die erforderlichen Mittel aufzubringen , tft principiell 
gewiß anzuerkennen, und bat aud in den neuen Synodalordnungen (z.B. für Rheinland 
und Weftphalen, Hannover, Baden) oder in eigenen Gefegen (für Oldenburg) Ausdrud 
gefunden, indejjen handeln dieſe nur won gelegentlich aufzubringenden Yaften und Abgaben, 
eine fortdauernde Beſteuerung zu kirchlichen Zwecken iſt noch nirgends im den deutjchen 
Landestirchen eingeführt. Hinfichtlich der Baulaft gelten da, wo feine particularrechtlichen 
Beftimmungen vorfommen, Die Vorſchriften des kanoniſchen Rechts; bei dem häufigen 
Mangel eines Baufonds ift aber praftiih die Verpflichtung der Parochianen in die erfte 
Linie getreten, neben welchen meiſtens der Patron, auch ohne daß er kirchliche Einkünfte 
bezieht, nach einem gewiſſen Verhältniß contributionspflichtig iſt. 

Die Berwaltung des Kirchenvermögens fteht dem Gemeindeorgane, alſo meiſtens jetzt 
den Presbyterien, Gemeindeficchenräthen ꝛc., mitunter unter activer Theilnahme des Patrons 
zu; für wichtige Berwaltungsmaßvegeln bedarf e8 aber des Gonfenfes der landesherrlichen 
Behörden und ebenfo für Veräußerungen, für deren rechtliche Normirung die Regeln des 
fanonifchen Rechts vielfach der Particulargejeggebung als Vorbilder gedient haben. 
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Auch nad evangeliſchem Kirchenrecht wird die Zugehörigkeit zur Kirche Durch die Taufe 
erworben; ein unbedingtes Recht auf das getaufte Kind in Folge derſelben ſchreibt ſich 
die evangelifche Kirche aber nicht zu, vielmehr bleibt ein joldyes bis zur Confirmation, 
der bemußten Wiederholung des Taufgelübves, fuspendirt. Erſt dadurd wird die jelbit- 
ftändige Theilnahme an allen Sacramenten erworben, während die volle active Mitglied: 
ichaft, d. h. die Berechtigung, mit in die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten (durch 
Wahl der Aelteften, durch Bekleidung des Aelteftenamtes) einzugreifen, ned von dem Ein: 
tritt anderer Vorausjegungen ſ. ©. 491) abhängig ift. Wenngleich die Kirche von ihren 
Zugehörigen zu fordern bereditigt ift, daß fie ihr auch ihre Kinder durch die Taufe zu- 
führen, jo erſcheint es Doch als eine ungerechtfertigte Mafregel des Staates, wenn er (jo 
3. B. in Preußen) die Weigerung der Aeltern durch eine unter obrigkeitlihem Zwang zu 
vollziebende Taufe des Kındes bejeitigt. Den Confeſſionswechſel fat die evangeliſche Kirche 
in Uebereinftimmung mit dem heutigen ftaatlihen Necht als Austritt aus ihrer Gemein— 
ſchaft, nicht aber als Kirchliches, den Betreffenden feiner Pflichten nicht überhebendes Ber: 
brechen auf. Das Recht der einzelnen Kirchenmitgliever, an dem Gottespienfte und den 
Sacramenten theilzunehmen, ergibt fich ſchon aus dem Gefagten. Ebenſo befteht für die 
Einzelnen eine dahin gehende Pflicht, welche indeſſen nicht jo genau, wie in der katholiſchen 
Kirche, normirt ift, jo daß bei Vernachläſſigung derjelben für eine etwaige Handhabung 
der Kirchenzucht ſtets die befonderen Verhältniſſe und Umftände in Rüdficht zu ziehen find. 

Die evangeliſche Kirche hat unter Verwerfung der Sacramentönatur der Ehe im 
Gegenfag zur fatholiichen dem Staat das Recht der Regelung der ehelichen Berhältmifie 
nicht abgeiprochen. In Folge der Stellung der evangeliſchen Yandesherren zu ihrer Kirche 
ift aber feit der Neformation bis zum 18. Jahrhundert die Ehegefepgebung im Einklang 
mit der kirchlichen Auffaſſung ausgeübt worden oder — anders ausgedrüdt — die ftaat- 
liche und kirchliche Ehegeſetzgebung waren zunächſt in den evangeliſchen Ländern identiſch. 
Erſt in Folge der naturrechtlichen Auffaſſung der Ehe als eines gewöhnlichen, nach reinen 
Privatrechtsgrundfägen zu beurtheilenden Bertrages, die namentlich der Geſtaltung des 
Eherechts im preußischen Landrecht zu Grunde liegt, find Differenzen zwijchen dem jtaat: 
lichen Recht und dem Recht der evangeliſchen Kirche entftanden. Bon den Ehebindernifien 
bat die evangeliſche Kirche Diejenigen, welche, mit von ihr verworfenen ſpecifiſch katholiſchen 
Anſchauungen zufammenhängen (jo das der geiftlichen Berwandtichaft, der höheren Weihen, des 
Ordensgelübdes), fallen laſſen müſſen; der Irrthum wirkt ſchon dann ehehindernd, wenn 
er in Bezug auf das Weſen der Ehe gefährdende Mängel obgewaltet hat, deren vorgängige 
Kenntniß den Irrenden an der Eingehung abgehalten haben würde (z. B. in Bezug auf 
die Virginität, grobe Verbrechen xc.). Für die Feſtſetzung der verbotenen Berwandtjchaftss 
und Schwägerſchaftsgrade iſt man in der erften Zeit theils auf das römiſche, theils auf 
das kanoniſche Recht zurüdgegangen, ſpäter bat man aber dieſelben noch weiter bejchräntt. 
Der Mangel des älterlichen Conſenſes ift mehrfach unter verfchtedenen Bedingungen ſo 
3. B. mitunter nur bei Kindern im väterlicher Gewalt) zu einegy trennenden Hindernif 
geworden. Die Hinzufügung einer Bedingung bei der Erklärung des ehelichen Conſenſes 
iſt nach proteſtantiſchem Kirchenrecht nicht geftattet. Cie ift mit der freilich erſt ſeit Dem 
18. Jahrh. als mefentlicher Form geltenden kirchlichen Trauung unvereinbar. Hinſichtlich 
des Aufgebotes und der Gompetenz zur Trauung gelten im allgemeinen die Grundſätze 
des fatholifchen Kirchenrechts, nur begründet es feine Nichtigkeit der Ehe, wenn ein in- 
competenter Geiftlicher die Einfegnung vorgenommen hat. 
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Ferner erkennt die evangeliſche Kirche, gleichfalls im Gegenſatz zur tatholiſchen, die 
Statthaftigkett der richterlihen Scheidung des Ehebandes an; mangeld einer näheren Feft- 
jegung der Gründe in den Symbolen hat eine Richtung im 16. Jahrh. als folche nur 
den Ehebruch und die malitiosa desertio anerfannt, jedoch wurde innerhalb dieſer die 
bösliche Berlaffung bald nur ald Entweichen des einen Gatten an einen dem Richter un: 
erreichbaren oder unbefannten Ort, bald aber außerdem auch als blos räumliche, nicht 
durch Zwangsregeln, 3. B. Gefüngnißftrafe zu überwindende Trennung (f. g. Quaſi— 
bejertion) aufgefaßt. Eine milvere Richtung lieg dagegen, indem fie u. a. auf das 
römiſche Recht (1. 8. C. V. 17) zurüdgreiff, außerdem noch unerträglice Sävitien und 
Lebensnachitellungen als Scheidegründe gelten. Seit dem 17. Jahrh. fand aber die Strenge 
der erſten Richtung da, wo die Conſiſtorien nad) dem ſtrengen Recht nicht ſcheiden konn— 
ten, eine Milderung durch die Ausübung des aus der oberſtdiſchöflichen Machtvollkommen- 
beit hergeleiteten landesherrlichen Scheiderechts; ferner zog man unter den Begriff der 
Dejertion als Quafidejertion nicht nur die räumliche Trennung und hartnädige Bei— 
Ihlafsverweigerung, ſondern aud die Infidien und Sävitien, womit dann thatſächlich eine 
Ausgleihung beider Richtungen erfolgt war. Hatte endlich früher bei groben Verbrechen 
des einen Ehegatten in Folge des harten Criminalrechts die Vollſtreckung der Todesitrafe 
die Ehe gejchieden, fo ließ man fpäter nad) erfolgter Milverung des Strafrechts alle die- 
jenigen Verbrechen als eheſcheidend gelten, welche früher mit Capitalſtrafe belegt waren. 
Das heutige Scheiderecht der evangeliſchen Staaten ruht im wejentlichen noch auf dieſen 
Grundfägen, jofern nicht etwa die Geſetzgebung, wie 3. B. in Preußen, unter dem Einfluß 
der früher ſchon erwähnten naturrechtlichen Anjhaunngen geftanden hat. 


E. Die Stellung der evangeliſchen Kirche im Staate. 


Bon der Entwidelung oder Bethätigung eines befonderen Aufſichts- und Schutzrechts 
gegenüber der evangeliſchen Kirche konnte, jo lange das oberjte Firchliche und ftaatliche 
Regiment in der Hand ded Yandesherrn vereinigt war, nicht die Nede fein. Erſt mit 
der Bejeitigung des Territorialismus und der abjoluten Monarchie ift der Unterſchied Des 
landesherrlichen Kirchenregiments und der oberften Staatsleitung wieder bervorgetreten, 
Da der Yandesherr bei der Ausübung der Souveränetät in der conftituttonellen Monarchie 
nicht unbeſchränkt ift, jo find jegt Gonflicte denkbar, denn für das ftaatliche Gebiet können 
Anordnungen erlaffen werden oder wegen Verweigerung der Zuftimmung der Volksver— 
tretung unbejeitigt beitehen bleiben, gegen welche die Kirche ankämpft und umgekehrt. Daß 
bei einem etwaigen Conflicte der oberften Staats- und Kirchenbehörden der Yandesherr 
zu entſcheiden hat, iſt ſelbſtverſtändlich. Damit find aber die Schwierigkeiten für ſolche 
Fälle nicht gelöft, we der Landesherr auf ftaatlihem Gebiete nicht ohne Genehmigung 
der Kammern, auf kirchlichem nicht ohne Zuſtimmung der neuorganifirten Generaliynoden 
handeln kann. Die dadurd nahe gelegte Frage, ob er bei einem folden Streit dem 
Willen der ftantlihen oder dem der kirchlichen Organe folgen fol, zeigt praktiſch — da 
ein vielleicht als Erpediens dienendes, rein negatives Verhalten oft nicht möglich fein wird —, 
wie das Landesherrliche Kirchenregiment in feiner heutigen Geftaltung mit den Neubildungen 
auf dem Gebiete des Staates und der Kirche unvereinbar ift, und mweift nur wieder dar: 
auf zurüc, wie innerlich unhaltbar dafjelbe wird, wenn ihm die Möglichkeit genommen 
ift, Die ſtaatliche Macht den kirchlichen Zweden zur Dispofition zu ftellen und andererſeits 
auf ſeine kirchlichen Entjchliegungen andere kirchliche Organe neben ihm einwirken und 
diefe paralvfiven fünnen. 
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IV. Anhang. 


Stellung der übrigen Neligionsgemeinihaften im Stante. 


Der Weftphälische Friede hatte ein ausprüdliches Verbot der Duldung anderer „Re 
ligionen oder Secten“, al® der drei Reichsreligionen (der katholischen, lutheriſchen und 
reformirten Kirche) ausgeſprochen. Jedoch hat man diefen Satz fpäter jo ausgelegt, daß 
die Toleranz innerhalb des Territoriums nicht gehindert jet, und der Reichsdeputations— 
hauptſchluß von 1803 hat jene Beichränfung für die Entichädigungslande befeitigt. Seit 
der Auflöfung des deutichen Reiches hat die Particulargefeggebung der einzelnen deutſchen 
Staaten — die deutiche Bundesacte von 1815 enthält feine hierher gehörige Beftunmung — 
die Verhältniffe der religiöfen Secten geregelt. Während allgemein die individuelle Be 
fenntnißfreibeit und die Hausandadht garantirt und ferner für manche Yänder (3. B. Preu— 
gen, Würtemberg, Baden) der Genuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerlicen Rechte für 
unabhängig vom religiöfen Bekenntniß erflärt worden tft, war doch vor dem Jahr 1848 
die Bildung neuer Religionsgemeinfcaften von der Bedingung der vorgängigen ftantlichen 
Genehmigung abhängig gemacht, wobei dann gleich die Stellung der Geſellſchaft in recht— 
licher Beziehung näher normirt wurde. 

Erft nachdem die deutiche Reichsverfaſſung von 1849 die Freiheit der Vereinigung 
zu religiöfen Zweden und der öffentlichen Religtonsausübung für die neugebilveten Res 
ligionsgefellichaften und damit Die Beſeitigung des ius reformandi auch den Secten gegen: 
über proclamirt hatte, find im einzelnen Yändern (z.B. Preußen, Oldenburg, Baden) die: 
jelben Grundfäge verfaffungsmäßig anerkannt worden, nur bat man freilich den neuen 
Geſellſchaften die Nechte der juriftiichen Perfon verfagt und dieſe von der Beilegung durch 
bejonderes Geſetz abhängig gemacht. Praktiſch find aber die Conſequenzen diefes neuen 
Principes noch nicht in allen Beziehungen anerfannt, denn mitunter werden die Anhänger 
ſolcher Religionsgefellichaften noch den Parochiallaſten der drei privilegirten Kirchen unter: 
worfen, und ihre Religionsbeamten fünnen die Geburts-, Heiraths- und Sterberegifter 
nicht mit bürgerlicher Wirkung führen, vielmehr treten ftatt derjelben die Geiſtlichen 
der gedachten Kirchen ein, jofern nicht der Staat für fie durch eigene Behörden (wie 3. B. 
in Preußen durch die Gerichte) Eivilftandsregifter führen läßt. Endlich ift ihnen gewöhn— 
ih nur da die Möglichkeit der Eheeingehung mit Katholifen und Proteftanten gegeben, 
wo die obligatorifche oder facultative Civilehe geſetzlich feſtgeſetzt ift. 

Neuere Literatur, katholiſches und proteftantifches Kirchenrecht umfaffend ; fatholifcherfeits: 
Walter, Lehrbuch des Kirchenrechts aller chriſtlichen Confeffionen, 13. Aufl. Bonn 1861; pro- 
teftantifcherfeit® : 8. 5. Eichhorn, Grundfäge des Kirchenrechts der fatbolifhen und der evdan⸗ 
geliſchen Religionspartei in Zeutſchland, Göttingen 1831 — 33, 2 Bde; Ae. L. Richter, Lehr— 
buch des katholiſchen und evangeliſchen Kirchenrechts, 6. Aufl., "beforgt von Dove, Yeipz. 1867; 
DO Mejer, Lehrbuch des deutſchen Kirchenrechts, 3. Aufl., Göttingen 18695 P. Hin ſchius, 
Das Kirchenrecht der — olilen und Proteftanten, Berlin 1369, Bd. 1, erfte Hälfte; allein 
tatholiiches Kirchenrecht behandelnd: © Phillips, Kirchenrecht, Regensburg 1545 ff. (unvoll- 
endet bis jegt 7 Bor); ©. Phillips, Yehrbud des Kirchenrechts, 2 Abtheilungen, en 


1559, 1862; F. Schulte, Das tatboliiche Kirchenrecht, Gießen 1856, 1860; 2 Bde; 
Schulte, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts, 2 Aufl, Gießen 186». 
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Einleitung. 


8. 1. Begriff des Strafrehtd Wenn man von Strafredt ſpricht, 
jo geſchieht dies, wie überhaupt, wenn vom Recht die Rede ift, im einem dop— 
pelten Sinn. Man nimmt nämlich das Wort Necht im jubjectiven oder im ob- 
jectiven Sinn. Im jenem bezeichnet es ein Jemandem zuftehendes Befugniß; „Straf: 
recht“ aljo beveutet hiernady (ebendafjelbe, mas jus puniendi) Recht oder Befugniß 
zu ftrafen Im objettiven Sinn dagegen meint man unter Strafrecht (jus 
eriminale) den Inbegriff von Rechtsſätzen, welde für die Ausübung des Straf: 
rechts im ſubjectiven Sinn gelten. Im der Strafrehtswiffenfhaft nun wird 
ſich uns natürlicherweife ebenfalls diefer Inbegriff von Nedhtsfägen und zwar in 
einer auf inneren Gründen beruhenden ſyſtematiſchen Ordnung bdarftellen. Allein 
nicht blos deshalb Haben wir vor allem den objectiven Rechtsbegriff zu betonen, ſondern 
biefer bildet überhaupt die nothwendige Grundlage für den Begriff des fubjectiven Rechts 
oder Befugniſſes. Man hat ein Recht nur, wenn es von dem objectiven Recht zugetheilt 
wird; aus dem Rechtsſatz entjpringt erft das Befugniß für irgend ein beftimmtes Rechts— 
jubject. Die Regeln für die Ausübung und Handhabung des (fubjectiven) Rechts zu 
ftrafen, werden ſich uns alſo ergeben als Ausflug der Rechtsſätze, melde das objective 
Recht für die Sphäre jener menjchlihen Thätigfeit, die man „ftrafen” nennt, aufftellt. 

Eagten wir oben, das Strafrecht fei die Gefammtheit der Rechtsfäge oder Nechts- 
regeln, melde für die Ausübung des Strafrecht gelten, fo haben wir damit allerdings 
den Begriff in feinem weiteften Umfang aufgeftellt. Dean jchränft ihn aber in ber 
Rechtswiſſenſchaft in doppelter Weiſe ein: 

1) An ſich Liegt in demfelben feine Beziehung auf den Staat. Es gibt feinen 
begrifflich nothwendigen Zufammenhang zwiſchen der Strafe und dem Staat, jo daß 
jene ſtets nur als eine ftaatliche Function auftreten könnte. Strafen heißt ein Uebel über 
Jemanden verhängen als Folge irgend einer von demfelben ausgegangenen Handlung, 
welche eben beftraft wird. So ftraft alfo der Vater fein Kind, der Pehrer feinen Schüler, 
die Kirche ihren Gläubigen u. |. w., und es laſſen ſich auch Rechtsſätze über die Aus: 
übung des Strafrechts der Familie, der Schule, der Kirche u. ſ. mw. aufftellen. Bon 
al’ diefem nicht ſtaatlichen Strafrecht wird aber .abgejehen, wenn man von „Strafrecht“ 
fchlechtweg ſpricht, und man bezeichnet mit diefem Wort nur das vom Staat ausgehende 
Strafrecht. Ya, ſelbſt im diefer engeren Ephäre pflegt man in Folge einer vationellen 
Arbeitötheilung noch weiter zu jcheiden, und die Nechtsjäge über das Disciplinarftrafrecht 
des Staates gegenüber feinen Beamten, über die Beftrafung der Polizetübertretungen, der 
Steuer= und Zolldefraudationen den PBubliciften und Gameraliften zu überlaffen. Dabei 
ift es aber ein Mißkennen des wahren Sadyverhaltes, wenn man glaubt, daß dieſe Dis- 
ciplinen nicht alle ihre gemeinfame Wurzel in dem ethiſchen Grundbegriff der Strafe 
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haben, von weldem weiterbin die Rede fein wird. Diefer Begriff muß gerade obue 
ſpecielle Nücjicht auf die eigentliche „Verbrechens = oder criminelle Strafe‘, in einer Weiſe 
entwidelt werden, daß er die legte Grundlage für die rationelle Handhabung der ftrafen: 
den Thätigkeit in allen Sphären des Yebens bilvet. 

2) Aus dem Begriff des Strafrechts ſcheidet man femer Das | g. formelle over 
Strafproceßrecht aus, d. h. den Inbegriff jener Nechtögrumdfäge, welche die Formen 
des Strafverfahrend (der Anwendung des Strafgefeges auf den einzelnen Fall) feſtſetzen. 
Unter dem Strafrecht im enger Sinne verfteht man demnach nur das materielle 
Strafrecht, abgejehen von jenen Grumdjägen, welche für den Strafproceß gelten. — 


$.2. Begründung der Strafe (f. g. Strafredtötheorten. 
Ehe nun weiter eingegangen werden kann auf die Nechtsfäge jelbft, welche Das Gebiet 
des Strafrechts, wie wir es eben umgrenzt haben, beherrſchen, iſt eine für alles 
Weitere entjcheidende Borfrage zu erledigen. Wir ftehen vor der Thatſache, daß ver 
Staat Verbrechen beftraft, belegt mit den empfindlichiten Uebeln, und daß ihm ein echt 
zu ſolchem Berfahren zugeichrieben wird. Sollen wir und diefer Thatſache als einer 
num einmal durch die Gewalt begründeten ftumm beugen over it es nicht erlaubt, tt es 
nicht viel mehr um unferer Würde willen ſogar geboten, nad der vernünftigen Grund— 
lage der Strafe zu fragen? Die Strafgewalt ift ein jo ſcharfes, ſchneidendes Werkzeug, 
daß man in der That vor Jahrtauſenden ſchon fich gefragt hat nad dem Warum? umd 
Wozu? der Strafe. Vor Yahrtaufenden ſchon haben die großen Philoſophen der Hellenen, 
Platon und Arıftoteles, hierüber Rechenſchaft zu geben verfucht, haben es alfo ver 
ſucht, eine ſ. g. Strafrehtstheorie aufzuftellen. 

Hier ift, wie ſich von jelbjt verfteht, nicht der Ort, auf eine genaue Darftellung 
und Beurtheilung der verichiedenen Etrafredhtötheorien einzugehen. Einige allgemeine Bes 
merkungen find aber jedenfalls zur Ovrientirung und zur Begründung der weiteren Aus— 
führungen unentbehrlich. — Die Strafrechtötheorien zerfallen in die f. g. relativen 
und in Die abfoluten (man fpricht auch von |. g. gemifchten Theorien; viele find 
aber eben feine anderen als zuſammengeſetzte relative Theorien, da ſich eine Miſchung 
von abjoluten und velativen Theorien nicht denfen läßt). Da die Strafe jelbit nothwen— 
digerweiſe etwas Relatives iſt, nämlich ſich bezieht auf irgend ein Borangegangenes (zu 
beftrafendes) als deſſen Folge, jo it freilich der Ausprud „abſolut“ nicht vollſtändig 
paſſend für jene Theorien, welche eben darın die volle Begründung der Strafe finden, 
daß jie einer vorangegangenen menſchlichen Handlung als entfprechendes Uebel nachfolgt. 
Die „relativen“ Theorien aber bleiben allerdings bei diefer nothwendigen Relation ver 
Strafe nicht ſtehen, ſondern halten die Strafe nur gerechtfertigt durch Die Beziehung 
auf irgend einen beſonderen Zwed, welder mittelft der Strafe erreicht werden fol. Die 
abjoluten Theorien begnügen fich im allgemeinen mit dem age: punitur quia pecca- 
tum est, welden jie tiefer zu begründen ſuchen; nicht jo die relativen. Dieje letzteren 
zerfallen übrigens wieder in verfchtedene Arten je nach der Verfchiedenartigfeit der Zmede, 
weldye jie der Strafe jegen. Ohne in das Detail einzugehen, was uns hier verfagt it, 
können wir bemerken, daß alle jene Unterarten ſich auf die Drei Begriffe der Nugungss, 
Sicherungs- und Befjerungstheorien zurüdführen laſſen. 

dene, welde wie Hobbes, Bentbam u. A., die Strafe blos durch ihre Nüg- 
lichkeit begründen, verzichten Damit von vornherem auf eine wahre Nechtfertigung derſelben. 
Die Sicherungstheorien (zu welcyen auch die ſ. g Bergürungstbeorien gehören, mas 
hier nicht näher nachgewieſen werden fan) bewegen fich, unter mannichfachen Modificatio— 
wen im einzelnen, in dev Sphäre des Gedankens Dev Sicherung der Rechtsordnung. Sie 
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finden die Rechtfertigung der Strafe darin, daß fie dient zur Verhütung weiterer Ver— 
brechen des Beftraften (Spectalprävention) oder zur Abichredung überhaupt aller 
„Bürger als möglicher Berbreher (Generalprävention, So nambaft die Ver— 
treter dieſer wiſſenſchaftlichen Nichtung find (mir nenmen hier nur die Namen Grol: 
man und Feuerbach), jo wenig ftichhaltig ift fie der näheren Betrachtung. Es hat 
eigentlich genau genommen feinen rechten Sim, wenn man behauptet, die Strafe werde 
mit Recht zugefügt nicht um der verübten Webelthat willen, ſondern um irgend welcher 
möglichen fünftigen Uebelthaten willen. Man fieht fich vergebens nach einem Rechtsgrund 
dafiir um, dag Jemand bejtraft wird, weil er vielleicht in der Zukunft einmal ein Vers 
brechen begehen fünnte oder gar, weil Andere zu Verbrechern werden können. Ebenfo 
jucht man vergebens nad) einem Maßſtab für eine Strafe, melde ſich bemeſſen ſoll nad) 
den Eindrüden, welche in ver Eeele des Verbrechers oder anderer Menfchen Anlaß geben 
könnten zur Begehung von Verbrechen. Wird hier eigentlich alles auf eine pſychologiſche 
Unterfuchung über die abjchredende Wirkung der Strafe geftellt, jo vermißt man um fo 
mehr eine richtige piychologiiche Anſchauung über die Motiwe, welche zu Verbrechen aus 
treiben und von ihnen abhalten. Nicht zu überjehen ift endlich), daß die Auffaſſung der 
Strafe als Sicherungsmittel, wenn man mit ihr Ernſt macht, zu der Anwendung der 
Strafe auch ohne vorausgegangenes — anf gefährliche Menſchen, Land— 
ſtreicher u. ſ. w. führt. — 

Die Sicherungstheorien haben in neuerer Zei wenig bewußte Anhänger mehr, 
obmohl man ſich in der Geſetzgebung und in der Praris nicht Selten auch heute noch won 
terroriftiichen Anſchauungen beherrſchen läßt, ohne ſich darüber klar zu werden, Anders 
verbäft e8 fi mit den Beſſerungstheorien, die, auf einer relativ höheren Stufe 
ftehend, durch ihre Humanität 'und theilweiſe Nichtigkeit auf viele Gemüther einen be 
ftehenden Einfluß ausüben. Gleichwohl ftellt jede comfequente Befjerungstheorie den Bes 
arıff der Strafe geradezu auf den Kopf. Inden fie nämlich der Strafe den Charakter 
eines Uebels ganz und gar abipricht, und diefelbe vielmehr als eine Wohlthat aufgefakt 
haben will, auf welche (als eine „Nacherziehung“) der Verbrecher ein Recht babe, macht 
fie das Verbrehen zu emem Titel für Nedhtserwerb und für Anfprüde auf Er- 
weifung von Wohltbaten. Lie bringt alſo im Widerſpruch mit der Gerechtigfett den 
Verbrecher in eine beſſere Yage, als den Unbefcholtenen. Indem fie ferner die Strafe 
nur als Beljerungsmittel auffaßt, weldyes wegfallen muß, ſobald feine Beſſerung noth— 
thut, werlegt fie ebenfalls auf das fchreiendfte die Gerechtigkeit. Denn hiernach müßte 
das größte Verbrechen (mie z. B. ein Mord) gänzlich ungeftraft » bleiben, wenn die 
Befferung des Thäters conftatirt vorläge, während jelbft die geringfügigiten Deltcte zu 
langjähriger Einfperrung führen fünnten. — 

Finden wir dem Geſagten nad feinen befriedigenden Aufichluß über Grund und 
Weſen der Strafe bei den relativen Theorien, jo müfjen wir uns zu den abſolu— 
ten wenden, welche im allgemeinen darin übereinftimmen, daß fie die Strafe begründet 
finden durch die ethiſche Forderung einer Ausgleichung der begangenen Uebelthat, wonach 
die Strafe auch ihr gerechtes Maß eben in dem zu beftrafenden Verbrechen findet. 
Diefe Anſchauung haben in mannichfacher Weiſe namentlih Kant, Hegel und jeine 
Schüler Abegg, Köftlin, Berner, ſodann Herbart und feine Schule zu begrün— 
den gejucht, während fie von den Anhängern der ſ. g. bürgerliden Gerechtig— 
feitstheorien ziemlich verwäſſert und beinahe in die Anſchauung der Sicherungstheorie 
umgewandelt wurde, Kant betonte dabei den Gedanken der Talion. Die Talion 
aber, melde dem Verbrecher ein Uebel zuzufügen vorſchreibt, das quantitatio und quali= 
tativ identiſch ift mit demjenigen, welches von ihm ausgegangen, it abgeiehen von ihrer 


unfittlichen, verwildernden Graufamfeitt und ihrer Unmöglichkeit in fehr vielen Fällen 
(wie will man politiiche Verbrechen, Gottesläfterung, Nothzucht Durch Talion bejtrafen ?) 
auch gar nicht geeignet zu eimer richtigen gerechten Ausgleihung, Da fie einen ganz 
äußerlichen Maßſtab (Auge um Auge, Zahn um Zahn) anlegt, weldyer Die pſychiſche 
Wirkung der Berbrechen und der Strafen nicht berüdfichtigt.. — Die Hegel' ſche Theorie 
geht von der Behauptung der Nichtigfeit Des Unrechtes aus, weldye, wenn jie mehr als 
Phrafe wäre, 68 unnöthig und unmöglidh machen würde, das ſchon an fich nichtige Uns 
recht erft noch durch Strafe zu vernichten. Dabei ftügt ſie fich auf eine unbaltbare 
Dreitheilung des Unrechtes und überfieht, daß das Verbrechen überhaupt nicht nothwen- 
digerweiſe ein „Unrecht“, eine Rechtöverlegung, jein muß. 

Einen anderen Standpunkt nimmt die Herbart’iche Schule ein. Sie beruft ſich 
auf die ethiſche Idee der Vergeltung oder der ausgleihenden Gerechtigkeit, zufolge 
welcher jede Wohlthat ebenfo wie jede Uebelthat entgolten werden ſoll durch den Nüdgang 
des gleichen Quantums von Wohl oder Uebel auf den Thäter. Hiermit iſt wicht 
etwa die Talion deducirt, da dieſelbe gar nicht geeignet it, Die richtige Gleichung herzu— 
ftellen und wegen ihrer das Gemeinweſen entfittlihenden Wirkung das Uebel größer 
macht, als es jchon ift, was dem Begriff der Auögleihung widerſprich. Die Quali: 
tät der ÖStrafmittel wird vielmehr bejtimmt durch Die Idee des Rechts, melde 
Sicherung der Rechtsordnung fordert und Durch die Idee Des Wohlwollens, welche die 
Beſſerung des Berbrechers befürwortet. Unter der Borausfegung alſo, daß die 
Wahl gegeben ift zwilchen verjchiedenen Strafmitteln, muß jenes gewählt werden, weldes 
in höherem Maße die Rechtsordnung fichert und die Bellerung des zu Beſtrafenden er: 
möglicht. Die Nüdficht auf dieſe Strafzwede darf aber niemals zur Verlegung des 
Strafprincipes — der Bergeltung — führen. Das verdiente Quantum von Strafübeln 
muß über den Uebelthäter ftet8 verhängt werden, und nur innerhalb diefer Schranken ift 
8 die Aufgabe des Stvafvollzuges, von fittlichem Geifte getragen, der Erreichung der 
angegebenen Strafzwede (Sicherung und Beſſerung) möglichft gerecht zu werben. In 
ſolcher Weile fommt zu feiner bedingten Geltung, was die relativen Theorien Richtiges 
und Wahres in jich enthalten. 

Die Forderung, daß den Uebelthätern entgolten werden foll, iſt eine allgemein und 
unbedingt für alle Arten von Uebelthaten geltende. Es ift aber nicht Sache des Staa: 
tes, in allen Fällen die Entgeltung durch Ausübung feiner Strafgewalt zu bewirken 
oder mit anderen Worten: Nicht jede Uebelthat it ein Verbrechen im Sinn der Straf: 
rechtswiſſenſchaft. Das Nähere hierüber unten in der Lehre vom Thatbeſtand des 
Verbrechens. — 

8. 3. Ueberblick der Geſchichte des Strafrechts. Werfen 
wir zunächſt einen Blick auf die geſchichtliche Entwidelung des Straf: 
rechts, jo jehen wir, wie ſich erft ſpät der Gedanke in der Strafrechtspraxis Bahn 
bricht, es ſei die fittliche Pflicht des Staates, im Dienfte der ausgleichenden Ge— 
rechtigleit die Verbrechen zu ſtrafen. Ste bedarf aud einer feſten Staatsorganifation, 
wenn Das furdtbare Necht über Yeben und Tod, Freiheit und Ehre dem Inhaber der 
Staatögewalt zugeftanden werden fol. Wo die Staatsbildung noch in unvolltommener 
Weiſe vor ſich gegangen ift, ſehen wir die Entgeltung begangener Miffethaten daher ge 
tragen von anderen Lebenskreiſen. Sie zeigt fi in den Mifängen der biftorifchen Zeiten 
einerjeits beftimmt von dem Familienrecht, andererfeits von theokratiſchen Ans 
ſchauungen. Die Familie, patriarchaliſch das Gemeinleben überwuchernd, ſchreibt fich ein 
bi8 zum Recht über Yeben und Tod gebendes Strafrecht über ihre Mitglieder zu, fie 
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fühlt fich andererſeits verletzt durch Verlegung ihrer Angehörigen und verſchafft fich Ge— 
nugthuung, nicht felten auf dem blutigften Wege, gegenüber den fremden Frevler. Ge— 
wife Webelthaten aber gelten aud als Beleidigung der Gottheit, deren Zorn durch 
Beſtrafung, wo nicht Vertilgung des Ruchloſen befänftigt werden muß So neigen beide 
Arten des Strafrechts, das Familien- und das theokratiſche Strafrecht, zur Graufamteit, 
zur Blutrache umd zur Entſühnung durd den Opfertod. Langſam bricht fid) da— 
neben der Gedante des ftaatlichen Strafrecht? Bahn. Der erftartende Staat erfennt in 
den bedeutenderen Webelthaten einen Bruch feiner Rechtsordnung, feines Friedens und 
reagirt hiergegen, und zwar gefchieht dies natürlicherweiſe zuerft bei den directen Angriffen 
auf den Staat, den |. g. Staatöverbreden, erft ſpäter bei den Privatverbredhen. Die 
Staatögewalt faßt hierbei die Strafgemalt zunädft als eimen wichtigen Zuwachs an 
Recht und Macht auf, und bandhabt diefelbe im Geifte des Abſchreckungsſyſtemes ohne 
Rüdfiht auf das Wohl des Verbreders, nicht felten fie zugleich ausnützend zu ſelbſt— 
jüchtigen Zweden und zur Bereicherung des Staatsſchatzes. Zuletzt erſt wird Das Be— 
wußtfein von der Pflicht des Staates herrſchend, zu ftrafen im Dienfte der fittlichen 
Ideen und in durchaus fittlichem Geifte. Im dieſe hiſtoriſche Entwidelung haben überall 
auch die religiöfen Anſchauungen eingegriffen, namentlidh wo es der Kirche gelang, ihr 
Rechtsſyſtem auch auf die Regelung weltlicher und ftaatliher Verhältniſſe auszudehnen. 

Für die Geftaltung des heute in Deutjchland geltenden Strafrechts war von bejon= 
derer Bedeutung neben dem einheimifchen auch das recipirte fremde, alfo das römiſche 
und kanoniſche Strafreht. Darum ift eine kurze Charakteriftit diefer beiden Rechts— 
fofteme geboten. 

Das römische Strafrecht fteht bei weitem nicht auf jener hoben Stufe der Vor— 
trefflichkeit wie das römiſche Privatrecht. Es hat ſich niemals zu einem vollftändig ges 
gliederten Rechtsſyſtem entwidelt. Nachdem die Herrichaft des religiöſen Sacralvechts 
einerſeits und der familienhaften Privatrache andererfeitS durch die eritartende Staatöge- 
walt gebrochen war, kam diefe Doch miemald hinaus über die Schaffung von einzelnen 
Gelegenheitsgeſetzen, welche aus Anlaß um ſich greifender Verbrechen gegeben, zu verſchie— 
denen Zeiten entitanden, nicht durch das Band eines allgemeinen Gejeges über die Prin- 
cipien des Strafrechts und ebenſo wenig durch die Entwidelung einer ſyſtematiſchen 
Doctrin über den allgemeinen Thatbeſtand der Verbrechen zufammengehalten, weder ein 
widerfpruchöfreies, noch ein Lücenlojes Ganze bilden. Bewährt fih auch im einzelnen viel 
fach der befannte Scharffinn der römischen Juriſten bei Interpretation ihrer Strafgejege, 
jo mußte doch gerade in dieſem Theil des Rechts, wo es Noth gethan hätte, dem poſitiv— 
rechtlichen mangelhaften Detail durch die Herftellung eines zufammenbängenden Baues 
von allgemeinen Lehren eine tiefere Grundlage und einen Impuls zu lebendiger Fortbil— 
dung zu geben, die befannte Scheu der römischen Yuriften vor allgemeinen Deductionen 
und ihre vorherrſchend priwatrechtliche Auffafiung hemmend auf die Entwidelung der 
Wiffenichaft eimwirfen. Dazu fommt noch, daß einerjeits eine Anzahl von Delicten, melde 
nad unterer heutigen fittlihen Anſchauung dem Strafrechtögebiete angehören, von den 
Römern vielmehr als ſ. g. Privatdelicte geradezu in civiliſtiſcher Weiſe behandelt werden 
und ‚daß jich amdererjeits in dem betreffs der Staatöverbredhen waltenden Terrorismus 
der rechtöfeindliche Geiſt des römischen DefpotenthHums geltend macht, aus welchem auch 
das Beftreben herworgebt, die Auflehnung gegen das in der ſpäteren Zeit zur Staats— 
religion gewordene Chriftenthum durch Feuer und Schwert zu vertilgen. Dem Strafrecht 
droht ſtets durch feinen unabweislihen Zufammenbang mit dem von Kämpfen durch 
wühlten Gebiet ſtaats- und Firchenrechtlicher Geftaltungen eine Beeinträchtigung feines 
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wiſſenſchaftlichen Charakters, welchen ſich das Privatrecht durch feine Bewegung anf neu— 
tralem Boden leichter zu wahren weiß. 

Aus der angedeuteten tumultuariſchen Entwickelung des römiſchen Strafrechts ergibt 
ſich auch Schon die Folge, daß von einem alles beherrichenden Strafprincip bet ihm nicht 
die Rede fein kann. Charakteriftiich ift aber ferner für das römiſche Recht die vorwie— 
gende Betonung des Jubjectiven Efementes bei der Gonftrutrung des Thatbeftandes 
der Verbrechen. Die Folge davon war eine Geneigtheit, den Verſuch des Verbrechens 
ebenfo ftrenge zu beftrafen, wie das vollendete Verbrechen, dagegen blos aus Fahrläffig- 
feit (culpa) begangene Handlungen vor den Givilvichter zu verweilen. Dem römiſchen 
Strafenspftem ift im ganzen zur Zeit der höchften Blüthe der Nepublit (wenn man 
abjieht von der Behandlung der Sklaven und der Nichtrömer) eine große Milde eigen 
und in der allgemeinen Schätzung gilt damald die Verbannung aus dem Vaterlande für 
ein jo großes Uebel, daß der römifche Bürger fich jeder Strafe entziehen fan, wenn er 
ſich freiwillig ins Ertl begibt. Im Gegenfas hierzu entwidelt das Strafrecht der Kaifer- 
zeit einen Terrorismus namentlich gegen politifche Verbrecher, welcher fich jelbft bis zur 
Beftrafung der Kinder und Kindestinder ſteigert, wofür man fi, al8 das Chriftentbum 
Staatöreligion geworden war, auf Das grauſame moſaiſche Necht berief. — 

Das kanoniſche Net faht das Verbrechen ald Sünde auf, d. h. als eine Ver: 
legung des göttlichen Gebotes, woraus fich einerjeits eine ungehörige, faft ganz ausſchließ— 
liche Berücjichtigung der ſubjectiven Seite des Verbrechens ergibt, To daß jelbft der 
bloße ſündhafte Gedanfe der That ſelbſt nahezu gleichgeftellt wird, während andererjeits 
die Reaction gegen das Verbrechen als eine öffentliche Angelegenheit der Kirche erſcheint. 
Darum ift hier der Standpunkt der blos privatrechtlichen Behandlung des Delictes über: 
wunden durch den Gedanken, daß es Pflicht fer, Das Verbrechen zu fühnen und tritt an 
die Stelle der Strafe im Geifte der Kirche der Begriff der beflernden Zucht. Die fird- 
(ihe Strafe joll verhängt werden, um den Verbrecher mit Gott auszuföhnen und ihn 
auf den Meg des Gerechten zurüdzuführen. Die Kirche will nicht, daß der Sünder 
fterbe, ſondern daß er lebe und ſich beſſere. Es zeugt von einem auffallenden Verkennen 
diefer wahrhaft chriftlichen Anſchauung, wenn heutzutage noch von den Strenggläubigen 
aller Eonfeffionen in der Regel behauptet wird, die Todesſtrafe jet ein Gebot des Chris 
ſtenthums. Die Vertheidiger einer ſolchen Yehre finfen zurück auf den Standpunkt des 
alten jüdiſchen Nechts und ihr Gott it der ftrenge Jehovah, welcher die Sünden der 
Väter ftraft an Kindern und Kindesfindern. 

Auf die Unngeftaltung des weltlihen Strafrechts wirkte die Kirche namentlich da- 
dur), daß fie ſich nicht blos über vein kirchliche Verbrechen (delieta ecclesiastica), 
ſondern auch über die ſ.' g. gemiſchten Delicte, delieta mixta (d. h. Verbrechen, melden 
irgend eine nähere Beziehung auf die kirchlichen Gebote haben, wie Ehebruch, Inceft, So— 
domie, Blasphemie, Magie, Sacrilegum, Wucher), Gerichtsbarkeit zuſprach. Die Aus: 
dehnung der geiftlichen Gerichtsbarkeit mit ihrer wohlgegliederten Organiſation wirfte im 
Mittelalter bei der Ohnmacht, Zerfahrenbeit umd Unbebülflichkeit der weltlichen traf: 
vechtöpflege vielfach wohlthätig ein. Namentli wurde durd die Kirche auch der Rüd— 
fihtnahme auf Rang und Stand des Verbrechers, melde das Mittelalter darafterifirt, 
entgegengetreten. Ihr gelten alle Menſchen als Kinder Gottes, aud der Fürft ift ihr 
nicht legibus solutus und in diefem Sinne Sucht fie den Grundfag der Gleichheit 
vor dem Geſetze durchzuführen. — 

Im älteften germaniſchen Strafrecht finden wir neben theofratifchen Anflängen 
eine sehr ausgedehnte Geltung der Privatradie. Das Fehdereht war im weitelten 
Umfang anerfannt und die Volksgerichte murden erft thätig, wenn fie vom Verlegten an- 
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gerufen wurden, denn diefer konnte allerdings, auf Die Privatrache verzichtend, auf eine 
Buße, eine compositio, welche bei der Tüdtung Wergeld hieß, lagen. Diefe Buße er— 
ſchien alfo als ein Echadenserfag für die zugefügte Verlegung und ebenfo mußte nun der 
Verleger auch an das Gemeinmwelen eine Bergütung für den vom Gericht ihm wieder zu 
gemährenben Frieden, das Friedensgeld zahlen. Diefe Auffaffung der Strafe als 
eines Schadenserfages führte dazu, Das Verbrechen vorzugsweiſe äußerlich nach dem zus 
gefügten Schaden abzuſchätzen und im Gegenfag zu dem vömifchen und kanoniſchen Recht 
die ſubjective Seite des Delictes weniger zu würdigen. Hier griff einerſeits die firchliche 
Anſchauung modificrend ein, andererjeit nahmen auch mit der Erftarfung der Königs— 
macht die öffentlichen Strafen an Leib und Leben überhand. Gleichwohl gelang es wäh— 
vend des ganzen Mittelalters nicht, das Fehderecht und das Compoſitionenſyſtem voll- 
fommen zu befeitigen. Die unglüdjeligen politiihen Verhältniſſe, die Zeriplitterung des 
Reichs im Hunderte nahezu unabhängiger Territorien, die Unbehülflichkeit der deutſchen 
Gerichtöverfaffung und die große Mangelhaftigfeit des Strafverfahrens — das alles 
wirkte zufammen, um die Geftaltung der Strafrechtöpflege zu einer faft unerträglicen zu 
machen. Hülfe ſuchte man zunächſt am Ende des Mittelalters in der Neception des 
römiſchen und fanonifchen Rechts. Allen gerade in dem ftrafrechtlichen Gebiet war eine 
ſolche Neception wegen des innigen Zufammenhanges dieſes Nechtstheiles mit den ftaats- 
rechtlichen Berbältniffen und der nationalen ethiichen Anſchauung nicht ohne weiteres durch— 
führbar, und jo machte ſich das Bedürfniß eimer allgemeinen Strafgejeggebung 
geltend. PVeranlaffung zu der Abfaffung derjelben gaben die wiederholten Klagen des 
Reichskammergerichtes über die entjeglichen Mipftände in der Strafrechtöpflege. Nach 
mannichfaltigen Vorarbeiten fam jo endlich auf Grundlage der von Joh. Freiherrn 
von Schwarzenberg verfaßten, im Jahre 1507 in den biſchöflich Bamber giſchen 
Ländern publicirten Bambergifchen Halsgerichtsordnung, im Jahre 1532 auf dem Reichs— 
tag zu Negensburg ein das Strafrecht und den Strafproceß behandelndes Reichsgeſetz zu 
Stande unter dem Titel: „Des allerdurdleuchtigften großmechtigiten wnübermindtlichen 
Keyſer Karls des fünfften: vnnd des heyligen Römiſchen Reichs peinlich gerichtsordnung“; 
kurzweg als peinliche Gerichtsordnung (P. ©. O.) oder Constitutio Criminalis Caro- 
lina (O. C. C.) eitirt. Sie wurde übrigens leider nur als ſubſidiäres Geſetz unbeſchadet 
der beſtehenden Particularrechte publicirt. So konnte ſie nicht zu gehöriger Wirkſamkeit 
gelangen, obwohl ſie unzweifelhaft gegenüber den Particulargeſetzen des 16. und ſelbſt 
des 17. Jahrhunderts auf einer relativ hohen Stufe der Vollkommenheit ſteht. Die 
Carolina hat, ohne einen vollſtändigen allgemeinen Theil aufzuſtellen, dennoch die allge— 
meinen Lehren des Strafrechts weſentlich gefördert und hierbei ſowie bei Aufſtellung der 
Verbrechensthatbeſtände in der Regel zwiſchen der römiſchen und deutſchrechtlichen Anſicht 
nicht ohne Glück zu vermitteln gewußt. Leider war der Zuſtand der Doctrin und 
Praris bis in das 18. Jahrhundert hinein ein im ganzen fehr erbärmlicer, jo daß man 
zu einem wifjenichaftlichen Berftändnig der Carolina erft zu einer Zeit gelangte, als fie 
mit ihren graufamen Strafen den milderen Sitten durchaus widerftrebte und die neuere 
Particulargefeggebung jelbft die jubfiviäre Geltung des gemeinen Rechts ausſchloß. 

Die Carolina jelbft erfannte Das römiſche und kanoniſche Necht als recipirt an und 
verwied auf fie zur Ergänzung etwaiger Lücken. Der Rechtszuſtand war alfo bis ins 
18. Jahrhundert hinein der, daß zunächſt Particularrecht und ſubſidiariſch in erſter Linie 
die Carolina ſammt den jpärlich ergangenen ſonſtigen Neichögefegen, in zweiter Linie das 
recipirte fremde Recht galt. Auf dieſe Weile war vieles der Wiſſenſchaft überlaffen, 
welche fich aber unfähig erwies für die ziemlich ſchwierige Arbeit, die Rechtsquellen zu 
einem harmoniſchen Ganzen zu geftalten. Das Strafrecht wurde fogar erft feit dem 
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Anfang des 18. Jahrhunderts Gegenftand felbitftändiger akademiſcher Vorträge und Lebr- 
bücher. Die Praris geftaltete ſich feit dem Anbruce des Zeitalters der Humanität 
immer mehr zu einer rein willfürlichen, indem fie die harten Reichs- und Yandesftraf- 
geſetze nach jubjectivem Belieben im Sinn der Milde umzudeuten ſuchte. Dadurch ges 
rieth der Rechtszuſtand fo ſehr ins Schwanken, daß man in den größten Reichsländern 
es für geboten hielt, durch eine gefchloffene Gefeggebung dem richterlichen Belieben feſte 
Schranken zu ziehen. Den Anfang damit machte Batern. Hier wurde 1751 der Codex juris 
Bavarici eriminalis erlafjen, welder die fubfidiire Geltung des gemeinen Rechts gänzlıd 
befeitigt. So bethätigte fich zuerft die in volle Sonveränetät umgewandelte Landeshoheit 
gegenüber der zu einem Schatten herabgefunfenen Reichsgewalt. Zunächſt folgte auf diefem 
Wege Defterreih durdy den Erlaß der Constitutio Criminalis Theresiana vom 31. De— 
cember 1768. Beide Gefetbücher aber, das bairiſche ſowohl wie das öfterreichtiche, 
ftehen noch ganz unter dem Banne der alten terroriftiichen Anſchauung und machen ın 
mancher Beziehung ſelbſt noch Rückſchritte hinter die Carolina. Der Geift der Auf: 
klärung, namentlich geweckt durch die franzöfifchen Enenclopädiften nnd genährt durch die 
aufgeflärten Fürſten und Minifter jener Zeit, macht fich dagegen bereits in dem unter 
Kaiſer Joſeph II. für die öfterreichiichen Erblande publicirten allgemeinen Gejets über 
Verbrechen und Strafen vom 13. Januar 1787 geltend, welches ſich durch feine Bün- 
digkeit und Durch Die Bejeitigung der Todesftrafe (für alle Fälle, wo nicht ſtand— 
rechtlich verfahren wird) auszeichnet. Diefe Strafe wurde freilich ſchon im Jahre 1795 
in Defterreich wieder eingeführt. — Bald darauf trat aud in Preußen ein Strafgejegs 
buch (enthalten in dem weitichweifigen 20. Titel des II. Buches des allgemeinen Yand- 
rechtes won 1794) m Kraft und endlich ericbien im Jahre 1803 in Defterreich ein von 
dem Joſephiniſchen Geſetz vielfach abweichendes neues „Strafgeſetzbuch über Verbrechen 
und ſchwere Polizeiübertretungen“. Diefe beiden letztgenannten Geſetzbücher vepräfentiren 
vorzugsmeile den Standpunkt der ftrafrechtlichen Doctrin am Ausgang des vorigen Jahr— 
hunderts. Ste ftehen in jeder Hinficht an der Schwelle einer wichtigen Epoche für das 
Strafredt. Denn die Strafrechtswiſſenſchaft ging um jene Zeit namentlich durch Die 
Iharffinnigen kritiſchen und dogmatiſchen Arbeiten Feuerbachs einem neuen Auf— 
ſchwunge entgegen, welcher fich zuerſt in dem bairiſchen Strafgefegbud von 1813 
praftijhen Ausdruck verichaffte, und um dieſelbe Zeit verſetzte die Auflöfung des Deutjchen 
Reiches dem gemeinen Recht, welchem ſchon durch die Gejegbücher Baierns, Oeſterreichs 
und Preußens ein großer Theil feines Geltungsgebietes entzogen worden war, den Todes— 
ftoß. Denn wenn auch nad dem Aufhören des Deutichen Reiches in vielen deutſchen 
Ländern Das aus der früheren Zeit ber überfonmmene Recht fortbeftehen blieb und jo 
von einem thatſächlich gemein ſamen Recht geſprochen werben kann, ſo ruht dieſe Ge— 
meinſamkeit doch nicht mehr auf der Unterlage einer einheitlichen ſtaatlichen Gewalt und 
überall gilt von jetzt an das „gemeine Recht“ höchſtens als ſubſidiäres Landesrecht. Die 
bindende Kraft deſſelben beruht zuletzt nur auf der ausdrücklichen und ſtillſchweigenden 
Geſtattung des ſouveränen Landesherrn und das „formell gemeine Recht“ exiſtirt von 
jetzt an nur in den Köpfen der Theoretiker. 

Ueberdies entfaltet nun die Geſetzgebung eine immer regere Thätigkeit und läßt 
jenem ſ. g. gemeinen Recht nur noch in einigen kleinen Gebieten praktiſche Geltung in 
dem oben angegebenen Sinn. Die Reihe dieſer neueren Geſetzbücher eröffnet, wie ſchon 
oben erwähnt wurde, das Werk Feuer bachs, das bairiſche Geſetz von 1813, welches 
durch ſeinen ſyſtematiſchen Aufbau und die muſterhafte Präciſion der Sprache epoche— 
machend war. Dabei ruht es freilich auf der unhaltbaren Abſchreckungstheorie Feuers 
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bachs und fucht der früher herrſchenden Willtür der Nichter in verfehrter Weile durch eine 
allzu große Einengung des richterlichen Ermefjens und durd das Verbot des Commentivend 
zu begegnen. Neben dieſem bairiſchen Geſetzbuch find hier noch folgende deutiche Straf- 
gejegbücher zu nennen, welde heutzutage, da fie neueren Gejegen weichen mußten, nur 
noch biftorifche Bedeutung haben: 

1) Das Criminalgefebuch für das Königreich Sachſen vom Jahre 1838, welches 
im wefentlichen dem noch jett im Herzogthum Sadyjlen- Altenburg geltenden Crimi— 
nalgejegbuch vom 3. Mai 1841 zu Grunde liegt. 

2) Das Criminalgeſetzbuch für das Königreid Hannover vom 8. Auguft 1840, 
welches an Präcijion des Ausdrucks hinter dem batrifchen Geſetz von 1813 bedeutend 
zurüditeht, ihm Dagegen an Härte der Strafen (e8 kennt ſogar geichärfte Todesftrafe!) 
wenig nachgibt. Es ift übrigens in Folge der Einverleibung Hannovers in die preußiſche 
Monarchie neueftens außer Kraft getreten. 

$. 4. Quellen des heutigen deutſchen Strafrehts Was die jest 
noch geltenden deutſchen Strafgefesbücher betrifft, To find fie, der chronologiſchen Auf- 
einanderfolge nach betrachtet, folgende : 

1. Das würtembergijche Strafgefegbuh vom Jahre 1839, ein Geſetz, deſſen 
ſchwächſte Seite die terroriftiiche Behandlung der Staatöverbreder ift. 

2. Das braunſchweigiſche Strafgefegbud vom Jahre 1840, hervorragend durch 
relative Milde des Strafenfuftems und durch die Ueberfichtlichkeit der Anordnung, ſowie 
die Bündigkeit des Ausdrucks. — Diefes Geſetzbuch ift im Jahre 1843 in faſt ganz 
unveränderter Geftalt auch für das Fürſtenthum Yippe- Detmold zum Gejeg erhoben 
worden. 

3. Das Strafgejegbucd für das Großherzogthum Hejfen vom Jahre 1841, Das 
feiner vielen Vorzüge wegen auch in Naffau (im Jahre 1849, unter Bejeitigung der 
Zodeöftrafe), in Frankfurt aM. und in Homburg Eingang fand, wo es jest aber 
wilder Durch das preußiſche Hecht befeitigt ift. 

4. Das badifche Strafgefegbuch vom Jahre 1845, welches bei vielen Vorzügen 
doch eine Menge Definitionen von Begriffen enthält, deren Entwidelung der Doctrin 
überlafjen werden muß. 

5. Die fleinen thüringiſchen Staaten vereinigten fih um Jahre 1849 zur Ab- 
faflung eines gemeinfamen Strafgefegentwurfes, welcher mit einzelnen Mobdificationen in 
dem Zeitraum von 1850 bi8 1864 nad und nad Geſetzeskraft in Sachſen-Weimar, den 
beiven Schwarzburg, Anhalt, Meiningen, Koburg-Gotha und Reuß jüngerer Linie erhielt. 
Diefes ſog. thüringiſche Strafgeſetzbuch ſchließt ſich hauptſächlich dem ſächſiſchen Criminal- 
geſetzbuch von 1838 an. 

6. In Preußen kam nach vielfachen Entwürfen endlich im Jahre 1851 ein 
Strafgeſetzbuch zu Stande, welches unleugbar durch die Bündigkeit ſeiner Sprache und 
die Durchſichtigkeit ſeiner ſyſtematiſchen Gliederung die übrigen deutſchen Geſetzbücher über: 
trifft, während es freilich von mannichfachen Härten, namentlich betreffs der Staatsver— 
brechen, ebenſo wenig freigeſprochen werden kann, als von einer bedauerlichen Connivenz 
gegen unhaltbare Anſchauungen des franzöſiſchen Rechts. Zu dieſer wurde man 
veranlaßt dadurch, daß bis dahin der franzöſiſche Code pénal in den Rheinlanden 
Geltung gehabt hatte. Gegenüber der despotiſchen Härte dieſes Geſetzbuches iſt freilich 
das preußiſche väterlich mild. Das preußiſche Geſetzbuch wurde mit unweſentlichen Aenderungen 
im Jahre 1858 in Walded und mit erheblichen Modificationen des Strafenſyſtems im 
Jahre 1864 in Lübeck adoptirt. Auch in Oldenburg, deſſen Gejeg vom Jahre 1814 faft 
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ganz mit dem bairtichen von 1813 übereinftimmt, ſchloß man fich durch Publication des 
Strafgejetsbudes von 1858 im welentlichen dem preußiſchen Recht an, jedoch unter 
erheblicher Berbefferung des Strafenfoftens, namentlich mit Befeitiguug der Todesitrafe 
und des lebenslänglichen Berluftes der bürgerlichen Ehre. 

7. Das öfterreihiiche Strafgeſetzbuch won 1852 ift nur eine verbefferte Ausgabe 
des Gejetbuches von 1803. Abgefehen von mandyen veralteten Definitionen des allge: 
meinen Theiles zeigt ſich als auffallendfter Mißſtand ver Terrorismus in Androhung 
zahlreicher lebenslänglicer Ehrenfolgen für alle und namentlih auch die politifchen Ber: 
brechen, welche letztere überhaupt viel zu hart behandelt werben. 

8. Das Strafgelegbud fin das Königreich Sachſen vom Jahre 1855, ein den 
alten Ruhm der ſächſiſchen Yuriften von neuem bewährendes Geſetz, welches Freilich dem 
Doctrinarismus etwas zu jehr huldigt und in der Behandlung der politiichen Verbrechen 
die Reactiongzeit, in welcher e8 entftanden ift, nicht zu verleugnen vermag. In neuefter 
Zeit (1862) wurde ed mit wenigen Abänderungen auch in Reuß älterer Linie als 
Geſetz publicirt und am 1. October 1868 einer erheblichen Reviſion unterworfen. 

9. Das bairiſche Strafgefegbuh vom Jahre 1861 zeigt, da man auch bier 

Nücficht zu nehmen hatte auf das vorher in der Nheinpfalz geltende franzöfiiche Recht, 
viele Verwandtichaft mit dem preußtichen Strafgefegbuh. Die Nedaction des bairiſchen 
Geſetzes ift aber eine jchwerfälligere und weniger präcife, als die des preußiſchen, deſſen 
Härten dagegen in jenem bier und da befeitigt find. — 

Da durch die Einverleibung im Preußen auh in Kurheſſen md Schleswig: 
Holftein das preußiſche Necht an die Stelle des gemeinen getreten ift, während Liech— 
tenftein fich ganz der öfterreichiichen Gefeßgebung angeichloffen bat, da ferner Ham: 
burg kürzlich eine neue Strafgeieggebung erhielt, jo gilt Das ſog. gemeine Recht nur 
noch in den beiden Medlenburg, in Bremen nd Schaumburg-Lippe. Tie 
Quellen deſſelben find neben einzelnen einheimiſchen Gefegen, die deutichen Reichsgeſetze, 
namentlich die Carolina, ferner das kanoniſche und das römiſche Recht. Auch Das Ge: 
wohnheitsrecht gilt in den Ländern des fog. gemeinen Rechts als Nechtöquelle und 
ift als ſolche ausprüdlich in der C,-C.-C. anerkannt. 

Der Zuftand der deutichen Strafgeſetzgebung ift, wie dieſer Ueberblid lehrt, ver 
einer unerfreulichen Zeriplitterung. Wie auf anderen Gebieten wird aber auch auf dielem 
die nächſte Zukunft Schon eine Wendung zum Belleren bringen. Während in Oeſterreich 
demmächft (zu Ende des Jahres 1868) im Abgeordnetenhaufe die Berathungen über einen 
neuen Strafgefegentwurf beginnen !), welcher wenigitens zum Theil mit den alten Tra— 
ditionen bricht und im Strafenfoften einen großen Fortichritt macht, gebt man anderer: 
jeit8 am die Vorarbeiten für die Abfalfung eines Entwurfs, welcher dem Strafgeſetzbuch 
für den Norbdeutichen Bund zur Grundlage dienen jol. Möge man dabei die formellen 
Vorzüge des preußtfchen Geſetzes wirdigend die Gallicismen und die Härten veilelben 
bejeitigen. Dann würden wir in dem neuen Gejegbuch ein Wert begrüßen, welches fehr 
bald auch in Süddeutſchland moraliſche Eroberungen zu maden berufen wäre Das 
Königreich Sachen bat noch im letzter Stunde, erft im Jahre 1868, die Todesftrafe 
abgeichafft und wir wünſchen von ganzem Herzen, daß nie mehr in jeinem Gebiete unter 
norddeutjcher Aegide das Schaffot wieder errichtet werde, — 

In der gegebenen Ueberficht it zugleich die Angabe der bauptfächlichften Quellen 
des heutigen deutſchen Strafrechts enthalten. Allerdings gibt es neben den genannten 

[ 


) Neueftens (November 1868) find dieſe Berathungen vertagt worden und fcheint dus 
Juſtizminiſterium am eine abermalige Umarbeitung des Entwurfs zu denfen. 
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noch mannichfache ergänzende und abündernde Gefege und Novellen. Dagegen wird in 
den neueren Gejegbüchern überall der Satz ausgeſprochen: nullum crimen sine lege, 
durch welden dem Gewohnheitsrecht auf dem Gebiete des Strafrechts — und mit 
gutem Grund — der Yebensnerv abgejchnitten ift. Nur das Feithalten an dem Grunde 
lage, daß feine Handlung ald Verbrechen behandelt werden Darf, welche nicht durch ein 
vorhergehendes Gejeg für ein ſolches erklärt wurde, vermag einen Schutz gegen Willkür 
der Richter und Cabinetsjuftiz zu gewähren. — 

Treten wir nun dem Inhalt des Strafrecht näher, jo müljen wir vor allem be= 
merfen, daß dieſes in einen allgemeinen und in einen bejonderen Theil zerfällt. 
Jener umfaßt die Lehre von dem allgemeinen Ihatbeftand der Verbrechen, von den 
Strafmittelm und der Anwendung der Strafgefege, der bejondere Theil dagegen handelt 
von dem bejonderen Thatbeſtand der einzelnen Verbrechensarten und von deren Beitrafung. 


I. Allgemeiner Eheil. 


A. Bom allgemeinen Thatbeitand des Verbrechens. 


$. 1. Begriff des VBerbredens. Definiet man den Begriff Des Verbrechens 
mit Rüdficht auf das poſitive Recht, jo kann man nur fagen, Verbrechen ſei eine Hand: 
lung, welche der Staat mit Criminalftvafe bevroft. Man mag died den formellen Bes 
griff des Verbrechens nennen, während der materielle die Frage zu beantworten bat: 
welche Handlung der Staat mit Griminalftvafen bedrohen jolle? 

Bor allem läßt fich hierauf jogleid antworten, daß Strafe überhaupt nur zuläfjig 
jet umter der VBorausiegung einer begangenen Uebelthat als Entgeltung derjelben, wes— 
balb es ſittlich verwerflib it, wenn der Staat an fich indifferente, feine Verlegung in 
fih enthaltende Handlungen dennoch (als jog. delieta juris eivilis) mit Strafe bedropt. 
Nur von dem Geſichtspunkt aus, dag auch aus ſolchen Handlungen Verlegungen hervor— 
geben können, iſt ed geftattet und um des gemeinen Wohles willen geboten, jie als „ges 
fährliche“ polizeilich zu beftrafen. 

Aber es iſt auch nicht die Aufgabe des Staates, jede Uebelthat vor ſeine Straf— 
gerichte zu ziehen. Zahlloſe Verletzungen ſind von einer ſolchen Geringfügigkeit, daß ihre 
Ahndung durch den Staat außer allem Verhältniß mit ihrer Bedeutung ſtehen würde. 
Selbſt bedeulendere Rechtsverletzungen werden auf ausreichende Weiſe durch den Civil— 
proceß und ſeine Folgen ausgeglichen. Der Staat kann überdies auf die Zuſtimmung 
der ſittlich Gebildeten zur Ausübung ſeiner Strafgewalt und auf jene Anerkennung, ohne 
welche das Strafen blos eine Thatſache der Macht, aber Feine rechtlich begründete 
Bunction wäre, blos dann vedhnen, wenn ev nur jene Uebelthaten ald Verbrechen be— 
handelt, welde entweder wegen der ihnen zu Grunde liegenden Gefinnung oder wegen 
des Uinfanges Des aus ihnen entjpringenden Mebels von der geläuterten öffentlichen 
Meinung als Angriffe auf die Grundlagen des Staates ſelbſt angejehen werden, jo daß 
ihre Bejtrafung als eine Angelegenheit ded Staates ericeint, ihre Unbeſtraftheit als ein 
allgemeines Uebel gefühlt wird. Die Ausdehnung der Strafgewalt des Staates hängt 
ſomit von biftorifch gegebenen Verhältniſſen ab, und es ift ein Irrthum, zu glauben, 
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man fünne die Unterfcheidung zwiſchen dem Verbrechen und dem „Eivilunrecht”, oder über: 
haupt zwiſchen jenem und allen anderen Uebelthaten a priori feititellen. Es fommt auf 
die Feinfühligfeit der ethiſchen Vollsanſchauung und auf die größere oder geringere So— 
lidität des Staatögebäudes an. Je mehr eine höher cultivirte Zeit einbringt in die 
piychologiichen Beziehungen der mannichfachen Uebelthaten, defto häufiger findet fie, daß 
die Reaction gegen diejelben anderen, mit dazu mehr paflenden Organen ausgerüfteten 
Gemeinichaften oder dem Nichteramt der üffentlihen Meinung überlaffen werden muß, 
deſto häufiger erkennt fie auch, daß die äußerlichen, jchwerfälligen und derben Strafmittel, 
welche dem Staat zu Gebote ftehen, bei Entgeltung vieler Uebelthaten den Dienft verfagen, 
welche eine weniger fein diftinguivende Zeit als Verbrechen behandelt. So verengt fih 
mit der fteigenden Gultur das Gebiet des ftaatlichen Strafrechts immer mehr, ohne daß 
man eiwa hierin wie die laudatores temporis acti ein Kennzeichen erſchlaffter fittlicher 
Gefinnung finden darf, Es zeugt vielmehr von einer geläuterten Auffaffung, wenn der 
Staat zurüdtritt von einem Gebiet, für deſſen Beherrihung ihm die Feinheit der Organe 
mangelt. Es zeugt ſodann von jelbftbemwußter Feſtigkeit Des ftaatlihen Organismus, 

@ wenn die direct auf feinen Beftand gemachten Angriffe von ihm nur ausnahmsweiſe fo 
ſchwer empfunden werden, daß er ihmen mit feiner Strafgewalt entgegentritt. — Wohl 
verdient noch bemerkt zu werden, daß wir feine Nachgiebigkeit gegen die frivole Meinung 
des Tages vertheidigen, wenn wir verlangen, der Staat jolle feine Strafgemalt nur dort 
ausüben, wo es gefordert wird von der Stimme des fittlich gebildeten Kerne der Be 
völferung, daß alſo die Strafrechtöpflege getragen ein müſſe von der Zuftunmung und 
Anerkennung der öffentlichen Meinung im beften Einne des Wortes. Damit der Staat 
auch ſtets Fühlung behalte mit der Vollsanſchauung, empfiehlt ſich (abgejehen von 
anderen Vorzügen des Inftituts) die Zuziehung von Geſchworenen bei Verwaltung 
der Strafrechtspflege. 


8.2. Die Zurechnung in ſtrafrechtlicher Hinſicht. Wir jchres 
ten nun zur Bergliederung des allgemeinen Thatbeftande® des Verbrechens. Jedes 
Berbrechen ift eine Handlung, nicht blos eine Thätigkeit, Denn die nothwendige Vor— 
ausfegung für Verhängung der Strafe ift die, daß das eingetretene Uebel zurüdgeführt 
werden fann auf den Willen eines Menſchen, den das Geſchehene zurehenbar if 
Die ethiſche Forderung der Vergeltung hat ohne diefe Vorausfegung feinen Sin. 
Darum muß die Yehre vom Thatbeftand mit der Erörterung über die Zurehnung 
und die damit zufammenhängenden Begriffe beginnen 


Wir ftehen hiermit auf einem mannichfach beftrittenen piychologiichen Boden und 
müffen es und verfagen, auf die große Gontrowerfe über die Freiheit des menſchlichen 
Willens einzugehen. Die folgende gedrängte Darftellung fügt fih auf die Reſultate, 
welche die wiſſenſchaftliche Pſychologie der. Herbart'ihen Schule gefunden hat. 

Die Borausfegung für die Zurechnungsfähigfeit eines Menfchen ift die, daß er 
pſychiſche Freiheit befige. Diefe ift wohl zu unterfcheiden von der fittlichen Freiheit, 
welche vorhanden ift, wen der Menjch feiner fittlichen Meberzeugung gemäß will und 
handelt. Piydifche Freiheit Liegt dagegen nicht blos in dieſem Fall vor, fondern über: 
haupt dann, wenn der Menſch fein Wollen zu beherrichen im Stande ift durch die von 
feinem Ich ausgehenden, in den praftifchen Grundjägen (welche nicht fittliche fein müſſen) 
ausgejprochenen Gebote und Verbote. Wer dieſe „Selbftbeftimmungsfähigfeit‘‘ nicht 
beſitzt, iſt piychiich unfrei, eine widerftandslofe Beute der einzelnen in feinem Gemüth 
auftauchenden Begehrungen, für welche er daher feine Verantwortlichkeit hat. Die Kraft 
der Selbſtbeherrſchung iſt übrigens in jedem Menfchen nur in einem beftimmten Grade 
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vorhanden, feiner ift abjolut frei und am allerwenigften kann davon die Rede fein, 
daß der Menic von Geburt an ſchon mit Freiheit begabt fe. Das Kind wird vielmehr 
ohne jene ſ. g. Selbftbeitimmungsfähigkeit geboren und nur nah und nach erwirbt es 
ſich pſychiſche Freiheit. ES ift auch nicht richtig, daß die pſychiſche Freiheit feiner Ab- 
ftufungen, feiner Grade fähig je. Im Gegentheil ift, wie gelagt, die Kraft ber 
Selbftbeherrfchung in mannichfacher Entwidelung in den Menſchen vorhanden und ftets 
eine relative. Es ift allerdings richtig, daß ein beſtimmtes Wollen nur entweder frei 
oder unfrei fein fan. Aber das freie Wollen kann auch in verfchiedenem Grade frei 
fein. Dem Gebote oder Verbote des Ich können ſich jo viele Vorftellungsmafjen und 
phyfiologijche Reize entgegenftemmen, daß die Herrichaft über das Wollen eine im höchſten 
Maße eingeichränkte wird, ohne daß fie doch vollitändig verloren geht. Der Ausdrud 
„verminderte Zurechnungsfähigkeit‘ ift dabei freilich nicht immer am Platz. Man muß 
nämlich folgende Begriffe genau unterjcheiven : 

Die Zurehnung tft das Urtheil, welches ausjagt, daß eine That aus dem Ich 
eines Menſchen entfprungen fe. Zurehnungsfähig ift derjenige Menfch, welchem 
zugerechnet werden kann, daß er pſychiſche Freiheit befigt. Nun fann Jemand im allge= . 
meinen piychiich jo meit entwidelt fein, daß er fähig it, aus feinem Ich Handlungen 
heroortreten zu laffen, in einem beftimmten Fall können aber feine pſychiſchen Kräfte ihm 
den Dienft verfagen, jo daß er, obwohl ein im allgemeinen Zurechnungsfähiger, in diefem 
Fall pſychiſch unfrei erfcheint. Die That felbft ericheint aber ald zurehenbar, wenn 
fie auf Das Ich eines Menſchen zurüdzuführen ıft. Sonach fann ein am fich Zurech— 
nungsfähiger (nicht Geiſteskranker u. |. w.) doh unzurehenbare Thaten (4. B. von 
einem Affect hingeriffen, oder von einem Irrthum verblendet) verüben. 

Die Zurechnungsfähigfeit genügt micht ſchon für ſich allein zur criminaliftischen Zu— 
rechnung. Zu diefer wird nämlich nicht blos Selbitbeftimmungsfähigfeit erfordert, ſondern 
auch die Einficht, daß die Handlung verletzende Folgen nad ſich zieht, aljo daß fie eine 
Uebelthat it. Das dreijährige Kind, welches ſchon im Stande ift, bis zu einem ge— 
wiffen Grade fich ſelbſt zu beherrfchen, kann gleichwohl wegen einer begangenen Rechts— 
verlegung nicht beftraft werden, da es feinen Begriff von Recht und Unrecht hat. Es 
fann an denjenigen nicht die Zumuthung geftellt werden, jein rechtsverletzendes Wollen 
zu beherrfchen, welcher gar nicht im Stande ift, das vechtöverlegende Wollen von einem 
nicht rechtöwidrigen zu unterjcheiden. Leicht einzufehen iſt nun aber, daß die Einficht in 
die verlegende Natur einer Handlung 1) bei verſchiedenen Individuen zu verſchiedener 
Zeit und 2) aud in demfelben Individuum nicht gleichzeitig betrefis aller ftrafbaren 
Handlungen ſich entwideln wird. Früher gewiß wird das heranwachſende Kind einfehen 
lernen, daß Körpewerlegung und Tödtung eine Uebelthat uno etwas Unerlaubtes ift, als 
ſolche Einficht etwa betrefjs der Fundunterichlagung und des Stehlens aus Naſchhaftigkeit 
erwachen wird. Strenge genommen müßte aljo in jedem einzelnen Fall unterfucht werden, 
ob derjenige, welcher eine Uebelthat werübt hat, bereits jo weit pſychiſch entwickelt war, 
um die Unerlaubtheit derſelben einfehen zu fünnen. Gleichwohl ift es nicht zu empfehlen, 
diefen Weg, melden das franzöſiſche, preußtiche und bairiſche Recht eingeichlagen haben, 
zu wählen, da es ein peinliches und widriges Schaufpiel ift, wenn ſelbſt gegen vier= und 
fünfjährige Kinder ein Strafverfahren eingeleitet wird. Mit gutem Grund folgen die 
meiften Gejegbücer dem römiſchen Recht, welches eine feſte Alterdgrenze für den Beginn 
der ſtrafrechtlichen Zurehnungsfähigfeit zieht, nur gehen manche zu weit, wenn fie das 
erreichte vwierzehnte Jahr zu dieſer Grenze machen, während das römiſche echt das 
fiebente Jahr als entjcheidend anfieht. Unferen klimatiſchen Verhältniſſen entjpricht es 
wohl am beiten, Zurehnungsfähigfeit mit dem vollendeten zehnten Jahr anzunehmen. 
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Natürlich ift durch eime ſolche geſetzliche Beſtimmung niemals der Beweis ausgeſchloſſen, 
dan auch ein Menſch, ver jenes Normaljahr überjchritten bat, zurechnungsunfähig fe. 

Im Hinblid auf den angegebenen Begriff der ftrafrechtlichen Zurehnungsfähigtet 
werben ſich die Gründe, welche dieſe Fähigkeit aufheben, unter folgende Rubriken zus 
fammenftellen laſſen: ; 

I. Unvollkommene pſychiſche Entwidelung. 

Hierher gehört: 1) die Kindheit in dem oben näher bezeichneten Sinne, 2) der 
angeborene Blödſinn, 3) der Zuftand eines ununterricteten Taubjtummen, 4) die 
völlige Wildheit (bei ung felten praftiich). 

II. Vorübergebende (wollftändige) Hemmung der pſychiſchen Freiheit. Namentlib:. 

1) Schlafzuftände, wie Schlaftvunfenheit, Traum, Nactwandeln. Der phyſio— 
Logische Drud, welcher in ſolchen Zuftinden auf Gehirn und Newenfyften ausgeibt wird, 
hebt, wenn er im höchſten Grad vorhanden ift, die Zurechnung für etwaige Kürper: 
thätigfeit auf. 

2) Die volle Beraufhung, herbeigeführt durch den Genuß bevaufchender In— 
gredienzien, namentlich geiftiger Getränke. Es kann jedoch vorkommen — was ji 
übfigens auch bei den Schlafzuftinden denken läßt — daß der Zuſtand der Berauſchung 
nicht ohne Verſchulden des Thäters eingetreten ift und in einem folden Fall ift die Zus 
rechnung der um Rauſch verübten Verlegung zur Fahrläſſigkeit (eulpa) nicht von vorm: 
herein ausgeſchloſſen. Ja man muß noch weiter gehen. Wenn fi) nämlich Jemand ab: 
fichtlich in den Zujtand der vollen Beraufchung oder in einen Schlafzuftand verjegt, um 
in deinjelben einen verbrecherifchen Erfolg herbeizuführen und wenn er auch feine Abſicht 
in der angeftrebten Weife verwirklicht, Jo ift ihm das Gethane zur Abficht zuzurechnen, 
da hier unleugbar ein Cauſalzuſammenhang zwifchen der Abſicht und der That vorliegt. 
Man nennt jolhe Handlungen gewöhnlich actiones liberae in causa, ift «aber freilich 
weder in der Theorie noch in der Gefeggebung über ihre Auffaffung ganz einig. 

3) Der Affect, eime meift durch plößlich in das Gemüth neu eintretende Vor— 
ftellungen herworgerufene bedeutende Abweidung von dem Gleichgemwichtözuftand der Bor: 
ftellungen (wohl zu unterſcheiden von der Leidenſchaft) kann fid bis zu eimer folden 
Höhe fteigern, daß er die Bejonnenheit und Selbſtbeherrſchung vollftändig raubt. 

4) Borübergebende Geiſteskrankheiten. 

III. Als dauernde (vollftandige) Hemmung der piychifchen Freiheit ericheinen die 
dauernden Geiſteskrankheiten, in deren Charakterifirung die neuere Pſychiatrie bes 
deutende Fortichritte gemacht, manchmal auch freilich ſehr bevenflihe Theorien entwidelt 
bat. Beſondere Schwierigfeiten bereiten die ſ. g. lichten Zwijchenräume, die man nicht 
jelten aud) da angenommen hat, wo blos ein Zurüdtreten der äußeren Kranfheitserider 
nungen bei fortdauernder Geiftesftörung vorliegt, während von wirklicher zeitweiliger 
Geiftesgefundheit und folglih Zurehnungsfähigfeit nur die Nede fein kann bei wirflider 
Pertodicität der Geiftestrankheit. 

Eine jelbftjtändige Betrachtung erfordert noch der f. g. Nothſtand im crimt- 
naliſtiſchen Sinne. Ex ift im allgemeinen dann vorhanden, wenn Jemand fich im der 
Yage befindet (oder doch zu befinden glaubt), entweder fremde Güter in verbrecherifcher 
Weiſe antaften oder irgend eins der ihm gehörigen Güter verlieven zu müſſen. Gewiß 
iſt es num, daß die Noth fein Nechtstitel ift, Da Andere deshalb nicht ihre Rechte vers 
wirft haben fünnen, weil ich mich in einer bedenflichen Yage befinde, obwohl aud Das 
angeblidye „Nothrecht“ jeine Anhänger zählt. Ebenſo gewiß it es andererjeits, daß die 
Nothlage Affeete hervorrufen kann, welche vollitändige pſychiſche Unfreiheit bewirken. Allen 
‚man gebt gewöhnlich noch weiter in Berüdjichtigung des Notbitandes, und läßt ſelbſt 
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folche in demfelben verübte Handlungen, welche mit Bejonnenheit im Zuftande pfychifcher 
Freiheit begangen und an fich eigentlich verbrecheriſch find, ftraflos, wenn man fich nad) 
billiger Erwägung aller VBerhältniffe jagen muß: es würde ein über den an die menjch- 
liche Sittlichfeit zu Tegenden Durchſchnittsmaßſtab weit hinausgehender heroiſcher Tugend: 
muth dazu gehört haben, in einer ſolchen Yage das fremde Gut umangetaftet zu laſſen 
und den eigenen Berluft mit Gleihmuth zu ertragen. Es wird demnach gewiſſermaßen 
ein Zuftand der Zurehnungsunfähigfeit fingirt, weil man fittlihen Heroismus nicht wohl 
unter Strafe gebieten kann. 

Wenn die pfychiiche Freiheit, wie wir ſagten, Grade hat und ſich ein allmähliger 
ftetiger Uebergang von der vollen Freiheit zur vollen Unfreiheit denfen läßt, jo wird der 
Strafgefetsgeber dies nicht ignoriren dürfen. Die volle Zurechnung darf nicht eintreten, 
wenn ein Zuftand der geminderten Freiheit nachgewielen wird. Es müfjen alſo Zuſtände, 
welche an die Zurechnungsunfähigfeit angrenzen, al$ Strafmilderungsgründe 
erflärt werben, jo daß es dem Richter möglich ift, fie im vollen Maße zu berüdfichtigen 
und bis zu einem Minimum der Strafe herabzugehen. Die Zuftände, welche hierher 
gehören, find: 1) Echwacfinnigfeit, 2) der Affect, jobald er die Freiheit nicht ganz 
raubt, 3) die Beraufhung unter derjelben Borausfegung, 4) Zuftände, welche an ven 
Nothſtand angrenzen. Endlich wird man hierher auch zu rechnen haben 5) die 
Jugend in dem Sinne, daß eine mildere als die ordentliche Strafe eintreten foll für 
foldye Verbrecher, welche zwar der Kindheit entwachjen, doch wegen ihre® jugendlichen 
Alters cihrer Minderjährigfeit, noch nicht die volle geiftige Neife und die vollftändige 
Einfiht in die Tragweite ihrer Handlungen befigen. In den neueren Geſetzbüchern, 
(namentlich in den ſächſiſchen) werben die erwähnten Zuftände zum Theil viel beſſer ge- 
würdigt, als e8 früher der Fall war. — | 

Endlich bedarf es wohl kaum der Bemerfung, daß eine Körperthätigfeit, welche 
gänzlich unwillkürlich, alfo keine Handlung ift, ganz unzurechenbar ift, daher der ſ. g. 
phyſiſche oder mecanifhe Zwang (vis absoluta) die Strafbarfeit des Gezwungenen 
ausſchließt. Man pflegt diefem phyſiſchen Zwang gewöhnlich den ſ. g. pſychiſchen 
(vis compulsiva) entgegenzufegen, worunter nichts anderes zu verftehen ift, als eine 
pſychiſche Einwirkung auf einen Menſchen, durch welche derjelbe pſychiſch unfrei wird. 
Sie befteht in Drohungen (verbunden mit mechanifcher Gewalt oder ohne ſolche), durch 
welche Affeete der Furt und des Schredens in einem ſolchen Maße erzeugt werben, 
daß Willensunfreiheit und daher Nichtverantwortlichkeit für die in einem ſolchen Zuftand 
begangenen Handlungen die Folge ift. Diejenigen, welche als Anhänger der abfoluten 
Freiheit Die Möglichkeit des pſychiſchen Zwanges Teugnen und darum mit dem Gate 
coactus voluit, tamen voluit übereinftimmen, überjehen dabei (abgejehen von dem Irr— 
thum, als könne irgend ein Menſch abjolute Freiheit befigen), daß zwar die That des 
in Folge pſychiſchen Zwanges Handelnden auf feinen Willen zurüdzuführen, alfo Handlung 
ift, Daß der ihr zu Grunde Tiegende Wille aber unfrei, folglih dem Handelnden nicht 
zurebenbar ift. Gonfequenterweile müßten die Anhänger der abjoluten Freiheit bes 
baupten, daß der Affect niemals die Zurechenbarfeit aufgebe, ja von ihrem Standpunkt 
aus wird überhaupt eine Meinderung oder Störung der Willensfreibeit, die ja eine 
abjolute, aljo unveränderlich ſich gleichbleibende jein ſoll, durch Rauſchzuſtände, Geiftes- 
franfheit u |. w. unbegreiflih. — 

BZumeilen hat man auch die Straflofigfeit Der im Zuftande der Nothwehr verübten 
Handlungen damit zu begründen geſucht, daß man auf die pſychiſche Zwangslage hinwies, in 
welcher fich der Nothwehr Uebende befinde. Allein Handlungen der Nothwehr find ftraflos, 
auch wenn feine pſychiſche Unfreiheit nachgewieſen werden kann. Freilich beruht dieſe 
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Straflofigfeit nicht etwa auf einem angeborenen Recht, ſondern zunächſt wird ſich der 
Staat beſtimmt fühlen, die Straflofigfeit von Handlungen der nöthigen Selbftvertheidigung 
in einem gewiſſen Maße anzuerfennen, weil es wivernatürlic wäre, auf den Trieb der 
Selbfterhaltung gar feine Nücdjicht zu nehmen und weil folhe in der Noth werübte 
Handlungen wohl nicht als eine Verlegung des Gemeinwejend empfunden werden. ragt 
es fih nun aber nach der näheren Beſtimmung jenes Maßes, jo wird man bierfür das 
Princip der Vergeltung als entjcheidend anerfennen müſſen. Nothwehr ift die mit an 
ſich ftrafgefegwidriger Verlegung des Gegners vollzogene Selbftvertheidigung gegen einen 
gegenwärtigen (oder unmittelbar drohenden) rechtswidrigen Angriff, gegen welchen es 
(wenigftend nad der Meinung des Angegriffenen) fein anderes Mittel der Abwehr gibt, 
als die Selbftvertheidigung. Sie erfcheint alfo als ein Gegenzwang gegen den vom Ans 
greifer ausgehenden Zwang, als Gegengewalt im Hinblit auf eine Gewaltübung. Sie 
findet eben darum ihr nothwendiges Maß an der Gefahr, welcher fie abbelfen jol. Wenn 
der Angegriffene bei feiner gewaltfamen Selbftvertheidigung dem Anderen fein größeres 
Uebel zufügt, als diefer ihm angedroht hat, fo kann er nicht beftraft werden, weil die 
Strafe der Ausdruck der ausgleichenden Gerechtigkeit (Bergeltung) fein muß; die von dem 
Angegriffenen gefetste Uebelthat hat aber jelbft nur ausgleichend und nicht über das Maf 
hinaus gewirkt; die Strafe kann nicht ihrem eigenen Princip zumider eine theilweiſe 
bergeftellte Ausgleichung wieder zerftören. Wohl aber wird fie den Angreifer treffen, 
dejien That ald Verlegung des Gemeinweſens einer Sühne bedarf. Will man diee 
Berhältnigmäßigfeit zwiichen Angriff und Vertheidigung nicht als Schranke der Nothwebr 
aufitellen, jo muß man die Tödtung zur Rettung ded geringfügigften Eigenthumsgegen- 
ftandes geftatten, falls fie Das einzige Mittel hierzu wäre. Uebrigens wird man bei Ab: 
wägung der Verhältnißmäßigkeit Nücficht zu nehmen haben auf die fubjective Anſchauung 
des Angegriffenen über feine Yage, die ihm oft gefährlicher erfcheint, als fie wirflid, if. 
-Man wird dabei wohl bevenfen müſſen, daß die Art des Angriffs und nicht blos das 
Dbject deſſelben entſcheide. Unzuläffig ift auch Die Beichränfung der Nothwehr auf Ab: 
wehr gegen Angriffe auf unerſetzliche Güter, zumal die Unterſcheidung zwiſchen unerfeg- 
lihen und erjeglichen Rechten eine unbeftimmbare und fließende ift. — Nothwehr if 
geftattet gegen jeden rechtöwidrigen Angriff, welchem überhaupt durch gewaltfame Abwehr 
entgegengetreten werden fann. — Nothwehr zur Bertheidigung eines Anderen wird in 
demfelben Maße zu geftatten fein, wie die zur Selbftvertbeidigung. 

$. 3. Berbrederiihe Abfiht und Fabrläffigteit. Nachdem von ben 
Bedingungen der Zurechnung überhaupt gehandelt wurde, haben wir nun von den zwei 
Hauptarten der Zurechnung, der Zurechnung zur Abjicht und jener zur Wahr: 
Läffigkeit zu jprechen. 

Die verbrecherifche Abſicht (dolus) ift die Richtung des Willend auf das Uebel, 
deſſen Herbeiführung mit Strafe bedroht if. Man unterfcheivet von derſelben, obmohl 
namentlich die Geſetze hier von einer gewiſſen Nachläfjigteit des Ausdrucks ſich nicht fra 
halten, den Borfag, d. h. die Richtung des Willens auf jene Thätigfeiten, welche ale 
Mittel zur Herbeiführung des verbrecheriſchen Erfolges dienen follen. Bei einer Tödtung 
3. B. geht der Borfag auf das Abſchießen eines Gewehre, die Abjiht auf Tödtung eines 
Menſchen. Mit der Abjicht darf aud die Endabſicht oder das Motiv des Thäters 
nicht vermengt werden. Diefe Endabjiht und folglih auch der Umftand, ob jie wer: 
wirflicht, ob der Zweck des Thäterd erreicht wurde, 3.8. ob die Habjucht befriedigt wurde, 
welche zum Morde trieb, ift in der Regel, wenn die Gefege nicht das Gegentheil beftimmen, 
gleichgültig für den TIhatbeftand des Verbrechens, dagegen wird man bei Feitfegung der 
Strafe allerdings auf das Motiv NRüdficht nehmen müſſen, worüber fpiter Näheres. 
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Dan bat die verbrecherifche Abficht in verſchiedene Unterarten eingetheilt, in welcher 
Hinficht wir hervorheben: 

1) Die Eintheilung in bejtimmte und unbeftimmte oder befler in aus— 
ſchließlich und eventuell beftimmte Abficht (dolus determinatus und dolus 
indeterminatus oder beſſer eventualis). Eine ganz allgemeine unbejtimmte auf Bes 
Schädigung überhaupt gerichtete Abficht ift mur vorhanden, wenn ein Affect die Geiftes- 
Harbeit trübt, fie fällt aljo unter den Begriff des |. g. Affectdolus (fiehe Nr. 2). Da— 
gegen iſt einfach beftimmte Abjicht vorhanden, wenn der Thäter feinen Willen auf einen 
beftunmten Erfolg ausſchließlich richtet, während eventuell beftimmter Dolus vorliegt, 
wenn er won mehreren Erfolgen, welche möglich find, aber welde nicht zugleich ein— 
treten fünnen, entweder den einen oder den anderen will, aljo eventuell in jeden willigt, 
endlich mehrfacher beftimmter Dolns, wenn die Abjicht ſich auf mehrere Erfolge der That 
richtet, die vereinigt eintreten können und deren gemeinfamer Eintritt (3. B. der Tod mehrerer 
Menschen in Folge einer Exrplofion) von dem Thäter gewollt wird. Der eventuelle Dolus 
ift namentlich in dem häufig vorfommenden Fall minder ftrafbar gegenüber dem beftunmten, 
wenn vorzugsweiſe die geringere Verlegung gewollt, ewentuell aber auch die ſchwerere 
gebilligt wird. Tödtung mit beftimmtem Dolus ift ftrafbarer, als die Tödtung mit 
eventuellem Dolus, bei welder der Thäter zunächſt umd vorzugsweiſe nur eine Ver— 
wundung beabfichtigte. 

2) Die Unterfcheidung zwifchen überlegter Abjicht (dolus praemeditatus) und 
der aus einer heftigen Gemüthöbewegung entftandenen (Affectdolus, impetus, dolus 
repentinus) ift eine wohlbegründete, da die bei jener vorhandene volle pfychiiche Freiheit, 
welche es allen Abhaltungsgründen möglich macht, ihre Wirkſamleit gegen den vers 
brecheriſchen Willen zu entfalten, die Strafbarteit dieſes letzteren fteigert, wenn er dennoch, 
zur That ſchreitend, feine Intenfität offenbart. Hat dagegen der Affeet zur Verübung 
des Verbrechens den Anſtoß gegeben, jo ift diefes minder ftrafbar. Dabei darf man fich 
von dem Ausdrud dolus repentinus nicht irre machen lafjen und glauben‘, die überlegte 
Abficht erfordere zu ihrer Entwidelung und Verwirklichung ſtets eine längere Zeit. Die 
volle reifliche Ueberlegung kann bei geiftesgewandten und namentlich in Verbrechen ges 
übten Yenten aud ganz plöglid vor fich gehen, jo daß Abſicht und That bligesichnell 
aufeinander folgen, ohne daß dabei irgend eine Gemüthsbewegung die Willensfveiheit eins 
engt. — Der Unterjchted zwiſchen überlegtem und Affectdolus ift namentlih für das 
poſitive Recht dadurch wichtig, daß auf ihm der Begriff des Mordes im Gegenſatz zum 
Todtſchlag (Tödtung im Affectvolus) beruht. Mit dem Fall des ſ. g. Affectvolus darf 
man nicht jene oft vortommenden Fälle verwechieln, in welchen die Verübung der That 
ſelbſt Affecte erzeugt, die natürlicherweife nicht mildernd auf die Beurtheilung der Abjicht 
eimwirfen können. — 

Die fonjtigen Eintheilungen ded Dolus können wir bier übergehen, da fie zum 
Theil ganz veraltet find, wie die in mittelbare und unmittelbare Abſicht (dolus 
directus und indirectus) — welde allerdings im öfterreichtichen Strafgelegbuch noch 
vorkommt — und die in vorhergehende, begleitende und nahfolgende Ab— 
fiht (da die letztere ein Unding fer, ift leicht einzujehen), oder eines jehr genauen Ein- 
gehend in die Details zu ihrer richtigen Würdigung bevürfen würden, wie z. B. der 
Gegenfag von dolus specialis und generalis, welcher legtere in neuejter Zeit wieder 
Anhänger gefunden hat. — 

Unter der VBorausfegung einer bedeutenden Berlegung wird der Staat nicht umhin 
fönmen , auch ſolche Handlungen zu ftrafen, welche nicht zur Abficht, jondern nur zur 
Fahrläffigkeit (eulpa, Verſchulden) zuzurechnen find. Vieße fich freilich die Fahr- 
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läſſigkeit, wie Manche meinen, nur auf einen Verſtandesfehler zurückführen, jo könnte von 
Strafe nicht die Rede ſein, da man Jemanden deshalb, weil er weniger Verſtand beſitzt, 
als wünſchenswerth wäre, nicht ſtrafen kann. Nun läßt ſich aber in der That die Fahr— 
läſſigkeit auf einen Willensfehler zurückführen. Mit Recht fordert man von dem Men— 
ſchen, daß er an die Möglichkeit übler Folgen denken ſolle, welche ſich aus feinen Hand— 
lungen entwideln können, d. h. mit anderen Worten, man fordert, er folle aufmerkſam 
fein wollen, damit Berlegungen vermieden werben. Er foll ferner, wenn eine be 
fonnene Erwägung ihm die Gefährlichkeit der Handlung, welche er unternehmen will, zeigt, 
fo viel Willenskraft haben, fich jelbft diefe Handlung zu verbieten. Dabei wird man 
allerdings feinen übertrieben ftrengen Mafftab anlegen, wenn es fich um Beitrafung einer 
Fahrläffigkeit, nicht blos um Wiedergutmachung des angerichteten Schadens handelt. Es 
hieße Unmöglichfeiten verlangen, wenn man den Menichen bei Strafe verpflichtete, bei 
jedem Unternehmen vor dem Beginn deffelben alle denkbaren Eventualitäten zu erwägen 
und e8 aufzugeben, wenn unter denjelben fich auch die Verletzung eines Anderen befünde. 
Wenn man ftetS auch die entfernteften und unwahricheinlichften Erfolge jedes Unterneh: 
mens zu würdigen verbunden wäre, würde man überhaupt gar nicht zum Handeln 
fommen. Deliberante Roma Saguntum perit! Man fann alfo nicht mehr fordern, 
als die Nücfichtnahme auf jene nicht gar zu unmwahrfcheinlichen, im gewöhnlichen Lauf der 
Dinge nicht allzu jelten eintretenden Folgen, an welde ein bejonnener, gewiſſenhafter 
Mann bei feinen Unternehmungen zu denken pflegt. Das Maß der gebotenen Aufmerf- 
ſamkeit kann nicht etwa von dem Geſetz genau angegeben werben; bier ift vielmehr dem 
vernünftigen Ermeffen des Nichterd ein weiter Spielraum angewiefen. Diefer mird 
Alter, Gefchleht, Temperament, Beruf und Bildung des Handelnden und die ganze 
Eigenthümlichkeit der Page, in der er fich befand (die nicht jelten ein raſches Handeln 
fordert) einer genauen Prüfung unterwerfen müfjen. 

Man pflegt die Fahrläſſigkeit einzutheilen in unbewußte und bewußte. Un- 
bewufte Fahrläffigkeit, Unvorfichtigfeit, negligentia ift dann vorhanden, wenn Jemand 
durch feine Handlung einen üblen Erfolg herbeiführt, an den er überhaupt nicht gedacht 
bat. Bewußte Fahrläffigteit, Frewelhaftigkeit, luxuria hingegen danıı, wenn der Thäter 
zwar an die möglichen üblen Folgen feiner Handlung denkt, trogdem aber in der Hoff: 
nung, daß feine ſolchen eintreten werden, handelt und nun ber nicht gewünfchte üble Erfolg 
eintritt. Allerdings ift e8 richtig, daß die bewußte Fahrläſſigkeit im allgemeinen ein 
höheres Berjchulden begründet und manchmal ganz nahe an ein doloſes Verhalten an- 
grenzt, Wer fih z. B. felbft durch die ganz augenſcheinliche Gefahr für Menſchenleben 
nicht abhalten läßt, ein Gewehr loszuſchießen, untericheidet fi wenig von demjenigen, der 
eventuell einwilligt darein, daß der Schuß einen Menſchen treffe. Immer aber bleibt 
der Unterfchied, daß jener den Tod des Andern nicht will und wünſcht, während dieſer 
äußerften Falles mit ihm eimverftanden ift. Es iſt ſelbſt nicht allgemein richtig, daß 
die bewußte Fahrläſſigleit jtets höher ftrafbar fer, als die unbemwufte. Wer die Mög- 
Tichkeit einer Berlegung erwägend, Vorſichtsmaßregeln gegen diefelbe trifft, welche aber 
dennoch ihren Zweck verfehlen, ift wielleicht milder zu beurtheilen, als ein Anderer‘, der, 
im gewiſſenloſen Yeichtfinn handelnd, jelbft an die nächitliegenden Gefahren nicht dent, 
welche er herbeiführen famn. Man muß fi hüten, eme Schablone als Mafftab für 
die ftrafrechtliche Beurtheilung zu gebrauchen. — Nicht zu überjehen ift au, daß man 
an denjenigen höhere Anforderungen ftellen wird, welcher durch feine Berufs- oder Amts- 
pflichten zu befonderer Aufmerkſamkeit verbunden ift, als an andere Perfonen — em 
Umftand, den auch die Strafgejeßbücher meiftens hervorheben. — 


8.4 Einfluß des Irrthums auf die Strafbarkfeit. Haben 
wir die perbrecherifche Wbficht bezeichnet als die Richtung des Willens auf das Uebel, 
deſſen Herbeiführung mit Strafe bedroht tft, fo ergibt fich Hieraus, daß der Dolus 
ganz oder zum Theil wegfallen kann in Folge einer irrigen Auffaffung thatſäch— 
licher oder rehtliher Verhältniffe. Wer in Folge eines folden Irrthums 
nicht einfieht, daß feine Handlung überhaupt zu einer Verlegung führt, bat auch feine 
verbrecherifche Abficht; geht der Irrthum nicht jo weit umd bezieht er ſich nicht auf den 
ganzen Caufalzufammenhang zwifchen Handlung und Verlegung, jo jchließt er aud) den 
Dolus nicht ganz aus. Wer eimen Menſchen für ein Thier hält und in diefer Mei— 
nung auf ihn ſchießt, kann nicht wegen doloſer Menjchentövtung belangt werden, wer 
dagegen im Buftande voller Bejonnenheit auf einen Menfchen mit der Abjicht zu tödten 
ſchießt, ohne zu wiſſen, daß derjelbe fein Vater ſei, kann zwar wegen (werfuchten oder voll 
endeten) gemeinen, aber nicht wegen Vater mordes verurtheilt werben. Eine andere. 
Frage aber ift e8, ob der Irrthum, auch wenn er von der Beichaffenheit ift, daß er den 
Dolus gänzlich ausſchließt, etwa doch zur Fahrläffigkeit zuzurechnen ſei oder nicht. 
Konnte der Irrthum bei Anwendung der gehörigen Aufmerkffamteit vermieden werden, fo 
liegt eine Fahrläffigkeit vor Man nennt einen ſolchen Irrthum einen vermeidlidhen 
(error vineibilis), während man unter unvermeidlidhem Irrthum (error invinci- 
bilis) denjenigen verfteht, welcher bet Anwendung pflihtmäßiger Achtſamkeit nicht zu vers 
meiden war. 

Der Irrthum ift dann ganz einflußlos auf die Strafwirdigfeit der That, wenn er 
blos eine Verwechſelung des einen für die Verübung des Verbrechens tauglichen 
Dbjectes mit einem anderen ebenfo tauglichen herbeiführt (error in objecto, namentlich 
error in persona), Wenn A den B abfichtlich niederſchießt, weil er diefen für den C 
hält, dem er auflauerte, jo tft A wegen der Tödtung des B zu betrafen, da fein Wille 
in der That auf die Tödtung der Perfon, welche er erjchoffen hat, gerichtet war. A er= 
fennt den vor ihm ftehenden B als einen lebenden Menjchen, richtet auf ihn feine Thä— 
tigkeit, um ihn zu tödten, und vollbringt fie auch. Dies genügt zum Thatbeftand der 
dolofen Tödtung. Anders dagegen verhält ſich die Sache in dem Fall der f. g. Ab— 
lentung der Handlung (aberratio actus). Wenn A zu einem tödtlichen Streich 
gegen B ausholend, nicht diefen, fondern den in der Nähe befindlichen C tödtlich trifft, 
fo kann er blos wegen eines gegen B gerichteten Berfuches und zugleich wegen fahrläffiger 
Tödtung des C jchuldig erkannt werden. In jenem Verwechſelungsfalle war die Tödtung 
der getroffenen Perfon eine gewollte, wenn auch gewollt aus einem irrigen Grund, mas 
aber für den Thatbeftand gleihgültig if, in dem Fall der Ablenkung dagegen war die 
Tödtung des zum Opfer Gefallenen überhaupt gar nicht gewollt, daher ift fie nicht zur 
Abſicht zurechenbar. Manche Schriftfteller Teugnen freilich, daß ein innerer juriſtiſch 
relevanter Unterſchied zwiichen dep beiden Fällen beftehe und nehmen in beiden Vollendung 
der That an. 

Wenn wir früher fagten, der den Dolus ausſchließende Irrthum könne ſich nicht 
blos auf thatfächliche, ſondern auch auf rechtliche BVerhältniffe beziehen, fo follte damit 
nicht eine Gleichitellung der Untenntnif oder irrigen Auffaffung des Straf: 
geleges mit dem thatſächlichen Irrthum gemeint fein. Vene Unfenntnig oder mangel- 
hafte Kenntniß des Strafgeleged (ignorantia s. error juris criminalis) wird in ber 
Regel fogar von den Gefegen, wie von den Schriftftellern für ganz unerheblich erflärt. 
Es müfje, pflegt man zu fagen, angenommen werden, daß Jeder die gehörig kund— 
gemachten Geſetze auch kenne; feine Unfenntniß beruhe alſo nur auf eigenem Verſchulden 
und fünne um jo weniger ald Entjchuldigung dienen, da die Strafmürdigfeit verbrecheri— 
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{her Handlungen ohnehin jedem zurednungsfähigen Menſchen auch ohne Kenntniß der 
Staatögefege einleuchtend fein müſſe. Diefe faſt allgemein herrfchende Lehre iſt num 
freilich nicht ſtichhaltig. Zunächſt ift es auffallend, daß man eine Fiction an die Stelle 
der Wahrheit jet, wenn man die Kenntnif der Strafgefege als eine allgemein verbreitete 
anfieht. Ebenfo ftimmt es wenig zu dem wirklichen Sachverhalt, wenn man meint, die 
Strafmürdigfeit aller in den Strafgefegbüchern vwerpönten Verbrechen vermöge jeder Zus 
rehnungsfähige einzufehen. Wäre das legtere wirflih der Fall, dann hätte die Be 
rufung auf Geſetzesunkenntniß in der That keine Bedeutung. Zuzugeben ift alfo mur 
Folgendes: Mangelhafte Kenntniß der Strafgejege entſchuldigt nicht, wen das begangene 
Verbrechen ein ſolches ift, deſſen Strafmürdigfeit jeder Zurechnungsfähige auch ohne 
Kenntnignahme von den Strafgejegen einfehen muß. Das Bewußtſein der Unerlaubtbeit, 
Schädlichteit, Unfittlichfeit einer ſolchen Handlung bedarf ja hier zu feiner Weckung nicht 
»erſt der Strafgefege. Wenn dagegen die Handlung ein bloßes delietum juris eivilis 
ift, deffen Strafwürdigkeit man ohne Kenntniß des Strafgefeges nicht ohne weiteres ein- 
zufehen vermag, da es an fich feine Andere verlegende Uebelthat ift, jo kann auch bei 
nachgewiejener Unkenntniß des pofitiwen Rechts feine Strafe eintreten, da von einer 
Schuld hier nicht die Rede ift. Und folde delicta juris eivilis finden ſich in unſeren 

*  Strafgefetbüchern namentlih unter den ſ. g. politifchen Verbrechen. Befeitigt man fie 
jorgfältigft aus den Gefegen, dann kann man allerdings den Sat ohne Bedenken aufs 
ftellen: daß die Berufung auf Unfenntniß der Gefete nicht entſchuldige. 

Was hier über den Rechtsirrthum ausgeführt wurde gilt aber nur, wenn ſich der 
jelbe auf die Strafgejege bezieht. Ein Irrthum über jonftige gejegliche und gewohnheits— 
rechtliche, 3. B. dem Staats- oder dem Privatrecht angehörige, Beitimmungen hingegen 
fteht in ftrafrechtlicher Hinfiht ganz gleich mit dem Irrthum in Thatſachen. Wer aus 
irriger Auffaffung der maßgebenden privatrechtlihen Säge — ohne falſche Kenntniß der 
Thatſachen — eine Sade für die jeinige hält, während fie eine fremde ift, kann nicht 
wegen Diebftahls beftraft werden, wenn er fie einem Anderen wider deſſen Willen weg— 
nimmt; wer zufolge einer irrigen Auffafjung der einfchlägigen Gejege glaubt, ihm ftehe 
(3. B. als Gutsheren) das Befugniß zu, Andere gefangen zu halten, ift nicht wegen ab— 
fichtlicher Freiheitsberaubung zu ftrafen, wenn er fein vermeintliches Recht wirflih ausübt. 

Das Gegenftüc zu dieſer letzterwähnten Art des Irrthums ift der Fall des Wahn: 
verbrechens im engen Sinne (delictum putativum), wenn nämlich Jemand in der 
irrigen Meinung, eine beftimmte Handlung jet durch das Geſetz verboten, dieſelbe vor: 
nimmt, alfo 3. B. unehelichen Beiſchlaf pflegt, obwohl er ihn für ftrafgefegwidrig hält. 
Auch hier handelt es ſich um einen Rechtsirrthum; die Handlung bleibt aber natürlich 
ſtraflos. — 

8.5. Strafbarkeit von Unterlaſſungen. Wir haben das Verbrechen 
bezeichnet als eine Handlung. Allerdings iſt nun die regelmäßige Bedingung für die 
Strafbarkeit die, daß Jemand körperlich thätig geworden iſt und hierdurch ein Uebel 
herbeigeführt hat. Allein einerſeits iſt es nicht nöthig, daß das den Thatbeſtand des 
Verbrechens charakteriſirende Uebel auch wirklich vollſtändig eintritt, und es iſt vielmehr 
ſchon der bloße Ver ſuch des Verbrechens ſtrafbar, andererſeits aber kann auch ein bloßes 
Unthätigſein, das bloße Unterlaſſen einer beſtimmten Thätigkeit die Elemente der 
Strafwürdigkeit in ſich tragen. Den letzteren Punkt müſſen wir noch kurz beleuchten, 
ehe wir zu der Lehre vom Verſuch übergehen. 

Schon bei Betrachtung der culpoſen Verbrechen haben wir gefunden, daß auch eine 
bloße Unterlaſſung ſtrafwürdig ſein kann. Derjenige, welcher einen Menſchen über— 
fahren und getödtet hat, kann dieſen Erfolg herbeigeführt haben dadurch, daß er die 
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Pferde umvorfichtigerweife zu jchnellem Lauf antrieb, aber auch dadurch, daß er fie uns 
vorfichtigerweife zurüdzubalten unterlieg, obwohl er einfehen mußte, daß Gefahr 
für ein Menfchenleben drohe. Es läßt ſich aber felbft denfen, daß ein doloſes Verbrechen 
auf einer bloßen Unterlafjung beruht. Zunächſt ift dies der Fall, wenn ein Strafgejeß 
eine beftimmte Handlungsweiſe vworichreibt und die dolofe Unterlafjung der gebotenen 
Thätigfeit mit Strafe bedroht. Einem ſolchen „Präceptivgeſetze“ gegenüber kann man 
nur durch Unterlaffung Verbrecher werben; die betreffenden Verbrechen find alfo reine 
Unterlaffungsvelicte (delicta omissionis). ebietet 3. B. ein Strafgefeg von begangenen 
Berbrechen die Anzeige zu machen, jo übertritt man daffelbe eben durch Unterlaffen ber 
Anzeige und nur auf diefe Weiſe. (Natürlich kann das Gefe auch die culpofe Unter: 
laffung mit Strafe bevrohen, worüber nichts Bejonderes zu bemerken ift.) Aber aud) 
die ſ. g. „Prohibitivgeſetze“, welche die Regel bilven, können durch bloße Unterlafjungen 
übertreten werden. Man fann den Erfolg, deſſen Herbeiführung unter Strafe verboten 
ift, ausnahmsweiſe auch durch Unterlaffungen herbeiführen (delietum per omissionem 
commissum). Dod muß immer forgfältig darauf geachtet werden, daß die VBorbedingung 
für die Beftrafung auch in diefem Fall ein wirklicher Cauſalzuſammenhang zwijchen der 
Unterlaffung und dem eingetretenen Uebel ift, jo daß jenes Unthätigbleiben mit in der 
Reihe der Urfachen der verbrecherifchen Wirkung erfcheint. Bloße Gedanken, ruchlofe 
Wünſche und Gefinnungen ohne Wirfung in der Außenwelt ftehen mit diefer in feinem 
Zufammenhang; ein Geſchehniß in derfelben kann alſo nicht dem bloßen Gedanken, der 
das Ereigniß herbeiwünfchte, zugerechnet werden. Man kann aud den Caufalzufammen- 
bang nicht juppliren weder durd eine rechtliche Verpflichtung zur Abwendung eines Er— 
folges thätig zu werden, noch durch die fpecielle Verpflichtung, jene üblen Erfolge abzu- 
wenden, melde aus der eigenen (am ſich nicht doloſen) Thätigkeit hervorzugehen drohen. 
Wer z. B. zu nicht verbrecheriichen Zwecken eine Grube gegraben bat, hat allerdings bie 
fittliche Pflicht, den heramnahenden Feind vor dem Sturz in diefelbe zu warnen, wenn 
er die Warnung aber unterläßt, jo iſt er nicht Mörder, auch wenn er den durch den 
erfolgenden Sturz berbeigeführten Tod wünſchte. Ob er felbft oder ob ein Anderer die 
Grube gegraben hat, iſt ganz gleichgültig, da die Handlung des Grabens vorausgelegter- 
maßen gar nicht zu dem Thatbeftand des Verbrechens gehört. — Es läßt fich allerdings 
denken, daß ein Gejeg denjenigen, welcher trog feiner fpeciellen Verpflichtung zu handeln, 
einen Erfolg nicht abwendet, ebenfo ftrenge behandelt, wie wenn er ihn herbeige— 
führt hätte; ein folches Präceptivgeſetz beftätigt aber durch fein Dafein nur die Regeln 
des Saufalzufammenhanges, melde es durch eine Fiction erfegt. — 

8.6. Verſuch. Die Lehre vom Verſuch (conatus delinquendi) iſt der Sitz 
einer großen Anzahl von Controverſen. Die Conſtruction des Verſuchsbegriffes zeigt auch, 
wegen der mangelhaften fragmentarifchen Form der Handlungen, welche dabei in Trage 
ftehen, ihre großen Schmwierigfeiten, Schwierigfeiten, welche e8 mit ſich brachten, daß man 
im älteften deutſchen Recht von einer felbitftändigen Auffaffung dieſer Erſcheinungsform 
des Berbrechens jo gut wie nichts vorfindet. 

Zwei Factoren mußten wir als nothwendige Elemente einer ftrafwürdigen Handlung 
betrachten: die Willensrichtung (melche auch eine culpofe fein kann) und irgend eine 
äußere Handlung (mit Inbegriff der Unterlaffungen in dem obigen Sinn). Die bloße 
Abfiht allein, der bloße Entſchluß kann aljo noch nicht geftraft werden; Gefinnungen 
mögen vielleicht durch Geſinnungen erwiedert werden, ihnen kanw aber nicht die ftaatliche Strafe 
als paſſende Vergeltung entgegentreten. Indeſſen kann freilich aud dann ſchon ein Ber: 
brechen vorliegen, werm die verbrecherifche Abficht nicht zu ihrer wollen, aber doc zu einer 
theilweiſen Benwirflihung gefommen iſt. Es Liegt ſogar in der Natur einiger unter den 
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ſ. g. Staatöwerbreden, daß bei ihmen die verbrecherijhe Abficht nicht zur vollftändigen 
Verwirklichung kommt. Wer z. B. den Untergang des Staates jelbft beabjichtigt, wird 
mit Recht beftraft werden, wenn auch feine Handlungsweife nicht jenen Untergang wirklich 
herbeigeführt hat; ſchon die theilweife Verwirklichung einer ſolchen Abficht ift ein ernſtes 
Uebel für den Staat, die volle Verwirflihung aber würde diefen aufer Stand ſetzen, 
überhaupt die Strafgewalt zu üben; fie zur Strafwinrdigfeit vorauszufegen, wäre alfo 
geradezu abjurd. Ueberhaupt enthält aber auch ſchon die theilweife Verwirklichung der 
verbrecherifchen Abficht (abgefehen von der Bedrohung, welche fir denjenigen in dem Ber: 
ſuch Liegt, gegen den dieſer gerichtet ift, auch dann alfo, wenn der Bedrohte von dem 
Verſuch nichts erfährt) ein ſtrafwürdiges Uebel für das Gemeinmwefen in ſich. Liegt ein- 
mal eine Uebelthat, nicht blos eine fundgegebene Gefinnung vor, dann kann auch die 
Verſuchsſtrafe eintreten. Dagegen wird man in der bloßen Drohung mit Begehung eines 
Verbrechens noch feinen Verſuch Diejes Verbrechens zu ſehen haben. Allerdings kann 
aber eine ſolche Drohung, wenn fie Anderen Furcht eimjagt, als ſelbſtſtändiges Verbrechen 
behandelt werben oder auch als Berjuch einer Nöthigung oder Erprefung, eines Raubes 
u. |. w. erjcheinen, wenn fie ald Mittel zur Verübung derartiger Verbrechen auftritt. 
Der Verſuch ift, wie aus dem Geſagten erhellt, eine theilweife BVerwirklichung 
der verbregerifhen Abſicht im Gegenfag zu der volljtändigen Verwirklichung, 
welche in dem vollendeten Verbrechen (delicetum consummatum) liegt. Iſt es ein 
mal zu einer theilweiſen VBerwirflihung des Dolus gekommen, jo fann aud a priori 
nicht weiter unterjchteden werden zwilchen bloßen ftraflos zu lafjenden Borbereitungs= 
bandlungen und den ftrafbaren Berfuhshandlungen. Sobald die Berwirflihung ber 
Abficht beginnt, beginnt auch die Strafbarkeit, welche nun allerdingd mit dem Fortſchrei— 
ten der Handlung zu eimem immer höheren Grade anwächſt. Nimmt Jemand einige zu 
einem verbrecheriſchen Zwecke dienlihe Handlungen vor, ohne noch die Vollendung be— 
Ichloffen zu haben, macht er es wielmehr won dem Gelingen jener Handlungen erſt abs 
bängig, ob er den Entjchluß faſſen wolle, zur Vollendung zu fchreiten, jo find jene Hand» 
lungen freilich ftxaflos, weil noch fein Dolus vorliegt; ſobald aber diefer vorhanden ift 
und nun zu jener Verwirklichung irgend eine Handlung unternommen wird, welche zu 
derfelben auch beiträgt, jo bilvet diefe Handlung bereits einen integrirenden Theil der 
Uebelthat, eine, firafbare Berfuchshandlung. Aus guten Gründen bedrohen die Straf: 
geſetze jedoch in der Regel nur ſolche Handlungen mit der Verſuchsſtrafe, aus welchen jich 
bereitö die Richtung auf ein beftimmtes Verbrechen mit Wahrjcheinlichkeit er— 
fennen läßt. Ohne einen ſolchen äußeren Anhaltspunkt fann der Beweis für das be 
abjichtigte Verbrechen nicht geliefert werden, da die vorliegende Handlung an fich eine viel- 
deutige if. Wer 3. DB. ein Gewehr Fauft, kann dies zwar zu einem werbrecherijchen Zwed 
thun, aber auch in durchaus unverfänglicher Abſicht. Blos ein (gewiß äußerſt jelten zu 
erwartendes) Geſtändniß könnte hier Aufichluß geben und jelbjt auf ein bloßes, durch bie 
vorliegenden Thatfachen nicht unterftügtes Geſtändniß bin zu verurtbeilen, wäre äußerſt 
bedentlich. Strafprocefie, welche wegen derartiger Handlungen geführt würden, müßten 
alſo rejultatlo8 in den Sand verlaufen, was das Vertrauen zur Strafrechtöpflege tief 
erſchüttern würde. Die Strafgefege ignoriren alfo mit Necht ſolche Handlungen, in wel— 
hen fich der Thatbeftand eines bejtimmten Verbrechens noch nicht erkennbar darftellt, als 
ſ. g. Itrafloje Vorbereitung. Ausnahmsweiſe erfläven fie indeß, namentlich (im Geifte 
des Terrorismus) bei Staatöverbreden, auch ſchon ſ. g. Vorbereitungshandlungen für 
ftrafbar. Manchmal wird, wo es ſich um jehr geringfügige Delicte handelt, der Verſuch 
ganz ſtraflos gelaſſen, jo 3. B. nach preußiſchem echt der Verſuch der |. g. Uebertre 
tungen und vieler „Vergeben“. Defter fommt es aud) vor, daß die Gejege eine Hand» 
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fung, welche begriffsmäßig ein blofer Verſuch ift, weil fie die Abficht nicht vollftändig 
verwirklicht, ald vollendetes Verbrechen beitrafen, fo 3. B. bei manchen Staatöverbrechen, 
wie ſchon oben bemerkt wurde, oder beim Naub, wenn manche Geſetzbücher erklären, dieſer 
ſei vollendet durch die in räuberifcher Abficht geichehene Vergewaltigung einer Perfon, wenn 
auch nichts wirklich derjelben weggenommen (geraubt) worden ift, u. ſ. w. 

Aus unſerer Auffaffung des Verſuches als einer theilmeifen Verwirklichung, 
nicht blos einer Aeuße rung der verbrecherifchen Abficht, ergibt ſich auch unfere Stellung 
zu der Streitfrage über die Strafbarkeit der j. g. untauglidhen Berfuhshandlungen. 
In einer Verſuchshandlung, welche zur Herbeiführung des verbrecherifchen Erfolges nicht 
tauglih it, finden wir nichts von einer Verwirklichung des Dolus. Die Abficht 
zu tödten kann man nur verwirklichen durch eine Einwirkung auf den zu Tödtenden, 
welche geeignet iſt, beiten Tod herbeizuführen, nicht aber 3. B. durch Verabreichen von 
unſchädlichen Mitteln, durch Zauberformeln u. dgl. m. Es fann auch nicht den Aus- 
ſchlag geben, ob derjenige, welder einen Anderen durch ein untaugliches Mittel tödten 
will, dies thut, weil er aus Unwiſſenheit diefes vorfäglih gewählt hat, in der Meinung, 
es habe tödtlihe Eigenfchaften oder ob er es mur irrthümlich durch Verwechſelung, Zus 
fall u. j. w. in die Hand befam, während er ein wirklich taugliches Mittel ergreifen 
wollte. Es ift 3. B. gleichgültig, ob Jemand deshalb mit der Abficht zu tödten einem 
Anderen Magnefia beibringt, weil er in dem Wahn lebt, Magnefia fer ein Gift, oder 
ob er e8 thut in dem Wahn, es ſei Arjenif und nicht Magnefia, was er verabreiche. 
Die geiftige Beichränftheit, welche im erften Fall vorliegt, ift nicht der Grund der Straf: 
Iofigteit, ebenfo wenig der Mangel des Dolus; Dolus ift vielmehr in beiden Fällen vor: 
handen, in beiden aber auch feine Verwirklichung defjelben, alſo keine Strafbarteit. 

Während mande Schriftiteller Strafbarteit aller untauglichen Berfuhshandlungen 
oder doch die regelmäßige Strafbarkeit mit gewiſſen Einſchränkungen vertheidigen, haben 
dagegen Andere einen Unterjchted gemacht zwiſchen abjoluter und relativer Untaug- 
lichteit. Bei blos relativer Untauglichkett der Mittel, d. h. ihrer Unzulänglichkeit im ges 
gebenen Fall, fei Strafbarkeit anzunehmen; hätte der Thäter nur diefelben Mittel in 
größerer Quantität angewandt, jo wäre ihm die That ja gelungen. Seien dagegen die 
Mittel aucd qualitativ (oder abjolut) untauglid, dann bliebe der Verſuch ftraflos. Allen 
auch im dem Fall quantitativer Untauglichkeit Liegt Feine Verwirklichung der Abjicht vor, 
fo wenig als ed eine Verwirklichung der Abficht, in den Mond zu fteigen, ift, wenn man 
in einem Yuftballon eine Meile body über den Erdboden emporjchwebt. 

Im weſentlichen gilt dafjelbe auch von dem ſ. g. Verſuch an einem untauglichen 
Dbject. Das Schiefen auf einen Leichnam z. B. ıft gewiß feine irgendwie die Abjicht 
einen lebenden Menjchen zu tödten verwirflicende Handlung. — 

Die Strafgejege erklären denjenigen für ftraflos, welcher vor der Vollendung des 

* Berbrechend noch fremillig von dem verbrecherifchen Unternehmen zurüdtritt. Selbft wenn 
in einem jolchen Fall das bereits Gejchehene etwa ſchon für ſich ein felbftftändiges Ver— 
brechen barjtellt, wird zwar wegen eben dieſes vollendeten, nicht aber wegen des vwerfuchten 
Verbrechens beſtraft. Wer alfo, nachdem er einen Anderen mit der Abjicht zu tödten 
verwundet hat, die Tödtung freiwillig unterläßt, wird nicht wegen Morbverfuche, jondern 
nur wegen vollendeter Berwundung bejtraft. Bergebens jieht man ſich für dieſe Auf- 
fafjung nad einer principiellen Begründung um, obwohl die jehr große Mehrzahl 
der Schriftfteller ebenfalls die Straflofigkeit des Verſuchs wegen freiwilligen Rücktrittes 
behauptet und zu begründen ſucht. Man fann nur (unzureichende) criminalpolitiiche 
Gründe für ſolche Straflofigkeit anführen, namentlich den Grund, daß der Thäter nicht 
felten noch im legten verhängnigvollen Augenblit zum Rüdtritt bewogen wird, wenn ihm 
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Straflofigfeit in Ausficht fteht. Aber freilich: der Verbrecher wird auch leichter zur Aus: 
führung feines Vorhabens jchreiten, wenn er weiß, daß ihm der Nüdtritt vor der Voll 
endung noch immer freiftehe! Und betrachtet man die Sache principiell, jo fann man im 
Rücktritt höchſtens einen Strafmilderungsgrund finden, infofern fich aus ihm eine geringere 
Intenfität des verbrederiihen Willens ergibt, keineswegs aber einen Strafausichließungs: 
grund, da das ſchon Gejchehene durch bloße Willensänderung nicht ungeſchehen gemacht, 
das Strafbare durch das bloße Nichtweiterhandelm nicht wieder ſtraflos werden 
fann (woraus ſich auch ergibt, daß derjenige ftrafbar ift, welcher einen Verſuch mit taug— 
lichen Mitteln begann, ihn aber fpäter mit untauglichen Mitteln weiter fortgefett bat). 

Mit Rüdfiht auf die Straflofigfeit bei vor der Vollendung erfolgendem Nüdtritt 
tbeilt man den Verſuch gewöhnlich ein in den nicht beendigten und in den be— 
endigten (conatus perfectus, delictum perfeetum, delit manque) und behauptet 
bei einem f. g. beendigten Verſuch laſſe ſich gar fein Rücktritt denken, ex künne alſo nicht 
mehr ftraflos werden. Dies ift aber nur richtig, wenn man den beendigten Berfuch als 
derjenigen befinirt, bei welchem der Thäter alles gethan hat, mas zur Vollendung des 
Verbrechens von feiner Seite nothwendig war (nicht blos, was er dazu für nothwendig 
hielt), ohne daß der beabfichtigte Erfolg eintrat; oder auch al& denjenigen, da der Hans 
delnde fruchtlo8 die unmittelbar auf den Erfolg gerichtete Handlung vollzogen hat. Unter 
diefer Vorausjegung läßt ſich in der That kein eigentlicher Rücktritt denken. Es wäre 
aber noch fraglich, ob man nicht dem erfolgreichen Entgegenwirten gegen die ſchädlichen 
Folgen des beendigten Verſuchs ebenfalls Straflofigkeit zur Belohnung in Ausficht ftellen 
jolte, wenn man dieſe beim Rücktritt gewährt. Es handelt ſich ja doch zulegt nur um 
freiwillige Verhinderung der Vollendung. Dieje liegt aber auch vor, wenn Jemand einem 
Anderen mit der Abficht ihn zu tödten Gift gereicht hat (was einen beendigten Verſuch 
conftituirt) und nun, von Neue ergriffen, durch Gegengifte jede ſchädliche Wirkung feiner 
Handlung bejeitigt. 

Keinen Werth hat dagegen die Eintheilung in nahen und entfernten Verſuch, 
welche nur auf willfürlicher Grundlage durchgeführt werben fann. — Man untericheidet 
ferner auch gewöhnlich den qualificirten VBerfud vom einfachen. Der erftere Liegt 
dann vor, wenn der Verſuch eined Verbrechens zugleich den ſelbſtſtändigen Thatbeſtand 
eines anderen /in dem Thatbeftand jenes erften nicht enthaltenen) vollendeten Verbrechens 
in ſich faßt. Wenn z. B. ein Haus in Brand geftedt wird, um einen in demfelben be= 
findlichen Menſchen zu tödten, jo Liegt nebft dem verfuchten Mord auch vollendete Brand- 
ftiftung vor. 

Das die Strafe des Verſuchs anbetrifft, jo bilvet fie, jo wie der Verſuch blos 
Fragment des Verbrechens ift, auch nur einen Bruchtheil der Strafe des vollendeten Ver— 
brechens; d. 5. wenn es beim bloßen Verſuch geblieben ift, jo muß jedesmal eine geringere 
Strafe verhängt werden, als diejenige ift, auf welche man erfannt hätte, wenn das Ver— 
brechen in dem vorliegenden Fall vollendet worden märe. Dagegen ift es wohl denkbar, 
daß die Strafe eines Verſuchs höher ausfällt, ald die Strafe, welche bei Vollendung 
eines gleichartigen Verbrechens in einem anderen jehr milden Fall eintritt. Die theil- 
weile Verwirklichung der Abficht in jenem Fall kann ein ſchwereres Uebel in fich enthalten 
als die vollftändige Verwirklichung in diefem. Niemald aber kann man jagen: obmohl 
es nur beim Verſuch geblieben fer, Liege doch ein ebenfo jchweres Uebel vor, wie wenn 
zu dem Geſchehenen auch noch die Vollendung binzugetreten wäre; das Plus des Uebels, 
welches in dieſer Tiegt, werlangt nothwendigerweiſe Berücjichtigung. Darum ift die im 
franzöfifhen Recht, und in etwas abgeſchwächter Weile im öſterreichiſchen, 
preußiihen und bairiſchen Recht vorkommende Gleichftellung des Verſuchs mit 
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der Bollendung nicht zu billigen. Im Sinn der obigen Ausführung Liegt es, für ben 
Verſuch gegenüber der Vollendung einen jelbftftändigen niederen Strafſatz aufzuftellen, 
deſſen oberfte Grenze aber über das Minimum des für Vollendung gegebenen Straf: 
ſatzes hinausragt. Daß fich eine gefetliche Unterſcheidung zwiſchen verſchiedenen Graden 
des Verfuchs und die Erflärung des Rücktrittes als Strafausichliegungsgrund nicht recht— 
fertigen laffe, wurde ſchon früher bemerkt. — 

8. 7. Theilnahbme (und Begünftigung) Wir haben bisher den fubjec- 
tiven und objectiven Thatbeftand des Verbrechens unter der Vorausfegung betrachtet, daß 
der das Verbrechen Begehende eine einzige Perſon ift. Eigenthümliche Schwierigkeiten, 
die eine befondere Würdigung fordern, tauchen aber in dem Fall auf, wenn mehrere 
Perjonen zur Ausführung eines Verbrechens abſichtlich zuſammenwirken, ein Verhältniß, 
welches man mit dem Namen der Theilmahme (concursus plurium ad idem delictum) 
oder auch der Mitſchuld bezeichnet. Berfteht man alfo unter Theilnahme die abficht- 
lihe Mitwirkung Mehrerer zum Zuftandefommen eines Verbrechens, 
jo ift von dieſem Begriff ausgeſchloſſen: 

1) Jede Mitwirkung zu einem Verbrechen, welche nicht abfichtlich ftattfinvet. Wer 
durch jeine Fahrläffigkeit Anderen Gelegenheit zu einem Diebftahl gibt, wer einen Anderen 
zu wiſſenſchaftlichen Zweden in die Kenntniß der Gifte einweiht, welche biefer bei einem 
Berbrechen verwerthet — der hat zwar mitgewirkt zum Zuſtandekommen des Berbrechens, 
ift aber wegen der mangelnden Abficht nicht Theilnehmer. 

2) Nach der bherrichenden Anſchauung jede Mitwirkung zu einem Verbrechen, 
welche zwar abfichtlich geichieht, aber von dem Begriff des Verbrechens zu dem Zuftande- 
fommen beijelben gefordert ift — der |. g. concursus necessarius (plurium ad idem 
delictum). So liegt es im Begriff des Aufftandes, daß eine größere Anzahl von 
Menſchen zu dem Verbrechen mitwirken. Da diefe Art von Mitwirkung nur bei ein— 
zelnen Verbrechensarten vorfommt, jo gehört zwar ihre nähere Betrachtung nicht hierher, 
fondern bilvet einen Gegenftand des bejonderen Theiles, indeffen gelten allerdings für bie 
Schuld der Theilnehmer diejelben Regeln bei dem „concursus necessarius“ wie bei 
dem „concursus facultativus“. 

3) Die ſ. g. Begünftigung, welche erft nad) vollendeter That zu dem Verbrechen 
binzutritt, und dem Verbrecher die aus dem Verbrechen gezogenen Vortheile fihern ober 
ihn der Strafe entziehen Toll, ift feine Mitwirkung zur Entftehung des Verbrechens, alſo 
feine Theilnahme, ſondern ein felbftftändiges Verbrechen. Ste ift eime abſichtliche Mit— 
wirkung zur Fortdauer der durch das Verbrechen entftandenen Uebel, indem fie die Til 
gung des Verbrechens ganz oder theilmeife zu verhindern ſucht, und ihre Strafbarkeit 
wird ſich daher allerdings nad dem Charakter und der Schwere des „Hauptverbrechens“ 
(in Beziehung auf welches fie ftattfindet) richten. Als Begünftigung wird in den Straf: 
gefegbüchern namentlich behandelt die Hehlerei in Bezug auf die Eigenthumsverbrechen 
(namentlich auf Diebftahl und Raub), die Verbergung des Verbrechers vor der Obrigfeit, 
und die Befreiung deifelben aus der Haft. 

Die zwei Hauptarten der Theilnahme find die Urheberihaft und die Bei— 
hülfe Da man aber ferner zu einem Verbrechen ſowohl durch intellectuelle 
Einwirkung auf Andere, als auch durd eigene phyfſiſche Thätigkeit mitwirken kann, jo 
zerfällt ſowohl die Urheberſchaft als die Beihülfe wieder in eine intellectuelle und in 
eine phyſiſche. 

I. Intellectueller Urheber, moraliiher Urbeber, Anftifter ift 
derjenige, welcher einen Anderen abfichtlih zu einer werbrecheriichen Thätigkeit beſtimmt, 
alfo den Entichluß zu derjelben in diefem hervorruft. Die verbrechertihe Thätigkeit, zu 
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welcher angejftiftet wird, kann phyſiſche Uxcheberichaft oder Thäterſchaft jein, aber auch 
Berhülfe. Es gibt alſo eine Anftiftung zur Beihülfe und endlich auch eine Anftiftung 
zur Anftiftung, oder „mittelbare Anftiftung“. Immer aber begumt die Strafbarfeit des 
Anftifters erft, wenn der Thäter ſchon bis zu einem ftrafbaren Verſuch vorgeichritten iſt 
und die Strafbarkeit des Anftifters wächſt mit der des Thäters, wenn dieſer zur Vol— 
lendung weiter geht. Die Anftiftung wird beftraft als eine Mitwirkung zum Berbrecen, 
von einem ſolchen it aber erft die Rede, wen es zum mindeften verlucht iſt. An fic 
betrachtet als bloße Einwirkung auf den Willen eines Anderen ift die Anftiftung noch 
nicht ftrafbar. Kommt e8 nicht bis zum Verſuch des Verbrechens durch den Thäter, To 
liegt noch feine ftrafbare Uebeltbat vor, und erſt wenn eine ſolche begangen ift, Farm 
man die an ihr Betheiligten dafüc zur Verantwortung ziehen. Mande Schriftfteller und 
Geſetze nehmen allerdings an, daß ſchon die f.g. verfudhte (oder mißlungene) Anz 
ftiftung ftrafbar ſei, verfennen aber dabei, daß eine bloße Aeuferung des Dolus nod 
feine Verwirklichung tft. 

Die Strafbarkeit Des Anftifters ift im allgemeinen ebenfo groß, wie die des Thäters. 
Manchmal zeigt freilih fein Verhalten größere Intenfität des verbrecheriſchen Willens 
als das des Thäters, allein nicht felten tritt auch das umgelchrte Verhältniß ein. Bes 
ſondere Strafzumefjungs-Aenderungs= oder Ausichliegungsgründe, welche nur in der Perſon 
des Einen oder des Anderen zutreffen, müſſen natürlich auch ihre ſelbſtſtändige Wür— 
digung finden, 

Die Mittel, welche zur Anftiftung benutzt werben, find gleihgültig. Der Streit 
über Diefelben ift daher ein ziemlich mühfiger. Befehl, Auftrag, Rath, Bitte, Drohung, 
Geſchenke und Beripredungen find die gewähnlichften Formen der Anftiftung. Ueberall 
muß aber mit der Abficht, den Willen des Anderen zum Berbreden zu beftunmen und 
mit diefem Erfolg gehandelt werden. Die Drohung ift nur dann ein Mittel der An: 
ftiftung, wenn fie nicht plychtiche Unfreiheit in dem Bedrohten bewirkt; handelt dieſer 
ohne Freiheit, fo iſt er feines Verbrechens ſchuldig und der alleinige Urheber des Ber: 
brechens ijt der Drohende. Ueberhaupt gilt ver Sat ganz allgemein: Fein Anftifter ohne 
einen angeftifteten Doloien Berbreder Wenn alfo dem jcheinbar in Folge einer 
„Anſtiftung“ zu einem verbrederiihen Erfolg Mitwirkenden feine Thätigkeit überhaupt 
nicht oder wenigftend wegen eines bei ihm obmwaltenden Irrthums nicht zum Dolus, 
ſondern blos zur Culpa zugerechnet werden kann, jo ift der Scheinbar Anftiftende, wenn 
er zu einer urbeberiihen Thätigfett (3. B. zum Yosichießen eines Gewehrd auf einen 
Menſchen) beftummte, alleiniger Urbeber des Verbrechens; wenn ev zu einer blos unter: 
ftügenden Thätigkeit z.B. zur VBerfertigung von Nachſchlüſſeln für einen Dieb) bejtimmte, 
Gehülfe, Beihelfer zum Berbrechen. 

Befondere Schwierigkeiten entftehen, wenn der Angeftiftete den ihm vom Anjtifter 
gewordenen Auftrag überichreitet. Man muß fi bei der Beurtbeilung folder Fälle 
hüten, die cwilvechtlihen Grundfäge über die Haftung des Mandanten auf das firaf: 
vechtliche Gebiet zu werpflanzen. Der Anftifter haftet nur für jene Thätigkeit, melde 
umerbalb der Grenzen Des von ihm Beabjichtigten Liegt, allerdings alſo auch dann, wenn 
das Verbrechen des Angeftifteten nur zum Theil den Thatbeftand des Verbrechens, wozu 
angeftiftet wurde, erfüllt, 3. B. wenn der zum Raub Angeftiftete nur einen Diebftahl 
(nicht aber, wenn er einen Betrug) beging. 

Die Frage nad dem Rücktritt von der Anftiftung mit der Wirkung des Strafless 
werdens bedarf einer vorfichtigen Würdigung. Nicht Telten meint man, es genüge hierzu 
ſchon die Zurücknahme des Auftrags vor der Ausführung der That. Allen wenn der 
früher von dem Anftifter ausgeübte geiftige Einfluß trog jener Zurücknahme noch fort: 
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wirft und den Angeftifteten zu der That mit beftimmt, To kann von Straflofigkeit nicht 
die Rede fein, vielmehr nur dann, wenn es dem Anftifter gelingt, Telbft den Verfuch 
des Verbrechens zu verhindern. Sieht man freilich in dem Rücktritt von dem Verſuch 
einen Strafloſigkeitsgrund, ſo wird man auch den Anſtifter für ſtraflos erklären müſſen, 
wenn dieſer bewirkt, daß das Verbrechen nicht vollendet wird und es bei dem bloßen 
Verſuch deſſelben bleibt. — 

Es läßt ſich ſehr wohl auch eine Anſtiftung zu einem Verbrechen denken, welches 
der Anſtifter ſelbſt als Thäter nicht begehen könnte. Es kann alſo ein Nichtbeamter 
einen Beamten zu einem Amtsverbrechen, eine Frau einen Mann zur Nothzucht u. ſ. w. 
allerdings anftiften. 

Wenn Mebrere abfichtlib durch gemeinichaftliche IThätigfeit einen Anderen gu einem 
Verbrechen beftimmen, To find fie intellectuelle Miturbeber (Miturbeber im engeren Sinne). 

II. Bhyfiicher Urheber, Thäter ift derjenige, welcher ein Berbrechen Telbft 
begeht (oder ausführt). In der Lehre von der Theilnahme hat man dabei zunächft mur 

an einen dolofen Thäter zu denken, obwohl der Begriff der Thäterfchaft am fich auch 
auf den culpofen Verbrecher anwendbar ift. Nur der doloſe Thäter ericheint, wie wir 
ſchon oben bemerft haben, als ein angeftifteter. 

Zur Begehung eines Verbrechens können auch mehrere Thäter mitwirken. Soll aber 
nur Ein Verbrechen durch ihre vereinigte Thätigfeit zu Stande fommen, To müſſen fie 
auch wirklich in bewufter Gemeinfhaft handeln. Es kommt vor, daß ein eingetretener 
Erfolg das gemeinihaftlihe Reſultat der Thätigkeit mehrerer Perfonen ift, welde in der— 
felben verbrecheriſchen Abficht thätig waren, ohne daß fie aber von einander, vor oder 
bei der Handlung, wußten, 3. B. es ſchießen auf denfelben Menſchen, mit der Abficht, 
ihn zu tödten, gleichzeitig zwei Perfonen, ohne daß eine von der anderen weiß. Hier 
wird man die That eines Jeden ganz Telbftftändig zu beurtbeilen haben, weil feinem zu— 
gerechnet werden fann, was ohne fein Wiſſen der Andere gethan hat. Schießen daher 
beide fehl, oder find die von ihnen beigebrachten Wunden nur durch ihr Zuſammenwirken 
tödtlich, To find beide nun wegen Verſuchs zu beftrafen, ebenfo wenn nicht conftatirt werben 
kann, welcher von beiden die tödtlihe Wunde beigebracht hat. Kennt man den Urheber 
der Wunde, welche den Tod herbeiführte, To iſt ev wegen vollendeten Mordes zu betrafen 
Es ift alfo Jeder ebenſo felbftftändig zu beurtheilen, wie in dem Fall, wen das Zus 
fammentreffen zweier fahrläffiger Handlungen in demielben Object einen Erfolg herbei= 
geführt hat. 

Anders verhält es fih dagegen, wenn zweit oder mehrere Perfonen gemeinichaftlich 
mit dem Bewußtſein diefer Gemeinichaftlichkeit ein Verbrechen begeben; fie find dann 
Mitthäter und es iſt Jedem von ihnen der eingetretene Erfolg ganz zuzurechnen. Wenn 
alſo zwei Perfonen in folder Gemeinichaft einen Menichen verwundet haben und defjen 
Tod die Folge war, fo find beide des vollendeten Mordes ſchuldig. Die VBorausfegung 
bleibt aber dabei, daß mirflih Jeder von ihnen wie ein Thäter, nicht blos wie ein 
Gehülfe gehandelt hat. Jeder muß alfo eine Begehungshandlung ausgeführt, nicht blos 
dem Anderen fich unterftütend untergeordnet haben. 

Man untericheidet die ſ. g. zufällige Mitthäterichaft won der auf einer Ver— 
abredung beruhenden. Die erftere ift dann vorhanden, wenn ohne vorherige Verab— 
redung erft im Augenblid der That das Bewußtſein des gemeinfamen Handelns eintritt. 
Für den Fall einer vorherigen Verabredung wird zugleich die Frage nach einer etwaigen 
Anftiftung des Emen durch den Anderen entftehen. Abgeſehen davon wird man aber die 
Mitthäterichaft auch hier ebenfo wie in dem anderen Fall zu beurtheilen haben. Näheres 
unten, wo vom Gomplott die Rede ift. 
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III. Gehülfe tft derjenige, welcher einen Anderen, bei Begehung eines Verbrechens 
wifjentlih unterftügt. Seine Handlungsweife darf feine ſolche fein, welde ihm zum 
Thäter macht. Wer, jei e8 auch mur im fremden Intereſſe, aus Freundſchaft u. ſ. w., 
die den Thatbeftand des Verbrechens darftellende Haupthandlung ganz oder zum Theil 
begeht, ıft Thäter. Es kommt alfo hierbei nicht blos auf ein ſubjectives, ſondern in 
erfter Linie auf ein objectives Unterſcheidungsmerkmal an. Nicht felten allerdings wird 
eine entgegengelegte Behauptung verfochten. Nicht das Toll mithin enticheiden, ob die 
Thätigkeit Des Verbrechers eine unfelbftftändige und untergeordnete war, fondern die Vers 
ſchiedenartigleit des Motivs. Wer zu dem Verbrechen nur im fremden Intereſſe mit: 
wirfe, es nur „als ein fremdes wolle“, behauptet man, ſei ein Gehülfe, wer das Ver: 
brechen als jein eigenes wolle, in feinem eigenen Intereſſe handle, jet ein Thäter. Nun 
fann aber derjenige überhaupt nicht ein Verbrechen blos als fremdes wollen, welcher es 
durch feine Mitwirkung zu feinem eigenen macht; blos fein eigener Dolus macht ihn 
zum Verbrecher. Welde Motive ihn bei feiner Thätigkeit leiten, ift für den Thatbejtand, 
wie gewöhnlich To auch in diefem Fall gleihgültig. Wer das Ichhaftefte Intereffe an dem 
Zuftandefommen des Verbrechens bat, dieſes aber nur durch eine beihelfende Handlung 
bethätigt, kann wegen jenes Intereſſes allein, weldes eine bloße innere Gefinnung ift, 
nicht zum Thäter werden, und wer das Berbrechen ſelbſt vollführt, ſelbſt den tödtlichen 
Streid führt, laun nicht behaupten, daß er blos einem Anderen (vielleicht ganz unthätig 
Gebliebenen) geholfen habe, wenn er auch nur in deſſen Intereffe gehandelt hat. Man 
darf Die Abficht nicht mit dem Motiv oder Zweck verwechieln. Wer in Wirklichkeit blos 
hilft, deffen angeblicher urheberiſcher Dolus hat ſich nicht verwirklicht, kann ihn alſo nicht 
zum Urheber machen. Der unbefangenen Anſchauung wird man es niemals einleuchtend 
machen, daß z. B. derjenige, welcher einem Dieb Nachſchlüſſel verſchafft bat, dann nicht 
mehr Gehülfe, Tondern Urheber jet, wenn er ein eigenes Intereſſe an der VBollführung 
des Diebftahls hatte. — 

Die Beihilfe wird eingetheilt in die ſ.g. phyſiſche und dieintellectwelle, Letztere 
beſteht in einer wiſſentlichen Unterſtützung durch geiſtige Einwirkung. Sie geſchieht alſo 
durch Beſtärkung des verbrecheriſchen Entſchluſſes, durch Ertheilung von Rath oder 
Unterricht, durch Anpreiſen der That, Verſprechen einer Begünſtigung nach der That u. 
dgl. Sie iſt zuweilen ſehr ſchwer von der Anſtiftung zu unterſcheiden; feſtzuhalten iſt 
dabei ſtets, daß letztere beſtehen muß in einer Thätigkeit, welche den verbrecheriſchen Ent— 
ſchluß hervorruft und in dieſer Abſicht unternommen iſt. Im der Regel wirkt übrigens 
die phyſiſche Beihilfe auch intellectuell den Entichluß des Verbrechers durd das Be 
wußtjein der Beihülfe verjtärtend, außer wenn der Verbrecher nicht weiß, daß ihm Bei- 
bülfe geleistet wird, (denn es ift allerdings nicht nothwendig, daß dieſer um die geleiftete 
Hülfe wiffe, wenn fie ihm nur in emer Das Verbrechen wirklich fördernden Weite zu 
Theil wid). 

Die Beihilfe wird ebenfo wie die Anftiftung erft ftrafbar, wenn der Thäter mindeſtens 
‚einen Verſuch des Verbrechens begangen hat. Nur die Beziehung auf Das von Dielen 
beabjichtigte Verbrechen drückt ihr den Charakter des Verbredens auf, und als Mit: 
wirkung zu einem nicht zu Stande gefommenen Verbrechen kann fie nicht beftraft werden. 
Es gibt alio feinen Verſuch der Beihülfe, wohl aber Beihilfe zu einem verſuchten Ber: 
brechen. Ebenſo wie die Strafbarkeit der Anftiftung wächſt auch die der Beihilfe mit 
der zur Vollendung fortichreitenden Thätigkeit des phyſiſchen Urhebers. 

Bezug der Höhe der Strafe jteht aber der Gehülfe dem Thäter nicht gleih. Seiner 
untergeordneten Mitwirkung zum Verbrechen muß eine mildere Beftrafung entiprecen. 
Die Gefege werden das Nichtige treffen, wenn fie für die Beihülfe ähnlich wie fir ven 
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Verſuch) emen niedrigeren Straflat als für die Urheberſchaft aufftellen, deſſen Dart: 
mum aber über das Minimum der fiir die Urheber beſtimmten Strafe übergreifen muß, 
da allerdings ein Gehülfe in einem bejonders ſchweren Fall ftrafwirdiger fein fan, als 
der Thäter in einem anderen leichteren. Nach dem Gefagten ift 8 micht zu billigen, 
wern nad dem Borbilde des franzöfiihen Rechts das preufiiche und das batrifche 
Strafgefeßbuch die Gehülfen dem Thäter im allgemeinen gleichftellen, ein Sag, deſſen 
Gonfequenzen zu ziehen, fie ſich freilih geicheut haben. Auch das öſterreichiſche Recht 
fommt zu ähnlichen Halbheiten und Inconfequenzen. 

Nach dem früher Angedeuteten gilt von der Beihülfe der Sag: feine Beihülfe 
ohne dolofen Thäter. It alfo. dem fcheinbaren Thäter die That gar nicht oder 
doch nicht zum Dolus zuzurechnen, fo iſt der ihn dolos Unterftiigende wicht Gehitlfe, 
fondern der alleinige Urheber des Verbrechens. Seine Thätigkeit ift feine untergeordnete, 
fondern eine jelbftftändig den Gaufalzufammenhang beherrichende. Wir fünnen alſo die 
Beihülfe füglih als ein Accefjorium der Urheberſchaft bezeichnen, was aber nicht daran 
hindert, bei der Strafzumefjung die befonderen perſönlichen Verhältniſſe des Gehülfen zu 
wirdigen. Ebenſo wenig wird durch jene accefforiihe Natur der Beihülfe eine Nicht: 
beachtung des Erforderniſſes der Abfichtlichkeit fir die Beihülfe entihuldigt. Der Gehülfe 
wird alfo nur joweit Theilmehmer des Thäters, als er wirklich werben wollte. Begeht 
der Thäter ein anderes Verbrechen, als dasjenige, zu welchem der Gehülfe Unterſtützung 
feiften wollte, fo haftet diefer für das begangene Verbrechen nur in jo weit, als deſſen 
Thatbeftand übereinftimmt mit dem Thatbeftand jenes Verbrechens, zu welchem er bei 
helfen wollte. Begeht alſo der Thäter einen Diebftahl ftatt des Naubes, jo haftet der 
Gehülfe als Meitfchuldiger, nicht aber im umgefehrten Fall, in welchem er vielmehr nur 
als Beihelfer zum Diebitahl verurtheilt werden Tann. 

Der Nüdtritt von der Beihülfe muß ganz analog wie der Rücktritt des Anftifters 
beurtheilt werden. Gelingt es dem Gehülfen nicht, den Thäter vom verbredertichen 
Berfuh abzuhalten, jo Hilft der blofe Widerruf nichts, jobald die That wirklich unter 
Benutzung der beihelfenden Thätigkeit veribt wird. Benutzt aber 3. B. der Dieb die 
erhaltenen Nachſchlüſſel nicht, da er fie nicht tauglich findet, ſo haftet der Gehülfe nicht 
fir feinen „untaugliden Verſuch der Beihülfe“. Nach der Analogie der gewöhnlich an— 
genommenen Straflofigkeit des vor der Vollendung zurüdtretenden Thäterd wird man 
natürlich auch dann dem Gehülfen Straflofigfeit zugeftehen müſſen, wenn er die Vollen— 
dung des Verbrechens durch den Thäter verhindert. 

Endlich fei noch erwähnt, daß häufig aber ohne ftihhaltigen Grund zwiſchen weſent- 
Liber Beihülfe (der Thätigfeit des „Hauptgebülfen“) und unweſentlicher unter: 
ſchieden wird. Mehr Bedeutung bat e8, wenn man denjenigen Gehülfen oder Anftifter, 
bei welchem dafjelbe die Strafbarteit beeinflußende perlönliche Verhältniß zu dem Object 
des Verbrechens obwaltet, wie bei dem Thäter, „Ipertellen Theilnehmer” nennt. Co 
iſt alſo 3. B. der Beamte, welder einem anderen bei einem Amtöverbrechen hilft, 
Ipecieller Theilnehmer. — 

Daß es aud eine Beihülfe zur Beihülfe gibt, iſt Leicht einzuſehen; ſeltener wird 
fih Beihilfe zur Anftiftung nachweiſen laſſen, obwohl aud hier namentlich der Begriff 
der intellectuellen Beihülfe nicht ſehr ſchwierig zu conſtruiren ift. 

Mit der näheren Beſtimmung der Begriffe Anftiftung, Thäterichaft und Beihülfe 
haben wir nun eigentlihb den ganzen Umkreis der Arten der Theilnahme beichrieben. 
Gleichwohl müfjen wir noch die Begriffe von Complott und Bande in's Auge fallen, 
da ihnen die Wifjenichaft und Die Gejeggebung öfter eime eigentbiimliche Behandlung zu 
Theil werden läft. 
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Unter einem Complott (societas delinquendi) verfteht man gewöhnlich die ab— 
fichtliche Verbindung (Verabredung) mehrerer Berlonen, deren jede Die Abficht hat, „das 
Verbrechen als ihr eigenes zu verwirklichen”, zur gemeinichaftlichen Ausführung eine 
Verbrechens. Diefe Definition beruht, wie leicht erfichtlihh, auf jener ſubjectiven Theorie, 
welche den Unterfchted zwischen Urhebern und Gehülfen in der verfchiedenartigen Abſicht 
(eigentlih dem Motiv, fiehe oben) findet. In Folge diefer Auffaffung wird num bes 
hauptet, daß alle Complottanten für das begangene Berbrechen, ſoweit bei dieſem nicht 
über die Verabredung hinausgegriffen wird, als Urheber haften, ohne Rüchkſicht darauf, 
ob der eine oder andere bei der Ausführung nur im untergeorbneter beihelfender Weile 
thätig wird oder gar dem Plane gemäß unthätig bleibt. Daß bei einer folden Behand: 
(ung Fictionen an die Stelle der Wahrheit treten, iſt einleuchtend. Das Richtige ift, 
die Complottanten nad den allgemeinen Regeln über die Theilnahme zu behandeln, alle 
bezüglich jedes einzelnen fich die Frage vorzulegen, ob er zu dem Berbrechen durch An: 
ftiftung, Beihülfe oder Thäterſchaft oder zugleih in diefer und jener Weile mitgewirkt 
habe und feine Strafbarfeit hiernach zu bemeſſen. Das Complott ift alfo feine jelbft: 
ftändige Schuldform und die neueften Gelege, wie das bairiſche und preußiſche (anders 
das ſächſiſche) haben mit Recht, ebenfo wie das öſterreichiſche, Feine beſondere Vorſchrift 
über dafjelbe gegeben. An fich iſt das Gomplott, wenn zu der Verabredung fein Verſuch 
der Ausführung hinzutritt, nad) allgemeinen Grundfägen gar nicht ftrafbar. Hochver— 
rätheriiche Complotte werden aber von den Strafgelebüchern, welche bei Behandlung 
der Staatsverbrechen leider auf dem polizeilichen Standpunkt ftehen, gewöhnlich mit hober 
Strafe bedroht. 

Vom Complott wohl zu untericheiden tft der criminaliftiiche Begriff der Bande, 
unter welcher man verfteht eime Vereinigung mehrerer Perfonen zur wiederholten Be: 
gehung von tm Einzelnen (mdividuell) noch nicht beftimmten Verbrechen gleicher oder 
verfchiedener Art... Der Umftand, daß ein Verbrechen von ſolchen Berfonen verübt 
wurde, welche Mitglieder einer Bande find, mag vielleicht bei der Strafzumeſſung als 
Beweis größerer Intenfität des verbrederifchen Willens berüdfichtigt werden, Dagegen 
können über die Vereinigung zur Bande nicht Regeln gelten, welde von den allgemeinen 
über die Theilmahme abweichen. Hiernach iſt alſo die bloße Bandenbildung ſtraflos. 
Die Mitglieder der Bande werden blos unter der VBorausfegung für ein von anderen 
Mitgliedern innerhalb des „Programms“ der Bande begangenes Verbrechen als Theil 
nehmer haften, wenn ihnen Anftiftung oder Beihülfe zur Laſt fällt. Auch für ven 
Häuptling der Bande gilt daſſelbe. — 


B. Von den Strafmitteln. 


Borbemerfungen. Die Strafmittel find mur Damm zu den Zwed einer guten 
Strafrechtöpflege verwendbar, wenn fid) vor allem die thunlichfte Verwirklichung des Prin: 
cip8 der Vergeltung und dann in zweiter Linie möglichfte Förderung der Strafzmede von 
ihnen erwarten läßt. Die Strafmittel jollen demnad jo beichaffen fein: 

1) Daß durch ihre Anwendung gerechte Vergeltung geiibt werden kann. Zu dem 
Ende müfjen fie a) wirklihe Uebel ſein, da es fih um die Ausgleihung von Uebel: 
thaten handelt. Sodann müſſen fie b) möglichft große Dehnbarteit und Theilungs: 
fähigkeit befigen, damit fie den ungemein vwerichiedenartigen Abftufungen der Schuld 
jo genau als möglich angepaßt werden fünnen. Jedes ftarre unbieglame Strafmittd, 
welches feine Individualiſirung zuläßt, iſt darum verwerflid. ec) Im Hinblick auf die 
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für Menfchen niemal® ganz zu befeitigende Möglichkeit eines Irrthums follen nur fold 
Strafen zur Anwendung kommen, bei welchen die Wiedergutmachung eines unverfchulde 
zugefügten Uebels nicht von vornherein ausgeichloffen if.  * 

2) Im Hinblid auf die Strafzwede müſſen thunlichft ſolche Strafmittel gewählt 
werben, melche durch ihren Ernſt abichredend zu wirken geeignet find, während durch die 
Art ihres Bollzugs To viel ald möglich die Beſſerung des Verbrechers angeftrebt 
werden muß. — 

Biele Strafmittel, welche früher häufig angewandt wurden, find heutzutage in den 
Ländern europäiſcher Bildung ganz aufer Gebrauch, meil ihre Unvereinbarfett mit den 
Zweden der Strafrechtöpflege und mit den fittlihen Anfchauungen einer vworgelchrittenen 
Zeit gar zu auffallend ift. Namentlich hat man alle verftimmelnden Strafen, alle Ber: 
Ihärfungen der Todesftrafe und alle jene Strafen, welche wefentlih in einer ſchimpflichen 
Behandlung des Verbrechers (Efelritt, Pflugtragen, Läfterftein, Pranger u. dal.) beftehen 
— Strafen, in deren Feſtſtellung das Deittelalter einen wahren Galgenhumor entfaltete — 
befeitigt.. Der Discuffion unterliegen alfo heutzutage nur: I. die Todesftrafe, 
II. die Freiheitsftrafen, II. die Bermögensftrafen, IV. die Ehrenftrafen 
und allenfalls V. die BPrügelftrafe. 

8. 1. Die Todesftrafe Der Streit über die Beibehaltung oder Ab— 
ihaffung der Todesftrafe wurde befonders ſeit Beccaria’8 berühmten Wert 
über Verbrechen und Strafen fehr Iebhaft geführt. Im früheren Zeiten Tieß man 
die Todesftrafe bei allen einigermaßen bedeutenden Verbrechen eintreten und vollftredte 
fie in Sehr verschiedener Weiſe, nicht felten durch barbariihe Martern geichärft. 
Neben der Strafe des Stranges und Schwertes kam das Rädern, Viertheilen, Ber: 
bremen, Pfählen, Lebendigbegraben, Ertränfen u. f. w. vor. Heutzutage hat man 
die Todeöftrafe auf wenige Verbrechen beichränft, namentlich auf abfichtlihe Tödtung 
eines Menſchen (zuweilen auch ausgedehnt auf fahrläffige Tödtung im Zufammen= 
treffen mit einem anderen ſchweren Verbrechen) und auf die jchwerften Fälle des Hoch— 
verraths. Die Vollſtreckung erfolgt gewöhnlich durch das Schwert oder das Fall- 
beil, bier und da (3. B. in Defterreich) durch den Strang. In der Theorie aber 
bat jich der Streit noch mehr eingeengt, da die Vertheidiger der Todesſtrafe diefelbe nur 
nody fiir nothwendig halten als Strafe des Mordes, d. h. ber mit Ueberlegung verübten 
abfichtlichen Tödtung eines Menfhen. Im einigen Staaten hat man die Todeöftrafe 
ganz befeitigt, jo namentlich, was Deutichland betrifft, in Oldenburg, Anhalt und neueftens 
im Königreih Sachſen. (Auch in Naſſau beſtand fie nicht, ift aber durch die Publicirung 
des preußiſchen Strafgelegbuches jetst wieder eingeführt) Man kann nur wünfchen, daß 
das Beifptel diefer Staaten Nachahmung finden möge, denn die Todesftrafe erfüllt die 
Forderungen nicht, weldhe wir an ein Strafmittel ftellen müſſen. Sie ift eine ſ. g. 
abjolute Strafe, welche keine Thetlung, feine Mehrung und Minderung zuläßt (da von 
Schärfungen natürlich ganz abgeiehen werden muß). Diele Starrheit aber macht fie 
unfähig, gerechte Bergeltung zu fein, da es feine Berbredendart gibt, melde in allen 
einzelnen Fällen ebenfalls eine fich ſelbſt gleich bleibende Größe der Berichuldung und 
des Uebels zeigte. Auch der Mord ift fein Tolches Verbrechen; feine Mordthat ift der 
anderen in allen auf die Strafwitrdigfeit einflußreichen Umftänden vollftändig gleih. Welche 
Verſchiedenheit befteht zwiichen dem Mord aus Habfucht und dem aus Fanatismus ober 
Rachſucht! Wie verichieden iſt der gebildete und rohe, der jugendliche und der bejahrte 
Mörder zu beurtheilen! Und wo läßt ſich die Grenzlinie mit Sicherheit ziehen zwiſchen 
dem mit Dem Tod zu beftrafenden Mörder und dem Todtichläger? Zwiſchen diefen 
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beiden Verbrechen beftcht feine Kluft und dennoch Toll zwiſchen ihrer Beſtrafung eine 
ſolche geſchaffen werden. — Abgeſehen von alledem ift ſchon die Gleichung, welde in 
dem „Leben um Leben“ Liegt, an ſich eine unrichtige; die Schägung des Vebens iſt ja 
eine ungemein verſchiedene. Sieht man auf die äußere Gleichartigkeit der Behandlung, 
jo muß man geftehen, daß dieſe bei der Todesſtrafe faft nie vorhanden ift. Ihr gebt 
die Kundmachung des Urtheild an den BVBerurtheilten zu deſſen Vorbereitung Tage, ja 
Monate lang voran,!) und wer will ermejjen, welchen Inbegriff von Uebeln und Qualen 
die jo eröffnete Ausfiht auf die Stunde der Hinrichtung für den Verbrecher in ſich 
ſchließt? Nur äußert jelten handelt der Mörder feinem Opfer gegenüber in ähnlicher 
Weile. Fragt man aber nach der inneren Natur des Uebels, weldes man mittelft der 
Todesftrafe iiber einen Menſchen verhängt, fo fteht man vor einem dunklen unlösbaren 
KRäthiel, denn wer weiß es, was fich hinter der Pforte zum Jenſeits verbirgt, Die man 
dem Verbrecher öffnet? Menſchen müſſen fich hüten vor einem Ausſpruch, über deſſen 
Tragweite und Bedeutung fie jelbjt gar keine Auskunft geben können. — Sodann ift es 
ein Schwerer, für ſich allen Schon den Ausichlag aebender Einwurf gegen die Todesitrafe, 
dan fie die Möglichkeit der Wiedergutmachung abſchneidet. Bis zu einem gewifjen Grade 
ift dies allerdings bei jeder Strafe der Fall; bei feiner kann man mit Sicherheit ſagen, 
ob ſpäter noch Gelegenheit fein werde, es wieder gut zu machen, wenn etwa ein Un: 
ſchuldiger beftraft werden jollte. Allein die Todesftrafe läßt es nicht bei dieſer allgemeinen 
Gefahr bewenden, jondern ftellt von vornherein Die Gewißheit her, daß fein Weg der 
Heilung für einen möglichen Irrthum gegeben ift. Die Möglichkeit eines Irrthums aber 
ift durch feine- Borfichtsmaßregel ganz zu vermeiden. Es iſt einleuchtend, daß eine Strafe, 
welche ein ganz unbeftummbares Uebel, ohne die Möglichkeit einer Nüdgängigmacung, 
über einen Menſchen und möglicherweiie über einen Unfchuldigen verhängt, etwas jo Unheim— 
liches und Grauenhaftes am ſich trägt, daß von Ihr die Göttin der Gerechtigkeit jich uns 
willig abwendet. Sie ftebt geradezu in Widerſpruch mit dem Princip der Strafe. 

Fragt man weiter, inwiefern die Todesftrafe etwa eine Verfolgung der Strafzwedı 
zuläßt, jo erhält man feine erfreulichere Ausfunft. Hierbei möge man übrigens fefthalten, 
daß jelbft, wenn hier die Auskunft beſſer lautete, dies nicht enticheiven wide, ſobald 
einmal feftiteht, daß die Todesftrafe principiell verwerflich iſt. Daß dieſe mun für eine 
gründliche Beſſerung keinen Raum läßt, ift Teicht erfichtlih und Jedermann weiß, wie wie 
Werth Die ſ. g. Bekehrungen auf dem Scaffot eigentlich haben. Gerade von dieſem 
Standpunkt aus erklärte ſich Die chriſtliche Kirche in den älteften Zeiten ebenfo gegen du 
Todesstrafe, wie Died heutzutage die aufgeklärten Katholifen in Belgien und die Anhänger 
der Beſſerungstheorie thun. Zweifelbafter könnte auf den erften Blick die Beantwortung 
der Frage ſcheinen: ob die Todesftrafe abihredende Kraft habe? Dieſer abſchrecken 
den Kraft wenigftens vertrauen jene maßgebenden Berfönlichkeiten, welche heutzutage ned 
in den meisten Staaten die QTodeöftrafe aufrecht zu erhalten wiſſen. Indeſſen find Die 
Beweiſe, welde man dafür aus der Erfahrung beibringt, ſehr trügerih. Die Erfahrung 
zeigt vielmehr, daß nad Abſchaffung der Todesjtrafe in einem Staate die Zahl der früber 
mit derfelben bedrohten Verbrechen nicht wächſt. Diele Erfahrung machte man namentlich 
ganz allgemein bei der überall eingetretenen Beſchränkung dev Todesftrafe auf Die bedeu— 
tendſten Verbrechen. Sie erklärt ſich dadurd, daß die Verbrecher, wenn fie überhaupt ver 
Begehung der That an die drohende Strafe denken, derjelben durch kluge Veranftaltungen 
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zu entgehen hoffen, und daß fie faft mie zum Verbrechen fchreiten würden, wenn jie die 
zweifelloie Gewißheit hätten, daß fie die Strafe erreichen würde, weil unter diefer 
Borausiegung feine Ausſicht für fie vorbanden wäre, die gehbofften Früchte des Verbrechens 
zu genießen. Daber liegt die abichredende Kraft der Strafe nicht ſowohl in der Höhe 
der Androhung als in dem Grade der Sicherheit, mit welchen die Beitrafung zu erwarten 
it. Es muß alfo dafür geſorgt werden, daß Durch eine gute Organiſation der Criminal: 
polizei die Wahricheinlichfeitt des Unentdeckt- und Unbeftraftbletbens der Verbrecher fich 
mindert. 

Inſofern die Todesftrafe nicht gänzlich beleitigt wird, muß man wenigſtens darauf 
dringen: 

1) Daß fie blos angedrobt werde für den vollendeten Mord und außerdem höchſtens 
für die verfuchte abfichtlihe Tödtung Des Staatöoberhauptes in einem monarchiſchen Staat. 

2) Daf zur Füllung eines Todesurtbeils Einſtimmigkeit der Geſchworenen gefordert 
werde. 

3) Daß man die Todesitrafe mr alternativ neben einer Freiheitsftrafe und nicht 
abſolut androbe. 

4) Daß fie nicht ummittelbar durch Menſchenhand und in der möglichft ſicheren und 
Ichmerzlofen Weile vollftvedt werde. Dem entipricht die neuerdings fait allgemein ge— 
ſchehene Einführung des Fallbeiles. 

5) Daß man die Todesstrafe, um nicht jene empörenden Schauſpiele zu veranlafien, 
welche die öffentliben Hinrichtungen bieten (die recht deutlich zeigen, wie wenig abichredende 
Kraft der Topdesftrafe innewohnt), innerhalb eines geichlofjenen Hofraumes vor wenigen 
Solennitätszengen vollziehe (Intramuranhinrichtung), mie Dies neuerdings faft überall 
eingeführt iſt. 

8. 2. Die Freiheitsftrafen. Die Freibeitöftrafen zerfallen in mehrere 
Unterarten. Es gehören hierher nämlich: 1) die Bermweifung, 2) die Berftridung, 
3) die Berbringung, 4 die Gefängnißſtrafe. 

1) Was die Verweiſung betrifft, To farm diefe entweder eine bloße Ausweiſung aus 
einem einzelnen Ort oder Gebiet im Inlande oder eine Verweiſung aus dem Inland, Landes— 
verweifung, Verbannung fein. Die erftere kann höchſtens als polizeiliche Nebenmaßregel 
neben einer anderen Strafe eintreten, fir ſich allein führt fie zu feiner gemügenden Be— 
ftrafung Der Verbrechen. Die Landesverweiſung Dagegen wird heutzutage durch Das 
Bölferrecht verboten, jofern fie ſich gegen Inländer richtet. ALS alleinige Strafe ift fie 
gegenitber Ausländern nicht empfehlenswertb (cher anwendbar als Sicherungsmaßregel 
gegen Perſonen, wider welde nad) völferrechtlihen Grundlägen eine eigentlibe Strafgewalt 
nicht zufteht), Dagegen allerdings paffend und auch ſehr im Gebrauch als Zulagitrafe 

“für ſchwere Verbrechen der Ausländer, zu vollftveden nad der Verbüßung der Gefäng— 
nißſtrafe. 

2; Die Berſtrickung Confination, Internirung), d. h. eine mit einer gewiſſen Bes 
auffichtigung verbundene Anweiſung, einen Ort oder ein beſtimmtes Gebiet nicht zu vers 
laſſen, hat ebenfalls nur den Charakter einer Polizeimaßregel. 

3) Die Verbringung (Deportation) ift überhaupt nur unter ganz beionderen Vor— 
ausſetzungen durchführbar. Sie kann eine fittlihe Bedeutung geibinnen, wenn man die 
Berbrecher zu Werkzeugen der Gultur bemugend, dur fie wüſte unbewohnte Gegenden 
urbar machen läßt. Sie iſt aber nicht haltbar, Tobald neben der Verbrecherbevölkerung 
eine nur einigermaßen zahlreiche einheimiſche Bevölferung in dem Deportationsgebiet 
(welches nicht ſelten eine überſeeiſche Colonie it) ſich ausbreitet. Schwierig bleibt es 
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immer, den Charakter der Strafe bei der Deportation nicht ganz zu verwiſchen oder 
andererſeits in ungebührliche Strenge ausarten zu lafjen. Nicht ſelten ift auch die De 
portation in jehr ungelunde Gegenden zur Execution einer langſam wirkenden Todesitrafe, 
namentlich gegenüber politiichen Widerſachern benutt worden, jo z. B. von der franzö— 
fiihen Regierung die VBerbringung nach Cayenne. 

4). Das heutzutage in den bei weitem meiſten Fällen angewandte Strafmittel iſt die 
Gefängnifftrafe Es iſt leicht einzufehen, daß diefe Strafe in der That (ihre richtige 
zwedmäßige Einrichtung vorausgefetst) weit mehr als irgend eine andere jene Eigenſchaften hat, 
welche wir von einem tauglichen Strafmittel verlangen. Denn vor allem befitt fie eine fait 
unbegrenzte Theilbarkeit, für welche nur die Yänge des menjchlichen Lebens die unvermeidlichen 
Schranken zieht, überdies aber auch eine Dehnbarkeit dadurch, daß fich eine äuferft verſchieden⸗ 
artige Behandlung der Gefangenen mit jehr vielen Abftufungen größerer und geringerer 
Strenge und Milde denten läßt. Hieraus ergibt fi), wie ſehr fie geeignet ift, eine dem 
Verſchulden in jedem einzelnen Falle entfprechende Strafausmeljung zu geftatten. Zus 
gleih gewährt fie im Hinblif auf mögliche ungerechte Berurtheilungen den Troft, daR 
fie eine Wiedergutmachung wenigftend nicht von vornherein ausichlieft. Nicht minder aber 
erfcheint die Gefängnißftrafe empfehlenswerth wegen ihrer Tauglichkeit für die Verwirk— 
lichung der Strafzwede. Zunächſt ift gewiß eine ſolche Einrichtung der Haft denkbar, 
welche, indem fie den rechten Ernſt der Strafe fühlen läßt, abichredend wirkt. Und an— 
dererfeit8 ift in der länger dauernden Haft die Gelegenheit geboten, diejenigen Verbrecher, 
welche befjerungsbebürftig und befferungsfähig find, zu einer inneren Umwandlung ibrer 
Gefinnungen zu bewegen. Sollen freilich dieſe Ziele erreicht werden, fo wird man die 
Gefängnißfrage unter Benugung der gemachten reichen Erfahrungen ſyſtematiſch nach feften 
Principien zu löſen verſuchen müſſen. Bon eimem Gefängnißſyſtem fonnte man in 
früheren Zeiten nicht ſprechen. Man ftrebte nur darnach, eimerfeits den Verbrecher in 
fiherer Haft zu halten und andererfeits, wenn man ihn nicht aus befonderen Gründen einſam 
in einem verborgenen Kerker verborgen hielt, feine Arbeitöfraft möglichſt nugbar zu machen. 
Dabei war die ganze Behandlung des Sträflings darnach angethan, in ihm jeden Funken 
einer befjeren Regung vollends zu erftiden. Man brachte die Verbrecher gewöhnlich in 
Gemeinschaft miteinander, und jo fam es dazu, daß Die Zuchthäufer, wie man ohne 
Uebertreibung fagen fonnte, zu wahren Hochſchulen des Yafters und Brutftätten von 
Gomplotten zu neuen Verbrechen wurden. Erft am Anfang diefes Yahrhunderts führte 
die überhandnehmende Ueberzeugung von der Widerfinnigfert eines ſolchen Vorgehens zu 
einer rationelleren Einrichtung der Gefängnifanftalten, und zwar zuerft in Nordamerika. 
Dort bildeten ſich zwei Gefängnißſyſteme nebeneinander heran: das Auburn' ſche oder 
Schweigſyſtem und das der Einzelbaft (was pennſylvaniſche Zellenjuften). 
Das erftere, welches fi namentlich aud über Belgien und Frankreich ausgebreitet bat, 
forgt für Abjonderung der Sträflinge während der Nachtzeit, was jedenfalld ein Fort— 
fchritt ift. Am Tage arbeiten die Eträflinge gemeinfam, jeder Verkehr durch Worte oder 
Geberden ift aber ftreng unterfagt. Diefes Verbot ift jo widernatürlich, daß es felbit 
mit der äuferften Strenge nicht vollftändig aufrecht erhalten werden fann, und im ven 
Gemüthern der Sträflinge Heuchelei, Trog und Berbitterung erzeugt. Die Statiſtik der 
Rückfälle beweist, da es ebenjo wenig wie die althergebrachte gemeinichaftliche Haft einen 
befjernden Einfluß hat. — Das pennſylvaniſche Syſtem begann mit einer Uebertreibung 
des an fich richtigen Eedankens, daß man den Verbrecher nicht in die werderbliche Ges 
meinſchaft mit anderen Verbrechern bringen dürfe. Man fperrte ihn alſo in eine Zelle 
und ließ ihn ohne allen Verkehr und ohne Arbeit, um in feinem Inneren eine heilſame 
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Umwandlung zu bewirken. Das Refultat muß Verzweiflung oder Stumpfheit und 
gänzliche Unfähigkeit, ſich nach der Entlafjung in der Freiheit zu bewegen und fortzubelfen, 
fein. Allmählig fam man, namentlih in Europa, zu einer rationellen Umgeftaltung des 
Syſtems der Einzelhaft. In diefer Geftalt beruht fie auf dem Princip der Abfonderung 
des Sträflings von anderen Sträflingen, ohne Abſchließung defjelben von dem verevelnden 
und wohlthuenden Verkehr mit den Gefängnigbeamten und den Mitgliedern von Ge— 
fängnißvereinen, und mit Benügung der die geiftigen und fittlichen Kräfte hebenden Arbeit, 
fowie des Unterrichts, wo dieſer noththut. Sp wird der Sträfling gewahrt vor der An— 
ſteckung durch Seimesgleichen, bebütet vor Zuchthausbekanntſchaften, welche ihn auch nad) 
feiner Entlafjung wieder auf die Wege des Yafters führen könnten, und durch den Ber: 
fehr mit liebreihen Menſchen, ſowie durch die Befähigung zur Arbeit, welche auf ihn 
ſchon im Gefängniß ihren fittlich Träftigenden Einfluß äußert, berangebilvet zu einem 
tauglichen Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft, welches im Stande ift, durch eigene 
Thätigkeit fi) fortzubelfen und den Verſuchungen zum Nüdfall zu widerſtehen. Natür- 
liherweile darf man fich nicht der Täuſchung hingeben, daß ſolche Reſultate bei jevem 
Berbrecher zu erreichen find; wenigftens aber gewährt das Einzelhaftſyſtem die Beruhigung, 
daß die Sträflinge nicht Durch den Aufenthalt im Gefängniß noch jehlechter und verwor— 
fener gemacht werden, als fie vorher waren, dar alfo dem Staat der jchwere Vorwurf 
erſpart bleibt, der ihn treffen muß, wenn er auf diejenigen, deren Geſchick in feine Hand 
gelegt ift, einen entfittlichenden Einfluß ausübt. Es fann auch nicht geleugnet werden, daß die 
Einzelhaft nicht für jeden Sträfling ammwendbar ift. So nicht für Perjonen, welche zu 
Geiftestranfheiten neigen, namentlich aber nicht für ganz jugendliche Berbrecher. Für diefe 
eınpfiehlt ſich als beftes Erziehungs= und Zuchtmittel ein familienartiges Zufammenleben 
und Beichäftigung mit Iandwirthichaftlichen Arbeiten. Anftalten, welche im dieſer Weife 
organifirt find, haben ſich, namentlich in den Niederlanden und in Frankreich, gut bewährt. 

Neben den oben genannten Syſtemen wäre nod zu erwähnen das ſ. g. Claſſi— 
ficationsd= oder Genfer Syſtem, welches die Verbrecher nach ihrer Verdorbenheit in 
Claſſen einzutheilen jucht und eine VBorrüdung von einer Claſſe in die andere bei gutem 
Berhalten in Ausficht ſtellt. Da eine ſſolche Claffification niemals gelingt, ſo ift dieſes 
Syſtem micht viel mehr werth, als die alte Gemeinſchaftshaft. Mehr Beachtung ver: 
dient das ſ. g. irifche Syſtem der Zwilchengefängnifje (intermediate prisons), welches 
auf dem Gedanken beruht, die Sträflinge allmählig fir die Freiheit und Selbftftändigfeit 
zu erziehen. An den Anfang der Strafverbüßung ift die Einzelhaft geftellt, welche nur 
fo lange dauern ſoll, als namentlich zur inneren Sammlung des Sträflingd und zum 
Bekanntwerden mit deſſen Individualität nöthig iſt. Weiterhin foll der Sträfling in 
Gemeinſchaft mit anderen Sträflingen leben, um im Berfehr mit diefen allmählig durch 
ftufenweis geftattete immer größere Freiheit vorbereitet zu werben für den Eintritt in die 
volle Freiheit. Es bleibt jedenfalls fraglich, ob die Gefellung von Verbrechern wirklich 
ein paſſendes Uebergangsſtadium zwiſchen Einzelhaft und dem Leben in der bürgerlichen 
Geſellſchaft ift, und ob jener Verkehr der Sträflinge nicht vielmehr die guten Keime wie 
der zerftört, welche durch die Einzelhaft gelegt worden find. Die Controverfe über diejen 
Punkt ift noch nicht auögetragen und ſoll hier nicht entſchieden werben. 

In nenefter Zeit hat man in einzelnen deutfchen Staaten begonnen, das Inſtitut 
ver ſ. g. bedingten Entlaſſung der Sträflinge (bedingte Freiheit, Beurlaubung, 
„bedingte Begnadigung“) einzuführen, welches zuerft in England in einer jehr unſyſtema— 
tifchen Weiſe zur Anwendung gefommen iſt. Es befteht im weſentlichen darin, daß der— 
jenige Sträfling, welcher fich längere Zeit hindurch im Gefängniß tadello8 verhalten bat, 
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aus demfelben unter der Bedingung des Wohlverhaltens für den Reſt der Strafzeit ent- 
laffen und in den Zuftand emer nur durch eine gewiſſe Beauffichtigung eingefchräntten 
Freiheit verjegt wird. Verletzt er die Bedingung durch übles Verhalten, jo wird er — 
gewöhnlich zur Verbüßung des ganzen Reſtes der Strafzeit, welde ihm bedingungsweiſe 
erlaffen war — wieder in die Strafanftalt zurückgebracht. Dieſes Inftitut wirft jehr 
wohlthätig auf die Befferung der Sträflinge und widerjpricht auch dem Princip ber 
Strafe nicht. Denn da der Nichter zur Zeit der Berurtheilung nicht im Stande ift, 
das Maß des Verfchuldens genau zu beftimmen, jo läßt jich eine nachträgliche Correctur 
des Urtheils wohl denken, melde ihre Begründung in einem Rückſchluß findet, den man 
von dem durchaus Löblichen Berhalten des Sträflings auf die geringere Intenfität jener 
verbrecheriſchen Gefinnung macht. 

Die Gefängnißſtrafe wird in unſeren Geſetzbüchern gewöhnlich in mehrere Unter— 
arten zertheilt. Am häufigſten findet ſich eine Dreitheilung in Zuchthaus, Arbeitshaus, 
Gefängniß (oder Zuchthaus, Gefängniß, Einichliefung, wie in Preußen), zumeilen auch 
eine Viertheilung in Kettenftrafe, (welche durchaus verwerflid it), Zuchthaus, Arbeitshang, 
Gefängniß, in Defterreich ſogar eine Künftheilung in ſchweren und einfachen Kerker, ftrengen 
und einfachen Arreft und Hausarreft. Daneben kommt mit Berüdjichtigung des Stan: 
des, der Bildungsftufe oder ſonſtiger berüdfichtigungswertber perfönlicher Verhältniſſe die 
ſ. g. Feſtungsſtrafe als ein nicht immer zu rechtfertigendes Privileguum vor. Ein 
innerer Grund zu einer ſolchen weitgehenden Zeripaltung der Gefängnifftrafe Liegt nicht 
vor. Es läßt fi nur eine Unterjcheidung zwiſchen nicht entehrender und entehrender 
Freiheitöftrafe Gefängniß und Zuchthaus) rechtfertigen, wie dies im Lübiſchen Strafgeſetz 
und in dem Bremer Entwurf anerkannt ift. Das Nähere hierüber wird die unten fol- 
gende Betrachtung über die Ehrenftrafen auseinanderſetzen. 

8. 3. Die Vermögensſtrafen. Dieſe find heutzutage in den Hintergrund ge 
treten, während fie faft das ganze Mittelalter hindurch den Mittelpunkt des Strafenſyſtems 
gebilvet hatten. Namentlich ift die Bermögenseinziehung (Eonfiscation), welche früher 
mit den ſchwereren Strafen verbunden zu werden pflegte, heutzutage aus den Geſetzbüchern 
verfchwunden, da man eingefehen bat, daß ihre Wirkungen vwiel mehr die unfchuldigen 
Angehörigen als den Verbreder treffen und daß fie dem Beſſerungszweck zuwider— 
läuft. Ganz anders ift die |. g. ſpecielle Gonfiscation, d. h. die Strafe des 
Verfalles einzelner beftimmter Sachen zu beurtheilen. Ste wird zum Theil als eime 
Polizeimaßregel angewandt, um weitere üble Folgen zu verhüten, wie z. B. die Confis- 
catton von gefundheitsichädlichen Waaren, falfchen Münzen u. dal., oder fie erfcheint als 
eine paſſende Form der Gelpftrafe bei gewiſſen Verbrechen, welche aus Gewinnſucht be 
gangen werden, jo wenn z. B. angeordnet wird, daß derjenige Beantte, welcher jich bes 
ftechen lieh, Das erhaltene Geſchenk oder deſſen Werth herausgeben muß. ALS eine 
eigenthümliche Form von Vermögensſtrafen it auch Die Unterfagung der Ausübung ge— 
wiſſer Befchäftigungen, Gewerbe u. ſ. w. zu betrachten, weldye aber zugleich auch entweder 
vom polizeilichen Standpunft gewürdigt werden muß (wie z. B. wenn einem Baumeiſier 
wegen fchlechter Bauführung die Ausübung feines Gewerbes verboten wird), oder zumädhtt 
wentgitens der Tendenz der Gelege nach den Charakter einer Ehrenfolge an jich tragen 
ſoll (wie 3. B. die Entziehung der Advocatenbefugniß), aber deshalb nicht zu billigen 
it, da fie, ohne dar dies beabfichtigt und am Plage ift, hauptlächlid als Vermögene— 
ſtrafe wirft. 

Was nun die eigentlihen Geldbußen betrifft, jo Haben fie den Vorzug einer 
großen Theilbarkeit und geftatten auch in ähnlicher Weiſe, wie die Freiheitsſtrafen, eine 
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Wiedergutinahung. Indeſſen find fie vorerft nicht fo häufig ammwenbbar, weil die Mehr: 
zahl der Verbrecher fein Vermögen befitt, auf das man greifen fünnte. Ferner bieten 
fie gewiß jehr wenig Bürgſchaften für Erreihung der Strafzwede, der Beſſerung ſowohl, 
als der Sicherung. Ihre Wirkung ift ferner im Hinblid auf Die möglichen Verſchieden— 
heiten der Vermögensumftände des Verbrechers ſchwer zu berechnen und es ift faum mög— 
lich, die richtige Gleichung herzuftellen. Man bat daher in älterer, und neuerer Zeit den 
Vorſchlag gemacht, die Geldſtrafen nad) beftimmten Quoten des Bermögend auszumeſſen. 
Alleın dies würde zu der ärgften Ungleichheit führen, da das Vermögen eine ganz andere 
Bereutung für den auf feine Handarbeit Ungewiejenen umd für den reihen Capitaliſten 
bat. Es würde überdied eine genaue Unterfuhung der Vermögensumſtände Des zu Bes 
itrafenden vorausjegen, welche zu einer für den Betreffenden unter Umftänden höchft pein— 
lichen, durchaus unzuläfjigen Erörterung der Privatverhältniffe Anlaß gäbe und jehr 
häufig nicht einmal zum Ziele führen wirde. — Den Gelpftrafen fteht ferner das Bes 
denfen entgegen, daß jie, in einem größeren Ausmaß verhängt, ähnlich wie die Ver— 
mögendeinziehung mehr die unjchuldigen Angehörigen, als den Verbrecher treffen. Die 
Gelpftrafen empfehlen fi Daher nur dann als ausjchlieglic anzudrohende Strafen, wenn 
die fraglichen Delicte geringfügiger Natur find und aus einer Geſinnung hervorgehen, 
welche ein Hinwirken auf Bellerung des Verbrecher unnöthig erfcheinen läßt. Außer— 
dem können fie auch, wie Died im preußiſchen Geſetzbuch gejchehen iſt, vwerbumben mit 
Freiheitöftrafe gegen ſolche Verbrechen angedroht werben, welche aus Gewinnſucht be— 
gangen werben und deren Thäter nicht jelten ziemlich wohlhabende Leute find (alſo gegen 
Betrug u. dgl.). 

8. 4. Die Ehrenftrafen. Diefe find in umferen Strafgefegen in einer ſehr 
mangelhaften Weife behandelt, obwohl die neueren Geſetzbücher einen Fortſchritt gegenüber 
den älteren gemacht haben (mas nur von dem öſterreichiſchen Gejeg von 1852 micht gilt, 
welches jogar Hinter das von 1803 zurüdgegangen if). !; Will man hier zu einer durch— 
greifenden Reform kommen, jo muß man ſich vor allem Klar werden über den Begriff der 
Ehrenftrafen. Nach unferer heutigen Anſchauung nun fann der Staat nur in einer jehr 
beichränften und mittelbaren Weiſe über die Ehre feiner Bürger verfügen. Während in 
Rom die Ehre nicht dem Menjchen, jondern dem Bürger als ſolchem zufommt, Daher der 
Staat auch über die Ehre, melde er als ein Attribut der freien Staatsbürgerichaft ſchafft, 
mit Recht und Wirkung verfügen fan, knüpft ſich bei uns der Begriff der Ehre an bie 
menſchliche Würde und deren Anerkennung durch die öffentliche Meinung. Ueber dieſe 
durch Herfommen und Sitte, Neflerion oder auch Vorurtheil gebilvete und beftimmte 
öffentliche Meinung hat der Staat fein unmittelbare und unbeſchränktes Verfügungsrecht; 
er ift daher nicht in der Yage, ein Urtheil über den Bei oder Berluft der Ehre zu 
fällen, kann nicht für ehrlos und nicht für ehrenhaft erklären. Allerdings aber vermag 
der Staat mittelbar auf die öffentliche Meinung über den Werth und Charakter eines 
Menſchen einzumirfen, indem er einen ſolchen, welder durch ein Verbrechen eine ehrlofe, 
gemeine, niederträchtige Gefinnung an den Tag gelegt hat, für unwürdig erklärt, gewiſſe 
Rechte auszuüben, deren Befig nach allgemeiner Anſchauung, weil derjelbe eine bejondere 
Ehrenhaftigfeit der Gefinnung vorausfegt, etwas Ehrenvolles iſt. Der Staat fann aljo 
mit anderen Worten den Berluft der |. g. Ehrenrechte ausfpreden. Soll aber Dabei 
nicht millfürlih vorgegangen werben, jo darf ein ſolches Urtheil nur ergehen, wenn das 


) Dagegen bat ein Geſetz vom 15. November 1867 erhebliche Reformen angebahnt, wenn 
es auch auf balbem Wege ftehen geblieben ift. 
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Verbrechen, welches begangen wurde, wirflih aus einer unehrenhaften Gejinnung ent- 
Iprungen ift. Dan darf die Aberfennung der Ehrenrechte nicht unbedingt mit der Ber: 
urtheilung zu einer gewilfen Art der Freiheitsſtrafe verbinden, 3. B. mit der Zuchthause 
ftrafe, wenn dieſe nicht ausfchlieglid für entehrende Verbrechen angedroht wird (mas in 
unferen Gefegbüchern nicht der Fall ft). Denn unzweifelhaft ift es nicht die Strafe, 
jondern die verbrecheriſche Handlungsweiſe, welche entehrt. Allerdings wird es ſich aber 
zur Vereinfachung des Strafenfoftems empfehlen, anzuordnen, daß die ſchwerſte Art der 
Freiheitöftrafe nur bei entehrenden Verbrechen eintrete und daß dann mit der Verurthei: 
lung derſelben von jelbft der Verluſt der Ehrenrechte in dem vom Geſetz beftimmten 
Maße verbunden je. Da es ferner aber vorkommen kann, daß ſolchen Verbrechen, 
welche in der Regel aus entehrender Gefinnung hervorgehen (wie 3. B. Betrug, Diebftahl), 
ausnahmsweiſe ein nicht entehrendes Motiv zu Grunde Liegt, und umgelehrt, jo muß 
dem Richter die Ermächtigung gegeben werden, in folden Fällen ausnahmsweiſe auf 
„nicht entehrende“, beziehungsweife „entehrende Strafe” zu erkennen. Die legtere Er: 
mächtigung wird wegen ihrer fchweren Folgen am beften nur bei jenen Verbrechensarten 
zugejtanden, bezüglich welcher Das Geſetz im bejonderen Theil dies ausdrücklich hervorhebt. 

Was fermer den Inhalt der Ehrenftrafen betrifft, jo können dieſe nur in der 
Entziehung von öffentlichen Rechten beftehen, wie 3 B. von Amtsrechten, den Wahlrecht, 
dem Recht Gejchworener zu fein, Titel zu führen, öffentliche Würden zu befleiven, Orden 
zu tragen u. ſ. w. Der Staat erfennt ſolche Rechte überhaupt nur zu unter der Bor: 
ausſetzung befonderer Ehrenhaftigteit und Befähigung und einer pflihtgemäßen Ausübung 
der Befugniffe, welche damit ertheilt werben, und es beiteht feine Nothwendigfeit, ſolche 
Nechte Allen in gleihem Maße zuzutheilen. Nicht hierher gehören dagegen die Privatrechte. 
Site verleihen dem Berechtigten feine bejondere Ehre und überdies würde ihr Berluft 
einerſeits dem Beſſerungszweck zumwiderlaufen, andererjeitS unbetheiligten Dritten am meiften 
zum Nachtheil gereihen. Das legtere gilt auch von dem Verluft des Rechts, vor Ge 
richt Zeugniß zu geben, welcher überdies unvereinbar ift mit einem Verfahren, Das dem 
Richter die freie Wirrdigung der Beweistraft anbeimftelt. — Auch afademiihe Grade 
kann man nicht zur Strafe entziehen, weil jie nur eine gewiſſe willenfchaftliche Bildung 
vorausjegen, deren Mangel feine Strafe nad ſich ziehen kann. — 

Eine weitere Frage ift die über das Maß der Ehrenftvafen. Und bier finden wir 
nun in den Geſetzbüchern gewöhnlich mit der Zuchthausftrafe lebenslängliche Ehrenfolgen 
verfnüpft. Jedenfalls ift hiervon die falfche Auffaffung die Urfache, welche meint, man 
könne Jemanden nicht auf eine beftimmte Zeit „ehrlos erklären”, während e8 fich nur 
um die Entziehung beftunmter Rechte handelt, welde allerdings ohne inneren Widerfprud 
als eine zeitliche gedacht werden fan. Auch an die Ehrenftrafen muß man, wie an alle 
Strafen, Die Forderung ftellen, daß fie im Verhältniß zu der Verſchuldung jtehen müſſen 
Es iſt faft ebenfo verkehrt, lebenslänglihe Ehrenfolgen für alle mit Zuchthausftrafe be 
drohten Verbrechen eintreten zu laſſen, als es verkehrt wäre, für alle diefe Delicte Tebens- 
längliche Zuchtbausftrafe zu verhängen. Cs wird ſich vielmehr die gejegliche Beftimmung 
eined Marimum der Zeitdauer empfehlen, bis zu welcyer höchſtens nach Verbüßung der 
Freiheitsſtrafe die Ehrenfolgen fortzudauern haben, während es dem Nichter geftattet iſt, 
auch auf eine fürzere Dauer zu erkennen oder ſogar die Ehrenfolgen mit der Berbüfung 
der Freiheitsſtrafe zugleich als bejeitigt zu erflären. Sodann würde man auch bezüglich 
des Umfanges der Ehrenitrafen ungerecht verfahren, wenn man alle Verbrechen nad 
Einer Schablone behandelte. Man wird darauf zu jehen haben, in welcher Richtung 
ſich die entehrende Geſinnung durch Das Verbrechen geoftenbart hat. Dann wird es 
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unter Umftänden alſo ſich als entjprechend herausitellen, nur einzelne der Ehrenrechte für 

eine Zeit abzuerfennen, aljo 3. B. das politifche Wahlrecht, wenn eine Fälſchung in Bes 

zug auf politiiche Wahlen vorgefommen it, Das Recht), öffentliche Aemter zu befleiven, 

wenn ein Mißbrauch des Amtes in nicht ſchlechthin entehrender Weiſe ftattgefunden hat 

u. ſ. w. — Es ift wohl aus diefen Andeutungen zu erjehen, daß unſer beftehendes 

Recht in diefem Gebiet gründlicher Reformen bedarf. Namentlich findet fi in allen 

Gejegbüchern, wie erwähnt, die Verhängung lebenslänglicher Ehrenfolgen in ſehr reichlichem 
Mafe, während fie fi doch nur in Verbindung mit lebenslänglicher Freiheitsſtrafe vecht- 

fertigen läßt, wobei freilid) noch die Frage offen bleibt, ob die lebenswierige Freiheits- 

ftrafe Telbit beibehalten werden folle. — 

Unter die Ehrenftrafen find auch neben dem Verluſt der Ehrenrechte die ſ. g. be— 
Ihämenden Strafen zu ftellen, die fih noch heutzutage in einigen Ueberreften vorfinden, 
während die beſchimpfenden, wie jhon früher erwähnt wurde, nicht mehr in Anwendung 
find. Jene beſchämenden Strafen beftehen zumeijt in einer dem Schuldigen auferlegten 
Handlung, welche einen fir venfelben demüthigenden Charakter an fi trägt. So bei 
der Ehrenerflärung, der Abbitte und dem Widerruf. Diefe Strafen find in einzelnen 
Geſetzbüchern gegen Ehrenbeleidigungen angedroht, aber jevenfalls ſehr precärer Natur. 
Ste müfjen eigentlich, von dem Verurtheilten an fich ſelbſt vollzogen werden, hängen alfo 
von deſſen Willen ab und können dur die Art und Weiſe, wie dieſer fie vollzieht, in 
ihr Gegentheil verkehrt werden. Es ift auch eine Umfittlichkeit, Yemanden zu einer Er— 
Härung zu zwingen, felbft wenn diefe im Widerfpruch mit feiner Ueberzeugung fteht. — 
In einer größeren Anzahl deutſcher Gefegbücher findet ſich aud) noch als die geringfte Strafe 
der durch den Nichter zu ertheilende Berweis angedroht, welcher wohl ebenfalls am 
füglichften unter die beſchämenden Etrafen eingereiht wird. Gegen diefe Strafe bemerkte 
die würtembergiiche ftändifche Commiſſion mit Net: „es hänge ihre Größe völlig von 
der Art ihrer Einfleivung und von dem Ehrgefühl deſſen ab, gegen welchen fie erfannt 
werde; fie könne hierdurch eine ſehr empfindliche Strafe werden, fie eigne ſich nur zur 
Disciplinarftrafe”. Man kann außerdem hervorheben, daß fie ausnahmsweiſe zwar aller: 
dings jehr empfindlich werden kann, in der Kegel dagegen faum als eine ernfthafte Be— 
ftrafung aufzufafien ift und darum nicht im Einklang fteht mit der Bedeutung und 
Würde des Strafverfahrens, daß fie ferner auf der Vorausſetzung eines patriarchalifchen 
Berhältnifjes zwifchen dem Nichter und dem zu Betvafenden beruht, welche bei ung 
nicht zutrifit. 

8.5. Die Brügelftrafe Die Prügeljirafe oder Strafe der kör— 
perliden Züchtigung bat ſich bis auf die neueſte Zeit ald das legte Ueber: 
bleibjel der früher fo häufigen Yeibeöftrafen erhalten und findet immer noch den einen 
oder anderen begeifterten Vertheidiger, jo daß man jie 3. B., naddem fie der Sturm 
des Jahres 1848 himweggefegt hatte, jelbft in dem bochgebildeten Sachſen im Jahre 
1855 wieder einzuführen für nöthig hielt. Neueſtens ift fie nun faft überall wieder 
bejeitigt, nur in Sacfen- Altenburg und in größerem Umfange in ven beiden Medlen- 
Burg befteht fie noch. Ihr letztes Stündlein hat aber unzweifelhaft geihlagen, ſobald 
die Einführung des Strafgefetzbuches für den Norddeutſchen Bund erfolgt. Sie übt eine 
durchaus entfittlihende, das Ehrgefühl erſtickende Wirkung auf den Verbrecher und ihre 
Intenſität hängt überdies von der nicht zu controlirenden Willfür, der Kraft und Laune 
Des erequirenden Bütteld ab. Daß die Prügelitrafe felbft als Disciplinarftrafe in den 
Strafhäufern gar nichts taugt, tft von den tüchtigften Praftifern anerfannt. Ste macht 
pie Sträflinge trogig und verbittert und untergräbt auf diefe Weile die Disciplin. Mit 
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einem Wort: die Prügelftrafe paßt nur für ein Reich, wie das chinefiiche, in welchem 
das Staatdoberhaupt wie ein Vater über feine unmiündigen Kinder herrſcht. Dort freilich 
it Das Bambusrohr im Schwung und die Applicirung deſſelben ift mit einer in ihrer 
Art bewiundernswerthen minntiöfen Genauigkeit geregelt. 

Faffen wir das Ergebniß unferer Betrachtung über die Strafmittel zufammen, jo 
jehen wir, daß das Strafenſyſtem der jest geltenden Geſetze noch viel zu complicirt ift. 
Weder die Todesſtrafe, noch die fürperlice Züchtigung, noch eine unmotivirte Bieltheilung 
der Freiheitsſtrafen ift zuläffig. Ein vationelles Strafenfyften geftaltet ſich alfo ganz 
einfach in folgender Weiſe: 

1) Die regelmäßige Strafe ift die Gefingnifftrafe. Und zwar ift diefelbe mit Rüd- 
ficht auf die entehrende oder nicht entehrende Natur des Berbrechens entweder im Zucht 
haus oder im Gefüngnig im engeren Sinne zu vollftreden. Alſo zwei Freiheitsſtrafen: 
Zuchthaus- und Gefängnißitrafe. 

2) Für gewiſſe geringfügigere und auch bedeutendere, aus Gewinnfucht begangene 
Verbrechen (in dem letzteren Fall cumulativ mit der Freiheitöftrafe) empfehlen ſich aud) 
die Geldbußen. — 

3) Die Ehrenftrafen find mit der Freiheitäftrafe (dem Zuchthaus) in die oben näher 
angegebene Berbindung zu bringen. 

Die Hauptjache bleibt nun freilich die Einrichtung der Gefängniffe. Auf dieſe wich— 
tige Frage concentriven ſich in der neueren Zeit fo jehr die Beftrebungen der tüchtigften 
Theoretifer und Praktiker, daß eine Löſung derfelben nicht in allzu ferner Ausficht ftebt. 
Erft eine rationelle Einrichtung der Gefängniffe kann die Strafe wirklich zu dem machen, 
was fie den idealen Anforderungen gemäß fein, foll. 


C. Don der Anwendung der Strafgefehe anf das Verbrechen. 


$. 1. Geltungsgebiet der Strafgejege Die Frage über das Geltungs- 
gebiet der Strafgeſetze zeripaltet ſich wieder in eine doppelte, nämlich in die Frage nad) 
ver zeitlihen Herrihaft und im die nad den Perjonen, welde ver Herrichaft 
des Strafgefeged unterworfen find. 

Rückſichtlich der zeitlichen Herrſchaft gilt im allgemeinen der Sag, daß das Geſetz 
feine Herrichaft erjt mit der verfaſſungsmäßigen Publication (Kundmachung) beginnt. Ges 
wöhnlich wird aber nody bei der Publication, namentlich bei umfangreihen und wichtigen 
Geſetzen, ein ſpäterer Zeitpunkt für den Beginn der Wirkſamkeit des Geſetzes beſtimmt, 
damit Diejenigen, welche dem Geſetz gehorchen ſollen, ſich die Kenntniß deſſelben aneignen 
fünnen Daß man unzuläfjigermeife allgemeine Kenntniß der gehörig publicirten Gefege 
fingirt, Davon war ſchon früher Die Rede, 

Gewöhnlich ftelt man den Satz auf: daß das mildere Strafgeſetz auch zurüd= 
wirke, d. h. auf jene Verbrechen anzuwenden fer, welche ſchon vor Erlaß veilelben be— 
gangen wurden zu einer Zeit, als ein härteres Gejeß galt. Der Grund hiervon wird 
darin geſucht, daß der Staat durch den Erlaß eines milderen Gefeges feine Ueberzeugung 
von der Ungerechtigkeit der früheren bärteren Beltrafung ausipricht, daher jenes ältere 
Necht jest nicht mehr jeiner Weberzeugung zuwider ammwenden kann. Dies ift richtig, 
führt aber zu der Gonjequenz, daß aud Das jtrengere Strafgefeß, alſo überhaupt 
jedes Strafgefeg rückwirkende Kraft haben müſſe. Durch: die Kundmachung eines Straf: 
geſetzes erfüllt der Staat feiner Weberzeugung nad die Pflicht vergeltende Gerechtigkeit zu 
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üben, und iſt das neue Strafgeſetz härter, als das frühere, ſo liegt darin auch der Aus— 
ſpruch, daß das letztere ungerecht, weil zu mild, geweſen ſei. Der Verbrecher hat auch durch 
das frühere Geſetz kein Recht auf die mildere Strafe erworben, er hat nicht etwa einen 
Vertrag abgeſchloſſen, dahin lautend, daß er ein Verbrechen begehen wolle unter der Be— 
dingung, nicht härter geſtraft zu werden, als das beſtehende Recht feſtſetze. Gleichwohl 
iſt es zu billigen, wenn die allgemein herrſchende Anficht ſtrengeren Strafgeſetzen die rück— 
wirkende Kraft verfagt. Denn im entgegengejegten Fall wäre die Möglichkeit zu ſtraf— 
erhöhenden Gelegenheitögejegen gegeben, die eigentlich nur eine Verhüllung der Cabinets- 
juftiz wären. Mißliebige, namentlich politiihe Gegner könnte die Regierung durch ſolche 
rückwirkende Gefege maßregeln. 

Die Wirkjamfeit eines Strafgefetses erliſcht nach unferer heutigen Auffaffung nur 
entweder mit dem Ablauf der Zeit, für welche es gegeben wurde, oder durch ein neues, 
mit dem früheren nicht vereinbares (oder daſſelbe geradezu aufhebendes) Geſetz, nicht aber 
fann es auf dem Wege des Gemohnheitsrechtes bejeitigt werden. Cine etwaige, mit dem, 
Geſetz im Widerſpruch ftehende Gerichtöpraris kann nicht als Nechtöquelle gelten, da fie 
vielmehr als eine Verlegung des Geſetzes den Richter verantwortlich macht. — 

Schr viel Streit befteht über Das Herrſchaftsgebiet des Strafgefetes rückſichtlich der 
ihm unterworfenen Berjonen. Allerdings ift man einig über die durch das Staats— 
recht und- Völkerrecht begründeten Ausnahmen. Hiernad iſt der Souverän des eigenen 
Staates ebenfo wenig dem Strafgefets unterworfen, als andererjeits fremde Souveräne 
und fremde Gejandte jammt dem Gejandtichaftöperional (deögleihen deren Yamiken nad) 
pofitivem Bölferrecht) vor dem hiefigen Strafgericht zur Rechenſchaft gezogen werden fünz 
nen. Abgejehen hiervon ftehen ſich namentlib das j. g. Territorial= und das Per— 
jonalprincip gegenüber. Das erftere jieht den Aufenthaltsort der Perfonen als ent= 
ſcheidend an und erklärt alfo, Jeder ſei dem Gefege unterworfen, der ſich in dem 
Staatsgebiet aufhalte, für welches das Geſetz erlaffen worden, gleichviel ob er Ausländer 
oder Inländer ſei. Das Perſonalprincip hingegen legt auf die Staatsangehörigfeit mehr 
Gericht. Ihm zufolge find allerdings alle hierzulande Lebenden dem biefigen Gele 
unterworfen, da auch die Fremden als ſ. g. zeitweilige Unterthanen (subditi temporarii)} : 
betrachtet werden, welche den Schutz der Strafgeſetze genteßen und fie beobachten müſſen, 
allen überdied werden die Inländer, auch wenn jie im Auslande verweilen, ebenfalls als 
dem inländiichen Geſetz unterworfen erklärt. Hierbei wird nur abgefeben von Geſetzen 
rein Localer Natur, namentlich polizeilihen Vorſchriften. Dagegen babe der Staat jeden— 
fall8 im allgemeinen kein Recht, Verbrechen zu beftrafen, welche won Ausländern im 
Ausland begangen find. Hiervon wird aber meiltens wieder eine Ausnahme gemacht, 
wenn die im Ausland von Ausländern begangenen Handlungen gegen den inländifchen 
Staat (oder auch feine Angehörigen) gerichtet find. In dieſem Fall pflegen die Geſetze 
die Beftrafung des Ausländers (mit verichtedenen Mopdificationen im einzelnen) anzuordnen 
und Died wird begründet entweder aus einem angeblichen „natürlichen Strafrecht”, meil 
fonft, wenn freinde Staaten nicht einfchreiten, unfer Staat und feine Angehörigen Des 
Strafichutes beraubt wären, oder durch eine (fingixte) ſtillſchweigende wechielleitige Dele— 
gation, oder aus dem Gefichtöpunft einer nur ganz ausnahmsweiſe zu übenden 
Nothwehr. 

Andere Schriftſteller und zum Theil auch einige Geſetzbücher, wie das öſterreichiſche 
und das ſächſiſche find noch weiter gegangen und erflären auch die im Ausland von 
Ausländern begangenen Verbrechen im, Inland ftrafbar, wenn fie nicht geringfügiger oder 
[ocalev Natur find, für ven Fall, als der ausländiihe Staat nicht jelbit ſeine Straf: 
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gewalt ausübt. Dieje Anficht ruht auf einer tieferen ethifchen Grundlage, als die jonft 
vorherrichende. Sie ftütt fi auf den Gedanken, daß es die Pflicht eines jeven Staates 
jet, ſtrafwürdige Uebelthaten zu beftrafen, welche er zu üben hat, ohne egoiſtiſche aus- 
ſchließliche Nüdfichtnahme auf feine eigenen Rechte und Intereſſen; eine Pflicht, in deren 
Ausübung die Staaten audy verbunden find, einander gegenfeitig zu unterftügen. Solche 
„Weltrechtöpflege” kann natürlih nur geübt werden rückſichtlich der am fich ſchon und 
nicht blos in Beziehung auf einen einzelnen Staat und deſſen Geſetze ftrafmürdigen Hand— 
lungen und wird eingeſchränkt durch das politiichen Verbrechen zuzugeftehende Aſylrecht. 
Diefes Aſylrecht muß heilig gehalten werden‘, denn wollte man auswärtige Verbrecher, 
welche fich gegen eine fremde Regierung oder Berfafjung vergangen haben, jelbft beftrafen 
oder auch nur ausliefern, jo müßte man die Borfrage enticheiden: ob die fremde Regie— 
rung oder Berfaffung wirklich eine vechtmäßige ſei — eine Entſcheidung, für melde den 
diesfeitigen Gerichten nicht Telten die Prämifien fehlen und bie zu völferrechtlichen Ber- 
‚widelungen führen kaun. Die Auslieferung wäre da nicht jelten eine Mitwirkung zur 
Berurtheilung am ſich berechtigter und edler Beftrebungen. Das Afylrecht wird ber 
Staat allerdings nur unter der Bedingung gewähren, daß es nicht zur Anſpinnung neuer 
Unternehmungen gegen den fremden Staat mißbraucht werde. Mit Recht wird in den 
neueſtens zwiſchen verjchiedenen Staaten abgeichloffenen Auslieferungverträgen die Claufel 
aufgenommen, daß wegen ſ. g. politiicher Verbrechen feine Auslieferung ftattfinde. 

Diejenigen Staaten, welde von Ausländern im Ausland begangene Berbreden be— 
ſtrafen, nehmen dabei das auswärtige Necht zur Richtſchnur, wenn dieſes milder ıft, als 
das einheimiſche. Die Strafwitrdigfeit einer Handlung fann aber firenge genommen ber 
Staat mur nad feinen eigenen Geſetzen beurtheilen, wobei allerdings Rückſicht zu neh— 
men ift auf den etwaigen entichuldbaren Irrthum eines Ausländers, in deſſen Beimath 
das Delict allgemein als ein minder ftrafbares oder gar nicht ſtrafwürdiges gilt. — 

Delicte geringfügiger Art, die im Ausland von Ausländern begangen werden, ignorirt 
man mit Recht, weil die langwierige Brocedur und die fonftigen Folgen, welde ſich an 
die Auslieferung fmüpfen, häufig einen über das Maß der verdienten Strafe binaus- 
reichenden Nachtheil zufügen würden, und andeverfeits die Unterfuhung und Beftrafung 
im Inlande ebenfalls einen uwerhältnißmäßigen Aufwand von Koften und Bemühungen 
verurſacht. — 

8 2. Strafzumeljungs= und Strafänderungsgründe imallgemei- 
nen. Betrachtet man das Strafgeleg im Verhältniß zum Strafrichter, fo ergibt fi der 
unbeftrittene Sat, daß der legtere fich zum Organ des Geſetzes machen, alfo das Urtheil 
dent Gelege gemäß ſprechen muß, da es nicht feines Amtes ift, Die Gejege zu corrigiren. 
Es ift aber verfehlt, wenn die Strafgelege Das Ermeſſen des Nichterd ganz ausfchließen 
wollen. Dies geichieht namentlich durch die ſ. g. abjoluten Strafandrohungen, welche, 
ohne der vernünftigen Erwägung der Umftände durch den Richter irgend einen Spielraum 
zu laffen, die Strafe beftimmen. Im folder Weile finden wir in der Regel die Todes: 
und die lebenslänglice Strafe in den Geſetzbüchern angedroht. Abjolut unbeftimmte 
Strafgeſetze, welde blos erklären, daß eine Handlung ftrafbar ſei, Art und Maß der 
Strafe aber ganz dem Ermeſſen des Richters überlaffen, ſchützen nicht vor der Willkür 
des letzteren. Darum find nur die relativ beſtimmten Strafprobungen zu rechtfertigen, 
welche heutzutage aud faſt alleinberrichend find. Der Geletgeber ftellt hier mittelit der 
Angabe eines Höchſt- und Meindeftbetrages der Strafe einen Strafrahmen auf, innerhalb 
defjen der Nichter die Strafe nad gewiſſenhafter Erwägung aller Das vorliegende Ber: 
brechen mehr oder minder ftrafwirdig machender Umſtände zumeſſen farm. Cine jolde 
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blos relative Strafandrohung entipricht allein der Natur ftrafbarer Handlungen. Denn 
die Strafwürdigkeit derfelben tft nicht eine gleiche fiir jedes ſolche Verbrechen, welches 
unter Diefelbe Art von Delicten gehört, Tondern man kommt nur dann zu der richtigen 
Abſchätzung Des Verſchuldens, wenn man jeden einzelnen conereten Fall nach feiner ſub— 
jeetiwen und objectiven Bedeutung würdigt. Jedes einzelne begangene Verbrechen hat 
feinen individuellen Werth und famı nie blos als ein Eremplar feiner Art oder Gattung 
behandelt werben. 

Wie ſchon angedeutet worden ift, gibt e8 Gründe, melde, weil fie auf das Maß des 
Verſchuldens von Einfluß find, bei der Zumefjung der Strafe von dem Richter zu bes 
rüdfichtigen find. Man nennt diefelben Strafzumeifungsgründe und theilt fie 
nad ihrer Wirkung ein in Straferhöhungs- und Strafminderungsgründe. Nicht felten 
verfuchen es die Gelege, Diefelben beiſpielsweiſe over gar vollftändig aufzuzählen. Eine 
vollftändige Aufzählung anzuftreben, ift ein von vornherein verfehltes Unternehmen, da 
feine menſchliche Weisheit im Stande ift, a priori alle jene Umftände anzugeben, welche 
möglicherweile auf die Strafbarkeit einer That Einfluß üben können. Cine blos bei= 
ſpielsweiſe Aufzählung dagegen tft geeignet, den Richter irre zu leiten und fein Augenmerk 
von der eindringenden Beurtheiluug des conereten Falles hinweg zur Subfumtrung des: 
jelben unter allgemeine Schablonen zu lenken. Die Strafzumefjungsgrinde widerjtreben 
überdies jeder allgemeinen Formulirung, weil fie zumeist ſolche Umftände find, melde eben 
jedes Verbrechen in einem höheren oder geringeren Grade begleiten, fo daß alſo ein bloßes, 
im allgemeinen nicht zu bezeichnendes Quantum den Ausichlag für die höhere oder niedere 
Strafzumeffung gibt. Ob der Schaden größer oder geringer ift, die Verlegung von mehr 
oder weniger Pflichten vorliegt u. f. w. — derartige durchaus fließende und relative Be— 
ftimmungen find nicht geeignet zu eimer geſetzlichen Fixirung. Jeder verftändige Nichter 
wird ohnehin darüber mit fih um Klaren fein, daß die Intenfität des verbredheriichen 
Willens, die Größe des verurfachten Uebels, auch die Gefährlichfett der Handlung, To weit 
der Thäter mit dem Bewußtſein der Gefahr gehandelt bat, als Zumeſſungsgründe in's 
Auge zu faffen, und daß die Energie des verbrecheriichen Willens wieder zu meſſen ſei an 
der Menge und Größe der Hinderniffe, welche der zum Verbrechen Schreitende (in feinem 
Inneren oder in der Außenwelt) zu überwinden hatte. Für ihn kann eine gefegliche Anz 
(eitung nur überflüffig und vielfach einengend fein; für den unverftändigen Richter dagegen 
wird fie zu einem Sündenbock, auf den er alles Unheil ſchieben kann, welches eine Ichiefe 
und oberflächliche Beurtheilung der Verbrechen anrichtet. 

Die Strafzumeffungsgründe pflegt man gewöhnlich einzutheilen in eriminalrechtliche 
und ceriminalpolitiidhe. Die eriteren beruhen auf dem größeren oder geringeren Verſchulden 
des Verbrechers, die legteren Dagegen beziehen fich nicht auf dieſes Verſchulden, ſondern 
auf irgend welde Nützlichkeitsrückſichten. So 3. B. Toll es ein criminalpolitiicher Strafs 
minderungsgrund fein, wenn der durch das Verbrechen Beichädigte auch ohne Zuthun Des 
Verbrechers Schadenerlag erhalten hat, oder wenn der Verbrecher der Obrigkeit andere, 
bisher verborgen gemwelene Verbrecher entdedt u. dgl. m. Allen es bedarf wohl keines 
Nachweiſes, daß e8 eine Verlegung der Gerechtigkeit ift, Umftände, welche mit dem Ver— 
brechen ſelbſt nicht zufammenhängen, als jtrafmindernd zu betrachten. — Ebenſo wenig 
gehört unter die Strafminderungsgründe die Erduldung einer (unverichuldeten) Unter— 
ſuchungshaft, da dieſe ebenfalls auf die Intenfität des verbrecheriichen Willens und die 
Größe der Uebelthat keinen Einfluß übt. Allerdings muß aber die Unterfuhungshaft, 
als ein um des Verbrechens willen erduldetes Uebel, bei der Ausmeffung der Strafe dem 
Verbrecher zu gute gerechnet werben. 
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Die Eintheilung der Strafzumellungsgründe in ſubjeetive und objective hat zwar 
manches für fi, kann aber leicht zu Mißverſtändniſſen führen. Die Inbjectiwen beziehen 
fih unmittelbar auf den verbrecheriſchen Willen; hierher gehören 3. B. größere oder 
geringere Reiflichfett der Ueberlegung, Gemüthsbewegungen, gute oder Ichlechte Erziehung, 
Berührung durch Andere u. dgl. Die objectiven beziehen ſich auf Die Größe des ver: 
urſachten Uebeld — wobei es aber nur zu oft außer Act gelaſſen wird, daß Diele 
nur in Betracht kommt, wenn fie dem Thäter zur Abficht oder zur Fahrläſſigkeit zus 
zurechnen tft. 

Bon den Strafzumeſſungsgründen untericheidet man Die Strafänderungsgründe, 
welche entweder die Strafe Ihärfen oder mildern, d. b. Umftände, bei deren Vor: 
handenfein eine ſchärfere oder mildere Strafart, oder ein anderes Strafmaß, ald Das ges 
wöhnliche, angewandt wird. Man ift wohl einig darüber, daß die Strafibärfungsgründe 
im Geſetz jelbft genau beftunmt werden müſſen, weil man eine Schinfung nit in das 
Ermefjen des Richters ftellen darf, was zur Willkür führen und den Grundſatz: nulla 
poena sine lege poenali verlegen würde, As ein folder Schärfungsgrund ericheint 
gewöhnlich der Rüdfall im engeren Sinne, d. h. das Begehen eines Verbrechens von 
Seiten eines bereitd einmal wegen eines gleibartigen Verbrechens Beſtraften; häufig auch 
das Zufammentveffen ftrafbarer Handlungen, wovon ſpäter zu reden fein wird. — Rück— 
fichtlich der Strafmilderung ftehen fich zwei Anfichten gegenüber. Die eine meint, es 
genüge, wenn die Geleggebung dem Richter eine allgemeine Ermächtigung zur Strafe 
milderung ertbeile, ohne ihn irgendwie durch eine Angabe der Milderungsgründe zu binden, 
welche ohnehin nicht thunlich fer, da es fi um Umſtände handle, welche Das Gele nicht 
vorausiehen könne. Nun ſcheint es aber unzweifelhaft, daß eime ſolche allgememe Er— 
mächtigung, „mildernde Umſtände“ anzunehmen, den Richter über das Geſetz ftelt und 
ihm einen Theil Des Begnadigungsrechtes einräumt. Dabei kann aud nicht zugegeben 
werden, Daß es ſich um für den Geſetzgeber nicht vorausiehbare Fälle handle, im Hinblid 
auf welde vorausichend er eine allgemeine Ermästigung ertbeilt. Oder fann man es 
nicht vorausichen, daß Jemand in einem Zuftand geminderter Zurechnungsfähigkeit, in 
einem an die Kindheit angrenzenden Alter u. dgl. m. ein Berbreden begeht? — So weit 
es alſo vorausſehbar ift, was hier in Frage ftebt, muß es die Geleggebung auch möglichſt 
genau firwen und wirklich nicht verausichbare Milderungsgründe müfjen dem Begnadiger, 
nicht dem Nichter zur Würdigung überlafien werden. Da ferner jene angedeuteten echten 
Milderungsgründe hauptſächlich in gewiſſen geiftigen Zuftänden beftehen, die, ſobald fie 
im höchſten Grade vorbanden find, die Zurechnung ganz ausichließen, jo wird der Richter 
allerdings zu ermächtigen fein, bet ihrem Vorhandenſein ſelbſt bis auf ein Minimum von 
Strafe berabzugeben. 

Die Umſtände nun, welche bier in Betracht fommen, find: 1) Das jugendliche 
Alter zwiſchen der Kindheit und der Bolljährigkeit in dem ſchon früher entwidelten 
Simme. 2) Zuſtände, welde ſich der Zurechnungsunfähigkeit ammäbern, wie 5. B. 
Affecte, Die fi bis zur Beſinnungsloſigkeit fteigern können, Zuftände, die an den 
Nothitand, Die volle Berauſchung, die Schlaftrunfenheit “angrenzen, Schwachſinnigkeit 
u. dgl. m. (Dies find die Fälle der ſ. g. „verminderten Zurechnung““y. 3) Die nabezu 
gänzlich abgelaufene Berjäbrungsfrift ſiehe unten). 

Gejtattet man dem Richter, dieſe Umftände in der angeführten Weiſe zu berücjichtigen 
und gibt man ihm überdies Das Recht, dann, wenn er findet, daß eine Handlung nicht 
auf entehvender Geſinnung berube, zu nicht entehrender Strafe zu verurtbeilen, To iſt dem 
vernünftigen Ermefjen des Richters gewiß ein vollkommen genügender Spielraum gegeben, 
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ohne dag man zu dem höchſt bevenflichen Syftem der blos vom Richter Feftzuftellenden 
mildernden Umftände zu greifen braudht. 

$.3. Das Zujammentreffenvpon Berbreden insbejondere. 
Schwierigkeiten entitehen für die Strafzumeffung in dem Fall des 1. g. Zuſammen— 
treffens von Verbrechen (Goncurrenz, concursus delietorum). Man verjteht hierunter 
das AZufammentreffen von mehreren noch unbeftraften Verbrechen deſſelben Thäters als 
Gegenftand gemeinfamer Aburtheilung. Man theilt daſſelbe ein in Das einthätige 
(ideale, gleichzeitige) und mehrtbätige (reale, ungleichzeitige) Zuſammentreffen, je nad: 
dem der Verbrecher durch ein und dielelbe That mehrere Strafgelege übertreten hat 
(3. B. indem er durch einen Act Nothzucht und Blutſchande geübt, Durch dafjelbe Wort 
mehrere Perſonen beleidigt bat u. ſ. w.) oder Die Uebertretungen durch jelbftitändige 
Handlungen verübt wurden. Nach einem anderen Gefichtspunft untericheidet man zwiſchen 
gleihartigem Aulammentreffen (3.8. Concurrenz mehrerer Diebjtähle) und ungleich: 
artigem (3.B. Concurrenz von Diebftahl und Betrug). Iſt Die mehrtbätige Concurrenz 
gleichartig, jo nennt man fie auch Wiederholung, ift fie ungleihartig, Häufung von Ver— 
bredien. Man muß ſich übrigens wohl hüten, die Fälle der Scheinconeurrenz mit der 
wirklichen Concurrenz zu verwechleln. 

Nücjichtlih der Beftrafung zuſammentreffender Verbrechen bat man Drei verichiedene 
Syſteme aufgeftellt: 1) Das Abjorptionsiyftem (poena major absorbet minorem), 
wonad blos auf die höchfte der mehreren verwirkten Strafen erfannt werden fol. Damit 
ertheilt man offenbar einen Freibrief für die mit dem ſchwerſten Verbrechen zuſammen— 
treffenden geringeren Delicte. Begreiflih war die Vertheidigung Diefes Syſtems zu einer 
Zeit, m welder unter den concurrivenden Verbrechen gewöhnlich eines mit Todesſtrafe 
bedroht war. 2) Das Schärfungsiyftem, zufolge deſſen man die Strafe des. 
ſchwerſten Verbrechens mit Rückſicht auf die übrigen ſchärft, wofür aber feine rationelle 
Begründung gegeben werden kann. Auch nad diefem Syſtem werden die concurrivenden 
Verbrechen namentlidh dann, wenn jie ſchwerere find oder ihre Anzahl eine größere ift, 
firaffrei bleiben. 3) Das Cumulations- (Strafhäufungs:) Spitem, weldes von 
dem richtigen Grundſatz, daß jedes Verbrechen beftraft werden ſolle (quot erimina tot 
poenae) ausgebt. Zunächſt ergibt ſich num freilid, daß eine einfache Zuſammenrechnung 
oft thatſächlich unmöglich ift, ſo z. B. wenn mehrere mit dem Tod oder mit Lebenslänglicher 
Strafe bedrohte Verbrechen concurriven. Sie ift ferner auch dann („juriſtiſch“) unmöglich, 
wenn durch fie eine Gefammtftrafe fich ergeben würde, welde das Gele aus der Reihe 
der Strafmittel geftrichen bat (3. B. verichärfte Todesftrafe), oder wenn fich durch die 
Zuſammenrechnung die Einzelftrafen in eine Strafe anderer Qualität verwandelten, 3. B. 
zeitliche Freibeitöftrafen in eine lebenslängliche. Indeſſen ſelbſt abgelehen hiervon tft die 
einfache Zuſammenrechnung verwerflih und vielmehr ein Abzug von der fo gefundenen 
Summe am Pla (neueftens juriftiiche Gumulation genannt), weil die Strafen dur 
ihre gleichzeitige, beziehungsweiſe ununterbrochen zufammenbängende Verbüßung unver: 
hältnißmäßig an Intenfität zunehmen. In diefem Sinne findet ſich das Strafhäufungs- 
ſyſtem in der Regel in unferen Geſetzbüchern betreffs der mehrthätigen Concurrenz durch— 
geführt, während für die einthätige gewöhnlich das Abjorptionsinften angewandt tft, obne 
daß ein triftiger Grund für Diele verfchiedenartige Behandlung befteht. 

Wie oben erwähnt wurde, verjteht man unter zulammentreffenden Berbreden im 
allgemeinen nur jene, welche Gegenftand derfelben Aburtheilung find. Es ift aber nicht 
erſichtlich, warum diefe rein proceſſualiſche Rüdjicht maßgebend fein fol. Yiegt der Grund 
für die Aufjtellung einer ſ. g. Coneurrenzſtrafe in der Rüdfiht auf die Wirkung der 
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gemeinfam zu werbüßenden mehreren Strafen, fo hat man eben nur darauf zu ſehen, 
ob ein folder Fall vorliegt. Man follte alfo ftatt von zufammmentreffenden Verbrechen 
von zufammentreffenden Strafen ſprechen, und die Regeln über die Verhängung einer 
entiprechenden Gefammtftrafe für alle jene Fälle aufftellen, in welchen e8 ſich um gleiche 
zeitig zu verbüßende oder ununterbrochen zufammenhängende Strafen handelt. Wenn der 
zu vierjährigem Zuchthaus Verurtheilte im Gefängniß ein Verbrechen begeht, jo kann 
man die nun verwirfte Strafe ebenfo wenig einfach zu der früher erkannten hinzufügen, 
ald wenn das zweite Verbrechen ſchon vor der Aburtbeilung über das erfte begangen 
worden wäre. Die Mehrzahl der Schriftfteller erklärt fih allerdings gegen eine ſolche 
Erweiterung des Concurvenzbegriffes. 

Gewöhnlich Tucht man von dem Zufammentveffen der Verbrechen das |. g. fort= 
gefegte Verbrechen zu unterfcheiden, allein weder die Schriftfteller noch die Gefege find 
über den Begriff deijelben einig. Man will durch denielben ſolche Fälle zufammenfaffen, 
in welchen mehrere verbrederiiche Handlungen begangen find, deren jede für fich allein 
ſchon den Thatbeftand deſſelben Verbrechens darftellt, die man aber doch wegen ihres 
inneren und äußeren Zulammenhanges als die Fortiegung eines einzigen Verbrechens 
behandeln will. Wie man auch immer diefen Begriff feftzuftellen ſucht, leidet er meines 
Erachtens an inneren Widerfprüchen. Iſt dem Richter bei Berhängung der Concurrenz- 
ftrafe der gehörige Spielraum eingeräumt, jo wird er auch Tolchen Goncurrenzfällen gerecht 
werben können, welche eine mildere Benrtheilung verdienen, weil der pſychologiſche Zus 
ſammenhang der verſchiedenen Verbrechen die Strafbarkeit verhältnißmäßig geringer 
ericheinen läßt. — 

$.4. Strafverwandlung. Von der Strafänderung hat man die Straf— 
verwandlung zu umtericheiden. Jene befteht in der Zuerkennung einer ſchärferen 
oder milderen Strafe ftatt der gewöhnlichen, dieſe Dagegen ift die Zuerkennung eines 
von der gejeglichen Strafe der Art nad) verfchiedenen, aber dem Grade nad) gleichen 
Strafübelse. Der Richter vollzieht alfo in eimem ſolchen Fall das dem Buchltaben 
nach nicht vollziehbare Gefeg mur in einer anderen Form. Eine Strafverwandlung wird 
nothmwendig : 

1) Wenn es thatlächlih unmöglich ift, die von dem Geſetze verhängte Strafe zu voll- 
ziehen, weil der zu Beftrafende das Gut nicht hat, welches ihm entzogen werden foll, fo 
3. B. wenn eine Bermögenöftrafe an einem VBermögenslofen, oder die Strafe des Gewerbs— 
verluftes an demjenigen vollzogen werden fol, mwelder auf die Ausübung des Gewerbes 
refignirt hat. 

2) Wenn die Bollziehung der Strafe in dem gegebenen Fall ein Mebel zufügen 
würde, welches unzweifelhaft nicht in der Abficht des Geletgebers gelegen ift, jo z. 2. 
Vollzug harter Leibesftrafe oder Zwangsarbeit an ſehr ſchwächlichen und gebrechlichen, 
kranken Perſonen u. dgl. 

In den Gefegen finden ſich namentlich Borjchriften über den Maßſtab, nach welchem 
eine Freibeitöftrafe in eine andere umgewandelt werben kann (wobei fie Das entehrende 
Moment, welches die Zuchthausftrafe in fich Ichlieht, nicht gehörig beachten) und über Die 
Umwandlung von unvollitrefbaren Geldftrafen in Freiheitöftrafen. In dieſer legten Bes 
ziehung verdient der im neuerer Zeit gemachte Vorſchlag Beachtung, in erfter Linie zu 
geftatten, daß die Geldſtrafe abgearbeitet werden könne und erft in zweiter Linie Freiheits— 
ſtrafe eintreten zu laffen. Eine ſolche Einrichtung wird das Ehrgefühl fteigern und beitragen, 
die Kluft zwiſchen Arm und Reich kleiner zu machen. 

Iſt im Geſetzbuch für einen Fall, in welchem fich die geſetzliche Strafe als unvoll- 
ziehbar erweift, keine Vorſchrift über die Strafvermandlung gegeben, fo darf der Richter 
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feine ſolche Verwandlung vornehmen, weil ſonſt der Grundſatz: „keine Strafe ohne Straf- 
geſetz“ verletzt würde, und es bleibt nichts übrig, als das unvollftredbare Gefe eben 
unvollzogen zu laflen. — 

8.5. Strafausidgließfungsgründe Den Schluß der Lehren des allge- 
meinen Theiles bildet die Betrachtung derjenigen Gründe, welche die Anwendung des 
Strafgefeges auf ein begangenes Verbrechen ausſchließen. (Man darf fie nicht 
verwechleln mit jenen Gründen, welche die Zurechnungsfähigfeit oder die Zurechenbarkeit 
ausichliegen, bei deren Borhandenfein demnach gar feine ftrafwiirdige Handlung, fein 
Verbrechen vorliegt.) Diefe Strafausfchliegungsgründe find: 

1) Der Tod des BVerbrecherd. 2) Die Berjährung. 3) Die Begnadigung. 
4) Bei gewiffen Verbrechen die Verzeihung der verlegten Brivatperfon. — 

Zu 1. Daß der Tod des Verbrecherd die Vollftredung der Strafe ausſchließt, ver- 
fteht fich heutzutage wohl von jelbft, da die Strafe nur den Schuldigen und nicht etwa 
defien Angehörige oder Erben treffen darf. Yon einem Vollzug der Strafe an dem 
Leichnam des Verbrechers, wie man ihn in barbarifchen Zeiten vornahm, kann ebenfalls 
feine Rede fein. Gleihmohl findet ſich noch in allen Gefegbüchern (mit Ausnahme des 
öfterreichtichen — und auch des öfterreihiichen Entwurfs) noch ein Ueberbleibfel einer gegen 
die Erben gerichteten Beftrafung und erfreut fich ſogar der Zuſtimmung der meiften 
Schriftſteller. Es wird nämlih im Anſchluß an Beftimmmngen des römischen Rechts die 
Geldſtrafe am Nachlaß des Berftorbenen vollftredt, wenn fie noch bei Yebzeiten deſſelben 
rechtöfräftig zuerfannt wurde. Das heißt num offenbar nichts anderes, als die Erben 
des Verbrechers für deſſen Delict zur Strafe ziehen, und läßt fich durch folche nichts— 
fagende Gründe nicht rechtfertigen, wie 3. B. die Behauptung ift, daß die rechtöfräftig 
zuerfannte Geldbuße wie eine Civilſchuld oder wie eine „öffentliche Schuld“ auf dem Ver— 
mögen hafte. Anders verhält e8 ſich mit der ſ. g. Ipeciellen Confiscation, infofern fie 
als eine Mafregel der Rechts- oder Gefundheitöpolizei in ihrem Bollzug unabhängig ift 
von dem Tod des Verbrechers. * 

Es verſteht ſich ferner von ſelbſt, wenn es auch gewöhnlich nicht ausdrücklich hervor— 
gehoben wird, daß ebenſo wie der Tod des Verbrechers eine beſtändige Geiſteskrankheit 
deſſelben den Vollzug der Strafe ausſchließt. Zweifel mögen entſtehen, ob, wenn der 
Verbrecher während der Strafzeit in eine vorübergehende Geiſteskrankheit verfällt, die 
Dauer derſelben in die Strafzeit einzurechnen ſei. 

Zu 2. Daß durch den Verlauf einer längeren Zeit die Beſtrafung eines Ver— 
brechens ausgeſchloſſen werden könne, wird zuweilen nur als ein auf Willkür beruhendes 
Inſtitut des poſitiven Rechts hingeſtellt. In der That ſprechen aber gewichtige Gründe 
für die Verjährung der Verbrechen. Zunächſt kommt hierfür in Betracht der Umſtand, 
daß nach Ablauf einer längeren Zeitfriſt das Andenken an das Verbrechen in den Menſchen 
erliſcht und damit auch das Verlangen nach einer Beſtrafung, welchem durch dieſe eine 
ſittliche Genugthuung gewährt werden ſoll. Namentlich aber iſt zu erwägen die Ver— 
änderung, welche mit der Perſon des Verbrechers vor ſich geht, ſo daß „der Menſch 
nach Ablauf eines längeren Zeitraums ſeines irdiſchen Daſeins nicht mehr derſelbe iſt“. 
In Folge dieſer Umwandlung wird es unmöglich, nach Verlauf einer langen Zeit 
die Fragen ind Reine zu bringen, welche ſich auf den ſubjectiven Thatbeſtand des Ver— 
brechens beziehen. Auch die Ausſagen des Angeſchuldigten über ſeine einſtigen Anſchau— 
ungen, Stimmungen und Beſtrebungen ſind trügeriſch, da wir nur zu wohl wiſſen, wie 
oft wir zurückblickend auf frühere Zeiten ung ſelbſt nicht wiedererlennen in den Hand— 
Lungen, welche einft der Ausdruck unſeres Inneren waren. Es iſt aljo nicht möglich, 
auf Grundlage der Beurtheilung einer Perfönlichkeit, wie fie fih uns jegt Darftellt, die 
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Größe der Schuld zu bemejfen, welche ihr vor langer Zeit zur Laſt fiel. Man iſt ges 
nöthigt, in der Dunfelbeit ruhen zu laſſen, mas nicht mehr an das Tageslicht gebracht 
werden kann. Dies wird um fo mehr geboten fein, als man durch Unterfuchungen, 
welche erſt angeftellt werden, nachdem viele Jahre feit Begehung des Verbrechens ver 
laufen find, oder durdy eine fo ſpäte Vollſtreckung eines längſt ſchon geiprochenen Urtheile 
das Vertrauen zu der Wirkſamkeit der Strafrechtspflege in der bedenklichſten Weiſe 
erſchüttert. Denn durch eine ſolche verſpätete Unterfuhung oder Strafpvollziehung wird 
es offenkundig, daß der Verbrecher nicht ſelten der Hand der Nemeſis ganz entgeht, und 
daß dann nur ein Zufall ſeine ſpäte Beſtrafung herbeiführt. Gewöhnlich wird auch noch 
auf die Verdunkelung der Beweiſe aufmerkſam gemacht, welche im Laufe der Zeit eintritt, 
und aus welcher in der Regel eine Reſultatloſigkeit der Unterſuchung ſich ergibt, wenn 
es nicht etwa gar wegen Verdunkelung des Entlaſtungsbeweiſes zu einer ungerechten 
Verurtheilung kommt. Beides iſt höchſt mißlich und erſchüttert das Anſehen der Juſtiz 
gewaltig. 

Drer letztangeführte Grund läßt ſich allerdings nur geltend machen für die Verjährung 
der Anklage; nicht fir Die Verjährung der bereits. durch Urtheil zuerfaunten Strafe. 
Gleichwohl ift auch diefe gerechtfertigt, weil für fie die übrigen angeführten Gründe ſprechen. 
Namentlid wird die Bedeutung und Wirkung der Strafe im Folge der mit der Zeit 
eintretenden Umwandlung des Verbrechers ganz unberechenbar. Die Verjährung der zu— 
erkannten Strafe ift auch in der Mehrzahl der neueren Gefege (beziehentlih Entwürfe) 
anerkannt, während andere nur eine Verjährung der Anklage kennen. 

Die Berfährungsfrift bei der Verjährung der Anklage fol eigentlih von dem Moment, 
in welchem das Verbreden begangen wurde, ) gerechnet werden, meiſtens wird aber der 
Tag, am welchem das Verbrechen begangen wurde, in die Frift mit eingerechnet, obwohl 
fein Grund vorliegt, im Strafrecht zu derartigen Fictionen zu greifen. Es entjpricht 
der verichiedenartigen Schwere der Verbrechen, wenn in den Gefegen (mit theilweifer Aus: 
nahme des ſächſiſchen) die Dauer der Verjährungszeit je nad der Art umd dem Maße 
der Strafe, weldye auf die Verbrechen gelegt ift, verſchieden beftimmt wird. Mehrere 
Geſetzbücher erklären die mit dev Todesſtrafe, zum Theil auch die mit lebenslanger Freiheits— 
ftrafe bedrohten Berbrechen für unverjährbar, wofür ſich nur der unbaltbare Gedanke an 
die in ſolchen Fällen nöthige Abichredung ald Grund anführen läßt. 

Die Verjährung der bereits zuerfannten Strafe beginnt nach der herrichenden Anficht 
mit der Rechtskraft Des Strafurtheils ; richtiger ift e8 wohl, wenn einige Gelegbücer 
beftimmen, die Friſt laufe von der Kundmachung des Urtheils, da der Ablauf einer Friſt 
für Nechtömittel Feinen Einfluß auf den Yauf dev Verjährung haben kann. 

Unterbrohen wird die Verjährung der Anklage durch jede Handlung des Gerichts 
oder der Criminalpolizei (insbefondere der Staatsanwaltichaft), welche als ein gegen die 
Perſon des Verbrechers gerichtetev Unterfuhungs- oder BVerfolgungsact auftritt. Wird 
die begonnene Unterſuchung wieder eingeſtellt, jo Täuft von dem legten Act derſelben die 
Berjährung von neuem. — Die Berjäbrung der erfannten Strafe wird unterbroden 
durch jeden Act der Strafvollſtreckung, und die Verführung begumt ihren Lauf von neuen, 
wenn die Bolftredung unterbrochen wird. 

Die vorgetragene Anficht über die Wirfung der Unterbrehung einer Verjähruugsfriſt 
ift die faft allgemein herrſchende; gleichwohl bleibt es ſehr fraglich, ob fie einer rationellen 


— — — — 


) Sogenannte dauern de Verbrechen verjähren natürlich erft von dem Zeitpunkt an, in 
welchem der dauernde, durch verbrecheriſche Thätigkeit aufrechterhaltene Zuftand, 3. B. der Zur 
ftand ber Unfreibeit eined Gefangengehaltenen, aufhört. 
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Begründung fähig tft. Die wundenheilende, menſchenumwandelnde Zeit wirft munter: 
brochen fort, und wenn man aud die Zeit, während welcher die Unterfuchung, beziehungs— 
weile Strafvollftvetung u. 1. mw. dauerte, nicht wohl in die Verjährungszeit einrechnen 
fan, jo wäre es doch mehr im Einklang mit dem Weſen der Sade, nad der Unter: 
brechung die Verjährung ihren Yauf fo fortiegen zu laſſen, als wenn die Unterbrechung 
nicht ftattgefunden hätte, To daß alfo die Verjährung während der Unterbredung nur als 
rubend betrachtet würde. — 

Neben den Zeitablauf finden ſich im mehreren Gefegbüchern noch verichtedene andere 
Bedingungen für die Verjährung aufgeftellt, jo die, daß der Verbrecher fih während der 
Berjährungszeit nicht aus dem Inland geflüchtet haben, daß er nad Kräften vollen 
Schadenerſatz geleiftet und won dem Berbreden feinen Nuten mehr in den Händen 
haben, ferner daß er während der Berjährungszeit fein neues Berbrechen mehr begangen 
haben dürfe. Nur die legterwähnte Bedingung hat einen inneren Grund für fih, infofern 
aus dem Begehen eines neuen Verbrechens darauf zu Ichliehen ift, daß jene innere Um— 
wandlung in dem Verbrecher nicht vor ſich gegangen tft, weldye wir als den Hauptgrund 
für die Verjährung aufgeführt haben. Allerdings wird man indeſſen dabei auf die Art 
und Größe des neu begangenen Verbrechens jehen müfjen, da aus der Verübung eines 
fehr geringfügigen oder von dem früheren der Art nach ganz verichtedenen Delictes fein 
Schluß in jener bezeichneten Weiſe möglich ift. Am beften wird e8 fein, nur das Begeben 
gleichartiger Delicte ald Unterbrehungsgrund berworzubeben. 

Aus den Erwägungen, welche fir die Aufftellung der Verjährung als Strafaus: 
ſchließungsgrund Iprechen, ergibt ſich auch die Forderung, daß man den nahezu vollftindig 
erfolgten Ablauf der Verjährungszeit als einen Strafmilderungsgrund gelten laſſe. Thut 
man dies nicht, To führt man überdies die äffentlihe Meinung auf die Bermuthung 
daß bei der Beſtimmung der Berjährungsfrift die bloße Willkür walte (und eine gewiſſe 
Willkürlichkeit iſt ja bei allen derartigen ziffermäßigen Beſtimmungen nicht zu vermeiden). 
Es muß in der That ungereimt ericheinen, wenn den Verbrecher die volle Strafe trifft, 
weil er wenige Tage vor dem Ablauf der Verjährungszeit entdeckt wurde, To daß ein 
Unterfchied von wenigen Tagen, ja Stunden, den Sprung von der gefeglichen Beftrafung 
zur Straflofigkeit begründete. 

Daß man die Verjährung von Amts wegen zu berüdfichtigen hat und auf ihre 
Wohlthaten nicht vom Berbrecher verzichtet werden kann, verfteht ſich von ſelbſt, da es 
fih um fein Privatrecht des Uebeltbäters, ſondern um die Pflicht des Staates, Gerechtigkeit 
zu üben, handelt. 

Zu 3. Auch das Begnadigungsreht bat man öfter, ſowie die Verjährung, 
als ein auf Willkür berubendes pofitivvechtliches Inftitut angefochten, verleitet einerfeits 
durch die nicht ſelten allerdings unbegründete und launenhafte Ausübung jenes Rechts 
und andererfeits durch eine unrichtige Gegenüberftellung der Begriffe von Recht und Gnade. 

Nicht ſelten nämlich meint man, die Gnade walte unter gewiſſen VBorausfegungen 
an der Stelle des Rechts, aus ſ. g. Billigfeitsrüdjichten, als Ausdrud der Menfchlichkeit 
oder zum Zweck der Förderung irgend welcher ftaatlicher Intereffen. Faßt man die Ber 
gnadigung in dieſer Weiſe auf, jo ergibt ſich allerdings ihre Verwerflichkeit, weil fie fo 
unvereinbar mit der Gerechtigkeit wäre. Soll fie eine Stelle in der Rechtsordnung des 
Staates einnehmen, Jo muß fih nachweiſen laſſen, daß fie im Dienfte der Gerechtigkeit 
ftehe. Die Begnadigung ift allerdings ein Souveränetätsrecht, es laſſen ſich alfo nicht 
Regeln für diefelbe aufftellen, welde den Souverän zwingend verpflichten könnten, 
zumal fid) die Umftände, welche daber in Frage kommen, überhaupt einer genügenden 
allgemeinen Formulirung entziehen. Nichtödeftoweniger kann aber die Wiſſenſchaft die 
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Geſichtspunkte feftftelen, aus welchen das Begnadigungsrecht ausgeiibt werden dürfe und 
Tolle, Damit es im Einflange ftehe mit dem Princip der ausgleichenden Gerechtigkeit. 

Betrachtet man die Fälle der Anwendung jenes Rechts näher, To ſondern ſie ſich 
in zwei Gruppen. In der einen ftehen jene Fülle, in welden ſich das Strafgeleg zu 
hart oder zu mild erweift. Im allgemeinen könnte man num von einem idealen Stand— 
punft aus dem Souverän (wenn er ohne Fehl und Gebrechen wäre!) die Function zu— 
theilen, bier das Geſetz in der entiprechenden Richtung zu corrigiren, alſo nicht blos die 
der wirfliben Verſchuldung entiprechende geringere Strafe oder gänzlihe Straflofigteit 
auszufprechen, jondern auch eine ftrengere als die gefeglidhe Etrafe zu verhängen, wenn 
diefe im coneveten Fall durch zu große Milde die gerechte Ausgleihung nicht verwirklicht. 
Inder muß im Hinblid auf die menschliche Fehlbarkeit der Sat: „feine Strafe obne 
Strafgeſetz“ auch bier wieder geltend gemacht werden, Tonft fünnte Fürftenlaune und 
GCabinetsjuftiz am die Stelle des Richterſpruchs treten und darum ift das Strafihärfungs- 
recht dem Eouverän nicht zuzuerfennen, obwohl es ein begriffliches Correlat zum Bes 
gnadigungsrecht ift. In den Fällen alfo, melde wir hier vor Augen haben, ift es die 
Aufgabe der Gnade, gegenüber einem in conereto ungerechten Geſetz die Gerechtigkeit zu 
wahren und dem vor dem Geſetz Schuldigen das zuzutheilen, was ihm feinem Verſchulden 
nad wirflicy gebührt. 

Eine andere Gruppe von Fällen ift diejenige, in welden Gnade gebt wirb gegen. 
ſolche Verbrechen, welchen gegenüber das Gefeg nicht als zu ftrenge, Tonach als durchaus 
gerecht ericheint, umd zwar, wie man zu fagen pflegt, weil dies höhere Rückſichten auf 
das Mohl des Staatöganzen fordern. Diele Rückſichten können aber in der That nur 
dann ein genügender Grund für die Begnadigung fein, wenn fie felbft jih auf dem 
Standpunft der ausgleichenden Gerechtigkeit rechtfertigen lafjen. Nun muß man wohl 
bevenfen, daß der Idee der Gerechtigkeit (Vergeltung) entfprechend Strafe nur gefordert 
wird ald eine Ausgleihung beftehender Uebel, daß es alſo jener Idee zuwiderläuft, eine 
Strafe zu vollziehen, welche nicht zur Ausgleihung, ſondern zur Erhöhung des Uebels, 
zur Hervorrufung neuer Uebel führen würde. Hierin allein und unter der Borausfeßung,. 
daß die Sache fo Tiegt, ift jene Rückſichtnahme auf Das Gemeinwohl begründet. Die 
Sache muß alfo fo geftaltet fein, daß Das Unbeftraftbleiben eines allerdings ftrafbaren 
Verbrechers (oder mehrerer ſolcher) als das Fleinere Uebel gegenüber jenen Uebeln ericheint, 
welche die Beftrafung für den Staat nad ſich ziehen würde. Es läßt ſich rechtfertigen, 
ja e8 iſt geradezu geboten, die Strafe zu erlaffen, wenn es im dem angegebenen Sinne 
eine noch größere Berlegung der ausgleichenden Gerechtigkeit wäre, fie zu vollziehen. Nicht 
aber kann etwa umgekehrt behauptet werden, daß man über einen Schulplojen oder minder 
Schuldigen eine von ihm nicht verdiente Strafe verhängen dürfe, wenn Died zur Ber: 
hütung größerer Uebel geboten fe. Denn es gibt feine Notwendigkeit, welde es ent 
Ihuldbar machte, über einen Unichuldigen wifjentlid eine Strafe zu verhängen, was 
überhaupt nicht mehr ftrafen, ſondern ein Berbrechen begehen hieße. 

Tas Beguadigungsreht ift ein Souveränetätsredt. In Republiten kommt es der 


En » 


ſouveränen Körperichaft zu, welche an der Spige des Staates fteht, und hat eben Deshalb: 


bier feine beſonderen Schwierigkeiten, da geringe Majeritäten bei der Abftummung, 
namentlich wenn es fid) um Begnadigung eines zum Tode Berurtheilten handelt, nur zu 
leiht den Eindrud der Willtür und Zufälligkeit erzeugen. Zur Prüfung des dem 
Souverän vorzulegenden Begnadigungsgeſuches hat man nicht ohne Grund die Einfegung. 
eines Collegiums von Eriminaliften, Piychologen und Geiftlichen verlangt; noch beſſer 
wäre e8, wenn man aud Die wierte Facultät durch Aerzte vertreten ließe. 
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Die Begnadigung kann entweder eine Tolche Tein, melde ſich auf einen einzelnen 
bejtimmten Fall bezieht, oder fie iſt eine allgemeine, ganze Claſſen von Fällen oder 
Perſonen betreffende. Die legtere nennt man Amneſtie /abolitio generalis. Die 
erjtere ift wieder entweder eine Abolition im engeren Sinne, wenn fie ald Nieder: 
Ichlagung des Proceſſes auftritt, oder eine eigentliche Begnadigung (welche wieder entweder 
eine volle oder theilweiſe ift, da fie in dem gänzlichen oder theilweiſen Erlaß der zuer— 
fannten Strafe befteht). Die legtere kann auch ertbeilt werden nach bereits theilweiſe 
erfolgter Bollftredung der Strafe durch Erlaf des Strafreites oder (ald restitutio ex 
capite gratiae) durch Erlaß der mit der Strafe verbundenen nachtbeiligen Folgen. Die 
Amneſtie kann ſowohl Abolitionen als eigentliche Begnadiqgungen und insbelondere Re— 
ftitutionen im fich begreifen. Ber ihr find namentlich jene Rücdfichten auf das Wohl 
des Staatöganzen mafigebend, welche wir oben aus dem Gefichtöpunft der Gerechtigkeit 
gewürdigt haben. Die Niederichlagung des Proceffes tft in mehreren Verfaſſungsurkunden 
mit Recht als unftattbaft erklärt, da fie dem bereits in Unterfuhung Gezogenen Das 
Recht entzieht, feine Unschuld zu conftatiren und dielelbe durch den Richterſpruch anerkannt 
zu eben. 

Das Begnadigungsrecht bedarf übrigens aud noch anderer Beſchränkung. So foll 
es in der Regel nicht ausgelibt werden bet jenen ſ. g. Antragsdelicten im engeren Sinne, 
bei welchem die Anflage und der Verzicht auf diefelbe ganz in das Belichen des Ver— 
fetten geftellt iſt, deſſen Recht alfo geichädigt wiirde wenn eine Abolition oder eine voll- 
ftändige Begnadigung erfolgte. Ferner ift auch das gewöhnliche Borgeben bei den aus 
Gnade eintretenden Strafummandlungen nicht zu billigen. Die Strafen find bei der 
höchſt verichtedenen Jubjectiven Empfindlichkeit fir dielelben bei weitem nicht in den Ma fie 
nach ihrer größeren und geringeren Schwere gegen emander abzumägen, ald man ges 
wöhnlich annimmt. Darum joll auch feine Begnadigung durd Umwandlung der geleß- 
lichen Strafart in eine andere (die bloße Abkürzung oder Minderung ift natürlich unbe- 
denflih) erfolgen ohne Zuftimmung des zu „Begnadigenden” über welchen man font 
vielleicht unter dem Namen der Gnade eine Verſchärfung verhängen würde Natürlich 
aber wird man nach jener Zuſtimmung nicht zu fragen haben bei dev Umwandlung der 
Todesftrafe in eine andere Strafe, da die Todesftrafe, wo es nur immer gebt, vermieden 
werden muß — und ebenio nicht bei der bloßen Umwandlung ver entehvenden Freiheits— 
jtrafe ın eine nicht entehrende. Endlich wird in jenen Staaten, welche das Inſtitut der 
Meinifterverantwortlichfeit kennen, die Begnadigung der Minifter inſoweit auszuſchließen 
fein, als fie mit jener Verantwortlichkeit nicht vereinbar tft. 

Der Begnadigte kann, da das Begnadigungsrecht ebenſo wie das Inſtitut der Vers 
jährung aus der Pflicht des Staates, Gerechtigkeit zu üben, entipringt, nicht auf die 
Gnade verzichten. Dielen Sat wird man jelbft, wo die Abolition im allgemeinen nicht 
zuläffig it, auf jene Abolitionen anwenden müſſen, welche in einer erlaffenen Amneftie mit 
inbegriffen find, da, wenn es ſich darum handelt, um des ftaatlichen Friedens willen 
durch eine Amneſtie vergangene Ausichreitungen und Kämpfe mit den Schleier der Ver— 
geffenheit zu bededen, Died vereitelt werden wirde durch eine Sonderung der verichiedenen 
Fälle und die Geftattung eines Aufſehen ervegenden Strafprocefies. 

Zu 4. Die Verzeibung der durch das Verbrechen verlegten PBrivatperfon kann in 
der Regel nur als ein für die Strafzumeffung einflußrejcher Umstand betrachtet werden. 
Nur bei jenen Delicten, in welchen das Privatinterefje mehr hevvortritt, wird jene Ber: 
zeihung größere Berücjichtigung verdienen. Die ſ. g. Antragsdelicte, welche hierbei in 
Betracht kommen, zerfallen aber in zwei Klaſſen, deren jede einer zum Theil verichtedenen 
Behandlung bedarf. Alle dieſe Deltcte haben allerdings das gemeinſam, daß ohne das Bes 
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gehren (den Antrag) der verlegten Perfon kein Strafverfahren eingeleitet werden kann. 
Sie ſcheiden ſich aber weiter in folde, bei welden das Privatintereffe durchaus über: 
wiegend ift, wie z. B. Ehrenverlegungen, Ehebrud, einfache Diebftähle, Unterfchlagungen 
u. f. w., welde im Kreife der Familie begangen werden, und in ſolche, bei welden zwar 
aus Rückſicht auf die Ehre der Verlegten ohne deren Begehren nicht zum Strafverfahren 
gefchritten wird, indeß an fid auch das öffentliche Intereſſe und der fittlihe Beſtand des 
Gemeinweſens in hohem Grade an der Beftrafung betheiligt it, To z. B. bei der Ent 
führung und der Nothzucht, ſoweit fie Antragspelicte find. Rückſichtlich der Verbrechen 
der erften Kategorie wird man die Verzeibung der Privatperfon auch noch nach erhobener 
Anklage während des Procefies, To lange noch fein Urtheil gefällt ift, als Strafaus— 
ſchließungsgrund anerkennen, bei den Fällen der zweiten Art aber ift fein Grund mehr 
vorhanden, von der allgemeinen Regel, daß die Privatverzeifung nur als ein Straf 
minderungegrund gilt, abzumweichen, Tobald einmal der Antrag auf Beftrafung geftellt, 
alſo die Publicität der Sache von dem Verletzten nicht gefcheut wird. 

Die Frift, binnen welcher der Antrag auf Beftrafung geftellt werden muß, pflegt 
eine ziemlich Kurze zu fein (höchſtens ſechs Monate); die Verjährungsfrift läuft von ihr 
unabhängig. 

Dem Wefen der Strafgerechtigkeit entipricht es allerdings amı meiften, wenn der 
Strafantrag als untheilbar erklärt wird, d. h. wenn er ſtets die Beſtrafung aller Theil: 
nehmer am Delict nad) ſich zieht, ſollte auch der Antragfteller nur die Beſtrafung des 
« einen oder anderen bezweden. Ebenſo wäre an ſich die Untheilbarfeit des Verzichts zu 
billigen. Gleichwohl ſprechen für die von manden Geſetzbüchern gejtattete Theilbarkeit 
gewichtige Gründe, da. die Durchführung des Princips der Untheilbarfeit auf unüber— 
windliche Schwierigkeiten ftößt und bezugs gewiffer Delicte nicht im Einklang fteht mit 
der Wahrung und Feftigung der Familien- und namentlich der ehelichen Bande.) 


Il. Beſonderer Theil. 


Da diefer won dem befonderen Thatbeftand der verſchiedenen Verbrechensarten und 
ihrer Beftrafung handelt, fo muß ſich diefe enchelopädiſche Ueberficht beichränfen auf eine 
Anführung und Wirdigung, der verichiedenen Verſuche, Die Verbrechen einzutbeifen und 
auf eine ganz allgemeine Charakterifirung der Verbrechensarten, während alle Einzelbeiten 
den betreffenden Artikeln vorbehalten bleiben müfjen. 

Mehrere Eintheilungen der ftrafbaren Handlungen wurden ſchon im allgemeinen 
Theil erwähnt und können nicht zu einer Grundlage für das Syſtem des beſondern 
Theiles dienen. So die Eintheilung in dDolofe und culpoſe Delicte, über welde 
noch weiter unten eine Bemerkung zu machen ift, die in Begehungs- und Unter— 
lailungsverbreden, in vollendete und verſuchte Delicte. Eine gewiſſe Bedeutung 
namentlich für die Yehre vom Rechtsirrthum und fir das internationale Strafrecht bat 
die Eintheilung im ſolche Verbrechen, welche ſchon an ſich ſtrafwürdig find (delicta juris 
naturalis) und in ſolche, welche blos durch Das pofitiwe Recht werpönt, eigentlidy den 


..) Wenn mance Gefete, wie namentlich in großem Umfang das öſterreichiſche, die volle 
Wiedergutmadung des Schadens bei manchen Verbrechen als Strafausfchließungsgrund gelten 
Pr ift das eine Degradirung der werbrecherifhen Schuld zu einer civilrechtlien Ver— 

indlichkeit. 
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Charakter einer Uebelthat gar nicht am fidy tragen (delicta juris eivilis). Fur den be— 
ſondern Theil kann man fie nicht verwerthen, da die letteren nur eine jeltene Ausnahme 
bilden. — Die Eintheilung in delieta ecelesiastica, secularia und mixti fori hat nur 
einen biftoriichen Werth, ebenſo nie die in eine ſchwerere Gattung von Verbrechen, die 
Friedensbrüche, Ungerichte, peinliche Fälle genannt werden, im Gegenſatz zu geringeren 
Delicten, die den Namen Rechtsbrüche, Frevel, Ueberfahrungen, bürgerliche Fälle führen, 
oder auch Die Untericheidung von delieta atrocissima, atrocia und leviora. 

Im römischen Recht unterſchied man crimina publica, bezugs welcher öffentliche 
Strafe eintrat, von den delicta privata, melde blos eine Privatftrafe (Geldbuße an 
den Verletsten) nad jich zogen. Cine andere Bedeutung hat die im neuerer Zeit ges 
machte, mehreren Geſetzbüchern zu Grunde Liegende Eintheilung in öffentlide und 
Privatverbreden. Erftere richten fi) unmittelbar gegen den Staat, letztere gegen 
Privatperionen und deren Güter. Diele Eintheilung bedarf einer gewiſſen Gorrectur, 
worauf wir noch zurüdkommen. 

Man untericheidet ferner delieta communia und propria, gemeine und Standes— 
verbrechen, welde legtere nur von Angehörigen gewiffer Stände, 3. B. Geiftlichen, 
Beamten begangen werden können. ine ſolche Sonderung bat ihren Grund, aber die 
gemeinen Berbrechen bedürfen jedenfalls noch einer weiteren Eintheilung. 

Mehrere Echriftfteller haben einfahe, materielle oder Determintrte von 
alternativen, formellen oder vagen Verbrechen untericheiden wollen, je nachdem 
die Handlung fi auf Verlegung eines beftimmten Rechtes richtet, oder der Gegenftand 
der Verlegung bald diefer, bald ein anderer fein kann. Allein da jedes Verbrechen eine 
beftimmte Verletzung enthalten muß, iſt die Eintheilung nicht brauchbar. 

Die Eintheilung in BVerbrechen und Polizeiübertretungen ift mohl bes 
gritmdet, aber da die letzteren in einem Bolizeiftrafgefegbuch zu normiren find, nicht für 
die Strafgelegbücher im engeren Sinne zu verwerthen. 

Die Eintheilung in Berbreden gegen angeborene und folde gegen erworbene 
Rechte ift willfürlich, da es gar feine angeborenen Rechte gibt. 

Nach dem Vorgang des franzöfiichen Rechts, welches crimes, delits und contra- 
ventions untericheidet, findet man im preufßiichen und batrifchen Geſetzbuch eine Ein- 
tbeilung in Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen, eine ähnliche im öfterreichtichen, 
während manche Geletsbücher blos Verbrechen und Vergehen untericheiden. Letztere ftimmen 
eigentlich mit dent preußiſchen Necht überein, infofern jie die Polizetübertretungen noch 
als eine dritte Klaſſe (die in anderen Yandeögefegen normirt find) umtericheiden. Das 
öfterreichiiche Geſetzbuch wirft in feinem 2. Theil von Vergeben und Uebertretungen unters 
ſchiedslos geringere Berbreden und Polizeiübertretungen zufammen. Die Dreitheilung 
hat man bauptlächlich zu proceffualiichen Zweden gemacht, obwohl fie dazu nicht nöthig 
ift. Inſoweit die Webertretungen als polizeiliher Natur ausgelchteden und in eine befondere 
Klaſſe zufammengeftellt werden, ift nichts dagegen zu bemerken. Dagegen ift die Ein- 
theilung der eigentlich eriminellen Handlungen in Berbrechen und Vergeben will 
fürlih und unhaltbar.) 

Etwaige rationelle Eintheilungsgründe für dieſe Untericheidung könnten fein: 

I) Der Umftand, ob eine Handlung dolos oder culpos begangen ift. Allen die 
culpofen Verbrechen bilden nur eine feltene Ausnahme und mande von ihnen find ſogar 


') Am weiteften treibt die verkehrte Eintheilung das bairifche Geſetzbuch, welches, wie gejagt, 
eine Dreitheilung bat, obwohl daneben noch die meiften Polizeiübertretungen in einem Bolizei- 
ſtrafgeſetzbuch Aufnahme fanden. 
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höher ftrafbar ald manche dolofe Berbreden (3. B. culpoje Tödtung ift gewiß mit höherer 
Strafe zu belegen, ald die Ehrenbeleidigung). 

2) Die Berüdfihtigung der Objecte, gegen welche fich die Handlung richtet. Allein 
wenn aud 3. DB. das Leben gewiß ein wichtigeres Dbject ald das Eigenthum tft, jo wird 
doch der Diebftahl unter die Verbrechen einzureihen fein, dagegen die Injurie, die das fo 
body ftehende Gut der Ehre antaftet, nur ein Vergehen bilden müßte. 

3) Der Unterfchied, ob die Handlung aus entehrender Geſinnung hervorging oder 
nicht, iſt allerdings ein höchſt wichtiger für die Frage, ob Ehrenftrafen zu verhängen 
jeien oder nicht (fiche oben). Aber zu einer Eintheilung in Verbrechen und Vergeben 
fann er nicht verwendet werden, da umter den nicht entehrenden Handlungen mande von 
hoher Strafbarkeit fich befinden, die man unmöglich Vergehen nennen kaun (3. B. Hoc: 
verrath) und umgekehrt entehrende Handlungen ſehr geringfügiger Art vorfommen (5. B. 
geringere Eigenthumsverlegungen). Ueberdies ift die Grenzlinie zwiſchen beiderlei Hand: , 
lungen in abstraeto nicht ficher zu ziehen, wovon ſchon früher die Rede war. 

Man fieht ſich demnach genöthigt, auf einer willfürlichen Grundlage die Scheidung 
von Verbrechen und Vergehen durchzuführen. Dies muß als ein ſchweres Unrecht gegen 
Diejenigen erklärt werden, weldye man nun eben aus blofer Willkür als „Verbrecher im 
engeren Sinne” behandelt. Ein derartiges willkürliches Vorgehen fann nicht anders, als 
das fittlihe Bewußtfein des Volkes entweder verlegen und ſonach Miftrauen gegen Gefet- 
gebung und Rechtspflege hervorrufen, oder — was noch jchlimmer ift — dieſes Be 
wußtſein verfälfchen und zu einer unrichtigen Werthichägung der verbrederiihen Schuld 
verführen. — 

Wil man zu einer dem bejonderen Theil des Strafrechts zu Grunde zu Legenden 
Eintheilung der ftrafbaren Handlungen fommen, jo wird man zu berüdjichtigen haben, 
daß das Verbrechen ſich charakterifirt ald eine Uebelthat, mithin als eine Verlegung von 
menfhlidhen Gütern. Darum wird man die Eintheilung zu machen haben auf Grund- 
lage einer Eintheilung der Angriffsobjecte, der Güter, welde durd das Verbrechen 
verlegt werden. 

Mit Ruckſicht darauf ferner, daß die Menfhen in mannichfachen Gemeinschaften 
(Gejellungen) zufammen leben und nicht blos als Staatöbürger oder Privatperjonen in 
Betracht kommen, wird ſich folgendes Schema ergeben: 

I. Verbrechen gegen die Güter des Einzelnen. 

1) Berbreden gegen das Yeben. Hierher gehört: Die abjichtlihe und die fahr- 
läſſige Tödtung, die Ausfegung von Kindern oder anderen bülflofen Perjonen und die 
Abtreibung der Leibesfrucht. Die abſichtliche Tödtung zerfällt wieder in die mit befonnener 
Ueberlegung ausgeführte (Mord) und im jene Tödtung, bei welcher die Abjiht aus einem 
Affect entiprungen ift Todtſchlag). 

2) Verbrechen gegen die Leiblihe Unverfehrtheit (Körperintegrität). Hierher 
gehören die abfihtlihen und fahrläſſigen Körperverlegungen, unter welchen nicht jelten 
den Berlegungen dürch Gift eine ausgezeichnete Stelle angewielen wird. 

3) Verbrechen gegen die Züchtigkeit, wie Kuppelei, unfremillige Schwächung, 
Nothzucht (und widernatürliche Unzucht, ſoweit diefe bejtraft wird). 

4) Verbrechen gegen die Ehre, welche hauptſächlich zerfallen in Berleumdung und 
Beleidigung {oder Belhimpfung). 

5) Verbrechen gegen die perfönlihe Freiheit. Hauptſächlich rechnet man hierher: 
die Gefangenhaltung, die Behandlung eines Menſchen als Selaven, den Menjchenraub, 
die Entführung, die Nöthigung und die gefährliche Drohung. Gewöhnlich wird aud der 
Hausfriedensbruch hierher gejtellt. 
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6) Verbrechen gegen das Vermögen, wohn namentlich Diebſtahl, Unterfchlagung, 
Betrug, Untreue und Sahbefhädigung, außerdem Erpreſſung und Raub gerechnet werben 
(die Yetsten beiden könnte man faft ebenfo gut in die vorhergehende Gruppe jtellen). 

II. Berbrechen gegen die Gemeingitter der menſchlichen Gefellungen (mit Aus- 
nahme des Staates). 

1) Verbrechen gegen die Familie, wie Ehebruch, Doppelehe, Blutſchande und 
Verbrechen gegen den Familienſtand. 

2) Berbrechen, welche ſich auf die Religion beziehen, wohin Religionsſtörung und 
Entweihung von Leichen und Gräbern gehört. 

3) Friedensſtörungen, wie Landzwang und Landfriedensbruch. 

4) Verletzungen von Treu und Glauben im Verkehrsleben, unter melde ge— 
wöhnlih Fälſchungen, namentlih Fälihungen von Maß und Gewicht, von Urkunden, 
öffentlichen Greditpapieren und Münzen geftellt werden (legtere als Delict gegen Die 
Miünzhoheit aufzufafjen, ift eine formaliftiiche Einfeitigkeit). 

5) Kann man bier die precäre Rubrik der ſ. g. gemeingefährliden Berbrechen 
anreihen, welche eigentlih nur qualificirte Verletzungen des Vermögens oder des Lebens 
und der- leiblichen Unverjehrtheit find. Man rechnet dazu die Brandftiftung, die Ber: 
urlahung von Erplofionen und Ueberſchwemmungen, Beſchädigung von Eifenbahnen, 
Telegraphen, Brüden, Bergiftung von Brummen, Vichweiden u. dgl. Diele Delicte werden 
in der Regel auch dann beftraft, wenn ihnen blos Fahrläfjigkeit zu Grunde Tiegt. 

III. Berbredyen gegen den Staat. 

1) Verbrechen gegen den Beſtand des Staates, mämlih Hoch- und Yandes- 
oder Staatöverratb. 

2) Verbrechen gegen das Staatsoberhaupt (Meajeftätsbeleivigung) und gegen 
die Bolfövertretung. 

3) Verbrechen gegen die Staatsverwaltung, als: a) Gegen die Nechtöpflege: 
Meinerd, falſche Angebung, Nichtanzeige von Verbrechen, Selbftbefreiung, unbefugte Rück— 
fehr des Verwieſenen, Selbſthülfe, Zweikampf. Hierher kann man auch die Begünftigung 
eines Verbrechers ſtellen. b) Gegen die Polizeigewalt: Widerſetzlichkeit, namentlich Auflauf 
und Aufruhr. ce) Gegen die Militärhoheit: Anwerbung für fremden Militärdienſt, Ver: 
leitung zur Dejertion und jolde Handlungen, durch welche man ſich widerrechtlich Der 
Milttärpflicht entzieht. 

4) Berbreden der Beamten, namentlid Mißbrauch der Amtsgewalt, Amts— 
erprefjung, Berumtrenung im Amt, Beugung des Rechts, Verbrechen der Anwalte u. |. w. 
Diefen Delicten ſchließen ſich zunächſt an die widerrechtliche Erlangung oder Verleihung 
eines Amtes und die Beſtechung. 


Anhangsweife haben wir noch fummariich auf die Literatur des deutihen Strafredhts zu 
verweilen. Kappher's Handbudh der Yiteratur des Criminalrechts und deſſen pbilofophijcher 
und medicinifcher Hülfswifienfchaften, 18338, gibt eine faft vollftändige Ueberficht der feit dem 
Jahre 1900 erjchienenen Schriften, von der Älteren Literatur nur das Bebeutendfte. Weitere 
Nachweise findet man namentlich reichhaltig bis zum Jahre 1847 in der 14. von Mitter- 
maier beforgten Ausgabe von Fe uer bach's Lehrbuch des peinlichen Rechts. Ueber die fpätere 
Literatur des allgemeinen Theils ſiehe Köftlin. Spften des deutſchen Strafredhts, 1855, und 
Geib, Lehrbuch des deutihen Strafrechts, 2. Band, 1862 (im 1. Band, der 1861 erfchien, 
reichhaltige Nachweife Über die Yıteratur der Geſchichte des Strafrechts). Ueber bie meuefte 
Literatur kritiſche Ueberſichten im verſchiedenen Zeitfchriften, wie im Gerichtsſaal, in 
Schletter's Jahrbüchern der Rechtswiſſenſchaft und namentlich alljährlich in der deutſchen 
Strafrebtszeitung, herausgegeben von von Holkendorff. 

Außerdem beben wir noch hervor: 

1) Betreff der Gefhichte des Strafrechts: Rein, Das Eriminalrecht der Römer, 1844. 
Geib, Lehrbuch des deutichen Strafredits, 1. Band. Wilda, Das Strafreht der Germanen, 
1342. Dfenbrüggen, Das alamannifche Strafrecht im beutichen Mittelalter, 1860. Der- 
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felbe, Das Strafreht der Langobarben, 1863. John, Das Strafrecht in Norbdeutichland 
zur Zeit der Nechtsbiicher, 1 1808. Berner, Die Strafgefeßgebung in Deutidland vom 
Jahre 1751 bis zur Gegenwart, 1867. 

2) Von älteren gemeinrechtlichen Schriften: Bened. Carpzov, Practica nova imperialis 
Saxonica rerum eriminalium, 111. Partt., zuerft 1635 oder 1638, zuleßt gebrudt 1758. 
J. P. Kress, Commentatio succineta in constit. erim. Caroli V, 1721, zuletzt 1786, 
J. S. F. de Boehmer, Element: jurisprudentiae eriminalis, 1733, zulegt 1774. Derfelbe, 
Observationes selectae ad Bened. Carprovii pract. novam, 1759, 

3) Von neueren Fehr- und Handbüchern des gemeinen Rechts (außer den fchon früher 
genannten Werfen von Feuerbach, Köftlin und Geb): Wächter, Lehrbuch des römiſch-deutſchen 
Strafrehts, 2 Bände, 1825, 1820. Abegg, Yehrbuc der Strafrechtswiſſenſchaft, 1536. Henke, 
Handbuch des Eriminalrechts, 4 Bände, 1825—39. Heffter, Lehrbuch des gemeinen deutſchen 
Strafrecht, 6. Auflage, 1857. Marezoll, Das gemeine deutſche Eriminalrecht, 3. Auflage, 
1856. Berner, Lehrbuch des deutichen Strafrechts, 4. Auflage, 1867. 

4) Bon Abhandlungen über die Lehren des allgemeinen Theils: Berner, Grundlinien 
der eriminaliftifchen SImputationslehre, 1843. Levita, Das Recht der Nothwehr, 1856. 
Geyer, Die Lehre von der Notbwehr, 1857. Seeger, Abhandlungen aus dem Etrafredt, 
1 1555, II 1862. ABLE n, Abhandlungen aus dem deutſchen Strafredht, I 1857. 
Merkel, Eriminaliftifche Abhandlungen I 1867. Gefler, Ueber den Begriff und die Arten 
des Dolus, 1860. Zahariä, Die Yehre vom Berfuche der Berbrechen, 2 Bände, 1836, 1839. 
Berner, Die Lehre von der Theilnahme am Verbrechen, 1847. von Buri, Zur Lehre von 
der Theilnahme an dem Verbreden und der Begiinftigung, 1860. Mittermaier, Die Tobes- 
firafe u. ſ. w., 1862. Derfelbe, Der gegenwärtige Zuftand der Gefängnißfrage, 1861. 
von Holkendorff, Das iriſche Gefängnißweſen, 1859. Derfelbe, kritiſche Unterfuchungen 
über die Grundſätze des irifchen Etrafvollzugs, 1865. Wahlberg, Die Ebrenfolgen der ftraf- 
gerichtlichen Verurtheilung, 1864. Berner, Wirkungstreis des Etrafgefeges nah Zeit, Raum 
und-Berfonen, 1853. von Bar, Das internationale Privat- und Strafrecht, 1562. Reinhold 
Schmid, Die Herrfhaft der Gefege nad ihren räumlichen umd zeitlichen Grenzen, 163. 
Unterbolzner, Ausführliche Entwidelung der gefammten Berjährungsiehre, 2. Auflage, 1558. 
Schwarze, Bemerlungen zur Lehre von der Verjährung im Strafrechte, 1867. Yuebder, 
Das Souveränetätsrcht der Begrradigung, 1860. 

Ueber die partieularrechtliche Literatur gibt Ausfunft Berner in dem oben erwähnten Wert: 
Die Strafgefeßgebung in Deutichland vom Jahre 1751 bis zur Gegenwart, 1867. Ebenda 
Eeite 75 — eine Ueberſicht über die Literatur des Code pénal. 

Die fehr beachtenswerthe neuere italieniſche Literatur behandelt Pessina dei progressi del 
diritto penale in Italia nel secolo XIX, Firenze, 1568, im belehrender Weife. 
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Der roch 


(Sivilprocek und Hfrafprocek). 


Prof. Dr. Richard Ed. John 


in Göttingen. 





Einleitung. 
Borbemertungen über das Weien und die geihichtlihe Entwidelung des BVrorefles. 


Rechtsanfprüche werden oft genug befriedigt, lediglich dadurch, daß derjenige, welcher 
einer Rechtspflicht nachzukommen bat, derfelben genügt und damit denjenigen Rechtsan— 
ſpruch erfüllt, welcher der ihm obliegenden Rechtspflicht entſpricht. Wenn beiſpielsweiſe 
der Schuldner das erhaltene Darlehn dem Gläubiger an dem verabredeten Tage zurüd- 
bezahlt, fo wird der Kechtsanfpruch, welchen der Gläubiger dem Schuldner gegenüber 
durh Gewährung des Darlehns erlangt bat, befriedigt, indem der Schulbner der ihm 
obliegenden Nechtöpflicht Durch Zurüdzahlung des Darlehns nachkommt. 

Wenn in diefer Weiſe Nechtsanfprüche befriedigt werden, jo kommt es zu feinem 
Procef. Gläubiger und Schuldner find über den Inhalt der Forderung einig, der 
Schuldner will feiner Verpflichtung nachtommen, und fein Handeln entipricht feinem Wollen. 

Möglich wäre e8 auch, daß Gläubiger und Schulpner über den Umfang der dem 
legteren obliegenden Leiftung verfchievener Anficht wären, — Schuloner beftreitet, dem 
Gläubiger überhaupt etwas ſchuldig zu fein, oder er behauptet wenigftens den geringeren 
Betrag feiner Schuld — aber diefe Meinungsverfchiedenheit wird Durch einen Vergleich 
beigelegt, der Vergleich vielleicht notariell oder gerichtlich confirmirt. Der entftandene 
Vergleich läßt es zu einem Proceſſe nicht fommen. 

Auch könnte der Fall eintreten, daß der Gläubiger dem widenwilligen Schuldner 
eigenmächtig dasjenige fortnimmt, was diefer ihm zu leiften verpflichtet ift. Ein ſolches 
Borgehen mag nicht in der Ordnung fein; e8 mag baffelbe nach den Beitimmungen des 
römischen Rechts mit dem Berluft der Forderung und jelbft mit weitergehenden Nachthei— 
len bedroht fein; es mögen die deutſchen Gejege — Reichsgeſetze und neuere Barticular: 
gejege, unter denen ſich übrigens beifpieläweife das preußische Strafgefeg nicht befindet — 
ein ſolches eigenmäctiges Vorgehen ſchon um der bloßen Eigenmächtigfeit willen ſelbſt 
mit Strafe bedrohen ; die Möglichkeit des Procejfes ift ausgeichloffen, ſobald auf dem 
Wege der Eigenmadt ein Rechtsanſpruch realifirt wird. 

Soll ein Proceß entftehen, jo ift Hierzu Vorausſetzung, daß der Zwang ge 
gen ben widerwilligen Schuldner, oder überhaupt gegen denjenigen, welcher einer ihm ob= 
liegenden Rechtöpflicht nicht genügen will, von einer zu dieſem Zwecke eingefegten ftaat- 
lihen Behörde geltend gemacht wird. Erzwungen darf aber nicht werben, was der— 
jenige, der einen Rechtsanſpruch zu haben vermeinte, erzwungen wiſſen will ; ſondern nur 
dasjenige darf erzmungen werben, was die von dem Staate eingefegten Gerichte als 
wirklich vorhandenen Rechtsanſpruch endgültig feitgeftellt haben. Die Entjcheidung darüber, 
weldy” einen Rechtsanſpruch Jemand zu erheben befugt ift, erfolgt in dem rechtskräf— 
tigen Ertenntnijje. 

Der Proceß beginnt mit der gerichtlichen Geltendmachung eines Rechtsanſpruches 
und er endigt mit dem vechtöfräftigen Erkenntniſſe. Auch die Vollſtreckung des vechtäfräf- 
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tigen Exrfenntniffes, die Erecution, fann den Gerichten übertragen ſein; und fo be 
trachtet man auch die Erecution als einen Theil des Proceſſes. Aber abgefehen Davon, 
dar jelbft die im Civilproceſſe erjtrittenen vechtöfräftigen Erkenntniſſe keineswegs überall 
durch die Gerichte jelbft vollſtrekt werden — es geichieht dies nicht im franzöſiſchen Recht, 
we lchem hierin beifpielömeife die hannöveriſche Proceß-Ordnung gefolgt ift — daß fer 
ner in anderen Procefarten Die Erecution in feiner Weife als Beſtandtheil des Proceſſes 
aufgefaßt werden kann — 3. B. die Vollſtreckung einer rechtskräftig erfannten Freiheits- 
ftrafe — ; wenn man die Execution ald einen Theil des Proceſſes auffaft, jo wird man 
dabei jedenfalls fefthalten müfjen, daß es begrifflich etwas anderes ift, einen Rechtsſtreit 
zu entſcheiden, und etwas anderes, den Inhalt der Enticheidung zu realifiven. Auch 
wird Niemand behaupten mögen, e8 jei Dann, wenn beifpielsweife der verurtheilte Schuld: 
ner in Folge des ihm vwerurtheilenden Erfenntnifjes zahlt, ohne die Execution abzuwarten, 
ein unvollftändiger Proceß geführt worden. Der Proceß ift auch in dieſem alle zu Ende 
geführt ; und nur, wenn der Proceß vor dem Zuſtandekommen des vechtöfräftigen Erkennt: 
niſſes abgebrodyen wäre, würde man jagen Dürfen, es jet der Proceß unvollſtändig, d. h. 
nicht bis zu Ende geführt. 

Die Geltendmachung eines NRechtsanfprudes vor dem zuftändigen Gericht ift Die erfte 
Proceßhandlung — die Handlung einer Partei — das Erfenntniß, welches rechtskräftig 
über den geltend gemachten Rechtsanspruch entjcheidet, iſt Die Teste Proceßhandlung — 
die Handlung des Richters. Zwiſchen dieſer erften und dieſer legten Proceßhandlung lies 
gen num noch andere Handlungen, theils Des Gerichte, theils der Parteien ; und die Summe 
aller dieſer, theils von den Parteien, theils von dem Gerichte behufs der Herbeiführung 
des rechtsträftigen Erkenminifjes vorgenommenen Handlungen ift das Proceßverfahren. 

In welcher Weiſe die einzelnen Procefhandlungen, in welcher Weife demmach das 
geſammte Proceferfahren geregelt ıft, das beſtimmt ſich wejentlich nad der Art und 
Beichaffenheit des geltend gemachten Rechtsanſpruches. 

An fich kann jeder beftrittene Rechtsanſpruch Veranlaſſung zu einem Procefie geben, 
und iſt der Begriff des Proceffes feineswegs auf die beiden am häufigften vorkommenden 
Arten deijelben, den Civilproceß und den Strafproceß beſchränkt. So werben, um an: 
deres zu übergehen, beifpielöweife durch richterliche Exkenntniffe Ehen geichieden oder für 
nichtig erklärt — eherechtliche Berhältniffe geben mithin Veranlaſſung zu Procefien — es 
gibt Staaten (5. B. Würtemberg, Sadyjen), in denen Berfafiungsftreitigfeiten, welche zwi— 
Ideen den Kammern und der Regierung entftehen, dur den Ausſpruch eines Staate- 
gerichtöhofes entjchteden werden ; zur Zeit des Deutichen Bundes war die Bundesaufträs 
gal-Inſtanz dazu bejtimmt, Streitigkeiten zwiſchen den einzelnen zum Bunde gehörenden 
Staaten zu entſcheiden — es führten und führen jomit auch ftaatsrechtliche Verhältniſſe 
zu Procefjen. Nur foldye Rechtsanfprüche, zu deren Entſcheidung, falls fie ftreitig gewor— 
den wären, ein von einer Staatögewalt — gleichviel ob eines Einzelftaates oder eines 
Bundesſtaates — eingefegter Gerichtshof nicht ertitirt, werden zu Proceſſen nicht führen 
können. Aus Ddiefem Grunde läßt das Völterrecht zwar Rechtsanſprüche der einzelnen 
ſouveränen Staaten gegeneinander entftehen; aber einen Proceß, in welchem über völfer: 
rechtliche Anſprüche verhandelt und entjchieden würde, den gibt es nicht. 

Wenn nun auch Rechtsanſprüche ehr verfchiedener Art zu Proceſſen führen, fo it 
die Art der Proceßführung doch nicht überall eine gleiche, ſondern, wie ſchon erwähnt, 
verichiedenartig geftaltet, entiprechend der juriftifchen Natur des in dem Proceffe zur Gel: 
tung gebrachten Rechtsauſpruches. In dieſem Umſtande Liegt ein vorzugsweifer Grund 
für das wifjenfchaftliche Intereffe und die wiffenichaftliche Befriedigung, welche das Proceßrecht 
gewährt. Manche von den Borichriften und Regeln, welche bei Führung eines Proceffes zu 
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beobachten find, werden zwar den Charakter der Zufälligkeit nicht verleugnen können. Diefe 
Zufälligfeiten machen aber das Welen der Sache nicht aus. Es ift dieſes im Gegentheil in 
den Örundprincipien deö Verfahrens zu finden ; und diefe das ganze proceſſualiſche Verfahren 
beherrfchenden Grundprincipien beftimmen fich aus der juriftifchen Natur des verfolgten Rechts⸗ 
auſpruchs. Wenn demnach der Strafproceh wejentlich anders ift als der Civilproceß, jo beruht 
diefe Verſchiedenartigkeit nicht auf irgendwelchen Willtürlichkeiten der Geſetzgebung; fondern 
weil die juriftifche Natur des im Civilprocefje geltend gemachten Rechtsanſpruches von dem im 
Strafprocefje geltend gemachten Rechtsanſpruche wejentlich verſchieden tft, deshalb mußte 
das Strafverfahren fich mwejentlich anders geftalten, als das Civilverfahren. Und nur fo 
lange ald man die Berjdiedenartigkeit des ftrafrechtlichen und des ciwilrechtlichen Rechts⸗ 
auſpruches verkannte, konnte es geſchehen, daß man den Strafproceß und den Civilpro⸗ 
ceß nach weſentlich gleichen Principien geſtaltete, wie dieſes beiſpielsweiſe in dem älteren 
deutſchen Rechte, wenn auch nicht ohne mannichfache Modificationen der Fall war. 

Das Proceßrecht behandelt die Formen, unter deren Beobachtung Rechtsanſprüche 
vor Gericht verfolgt, unter deren Beobachtung aber die erhobenen Rechtsanſprüche ſeitens 
des Gerichts entſchieden werden. Man ſagt daher, das Proceßrecht ſei formelles Recht, 
und ſetzt dieſem Ausdrucke gegenüber den Ausdruck materielles Recht, unter welchem 
man den Inhalt des Rechtsſtreites, oder noch weiter gehend, jeden Rechtsanſpruch ver- 
fteht, welcher zu einer gerichtlichen Geltendmachung führen fan. 

Es ift ohne weiteres klar, daß, wenn im öffentlichen Intereſſe ein Rechtsanſpruch 
erhoben wird, der fo entftehende Proceß dem Gebiete des öffentlihen Rechts an- 
gehört. Aber auch dann, wenn lediglid wegen eines privaten Intereſſes ein Proceß ge= 
führt wird, was Bei jedem Civilproceß der Fall ift, gehört der Proceß dem öffent- 
lichen Rechte an. Denn nicht jowohl im Intereffe der einzelnen Privatperfonen, als 
vielmehr vorzugsweife tm öffentlichen Interefje find die Gerichte zur Entſcheidung von 
Eivilrectöftreitigfeiten eingefegt. Es ſoll im öffentlichen Intereffe die Eigenmacht vermie— 
ben werben, und jo muß Jeder die Möglichkeit haben, feinen Nechtsanfprud; vor einem 
Gerichte geltend zu machen, womit die Pflicht der Gerichte, das Recht zu gewähren, in 
Verbindung ſteht. Es find die Gerichtsbeamten Staatsbeamte und durd) die Pro- 
ceßführung treten die Parteien in ein beftimmtes Verhältniß zu ben richterlichen Staats- 
beamten — weldes Verhältniß zwiſchen Gericht und Parteien während der Dauer des 
Procefjes ſich fortfchreitend ändert — ; dies alles bewirkt, daß jeder Procek, aud) der Gi- 
vilproceß, als ein Theil des öffentlichen Rechts aufzufafjen ift. 

So viel über den Proceß im allgemeinen. Im Folgenden fol ausſchließlich von 
den beiden wichtigiten Proceparten, dem Civilproceg und dem Strafproceß gehandelt wer⸗ 


ben, umd zwar in der Weife, daß wir zumächft die hiſtoriſchen Grundlagen des deutfehen , 


Procefies vorführen ; zunächſt 1. des Civilproceſſes und ſodann 2. des Griminalproceffes, 


1. Abri der Geſchichte des deutihen Civilproceſſes vom Jahre 
1495 an. 


Dasjenige, was man mit dem Ausdrude „gemeiner deutſcher Civilproceß“ bezeich⸗ 
net, iſt nicht der Inhalt irgend eines von der Geſetzgebung des deutſchen Reichs erlaſſenen 
Civilproceßgeſetzes, welches als ſolches Anwendung in allen deutſchen Gerichten gehabt hätte 
— etwa in der Art, wie die jetzt für den Norddeutſchen Bund in Vorbereitung befindliche 
Civilproceß⸗ Ordnung gemeines Civilproceßrecht fir Norddeutſchland begründen wird — 
ſondern es iſt dasjenige, was man bis jetzt mit dem Ausdruck „gemeiner deutſcher Civil- 
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proceß“ bezeichnete und bezeichnet, das Nefultat wiſſenſchaftlicher Abftraction. Die Rechte- 
wiſſenſchaft hat jedoch bei Aufftellung des Syſtems des gemeinrechtlichen Civilproceſſes fei- 
neswegs der pofitiven Grundlage entbehrt ; nur fand fie diefe pofitive Grundlage nicht 
in einem überall gültigen Proceßgeſetz, fondern fie erkannte, daß fomohl in dem Reichs— 
proceffe, wie auch in dem Proceſſe, wie er in den einzelnen deutjchen Territorien geführt 
wurde, eine Uebereinftimmung der Methode, eine Gleichartigfeit der Vorſchriften vorhanden 
war, welche es ermöglichten, Das ben territorialen Rechten und dem Reichsrechte Gemein— 
fame zufammenzuftellen. Somit find die Elemente des gemeinen deutſchen Civilprocefles 
ſowohl der Proceß des Reichslammergerichts — der Proceß des Reichshofraths hat eine gleiche 
Bedeutfamfeit für die Entwidelung des deutfchen Civilproceſſes nicht erlangt — wie auch der 
Proceß der einzelnen Yandesgerichte ; und bei dem einen wie bei dem anderen wird der Proceß⸗ 
gang ſelbſt theils durch Proceßgeſetze, teils durch den Gerichtögebraud; geregelt. Für Die Be- 
deutſamleit, welche Reichsproceß und particularer Proceß auf den Entwidelungsgang des Civil- 
proceffes in Anſpruch nehmen dürfen, kommt eineötheild in Betracht die Autorität, welche der 
Reichsgerichtsproceß eben deshalb, weil er der Procek des Neichögerihtd war, erlangte; — 
die Pandesgerichte Tiefen dasjenige, was am Reichsgericht geſchah, auch für fich maßgebend 
fein, und wenn fpäter der Dep. Abſch. von 1600. $. 15. umd der jüngfte Reichsab— 
jchied 1654 ($. 137) es vorfchrieben, daß im den Landesgerichten ſoviel als möglich der 
fammergerichtliche Procef beobachtet werden folle, jo murde damit eben etwas vorgeſchrie— 
ben, was auch ſchon ohne dieſe Vorſchrift jo wie jo geſchah — anderntheild aber kommt 
in Betradht, daß gegenüber der Reichsgewalt die Territorialgewalt das ftaatlich Bedeut- 
famere wird, daß viele und unter diefen gerade die bedeutendften Staaten durch die Er- 
langung des privilegium de non appellando — der Juhalt deſſelben beitand darin, 
daß, menn das Yandesgericht Letstinftanzlich entſchieden hatte, die Parteien den Proceß 
nicht an das Neichögericht ziehen durften — fich von der Rechtſprechung des Reichs— 
gerichts vollftändig Losfagten, daß die Landesgeſetzgebung von erheblichfter Bedeutjamteit 
jelbft nocdy während des formellen Beftehens des deutſchen Reiches wird und daß nach die— 
jer Zeit der Landesgeſetzgebung felbftwerftändlich die alleinige Aufgabe blieb, das ciwilpro= 
ceſſualiſche Verfahren jo zu regeln, daß es den Bedürfniffen des Verkehrs entiprechen fonnte. 

Die hiftorifche Veranlaffung für die Errichtung des Reichöfammergerichts iſt nicht 
darin, daß man einen gemeinjchaftlichen höchſten Gerichtähof für das deutſche Reich haben 
wollte, jondern in den Zufammenhange zu finden, in welchem die Errichtung des Reichs— 
fammıergericht8 (1495) mit der Begründung des ewigen Yanbfriedens (1495) fteht. Frü— 
ber jhen 3. B. in den Jahren 1471, 1474, 1486 wurden |. g. vertragsmäßige Frie— 
den auf eine beftimmte Reihe von Jahren abgeſchloſſen. Die durch einen ſolchen ver— 
tragsmäßigen Frieden Verbündeten wollten eimestheils durch ihr Bündniß ſtark genug 
"werben, um jede Gemwaltthätigfeit, welche einem von ihnen begegnen möchte, gemeinjchaftlich 
abwehren zu können; anderntheild verpflichteten fie fich, Streitigkeiten, melde in ihrem 
Kreife entftänden, nicht auf dem Wege der Eigenmadht, der Fehde, jondern wor Gerichten, 
Austrägen, Friedensgerichten beizulegen. Dieje Bemühungen, Ruhe und Ordnung im 
Reiche herbeizuführen, gelangten denn auch endlich zu einem Abſchluß. Auf einem Reiche- 
tage zu Worms vereinigten ſich die Reichsſtände zu einem Yandfrieden, welder allgemein 
in Deutfchland beobachtet werden, deſſen Dauer an feine Zeit gebunden (ewiger Yand- 
frieden, im Gegenfag zu den früheren mur auf Zeit errichteten Frieden) und Durch den 
jede Fehde bei Strafe der Reichsacht und 2000 Markt Gold unbedingt verboten jein 
follte. Diefem für die Dauer errichteten Frieden mußte dann aud ein für die Dauer 
errichtetes Friedensgericht entfprechen, ein Gericht, bei welchem diejenigen Anſprüche und 
Bejchwerden, welche fonit zur Eigenmacht, zur Fehde geführt hätten, auf dem Wege Rech— 
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tend zum Austrage gebracht werben fonnten. Und dieſes Gericht war das mit dem 
ewigen Yandfrieden in ein und demſelben Jahre (1495) errichtete Reichskammergericht. 
Zunächſt war denn auch das Reichskammergericht ein Gericht, bei welchem die Reichs— 
unmittelbaren Recht zu nehmen verpflichtet fein follten. Die Unterthanen follten dagegen 
vor den Yandeögerichten Recht zu nehmen verpflichtet bleiben. Um die Vollziehung ver 
fammergerichtlicyen Urtheile und die Aufrechthaltung des Landfriedens zu fihern, ſollte 
eine jährliche Verſammlung ftattfinden, durch welche auch eine permanente Thätigkeit des 
Kaiſers und der Reichsſtände in Neichöangelegenheiten zu ermöglichen wäre. Die Befug- 
niffe einer derartigen Berfammlung wurden indefjen Shon im Jahre 1500 einem in Nürn— 
berg verfammelten Reichsregimente übertragen, welches unter dem Borfige des Kaiſers oder 
eines kaiſerlichen Statthalters aus perjünlid gegenwärtigen Neichsftänden und aus zwan— 
zig Abgeordneten der Reichsſtände aller Claſſen beftehen ſollte. Die genauere Regelung 
des Procefwerfahrens bei dem Neichöfammergericht erfolgte durch die Reichskammergerichts— 
Dronungen. Schon bei der Gründung des Reichskammergerichts wurde beftimmt, daß 
dafjelbe aus einem Richter (Präfidenten), der ein Fürft, Graf oder Freiherr wäre, und 
aus fechzehn Urtheilern, deren Hälfte „der Nechte gelehrt und gewürdigt — d. h. Docs 
toren des römijchen und des fanonifchen Rechts — zuſammengeſetzt fein ſollte. Damit 
war der Einfluß der fremden Rechte auf Rechtſprechung und auf den Procefgang des 
Reichslammergerichts in hervorragender Weife anerkannt. Das Gleiche war auch der 
dal bet Erlaß ver R. C. G. DO. von 1555. Die überwiegend romaniftiiche Rich— 
tung des Proceſſes jchließt fi an den Kammergerichtöproce an und findet ihren 
Ausdruf theils in particulären Procegordnungen, namentlich des ſüdlichen und weitlichen 
Deutſchlands, unter denen die Churmainzer Hofgerichtsordnung von 1516 und die Un— 
tergerichtsordnung von 1534 hervorzuheben find, theils in den Schriften der ſ. g. Ca— 
meraljchriftfteller, unter denen Andreas Gaill und Joachim Miynfinger einen hervorragen⸗ 
den Einfluß gewannen. Indeſſen konnte die Reception der fremden Rechte nicht überall 
die einheimiſchen Nechtöbildungen gänzlich untervrüden. Vorzugsweiſe in Sachſen er 
hielt ſich eine Fräftige Oppofition des einheimiſchen Rechts, und unter den Ländern, melche 
den ſächſiſchen Fürften unterworfen waren, durfte namentlich Churſachſen als der Mittel 
pumft der Oppofition des deutſchen Nechtselements gegen das fremde Recht bezeichnet wer— 
den. Unter diefem Gefichtspuntte find die churſächſiſchen Conftitutionen von 1572 und 
die von Hartmann Piftoris herrührende Gerichtsordnung von 1622 aufzufaffen. Und 
der Einfluß diefer Gefege geht, unter der Mitwirkung ſächſiſcher Schriftfteller (Chilian 
König, Benedict Carpzov) und bei der Bedeutſamkeit der ſächſiſchen Univerfitäten, welche 
es verjtanden, dem einheimiſchen Rechtsſtoffe auch diejenige Form zu geben, deren er bes 
durfte, um in der damaligen juriftifchen Welt überhaupt Beachtung zu finden, über die 
fächfiichen Yande hinaus ; namentlich erſtreckt fich verfelbe auf den Norden Deutſchlands — 
und dringt endlich in die Neichsgefeggebung jelbit ein. Dasjenige Reichsgeſetz aber, in 
welchem das einheimische Hecht einen der bedeuntendften Siege über das fremde Proceß— 
recht Davon trug, ift der jüngſte Reichsabſchied von 1654. In demfelben heißt e8: ($. 7.) 
„Da bei vorgewejenen langwierigen Kriegs = Fäufften das heilfame Yuftiz = Wefen fat gänzlich 
zerfallen ift, und über das Reichs = Sammer = Gericht zu Speyer allerhand Klagen und Be— 
ſchwerden vortommen, und Wir dann von Zeit an Unferer Kaiferlichen mühſamen Regierung, 
zu Kaiſerlichem Gemüth vielfältig gezogen, und dahin jederzeit forgfältig bedacht geweſen, 
welcher Gejtalt jo bald nach erlangtem allgemeinem Neichsfrieden, das Yuftiz = Werk, ohne 
welches fein Reich in ordentlihem friedlichen Weſen erhalten werden kann, in förberlicyen 
Gang wiederum zu richten und zu ftellen, und wie neben dem Unterhalt und Exjegung 
Unſeres und des heiligen Reichs Gamer = Gerichts, zugleich auch der ohngejperrte, rich 
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tige und ſchleunige Yauff der heilſamen unparteiiſchen Yuftiz befördert, und die geurtbeil- 


ten Sachen jedesmals ohne Berzug volleftvedt werden mögen, ....... ($. 8.) So 
haben Wir um fo vielmehr Urſach genommen, diefen Punctum justitiae feiner ſelbſt 
Nothdurfft und Wichtigkeit nach, auch ob morae periculum, vor allen Dingen .... in 


gewöhnliche Reichs-Conſultationes bringen zu laſſen.“ Es werben ſodann vier Punkte 
erwähnt, auf welche die Juſtizgeſetzgebung ſich zu beziehen habe: 1. „wegen berührtes 
Unſeres und des heiligen Reichs Kammergerichts Unterhalt“; 2. „wegen deſſen Wieder: 
erjegung und Bejtellung‘“ ; 3. „wegen angeregter Neformation und Erecution der Juſtiz“; 
4. „wegen des Orts oder Translation deſſelben.“ Unter Diefen vier Punkten iſt der 
dritte jedenfall8 der für uns wichtigfte und mag es daher geftattet fein, in Betreff 
deſſelben einzelnes aus dem jüngften Reichsabſchiede anzuführen. Der jüngfte Reichsab— 
ſchied klagt, daß der. bisherige Proceß zu langwierig geweſen et. (8. 34.) „Dieſemnächſt 
nun ſich befunden, wie viel Zeit vergeblich zugebracht, die Sachen meiſtentheils ohne Noth 
viel Jahr Lang aufgezogen, die Acta dadurch ſich überhäuft, und die Proceß ſowohl zu den 
Litigirenden Parteyen größtem Schaden und Nachtheil, als zu dieſes höchften Gerichts im 
Reich merflicher Berkleinfügung, gleichſam unfterblich gemacht werden“... jo, u. ſ. w. ... 
Es jollen nun gegenüber dem früheren Verfahren Abkürzungen ftattfinden ; bei Formu— 
lirung der Klage — das Factum joll kurz und nervofe, jedoch deutlich und Diftincke, 
flar, aud) da es den Parteien beliebt, oder der Sade Weitläuftigfeit und Umftände es 
erforderten, Punkten-Weiß verfaßt und ausgeführt fein — veögleichen werden Abkür— 
zungen für die Klagebeantwortung vorgefchrieben — die Eventualnarime wird zu dieſem 
Zwecke ftraffer angezogen, aber noch nicht mit voller Conſequenz durchgeführt — jo braudt 
die Einlafjung nicht zu erfolgen „vor Erörterung des puncti competentiae fori“; die 
Bevollmächtigten follen glei im erſten Termine die Vollmachten beibringen oder caviven; 
hinſichtlich des Beweiſes wurden Beſtimmungen getroffen, welde die gemeinvechtliche 
Anerkennung des im ſächſiſchen Proceſſe ausgebildeten Beweis = Interlocutes beförberten ; 
in appellatorio follen nova angebracht werden dürfen, jedoch mit eidlicher Verſicherung, 
daß Die nova in der früheren Inſtanz nicht gekannt, oder Doch erft jet für nöthig er 
achtet ſeien.“ Diefe und andere Abkürzungen jedoch, welche der jüngfte Reichsabſchied 
anordnete, geben viel mehr ein Zeugniß Dafür, von welcher Yangwierigkeit der Proceß vor 
dem Jahre 1654 gemefen ift, als dafiir, Daß mun nad dem Jahre 1654 der Proceß 
„kurz und nervoſe“ geführt ſei. Es erfolgte durch den jüngften Reichsabſchied ein gewiſſer 
Abſchluß in der Entwidelung des gemeinrechtlichen Civilprocefies, dieſer Abſchluß ließ aber 
nody immer ein ciwilprocefiualiiches Verfahren beſtehen, weldyes wenigitend nach unferer 
heutigen Auffaffung hinſichtlich feiner Yangwierigfeit und feines Formalismus faum etwas 
zu winjchen übrig läßt. 

Die Rechtswiſſenſchaft hielt es nicht für nöthig, auf die Quellen zurüdzugehen ; nicht 
einmal die Schriften der italienischen Yuriften, wie namentlich das speculum judiciale 
von Wilhelmus Durantis fanden Berüdjichtigung, jondern man begnügte ſich die Arbeı- 
ten der nächſten Vorgänger auszubenten und denſelben eigene Einfälle hinzuzufügen, die 
dann, wenn es die Einfälle beliebter Nechtölehrer waren, für die Praris leicht eine Autos 
rität erlangten. Hierher gehören unter anderen die Schriften von Brunnemann, Ludo— 
vici, Eſtor, Claproth. Dem ungebührliden Uebergewicht der Praxis trat Dann in Der 
zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts eine willenfchaftliche Methode entgegen, welde 
die Theorie des Civilprocefies Durch Die Entwidelung feiner Grundgedanten zu für 
dern fuchte (Gönner, Grolmann, Harjcher von Almendingen), welde auf eine 
ftrengere Beachtung feiner gejeglichen Quellen hinwies (Martin, Gensler, Linde, Sur 
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tenis u. A.) und endlih in der geſchichtlich-organiſchen Auffaffung des Nechts ihren 
Abſchluß fand (Heffter, Berhmann = Hollmeg, Keller, Briegleb, Pland). 

Die Proceßgeſetzgebung wurde nad) dem Erlaß des jüngften Reichsabſchiedes nur noch 
von den einzelnen deutſchen Territorien weiter fortgebilvet. Unter dieſen Geſetzen weicht 
in weſentlichen Grundprincipien die Preußifche Allgemeine Gerichtsordnung des Jahres 
1795 von den Grundjägen des gemeinrechtlichen Givilprocefies ab. Es wurde hier der 
Berfuh gemacht, für den Givilproceß die Inquifitions = Marime wenigftens theilweiſe ein— 
zuführen. Zu diefem Ende wurde beftimmt, daß die Parteien in Perfon vor dem Rich— 
ter ericheinen, von dieſem jelbft gehört, und daß der Richter durch Befragen der Parteien 
die materiell mahre Lage des Nechtöftreites fennen Ternen folle. Nicht Die Advocaten, 
welche die Procelje in die Yänge zögen und durch ihre bald größere, bald geringere Brauch— 
barkeit Ungleichheiten in der Parteiftellung berbeiführten, jollten die Nechtöintereifen der 
Parteien vertreten, ſondern es follte dieſes Durch den Nichter geichehen, welcher eben, weil 
er zur Vertretung der Rechtöintereffen der vor ihm erfcheinenden Barteien berufen war, 
an dasjenige, was die Parteien ohne Berragung des Richters vorbringen mochten, nicht 
‚gebunden fein durfte, fondern in die Yage gebracht werden mußte, dasjenige, was zur 
Erforihung der Wahrheit vienftlih war, unabhängig von den Anträgen der Parteien zu 
benugen. So wurde der Proceß zunächſt durch Befragung der Parteien inftruirt; 
und aus dem von dem inftruirenden Richter (Inftruent) zufammengeftellten Material 
hatte ein anderer Richter, der Decernent, die Refultate zu ziehen. Im diefer Weife 
erlangte der Decernent auch eine controlivende Thätigkeit gegenüber dem Inftruenten, der 
übrigens ſchon bei der Inſtruction dur die Affiftenzräthe zu controliven war. Doch 
aber war dieje inquifitortiihe Behandlung des Givilprocefjes der Natur des Gegenftandes 
des Givilprocefies zu ſehr wideriprechend, al® daß man einen inquifitoriichen Civilproceß 
folgerichtig hätte Durchführen fünnen. Es gab keinen Zwang zur Klage oder zur Bertheis 
Digung ; der Richter durfte beim Ausbleiben des Klägers den Proceß nicht von Amts 
wegen fortjegen; falls der unterliegende Theil feinen Verpflichtungen nicht nachkam, jo 
durfte die Execution nur auf Untrag des objiegenden Theiles veranlaft werden; die Par— 
teien waren an den Rath des inftruirenden Richters nicht gebunden, dieſer war vielmehr 
gehalten, jelbft die feiner Anficht nach fehlerhaften Anträge der Parteien aufzunehmen ; 
und endlich war aud das Fragerecht des inſtruirenden Richters nicht ein unbeſchränktes, 
ſondern e8 blieb dafjelbe auf diejenigen Punkte beichräntt, welche in dem Vorbringen der 
Parteien bereits eine Andeutung fanden. Diejer halb inquifitoriiche Civilproceß der preu- 
ßiſchen allgemeinen Gerichtsordnung erhielt fih mir bi8 zum Jahre 1833. Am 1. Juli 
1833 wurde eine „Verordnung über den Mandats=, den ſummariſchen und den Bagatell 
Proceß“ publicirt und durch dieſe die Berhandlungsmarime für die genannten Proceß— 
arten wieder eingeführt. Die weientlichjte Bedeutung hatte aber $. 7 dieſer Verord— 
nung, durch welchen beftimmt wurde, daß es den Gerichten frei ftehe, auf übereinftim= 
menden Antrag der Parteien — zu welchem Antrage übrigens die Mandatare eine Spe— 
cialvollmacht nicht bedürfen ſollten — aud andere als die in der Verordnung genannten 
Klageſachen nah Art der ſummariſchen Procefje zu behandeln. Die Folge diejer Beſtim— 
mung war, daß in faum fünf Jahren durch die Praris die Inquifittionsmarıme der Ge— 
richtsordnung befeitigt, und an deren Stelle durchweg die gemeinvechtlihe Verhandlungs— 
marime eingeführt wurde. Die fpätere Verordnung vom 1. Juli 1846 ſanetionirte dann 
dieſes Durch die Praxis herbeigeführte Reſultat und regelte von neuem den preußiſchen Ci— 
vilproceß auf der Bafis der gemeinrechtlichen VBerbandlungsmarime. So ſtimmt der 
preußiſche Civilproceß feit dem Jahre 1846 Hinfichtlich feiner principtellen Bafis wieder 
mit dem gemeinen Rechte überein ; aber der im Jahre 1795 erfolgte Bruch mit dem ges 
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meinrechtlichen Procek hatte die Folge, dar, als der preußiſche Civilproceß mieder zur 
Heimath zurüdkehrte, er viel gelernt und viel vergeſſen hatte; er war den praktiſch hem— 
menden Formalismus des gemeinen Proceſſes los geworden, und hatte fich am deſſen 
Stelle die Mündlichkeit und Deffentlichkeit des Berfahrens, wenigſtens theilweiſe angeeige 
net. Das Princip der Mündlichkeit wurde dann im noch entichtedenerer Weiſe durch die 
hannöverſche Procefordnung von 1850 anerfannt und wird muthmaßlich durch die all- 
gemeine Anerkennung deſſelben eine vollſtändige Reform des deutichen Proceßrechts herbei— 
geführt werden. — 

In ähnlicher Weiſe wie im funfzehnten und fechzehnten Jahrhundert das deutſche 
Recht durch die Reception fremder Rechte eine neue Geſtaltung erhielt, jo ſuchte ſeit Au— 
fang dieſes Iahrhunderts, und theilweiſe nicht ohne Erfolg, das franzöſiſche Recht in 
Deutſchland Einfluß zu erlangen. Im Gebiete des Civilproceſſes geſchah dieſes durch den 
code de*proc@dure civile (1806), welcher noch jet Geltung hat in den linksrheiniſchen 
Fändern der preußiſchen Monarchie. Der franzöſiſche Proceß charakterifirt ſich zunächſt 
durch die Gerichtsorganiſation. Collegialiſch beſetzte Gerichte, Tribunale erſter Inſtanz, 
find nur für größere Bezirke eingeſetzt und zur Vermeidung der Nachtheile ſolcher aus: 
gedehnten Gerichtöfprengel dienen die Friedensgerichte. Der Thätigkeit der Gerichte ift die 
ſ. g. freiwillige Gerichtsbarfeit, die gerichtliche Poltzet entzogen und ebenfo dienen bad 
Hnpothetenbewahrungsamt, das Notariat, das Inſtitut der Givilitandsregifter dazu, 
die Thätigfeit der Gerichte lediglich auf die Thätigfeit des Richtens zu bejchränten ; und 
aus gleichem Grunde ift auch die Vollftrefung des rechtsfräftigen Uxtheils kein Gegen- 
ftand richterlicher Thätigkeit, ſondern es hat ſich die obfiegende Partei an die Vollziehungs- 
beamten, an die Huiffiers, zu wenden, welche nach den fpeciellen geleglichen Vorſchriften 
das Urtheil vollftreden. Es ift fodann für den franzöfifchen Civil-Proceß von größter 
Bedeutung die Stellung, welche in demfelben die Staatsanwaltſchaft (ministere public) 
einnimmt. Dieſe neben den Gerichten ftehende Behörde, mit ihrer eigenen Hierarchie, hat 
die Pflicht, Dafür zu forgen, daß Jedem unparteiiſch Recht widerfahre Ihre Beamten, 
von dem Generalprocurator des Gaffationshofes an bis zu den Eubftituten der Staatö- 
procuratoren üben die Aufficht über alle zur Juſtiz gehörigen Perſonen aus, iiber Richter, 
Gerichtsichreiber, Notarien, Anwälte und Gerichtövollzieher ; fie beforgen die ganze bei 
den Gerichtshöfen vorkommende Gorreipondenz mit in- und ausländifchen Behörden ; in 
den öffentlichen Sigungen, bei welchen fie gegenwärtig ſein müſſen, haben fie darüber zu 
wachen, daß Das Geſetz beachtet werde ; fie geben motivirte Gutachten ab, und müſſen in 
den vom Gefetse bezeichneten Fällen mut ihren Anträgen gehört werden. Der franzöſiſche 
Proceh betrachtet nicht das ganze Verfahren von der Anftellung der Klage an bis zur 
Erecution als ein in fich jelbft zufammenbängendes Ganze, jondern man nimmt an, 
daß der Proceß erft dann am das Gericht gelange, wenn die Parteien im Stande find, 
bei dem Gerichte mündlidy ihre Anträge vorzubringen. Dasjenige, was der deutjche Pro: 
ceß unter Procekleitung verfteht, ift dem franzöfiichen Proceffe fremd. Was zur Vor: 
bereitung der von den Parteien dem Gerichte mündlich zu ftellenden Anträge erforderlich 
ift, machen die Parteien ohne Mitwirkung des Gerichts von Anwalt zu Anwalt inter 
einander ab. Die Friſten, welche fir dieſen zwifchen den Parteien ſtattfindenden 
Schriftenwechſel einzuhalten find, beftimmt das Geſetz, und zum Beweife der richtig erfolg— 
ten Inſinuation, ohne welche eine Gontrole über Beobachtung der Friften nicht möglich 
jein wiirde, infinuiven die Parteien fich ihre Schriftfige durch officielle Perſonen, die 
Huiſſiers. — Was vor dem Gerichte verhandelt wird, wird mündlich verhandelt, jo daR 
das Gericht einer ſchriftlichen, actenmäßigen Unterlage für feine Entſcheidungen faft ganz 
entbehrt ; und Ddiefe mündlichen Verhandlungen erfolgen in öffentlichen Gerichtsfigungen. 
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Im der Sache ſelbſt entſcheiden im franzöfiichen Proceffe nur zwei Inftanzen. Der Caſ— 
fationshof iſt nicht ein Gericht, welches in dritter Inſtanz entjcheidet ; e8 iſt vielmehr dies 
ſes Gericht darauf beichränft, fehlerhafte Erkenntniſſe zu vernichten und die nochmalige . 
Entſcheidung der Sad, und zwar unter Beobachtung des von dem Caſſationshofe auf- 
geftellten Rechtsjages, dem Inftanzgerichte, welches Das beftehende Recht fehlerhaft angewandt 
bat, aufzutragen. 

In Vorſtehendem find die wejentlichiten Momente zufammengeftellt, weldye für die 

twickelung des deutichen Civilproceſſes bis jegt von Einfluß geweſen find. 

Die wichtigften der jet geltenden Givilprocefgefege find nun folgende : 

Defterreid: Gerichtdorbnung Joſeph's IL. von 1781; Verordnung vom 21. Juli 
1846 ; Gerichtsorganifationsgejege v. 14. Juni 1849 und 18. Juni 1850. 

Preußen: Im den alten rechtörheinifchen Provinzen : Allgemeine Gerichtsorbnung 
von 1795 woran fich verfchtedene, das Civilverfahren und die Gerichtdorganifation prin= 
cipiell ändernde, Gejetse anſchließen, namentlich von 1833, 1846, 1849. In den links— 
rheinischen Ländern gilt der code de procddure eivile. In Hannover : die bürgerliche 
Proceßordnung von 1850 mit mehreren ergänzenden Gejegen von 1859. In Naffau : 
Civilprocegorbnung vom 23. April 1822. In Frankfurt: Geleg vom 7. und 14. No— 
vember 1848. In Kurheſſen: außer Gefegen von 1834 und 1851 bejonderd Gele 
vom 28. October 1863. Die neueren den gemeinen deutjchen Civilproceß in Schles= 
wig=Holftein mobdificirenden Gefege find zufammengeftellt bei Stemann, Sammlung 
(Kiel 1868). 

Sadfen hat feine neuere Codification. Unter den neueren Procefgefegen ift na= 
mentlich die Novelle vom 30. December 1862 hemworzubeben. 

Die Gefeggebung der Thüringiihen Staaten (ver zum Oberappellationsgericht 
zu Jena vereinigten Yänder) ift bei Heimbach, Lehrbuch des ſächſiſchen bürgerlichen Pro— 
ceſſes (1861) nachzufchen. 

Oldenburg: Procefordnung vom 2. November 1857. 

Braunfhweig: Procefordnung vom 19. März 1850. 

Medlenburg hat fein umfaſſenderes neues Proceßgeſetz aufzumeifen. 

Yippe- Detmold: Procefordnung vom 12. April 1859 ; Novelle vom 15. 
Juni 1864. 

Walded: Geſetz vom 10. Juni 1850. 

Lübeck: Procefordnung vom 28. April 1862. 

Baden: Prockhordnung vom 18. März 1864. 

Batern: Codex Maximilianeus bavarieus judiciaris (1753) Geſetze: 1819, 
1837. Entwurf von 1861 wird gegenwärtig (December 1868) berathen. 

Würtemberg: Civilprocefordnung vom 3. April 1868. 

Das Streben nach Rechtseinheit in Deutfchland hatte ſchon zur Zeit des Deut- 
ſchen Bundes dazu geführt, daß, in Folge eines Beſchluſſes der deutjchen Bundesverfamme 
lung, zu Hannover der Entwurf einer allgemeinen deutſchen Civilproceß-Ordnung 
auögearbeitet wurde. Dieſer Entwurf erſchien unter dem Titel: „Entwurf einer allgemei= 
nen deutjchen Givilproceg = Ordnung” im Jahre 1866. An den Arbeiten in Hanno— 
ver nahm Preußen mit einigen anderen deutſchen Staaten nicht theil, und jo wurde 
in Berlin ein „Entwurf einer Procefordnung in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten für 
den preußifchen Staat” (1864) ausgearbeitet. Die Verfaffung des Norddeutſchen Bun— 
des weift in Art. 4 die gemeinſame Geſetzgebung über das gerichtliche Verfahren der 
Bundesgefeggebung zu. Die deutiche Civilproceß= Ordnung wird gegemwärtig durch eine 
in Berlin tagende Commiſſion ausgearbeitet. 
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Eine genauere Kenntniß des Givilprocefrechts ift aus folgenden Lehr- und Hand— 
büchern zu entnehmen: Martin, Lehrbuch des deutjchen gemeinen bürgerlichen Proceſſes 
(13. Aufl. 1862). Yinde, Yehrbud des gemeinen deutſchen Civilproceſſes (7. Aufl. 
1850). 4. Chr. I. Schmid, Handbuch des gemeinen deutſchen Givilprocefies, 5 Bde. 
1843— 1845. 9. Bayer, Vorträge über den gemeinen deutſchen ordentlichen Civil 
proceh (9. Aufl. 1865). © W. Wesell, Syſtem des ordentlichen Civilproceſſes 
(2. Aufl. 1865). A. Renaud, Lehrbuch des gemeinen deutfchen Civilproceßrechts, 1867. 
W. Endemann, Das deutiche Civilproceßrecht (1868). 


2. Abrif der Geſchichte des deutichen Strafprocefies vom Jahre 
1532 an, 


Für den Strafproceh eriftirt ein deutſches Reichsgeſetz, durch welches der gemeine 
deutſche Strafproceß begründet wurde, Die peinliche Gerichtsordnung Kaifew Karls V. die 
ſ. g. Carolina vom Jahre 1532. Das Strafverfahren, welches durch diefes Geſetz feſt— 
geftellt wurde, ift in feinen Fundamentalprincipien ein weſentlich anderes, als dasjenige, 
welches das ältere deuiſche Recht (Sachſenſpiegel, Richtſteig-Landrecht) kannte. Im lege 
terem finden wir ein durchweg accufatorijdes Verfahren, veranlaft durch die Klage des 
Berlegten, weldem nur für einzelne Berbreden und nur für den Tall, daß der Ver— 
letzte felbft nicht klagt, die Klage eines Fraft feines Amtes auftretenden Klägers gleid- 
gejtellt wird. Das gerichtliche Verfahren aber, welches ſich an diefe Straftlage — pein= 
liche Klage — anſchloß, war, abgejehen von Einzelheiten, im weſentlichen Das gleiche, 
welches durch die ciwilvechtliche, Die bürgerliche Klage veranlagt wınde. Namentlid 
fannte der ältere deutjche Strafproce weder die Beranlafjung des Berfahrens durch das 
amtliche (ex officio) Einfchreiten des Nichterd, noch aud eine von demſelben worgenoms 
mene Erforihung der materiellen Wahrheit ; jondern, wie die Veranlafjung zum Proceß 
nur in der Etrafflage gefunden werben Eonnte, jo bafirte auch Das Reſultat des Proceſſes 
auf den von den Parteien, vejp. ihren Vertretern (Boriprechen) geführten Berhandlungen. 
Hinzuzufügen iſt noch, daß der Richter des Älteren deutſchen Rechts auch im Strafpros 
cefje das Urtheil nicht ſelbſt ſprach, ſondern daß er daſſelbe von den Schöffen erfragte. 

Als die Carolina publicirt wurde, hatte die Neception Des fremden Rechtes auch 
für das Strafrecht fich vollzogen. Die Trennung zwiſchen Richtern und Echöffen in dem 
inne, wie diefelbe für das ältere deutſche Necht ftattfand, war demnach nicht mehr mög— 
(ich ; der neue deutiche Strafproceß bedurfte ebenfo wie der Civilproceß der redhtsges 
lehrien Richter, und damit diefe für die Urtheilsiprehung — im unferem heutigen 
Einne des Wortd — überall vorhanden fein möchten, beftimmte die Carolina in ihrem 
legten Artikel (219), daß die Acten zum Spruche an Yuriftenfacultäten oder an ſonſtige 
Rechtsverſtändige verfchidt werden jollten (AUctenverjendung). Schon hieraus ift zu erſehen, 
daß die Grundlage Des Urtheild nad dem Proceſſe der Carolina (C CC. Constitutio 
Criminalis Carolina) nidyt in einer von dem erfennenden Richter geführten mündlichen 
Verhandlung gefunden wurde, jondern daß die alleinige Bafis vdeljelben in zufammens 
geichriebenen Acten beftand. Der Proceß der C CC. war ein Durdaus ſchriftlicher 
Proceh ; von Deffentlichkeit des Verfahrens konnte dabei jelbjtwerftändlich feine Rede fein. 

Es war aber auch der Proceß der CCC. en durchaus inquiſitoriſcher 
Proceß. Zwar gab e8 eine doppelte Veranlaflung für den Beginn des Strafproceſſes. 
Entweder nämlich jchritt der Richter von Amts wegen ein (Art. 6 ff.) oder es murde 
derjelbe zum Einfchreiten veranlaft durch eine ihm überreihte Straftlage, welde legtere 
dann entweder von einer Privatperjon oder von einer namens dev Obrigkeit klagenden Pers 
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fon (Kläger von Amts wegen) ausging. Schritt der Richter von Amts wegen ein, jo hatte 
er allein die gefammte Unterfuhung zu führen; die gefammte Wahrheitserforihung lag 
ihm allein ob; es eriftirte fein Kläger, es war mithin eine Parteiwverhandlung überhaupt 
nicht denkbar. Wurde dagegen der Strafproceß durch die Strafflage veraulaßt, jo war 
e8 zwar für die weiteren procefjualifchen Folgen volltommen gleichgültig, ob die Klage 
von einer Privatperfon oder von einem Kläger von Amts wegen herrübrte (Art. 188. 189), 
aber der Umftand, daß der Proceß durch eine Klage veranlaft wurde, machte den Straf: 
proceß feineswegs zu einem accufatorifchen, fondern in Folge der Klage begann ein inqui— 
fitorifcher Proceß, der faſt ausichlielich in den Händen des Unterfuchungsrichters lag. 
Die faft einzige wejentlihe Mitwirkung des Klägers bei dem Proceß beftand nur darin, 
daß er feine Strafflage gehörig begründete. Diefe Begründung der Klage konnte durch 
Anführung von Beweismitteln geiheben, welche zur Verurteilung ausreichend waren, jie 
fonnte aber auch erfolgen dur die bloße Anführung geeigneter Indicien, welche die 
weitere Verfolgung des Verklagten vechtfertigten (Art. 12), oder durch Wiverlegung 
etwaiger von dem Angeklagten gegen die Etrafflage vorgebradhten Erceptionen (Art. 13). 
Daß der Anfläger diefen feinen Verpflichtungen nachtomme, dafür hatte er, allenfalls ſelbſt 
in Form der Perfonalhaft, Sicherheit zu ftellen. Gegen die Nachtheile einer ungerechtfer— 
tigten Anklage jollte der Verklagte geichügt werden (Art. 11. 12. 14). Hat aber der Klä— 
ger ſeine Klage in geeigneter Weife begründet, jo wird er von jeder weiteren Berpflich- 
tung, die Sache jelbft zu verfolgen, entbunden ; er hinterläßt dem Unterfuchungsrichter 
feine Addreſſe, Damit etwaige Mittheilungen ihm gemacht werben fünnen, und damit ſchei— 
det er als Kläger aus dem Strafproceiie aus; und „was also durch annemung des 
beklagten, mit klag, antwurt, bürgschafft, fragen, erfarung, weisung vnd anders 
gehandelt, auch darauff geurtbeylt würde, Das soll alles der gerichtschreibir 
ordentlich vnd vnderschiedlich beschreiben“ u. ſ. w. (Art. 15. 17). Nur dann, 
wenn der in Folge der Klage begonnene Proceß zur Folter führte, bei welcher zu aſſiſti— 
ren der Kläger auch vorgeladen wurde (Art. 45), und der Gefolterte nicht geftehen wollte, 
jo konnte noch einmal auf den Ankläger zurüdgegriffen, und dieſem verjtattet werden, Bes 
weis für die Schuld des Angeklagten zu führen (Art. 62). Dies geſchah in der Weile, 
daß der Kläger einzelne Beweisartikel ſchriftlich auffete, bei jedem Artikel die Namen 
der Zeugen vermerfte, diefe Schrift dem Gerichte übergab, worauf dann die Vernehmung 
der Zeugen durch das Gericht jelbit oder durd) geeignete Commiffarien erfolgte (Art. 70). — 
Aus diefen joeben beichriebenen Einrichtungen läßt ſich zwar nicht verfennen, daß der 
Strafproceß der C CC. noch nicht alle Erinnerungen an den in früherer Zeit geltenden 
Accuſationsproceß verloren hatte; aber, um den Proceß der C CC. zu einem accujato- 
riſchen Proceß zu machen, dazu find diefelben doc, feineswegs ausreichend. 

Der Proceß der C CC. verlangt zur Verurtheilung entweder das Geſtändniß des 
Thäterd oder den „Beweis“ feiner Schuld (Art. 22). Der Begriff des Beweiſes 
ift indeffen nady der Auffaffung der C CC. keineswegs identijch mit dem, was wir heute 
unter Beweis in Strafjachen zu verjtehen pflegen. Man kann jagen, daß der Begriff 
des Beweiſes, pofitiv auögedrüdt, jo gut wie identiſch geweſen ſei mit dem Beweiſe 
durch Die Ausjage zweier tauglicher und unverdächtiger Zeugen; und negativ würde zu 
jagen fein, daß dasjenige, was wir heute unter Jndicienbeweis verftehen, nad) der Auf— 
faffung der C CC. nicht nur nicht Beweis war, jondern gerade den Gegenfag zum Bes 
weife bilvete. 

Nun konnten folgende Fälle eintreten; 1) der Angeſchuldigte geftand. In dieſem 
Falle war er auf Grund feines Geftändnifjes zu verurtheilen; denn die weftitellung des 
objectiven Thatbeitandes und die Prüfung der Glaubwürdigkeit des Geſtändniſſes wird 
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nur dann von der C CC. vorgejchrieben, wenn eine Folterung des Angeſchuldigten ftatt- 
finden ſoll, veip. ftattgefunden hat ‘Art. 6. 48 ff). 2) Es wurde gegen den Angeſchul⸗ 
Digten der Zeugenbeweis geführt. Im diefem Falle hatte der Unterfuchungsrichter darauf 
zu jehen, daß die Zeugen tauglid” und glaubwürdig wären und die geleglichen Normen 
der Zeugenvernehmung beobachtet wurden (Art. 62 ff.‘. Auf Grund des Zeugenbeweiſes 
erfolgte dann die Verurtheilung, unangefehen, ob der Angeſchuldigte nach diefem Beweiſe 
ſich ſchuldig befannte, oder die ihm zur Laft gelegte Miffethat leugnete (Art. 69). 3) Ges 
gen den Angejchuldigten lagen Indicien feiner Schuld vor. In diefem alle mußte 
zunächft die indicirende Thatſache durch zwei „gute Zeugen“ bewiejen fein; und es 
mußte die indicirende Thatfache eine im Sinne des Geſetzes „genuglame” Ans 
zeige fein. Dasjenige aber, was unter „genugfamer” Anzeige zu verjtehen, ift von ber 
CCCc. (Art. 24 ff.), mit einer ſolchen Umficht, in jo treffender Weiſe und mit folder 
Ausführlichkeit dargelegt, dap dieſe Beftimmungen die Grundlage der Theorie des Indi— 
cienbeweifes jo lange für Wiſſenſchaft, Praxis und Geſetzgebung gebildet haben, ald man 
fi) überhaupt für das ftrafprocefjualifche Beweisrecht um eine Theorie des Indicienbemwei- 
ſes kümmerte. — Waren num „genugſame“ Indicten „bewieſen“, ſo führte dies zur 
Folter (Art. 22. 45 ff. 58). Führte die Folter zum Belenntniffe, jo mußte die Glaub: 
würdigfeit des Geftänpniffes durch weitere Ermittelungen geprüft werden (Art. 48 ff.) 
und führten diefe Ermittelungen dazu, daß an der Glaubwürdigkeit des Geſtändniſſes nicht 
zu zweifeln war, jo lieferte das in Folge der Tortur abgelegte Bekenntniß derartig vollen 
Beweis, daß ein Widerruf des Geftänpniffes mur zu neuer Folterung führte, es wäre 
denn, daß der Gefangene „ſolche Urfachen feines Yeugnens fürwendet, dardurch der Rich: 
ter bewegt würde, zu glauben, daß der Gefangene fol Bekenntniß aus Irrſal gethan ; 
alsdann mag der Richter denfelben Gefangenen zur Ausführung und Beweiſung ſolches 
Irſals zulaffen.” (Art. 57). Gefteht der Angejchuldigte nicht, jo iſt er freizufprechen 
und find Nichter, reſp. Ankläger, welde auf Grund der im Gejege ald „genugſam“ be 
zeichneten Anzeigen die Folter in der vom Geſetze vorgejchriebenen Art und ohne Weber 
jchreitung des beftimmten Mafes vorgenommen haben, dem Angejchuldigten für die an 
ihm vorgenommene Folterung nicht verantwortlich (Art. 61. 20). Darüber freilich, ob 
die Folterung im vorliegenden Fall gerechtfertigt jet, konnte Streit entftehen, und dieſer 
Streit wurde dann beigelegt, durch ein richterliches Urtheil, welches feiner Natur nach ein 
Zwiſchenurtheil war, und zu deffen Erlangung die Unterfuchungsacten in gleicher Weiſe 
zu verfenden waren, wie zur Erlangung des Endurtheils (Urt. 28). 

War dann der Strafproceh bis zum rechtskräftigen Endurtheil durchgeführt, fo 
fonnte noch, entweder auf Antrag des Klägers oder auf Antrag des Verklagten der |. g. 
„endlihe Rechttag“ ftattfinden (Art. 78). Der Gedanke, welcher dieſe Einrichtung 
entftehen ließ, war der, daß, da der Proceß der C CC. den öffentlich mündlichen Anklage— 
proceß des älteren deutſchen Rechts der Sache nad) befeitigt hatte, wenigitens der Form 
nad etwas ftattfinde, was fo ausſähe, als ob der frühere, in dem Volksbewußtſein noch 
fortlebende ältere Broce noch eriftirte. Um diefer Form zu genügen, wurde eine Komödie 
aufgeführt, die darın beftand, daß man vor dem Volke jo that, als ob der Durch Das 
ſchriftlich abgefaßte Erkenntniß bereits Verurtheilte, erft jegt unter Beobachtung der For— 
men Des älteren Proceſſes verurtheilt werde. Im dieſem Scaufpiele, welches durd Das 
Yäuten einer Glocke angetündigt wurde, treten auf: der Richter, mehrere Schöffen, der 
Kläger, der Berklagte, der Vorſpreche des Klägers, der Vorſpreche des Verflagten und 
am Schlufje die wichtigfte Perfon, nämlich der Nachrichter. Was zur fprechen war, was 
zu geſchehen hatte, da® war wörtlich durch die C CC. vorgejchrieben. Der Richter fragt 
die Schöffen nad dem Recht ; diefe weifen es ihm; der Vorſpreche des Klägers ftellt die 
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Klage an, der Vorſpreche des Verflagten antwortet darauf; dann fragt der Richter einen 
der Schöffen, wie in der Sadye zu urtheilen fe, worauf diefer antwortet, es fer jo zu 
urthetlen, wie died in dem fchriftlih abgefaften Exkenntniffe zu lefen. Dies wurde nun 
publicirt ; der Richter bricht den Stab über den VBerurtheilten umd übergibt ihn dem 
Nachrichter. — Bon diefer Komödie ift man im Yaufe der Zeit abgefommen. Aber die 
Gloce, weldye früher den „endlichen Rechttag“ bedeutete, die bedeutet auch noch heute an 
vielen Orten die Vollſtreckung der Todesftrafe, felbit da, wo diefelbe als Intramuran=Hin- 
richtung ftattfindet ; die Cünderglode ift das letzte Ueberbleibfel des „endlichen Rechttages.“ 

Wichtiger aber als das Aufgeben des endlichen Nechttages find folgende Aenderungen, 
welche der Proceß der C CC. im Yaufe der Zeit erfuhr. 

1) Der Gegenftand des Strafprocefles der C C C. umfaßt nur diejenigen Straffälle, 
in welchen peinlich geftraft wurde. Diefe peinlihen Strafen bilden aber den Ge— 
genfag zu den bürgerlichen Strafen, und die letzteren herbeizuführen, dazu diente nicht 
der peinliche Proceß, von welchem die C C C. ausſchließlich handelt, ſondern die bürgerliche 
Klage und das bürgerliche Berfahren, welches im wejentlichen mit dem civilproceſſualiſchen 
Berfahren identisch war. Diefer Unterfchied bafirt auf der Unterjcheidung, welche das ältere 
deutſche Strafrecht aufftellte zwifchen den ſ. g. „Ungerichten‘‘, ven mit einer öffentlichen Strafe 
zu belegenden eigentlichen Verbrechen, und den „bußwürdigen Handlungen“, d. h denjenigen 
Rechtswidrigkeiten, welche mit einer Geldzahlung, — der Bufe an den Berlegten, und 
dem Gewedde (Friedensgeld) an die Obrigkeit — geahndet wurde. Nur.auf die Fälle 
der erfteren Art, auf die Ungerichte, nicht aber auf die der legteren Art, die bußwür— 
digen Delicte, bezog fich die peinlihe Klage des älteren deutjchen Rechts. „Peinliche 
Klagen“, fo jagt der Nichtfteig, „heißen deshalb peinlich, weil der Berflagte, wenn er 
durch die Klage überwunden wird, gepeinigt werben ſoll.“ Das Peinigen des Verklagten 
erfolgt aber dadurd, dag an ihm die öffentliche Strafe vollzogen wird. „Nun wiſſe“, fo 
jagt der Nichtfteig, „daß es fünferlei Arten von Bein gib. Man peinigt den Schul« 
digen dadurch, daß man ihm jein Peben nimmt, oder feine Gejundheit (verftümmelnde 
Strafen) oder fein Recht, oder feine Ehre, oder den gemeinen Frieden.‘ — Damit ift das 
Syſtem der öffentlihen Strafen erichöpft und damit ift auch der Gegenftand der peinlichen 
Klagen bezeichnet. In der CC C. hatte fich das Syſtem der öffentlichen Strafen, wenn aud) 
nicht dem Principe nach, jo doch hinfichtlich der Strafmittel in etwas geändert. Aber der 
Sat bleibt beftehen, daß ein Strafproceß nur dann ftattfindet, wenn auf eine öffentliche Strafe 
erkannt werden follte. Im Laufe der Zeit ift nun das Syſtem der öffentlichen Strafen 
weſentlich anders geworden, und namentlich dadurch, daß der Begriff der bußwürdigen De- 
ficte, im Sinne des älteren Rechts, aufhörte. Dieje verjchwinden entweder überhaupt aus 
dem Bereiche der ftrafbaren Handlungen, oder die Buße, refp. das Gewedde erlangt den Cha— 
rakter einer öffentlihen Strafe. Hiedurch erweiterte ſich der Gegenftand des Strafprocefies 
und zwar in demfelben Umfange, wie ſich der Begriff der „öffentlichen Strafe” erweiterte. 

2) Während die C CC. den Strafproceß entweder beginnen ließ durch Einfchreiten 
des Richters ex officio oder durd Erhebung der Strafflage und diefe beiden Arten der 
Beranlafiung des Strafproceſſes als gleichberechtigte nebeneinander ftellte, jo daß in 
dem einen, wie in dem anderen Fall der ordentliche Strafprocek ftattfand, beichränfte 
man fpäter — namentlich ſeit Carpzoo — den Begriff des ordentlichen Proceſſes auf 
diejenigen Fälle, in weldyen der Nichter von Amts wegen einfchritt. Die Einleitung des 
Strafverfahrend durch den Kläger von Amts wegen hörte gänzlich auf und ein Strafver: 
fahren in Folge der Strafflage einer Privatperfon eintreten zu laflen, fam zwar vor, ins 
deſſen blieben derartige Strafprocefje meistens auf die Verfolgung geringerer Delicte be— 
fchränft, der Privatkläger führte den Proceß auf eigene Koften und der Proceßgang hatte 
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viel Achnlichkeit mit dem Proceßgange des Civilproceſſes. Ein Fall diefer Art bat ſich 
bis auf den heutigen Tag erhalten; es ift die Privatklage wegen Ehrverletzungen. 

3) Der Proceß der CCC. verlangt, daß, wenn verurtheilt werden ſoll, dies nur 
geichehen dürfe in Folge des Beweiſes (durch Zeugen), oder in Folge des Geſtändniſſes, 
nicht aber in Folge von Indicien. Der Indicienbeweis hatte vielmehr mir die Be 
deutung, daß derfelbe zur Folter und fo mittelbar zum Geſtändniß führte. Alſo nur 
mit Hülfe der Folter war das Beweisſyſtem des CCC. aufrecht zu erhalten. Nun wurde 
aber, und zwar zuerft in Preußen beim Negierungsantritt Friedrich's des Großen, die 
Folter aufgehoben — die anderen deutſchen Staaten folgten nad, wenn aud) fpäter, jo 
3. B. Baiern erft im Jahre 1506 — und damit ſchwand die Möglichkeit, auf Grund 
des Geftändniffes da verurtbeilen zu können, wo man dafjelbe früher nur durd Ans 
wendung der Folter zu erlangen im Stande war. Es entftand ein Schwanken in der 
Praxis, ob man beim Nichtworhandenfein des Geftändniffes, jedoch beim Vorhandenſein 
derjenigen Imdicien, welche früher zur Folterung berechtigten, jest überhaupt noch ftrafen 
dürfe, ob, wenn dies zuläffig, die wolle gefetliche oder nur eine minder ſchwere ald die 
volle geſetzliche Strafe (gegenüber der ordentlichen Strafe poena ordinaria bezeichnete 
man die lettere mit dem Ausdruck „außerordentliche Strafe‘ poena extraordinaria) 
erfannt werden dürfe. Dur die Praris und durch Particulargeſetzgebung fanden dieſe 
Zweifel darin ihren Abſchluß, daR aud auf den Indicienbeweis hin, falls derielbe nur 
gewifjen Anforderungen entſprach, zur wollen gefeglichen Strafe verurtheilt werden durfte. 

4) Im dem PBroceffe der CCC. fondert fich ſehr deutlih das Verfahren gegen 
einen Angeichuldigten, welches vor der Folterung deffelben, von demjenigen Ber: 
fahren, weldes während und nad der Folterung ftattfand Es ift damit die Glie— 
derung des Strafverfahrens in General und Spectalinguifition angedeutet. Die Generals 
inquifition war das VBorverfahren, die Spectalinquifition das Hauptverfahren, und, wenn 
auch im Yaufe der Zeit mande Schwankungen darüber ftattgefunden haben, was zum 
Inhalt des Vorverfahrens, was zum Inhalt des Hauptverfahrens zu rechnen fei, jo darf 
doch im allgemeinen gefagt werden, daß es während der Tauer des Vorverfahrens noch 
zweifelhaft war, ob N. N. proceſſualiſch als Angelchuldigter zu behandeln ſei; während 
es im Hauptverfahren feftftehen mußte, Daß- N. N. proceſſualiſch als Angefhuldigter zu 
behandeln fer, in Betreff deſſen es nunmehr feitzuftelen ſei, ob er auch als Scyuldiger 
verurtheilt, oder als Nichtichuldiger freigelproden werden müſſe. Einzelne praftiiche 
Mißſtände bei der Beweiserhebung, auf welche hier nicht näher einzugehen ift, veranlaßten 
es, daß die Gliederung des Strafproceſſes im die genannten zwei VBrocefftadien ſich in 
eine Gliederung in drei Stadien verwandelte, Information, Unterſuchung und Special 
inquifition. In dem erften dieſer genannten Abſchnitte des Verfahrens wurde überhaupt 
nicht Beweis erhoben; die Vernehmung der Ausfunftöperionen erfolgte nicht eidlich und 
der Verdächtige wurde nur jo vernommen, als ob er ſelbſt nur eine Auskunfts— 
perfon wäre. Die Unterjuhung enthielt das geſammte Bewersmatertal, namentlich 
die eidliche Vernebmung der Zeugen und die, wenn auch nur ſummariſche, jo doch 
verantwortliche Bernehmung des Angefhulvigten als ſolchen. Für die Spectalinquijition 
blieb dann nur noch das artifulirte Verhör des Angelchuldigten übrig, d. b, die Ver: 
nehmung defjelben über beftimint formulirte Frageſtücke, Artikel, melde nach den Er: 
gebnifjen der woraufgegangenen Unterſuchung zu entwerfen waren. 

Diefe Aenderungen des durch die CCC. begründeten procefjualiichen Berfahrens 
wurden theils durch die Praxis, theils durd die Particnlargeleggebung herbeigeführt. 
Die wichtigften diefer Particulargejege find: Der Codex Maximilianeus juris bavarici 
eriminalis (1751); die allgemeine Grimimalgerihtsordnung Kater Joſeph's IL. (1755); 
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Geſetzbuch Kaifer Franz IT. über Verbrechen und ſchwere Polizetübertretungen (3. Sept. 
1808. Theil II, Abichnitt 2); Preußiſche Criminalordnung vom 11. December 1805; 
Bairiſches Strafgefetbuch von 1813 (zweiter Theil). 

Die Ereignifje de Jahres 1848 veranlafiten eine durchgreifende Aenderung des 
deutichen Strafproceſſes. Diefe Aenverung läßt ſich mit einem Worte dadurch bezeichnen, 
daß man jagt: Während man im 16. Jahrhuntert den italieniſchen Strafproceh recipirte, 
recipirte man im 19. Jahrhundert den franzöfiihen Strafproceh. Ohne Vorbereitungen 
freilich erfolgte dieſe jüngfte Reception fremden Rechtes in Deutichland nicht. Die praktiſch 
bedeutſamſte derjelben war die Einführung des franzöfiichen Rechts, fpeciell auch die des 
franzöfiihen Strafprocefies (code d’instruction eriminelle, 1808) im denjenigen Ländern, 
welche durch die franzöfiihe Invaſion mit Frankreich verbunden wurden. Nach den 
Freiheitskriegen blieben die franzöſiſchen Imftitutionen in den linksrheiniſchen Ländern 
Deutichlands beftehen, und fo blieb aud der franzöfiiche Strafprocek ein particulärer 
Proceß in Deutichland. Diefer rheiniſche Proceß konnte gegenüber dem Strafproceh in 
den übrigen Theilen Deutichlands darauf hinweiſen, daß er fid der Deffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens, daß er fih des Inftitutes der Gefchwornengerichte erfreue. — 
Der rheiniſche Proceß erlangte in dem übrigen Deutichland dasjenige, wa® man mit dem 
Worte Popularität zu bezeichnen pflegt. Außer dieſer Eriftenz des franzöſiſchen 
Procefjes auf deutſchem Boden wird noch zu erwähnen fein, daß an einzelnen Stellen 
Deutichlands durch die Gefetsgebung verfuchsweile Reformen Des Strafverfahrens unter— 
nommen wurden. Sp machte man 1843 in Würtemberg den höchſt verunglüdten Ver- 
ſuch, an das Ächriftliche Unterluhungsverfahren in ſchweren Straffällen eine öffentliche 
Schlufwerhandlung zu knüpfen; in Baden wurde 1845 eine Strafprocefordnung publicirt, 
welde das Princip der Mündlichkeit, eine beichränfte Deffentlichkeit, das Inftitut der 
Staatsanmwaltichaft, aber nicht das Geſchwornengericht adoptirte, — ein Geſetz, welches 
übrigens nicht zur Ausführung gelangte; in Preußen wurde durch das Geſetz vom 
17. Juli 1846 für die bei dem Kammergericht und dem Griminalgericht zu Berlin zur 
Berbandlung kommenden Straflahen Mündlichkeit, Oeffentlichkeit, Staatsamwaltichaft, 
aber nicht Geihornengericht eingeführt. Außerdem wurde die Einführung des Geſchwornen— 
gerichtö, worunter man immer nur an das framzöfiichrheintiche Geſchwornengericht Dachte, 
Gegenftand der Agitation — wenn auch zum Theil nur der mehr doctrinären Agitation, 
wie 3. B. gelegentlich der Germaniftenverfanmmlung „in Lübeck (1847). Als dann im 
Jahre 1848 „Deffentlichkeit, Mündlichkeit und Geſchwornengerichte“ zu den ſelbſtver— 
ſtändlichen „Forderungen“ und auch zu den ſelbſtverſtändlichen „Conceſſionen“ gehörten, 
da dachten weder Fordernde noch Concedirende an etwas anderes, als an die Verallge— 
meinerung des der Popularität ſich erfreuenden franzöſiſchen Geſchwornengerichts, und des 
franzöſiſchen Proceſſes überhaupt. Daß die franzöſiſchen Inſtitutionen hinſichtlich ihres 
proceſſualiſchen Werthes von der Actionspartei nicht unterſucht wurden, verſtand ſich von 
ſelbſt; denn es kam ja weſentlich darauf an, ein die „Freiheit“ ſicherndes proceſſualiſches 
Inſtitut zu erlangen; und man überſchätzte in dieſer Beziehung das franzöſiſche Geſchwornen— 
gericht micht minder, wie im feiner procefjualifchen Bedeutſamkeit. „Jedenfalls aber ver- 
ftanden es die rheinischen Juriſten, die Bopularität, deren fi ihr Necht im Jahre 1848 
erfreute, in- der umfaſſendſten Weiſe auszunugen. Die ſeit dem Jahre 1848 publicirten 
Strafproceßordnungen bafiven durchweg auf franzöftichrheinifchen Principien. Die jett 
geltenden Strafprocegejege find folgende: 

Preußen: 1) In den alten Provinzen, mit Ausnahme des Bezirks des Appellations- 
gerichtshofes zu Göln: Verordnung vom 3. Januar 1849 und Geſetz vom 3. Mat 
1852. Diele Gefege werden ergänzt durch die Griminalordnung vom 11. December 1805. 
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2) In dem Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln: der code d’instruction cri- 
minelie von 1808. 3) Im den feit dem Jahre 1866 mit dem preufiichen Staate 
verbundenen Provinzen: die Strafprocefordnung vom 25. Juni 1867 — im wefent- 
lichen eine Godification der in den alten Provinzen geltenden, in verſchiedenen Gefegen 
(fiebe unter 1) enthaltenen ftrafproceflualiichen VBorichriften. Im Lauenburg gilt nod 
der alte ſchriftliche Unterſuchungsproceß. 

Sachſen: Revidirte Strafprocefordnung vom 1. Oktober 1868. Geſetz vom 
14. September 1868, die Bildung der Geſchwornenliſten und der Geſchwornenbank betrefs 
fend, ſowie Geſetz, betreffend das Verfahren vor Geſchwornengerichten, vom 1. October 1868, 
und Geſetz, betreffend die Wahl von Gerichtsſchöffen und die Mitwirkung derielben bei der 
Verhandlung und Aburtheilung ver bezirfögerichtlichen Strafladhen, vom 1. October 1868. 

Großberzogtbum Heilen: Strafprocefordnung vom 15. September 1865. 
In Rheinheſſen der code d’instruction eriminelle, mit dem Geſetz über die Bildung 
der Schmwurgerichte vom 31. December 1848. 

Braunſchweig: Strafprocefordnung vom 21. October 1858. 

Thüringiſche Staaten (Weimar, Meiningen, Schwarzburg-Sondershaufen und 
Rudolftadt, Coburg-Gotha, Anhalt — Deſſau, Köthen und feit 1. Oct. 1864 Bernburg 
— und Neuß j. L. jeit 28. April 1863): Thüringiſche Strafprocekordnung von 1850. 

Altenburg: Strafproceforduung vom 27. Februar 1854. 

Dldenburg: Strafprocefordmung vom 2. November 1857. 

Walde: Gefeg vom 14. Juni 1850 (Nachbildung der preußiſchen Verordnung 
vom 3. Januar 1849). 

Lübeck: Strafproceßordnung vom 26. November 1862 — in Kraft getreten am 
1. März 1864 (ohne Schwurgerichte). 

Bremen: Proviforiihe Strafprocefordnung vom 30. Juli 1863 (mit Schwur— 
gerichten). 

Baiern: In Rheinbaiern code d’instruction criminelle. In den übrigen 
Landestheilen: Strafprocefordmung von 1815; mobdificirt durch Das proviſoriſche Geſetz 
über das öffentlih mündliche Verfahren vom 10. November 1848. 

Würtemberg: Strafprocegordnung vom 17. April 1868. 

Baden: Strafprocekordnung vom 15. März 1864 und Geſetz über die Gerichts- 
barfeit und das Berfabren in Boltzeiftrafladen vom 28. Mai 1864. 

Oeſter reich: Strafproceßerdnung von 1853 (ohne Geſchworne in gemeinen Ver— 
bredensfällen). 

Hamburg: Strafprocefordnung vom 30. April 1869. 

Der gemeinvechtliche, chriftliche heimliche Inquiſitionsproceß gilt noch in den Groß— 
berzogthümern Medlenburg, in den Fürſtenthümern Liechtenſtein, Shaumburg= 
Lippe, Yippe md Reuß ä. 8. 

Die ausführlichere Kenntniß Des jest geltenden Strafproceßrechts werden folgende 
beiden Werke vermitteln: Planck, Syſtematiſche Darftellung des deutſchen Strafverfahrens 
(Göttingen, 1857) und Zachariä, Handbuch des deutichen Strafprocefies (Göttingen, 
1561—1868, 2 Bände), 

Die Berfaffung des Norddentichen Bundes nennt Art. 4, M. 13 als Gegenftand 
der Bundesgeſetzgebung „Das gerichtliche Verfahren“, mithin auch das Strafverfahren, 
Die Borarbeiten zu einer gemeinfamen deutjchen Strafprocekordnung baben zur Zeit noch 
nicht begommen, und e8 läßt fich auch nicht verfenmen, daß die Schwierigkeiten, welche dieſer 
geletsgeberifchen Arbeit entgegenfteben, ſehr erheblich find. Die principiell wichtigite legis— 
latoriſche Frage tft die, ob der neue gemeinfame deutſche Strafproceß aud nach dem Bor: 
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bilde des franzöſiſchen Rechts gearbeitet, d. b. ein inquifitoriicher Proceß mit einzelnen 
accuſatoriſchen Formalitäten, oder ob Dderjelbe auf der Grundlage des Accuſationsprineips 
errichtet werden wird. So ſehr es zu wünichen wäre, daß man fich für letzteres ent— 
ſcheiden möchte, jo wird dieſer Schritt Doch dadurch nicht unerheblich erjchwert werben, 
daß es fih dabei nicht blos um einen Bruch mit dem franzöfiichen, jondern aud um 
den Bruch mit den ſeit Jahrhunderten geübten gemeinvechtlichen inquifitorifchen Ein— 
rihtungen handelt. eben diefer principiell wichtigften Frage: ob Accufattonsproceh, ob 
Inquiſitionsproceß, erſcheinen andere legislatoriiche Fragen, wenn dieſelben aud an fich 
bedeutiam genug find, von verhältnißmäßig untergeordneterer Bedeutung, und dies 
namentlich auch deswegen, weil Diefelben durd die Beantwortung jener wefentlichiten 
Frage ebenfalls, wem auch nur mittelbar beantwortet werden. Dabin gehören die 
Fragen nad) dem Verhältniß der Staatsanwaltichaft zum Gericht ift der Staatsanwalt 
Partei oder nicht?), zur Yuftizverwaltungsbehörde (tft die Staatsanwaltſchaft bei Er- 
hebung der Anklage vom Juſtizminiſter abhängig, oder enticheidet fie hierüber, wie dies 
in Schottland der Fall, unabhängig vom Yuftizmimifterum ?), zur verlegten Brivatperlon 
(Anklagemonopol der Staatsanwaltichaft oder auch Strafflage von Privatperjonen ?), 
dahin die Fragen nad dem durch Einftimmigfeit oder durch Majorität beichlofjenen 
Geſchwornenverdict; nad der Stellung des der Hauptverhandlung präfidivenden Nichters 
und der Art feiner den Gefchworenen zu ertbeilenden Divection und manches andere. 
Ein meites Feld für mütlichfte Thätigfeit Liegt bier vor und. Es darf aber auch nicht 
an eifrigfter Arbeit fehlen, wenn die zukünftige gemeinfame deutiche Strafprecehordnung, 
einen hervorragenden Marfftein in der fortichreitenden Entwidelung des deutſchen Straf: 
proceßrechts bilden fol. 

Wir wenden und nunmehr zur Darftellung der wichtigften Grundzüge des heutigen 
Proceßrechts unter den im römiſchen Ziffern bezeichneten Nubrifen. 


I. Die Gerichte. 


Der Inhaber der geſammten Staatsgewalt — alſo in monarchiſchen Staaten der 
regierende Pandesherr — iſt auch Inhaber der richterlichen Gewalt, des Juſtizhoheitsrechts. 

Die Yuftizboheit enthält das Recht und die Verpflichtung, die erforderlichen Gerichte 
einzufegen, diefelben den Beftimmmungen der beftehenden Geſetze gemäß in ausreichender 
Weife zu beiegen, ſowie die Tonftigen für die Nechtöpflege erforderlichen Anftalten und 
Einrichtungen — Gerichtsgebäude, Strafanftalten — zu beſchaffen und zu erbalten. 
(Buftizverwaltung.‘ Die Juſtizhoheit enthält aber ſodann auch das Recht der Recht: 
ſprechung ſelbſt. Wenn demnach der Landesherr Inbaber des Rechts der Juris— 
dietion ift, jo übt ev doch dieſes Necht nicht Jelbit aus, jondern es ift die Ausübung 
dieſes Rechts den Gerichten — bald Einzelrichtern, bald collegialiich zuſammengeſetzten 
Gerichten — übertragen. Ber der Rechtſprechung ift der Nichter ausichlieglih am die 
Befolgung des beftehenden Rechts — Geſetz oder Gewohnheit — gebunden ; auf diefer 
Bafis enticheidet er den einzelnen ſeiner Cognition vorliegenden Fall, indem er das be= 
ftehende Recht auf denſelben anwendet, nach denjenigen Regeln, welche die Rechtswiſſen— 
Ihaft für die Findung Des Rechts aufgeftellt bat. Nur das von ibm felbit erfannte 
Recht hat der Richter auszuſprechen und feiner fremden Autorität, keiner ibm zufommenden 
Weiſung Darf er bei der Urtheilsfällung nachgeben. Die Ausübung der Rechtspflege ift 
den Gerichten dergeftalt übertragen, daß der Staatsgewalt felbft keine pofitive Einwirkung 
auf die Handhabung des Rechts im einzelnen Falle zuftebt. Die Ausihliefung der 
Cabinetsjuſtiz bedeutet, daß der Yandesherr und feine Adminiſtrativbehörde feine 
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Einwirkung auf die richterlihe Cognition haben, wobei es volltommen gleichgültig ift, 
ob eine ſolche Einwirkung erfolgt durch Befehle, welche die Yuftiz verhindern oder beimmen 
jollen, oder durch Befehle, welde einen Einfluß auf die Vrocefleitung oder Proceßent— 
ſcheidung bezweden. Die Richter find durch ihr Amt verpflichtet, einem etwa erfolgenden 
Cabinetöbefehle der bezeichneten Art nicht zu gehorſamen; und alle in Folge eines Gabinetö- 
befehl8 ergangenen richterlichen Verfügungen würden nichtig, allo auch für die Barteien 
unverbinolich fein. Von der Cabinetsjuftiz iſt aber wohl zu unterſcheiden die Ober: 
aufficht darüber, daß die Juſtiz gehörig, dem Gele und der Geſchäftsordnung gemäß 
gehandhabt werde. Als ein Ausflug dieſes Oberauffichtsrechts ftellen ſich dar die Viſi— 
tationen der Gerichte, die Handhabung der Disciplinargewalt über Die richterlihen Beamten. 
Hier handelt e8 fich nicht um Beeinflußung der Rebtiprebung, fondern um Vor— 
nahme von Acten der Juſtizverwaltung. 

Die Belegung der Gerichte mit tauglidben Richtern fteht dem Yandesherrn 
ausichlieglih zu. Nur vereinzelt findet ſich die Mitwirkung anderer jtaatsrechtlicher 
Drgane; jo concurrirten beilpieldweife die Stände in Hannover und Kafjel bei Belegung 
der höchſten Gerichtshöfe; To findet fih in Braunfchweig ein ſtändiſches Präſentationsrecht 
zu zwei Nathöftellen des Dbergerichts. Der taugliche Richter (judex habilis; muß 
gewiffen natürlihen, — volle Wahrnehmungs- und Urtheilsfähigfeit, binlängliche Alters- 
reife, männliches Geſchlecht — ſowie gewiſſen rechtlichen Borausfegungen — 3. B. 
Bollgenuß der bürgerlichen Ehre — entipreden. Zu dieſen rechtlichen Borausfegungen, 
Durch welche die Tauglichkeit des Nichterd bedingt wird, vechnete man früher jelbit 
die chriſthiche Rectgläubigkeit und ſchloß Tomit Ketzer von dem Nicteramte aus. 
Die Art des hriftlihden Glaubensbekenntniſſes iſt nun heute für das Nichteramt 
gleichgültig, wogegen die Zulafjung der Juden zum Nichteramte noch vielfach beftritten 
wird. Bor allem aber gehört zu den rechtlichen VBorausiegungen eines tauglichen Richters 
die Rechtskenntniß. Wer nicht nachweiſen fan, daß er nad den Gelesen ſeines 
Landes die erforderliche Rechtskenntniß erworben bat, darf nicht als Richter amgeftellt 
werden — mitunter müſſen noch beiondere Erforderniffe erfüllt fein, um denjenigen, 
welcher jeine Qualificatton zum Nichteramt überhaupt nachgewielen bat, auch für die 
Bekleidung eined Richteramts bei einem höheren Gerichte für qualificirt zu erachten, 3 B. 
die preußiſche Beſtimmung, nad welcher nur derjenige für ein Richteramt bei dem nächſt 
höheren Gerichte qualificrt fein Toll, welder mindeftens vier Jahre lang Richter oder 
Staatsanwalt bei dem nächſt niederen Gerichte geweſen ift. Bon den Borausiegungen 
für die Tauglichkeit des Richters hängt es ab, ob Jemand als Richter angeitellt 
werden darf. Durb die Anftellung, mit welder die Vereidigung und die Einführung 
in Verbindung ſteht, wird der Angeftellte befugt und verpflichtet, ald Staatsdiener die 
Functionen des Richterd wahrzunehmen. Die Anftellung jelbit ift, im Intereſſe der Uns 
abhängigkeit des Richters, eine definttwe und Dauernde und darf der einmal angeftellte 
Richter außer auf Grund eines ftrafgerichtlichen oder disciplinargerichtlihen Urtheils weder 
feines Amtes entfegt, noch wider ſeinen Willen in ein anderes als das ihm übertragene 
Richteramt verlett werden. 

Aufer Dielen vechtögelehrten Nichtern werden indeſſen auch aus nicht rechtsgelehrten 
Ständen Perſonen zur Richterthätigkeit berufen. Es geichieht Dies in der Weile, daß 
entweder die vechtsungelehrten Richter bei der Urtbeilsfällung die gleiben Functionen baben, 
wie die vechtögelehrten Richter, oder in der Weile, daß Die Function der Urtbeilsfällung 
nur zu einem Theil von den vechtögelebrten und zum anderen Theile won den rechts— 
ungelehrten Richtern wahrgenommen wird. Griteres iſt beiptelsweiie bei den Handels— 
gerichten, wie Dielelben in einzelnen preußtichen Städten bejteben, der Fall. Es iſt 
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nämlich ein jedes Handelsgericht beſetzt mit einem rechtöverftändigen Director, nebft zweien 
rechtsverſtäudigen Mitgliedern und mindeftens vier Mitgliedern, welche dem Handelsſtande 
angehören. Yettere werben Durch Die angelehenften Handeltreibenden (25 —60) des Bezirks, 
für welchen das Handelögericht beftimmt ift, gewählt, für die Erwählten wird die Bes 
ftätigung Des Juſtizminiſters nachgeſucht, worauf, werm dieſelbe erfolgt, die Vereidigung 
und Einführung der gewählten Nichter in ihr Amt erfolgt. Während der Dauer ihres 
Amtes, welches fie ald unbefoldetes Ehrenamt verwalten, haben die Richter aus dem 
Handelsftande die Rechte und Pflichten vichterlicher Beamten und nehmen an den Be- 
Ichlüffen des HandelsgerichtS gleich den rechtsverſtändigen Mitgliedern mit unbeſchränktem 
Stimmrecht theil. Aehnlich verhält es ſich mit den zur Aburtheilung geringerer Straf: 
ſachen heranzuziehenden Schöffen. Diele werden nad ähnlichen Grundſätzen wie Die 
Geſchwornen ausgewählt, und ihr Votum iſt gleichberechtigt mit dem Deciſiv-Votum 
des rechtögelehrten Richters. Eine gewiſſe Beeinfluffung des Schöffen durch den rechts— 
gelehrten Richter würde dann erfenmbar fein, wenn, wie dieſes in der Proceßordnung für 
Die neuen preußiichen Provinzen vorgeichrieben tft, der rechtögelehrte Richter feine Stimme 
vor den Schöffen abgibt. Mit dem für die Handelögerichte gewählten vechtsungelehrten 
Richter hat der Schöffe Das gemeinlam, daß fein Urtheil ebenio weit reicht, wie Das des 
rechtögelehrten Richters; während aber die für dad Handelögeriht erwählten rechtsunge— 
lehrten Richter eine längere Zeitdauer hindurch in ihrem richterlichen Amte verbleiben, 
ift das Amt der Schöffen ein vorübergehendes Ehrenamt, welches mit dem einmal 
geleifteten Schöffendienft erliſcht; in dieſer Beziehung ftehen die Schöffen den Geſchwornen 
gleich 

Eine Theilung der Functionen der Urtheilsfällung zwiſchen vechtögelehrten und 
recbtöungelehrten Richtern findet im denjenigen Proceſſen ftatt, in welpen unter Mit— 
wirkung von Geſchwornen verhandelt und geurtheilt wird. Obwohl in England auch 
in Civilſachen thätig, iſt in Deutſchland die Function der Geſchwornengerichte auf Straf— 
ſachen beſchränkt geblieben; ſo daß wir in Deutſchland in dem Geſchwornengericht nicht 
ein allgemein proceſſualiſches, ſondern ausſchließlich ein ſtrafproceſſualiſches Inſtitut zu 
erblicken haben. Auch waren in England die Geſchwornen urſprünglich nicht Richter, 
ſondern ſie bildeten ein Beweismittel zur Feſtſtellung der ſtreitigen Thatfrage. Wie 
Zeugen, welche ja auch dasjenige, was fie von der Sache wiſſen, nicht erſt am der Ge— 
richtöftelle erfahren, ſondern an die Gerichtöftelle mitbringen, To erflärten auch die Ge— 
ſchwornen, als die Gemeinde vertretende Zeugen, was fie über das Recht oder das Un— 
recht der Barteien erfahren, ebe und bevor fie an der Gerichtöftelle erichtenen. Hiermit 
hing das Recht des Richters zulammen, die Geſchwornen nad dem Grunde ihres Berdictes 
zu befragen, jie in ihrer Glaubwürdigkeit zu controlliven, unter Umftänden ſelbſt jie 
wegen unrichtiger VBerdicte zu beftrafen. Nichter, und zwar dem rechtögelehrten Richter 
gegenüber für ihr Berdict unverantwortlide Richter wurden die Geſchwornen erſt, 
nachdem ſich Das gerichtliche Verfahren in der Weile herausgebildet hatte, daß die Ge— 
ſchwornen nicht auf Grund eigenen Wiſſens, ſondern nur auf Grund des ihnen an 
der Gerichtsſtelle vorgeführten Beweiſes ihr Verdict abzugeben hatten. In Deutſchland 
ſind die Geſchwornen ſeit ihrer durch das franzöſiſche Recht vermittelten Reception nur 
Richter geweſen und zwar Richter über die Thatfrage (Schuldfrage), während 
die rechtsgelehrten Richter über die Rechtsfrage zu urtheilen haben. Ueber dieſen 
Unterſchied zwiſchen Thatfrage und Rechtsfrage wird weiter unten das Erforderliche 
angeführt werden, 

Die Frage, wer zum Geichwornendienft heranzuziehen, beantwortet ſich mit Rückſicht 
darauf, daß die Geſchwornen Richter find und Daher zur Wahrnehmung der ihnen 
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obliegenden richterlichen Functionen tauglich fein müfjen; ſodann aber aud mit Niücdficht 
darauf, Daß der Geſchwornendienſt eine dem allgemeinen Intereffe — fpeciell dem Intereſſe 
der Nechtöpflege — gewährte unentgeloliche Yeiftung ift, daß daher nur diejenigen unter 
den an ſich Tauglichen zum Gejchwornendienft zu berufen find, von welchen billigerweife 
eine ſolche Yeiftung im öffentlichen Interefie verlangt werden darf. Während mit Rüchſicht 
auf die Tauglichkeit nur Männer, nad) zurücgelegtem dreißigiten Jahre, die ſich im 
vollen Genufje der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, zum Geſchwornend ienſte berufen 
werden Dürfen, — zu welden Exforderniffen durch einzelne Gefege noch hinzugefügt wird: 
der mindeftens einjährige Wohnfig in der Gemeinde, die Fähigkeit des Leſens umd 
Schreibens, reſp. (nody weiter gehende Garantien) einer höheren zum Geichwornendienfte 
erforderlichen Bildung, förperlice und geiftige Gefundheit — wird die Verpflichtung zum 
Gejchwornendienfte mit Nücficht auf die dem allgemeinen Intereffe zu gewährende unent= 
geldliche Yeiftung namentlid von dem Befige eines gewilfen Vermögens — dem Genfus 
— abhängig gemacht; wobei allerdings nicht unbemerkt bleiben darf, daß, wenigſtens 
nach der Auffaffung einzelner Gefege, in dem Cenſus auch die Garantie einer gewiſſen 
höheren Bildung gefunden wird. Auch follen von dem Geſchwornendienſte befreit bleiben : 
Richter, Staatsanwalte, höhere Staatsbeamten, active Militärs, Geiftliche, Elementarlehrer, 
Dienftboten, Polizeibeamte, Die am Ort der Schmwurgerichtäfigung befindlichen Rechts— 
anmalte, Berionen von höherem Alter (60 bis 70 Jahre), Perfonen, welche in demſelben 
Jahre ſchon einmal den Gejchwornendienjt wahrgenommen haben. Hierbei ift übrigens 
auf Folgendes aufmerfiam zu machen: 1) daß die verichiedenen deutjchen Gelee hin— 
fichtlih der Befreiungsgründe in Einzelheiten von einander abweichen, 2) daß die Be- 
freiungsgründe bald die Wirkung haben, daß der Gejchworne gar nicht berufen wird, 
bald nur die, daß der berufene Geſchworne, wegen eines ihm zur Seite ftehenden Bes 
freiungsgrundes die Yeiftung des Geichmwornendienftes verweigern darf (Ereufationsrecht) ; 
3) dafs manche von den Befreiungsgründen aud) deshalb aufgeftellt find, weil man in 
den Geſchwornen vorzugsweile rechtsunkundige Perſonen haben wollte, und weil man 
einzelnen Kategorien von Perſonen die zur Ausübung des Geſchwornenamtes erforderliche 
Unabhängigkeit nicht zugeftehen mochte. Haben Geſchworne bei der Entjcheivung einer 
Straffache mitgewirkt, welche nicht Geſchworne fein durften, jo wird dies auf die Gültig- 
feit des Verfahrens nur dann einen Einfluß äußern, wenn der Geſchworne demjenigen 
Erfordernifien, von welden feine Tauglichkeit abhängt, nicht genügt; wogegen eine 
Nichtigkeit De8 Verfahrens dann nicht einzutreten hat, wenn Geſchworne mitgewirkt haben, 
welche aus einem anderen Grunde von dem Gejchmornendienfte frei bleiben jollten, 
oder doc wenigftens frei bleiben durften. Dieſes Princip hat freilich in den ver: 
ichiedenen pofitiven Geleggebungen verichtedenartige Anwendung gefunden. So beichräntte 
ſich beiſpielsweiſe Das preußiſche Geſetz auf folgende Beſtimmung: „Das Verfahren it 
nichtig, wenn ein Gefchworner mitgewirkt hat, welcher die Eigenichaft eines Preußen nicht 
beſitzt, oder ſich nicht im Vollgenuß der bürgerlichen Ehre befindet“ — während im 
Gegenſatz hierzu Das neue Jah ſiſche Gefeg vom 14. September 1868 die Zahl der 
Nichtigfeitsgründe wegen Mängel in ver Perſon der Geſchwornen jehr viel weiter 
ausdehnt. 

Alle Perſonen eines beftimmten Bezirks — Gemeinde, landwirtbichaftlicher Kreis, 
Stadt —, welche zum Geichwornendienft berufen werden können, werden von den Vor: 
jtehern des Bezirks (Ghemeindevorfteher, Landrath, Magiftrat) in den Urliften vers 
zeichnet. Gegen Diele Urliften find Neclamationen zuläſſig, ſowohl für Diejenigen, welche 
troß ihrer Uunalification zum Geſchwornendienſte übergangen, wie auch für Diejenigen, 
welde, obwohl von dem Geichwornendienft befreit, dennoch in der Urlifte verzeichnet find. 


Das Berfahren, mittelft deſſen aus der Gefammtheit diefer Urliften die Jahresliſte 
gebilvet wird, d. 5. das Verzeichniß derjenigen Perfonen, welche für das kommende Jahr 
Geſchwornencandidaten find, erfolgt in einzelnen Staaten in der Weife, daß die auf die 
Jahresliſte zu jegenden Geſchwornen durch einen hierzu beſtimmten Wahlausſchuß gewählt 
werden (Würtemberg, Baiern, Thüringen); in anderen Staaten dagegen (Preußen, 
Darınftadt — früher auch Kafjel —) wird die Jahreslifte von dem NRegierungspräfidenten, 
nach dejien alleinigem Gutbefinden, zufammengeftellt. In Braunſchweig endlich wird 
eine Jahresliſte gar nicht angefertigt, jondern die Gefammtheit der Urliften gilt zugleich 
als Yahreslifte. Die Dienftlifte, d. 5. das Verzeichniß derjenigen Perſonen, welche 
für die bevorftehende Schwurgerichtsfigung als Geſchworne einzuberufen find, wird in den— 
jenigen Staaten, welde die Jahresliſten aus den Urliften durch Wahl entftehen Laffen, 
ebenfalls durch Wahl reſp. durch Ausloofung aus den Yahresliften gebilvet; während da, 
wo die Jahresliſte durch den Regierungspräfidenten zufammengeftellt wird, diefer aud) die 
Dienftlifte und zwar in der Weile anfertigt, daß er aus der von ihm zufammengeftellten 
Jahresliſte eine Anzahl von Perjonen (60 reip. 48) ausmählt, und das Verzeichniß der— 
jelben dem Schwurgerichtspräfidenten überjendet, welcher dann noch eine beftimmte Anzahl 
wegftreicht umd die übrig bleibenden (36 reſp. 30) als Geſchworne einberuft. 

Eine bejondere Erwähnung verdient das durch Geſetz vom 14. September 1868 
für das Königreib Sach ſen vorgefchriebene Verfahren. Nach diefem werden ſämmtliche 
Urliften an den Director des Bezirksgerichts eingefandt, welcher den Wahlausichuß beruft. 
Diefer befteht regelmäßig aus dem Director des Bezirksgerichts, der erſten Magiftrats- 
perſon und dem Stadtverorbnetenvorftande der Bezirköftabt, und den von dem Director 
des BezirkögerichtS zu beftimmenden Borftänden von drei ftädtifchen und von drei ländlichen 
Gemeinden des Bezirks. Diefer Wahlausſchuß wählt aus den Urliften — und zwar 
auf je 1000 Einwohner einen Gejchwornen — die Geſchwornen für das nächſte Jahr 
aus und fertigt hierüber eine Lifte an (Bezirfslifte). Die ſämmtlichen Bezirtöliften des 
Schwurgerichtsbezirks werben hierauf an das Bezirksgeſchwornengericht eingefandt, hier 
zufammengeftellt und durch den Präjiventen der legten Geſchwornengerichtsſitzung, oder 
durch den Director des Bezirksgeſchwornengerichts auf die Hälfte reducirt (Jahresliſte). 
Endlich wird, fpäteftend 14 Tage vor Eröffnung der Sitzungen des Geſchwornengerichts 
in öffentlicher Sigung desjenigen Bezirksgerichts, in defjen Bezirk das Geſchwornengericht 
zufammentveten fol, die Sprudlifte durch Ausloofung von 30 Geſchwornen gebilvet. 
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ft nun für em Gericht die erforderliche Anzahl tauglicher Richter — rechtögelehrter 
und nicht rechtsgelehrter — beftimmt, find aud die übrigen zur vollftändigen Belegung 
des Gerichts erforderlichen Beamten, namentlid der Gerichtsjchreiber und die Unterbeamten 
vorhanden, fo ift das Gericht in der Lage, die ihm obliegenden Geſchäfte erledigen zu 
fönnen. 

Daraus aber, daß ein Nichter im allgemeinen befähigt ift, Civil- oder Strafproceffe, 
ſei es allein, fei e8 in Gemeinſchaft mit anderen Richtern, zu entjcheiden, folgt noch nicht, 
dag er auch befähigt ift, jeden einzelnen Rechtsfall zu enticheiden. Der Richter ſoll 
unparteiijch fein. Der Richter Darf alfo dann nicht urtheilen, wenn die feiner Ent— 
ſcheidung vorliegende Sache jo bejchaffen ıft, daß er wirklich nicht unparteiiſch fein kann, 
oder wenn mwenigitend mit Fug bezweifelt werden darf, daß er unparteiiich fein merbe. 
Der an ſich fühige Richter ift dann mit Bezug auf derartige Sachen entweder ein 
relativ unfähiger oder ein verdädhtiger Richter. Erſteres, nämlich die relative Un— 
fähigkeit des Nichters, ift namentlich vorhanden, wenn der Richter ein Richter in 
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eigener Sade fein würde. Diefer Begriff der eigenen Sache iſt aber für Civil- 
proceffe dann anzumehmen, wenn der Richter an der zu entjcheidenden Sade ein 
Interefie bat, welches die Thätigkeit des Urtheilens zu beeinfluffen geeignet ift — ob 
dieſes der Fall, läßt ſich übrigens oftmald nur mit Rückſicht auf die concreten Ber: 
bältnifje entfcheiden —, im Strafproceffe dagegen ift die eigene Sache vorhanden, 
wenn Das zur Aburtheilung vorliegende Verbrechen gegen den Richter ſelbſt oder gegen 
die nächſten Angehörigen defjelben gerichtet war, oder wenn ein Verbrechen zur Aburs 
theilung gelangt, in Betreff deſſen der Nichter ſelbſt oder einer feiner nächften Angehörigen 
als Thäter oder Mitjchuldiger in Anſpruch genommen werden fünnte. Ob dagegen 
legteres, nämlich die Verdächtigkeit des Nichterd, vorliege, läßt fich Lediglich mit 
Bezug auf den einzelnen Fall beurtbeilen. Als Anhalt für die Enticheidung dieſer Frage 
läßt ſich allenfalls anführen, daß Gründe, welde geeignet fein würden, einen Zeugen zu 
einem verbächtigen zu machen, auch geeignet find, den Richter ald einen verbächtigen Richter 
(judex suspectus im Gegenfag zum judex inhabilis) binzuftellen, wobei man nicht 
nnberücfichtigt lajjen wird, daf einen anderen, weniger fuspecten Richter zu finden, in 
den meiften Fällen leichter fein wird, als einen verdächtigen Zeugen Dur einen unver: 
dächtigen zu erfegen; jodann aber wird der bloße jubjective Verdacht einer Partei, wenn 
derfelbe ſich nicht auf beſtimmte Thatfachen zu ftügen vermag, nicht ausreichend fein, die 
Verdächtigkeit eines Nichters zu begründen. 

Richter, welche überhaupt nicht befähigt find, zu richten, — abjolut untauglice 
Richter — dürfen überhaupt nicht mit der Wahrnehmung richterliher Functionen betraut 
werben. Relativ untauglicde oder verdächtige Nichter jollen aber in denjenigen fällen, 
für welche fie nicht tauglich, veip. verdächtig find, nicht richten. Handelt es ſich dabei 
um einen Nichter, welchem für die Dauer richterliche Functionen übertragen find — mag 
ed nun ein rechtskundiger, vom Staate angeftellter, oder, wie 3. B. der aus dem Kauf: 
mannsjtande für die Handelögerichte gewählte, rechtsunkundiger Richter ſein —, fo muß 
demjelben ad hoc, d. h. für die Aburtheilung diefer Sache, feine richterliche Function 
entzogen werden, was entweder daburd geſchieht, daß der betreffende Nichter ſich jelbit 
recuſirt, d. b. auf feine Mitwirkung bei der Entſcheidung dieſer Sache verzichtet, ober 
dadurch, daß von Amts wegen ein anderer Richter an die Stelle des relativ untauglicen, 
relp. verbächtigen Nichterd getellt wird, oder endlih dadurch, daß eine der ftreitenden 
Parteien auf die Entfernung Des verbächtigen Richters anträgt (Recufationsgefuch), über 
welchen Antrag dann verhandelt und an competenter Stelle entjchieden wird (Necufationd: 
verfahren). Handelt es ſich Dagegen um ſolche Nichter, welche, mie dies bei den Ge 
ſchwornen der Fall, überhaupt mur die Beſtimmung haben, in einem Falle richterlice 
Buncttonen auszuüben, fo kommen diefe gar nicht in die richterlihe Function binein. 
Wenn Daher 3. B. die 30 auf die Dienftlifte gelegten Geſchwornen einberufen find, fo 
wird, ehe die Bildung der Geihwornenbant für eine beftimmte Sade erfolgt, feftgeftellt, 
ob bei dem einen oder dem anderen Geſchwornen ein Grund vorliegt, weshalb derielbe 
in dieſer Sade nidht Geſchworner fein darf. Es werden demgemäß die Geichwornen 
aufgefordert, Darüber Auskunft zu geben, ob einer von ihnen mit dem Angeſchuldigten 
verwandt oder verichwägert, ob jemand von ihnen durd das zur Verhandlung kommende 
Berbrechen verlegt ift, ob einer der Gefchwornen in der Sade ein Gutachten ertbeilt, 
oder ald Zeuge oder Sadwverftändiger vernommen worden iſt; und mur Diejenigen Ge— 
ſchwornen, denen Feine der genannten — im den verichtedenen Gefegen übrigens mit ver: 
ſchiedenen Modalitäten aufgeführten — Hinderungsgründe entgegenfteben, werben zur Bil: 
dung der Geſchwornenbank für die Aburtheilung des einzelnen Straffalles beugt. Wenn 
hierbei jowohl dem Angeihuldigten, wie aud dem Staatsanwalte das Recht zuftebt, 
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Geſchworne, deren Namen aus der Urne gezogen iſt, abzulehnen, und wenn dieſes Ab— 
lehnungsrecht nicht nur ohne Angabe von Gründen erfolgt, ſondern ſogar ohne Angabe 
von Gründen erfolgen muß, ſo wird hier dem bloßen ſubjectiven Meinen von der Ver— 
dächtigkeit eines Geſchwornen Rechnung getragen, was mit Rückſicht auf die Bedeutſamkeit 
der Güter, um die es ſich im ſchwurgerichtlichen Strafſachen handelt, wohl gebilligt 
werden darf. 
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Der Staat ftellt jo viele und jo verichteden geartete Gerichte auf, daß für die voll- 
ftändige Berlegung eines jeden Nechtöftreited Die erforderlichen Gerichte vorhanden find 
Gerichte, welche nicht Staatögerichte find, — 3. B. Patrimonialgerichte, geistliche Ge— 
richte — gehören der bifterifchen Vergangenheit an, oder find dod da, wo jie noch 
exiſtiren, lediglich als veraltete Weberbleibiel einer vorübergegangenen Zeit zu betrachten. 
Es iſt daher hier ausichließlih von Staatsgeridhten zu handeln. 

Da für alle Staatsangehörigen gleiches Recht gilt, jo würde hieraus folgen, daß 
aud die Staatögerichte und mit ihnen die Bedingungen der Rechtöverfolgung für alle‘ 
Staatdangebörigen die gleichen fein müfjen. Man drückt dieſes durch die Forderung aus, 
dar alle Staatögerihte ordentliche Gerichte, fora communia, an fi für alle Perionen 
und alle Sachen beftimmte Gerichte fein Tollen. Nichtöpejtoweniger beftehen aber für 
gewiſſe Claſſen von Perſonen over für gewiſſe Arten von Nechtöftreitigfeiten Sonder- 
gerichte, fora particularia, mit einer Ausnahmsgerichtöbarfeit. Zu dieſen Sonder: 
gerichten gehören die Militärgerichte, die Unwerfitätägerichte, die Berggerichte, die Handels— 
gerichte, die Gerichte zur Aburtbeilung der politiichen Berbreden, 3. B. der Staats- 
gerichtshof in Preußen. Nur dam, wenn zur Enticheidung gewiſſer Rechtöftreitigfeiten 
bejondere, bei jedem Richter nicht zu vermuthende techniiche Kenntnifje gehören, werden 
jich dieſe Sondergerichte troß mancher fie begleitenden Mißſtände — 3. B. Competenz- 
jtreitigfeiten mit den ordentlichen Gerichten — dennoch aus Zweckmäßigkeitsrückſichten 
vertheidigen lafjen; nicht zu rechtfertigen find diefelben, wo fie nicht3 weiter find, als 
biftoriiche Nefte einer Zeit, im welcher noch jeder Stand feine corporative Yurisdiction 
beſitzen konnte; verwerflich erfcheinen fie da, wo ihr Entjtehen durch politiiche Motive 
veranlaßt worden ift. Bon diefen Sondergerichten find die Privilegirungen binfichtlich 
des Gerichtsſtandes zu unterjcheiden. Diefe Privilegirungen , die früher in jehr weitem, 
jegt jedoch nur in befchränktem Umfange, namentlich den mediatifirten Neichsftänden und 
den Mitgliedern der Iandesherrlichen Familien, gewährt werben, bejtehen darin, daß den 
Privilegirten Das Necht eingeräumt iſt, bei einem höheren Gerichte verflagt zu werden, 
als die nicht Privilegirten. Die PBrivilegirten haben daher aud ihren Gerichtsftand bei 
ven ordentlichen Staatögerichten, aber ftatt bei einem Untergerichte bei einem Ober: 
gerichte, welches dann für die Nechtsftveite der Privilegivten als Gericht eriter Inftanz 
fungirt, während es im allgemeinen Geriht zweiter Yuftanz ift. 

Das Verhältniß nun, in welches die einzelnen Gerichte zu einander treten, um dem 
Nechtsbedürfnifie zu genügen, ift die Gerihtsorganifation. Namentlich wird durd) 
die Gerichtsorganifation bejtummt der Inftanzenzug und die Competenz. Außer: 
dem gehören zu den die Gerichtsorganiſation betreffenden Borjchriften auch die Beſtim— 
mungen über die Hülfeleiftungen , welde die einzelnen Gerichte ſich gegenfeitig zu ges 
währen haben. 

Die Vorſchriften in Betreff des Inftanzenzuges beruhen auf dem procefjualiichen 
Grundſatze, daß ein Rechtöftreit durch die Entſcheidung eines Gerichte nur dann ale 
definitiv entjchieden gelten dürfe, wenn beide Parteien durch dieſe erjte Entſcheidung be— 
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friedigt find; daß aber auch im entgegengefetsten Falle die Möglichkeit gegeben fein müſſe, 
das Urtheil einer erneuerten Prüfung und zwar regelmäßig durch ein höheres Gericht zu 
unterwerfen. Durch das in Deutichland allgemein anerkannte Recht der drei Inftanzen 
entfteht Dergeftalt eine Ueber= und Unterorbnung der einzelnen Gerichte, als einer ber 
ftimmten Anzahl von Untergerichten ein Obergericht und ſämmtlichen Obergerichten ver 
höchfte Gerichtshof des Staates zu dem Zwecke vorgejegt ift, damit die Obergerichte die 
von den Untergerichten, der höchſte Gerichtshof aber die von den Obergerichten ergangenen 
Urtheile einer erneuten Prüfung unterziehe. Wenn zur Zeit in Preußen ‚zwei höchſte 
Gerichtöhöfe beftehen, das Obertribunal für die alten und das Oberappellationsgeriht für 
die feıt dem Jahre 1866 mit Preußen verbundenen Provinzen, jo ift dies eine worüber 
gehende, mit dem Bedürfniſſe nach Einheit der Rechtspflege ebenfo wenig wie mit Art. 92 
der preußischen Verfaſſungsurkunde zu vwereinbarende Einrichtung. Andere Staaten find 
zu Klein, um für fich allein auch nur ein Gericht dritter Imftanz haben zu können; und 
jo Haben die großherzoglih und herzoglich ſächſiſchen und die fürftlich reußiſchen, ſowie 
die ſchwarzburgiſchen und anbaltiniichen Länder das gemeinfchaftlihe Oberappellationd- 
gericht zu Jena; die beiden Medlenburg das Oberappellationsgericht zu Noftod; Yippe, 
Schaumburg=Yippe und Waldeck das Oberappellationsgeriht zu Wolfenbüttel; — die 
Strafſachen für Walde entſcheidet ſet März 1851 das Obertribunal in Berlin — die 
drei freien Städte das Oberappellationsgericht zu Lübeck. Uebrigens wird gelegentlid) der 
Emanirung der fir Norddeutſchland beftimmten Givilprocegordnung es wohl zu erwägen 
fein, ob nicht eine gemeinfchaftliche, in einem gemeinfamen höchſten Gerichtshofe gipfelnde 
Gerichtsorganifation wenigftens in demfelben Umfange, den die Bundesjuftizgefeggebung 
gemäß der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes einnimmt, im Intereſſe der Einheit der 
Rechtſprechung herzuftellen jei. 

Die Bedeutung der Competenz befteht darin, daß obwohl jedes Gericht zu jubiciren 
befähigt ift, jo doch nicht jedes Gericht autorifirt ift, jede Nechtöftreitigkeit zu entfcheiven, 
daß es mithin darauf ankommt, jede einzelne Nechtöftreitigkeit an dasjenige Gericht zu 
bringen, welches gerade dieſe Nechtöftreitigkeit zu entſcheiden autorifirt, d. h für die Ent: 
ſcheidung Diefer Nechtöftreitigkeit competent ift, oder, zu deilen Competenz die Entſcheidung 
diefer Nechtöftreitigkeit gehört. Die Frage aber, welches Gericht für die Entſcheidung 
eined Rechtsſtreites das competente iſt, Fällt zufammen mit der Frage, bei welchem Ge 
richte der Berflagte (reus) feinen Gerichtsftand hat, d. h. Recht zu nehmen ver: 
pflichtet ift. Der Kläger als folder hat gar fein Gericht, dem er unterworfen wäre; 
dies ift vielmehr nur bei dem Berflagten der Fall; und der Kläger hat demnach die 
Aufgabe, den Verklagten an dasjenige Gericht zu verfolgen, welchen der Verklagte unter: 
werfen ift (actor sequitur forum rei), Die einzelnen, die Kompetenz betreffenden Be: 
ftimmungen find zwedmäßig gejondert für den Givilproceß und für den Strafprocek 
darzuſtellen. 

A. Für den Civilproceß. Für alle Klagen gegen eine beſtimmte Perſon, 
auch wenn für eine derſelben noch ein beſonderer Gerichtsſtand begründet ſein ſollte, iſt 
dasjenige Gericht competent, in deſſen Bezirk der Berklagte ſeinen Wohnſitz, ſein Domicil 
bat (forum domieilii), Wegen dieſes Umſtandes, daß bei dem forum domieilii alle 
gegen einen Bellagten zu erhebenden Anfprüche geltend gemacht werden können, beißt das 
forum domieilii auch das forum generale, im Gegenfag zu anderen Gerichten, bei 
welchen nur Rechtsanfprüche gewiſſer Art gegen einen Berklagten geltend gemacht werben 
fünnen. Da, wo Jemand dauernd, d. h. bis zum Eintritte eines noch nicht bejtimmten 
Ereigniffes, bleiben will und diefen Willen durch concludente Handlungen, alſo namentlich 
durch Errichtung eines Hausſtandes, documentirt hat, da bat er, ohne daß es auf feinen 
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Geburtsort, auf feine Gemeinde- oder Staatsangehörigkeit irgendwie ankäme, fein Do— 
mic. Wenn man jein Domicil verlaffen hat, jo ift man unterwegs; und man hört 
auf, unterwegs zu jein, jobald man in jein Domicil zurüdgefehrt iſt. Es kann ftreitig 
werden, ob Yemand bier oder anderswo fein Domicil hat. Diefer Streit ift dann 
lediglich unter Berüdfichtigung der coneret vorliegenden thatſächlichen Verhältniſſe zu ent— 
ſcheiden. Bagabunden haben kein Domicil; Erterritoriale, 3. B. fremde Gefandte, 
haben ihr Domicil nicht in dem Staate, in welchem fie ſich aufhalten, ſondern in ihrem 
Heimathsſtaate; juriftiiche Peronen an dem Drte, melden Geſetz oder beftätigtes Statut 
als ihr Domicil bezeichnen; mehr als ein Domtcil haben namentlich diejenigen, welche 
an verſchiedenen Orten einen Gejchäftöbetrieb begründet haben. Die Wahl des Domicils 
ft regelmäßig frei (domieilium voluntarium); dagegen wird Staatsdienern, activen 
Militärs, Sträflingen, mitunter auch Handelögefellichaften ein Domicil durch die Staatd- 
gemalt zugewiejen (domieilium necessarium) und wo der Mann fein Domicil hat, 
va haben es Frau und Kind ebenfalls. 

In einzelnen fpeciellen Sachen bat der Berflagte nicht nur bei dem Gerichte 
feines Domicils, ſondern auch noch bei einem anderen Gerichte feinen Gerichtsſtand, fo 
daß der Kläger, wenn es fich um die Berfolgung einer ſolchen jpeciellen Sache handelt, 
die Wahl bat, ob er den Verflagten bei deſſen forum domieilii oder bei demjenigen 
Gerichte, welches für dieſe ſpecielle Sache competent ift (forum speciale), ‚verfolgen will, 
Als jolche ſpecielle Gerichtsſtände (fora specialia) jind folgende anzuführen: 1) Der Ges 
richtsſtand der gelegenen Sache (forum rei sitae); d. h. competent ift dasjenige Ge— 
richt, in deſſen Bezirf die Sache, über melche geftritten wird, ſich befindet. Im einzelnen 
Gejegen bleibt diefer Gerichtsſtand auf Immobilien befchränft, in anderen wird er aud 
auf Mobilten ausgedehnt; bald läßt man dem Kläger die Wahl, ob er die betreffende 
Sadye bei dem forum domieilii, oder bei dem forum rei sitae verfolgen will, bald 
jchreibt man vor, daß die Geltendmachung dinglicher Rechte (z.B. Eigenthumstlagen, 
Pfand= und Servitutenflagen) ausjchlieplih bei dem forum rei sitae erfolgen dürfe. 
2) Das forum contractus, d. b. dasjenige Gericht, im deſſen Sprengel en Nedhts- 
geihäft abgeichlofien wurde, oder dasjenige Gericht, im deſſen Sprengel die durch ein 
Rechtsgeſchäft bedingte Zahlung oder fonftige Yeiftung nach Verabredung der contrahi- 
renden Parteien erfolgen joll (forum solutionis); indem man einerjeit8 davon ausging, 
dar dasjenige Gericht, im deſſen Sprengel der Contract gejchloffen wurde, auch competent 
jein müfje, über die aus diefem Contracte entftehenden Anfprüche zu enticheiden (forum 
contractus), andererſeits dagegen der Auffaffung Folge gab, nad) welcher troß der 
im allgemeinen vorhandenen geſetzlichen Regelung der Competenz doch dem Privat: 
willen inſoweit die Berechtigung nicht werfagt werden dürfe, daß, wenn Durch die Ver— 
abredung der beiden Contrabenten ein Erfüllungsort beftunmt wäre, durch diefen auch 
das Gericht, welches über die Erfüllung des Contractes zu urtheilen hätte, mit beftimmt 
jein jolle (forum solutionis). Auf vdemjelben Grundgedanken, auf welchem das 
forum solutionis beruht, beruht auch 3) das forum gestae administrationis, d. h. die 
Zuftändigfeit desjenigen Gerichts, in welchem eine Verwaltung geführt wurde, für alle 
aus Ddiefer Verwaltung entftehenden Rechtsanſprüche (Rechnungslegung, Erftattung des 
Saldo, Anſprüche des Berwalters gegen den Geichäftsheren und umgefehrt). 4) Das 
forum delieti commissi, der Gerichtsſtand des begangenen Verbrechens. Die civils 
procejiualifche Bedeutung dieſes Gerichtöftandes, der übrigens nicht überall, 3. B. 
der Regel nach nicht in den älteren preußifchen Provinzen, anerkannt ift, beiteht darin, 
daß derjenige, welcher ein Delict begangen, auch won dem durch dieſes Deliet Beichädigten 
an dem Orte für den entftandenen Schaden in Anipruch genommen werben darf, an 
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welchem das Delict begangen wurde. 5) Man fpridt auch von einem forum arresti. 
Es kann nämlich jowohl vor, wie auch während des Proceſſes, wie auch nach ergangener 
Sentenz zur Sicherung des Gläubigerd die Beſchlagnahme gewiſſer Sachen des Schuld— 
ners erfolgen (Arreftanlegung). Die Arreftanlegung erfolgt jedesmal von demjenigen 
Gerichte, in deſſen Bezirke die mit Beichlag zu belegenden Sachen des Schuloners ſich be- 
finden, und wenn die Arreftanlegung vor Beginn eines Proceſſes beantragt wird, jo be 
findet diefes Gericht auch darüber, ob der Anfpruch, zu deſſen Sicherung die Arreftanlegung 
gefordert wird, ſoweit begründet ift, daß die Arreftanlegung ſelbſt ſich rechtfertigt. Iſt 
indeffen der Proceß ſchon im Gange, fo befindet über die Zuläffigfeit der Arreftanlegung 
dasjenige Gericht, bet welchem der Proceß geführt wird, worauf der Arveft felbft in Folge 
einer Nequifiton des Proceßgerichts durch dasjenige Gericht vollzogen wird, im deſſen Bes 
zirk fi die mit Beichlag zu belegenden Sachen befinden. Bon einem Gerichtsftande des 
Arreites, einem forum arresti, würde man aber mır dann fprechen können, wenn die 
Arreftanlegung dasjenige Gericht, welches diejelbe vollzogen, auch zur Entſcheidung des den 
Arreft veranlaffenden Rechtsanſpruches competent machen würde, was indeſſen nicht der 
Fall ift. Daffelbe, was über die Arreftanlegung von Sachen gejagt ift, gilt auch für 
diejenigen Fälle, in welchen zur Sicherung des Schuldners Perſonalarreſt erwirft wird. 
Tenn das Bundeögefeg vom 29. Mai 1868 befeitigt den Perſonalarreſt lediglich als 
Erecutionsmittel in bürgerlichen Rechtsſachen, wogegen diejenigen Vorſchriften, melde 
den Perſonalarreſt geftatten, um die Einleitung und Fortſetzung des Procefwerfahrens, 
oder die gefährdete Execution zu fihern (Sicherungsarreft), durch die Bundesgefeßgebung 
unberührt geblieben ift. Gegen Perſonen, welche fein Domicil haben — Vagabunden —, 
wird man Nechtsanfprüche bei demjenigen Gerichte geltend machen, in deſſen Bezirke mar 
fie findet, reſp. arretiren läßt — ubi te reperio ibi te judico — und will man in 
einem ſolchen Falle von einem Gerichtöftande des Arreftes ſprechen, fo wird fich dagegen 
nichts einwenden laſſen. 6) Es fann der Fall vorfommen, daß gegen mehrere Bellagte 
(3. B. A, B, C behaupten, Erben zu fein, während ihnen gegenüber H ein alleiniges 
Erbrecht geltend zu machen gemeint ift), die ihren Gerichtäftand bei verſchiedenen Ges 
richten haben, zu gleicher Zeit, die Klage zu erheben ift; auch kann e8 vorfommen, daß 
zu gleicher Zeit mehrere, aber in verfchiedenen Gerichtsbezirten belegene Sachen beanfprucht 
werden. In Fällen diefer Art ordnet die Yuftizverwaltung, reſp. das Geſetz, an, daß, 
um des Zufammenhanges willen, in welchem dieje mehrere Klagen ftehen, dasjenige Ge 
richt, welches zwar nur für eine diefer Klagen competent fein würde, dennod der Zmed- 
mäßigfeit halber für alle Klagen competent fein jolle. Für diefe Durch praftifche Bedürf⸗ 
niffe hervorgerufene Erſcheinung gebraucht die Theorie — allerdings mit jehr zmeifelhafter 
Berechtigung — den Ausdrud: Gerichtöftand der Connerität (foram continentiae 
causarum ex identitate personali vel reali). 

B. Für den Strafprocef. Hier find drei Gerichtsftände anzuführen. Cs 
wird nämlich ein Gericht competent, eine Strafjache zu entjcheiden: 1) wenn das Ver: 
brechen innerhalb feines Sprengels begangen ift (foram delieti commissi); als Ort des 
begangenen Verbrechens gilt in diefer Beziehung derjenige Ort, an welchem der Thäter 
bei Begehung des Verbrechens fich befand; 2) wenn der Verbrecher innerhalb des Ge— 
richtsſprengels fein Domicil hatte (forum domieilii); wobei über das PVorhandenfein des 
Domicils die gleichen Grundſätze maßgebend find, wie diefelben oben in Betreff des ciril— 
procefjualifchen forum domieilii aufgeftellt find; 3) wenn der Verbrecher innerhalb des 
Serichtöiprengels ergriffen ift (forum deprehensionis); die Competenz wird in Dies 
ſem Falle durch die Thatfache der Ergreifung begründet umd fann die einmal bes 
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gründete Competenz dadurch, daß der Verbrecher die Flucht ergreift, nicht aufgehoben 
werben. 
Die Stellung, welche die einzelnen deutfchen Strafprocegordnungen diefen drei Ge- 
richtöftänden gegenüber einnehmen, ift eine verſchiedene. Die preußiſchen Geſetze erflären 
alle drei Gerichtöftände für gleichberechtigt. Wenn demnach ein Verbrecher in Königsberg 
wohnt, in Berlin ftiehlt und in Hannover ergriffen wird, jo kann gegen ihn an jedem 
der genannten Orte procedirt werben, und fommt es mur darauf an, bei welchem der 
drei Gerichte der Staatsanwalt zuerft die Strafflage erhebt; auch wenn dies gejchehen, 
fann, Bis zur Publication des Erkenntniſſes der erften Inftanz, das höhere Gericht aus 
Zwedmäßtgfeitsrücjichten anordnen, daß nicht dasjenige Gericht, bei welchem die Straf- 
flage erhoben, jondern ein andered der competenten Gerichte über die betreffende Sache 
enticheide. Andere Gefege dagegen erkennen die Gleichberechtigung der drei Gerichtsftände 
nicht an, indem theild das forum deprehensionis nur ald ein aushülfsweiſe eintreten- 
des Gericht angejehen, theild das forum domieilii als Gerichtsſtand in Straffachen ganz 
übergangen, wie dies 3. B. in Baiern der Fall ift, oder doch nur für einzelne Aus- 
nabhnısfälle anerkannt wird. 

Im ähnlicher Weiſe, wie dies für den Civilproceß zu behaupten war, äufert auch 
im Strafproceß der Zuſammenhang mehrerer Strafſachen — die Connerität — einen 
Einflug auf die Competenz. Die Connexität entjteht theils dadurch, daß ein Verbrechen 
von mehreren Betheiligten, oder daß von einem Thäter mehrere Verbrechen begangen 
wurden. Beide Arten der Gonnerität fünnen das praftifche Bedürfniß der gemeinjchaft- 
lichen Verhandlung entftehen laſſen; aber ebenio ift e8 möglich, daß die Verhandlung der 
conneren Sachen ſich zwedmäßiger geftaltet, wenn über jedes der conneren Verbrechen ges 
jondert verhandelt wird. Deshalb vermeiden es die meisten Gejege, Beltimmungen dar— 
über zu treffen, wann ein Gericht, welches jonft zur Aburtheilung einer Strafſache nicht 
competent fein würde, Doch deshalb competent werden folle, weil die betreffende Strafjadye 
mit einer anderen, für welche dieſes Gericht competent it, im Zuſammenhang ſteht. 
Vielmehr beichränft man fich meistens auf die allgemeine Beltimmung, daß zuſammen— 
hängende Strafiachen behufs der Unterfuchung und Entjcheidung mit einander vereinigt 
werden fönnen. Und diefe Wirfung der Connexität bezieht fich nicht nur auf die ört— 
liche, jondern aud auf die ſachliche Competenz der vwerjchiedenen Strafgerichte, von 
welcher letzteren weiter unten zu handeln ift. Auch in Folge Des Auftrags eines höheren 
Gerichts kann ein jonft nicht competentes Etrafgericht competent werden. So beftunmt 
beiipielsweife $. 41 der Procefordnung für die neuen preußifchen Provinzen: „In fol 
genden Fällen muß an Stelle des an ſich zuftändigen Gerichts das gleichftehende Gericht 
eines anderen, möglichft nahe belegenen Sprengel mit der Unterfuhung und Entjcheidung 
beauftragt werden: 1) wenn wegen irgend eines Hindernifjes eine Sache bei dem erfteren 
Gericht nicht erledigt werden fann; 2) wenn von der Verhandlung bei demfelben eine 
Störung der öffentlihen Ordnung zu befürchten ift; 3) wenn gegründete Beſorgniß vor— 
liegt, daß die bei dieſem Gerichte zur Mitwirkung berufenen Gejchwornen für die beſondere 
Sache der genügenden Unbefangenheit entbehren würden.” 

In diefer Weiſe regelt ſich die örtliche Competenz der Strafgerichte. Neben dieſer 
fommt aber noch die ſachliche Gompetenz in Betradht. Die Grumdfäge der örtlichen 
Gompetenz entjcheiden, in welchem Gerichtsbezirke eine Straflache zur Entſcheidung kommt. 
Aber innerhalb dieſes Bezirkes gibt es entiprechend der verfchtedenen Schwere der Straf— 
jachen verjchtedene Arten der erfennenden Etrafgerichte. Im Anfchluffe an Die von dem 
franzöfiichen Strafrechte beliebte Dreitheilung der ftrafbaren Handlungen — Verbrechen, 
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Vergehen, Uebertretungen — bat man in ber neueren deutſchen Strafprocekgeleßgebung 
auch drei Arten der erfennenden Strafgerichte unterſchieden und weift, allerdings nur der 
Kegel nach, die ſchwerſten Straffälle, die Verbrechen, den Gefchwornengerichten zu, wäh: 
rend die minder ſchweren Fälle, die Vergehen, von collegialifhen ausſchließlich mit rechts— 
gelehrten Richtern bejegten Gerichten entjchieden werben und die Entſcheidung der Teichteften 
Straffälle, der Uebertretungen, den Einzelvichtern zufält. Dieſe Regel ift aber vielfach 
durch Ausnahmen modificirt und dieſe haben meiftens die Tendenz, dem kürzeren Ber- 
fahren der Gerichte niederer Ordnung eine weitere Ausdehnung zu geben, indem man ihnen 
Straffacdyen zur Entſcheidung zumies, welche nach der Größe ihrer Strafbarteit von einem 
Gerichte höherer Ordnung zu entjcheiden gewejen wären. So weifen beifpielsweife preußiſche 
Geſetze (1852, 1856) die Aburtheilung einzelner Verbrechen vor die Gerichtsabtheilung und 
die Aburtheilung einzelner Vergeben vor die Einzelrichter. Das Umgekehrte bat dagegen nicht 
ftattgefunden. Denn wenn auch anfänglich in Preußen Vergehen, vorausgeſetzt, daß ‚fie durch 
die Prefje begangen waren, zur Competenz der Gejchwornengerichte gehörten, fo erinnerte 
man ſich doch bald daran, daß die Geſchwornengerichte nur über Verbrechen abzuurtheilen 
hätten und entzog ihnen demgemäß die Judicatur über Prefvergehen, wobei denn auch 
noch einzelne „Verbrechen“, nämlid die politifhen Verbrechen, den Gejchmornen- 
gerichten verloren gingen und ftatt deſſen dem Staatögerichtöhofe zugertefen wurden. An 
dieſer Gefchäftsvertheilung unter die verjchiedenen Arten der Strafgerichte wird die be 
vorftehende deutſche Strafprocefigefeggebung manches zu ändern haben. Zunächſt wird 
jedes Ausnahmegericht für politiiche Verbrechen zu befeitigen fein, da, gleichwiel wie ſonſt 
die Berhältniffe Liegen mögen, tm Intereſſe der Rechtspflege jelbft der Schein wermieden 
werden muß, als käme es bei Aburtheilung der Strafſachen aufer auf die Realifirung 
des Rechts auch noch auf die Nealifirung anderer, namentlih politischer Beftrebungen 
an. Sodann aber wird die Entjcheidung der Frage, melde Straflahen den Geſchwor— 
nengerichte zuzuweiſen find, allerdings von der Bedeutſamkeit der Strafſachen ab: 
hängig zu machen, dieſe Bedeutſamteit aber nicht blos nach der Höhe der angedrohten 
Strafe zu bemeſſen ſein. Wenn namentlich in Ausübung des Rechts der freien Mei— 
nungsäußerung durch die Preſſe, oder durch Reden in öffentlichen Verſammlungen die 
Strafgeſetze verletzt wurden, ſo bemißt ſich die Bedeutſamkeit derartiger Deliete keines— 
wegs blos nach der Schwere der angedrohten Strafe, ſondern auch nach der Bedeutſam— 
leit des Rechts der freien Meinungsäußerung, über deſſen Umfang in Proceſſen dieſer 
Art mit entſchieden wird. Außerdem dürfte es durchaus fraglich fein, ob außer Ge— 
ſchwornengerichten und Einzelrichtern noch die rechtsgelehrten collegialiſchen Gerichte erfor— 
derlich ſind, oder ob es nicht volllommen ausreichend wäre, wenn die Aburtheilung der 
Strafſachen entweder durch Geſchwornengerichte oder durch Einzelrichter, vielleicht mit Zu— 
ziehung von Schöffen, erfolgt. 

Der Inſtanzenzug iſt bei den Strafgerichten der gleiche, wie bei den Civilgerichten. 
Untergerichte entſcheiden in erſter Inflanz — vereinzelte Privilegien, denen zufolge in 
erſter Inſtanz ein Obergericht entſcheidet, können hier übergangen werden — die Ober— 
gerichte und der höchſte Gerichtshof in den höheren Inſtanzen, wobei dann allerdings zu 
bemerken iſt, daß keineswegs in allen Strafſachen das Recht der drei Inſtanzen an— 
erkannt iſt, daß man ſich vielmehr bei ſehr vielen und zwar mit bei den bedeutendſten 
mit zwei Inſtanzen begnügt. 

Außer den erkennenden Strafgerichten kommen noch die Vorunterſuchungsgerichte 
in Betracht. Dieſe beſtehen aus dem Unterſuchungsrichter, welcher präſumtiv 
mit Unterſtützung des Gerichtsſchreibers ſämmtliche Unterſuchungshandlungen ſelbſtſtändig 
vornimmt, und zweien anderen Richtern, welche gemeinſchaftlich mit dem Unterſuchungs— 
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richter diejenigen Beſchlüſſe fafjen, die ausnahmsweiſe collegialisch gefaßt werden müſſen, 
wie z. B. der Beichluß über die Verhaftung eines Angeſchuldigten. Diefes Vorunter— 
ſuchungsgericht ift auch zugleih Anktlagefammer, d. b. es enticheidet, ob und vor 
welchem erfennenden Strafgerichte über einen Straffall zu entjcheiven iſt. In Straf: 
fachen, welche zur Competenz der Gejchwornengerichte gehören, ift ein derartiger Beſchluß 
des Unterfuchungsgerichte8 nur ein proviforifcher, welcher erft in Folge einer nochmaligen 
Prüfung durch den Anflagefenat des Dbergerichtd zu einem definitiven gemacht wird. 
Einzelne deutjche Geſetze (mie z. B. die thüringiſche Strafprocefordnung) beftimmen auch, 
daß das BVorumterfuchungsgeriht in Schwurgerichtsſachen gar nicht bejchlieken, fondern 
die Borunterfuchungsacten zur alleinigen Beſchlußfaſſung über die Erhebung der Antlage 
an die Anflagefammer des Obergerichts einfenden joll. 
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II. Die Parteien. 


Ob und inwieweit im Strafprocejfe überhaupt von Parteien die Rebe 
fein kann, das hängt von dem Fundamentalprincipe ab, nad) weldem das Strafverfahren 
organifirt if. Die Frage, melde fi auf die Parteien im Strafprocefje bezieht, 
wird demnach weiter unten, wo über die proceſſualiſchen Marimen überhaupt zu handeln 
ift, beantwortet werden. An diefer Stelle bleibt daher nur übrig, dasjenige anzuführen, 
was fich auf die Parteien im Civilproceffe bezieht. Kläger ift derjenige, welcher 
durch das Erkenntniß des Nichterd einen pofitiven Bortheil über feinen Gegner zu er: 
ringen ſucht, beftünde diefer Vortheil auch nur in der Anertennung eines Rechtes, 
weldye8 der Gegner wörtlich oder factifch beftreitet. Das Schlimmfte, was dem Kläger 
als ſolchem begegnen kann, ift die definitive Abweiſung feiner Klage; ärmer als zuvor 
fann der Kläger als jolcher durch den Proceß nicht werden. Denn jelbft feine Ver— 
urtheilung zu den Procefkoften erfolgt in Folge eines gegen ihn feitens des Verklagten 
erhobenen Angriffes, welder in der Form eines auf die Procefigefege geftügten Ge— 
ſuche s erfolgt. Beklagter ift derjenige, welcher fich dem Angriffe des Klägerd wider— 
fegt, der fich in feiner bisherigen Yage behaupten, diejelbe aber nicht verbeflern will. Die 
günftigfte Folge, welche für den Verflagten aus dem Procek ſich ergeben kann, ift die 
definitive Entbindung von der Klage; fein BVerflagter kann als jolcher durch den Proceß 
reicher werben. Und wenn der Berklagte, um ſich gegen eine Klage zu vertheidigen, einen 
ihm gegen den Kläger zuftehenden Gegenanfprudy erhebt, jo wird er nur jo lange Ber- 
Hagter bleiben, als er diefen Gegenanfpruch ausfchlieflich Dazu benugt, um den Kläger 
zurüdzumeifen; er wird Dagegen Kläger — Wieverfläger —, wenn er in Folge der von 
dem Kläger gegen ihn erhobenen Klage kraft feines ihm gegen den Kläger zuftehenden 
Gegenanfpruches die Verurtheilung des letzteren, und zwar in demjelben Proceffe, betreibt. 
In jedem Givilprocefie müſſen Kläger und Bellagter eriftiren; aufer Kläger und Ber- 
flagtem gibt es feine weitere Partei, wenn auch auf der Seite einer jeden dieſer beiden 
Parteien mehr als eine Perjon thätig werden fan. (Streitgenojfen, melde, wenn 
fie auf der Seite des Klägerd, active, wenn fie auf der Seite des Berflagten vorhan— 
den find, paſſive Streitgenofien heiten.) Bei der Streitgenoffenichaft kämpfen die meh— 
reren auf einer Parteifeite ftehenden Perfonen entweder direct und unmittelbar für fich 
jelber — 3. B. drei Perfonen, melde, gleichviel ob zu gleichen oder ungleichen Theilen, 
ein Landgut von dem jetigen Inhaber für ſich beanfpruchen; oder zwei Erben, melde von 
dem Gläubiger ihres Erblafierd wegen einer Schuld des Tegteren verklagt werden — und 
heißen dann eigentliche Streitgenoffen (litis consortes proprii); oder won den meh— 
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reren Streitgenofien hat der eine nur das Intereſſe, daß der andere objiege; — 5. B. 
A nimmt gegen B eine Servitut in Anſpruch, welche nad) der in der Klage des A auf: 
geitellten Behauptung auf dem Haufe des B ruben fol. X, weldyer dem B dieſes Haus 
als ein mit einer Servitut nicht belaftetes verfaufte, hat das Imtereffe, daß B nicht ver— 
urtheilt werde, weil er ihn andernfalls entjhädigen müßte; und jo wird X Streitgenoſſe 
des B, nicht um ſelbſt einen Proceß zu gewinnen, fondern, um durch feine Hülfe den 
B den Proceß gewinnen zu laſſen — und in diefem Falle heißen die Streitgenoffen un— 
eigentliche Streitgenoffen (litis consortes improprüi). Dieje zweite Art der Streit» 
genoſſenſchaft, das litis consortium improprium, gejtaltet ſich nun bald jo, daß ber 
dem anderen helfende Streitgenofje auf eigenen Antrieb feine Hülfe gewährt (Intervention), 
wober dann die proceffualiiche Frage durch Doctrin und Gefeggebung zu beantworten iſt, 
in welchen Fällen eine Partet ſich die Intervention einer dritten Perſon gefallen Lafien 
muß; bald jo, daß die Hülfe des Streitgenoffen erft dann eintritt, wenn jie von Direct 
Berheiligten gefordert wird (die Streitgenoffenihaft it dann Folge der Litis-Denun— 
ciation), wobei dann die procefjualiiche Frage entjteht, in welchen Fällen zur Vermei— 
dung etwaiger Nachtheile die ftreitende Partei verpflichtet ift, einer dritten Perſon litem 
zu denunnciren, d. h. ihr, diefer dritten Perfon, die Möglichkeit zu gewähren, bei der Füh— 
rung des Procefjes helfend dahin zu wirken, Daß bei der Procekführung nichts verſehen 
werde; denn ginge der Proceß für die Partei verloren, jo würde diejenige Perfen, an 
welche die Yitis= Denunciation erfolgen müßte, der unterliegenden Partei für den Verluft 
des Stveitobjecteß einzuftehen, d. h. Eviction zu präftiren haben und hieraus er— 
gibt ſich das indirecte Intereſſe des Evictionspflichtigen, fi an der Procefführung als 
Streitgenoffe zu betheiligen. 

Fähig einen Proceß zu führen, d. h. als Kläger vor Gericht aufzutreten oder ald 
Berflagter vor Gericht vorgeladen zu werden, find nur ſolche Perſonen, welde jelbfiftändig 
vermögensrcchtlihe Dispofitionen treffen können. Diefe Fähigkeit (persona legitima 
standi in judicio) haben phyſiſche und juriftiiche Perſonen. Yegteven ftchen Die Hans 
delsgeſellſchaften gleih, welche unter ihrer Firma Hagen und verflagt werben, wogegen 
bei Einzelgeſchäften dev Inhaber derjelben klagt und verklagt wird. Wer dagegen aufer: 
gerichtlich Nechtsverbindlichkeiten nicht einzugehen im Stande ift, dem fehlt die Fähigkeit 
zur Proceßführung. Demnach flagt nicht der Benormundete oder der furipsus, Jondern 
an ihrer Stelle geichieht Died durdy den Vormund oder den curator furiosi; nicht der 
Minderjährige wird als LVerflagter vorgeladen, ſondern an feiner Stelle der Vormund. 
Das Gericht hat von Amts wegen darauf zu jehen, daß den als Procefparteien auftreten 
den Perjonen die persona legitima standi in judicio nicht fehle, Würde eine Perion, 
bei welcher diefe Vorausſetzung nicht zutrifft, als Partei einen Procek geführt haben, jo 
würde ein ſolches Verfahren ein nichtiges jein, namentlich dann, wenn die Fähigkeit der 
Procekführung nicht blos im Intereſſe der einzelnen Perſonen, ſondern im öffentlichen 
Intereffe an beſtimmte Borausfegungen gefnüpft tft. 

Diefe allgemeine Fähigkeit, überhaupt Proceſſe führen zu können, befähigt aber natür: 
lich nicht Jeden, jeden Proceß Führen zu können; vielmehr muß Leder, welcher gegen einen 
Anderen einen Rechtsanspruch vor Gericht geltend maden will, darthun, daß gerade er 
legitimirt ſei, dieſen Nechtsanfpruc geltend zu machen, und zwar gerade gegen den von 
ihm benannten VBerklagten. Man bezeichnet Dies in der Procektheorie mit dem Ausdrude, 
der Kläger müſſe ad causam legitimivt fein und nennt legitimatio ad causam activa 
die Anführung derjenigen Thatlachen, aus denen es klar wird, daß dieſe Perjon berechtigt 
fei, als Kläger aufzutreten, und mit dem Ausdrude legitimatio ad causam passiva 
bezeidnet man die Anführung derjenigen Thatſachen, durch welche dargethan wird, daß 
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gerade diefer Berflagte auch der richtige Berflagte je. In den meiften Fällen wird es 
übrigens nicht nöthig fein, um des Legitimationspunftes willen irgend eine Thatlache an— 
zuführen, welche nicht auch jo wie jo zur Begründung der Klage angeführt werden müßte. 
Denn wenn A gegen B beifpielömeife in folgender Weile flagt: Am 1. Juli habe ich 
dem B 100 Thlr. ald Darlehn gegeben und hat ſich B verpflichtet, dDiefe 100 Thlr. am 
1. October zurüdzuzahlen,; nun ift B diefer feiner Verpflichtung nicht nachgekommen; ich 
jehe mid) daher genöthigt, gegen denſelben zu Hagen und beantrage u. ſ. w. — ſo ent= 
hält die Anführung diefer Thatfachen alles dasjenige, was erforderlich ift, um zu begrüns 
den, daß A berechtigt ift zu Magen und zwar gegen B ald gegen den richtigen Berflagten. 
Aber jede der angeführten Thatfachen war aud) anzuführen, wenn A gegen B die Dars 
lehnsklage begründen wollte. Wenn aber beifpielsmeife die Klagejchrift Folgende Angaben 
entbielte: Am 1. Juli gab X dem Y eim jederzeit kündbares Darlehn von 100 Thlrn.; 
dieſes Darlehn ift bis jetzt noch nicht zurüdgezahlt, folglich klage ich, der A, gegen B — 
jo weiß man in feiner Weife, mie aus einem von X an Y gegebenen Darlehn A be= 
rechtigt ſein kann, gegen B zu Magen. Deshalb wird es erforderlich, daß A, um dem 
Erforvernifje der legitimatio ad causam zu genügen, in feiner Klageſchrift anführt, daß 
er Erbe des X geworden, mithin die Forderungen des X auf ihn übergegangen ſeien — 
damit ift die legitimatio ad causam activa gegeben — und daß ebenfo aud) B Erbe 
des Y geworben und fomit verpflichtet fei, die Schulden jenes Erblaffers zu bezahlen — 
womit die legitimatio ad causam passiva gegeben iſt. Aber nicht blos derartige Uni— 
verfalfucceffionen, fondern auch andere Verhältniſſe geben Veranlafjung bejondere zur Feit- 
ftellung des Yegitimationspunttes erforderliche Thatfachen anzuführen. Wenn beifpielsmweije 
A klagt, weil der Verflagte ihm ein Servitutrecht beftreitet, jo muß er behaupten, Eigen- 
thümer Des feiner Anficht nach jerwitutberechtigten Grundſtückes zu fein, weil er nur unter diejer 
Borausfegung berechtigt ift, das mit einem Grundſtücke verbundene Servitutrecht klagbar 
zu verfolgen. Unter allen Umftänden gehört aber die AUnführung derjenigen Thatſachen, 
weldye um der legitimatio ad causam willen angeführt werben, zu demjenigen Theile 
ver Klagichrift, welcher die Gefchichtserzählung, der thatlächliche Klaggrund, genannt wird — 
worüber noch weiter unten zu handeln ift — und die procefjualiiche Behandlung der den 
Yegitimationspunft betreffenden Thatſachen ift in feiner Weife verichieden von ber pro= 
ceffualiichen Behandlung irgend einer anderen zur Geichichtserzählung gehörenden Thatfache. 

Wer nun persona legitima standi in judicio hat, wer ferner den Anforderungen 
der legitimatio ad causam als Kläger, und binfichtlich der Exceptionen und der Wieder: 
flage als Berklagter gerecht geworden tft, kann den Proceß führen und braucht hierzu 
regelmäßig feinen weiteren Beiftand, falls er fich nämlich die erforderlichen Nechtötenntniffe 
und die erforderliche Erfahrung zutraut, um eine weitere Unterftügung entbehren zu 
föünnen, Im den meiften Fällen ift dies num aber nicht der Fall, jondern die Parteien 
bedienen fich des Beiftandes rechtöfundiger Perjonen, der Advofaten, Rechtsanwälte u. ſ. w., 
ja flir manche proceſſualiſche Acte ift es fogar ausdrücklich vorgeſchrieben, daß fie von den 
Parteien nur unter Beiftand eines Advofaten vorgenommen werden dürfen (Advolaten— 
zwang). Die Anwälte treten in einem Proceſſe entweder neben der Partei auf — dann 
werden fie fpeciell Advofaten, im Strafprocefie Bertheidiger, genannt — bald fun— 
giren fie an Stelle des Klägers oder des Verflagten — und dann find fie Bertreter 
der Partei, Brocuratoren. Anwalt kann nur derjenige fein, welcher als hiezu befähigt 
von der Staatögemalt amerfannt iſt. Auch wenn man von der „Freigebung der 
Advokatur“ ſpricht, will man damit nicht weiter Tagen, als daß alle diejenigen, welche 
ihre Qualification dargethan haben, auch das Anwaltsgewerbe ausüben dürfen, wo und 
wie fie wollen. Im Gegenfate hievon wird aber im größten Theile Deutichlands dieſes 
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nicht geftattet, jondern es behält fi) die Staatsgewalt vor, die ihrer Anficht nad erfor 
verlihe Anzahl von Advokaten und zwar mit Beichränfung ihrer Thätigkeit auf diejenigen 
Orte, an melden nach der Anficht der Regierung Advokaten gebraucht werden, in ganz 
ähnlicher Weife, wie auch andere Staatöbeamte, anzuftellen. Zur Vertretung einer 
Partet im Procefje wird der Anwalt durch die Vollmacht legitimirt. Das ift feine legi- 
timatio ad processum. Dieje Proceßvollmacht autorifirt den Vertveter, jede Proceß— 
bandlung ftatt jenes Auftraggebers vorzunehmen, fall8 nicht Die Vornahme einer an ſich 
unvertretbaren Handlung, wie der Yeiftung eines Eides, nothmendig wird, oder falls das 
Gericht 3. B. bei einem Bergleichöverfuche das perſönliche Erjcheinen der Parteien für 
nöthig erachtet. Ueberdem find in den Procefigejegen einzelne Procefhandlungen beſonders 
bezeichnet, zu deren Vornahme der Vertreter nur dann autorifirt ſein foll, wenn vieles 
ausdrücklich in der Vollmacht ausgeiprechen ift. Der bevollmädhtigte Vertreter fteht dem 
Gerichte und der gegneriichen Partei proceffualifch To gegenüber, als ob er felbft Partei 
wäre. Die von ihm geftellten Anträge gelten als von der Partei geftellt, durch die vom 
Gerichte an ihn erlaffenen Ladungen gilt die Partei als geladen u. f. w. 

Durch die Vollmacht wird jeder Bertreter allerdings nur für feine Perſon bered- 
tigt, feinen Mandanten zu vertreten. Es iſt indeſſen geftattet, daft der Benollmächtigte für 
einzelng Handlungen die ihm ertheilte Vollmacht auf einen Anderen übertragen, fich jelbit 
einen Anderen ſubſtituiren darf. Bald ift hiezu eine bejondere Willenserklärung der be 
vollmächtigenden Partei erforderlih — clausula substituendi — bald nimmt man an, 
daß ftillichweigend mit jeder Proceßvollmacht das Subftitutionsrecht mit gewährt fer, jelbit 
m dem Umfange, daß der urfprünglich bevollmächtigte Mandatar berechtigt fei, durch die 
Subftitution den Anwalt für die höhere Inftanz oder für die Erecutionsinftanz zu 
beftimmen. 

Weiter als für den Umfang eines Procefjes reicht eine Vollmacht präſumtiv nicht. 
Soll diejes geicheben, fol der Mandatar bewollmächtigt werden, die Vertretung Jemandes 
iiber die Grenzen eines Proceſſes hinaus wahrzunehmen, jo muß er biezu durch eine 
Generalvollmacht autorifirt werben, der gegenüber dann die zur Führung eines ein- 
zelnen Proceſſes ermächtigende Vollmacht Specialvollmacht genannt wird. 

In dem Proceſſe kommen nun außer den bevollmächtigten, auch nicht bevollmächtigte 
Bertreter vor. Fakt man die Vollmacht auf als Beweis dafür, daß zwiſchen der Partei 
und ihrem Bertreter Einverftändnig vorhanden jet, jo konnte man auch dahin gelangen, 
zu behaupten, dieſes Einverſtändniß fei bei einander nahe ftehenden Perfonen zu vermu— 
tben, jo lange, bis dieſe Vermuthung widerlegt wäre. So ließ man es fraft eines man- 
datum praesumtum zu, daß Acendenten und Defcendenten, Geſchwiſter, Verſchwägerte 
bis zum zweiten Grade ſich gegenfeitig vertreten durften, man geftattete, daß der Che: 
mann die Frau, daß ein Yitisconforte den anderen vertreten durfte. in neuerer Zeit ift 
dagegen dieſe vollmachtlofe Vertretung auf Diejenigen Fälle, in welchen Gefahr im Ber: 
zuge vorliegt, beſchränkt; oder man läßt auch wohl vollmadhtloje Vertreter vorläufig und 
unter der VBorausfegung, daß fie eine Vollmacht nachträglich beibringen, zur Vertretung zu. 

Dagegen wird in anderen Fällen eine Vertretung nothwendig, und zwar obne 
daß die Vertretenen auch nur in der Page find, eine Vollmacht ausftellen zu fünnen. 
Dies findet ftatt mit Bezug auf alle diejenigen Nechtöfubjecte, welche nicht bandlungsfähig 
find, und welchen wegen diejer fehlenden Dispofitionsfähigfeit audy Die persona legitima 
standi in judieio fehlt. Die Rechtsverhältniſſe der Minderjährigen, der unter Curatel 
geftellten Geiftesfranfen oder Verſchwender können die Führung eines Procefjes notbwendig 
machen. Das Gleiche ift bei juriftiichen Perfonen, bei Vermögensmaſſen, wie Erbſchafts— 
mafien, Goncurömaffen, der Fall. Im allen diefen Fällen muß natürlich ein Vertreter 
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des Procekfubjectes den Proceß führen, und zwar deshalb, weil ein ſolcher Vertreter, 
der Bormund des Minorennen, der Curator des Geifteötranfen, des Verfchwenders, der 
Syndicus der Corporation, der Curator der Erbſchaftsmaſſe durch feine Perſon die feh— 
lende Handlungsfähigkeit der von ihm Bertretenen ergänzt. Diele |. g. nothwendige 
Vertretung ift daher auch procefjualifch etwas ganz anderes als die auf ertheilter oder 
präjumtiver Vollmacht beruhende. Letztere gewährt dem Vertreter die legitimatio ad 
processum und nur dieſe. Diejenige Vertretung aber, welde man mit dem Namen 
der nothbwendigen Vertretung bezeichnet, überträgt auf den Vertreter die persona le- 
gitima standi in judicio, welche die Dispofitionsunfähigen, reip. Handlungsunfähigen 
nicht haben. Deshalb iſt diefer j. g. notwendige Vertreter, procefjualifchy betrachtet, 
nicht Vertreter einer Partei, ſondern jelbft Partei und als Partei befugt, einen Ber- 
treter durch Vollmacht zur Proceßführung zu legitimiren. 


II. Gegenfland des Procefes. 


Den Gegenftand des Proceffes bilden die Juſtizſachen. Unter Yuftizfachen aber 
find ſolche Rechtsanſprüche zu verftehen, welche, falls hiezu Veranlaffung geboten, vor den 
unabhängigen Staatögerichten zur Geltung zu bringen find. Es leuchtet ein, daß hiemit 
nichtö weiter ald ein idem per idem gegeben ift, da ja gerade die Frage eine Beant- 
wortung wünjcenswerth macht, melde Rechtsanſprüche vor den Gerichten zum Austrage 
zu bringen find, und welche vor den Gerichten nicht zum Austrage gebracht werden dür— 
fen, jondern als Adminiſtrativſachen von den Verwaltungsbehörden zu erledigen 
find. Und doch wird man trog aller Mühe, die aufgewandt worden ift, um eine be= 
griffliche Unterſcheidung zwiſchen Juſtizſachen und Adminiſtrativſachen herbei- 
zuführen, kaum zu einem anderen Reſultate als zu dem gelangen, daß Juſlizſachen ſolche 
Rechtsſachen find, welche won Gerichten, und Adminiftrativiachen ſolche, welche von den 
Verwaltungsbehörden zu enticheiden find. Gelänge es aber, eine theoretiiche Begriffsbe— 
ſtimmung der Yuftizjachen im Gegenfage der Aominiftrativfachen zu allgemeiner Befrie- 
digung aufzuftellen, jo würde, jobald man mit einer ſolchen theoretischen Begriffsbeſtimmung 
der beftehenden Praxis in den einzelnen deutſchen Staaten gegenüberträte, es fich zeigen, 
daß dieſelbe mit den Erjcheinungen des praftifchen Nechtölebens nicht übereinftimme, daß. 
fie demnach mehr eine theoretiiche Forderung als eine begriffliche Erklärung des Beſtehen— 
den enthalte. Hat man ſich doch auch in der Theorie genöthigt gefehen, außer den Juſtiz— 
ſachen und den Adminiſtrativſachen noch ein Drittes, nämlich die Juſtiz-Adminiſtrativ— 
ſachen anzunehmen und mit diefem Ausdrucke ſolche Rechtsſachen zu bezeichnen, welche 
entjprechend der theoretiichen Definition als Juſtizſachen vor die Gerichte gehören müß— 
ten, doch aber thatſächlich von den Berwaltungsbehörden entſchieden werden und 
umgekehrt. 

Es leuchtet ein, daß, wenn es nicht verichiedene Behörden gibt, von denen die einen 
Yuftiz=, Die anderen Aominiftratiwbehörden find, der Streit darüber, ob eine beftimmte 
Rechtsſache Yuftiz= oder Adminiſtrativſache ſei, gar nicht entjtehen kann. Dieſer oft be— 
regte Unterjchied entfteht vielmehr erſt, feitvem Das moderne Staatöleben eine Trennung 
der Juſtiz- und Adminiftratiobehörden vorgenommen bat, ſeitdem die Gerichte von 
der Staatögewalt unabhängige Behörden wurden, ohne daß jedoch die Entjcheivung aller 
vermögensrehtlidhen Anfprühe — denn nur für dieſe bat die hier in Frage 
jtehende Unterſcheidung eine praftifche Bedeutung — den unabhängigen Gerichten übertra= 
gen wurde. Denn die Befugniß des Staates, im allgemeinen Interefje Anorbnungen zu 
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treffen, kommt nicht felten in Conflict mit dem Vermögensrecht der einzelnen Staatdange- 
börigen. Es iſt dies bei jeder Steuererhebung, bei jeder im ftaatlichen Intereſſe vorge: 
nommenen Exrpropriation, bei jeder auf Grund eines Geſetzes oder einer bejtehenden Ge: 
wohnbeit zu gewährenden Leiftung, 3. B. zum Unterhalte der Kirche, der Schule u. |. w., 
der Fall; und nicht blos in Geldzahlungen braucht Die fragliche Yeiftung zu befteben, fie 
kann ebenjo gut eine Peiftung von perlönlichen Dienften ſein wie biefür die allgemeine 
Vilitärpflicht das hauptfächlichite Beiſpiel darbietet. Wenn nun ein Streit entftände, ob 
A To viel Steuern zu zahlen habe, als die Steuerbehörde von ihm fordert, oder wie viel 
weniger; ob B das Holz zum Neubau cines Schulgebäudes unentgeltlich zu liefern; ob 
C der Milttärpflicht zu genügen habe, oder von derjelben befreit ſei; ob D «8 fich ges 
fallen lafjen müfje, daß durch fein Yandgut eine Eifenbahn gelegt werde, oder ob dies 
nicht der Fall; — fo wird man im der Natur derartiger Rechtsſtreitigkeiten an fich feinen 
Grund finden, weshalb die Gerichte über diefelben nicht ebenfo gut ſollten entſcheiden können, wie 
Die Berwaltungsbehörden. Denn in diefen, wie in anderen, das Vermögensrecht betreffenden 
Streitigkeiten fommt ed darauf an, die beftehenden Geſetze auf den vorliegenden ftreitigen Fall 
in Anwendung zu bringen und dies nach richtigen Grundſätzen zu thun, darin befteht ja gerade 
die richterliche Kunft. Wenn demmach Berwaltungsbehörden ftatt der richterlichen Behörden 
Stmeitigfeiten der bezeichneten Art zu enticheiden berufen werden, fo üben die Verwaltungs: 
behörden der Sache nad) eine Art der Judicatur aus; aber fie üben dieſe Judicatur aus, 
weder nach den Formen des Civilproceßrechts, noch auch in der Stellung 
eines von der Staatögewalt unabhängigen Richters. Will man nun behaupten, 
das öffentliche Intereffe geftatte es nicht, daß der Staat warte, bis feine ihm von Pris 
vaten bejtrittenen Anſprüche unter Anwendung der oft weitläufigen Yormalitäten des 
Civilproceſſes entjchieden wären, jo würde eine derartige Behauptung zwar an fich ges 
rechtfertigt fein, doch aber aus ihr nur folgen, daß über Anſprüche der bezeichneten Art 
in einer kürzeren Weiſe entjchieden werden müßte, feinesweges aber, daß die Entſcheidung 
den Gerichten überhaupt zu entziehen fer. Und wenn man glaubt, daß in der gebotenen 
Kürze der Form nur Berwaltungsbehörden, nicht aber Gerichte entfcheiden können, jo 
würde es no immer möglich fein, daß entweder der vorläufige Entjcheid der Verwal 
tungsbehörde zwar befolgt, aber durd ein von dem Berlegten veranlaftes gerichtliche 
Verfahren von neuem geprüft und definitiv feftgeftellt werde, oder daß die Beſchwerde 
über Verfügungen der Berwaltungsbehörden an legter Stelle, wenn aud nicht von einem 
Gerichte, jo doch durch eine von der jeweiligen Staatsregierung unabhängige Verwaltungs 
behörde — Staatsrath — entjchieden würde. Geht man dagegen von der Anſicht aus, 
daß der Staat in den an die Untertbanen zu ftellenden Anforderungen ſich dem Spruche 
der Gerichte überhaupt nicht, oder doch mur für feine privatrechtliche Perfönlichfeit (Fiscus) 
unterwerfen dürfe, jo iſt dies deshalb nicht gerechtfertigt, weil von dieſem Gefichtspunfte 
aus der Staat feinen Angehörigen gegenüber ald Partei und Richter gegenübertritt, und 
ein Richter, weldyer zugleih Partei ift, die richterlichen Pflichten entweder nicht im erfor 
derlicher Weiſe wahrnehmen fann, oder doc nicht wahrnehmen zu fünnen ſcheint — 
was jo ziemlich auf dafjelbe herauskommt. Und hieran wird auch nichts geändert, wenn 
der Staat etwa prätendiven wollte, durd die Organe der Berwaltungsbehörden das be 
jtehende Recht und fomit den Umfang feiner Befugniffe beffer zu kennen, als die einzelnen 
zu Yeiftungen berangezogenen Staatsangebörigen. Jeglicher Rechtsgrundlage würde aber 
eine Anſchauung entbehren, welche vermeinte, mit Hilfe der Verwaltungsbehörden Die 
Staatdangehörigen auch ohne Geſetz zu Leiftungen hevanzieben zu können; eine Anſchauung, 
Die nur dann entjtehen kann, wenn man es für möglich hält, einen Staat auch anders 
als nad den Vorſchriften der Gefege regieren zu können. 
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Der Umftand num, daß über vermögensrechtliche Rechtsanſprüche gemilfer Art Die 
Gerichte nicht competent fein follen die Enticheivung zu treffen, erzeugt Competenz— 
conflicte, d. h. es entiteht ein Streit darüber, ob über einen vermögensrechtlichen Anz 
Ipruch die Gerichte oder die Verwaltungsbehörden enticheiven follen. Dieje Competenz: 
eonflicte fünnten — wenn man den Gerichten dieſe Präponderanz einräumen wollte — 
dadurch entjchieven werden, daß die Gerichte felbit ihre Competenz bejtimmen. Soll jedoch 
diefe Entſcheidung durch Die Gerichte nicht willfürlich getroffen werden, jo müfjen beftimmte 
geſetzlich firirte Grundfäge darüber beſtehen, welde Sachen zur Gompetenz dev Gerichte, 
und welche zur Gompetenz der Berwaltungsbehörden gehören. Das Gleiche jollte auch) 
dann die Vorausſetzung jein, wenn derartige Competenzconflicte durch einen befonderen 
Gerichtshof, — Gerichtsof zur Entjceidung der Competenzconflicte — der aus vichterlichen 
und Berwaltungsbeamten zufammengefegt tft, entjchieden werden. Da indefjen dieſe Bor: 
ausfegung fehlt, jo haben and die Entfcheidungen eines foldhen Gerichtshofes mitunter 
feine weitere Bedeutung als die, daß entjchieden wird, es gehöre die Entfcheivung einer 
gewiſſen Rechtsftreitigkeit zur Competenz der Verwaltungsbehörden. Das Verfahren aber, 
welches mit der Entjcheidung dieſes Gerichtshofes abſchließt, ift das Verfahren in Com: 
petenzconflicten und wird dafjelbe durch befondere Gejege geregelt, auf deren Beſtimmungen 
bier näher einzugehen indefjen feine Beranlaffung vorliegt. (Vgl. 3. B. das preußiſche 
Gele vom 8. April 1817.) 

In Straffachen tft, wie ſchon erwähnt, die eben beiprochene Unterfcheidung zwiſchen 
Juſtiz- und Aominiftrativfachen von keiner Bedeutſamkeit. Man fpricht zwar im Gebiete 
des Strafrechtd von Delicten, welche der polizeilichen Ahndung unterliegen, welche zur 
Competenz des Polizeirichters gehören, und wie die Ausdrüde lauten mögen. Damit ift 
aber nicht8 anderes geſagt, als daß die Nechtiprehung über gewiſſe Arten von Delicten 
einem Nichter übertragen ijt, welcher Bolizetrichter heißt, der aber weder Verwaltungs: 
beamter, nody auch von der Staatsgemwalt abhängig ift, der vielmehr als unabhängiger 
Staatsrichter nach feinen anderen Nücfichten ald nad den Vorſchriften der beftehenden 
Strafgefege urtheilt. Die Berwaltungsbehörden, Orts- und Yandespolizeibehörden, fünnen 
allerdings, wenn auch in beſchränktem Umfange, auf die Strafrechtöpflege dadurch einen 
Einfluß üben, daß fie aus polizeilichen Rückſichten allerlei Verbote und Gebote aufitellen 
und auf die Uebertretung diefer von ihnen aufgeftellten Vorſchriften beftimmte — ein ges 
wiſſes gejeglich bejtimmtes Marimum nicht überfteigende — Strafen androhen. Diele 
Thätigfeit der Polizeibehörven hat aber mit der Rechtſprechung nichts gemein, erſcheint 
vielmehr als eine diefen Behörden durch Geſetz übertragene Geſetzgebungsbefugniß. Eine 
Art richterliher Thätigkeit würde e8 fein, wenn die Volizeibehörden in der Yage wären, 
einer individuell beftimmten Perſon dieſe beftimmt bezeichnete Handlung zu gebieten oder 
zu verbieten. Diefe Befugniß hat zwar eriftirt und wurde dadurch gehanyhabt, daß die 
Polizeibehörven autorifirt wurden, von dem ihren Befehlen Ungehorfamen eine Geldſtrafe, 
unter Umftänden von recht erheblihem Betrage ohne voraufgegangenes richterliches Urtheil 
executiviſch beizutreiben. Eine derartige Befugniß der Bolizeibehörden wideripricht aber 
dem Grundjage Des heute geltenden Berfaffungsrechtes, nach welchem Strafen nur auf 
Grund bejtehender Strafgejege erkannt werden Dürfen — wo daher dieler letztere 
Grundfag Anerkennung gefunden hat, ift mit feiner Anerkennung jene executiviſche Bei- 
treibung von Geldftrafen feitens der Polizeibehörden von ſelbſt aufer Wirkſamkeit geſetzt. 

Durch die Begehung eines Verbrechens erwächſt dem Staate das Recht, Durch Bes 
ſtrafung des Schuldigen die geftörte Nechtöordnuung wiederherzuftellen. Die Geltend- 
machung dieſes Strafanſpruches bildet den Gegenjtand des Strafverfabrens, mobe es 
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gleichgültig it, im welcher Form diefer Strafanſpruch zur Geltung gebracht wird. Der 
Gegenftand des Strafproceffes ift von der Form deſſelben unabhängig; es ift daber der 
Gegenftand des Strafprocefjes der gleihe, der Strafproceß jelbft mag nady den Grund: 
jägen des accufatorifchen oder des inquifitoriichen Proceffes geregelt fein. 


IV. Die proceffnalifchen Marimen. 


1. Dur den Proceß jol Wahrheit feftgeftellt werden. Man jagt, im Givil- 
procefje jolle formale, im Strafprocefie Dagegen materielle Wahrheit herausgeſtellt 
werden. Nicht Das wird durch diefen Ausſpruch behauptet, daß es zwei verſchiedene Arten 
von Wahrheit gebe; — denn e8 kann ganz wohl die ſ. g. formale Wahrheit, welde 
dur den Civilproceß gewonnen wird, ihrem Inhalte nad mit dem, was man unter 
materieller Wahrheit verfteht, volllommen übereinftummen. Es fnüpft fich wielmehr der 
Unterjchied, welcher durch die beiden Ausvrüde: materielle und formale Wahrheit 
bezeichnet werben foll, lediglich an die Kenntnigquellen, welche der Richter bei der Ur: 
theilsfällung in dem einen oder in dem anderen Falle benugen darf. Der Richter dis: 
ponirt aber im Strafproceh deshalb über andere Kenntnißquellen als im Civilproceß, weil 
im erfteren nicht in privatem, fondern in öffentlichen, im letteren nicht in öffentlichem, 
jondern in privatem Intereſſe procedirt wird. Das öffentliche Intereffe muß gewahrt 
werden, unabhängig von dem Belieben und den Anträgen einzelner Brivatperjonen; daber 
für den Strafprocef dafür Sorge zu tragen ift, daß der Richter über das gleiche Ma— 
terial der Wahrbeitserforihung gebieten fünne, wie dieſes der Hiftoriker zur Feſtſtellung 
einer im der Vergangenheit Legenden Thatfache braucht. Diejenigen vermögensrechtliden 
Anſprüche dagegen, welche den Gegenjtand des Civilproceſſes bilden, berühren nur bie 
Privatinterejien der procekführenden Parteien; es find durchweg ſolche Intereffen, auf 
welche der Berechtigte, ohne dadurd dem öffentlichen Intereffe zu ſchaden, ganz, alſo aud 
theilweife verzichten kann; e8 wird mithin won dem Berechtigten allein abhängen, ob und 
wie weit er derartige Intereflen verfolgen will, und e8 wird mithin der Richter für bie 
von ihm im Givilproceffe vorzunehmende Wahrbeitserforihung auf dasjenige Material 
beſchränkt bleiben, welches ihm die Privatparteien mitzutheilen für gut finden. Das 
richterliche Erkenntniß, welches das Reſultat diefer Wahrbheitserforichung enthält, fann 
daher der Wahrheit nur infomweit entſprechen, als jich - Diefelbe als Rejultat aus dem 
Borbringen der Privatparteien ergibt. Und das eben ift es, was man mit dem Aus— 
drude formale Wahrheit bezeichnet. Haben daher die Privatparteien dem Richter alled 
dasjenige Material mitgetheilt, weldes zur tharfächlichen Feſtſtellung des zwiſchen ihnen 
wirklich beftehenden rechtlichen Verhältniſſes überhaupt beichafft werden fann, jo wird in 
diefem Falle die durd den Givilproceg gewonnene formale Wahrheit dem Reſultat nad) 
vollfommen mit der materiellen Wahrheit übereinftimmen. Beliebt es dagegen den Par: 
teien, dem Richter weniger vollftändiges Material zu geben, jo wird nur ein mit Be: 
zug auf die Anführungen der Parteien wahres Reſultat gewonnen werden 
können, und die formale Wahrheit, die in dieſem Falle gewonnen, wird mit der mate 
viellen Wahrheit nicht übereinftimmen, d. b. ver Richter wird die Rechtsanſprüche der 
Parteien gegeneinander in anderer Weife zu normiren haben, als er es gethan haben 
würde, wenn er in der Yage geweſen wäre, das zwilchen den Parteien beftehende Recht: 
verhältnig vollftindig und über die Anführungen der Parteien hinaus aufzuklären. 

Für diefe Art der Wahrheitserforihung find in der procefjualiichen Theorie einzelne 
Sãtze aufgeftellt, welche das Weſen derfelben in geeigneter Weife bezeichnen. ES find Dies 


folgende: Nemo invitus ad agendum cogitur — wer nicht Flagen will, kann dazu 
nicht gezwungen werben; e8 hängt aljo won dem Berlegten ab, ob ein Proceß ftattfinden 
joll. Ne procedat judex ex officio — aud wenn der Richter weiß, daß Jemand 
in feinen vermögensrechtlichen Anfprüchen verlegt worden ift, hat er nicht das Recht, 
demjenigen, der ein fremdes Necht verlegte, die Berpflichtung aufzuerlegen, die begangene 
Rechtsverletzung wieder gut zu machen, jondern er hat zu warten, bis die verlegte Partei 
feine Hülfe anruft. Ne eat judex ultra petita partium — mehr als die Parteien 
von dem Richter verlangen, hat er ihmen nicht zuzuerkennen; ſollte daher auch der Richter 
aus den Verhandlungen entnehmen, daß der Kläger nicht blos 50 Thaler, jondem 100 
Thaler von dem Verflagten zu fordern bat, jo wird er den BVerflagten doch nur zur 
Zahlung von 50 Thlen. werurtbeilen können, weil der Kläger nur fo viel verlangt hat. 
Quod non est in actis non est in mundo — was der Richter nicht in den Proceß— 
acten findet, exiftirt für ihn überhaupt nicht, ein Sat, der in diefem Wortlaute allerdings 
nur für den durchweg fchriftlich geführten Procek paßt, ſeiner wejentlichen Bedeutung nad) 
aber auch auf den allamindlichit geführten Civilproceß Anwendung finden würde. < Denn 
diefer Satz beventet nichts anderes, ald daß die Bafis für das richterliche Urtheil in den 
Anführungen der Parteien beftehen joll, und nicht in dem, was der Richter etwa ſonſt 
nod weiß — in dem jchriftlich geführten Proceffe enthalten aber die Procefacten alle die 
jenigen Anführungen, welche die Parteien dem Richter machen wollten. 

Daß dem jo ift, und fo fein muß, wie die eben angeführten Säge es ausprüden, 
bängt nicht mit der Schriftlichkeit des Verfahrens zufammen. Im Givilprocef würde 
man auch dann ausſchließlich auf die Herftellung formaler Wahrheit beichränft bleiben, 
wenn der Procek ein durchaus mündlicher wäre, auch dann, wenn man die Geſchwornen 
und eine der jet geltenden Beweistheorie (fiehe hierüber weiter unten) entgegengejegte für 
den Givilproceß einführen wollte. Denn die Natur derjenigen Rechte, um welche im 
Civilproceß geftritten wird, ift von der Art, daß die berechtigte Partei auf die Geltend- 
machung ihres Rechts ganz oder zum Theil und zu jeder Zeit verzichten fann. Diele 
Natur des Rechts bedingt auch ein procefjualiiches Verfahren, bei welchem dieſe Verzicht 
barkeit auf das ftreitige Recht in jedem Augenblide zur Geltung gebracht werden Tann, 
und es würde ein umgerechtfertigter Eingriff in privatrechtliche Befugniffe fein, wollte man 
den Givilprocch auf einem anderen Principe bafiren, als auf dem, nach welchem der 
Civilproceß nur dazu beitimmt ift, den Parteien Recht zu gewähren, falls fie e8 wollen 
und jo weit fie e8 wollen. Die praktiiche Erfahrung hat ja aud) gezeigt, Daß es anders 
nicht geht. Die Preußiſche Allgemeine Gerichtsordnung, welde fid) von dem joeben aus— 
geführten Principe des Givilprocefjes entfernte und den Richter gewiſſermaßen auch zum 
Advofaten der Parteien machte, mußte ihre die Parteien bevormundende Tendenz bald 
aufgeben — zum großen Theil geſchah es ſchon im Jahre 1533, vollftändig durch die 
Geſetzgebung des Jahres 1846. — Auch läßt ſich nicht behaupten, daß Durdy die Be— 
Ihränfung auf die Herftellung der formalen Wahrheit der Civilproceß einem nicht zu 
vechtfertigenden Formalismus verfalle. Es kommt eben nur darauf an, daß der Wille 
der Barteien zur Geltung gelange, nicht aber darauf, daß er ſich in einer beftunmten 
Form ausiprebe; es wird daher auch, um dieſen Zweck zu erreichen, ein gewiſſes Frage— 
recht des Richters gegenüber den Parteien zuläffig fen — 3. B. der Kläger veicht eine 
dunkele, unichlüffige Klage ein, und der Richter fett einen Termin an, zur „Verbeſſerung 
und Bervollftäindigung der Klage” — es wird der Richter, wenn er erft weiß, daß eine 
betreffende Partei den Proceß führen will, die Yeitung des Proceſſes vornehmen, ohne 
daß dieferhalb bejondere, allgemeine oder fpecielle Gejuche an ihn geftellt zu werben 
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brauchten: es wird der Nichter auf den ihm vorgetragenen Fall das beftehende Recht an 
wenden, jo wie es exiftirt, und nicht gebunden durch die Anträge der Parteien. 

Ganz anders Tiegt die Sache dagegen im Strafprocef. Die ftrafrechtlicen An- 
ſprüche wurden zwar im älterer Zeit der Regel nach auch nur ald Anfprüche der bethet- 
ligten Berletten, als Anfprüde von Privatperfonen aufgefaßt — wenn auch der Ges 
ſichtspunkt, daß außer der verlegten Privatperfon auch Das Gemeinweſen durch Die Begehung 
des Verbrechens verlegt worden, dem älteren deutſchen Nechte keineswegs fremd war. 
Und aus diefer privatrechtlichen Auffafiung des Verbrechensbegriffes — Das Verbrechen 
geht mur den durch daſſelbe Berlegten etwas an —- ergab fich auch ein Proceverfahren, 
welches die ftrafrechtlichen Anfprüche nicht weſentlich anders behandelte, als die coilreht: 
lichen. Aber diefe Auffaffung des VBerbrechensbegriffes Hat ficdy geändert. In dem Ber 
brechen erblidt man heute das öffentliche Intereſſe angegriffen, oder verlegt, nicht blos 
in den Fällen, in denen das Verbrechen unmittelbar gegen den Staat gerichtet ift, wie 
bei dem Hochverrath, dem Yandesverrath u. ſ. w., ſondern auch in den Füllen, in denen 
durch Das Verbrechen zu nächſt eine Brivatperfon verlegt ift, wie hei dem Diebftahl, der 
Körperverlegung u. |. w. Entfprechend diefer Auffaffung des Verbrechensbegriffes tft denn 
auch das Strafverfahren ein im öffentlichen Intereſſe geführtes Berfahren — weldes 
regelmäßig unabhängig von dem Willen der durch das Verbrechen etwa verletten Privat: 
perjon geführt wird. Die Ausnahmen von diefer Regel, aljo die Beſtimmung, daß eu 
zelne Verbrechen nur nad voraufgegangenem Antrage der verlegten Privatperfon verfolgt 
werden follen — 3. B. Entführung, Injurien, Diebftähle zwiſchen Eltern und Kindern 
und Ehegatten u. |. mw. erflären ſich Daraus, daß die Bloßlegung der mit derartigen Vers 
bredyen zufammenhängenden Thatfachen, wenn e8 ohne oder wider den Willen der Bethei⸗— 
ligten geichieht, ein größeres Uebel im privaten, als die Beftrafung deſſelben ein Vor: 
theil für das öffentliche Intereſſe ſein würde. Wird nun aber wegen begangener 
Verbrechen in öffentlichem Interefje procedirt, jo fann aud das Ergebniß dieſes Proceſſes 
nicht von dem Belieben von Privatparteien abhängig gemacht werden. Dies würde aber 
der Fall fein, wollte man das Material, durd welches das verurtheilende over freis 
Iprechende Erkenntniß bedingt wird, auf dasjenige befchränfen, was Privatparteien über 
das begangene Verbrechen dem Strafrichter anzuführen für gut befinden möchten. Die 
Nechte, um melde es fih im Strafproceffe handelt, find unverzichtbare Rechte. Der 
Staat darf nicht darauf verzichten zu ftrafen, wenn ein Berbrechen begangen iſt; und 
der wegen der Begehung eines Verbrechens Angeſchuldigte Darf nicht auf diejenigen Rechte 
verzichten, welche durch ein Strafurtheil ihm entzogen werden können. Es ift daber für 
den Strafproceß nicht die Durch Verhandlungen von Privatparteien berausgeftellte formale 
Wahrheit ausreichend, ſondern es muß materielle, d. b. folde Wahrheit herausgeſtellt 
werden, wie dieſelbe der Hiftorifer berauszuftellen die Aufgabe hat. Um dieſes zu er 
reihen, ift e8 aber erforderlich, daß beftimmte Organe vorhanden find, welche von Amts 
wegen dazu berufen find, alles dasjenige, was fich auf das begangene Verbrechen beziebt 
jo zu erforſchen, daß es procefiualiich verwerthet werden kann. Bald ıft hiezu der 
Strafrichter ſelbſt verpflichtet, bald ift e8 ein von Amts wegen beftellter Anfläger — dem 
einen wie dem anderen find Gehülfen zugeordnet, die Criminalpolizeibeamten, bald if 
aud die Wahrbeitserforihung als eine gemeinjchaftliche Aufgabe zwiſchen Richter umd 
öffentlichem Ankläger vertheilt. Diefe Organe allein genügen aber noch nicht; es iſt aud 
nothwendig, daß ihnen die Gewalt beigelegt werde, auch wider en Willen der Betheiligten 
das zur Wahrheitserforfhung erforderlihe Material zu erlangen. Im Strafproceife gibt 
es daher proceſſualiſche Zwangsmittel, welde dem Givilproceß unbekannt find. Die 
Verhaftung, die Hausſuchung, die Beichlagnahme von Papieren, der Erlaf von Sted- 
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briefen, e8 find Zwangsmittel, die zum Zwecke der Wahrbeitserforichung, theilweiſe auch 
zur Sicherung des eventuell Schuldigen in Anwendung zu bringen find. Stellt man fich 
nun bei Beurtheilung diefer Zmwangsmittel auf den Standpunkt der verfolgenden Behör— 
den‘, jo wird man eine möglichfte Ausdehnung diefer Zwangsmittel virlangen. Stellt 
man fi Dagegen auf den Standpunkt des Berfolgten, auf den Standpunkt der Verthei— 
digung, fo wird die möglichfte Einſchränkung dieſer Zwangsmittel gefordert werden. 
Dient die Verfolgung an erfter Stelle dem öffentlichen, Die Bertheidigung an erfter Stelle 
dem privaten Intereſſe des BVerfolgten, jo wird auf dem Gebiete der ftrafprocefiualiichen 
Zwangsmittel ein Conflict jener allgemeinen und diefer peciellen Intereffen entftehen. Dies 
jen Gonflict beizulegen, ift die Aufgabe jener Gefete gewefen, welde unter dem, wenn 
auch verſchiedenartig Tautenden, Titel der „Gefege zum Schutze der perjönlichen Freiheit” 
einen integrirenden Beftandtheil jeder Straßproceßgeſetzgebung bilven. 

Diefe Unterfcheidung ift alfo zwiſchen Civilproceß und Strafproceß feitzuhalten: 
Der Civilprocek hat formale, der Strafproceh materielle Wahrheit herauszuftellen. Aber 
dieſe Unterſcheidung ift keineswegs tventifch mit der Unterſcheidung zwiſchen Verhandlungs— 
und Unterſuchungsmaxime. Denn, wenn audy einerjeits die Feſtſtellung der formalen 
Wahrheit nur die Verhandlungsmaxime als Grundlage des Procefjes geftattet, jo ges 
ftattet Die Herftellung der materiellen Wahrheit ſowohl die Verhandlungs-, wie aud die 
Unterfuhungsmarime. Dieſer Unterfchied ift daher — und zwar für Das Gebiet des 
Strafproceſſes — feitzuftellen. Iſt Dies gefchehen, fo wird auch dargethan jein, was es 
beißt, daß der Civilproceß auf der Verhandlungsmarime bafire. 

2. Mag der Strafprocek auf der Bafis der Berhandlungsmarime oder der Unter- 
ſuchungsmaxime beruhen, oder, was gleichbedeutend ift, mag der Strafproceß Anflageproceß 
oder Unterfuchungsprocek fen — in beiden Fällen ift es die Aufgabe des Strafprocefies 
materielle Wahrheit heranszuftellen. Ob nun der Strafproceh Anflageproceß oder Unter: 
ſuchungsproceß iſt, hängt lediglich von der Art und Weiſe ab, wie die Erforfchung der 
materiellen Wahrheit bewirkt wird. Es kann das im der Weile gefchehen, daß ber 
Richter jelbit in Folge eimer ihm gewordenen Anzeige, in Folge eines entftandenen 
Gerüchtes, von Amts wegen darangeht, die mit der angeblichen Begehung eines Verbrechens 
zufammenhängenden Thatfachen zu erforichen. Auf Grund der von ihm jelbit angeftellten 
Wahrbeitsermittelung, auf der Bafis des von ihm jelbft zum Zwecke der Wahrheits— 
erforihung geſammelten Materials entjcheidet dann der Nichter, ob und von wen ein 
Verbrechen begangen und wie daſſelbe zu beftrafen ſei. Der Richter unterſucht, — 
und wegen Diefer unterjuchenden Thätigkeit des Richters heißt auch der gefammte Straf- 
proceh, in welchen das freifprechende oder vwerurtheilende Erfenntniß auf der Bafis dieſer 
richterlichen Unterfuchung erfolgt, der Unterfuhungsproceh, dev Inquifitionsproceh. Wenn 
in dem jchriftlih geführten Unterfuhungsproceh, bei weldem die geſammten Ergebniffe 
der Unterfuchung in den Aecten zufammengeftellt waren, das Urtheil nicht von dem unter 
Juchenden Richter (dem Inquirenten), fondern von einem anderen Richter (dem Decernen- 
ten) gefprochen wurde, jo geſchah dies aus Zweckmäßigkeitsgründen, damit nicht der durch 
das Inquiriren befangen gewordene Richter den von ihm gewonnenen Nefultaten eine 
Bedeutſamkeit für Das Endurtheil beilege, die fie nicht verdienen. Das Weſentliche 
des Unterfuchungsproceiies beftand und befteht jevod weder in jener Schriftlichkeit des 
Verfahrens, noch auch in dieſer Trennung des Inquirenten von dem Decernenten, fondern 
lediglich darın, daß der Richter ſelbſt die Wahrheit und zwar dadurch zur erforichen ſucht, 
Daß er das zur Wahrbeitserforihung erforderlide Material jelbit jammelt. Bei dem 
Inquiſitionsproceß bedarf es mithin für den Beginn der inquifitortichen Thätigkeit des 
Richters Feines Antrages — mag man ficb nun Dielen Antrag von der verlegten Privat- 
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perfon oder von einem zur Verfolgung begangener Verbrechen vom Staate angeitellten 
öffentlichen Anfläger ausgehend denken — der Inquifitionsproceh kennt überhaupt feinen 
Ankläger. Der Inquiſitionsproceß fennt auch feinen Angeklagten; denn derjenige, 
welcher der Begehung eines Verbrechens beichuldigt wird, dient ſelbſt als Wahrheitserfor- 
Ihungsmittel in der Hand des unterfuchenden Richters — der Angefchuldigte ift Object 
der Unterfuhung und im diefer Beziehung dem unterfuchenden Richter zur Wahrheit vers 
pflichtet, wie denn der Unterſuchungsrichter jelbft das Recht hat, die Wahrheit von dem 
Angeichuldigten zu verlangen, woraus denn folgt, daß der Angeſchuldigte, Falls er ſchuldig 
ift, die Verpflichtung hat, ein Geftändnif abzulegen, wozu der Richter den feiner 
Pflicht nicht nachkommenden Angefchuldigten zu verichtedenen Zeiten in verfchiedener Weile, 
früher durch die Folter, jett Durch gute® Zureden, nöthigen darf — wie ſich denn mit 
als eine Folge des Inquiſitionsproceſſes noch jegt der Grundfag erhalten hat, daß der 
geftändige Verbrecher, eben weil er geftanden, d. h. feiner procefjualifchen Pflicht, die 
Wahrheit zu jagen, nachgefommen ift, milder zu beftrafen fei, als derjenige, welcher dieſe 
Pflicht nicht erfüllen, d. h. nicht geftehen mochte. Bet dem Unterſuchungsproceß ift ſodann 
aber auch die unterfuchende Thätigfeit des Richters durch feinerlei Anträge irgendwie bes 
ſchränkt, Tondern der Richter fucht feftzuftellen, was geſchehen ift, nicht aber, ob irgend 
ein beſtimmtes Verbrechen begangen ift. Gibt mithin beiſpielsweiſe die Vermuthung, daß 
ein Diebftahl ftattgefunden habe, Veranlaffung zu einer Unterſuchung, als deren Er— 
gebniß ſich herausſtellt, daß zwar fein Diebftahl, wohl aber eine Falſchmünzerei 
ftattgefunden habe, fo geht der Unterfuchungsrichter diefem Verbrechen, von deſſen Eriftenz 
ihm erft bei der wegen eines ganz anderen Verbrechens veranlaßten Unterfuchung Kennt- 
niß geworben ift, ebenſo nad, als ob er gleich anfänglich die Unterfuchung wegen der 
Falſchmünzerei begonnen hätte. Der Unterfuhungsrichter ift hinfichtlih des Umfanges, 
welchen die Unterfuchung erlangt, an irgend welche Anträge nicht gebunden. Und ebenjo 
wenig ift Dies der Fall binfichtlich der Art und der Zahl der Kenntnißquellen, der Be— 
weismittel, welche der Unterfuchungsrichter zu benugen für qut findet. Er ift nicht 
auf dasjenige Material beſchränkt, welches ihm won irgend einer Partei dargelegt wird, — 
und dies um jo weniger, als es ja im Unterfucdungsproceh gar keine Parteien im pro— 
ceffualiichen Sinne des Wortes gibt — fondern er fucht auf eigene Beranlaffung bin 
das geſammte, zur Aufflärung der Sache dienende Material zu bejchaffen und nur info= 
weit ift er darin beichränft, als ihm durch die Proceßgeſetze die Benutzung dieſer oder 
jener Beweismittel oder eine bejtimmte Art ihrer Benugung unterfagt ift, Befchränfungen, 
welche übrigens mit dem Wefen des Inquifitionsprocefies gar nichts zu thun haben, ſon— 
dern ebenjo gut auch bei dem Anflageproceh vortommen fünnen. 

Der Anklageproceß weift dagegen dem Nichter eine vollfommen andere Stellung an. 
Nicht der Nichter hat die Wahrheitserforſchung zu bewirken, fondern dies ift Sache der 
Parteien. Der Anklageproceh fest zu feiner Eriftenz die Eriftenz zweier Parteien, des 
Klägers und des Verflagten, voraus. Kläger und Berflagter haben procefjualiiche Rechte 
und zwar gleiche proceſſualiſche echte, d. h. es ift weder der Kläger vor dem Ber: 
flagten, nody auch der Berflagte vor dem Kläger begünftigt. Der Kläger behauptet, 
daß eim beftimmtes von ihm in der Strafflage bezeichnetes Verbrechen und zwar von dem 
in der Strafflage bezeichneten Angellagten begangen fer. Und daß dem fo fei, dafür 
bringt der Kläger dem Nichter die Beweismittel bei. Ueber diefe von dem Kläger bei- 
gebrachten Beweismittel hinaus hat der Richter fein Material, um die Begründung der 
Anklage zu prüfen; er felbft namentlich bat nichts zur Wahrbeitserforihung zu tbun, 
auch nicht Durch Fragen, melde er am den Angeklagten oder an Zeugen richtet — er 
bleibt an dasjenige Material gebunden, welches die vor ihm verhandelnden Parteien ber- 
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ausftellen. Der Verflagte ift nicht Object der Unterfuchung, daher auch nicht verpflichtet, 
irgend ein Geſtändniß abzulegen, fondern er bat das Recht, abzuwarten, ob ihm ſeitens 
des Anklägers der Beweis der Schuld geführt werden wird. Die Verhandlung ſelbſt 
bleibt auf den in der Anklage geltend gemachten Straffall beſchränkt, darf alfo nicht 
auf einen anderen im Laufe der Berhandlung etwa ſich herausitellenden weiteren Straf: 
fall ausgedehnt werden; wogegen der in der Anflage bezeichnete Straffall unabhängig von 
den etwaigen Anträgen der Parteien von dem Richter behandelt wird, ſowohl hinſichtlich 
feiner juriftiichen Qualification — der Richter kann aljo beilpielömeife wegen Betrugs 
verurtheilen, während die Anklage die That als Diebitahl qualificirte — wie aud hin— 
fichtlih der Höhe des Strafantrages, ed kann mithin der Nichter auf eine höhere 
als die von dem Anfläger beantragte Strafe erfennen. Denn auf denjenigen Straffall, 
welcher in Folge der erhobenen Anklage von dem Richter verhandelt wird, ſoll der 
Richter das gejeglich beftehende Strafreht amwenden und find die Anträge der Parteien, 
welde in Bezug hierauf erfolgen, lediglich als gutachtliche Aeuferungen der Parteien aufs 
zufaflen, durch welche in feiner Weife das beftehende Strafrecht, wie 8 durch den richter— 
lichen Ausſpruch zur Geltung kommen joll, modificirt werden darf. Daß dem jo ift, 
rührt aber daher, daß der Strafproceh im öffentlihen und nicht im Intereſſe der 
Parteien geführt wird. Aus diefem Grunde ift es denn auch nicht zuläflig, Die Frage, 
ob eine Anklage erhoben, wie die erhobene Anklage vor dem Richter zu beweiſen ſei, von dem 
Willen einer Privatperfon abhängig zu machen; vielmehr verlangt das öffentliche Intereffe, 
um deſſen willen der Strafproceh geführt wird, auch die Eriftenz eines öffentlichen 
Anklägerd. Diefer braucht übrigens feineswegs die Möglichkeit des Auftretens eines 
Privatanflägerd gänzlich auszuſchließen. Denn ift es auch richtig, Daß Durch jedes Ver— 
brechen das öffentliche Intereſſe verlegt wird, fo ift es keineswegs richtig, daß Durch jedes 
Verbrechen nur das öffentliche Interefje verlegt werde; vielmehr gibt es eine nicht uns 
beträchtliche Anzahl von Verbrechen, welche direct auf die Verlegung einer Privatperjon 
gerichtet find, und bei denen die allgemeine Rechtsordnung, der Staat, das öffentliche 
Interejfe, oder wie man fi ausdrüden will, nur mittelbar durd die der Privatperfon 
zugefügte Verlegung in Mitleidenſchaft gezogen werden. Ber Fällen diefer Art wird es 
zwar auch immer nöthig fein, daß die Verfolgung unter allen Umftänden, alfo durch den 
öffentlichen Ankläger ftattfindet, falls die durch das begangene Verbrechen verlegte Privat: 
perjon jelbit nicht die Strafflage erheben will. Wäre diejes aber der Fall, jo wirde an 
fi) fein Grund vorhanden fein, die Erhebung der Straftlage durch die verlegte Privat- 
perfon auszufchliegen und könnte höchftens geltend gemacht werden, daß Die Privatperjon 
es nicht fo gut wie der öffentliche Ankläger verftehen werde, die Anklage zu begründen 
und durchzuführen — was indeſſen keineswegs überall der Yall fein würde — aber 
durchaus ungercchtfertigt ift ed, das Anflagemonopol des öffentlichen Anflägers jo weit 
auszudehnen, daß die Erhebung der Strafflage durch den Verletzten auf feine Koſten und 
Gefahr aud dann ausgeſchloſſen bleibt, wenn der öffentliche Ankläger die Strafflage zu 
erheben fich wicht in der Yage fieht. Ebenſo aber, wie der accufatoriihe Strafproceß die 
Eriftenz des öffentlichen Anklägers nothwendig macht, muß derjelbe auch die Parteien in 
die Yage jegen, das volle Beweismaterial dem Nichter vorlegen zu können. Aus diefem 
Grunde kann der accujatorıihe Strafproceß keines derjenigen proceſſualiſchen Zwangsmittel 
entbehren, welche für den Strafprocei überhaupt erforderlich find. Nur wird im An: 
Klageproceß die Anwendung dieſer Zwangsmittel nicht Sache des Nichterd, fondern Sache 
der Parteien fein, welche indefjen dieſe Zwangsmittel nicht nad) eigenem Belieben, ſondern 
nur nad voraufgehender Erlaubniß eines vichterlihen Beamten vornehmen, welder 
die Zuläſſigkeit des Zwangsmittels mit Nüdfiht auf die einzelnen Berhältniffe des 
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einzelnen Falles zu prüfen hat. In der Praris geftaltet fi) dann die Sache jo, dar 
die betreffende Partei, Anfläger oder Angellagter, bei dem Nichter die Vornahme des er— 
forderlichen Zwangsmittels beantragt, und daß der Nichter dieſem Antrage Folge gibt, 
falls die gefeglihen Borausjegungen zur Amvendung dieſes Zwangsmittels vorliegen. 

Wäre nun unfer heutiger Strafprocef ein aceufatoriicher Proceß, jo dürfte das In— 
ftitut des öffentlichen Anklägers demfelben nicht fehlen. Nun nimmt man wohl an, daß 
der öffentliche Ankläger vorhanden fe, weil der Staatsanwalt vorhanden iſt. Doch aber 
muß es betont werben, daß die heutige Staatsanwaltfchaft etwas weientlich anderes ift, 
als der öffentliche Anfläger, und daß, falls ver beftehende Strafproceh ein accujatori= 
Iher Strafproceß werben fol, diefes ohne eine Reform des Inftituts der Staatsammalt- 
Ichaft nicht möglich fein wird. 

Das Inftitut der Staatsanwaltſchaft ift dem franzöfiichen Rechte entnommen und 
eriftirte hier bereits, als das ftrafproceffualiiche Verfahren noch durchaus nach den Grund— 
fügen des Inquifitionsprocefjes geregelt war. Der Richter brauchte demnach nicht auf 
den Strafantrag des Staatsanwaltes zu warten; er begann das Berfahren, wenn ihm 
jelbft hiezu Veranlaffung zu jein ſchien. Der Richter jammelte das Beweismaterial 
gegen den Angejchuldigten und, foweit dies der ältere franzöfiiche Proceß nothwendig 
machte, auch für denjelben. Die Staatsanwaltſchaft (ministere publie) hatte daher im 
Strafproceffe, wie auch an anderen Stellen, Lediglich die Aufgabe, darüber zu wachen, 
daß jo verfahren, daß jo erfannt werde, wie dies entiprechend den Geſetzen geſchehen follte. 
Der Staatsanwalt förderte die Unterfuchung (daher die Bezeichnung: promovens inqui- 
sitionem), indem er die Beobachtung der Geſetze überwachte. Da zu dieſem Zwecke der 
Richter ebenfall® thätig zu fein hatte, jo war die Staatsanwaltichaft neben den Richter 
geftellt, um im Intereſſe des Geſetzes bald gegen, bald für den Angefchuldigten einzutre- 
ten, je nachdem der Angelchuldigte ſelbſt oder die gegen ihn veranlaßte Verfolgung nad) 
der Anficht des Staatsanmwalts die größere Berechtigung zu haben fchien. Als dann 
ſpäter dem franzöfilchen Proceß einzelne Formen des Anflageprocefied gegeben wurden, 
ging man nicht Jo weit, einen bejonderen öffentlichen Ankläger aufzuftellen, neben welchem 
die Staatsanwaltichaft nach wie vor die Möglichkeit gehabt hätte, bald den Antläger, bald ven 
Angeklagten im Intereſſe des Geſetzes zu unterftügen, jondern man bejchräntte fi dar— 
auf, die Partei des Anklägers als vorhanden Lediglich zu fingiren und den Staats— 
anmalt zu beauftragen, zu Gunſten dieſes fingirten Anflägers dann zu, interveniven, wenn 
er in Rückſicht auf die beftehenden Geſetze dafür halten jollte, daß die Partei des fingirten 
Anklägers die beſſer berechtigte ſei; follte er dagegen finden, daß die Partei des Ange— 
flagten die beſſer berechtigte wäre, jo folle er zu Gunften des Angeflagten interveniren. 

Diefes Inſtitut der Staatsanmaltichaft wurde nun in Deutjchland vecipirt. Auch 
hier ıft der Staatsanwalt nicht Partei, ſondern er intervenirt lediglich zu Gunften der 
beffer berechtigten Partei. Er verfolgt, wen er für ſchuldig hält, aber nur jo lange, als 
dies der Fall; überzeugt er ſich von der Nichtichuld des von ihm Verfolgten, ſo inter 
verirt er zu Gunſten des Berfolgten und ftellt demgemäß die diefem günftigen Anträge; 
e8 Liegt in feinem Amte, Verurtheilung jowie Freiſprechung des Angefcyuldigten zu bes 
antragen; und nicht minder ift er befugt, zu Gunſten des Verurtbeilten, wie zum Nach— 
theile des Freigefprochenen Rechtsmittel einzulegen. Wenn es in einem neueren deutſchen 
Proceßgeſetze heißt: „Die Staatsanwaltichaft hat darüber zu wachen, daß bei dem Straf- 
verfahren den gefetlihen Vorichriften überall genügt werde”, fo zeigt cine ſolche Beſtim— 
mung, daß die Staatsanwaltichaft nur eim neben dem Richter ſtehendes proceſſualiſches 
Organ ift, und als foldyes dem Richter gegenüber nicht als Partei gedacht werten kann. 
Um diejes feftzuftellen, wäre es daher auch gar nicht möthig gewefen, im demfelben Geſetze, 
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aus welhem ſoeben eine Beitimmung angeführt wurde, auch noch die weitere zu treffen: 
‚Die Staatsanwaltichaft ift in ihren Amtsverrichtungen von den Gerichten unabhängig.” 
Und nur darin befteht eine Abhängigkeit der Staatsanwaltichaft von den Gerichten, daß 
der Staatsanwalt nicht jelbft entſcheidet, ſondern darauf beichränft ift, feine Anträge zu 
ftellen, über welche dann der Richter entjcheibet. 

So dürfen wir alfo ſchon aus dem Angeführten das Nefultat ziehen: der heutige 
deutſche Strafproceß kann nicht Anflageprocek fein, weil der Staatsanwalt nicht Partei, 
und ſpeciell nicht öffentlicher Anfläger ift, während der Anflageprocek die Eriftenz des 
Anklägers zu feiner nothwendigen Borausfegung hat. Aber jelbit wenn der Staatsanwalt 
nicht8 weiter wäre als der öffentliche Ankläger, jo würde das Weſen des Anflageprocefies 
es verlangen, daß der Nichter nicht jelbft das zur Wahrheitserforſchung erforderliche Ma— 
terial ſammelt, jondern die Beurtheilung des Straffalles Tediglih auf das von dem 
Staatdanwalte und dem Angeklagten ihm vorgelegte Material beichränfe. Statt deſſen 
wird aber in dem heutigen Strafproceffe der Richter neben den Staatsanwalte und dem 
Angeklagten thätig, um die Herbeifchaffung des zur Aufklärung des Falles erforderlichen 
Materials auch jeinerjeitS zu fördern. Und wollte man auch hievon noch abjehen, jo er- 
fordert doch der Anklageproceß jedenfall! die Eriftenz eines Angeklagten als einer proceſ— 
jualifchen Partei, welche als jolde berechtigt ift, den Beweis der Schuld zu verlangen, 
nicht aber für verpflichtet erachtet werden kann, fich jelbit als Kenntnißquelle benugen zu 
(afien, und welche überdem die gleichen procefiualiichen Nechte wie die anflagende Partei bean= 
Ipruchen darf. Nun ift der Angefchuldigte während der ganzen Dauer der Borunterfuhung 
nicht im allerentfernteften Partei, jondern gerade jo ledigliches Unterfuchungsobject, wie 
fich diefes der frühere Unterfuhungsproceh nur irgend wünſchen konnte, und erft nach Ab- 
ſchluß der Borunterfuhung beginnt er, Angeflagter zu fein. Aber nachdem er Dies ge 
worden, tft er als Partei gegen den Staatsanwalt in mancher Beziehung zurücdgejett und 
dem Richter gegenüber in der Yage, fich ausfragen und durch Inquiriren zu einem Ge— 
ftändniffe nöthigen zu laffen. Wollte ein Angeflagter der Befragung des Nichterd in der 
Hauptverhandlung mit der Erflärung entgegentreten, daß er feine Antwort geben, jondern 
den Beweis abwarten werde, jo würde ein derartig umerhörtes Auftreten des Angeflagten 
im günftigften Falle jo aufgefaßt werben, als ob derjelbe zur Beleitigung Des gegen ihn 
erhobenen Verdachts nichts beizubringen babe. Auch Heute noch erachtet man den An— 
geflagten für verpflichtet, die ihm von dem erfennenden Richter vorgelegten Fragen wahr: 
heitsgemäß zu beantworten und jo das Gericht bei der Wahrheitserforihung zu un— 
terſtützen. 

Wenn nun aber auch eine bevorſtehende Proceßgeſetzgebung den Accuſationsproceß 
conſequent durchführen wollte, ſo wird dieſer doch immer auf das Hauptverfahren be— 
ſchränkt bleiben. Zwar fehlt es nicht an Stimmen, welche auch für die Vorunterſuchung 
die accuſatoriſche Form des Verfahrens durchgeführt wiſſen wollen. Es ſcheint jedoch dieſe 
Forderung auf einem Mißverſtändniſſe zu beruhen. 

Denn die Vorunterſuchung behandelt lediglich die Frage, ob eine Anklage zu erheben 
iſt, d. h. ob ein Strafverfahren beginnen ſolle. Das Strafverfahren ſelbſt beginnt erſt 
mit der Erhebung der Anklage. Bis dahin iſt es ja noch fraglich, ob überhaupt ein 
Angeklagter exiſtiren wird; und jo lange ein Angeklagter noch nicht exiſtirt, fehlt auch eins 
ver wejentlichiten VBorausfegungen des Anklageprocefies. Aber unzweifelhaft würde in 
vielen Fällen die Vorunterfuhung nur dann mit Erfolg geführt werden können, wenn 
gegen den Angeichuldigten mit Handlungen, melde den Charakter von Angriffshand- 
lungen haben, vorgegangen wird. Dies ıft jelbftwerftändlich überall da der Ball, wo 
Zmangsmittel, wie Verhaftung, Hausfuhung u. |. w. gegen den Angejchuldigten in Ans 
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wendung gebracht werden. Aber auch ſchon dann wird angriffsweife gegen den Angefchul- 
Digten vorgegangen, wenn Zeugen oder Sachverſtändige in beweilender Form gegen ibn 
vernommen werden. Num ift es ein allgemeiner proceſſualiſcher Grundſatz, daß jede Ans 
griffshandlung nur dann gerechtfertigt ift, wenn fie aud die Vertheidigung geftattet. Und 
gegen diefen erften Grundſatz eines jeden Procefjrechts fehlt die gegenwärtige Organifation 
der Vorunterſuchung. Es ift zuläffig, den Angeſchuldigten zu verhaften, Hausfuchung bei 
demfelben vorzunehmen, Zeugen und Sadwerftändige gegen ihn nicht blos informatoriſch 
fondern auch eid lich abzuhören, ohne daß es dem Angeſchuldigten ermöglicht würde, ges 
gen irgend eine diefer Angriffshandlungen ſich vertheidigen zu können. So lange die— 
jenigen Behörden, welche die Vorunterfuhung zu führen haben, bei derfelben den Ange— 
ſchuldigten ungeſchoren laſſen, mögen fie die Anflage vorbereiten, wie e8 ihnen irgend gut 
dünkt; jobald aber die VBorunterfudhung Angriffe gegen den Angefchuldigten enthält, muß 
diefem das volle Recht der Vertheidigung gewährt werden. Wenn man hiergegen einwen— 
det, daß die Angriffshandlungen in der VBorunterfuhung entweder durch den Richter ſelbſt 
oder doch unter deſſen Mitwirkung erfolgen, dag mithin der Angefchuldigte ſich immer 
unter vichterlichem Schute befinde, jo beweist diefer Einwand zu viel; deun es ftreitet der— 
jelbe nicht blos gegen die Bertheidigung in der Borunterfuhung, jondern gegen jede 
Bertheidigung. Nicht alſo darauf kommt es an, die VBorunterfuhung accuſatoriſch zu 
organifiren, jondern darauf, aud für die Vorunterſuchung die Bertheidigung überall da 
zuzulafien, wo Angriffshandlungen gegen den Angeſchuldigten ftattfinden. 

Der heutige Strafprocei geftattet die Vertheidigung des Angeſchuldigten erft nad 
Erhebung der Anklage. Bald ift die Gewährung der Vertheidigung ein wejentliches Er: 
fordernig des Strafverfahrene — in Schwurgerichtsſachen — jo daß alſo, falls der An- 
geflagte ſelbſt fich einen Vertheidiger nicht wählt, von Amts wegen ihm ein foldyer beftellt 
werden muß — bald wird die Bertheidigung nur als zuläffig betrachtet, — jo daß alfo 
ein Vertheidiger nur dann für den Angeklagten auftritt, wenn dieſer fich einen Verthei— 
diger gewählt bat, oder um die Zuordnung eines Vertheidigers bittet. 

Der BVertheidiger aber tritt der Negel nach nicht jelbftftändig in die Parteirechte des 
Angeklagten, fondern er unterftütt denfelben nur, indem ev neben dem Angeklagten die 
Rechte defjelben auszuführen fucht. Dem, fo nimmt man am, die Güter, um welde es 
ſich in einem Strafprocefje für den Angeklagten bandelt, find von fo bedeutfamer Natur, 
daß fein Vertheidiger darüber allein disponiren kann, vielmehr immer dem Angeflagten 
jelbft die Möglichkeit verbleiben muß, für ſich einzutreten. Trifft dieſe Vorausſetzung 
nicht zu, d. h. handelt es ſich Lediglich um geringfügige Strafen, jo kann aud der Ver— 
theidiger die Parteirechte des Angefchuldigten vollitändig wahrnehmen, und ein folder Ber- 
theidiger, der nicht neben, jondern ftatt des Angeklagten den Proceß führt, it Ber— 
treter des Angeflagten und fteht precefjualifch dem Gerichte gerade jo gegenüber, ald ob 
er jelbft Partei wäre. Die Vertreter find auch in der Rechtsmittel-JIuſtanz ftatt 
der BVertheidiger zuläflig, mitunter, 3. B. in der Nichtigfeits=- Inftanz, wird nur ein 
Bertreter des Angeklagten zugelafien. 

3. Schriftlichkeit und Mündlichleit des Verfahrens Es gibt feinen 
nod jo mündlichen Proceß, in welchem nicht vieles niedergejchrieben, und feinen nod fo 
ſchriftlichen Proceß, in welchem nicht vieles geſprochen würde. So wird beiſpielsweiſe, 
wenn man fi einen auf dem Princip der Mindlichfeit beruhenden Strafproceß Dentt, 
Doch mindeftens die Anklage dem Angeklagten durch ein Schriftftüd — die Anflageichrift 
— mitzutheilen, und das Erkenntniß jehriftlich auszufertigen ſein; und im einem ganz 
ſchriftlichen Givilprocefie werden die Zeugen dem fie wernehmenden Richter ihre Ausjagen 
mündlich mittheilen, welche dann der vernehmende Richter erſt niederichreibt. Die Frage 
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mithin, ob ein proceſſualiſches Verfahren nach dem Principe der Mündlichkeit oder dem 
der Schriftlichteit geregelt iſt, beantwortet ſich nicht nach dem bloßen Vorhandenſein der 
ſchriftlichen Aufzeichnung oder des mündlichen Vortrages in einem Proceſſe — denn bei— 
des ift in jedem Procefje vorhanden — jondern lediglich danach, ob die richterliche Ent- 
jheidung auf Grund von Procefacten, oder ob fie erfolgt auf Grund eines vor dem 
erfennenden Nichter geführten mündlichen Verfahrens. Für den ſchriftlichen Proceß 
gilt als Princip der Satz, daß der erfennende Richter nichtd weiter weiß als dasjenige, 
was er in den Xeten findet, während für den mündlichen Procek als Princip ber 
Sat gilt, daß, wenn Acten geführt find, der erkennende Richter von dem Inhalte der 
Acten nichts wiſſen darf, vielmehr feine Kenntnig von der Sache lediglich” auf Das von 
den Parteien in mündlichen Bortrage ihm vargelegte beſchränken muß. 

In dem Strafverfahren ift in Deutichland feit den Reformen der Jahre 1848, 
1849 das Princip der Münplichkeit für das Hauptverfahren amerfamıt, wober denn 
allerdings zugegeben werden muß, daß der erfennende Strafrichter, falls in der Vorunter— 
ſuchung Acten zuſammengeſchrieben find, dieſe jehr gut kennt, und daß dies auch nöthig 
ift, weil, wie unten gezeigt wird, der erfennende Richter auch zugleid Inquivent für das 
Hauptverfahren ift, und demnach aus den VBorunterfuhungsacten den Plan für die von 
ihm vorzunehmende Inquifition ſich zu entwerfen hat. Die VBorunterfuhung iſt Dagegen 
nach dem Principe der Schriftlichkeit geregelt, Da die Bafis des nach beendigter Borunter: 
juhung zu faſſenden Beſchluſſes Lediglih in den VBorunterfuhungsacten zu finden ift. 
Möglich wäre es allerdings auch, daß auf Grund eines mündlichen Berfahrens die Frage, 
ob eine Anklage zu erheben, entjchieden werden könnte; aber es mag dahingeftellt bleiben, 
ob dies für die Bedürfniſſe der Praxis auch nöthig iſt. 

Der gemeinrechtliche Civilproceß iſt durchaus nach dem Princip der Schriftlichteit 
geregelt, wogegen durch neuere Proceßordnungen auch die Mündlichkeit des Verfahrens, 
wenn auch in verjchiedenem Umfange wieder zur Geltung gebracht iſt; bald jo, daß mit 
dem jchriftlichen Proceß eine mündliche Schlußverhandlung verbunden ift, welche dann ent= , 
weder nur Rechtsdeductionen, oder aud das Vorbringen thatſächlichen Materials, zur Er: 
gänzung des in den Schriftjägen beigebrachten enthält; bald jo, daß der Proceß prin= 
cipiell mündlidy ift, fich aber doch auf gewilje Ichriftliche Grundlagen ftügt. 

4. Deffentlihfeit des Verfahrens. Mit dem Principe der Schriftlichkeit ift 
die Oeffentlichfeit ded Berfahrens naturgemäß unvereinbar. Das mündliche Verfahren 
braucht aber deswegen, weil e8 mündlich ift, noch nicht ein öffentliches Verfahren zu fein. 
Der Zufammenhang zwiſchen Deffentlichkeit und Mündlichkeit des Berfahrens ift daher 
auch nur darin zu finden, daß nur das mündliche Verfahren die Deffentlichkeit gejtattet, 
und daß die Deffentlichkeit des Verfahrens — im Giwilproceß wie um Strafproceg — nur 
jo weit reihen fann ald die Mündlichfeit eriftirt. Im Strafproceß iſt Daher mur die 
Hauptverhandlung, nicht aber die VBorunterfuhung öffentlich, und die der Publication 
des Erkenntniſſes oder eines Beſchluſſes voraufgehenden Berathungen eines collegialijchen 
Gerichts, jowie diejenigen Berathungen, welche zum Zwede ver Abgabe des Verdiets von 
den Geſchwornen geführt werden, entziehen ſich ſämmtlich der Deffentlichkeit. Allgemein 
ift es anerkannt, daß namentlic mit Rückſicht auf die Eittlichkeit die Deffentlichkeit aus: 
zuichließen oder doch wenigftens zu beſchränken je. Wo Diejelbe jedoch jtattfindet, muß 
jie nicht blos für diejenigen Perſonen, welche zufällig einmal in die Gerichtsſitzung gehen, 
fondern fie muß für Alle vorhanden fein. Died Nejultat kann aber nur erreicht werben, 
wenn die Preſſe in ver Yage ift, mit Vollſtändigkeit wahrbeitögetreu dasjenige zu berich- 
ten, was in der Gerichtöfigung, ſoweit diejelbe öffentlich ift, verhandelt wurde. 
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V. Der procefualifhe Beweis. 


Es ıft ein allgemeiner procefjualiicher Grundjag, daß jede der beiden Parteien vor 
dem Richter gleiches Recht habe. Dieler allgemeine Grundjag führt dann auch dazu, 
daß feine der beiden Parteien vermöge ihrer Parteiftellung einen größeren Aniprud bat, 
ihre Behauptung für wahr gehalten zu ſehen, als die ihr gegemüberjtehende Partei ; d. h. 
der Richter befindet fi) in der Yage, den Behauptungen des Klägers ebenſo jehr zu glau— 
ben, wie denen des Berflagten. Behaupten nun beide Parteien das Gleiche, jo erübrigt 
für den Richter nichtö weiter, als auf dasjenige, was die Parteien vor ihm angeführt, 
das beftehende Recht in Anwendung zu bringen. Sind die Parteien über die That— 
ſachen einig, fo können jie ſich nur noch darüber ftreiten, in welcher Weile das beſtehende 
Recht auf diefe unter ihnen unbeftrittenen Thatſachen anzuwenden fer; und da der Rich— 
ter das beftehende Recht kennt, jo wendet er daſſelbe an; er entfcheidet den Streit, ohne 
daß es zu einem procefiualiichen Bemweile fommt (Rechtsſätze, — falls es ſich nicht 
etwa um die Anwendung ausländtichen Rechts handelt — find nicht Gegenftand des Be— 
weiles). Behauptet Dagegen die eine Partei anderes als die andere, beftreitet mithin die 
eine Partei die Behauptungen der anderen, jo weiß der Richter nicht, auf welde That- 
ſachen er das beftehende Recht anzınwenden hat; er muß mithin dieſe Kenntniß erlangen 
und das Meittel, durch welches ihm dieſe Kenntniß verſchafft wird, ift der procefiualiiche 
Beweis. 

Bewieſen werden alſo nur ſolche Thatiachen, welche unter den Parteien ftreitig 
find. Mithin ift das Geftändnif, weil deſſen Eriftenz den Begriff ver ftreitigen That- 
fache, d. h. die Borausiegung des procefjualtichen Beweiſes ausichliet, kein Beweismittel, 
jondern im Gegentheile ein Befeitigungsmittel des Beweiſes. 

Doch geftaltet ſich hiev Die Sache anders im Givilprocefie als im Strafprocefie. 

Wie oben gezeigt, fommt e& im Givilproceffe nur auf das Heraußftellen der forma 
len Wahrheit an, d. h. es hat der Richter dasjenige für wahr zu halten, was die Par— 
teien unter fich für wahr gelten laflen wollen. Das einzige, was der Richter zu prüfen 
bat, würde nur fein, ob die ftreitenden Parteien dispofitionsfähig find und das ift nicht 
ein Gegenitand des Beweiſes, jondern eine VBorausfegung des Procefies überhaupt. Im 
Strafprocefle dagegen kommt e8 auf die Ermittelung der materiellen Wahrheit an; es 
kann mithin dasjenige, was die Parteien ſich gegenfeitig zugeftehen, nicht ſchon um deswillen 
für wahr gelten, weil Die Parteien es ſich gegenfeitig zugeitanden haben. Geſteht dem— 
nach der Angeklagte zu, dasjenige gethan zu haben, was ihm die Anklage zur Yaft legt, 
iſt alfo der Angeklagte geftändig, jo würde es nicht blos Darauf ankommen, zu conftatiren, 
dag ein Geftäudnif abgelegt ſei, ſondern namentlich auch darauf, daß das Geftändnik 
ein wahres jet, d. 5. es wird nothwendig fein, nicht blos die Exiftenz, Tondern auch 
die Glaubwürdigkeit des Geftändniffes zu prüfen. In ſoweit alſo ift das Geftändniß im 
Strafproceſſe ein Beweismittel und ift nicht wohl abzufehen, weshalb die Geſchwornen 
zwar über die Glaubwürdigkeit eines jeden Beweismittels, aber nicht über die Glaubwür— 
digfeit des Geftänpniffes urtheilen jollen, wie diefes tm gegenwärtigen Strafproceffe der 
Fall. Wenn man dies dem engliſchen Strafgefeg nachgebildet hat, fo ift eben Die pro= 
ceffualiiche Auffaſſung des Geſtändniſſes im englischen Rechte eine andere, als im beut- 
ſchen, und die Conſequenz jener verichiedenartigen Auffaffung des Geſtändniſſes fonnte da— 
ber auch für Deutichland nicht maßgebend fein. 

Aber aucd bei dem Borhandenfein ftreitiger Thatſachen braucht ein Beweis dann 
nicht geführt zu werden, wenn die befirittene Thatlache auf Notorietät berubt. No— 
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toriſch ift eine Thatſache, wenn diejelbe gerichtskundig ift, d. 5. wenn dieſelbe ber 
Richter kennt, und zwar in feiner Eigenjhaft als Richter. Es ift daher die 
Gerihtsfunde auf dasjenige zu beichränfen, was der Richter bei Vornahme irgend welcher 
amtlicher Functionen fenmen gelernt hat und nicht auf dasjenige auszudehnen, was ihm 
außeramtlich zur Kenntniß gekommen ift. Hierauf allein beſchränkt fich aber der Begriff 
der Notorietät nicht, jondern es ift derfelbe auszubehnen auf ſolche Thatſachen, welche 
allgemein bekannt find. Daß dieſes der Fall, wird meiftentheils nicht beftritten werden. 
Geſchieht es und ift namentlich dem Richter jelbft dasjenige nicht bekannt, was als all- 
gemein befannt gelten kann, jo wird es erforderlich, die Exiſtenz der Notorietät ſelbſt 
darzuthun. Bewieſen wird dann nicht die von der Partei behauptete Thatfache, ſondern 
der Notorietät diefer Thatſache. 

Der Beweis einer Thatfache findet auch dann nicht ftatt, wenn die Gejege oder bie 
Logik den Richter nöthigen, eine Thatſache deshalb für erwielen zu erachten, weil eine ans 
dere Thatfache, aus welcher Die zu erweijende folgt, erwieſen ift. (Präfumtion). Bald wird 
Dabei jever Gegenbeweis auögeichloffen (praesumtio juris et de jure), bald ijt der Ge- 
genbeweis zuläffig. Co ift es unzuläffig, den Beweis zu führen, daß die von einem Ans 
deren beſchworene Thatfache nicht richtig fei, wogegen es zuläffig ift, zu beweifen, daß, 
obwohl ein Kind von der A. geboren worden, während fie mit dem B. verheirathet war, 
der B. dennoch nicht Vater diejes Kindes fe. Denn der Satz pater est, quem justae 
nuptiae demonstrant enthält nur eine praesumtio juris. Von dieſen praesumtiones 
juris unterjceiden fid) die praesumtiones facti oder praesumtiones hominis nur hin= 
fichtlich ihrer Beweistraft. Nach den Grunbfägen der ſ. g. geſetzlichen Beweistheorie, 
über deren Bereutung weiter unten gehandelt wird, liefert nämlich die praesumtio juris 
vollen Beweis, während dies bei der praesumtio faeti nicht der Fall fein ſoll. Dieſes 
Refultat für die Beweiskraft der Präfumtionen gründet fid) aber im wejentlichen auf die 
Zuverläffigkeit der Schlußfolgerung ; und daß die betreffende Schlußfolgerung eine zuver— 
(äffige fei, das haben dann in einzelnen Fällen, wie 3. B. in dem oben angeführten Bei— 
ipiele, die Geſetze ausprüdlich anerfannt. Im anderen Fällen aber, wo dies nicht geſche— 
ben, ſpricht man von praesumtio faeti, und es wird dann auf die Individualität Des 
Falles ankommen, um zu enticheiven, wie viel Derartige praesumtiones facti beweiſen 
können. Die Präfumtionen find übrigens für den Strafproceß von jehr viel größerer 
praktiſcher Bedeutung als für den Givilproceh. Denn dasjenige, was man im Ztrafpro- 
cefle Indicienbeweis nennt, ift nichts anderes als das Fehlen des Beweiſes für Die 
zu erweifende Thatſache — daß z. B. NN. eine Sache weggenommen habe — während 
Thatjachen, aus welden auf die zu bemeifende Thatſache geichloifen werden fann — daß 
3. B. bei NN. die dem N, geftohlene Sadye gefunden — erwiejen werden. Bei jedem 
Indicienbeweiſe findet alſo eine Schluffolgerung ftatt, deren Oberſatz ein allgemeiner Er— 
fahrungsiag — 3. B. wird bei Jemandem eine geftohlene Sache gefunden, jo fann der— 
jenige, bei dem diefe Sache gefunden, dieſelbe geftohlen haben — deren Unterjag eine 
erwiefene Thatfache iſt — 3. B. nun ift bei NN. die dem N. geftohlene Sache gefun= 
den — und deren Schluß auf die zu erweilende Thatjache Hinführt — 3. B. folglich 
fann NN. die dem N. gehörende Sache geftohlen haben. Die Sicherheit eines Indicien= 
beweijes hängt demnach davon ab, daß der Oberfag der Schluffolgerung auch wirklich 
ein anerkannter Erfahrungsfas, daß der Unterfag eine erwiejene — alſo nicht blos 
durch eine neue Schlußfolgerung gefundene — Thatſache ſei, und daß endlich richtig con= 
cludirt wurde. Und wenn diefe Vorausfegungen zutrefien, jo lautet doch Das Beweis- 
refultat, welches ein Imdictum gewährt, immer nur: Folglich kann dasjenige geichehen 
jein, auf defien Beweis es anfommt. Deshalb müſſen bei jedem Indicienbeweiſe mehrere 
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und ſo viele ſich gegenſeitig unterſtützende Indicien zuſammentreffen, daß ſchließlich aus 
al’ dem gewonnenen „kann“ ein „muß“ ſich ergibt. 

Wen der Richter jelbft dasjenige mit eigenen Augen jehen, mit eigenen Händen 
greifen fan, „von deſſen Exiftenz die Nechtfertigung eines erhobenen civilrechtlichen oder 
ſtrafrechtlichen Anſpruches ganz oder theilweiſe abhängt, jo findet ein Beweis ebenfalls 
nicht ftatt. Denn dasjenige, was der Nichter in amtlicher Eigenfhaft wahrnimmt, wird 
dadurch gerichtöfundig und ſomit unbeftreitbar. Wenn man daher von einem Beweismit⸗ 
tel der „Augenfcheineinnahme oder jonftiger finnliher Wahrnehmungen des Richters” ſpricht, 
ſo heißt Das nichts weiter, als daß in micht feltenen Fällen die Vornahme der Augen: 
ſcheineinnahme durch die Parteien felbft beantragt wird und day beftimmte Vorſchriften 
jowohl zu dem Zwecke getroffen find, daß ver Nichter dasjenige auch wirklich ehe, was, 
wenn ev ed gejehen, den betreffenden Rechtsauſpruch zu ftügen geeignet ift, wie auch zu 
dem weiteren Zwede, daß dasjenige, was der Nichter gejehen, für die Dauer gerichtö- 
fundig bfeibe. 

Ein Beweis findet dann ftatt, wenn dem Nichter die Kenntnig einer Thatſache, die 
er nicht hat, durch die Thätigfeit der Parteien (Beweisführung) yermittelt wird. 
Dazu bedienen fid) die Parteien ver Beweismittel. 

Welches die Beweismittel find, und wie dieſelben benugt werben, iſt weiter unten 
darzuftellen. Zunächſt kommt es darauf an, feftzujtellen, was bewiefen werden muß, und 
welche der Parteien zu beweifen hat. 

Was nun die erfte Frage anbetrifft, d. h. die Frage, was bewiefen werden müſſe, jo 
iſt Ihon angeführt, daß den Gegenftand des Beweifes nur ſolche Thatfachen bilden, welde 
unter den Parteien ftreitig find. Nicht aber erftvedt ſich der Beweis auf alle viele 
ftreitigen Thatfachen, jondern nur auf die weſentlichen unter denfelben. Welche That- 
fachen jedoch unter den ftreitigen Ihatfachen zu den weſentlichen gehören, das beant- 
wortet fich in anderer Weiſe für den Civilproceß und in anderer für den Strafprocf. 
Im Givilprocei find nämlich alle diejenigen Thatſachen welentliche, von welchen die Ert- 
jtenz und die Größe des vermögensrechtlichen Anſpruches abhängt ; im Strafproceh find 
dagegen der Negel nach nur diejenigen Thatſachen wejentliche, von welchen die Exiſtenz 
des strafrechtlichen Anfpruches abhängt, wogegen diejenigen Thatiachen, von welchen die Größe 
des ftrafrechtlichen Anſpruches abhängt, nicht bejonders unter Beweis gejtellt werden, dem: 
nad) aljo auch nicht für wejentliche erachtet werden. Wenn z. B. im Givilprocefie A. 
gegen B. flagt, daß B. ihm 100 Thaler ſchuldig ſei, und B. zwar zugejteht, ven A. 
Geld jchuldig zu fein, nicht aber 100 Thaler, jondern nur 50 Thaler, jo wird die frage, 
ob 100 Thaler oder ob 50 Thaler unter Beweis geftellt — der Beweis bezieht ſich 
aljo in diefem Falle nicht auf die Eriftenz eines Nechtsanfpruches, da ja die Parteien 
darin übereinftimmen, daß A. von dem B. Geld zu fordern habe, jondern nur auf die 
Größe deijelben —; wenn dagegen der öffentliche Ankläger gegen den X. wegen eines 
von dieſem begangenen Diebitahls die Strafflage erhebt, jo werden nur diejenigen That: 
jachen unter Beweis gejtellt, von welchen die Eriftenz des ftrafredhtlihen Anſpruches, alſo 
die Begehung des Diebftahls, abhängt, und ift Dies erwiefen, oder durch Geſtändniß des 
Angeklagten der Beweis überflüfjig gemacht, fo wird darüber, ob der Angeflagte zu zwei 
Monaten oder zu zwei Jahren zu verurtbeilen, ein Beweis nicht mehr erhoben. 

Diejenigen Thatſachen mun, welche den Gegenjtand des Beweiſes bilden, werden ın 
einem Sage zufammengefaßt, dem Beweisſatze, der freilich je nach der verjchiedenen Art 
des Verfahrens eine werichiedenartige Form annimmt. Im dem Civilproceß findet ſich 
diejer Beweisjag in dem das erfte Verfahren abjchliefenden Beweisurtbeil (vergl weis 
ter unten) — oder falls der Civilproceß das Beweisurtheil nicht kennt, in Der Beweis 
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refolution. Im Strafprocefle dagegen wird ftatt des Beweisfates die den Geſchwornen 
vorzulegende Frage formulirt, während in nicht ſchwurgerichtlichen Sachen die „thatfächliche 
Feſtſtellung“ die gleiche Bedeutung hat, wie die von den Gefchwornen beantwortete Frage. 

Die weitere Frage aber, nämlich die, wer beweiſen müfje, ift die Frage nach der 
Beweislaft. Der heutige Proceß beantwortet diefe Frage damit, daß er derjenigen Partei 
die Beweislaft auferlegt, welche die für die Entfcheidung des Procefies weſentliche ftreitige 
Thatfache behauptet hat. „Wer behauptet, muß beweiſen“ — was indeijen nicht iden— 
tifch ift mit dem Sate: „der Mläger muß beweiſen.“ Denn e8 können Fälle vorfommen, 
in denen der Verklagte, und Fälle, in denen ſowohl der Kläger, wie aud der Verflagte 
beweift ; 3. B. 1) A flagt gegen B., weil B. das von A. erhaltene Darlehn im Be- 
trage von 100 Thalern nicht zurücgezahlt habe. B. beftreitet, das Darlchn erhalten zur 
haben. Im diefem Falle behauptet allein A. die ftreitige Thatſache und muß dieſelbe 
demnach bemeifen. 2) A. klagt, gegen B., ebenfo wie in dem vorigen Falle; B. antwor= 
tet: Es ift richtig, ich habe von dem Kläger 100 Thaler als Darlchn erhalten, aber ich 
bin nicht verpflichtet, ihm diefelben zurücdzuzahlen, da ich eine Gegenforderung in gleichem 
Betrage gegen A. habe. Diejer letteren die Gegenforderung betreffenden Behauptung des 
Verklagten widerjpricht wieder der Kläger. Im dieſem Falle geht die ftreitige Behauptung 
von dem Berflagten aus und demnach trifft diefen die Beweislaſt. 3) Auf die gleiche 
Klage, wie in den beiden vorhergehenden Fällen antwortet der Verklagte: Ich beitreite, 
von dem Kläger 100 Thaler erhalten zu haben ; hätte ich fie aber auch erhalten, jo 
brauche ich fie ihm doch nicht wiederzugeben, da mir der Kläger ebenfalls 100 Thaler 
ſchuldig ift. Letzteres beftreitet wieder der Kläger. In diefem Falle muß jedenfalls Klä— 
ger die von ihm aufgeftellte und feitens des Verklagten betrittene Behauptung bemeifen. 
Gelänge ihm dieſes und ftände dann dem Kläger nur die unbersiefene Behauptung des 
Beklagten binfichtlich der Gegenforderung entgegen, jo würde Kläger der obfiegende Theil 
bleiben. Deshalb liegt es im Intereſſe des Verklagten, feine die Gegenforderung gegen 
den Kläger betreffende Behauptung für den Fall daß der klägeriſche Beweis gelingen jollte 
ebenfalls zu beweifen. So beweiſt denn neben dem Kläger auch der Berflagte ; jener führt 
den Hauptbemeis, Diefer den Gegenbeweis. Auch im Strafproceß ift die Beweislaft unter 
den Parteien vertheilt. Der Ankläger muß alles dasjenige beweifen, was zur Begrün— 
dung der Anklage gehört ; er bemeift z. B. durd den Taufſchein eines Mädchens, daß 
dafjelbe an einem beftimmten Tage 13 Jahre 11 Monate und 29 Tage alt gewefen, er 
beweift durch Zeugenausfagen, daß der Angeklagte an jenem QTage mit diefem felben Mäd— 
den unzüchtige Handlungen vorgenommen habe — es würde damit ein Ankläger, welcher 
feinen Strafanfpruch auf die Beſtimmungen des preuftichen Strafgeſetzbuchs ſtützt, alles 
dasjenige bewiefen haben, was er beweifen muß, um eine Berurtheilung des Angeklagten 
herbeizuführen. Nun behauptet aber der Angeflagte, daß ihm der Umftand, daß das be- 
treffende Mädchen ihr wierzehntes Lebensjahr noch nicht vollendet gehabt habe, unbekannt 
geblieben jet. Dieſe Behauptung zu ermeifen ift nun des Angeklagten Sadye ; er hat die 
Bewerslaft für diefen Strafausfchliegungsgrund zu übernehmen. Daß der Nichter bet 
vielem Defenjionalbeweis den Angeklagten ebenfo zu unterftügen bat, wie den Antläger 
bei Führung des Belaſtungsbeweiſes, folgt aus dem Grundſatz der Gleichheit der Parteien. 
Und diefe Bertheilung der Beweislaft im Strafproceife findet ſich nicht nur bei dem ac- 
cuſatoriſchen, ſondern auch bei dem inquifitorifchen Proceſſe. Der Richter muß diejenigen 
Beweismittel herbeiichaffen, welche Die Schuld des Angeflagten darthun und darf abmar- 
ten, was der Angejchuldigte zum Zwecke feiner Bertheidigung anführt. Aber freilich Toll 
der inquirirende Richter auch dafür forgen, daß fein Unfchuldiger verurtheilt werde und 
demgemäß wird er dem Angejchuldigten den Beweis des Strafausichließungs= oder Des. 
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Strafmilderungsgrundes nicht allein überlafjen dürfen, jondern er wird berpflictet fein, 
ſobald der Angeſchuldigte eine zu feiner Vertheidigung dienende Behauptung mit einiger 
Wahrfcheinlichkeit aufzuftellen vermag, dem Grunde diefer Behauptung jelbft nachzugeben 
und fo für den Angeichuldigten den Defenfionalbeweis zu führen. Im einer ähn— 
lichen Stellung wird ſich auch der Staatsanwalt in unferem deutich = franzöfiichen Proceſſe 
befinden, wenn ihm durd Das Geſetz vorgefchrieben wird, er habe darauf zu fehen, ſowohl, 
daß fein Schulpiger befreit, wie aud, daß fein Unjchuldiger verfolgt werde; und in einer 
ähnlichen Yage wird ſich auch der Nichter befinden, und zwar nicht blos der Unter: 
fuchungsrichter, welcher dem Angeſchuldigten durchaus jo gegenüberfteht, wie der Inquirent 
im früheren Unterfuchungsproceß, jondern auch der erfennende Richter des Hauptverfab- 
rend, da auch er dazu gehalten ift, durch Inquiriren die wahre Sachlage zu erforichen. 
Diefe Umftände bewirken denn, daß die Beweislaft in unſerm heutigen deutichen Straf 
procefje nicht ſo klar vertheilt erjcheint, als dies beim Vorhandenſein eines confequent 
durchgeführten Anflageprocefjes der Fall fein würde. freilich wird auch bei letzterem der 
öffentliche Ankläger auf die dem Angeklagten zu Gebote ftehenden Bertheidigungsgründe 
und Entlaftungsbeweismittel Niücfjicht nehmen müſſen — fragt Doch auch jeder verftän- 
dige Advofat feinen Clienten, der einen Anderen verflagen will, ganz gewiß nach den Eins 
wänden, welche der Verklagte der etwa zu erhebenden Klage entgegenjegen fanın — aber 
wenn dies gejchieht, jo geichteht es nicht im Intereſſe des Angeklagten, fondern Lediglich 
im Intereſſe der Anklage ſelbſt. Denn nicht darauf kommt e8 an, daß Anflagen erbo: 
ben, fondern darauf, daß fie mit Erfolg erhoben werden. Und um zu beurtbeilen, 
ob man eine Anklage mit Erfolg werde erheben können, muß man auch berückfichtigen, 
was der Anzuflagende gegen Die Anklage etwa vorzubringen im Stande fein werde ; und 
findet der Anfläger, daß der Bertheidigungsbeweis die Anklage zurüdichlagen könnte, fo 
wird er von Erhebung der Anklage zurüdtehen, nicht, um den Angeflagten zu fchüten, 
fondern um nicht eine erfolgloje Anklage zu erheben. 

Die Frage ſodann, wie bewielen werden müſſe, beantworten die ſ. g. Beweis— 
tbeorien. Man umterfcheivet dem Worte nad zwei verichiedene Beweistheorien, die 
ſ. g. geiegliche Beweistheorie und die |. g. Ueberzeugungstheorie. Der Unter: 
ſchied beider wird durch Folgendes flar werden. Man fagt fi: Jede Beweisführung bat 
den Zwed, zu erfennen, was in früherer Zeit geſchehen tft. Die Wahrheit aber zu er- 
kennen iſt ſchwer und menſchliche Schwäche führt zu Irrthümern. Es entfteht jomit die 
Frage, wie fünnen die Irrthümer vermieden werden ? Das Geſetz beantwortet Diele Frage 
damit, daß es ſich auf die Erfahrung ftügt, und jagt: die Erfahrung ehrt, daß ſich 
Irrthümer vermeiden laffen, wenn für die Beweisführung erftens nur diefe beftunmten 
Beweismittel und feine anderen angewandt werden, wenn zweiten® bei der Benutzung 
diefer für zuläffig erflärten Bewersmittel auch eine beftimmte Form beobachtet wird, und 
wenn drittens die Wirkung, welche die zuwerläffigen und in zuverläffiger Form benut: 
ten Beweismittel auf Die Ueberzeugung des Richters ausüben dürfen, nicht jede belichige, 
jondern nur diefe beitimmte iſt. Wenn in Diefer Weife die drei Fragen: 1) weld: 
Beweismittel dürfen benutt werden ? 2) welde Formen find bei der Beweisführung zu 
beobachten ? 3) melde Wirtung haben die Beweismittel auf die Ueberzeugung des Rich— 
ters ? — wenn dieſe Drei Fragen durch Das Proceßgeſetz beantwortet werden, Jo anerkennt 
diefes Proceßgeſetz die geſetzliche Bemeistheorie. Wir wollen num aber die drei To: 
eben aufgejtellten Fragen noch einmal aufftellen, diefelben aber von eimem anderen Pro 
ceßgeſetze beantworten laſſen. Alſo: 1) Welche Beweismittel dürfen benutzt werben ? 
Antwort : darüber bejtimmt das Geſetz nichts, mithin alles und jedes, was, wenn aud 
nur für den vorliegenden Fall, als ein zweckmäßiges Wabhrbeitserforichungsmittel ſich dar— 
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ftelt. 2) Welche Form ift bei der Beweiserhebung zu beobachten ? Antwort : Darüber 
kann ſelbſtverſtändlich das Geſetz gar nichts beftunmen ; denn will es überhaupt vie 
Form der Beweiserhebung vorihreiben, jo kann e8 dieſes nur thun unter der Vorauss 
fegung, daß die zu benutzenden Beweismittel jelbit beftummt find. Wenn dagegen das 
Geſetz ſelbſt erklärt, e8 gar nicht zu wiſſen, welche Beweiämittel vorkommenden Falles 
benutzt werben, jo muß es aud darauf verzichten, die Form der Beweiserhebung vorzu= 
Ihreiben. Es wäre zwar möglich, daß auch im diefem Falle für einzelne der befannteren 
Beweismittel die Form der Beweiserhebung vorgejchrieben würde ; das Gele erflärt 
aber, daß es derartige Vorſchriften nicht treffen wolle 3) Welde Wirkung übt ver 
geführte Beweis auf die Ueberzeugung des Richters aus ? Antwort : darüber beftimmt das 
Geſetz gar nichts, überläßt dieſes vielmehr der indiwiduellen richterlichen Ueberzeugung. Ein 
Proceßgeſetz nun, welches diefe Drei Fragen in der Weiſe beantwortete, wie Died ſoeben 
angenommen ift, ein ſolches Gefeg anerkennt die |. g. Ueberzeugungstheorie Im 
dem erjteren Falle, dem der geleglichen Beweistheorie anerkennt man die Refultate jahr: 
hundertalter Erfahrungen und fucht durch dieſelben Sicherheit in die Beweisführung zu 
bringen, geftattet dagegen der Kritik des einzelnen Nichters Hinfichtlich der Beurtheilung 
der in dem einzelnen Falle vorgebrachten Beweismittel nur geringen Spielraum. In dem 
legteren Falle ftügt man die Sicherheit der Bewersführung lediglich auf die Beurthei- 
lungsfähigfeit des einzelnen Richters ohne irgendwie voraufgegangenen allgemeinen Erfah— 
rungen Bedeutjamteit einzuräumen. Es ift num auch möglich, weder dem einen noch dem 
anderen Extreme nachzugeben, ſondern das Beweisfyften jo zu veguliven, daß ſowohl ver 
Beurtheilung des einzelnen Falles durch diefen Richter, wie aud den allgemein gemachten 
Erfahrungen über die Zuverlälfigfeit oder Unzuverläffigfeit geführter Beweiſe gebührend 
Rechnung getragen werde. Man kann beiſpielsweiſe beftimmen: 1) Zuverläffig jollen nur 
diefe im Geſetze ſpeciell bezeichneten Beweismittel fein und feine anderen ; — dies wäre 
ein Sab, welcher der geſetzlichen Beweistheorie angehörte — 2) Diefe zuverläfjigen Bes 
weismittel jollen nur in diefer und im feiner anderen Form benutzt werden — auch dies 
jer Sag würde der gefetlichen Beweistheorie angehören — 3) Welche Wirkung die ge— 
ſetzlich zuläffigen, in geſetzlich vorgefchriebener Form erhobenen Beweismittel auf die 
Ueberzeugung des Nichters ausüben, das joll Lediglich won der Beurtheilung des den vor: 
liegenden einzelnen Fall entjcheidenden Richters abhängen — diefer Sag würde der Ueber— 
zeugungdtheorie angehören. Aber auch dann, wenn die Beweisführung 3. B. mie dies 
eben angenommen wurde, geregelt ift, fpricht man von Ueberzeugungstheorie, fo 
daß hieraus erhellt, wie aus dem bloßen Worte noch nicht hervorgeht, wie die Beweis— 
fürung in einem einzelnen Proceßgeſetze geregelt ift, daß vielmehr, um dies zu willen, die 
Kenntniß der einzelnen Beftimmungen dieſes Proceßgeſetzes erforderlich ift. 

An ſich fann die eine oder die andere Beweistheorie ſowohl im Civilproceſſe wie 
auch im Strafprocefje anerfannt fein. Denn der Feftftellung der formalen Wahrheit, um 
welche es ſich im Givilprocefje handelt, würde die umfafjendfte Anerkennung der Ueber: 
zeugungstheorie nicht widerſprechen, Da das Recht der Parteien, nur dasjenige zu behaup- 
ten*und nur dasjenige zu beweiſen, was ihren Privatintereſſen am entiprechenditen fein 
möchte, neben der Anerkennung der Weberzeugungstheorie wohl beftehen bleiben fann. 
Und ebenjo wenig widerjpricht die geezliche Beweistheorie der Aufgabe des Strafproceſſes 
die materielle Wahrheit zu erforichen, da die gejetzliche Beweistheorie nichts weiter für fich 
behauptet, als daß ohne Beobachtung der im Geſetze aufgeftellten Negeln die Wahrheit 
überhaupt nicht mit Sicherheit ermittelt werden fünne. Aber obwohl dem To ift, neigt 
man fich tm allgemeinen dazu, der geſetzlichen Beweistheorie eine größere Berechtigung für 
den Givilproceß und der Meberzeugungstheorie eine größere Berechtigung für den Straf: 
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proceh einzuräumen. Für legteres führt man auch wohl als Argument die Exiftenz der 
Geſchwornengerichte im Strafproceffe an; und nicht felten hört man Geſchwornengerichte 
und Meberzeugungstbeorie in einen ſolchen Zufammenhang mit einander bringen, als 
ob eins ohne das andere nicht eriftiren könne. Diefe Auffaffung ift jedoch nicht eme 
berechtigte. Denn, wenn ein Proceßgeſetz beftimmt, daß mur gewilfe Beweismittel und 
feine anderen als diefe zuläffig feien, jo wird der Nichter andere als die durch das Ge: 
jeg für zuläffig erklärten Beweismittel zur Benutzung nicht zulaſſen; wenn das Gefet 
jagt, daß bei der Benugung der zuläfjigen Beweismittel eine beftummte Form beobachtet 
werben jolle, fo wird der Richter auch in Geſchwornenſachen darauf zu jehen haben, 
daß dieſes geſchehe. Und felbft wenn das Geſetz beftimmte, daß Beweismittel nur unter 
diefer oder jener Vorausſetzung Glaubwürdigkeit erlangen follten — wie wenn 3. B. be 
ftimmt würde, daß wegen Memeides oder wegen Hochverrathes nur dann verurtheilt wer: 
den jolle, wenn die übereinftimmenden Ausſagen zweier Zeugen gegen den Angeklagten 
vorliegen, jo würde dies fein Hindernig fen — und die Praris des englijchen Rechts 
liefert hierfür den Beweis — dennoch mit einer folchen gefetlichen Beweisregel aud vor 
Geſchwornen zu procediren. 

Die geſetzliche Beweistheorie hat aber noch zu folgenden proceſſualiſchen Erſcheinun— 
gen geführt. Nimmt man nämlich an, daß das Geſetz beſtimmt, der Nichter dürfe mır 
unter gewiffen VBorausfegungen von der Wahrheit des zu Erweifenden überzeugt fein, jo 
fann auch wohl der Fall eintreten, daß diefen Erforderniffen zwar nicht ganz, aber doch 
zum Theil entſprochen ift; woraus man denn ſchloß, der Richter werde Durch eine der: 
artige Beweisführung zwar theilweife, aber nicht ganz überzeugt fein - mas man aud 
jo ausdrüdt, daß man fagt, e8 fer zwar bemiefen, aber e8 ſei nicht vollbewieſen, 
fondern ftatt des vollen Beweiſes ſei nur halber oder mehr als halber, oder we— 
niger als halber Beweis geführt. Es wird das aus folgendem Beifpiel Far: das 
Gele beftimmt : wenn durch Zeugen bemiefen wird, ſoll die zu beweifende Thatfache durch 
die übereinftunmende Ausjage zweier glaubwindiger Zeugen befundet werden. Dieſem 
Erforderniß werde nun aber nicht genügt, fondern es werde Die zu bemweifende Thatſache 
nur befundet entweder durch einen glaubwirdigen Zeugen (halber Beweis) oder durch 
einen glaubwürdigen und einen, wenn auch an jid) tauglicyen, jo doch unglaubwürdigen Zeu⸗ 
gen (mehr als halber Beweis) oder endlih nur durd einen und zwar nicht glaubwir- 
digen Zeugen (weniger als halber Beweis). Etwas, jo nimmt man an, ift audy bei hal- 
bem und felbft bet weniger als halbem Beweiſe bewiefen, und man kann dieſen theilmeilen 
Beweis auch nicht ganz unberüdjichtigt Laffen. Für den Civilproceß bedient man ſich dann 
eined noch weiter unten näher zu diavafterifivenden Aushülfsmittels, des |. g. nothmwen: 
digen Eides, während man im Strafproceffe in der Weiſe argumentirte, daß man fagte: 
Zur Verurtheilung in die ordentliche Strafe gehört voller Beweis; dieſer ift nicht ge: 
führt, mithin kann von einer Berurtheilung zur ordentlichen Strafe nicht die Rede fein; 
aber genug it bewiefen, um eine geringere, als die von dem Strafgeſetze beftimmte, d. b. 
die ordentlicye Strafe, eintreten zu laſſen; wir verurtheilen daher zu diefer geringeren, 
d. h. zu einer aufßerordentlichen Strafe; oder es ift nicht einmal jo viel bewieſen, daß 
fi) die außerordentliche Strafe rechtfertigen würde, aber Das mas bewiefen tft, läßt ver: 
vermuthen, daß fidy weiterhin noch Beweiſe für die Schuld finden werden; wir ſprechen 
daher nicht definitiv, fondern nur vorläufig frei (absolutio ab instantia). Diele ftraf- 
procefualiichen Mißbräuche fallen jelbitverftändlich fort, Jobald die Wirkung der benugten 
Beweismittel auf die Ueberzeugung des Nichters nicht mehr durch gefegliche Vorſchriften 
beitimmt wird — aber aud, wenn derartige Beſtimmungen eriftirten, würde es noch 
immer möglich fein zu Tagen, daß die Verurtheilung die ausjchliegliche Folge des vollen 


3. Der Prorceh. 609 


Beweifes jet, daR daher, mo dieſer nicht vorliegt, immer nur Freifprehung eintreten 
müfje, niemals aber Berurtheilung zu einer außerordentlichen Strafe oder die absolutio 
ab instantia mit ihrem Damoklesſchwert der von neuem aufzunehmenden Unterfuchung. 


Nachdem bereitö oben die Bedeutſamkeit des Geftändnifjes, der Präjumtionen, der 
Indicien, der Augenſcheineinnahme für den Beweis hervorgehoben, bleibt noch übrig über die 
Beweismittel der Zeugen, der Sachverftändigen, der Urkunden und des Eides das Erfor- 
derfiche anzuführen. Voraufzuſchicken ift dabei Die Bemerkung, daß die erften drei der 
genannten Beweismittel dem Civilproceß und Strafproceß gemeinfam find, während ber 
Eid als jelbjtitändiges Beweismittel ausfchlieglih dem Civilproceß angehört. 

1) Zeugen find Perfonen, welche an der Procefführung unbetheiligt find, und vor 
Gericht über Thatfachen, welche fie jelbft finnlich wahrgenommen haben, ausjagen. Zur 
Ablegung des Zeugniffes find — infoweit das Geſetz felbft Hiervon nicht ausdrüdlich 
Ausnahmen gemacht hat, — ſämmtliche Staatsangehörige verpflichtet. Unter Zeugen— 
zwang ift die Anwendung derjenigen Zwangsmittel zu verftehen, welche die Gerichte gegen 
den renitenten Zeugen in Anwendung bringen dürfen, um denfelben zur Erfüllung feiner 
Pflicht zu nöthigen. Es beftehen diefe Zwangsmittel in Geldbußen und Freiheitsentzie— 
hungen. Die Zeugenpflicht jelbft enthält aber dreierlei. Erſtens, die Pflicht nad) vor— 
aufgegangener Borladung vor Gericht zu ericheinen ; zweitens, vor Gericht dasjenige aus— 
zujagen, wonad gefragt wird — d. h. die Pflicht das Zeugniß abzulegen, welche Pflicht 
fi) übrigens nicht blos beichränft auf das fpecielle Beantworten der ſpeciell geftellten Fra— 
gen, jondern ſich auch erftreft auf die allgemeine Beantwortung der allgemeinen Frage: 
„Was wilfen Sie von der Sache.” Drittens aber enthält die Zeugnißpflicht auch die 
Verpflichtung, die Ausfagen, welche der Zeuge vor Gericht gemacht hat, zu beichwören, 
d. 5. den Zeugeneid zu leiften, Als Zeugen jollen nur ſolche Perfonen zugelaffen wer— 
den, welche taugliche Zeugen find. Berdäcdtige Zeugen können benutt werben, 
wenn auch ihre Ausfagen einen geringeren Grad von Glaubwürdigkeit haben, als die 
Ausjagen derjenigen Zeugen, denen ein Verdachtsgrund nicht entgegenfteht. Der Unter 
ichied aber zwilchen den untauglichen und den verdächtigen Zeugen befteht darin, daß die 
erfteren, nämlich die untaugliden Zeugen, entweder aus phyſiſchen Gründen — 5.8. 
der Taube kann nicht ausfagen, was er gehört hat, — die Wahrheit nicht Tagen kön— 
nen, oder aus juriftiichen Gründen — 3. B. dem Zeugen find die bürgerlichen Ehren— 
rechte aberfannt, der Zeuge ift früher wegen Meineids verurtheilt — dafür erachtet wer— 
den, daß fie die Wahrheit nicht jagen können; während die verbächtigen Zeugen zwar 
die Wahrheit fagen können, diefelben aber aus beftimmten Gründen, z. B. Verwandt- 
ſchaft, Freundſchaft oder Feindſchaft mit einer der Parteien, muthmaßlih nicht jagen 
wollen. Auf zweierlei it hierbei aufmerffam zu machen. Erſtens darauf, daß der 
Unterfchted zwiſchen verdächtigen und nicht verbächtigen Zeugen nur unter den taug— 
lichen Zeugen gemacht werben fann, daß mithin die Behauptung, ein Zeuge fer ein 
verdäcdtiger Zeuge zugleich die Behauptung involvirt, daß der Zeuge ein tauglicher 
Zeuge fer. Zweitens darauf, daß die juriftiichen Untauglichfeitsgründe und die Ber- 
dachtsgründe einigermaßen in einander verfließen, was ſich daraus erflärt, daß das „Die 
Wahrheit nicht Jagen wollen’ Leicht jo intenfio werben fan, daß c8 dem „die Wahre 
heit nicht jagen können“ gleich zu achten iſt. Welches daher die juriftiichen Untauglich— 
feitsgründe, und welches im Gegenſatze hierzu die Verdachtsgründe find, darüber kann nur 
das einzelne poſitive Proceßgeſetz Auskunft geben. Die Frage darf wenigftens angeregt 
werden, ob es für das Bemweisrecht nicht beifer wäre, wenn man die juriſtiſchen Untaug- 
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lichkeitsgründe als abfolute Untauglichkeitsgründe überhaupt aufgibt, und ftatt deſſen die 
Untauglichfeit Des einzelnen Zeugen für diefe Sache durch richterlichen Beſchluß Feftftellen läßt. 

2) Die Sahverftändigen (Experten, artis periti) vermitteln dem Nichter die 
Kenntniß ſolcher Dinge, welche nur unter der Vorausfegung fpecieller wiſſenſchaftlicher 
oder technischer Kenntniß und Erfahrung erfannt werden können. Bald kommt es für die 
Sachverſtändigen darauf an, ihre Sinneswahrnehmung da eintreten zu laſſen, wo eine 
technifc geübte Sinneswahrnehmung erforderlich tft — 3. B. ift der vom Berläufer ge: 
lieferte Kaffee Mokha= oder Yavafaffee ; find Die an der Art wahrgenommenen Flecken 
Blutfleden oder nicht — bald darauf, das aud) für den ungeübten Sinn Wahrnebmbare 
in feinen Folgerungen richtig zu beurtbeilen — 3. B. wie groß ift der Schaden, welcher 
durch einen Hagelichlag entftanden ; bat die wahrgenommene Wunde den Tod zur Folge 
gehabt oder nicht. — Die urtheilende oder wahrnehmende Thätigkeit der Sachverſtändigen 
läßt ſich aber in den meiften Fällen nicht von einander trennen und ift es danach für die 
procefiualifche Stellung des Sadwerftändigen gleichgültig, ob er vorzugsweiſe finnlich wahr: 
nimmt, oder vorzugsweiſe urtheilt. Ein Zwang zur Abgabe Tachverftändiger Gutachten 
ift, inſoweit derfelbe fich nicht, wie dies beifpieldweije bei den vom Staate angeftellten 
Gerichtsärzten der Fall, auf die Amtspflicht zurüdführen läßt, nicht anzuerkennen. Die 
Analogie des Zeugenzwanged genügt wicht, um einen derartigen Zwang zur Abgabe von 
ſachverſtändigen Gutachten zu vechtfertigen. Dem Zwangspflichten dürfen durch Anwen— 
dung der Analogie überhaupt nicht erweitert werden, und abgejehen hievon befteht auch 
zwiſchen den Zeugen und den Sachverftändigen der ſehr erhebliche Unterſchied, daß die 
Zeugen, infofern fie nicht zur Wahrnehmung ausdrüdlich herangezogen werden (Urkunde 
perfonen) ihre Kenntniß von der Sache regelmäßig nur einem Zufalle verdanken und daß 
deshalb der Zeugenbeweis auf Die Ausfage derjenigen Berfonen beſchräunkt bleiben muf, 
welche zufällig etwas von der Sache wahrgenommen haben, während man fich die Sad: 
verftändigen ausfuchen fan. Aus dieſem Grunde wird man auch ſolche Scachverftändige 
nicht zum Beweiſe benutzen, welde, wenn fie Zeugen wären, als verdächt ige Zeugen 
gelten würden. Die Stellung der Eachverftändigen im Procefje wird dadurch bedingt, 
dan diefelben Beweismittel find. Und fo wie der Nichter überhaupt die Glaubwür— 
digkeit der Beweismittel, bald nad den Grundjägen der gejeglichen Beweistheorie, bald 
nach den Grundſätzen der Ueberzeugungstbeorte zu prüfen hat, jo bat ev auch zu prü— 
fen, ob die Gutachten der Sachverſtändigen glaubwürdig find. Das foll nicht heißen, daß 
der Richter die Sache ſchließlich doch bejfer verftche, als der Sadwerftindige, Tondern es ſoll 
heißen, daß der Nichter eine Thatſache in Folge des ſachverſtändigen Gutachtens nur dann für 
erwiefen annehmen joll, wern er durch das Gutachten des Sachverſtändigen überzeugt worden 
ift, wobei es ganz gleichgültig it, ob der Richter, welcher überzeugt werden fol, ein rebt® 
gelehrter Nichter oder ein Geſchworner tft. Hieraus ergibt fich denn für den Beweis durch 
Zadwverftändige, daß Die Begründung des Gutachtens ebenfo wichtig it, wie Das Gut— 
achten ſelbſt, ja, Daß ein ſachverſtändiges Gutachten ohne Begründung proceſſualiſch über: 
baupt nicht denfbar ift. 

3) Wenn duch Urkunden der Beweis geführt wird, jo kommt es Darauf an, 
daß die Urkunde echt iſt und dev Inhalt der Urkunde beweiſen kann. Was nun den 
Beweis der Echtheit einer Urkunde anbetrifft, jo wird man öffentliche Urkunden von 
Privaturkunden unterfcheiden müſſen. Die öffentlichen Urkunden find ſolche, melde 
entweder von einem Notar, oder von einem öffentlichen Beamten innerhalb feiner 
Competenz ausgeftellt find. Wie umfänglich eine ſolche Urkunde ift, iſt natürlich gan 
gleichgültig — der kurze Prüfentationsvermerf auf einer Proceffchrift ift z. B. eine öffent: 
liche Urtunde — md die Form der öffentlichen Urkunde it zwar jo welentlih, daß ohne 
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Beobachtung der für dieſe Art der öffentlichen Urkunden vorgeſchriebenen Form, dieſe Art 
der öffentlichen Urkunden gar nicht entſtehen kann; aber die Formen der öffentlichen Ur— 
tunden ſind ebenſo verſchiedenartig, als die öffentlichen Urkunden ſelbſt es ſind. Die 
öffentlichen Urkunden haben Präſumtion für ihre Echtheit, d. h. diejenige Partei, welche 
durch eine öffentliche Urkunde beweiſen will, braucht die Echtheit derſelben nicht darzuthun, 
vielmehr würde es Sache der Gegenpartei fein, die Unechtheit derſelben zu beweiſen. Auch, 
daß dasjenige Ereigniß, diejenige Thatjache, derjenige Vorgang, welcher in der öffentlichen 
Urkunde bekundet wird, der Wahrheit entiprechend jet — alfo 3. B., daß nicht blos eine 
Forderung ingroſſirt fei, Jondern daß, weil eine Forderung ingroſſirt ift, auch eine Schuld 
beftanden habe - wird bei öffentlichen Urkunden präjumirt, jo daß alſo ein vollftändiger 
Gegenbeweis nothwendig iſt, um darzuthun, daß der in einer öffentlichen Urkunde verzeich 
nete Borgang der Wahrheit nicht entjprechend ſei. Anf öffentliche Urkunden geftügt kann 
jede der Parteien, gleichwiel von wen die öffentliche Urkunde ausgeftellt ift, dasjenige be 
meilen, was durch den Inhalt diefer öffentlichen Urkunde fich beweifen läßt und zwar ift 
diefer Beweis nach den Grundſätzen der geletlichen Bemweistheorie ein voller Beweis. 
Auch dur Privaturfunden kann voller Beweis geführt werden, im übrigen aber ift 
deren proceljualiiche Stellung eine weſentlich andere, als die der öffentlichen Urkunden. 
Zunächſt fünnen nur ſolche Privaturfunden benugt werden, welche von einer der ftreiten= 
den Parteien auögejtellt find, nicht auch ſolche, Die von dritten Perfonen herrühren — 
letztere könnten höchſtens im Strafprocefje die Bedeutſamlkeit von Indicien erlangen. — 
Würde nämlich beiſpielsweiſe der von A. verklagte B. bei ſeiner Klagebeantwortung be— 
haupten: Ich habe dem A. die eingeklagten 100 Thaler zurückgezahlt, Beweis hiefür ein 
Schriftſtück, in welchem X. erklärt, geſehen zu haben, wie ich dem A. die fraglichen 
100 Thaler ausgezahlt und A. dieſelben eingeſteckt; To würde ein ſolches Schriftſtück 
um deswillen nichts beweiſen, weil dieſe fchriftlich miedergelegte Aeußerung des X. 
ihrer Natur nah ein Zeugniß enthält, welches aber unberüdjichtigt bleiben muß, weil 
23 weder mündlich vor dem Nichter abgegeben, noch auch beeidigt ift. Sodann aber hat 
die Privaturkunde nicht wie die öffentliche Urkunde Präfumtion ihrer Echtheit. Es muß 
dieſe daher, falls fie von der Gegenpartei beftritten wird, erwielen werden. Um dieſes 
zu thun, bedient man ſich im Givilproceß neben anderen Beweismitteln auch des |. g. 
Diffeſſionseides. Es ift dieſes eine befondere Art des zugefhobenen Eides (jus jurandum 
delatum) und bedeutet derjelbe, daß, falls Product (in dem Beweisverfahren heißt die 
den Beweis führende Partei der Producent, die dem Beweisführer gegenüberftehende Partei 
der Product) die Unechtheit derjenigen Urkunde, deren Echtheit ex beitreitet, eidlich erhärten 
jollte, Producent auf Das Beweismittel der Urkunde verzichten wolle. Im Strafprocefie 
fann der Diffefjionseid nicht benugt werden, da im Strafprocefje überhaupt jede Art des 
zugeichobenen Eides unzuläſſig ft. Man bedient fih im Strafprocefje neben anderen 
Beweismitteln der Vergleihung der Handichriften (comparatio litterarum) einer ſpeciel- 
len Art des Sadverftindigen = Beweifes, indem man diejenige Schrift, von welcher es zwei— 
felbaft ft ob fie von dem Angeklagten herrührt, durch Schreibverftindige mit einer ſolchen 
Schrift vergleichen läßt, welche unzweifelhaft von dem Angeflagten herrührt. Für die 
Bemweisfraft der echten Privaturfunde ift namentlih der Sat: seriptura pro seribente 
non probat — die Urkunde beweift nicht zu Gunſten ihres Ausſtellers — bemerkens— 
werth; d. h. durch eine von mir ausgeftellte Urkunde kann ich nicht etwas mir jelbft 
Bortbeilhaftes, fondern es kann nur mein Gegner etwas mir Nachtheiliges beweifen. 
Der Grund hiefür ift der, daß ich auch Durch meine Behauptungen nichts für mid, aus 
meinen Geſtändniſſen mein Gegner aber gegen mid beweifen fann. Bon zweifelhafterer 
Bedeutung ift Dagegen der Eaß: referens sine relato non probat, — wenn in einer 
39% 
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Urtunde (referens) ſich Mittheilungen über den Inhalt einer anderen Urkunde (relatum) 
befinden, jo foll hierauf nichtd gegeben, vielmehr die Beibringung jener zweiten Urkunde 
abgemwartet werden. — Zmeifelhaft ift diefer Sag, weil die Thatlache, daß die producirte 
Urkunde über den Inhalt einer anderen referirt, nicht in Abrede geftellt werben fann ; 
wie viel dann freilich das Referat felbft zu beweiſen im Stande ift, kann nur mit Bes 
zug auf den concreten Fall beurtheilt werden. Befindet ſich eine Urkunde, durch welche 
eine Bartei beweifen will, im Befige des Gegners oder einer dritten Perfon, jo kann die 
Edition, die Herausgabe diefer Urkunde, verlangt werden. Der Editions eid ift das 
eivliche Ableugnen des Befites der verlangten Urkunde. 

4) Der Eid. Im allgemeinen exiftirt ein Necht auf Wahrheit nicht. Wenn aber 
Jemand verſichert, daß er die Wahrheit fagen werde, und durch Beobachtung beftimmter 
Formalitäten und in feierlicher Weiſe documentirt, daß er diefer Verpflichtung nachkom— 
men wolle, jo entfteht hieraus allerdings ein Hecht auf Wahrheit. Der Eid ift die Ver 
fiherung der Wahrheit deſſen, was eidlich verfichert wird, unter der Beobachtung bejtimm 
ter Formalitäten. Ohne Eid würde die Beweisführung überhaupt nicht möglich fein. 
Zeugen und Sacverftändigen = Beweis bafiren auf der Vereidigung der Zeugen, reip. 
der Sachverftändigen — bei dem Urkundenbeweife kommt der Diffeflionseid in Betracht; 
der Zeugen= und Sadwerftändigeneid ift jo ein weſentlicher Beitandtheil des Zeugen: 
und Sadverftändigenbeweifes und der Diffeffianseid iſt jelbft ein Beweismittel zur 
Gewinnung eines anderen Beweismittels. — Zeugen= und Sachverſtändigeneid gehören 
dem Givilprocefje und dem Strafproceffe an. Ueberall aber, wo der Eid als jelbititin: 
diges Beweismittel auftritt, ericheint er nur im Civilproceſſe. Und diefer Procefeid it 
bald der freiwillige Eid (juramentum voluntarium) bald der nothwendige Eid (jura- 
mentum necessarium). Das Vorkommen des freiwilligen Eides hängt von der beweis— 
führenden Partei ab; und wird dies Beweismittel in der Weife benugt, daß nicht ber 
Beweisführende felbft ſchwört, jondern daß er die ihm gegenüberftehende Partei nöthigt, zu 
ſchwören (Eidesantrag, Eidesvelation, jus jurandum delatum). Die Eidesvelation hat den 
Sinn, daß der Beweisführer (der Producent, welcher fi) des Eivesantrages als VBeweid- 
mittels bedient, heißt Deferent, der Product in diefem Falle der Delat) erflänt, er 
werde von der Behauptung einer ihm vom Gegner beftrittenen Thatſache Abſtand nehmen, 
falls Delat die Unwahrheit diefer Thatfache eidlich befräftigen wolle. Diefer Eidesantrag 
kann nun folgende Wirkungen haben: 1) Delat acceptirt den ibm zugefchobenen Eid und 
ſchwört denſelben: dann ift die Unwahrheit der vom Deferenten behaupteten Thatſache 
dargethan. 2) Delat acceptirt zwar den ihm zugefchobenen Eid, vermag denfelben indei- 
fen nicht auszuſchwören; dann ift die Wahrheit der vom Deferenten aufgeftellten That: 
ſache bewiefen. 3) Delat erklärt, zwar nicht ſchwören, wohl aber die Umrichtigfeit der 
vom Deferenten behaupteten Thatſache durch andere Beweismittel darthun zu wollen (Ge 
wilfensvertretung). 4) Delat fchiebt den ihm vom Deferenten zugeſchobenen Eid dielem 
zurüd, d. h. Delat überläft dem Deferenten die Richtigkeit der von ihm behaupteten 
Thatfachen zu beſchwören (Eivesrelation. Delat wird dabei Referent und Deferent wird 
Relat). Die Eidesrelation hat abgeſehen davon, daß ein referirter Eid nicht von neuem referirt 
werden fann, für den Nelaten die gleihen Wirkungen, wie die Eidesvelation für den De: 
laten. Zweifelhaft ift es allerdings, ob Relat zur Gewiffensvertretung greifen dürfe — 
aber das ganze Inftitut der Gewifjensvertretung hat etwas Zweifelhaftes. — Der notb- 
wendige Eid ift nicht ein Beweismittel, welches in der Hand der Parteien, ſondern ei 
folches, welches in der Hand des Richters Liegt (der notbwendige Eid wird vom Richter 
auferlegt), er ift ein Beweismittel, „weldyes niemals für fich allein vorkommt, jondern 
immer eine voraufgegangene Beweisführung vorausfegt, und zwar eine ſolche, melde nad) 
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den Grundfägen der geſetzlichen Beweistheorie zu einem vollen Beweiſe nicht ges 
führt hat. Findet der Richter, daß Producent mindeftend halben Beweis geführt 
bat, jo läßt er ergänzungsweife den Beweisführer Die Nichtigkeit feiner noch nicht voll 
bewieſenen Behauptung beſchwören (Ergänzungseid, juramentum suppletorium). Erfolgt der 
Schwur, jo ift voller Beweis geliefert; wird der auferlegte Eid nicht gejchworen, fo bleibt 
nicht etwa der halbe Beweis übrig, fondern es ift in foldem Falle dann gar nichts be- 
wiegen. Die Frage, ob genug erwieſen jet, um den Erfüllungseid zuzulaſſen, hängt von 
richterlicher Beurtheilung ab; praftifch wird daher die Frage ganz überflüffig, wie e8 zu hal- 
ten, wenn gerade halber Beweis geliefert wurde. Der Reinigungseid (juramentum purgato- 
rium) joll dem Producten alsdann gewährt werden, wenn Producent nicht einmal halben 
Beweis geliefert hat. Es fett dies aber voraus, daß durch diefen weniger als halben 
Beweis Product in irgend einer Weiſe verdächtigt worden ſei. Es ift daher diefe Art 
des nothwendigen Eided wenn überhaupt jo mur bei einzelnen Arten von Sachen (Ehe 
ſachen, Schmängerungsfachen) anerfannt. Schwört Product den ihm auferlegten Rei— 
nigungseid nicht, jo bewirkt dies für den Producenten vollen Beweis. 

Ale in BVorftehendem genaunten Eide — Zeugen und Sachverſtändigeneid mit 
eingeſchloſſen — find ſ. g. afjertorifche Eide; d. h. der Inhalt des Beſchwornen liegt in 
der Vergangenheit. Man fann auch beſchwören, daß man etwas thun wolle, was noch 
in der Zukunft Liegt (promiffortiher Eid), Died geichieht z.B. bei em Beamten= 
eide. Aber gerade, weil das in dem promifjortichen Eide Verſprochene noch in der Zus 
funft Liegt, ift es feinem Umfang und Inhalt nach unbeftunmt. Procefjualiih fann man 
daher den promifjertichen Eid nur dann benugen, wenn Inhalt und Umfang des Ver: 
ſprochenen qualitatw und quantitatio genau beftimmt if. Beim Manifeftationgeide ift 
dies der Fall, infoweit diefer Eid ein promiſſoriſcher Eid ift. Denn bei dem Manifeſta— 
tionseide wird gejhworen: erftens, daß der Schwörende fein weiteres Vermögen hat, als 
das von ihm bezeichnete, und zweitens, daß er es mittheilen wolle, falls ſich noch 
weiteres Bermögen vorfinden jollte. Der Zeugeneid — ſelbſt wenn er vor der Verneh— 
mung der Zeugen geſchworen wird — ift immer ein aſſertoriſcher Eid; denn der Inhalt 
des Zeugniſſes Liegt vollftändig in der Vergangenheit. 


VL. Die einzelnen Handlungen des Civilproceſſes in der 
erſten Inftanz. 


Die Reihenfolge, in welcher die einzelnen Proceßhandlungen — theils Parteihand- 
lungen , theils vichterliche Handlungen — aufeinanderfolgen, laſſen ſich gemeinfchaftlich 
für den Strafproceh ımd den Civilproceß nicht darftellen. Für den Gang des ciwilpros 
ceſſualiſchen Verfahrens ift der gemeinrechtlihe Civilproceß zu Grunde zu legen. 

Das Verfahren in erfter Inftanz beginnt mit dem ſ. g. erjten oder vorbereitenden 
Verfahren. Die Parteien ftellen in demfelben Behauptungen auf, ohne diefelben zu be— 
weifen, und der Zweck des Verfahrens ift, feftzuftellen, worüber die Parteien einig find, 
und worüber ein Streit zwiſchen den Parteien ftattfindet. 

Das erfte Verfahren beginnt der Regel nach mit Einreihung der Klagichrift bei 
dem competenten Proceßgericht. Die Klagihrift enthält als weſentliche Beſtandtheile zu— 
nächſt denjenigen Rechtsſatz, auf welchen der Kläger feinen Rechtsanſpruch ſtützt — 3. B. 
jeder Schuloner ift verpflichtet, dem Gläubiger am verabredeten Termine das erhaltene 
Darlehn zurüdzuzahlen. — Da indeſſen der Richter Das beftehende Yandesrecht kennt, To 
wird es praftifch meiftentheils nicht nöthig fein, den Rechtsſatz, auf welden ſich die Klage 
ftügt, in der Klagſchrift noch beſonders anzuführen. Die Klagihrift beginnt daher regel- 
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mäßig mit der |. g. Geſchichtserzählung, d. h. mit der Anführung derjenigen Thatfachen, 
auf welche der Nechtsfag anzuwenden, und welche Veranlaffung zur Klageanſtellung ge: 
geben haben, z. B. Kläger hat am... . dem Berflagtem 100 Thlr. als Darlehn ges 
geben und ift hiebei zwifchen ihm und Berflagten verabredet worden, daß Verflagter diefes 
Darlcehn am .... zurüdzahlen und bis dahin mit... pC. verzinfen ſolle; Berklagter 
ift diefer feiner Verpflichtung nicht nachgekommen. An die Gefchichtserzählung ſchließt ſich 
das petitum, d. 5. Kläger gibt in Form eines Gefuches an, wie er will, daß das End: 
erfenntniß lauten jolle; 3. B. Ich bitte demnach, Verflagten zur Zahlung von 100 Thlen. 
nebft Zinfen zu... pC. vom... . an gerechnet, fowie zur Tragung der Procepfoften zu 
verurtheilen. Das petitum ift zwar der logifche Schluß aus Oberſatz (Nechtsfag) und 
Unterfag (Gefchichtserzählung) der Klage; ausdrücklich ausgefprochen muß es werben, wegen 
des für civilrechtliche Anſprüche anerfannten Verzichtsrechtes der Parteien. Co gewiß num 
eine Klageichrift, welche, um. bei den angeführten Beifpiele ftehen zu bleiben, ftatt 
100 Thlr. — 50 Thlr. forderte, eine unfhlüffige Klage fein würde, jo muß es doch dem 
Kläger freiftehen, im petitum zu jagen: Ich bin zufrieden, wenn Verflagter mir ftatt 100 
Thlr. nur 50 Thlr. bezahlt, und bitte daher, ihn zur Zahlung von 50 Thlen. zu verurtbeilen. 

Die eingegangene Klage hat der Nichter zu prüfen, und ift diefelbe nicht jo fehler: 
haft, daß fie von vornherein zurüdgemielen werden mug — einzelne Geſetze, 3. B. das 
preußifche, bejtimmen, daß, wenn eine unverftindliche Klage eingegangen, der Richter einen 
befonderen Termin „zur Vervollſtändigung und Berbefferung der Klage” anzufegen habe, 
wo dann mit Hülfe des richterlichen Fragerechts, einer Abweichung von der Verhand— 
lungsmarime, die Fehler der Klage verbeffert werden, während die fehlerhafte Klagichrift 
wenigftens noch zur Unterbrechung der Verjährung Dienfte thut, — jo theilt er diefelbe 
dem Verklagten mit und gibt diefem dabei auf, innerhalb einer beſtimmten Friſt die 
Klage zu beantworten. Dies iſt ein procchleitendes Derret, ein Theil der proceß— 
leitenden Thätigfeit des Nichterd überhaupt und der Gegenfag zur proceßentſchei— 
denden Thätigfeit des Nichterd, welche fich nicht blos in den Enderfenntniffen, jondern 
auch in den Zwiſchenerkenntniſſen zeigt. 

Der Verklagte hat das Necht, die Einveihung der Klagebeantwortungsfchrift Bis zum 
Endtermin der Frift aufzuſchieben — der legte Tag einer Frift heißt Termin, anderer: 
ſeits heißt aber auch Termin derjenige Tag, auf welchen der Richter Die Vornahme einer 
Procefhandlung, 3. B Termin zur mündlichen Verhandlung, feſtgeſetzt hat — er fann 
fie aber auch früher einreichen, da ten Parteien zwar nicht das Recht zuftebt, die Friften 
zu verlängern — nur in einzelnen, vom Gejege bezeichneten Fällen iſt dies mit Ge 
nehmigung des Richters möglich — wohl aber, diefelben abzufürzen. Verſäumt der 
Verflagte die Einveihung der Klagebeantwortungsichrift vor dem Ablaufe der ihm zus 
ftehenden Frift, jo iſt er, procefjualifch geiprochen, ungehorfam (contumax). Die Contu- 
maz kann nicht bewirken, daß der Rechtsanſpruch des Klägers unentjchieden bleibe; und 
deswegen hat die Gontumaz des Berflagten in diefem Falle die Folge, daß die Klage: 
Beantwortung deſſelben fingirt, und zwar Jo fingirt wird, als ob er alle Anführungen 
des Klägers zuftimmend beantwortet hätte. 

Die Klagebeantwortungsichrift ift Die Verteidigung des Berflagten gegen den Kläger; 
und diefe Pertheidigung kann, abgefehen davon, daß der Verflagte die Nichtigkeit des 
von dem Kläger aufgeftellten Nechtsfages beftreitet, eine dreifache fein: 1) Verklagter führt 
aus, daß er zur Zeit auf diefe Klage gar nicht zu antworten habe, weil 3. B. die Klage 
bei einem incompetenten Gericht angebracht jet, oder der Kläger nicht legitima persons 
standi in judieio babe u. ſ. w. 2) Verflagter beftreitet die vom Kläger in der Ge 
ſchichtserzählung angeführten Thatſachen — 3. B. es ift nicht wahr, daß ich vom Kläger 
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100 Thlr. erhalten Habe; es ift nicht wahr, daß ich vom Kläger 100 Thlr. als Dar— 
lehn erhalten habe; «8 iſt nicht wahr, daß ich mit dem Kläger etwas verabredet habe; 
es ift nicht wahr, daß ich die Zurüdzahlung eines Darlehns mit ihn verabredet babe; 
u. ſ. w. Die Geſchichtserzählung einer Darlehnstlage Tiefe fih zwar auch kürzer bes 
antworten, indefien verlangt der gemeinrechtliche Procef, daß dasjenige, was der Vers 
flagte beftreitet, er punktweiſe beftreiten müfje; neuere Procengelege haben von dieſem For— 
malismus abgejehen. 3) Berflagter führt aus, daß, ſelbſt wenn die Anführungen des 
Klägers richtig wären, derſelbe doch keinen Anſpruch gegen ihn haben würde — z. 2. 
als ich das Darlehn empfing, war ich nicht dispofitionsfähig; oder: ich habe eine Gegen- 
forderung gegen den Kläger; oder: ich habe das Darlehn zurüdgezahlt. — Die unter 
1) und 3) angeführten Vertheidigungsinittel find Erceptionen; — es werden von dem 
Berflagten neue Thatfachen angeführt, und für diefe von ihm angeführten Thatſachen 
ltegt dem Verklagten audy der Beweis ob; und hierauf bezieht fid) der Cat reus exci- 
piendo fit aetor, d. 5. inſoweit es die Beweislaft anbetrifft, wird der excipirende Ver— 
Elagte ebenfo behandelt, wie der Kläger. — Die unter 1) angeführten Erceptionen wür— 
den den Verklagten nur vorübergehend von dem gegen ihn erhobenen Anſpruch befreien — 
bis der Kläger am das competente Gericht fich gewendet, bis ftatt des Mündels der Vor— 
mund die Klage erhebt — fie heißen deshalb dilatoriſche Einreden; Dagegen würden 
die unter 3) angeführten Exceptionen den Berflagten für immer von den Hägerijchen Anz 
Iprüchen befreien; deshalb der Name peremtorifhe Einreden. Das Gleiche ift auch 
die Tendenz des unter 2) erwähnten VBertheidigungsmittels. Letzteres unterjcheidet ſich 
aber dadurd von den Exceptionen, daß diefe immer die Anführung neuer Behauptungen 
enthalten, während das Peugnen der Geſchichtserzählung, die ſ. g. negative Pitiscontefta= 
tion, niemals das Behaupten neuer, fondern immer nur das Leugnen vom Kläger bes 
haupteter Thatſachen enthält. Dilatoriiche Exceptionen , negative Yitisconteftation und 
peremtorijche Exceptionen ftehen nun in dem Berhältniffe zu einander, daß der BVerflagte 
feine Beranlaffung hat, ſo lange auf die Behauptungen des Klägers einzugeben, als er 
ſich durch eine dilatoriiche Einrede jchügen fann, und daß er erſt dann Beranlaffung 
haben würde, von den peremtorifchen Einveden Gebrauch zu machen, wenn Kläger die 
Behauptungen der Gefchichtserzählung erwieſen hat. Wollte man aber einen Proeceß in 
diefer Weiſe durchführen, jo würde derſelbe jchwerlich jemals zu Ende fommen. Und 
aus diefem Grunde ift es geboten, daß DVerflagter alle Vertheidigungsmittel, deren er fid) 
überhaupt zu bedienen gedenkt, in ein und derfelben Schrift, nämlich in der Klagebeant- 
wortungsichrift zufammtenftelle. Der Berflagte führt für den Fall, daß das erfte Ber: 
theidigungsmittel den Dienft verfagen jollte, eventualiter das zweite und ewentualiter Das 
dritte u, |. w. an Das ift e8, was man unter dem Ausorude Eventualmartıne vers 
fteht. Allgemeiner ausgedrüdt, wiirde das der Eventualmarime zu Grunde liegende 
Prineip lauten: Alles dasjenige, was die Parteien an einer beftimmten Stelle des Pro— 
ceffes überhaupt vorbringen können, müſſen fie auch an diefer Stelle verbringen, und 
thun fie es nicht, jo fünnen fie es ſpäter nicht mehr nachholen, müfjen vielmehr die Nach— 
theile tragen, die ihre Verſäumniß zur Folge bat. In diefer Strenge wird num zwar 
das Princip der Eventualimarime nicht an allen Stellen des Proceffes durchgeführt, doch 
aber geſchieht dies infoweit, dap man um der Eventualmarime willen jelbft das Vor— 
bringen von Wideriprücen nicht ſcheut. Wenn Berflagter beiſpielsweiſe auf eine Dar: 
lehnstlage in folgender Weile antwortete: 1) Dilatortiche Exception: Ich bin zur Zeit 
noch nicht verpflichtet, das Darlehn zurücdzuzahlen, ſondern erft nach vier Wochen; 2) nega= 
tive Pitisconteftation: Ich habe gar fein Darlehn erhalten; 3) peremtoriiche Exception: 
Ich habe das Darlehn bereits zurüdgezahlt, — jo widerfprechen ſich dieſe Behauptungen. 
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Das ſchadet aber nichts. Verklagter weiß noch nicht, welche dieſer Behauptungen er aufs 
geben, bei welcher er ftehen bleiben wird — er hat ſich aber für die Vertheidigung freie 
Hand geſchafft. Hat der Verklagte nichts weiter gethan, als die Gefchichtserzählung des 
Klägers zu beantworten, fo ift der Zweck des erften Verfahrens erreicht — man weiß, 
worüber die Parteien einig find, und worüber fie ſich ftreiten. Hat dagegen Berflagter 
in Erceptionen neue Behauptungen aufgeftellt, jo muß Kläger Gelegenheit haben, fi auf 
diefelben zu erflären. Diefe Erklärung erfolgt in ver Replikſchrift und kann bald nur 
eine Beantwortung der vom Verklagten aufgeftellten neuen Thatſachen, bald auch eine 
Exception der gegnerifchen Erceptionen enthalten — 3. B. Verflagter hat excipirt: als 
ih mit Kläger den fraglichen Vertrag abſchloß, ftand ich noch im vwäterlicher Gemalt ; 
worauf dann die Replifichrift entweder ſich darauf beichränft, diefe Behauptung zu beant- 
worten oder biejelbe noch überdem mit einer Exception zu befämpfen; 3. B.: „Berflagter 
bat aber, als er nicht mehr unter wäterliher Gewalt jtand, feine Verpflichtung von 
neuem anerfannt“. In letzterem Falle wird es nöthig, daß Berflagter Gelegenheit hat, 
fih auf die vom Kläger in der Replik neu aufgeftellten Thatſachen zu erflären, und das 
geichieht in der Dupliffchrift, mit welcher Das erfte Verfahren abſchließt. Das, was die 
Parteien gegenfeitig behaupten, Liegt nun in den Schriftſätzen derſelben vollftändig vor 
und es entjteht die Aufgabe des Richters zumächft feftzuftellen, worüber die Parteien einig 
find und worüber nit. (Die Herftellung des status causae et controversiae.) Sind 
die Parteien in ihren Behauptungen einig, beſchränkt fich mithin der Streit auf die recht- 
liche Auffaffung der vorgetragenen Thatfachen, jo erfolgt jest ſchon das Enderkenntniß; 
der ganze Proceß — wenigftens in diefer Inſtanz — erhält feinen Abſchluß mit dem 
Abſchluß des erften Verfahrens. Sind dagegen zwiſchen den Parteien wejentliche Be— 
hauptungen beftritten, jo erfolgt zunächft — im gemeinvechtlichen Proceß — ein das End— 
urtheil vorbereitendes Zwifchenurtheil, das Beweisurtheil. Durch das Beweisurtheil — 
weil es ein Zwilchenurtheil, Interlocut, ift, heißt e8 auch Beweisinterlocut — wird 
das Enderkenntniß von dem Beweiſe der erheblichen, unter den Parteien ftreitigen That— 
ſachen abhängig gemacht. Zu diefem Zwede firirt das Bemeisurtheil den Beweisfag und 
die Beweislaft, bald, wie oben gezeigt, nur für eine, bald aud) für beide Parteien. 
(Haupt= und Gegenbeweiß.) 

Das Beweisverfahren beginnt mit der fhriftlichen Beweisantretung. Dieſe befteht 
darin, daß der Beweisſatz in einzelne Artikel (PBrobatorialartifel) zerlegt und für jede 
einzelne Thatſache das Beweismittel, reſp. die Beweismittel bezeichnet werden. Die Bes 
weismittel können auch für den ganzen Beweisfat aufgeftellt werden, in welchem Falle 
dann die Beweisartifel fortfallen. Die Beweisantretungsichrift wird der Gegenpartei zur 
Geltendmachung von Einwendungen gegen die in der Beweisantretung bezeichneten Be— 
weismittel mitgetheilt. Replik und Duplit können folgen. Findet außer den Haupt— 
beweis noch ein Gegenbeweis ftatt, jo fann zwar die Beweisantretung des Gegenbeweiſes 
mit der Beantwortung auf Antretung des Hauptbeweifes verbunden werben; es kann 
aber auch eine befondere Antretung des Gegenbeweifes erfolgen, welche Dann wieder Bes 
antwortung, eventuell Replik und Duplik nöthig macht, fo daß, wenn das Glück gut ift, 
die gemeinrechtliche Beweisantretung nicht weniger als acht Schriftſätze enthalten fann. 
Dieſes Beweisantretungsverfahren ſchließt mit dem Nelevanzbeicheide, einem der Rechtskraft 
fühigen Zwifchenurtheile — auch Productions, reſp. Neproductionserfenntmig genannt — 
in welchem über die Zuläffigfeit und Erbeblichfeit der Beweisantretung entſchieden wird. 

Darauf beginnt das Productionsverfahren. Producent bringt die Beweismittel 
wirflidhy bei — und Product erflärt fi auf die Bewersmittel, nachdem er jegt erfahren, 
was die Beweismittel darzuthun vermögen. Das Gleiche findet im Falle des Gegen— 
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beweiſes ſeitens des Neproducenten ftatt. Die von einer Partei vorgebrachten Beweis- 
mittel dienen übrigens nicht allein der bemeisführenden, jondern auch ihrer Gegenpartei; 
man nennt dies Gemeinichaftlichfeit der Beweismittel. 

Hat nun die Beweisaufnahme ftattgefunden, jo deduciren die Parteien fchriftlich dar— 
über, was für ein Refultat die Beweisaufnahme ergeben hat. Das ift das ſ. g. Haupt-” 
verfahren — vier Schriftfäse: Salvationsichrift, Impugnationsfchrift, Replik, Duplit, wo 
möglich ſowohl für den Hauptbeweis, wie auch für den Gegenbeweis. 

Dann folgt das Enderkenntniß, falls es nicht erforderlicdy wird, das Enderkenntniß 
noch von der Auferlegung eines nothmendigen Eides abhängig zu machen. 


Nehmen wir nun ſelbſt an, daß ein Gegenbeweis gar nicht geführt wird, jo würde 
doch der gemeinvechtliche Proceß allein in der erften Inſtanz nicht weniger als zwölf 
Schriftiäge und drei appellable Erkenntniſſe enthalten. Bier Schriftſätze des erften Ver— 
fahrend; dann das Beweisinterlocut; ift Died Durch die drei Inſtanzen gebracht, fo 
geht es an das Bemweisverfahren — mit vier Schriftfäten, welche durch das Productions- 
erkenntniß abgeichloffen werben; ift auch dieſes durch die drei Instanzen gebracht, jo folgt 
erft die Beweiserhebung, und falls diejelbe zu feinen weiteren Schriftfägen Veranlaſſung 
gibt, jo kommen doch jedenfalls noch die vier Schriftfäge des Hauptverfahrens heran, und 
nad diefen erft das Enderkenntniß, mit welchem, nachdem es die möglichen Inſtanzen 
durchlaufen, endlich der Proceß ſchließt. Wird aber noch ein Gegenbeweis geführt, To 
fönnen noch weitere vier Schriftfäge im Beweisverfahren, noch weitere vier Schriftjäge im 
Hauptverfahren und noch ein appellables Zwiſchenurtheil, nämlich) das Neproductiong- 
urtheil, vorfommen. 

Diejes Berfahren iſt zwar höchſt ehrwürdig, aber auch höchſt Tangweilig und bie 
Praris und die neuere Gefeggebung hat Sorge getragen, daſſelbe ven Berürfnifien des 
praftifchen Rechtslebens angemeflen zu geftalten. 

Zu diefen Zwecke hat man beiſpielsweiſe das Productions- und Reproductions- 
erkenntniß in ein procefleitendes Decret verwandelt, durch welches angeordnet wird, Daß 
die Beweiserhebung ftattfinden folle. Sodann bat man ftatt der Schriftfäge des ſ. g. 
Hauptverfahrens das mündliche Plaidoyer der Parteien treten laſſen, wodurch man er= 
reichte, daß im einer halben Stunde dasjenige abgemacht wurde, wozu die Parteien beim 
Schriftenwechſel etwa ein Vierteljahr gebrauchten. Selbſt das Beweisinterlocut und mit 
ihm jedes appellable Zwiſchenurtheil ift befeitigt worden. Der preufifche Proceß erreicht 
died dadurch, daß Das Bemweisantretungsverfahren jofort mit dem erften Verfahren ver— 
bunden werden muß. Es iſt alfo nicht abzumarten, ob und welche Behauptungen der 
einen Bartei von der Gegenpartet bejtritten werden möchten, ſondern es ift vorauszufegen, 
dap jede Behauptung Widerſpruch finden werde, und deshalb betrachtet man auch nur 
diejenigen Behauptungen als proceſſualiſch zu berüdfichtigende Behauptungen, welche jofort 
durch Beweismittel unterftügt find. Zwei, drei, höchſtens vier Schriftfäge enthalten ſo— 
mit alles, was der gemeinrechtliche Proceß in den Schriften des erjten Verfahrens des 
Beweis- und Gegenbeweisverfahrens enthält. Ein richterliches Decret ordnet ſodann die 
Beweiserbebung an, und an dieſe jchließt fich das mündliche Plaidoyer der Parteien, 
morauf das erfte und zugleich das legte Urtheil der Inftanz erfolgt. Im den ſ. g. Ba— 
gatellprocefien — Werth des Streitobjectes unter 50 Thlrn. — ift das Verfahren noch 
mehr abgekürzt. Der gemeinrechtliche Proceß kennt nämlich ſchon eine Art ver ſ. 9. 
ſummariſchen Brocefje, bei weldyen man von der Anſchauung ausging, Daß, wenn ber 
Kläger feinen Anſpruch auf Beweismittel geftügt habe, gegen welde, wie 3. B. gegen 


ei 22 


618 IV. Das öffentlihe Nedt. 


eine hypothetariſche Eintragung fich nicht wohl etwas vorbringen laffe, daß dann 2er: 
klagter auch wohl nichts zu feiner Bertheidigung haben werde. Demmad erließ man un 
mittelbar auf die Klage einen richterlichen Befehl, ein rihterlihes Mandat an ven 
Verflagten, wodurch diefem aufgegeben wurde, die Forderung des Klägers zu erfüllen 
Mandatsproceh). Das ift in Wahrheit nichts anderes, als ein Erkenntniß vor dem 
Gehör des Verklagten, eine proceſſualiſche Anomalie, die ſich indeſſen dadurch rechtfertigt, 
dag man annehmen durfte, Berklagter werde in den Fällen, in denen der Mandatsproceß 
für zuläffig erflärt wurde, zu feiner Berthetdigung nichts zu fagen haben. Täuſchte man 
ſich in diefer Annahme, jo wurde dem Berflagten das Bertheidigungsrecdht nicht entzogen; 
der Verflagte erhob Widerfpruch gegen das Mandat und führte denfelben dann in der 
Klagebeantwortungsichrift aus. Auf ähnlichen Anſchauungen bafirt der preußiſche Baga— 
tellproceeß. Warum — fo wird erwogen — foll man bei folhen Kleinigkeiten gleich die 
gefammte proceffualiiche Formalität in Gang bringen. Bielleiht zahlt Verklagter, wenn 
er fieht, daß es Ernſt wird, Dan erläßt alfo auf jede Bagatellflage das Zahlungs: 
mandat und wartet den Widerfprud des Berklagten ab, und erfolgt derjelbe, jo wird we 
möglich in einem Termine Klagebeantwortung, Beweiserhebung und mündliches Verfahren 
mit einander verbunden. 

Es ſollte hier wenigftend andeutungsweiſe an einem Beifpiele gezeigt werden, was 
unter dem Ausorude ſummariſcher Proceß im Gegenfage zu dem ordentlichen Proceſſe zu 
verftehen ift. Ueber Weiteres müſſen die ©. 566 angeführten Lehrbücher Auskunft 
ertbeilen. 


VI. Die einzelnen Handiungen des Strafprocefles in der 
erſten Inſtanz. 


Für den Strafproceß find zwei Stadien zu unterſcheiden: die Vorunter ſuchung 
und das Hauptverfahren. Die Borumterfuchung ſoll die Frage beantworten, ob 
gegen eine beftimmte Perjon wegen eines beftimmten Verbrechens die Anklage zu erheben 
jet; das Hauptverfahren ſoll die Frage beantworten, ob der Angeflagte des ihm zur 
Laſt gelegten Verbrechens ſchuldig ſei. 

Soll aber die Frage beantwortet werden, ob eine beſtimmte Perſon wegen eines 
beſtimmten Verbrechens anzuklagen ſei, ſo muß zunächſt feſtſtehen, daß ein beſtimmtes 
Verbrechen begangen iſt. Es werben alſo, genau genommen, während der Vorunter— 
ſuchung zwei Fragen beantwortet: erſtens, iſt ein beſtimmtes Verbrechen begangen, und 
zweitens, wer hat das Verbrechen begangen? Aber dieſe beiden Fragen laſſen ſich 
praltiſch nicht in der Weiſe auseinanderhalten, daß man nun aus der Vorunterſuchung 
ſelbſt zwei verſchiedene Stadien — eines zur Feſtſtellung des objectiven, das andere zur 
Feſtſtellung des ſubjectiven Thatbeſtandes — machen könnte. 

Die Vorunterſuchung iſt entweder eine polizeiliche Vorunterſuchung oder eine gericht⸗ 
liche Vorunterſuchung. 

Die polizeiliche Vorunterſuchung, auch Scrutinialverfahren (Ermittelungsverfahren) 
genannt, wird durch den Staatsanwalt ſelbſt geführt, der ſich dabei der Hülfe der ihm 
untergebenen gerichtlichen Polizei bedient. Die gerichtliche Borunterfuhung führt dev Unter: 
fuchungsrichter, reip. das Vorunterſuchungsgericht (vergl. oben). 

Ob in einem beftimmten Falle die polizeiliche oder die gerichtliche Vorunterſuchung 
ftattfindet, das wird im weſentlichen durch die Proceßgefege dahın entfchieden, daß für 
die leichteften, zur Competenz des Einzelrichters gehörenden Straffälle ausſchließlich die 
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polizeiliche, im den ſchwerſten Straffällen dagegen, in den Schwurgerichtsſachen, die ges 
richtliche Vorunterſuchung ftattfinden follte. Im denjenigen Strafſachen endlich, welche 
zur Gompetenz der Gerichtsabtheilung gehören, tt es dem Staatsanwalte anheimge— 
geben, ob er das Ecrutinialverfahren vorzieht, oder ob er die gerichtliche Vorunterſuchung 
beantragen will. 

Auch da, wo die gerichtliche Vorunterſuchung ftattfinden muß, darf das Unter— 
juchungsgericht nicht auf eigenen Antrieb (ex officio) die Vorunterfuchung beginnen, ſon— 
vern hat hiefür den Antrag des EtaatSanmaltes abzuwarten. Selbft da, wo dem Ge— 
richte die Kenntniß von einem begangenen Verbrechen früher zugeht, al dem Staatsanwalt, 
bat dafielbe zwar, falls Gefahr im Berzuge vorliegt, Das Recht des |. g. erſten Angriffes, 
dv. h. es kann ohne ftaatsanwaltlichen Antrag das Erforderliche weranlaffen, um die Spu— 
ren des Verbrechens ficher zu ftellen und des Thäters habhaft zu werden; ift Dies aber 
geſchehen, fo hat Das Gericht die betreffenden Acten an die Staatsanmaltichaft einzufen= 
den und, bevor weitere Schritte geichehen, den Antrag der Staatsanmwaltichaft abzuwarten. 
Auch hört die Thätigkeit des Staatsanwaltes, nachdem derſelbe die gerichtliche Vorunter— 
ſuchung beantragt hat, damit .nicht auf. Er Hat vielmehr das Recht, von jedem Vor— 
gange während der Vorunterfuhung Kenntniß zu nehmen — Recht der AUcteneinficht des 
Staatsanwalts während der Vorunterſuchung — und alle ihm zur Ermittelung der 
Wahrheit dienlich feheinenden Unterfuhungshandlungen zu beantragen, 

Zwangsmittel können bei der polizeilichen Vorunterſuchung ebenfo vorkommen, wie 
bei der gerichtlichen VBorunterfuhung; es gibt fein proceſſualiſches Zwangsmittel, welches 
ausichlieglih ein Attribut der gerichtlichen Vorunterſuchung wäre. Aber fein Zwangs— 
mittel, fo wie feine verantwortliche Bernehmung des Angeſchuldigten, wie auch feine 
eidliche Zeugenvernehmung kann von dem Staatsanwalte jelbft vorgenommen werden. 
Wird daher eine derartige Handlung während des Ecrutinialverfahrens nöthig, jo requis 
rirt der Staatsanwalt ad hoc das Lnterfuchungsgericht, weldes in diefem Falle mit 
Erledigung der Nequifition feine Ihätigfeit beendet, ohme auf das Ganze der Unter— 
fuhung einzugehen. Würden derartige Requijitionen häufiger erforderlich werden, jo 
fanın dieſes in denjenigen Fällen, in denen der Staatsanwalt die Wahl zwiſchen Scruti= 
nialverfahren und gerichtlicher Vorunterſuchung hat, die Beranlafjung geben, daß ber 
Staatsanwalt das Scrutintalverfahren aufgibt und die gerichtliche VBorunterfuchung 
beantragt. 

Der proceffualiiche Unterſchied zwiſchen gerichtliche VBorunterfuchung und Serutinial— 
verfahren befteht darin, daß leteres durch den Beſchluß der Staatsamwaltichaft, erjtere 
durch den Beſchluß des VBorunterfuchungsgericht? beendigt wird. Wenn und fo lange das 
Scrutinialverfabren ftattfindet, hängt e8 von dem Ermeſſen der Staatsanwaltichaft ab, 
ob ein Strafproceh ftattfinden wird. Ihrer Erwägung ift es anheimgegeben, ob die 
Verfolgung einzuftellen oder ob dieſelbe weiter fortzuführen ſei. Soll erftered eintreten, 
jo werden die das Scrutinialverfahren betreffenden Acten bei der Staatsanmwaltichaft repo— 
nirt; geſchieht Tetsteres, jo beantragt die Staatsanwaltſchaft entweder die gerichtliche Vor— 
unterfuhung oder fie erhebt in denjenigen Fällen, im welchen die gerichtliche Vorunter— 
ſuchung fortfallen kann, vefp. fortfallen muß, bei dem competenten Gerichte die Anklage. 
Durch das eine ſowohl wie durch das andere wird der Staatsanwalticaft die Dispofition 
über die Sache dergeftalt entzogen, daß das Fallenlaffen der Sache nicht mehr von ihr 
abhängt; die Staatsanmwaltichaft kann die erhobene Anklage nicht mehr zurüdziehen, fie 
kann die beantragte und im Folge des Antrages eingeleitete gerichtliche Borunterfuchung 
nicht fiftiren; ift die Anklage erhoben, jo muß das erfennende Strafgericht durch Erkennt— 
fiß die Sache erledigen; ift die gerichtliche Vorunterſuchung beantragt, fo muß das Vor— 
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unterfuchungsgericht über die Nejultate der Vorunterſuchung beſchließen. Diefer Beſchluß 
des Borunterfuchungsgerihts, vor deſſen Faſſung die Staatsanwaltichaft mit ihrem in 
Form eined Antrages gefleiveten Gutachten gehört wird, ift entweder ein Einſtellungsbe— 
ſchluß: es joll feine Anklage erhoben werden — oder ein Verweiſungsbeſchluß: die 
Anklage fol erhoben werben. Yetterer, nämlich der Verweiſungsbeſchluß, enthält erftend 
den Auftrag an die Staatsanmwaltichaft, wegen eines beftummten Verbrechens die Anflage 
zu erheben und zweitens die Bezeichnung desjenigen Gerichtes, bei welchem die Anflage 
erhoben werden joll, vor welches, ald vor das erfennende Strafgericht, die Sache ver: 
wieſen ift. Diefer Verweiſungsbeſchluß hat denn auch verbindliche Kraft erftens für den 
Staatsanwalt, welcher, jelbjt wenn er von der Nichtfchuld des Verfolgten überzeugt fein 
jollte, dennoch dem Verweifungsbeichluffe gemäß die Anklage erheben muß, und zweitens 
für das erfennende Strafgericht, am welches die Sache verwiefen wurde, welches, ſelbſt 
wenn es nicht das competente wäre, dennoch die Hauptverhandlung beginnen und dann 
feine Incompetenz durch Erkenntniß feftftellen muß. 

Wenn dem Angeklagten die gegen ihn erhobene Auflage zugeitellt ift, erlangt der: 
felbe infoweit Parteirechte, als er ſich von jest an des Beiftandes eines Vertheidigers be— 
dienen kann und als er von jet an das Recht der Actemeinficht erlangt. Während die 
dein Belaftungsbemweife dienenden Beweismittel auf der Anklagefchrift jelbft bereit ver 
zeichnet find, ift es jet Sache des Angeklagten, die Herbeilchaffung der Entlaftungsbeweis- 
mittel unter Mitwirkung des Gerichtes zu betreiben. Gleiche Nechte mit der Staatsans 
waltichaft hat hiebei der Angeflagte gewöhnlich nicht. Denn während beiſpielsweiſe die 
von der Staatdanmwaltichaft benannten Zeugen von dem Gerichte vorgeladen werden 
müfjen, hat das Gericht hinfichtlich der won dem Angeklagten benannten Zeugen zu prüs 
fen, ob die Ausfage eines derfelben, wenn er dasjenige befunden follte, wovon der Anz 
geflagte behauptet, Daß er es werde befunden fünnen, auf dad Nejultat der bevorftehenden 
Verhandlung von Einfluß fein würde. — 

Gehört die Straffahe zur Competenz des Geſchwornengerichts, jo erhält der Ange: 
flagte eine Yifte der für den Dienft bei diefer Schwurgerichtöperiode einberufenen Ge— 
ſchwornen, damit er bei der Ausloofung der zwölf, die Geſchwornenbank bildenden, Ge— 
ſchwornen fein Ablehnungsrecht geltend machen kann. 

Nachdem in dem Termine zum öffentlichen mündlichen Verfahren — dem Haupt: 
verfahren — conftatirt ift, Daß die erforderliche Anzahl von Geſchwornen zugegen, nad 
dem die Ausloofung der Spruchlifte — der Gejchwornenbant — unter Geltendmachung 
des Ablehnungsrechtes feitens des Staatsanwaltes und des Angeflagten erfolgt ift, wird 
der Angeklagte von dem vorfigenden Richter befragt, ob er ſich ſchuldig oder nicht ſchul— 
dig befenne. Bekennt er ſich ſchuldig und findet der Gerichtshof, daß das Geſtändniß 
glaubwürdig fei, jo geht die weitere Verhandlung ohne Mitwirkung der Gejchwornen vor 
fih. Im englischen Proceß wird zwar auch ohne Gefchworne in dieſem Falle verhandelt. 
Aber die Frage, ob ſchuldig oder nichtſchuldig, wird an den Angeflagten geftellt , che die 
Geſchwornenbank ausgelooft it. Denn die Gefchwornen find dazu beftimmt, den Streit 
über die Schulvfrage zu entfcheiden, und wenn der Angeklagte fich ſelbſt ſchuldig befennt, 
fo ift fein Streit über die Schuldfrage vorhanden. Das Geftindnig ift eben nad) der 
Auffaffung Des engliichen Strafprocefies kein Beweismittel, deſſen Glaubwürdigkeit zu 
prüfen wäre, Im deutſchen Strafprocefie ift jedoch, wie oben gezeigt wurde, das Ges 
ftändnig ein Beweismittel, deſſen Glaubwürdigkeit zu prüfen ift, und diefe proceſſualiſche 
Auffafjung müßte richtig zu der Gonfequenz führen, daß die Geſchwornen, welche über: 
haupt die Glaubwürdigkeit der Beweismittel zu prüfen haben, aud die Glaubwürdigleit 
des Geftändniffes zu prüfen berufen winrden. Die Prüfung der Glaubwürdigkeit des Ger 
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fländniffes erfolgt dadurch, daß der vorfigende Richter den Angeflagten vernimmt, und 
aus den Antworten deſſelben, allenfall® unter Bergleihung des Geftändnifjes mit anderen 
Beweismitteln, die Anficht erlangt, daß fein Grund vorhanden ſei, an der Glaubmwürbig- 
feit des Geftändnifies zu zweifeln. 

Erflärt der Angeſchuldigte, daß er nichtſchuldig fer, fo würde der accufatorifche Proceß 
den Anfläger anmeijen, die Beweismittel des Belaftungsbeweifes dem Richter der Schuld— 
frage — alio in Schmurgerichtsfachen den Geſchwornen — vorzuführen; wogegen dem 
Angeflagten, reſp. deſſen Bertheidiger, die Wiverlegung des Belaftungsbeweiies und die 
Borführung der Beweismittel des Entlaſtungsbeweiſes obläge. Der vorfigende Richter 
würde hiebei nur die Leitung des Berfahrend und die Entſcheidung darüber haben, ob 
dies oder jenes Beweismittel nach den beitehenden Gefegen überhaupt zuläffig fe. Im 
dem englifchen Proceß ruft der Ankläger den Belaftungszeugen auf; der Richter vereidigt 
denjelben und hierauf befragt der Ankläger den Zeugen. Iſt diefes geſchehen, jo befragt 
der Vertheidiger denfelben Zeugen im Intereſſe der Vertheidigung Kreuzverhör). Im 
derjelben Weife ruft der Bertheidiger die Entlaftungszeugen auf und, nachdem dieſelben 
vom Richter vereidigt find, werben fie von dem Bertheidiger vernommen mit Kreuzverhör 
des Anklägers. 

Der deutſche Proceß gefteht zwar auch dem Staatsanmwalte und dem Vertheidiger das 
Recht zu, dem Angeklagten ſowohl wie auch den Zeugen Fragen vorzulegen; es geitattet 
derfelbe aud wohl das Kreuzverhör, indeſſen iſt der Schwerpunkt der Beweiserhebung 
keineswegs in die Hand der Parteien, ſondern ftatt deſſen in die Hand des vorfigenden 
Richters gelegt. Diefer ift dazu verpflichtet, durch Bernehmung des Angeklagten — deren 
Zweck, wie bei dem Inquifitionsproceffe, darin befteht, den Angeflagten zum Geftändniffe 
zu bringen, oder wenigftens denſelben in für ihm grawivende Widerſprüche zu verwideln — 
durch Bernehmung der Zeugen, der Sadyverftändigen, durch Erhebung jonftiger Beweis— 
mittel, die Wahrheitserforichung herbeizuführen. Wird der Richter hiebei durch Staats— 
anmwalt oder Vertheidiger unterftügt, jo ıft Das etwas rein Zufälliges, was ebenfo gut auch 
anders fein Könnte. Unfer heutiger Proceß ift auch im Hauptverfahren bis zum Schluſſe 
der Beweiserhebung jo jehr Inquiſitionsproceß, daß man jagen fann: Nachdem durch 
die Vorunterfuchung feitgejtellt ift, worauf die Hauptunterfuhung zu richten it, und nach— 
dem für die Hauptunterfuchung die Sache jo vorbereitet ift, daß dieſelbe ohne Unter- 
brechung bis zu Ende geführt werden fann, findet in dem Hauptverfahren die Haupts 
unterſuchung ftatt. Ausführliche Acten brauchen da nicht mehr zufammengejchrieben zu 
werden, denn der die Schuldfrage entjcheidende Richter — die Geſchwornen — hören die 
Inquifition ſelbſt mit an, umd der die Nechtöfrage enticheidende Nichter inquirirt jelbit. 

Diefer letztere Umſtand wird für die Stellung des vorfigenden Richters gegenüber 
den Geſchwornen von ſehr erheblicher Bedeutſamkeit. Die Geſchwornen werden die ihnen 
geftellte Aufgabe um jo beffer zu Löfen im Stande fein, je mehr ihnen das fachverjtän- 
dige Gutachten eines erfahrenen Richters über feine Auffafiung von der Sache zur Seite 
fteht. Iſt von den Parteien vor dem Richter verhandelt worden, ift der Richter lediglich 
auf die Leitung der Verhandlung beſchränkt geblieben, ohne jelbft zu inquiriven, jo ift 
nicht das geringfte Bedenken vorhanden, weshalb der Richter am Schluſſe der Beweis— 
erhebung den Gejchwornen nicht rückhaltlos feine Anficht über den Werth der von den 
Parteien geführten Beweiſe mittheilen, weshalb er irgendwie mit einem Ausſpruche dar— 
über, wie jeiner Anficht nach das Berdict lauten müßte, zurüdhalten ſollte. Hat freilich) 
der Nichter und zwar an der Hand von Vorumterfucdungsacten, auf deren Grund die 
Anflageerhebung beſchloſſen wurde, ftundenlang inquirirt, jo fteht dieſe feine worauf: 
gegangene inquifitorifche Thätigfeit der Nüchaltlofigkeit feiner Direction an die Geſchwornen 
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entgegen; — wie denn auch der alte Inquiſitionsproceß fagte: der Inquirent darf in der 
Sache ſelbſt nicht entjcheiden, fondern das muß ein anderer Nichter thun; — und jo 
wird denn aus der Direction, welche der vorfigende Nichter den englifchen Geſchwornen 
gibt, Das franzöſiſche Nefume, welches dem Nichter zwar auch geftattet, alle diejenigen 
Bemerkungen zu machen, welche ihm zur Herftellung eines ſachgemäßen Ausſpruches der 
Geſchwornen geeignet ericheinen, bei welchem indefjen der Nichter dadurch, daß er vorher 
inguirirt bat, factifch werhindert wird, mit voller Nüdhaltlofigkeit feine Ueberzeugung von 
der Sache darzulegen. 

Dieſes Refume des vorfigenden Richters findet in der Reihenfolge der proceſſuali— 
Then Handlungen erft dann feinen Plag, wenn nad dem Schluffe der Beweisaufnahme 
das Plaidoyer des Staatsanwaltes und des VBertheidigers zur Erörterung der Schuldfrage 
ftattgefunden bat. Dies Plaidoyer ift dem accufatoriichen Procefie entfprechend bis auf 
den Umftand, daß der Staatsanwalt auch bier nicht Partei, und auch nicht als Partei 
dem Nichter ſubordinirt iſt. 

Wenn nun nad) diefem Plaidoyer der Borfigende fein Reſumé gegeben, To erhalten 
die Geſchwornen diejenigen Fragen, welde fie mit Ja oder mit Nein zu beant- 
worten haben. 

Die Frageftellung an die Gejchwornen ift eine der am meiften wennorrenen Ma- 
tevien des deutſch-franzöſiſchen Strafproceſſes. Es fünnen bier auch nur einzelne Ge 
ſichtspunkte aufgeftelt werden, mehr für das Verſtändniß deſſen, was geſchieht, als zur 
Berdentlihung der Grundſätze, nach denen bei der Frageftellung verfahren wird. Man 
fagt aljo, die Geſchwornen feien Richter der Thatfrage, die vechtögelchrten Richter Dagegen 
Nichter der Nechtöfrage. Soll dies beißen, daß alles Thatjächliche, was für Die Entſchei— 
dung der Sache von Erheblichteit fein könnte, durch die Geſchwornen feftzuftellen, daß da— 
gegen alles dasjenige, was juriftiicher Natur ift, durch den rechtögelehrten Nichter zu 
erledigen jei, jo würde dies barer Unſinn fein. Denn Thatſachen haben in einem Procek 
überhaupt nur dann Bedeutung, wenn ein Rechtsſatz auf diefelben anzuwenden tft, und 
Rechtsſätze nur dann eine Bedeutung, wenn Thatſachen vorhanden find, auf welde jid 
ein Rechtsſatz anwenden läßt. Berftändlich wurd die Sade dann, wenn man daran fell: 
hält, daß der Strafproceh zweit Fragen zu entjcheiden hat, nämlich erftens: Hat ver 
Angeklagte das ihm zur Yaft gelegte Verbrechen begangen? oder mit anderen Worten: 
Steht dem Staat "der von ihm gegen den Angeklagten geltend gemachte ftrafredhtlice 
Rechtsanſpruch zu? Und im alle diefe erfte Frage bejaht wird, bleibt noch die zweite 
Frage zu beantworten: Wie groß ift die den Schulvigen treifende Strafe? oder mit an 
deren Worten: Wie groß tft der dem Staate gegen den Angeklagten zuftehende ftrafredt- 
liche Rechtsanſpruch? Die erfte diefer beiden Fragen ift die Thatfrage — richtiger: Die 
Schuldfrage; die zweite iſt Die Nechtöfrage. Die Thatfrage kann natürlich nicht ohne 
Kenntniß des Geſetzes — Die für diefen Fall den Geſchwornen durch den Nichter ſehr 
gut vermittelt werden kann — Die legtere nicht ohne Berüdjichtigung tbatfächlicher Ber: 
hältniſſe, — der Strafzumeſſungsgründe — erledigt werden. Im deutjchen Strafpro— 
ceffe will man nun den Geſchwornen die Thatfrage nicht unpräparirt vorlegen, ſondern 
verlangt, daß ihnen die Thatfrage durch Auflöſung der juriftiichen Begriffe in ihre tbat- 
füchliben Borausfegungen präparirt werde. Dies bat fo lange einen Sim, als das 
Strafgeſetz jelbit beſtimmte juriftiiche Begriffe definirt. Wenn beifptelsweife das Geſetz 
den Begriff des Mordes definirt, jo wird man den Geichwornen nicht die Frage vorlegen, 
ob der Angeklagte ſchuldig fe, einen Mord begangen zu haben, fondern man wird jie — 
um beiſpielsweiſe Die Yegaldefinition des preußiſchen Strafgeſetzbuches zu benutzen — fra: 
gen: Iſt der Angeklagte ſchuldig, vorſätzlich und mit Ueberlegung einen Menſchen gerödtet 
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zu haben? Will man aber noch weiter gehen umd auch ſolche juriſtiſche Begriffe „auf: 
löfen“, für welde das betreffende Geſetz keine Yegalvefinition gegeben, fo verfällt man 
rettungslos nicht nur der Willkür, fondern man handelt aud gegen die Intention des 
Geſetzes, welches nur diejenigen Begriffe als Nechtöbegriffe anerkennt, die es felbft und 
zwar Durch die Pegaldefinition zu Nechtsbegriffen gemacht hat. — Ferner ftellt man den 
Geſchwornen eventuelle, oder auch alternative Fragen. Das mühte nicht geichehen, und 
zwar müßte Dies Deshalb unterbleiben, weil man von der Anklage verlangen darf, daß 
diefelbe am Schluffe des Verfahrens wife, was fie will, und nicht blos, was fie eventuell 
oder alternativ aud wolle. Endlich geftattet man den Geſchwornen, nicht die ganze 
Frage zu bejahen, jondern dieſes nur mit einem Theile derjelben zu thun, indem einzelne 
der in der Frage enthaltenen Umjtände als nicht exwieſen bezeichnet werden. Co fünnen 
beifpielöweife die Geichwornen eine wegen Mordes an fie geftellte Frage dahin beant: 
worten: Ja, der Angeflagte ift ſchuldig, aber es ift nicht erwieſen, daß er vorfäglid und 
mit Ueberlenung gehandelt hat. Wenn die Anklage weiß, was fie will, jo müſſen die 
Geſchwornen entweder die ganze Frage bejahen, oder, wenn fie dies nicht fönnen, weil ein 
einzelner Umftand der Frage ihnen nicht erwiefen ift, jo müſſen fie die ganze Frage vers 
neinen. Das englifche Specialverdiet ijt etwas vollfommen anderes. Ber dieſem beant- 
worten die Geichwornen die Schuldfrage gar nicht, fie antworten weder: Ja, der Ange: 
klagte iſt ſchuldig, noch auch: Nein, der Angeklagte ift nicht ſchuldig, ſondern fie Tagen 
nur: Der Angeklagte hat das und das gethan; und wenn ein ſolches Specialverdict abs 
gegeben wird, To autorifiven die Geſchwornen den Richter, die Schuldfrage auf der Grund: 
lage des Specialwerdictes Jelbft zu beantworten. Das Spectalverdict ift aljo feine theil- 
weile, ſondern es iſt gar feine Beantwortung der Schuldfrage. 

Die Beantwortung der den Gefchwornen geftellten Fragen erfolgt in England, fo 
lange das Geſchwornengericht dort beiteht, immer dur Einftimmigfeit. In Deutichland 
wird das Geichwornenverdict meiſtens — Braunſchweig fordert Einftimmigfeit — durch 
Majoritätsvotum  feitgeftellt. Man wollte damit „die Ueberzeugung“ der Geſchwornen 
refpectiren. Erwägt man aber, daß, um die Worte Feuerbachs zu brauden, die 
Wahrheit in der Sache, die Ueberzeugung im Menjchen Liegt, erwägt man, daß die Ein— 
ftimmigkeit nicht erzwungen, jondern Gelchworne, welche innerhalb 24 Stunden fich nicht 
einigen können, als untaugliche Geſchworne entlaffen werden, berückſichtigt man, daß Die 
Findung des Verdiets durch zweckmäßigere Fragftellung und durch geeignetere Mitwirkung 
des Nichters erleichtert werden fan, jo wird fi” — und die praktische Erfahrung liefert 
biefür den Beweis — gegen die Einſtimmigkeit des Verdictes nichts einwenden lafjen und 
erſt Durch dieſelbe das Inſtitut des Geſchwornengerichtes die Garantie erlangen, welche 
darın Liegt, daß Die in der Sache liegende Wahrheit zu einem einſtimmigen Berdicte 
geführt hat. Am ſchlimmſten ift die Beſtimmung derjenigen Gelete, welche bei einer nur 
geringen Majorität der Geſchwornen (7 zu 5) für die Schuld des Angeklagten, dem Ge: 
richtshofe die Verpflichtung auferlegen, ſich der Majorität oder der Minorität der Ge: 
ſchwornen anzuichließen. Das beißt, den Gelchwornen die Möglichkeit geben, ſich von 
jeder Verantwortlichfeit zu befreien und dieſelbe dem Richtercollegium zuzuweiſen. 

Haben die Geſchwornen die ihnen geftellten Fragen beantwortet, jo wird auf ber 
Bafis des Geſchwornenverdictes darüber zwiihen Staatsanwalt und Angeklagten verhan= 
delt, welche Folgen für die Beitrafung des Angeklagten aus dem Geſchwornenverdicte ſich 
ergeben; die für die Größe der Beitrafung maßgebenden Strafzumeffungsgründe werben 
dabei aus dem Gange des voraufgegangenen Berfahrend entnommen, ohne daß für Dies 
jelben eine beſondere thatlächliche Feſtſtellung erfolgte. Hierauf beſchließt der Gerichtshof 
über die Strafe, welche von dem Borfigenden publicirt wird. Yautet Das Verdiet der 
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Geſchwornen: Nichtſchuldig, fo. fällt diefe letzte Verhandlung fort- und der Vorſitzende 
des Gericht verfügt die Freilaſſung des Angeklagten. 

In denjenigen Fällen, welche ohne Mitwirkung von Geſchwornen entjchteden werden, 
bat der rechtögelehrte Richter ſich jelbft diejenigen Fragen vorzulegen, welche er andernfalls 
den Gejchwornen vorgelegt haben würde, und fich diefe Fragen dann jelbft zu beantworten. 
Das ift die |. g. thatſächliche Feftftellung, welche indefjen nicht wie das Geſchwornenverdict 
bejonders publicirt, fondern fofort mit dem Endurtheile verbunden wird. Die Verhand— 
lungen der Parteien nach Schluß der Beweisaufnahme beziehen ſich daher in dieſen Fäl- 
len zugleih auf die Thatfrage und auf die Nechtöfrage. 


VII.» Die Rechtsmittel. 


Die Mittel, im procefjualiichen Wege die Abänderung eines vichterlichen Decretes zu 
erlangen — Rechtömittel — beziehen ſich ſowohl auf die procekleitenden, wie aud auf 
die proceßenticheidenden Decrete des Nichterd. Gegen erjtere, die procefleitenden Verfü 
gungen kann überall von den Parteien Beſchwerde an das höhere Gericht erhoben 
werben. Gegen legtere, gegen die Urtheile — gleichwiel ob Endurtheile oder Zwiſchen— 
urtheile gibt es jehr verſchiedenartige Nechtömittel, verſchiedenartig nicht blos dem Namen, 
jondern auch dem Inhalte und der Wirkung nad). 

Es iſt mun an diefer Stelle nidyt möglich, die einzelnen Rechtsmittel, fo wie für 
jedes einzelne Rechtsmittel das Rechtsmittelverfahren, d. h. den Gang des proceffualifchen 
Verfahrens, welcher nach Einlegung eines Nechtömitteld vor fich gebt, im Detail darzu- 
ftellen. Die Darftellung muß ſich vielmehr hier darauf beichränfen, die weientlichften Ges 
ſichtspunkte, welche für das Berftändniß der Rechtsmittel maßgebend find, zuſammenzuſtellen. 

ft eine Partei durch ein richterliches Erkenntniß verlegt, To kann diejelbe auf zwei 
Wegen durch die erneute Prüfung der Sache durch einen anderen Kichter eine ihr gün— 
ftigere Entſcheidung herbeizuführen erwarten... Entweder nimmt fie an, daß das Proceh- 
material in der erjten Inſtanz vollftändig und ausreichend gewejen, daß dagegen die rid= 
terliche Beurtheilung defjelben nichts tauge. Nichtet man die Rechtsmittel won dieſem Ge: 
fichtspunfte aus ein, jo wird fid als Confequenz ergeben, daß der Enticheidung des 
Nichterd der zweiten, vefp. dritten Inftanz fein anderes Material zu Grunde liegt, als 
dasjenige, welches aud dem Richter der erften Inftanz zur Beurtheilung vorlag, und mit 
hin Der procefiualiiche Effect des Rechtsmittels darauf bejchränft bleibt, daß nur dasjenige 
proceſſualiſche Material, welches bereits in der erſten Inftanz beurtheilt worden, nun in 
der zweiten Inſtanz noch einmal beurtheilt wird. Oder die Partei geht von der Anficht 
aus, der ganze Proceß ſei in der erften Inftanz ſowohl feinem procefjualifchen Material, 
wie auch feiner richterlichen Entſcheidung nach ſchlecht geführt ; die Partei will daher den 
ganzen Proceß nody einmal von neuem führen. Im dem erjteren Falle wird das Bor 
bringen neuer Thatſachen und neuer Beweismittel unzuläffig, in dem letzteren Falle voll: 
tommen unbejchräntt fein. Das fchriftliche Verfahren wird die erjtere wie die legtere 
Methode gejtatten ; das mündliche Verfahren, jelbft wenn neue Thatſachen und Beweis: 
mittel nicht gefordert werden, nur die lettere Methode. Die Gefeggebung bat nun bie 
jetst mit Rückſicht auf den ſoeben berührten Unterichied die Sache jo gejtaltet, daß fie den 
in erſter Inftanz geführten Proceß zwar keineswegs als nicht geführt betrachtet, ſobald ein 
Rechtsmittel eingelegt it, denfelben vielmehr auch für das Verfahren in der höheren In— 
ftanz zu Grunde legt; dabei jedoch geitattet, dap auch in der höheren Inftanz neue That 
jachen und neue Beweismittel, wenn auch in verfchiedenem Umfange und unter mamich— 
fachen Beſchränkungen beigebracht werden fünnen (ſ. g. benefieium novorum). 
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Bon einem ganz anderen Gefichtspunfte aus laſſen fich ſodann die Rechtsmittel in 
folgender Weiſe von einander unterſcheiden. Entweder man will, daß dasjenige Gericht, 
welches durch Einlegung des Rechtsmittels mit der Sache befaßt wird, die Sache jelbft 
entjcheide, oder man will nur von dem angerufenen Gerichte, daß es die ftattgehabte Pro- 
cepführung und zwar deshalb verwerfe, weil bei diejer Die beftehenden Gejege unrichtig 
angewandt worden find. Hat dann das Rechtsmittel Erfolg, jo wird das ftattgehabte 
Verfahren vernichtet, caffirt, und indem durch die höhere Inftanz angegeben wird, wie mit 
Bezug auf den vorliegenden Fall das beftehende Recht anzumenden ſei, erfolgt eine noch— 
malige Proceßführung in derſelben Inſtanz, vor der ſchon einmal der Proceß geführt 
wurde, jet jedoch unter Befolgung der vom Caſſationsgerichte ertheilten Anweiſung über 
die Rechtsanwendung. 

Verſchieden find ferner die Nechtömittel darin, daß einzelne derjelben die fernere Ent— 
ſcheidung der Sache an ein dem Inſtanzenzuge nach höheres Gericht bringen — Rechts— 
mittel mit Devolutiv -Effet — während andere Rechtsmittel einen ſolchen Devolutiv- 
Effect nicht haben, vielmehr nur bewirken, daß die nochmalige Enticheivung bei einem 
Gerichte gleicher Inſtanz erfolgt; entweder bei einem anderen Gerichte der gleichen In— 
ftanz, oder bei einem anderen Senate deijelben Gerichts, oder von dem Collegium besje- 
nigen Gerichts, deijen Einzelrichter die Sache zuerft entichteven hatte. 

Nicht minder find die Rechtsmittel dadurch von einander unterſchieden, daß einige 
derjelben das in der früheren Imftanz gefprochene Erkenntniß nicht vechtöfräftig werben 
laffen — Suspenfiv- Effect — während andere diefen Suspenfiv - Effect nicht haben, 
woraus denn folgt, daß troß der Einlegung des Nechtsmitteld das angefochtene Erfenntniß 
durch die Execution vollſtreckt werden fann. 

Auch die Frift, innerhalb deren ein Rechtsmittel eingelegt werden darf, unterjcheidet 
die Rechtsmittel von einander. Denn bald muß ein Rechtsmittel, falld die Anwendung 
defjelben nicht überhaupt unzuläffig werden ſoll, innerhalb einer beftimmten Frift eingelegt 
werden — ordentliche Rechtsmittel — bald ift die Einlegung des Rechtömittels an feine 
Friſt gebunden — auferordentliche Nechtömittel. 

Endlich ift noch zu erwähnen, daß bei Beurtheilung der Begründung des Rechts- 
mittels der Richter der neuen Imftanz bald nur auf die Prüfung derjenigen Beſchwerde 
beſchränkt bleibt, welche von der das Nechtömittel ergreifenden Partei geltend gemacht 
wird, bald dagegen durch die Einlegung des Nechtsmitteld autorijirt wird, die vor ihn 
gebrachte Sache über die von der Partei geltend gemachte Beſchwerde hinaus, nach allen 
Seiten zu prüfen. Im erjterem Falle würde das Nechtömittel erfolglos bleiben, wenn die 
von der Partei erhobene Beſchwerde ſich ald unbegründet darftellt, wenn auch an anderen 
Stellen noch jo begründete Fehler des ftattgehabten Verfahrens ſich herausftellen follten. 
Im legteren Falle dagegen würden derartige Fehler des früheren Verfahrens dem Nechts- 
mittel zum Erfolge verhelfen, jelbjt wenn diefelben von der Partei gar nicht als Grund 
einer Beſchwerde anerfannt worden find. 

In BVorftehendem find die Elemente angeführt, welche in verſchiedenartigen Combi— 
nationen die verjchiedenartigen Nechtömittel der vwerfchiedenen Geſetze und der verfchiedenen 
Procekarten bilden. Es wird möglich fein, ein beftimmtes Nechtömittel einer beftimmten 
Procepart und eines bejtimmten Proceßgeſetzes zu verftehen, jobald man dafjelbe nach den 
hier aufgeftellten Gefichtöpunften analyfirt. So 3. B. ift die Nichtigfeitsbeichwerde des 
Preußiſchen Strafproceſſes ein ordentliches Nechtömittel mit Suspenfiv- und Devolutiv- 
Effect, bei welchem neue Thatſachen oder Bewersinittel nicht vorgebracht werben dürfen, 
bei deſſen Prüfung der Nichtigfeitörichter auf die — allerdings ziemlich allgemein gehal- 
tenen — Beſchwerdepunkte beſchränkt bleibt, und welches, wenn es von Erfolg ift, entwe- 
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der Caſſation des früheren Verfahrens oder ein Erkenntniß in der Sache ſelbſt zur Folge 
hat. So iſt, um ein anderes Beiſpiel anzuführen, die Reviſion oder Läuterung des ge— 
meinrechtlichen Civilproceſſes ein ordentliches Rechtsmittel mit Suspenſiv- aber ohne De— 
volutiv⸗Effect, bei welchem die Anführung neuer Thatſachen und Beweismittel benutzt 
werden kann, und auf welches ein Erkenntniß in der Sache ſelbſt erfolgt. 

Trotz aller ordentlichen und außerordentlichen Rechtsmittel jedoch; — einmal muß 
die Sache definitiv zu Ende kommen. Das Recht kann eine Zeit lang unſicher fein; — 
aber die Rechtsordnung würde es ſchlechterdings nicht vertragen, wollte man das Recht 
fortdauernd umficher laſſen; und dies würde geichehen, wenn nicht durch die Proceßgeſetze 
beftummt würde, daß, an einem gewiſſen Punkte angelangt, die Sache definitiv zu Ende 
ſein, und das Einlegen der Nechtömittel aufhören ſolle. 

Dieſer Gedanke hat namentlich zu einem für den Strafproceß ſehr wichtigen Rechts⸗ 
ſatz geführt, welcher Rechtsſatz durch die wenigen Worte: non bis in idem bezeichnet 
wird. Im Strafproceß ſoll Doch materielle Wahrheit feſtgeſtellt werden. Dazu gehört 
natürlich, daß alle Thatſachen, alle Beweismittel, welche für dieſen Zweck verwerthet wer— 
den können, auch wirklich verwerthet werden. Wollte man nun dieſer Forderung in 
unbeſchränkter Weiſe nachgeben, ſo würde hieraus folgen, daß jedes ſtrafrechtliche Urtheil 
nur ein proviſoriſches fein, d. h. Rechtskraft nur unter dem Vorbehalte erlangen fünnte, 
daß nicht noch ſpäter Thatfachen oder Beweismittel gefunden werben, welche eine andere 
Beurtheilung der Sache nothmwendig machen. Diefem Gedanken ift denn aud im 
der Weife Nechnung getragen, daß man einerſeits freifprechende Erkenntniſſe in vielen, 
Fällen nur vorläufig freißprechende fein ließ, fih alſo die Möglichkeit offen erhielt 
die Sache von neuem zu verfolgen, jobald fich neue Belaftungsmomente ergeben follten ; 
andererjeit8 auch vwerurtheilenden Erfenntniffen gegenüber die Möglichkeit gewährte, neu 
aufgefundene Entlaftungsmomente zu vwerwerthen, indem man in weiten Umfange die Re— 
ftitution wegen neu aufgefundener Beweismittel (restitutio ex capite novorum) gejtat= 
tete. Es konnte mithin der Fall eintreten, daß wegen eimer und derfelden Sache mebr 
als einmal procedirt wurde, Das neuere Recht hat es zwar keineswegs aufgegeben, 
durch den Strafproceh die materielle Wahrheit herauszuftellen, es gibt daſſelbe die Mög- 
fichteit in jeder Weile zuverläffige Wahrheitserforichungsmittel zu benugen ; aber — wen 
num alles geichehen iſt, was nach menfchlichem Willen zur Erforjhung der Wahrheit ge- 
ſchehen konnte, jo verlangt es die Sicherheit des Rechts ſowohl im Intereſſe der öffent- 
lichen Ordnung, wie auch im Intereſſe des verfolgten Angeklagten, daß dann die Sache 
definitiv zu Ende ſei. Der heutige Strafprocek gewährt feine restitutio ex capite no- 
vorum, er fennt feine nur vorläufige Freiſprechung, er geftattet nicht, daß, wenn redhts- 
kräftig erkannt ift, wegen derjelben Sache noch einmal procedirt werde; vielmehr find 
jeine Freiſprechungen wie feine Verurtheilungen nur definitive. Das ift der Inhalt des: 
non bis in idem. Soll diefer Sa angewandt werden, jo ift die Eriftenz des rechts— 
kräftigen Enderkenntniſſes die eine Vorausfegung ; die andere VBorausfegung ift das Mo— 
ment derjelben Strafſache. Iſt Durch Das Strafverfahren eine verbrecherifhe Rechtsver— 
legung individualifirt, d. > durch Zeit, Ort, Perfonen und Art der Nechtöverlegung be: 
ftummt bezeichnet, jo it es gleichgültig, ob Freilpredung oder Berurtheilung Deswegen 
erfolgte, weil die begangene Nechtöverlegung unter einem unrichtigen juriftiichen Gefichts: 
punfte aufgefaßt wurde; ſo ift es gleichgültig, ob die höhere oder geringere Beſtrafung, 
ob die Beitrafung oder Freifprehung überhaupt erfolgte, weil: dieſer oder jener für die 
Strafbarkeit, reſp. Strafausichliefung, für die Straferhöhung oder die Strafminderumg 
beveutfame Umſtand überjehen wurde. Wenn dagegen bei ein und derjelben Gelegenbeit, 
von den gleichen Perſonen verichiedene Rechtsverletzungen begangen wurden, jo wird trot 
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des äuferlichen Zuſammenhanges, in welchem dieſe verichiedenen Stvafverlegungen ftehen, 
jeve derſelben ala für fich beftehend zu betrachten, und der Sat: non bis in idem fein 
Hinderungägrund fein, eine Rechtsverletzung zu verfolgen, welde man auch ſchon früher 
gelegentlich der Verfolgung einer anderen mit ihr in äußerlichem Zujammenhange ftehendeu 
hätte verfolgen können. Der Schlüffel für die mit der Anwendung des Gates: non bis 
in idem zufammenhängenden Streitfragen Tiegt in der ftrafrechtlicen Yehre der Ber: 
brecdensconeurrenz. Käme der Fall vor, daf die Unſchuld eines Verurtheilten durch neu 
aufgefundene Thatfachen oder Beweismittel Dargethan werben könnte, fo gibt es fein 
Rechtömittel diejelbe zu erlangen, ſondern es kann dann nur Begnadigung helfen. Falls 
jedoch eines der Beweismittel, welche zur Berurtheilung führten, gefälicht worden wäre 
— Meineid eines Zeugen, Fälſchung einer Urkunde — jo würde das außerordentliche 
Rechtömittel, die restitutio ex falsu causa, zuläffig fein. 


IX. Execution. 


Im Givilproceh gibt e8 feine Erecution won Erfenntniffen, durch welche Kläger mit 
feiner Klage abgewiefen wird — follte Kläger von neuem eine Klage anftellen, jo ift 
Berklagter genügend dadurd) geſchützt, daß er fich auf das den Kläger abweifende Erkennt— 
niß beruft — (exc. rei judicatae) und ebenfo wenig gibt es im Strafproceh eme Ere- 
cution wegen freiiprechender Urtbeile. 

Die Execution, d. h. die Vollſtreckung eines vechtöfräftigen Urtheils bezieht fich da— 
ber im Givilproceß, wie im Strafproceß lediglich auf verurtheilende Erkenntniſſe. Nicht 
immer aber ift weder im Civilproceſſe noch auch im Strafproceile die Rechtöfraft eines 
Urtheils identiſch mit der Vollſtreckbarkeit deſſelben — es kam durch das cwilrechtliche 
Erfenntnig dem Schuldner eine Frift zur Zahlung nachgelaſſen; e8 fünnen in der Perfon 
des Forderungsberechtigten, 3. B. durch Erbichaft, Ceſſion u. |. w. Aenderungen entftan= 
ven fein, welche die Frage enttehen laſſen, ob ver die Erecution Nachſuchende auch hierzu 
legitimirt ſei; es kann der verurtheilte Schuloner in Concurs gerathen fein, jo daß eine 
einjeitige Befriedigung dieſes Gläubigers unzuläffig wird; e8 fann von dem im einem 
Strafproceß vechtöfräftig Verurtbeilten die Begnadigung nachgefucht fein, wodurch wenig— 
ſtens in mandyen Fällen die Vollſtreckung des Urtheils gehemmt wird, oder es iſt der zu 
einer Freiheitsſtrafe Verurtheilte jo franf, daß der Beginn der Strafvollſtreckung für ihn 
einen größeren, als den durch die Geſetze beabjichtigten Nachtheil herbeiführen wide — 
8 iſt daher in diefen und ähnlichen Fällen nicht nur die Rechtskraft, ſondern auch die 
Vollſtreckbarkeit des Urtheils feſtzuſtellen. Eine beſondere richterliche Verfügung in dieſet 
Beziehung (Ereeutionsclanfel) wird aber im Strafproceffe gar nicht nöthig fein, da, wenn 
nicht Das Gericht jelbft, jo doc, die Staatdanwaltichaft die Vollſtreckung zu vermlaff en 
bat ; in Givilproceffen wird dagegen die Erecutionsclaufel da nothwendig, wo nicht das 
Gericht ſelbſt, jondern wie im franzöſiſchen Procefje die Gerichtövollftveder (Huiſſiers), de— 
nen die Beurtheilung über die Erigibilität des Erkenntniſſes nicht zugemuthet werden kann, 
die Execution zu vollftreden haben. 

Die Erecution der Straferkenntniſſe erfolgt immer ex officio. Wie Das game 
Strafverfahren nur in öffentlihem Intereffe geführt wird, jo wird auch das Urtheil im 
öffentlichem Intereſſe vollftredt, und bedarf es hierzu namentlich nicht eines Antrages der 
verlegten Privatperfon. Nur in den jeltenften Fällen wird dem Antragerecht des Ver— 
legten auf Beftrafung die Ausdehnung gegeben, daß derjelbe feinen Strafantrag bis zur 
Bollftrefung des Erfenntniffes zurüdnehmen kann. Die Bollftredung des Strafurtheils 
bejteht darın, dag man den Verurtheilten die im Strafurtheile feſtgeſetzte Strafe ver: 
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büßen läßt. Wie das geſchieht, das beſtimmt das materielle Strafrecht. Lautet die Ver— 
urtheilung auf Geldbuße, ſo erfolgt die Beſchaffung der Geldſumme, zu welcher der An— 
gellagte verurtheilt wurde, in ähnlicher Weiſe wie im Civilproceſſe durch Execution Geld— 
ſummen beigetrieben werden. 

Im Civilproceffe erfolgt dagegen die Execution nur auf Antrag der Partei ; denn 
nur in ihrem Intereſſe und auf ihre Beranlaffung wurde der Proceß geführt. Dasjenige 
nun, zu deſſen Yeiftung der Berflagte verurtheilt werben kann, ift ebenfo verjchiedenartig. 
wie die Ansprüche, welche im Givilproceffe erhoben werden können, verjchiedenartig find, 
Schließlich aber reducirt fih die Sade darauf, daß eventuell alles auf den gemeinfamen, 
den wirtbichaftlichen Verlehr jowohl wie auch das Privatrecht beherrſchenden Generalnen= 
ner, nämlich auf das Geld zurüdgeführt wird. 

1) Nehmen wir den Fall, daß der Verklagte zu einer Geldzahlung verurtbeilt 
jet. Die Execution fol dies Geld dem Kläger verfchaffen. Zu diefem Zwede läßt man 
dem Schuldner Bermögensobjecte wegnehmen, durch welche die Geldforderung gededt wer— 
den kann. Man nimmt Geld, Geldpapiere, find dieje nicht vorhanden, bewegliche Sachen, 
die man verkauft; find auch dieſe nicht vorhanden, jo ergreift die Erecution Grundftüde 
(Immobilien), deren Berfauf (Subhaftation) nach beſtimmten mit dem Hypothekenrechte in 
naher Beziehung ftehenden Vorſchriften erfolgt (Subhaftationsverfahren). Auch Forderun— 
gen dienen als Erecutionsobjet. Der Schulpner des Erequendus wird angewieſen, nicht 
an diefen, jondern an das erequirende Gericht, reſp. an den die Execution Nachſuchenden 
feine Echuld zu entrichten. Papiere au porteur werden fofort nach dem baaren Gelde 
als Executionsobject betrachtet. 

2) Iſt dem Kläger eine Sache durch gerichtliches Erkenntniß zugeſprochen, jo wird, 
wenn es eine Mobilie ift, diejelbe den Schuldner fortgenommen ; handelt es fich jedoch 
um eine Immobilie, jo wird die Execution dadurch vollzogen, daß der Schuldner gericht- 
lich hinausgeworfen (Ermiffion) und der Gläubiger gerichtlich in den Befig eingeführt 
wird (Immiſſion). Wenn aber die Sadye felbit, um die es fich handelt, nicht zu erlangen 
ift, jo muß fich der Gläubiger mit dem Werthe derfelben begnügen, und die Execution. 
geſchieht durch Herbeilchaffung der den Werth repräfentirenden Geldſumme. 

3) Die Berurtheilung geht dahin, daß der Schuldner etwas thun folle. Es wird 
den Gondemnirten aufgegeben, innerhalb einer beftimmten Frift die Handlung felbft vor— 
zunehmen, die Arbeit jelbit zu leiften ; gefchieht dies nicht, jo wird die Arbeit durch einen 
Anderen auf Koften des Gondemnirten geleiftet und die entjtandenen Koften werden von 
dem Condemnirten wie eine Geldſchuld beigetrieben. Dies ift natürlich nur möglid, wenn 
es ſich um Yeiftungen handelt, welche gleich gut und gleich werthvoll von werjchiedenen Per— 
jonen geleiftet werben fünnen (j. g. fungible Leiftungen); handelt es ſich dagegen um 
Yeiftungen, welche ihren Werth wejentlicy dadurch erhalten, daß fie gerade von diefer Per- 
jon gewährt werden (nicht fungible Leitungen — 3. B. ein Schriftfteller wird condemnirt 
einer Berlagehandlung jo und fo viel Bände Nomanztiteratur zu liefern), jo bleibt zu= 
let nichts anderes übrig, als die nicht erfolgte Leiſtung ihrem Geldwerthe nach zu taris 
ren und die betreffende Geldfumme von dem Gondemnirten beizutreiben. 

4) Geht die Berurtheilung darauf, daß der Condemnirte etwas unterlaffe, 3. B. einen 
von ihm bis dahın über eın fremdes Grundſtück benugten Weg in Zukunft nicht mehr benuge, 
jo wird dem Gondemnirten aufgegeben, die fragliche Handlung in Zukunft zu unterlajien, 
unter der Androhung, daß wenn er es dennoch thue, er eine beſtimmte, im Wiederholungsfalle 
noch zu erhöhende Geldbuße zu zahlen haben werde. Handelt dann der Condemnirte gegen 
das rechtöfräftig gewordene Berbot, jo mird die Geldbuße und der etwa noch weiter ge- 
hende vom Beichädigten zu liquidirende Schaden wie eine Geldſchuld erequirt. 


— — 
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Das deutfdhe Verfaſſungsrecht. 


Bon 


Prof. Dr. F. v. Holtendorff 


in Berlin. 


I. Die allgemeinen Grundlagen des neueren deutfchen Verfaſſungsrechts. 


8. 1. Begriff und Weſen des Staatsrechts. Der Staat ift die Vor— 
ausfegung des poſitiven Nechts überhaupt. Jedes Geje und jedes Rechtsverhältniß trägt 
aljo eine Beziehung zum Staate in fi. Inſofern aber die Aufrechterhaltung der ftaat= 
fichen Herrſchaft über die einzelnen ihr unterworfenen Glieder des Volks, die Formen und 
Objecte ihrer unmittelbaren Wirffamteit als Inhalt einer nothwendig verpflichtenden Ord— 
dung erfaßt und gewollt werden, jcheibet fich innerhalb des Gejammtgebietes der Kechts- 
geftaltungen als ein beſonderer Theil vefielben das Staatsreht aus. Hierbei zeigt 
fich die Wechſelwirkung und gegenfeitige Bedingtheit der Begriffe von Recht und Staat. 
Während der legtere dem Rechte nad allen ihm unterworfenen Richtungen des menfch- 
lichen Yebens Wirklichkeit gibt, wird er jelbft von den Rechtsideen erfaßt, gebildet und ge— 
leitet. Er tritt den Individuen gegenüber ein in das Verhältniß des Berechtigten und 
Berpflichteten. Die diefe Beziehung der Staatögefammtheit zu den ihr Angehörigen be= 
herrjchenden Normen wiflenjchaftlich zu begründen und tm Zuſammenhang nachzuweiſen, 
bezweckt die Darftellung des Staatsrechts. 

Das Eigenthümliche dieſer Normen liegt vorwiegend in der durch die hiftoriiche Ent— 
widelung und den Gefammtcharafter des Volkes bedingten Abhängigkeit von gegebenen, 
der menſchlichen Willkür größtentheild entzogenen Zuftänden, woraus der verhältniß- 
mäßig ftärfer herwortretende nationale Charakter aller ſtaatlichen Nechte ſich erklärt. Auch 
in der deutſchen Staatsentwidelung bewährt ſich Died. Denn während das römische Recht 
auf weiteften Streden des Privatrechtd als gemein gültige® Aufnahme fand, vermochte es 
die juriftifche Geftaltung der ſtaatlichen Herricaftsverhältniffe nur vorübergehend zu be 
einfluſſen. Die Berjchiedenheiten in der pofitiven Bedeutung der ſtaatlichen Herrſchafts— 
rechte, welche wir im Staatörechte der einzelnen Länder betrachten, find nämlich gleichzeitig 
die Quelle und die Grundlage aller nationalen Rechtsbildungen in den untergeordneten 
Kreifen der individuellen Thätigkeit. 

$. 2. Das allgemeine Staatsredt. Ein tiefer eindringendes Verſtändniß 
der ben einzelnen Staat in feinem Verhältniß zu den Staatöbürgern ummittelbar be— 
treffenden Rechtsordnung, des pofitiw geltenden Staatsrechts, it allerdings erſt möglich 
dur die Erkenntniß feiner eigenthümlichen Natur, die nur begriffen werben kann in der 
Gegenüberftellung zu anderen Staatsweſen. Im diefer Betrachtungsweile ift das Beſon— 
dere der einzelnen in der Geſchichte lebendig geweſenen oder noch lebenden Staatöförper zu 
trennen von den allgemeinen Merkmalen der ftaatlichen Wirkſamkeit überhaupt. So ent= 
fteht, dieſer Trennung entjprechend, neben der Wiffenfchaft des poſitiven, zwangsweiſe 
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wirfenden Rechts der Staaten aud bier die Wiſſenſchaft des allgemeinen, im ftaatlichen 
Weſen jchlechthin begründeten, oder durch univerſal menjchliche Zweckbeſtimmungen gefor- 
derten Rechts, 

Die wichtigfte Vorfrage für die wifjenjshaftlihe Begründung des Staatsrechts bildet 
die Feſtſtellung des Staatsbegriffes, deſſen Ausarbeitung Sache der Geſchichtöphilo— 
ſophie iſt, und auch in der That von keinem der philoſophiſchen Syſteme vermieden wer— 
den konnte. Mit den Mitteln der Jurisprudenz allein kann der Staat nimmer völlig 
begriffen oder conftruirt werden. Wenn die Geſetze nämlich den Nechtöfundigen auch ftets 
auf ihre in dem Gefammtwillen eines Volkes liegende Duelle, alſo auf den Staat felbft, 
zurüdleiten, fo ift doch der Staat ſeinerſeits hinwiederum eine Wirkung folder Urfachen, 
die außerhalb jeder pofitiven Rechtsordnung Liegen und deswegen nicht juriſtiſch beſtimmt 
werden fünnen. 

Die Rechtswiſſenſchaft betrachtet den Staat nur unter einem genau abgemefjenen 
Geſichtswinkel. Sie hat es mur mit denjenigen Ericeinungen des ftaatlichen Lebens einer 
bejtimmten Nation zu thun, welche ſich als Willensacte aus dem Einheitsbewußtſein der- 
jelben ergeben und als Rechtsnormen ankündigen, Neben der juriftiichen Betrachtung 
fteht die hiſtoriſche und politische ergänzend und das Verſtändniß des Staates in feiner 
Geſammtheit geradezu bedingend. Nur zum geringften Theil wird das Wejen eines be 
ftunmten Staates durdy die Gonftruction eines dogmatiſch abgefchloffenen Syſtems ver in 
ihm geltenden Normen begreiflich gemadt. Vielmehr ift die praktiſche Geftaltung des 
pojitiven Staatsrechts weſentlich abhängig von der Erkenntniß der Entwidelungsgejege, 
welche die Völker beherrſchen und beftimmen; die tiefere Erfafjung des Staatsrechts daher 
nur denfbar durch die Herftellung eines Zufammenhangs zwilchen den ihm eigenthümlichen 
Lehren und den Staatswiſſenſchaften, melde auch die juriftiich und legislativ unbe- 
ftummbaren Yebensäußerungen des Staates feftzuftellen fuchen oder in ihrer Bedeutung 
nadyweifen. Die PVermittelung zwiſchen dem pofitiven Staatsrecht einerſeits und den 
Lehren der Staatswiſſenſchaft auf Grundlage geſchichtlicher Forſchung und einer die Mehr: 
beit auf gleicher Gulturgrundlage ftehender Nationen umfpannenden Bergleihung ift Sache 
theild des allgemeinen Staatsrechts, theils der Politif, wober jenem mehr die Erklärung 
der wejentlichen und dauernden Merkmale des ftaatlichen Yebensproceffes, dieſer hingegen 
die Nachmeifung der den thatfählihen Erfolg der Staatöhandlungen bedingenden 
Momente veränderlier und geſchichtlich wandelbarer Art zufäll. 


(Literatur. Außer den einleitenden Abfchnitten in den Lehrbüchern des beutfhen Staats— 
rechts handeln vom allgemeinen Staatsrecht: Bluntſchli, Allgemeines Staatsrecht, 4. Aufl. 1368 
(2 Bde); v. Held, Orundzüge des allgemeinen Staatsrehts oder Iuftitutionen des öffentlichen 
Rechts, Leipzig 186% (S. 20 ift die ältere Yiteratur aufgeführt). Ueber das Verhältniß des 
Staatsrechts zu den Staatswiſſenſchaften: R v. Mobl, Encyelopädie der Staatswiſſenſchaften, 
1859, und hiſtoriſch in: Bluntſchli, Geſchichte des allgemeinen Staatsrechts und der Politik, 
1864. — v. Holtzendorff, Die Prineipien der Politik, 1869.) 


$. 3. Die Staatsgewalt. Der Entſtehungsproceß und der Untergang der 
Staaten in der Gejchichte iſt zumächit Fein Object der Darftellung für das pofitive 
Staatörecht, jondern vielmehr eine Borausjegung, auf welche daſſelbe zu begründen ift. 
Keine pofitive Staatöordnung kann ewig fein. Die Vorgänge der ftaatlicyen Geburt und 
des ftaatlichen Berfalles vollziehen ſich niemals in vedhtlih woraus beſtimmter Form. 
Ueberhaupt nimmt der Staat überall erft auf einer höheren Stufe der Entwidelung 
einen Rechtscharakter für das Bewußtſein der in ihm verbundenen Nation an. Yange 
Zeit nach feiner Entftebung bleibt ev nur eine inftinetiv als nothwendig empfundene, aber 
nicht als fittlih erfannte Macht über den Einzelnen. Und fein Untergang wird meiſten— 
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theils eingeleitet durch die aus Verfennung der nothwendigen Gemeinfchaftsordnung empor⸗ 
wuchernde Ueberordnung des individuellen Eigennutzes und der gefellichaftlichen Intereſſen. 

Der Grundbegriff, an welchen ſich das pofitive Staatsrecht überall anknüpft, ift der— 
jenige der Staatsgewalt, zu deren Definition der Reihe nad verſchiedene Formeln 
aufgeftellt worden find. Meiftentheild wurden diejelben aus dem geichichtlichen Entitehunge- 
proceß einiger Staaten, oder aus dem jeweiligen Entwidelungsftande des individuellen 
Rechtsbewußtſeins abgeleitet. Im allgemeinen ftanden diefe Definitionen außerdem in 
Berbindung mit der juriftiichen Conftruction des Staates. Bon den orientalischen Staats: 
anſchauungen oder der Firchlich= ftaatlichen Offenbarungslehre abgefehen, waren es vor= 
zugsweiſe drei verjchiedene, auch gegenwärtig noch nebeneinander fortlaufende theoretiiche 
Srundrichtungen, weldye gleihjam den Bauftil bejtimmen in der Architectur der ftaate- 
rechtlichen Syfteme. Indem man erjtens den Staat bervorgehen ließ aus der präfu- 
mirten Webereinftimmung der durch gemeinfchaftliche Interefien verbundenen Individuen, 
und ſich der Analogien Des Privatrechts bediente, erblidte man in der Staatsgewalt 
nichts anderes, als die überall abgeleitete Function eines Mehrheitswillens, wobei man 
vielfach ſogar die Formel der durch Fiction geichaffenen, für vermögensrechtliche Zwecke 
beitimmten Perſönlichkeit der Geſellſchafts- oder Genofjenichaftsverwaltung verwendete. 
Der Staat war hiernach die juriftiiche oder moraliiche Perſönlichkeit, verliehen an die ge— 
meinfamen Zwedbeftimmungen der ftaatsbürgerlihen Individuen, Als man das Unzu— 
reichende diefer Auffaflung erkannte und die Macht der geſchichtlich überlieferten Zuftinde 
verftand, begann man zweitens dem natürlichen Charakter des Staates hervorzuheben 
und ihn ald Organismus zu begreifen, in welchem jeder Theil ein vom Ganzen be= 
Dingted und wiederum auch das Ganze in Wechſelwirkung bedingendes Leben entfaltet, ala 
deſſen Mittelpunkt die Staatögewalt gedacht wurde. Damit follte deren Geftaltung wor 
allen Dingen den bemußten und rationalen Eimwirfungen der individuellen Willensiphäre 
entrüct werden. Endlic bat man drittens unter Anerfenmung der organtichen Natur 
der Staatsbildungen einen Zufammenbang der Staatsgemalt mit dem Volksbewußtſein 
in der Formel der Staatsperſönlichkeit aufzuftellen unternommen. 

Obgleich num die juriftiiche Theorie die Kanten des für ihren Aufbau zu benugen- 
den Grumndfteines keineswegs überall ſcharf ausgemeikelt bat, ſo ift dennoch in der Be— 
jettigung ehemals herrſchender Irrthümer ein großer Fortjchritt unverlennbar. Das 
Verſtändniß des Staates hat überall gewonnen, ſeitdem man ſich von der einfeitigen 
Herrſchaft des römischen Privatrechts befreite, die nationalen und geichichtlichen Elemente 
in den deutfchen Staatöwejen begriff und gegen die Abjtracttonen der alten naturredit- 
lihen Schule mißtrauiſch ward. Dieſe beifere Erkenntniß tritt namentlich darin hervor, 
daß man den im Staate herrſchenden Willen und feine Bethätigung dur eine im Staate 
widerſpruchslos gebietende Macht nicht mehr aus der Uebereinſtimmung der einzelnen 
Willen im Wege der Addition zu begründen fucht, Tondern als rein natürlich aus dem 
äußerlich in territorialer Begrenzung abgeichloffenen Volkökörper erwachſen und durch das 
gleichfalls geichichtlich gewordene Volksbewußtſein Leiten und befchränten" Tief. Die 
Staatögewalt iſt jomit der höchſte, mit äußerlich zwingenden Madhtmitteln ausge 
vüftete und deöwegen zuftindlich herrichende Einheitswille des Volkes. ALS fchlechthin un— 
erläßlich und abſolut nothwendig begriffen ſowohl für die Selbiterhaltung des Volkes 
neben anderen Völkern, als auch für die fittlihe Entwidelung umd rechtliche Geltung aller 
zum Bolte gehörigen Individuen, empfängt die Staatögewalt, ohne Rückſicht auf ihren 
Entftehungsproceß und deſſen Uebereinftimmung, die vechtlihe Sanction ihres Beftandes 
durch Die Anerfenmung des zum Selbftbewußtfein gelangten Volkes. Als höchſter Wille 
it die Etaatsgewalt ſo uverän, d. h. fie kann weder in der Theilung gleichberechtigter, 
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nebeneinander herrſchender Willensträfte, noch in der Unterordnung unter eine andere, inner 
oder außerhalb des Vollskörpers beftehende Macht ihren Begriff wahren. Untheilbarkeit, 
Selbftftändigkeit, Zuftändlichkeit und Unabhängigkeit find fomit die umentbehrlicen Ele— 
mente ihres Dafeind. Dagegen ift es für den Begriff der Somveränetät gleichgültig, ob 
fie ſich felbit bezüglih der Gegenftände ihrer Thätigkeit beſchränkte oder beichränten 
ließ, wofern num die Möglichkeit befteht, daß fie, in Uebereinftunmung mit dem Princip 
ihrer Eriftenz, alle einzelnen, thatſächlich beherrichbaren Functionen des Volkslebens 
oder der Privatthätigfeit ihrer Macht unterwerfen fann. Die Formen, in denen ſich die 
Staatögewalt äußert, find mit Nüdjicht auf den Gegenftand und ven Zweck ihrer Her: 
ſchaft jehr verjchieden. 

Vor Jahren hat man verfucht, die wichtigſten Aeußerungen der höchſten Staatöges 
walt unter gemiffe entſcheidende Gefichtspunfte zu clafjificiren. Die dem Altertum ent- 
ſtammende und auch heute mit Vorliebe feftgehaltene Eintheilung unterjcheidet als funda— 
mentale Wirffamfeiten: die gejeggebende Gewalt, melde allgemein vwerbindende, 
dauernde Normen des Handelns aufftellt ; die richterliche Gewalt, melde über bie 
ftreitig gewordene Anwendung des Geſetzes auf den einzelnen all entſcheidet und bie 
Folgen einer gejchehenen Nechtöverlegung für Rechtſuchende beftimmt; endlich die aus: 
führende Gewalt (Erecutive), welche die äußeren Machtmittel zur Aufrechthaltung 
des Geſetzes und Erzwingung des rechtlich geſchuldeten Gehorſams ordnet und verwendet. 
Gegen dieſe Eintheilung ift eingewendet worden, daß fie nicht erfchöpfend ſei. Und ın 
der That muß zugegeben werden, daß die Gefammtheit aller von der Staatögewalt zu üben 
den Funetionen ſprachlich nicht überall auf jene Dreitheilung zurüdgeführt werben fann. 
Andere haben deswegen verfucht, entweder diefe Unterjcheidungen zu vermehren, oder gar 
durch Aufftellung eines fertigen Schemas die einzelnen Thätigkeiten der Staatsgewalt nad) 
logischen und politiichen Merkmalen zu einander in das Verhältniß der Ueber oder Un: 
terordnung zu bringen. 

Wenn man indeffen das Wejen der ausführenden Gewalt jo auffaßt, daß ſie nicht 
nur den in Form des Geſetzes bereits gegebenen, ſondern auch den ummittelbar aus der 
Totalität der Staatögewalt hervorgehenden, der Gefegesform nicht bedürfenden Willen 
des Volkes zu realifiren hat, läßt ſich jene Dreitheilung immer noch gegenwärtig als die 
für willenfchaftliche Darftellung des Staatsrechts zweckmäßigſte Art der Unterfcheidung auf 
recht erhalten. 

Dagegen war ed allerdings eine der richtigen Erkenntniß des Staates höchſt nadı= 
theilige Auffaffung, wenn man den Grundcharakter der nicht im der Geſetzgebung und der 
richterlichen Thätigkeit herwortretenden Functionen der Staatögewalt damit erichöpft glaubte, 
daß es fih nur um Vollſtreckung einer im voraus überall gegebenen objectiven Norm 
handle. Eine derartige engere und deöwegen irrige Beſtimmung der ausführenden Ge— 
walt lag vielfadh der ehemals beliebten Theorie der Theilung der Staatögewalt und 
des ſ. g. Gleichgewichts der Staatögewalten zu Grunde. Der Grundgedanle diefer Theorie, 
die namentlih im vorigen Jahrhundert und zu Anfang des gegenwärtigen vielfad Ver: 
breitung gefunden hatte, beftand darin, daß die Freiheit der Staatsbürger durch eine 
gleihmäßige Vertheilung der Staatsgewalt auf mehrere nebeneinander wirkende Factoren 
in der Ausübung jicher zu ftellen ſei. 

8. 4. Wiifenfhaftlibe Behandlung des Staatsrechts. Mit der 
Unterſcheidung der weſentlichen, aus der Natur der Staatsgewalt abzuleitenden Functionen 
des einheitlich wirkenden Volkswillens hängt die Eintheilung des ſtaatsrechtlichen Stoffes 
für die Zwecke der wiſſenſchaftlichen Behandlung eng zufammen, Wir unterjcheiden inner⸗ 
halb des Staatsrechts zuvörderſt Verfaſſungs- und Berwaltungsrecht (droit 
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eonstitutionel und droit administratif) in dem Simne, daß jenes die Formen, in 
denen, und die Schranken, bis zu melden ſich der Staatöwille allgemein äußert 
und bethätigt, dieſes Hingegen die beſondere Natur und Behanblungsweife ber ber 
Verfügung der Staatögewalt unterliegenden Objecte aus den Gefichtspunfte der ma— 
teriellen Gefegesanmendung zu feinem Gegenftande bat. Gegen dieſe Einteilung hat 
neuerdings Gerber (in feinen Grundzügen eines Syſtems des deutſchen Staatsrechts, 
1865, 2. Audg. 1869) Widerſpruch erhoben, indem er feinerjeits Das Verfaſſungsrecht 
mit dem Staatsrecht identificırt und das Verwaltungsrecht als eine davon abgeſchiedene, 
Velbftftändig conftituirte Materie des öffentlichen Rechts neben dem Strafrecht, dem Völ— 
ferrecht u. |. mw. anerkannt jehen will. Für die Zwecke der Darftellung aller dem Ber= 
, waltungsreht angehörigen Einzelheiten ift indeffen bereitS eine weitere Specialiſirung faft 
überall eingetreten, indem die Finanzwiſſenſchaft, Die Polizeiwiſſenſchaft oder Die Berwal- 
tungslehre ſchlechthin für ihre Zwecke jich einen großen Theil des verwaltungsrechtlichen 
Detaild angeeignet haben. Die allen Verwaltungszweigen gemeinjamen Grundſätze, jo= 
weit fie rechtliche Geftalt gewonnen haben, find indeſſen um fo mehr im wifjenjchaftlich 
engeren Zuſammenhange mit dem Verfaſſungsrecht zu erhalten und durch den Titel des 
Staatsrechts zu combiniren, ald die richtige Behandlung und die Kritit der Verfaſſungs— 
bildungen gar nicht von der Würdigung der VBerwaltungsorganifationen getrennt werben 
fann. Unter dem gemeinfamen Titel des Staatsrechts ift Daher, methodiſch gewürbigt, 
das Verhältnig von Staats- und Verwaltungsrecht faum ein anderes, als zwiſchen Fa— 
miltenrecht und Erbrecht innerhalb des gemeinfamen Rahmens des Privatredhts. 

Für die Zwede unferer encyelopädiſchen Darftellung eignen wir und jene herkömm— 
(id) gewordene Unterfheidung an; doc wird das Verwaltungsrecht, weil es inner- 
halb des Staatörechts genügend abgegrenzt werden fann, einer anderen und ſachverſtän⸗ 
digeren Feder anvertraut werden. 

Eine andere Eintheilungsweiſe, die jedoch nicht für das poſitive Staatsrecht aller 
Yander benugt werden kaun, iſt diejenige in gemeines und particuläres Staats— 
recht. Eine bejondere Bedeutung hat diejelbe für die zufammengejegten Staatskörper, 
von denen weiterhin in der Yehre von den Staatenwerbindungen die Rede fein wird. 
Bon einem formal gemeinen Rechte für Deutichland kann feit der Auflöfung des deutjchen 
Reiches oder des deutichen Bundes feine Rede mehr fein. Ob von einem materiell ge— 
meinen Staatörecht geiprochen werden darf, ift zweifelhaft, weil die aus dem ehemaligen 
Zuſammenhang überfommenen, gemeinichaftlid, gebliebenen Rechtsnormen weder an Zahl, 
noch an Inhalt bedeutend genannt werden können. Im übrigen verfteht es ſich von jelbit, 
daß Erforihung und Darftellung des die einzelnen deutſchen Staaten betreffenden Staats- 
rechts nur auf einer biftorifhen Baſis vollftändig zu löfen ift. Die Uebergänge in 
der deutichen Staatsrechtsbildung find niemals jo jchroffe geweſen, wie in anderen conti= 
nentalen Staaten, vorzugsweiſe in Frankreich. Daraus erflärt ſich auch beifpielshalber, daß 
die Trennung zwiſchen dem heutigen Berfafjungsrecht und dem |. g. Privatrecht der fürftlichen 
Familien noch nicht vollftändig in der Darftellung des Staatörechts vollzogen werben 
fan. Mannichfache Refte des Lehnrechts und des auf den hoben Adel ehemals bezüg- 
lichen Standesrechts haben ſich in die Gegenwart fortgepflanzt, ſo daß das Verſtändniß 
des Gegenwärtigen überall wejentlih aus dem Bergangenen zu ergänzen iſt. Vornehm— 
lich gilt dies für die Lehre von der Thronerbfolge, und der Schleswig: Holfteinjdhe 
Streit insbefondere hat gezeigt, welcher Aufwand vechtöhiftoriichen Willens noch bei der 
Unterfuchung gegenwärtiger Streitfragen verbraucht werben kann. 


(Literatur. Faſt alle Lehrbücer des deutichen Staatsrechts find durch die Natur des 
Stoffes genöthigt, einerfeit8 Bundesrecht und Landesſtaatsrecht, ambdererjeits innerhalb des 
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Teteren wiederum Berfafjungsreht und Berwaltungsredt auseinanderzubalten. — Verzeichnet 
ift bie Yiteratur des älteren Reichsſtaatsrechts bei Pütter, Literatur bes deutſchen Staatsrechts, 
3 Theile, 1776—1783; diejenige der neueren Zeit bis 1555 bei Mohl, Die Gefhichte und Li— 
teratur der Staatswiflenfchaften in Monographien dargeftellt, 3 Bände, 1855 fi. Bon neueren 
Spitemen und Lehrbüchern find bervorzubeben: Klüber, Deffentliches Recht des Deutſchen Bun- 
des und der Bundesftaaten, Frantf. 1517, 4. Aufl. 1841. — Jordan, Lehrbuch des allgemei- 
nen und deutjhen Staatsrechts, Caſſel 1841. — Maurenbreder, Grundſätze des heutigen 
deutfhen Staatsrechts, 1837. — Weiß, Spftem des beutihen Staatsrechts, 1843. — 9.2. 
Zadariä, Deutſches Staatd- umd Bundesrecht, zuerft 1541, 3 Aufl. 1867. — Zöpfl, 
Grundfäge des gemeinen deutſchen Staatsrechts mit befonderer Rückſicht auf das allgemeine 
Staatsrecht und auf die neueften Zeitverbältniffe, 5. Aufl. 1863. — 3. Held, Syſtem des Ver— 
fafjungsrechte8 der monarchiſchen Staaten Deutichlands mit befonderer Nüdficht auf Conftitu- 
ttonalismus, 2 Bände, 1856 fi. — Grotefend, Syſtem des öffentlihen Rechts der beutfchen 
Staaten, 1. Abtb. 1860. — Schulze, Syſtem des beutfchen Staatsrechts, 1. Abth. 1865. — 
Gerber, Grundzüge eines Svyſtems des deutſchen Staatörechts, 1865, 2. Aufl. 1869. ALS ein-. 
leitende Schriften fommen in Betracht: Mejer, Einleitung in das deutſche Staatsrecht, 1861, 
und v. Kaltenborn, Einleitwig in das conftitutionelle Verfaſſungsrecht, 1863. — Yericalifche 
Werte: v. Rotted und Welder, Staatslericon oder Encyelopäbie der Staatswifienicaften, 
begonnen 1834, 3. Aufl. in 14 Bänden feit 1856 ff. — Bluntfhli und Brater, Staats 
wörterbuch, feit 1857. Fortlaufende Urkumdenfammlung zur Zeitgeſchichte: Aegidi und Klau- 
bold, Staatsarchiv, feit 1561. Eine dem Staatsrecht ausſchließlich gewidmete Zeitſchrift eriftirt 
nicht; die von Aegidi herausgegebene Zeitichrift für deutfches Staatsrecht und beutiche Ver— 
faffungsgefchichte börte nad der Ausgabe weniger Hefte 1867 wieder auf, zu erfceinen.) 

8.5. Die Staatsformen Die grumdfäglich wichtigjte Satzung des pofitiwen 
Staatsrechts ıft die Staatsform. Der Begriff des Staates jelbft ift eine Abftraction 
aus dem geicdsichtlichen Leben der Völker; er beveutet den Zuftand des einheitlich in 
Rechtsgemeinſchaft Tebenden Volkes, deſſen Gefchlechter, Gejellihaftsglieverungen und Ent: 
widelungsproceß Durch den Staat zufammengefaßt und verbunden werden. Solcher Zu: 
ſtand kann im geichichtlicher Dauer nur erhalten werden durch ununterbrochene Bethätigung 
des Geſammtwillens vermittelft natürlicher in der Sinnenwelt wirtender Kräfte, To daß 
alle Rechte der Staatögewalt gleichzeitig als nothwendig auszuübende Pflichten, mindeftens 
in ihrem Brincip, aufzufaffen find. 

Je nach der äußeren Erfcheinung der die Staatsgewalt ausübenden perſönlich menic- 
lichen Kräfte beftimmen fich die Staatsformen, deren Aufzählung und Bejchreibung 
eine der wichtigften und chwierigiten Aufgaben des allgemeinen Staatsrechts und der 
Politik bilde. Wie viele einfache Grundformen, mit Nüdficht auf die die Staatögemalt 
ausibenden Subjecte anzunehmen find, war von jeber und ift auch noch heute im der 
Theorie ftreitig, beſonders deswegen, weil man mit dem Subjecte der Ausübung der 
Staatsgewalt meiftentheils das Princip der Thätigfeit oder die Motive und Zwedbeſtim— 
mungen der Staatöhandlungen vermifchte. Die Dreitbeilung des Ariftoteles, welcher 
Monarchie, Ariftofratie und Demokratie (mebft drei |. g. Parekbaſen oder Entartungen 
in der Deipotie, der Oligarchie und der Ochlofratie) annahm, findet noch gegenwärtig 
ihre Anhänger, während andere, je nachdem die Staatsgewalt durch eine Perſon oder 
durch eine Perfonenmehrbeit ausgeübt wird, mer die zwei Grundformen der monarchticen 
oder republikaniſch geftalteten Staatsgewalt gelten laſſen wollen. Allein auch mit dieſer 
Aufftellung ift nicht jeder Zweifel befeitigt; denn von einigen Seiten wird beiſpielsweiſe 
die lebenslängliche oder Wahlmonarchie als eine republikaniſche Staatsform, dem Sprach— 
gebraud zumider, angenommen. Sogar mit Beziehung auf die heutige Geftaltung des 
engliſchen Königthums ift öfters die Behauptung zu hören, daß im Grunde eine Re 
publit anzunehmen fei. Um diefen Schwierigkeiten zu entgeben, bat man vworgejchlagen, 
auf Grundlage jener einfachen Staatsformen weitere Unterſchiede mit Rüchſicht darauf 
zuzulaſſen, ob die Ausübung der Staatsgewalt in Beziehung auf die Objecte ihrer Wirt: 
jamfeit umvermittelt vor ſich gebe (reine Staatöformen) oder vermittelt durch die 
nicht willfürlich abzumeifende Mitwirkung anderer Berfonen (gemiſchte Staatsformen). 
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Welche von den am fi) möglichen Staatöformen die befte oder wünſchenswertheſte 
ft, läßt ſich ohme Rückſicht auf gegebene Zuftände und thatlächliche Vorausſetzungen gar 
nicht allgemein beantworten, fo oft auch der Verſuch Damit gemacht worden tft. Jede 
Staatöform hat der Neihe nach ihre Anhänger und ihre Gegner gefunden, je nad) der 
Veiftungsfähigfeit der leitenden Staatsmänner. Irrig wäre es indeſſen, Deswegen zu glaus 
ben, daß die Staatöform überhaupt jo gut wie gar nichts zu bedeuten hätte, denn es 
(ft gereiß, daß der Uebergang von der einen Staatöform zur anderen feinenfalld eine 
Sache des bloßen Beliebens oder der Willkür der Völker ift. 

In Deutſchland finden ſich noch gegenwärtig die beiden Grundformen der Monar- 
hie und der Republik nebeneinander; doch ift letztere gegenwärtig faſt als eine Sin— 
gularität gegenüber der vorwiegend monarchiichen Entwidelung des legten Jahrhunderts 
ftehen geblieben. Im der vergleichenden Würdigung der Staatöformen entjcheivet man 
ſich übrigens gegenwärtig faft allgemein in Deutichland für die erbliche, beſchränkte und- 
repräfentativ geftaltete Monarchie. Bor einer verhältnißmäßig wenig entlegenen Zeit warb 
die Behandlung des deutſchen Staatsrechts noch in jehr hohem Maße beeinflußt von ber 
Vorliebe für die eine oder andere Staatöform, entweder der abjoluten Monarchie oder der 
repräfentativ beichränften, oder der ſtändiſchen Lehnsherrſchaft. Gegenwärtig jcheint es in- 
deſſen, als ob trog manmichfadyer Abweichungen in der theoretiichen Beurtheilung der 
deutſchen Staatözuftände der Untergang ſowohl der abjoluten als der altſtändiſchen Mon— 
archie zu den unwiderruflich vollzogenen Thatſachen der Zeitgeſchichte zu rechnen und 
nur noch darüber zu rechten iſt, wie das Verhältniß der erblichen Monarchie zu den in 
dem einheitlichen Volkswillen ruhenden Grundlagen der Staatsgewalt wiſſenſchaftlich zu 
beſtimmen iſt. Daß die Perſon des Monarchen nicht die ſtaatliche Souveränetät in ſich 
abſorbirt, ſondern vielmehr in freier, jelbftftändiger Weiſe handelnd darſtellt, daher auch 
nicht über das Geſetz, ſondern von Rechts wegen nur durch das Geſetz herrſcht, darf gleich— 
falls als eine aus befjerem Verftändnig des Staates hervorgegangene Frucht der neueren 
Wiſſenſchaft bezeichnet werden. Durch dieſe Anfchauung unterjcheidet fi das gegenwärtige 
Zeitalter in bemerfenswerther Weiſe, jowohl von derjenigen Yehre, welche im Anſchluß an 
bejtimmte theologiihe Ueberlieferungen einen überirdiſchen und myſtiſchen Urſprung ber 
monarchiſchen Gewalt als fortwirfend in deren Regierung annahm, ald auch von ber 
Anſicht, welche in der erblichen Monarchie nur eine willkürlich zu entziehende Delegation 
der der Volksgeſammtheit zuftehenden Souveränetätsrechte erblickte. 

Die Staatsformen, welde man früher nur mit Rüdjicht auf die herrſchenden 
Subjecte beftimmen zu können glaubte, find in der neueren Zeit aud noch einer anderen 
Betrachtungsweiſe unterworfen worden. Bon hohem Intereſſe ift dabei nur der Geſichts— 
punkt: Welche Geftaltungen ſich im wefentlichen ergeben, wenn man den leitenden Staats— 
willen in Beziehung treten läßt zu den räumlichen Schranfen feiner Wirkſamkeit. Wie 
er in den gemifchten Staatöformen beſchränkt fein kann durch die Repräfentation der 
BVoltögefanmntheit oder einzelner ihrer Gliederungen, jo können in räumlicher Hinjicht 
durch die Aufrechterhaltung territorialer Selbitftändigfeit oder durd) andere Gründe Ver— 
mittelungen und Schranken für die Geltung des Staatöwillend gegeben fein. 
Zwar fehlte es auch im clafjiihen Altertum nicht an derartigen Staatögebilven ; doch 
hat erſt die neuere Zeit, im Vollbeſitze eines reicheren hiſtoriſchen Wiſſens und aus nächſt- 
liegender Theilnahme für die in der Gegenwart ſelbſt noch nicht völlig abgejchloffenen 
Entwidelungen, ihnen eine tiefer eindringende Prüfung zu Theil werden laffen. Neben 
den monarchiſchen und republikaniſch geformten, werden Daher gegenwärtig noch zwei weis 
tere Grumdgeftalten in den territorial einheitlichen und zufammengejegten Staatsförpern zu 
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unterfcheiden fein. Dies führt und auf die ſ. g. Stantenverbindungen, in denen fich für 
ung gleichzeitig der Uebergang zu den deutſchen Verfaſſungen vorbereiten wird. 

$. 6. Stantenverbindungen. Noh mehr als dur dasjenige, was 
man berfömmlicherweife die Staatsform nannte, wird die Wirffamteit und Drga- 
ntfation der Staatsgewalt charakterijirt durch die territoriale Stellung der Staats: 
gewalt oder durch ihre dauernde Unterordiung unter eine ihr mit anderen Staaten 
gemeinfame Zwedbeftimmung. Im diefer Richtung treffen wir auf folgende Unterſchei— 
dungen. Zunächſt . 

I) der Einheitsſtaat. Der berricende Staatswille ericheint volltommen felbit- 
ftändig und — anderen Staaten gegenüber — uneingefchräntt in Beziehung auf Die Ge— 
genftände feiner Wirkjamteit: ein Staatögebiet gegenüber einer Regierung. Vergrößert 
fi) der Einheitsftaat, jo kann dies nur im Wege der Einverleibung oder Incorpo: 
ration gefchehen, womit freilich nicht ausgeichloffen wird, daß den einverleibten Gebiets: 
theilen bejondere, wirflid oder vermeintlich berechtigte Eigenthümlichkeiten in Geſetz und 
Verwaltung belafjen werden, wie dies auch nach ben letzten großen Einverleibungen 
durch Preußen im Jahre 1866 geſchah. Das Anerkenntniß ſolcher Eigenthümlichkeiten 
hängt indeſſen Tediglih von dem Willen des Gejetgebers ab, welchem feinerlei bindende 
Schranke gejegt ift. Vereinigt ſich der Embeitöftaat mit anderen Staaten zu gemein- 
ſchaftlichen Zwecken, jo kann dies nur im Wege vwölferrechtlicher Allianeen vorübergehend 
nach dem Princip der Gleichberechtigung ſouveräner Staaten geſchehen. 

2) Die Realunton, die dauernde und von Rechts wegen unlösliche Verbindung 
mehrerer Staaten unter einem gemeinſchaftlichen Herrſcher, aber unter Aufrechterhaltung 
der Gebietötrennung beider und unter ftaatsvechtlih anerfannter Bewahrung des jedem 
Staatögebiete eigenthümlichen Berfafjungsrechtes. Innerhalb der Realunion find man- 
nichfache Abftufungen denkbar, indem die vereinigten Gebiete einander fremdartiger gegen: 
überftehen oder näher verbunden fein können. Gegenftand und möglicherweife auch Form 
der Willensäußerung der einen Staatögewalt find jomit in beiden Gebieten verichteden. 
Ein nächftliegendes Beispiel Liefert Ungarn mit feiner bejonders geftalteten Verfaſſung 
gegenüber dem Kaiſerthum Defterreid,. 

3) Die Perfonalunion, als die von Rechts wegen lösliche Verbindung mehrerer 
Staaten unter dev Perfon eines und deſſelben Herrſchers, daher auch von einigen Publi- 
citen „vorübergehende Union“ genannt. Irigerweiſe erblidt man bier und da fchen in 
der völligen Verfchiedenheit zweier nebeneinander beftehender Verfaſſungen ehemals fremder 
Staaten das Merkmal der Perſonalunion. Eine ſolche ift herzuftellen entweder zwiſchen 
mehreren Wahlreichen, welche einen und denjelben Herricher erwählen, oder zwiſchen einem 
Wahlreich und einer erblihen Monarchie, oder zwiſchen mehreren Erbmonarchien, wenn 
deren Succeſſionsordnung eine verſchiedene iſt (mie beifpielsweife zwifchen England und 
Hannover von 1714 — 1837), oder endlich bei gleicher Succefjionsoronung, wenn nadı 
dem Ausfterben des gemeinjchaftlichen Herrichergeichlechtes jedem Staate fir ſich die Be— 
rufung des neuen Herrichers freigeftellt bleibt. Schleswig, Holftein und Yauenburg in 
ihrem wechlelfeitigen Verhältniß und im Verhältniß zur dänischen Monarchie zeigten ehe— 
mals Perſonal- und Realunionen neben einander. Schleswig und Holftern, in Realımion 
zu eimander ſtehend, befanden jich nach der beutichen Staatsrechtölehre gemeinfam im 
Berhältnig der Perſonalunion zu Dänemark, nachdem die Thronfolgeordnung im legteren 
Staate eine cognatifche geworden war. Yuremburg und Holland ftehen im Verbältnif 
der Perlonalmion, was auch in Beziehung auf Yauenburgs Berhältniß zu Preußen be 
hauptet wird, 
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Eine weitere Art der Staatenverbindung bilden endlich 

4) der Staatenbund und 

5) der Bundesftaat. Dieſe beiden Tetsteren Bezeihnungen gehören der deutjchen 
Theorie an, welcher die ausländiſchen Schriftfteller erjt Ipäter in befonderen Wortbildun- 
gen nachzuahmen fuchten. I) Die uriprünglih gemeinſchaftliche Bezeichnung für beide 
Staatöverbindungen war „Conföderation“. Die fefte juriftiiche Unterſcheidung vom 
Staatenbund und Bundesftaat ift ebenjo wichtig als fchwierig, außerdem aber auch ſtreitig, 
weil die Begriffsmertmale teineswegs in gleiher Anzahl angegeben werden. Man kann 
daher im allgemeinen wejentliche und unweſentliche Merkmale unterſcheiden. Solche un: 
wejentliche Merkmale find vielfach, hervorgejucht worden, indem man entweder das rein 
biftortiche Moment der Entftehung beftimmter Staatenverbindungen ins Auge faßte, oder 
fich allzu fehr an augenblidlich gegebene Verhältniſſe einzelner Conföderationen genera= 
liſirend anſchloß. Die in der neueften Zeit als Mufter vielfach benutzten, jogar für Die 
Theorie unausgeſprochen maßgebenden Staatenwerbindungen waren: die nordamerifa= 
niſche Union und die Schweiz (feıt 1848), als Formen für den YBundesftaat, und der 
Deutſche Bund als Staatenbund. Uebrigens ift man nicht einmal darüber völlig 
einig, wie ji) der Bundesitaat vom Einheitsſtaat durchgreifend unterjcheidet, ſonſt wäre 
die öfters aufgeworfene Streitfrage nicht denkbar: ob das Deutjche Reich feit dem weſt— 
phältichen Frieden nach der Anerkennung der Landeshoheit, als eines in den Terri— 
torien völlig ſelbſtſtändigen Negierungsrechtes, einen nur thatfächlich geloderten Einheits- 
ftaat wegen des Fortbeſtandes der Taiferlihen Würde oder einen Bundesſtaat dar— 
geitellt Habe? 

Das verbindende Glied zwiſchen Staatenbund und Bundesftaat liegt nur darin: daß 
beide Verbindungen auf der für mehrere Staaten gegebenen Gemeinſamkeit gewiſſer 
Zwedbeitimmungen, der ihnen entiprechenden dauernden und unlöslichen Berbin- 
dung der Betheiligten und dem Borbandenfein gewiſſer gemeinſchaftlichen Anftalten beruhen. 
In Ermangelung diejes Elemente der Dauer, als eines für diefe Staatenverbindungen 
wefentlichen,, konnte beifpielöweife der Zollverein als ſolche bisher nicht anerkannt werden. 
As der natürlichfte und wirkſamſte Grund der Staatenverbindungen ericheint jedenfalls 
das gemeinfane Bedürfniß ſchwächerer Staaten, ſich dauernd gegen einen mächtigen Nach- 
bar zur Vertheidigung zu verbinden und ebendeswegen auf bloße Alltanceverträge und 
deren zeitliche Begrenzung Verzicht zu leiften. Dieſe internationale Zweckbeſtim— 
mung, deren Erfaſſung bereit8 eine Ueberwindung, des den einzelnen Staaten innemohnen= 
den Selbitftändigkeitötriebes und der jelbft unter verwandten Gemeinweſen üblichen Eifer- 
jucht verlangt, tritt am ftärfften bevor in dem Staatenbunde, welder eine gemeinfame 
und dauernd geficherte Verpflichtung der einen Staatsregierung gegen die andere und aller 
gegen jede einzelne darftellt. 

Aber ſchon der Staatenbund, wenngleih feinem Urjprunge nach nur auf einen 
Zweck angelegt, trägt nothwendigerweife eine Beziehung zu den inneren Angelegenheiten - 
der einzelnen zu ihm gehörigen Staaten in ſich und um der äußeren Sicherheit willen 
muß er die Einigkeit aufrechterhalten, das Bejtchen jeder einzelnen Regierung gegen innere 
Gefahren ſchützen, an Stelle des Kriegsrechts unter den Mitgliedern für eine rechtliche 
Enticheidung Sorge tragen, die Bereitichaft von Gelpmitteln und Truppen für den Noth- 
fall überwachen. Im Bundesstaat hingegen herrſcht poſitiv die Idee, daß eine äußer— 
liche Trennung des internationalen Zweckes einer Staatengemeinfchaft von den inneren 
Angelegenheiten in einer feften Linie nicht durchzuführen ift, umd daß äußere Sicher— 
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heit auch innere Gemeinſchaft des nationalen Lebens in den Grundzügen ſeiner Thä— 
tigkeit verlangt. 

Hieraus nun ergibt ſich der ſtaatsrechtlich höchſt wichtige und oberſte Unterſchied 
zwiſchen beiden: Im Bundesſtaat wird erfordert das Vorhandenſein einer höchſten, den 
Geſammtwillen Aller nach außen und innen repräſentirenden Gewalt mit unmittelbarer 
Verfügungsberechtigung über die gemeinſamen Machtmittel und unmittelbarer Herrſchaft 
über die Staatsbürger in ihrem Verhältniß zur Bundesgewalt. Daher: mindeſtens eine 
verpflichtende Bundesgeſetzgebung, wirkſam ohne Zuthun der einzelnen Staatsregierungen. 
Im Staatenbund ſind einſtimmig oder mit Mehrheit gefaßte Beſchlüſſe der Regierungen 
nur für dieſe ſelbſt verpflichtend und zwar ohne die für das Weſen des Geſetzes weſent— 
liche Form der Publication, während fie für die Unterthanen nur in Geftalt eines publi- 
eirten Yandeögejeged verbindlich werben können. Dieſer tief eingreifende Unterſchied ift 
auch ſprachlich wiedergegeben in der Gegemüberftellung von Bundesbeichlüffen und Bun— 
veögefegen. Vom Standpunkte der Unterthanen aufgefaßt, Tpiegelt fich diefe Verjchiedenheit 
nothwendigerweife darin ab, daß im Staatenbunde nur einfaches Unterwerfungsverhältniß 
zu den Yandesregierungen, im YBundesftaate ein doppeltes, zu Yand und Bund geordneted 
fih berausftellen muß. Vollkommen durdgeführt, verlangt der Bundesftaat endlich die 
völferrechtliche Darftellung der nationalen Einheit nad aufen in einem einfachen Ber: 
tretungsverhältniß des Bundes unter gleichzeitiger Aufhebung jeder Communication zwiſchen 
den Yandesregierungen und dem Auslande, während im Staatenbunde das Bertre 
tungsrecht der einzelnen Staaten bei auswärtigen Mächten nur durch die Zwedbeitimmung 
der gemeinſchaftlichen Sicherheit, alſo durch Verbot kriegeriſcher Alliancen beſchränkt zu 
fein braucht. 

Als anderweitige, aber doc bei gründlicher Erwägung nur unweſentlich ericheinenbe 
Begriffsmerkmale pflegt man aufzuftellen : 

a) Die Heeresverfaſſ ung. Für den Bundesſtaat — einem direeten Aushebungs⸗ 
recht und der Organiſation einer Bundesarmee begründet, ſoll ſie im Staatenbunde 
nur auf dem Syſtem der Contingentsgeſtellung baſiren. 

An ſich iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Bundesgeſetzgebung im Bundesſtaate zu allererſt 
competent ſein wird, die Vertheidigungsanſtalten zu ordnen und ſomit auch erforderlichen 
falls jelbft ein Directes Aushebungsredht zu üben. Aber es iſt mur eine Zweckmäßig— 
feitöfrage thatjächlicher Art, ob er fi am Gontingenten der einzelnen Bundesregierungen 
genügen laſſen will und kann, wodurch feinenfalls jein Beſtand ſchlechthin negirt jein würde. 

b) Die Finanzverfaſſung, infofem als der Bundesftaat nothwendig auf uns 
mittelbare Erhebungen (5. B. aus Zöllen oder Poften), der Staatenbund auf Umlagen 
und Beiträge der einzelnen Regierungen anzımeijen je. Zufammenbängend damit: 

c) Das Bundesbramtenthum, infofern als der Bundesjtaat auf ein fländiges, 
feiner Gewalt unterworfenes und ihm unmittelbar verpflichtetes Beamtenthum nicht Ber: 
zicht leiften könne, während der Staatenbund durch die Hülfsleiftungen der Bundesregie 
rungen genügend feine Angelegenheiten wahrzunehmen im Stande ſei. Endlich 

d) Die Volksvertretung, welde im Bundesjtaate mindeitens theilweife Durch 
Wahlen aus der Volksgeſammtheit aller Yänder gebildet werden müſſe, für den Staaten 
bund hingegen fehlen könne oder müſſe. 

Ale diefe Merkmale mögen politiich jehr jchwer ins Gewicht fallen, für die allge 
meine Theorie der Staatenverbindungen find fie durchaus nebenfählih. Die Hauptjade 
bleibt: im Bundesftaat concurriren Bundes = und Yandesgefeggebung ſelbſtverſtändlich 
unter Ausichliegung der legteren in allen Bundesfachen, im Staatenbund befteht nur die 
eine gefeggebende Gewalt der einzelnen Yänder. Eine Abgrenzung der in Bundesftaaten 
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der Geſammtheit zuftehenden, von den den einzelnen Yändern vorzubehaltenden Geſetz— 
gebungsmaterien ift theoretiich micht zu finden. Das Maß des Gemeinſamen kann 
fleiner oder größer, es kann jo groß fein, daß im frage fommt, ob der Name des 
Staates den einzelnen Beftanptheilen belafjen werden kann oder nicht. Bon ſouve— 
ränen Staaten fann im confequent wollendeten Bundesftaate nicht mehr die Neve fein, 
wofern es fich nicht etwa um eine Ehren halber belafiene Titulatur hanbelt., 

Außer dem Bundesftaat und Staatenbund wollen einige Staatsrechtölehrer noch eine 
dritte Form der Staatenverbindungen unterjcheiden: der Staatenftaat, welcher gleich— 
ſam im der Mitte ftehen ſoll zwiſchen den bereits beichriebenen Gejtaltungen, indem er 
das Nebeneinanderbeftehen zweier Staatsgewalten, einer Reichsgewalt und einer Territorials 
gemalt, wie Deutjchland nach dem weſtphäliſchen Frieden aufzeige. Oder man fucht ihn 
Vo zu bejtimmen, daß man fagt, der Reichsgewalt ftehe bier die Präfumtion ihrer Com— 
petenz zur Seite, während fie ihr im Bundesftaate entgegenftehe. Andere jind der auch 
von uns getheilten Anficht, daß ein Bedürfniß zur Aufftellung einer ſolchen Berbindungs- 
form nicht befteht und der Staatenftaat eine überflühjige Abftraction aus vereinzelten 
hiſtoriſchen Vorkommniſſen darſtellt. Zwiſchen den reinen und ſcharf ausgeprägten For— 
men des Bundesſtaates und des Staatenbundes gibt es allerdings unleugbare Uebergangs— 
zuſtände, in denen die Formen undeutlich und unklar erſcheinen. Auch in Deutſchland, 
wo die Lehre von den Staatenverbindungen beſonders wichtig iſt, zeigt ſich dies an der 
Geſchichte der neueren Staatsentwickelung ſeit 1806. 

(Literatur, Bon den Staatenverbindungen handeln ſämmtliche Lehrbücher des deutſchen 
Staatsrechts. Außerdem: Freeman, History of federal (sovernment, vol. I, 1863. — 
Waitz, Das Wefen des Bundesftaates in feinen Grundzügen der Politil, 1862.— G. Cohn, 
Quid intersit inter confoederationem eivitatum et civıtatem confoederatam ex constitu- 
tionibus Germaniae, Helvetiae, Americae septentrionalis, Gryphiae 1865. — G. Meyer, 
ige des Norddeutſchen Bundesrechts, 1868, S. 1—40. Ebenda und bei Cohn find aud 


die gangbarften Werke der in diefer Materie wichtigen Arbeiten der Schweizer und Norbameri- 
faner angeführt.) 


$: 7. Die deutfhen Staatenverbindungen. 1) Der Rheinbund und 
der Deutiche Bund. 

Die Yehre von den Staatenwerbindungen hat ihre bejondere Bedeutung für Deutjd- 
land. Sie ift zum größeren Theile jogar eine Abjtraction aus den deutſchen Staatszu— 
ftänden. Denn feit dem weftphäliichen Frieden von 1648 bildete Deutichland einen zu— 
Tammengejegten Staatöförper. Auch feit der im Yahre 1806 erfolgten Auflöfung 
des deutſchen Katferreihs find die deutſchen Staaten thatſächlich nebeneinander niemals 
volltommen fouverin und unabhängig, ſondern vielmehr mindeftens theilweife in einem 
Berbande irgend welcher Art geblieben. Diefe drei neueren deutſchen Staatenverbindun— 
gen find: 

1) ver Rheinbund, die Vereinigung deutſcher Mittel- und Kleinſtaaten unter 
Ausſchließung der beiden deutſchen Großmächte, Preußen und Oeſterreich; 

2) ver Deutſche Bund, unter Annahme eines dualiftifchen Princips in der 
Theilnahme beider Großmächte, aber unter Belaffung eines Theiles ihrer Befigungen 
außerhalb des Bundesgebietes, und 

3) der Norddeutihe Bund als die Bereinigung deutjcher Staaten unter der 
Vorherrſchaft einer Großmacht bei gleichzeitiger grundſätzlicher Ausſchließung Oeſterreichs. 

Dieſe drei für die neueren deutſchen Staatszuſtände wichtigen Verbindungen ſind in 
der Kürze zu betrachten. 

Erſtens der Rheinbund, deffen durch die franzöſiſchen Nevolutionsfämpfe, die Ab— 
tretung des linken Rheinufers am Frankreich und den Reichsdeputationshauptſchluß von 

v. Holkendorff, Enchelopädie der Rechtswiſſenſchaft. I. 41 


642 IV. Das öffentliche Recht. 


1803 eingeleitefe Bildung durch die zu Paris am 12. Juli 1806 abgeſchloſſene Rhein— 
bundsacte (Acte de confederation du Rhin, trait€ entre $S. M. l’Empereur des 
Francais et les membres de l’Empire germanique dénommés) von jechzehn beut- 
ſchen Fürſien vollzogen ward. Andere Fürften traten fpäterhin nad der Niederwerfung 
Preufens Hinzu. Mit Ausnahme des preußiſchen, öſterreichiſchen und durch Einverleibungen 
franzöſiſch gewordenen Gebietes umfahte Daher der Rheinbund ſämmtlich deutſche Staaten 
‘im Jahre 1810: 5703 Quadratmeilen mit 14,935,265 Einwohnern). Eine Schöpfung 
Napoleonifher Fremdherrſchaft und dynaſtiſcher Selbftftindigfeitsgelüfte deutſcher Fürſten, 
überdauerte er den Sturz ſeines Schutzherrn nicht, ſo daß ſein etwa ſiebenjähriger Beſtand 
nur eine kurze Uebergangsperiode darſtellt, während welcher ſich eine feſte Verfaſſung der 
neuen Staatengruppe nicht herausbilden konnte. Politiſch ward indeſſen der Rheinbund 
von Bedeutung durch die Zerſtörung der legten Reſte der alten Reichszeit, durch Voll: 
endung der fürftlihen Somveränetät jeiner Mitglieder, durch die mit ihm bewirkte terri— 
toriale Ummwälzung, in welcher der mächtige Nachbar die Gebietötheile der ſchwächeren 
verſchlang. Die reihsritterfchaftlichen Gebiete verſchwanden von der Karte, mit ihnen Die 
Reichsſtädte Frankfurt und Nürnberg, die Befigungen des deutichen, des Zohanniterordens 
und die Herrichaft von 72 reichsſtändiſchen Firften und Grafen. So ward das 1803 
begonnene Werk der willkürlichen Einziehungen vollendet. Auch auf die inneren Staats— 
verhältniffe der einzelnen deutſchen Yänder wirkte die Aheinbundsperiode vielfach zerftörend 
in der Aufhebung ftändiicher Verfaſſungen, deren Fortbeftand mit der fürftlichen Souve— 
ränetät als umverträglic erachtet warb oder- doch Proteft gegen das Geſchehene befürchten 
ließ. Das Ergebniß der durdh den Sturz Napoleons nothwendig gewordenen, auf dem 
Wiener Congreß bewirkten Neuordnung der deutjchen Verbältniffe war num 

Zweitens der Deutſche Bund jouveräner Fürften und freier Städte. Hervorge— 
gangen aus fehr verfchtedenartigen Beltrebungen und aus einer vein äußerlichen und loderen 
Verknüpfung widerftreitender Negierungsinterefien, zeigte er von Anfang die unverſöhnliche 
Gegenüberftellung von Preußen und Defterreih, der Mittel- und der Kleinftaaten. We: 
fentlih ein Werk öfterreichiicher Ueberlegenbeit auf dem diplomatijchen Gebiete, ward Die 
deutjche Bundesacte, zwanzig Artifel enthaltend, durch die Bevollmächtigten von 36 deut— 
chen Regierungen (wozu jpäter noch ein ferneres Mitglied binzutrat) zu Wien am 8. Juni 
1815 einzeln und zwei Tage darauf auch ald Beftandtheil der Wiener Congreßacte unterzeichnet. 

Zu einer fefteren Abgeichloffenheit und Geftaltung gelangte der Deutſche Bund erft 
feit dem Jahre 1820 mit dem gemeinfamen Gegenfage aller Regierungen gegen Diejenigen 
Beftrebungen des deutjchen Volkes, welche fich auf eine freiheitliche und nationale Fort: 
bildung der gegebenen Einrichtungen richteten. An die Stelle einer theils verheißenen, 
theil8 beabfichtigten Garantie allgemein ftändiicher Berechtigungen durch den Bund ent- 
ftand eine Garantie fürftlicher Machtvolltommenheiten, die fich ſogar gegen die von ein= 
zelnen Regierungen ſelbſt ausgegangenen Staatsrechtöbildungen kehren konnte. Aus den 
Karlsbader Minifterialconferenzen (vom 6. bis 31. Auguft 1819), bei welchen zehn 
deutjche Regierungen betheiligt waren, und den allgemeinen Wiener Conferenzen ging 
die Wiener Schlufacte vom 20. Mai 1820 hervor, welche als eine Ergänzung der 
YBundesacte von 1815 das zweite Grundgeſetz des Deutichen Bundes darftellt, und 65 
Artikel enthält. An diefe beiden Bundesgrundgefege fich anſchließend, bildeten bejondere 
Bundesbejhlüffe des in Frankfurt a. M. ftändig verfammelten Bundestages, auf 
Grundlage entweder einer einfachen Majorität oder in allen wichtigeren Fällen fogar der 
Einſtimmigkeit die Quellen der öffentlichen Ordnung für ganz Deutſchland. 

Durdy die Bewegung des Jahres 1848 überwältigt, ward der Bundestag durd ge: 
meinſamen Bejchluß ſeiner Mitglieder aufgehoben, um einer von ihm felbft als nothwendig 
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erklärten Neugeftaltung der Dinge m bundesitaatlichen Stune Play zu machen. Die 
Bemühungen der am 18. Mat 1848 zufammengetretenen „conftituirenden Natio— 
nalverfammlung“ im Frankfurt, der am 23. Yunt deſſelben Jahres geſetzlich ges 
ordneten Gentralgewalt und der nach der Auflöfung beider unmittelbar mit einander ver— 
handelnden Regierungen Deutfchlands fcheiterten gleihmäßig an dem Wiverftande unver: 
einbarer Regierungsintereffen und unverföhnliher Barteimeinungen. Zwar kam eine 
deutſche Neichsverfaffung zu Stande, welche am 28. März 1849 zum Abſchluß gelangte 
und im Neichögefetblatte vom 28. April deſſelben Jahres verfündet ward, nachdem ſchon 
vorher deren auf die allgemeimen ftaatsbürgerlichen Rechte bezüglichen Beſtimmungen uns 
ter dem Titel der dDentichen Grundrechte am 27. December 1848 als Geſetz verkündet 
worden waren. Dieſe weſentlich demokratiſch geartete Verfaſſung ward indeſſen hinfällig, 
ald am 28. April 1849 der König von Preußen die ihm angetragene erbliche Kaifer- 
würde ablehnte. 

Bon dieſem Augenblide begann eine Zeit der Wirren und fürftlihen Goalitionen, 
die einen inneren Krieg beraufbefchworen hätte, wenn nicht die öfterreichiiche Diplomatie, 
mit den ſüddeutſchen Königreichen und dem Auslande verbindet, einen entfchiedenen Sieg 
über die preufifchen Neformbeftrebungen davon getragen und die nad den vorangegan= 
genen Ereigniffen rechtswidrige Wiederherftellung des alten Bundesrechts durchgeſetzt hätte, 
Als das Ergebniß dreijähriger innerer Kämpfe in Deutjchland ftellt ſich heraus, daß der 
<bemalige Deutſche Bund wie im Jahre 1815 mun nochmals eine rein negative Baſis 
feines Beftehens gewonnen an der Unmöglichkeit eine Uebereinftimmung der fürftlichen 
Cabinete binfichtlich irgend welcher Verbeſſerung zu erreichen. Die hauptfächlichften Re— 
forınverfuche nach dem Scheitern der deutſchen Reichsverfaſſung waren die folgenden : 

a) Das preußifche Unionsproject, beruhend auf dem |. g. Dreikönigs— 
bündniß zwilhen Preußen, Sachſen und Hannover vom 26. Mai 1849. Eine Tren— 
nung von Nord= und Süddeutſchland war hierin von vornherein angedeutet. Als Weg 
zu einer Reform war vorgezeichnet : Fefthaltung der wejentlichen in der deutichen Reiche: 
verfaffung von 1849 enthaltenen Beſtimmungen, freie Vereinbarungen unter den beutfchen 
Regierungen wegen ihres Beitrittes zu dem neu zu gründenden Bundesftaat, Beibehaltung 
des völferrechtlich 1815 zu Defterreich geichaffenen Verhältniffes in einem weiteren Bunde, 
Alles in allem genommen, war das Unionsproject fomit ein Verfuch, die als berechtigt 
‚anerkannten Forderungen einer neueren Zeit in ihrer Darftellung durch einen preußiich- 
deutichen Bundesftaat zu vereinigen mit dem alten Bundesrächte unter Annahme eines 
Dualisnus in den wechjelfeitigen Beziehungen innerhalb Geſammtdeutſchland. 

Der von Preußen vorgelegte Entwurf und die dazu gehörige Aoditionalacte vom 
26. Februar 1850 ward von dem am 20. März 1850 eröffneten Parlamente der 
deutfchen Union zu Erfurt angenommen, nad einigen ſchwachen Verſuchen der Verwirk— 
chung indeffen im November 1850 definitiv aufgegeben, als ſich herausftellte daß Oeſter— 
reich und feine ſüddeutſchen Verbündeten entjchloffen waren, mit den Waffen in der Hand 
der Unton entgegenzutreten. 

b) Das mittelftantlihe Project, berubend auf dem ſ. g. Mündener 
Entwurfe vom 27. Februar 1850: An Stelle einer bundesftaatlicen und einheitlichen 
Erecutive ein Directorium von fieben Mitgliedern, aus welchem die Kleinſtaaten gänzlich 
verbannt bleiben follten ; Beſchlußfaſſung im Directorium mit einfacher Stimmenmehrheit 
vorbehältlih der Fälle einer Verfaſſungsänderung; eine |. g. Nationalvertretung von 300 
Mitgliedern nad dem Gedanfen der Trias, welche je 100 Mitglieder aus den beiden 
Großmächten und der aufer ihnen verbleibenden Staatsgruppe durch Delegationen aus 
den einzelnen Ständefammern berufen will; im wejentlichen damit übereinftunmend 
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waren Oeſterreichs Beftrebungen unter der Borausfegung, daß die Aufnahme feines ge 
ſammten außerdeutſchen Befigftandes in den Deutihen Bund zugeftanden werben würde, 
Aus der Natur der Dinge folgte, daß Preußen und die Kleinftaaten einem ſolchen Pro— 
jecte durchaus abgeneigt fein mußten, 

e) Die freien Conferenzen in Dresden vereinbart durch die Olmützer Pune— 
tation vom 29. November 1858 unterzogen fich zwar noch der Erörterung etlicher im 
ganzen wenig bedeutender Verbeflerungsvorfchläge. Doch verdient gegenwärtig fein ein 
ziger derjelben auch nur vorübergehende Erwähnung. Nach dreijährigem Interim war 
der alte Bund im Juni 1851 wiederum reftaurirt. “ Ein Theil der alten, vor 1848 ge: 
faßten Bundesbeichlüffe (die feit 1819 erlafjenen ſ. g. Ausnahmegeſetze) blieb in 
deſſen in Folge eines am 2. April 1848 gefaßten Beichluffes aufgehoben. Inwiſchen wen- 
dete fich, kaum wiederhergeftellt, die Bundesverfammlung ſehr bald von neuem gegen die 
freiere Verfafjungsentwidelung der einzelnen deutjchen Staaten, indem jie darauf Bedacht 
nahm, die vom Jahre 1848 und 1849 zurücgelafjenen Spuren, die deutſchen Grund— 
rechte, die Preß- und Vereinsfreiheit wieder zu tilgen, und die Verfafjungen einzelner 
Länder als bundeswidrig außer Kraft zu jegen. 

Obwohl in Deufchland felbft wenig angefochten, gewann der Deutiche Bund dennoch 
jehr bald, namentlich im Hinblid auf die nach dem orientalifchen Kriege und dem Empor— 
fommen des franzöfiichen Kaiſerthums völlig veränderte Yage der Äußeren europäiſchen 
Verhältniſſe die Ueberzeugung eines ihm innewohnenden Schwächezuſtandes. Mit dem 
Jahre 1861 ergriffen Daher die Regierungen ſelbſt vielfach die Initiative in mehrfachen 
Borihlägen. zur Verbeſſerung des alten Bundesrechts, wober indefjen die Parteiftellungen 
im Verhältniß zu den Jahren 1815 und 1850 nur wenig werändert waren. Erwähnens- 
werth aus diefem legten fünfjährigen Zeitraum von 1861 bis 1866 find folgende Ver: 
ſuche und Anregungen : 

1) Der ſächſiſche Neformplan vom 15. October 1861, mit welchen die in 
Würzburg berathenden Mittelftaaten in ihren Anträgen vom 14. Auguft 1862 im wefent- 
lichen übereinftimmten, indem eine ſ. g. Delegirtenverfammlung am Bunde zur Berathung 
allgemeiner Gelegentwürfe verlangt wurde. 

2) Das öſterreichiſche Neformproject vom 17. Auguft 1863, bevatben auf dem 
Frankfurter Fürftentage ohne Antheilnahme Preußens. Vielfach den Münchener Entwurf 
von 1850 miedergebend, ftellt vafjelbe eine Berbindung der mitteljtaatlich = öfterreichtichen 
Interefien dar. Daher die Bertheilung der 300 Delegirten auf die drei Staatengruppen 
der Trias, Vorgeichlagen war : Bundesdirectorium, Bundesgericht und Bundesrath und 
eine von aller früheren Tradition abweichende „Fürſtenverſammlung“; Beſchlußfaſſung 
im Directorium, beftehend aus Defterreih, Preußen und Batern und zwei anderen durch 
die Souveräne der drei gemifchten Bundedarmeecorps gewählten Fürjten, und zwar mit 
Stimmenmehrheit unter öfterreichiichem VBorfig. Ferner: blos in demjenigen alle Mehr: 
heit der Stimmen, wo zu entjcheiden fein würde, ob ſich der Bund an einem Kriege betbei= 
ligen ſoll, der einen deutſchen Staat bezüglich feiner außerdeutſchen Bejigungen bedroht. 
Gegen diefen öſterreichiſchen Vorſchlag erklärte jih Preußen am 22. September 1863 un— 
ter Andeutung jenes eigenen Standpunftes, auf welchen es aud nach den ſchleswig-hol— 
ſteiniſchen Zerwürfniffen im Frühling 1866 zurüdging. 

3) Das preußiſche Neformproject, welches in einem Antrage vom 9. April 1866 
die Einberufung einer aus directen Wahlen und allgemeinem Stimmrecht bervorgegangenen 
Nattonalvertretung vom Bundestage verlangte und vorzugsweiſe auf militäriſche Zuſam— 
menfegung der nationalen Streitkräfte und eine volle Gleichberechtigung der beiden Groß— 
mächte gerichtet war. Sehr bald veränderte ſich indeſſen die Sachlage jo weit, daß Preu- 
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fen in der Circulardepeſche vom 10. Juni, auf das Unionsproject von 1849 zurückkom— 
mend, die Stiftung eines neuen Bundesverhältniſſes unter Ausſchließung des öſterreichi— 
ſchen Kaiſerſtaates in Vorſchlag brachte. Die Grundzüge dieſes Vorſchlages waren fol 
gende: Geſetzgebende Gewalt des Bundestages und einer nach den Beſtimmungen des 
Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 gewählten, periodiſch zu berufenden Nationalver— 
tretung, gemeinſames und einheitliches Zoll- und Handelsgebiet aller Bundesſtaaten. 
Competenz des Bundes in Angelegenheiten des Verkehrs, der gemeinſamen wirthſchaftlichen 
Intereſſen umd des damit zufammenbängenden Rechtsſchutzes. Zu Kriegserflärungen ift er= 
forderlic die Zuftummung der Somveräne von mindeſtens zwei Drittheilen der Bevöl— 
ferung des Bundesgebietes. Einheitliche Kriegsmarine unter preufiichem Oberbefehl; 
Zweitheilung des Oberbefehls für die deutſche Yandarmee zwiſchen Preußen fir den Nor— 
den und Baiern für den Süden. 

Durch den Bundesbeſchluß vom 14. Yunt, welcher den Austritt Preußens aus dem 
Bundestag zur Folge hatte und die unmittelbar ſich daran jchliegenden Ereigniffe auf den 
böhmiſchen und ſüddeutſchen Schlachtfeldern ward demnächſt die Auflöfung des Bundeöver- 
hältniſſes definitiv herbeigeführt. Durch den Prager Frieden den 23. Auguft erklärt Defter- 
reich fein Ausicheiden aus Deutſchland. Am 24. Auguft verjammelten fich die Minder- 
zahl der ehemals tm Bundestag vertretenen Regierungen zum lestenmale in Augs— 
burg, um die Auflöfung förmlich zu conftativen. 

(Literatur ; Ueber die Geſchichte der deutſchen Bundesverbäftniffe: von Kaltenborn, Ge- 
ſchichte der deutichen Bundesverbältnifie, Berlin 1957; Ilſe, Gefchichte der deutſchen Bundesver- 
ſammlung, 1860 (umpollendet); (5. v. Meyer, Corpus Juris Confoederationis Germani- 
eae, dritte von Zöpfl beſorgte Ausgabe feit 1858. 

ferner a) f R} die Entite ung des Bundes ald Hauptwert: Klüber's Acten des Wiener 
Eongrefies. 2. Aufl. 1833; Derfelbe, Ueberſicht der Diplomatifhen Verhandlungen des Wie— 
ner Congreſſes 1816; X. C. Aegidi, Die Schlußacte der Wiener Minifterial'= Conferenzen zur 
Ausbildung und Befeftigung des Deutſchen Bundes, 1860. 

b) Für die Neformverfuce 1848 und die Neftauration des Bundes: C Weil, Quellen 
und Actenftüde zur deutſchen Verfaſſungsgeſchichte, 18505 P. Roth und H. Merd, Quellen» 
fammlung zum deutjchen öffentlichen Recht, 1850— 1852; Bier Monate auswärtiger Politik. 
Mit Urkunden, 1851; Zachariä, Die Nechtswidrigkeit der verjuchten Reactivirung der im Jabre 
1848 aufgebobenen deut ſchen Bundesverfammlung, 1850. 

€) ‚Für das Ende des Deutſchen Bundes: H. Schulze, Die Krifis des deutihen Staats- 


rehts im Jahre 1866 (Nachtrag zu deſſen Einleitung in das deutſche Staatsrecht), Leipzig 
1867; Die Urkunden in: Aegidi und Klaubold, Staatsardiv (jeit 1861). 


8.8. Das ehemalige deutihe Bundesrecht. Was die Geichichte in dem 
fünfzigjährigen Beftande des ehemaligen deutſchen Bundesrechtes erwies, war übrigens 
ſchon in den Paragraphen der Bundesgrundgejege ſelbſt für diejenigen klar worgezeichnet, 
welche wiſſen, daß ein dauernder Widerſpruch einer veralteten und in fich jelbft nicht ent= 
widelungsfähigen Satzung gegen die Yebensbedingungen einer noch Fräftigen oder gar 
fortfchreitenden Nation unmöglich iſt. Die wichtigften Inhaltsbeſtimmungen der deutichen 
Bundedacte und der Wiener Schlufacte mögen daher an diefer Stelle kurz erwähnt wer— 
den, um das Verhältniß des jett beftehenden neuen Zuftandes zu dem vorangegangenen 
vergleichungsweiſe zu erkennen. 

1) Zwedbeftimmung des alten Bundes war: Erhaltung der äußeren und in- 
nerven Sicherheit Deutichlands und der Unabhängigkeit und Unverlegbarteit der einzelnen 
deutjchen Staaten. Daber das Berbot der bewaffneten Selbithülfe unter den deutfchen 
Sowverimen und die Ordnung eines Idnedsrichterlichen Aufträgalverfahrens; daher 
Die Berlegung der völferrechtlichen Verfönlichkeit an den Bund und die mechleljeitige Ga— 
rantie des Yandesterritoriums gegen Das Ausland ; daher im Zujammenhange mit der 
milttärtichen Aufgabe des Bundes die gemeinfame Unterhaltung von fünf Bundes- 
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feftungen (Luxemburg, Mainz, Yandau und ſpäter Ulm und Raftatt) und die Herftel: 
lung einer Bundeskriegsverfaſſung in den allgemeinften Grundlagen einer nad) dem Bes 
völferungsverhältnig bemefienen Contingentsziffer, jedoch ohne Einheit der Heeresorganifa- 
tion und ohne ftändigen, aud im Frieden wirtſamen Oberbefehl. Eine dem Bundestage 
untergeordnete Bundesfeldberrnichaft war erft für den Kriegsfall geordnet. Das ganze, 
übrigens nur auf den Landfrieg berechnete Vertheidigungsweſen war, wie inöbejondere von 
Preußen ſchon vor 1848 gerügt und durch die Erfahrungen auch von 1866 erwieſen, 
unfiher, unklar und. zufammenhangslos, beruhend auf einer jchroff durchgeführten po= 
litiſch unhaltbaren, weil einer genügenden Bermittelung entbehrenden Untericeidung der 
Friedens- und der Kriegsverhältnifie. 

2) In dem territorialen Beftande: Die vollftändige Zugehörigkeit weitaus 
der meiften Staaten zum Bunde, jo daß diefen ein ſelbſtſtändiges Kriegsrecht gegen das 
Ausland entzogen war. Daneben die Doppelftellung Preufens und Oeſterreichs 
als deuticher und gleichzeitig wegen ihrer nicht zum Bunde gehörigen Befigungen euro= 
päiſcher Mächte, welche ihnen erlaubte, den dänischen Krieg 1864 ohne Antheilnahıne des 
Bundes zu führen, und jeve Neutralität des Bundes bei micht= deutſchen Intereſſen— 
fragen diefer Mächte von vornherein gefährdete. Endlich die theilweife Zugehörigkeit 
von Staaten, welche von Deutſchland durchaus verjchiedene Intereffen ihrer ganzen An: 
lage nad) zu verfolgen hatten (Holland wegen Luxemburg, Dänemark wegen Holftein und 
Yauenburg). 

3) Als ftaatsrechtlice VBorausfegung: in den einzelnen Staaten die volle Sou— 
veränetät der zum Bunde gehörigen Mitglieder und deren Rechtsgleichheit. Die urfprüng- 
liche, im Art. 6 der Bundesacte aufgeführte Ziffer der Mitglieder betrug 38 ; ſpäterhin 
traten durch Aufnahme eines neuen Staates (Heffen= Homburg) und durch Abfterben meh— 
rerer Herricherhäufer oder durch Geffionen Veränderungen ein. Der Grundjaß der Rechts— 
gleihheit, im Widerfpruch ftehend, mit der thatfächlichen Bertheilung der Macht innerhalb 
des Staatenbundes war indefjen nicht jtreng durchgeführt, wie 

4) die Organifation der Bundesverfammlung nachweift, welche in einen 
weiteren Rath (plenum) für Zwede der Abftimmung -in wichtigeren Fällen und in 
einen engeren Rath für Zwecke der Discufjion und der Belorgung der laufenden 
Geſchäfte, ſowie aller dem Plenum nicht vorbehaltenen Sachen zerfiel. Die 69 urfprüng- 
lichen Stimmen des Plenum waren jo vertheilt, daß jeder Staat mindeftens eine deriel- 
ben führte, größere und mittelgroße Staaten hingegen deren mehrere (höchftens vier) ab— 
zugeben hatten. Im engeren Kath hatten aud die Großmächte nur je eine Stimme ; 
außer elf |. g. Virilſtimmen beftanden indeſſen noch ſechs die kleineren Staaten zuſam— 
menfaffenden Guriatftunmen. 

An die Stimmenvertheilung im Plenum knüpfte ſpäterhin die norddeutſche Bundes— 
verfaflung an. Jedenfalls war ‚die Gleidhberechtigung der ſouveränen Staaten Deutſch— 
lands gewahrt in dem Erforderniffe der Einftimmigfeit für alle wichtigeren Bundes— 
angelegenbeiten. Nach den Bundesgrundgefegen find dies folgende : 

Alle Gegenftände, die nur im Plenum entjchteven werden (mit Ausnahme der Kriege: 
erflärungen und Friedensichlüffe), Aeligionsangelegenheiten, Abänderung von Rechten 
und Pflichten eines Bundesgliedes, Veränderung des Bejigftandes, Abtretung von Bunz 
deögebiet an auswärtige, nicht verbündete Fürften, Fortführung einer Stimme im Ple 
num nach erbrechtlichem Anfall des Territoriums an einen andern Fürften, alle jura 
singulorum und folglid auch die Auferlegung bejonderer Yaften für Bundeszmede, Ab: 
änderung der Bundesgrundgeiege und beftehender |. g. organiicher Einrichtungen. 
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In dem letzteren Umftande war der Grund zu erfennen, aus welchem jede durch— 
greifende Verbeſſerung der Bundeszuftände bei dem von Anfang am gegebenen Gegen- 
jage der Intereffen als eine factiiche Unmöglichkeit zu bezeichnen war. 

5) Das Berhältniß des Bundes zu Den einzelnen Regierungen und 
deren Unterthanen war im allgemeinen ziemlich unbeſtimmt gelaffen. Nur in folgen= 
den Punkten konnte eine Intervention von Bundes wegen ftattfinden : bezüglid der Me— 
diatiſirten und der ihnen garantirten Rechte; bezüglich der von der Wiener Schlupacte ga= 
vantırten Machtfülle der fürftlihen Gewalt, wovon fpäterhin noch die Rede fein wird; 
bezüglich der etwa von innen ausgehenden Bedrohungen der Sicherheit des Bundes, 
woraus fich die Bundesbejchlüffe über Preſſe und Vereinsweſen und andere Dinge ergeben ; 
bezüglich der den Unterthanen rechtswidrig verweigerten Rechtshülfe. 

Da die Einzelheiten des alten Bundesrechts, insbefondere die Borfchriften über die 
Gejhäftsbehandlung, über die Erecution und das Aufträgalverfahren jedes Intereſſe für 
die Gegenwart verloren haben, genügen die von uns wiedergegebenen Grundzüge, um bie 
bezeichnenden Merkmale des im Jahre 1866 befeitigten Zuftandes erfennbar werden 
zu lafien. 

(Literatur: Jordan, Yebrbub des allgemeinen und deutſchen Staatsrechts, se 
Klüber, Defientliches Recht des Deutſchen Bundes überhaupt und der Bundesftaaten. 4. Aufl. 


1840. Außerdem die Lehrbücher des deutſchen Staatsrehts; am — Zöpft, 
Grundjäge des gemeinen deutſchen Staatsrechts. 5. Aufl. 1863. Th. I. ©. 270 fi.) 


$. 9. Die Begründung des Norddeutſchen Bundes. Im Artifel 2 des 
Prager Friedens erkennt der Kaiſer von Defterreich nicht nur die Auflöfung des ehemaligen 
Deutſchen Bundes an, jondern er ertheilt auch feine Zuftunmung zu einer andermeitigen, 
ohne Defterreich zu bewirtenden Geftaltung der deutſchen Staatöverhältniffe. Hierbei ift 
ein Unterſchied gezogen zwifchen den Staaten nördlid vom Main, bei welchen ein 
engeres Bundesverhältnig mit Preußen im voraus anerfannt wird und den ſüddeutſchen 
Staaten, weldye „in einen Berein treten können, deſſen nationale Berbindung 
mit dem Norddeutihen Bunde der näheren VBerftändigung zwiſchen 
beiden vorbehalten bleibt.“ 

Diefe nationale Verbindung wurde fofort bei Beendigung des Krieges in den 
Bündnifverträgen, welche für einen Kriegsfall dem König von Preußen den Oberbefehl 
übertragen und jpüterbin durch die Reconftruction des deutſchen Zollvereins in Verbin: 
dung mit der Herftellung eines Zollparlamentes vorläufig eingeleitet, wobei es jurijtiich 
zweifelhaft und beftritten ift, ob das Verhältniß der ſüd- umd morbdeutfchen Staaten zu 
einander jchon gegenwärtig als dasjenige eines Staatenbundes angefehen werden kann, 
Richtiger erſcheint und die VBerneinung diefer Frage. 

Das Zuftandefommen des Norddeutſchen Bundes beruht auf mehrfachen Grund- 
lagen thatſächlicher und rechtliher Art: auf Eroberung bezüglich der ehemals jelbft- 
ftändigen, 1866 in Preußen einverleibten Staatötheile; auf freiwilligen Bündnifwerträgen 
zwiſchen Preußen und der Mehrzahl der norddeutſchen Regierungen vom 18. Auguft 
1866 (mit Medlenburg unter einigen Vorbehalten vom 21. Auguft); auf Friedensichlüffen 
mit denjenigen norddeutſchen Staaten, welde fi am Kriege gegen Preußen betheiligt 
hatten (Rheinheſſen wegen feiner nörblih vom Main belegenen Gebietstheile, Meiningen, 
Reuß ä. L. und Königreich Sachſen); auf der Mitwirkung eines mit berathender Stimme 
gewählten norddeutſchen Reichstags und endlich der Genehmigung der Einzellandtage nord- 
deuticher Staaten, joweit dieſelbe erforderlich war. 

Die norddeutiche Bundesverfaſſung vom 24. Juni 1867, in Gültigkeit jeit dem 
1. Juli deſſelben Jahres war vorbereitet worden durch Gonferenzen der Bevollmächtigten 
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norddeutſcher Regierungen, welde in Berlin vom 15. December 1866 bis zum 7. Fe— 
bruar 1867 verfammelt waren und den von Preußen vorgelegten Entwurf ihrer Prü— 
fung unterzogen. 

Am 24. Februar 1867 ward der erfte Reichstag des Norddeutſchen Bundes eröff: 
net, durch welchen der von den verbiündeten Regierungen vorgelegte Entwurf im vielen 
Punkten erhebliche Abänderungen erfuhr, deren größter Theil ſich auf eine Erweiterung 
der dem Reichstag einzuräumenden Befugnifje oder auf eine Ausdehnung der der Bundes: 
gefeggebung zu gemwährenden Gompetenz bezog. Schließlich ward der Entwurf, nachdem 
einige wenige von dem Reichstage geforderte Abänderumgen entweder zurüdgemiefen oder 
doch erheblich abgeichwächt worden waren, in der Endabſtimmung des Neichstages mit 
230 gegen 53 Stimmen, von den Bundesregierungen einftimmig angenommen. Am 
17. April Schloß der König von Preußen den Reichstag. In Dem kurz darauf einbenu: 
fenen preußiſchen Yandtage ertheilte das Abgeorpnetenhaus feine Zuftimmung mit 226 
gegen 93 Stimmen, das Herrenhaus einftimmig. 

Die norddeutiche Bundesverfaſſung enthält 79 Artikel, von denen em Theil ſich 
auf einen Uebergangszuftand bezieht. Dahin gehört der Art. 60 bezüglich der Friedens: 
präfenzitärfe des Bundesheeres, welde bi8 zum 31. December 1871 auf ein Procent 
der Bevölferung von 1567 normirt wird, der Art. 62 bezüglich der Ausgabenbemilligung 
des Reichstages im Meilitäretat, des Art. 71 umd andere. Auch eine territoriale Erwei— 
terung des Bundes ift ind Auge gefaßt. Nach dem legten Artikel (79) kann der Ein 
tritt der fübdeutjchen Staaten auf den Vorſchlag des Bundespräfidii im Wege ver 
Bundesgefeggebung befchlofjen werden. Andere VBerfafjungsveränderungen erforberten im 
Bundesrathe eine Mehrheit von zwei Dritteln, wenn fie im Wege der Gejeggebung be: 
Ichloffen werden. 

(Literatur: Die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes. Mit Hinweifung auf die ftenogra- 

phiſchen Protocolle der darüber im Reichstag des Norddeutſchen Bundes ftattgefundenen Beratbun- 
en und alphabetiihem Sacregifter. Herausgegeben von Dr. Metzel, Berlin 1567, Die Ber 
Fun des Norddeutſchen Bundes, erläutert mit Hülfe und unter vollftändiger Mitteilung 
ihrer Entftehungsgefcichte von E. Hieriemenzel, Berlin, 1867. Die auf die Bundesgefeh- 
gebung bezügliden Urkunden enthält &. Hirth, Annalen bes Norddeutichen Bundes ſeit 
1565; ferner A. Koller, Archiv des Norddeutichen Bundes und des Zollvereins, Jahrbuch 
2 —— a ımd Diplomatie des Norddeutfhen Bundes und des Zollver- 

$. 10. Die Norddeutſche Bundesverfaflung Aus der nachfolgenden 
Darftellung wird ſich ergeben, daft fich der Norddeutſche Bund unter feine der bisher in 
der Yehre von den Staatsverbindungen begriffsmäßig abgezweigten Formen einveihen läßt, 
jondern eine von den theoretischen Aufitellungen abweichende, eigenthünliche Staatögeftal- 
tung darftellt. 

Mitglieder des Norbdeutichen Bundes find 22 Staaten, deren Verhältniſſe im eins 
zelnen höchſt verfchieden find nach der völferrechtlich anerkannten Nangitufe der Sommeräne 
(zwei Könige, fünf Großherzöge, fünf Herzöge, fieben Fürften und drei freie Städte), 
nad) dem Größenraum der Territorien (in einem Abftande von 6393,33 Meilen für Preußen 
und beijpielsweife 8 QMeilen für Schaumburg Yippe), nad den Verfaflungsformen und dem 
Berfafjungsrecht der einzelnen Bundesſtaaten und endlich nach der Zugehörigkeit der Ge- 
biete zum Bunde, welche bet dem Großherzogthum Heffen mır eine theilweiſe ift. In 
dieſem legteren Umſtande liegt die einzige Erinnerung am die ehemaligen Deutſchen Bun— 
deszuftände und ihre Dualiftiiche Trennung der Staatsgebiete. Bon ven ehemals nord: 
deutjchen Ländern find Yımburg und Yuremburg aus dem nationalen VBerbande aus: 
geſchieden. 
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Die Mitgliedichaft im Bunde ift verpflichtend, Freiwilliges Ausſcheiden unzuläſſig. 

Die dem Bundesverhältniß vorgezeichneten Z med beſtimmungen laſſen ſich auf drei 
Geſichtspunkte zurüdführen: Schuß des Bundesgebietes gegen Berlegungen (ver 
nationale Machtzwed), Aufrehterhaltung des innerhalb deſſelben geltenden 
Rechtes (der Rechtzwed) und Pflege der Wohlfahrt des deutſchen Volkes (ver 
Eulturzwed). Aus dieſen im einzelnen näher beftimmten Zweckeen ergibt ſich, ſoweit fie 
nur durch gemeinſchaftliche Anftalten erreichbar erfcheinen, die Unterordnung der 
einzelnen Yandesregterungen unter die Bundeseinrihtungen. 

Das Berhältniß der einzelnen Bundesmitgliever zu einander ift weſentlich abwei= 
end von dem vorangegangenen Zuftande geftaltet. Auch bier find drei Beftimmungen 
zu unterſcheiden. Erſtens nämlich das Verhältniß velativer Gleichheit in der Volksver— 
tretung, indem die Bevölferungsziffer, abgejehen von der Ausnahme, welde auch kleinſten 
Staaten unbedingt einen Vertreter zubilligt, über die Anzahl der in den Reichstag zu 
entjendenden Mitglieder enticheivet. Zweitens das Verhältniß velatiwer Ungleichheit zum 
Nachtheile Preußens, infofern als daſſelbe troß feiner Größe im Bundesrath fich in der 
Minorität befinder. Und endlich drittens das Verhältmig der relativen Ungleichheit zum 
Bortheile Preußens, infofern eine Unterordnung unter das Bundespräſidium in gewiffen 
denfelben ein für allemal zur jelbitftändigen Yeitung überwiefenen Angelegenheiten ftatt- 
findet (3. B. Heermelen und Diplomatie). 

Beginnen wir mit dem Bundesratbe, welcher die Vertretung der einzelnen Lan— 
Desregierungen nach Analogie des im Plenum der ehemaligen Frankfurter Plenarverfamm- 
lung maßgebend gewejenen Stimmwerhältnifies darftellt. Weitaus die meiften Regierungen 
führen nur eine einzige Stimme, zwei Negierungen je zwei, Sachſen vier und Preußen 
17, fo daß ſich eine Gefammtziffer von 43 ergibt, von denen ſomit Preußen über ein 
Drittel innehat. Hieraus ergibt fich, daß die im Bundesrath erforderliche Stimmen- 
mehrheit von zwei Dritteln bei etwa beantragten VBerfaffungsveränderungen niemals ges 
gen den Willen Preußens gebildet werden fan. Auf der andern Seite bedarf Preußen 
nur einer Verftärtung von fünf weiteren Stimmen, um die einfadıe Majorität für feine 
Vorfchläge im Bundesrathe zu erlangen. Bei Stimmengleichheit gibt die Präſidialſtimme 
den Ausſchlag. Der Bundesrat übt Legislative und erecutive Functionen "zugleich, indem 
er ſowohl in der Geſetzgebung eine den erften Kammern analoge Stellung einnimmt, als 
and die Ausführung, Vorbereitung und Yeitung der dem Bunde obliegenden Berwaltungs- 
geſchäfte beforgt. Sieben dauernde Ausſchüſſe, welche theil® durch Ernennung von Seiten 
des Bundespräfidiums, theild durch Wahl des Bundesrathes zufammengejetst werden, thei— 
len mit einander die wichtigften Gefchäfte, deren Behandlung, Vorbereitung oder Fortführung 
im Bundesrathe felbft unzweckmäßig oder für den Fall, dar der Bundesrath nicht ver 
ſammelt ift, erforderlich erfcbeint. Die Gegenftände der Gejchäftsvertheilung ſind: Yand- 
heer und Feltungen, Seemeien, Zoll- und Steuerweſen, Handel und Verkehr, Eijenbab: 
nen, Boten und Telegrapbie, Juſtizweſen und Rechnungsweſen. Es erhellt hieraus, daf 
Gegenſtand und Zahl der für die Ausfchüffe bezeichneten Geichäftsfreife etwa mit den 
höchſten Berwaltungsftellen, den Minifterien eines Großſtaates zuſammenfällt. 

Der Norddeutſche Neibstag, welcher niemals ‚getrennt vom Bundesrath durch 
das Bundespräfidium berufen werden kann und jährlich mindeftens einmal berufen wer: 
den muß, gebt aus allgemeinen, directen und geheimen Wahlen hervor und ftellt die ein- 
heitliche Volkövertretung am Bunde dar. Die Nechte, welche er in feiner Gefammtbeit, 
den Bımdesregierungen gegenüber ausübt, find gleichermeife wie die befonderen, den ein— 
zelnen Reichstagsmitgliedern zuftehenden perfönlichen Rechte im weientlichen nad dem 
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preußifchen Berfaffungsrechte bemeſſen. Doc find infomweit nicht unerhebliche Abweichun- 
gen gegeben, als das Recht der Minifteranklage gegenüber der Erecutive gänzlich fehlt, 
ald das echt der Ausgabenbewilligungen einigen Beſchränkungen in Beziehung auf den 
militäriſchen Aufwand unterliegt, und als den Mitgliedern des Reichstags feine Tagegel- 
der von den Negierungen gezahlt werben dürfen. Zwar bebürfen die vom Bundesprä- 
ſidium ausgehenden Regierungsacte der Gegenzeihnung des Bunbesfanzlers, welcher 
damit die Verantwortlichkeit übernehmen ſoll; doch ift damit keine Anflagebefugniß gegen 
ihn zu begründen. 

Unter allen Beamten des Bundes nimmt der Kanzler die erfte Stelle ein. Bon 
der Präfidialmacht ernannt, führt er den Borfig im Bundesrathe. Abweichend von dem 
früher durch die Regierungen aufgeftellten Reformprojecte ift die der Krone Preußen 
unter dem Titel des Bundespräfidit gegebene Machtftellung, welde im Verhältniß zu den 
einzelnen Staaten des Norddeutichen Bundes eine ftärkere ift, als jie jemals dem deutſchen 
Kaiſerthum zugeftanden hatte. Das Präfidialvecht der preußifchen Krone ſchließt Rechte in 
fich, welche in höherem oder geringerem Make durch die Mitwirkung anderer Factoren 
bejchräntt find. Mit Rückſicht hierauf find jie dreifacher Art : 

1) ſolche, welde nur mit Zuſtimmung des Bundesrathes und des Reichstages 
ausgeübt werden fünnen, wohin namentlich die Geſetzgebungsrechte gehören, Tpeciell die 
Publication der Gefege ; 

2) ſolche, welche mit Zuftimmung des Bundesrathes allein ausgeübt werden, wohin 
im allgemeinen die Competenz der Bundesverwaltung zu vechnen iſt und 

3) ſolche, welche die Krone Preußen volltommen jelbjtftändig im Namen des Bun— 
des ausübt. 

Hierher gehören Das Repräfentationsrecht tm Krieg und Frieden, Kriegserklärung 
und Friedensichluß, Die Berufung des Neichstages und Des Bundesratbes, welche legtere 
jedoch geichehen muß, wenn ein Drittel der Bundesrathsſtimmen es verlangt, Das Ober: 
auffichtsrecht über die Ausführung der YBundesgelege, Die Ernennung, Vereidigung und 
Entlafjung der Bundesbeamten, die Erecution gegen Bundesregierungen wegen verfänmter 
Erfüllung von Bundespflichten ohne jede Mitwirkung des Bundesrathes, wenn es ſich um 
militärische Yeiftungen handelt und Gefahr im Berzuge iſt. Auch darin zeigt fich die 
Ueberlegenheit der preußiſchen Machtjtellung, dap dem Präfivum ein Beto eingeräumt 
ift gegen Veränderungen in der Gefeggebung über Milttärweien und Kriegsmarine (Art. 5), 
in der Geſetzgebung über Zoll und Handelsweien, bei Handels= und Schiffahrts = Verträ- 
gen, ſowie audy bei den zur Ausführung der gemeinſchaftlichen Geſetzgebung dienenden, im 
Bundesrath zu befchließenden VBerwaltungsvoriariften und Einrichtungen (Art. 37). Als 
wichtigfte Präfidialrechte ericheinen unzweifelhaft der Oberbefehl über die Streitfräfte des 
Bundes in Krieg und Frieden, zu Yande und zur See, und das Gejandtichaftsweien für 
den Bund, obwohl den deutichen Einzelftaaten für ihre eigenen Angelegenheiten ein Ge: 
jandtichaftsrecht mit einer bisher noch nicht feſt beftimmten Abgrenzung gegen Die Bundes: 
angelegenbeiten belafien worden ift. Eine einheitliche, in allen erheblichen Stücken glei 
mäßig durchgeführte Heereöverfalfung, welche der ehemalige Deutiche Bund ſich vergebens 
zu begründen bemühte, erlangte der Norddeutſche Bund im Berlauf eines Jahres nad 
feiner Stiftung in der Annahme des gelammten preußiſchen Heerweiens, Des Geſetzes 
vom 9. Now. 1867 betreffend Die Verpflichtung zum Kriegsdienft und der Königliden 
Verordnung vom 7. November 18667 betreffend die Einführung der preußiſchen Militär: 
gejeggebung im Norddeutichen Bunde. Die Gegenftände der geießgebenden Gewalt, an 
welcher e8 dem ebemaligen Deutſchen Bunde durchaus gebrach, jind in dem Art. 4 der 
Bundesverfallung aufgezählt. Der Verfügung der einzelnen Staaten find dieſelben damit 
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feineöwegs von vornherein entzogen, ſondern erſt ſoweit, ald durch den Bund darüber 
beichlofjen worden iſt. Denn völlig Telbftverftändlich gehen die Bundesgeſetze den Landes— 
gelegen voran, jo daß bei eintretenden Widerfprüchen die legteren von jelbft außer Kraft 
treten müſſen. ’ 

Eine theoretifch fichere und auf jeden vorfommenden Fall ammendbare Abgrenzung 
der der Bundesgeſetzgebung zuzumerfenden von den dem Yandesftaatsredht worzube- 
haltenden Angelegenbeiten iſt nirgends zu geben. Für die dem Norddeutichen Bunde ver- 
wandten Gonföverationen bat ſich niemals ein unabänderliches Princip der Grenzregulivung 
aufftellen laſſen. Bald überwiegt die Idee des Gemeinfamen, bald die Vorliebe für das 
Bejondere in den verfafjungsgebenden Gewalten oder den ihr Werk ergänzenden Nachtrags- 
gefegen. Fir den Norddeutichen Bund find namentlicd die Erfahrungen und die Nachtheile 
beftimmend geworden, welche fi gerade in Deutichland aus dem Zuftande der Zeriplitterung 
und wechlelfeitiger dynaſtiſcher Eiferfucht als dein Gemeinwohle entgegenftehend erwiefen hatten. 
Der Art. 4 der Bundesverfalfung zählt die der Bundesgeſetzgebung vorbehaltenen Gegen- 
ftände unter fünfzehn Rubriken auf. Dieſelben vegeln ſich aus den bereits früher her— 
vorgehobenen Zwedbeftimmungen des Bundes als Confequenzen. Sie berußen daher ent= 
weder 1) auf dem Gefichtspunfte der nationalen Einheit und Sicherheit, oder auf der 
völferrechtlihen Stellung Des Norbdeutichen Bundes nad) außen: folglich das Kriegsweſen 
zu Yande und zur See, womit die handelspolitiſchen Angelegenheiten und das Finanzweſen 
des Bundes, Bundesftenern, Anleihen und der Bundescredit, die confularen Inftitutionen 
um Zufammenbang ftehen. Oder: 2) Auf der Pflege des materiellen Gemeinwohls, vor— 
nehmlich der national = öfonomtchen Intereffen und des wirthichaftlichen Verkehrs, welche 
ihre Baſis findet in der Anerfennung eined Norddeutichen Bundesindigenats. Im eng— 
fter Verbindung damit: Eiſenbahnweſen und Straßenbau im Geſammtintereſſe, Flößerei 
und Sciffahrtsbetrieb' auf den mehreren Staaten gemeinſchaftlichen Etromftreden, das 
Poft= und Telegraphenmweien, das Bankweſen und die Emiſſion von Papiergeld, Maß-, 
Münz- und Gewichtsſyſtem, endlich die Abwehr gemeingefährlicher Beſchädigungen von 
Perfon und Eigenthum durch Mafregeln der Medicinal- und Veterinärpolizei. Ober 
endlich 3) auf der wirfjamen Handhabung des Nechtöfchuges, welcher durch einheitliche 
Geſetzgebung zu garantiren iſt. Materien der Bundesgefeggebung find deswegen aus dies 
ſem Gefichtspunfte der Einheit: das Obligationen=, Handels und Wechſelrecht, das 
Strafrecht und der Proceß, die Vollftrebarkeit der in einem anderen Yundesitaate er= 
gangenen Erkenntuiſſe, die Erledigung der gerichtlichen Kequifitionen, die Beglaubigung 
öffentlicher Urkunden. Theils auf dem wirtbichaftlich = politifchen Grunde, theils auf der 
dem Einzelrechte gegen abminiftrative Willkür zu gewährenden Schuge beruhen ſchließlich 
noch folgende Materien: Die Ordnung der Erwerb und Verluſt des Staatsbürgerrechts 
betreffenden Normen, Heimaths- und Niederlaffungsverhältniffe, Paßweſen, Fremdenpo— 
(izei, Verſicherungsweſen, Auswanderung und Coloniſation. 

Während die Herftellung der Rechtseinheit durch Begründung umfaflender Godifica- 
tionen der längeren Vorbereitung naturgemäß bedarf und daher in der kürzeren Zeit feit 
der Herftellung des Norddeutichen Bundes höchſtens eingeleitet werden fonnte, hat ſich die 
Bundesgejeggebung bisher im Berlaufe zweier Jahre außerordentlich thätig und erfolg- 
reich auf Dem zweiten der von ums bezeichneten Gebiete erwieſen. Mindeſtens gilt dies 
Anerkenntniß überall nach der negativen Seite, wo die leichtere Arbeit zu vollziehen 
war, die in der Beleitigung alter und hemmender, dem Verkehrsbedürfniß widerjprechender 
Schranken beitand. Bon den wichtigeren Bundesgelegen find zu erwähnen, diejenigen bezüg— 
lich des Paßweſens vom 12. October 1867 ; betreffend Die Nationalität der Kauf: 
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fabrteifchiffe vom 25. October 1867 ; über Freizügigkeit vom 1. November 1867 ; 
über das Poſtweſen des Norddeuticen Bundes vom 2. November 1867; über die 
Organiſation der Bundesconfulate vom 8. November 1867 ; betreffend die ver: 
tragsmäßigen 'Zinfen vom 14. November 1867. Aus dem Jahre 1868 verzeih- 
nen mir nachftehende Gejeggebungsacte : iiber die Aufhebung der polizeiliben Beſchrän— 
tungen der Eheihliegung vom 4. Mai; die Aufhebung der Schufdhaft vom 
29. Mai; die Schließung der öffentlichen Spielbanten vom 1. Juli, die privatrects 
liche Stellung der Wirthſchafts- und Erwerbsgenoſſenſchaften vom 4. Juli; 
den Betrieb ftehender Gewerbe vom 8. Juli; die Maß- und Gewichtsordnung 
vom 17. Auguft. 

Ans der oben gegebenen Skizze der der Bundesgefepgebung unterliegenden Gegen: 
ftände und der bereit# von Bundes wegen geordneten Materien ergibt fich, daß der Aus: 
legung des Art. 4 ſehr viel überlaffen bleiben muß. Ob der Bund in einem beſtimmt 
gegebenen Fall competent ift gegenüber den Yandesregierungen läßt fich jedenfalls aus dem 
Wortlaute der Berfaffung allein nicht entnehmen ; es wird in Zukunft vielmehr weſentlich 
darauf ankommen, von den beftummt bezeichneten Sweden der Bundesgemeinichaft aus: 
gebend, zu prüfen: inwiefern die vom Bund bereits feftgeftellten Rechtsgrundſätze durch 
die in den einzelnen Staaten fortbeftehenden Einrichtungen in ihrer Durchführung und 
Geltung beeinträchtigt werden. Sieht man von der Gemährleiftung beftimmter politifcher 
Grundrechte fir die Bürger der einzelnen Bundesftaaten, welche bei der Beratbung 
der Verfaſſung entgegen den darauf gerichteten Anträgen abgelehnt wurde, ab, jo wird es 
wenige Angelegenheiten geben, welche fich der Einwirkung und Beeinfluffung vom Bunde 
aus völlig und unbedingt zu entziehen vermögen. Um dies durch ein Beifpiel anſchaulich 
zu machen, genüge der Hinweis auf das Schulweſen, welches ſicherlich Der freien Verfü— 
gung der einzelnen Yandesregierungen unterſtellt bleiben follte. Im dem Zufammenbange 
aber der mittleren und gelehrten Schulen mit dem Vorzugsrechte des einjährigen freimil: 
» Ligen Heerdienftes tft auch hier eine wenigftens mittelbare Einwirkung und Beaufjichtigung 
der Bundesbehörden gegeben. 

Eine Schilderung des in den einzelnen Bundesgefegen gegebenen Inhalts Liegt außer: 
bald unſerer Aufgabe. Nicht zu umgeben tft aber wegen der verfaffungspolitifden Seite 
ein Hinweis auf die Zoll= und Handelsangelegenheiten. Der Norddeutſche 
Bund bildet ein einheitliches Zoll- und Handelögebiet, deſſen Einkünfte zur Bundeskaſſe 
vereinnabmt werden. Innere Zollfchranfen dürfen nicht errichtet werden. Ausgenommen 
von dem einheitlichen Gebiete find, nachdem Yübed feinen Eintritt bewirkt hat, die beiden 
Hanfeftädte Bremen und Hamburg, fofern fie nicht felbit ihre Aufnahme beantragen. 

Andererjeits hängt das Großherzogthum Yuremburg noch durch das lodere Band 
des Zollvereins mit Deutfchland zufammen, ohne indejjen an der Neorgantfation Theil zu 
baben, welche der Zollverein durd die am 8. Juli 1867 mit den ſüddeutſchen Staaten 
geſchloſſenen Verträge empfing. Durch den Hinzutritt ſüddeutſcher Abgeordneten zum 
Norddeutſchen Neichötage erweitert ſich derjelbe zum Zollparlament, der Bundesrath 
zum Zollbundesrath (mit 58 Stimmen, von denen Baiern ſechs führt). Se ergibt 
fid) denn gegen früber die weſentliche Veränderung, daß der Zollbund der nord- umd 
ſüddeutſchen Staaten mit einen Geſetzgebungsrechte ausgeftattet ift, in welchem die Maje: 
rität über etwaige Veränderungen enticheidet, während im alten Zollverein jede einzelne 
Stimme eines ſouveränen Staates über etwa notbwendig oder wünjdenswerthe Abände: 
rungen nach dem Grundſatz der vollen Gleichberechtigung als vwölferrechtliher Gontrabent 
entichted, To daß bei jeder Ghelegenbeit der Fortbeftand oder doc die Fortentwidelung des 
Zollvereins in Frage geftellt werden konnte. Allerdings it auch gegemwärtig der Zollbund 
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beichränft durch die Annahme einer Zeitfrift feines Beflehens bis zum 31. December 1877. 
Innerhalb diefer Zeit können fich aber neue Bedürfniſſe und die als nothwendig ans 
erfannten Verbeſſerungen ungehindert vealifiven. Der Verfügung des Zollbundes unter: 
liegen das gefammte Zollwejen und die Verbrauchsſteuern von fünf einheimischen Erzeug— 
niffen: Zucker, Branntwein, Salz, Bier und Tabad. 

Die aus den Zöllen hervorgehenden, auf die Staaten des Norbdeutichen Bun— 
des fallenden Einkünfte fliegen jofort als eine verfafjungsmäßig georonete Finanzquelle 
in die Kaffe des Norbveutichen Bundes, Daffelbe gilt von den Einnahmen aus der 
Poft und der Telegraphie, aus den etwa zu bejchliegenden Bundesftenern und den vom 
Bunde aufzunehmenden Anleihen, deren erfte für Zwecke der Kriegsmarine beftummt wurde. 
ALS Haupteinnahme des Bundes erſcheint freilich der von den einzelnen Regierungen an 
den Bund abzuführende Matricularbeitrag, welcher bezüglich jedes nach der Bes 
. völferungsziffer zu ftellenden Heerpflchtigen in der ftehenden Armee mit einem fejten Bei— 
trage von jährlih 225 Thlen. in der Bundesverfaflung jelbit feftgefegt worden ift. 

Um das vom Norddeutichen Bunde in großen Umriſſen entworfene Bild zu vers 
voljtändigen, iſt auch der Bundesftreit= und Yuftizfachen zu gedenken. Von Haufe aus 
bleibt die Rechtöpflege den einzelnen Staaten überlaffen. In gewiſſen. Angelegenheiten ins 
deſſen findet eine Einwirkung des Bundes ftatt. Zunächſt nämlich liegt es in der Vers 
pflichtung der Yandesgerichte, thätliche oder wörtliche, die Bundesverfaſſungsbehörden over 
Bundesbeamten verlegende Angriffe nach den Die Behörden u. ſ. w. des einzelnen Staates 
ſchützenden criminalrechtlichen Beftimmungen zu beftrafen, was in gleiher Weife auch von 
hoch- und Iandesverrätherifchen Angriffen gegen den Bund fo lange gelten fol, bis dem 
zum höchſten Gerichtshofe defignirten Oberappellationsgericht in Yübet an einer beſtimmten 
procefjunlifchen Norm ein Wegweiſer für das Berfahren geboten fein wird. 

Außerdem können noch in Betracht kommen: 1) Streitigkeiten zwiſchen den 
Bundesftaaten. Sind diefelben nicht privatrechtlicher Natur, jo enticheidet auf An— 
rufung des einen Theiles der Bundesrath. 2) Berfafjungsftreitigleiten zwiſchen einer 
Regierung und deren Unterthanen. Nach vorangegangenem Verſuche gütlicher Aus— 
gleihung erfolgt Die Erledigung im Wege der Bundesgejeggebung, vorausgejegt, daß nad) 
dem betreffenden Landesſtaatsrecht nicht eine zur Entjcheidung folder Streitigkeiten compe— 
tente Behörde im voraus beſtimmt ift. 3) Iuftizverweigerungen durch einen Bun— 
deöftaat, vorauögefegt, daß auf geieglichen Wegen feine Abhülfe erlangt werben fan. 
Derartige Beſchwerden wegen verweigerter oder gehemmter Nechtöpflege kann der Bundes- 
rath annehmen und, wenn fie ſowohl —8 erwieſen ſind, als nach poſitivem Recht 
des dabei betheiligten Bundesſtaates begründet erſcheinen, durch geeignete Einwirkung auf 
die beſchuldigte Regierung beſeitigen. Schon nad ver Wiener Schlußacte konnte der 
ehemalige Deutſche Bund unter gleichartigen Vorausſetzungen Beſchwerden annehmen (Art. 29). 
Dagegen fehlt es Hier wie dort am einer Beftimmung, wie und wo die vermögensrecht— 
liche Perlönlichkeit des Bundes in GCivilftreitigfeiten vor Gericht zu agiren bat. Ihren 
Abſchluß wird die Bundesjuſtizverfaſſung erft in der Einrichtung eines höchſten Gerichts- 
bofes erhalten. Schon im gegemmärtigen Augenblide ift für Handels- und Wechſel— 
jachen eine gemeinfame höchſte Inſtanz in Ausficht genommen und damit eine Verfaſſungs— 
veränderung von größter Bedeutung in Vollzug gebracht. So viel vom Norddeutſchen 
Bunde. Ein Rückblick auf die wictigjten Grundſätze der Bundesverfaffung belehrt ung, 
daß diefelbe zwar auf einer fejten Zufammenfügung äußerlicher Machtmittel beruht, allein 
ver formalen Sicherheit in der Wirkfamfeit ihrer nicht militäriſchen Elemente noch ent= 
behrt. Sie befindet ſich noch im Stadium des Wachsthums und einer noch flüjjigen 
Eutwidelung. Die Möglichkeit, Berbeiferungen zu bewirken und fie mit veränderten 
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Thatfachen in Einklang zu bringen, ift überall gewahrt, der Zukunft hinreichende Freiheit 
gelaffen, ihre gerechten Anfprüche durchzuſetzen. Die Vorwürfe, welde ihr von verſchiede— 
nen Seiten gemacht werden, beruhen weentlih auf dem Mangel an Uebereinftimmung 
mit denjenigen Grundfägen, welde man theoretifch als unentbehrlich für den Bundes: 
ftaat zu erachten pflegte. Den Einen zu loder, weil fie den Bundesfürften zu viele 
Rechte, 3. B. das Geſandtſchaftsrecht, gewährleifte, ohne die politiihen Grundrechte der 
Staatsbürger in einem mindeften Mafe gegen willkürliche Berlegungen fiber zu ftellen, 
erfcheint fie Anderen zu ftraff in der militäriichen Concentration unter der einheitlichen 
Leitung Preußens , zu ſehr auf den Einheitsftant angelegt und die Beſorgniß zu ftarker 
Gentralifation rechtfertigend. Als noch unfertige, der Ausbildung bedürftige Anlagen 
in der Bımdesverfaflung bürfen bezeichnet werden: die Unficherheit der finanzpolitiſchen 
Eimrichtungen, begründet theils in der engbegrenzten Competenz des Zollbundes, welche 
auf einem am ſich unbaltbaren Berfuche der Trennung des Zollweſens von den allgemein 
ftantlihen Angelegenheiten beruht, theils in dem Mangel einer wirffamen Verantwortlich: 
feit der höchſten Bundesbehörden; die Unficherheit der Bundesverwaltung, welche ohne 
genügende Trennung verfchtedener Berwaltungszweige und obne Vorhandenſein einer per: 
fünlichen Trägerſchaft in einzelnen Bundesminifterien im Bundeskanzleramte gleichlam 
eilig zufammengerafft ift; Die Unficherheit der Grenzlinten zwifchen dieſem letzteren Ber: 
waltungsorgane und den höchſten preußischen Berwaltungsftellen ; der Mangel eines höchften 
Gerichtshofes nicht nur zur Wahrung der Einheit auf den Gebieten gemeinfamer Gele: 
gebung, jendern auch zur Aufrehterhaltung der Gleichmäßigkeit in der Anwendung der 
öffentlich vechtlichen Normen des Bımdes gegenüber der bereits hinreichend erwieſenen 
Mannichfaltigfeit dev Auslegungen in den einzelnen Bundesitaaten, 

(Literatur. Ueber das Norddeutiche Bundesrecht ift zu vergleihen: G. Mever, Grundzüge 
des Norddeutſchen Bundesrechts, Leipzig 1868, und F. v. Martik, Betrachtungen über bie 
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8. 11. Das Landesftaatsreht in Deutihland. Die Bındesacte vom 
Jahre 1815 hatte in ihrem dreizehnten Artitel beftummt, daß in allen deutſchen Staaten 
eine landſtändiſche Berfaffung ftattfinden werde, ohne indeffen eine Nöthigung feitzufegen, 
diefer Verordnung innerhalb einer beftimmten Frift zu genügen. Die Heinen und mitt: 
leren Staaten, durch die Vorgänge zu Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts gewarnt 
und vor Mediatifirung beſorgt, ſuchten indeſſen nad und nach ihren Beſtand durch Be 
friedigung der von ihren Angehörigen aufggjtellten Nechtsforderungen und durch ein 
ſchnelleres Entgegentommen gegen die Vorſchrift der Bundesacte zu fihern. Im allge: 
meinen machte die verfaffungsrechtliche Entwidelung der deutichen Staaten ſeit 1815 in 
Deutfchland nur äußerſt langſame und fehr geringe Fortſchritte. Sie blieb von fremd- 
artigen, dem mationalen Leben feindlichen Elementen beherrſcht. Einerſeits waren die 
deutfchen Staaten den Stößen und Gegenftößen ausgefegt, welche von Weiten die revoln: 
tionäven Volkserhebungen in Frankreich, von Oſten die heilige Alliance oder das Vorwiegen 
der ruſſiſchen Politif gegen Deutſchland ausführte. Andererfeits verſuchte auch der Bund 
jelbft eine gemeinfame Kräftigung des volfsthümlichen Lebens durch Freibeitlihe Inſtitu— 
tuttonen als feinem eigenen Beftande gefährlich abzumeilen. Deswegen it die Geſchichte 
der deutichen Yandesverfaffungen gelennzeichnet durch das ſtarke Hervortreten einzelner 
fritifcher Jahre, in "denen entweder die Nachwirkung der franzöfifchen Revolutionen 
oder die gegentheilige Strömung der Rüchſchritisbewegung hervortritt. Solche abjehnitt: 
bildende Yahreszablen find 1820 (Wiener Schlufacte), 1330 (Dulirewolution), 1845 
(Februarrevolution), 1851 (Reftauration des Bundes). In der erften Beriode bie 
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zum Jahre 1820 wurden von dreizehn deutſchen Regierungen neue Berfaflungen einge- 
richtet, welche fich entweder an die altlandftändiichen Ueberlieferungen (wie in den mittel- 
deutſchen Staaten) anfcploffen oder dem franzöfiich conftitutionellen Syſteme (wie in den 
ſüddeutſchen Staaten) näherten. Da alle diefe Verfafjungen im Verlaufe der Zeiten und 
unter dem Einfluffe der von uns verzeichneten kritiſchen Jahre erhebliche Veränderungen 
erfahren, ift eine Beichreibung ihres urſprünglichen Inhalts Tediglih von hiſtoriſchem In— 
tereffe.. Nur die Yahreszahlen mögen daher bier verzeichnet werden. Aus dem Jahre 
1814: Naffau; aus dem Jahre 1816: Schaumburg-Lippe (veflen neuefte Ber: 
fafjungsordnung vom 17. November 1868 datirt); Walded (durch Acceffionsvertrag vom 
18. Juli 1867 unter preußtiche Verwaltung geftellt); Weimar (vom 5. Mai); 1818; 
Hildburghaujen (nad feiner Vereinigung mit Meiningen in gemeinſchaftlicher Ber: 
faffung vom Jahre 1829 ftehend) und Yichtenftein; 1819: Hannover und 1820: 
Braunfdhweig. Zur zweiten Klaffe der conftitutionellen Verfaſſungen zählen: Baiern 
(26. Mai 1818), Baden (22. Auguft und 23. December 1818), Würtemberg 
(25. September 1819) und Darmftadt (17. Minz 1820). 

Der die weitere Entwidelung der deutichen Berfaffungen hemmende Einfluß der 
Wiener Schlufacte trat wejentlih in folgenden Punkten hervor: Die anerkannte 
Wirkſamkeit habenden Tandftändifhen Berfaffungen können nur auf verfaflungs- 
mäßigem Wege (d. h. unter Zuftimmung der damals Privilegirten) wieder abgeän— 
dert werden (Art. 56); die geſammte Staatögewalt muß in dem Oberhaupt des Staates 
vereinigt bleiben, und der Souverän fann durch eine landſtändiſche Berfaffung nur in der 
Ausübung beitimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden (Art. 57); 
die Bundesfürften dürfen durch landſtändiſche Berfaffungen in der Erfüllung ihrer bun- 
desmäßigen Verpflichtungen nicht gehindert oder befhränft werden (Art. 58); bie 
Deffentlichkeit landſtändiſcher Berfaffungen ift im mtereffe der Ruhe des einzelnen Bun— 
desftaates und des geſammten Deutichlands zu überwachen. Das Unbeftimmte, Debnbare 
und Unfichere dieſer Satungen begünftigte eine dem dynaſtiſchen Abjolutismus in jedem 
einzelnen Falle ſich anpaſſende Auslegung, dergeftalt daß dieſe Beitimmungen den Vor— 
wand darboten, um Durch den Bund feierlich übernommene Berpflihtungen und beſchwo— 
rene Verheißungen des Yandesfürften hinterher durch Interventionen rüdgängig zu machen. 

Einen erneuten Anftoß bot erſt die Yultrevolution, won welcher die beiden Grof- 
mächte allerdings unberührt blieben. Ohne derjenigen Staaten, die ſeitdem ihre Selbit- 
ftändigfeit verloren haben, zu gedenken, ift zu erwähnen, daß das Königreich Sachſen 
am 4. September, das Herzogthum Altenburg am 29. April des folgenden Jahres 
eine Berfaffungsurfunde erhielten. Nach der Lertreibung des Herzogs Karl entitand die 
braunfdhweigifche Landidaftsordnung vom 12. October 1833. Auch Schwarz: 
burg-Sondershaufen (24. September 1841) und Luremburg /12. October 1841) 
unterworfen fich einer ftaatörechtlihen Neuordnung. Bon bejonderem hiftoriichen und 
politifchen Gewichte war indefjen die kurheſſiſche Verfaffung vom 5. Januar 1831, 
Sie fpielte in der Neftauration des Bundes und in den Verwidelungen, welche fich ſpä— 
terhin daraus ergaben, eine verhängnißvolle Rolle. 

Radical war der Umſchwung des Jahres 1848 zu nennen. Zum erjtenmale trat 
der Gedanke der deutichen Einheit in engfte Gemeinfchaft mit der alle Staaten, auch Die 
deutichen Großmächte, ergreifenden Bewegung, deren Ziel fein anderes war, als: Her: 
ftellung einer demokratiſchen Grundlage des BVerfaffungslebens , völlige Aufhebung der 
Stände, allgemeine Gleichheit vor dem Gelege, weiteſte Feitftellung ftaatsbirgerlicher 
Grundrechte, insbefondere der Preffreiheit und des VBereinsrechtes, Befreiung des Grund— 
eigenthums von allen wirtbichaftlichen und feudalen Schranfen, ſoweit ſich ſolche erhalten 
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hatten, u. |. w. Keine der 1848 und 1849 entjtandenen Berfaffungen bewahrte indefjen 
den Stempel ihres Uriprungs; wo die Yandeövegierungen nad dem Verlaufen der revo— 
Intionäven Fluth nicht aus eigener Machtvollkommenheit die Confequenzen der demokrati— 
ſchen Principien vernichteten, griff der Bund ein, indem er, außer jeiner Einwirkung gegen 
die Grundrechte, nod durch bejondere Beichlüffe aus dem Jahre 1854 gegen Preſſe 
und Vereinsrecht einjchritt. Faſt überall ergingen daher einfeitige, formal und meiften- 
theils auch materiell rechtswidrige Verordnungen der Yanveöherren zur Bejeitigung der 
1848 und 1849 geichaffenen Zuftinde. . Am wenigften verändert ward der bairijche 
Verfaſſungszuſtand, der durch wichtige Gejege vom 4. Juni 1848 über die ftändtiche 
Initiative und die Minifterwerantwortlichkeit ergänzt ward. Nur Die im weſentlichen blei— 
benden Neugeftaltungen, welde die Februarrewolution zur Folge hatte, ſeien hier verzeich— 
net: In Coburg-Gotha ward die alte coburgiiche Berfaffung vom 8. Augujt 1821 
und das gothaiſche Grundgejeg vom Jahre 1949 in einem gemeinjchaftlihen Grundgeieg 
vom 3. Mai 1852 (mit Sonderlandtagen) verihmolzen; in Oldenburg, wo vor 1848 
gar feine Yandjtände beftanden, blieb das rewidirte Staatögrundgeleg vom 22. November 
1852; femer in Neuß jüngerer Yinie Das revidirte Staatögrundgeieg vom 14. April 1552; 
während Reuß älterer Linie unterm 25. März 1867 feine Verfaſſung in einer neuen Urkunde 
wingeftaltete. Sehr durchgreifende Neftaurationen, meiftentbeils zu Gunften des ftändiichen 
Prineips, vollzogen fih: in Medlenburg 1850; in Anhalt (ſ g. Gefammtland- 
ihaft von 1859) nd Schwarzburg- Sondershausen (Berfaljung von 1857) und 
SchwarzburgsRudolftadt (15541. Auch Die freien Städte geftalteten ihre alten 
Zuſtände wefentlih anders: Yübed 1851, Bremen 1554 und Hamburg 1860. 

Ueber Oeſterreich ift in Kürze Folgendes zu bemerfen. Dem Umſchwung des 
Jahres 1848 folgte jehr bald eime vollſtändige Neftauration der abjoluten kaiferlichen 
Gewalt, deren Macht durch die Beſeitigung der alten ungariichen Berfaffung und die 
völlige Niederwerfung der nationalen Bewegung Italiens in einem alles umfafjenden 
Gentralismus erheblich gefteigert wurde. In eben derjelben Thatſache des öſterrei— 
chiſchen Gentralismus lag die Unmöglichkeit der Vereinigung mit dev deutſchen Einheits— 
entwidelung, jelbjt wenn jener hiſtoriſche Antagonismus gegen die jüngere deutſche Groß— 
macht in Norbdeutjchland nicht vorhanden geweſen wäre. Erft das Mißgeſchick auf den 
italienischen und böhmiſchen Schladytfeldern führte zu einem nodmaligen Bruce mit dem 
Abiolutismus und einev Wiederherftellung der ungariichen "Berfajlung, jo daß nunmehr 
der Kaiſerſtaat in eine öftliche und weſtliche Reichshälfte zerfällt. Gegen diefen Dualis- 
mus reagirt die Tendenz weiterer Selbſtſtändigkeit in den einzelnen Kronländern unter 
dein Namen ded Föderalismus wie aud des momentan wenig bedeutenden Gentralismus, 
deſſen Hauptitärfe" bisher im dem Deutichen Provinzen lag. Die wichtigften Daten der 
neueren Berfaffungsentwidelung jind: Das Tctoberdiplom (20. October 1560), 
foderaliftiich gehalten, das Februarpatent (26. Februar 1861,, centraliftiiche Rich— 
tung, das Septembermanifeft (20. September 1565), betreffend die Siftirung der 
Februarwerfaſſung, endlich Die Staatsgrundgeſetze vom 21. December 1867. 

Die vorangegangene Darſtellung ergibt, daß der Gompler der deutichen Staaten ein 
umerlich ſehr verſchieden geartetes Verfaſſungsrecht aufzumweifen hat. Auf der einen Zeite 
jtehen einander gegenüber republikaniſch und monarchiſch regierte Ziaaten, wober unzweifel 
haft die legtere Gruppe vielfady auf Die Regierungsweiſe dev eriteren eingewirft bat. 
Auf der anderen Seite find unter den Monarchien ſehr verſchieden geftaltete Gruppen 
nachweisbar: weſentlich von den neueren Entwidelungen unberührt zunächſt die altland= 
ſtändiſchen, auf dem Grundgedanfen der Patrimonialität beruhenden Gemeinweſen wie 
Yauenburg (Yandesrece vom 15. Zeptember 1702 und Patent vom 20. December 
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1853) und Medlenburg (landesgrundgefeglicher Erbvergleih vom 18. April 1755 
und Patentverordnung vom 28. November 1817, über vechtliche Erledigung der Strei- 
tigkeiten zwijchen Yandesherren umd Yandftänden); ſodann diejenigen Staaten, in welchen 
die alte ftändiiche Gliederung wenigftens als Clafjenvertretung auf den Yandtagen confer- 
pirt wurde, was bei manchen Kleinjtaaten der Fall, oder endlich die Gruppe folder Staa— 
ten, deren Verfaſſung unter dem Einfluffe der in Frankreich oder Belgien geltenden In— 
ftttutionen des conftitutionellen Staatsrechts entftand. 

, (Ziteratur. Zu vergleichen, außer ben hiſtoriſchen Werten, melde bie neuere deutfche Gejchichte 
feit 1815 behandeln: v. Kaltenborn, Einleitung in das conftitutionelle Verfaffungsrecht (1863), 
©. 289. — Schulze, Spftem bes deutſchen Staatsrechts (1565), ©. 342. — Zöpfl, Grund— 
fäte des deutichen Staatsrechts, II, ©. 341, 416. — Zahariä, Deutſches Staatsrecht, I, 8. 51, 
123. Gefammelt find bie deutſchen Verfaſſungsurkunden für die ältere —* bei Pölitz, Euro— 
päiſche Berf., 2. Aufl. 1832 (fortgefegt von Bülau) und bis zur neueſten Zeit fortgeführt bei 
Zahariä, Die deutichen Berfafjungsgeletse, 1855 (mebit Hortfegungen 1858 fj.). Die widtig- 
ften ſyſtematiſchen Bearbeitungen des Yandesftaatsrechts find: Pözl, Baierifches Verfaſſungsrecht, 
3. Aufl. 1860.— Derfelbe, Grundriß zu Borlefungen über baierifches Berwaltungsredht, 1550. 
Mohl, Würtembergiſches Staatsrecht, 2. Aufl. 1840. K. E. Weiß, Syſtem des Verfaſſungs— 
rechts des Großherzogthbums Heflen, 1837. Helmsdorf, Die Berfaffungsurkunde für das Kö- 
nigreih Sachſen mit den fie erläuternden Beitimmungen zufammengeftellt, 16837. Ueber bie auf 
das deutſche Landesftaatsrecht bezüglichen Monographien f. R. von Mobl, Die Gefchichte und 
Literatur der Staatswiſſenſchaften, 1855, Bd. Il, ©. 333 ff. — Ueber die Streitfrage des med- 
lenburgiſchen Berfafjungsrechtes: Dr. Julius Wiggers, Das Verfaffungsreht im Großher— 
pen Medlenburg - Schwerin, 1860. — Derfelbe, Die Medienburgife Berfaffungsfrage, 

entichrift, dem Norbdeutichen Reichstag vorgelegt, Roftod 1869.) 


$. 12. Die preußiſche Verfaſſung. Von großer Wichtigkeit unter den deut- 
ſchen Berfaffungsgejegen ift dasjenige Preußens, als des größten deutſchen Staates, deſſen 
hervorragende und bis zu einem gewiſſen Maße herrſchende Stellung im Norddeutſchen 
Bunde ihr einen befonderen Einfluß ſichert. Durch die höchſten VBerwaltungsftellen und 
die Krone ſelbſt mit der Yeitung des Norbdeutichen Bundes verwachſen, muß ihr Inhalt 
nothwendigerweife auch auf das Yandesftaatsrecht der übrigen norddeutichen Monarchien 
einwirken. Es bleibt jedenfalls fraglich, ob jo weit abliegende Gegenfäge, wie fie fich 
beifpielöhalber in der medlenburgiichen Staatsorduung und der preußiſchen Verfaſſung 
daritellen, längere Zeit hindurch im dem Norbdeutichen Bundesſtaate werden unvermittelt 
nebeneinander beftehen können. 

Die Gefchichte der preußiſchen Berfaflungsentwidelung ift in der Kürze die folgende. 
Den Ausgangspunkt der neueren Periode bildete unzweifelhaft für die ftaatsbürgerlichen 
Grundrechte des Einzelnen das preußiſche Yandrecht von 1794, für die öffentliche Rechts— 
ordnung die Stein-Hardenbergſche Geſetzgebung, die nad tiefem Falle das 
Staatswejen von Grund aus erneuernd, gleichlam Die organiſchen Einrichtungen zuerft 
ſchuf, welche demnächſt ihren politischen Abſchluß in einer Gefammtverfaffung hätten finden 
müſſen. Am 22. Mat 1815, in Zeiten einer durch die Rückkehr Napoleons heraufbe— 
ſchworenen Gefahr und unmittelbar vor dem Abjchluß der Deutfchen Bundesacte, erging 
die füniglihe Verheißung einer veichöftändiichen Verfaſſung, deren durch den Einfluß der 
Wiener Schlufacte gehemmte Erfüllung indefjen jowohl unter Friedrich Wilhelm III., als 
unter der Regierung ſeines Nacyfolgers vor 1847 vergebens erwartet wurde. Die Ber: 
ordnung vom 5. Juni 1823 brachte nur Provinzialftände ohne entjcheidende Mit— 
wirfung an der Feſtſtellung des Staatshaushalts und der Geſetzgebung. Als eine Er— 
füllung jener königlichen Zufage vom Jahre 1815 war die Schöpfung des vereinigten 
Yandtages durch Patent vom 3. Februar 1847 gemeint, doch feineswegs anerkannt. Ohne 
Periodicität in der Berufung, ohne Geſetzgebungsrechte oder eine über Die Bewilligung 
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neu einzuführender Steuern und Anleihen hinausreichende Befugniß auf dem Gebiete der 
Finanzen, entſprach derjelbe. aud nicht beſcheidenen Anforderungen, wenn man aud von 
der ftändifchen Grundlage derfelben gänzlich abfehen mollte, weldye durch acht am 21. Juni 
1842 publicirte Verordnungen durch Heritellung von Ausſchüſſen aus den Yandtagen der 
einzelnen Provinzen vorbereitet worden war. Bor der Bewegung des Jahres 1848 er: 
wies ſich der vereinigte Yandtag unhaltbar. Am 21. März erging in einem Aufruf an 
das preußiſche und deutſche Volk die Zuficherung „wahrer conftitutioneller Verfaſſungen 
mit VBerantwortlichkeit der Minifter in allen einzelnen Staaten und einer wahrhaft volks— 
thümlichen, freifinnigen Verwaltung‘. Am 22. Mai trat, auf Grundlage indirecter all: 
gemeiner Wahlen (nad) dem Gefeg vom 8. April) berufen, die Nationalverfammlung in 
Berlin zufammen, „um die fünftige Staatsverfaffung mit der Krone feftzuftellen“. Der 
von der Krone vorgelegte Entwurf derſelben datirt vom 20. Mai. Da demfelben ein 
Gegenentwurf (vom 26. Juli) aus dem Schooße der Berfammlung als Grundlage der 
Berathung vorgezogen ward und eine Vereinbarung mit der Krone ausfichtölos erſchien, 
ward die Verſammlung nach einem Verlegungs- und Vertagungsverſuche durch fünigliche 
Berordnung vom 5. December 1848 aufgelöft. Unter dem gleichen Tage wurde eine 
Berfafjungsurfunde oetroyirt, welche auf dem Wege der Gefeßgebung einer Revifion durch 
die nach dem ebenfalld vetroyirten Gefege vom 6. December 1848 gewählten Kammern 
unterworfen werben follte. Auch die oetroyirte Verfaſſung hatte ſich in allen mwejentlichen 
Stücden die demokratiſchen Principien des Jahres 1848 angeeignet; Die erfte Kammer 
war eine Wahlfammer. Schon im Nevifionsftadium (jeit dem Zufammentritt der Kam— 
mern am 26. Februar 1849) ward indejjen der gemaltfame Bruch mit den eben ſanctio— 
nirten Princip vollzogen, indem nach gefchehener Auflöfung der zweiten Kammer die noch 
gegenwärtig für die Landtagswahlen geltende, in ihrem Urjprung unzweifelhaft rechts— 
widrige Verordnung vom 30. Mat 1849 erlaffen ward, durch welche das nach Steuer- 
ftufen eingerichtete Dreiclafjfenmwahlfyftem eingeführt ward. Aus weiterer Reviſion 
nady der Neuwahl einer zweiten Kammer ging demnächſt die Berfaffungsurfunde vom 
31. Januar 1850 hervor, welde am 6. Februar von dem Könige, den Miniftern und 
den Bolfövertretern fererlich beſchworen ward. 

Um ihren Inhalt zu veranfchaulichen, zeichnen wir die Aufeinanderfolge ihrer Haupt— 
abfchnitte in elf Titeln: Vom Staatögebiete (Art. 1— 2), von den Nechten der Preußen 
(bis Art. 42), vom Könige (bis Art. 59), von den Miniftern (bi8 Art. 61), von den 
Kammern (bi8 Art. 85), von der richterlichen Gewalt (bis Art. 97), von den nicht zum 
Nichterftand gehörigen Staatsbeamten (bis Art 98), von den Finanzen (bis Art. 104), 
von den Gemeinde=, Kreis-, Bezirks- und Provinzialverbänden (bis Art. 105), allge 
meine Beſtimmungen (bis Art. 111), Uebergangsbeſtimmungen (bis Art. 119). Vielfach dem 
belgiſchen Mufter folgend, gewährte die preußifche Berfaffungsurtunde vom 31. Januar 
1850 der freien politifchen Bewegung (vielleicht von jehr wenigen Beſtimmungen abge- 
jehen) ausreichenden Raum. Ihre Principien geriethen indeffen ſehr bald in Widerftreit 
mit der zur Herrichaft gelangten Rückſchrittsbewegung, wurden von diefer offen und ſcho— 
nungslod angegriffen und entweder geradezu bejeitigt oder Doch durchgehends abgeſchwächt. 
Eine Anzahl von wichtigen Berfafjungsartifeln verſchwand, andere wurden in einer ihrer 
Entftehungsgeichichte geradezu zumviderlaufenden Art ausgelegt oder gehandhabt, der größere 
Theil nur als eine Verheifung auf unbeftunmte Zeit ohne jede Vermittelung mit der 
Stantdverwaltung beibehalten. Die wichtigften unter diefen ſpäteren Aenderungen find 
die folgenden: Die Abänderungen der Beltimmungen über die Gefchwornengerichte bei den 
ſchwerſten politifchen Verbrechen (Art. 94 und 95, durch Gefeg vom 21. Mat 1952), 
die Wiedereinführung der Fideicommiſſe (Art. 40 und 41, durch Geſetz vom 5. Juni 
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1352), die Bildung des Herrenhaufes an Stelle der erften Wahltemmer (Gefeg vom 
7. Mat 1853 und die ihrem Nechtscharakter nach angezweifelte königliche Verordnung 
vom 12. October 1854, betreffend das Herrenhaus), die Aufhebung des die Gemeinden 
und Pocalverbände betreffenden Art. 105 (durch Geſetz vom 24. Mai 1853), die Wie- 
derberftellung der Vorrechte der Mediatifirten (Gefeg vom 10. Juni 1854), die Wieder- 
geftattung der Uebertragung anderer bejoldeter Staatsämter an den Richter (Geſetz vom 
30. April 1856). Aus den angeführten Jahreszahlen tft erfichtlich, daß diefe Nevifionen 
der Periode vor 1855 angehören. Das Bedürfniß weiterer Abänderungen war befrie: 
Digt, indem man im Herrenhaus im Anſchluß an altftändiiche Ueberlieferungen eine 
Körperichaft geichaffen hatte, von welcher mit völliger Gewißheit anzunehmen war, daß 
fie im entjchtedenften Gegenfage zu den im Jahre 1850 bei der Emanation der Ver: 
faffungsurfunde anerfannt gewefenen Grundfügen ftehen würde. Der Fortbeftand dieſer 
Berfaffungsurfunde im großen und ganzen chen längere Zeit hindurch zweifelhaft ; 
eine weitere Abänderung einzelner Beftimmungen den ihr feindlich gefonnenen Elementen 
faum wichtig genug. Im großen und ganzen befindet ſich das preußiſche Verfaffungs- 
recht alfo noch im einem höchſt unfertigen Zuftande. Die organifche Gejeggebung blieb 
fett 1856 im Stillftande, Veraltetes, wie die ehemaligen Kreisftände, ward im Wider: 
Ipruche zu den Grundgedanfen der Verfaſſung reftaurirt, Streitiges, wie das Verhältniß 
der evangelifchen Kirche zur: Staatsgewalt, die Ordnung der Volksſchule, verharrte im 
Zuftande des Zweifels und der Anfechtungen. Auch entftand dadurd auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechts fehr bald eine allgemein wahrnehmbare Unficherbeit, daf das Ver- 
hältniß der alten (im Wideripruc mit der Verfaffungsurtunde) Specialgefege Durch den 
höchſten Gerichtshof zu verſchiedenen Zeiten verschieden ausgelegt wurde, indem anfangs 
mehrfach Aufhebung, ſpäter Fortbeftand ſolcher der abfoluten Periode angehörigen Gefege ſta— 
tuirt ward. Jeder Auslegung durch die Parteimeinungen und die Intereſſen der Verwaltung 
bloßgeſtellt, entbehrt die Verfaſſung auch der Garantie einer in der Minifterverantwort- 
lichkeit geſicherten Entſcheidung der verfaſſungsrechtlichen Streitpunkte. Im Princip zwar 
anerkannt, gelangte ſie bisher nicht zu der nothwendigen Ordnung und Ausführung. 

Die Anerkennung dieſes im weſentlichen auch unvollendeten Zuſtandes des preußiſchen 
Verfaſſungsrechts iſt keineswegs nur von Wichtigkeit für die etwa in der Politik zu befol— 
genden Grundfäge. Auch die juriftifche Theorie ift davon abhängig in um jo größerem 
Maße, als ſich auch das Norbdeutiche Bundesrecht noch in einem Uebergangszuftande be— 
findet. Eine feſt zufammengefügte, abgerumndete und von confequenten Principien bes 
bherrichte Yehre des pofitiven deutſchen Staatsrechts wird erjt dann eine Macht im 
Leben entfalten fünnen, wenn fie einen Anſchluß zu finden vermag an der gleichmäßigen 
Bollendung eines in feinen Grundbeftimmungen unerſchütterlichen, in den erheblichen Con— 
fequenzen der organiſchen Gefeggebung und der Staatsverwaltung durchgeführten Ber: 
faffungszuftandes. Bis jet fonnte es aus den von uns hiſtoriſch dargelegten Gründen 
nicht anders geichehen, als daß jede Darftellung des Staatsrechts ohne Ausnahme gleich 
zeitig als die Darftellung politifcher Gefichtspunfte und einer mit den Parteibeftrebungen 
verwachlenen Anempfehlung angejehen wurde. Daher denn das Vertrauen in den jurt= 
ſtiſchen Werth der Nechtölehren vorzugsweife bedingt war von der entweder befannten 
oder doch vermutheten Zugehörigkeit der lehrenden Perfonen zu der einen oder anderen 
der in den verfalfungsgebenden Gewalten vorhandenen Richtungen. 

Diefe Schwierigkeiten offen und rückhaltslos darlegend, wenden wir ung nunmehr 
zu den nur im Umriß zu bietenden Inhaltöbeftimmungen des deutſchen Verfaſſungsrechts, 
wobei jih aus äußeren Gründen eine befondere Berückſichtigung der in der preußiſchen 
Verfaſſungsurkunde niedergelegten Grundſätze empfiehlt. Für die beſſere Ueberficht des 
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Zuſammengehörigen wählen wir die Aufſtellung in fünf Abtheilungen: 1. die ſtaatsbür— 
gerlichen Grundrechte; 2. das monarchiſche Recht; 3. die Volksvertretungen; 4. Gemeinde 
und Corporation; 5. das Staatsbeamtenthum. 


(Literatur. Für das preußifche Berfaffungsrect ift noch immer ein Wert ohne Nebenbuhlerſchaft: 
8. von Rönne, Das Staatsrecht der preußiſchen Dionardhie, 2 Bde, zweite Aufl. 1864 (die dritte 
ift gegenwärtig im Erſcheinen begriffen); für die ältere Zeit: Heinrib Simon, Das Preufifche 
Staatsrecht, 2 Bde, 1844. — dv. Lancizoller, Rechtsquellen für die gegemvärtige landſtändi— 
che Verfaſſung in Preußen, 1847.) 


II. Die ftaatsbürgerlihen Grundrechte. 


8. 13. Staatsbürgerlibe Grundredte und Grundpflidten Die 
Aufftellung beftimmter ftaatsbürgerlicher Grundrechte in den neueren Berfaffungsurtunden, 
als einer Schranke fir "die Wirkſamkeit der Staatsgewalt entftammt den im vorigen 
Sahrhundert herrichend gewordenen Anjchauungen, Die ihrerjeits aus der Annahme eines 
ideellen Naturrechtszuſtandes herworgingen und in den „Menſchenrechten“ ber frans 
zöfifchen Revolution ihren Gipfelpunkt erreichten. Die neuere Staatsanſchauung leitet 
indefjen diefe Nechte nicht aus eimer unhiftortichen, abſoluten Qualität der menjchlichen 
Einzelperfon, ſondern vielmehr aus den Zmecbeftimmungen der Stantögefammtbeit ſelbſt 
ber, deren fittlihe Natır erft dann in das Bewuftfein des Einzelnen eintritt, wenn die 
Freiheit des Einzelnen innerhalb des ihm zuzumeifenden Gebietes rechtlich fichergejtellt iſt 
gegen willkürliche Eingriffe der Staatsmacht. Um der Gefammtbeit willen find dieſe 
Rechte gegeben, was deswegen hervorzuheben ift, damit fie nicht auf eine und dieſelbe 
Stufe mit bloßen Privatrechtsbefugniſſen gejtellt werden. 

Borausfegung für den Genuß der ftantsbürgerlichen Grundrechte iſt im allgemeinen, 
da Fremde und Ausländer nur privatrechtlich den Einheimiſchen volltommen gleichgeftellt 
zu ſein pflegen, der Erwerb des Staatsbürgerrechts, weldyer entweder durch die natürliche 
Thatfahe der Geburt und der Uebertragung des elterlichen Nechts ſei es des Vaters in 
der Ehe, fer e8 der Mutter bei unebeliher Zeugung oder durch Verleihung an Auslän— 
der (Einbürgerung, Naturalifation) vermittelt wird. Die Bedingungen der Naturalifation, 
über deren Vorhandenſein entweder die höchſte Staatsgewalt, oder untergeordnete Ver— 
waltungöftellen (in Preußen die Regierungscollegien), oder Die Gerichte (wie in amerikani— 
ſchen Staaten) zu befinden haben, find überall verjchieden geordnet, theil$ dem Ausländer 
günftiger, theild die Aufnahme erichwerend. Zumeilen ift der Erwerb des Staatsbürger: 
rechts im voraus durch Das Geſetz an eine beftummte, von der Willfür des Ausländer 
abhängige Handlung als jelbftverftändliche Rechtöfolge gefnüpft, z. B. die Verheirathung mit 
einem Inländer oder die Annahme eines Staatsamtes. (In Preufen bisher das Geſetz 
vom 31. December 1842 über Erwerb und Berluft dev Eigenfchaft als preufiticher Unterthan.) 
Ebenfo verfteht e8 jich für den Genuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte von ſelbſt, daß die Eigen- 
ſchaft eines Unterthamen nicht hiaterher verloren gegangen jein darf. Auch in Beziehung auf 
diefen Punkt befteben erhebliche, für die völferrechtlichen Beziehungen ſehr nadıtbeilige Ab— 
weichungen in der pofitiwen Ordnung der einzelnen Staaten. Einſeitig kann nach deut— 
ſchem Staatsrechte die Staatsangebörigkeit Durch Den Unterthanen, es ſei denn etwa als 
Folge verbotener Handlungen oder unerlaubten Aufenthaltes im Auslande, nicht aufge 
hoben werden. Zum Zwecke der Auswanderung begehrt, darf indefien die Entlafjung 
aus dem ftantsbürgerlichen Berbande nicht verweigert werden, wenn nicht eine Berpflich- 
tung zum SHeerdienft im Wege fteht; welche indefien bei Reſerviſten nach dem Bundes- 
militärgefeg von Norddeutſchland nicht mehr angenommen wird. 
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Mit der Beichränfung der jtaatsbürgerlichen Rechte auf die Unterthanen ſteht in 
Verbindung als überall ergänzender Gedanke die Leiftung der allgemeinen ſtaatsbürger— 
lichen Pflichten, insbejondere die jegt in ganz Deutihland eingeführte allgemeine Wehr- 
pflicht, die allgemeine Schulpflichtigkeit für den elementaren Unterricht, die all 
gemeine Steuerpflicht und die Gerichtspflichtigkeit, welde legtere indefjen auch 
auf anfäffige, theilweiſe ſogar durchreiſende fremde erſtreckt werben kann, um jo mehr als 
ihnen ebenfalls Schu für Perfon und Eigenthum verliehen wird. Die genanere Beſtim— 
mung der den Fremden zufommenden Nedte und Pflichten, ihre Annäherung oder Fern: 
haltung von dem Nechtöfreije der Einheimifchen ift übrigens feine Sache der Willkür, 
Wenn auch zunächſt das Gejeggebungsrecht jedes einzelnen Staates hier waltet, fo hat 
dag Völkerrecht Doch eine Schugwehr gegen Maflofigkeiten oder zu weit gehende Be— 
ſchränkungen erhalten. Schon die deutjche Bundesaete gewährleiftete ven Angehörigen der 
ehemaligen Bundesjtaaten den Erwerb von Grundeigentbum ohne Rüdfichtnahme 
auf ihre Zugehörigkeit zu einer oder der anderen der drei reichsrechtlich, anerkannten Re— 
ligionsparteien; Staatspraxis und Gewohnheit der neueren Zeit geben indeſſen dieſen 
Erwerb ganz allgemein frei. 

8. 14. Gleichheit vor dem Geſetz und perſönliche Freiheit. Unter 
den berechtigten und verpflichteten Staatsbürgern Darf nach den ſeit 1848 geltenden Grund— 
gefegen keinerlei Unterjcyeidung und Ungleichheit in Beziehung auf das Maß der ihnen 
individuell zuftehenden Befugniſſe aufgeftellt werben. In der preußifchen Verfaſſungs— 
urfunde, welche die alten Stände und die politifhen Unterfchiede der Geburt aufhebt, ift 
der Grundſatz der Gleichheit vor dem Geſetze Tanctionirt, woraus ſich als einfache 
Eonfequenz ergab: Die Aufhebung der Gerichtöprivtlegien, der eximirten Gerichtöftände, 
von Denen allgemein nur drei: bezüglich der Milttärperfonen, der Mediatiſirten und der 
Studivenden, beftehen blieben, die gleiche Zugänglichkeit der Staatsänter für alle Bes 
fähigte und die Unzuläffigkeit der Ertheilung von Steuerprivilegien. Wo die Stände fic) 
erhalten haben, find jelbjtverftindlich diefe Grundſätze ausgeſchloſſen. Dagegen wäre e8 
irrig, aus der Gleichheit der Staatsbürger vor dem Gelege aud Die Nothiwendigfeit des 
allgemeinen gleichen Stimmrechts theoretiſch herleiten zu wollen. Schon in der Stellung 
der Frauen zeigt fich, daß bei der Zufammenfegung der Bolfövertretungen ein anderes 
Princip aufzufuchen ift; denn während ihnen die ftaatsbürgerlihen Grundrechte im allge 
meinen (3. B. Gewiſſens- und Auswanderungsfreiheit) überall zuftehen, begründet der 
Unterschied des Gefchlechtes bis jet ganz allgemein Ausſchließung vom Wahlrechte, be- 
ziehungsweife Zuerfennung defjelben. Außerdem gibt es aber noch gegenwärtig eine überall 
in Deutſchland im Wiverfpruche zur Rechtsgleichheit beworrechtete und auf allen Gebieten 
privilegirte Glaffe: die Mediatifirten, deren Vorzugsrechte zur Entſchädigung für die 
ihnen entzogenen Souveränetätsrechte durch die YBundesacte garantırt wurden, und auch 
nach deren Aufhebung als gemeines Recht in Deutjchland beftehen blieben. Solcher zum 
hohen Adel gezählten Familien gab es in Deutichland (einfchlieklich der öſterreichiſchen 
Landeötheile) fünfzig mit fürftlihen und dreiundfünfzig mit gräflichem Titel, 

Unter den ſtaatsbürgerlichen Grundrechten jteht in erſter Yinie: die Anerfennung 
der perſönlichen Freiheit in dem Stimme, daß jelbige nicht willfürlichen, von den 
Berwaltungsbehörden beliebig zu handhabenden, fondern nur geleglich im voraus bes 
ſtimmten Beſchränkungen unterworfen werden darf. Nach ihrem Inhalt hiſtoriſch ges 
wirdigt, bedeutet daher die perfönliche Freiheit entweder Erweiterung der dem Einzelnen 
zuftehenden öffentlichen Rechtsbefugniſſe oder engere Begrenzung der von den Berwaltungs- 
behörden gegen den Einzelnen zu übenden Machtvolltonmenbeiten, oder, was meiftentheils 
der Fall ift, beides zugleich. Daß die allgemeine VBorbedingung der öffentlichen Freiheits- 
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vechte in der Aufhebung der perfönlichen Unterwerfung unter die Verfügung anderer Pri— 
vatperjonen, in der Befeitigung der Yeibeigenichaft und Gutsunterthänigfeit längſt gegeben 
waren, che Deutichland feine neueren Berfaflungsurkunden erhielt, ift befannt. Aus dem 
Princip der perfönlichen Freiheit find mit Nothwendigkeit folgende Anwendungen abzu= 
leiten: a) der Schuß gegen willtürlihe Berhaftungen zum Zwecke der gerichtlichen. 
Borunterfuhung wege ftrafbarer Handlungen oder gegen rüdfichtslofe Hausſuchungen, die 
j. g. Unverleglichkeit der Perfon oder des Haufes, welche in den neueren Strafproceßord— 
nungen gder in bejonderen Specialgefegen, |. g. Habeas = Corpus = Acten näher ges 
ordnet wird. 

(In Preußen Gefeg vom 12. Februar 1850 zum Schutze der perfönlichen Freibeit. Eine 
vergleichende Darftellung gibt: P. ECundelin, Die Habeas - Corpus-Acten und Borfchrifter 
zum Scute ber Berfon in den deutſchen Strafprocehgefesen, 1862.) 

b) Der Schug gegen willfürlihe Strafandrobung oder Strafver— 
hängung, melde beide nur in Gemäßheit des Geſetzes geichehen jollen. ce) Der Shuk 
gegen willtürfihe Unterftellung unter die Gerichte, vermittelt durd die 
Garantie des ordentlichen geipglichen Gerichtsftandes und Das Verbot commiſſariſcher Er- 
nennung von Richtern. dA) Die Freiheit der Meinungsäußerungen in ihren 
Hauptanwendungen, als Breffreiheit, ald Berfammlungs = und Bereinsrecht, als Religions 
freiheit und als Lehrfreibeit. 

8. 15. Preffreihbeit und Verſammlungsrecht. Was die Preßfrei— 
heit betrifft, jo ift zwar die Genfur, welche vor 1848 beftand, nad ihrer Abſchaffung 
nirgends wieder eingeführt worden. Allein jene weitefte Ausdehnung, weldye ihr durch 
die deutſchen Grundrechte gegeben worden war, indem man eim neues, auf die Schwur— 
gerichte baſirtes Repreſſivſyſtem angeordnet hatte, iſt nirgends unverfehrt geblieben. 
Faft überall find vorbeugende Maßregeln gegen den Mißbrauch der Preſſe geftattet: daher 
die Verpflichtung zur Hinterlegung von Eremplaren vor der Herausgabe zur VBorprüfung 
durch die Behörden, die Beftellung von Gautionen für politiiche Zeitichriften, die Con— 


ceffionspflichtigkeit der Drud= oder Prefigewerbe oder des Zeitungsverfaufes, Die Befugniß 


adminiftrativer Beichlagnabme wegen eines von der Polizeibehörde präfumirten Preßver— 
gehend und endlich die Vermehrung der auf den Mißbrauch der Prefje bezüglichen, mei— 
ftentheils höchſt wagen und aus unklarer Furcht der Regierungen hevvorgegangenen Straf: 
beſtimmungen. Dieje eben berworgehobenen Merkmale treffen auch das preußtiche Preß— 
geleg vom 12. Mat 1851, an deſſen Satungen ſich auch die Befeitigung des Schwur— 
gerichts anfchloß. In einzelnen Staaten, wie in Batern, erhielt fidh jedoch trog der im 
Jahre 1854 gefahten Bundesbeſchlüſſe das Schwurgericht für die Aburtbeilung ver 
Preßproceſſe und neuerdings bat man auch anderwärts begonnen (mie in Baden, Mei— 
ningen, Altenburg, Defterreih u. ſ. w.), die Grenzen der Preffreiheit wiederum zu 
erweitern. 

(Für Preußen f. Hartmann, Das Geſetz über die Prefie, Berlin 1865. es 
Glafer und John, AJuriftentags- Gutachten über die Frage: Fordert es die notbwendige Freibeit 
der Brefie und genügt es der Nüdficht auf bie öffentliche Eicherbeit, daß bei den mittelft der 
Preſſe verübten ftrafbaren Handlungen die allgemeinen Strafgelete ausnabınslos zur Anwendung 
fommen, oder follen in gewifien Hauptpuntten Ausnahmen ftattfinden ? abgebrudt in den Ver— 
bandlungen des festen deutſchen Juriftentags, 1865.) 

Mindeftens von gleicher Bedeutung, wie die Preffreiheit, wenn nicht von noch grö— 
ferer, ift die rechtlich” anerkannte Uebung des Vereins: und Berfammlungsredtes, 
wobei es in feiner Weiſe darauf anfommt, für welche an ſich zuläffige Zwede, ob für 
religiöfe, wiſſenſchaftliche, gejellige, wirthſchaftliche oder politifche Davon Gebraud gemacht 
wird. Nur die eine Schranke ift zu ziehen, daß die Form der Verſammlungen nicht 


4. Das deutiche Berfafiungsredht. 663 


der allgemeinen Ordnung oder Sicherbeit bedrohlich werde ; daher Berfammlungen unter freiem 
Himmel nicht denjenigen in geſchloſſenen Räumen gleihgeftellt werden können, noch auch bewaff⸗ 
nete Verſammlungen beratbichlagen dürfen. Desgleichen braucht der Staat feine Organiſa— 
tionen zu dulden, welde unter dem Dedmantel der Berfammlungsfreiheit einen gewalt- 
famen Angriff gegen die Staatsgewalt vorbereiten. Hieraus ergeben ſich als angemefjene 
Schutzmittel des Staates gegen den Mißbrauch des Vereinsrechts: das Berbot geheimer 
Berfammlungen, das Erfordernig der Publicität, wonach der Obrigkeit nicht nur Kennt— 
nig von jeder Berfammlung, fondern auch Zutritt zu derfelben zu gewähren ift, die wor: 
läufige Schliefung von politifchen Vereinen vorbehältlic der gerichtlichen Entſcheidung und 
das Verbot der Gentralifation politifher Yocalvereine unter gemeinjchaftlicher Yeitung, 
wovon indefjen zu Gunften der Wahlvereine im Interefie jorgfältiger Vorbereitung ver 
Wahlen zur Volksvertretung eine Ausnahme gemacht zu werben pflegt. Zweifelhaft hin— 
fichtlih ihres Rechtswerthes ift dagegen die Befugniß, Verfammlungen wegen eines in 
der Meinungsäußerung präfumirten Bergehens aufzulöfen. Auch darf vom juriftiichen 
Standpunkt aus behauptet werden, daß eine fefte und fichere Abgrenzung zwiſchen po= 
litiſchen und nichtpolitischen Bereinen ſchwerlich gezogen werden fann. (So im allgemeinen 
das preußiſche Vereinägefeg vom 11. März 1850.) 

Die Bedeutung der Vereins- und Preffreiheit für den Staat ift übrigens nicht zu 
allen Zeiten die gleiche. Die durch die Erfahrung hinreichend bewährte Borausfegung für 
ven Beitand aller perfönlichen Freiheitsrechte iſt ihre Verträglichkeit mit der Geſammt— 
rechtsordnung und die Sicherheit des Staates. Bei dem Borhandenfein ungewöhnlicher, 
den Staat bevrohender Gefahren, bei äußeren Kriegen oder offenem Aufruhr tft aus— 
nahmsweiſe zu jorgen, daß Das Recht des dem Gefege gehorjamen Bürgers nicht zur 
Waffe des Feindes werde, der da bereit ift, aus der dem Frieden geweihten Senſe des 
Schnitters eine Partifane zu ſchmieden. Das englifche Recht kennt daher außerordentliche 
Steigerungen der Regierungsrechte und eine durd) das Parlament zu genehmigende Sus- 
penfion der Habeas = Corpus=Acte. Auch nad der preußiſchen Berfafjung (Art. 111) 
fönnen ausnahmsweiſe gewiſſe Grundrechte, freilich ohne Mitwirkung der Volfsvertretung 
bei ungewöhnlichen Nothftänden zeit= und diſtrietsweiſe außer Kraft gejett werben. Unter 
diefen Gefichtspunft fällt aud die aus Frankreich überkommene Broclamation Des Be— 
lagerungszuftandes nach dem für den ganzen Norbdeutichen Bund gültig gewordenen Ges 
fette vom 4. Juni 1851. 

8.16. Gewiſſens- und Yehrfreiheit. Mit dem Vereinsrechte hiſtoriſch 
verwachjen ift die Freiheit des Gewiſſens und der Keligionsübung. Ehe 
das Bedürfniß der Antheilnahme an dem Gange der öffentlichen Angelegenheiten erwachte, 
bethätigte ich bereits das religiöfe Bedürfnig der Eultusgemeinichaft, jo daß diefe ſeit dem 
Zeitalter der Reformation unter allen Zwedbeftimmungen der freien Bereinigung am frübeften 
zum Vorſchein fam. Die verjchiedenen Abftufungen in der Verwirklichung der Religions- 
freiheit, von der einfachen Duldung des Hausgottesdienftes an beginnend, gehören der 
Geſchichte an. In vollfommenfter Anerkennung bedeutet fie: nicht nur freie Darlegung 
der veligiöfen Ueberzeugungen in Gottesdienft und Lehre, ſondern auch bürgerliche und 
politiiche Gleichſtellung mit den hiſtoriſch vorberechtigt gemejenen Bekenntniſſen, aljo Ne- 
gation des Staatöfirchenthums. Die Bundesacte von 1815 (Art. 16) erklärte, daß bie 
Verſchiedenheit der hriftlihen Neligionsparteien in den Yänbern und Gebieten des 
Deutfchen Bundes feinen Unterjchied in den bürgerlichen und politijchen Rechten begrün= 
den kann. Für die chriftlichen Secten und die Juden war damit nichts gejagt. In 
Preußen erging ſpäter das Patent vom 30. März 1847, betreffend die Bildung neuer 
Religionsgeſellſchaften, und die Sanction der Verfaſſungsurkunde, welche jeden Unterjchied 
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der Belenntniffe befeitigte, infofern es ſich nicht um Anftalten handelt, welche mit der 
Keligionsübung im Zufammenhange ftehen. Dabei war vorzugsweiſe an die Volksſchule 
gedacht. Anvderwärts blieben auch noch 1848 mancherlet Beichräntungen der Duden bes 
ftehen oder es ward fogar, wie in Defterreich durch das Concordat von 1855, die Gleich— 
ftellung der Proteftanten verfünmert. Mit der verfaffungsmäßigen Anerfennung der Ge— 
wilfensfreiheit im weiteften Umfange ift übrigens nur ein individuelles Necht gewahrt. 
Die Orundfäge, nach denen fih corporative Kirchengefellfhaften mit ftaatlicher Anz 
erfennung bilden können, oder das Verhältniß der Kirchengefellichaften zum Staate geordnet 


wird, gehören zunächſt in das Kirchenrecht. Dod iſt anzuerkennen, daß die Bildung . 


neuer Kirchengefellichaften in corporativer Geftalt nicht von einer obrigfeitlichen Prüfung 
des Slaubensinhaltes oder von willtürlich zu verfagender Genehmigung abhängig gemacht 
werden darf, jondern, wenn anders Gleichberechtigung beftehen fol, mur von gewiljen 
formalen Erforderniffen bedingt fein follte. Im Preußen bedarf es dazu eines Geſetzes. 
Ihre Schranke findet die Religionsfreiheit an der ftaatSbürgerlihen Ordnung und dem 
Strafgefeß, gegen welches Bekenntniß und Gultus nicht vwerjtoßen dürfen. Auch die 
wiſſenſchaftliche Forſchung und die Lehre der religiöfen oder wiſſenſchaftlichen Dinge 
darf unter den gleichen VBorausfegungen nicht gehemmt werden. Diefer, in neueren Ver— 
faffungen gleichfalls anerfannte Grundſatz bezieht ſich theils auf die Staatögewalt, info= 
fern dieſe werfucht fein fonnte, Die dem herkömmlichen Dogma widerjpredhende Ausbildung 
religiöſer Wahrheiten zu hindern , theils auf die alten Kirchengefellichaften , infofern dieſe 
beanspruchen fünnten, von einem dogmatifchen Prineip aus das Unterrichtsweſen in feiner 
Gefammtheit zu beberrfchen oder zu leiten. 

In der Schulgefetgebung der deutfchen Staaten herricht indeffen, da eine Hare Aus: 
einanderfegung zwiſchen den politiihen, allgemein menfchlichen und kirchlich dogmatiſchen 
Anforderungen meiſtentheils noch nicht erfolgt ift, vielfach Unklarhett und Verwirrung. 

(Bgl.: 3. B. Mever, Religionsbetenntnig und Schule, 1863.) 

Bon ſelbſt verfteht fich ferner, daß das individuelle ftaatsbürgerliche Necht der freien 

wiffenichaftlihen Lehre ausgefchloffen ift immerhalb des vom Staate oder der Gemeinde 
für gewiffe Gegenftände und innerhalb einer beitimmten Unterrichtsmethode übertragenen 
und den Inhaber verpflichtenden Yehramtced. Auch die Begründung von Privatunter: 
richtsanftalten ift won der ftaatlihen Genehmigung abhängig geblieben, wogegen fich die 
neueren vwirthichaftlichen Doctrinen unter Berufung auf völlige Erwerbsfreiheit vielfach 
auflehnen. 
8.17. Wirthſchaftliche Verfehrsfreiheit. Die bisher aufgeführten An— 
wendungen der perſönlichen Freiheit beziehen ſich meiftentheil® ganz vorwiegend auf höchſte 
ethiſche Intereffen, wenn gleich auch gewerbliche Zwecke daber in Betracht fommen fünnen, 
was im Vereinsrecht überall da der Fall ift, wo es ſich zum ökonomiſchen Genoſſen— 
ſchaftsweſen geftaltet und auch im der Ausnutzung der Tagespreſſe keinenfalls überjehen 
werden darf. Eine andere Claſſe ftaatsbürgerlicer Grundrechte vuht dagegen von vorn= 
herein vorwiegend auf wirtbichaftspolitifcher Bafis. Dahın zählen wir 

a) die Auswanderungsfreibeit, obſchon diefelbe urſprünglich in Deutjchland 
als Schutmittel des Individuums gegen willkürliche religiöſe Bedrückung im 17. Jahr— 
hundert aufgefaßt wurde. Die Deutſche Bundesaete (Art. 18) gewährte den Angehörigen 
deutſcher Staaten nur das Recht des freien Wegziehens aus einem deutſchen Bundes— 
ſtaat in den andern, der ſie erweislich zu Unterthanen annehmen will und die Frei— 
heit von aller Nachſteuer für ihr in einen anderen Bundesſtaat übertragenes oder über— 
gehendes Vermögen. Dieſe Beſchränkung auf ein beſtimmtes Auswanderungsziel iſt indeſſen 
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gefallen. Preußen gewährt nahezu völlige, nur durch die Wehrpflicht von Staats wegen 
beſchränkte Auswanderungsfreibeit. 

b) Die Freizügigkeit im Immeren des Staatögebieted und das Recht der Nie 
derlafjung und der freien Wahl des Aufenthaltes, ſowie 

e) die Sewerbefreiheit. Alle diefe Rechte hängen eng zufammen. Ihre Hem— 
mung und Negation in älterer Zeit geſchah weniger von Seite der Staatögewalt, obſchon 
diefelbe oft genug im Wege der Gefepgebung und der Polizeiverwaltung aus Gründen 
einer nur vermeintlichen Wohlfahrt interwenirte, als vielmehr von Seiten der Gemeinden, 
Innungen und Zünfte. Hieraus erflärt ſich theilweife, weswegen Freizügigkeit und Ge— 
werbefreiheit, obſchon unleugbare Gonfequenzen des höheren Princips der perfünlichen 
Freiheit, Durch die Verfaſſungen fett 1848 nicht unmittelbar berührt, ſondern mannichfach 
verfümmert blieben, bis ſpäter die Gemerbeordnungen einzelner Staaten eine Beſſe— 
rung ſchufen und neuerdings der Norddeutiche Bund dieſe Angelegenheit zur feinigen 
machte. 

d) Die Unverletzlichkeit und Freiheit des Grundeigenthums im vermögens— 
rechtlichen Verkehre, deren Gegenſatz gleichfalls weniger in der Staatsgeſetzgebung, 
als vielmehr in den letzten Reſten der feudalen Periode und in den Satzungen des ger— 
maniſchen Familienrechts gegeben war. Als Anwendungen dieſes Satzes ergeben ſich 
gegenüber dem Staat: die Beſeitigung der Parcellirungverbote, im gewiſſen Sinne auch 
die Vermögensconfiscation als einer Strafe, die Umverletlichfeit des Eigenthums in dem 
Sinne, daß Zwangsenteignungen (Erpropriationen) nur gegen vichterlich  Feftzuftellende 
Entſchädigung im Streitfalle ftattfinden dürfen, die Aufhebung der Oberlehnsherrlichkeit (mit 
Ausnahme der Thronlehen in Preußen), das Verbot der Errichtung neuer Yehen, die 
Beſeitigung des dinglichen Jagdrechtes auf fremden Grund und Boden, die Ablösbarfeit 
der Grundlaften — Neuerungen, welche nicht überall in gleicher Schärfe durchgeführt wur: 
den. Gegenüber dem Familienrechte des grumdbefigenden Adels ward aus dem Geſichts— 
punfte des freien Grundeigenthuns und der ftaatöbürgerlichen Gleichheit auch die Aufr 
bebung des agnatifchen Yehnsverbandes und der Familienfideicommiſſe durch die demokrati— 
hen Berfafjungsprincipien Des Jahres 1848 gefordert, Doch nicht überall durchgeſetzt. 
(Das Geſetz vom 5. Juni 1852 befeitigte die Beftimmungen der preußiſchen Verfaſſungs— 
urfunde und geftattet die Errichtung neuer Fidercommiffe.) Uebrigens waren die Unver— 
letzlichkeit und Freiheit des Eigenthums in allen wejentlihen Stücken durch die Ges 
ſetzgebung der abfoluten Monarchie entweder ſchon gewährt oder doch worbereitet worden, 
ehe ihnen eine ſtaatsgrundgeſetzliche Sanction zu Theil ward. 

Aus dem Geſichtspunkte eines ftantsbürgerlichen Grundrechts wird vielfach auch das 
Briefgeheimniß aufgefaßt; Doch erfcheint daffelbe vielmehr als eine Conſequenz des 
vom Staate in Anfpruch genommenen Poſtregals, mittelft deſſen der Staat zwangsweile 
unter Ausichlug des Privatverfehrs die Beförderung von Briefen monopolifirt, jo daß 
der Mißbrauch der ihm eben nur zum Zwecke der Beförderung anvertrauten Briefe einen 
Vertrauens und Vertragsbruch conftituiven würde. In dieſes Vertragsverhältniß einzus 
greifen, kann nur Sache der richterlichen Gewalt auf Grund beſtimmter gefeglich geregelter 
Porausfegungen fein. Auch das Petitionsrecht ift, weil obme jelbftftändigen mas 
teriellen Werth den übrigen Grundrechten, nicht an die Seite zu ftellen, vielmehr aus dem 
Geſichtspunkte zu würdigen, daß es entweder, wo es ſich um allgemeine Angelegenheiten, 
3. B. den Erlaf eines neuen Geſetzes handelt, als Anwendung der freien Meinungs- 
äuferung über ftaatliche Dinge aufzufaffen ift, oder als eine Garantie des beftehenden Rechts— 
zuftandes erachtet werden muß, wenn nämlich der Inhalt der Petition als eine Beſchwerde über 
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eine wirfliche oder doch vermeintliche Gefegeswerlegung gemeint ift. In beiden Richtungen 
hat das Petitionsrecht eine große Bedeutung. 


(Literatur. Ueber ftaatsbürgerlice Freiheit im allgemeinen: meine Schrift: Die Prin- 
cipien ber Politit, 1869, und die ©. 350 Note 55 angeführte Literatur.) 


II. Das Recht der Monarden. 


8. 18. Das monarchiſche Erbredt. Die biftorifchen Wurzeln und die 
alten Grundfeſten der deutfchen Monarchie Liegen tbeil8 in dem Eigenthum oder Ober- 
eigenthum in Grund und Boden, theils in dem Yehnsvertrage und dem Vaſallenverhältniß. 
Der politifche Gedanke: daß Das Necht des Monarchen die Darftellung der höchſten 
Staatögewalt auf Grundlage des Gefammmtwillens einer Nation bedeute , ift wejentlich 
neueren Urfprungs, wobei allerdings nicht zu vergeſſen ift, daß die Thatſache an und 
für ſich älter ift in feiner Erſcheinung, ‚als die volksthümliche Rechtsgrundlage, welche 
fi) erft aus der Schöpfung der neueren Staaten ergab. Seit dem Verfall des deutſchen 
Kaiſerthums und der Ueberhandnahme der Territorialgewalt ftellte fi die Entwidelung 
in Deutchland fo: die Monarchie bildete aus den won ihr politisch verntchteten Ständen 
das heutige einheitliche Volksbewußtſein heraus, nicht umgefchrt das Volksbewußtſein Die 
Monarchie. Diefer Hiftorifche Proceß, für ſich allein genommen, bat feine Bedeutung, 
wenn 68 darauf anfommt, die NRechtsftellung des monarchiſchen Herrſcherrechts inner— 
halb des Staats feftzuftellen, und gänzlich verkehrt ift es, aus dem hiſtoriſchen Ent— 
widelungsgange der deutichen Staaten eine gegenfägliche Stellung zwiſchen dem Monarchen 
und dem lebendig gewordenen Volksbewußtſein berzuleiten, wie wenn das legtere nur ein= 
feitig als ein bloßes Object monarchiſcher Verfügung aufzufafen wäre Die Monardie 
ift gegenwärtig in Deutfchland allgemein eine erbliche. Diefe ihre Natur entſtammt 
nicht erft dem neueren Berfaflungsgefegen, jondern einer entlegenen Vergangenheit; fie ift 
im ſtärkſten Maße geichichtliches Necht geblieben durd die ihr in den Verfaffungen ftill- 
ſchweigend oder ausdrüdlich gewordene Anerkennung. 

Hieraus erflärt ji auch die im großen und ganzen weitgehende Uebereinftimmung 
in dem deutjchen Thronfolgeredht, weldes einen höchſt wichtigen Beftandtbeil des 
Berfaffungsrechtes ausmacht, obgleich deſſen Normen vielfach nur in den fürſtlichen Haus— 
geſetzen näher geordnet ſind, und mit dem Privatrecht der fürſtlichen Familien noch 
gegenwärtig eng zuſammenhängen. 

Ausnahmsweiſe und aushülflich beſtimmt ſich Das Recht zur Thronfolge durch Erb- 
verträge, welche entweder dem einen Contrahenten ein Succeſſionsrecht gewähren, oder 
zwiſchen zwei und mehreren Häuſern für den Fall des Ausſterbens im Mannsſtamm ein 
gegenſeitiges Erbfolgerecht in ein Territorium conſtituiren. Solcher aus der Vergangen— 
heit übertommener Erbverträge exiſtiren noch gegenwärtig mehrere, deren Wirkung keines— 
wegs erſchöpft iſt, nachdem die Thronfolge längſt aufgehört hat, im Wege der Vertrags— 
ſchließung unter fürſtlichen Häuſern verfügbar zu fein. Regelmäßig beruht das Erbrecht 
auf der Abftammung von dem erften Erwerber des Kerrſcherrechts, vermittelt durch agna= 
tiiche VBerwandtichaft und Geburt in einer vollgültigen Ehe. Was eine vollgültige Ehe 
ift, beantwortet fich zumächft nach den Hausgefegen der fürftlihen Gefchlechter und dem 
Privatfürſtenrechte. Die weſentlichen Abweihungen deſſelben vom bürgerlichen Rechte 
ſchlechthin treten darin hervor: daß aud Durch nachfolgende Ehe Yegitimirte (nach der 
vorwiegenden, wenn ſchon angefochtenen Meinung) ebenfo wenig fuccediven, wie Adoptirte, 
daß Ebenbürtigkeit der zur rechten Hand geichloffenen und von dem regierenden Familien— 
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haupt genehmigten Ehe vorausgefegt wird; welches Erforderniß der Ebenbürtigfeit bei 
allen Eheichliegungen unter den Mitgliedern fouveräner Häufer der Gegenwart und Bor: 
zeit, jowie der im Jahre 1806 und fpäter mediatifirten Familien des ehemaligen hoben 
Reichsadels erfüllt iſt. Ueberall in Deutjchland fteht dem Mannsſtamme der Vorzug vor 
den Frauen zu und nur darin waltet Berfchtedenheit, ob beim gänzlichen Abfterben des— 
jelben die Frauen zur Thronfolge überhaupt gerufen werben fünnen (wie in den ſüddeut— 
ſchen Monarchien), oder gänzlich ausgeſchloſſen bleiben jollen, Die preußiſche Verfaſſung 
beftimmt: daß die Krone erblih ift im Mannsftamme des königlichen Haufes und 
ſchweigt über die Frauen gänzlid, woraus ſich verſchiedene Schlußfolgerungen ziehen lafjen. 
Die Ordnung der Thronfolge war chemals je nad der Natur der Territorien im 
Reiche entweder land= oder Lehnrechtlich beftimmt. ALS die in der Gegenwart herrichende, 
dem Welen der Monarchie am beiten unzweifelhaft entfprechende, ift die Yinealfolge und 
Primogeniturerdnung anerkannt. Der Erftgeborene und bei feinem frühen vor der 
Thronerledigung erfolgten Abfterben deſſen exftgeborner Dejcendent u. |. w. ſuccediren; in 
Ermangelung jeder Deſcendenz wiederum der Erſtgeborne der dem letzten Herrſcher nächſten 
Yinte Für die Kunfürftenthümer ward als nothwendige Garantie der Untheilbarteit 
ded Territoriums die Primogeniturordnung in der goldenen Bulle feftgelett, Tür andere 
Reichsländer im Verlaufe der Zeit durch die Hausgefege angenommen. Die Frage: ob 
in Ermangelung der Prümogeniturordnung die ſ. g. Lineal- oder Linealgradualfolge bet 
der Succefjion der Seitenverwandten Plag greife, ift feit langer Zeit ftreitig geweſen. 

Mit dem Auftommen der Primogeniturordnung entftand in den Familien des hohen. 
Reichsadels die Nothwendigkeit, für die ſ. g. nachgebornen Bringen (d. b. alle nicht 
primogeniti) Vorſorge zu treffen, was entweder in Geftalt ſ. g. paragia, d. h. der 
Nugungsrechte an Grundherrchaften, oder der Apanagen, d. h. des Nentenbezuges, 
geihah. Die hierfür, ſowie die für Die Ausftattung der Prinzeſſinnen geltenden Regeln 
hängen mit dem deutſchen Staatsrecht vielfach zufammen, da die Bermögensmaſſen 
des Staates und der landesherrlihen Familien nicht überall ftreng gejchteden werben 
konnten, Das fürftliche Privatrecht berührt fich daher in dieſem Punkte mit dem Finanze 
rechte und noch gegenwärtig pflegt eine mindeftens fubfiviäre Haftung des Staates für 
die perfünlicen Bedürfniſſe der Bringen und Prinzeffinnen innerhalb gewiſſer Grenzen 
zu beftehen. 

(Literatur des Privatfürftenrechts im allgemeinen: 3. I. Mofer, Familienftaatsrecht ber 
deutichen Reihsftände, 2 Bde, 1775. — Derjelbe, Berfönlihes Staatsrecht () der beutjchen 
Reihsftände, 2 Ede, 1775. — Heffter, Beiträge zum deutichen Staats- und Fürftenrect, 
1829. — Bauer, Beiträge zum deutſchen Privatfürftenreht, 1839. — Schulze, Die Haus 
efege der regierenden deutſchen Fürftenbäufer, beransgeg. und eingeleitet, Band I, 1862, — 
Der elbe, Das Recht der Erftgeburt in den deutſchen Fürftenbäufern, 1851.) 

8. 19. Gegenjtand der Thronerbfolge und Inhalt des Herrſcher— 
rehts. Immerhin ift der Gegenftand der Thronerbfolge begriffsmäßig gelchieden 
von dem privaten Rechtskreis der Fürften, indem man jenen als die Staatsverlaffen- 
ſchaft, dielen ald die Privatverlaſſenſchaft zu bezeichnen pflegt. Die Grund— 
füge, nady denen das fürftliche Privatvermögen vererbt wird, folgen theild in Beziehung 
auf das ſ. g. perlönliche Bermögen den Regeln des gemeinen Civilrechts, theild in Bes 
ziehung auf fürftlichen Grundbefig und defien Zubehör vielfach den für fideicommiſſariſche 
Stiftungen üblichen Normen. In einem einzelnen Falle und in Beziehung auf einzelne 
Dbjecte kann es freitig fein, ob bei der Beurtheilung ihres Charakters auf die Privatz 
verlaſſenſchaft oder die Staatöverlafjenichaft zurüdzugehen it; der Grundſatz ift indeſſen 
an ſich einfach: zur Staatsverlaſſenſchaft gehören alle in dem monarchiſchen Rechte 
enthaltenen Befugnifje und Pflichten der Regierung, nebft den ihrer Ausübung, beziehungs= 
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weije Erfüllung gewidineten Gütermaſſen ohne Unterſchied ihre Benennung, fofern fie 
nur ihrer Zmwedbeitimmung nad eine politiiche Qualität entweder urſprünglich hatten, oder 
um Berlauf der Zeit empfangen haben. Bon bejonderer Wichtigkeit iſt Diefe Frage ge— 
worden für die f. g. Kammergüter oder Domänen, bei denen ihre Zugebörigfeit 
zum Staatdergentbum oder zum Brivatvermögen der Fürſten zwiſchen Yandesberren und 
Ständen noch im neuefter Zeit vielfach ftreitig ward. In einigen Staaten, in denen eine 
ausdrückliche Uebertragung in das Staatövermögen ftattfand, wie in Preußen, tft ihre 
Eigenſchaft unftreitig; ebenio dort, wo nadı der Gegenfeite bin, wie in Medlenburg 
der Patrimonial- oder Eigenthumsſtaat des Fürften fich bisher erhalten bat. In der 
Mebrzahl der fleinen Staaten indeſſen, in denen das polittihe Princip der Regierung 
weniger deutlich hervortrat, bildeten ſich Vermiſchungen ftändiicher und landesberrlicher 
Vermögensrechte, welche Die Grenze zwiſchen den ftaatlichen Finanzquellen und dem fürſt— 
lien PBrivatvermögen vwerduntelten. Der Grund dieſer Unficherbeit Liegt meiftentbeils 
darin, daß nach älterem Rechte der Fürſt verpflichtet gemweien war, aus feinem Grundbe— 
fige die Negierungstoften zu beftveiten, die Stände aber, wegen ihres Steuerbemilligungs- 
vechtes an der Verwaltung der Domänen intereffirt oder mitbetheiligt, die Verwendung 
der Einkünfte für Regierungszwede zu fordern beredtigt waren. Die Regel, daß die 
Staatöverlaffenichaft niemals von der Perſon des Herrſchers getrennt werden darf, läft 
übrigens auch noch weitergehende, über das Thronfolgerecht binausreihende Anwendungen 
zu. Auch wenn das Herrichaftsrecht in Folge innerer Umwälzungen oder gewaltfamer 
Eroberung verloren gebt, kann der Befit und Genuß der dem Staate gewidmeten Güter— 
maſſen nicht von dem feiner derehlant entiegten Monarchen oder deſſen Rechtsnachfolger 
beanfprucht werden. 

(Literatur: Ueber Domänen im Allgemeinen: A. Kräber, vom Urſprung der Domänen in 
Deutſchland insbeiondere in Baiern, 1840. H. A. Zachariä, das rechtliche Verbältni der 
fürftliben Kammergüter, insbefondere im Herzogtbum Meiningen, 1561). 

$S. 20. Regtierungsfäbtigfeit und Regentſchaft. Tas 
Recht des Thronerben wird bei eintretendem Todesfall aber bei einer nur zu 
feinen Gunſten möglichen Entlagung fofort wirkſam. Unvermittelt geſchieht der Webers 
gang der Herrſchaft auf ihn, ohne daß es einer beionderen Antrittserflärung bevürfte. 
Wenn Die Thatſache des Ueberganges dennoch in Proclamationen öffentlich kundgegeben 
wird, jo bat dies nur die Bedeutung eines Solennitätsactes. Ebenſo wenig hängt der 
Anſpruch auf Gehorſam, Den der neu eintretende Herricher erheben darf, won der eben— 
falls üblichen Bereidigung des Heeres umd der Beamten, noch auch von Huldigungen 
oder Krönungen ab. Dagegen iſt auch mad neuerem Verfaſſungsrechte, wie Dies 
nach dem alten Reichsrechte für Die Kater der Fall gewelen war, der Herricher ſeinerſeits 
verpflichtet, das eidliche Gelöbniß auf die Berfaffung abzulegen, deſſen Unterlaffung 
indeſſen auch ibn nicht zu einer Herrſchaft gegen Berfaflung und Recht legitimiren könnte, 
da er feine Rechte überall mur in Gemäßheit der Verfaſſung ausüben darf. In Belgien 
wird die Uebertragung des Thronrechtes Telbft bis zur geſchehenen Eivesleiftung auf die 
Verfafjung binausgeihoben,, jo daß dort em Interregnum nad dem Ableben der 
Monarcen eintreten muß. 

Obgleich der Uebergang des Thronfolgerechts auf den Erben feiner Vermittelung 
bedarf, kann die Uebernabme der Negterungsaeichäfte ſelbſt dennoch von Rechts wegen einen 
Auficub erfordern. Dies iſt dann der Fall, wenn dem Herrider im Augenblid ver 
Ihronerledigung Die perfünliche Fähigkeit zur Wahrnehmung der Negterumgspflichten 
fehlt. — Nach der mittelalterlih lehnsrechtlichen Anſchauung begründete eine abfolute 
förperlihe Unfähigkeit zur Wahrnehmung des Yehnsdienftes im Augenblide des Anfalles 
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Unfähigfert zum Lebnserwerbe. Doch erftredte fi nach und nad die für den Fall der 
bloßen Unreife geordnete Lehnsvormundſchaft auch auf andere Verhältniſſe der Behin- 
derung. Je nach der juriftifchen Formulirung des monardiichen Princips wird ſich 
auch Für Die Regierungsvormundſchaft oder Neichöverwefung, oder wie man am beiten 
ſagt, Regentſchaft, eine fefte Grumdlage ergeben. Faßt man Das monarchiſche Recht 
auf als eine jelbftftändige, pflichtmäßige und gleichzeitig nothwendige Bethätigung Des Herr- 
Ihaftswillens in Beziehung auf die bier vworgezeichneten Objecte, jo wäre die natürliche 
Schlußfolgerung: daß bei abjoluter und dauernder Unfähigkeit zu eigner, durch vernünf— 
tiges Wollen beſtimmter Entſchließung oder zur Wahmehmung der in der Sinnenwelt 
eintretenden Borgänge Succejlionsunfäbigfeit von vornherein anzunehmen ſein 
wirde, fofern ſolche unüberwindliche Hinderniffe im Augenblide der Thronerledigung bes 
ftehen. Ganz im Gegentheil bat aber das deutſche Staatörecht gerade während der Pe: 
riode der abjolutiftiichen Staatsentwidelung im Wiverfpruche zu dem Gedanfen einer per= 
ſönlichen Herrichaft die Entwidelung dahın genommen, daß auch dauernde Gründe der 
Unfäbigfeit zur Herrichaft nur die Einjegung einer Regentichaft rechtfertigen jollen. 

Die wichtigften Gründe der Regentſchaft find die folgenden: 

1) Minderjähriges Alter des Thronerben, deſſen Ende durd die goldene 
Bulle für die Kurfürften, und im Anſchluß dann durch die Hausgeſetze vieler Fürften- 
häuſer auf die Vollendung des 18. Yebensjahres beftimmt wird. 

2, Geiftesfranfheit umd langdauernde Abweſenheit. 

3) Das Verbleiben einer ſchwangeren Wittwe nach dem Tode des Herricers, 
wenn derſelbe feine männliche Descendenz hinterließ umd es Daher ungewiß bleibt, auf wen 
der Thron übergehen wird. 

Ganz allgemein erwähnt, aufer dem minderjährigen Alter, die preußiſche Verfaſ— 
fungsurfunde dauernde Behinderung des Herrſchers, zu regieren, jo daß die einzelnen 
Regentſchaftsgründe in Ungewißheit gelaffen find. Das thatſächliche Vorhandenſein eines 
folchen Behinderungsgrundes kann zweifelhaft jein, wenn es von einer Seite behauptet, 
von anderer beftvitten wird. Wie die ftrafrechtliche Zurehnungsfähigfeit eines Angeflag- 
ten im Strafproceß, jo kann die politiiche Zurechnungsfähigkeit eines Herrichaftsberechtig- 
ten im Falle einer ewidenten, Geſetz und Recht dauernd verfegenden Mifregierung in Frage 
fommen. Wer daher über die Eriftenz eines Regentſchaftsgrundes — abgejehen von 
den an ſich klaren Fällen der Minderjährigkeit — zu entjcheiden hat, bildet eine an ſich höchſt 
ſchwierige und gleichzeitig wichtige Frage. Nach neuerem Berfaflungsrechte wird für Ein— 
ſetzung der Regentſchaften den Bolksvertretern ein Mitwirkungsrecht zugeſprochen; in Preu— 
gen haben fie die Nothwendigfeit einer eintretenden Negentichaft anzuerkennen. 

Die Rechtöftellung des Negenten ergiebt ji aus der VBeranlaffung feiner Berufung 
von jelbit. Er kann weder durch Inftructionen des unfühigen Herricers noch an Aufs 
träge der Herricherfamilie beichränft fein. In der Regentſchaft zeigt fich deutlich, 
daß Das monarchiſche Recht eine von der Perfon des unmittelbar berufenen Herricers 
unabhängige, objective Bedeutung hat. Abgeſehen von den rein äußerlichen Ehrenrechten der 
Tıtulatur, verwaltet der Regent die Subftanz der höchſten Staatögewalt nach ihrem vols 
len verfaſſungsmäßigen Inhalt. Er regiert jelbititindig, höcitens im Namen, nicht aber 
im Sinne Des Unfähigen. Nur darin liegt ein weientlicher ftaatörechtlicher Unterſchied 
zwiichen einer regentichaftliben und der auch nominell monarchiichen Gewalt, daß jene 
ihrem Beftande nach bedingt ift durch ein in einer dritten Perſon waltendes , möglicher 
weile fortfallendes Hinderniß. Ob in Anbetradyt dieſes eigenartigen Rechtscharakters Der 
Regentichaft auch befondere Schranken gegeben werden follen, zumal fie ſich möglicherweile 
gegen die Intereſſen der nur zeitweile verhinderten Perſon des Herrfchers fehren könnte, 
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ift eine wefentlich politische Frage, Die in den einzelnen Verfaſſungen verfchtedenartig ge— 
löft wird, indem dem Negenten entweder die Befugniß, Verfaffungsänderungen berbeizus 
- führen entzogen oder die Mitwirkung eines Negentichaftsrathes an die Seite gefegt wird. Die 
preußiſche Berfaflung läßt den Regenten alle Machtvollkommenheiten des Herrichers, 
durch deren felbjtitändige Ausübung nach eignem Ermeſſen feine Stellung ſich von derjeni= 
gen eines einfachen von dem Monarchen jelbft eingefegten Stellvertreters unter— 
fcheibet. Die Regentſchaft hat ihre Grundlage meijtentheils an Thatfachen und Umſtän— 
den, welche von dem Willen des Monarchen und des Negenten jelbit unabhängig find, 
die Stellvertretung beruht gänzlich auf der eignen Anordnung des Monarden. Zwar 
fann derjelbe durch eignes Zuthun oder fogar durch eigne Schuld jene Thatjachen ber: 
beiführen,, welche die Nothwendigfeit einer Negentichaft bedingen 3. B. eine Reife in 
ferne Weltgegenden , oder Geifteofranfheiten in Folge von Ausjchweifungen) , doch kann 
darauf nichts anfommen, ob er ſelbſt den Grund einer thatſächlich eingetretenen Behin- 
derung anerkennen will oder nicht; ebenfo wenig hat er eine Auswahl derjenigen Perſon, 
auf welche das Negentichaftsrecht übergehen joll, während er in der Beſtellung von Stell— 
vertretern eine völlig unbehinderte Auswahl hat, vorausgefegt, daß demjelben niemals 
der volle Umfang der Staatögewalt, fondern immer nur die Beforgung einzelner Ge— 
Ichäfte übertragen wird. Im übrigen iſt zu bemerten, daß über das Stellvertre= 
tungsreht des Monarchen verfaſſungsmäßige Feſtſetzungen meiſtentheils fehlen. 

Jedenfalls muß dies vom juriſtiſchen Standpunkt aus als eine ſchwer auszufüllende 
Lücke betrachtet werden. Seinem Rechtscharakter nach iſt das monarchiſche Herrſcherthum 
untheilbar, wie. ſchon der Name der Einheit darthut. Eine Theilung könnte bier nur in 
Geftalt des Bruchtheils zum Vorſchein kommen. Werl man dies begriffen, nimmt auch, 
ohne daß ein directes verfaſſungsmäßiges Verbot angeführt werden fünnte, die neuere 
Nechtötheorte, wo fie den monarchiſchen Willensäuferungen den weitejten Raum zu gewäh— 
ven geneigt it, die Ummäglichkeit an, dar der Herricher durch Beltellung eines Mit- 
vegenten feinen Beruf verringere. Man bat bisher fait überall nur den Fall ins Auge 
gefaßt, daß einem widerwilligen Monarchen durch eine vegierungsfeindfihe Oppofition 
einzelne Befugniffe verfümmert werden fünnten. Aber auch die entgegengefegte Möglich- 
feit ift ind Auge zu fallen: daß ein Monarch freiwillig darauf Bedacht nimmt, Beſtand— 
theile feiner Gewalt zu veräußern. Iſt die Unantaftbarfeit und Unverleglichkeit der 
monarchiſchen Prärogative gleichbedeutend mit ihrer freiwillig etwa erftrebten Veräußer— 
lichkeit durch den Monarchen ſelbſt? Durch den Waldediihen Acceifionsvertrag 
mit der Krone Preußen wird eine ſolche Frage fir das neue Staatsrecht befonders 
nahe gelegt. 

Auch in der Berufung zur Regentſchaft tritt deren ftaatsrechtficher Grund: 
typus gegenwärtig immer mehr und mehr hervor, nachdem man früher die völlig uns 
zutreffende Analogie der Privatvormundichaft herbeigezogen und für die Gonftruction der 
einzelnen Rechtsfäge ausgenugt hatte. Der fundamentale Unterſchied Liegt nämlich darin, 
daß bet der Privatvormundichaft durchaus der Bortheil der bevormundeten Perfon ven 
Ausgangspunkt aller Nechtögefchäfte bildet, während bei der Negentichaft die Fürſorge 
für die Erziehung des minderjährigen Herrichers, die Pflege eines Geiſteskranken oder die 
Erhaltung des fürftlihen Vermögens durchaus nebenfächlich ericheint neben der Pflicht 
des Negenten, die Functionen der verfaflungsrechtlich beftehenden Gewalt im Staate 
zu üben. 

Die Einfegung eines Regenten nach Analogie der obervormundſchaftlichen Beitallung 
eines Tutor kann in fonveränen Staaten nicht vorfommen, ſondern höchſtens in Vaſal— 
Ienjtaaten gegenüber einer lehnsherrlichen Oberaufjicht zuläffig fein. Aber auch tefta- 
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mentariſche Einfegung für unmiündige oder iminderjährige Herrſcher würde mit dem 
Princip des monarchiſchen Erbrechts geradezu in Widerjpruch ſtehen. Es bleibt daher 
nur übrig die ein für allemal im voraus beitimmte, meiftentheils hausgeſetzlich geord— 
nete Berufung des nächten vegierungsfäühigen Agnaten, einer Perfon, welde nad dem 
Princip des monarchiſchen Erbrechts auch herrihaftsberehtigt fein fünnte, fo daß 
Berechtigung zur Regentſchaft auch (abftracte) Befähigung zur Thronerbfolge, nicht aber 
umgekehrt Berechtigung zur Thronerbfolge eine Befähigung zur Regentichaft bedeutet. 
Eine Ausnahme von diefem Grundſatze findet fich zumeilen, wenn ſelbſt bei den Vor— 
handenfein regierungsfähiger Agnaten, Frauen in ihrer Eigenichaft als Mutter noch min: 
derjähriger Prinzen, nad der Analogie des römischen Privatrechtd zur Regentſchaft bes 


- rufen werden. Hält man fi an die ftaatsrechtliche Natur der Regentſchaft, jo bietet es 


feine Schwierigkeit, die Frage zu beantworten, ob der Regent nad) der Beendigung feiner 
Stellung zur vechtlihen VBerantwortlichkeit gezogen oder etwa wegen ungehörigen Gebrau— 
ches feiner Machtvollkommenheit entjegt werden fann? Cine VBerneinung wird bier Far 
ordert. 

ef (Literatur. S. Zöpfl, die Regierungsvormundfcaft im VBerhältniß zur Yandesverfaffung 1830.) 

8. 21. Zwiſchenherrſchaft. Die Unfähigteit zu regieren kann auch durch 
gewaltjam wirkende Hinderniffe hervorgerufen werden: Vertreibung, Entfes 
gung oder Entthronung eined Exbfürften, entweder duch innere Umwälzungen ober 
auch friegeriihe Gewalt. Weberall wird hier ein unmittelbar phyſiſcher Zwang gegen 
den Monarchen vorausgeſetzt. Dagegen wäre eine freiwillige Einftellung der Regierungs— 
geichäfte ohne Vorſorge für deren Fortführung, oder die dauernde Wohnjignahme im 
Auslande als Entjagung aufzufaffen. Bei gewaltfam und widerrechtlich herbeigeführtem 
Thronverlufte entfteht indejlen der im Staatsrechte bedeutende Widerfpruch zwifchen der 
Herrichaft eines unberechtigten Ufurpators und der thatjächlichen Verhinderung des berech— 
tigten Herrſchers. Diefer Conflict zwiſchen Thatſache und Recht kann damit endigen, daß 
die urſprünglich ufurpatortiche Gewalt durch den Gefammtwillen des Volkes entweder 
unmittelbar oder vermöge der vertretenden Organe anerfannt wird und in das Rechts— 
bewußtſein des Volkes ald dauernder Zuftand fich feitiegend, legitime Uualität erlangt; 
oder daß die ujurpatoriich angeeignete Gewalt nachträglich wieder verloren geht und in 
die Hände des legitimen Herrſchers zurüdgelangt. Die Herrihaftsacte deſſen, welcher 
über die Staatömittel in der Abficht dauernder Verfügung und eigenen Rechtes‘ gebie- 
tend, ſich Gehorſam verichafft, können hinterher nicht einfach negirt werden. Sie laſſen 
ſich wicht ungejchehen madyen. Nur ihre Rechtsfolgen fünnten möglicherweife befeitigt wer: 
den. Jeder derartige Verfuh würde aber gegen das Princip des Staatsrechts felbit ver- 
ftoßen, demzufolge der materielle Beftand des Gemeinweſens die höchfte aller Nothwendig- 
feiten iſt, Die das Borhandenfein irgend einer Regierung erfordert. Beſtände 
nach ver tharfächlichen, wenn auch gewaltſamen Berhinderung des legitimen Herrichers 
die abjolute Verpflichtung ſich jedes Negierungsactes in dem herricaftslos gewordenen 
Staat zu enthalten, oder jeden Gehorfam der thatſächlich geübten Macht zu verfagen, 
jo wäre damit nicht nur das Recht des Vertriebenen, jondern auch überhaupt jede Nechtö- 
gemeinihaft um Staate, ja der Staat jelbft iveell zum Untergange gebracht. Wie die 
einer Dynaſtie widerfahrende Unbil das geringere Uebel iſt im Vergleich zur Anarchie, in 
Ausſicht auf welche Völker fogar evidente Nechtöverlegung des Monarchen ertragen, fo ijt 
auch die Verlegung dynaſtiſcher echte geringer als die Berlegung der Staatögefammt- 
heit in ihrer Selbiterhaltung. Wenn ein Zwiſchenherrſcher nicht etwa durch ein perſön— 
lich begangenes Verbrechen gegen die entthronten Fürſten, fondern nur in Anerkennung 
eined bereus vollzogenen Umſturzes zur Herrjchaft berufen wird, jo kann er auch Bei 
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einer etwa eintretenden Neftauration der legitimen Dimaftie nicht zur Nechenichaft gezo— 
gen werben. Seine Herrſchaftsacte, mögen dieſelben num auf gejeggebender Gewalt oder 
auf Bertragsihliegungen mit den ihn anerfennenden Mächten des Auslandes beruhen, 
wirken ebenjo verpflichtend mie die Acte eines Negenten. Nur die eine Schranfe ift ihm 
gezogen: daß die von ihm ausgehenden Willensäußerungen und Gejege, welche eine dauernde 
Ausſchließung des entthronten Fürften oder feiner Rechtönachfolger gebieten, niemals ein 
legales Hindernig für Die ſich vollziehende Reſtauration des Legitimen Herriderd abge- 
ben können. 

(Literatur: S. Brodhaus, das Legitimitätsprineip 1868. — Zach ariä, über bie Ver— 
— reſtaurirter Regierungen aus den Handlungen einer Zwiſchenherrſchaft in der Zeitſchrift 
für die geſammte Staatswiſſenſchaft, Tübingen 1853, S. 79. — Brie, die Uſurpation einer 
uſurpirten Staatsgewalt, 1. Abth. 1866). 


IV. Die volksvertretungen und die Landſtände. 


8. 22. Weſen und Redtsharafter ver Bolfövertretungen. 
Die Hiftoriiche Vorausſetzung und Grundlage der Monarchie in Deutjchland ift ihre 
Beſchränkung. Selbſt nachdem die mittelalterlichen Stände in Verfall gerathen 
waren, konnte man von einer formell abjoluten Monarchie nicht ſprechen; denn trog die— 
jer Bezeichnung fand die fürftlihe Macht mindeftens eine Schvanfe an den Rechten ber 
kaiſerlichen Neihsgewalt und außerdem an den fürftlichen Hausgejfegen und den in ibnen 
vorgezeichneten Erbfolgeordnungen, die zu ändern oder ohne Genehmigung der Agnaten 
umzugeftalten, außerhalb der Verfügung des Herrichers lag. Die Gründe, melde den Ver— 
fall der altftändischen Berfaffungen herbeiführten, beichleunigten oder vollendeten, liegen 
nicht im Bereiche der gegenwärtigen Darftellung; doch ift in dem bifteriichen Entwicke- 
lungögange des neuern deutſchen Staatsrechts auf den Umbildungsproceß, welder zu An- 
fang dieſes Jahrhunderts begann, bereits bingewiefen worden. Wenn dabei aud der 
Name der Landſtände in der Bundesacte (Art. 13) umd im den neueren Repräfentativ- 
verfaſſungen meiftentheil$ beibehalten wurde und von Kammern im franzöſiſchen-belgi— 
ſchen Sinne nicht überall die Rede tft, jo befteht zwilchen den alten Yandjtänden und den 
neuen Volksvertretungen doch thatſächlich und rechtlich ein bedeutender Unterfchied. Jene 
übten in ihrer Mitwirtung an den öffentlichen Angelegenheiten entweder nur ihr eignes 
Dinglich-perfünliches Recht (wie der ritterichaftlidie Grundbefig), oder die ihnen jonft 
zuftehende Bertvetung einzelnen Gorporationen. Hierin lag allerdings der Uebergang 
zu dem modernen Wahlſyſtem. Das Grundſyſtem dev neueren VBolkövertretungen iſt Wahl, 
entweder Durd Das Volks oder Für das Volk. 

Durch das Volk gejchieht die Wahl, indem entweder numeriſch“ oder Local 
abgegrenzte Gruppen von Individuen berufen find, den Volkswillen nad ihrer Auffafjung 
in Gejtalt der Majoritäten zu conftativen. Daſſelbe ift auch dann noch der Fall, wenn 
e8 gelingt, auf einer gewilfen Entwidelungsftufe eine Darftellung des Volkslebens in 
Berufs- und Befitclaffen zu gewinnen. Für das Volk geichieht die Wahl, wenn durch 
landesherrliche Berufungen ein Factor oder ein Theil der Volfövertretungen gebildet wird, 
oder wenn aus präjentirten Candidaten eine Auswahl durch den Yandeshern getroffen 
wird. Dagegen haben ſich die Reſte der altjtändiichen Auffaflung mit dem Gedanten 
der englijchen Pärie vielfach in der Bildung der erjten Kammer verichmolzen. 

Für das Staatsrecht iſt nun die Hauptfrage, welcher Rechtscharakter der Volksver— 
tretung als ſolcher, ohne Rückſicht auf ihren Herſtellungsproceß zufomme, wohingegen die 
politiihe Leiſtungsfähigkeit derſelben weſentlich durch die in ihr wirkenden Elemente be: 
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dingt erfcheint. Die franzöſiſche Theorie des Conftitutionalismus, am die Staatölehre 
des vorigen Jahrhunderts anfnüpfend, brachte die Repräfentation ded Volles in Zuſam— 
menhang mit der Lehre von der Gewaltentheilung, der zufolge die Kammern als 
ein neben der Krone gleichberechtigter Factor der geſetzgebenden Gewalt hingeftellt, aber 
gleichzeitig von der Staatöwerwaltung oder Erecution völlig getrennt gedacht wurden. 

Nach der neueren englifchen Staatsanfhauung wird ganz im Gegentheil die Einheit 
der höchſten Staatsgewalt nur im Parlament gefucht, jo daß der Krone nur ein cori« 
girender Einfluß auf die mit Ausübung der höchſten Staatsgefchäfte durch die Parla- 
mentsmehrheit beauftragten Diinifter zugeftanden wird. Unmerflih und allmählig hat 
mit dem Aufkommen der neueren Handels- und Mercantilintereffen eine derartige Anz 
Ihauung, wenn auch nicht eine juriſtiſche Yegitufation, fo doc eine weit verbreitete Zu— 
ftimmung gefunden. Dieſes fogenannte englische parlamentariiche Syitem ward fogar von 
Stahl als der entjchiedene Gegenfat gegen das monarchiſche Princip aufgefaßt. Beide 
Anſchauungen, die engliiche, wie die franzöfifche, üben ihren Einfluß auf die Behandlung 
des deutſchen Staatsrechts. Doc mar hierbei auch eine dritte, Durch die Wiener Schluß— 
acte gleichſam autorijirte Theorie höchſt einflußreich, wonach die Voltsvertretung als un= 
ter dem Monarchen wirkende und von ihm pflichtmäßig zu gebraudhende Unterftügung 
bei der Ausübung einzelner, genau bezeichneter, und beftimmt abgegrenzter Staats- 
geſchäfte gedacht wurde. Man hatte daher im Ganzen drei Formeln gefunden: bie 
Bolfövertretung als gleichberechtigt, oder als berrichend, oder als dienend, ſomit entweder 
neben, oder über, oder unter dem Monarchen ftehend. Jede diefer Theorien war zunächit 
nur das Spiegelbild einer bei den verjchiedenen Nationen gegebenen Thatſache. 

Auch gegenwärtig gibt es im deutſchen Staatörechte noch feine allgemein gültige 
Kechtölehre über Das Weſen, die Competenz und die Grundlage der Bolkövertretung ; 
es wird dies auch nad) eben demſelben Gejete, welches die Bildung der Theorie be— 
herrſcht, nicht eher der Fall fein können, als bis die gegenwärtig noch im Fluß begriffene 
Berfaffungsentwidelung zu einem gewiſſen Stillftand oder wielmehr Abſchluß gefommen 
fein wird, Nur das darf ald Ergebniß der vorangegangenen Bewegungen bezeichnet wer— 
der, daß weder die franzöfiiche noch die englifche Auffaffung von dem Weſen der Volls— 
vertretung den wirflich beftehenden Zuftänden entipricht, oder auch nur Ausficht hätte, als 
die allgemein richtige vom Standpunkt des monarchiſchen Verfaſſungsrechtes anerfannt zu 
werden. Ebenjo wenig erjcheint es zuläfiig, den Einfluß der Vollsvertretungen auf den 
Gang der Staatsgejchäfte nach dem Grundgedanken der Wiener Schlufacte an ein feſtſtehen— 
des und umabänderlihes Minimum zu bannen. Die Gruntlage der BVolfövertretung 
und deren innere Berechtigung im allgemeinen ift zumächit herzuleiten aus dem Weſen, 
ner Größe, der Zuſammenſetzung und Eulturentwidelung der modernen Bölfer einerjeits 
und aus der in das allgemeine Bewußtſein eingetretenen Erfaffung der individuellen 
Grundrechte andererjeits. In letzterer Beziehung iſt eine Garantie und Abwehr der er= 
fahrungsgemäß in jeder Gewalt wirkenden Neigung zum Mißbrauch die unumgänglich 
durch die Heritellung einer Volksvertretung zu befriedigende Rechtsforderung. Was da- 


‚gegen die allgemeine Gulturentwidelung der Zeit betrifft, fo ericheint e8 unmöglich, den 


realen Bolfswillen auf einem einfahen Wege der monarchiſchen Entjchliegung, oder jelbft 

in Republifen der einfachen, jofort in Gejegesfraft tretenden Majoritäten einer Berfamme 

fung darzuftellen, jo daß nach diefer Seite hin der Grundgedanfe der Repräſentation ift: 

Zufammenwirten mehrerer im Staat vorhandener, aber durch Zweckbeſtim— 

mung verbundener Willensträfte zur gemeinfamen Aeußerung ded in Wahrheit vorhandenen 

Einheitswillens, wobei je nach der Natur der diefer Aeuferung unterliegenden Objecte der 
v. Holgendorff, Encyclopädie der Rechtömifienichaft. I. 43 
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Einfluß des einen Factors gegenüber dem andern thatfählih und rechtlich ſehr verſchieden 
beftimmt werben fann. 

Diejenigen Staatsgeſchäfte und Willensacte, bei deren Vorbereitung oder Durchfüh— 
rung die VBolfövertretung verfaffungsrechtlich nicht betheiligt ift, heißen gemeiniglich die 
Prärogative der Krone oder die Majeftätsrehte im engern Sinne. Allein auch 
ihre Ausübung fol wenigftens in jedem einzelnen Falle ver Prüfung binfichtlih ihrer 
Rechtmäßigkeit unterliegen. Hierauf bezieht fih das Erfordernif minifterieller Ges 
genzeichnung, weldyer alle Negierungsacte zu ihrer Gültigfeit bedürfen. 

(Literatur: Zur Gefchichte der Yandftände zu Reichszeiten: DO. Gierde, Deutſches Ge- 
nofienfchaftsrecht 1868, ©. 819 ff.) 

8. 23. Rechte und Befugnwffe der Volksvertretung. Rechtskreis und 
Thätigfeitsgebiet der Volfsvertretung find, nad dem von uns aufgeftellten Ge: 
ſichtspunkt bemefjen und auf das Princip des öffentlichen Rechtsſchutzes oder des 
zwedmäßigen Zufammenwirfens zur Feſtſtellung des einheitlichen Staatswillens zu— 
rücgeführt, nicht an eine fefte, der Entwidelung unzugänglice Formel zu bannen. Die 
juriftiiche Schranke, welche das Recht des Monarchen von der formalen Mitwirkung 
der Bolfövertretung trennt, wird abzuleiten fein aus dem Grundprincip der ſtaat— 
lichen Einheit, infofern fie in der monarchiſchen Form ihre eigenthümliche Darftellung 
findet. Wo nach der Natur der Dinge das Zuſammenwirken mehrerer Factoren die poli— 
tifche Kraft der Einheit zerftören oder in wejentlichen Richtungen hemmen würde, iſt der 
Monarch in voller Selbitftändigfeit des Handelns zu belafjen. Aus der Anwendung 
dieſes Grundſatzes ergibt ſich beiipielsweile: daß das Weſen des militärtihen Oberbe— 
fehls, der Kriegführung und des Friedensſchluſſes, der Repräſentation gegenüber fremden 
Mächten, die Ernennung und Anweiſung des Beamtenthums, kurz geſprochen: das Weſen 
aller Dinge, welche ftrengfte Einheit des Entichluffes und plamvolle Durchführung ver= 
langen, unverträglid iſt mit dem Eingreifen anderer Factoren des Staatölebens außer 
den unmittelbar Beichliegenden und umittelbar Handelnden. Dieſes Grundgeſetz des 
ftaatlichen Geſchehens gilt auch für Republiten im allgemeinen, nur daß im ihnen die 
perjönliche Verantwortlichkett der handelnden Berfonen ftärker hervortritt. Völlig verkehrt 
wäre es aber aus dieler in der Natur nicht nur der ſtaatlichen, ſondern aud Der indi— 
viduellen Handlung liegenden Einbeitlichfeit zu folgern, daß deren Proceß oder Reſultate 
der Kritit, Meinungsäußerung oder Beſchwerde deswegen entzogen bleiben müßten, deren 
rechtliche Anerkennung gerade Die Garantie bildet für den unangefochtenen Beſtand folder 
Prärogativn. Das Zuſammenwirken der Kammern mit der höchſten ausführenden 
Staatögewalt oder der Perſon des Monarchen ift hingegen überall da von Rechts wegen 
zu fordern, wo nach feinen Objecten betrachtet, der Staatöwille einestheils verichieden= 
artige Interefien und Gegenfäge in fich Ichliept und deswegen, um überall anerfamt zu 
werden, der Bereinbarung und der Zuſammenfaſſung des Mammichfaltigen bedarf. 
Daher in der Gefeggebung, als in der Aufftellung allgemeiner Normen, und in der 
Beiteuerung des Volkes, als einer nothwendig gewiſſe Intereſſen verletenden Staatsfunc- 
tion, dad Zuſammenwirken der Staatsidee entipredend ift. Aus diefen Gefichtöpuntten 
find num die weſentlichen echte der Volksvertretung herzuleiten. 

Erftens aus der Zweckbeſtimmung der Prüfung und Kritif der noch nicht begon— 
nenen, oder dody bereitd vollendeten Staatshandlungen, fowie der Abwehr geſchehenen oder 
bevorftehenden Unrechts: das Recht der Bitte und Beihwerde, der Empfang- 
‚nahme und Beurtheilung von Petitionen der Staatöbürger, Das Recht der Adreſſe 
an den Monarchen, das Hecht der Kenntnißnahme von den Staatöangelegenbeiten, 
zu üben entweder durch Frageftellung an die Miniſter “Interpellationen) oder durch Ein— 
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ladung der Minifter zur Antbeilnahme an den Yandtagäverhandlungen, wie andererjeits 
diefen auch das Recht zufteht, gegenwärtig zu fein nach ihrem Gutdünken; zu üben endlich 
dich Einfegung von Unterfubungsausihbiiien zur Erforſchung zweifelhafter 
Thatſachen. Das formal wejentlihfte Necht, die Minifteranklage, bilvet endlich den 
Schlußſtein im dDiefer Reihe. Zweitens aus dem Gefichtöpunfte der Herausbildung des 
materiell einheitlihen Staatöwillens aus der Mamnichfaltigteit der Gefellihaftsgruppen : 
das Recht der Mitwirtung an der Gefegebung, der Belteuerung und Yinanzcontrolle, 

(Literatur: Campe, Die Lehre von den Pandftänden nach gemeinem beutichen Staatsrecht, 
1864. — C. Rößler, Studien re Fortbildung der preußifchen Berfaflung, 1. Abth., 1863; 


Die parlamentarifhe Regierung, 115 fi. — ©. Held, Staat und Geielicatt, 3.8. 1863 
auch unter dem Titel: Der verfaffungsmäßige oder conftitutionehee Staat, ©. 71 ff.). 


$. 24. Minifterverantwortlidfeit. Das Recht der Miniſteranklage 
fteht weder im Widerfprud mit den gefchichtlihen Grundlagen des deutichen Staats-— 
rechts, noch auch im Gegenfag zu dem Princip der monarchiſchen Unverleglich- 
feit Kaiſer und Reichsſtände waren dem Reich gegenüber zur Rechenſchaft ſogar 
ſelbſt verpflichtet, aber auh den Landſtänden alten Datums ward öfters das 
Privilegium gegeben, gegen die höchſten fürftlichen Nätbe einzufchreiten. Die formale 
Umerantwortlichkeit der Monarchen in ven ſouverän gewordenen Staaten Deutichlands 
ift aber nur der legte und vollendete Ausorud des Der hödhften Staatögewalt über: 
haupt zufommenden Rechtscharakters, welcher eine Unterwerfung unter eine richtende Ges 
walt, als eine erft aus jener abzuleitende vollfommen ausichlieft. Dagegen find die auf: 
geftellten Rechtsnormen und das pofitive Gefeg auch in der abſoluten Monarchie Schran= 
fen und Thätigfeitsprincip der höchſten Staatögewalt ſelbſt, To lange fie befteben. 
Wäre jede von dem Monarchen intellectuell ausgehende Verlegung des pofitiven Rechtes 
einfach als geichehene Thatſache hinzunehmen, fo würde er nicht mehr als Reprälentation 
der Staatögewalt, ſondern nur noch als phyfiich wirkende Macht anerfennbar fein. Die 
Berbindlichkeit folder pofitiwen Schranken des monarchiſchen Handelns wird daher entweder 
nur einfach negirt (mit der Negation des Rechtsſtaates jelbit) oder fie muß dargeftellt 
werden in der Berantwortlichfeit derer, welche entweder als Berather eine rechts— 
irrthümliche Entjchliegung veranlafjen oder als oberfte Organe,einen rechtswidrigen Auf: 
trag ausführen. Die monarchiſche Unverantmortlichkeit erftredt fich daher einfach auf 
das Unrecht, weldes der Monarch etwa in eigener Perfon und jelbjtthätig begeht, niemals 
auf das Unrecht, welches Unterthanen im Namen oder im Auftrage eines Monarchen 
begehen. Wäre letteres der Fall, jo wäre in den Berfaflungsurkunden aud die Unver— 
antwortlichfeit und Amerleglichfeit der Minifter und Beamten in ihrer den monarchiſchen 
Willen ausdrücklich und präſumtiv vertretenden Eigenfchaft auszufprechen. Umgekehrt muß 
juriftich der Sat gelten: das Mintftertum kann eine eigene Unverantwortlichkeit nicht aus 
derjenigen des Monarchen ableiten und der Monarch kann die ihm verfaſſungsmäßig ges 
währleiftete Unverantwortlichteit an Niemand delegiren. 

Die Lehre von der Minifterverantwortlidfeit ift weder in der ſtaatsrecht— 
lichen Theorie zum volltommenen Abſchluß gediehen, nod auch aus den deutichen Berfai- 
ſungsgeſetzen der Gegenwart einbeitlih zu begründen. Ste ift nicht einmal überall an— 
erfannt. Die preufiiche Verfaſſungsurkunde verzeichnet das Princip, ohne ihm bisher 
die Möglichkeit der Anwendung gefihert zu halten. Die Norddeutſche Bundeöverfaffung 
Ipricht von einer Minifteranklage überhaupt nicht. 

Die ftaatörechtlich wichtigfte Frage bezieht ſich übrigens nicht auf Die Formen der 
Berwirflihung, auf die Art des Proceſſes, auf die befondere Geftalt der Anklagebefugniß, 
welche indeſſen nur den Bolkövertretungen entweder in ihren einzelnen durch Das Zwei— 
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kammerſyſtem gegebenen Organen oder in deren Zuſammenwirken zufteht, ſondern vielmehr 
1) auf die Gegenftände der minifteriellen Berantwortlichkeit und 2) auf die urtheilfällende Inftanz. 

ALS Gegenftand der Minifterverantwortlichkeit (übrigens ohne Unterichied, ob pofitive 
Handlungen oder Unterlaffungen zur Sprade kommen) kann gedacht werden: a) die all: 
gemeine Zweckwidrigleit oder der für den Staat nachtheilige Erfolg einer Regierungshand- 
lung; daher auch Mißbrauch einer ſ. g. Prärogative (3. B. Mifbraud des Begna- 
digungsrechts); b) pofitive Nechtöverlegung im meiteften Sinne 3. B. auch Verletzung 
einer beftehenden, nicht aufgehobenen, Verordnung der höchſten Staatsgewalt; c) Ver— 
letzung des Staatsgrundgeſetzes oder der von der gefeßgebenden Gewalt erlafienen allge 
meinen Normen und Berfaflungsverlegung ; d) Verlegung politiſcher Strafgejete, welche 
allgemein bindend find, oder doch alle Beamten ſchlechthin verpflichten. Zu einer Verfol— 
gung diefer Leisten Claſſe durch Anklage der Bolfsvertretung Liegt eine unbedingte, in der 
Conſequenz des Staatsrechts begründete Nöthigung nicht vor; höchſtens gilt die Zweck— 
mäßigfeitderwägung: ob die gewöhnlich geordneten Organe des Strafproceſſes aus— 
reihend ſtark fein werden, die Rechtsordnung gegen die ihnen vworgefegten Machthaber 
felbft zu vertheidigen, fo daß in Beziehung auf gewiffe Amts: und Staatöverbreden eine 
concurrirende Anklage oder Urtheilsinftanzg an den Kammern geichaffen werden fanır. 
Da conerete Zwedmäßigkeitsfragen, alfo auch die Beſchädigung durch miniftes 
riellen Mißbrauch der Prärogative niemals nad pofitiven Gefegeönormen entichieden wer— 
den können, erfcheinen fie jedenfalls zu procelfualifhem Berfahren ungeeignet, und 
es bleibt ſomit als ſpecifiſches Object der Minifteranflage durch die Voltsvertretung : 

bie Berfolgung wegen Verfaſſungs- und Gefjegesverlegung, 

weldhe durch das Strafgefeß nicht befonders bedroht und im Civil— 
oder Strafprocef nicht verfolgbar ift. 

Aber nicht jede Geſetzesverletzung verpflichtet zur Anklage. Es ift denkbar, daß ein 
veraltetes Geſetz, deſſen Aufhebung Jedermann gutheißen würde in einem gegebenen alle, 
der wichtige Staatsintereffen berührte, von einem Minifter verlegt wurde. Sole Ver— 
ftöße, bei denen der Minifter im voraus der Zuftimmung der Kammern ſicher fein fan, 
mögen ungerügt bleiben. Oder e8 kann fogar geichehen, daß ihnen nachträglich und aus— 
drüdlih eine Billigung in Geftalt eine ſ. g. Indemmitätserflärung zu Theil wird. So— 
mit handelt es fich bei der Minifteranklage nur um folche Gejegesverlegungen, welche 
das Rechtsintereſſe des Staates Ichädigen. Aber auch der fubjective Thatbeftand der 
minifteriellen Berfaffungsverlegung ift nach der richtigern Anſchauung der ſtaatsrechtlichen 
Principien verfchieden von demjenigen der gewöhnlichen Verbrechen, zu deren Beitrafung 
eine fittliche Verichuldung und das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit erfordert wird. Zwar 
verlangen deutſche Geſetze, damit ein Miniſter zur Rechenſchaft gezogen werden kann, 
ebenfalls den Nachweis eines gefeßwidrigen Vorfages oder doch grober Fahrläſſigkeit. 
Hiervon follte indeß höchſtens die Strafe beeinflußt werden, ſoweit fie etwa den Charak— 
ter einer Griminalftrafe an fi tragen würde. Dem Verfaffungsreht genügt zu 
feiner Aufrechterhaltung der Ausſpruch, daß eine Verlegung vorliegt; felbft 
der Rechtsirrthum, von den höchſten Berathern der Krone begangen, muß die Folge 
haben, fie zur weiteren Verwaltung ihres Amtes unfähig zu machen. Wo indeflen wirf- 
lich eine Etrafe ausgeſprochen wird, folgt aus der Confequenz des ganzen Inftituts der 
Diinifterverantwortlichfeit, daß deren einfeitige Aufhebung im Wege der landesherrlichen 
Begnadigung für unzuläffig erflärt werden muß. Als melentliche Folge eines derartigen 
zu einem pofitiwen Ergebnig der Verurtheilung gelangten Staatsproceſſes ſollte überall 
der Amtsverluft eintreten; geringere oder ſchwerere, über diefe Grenze hinausgehende 
Strafen würden entweder der ftaatsrechtlichen Wichtigkeit eines ſolchen Mittels der Rechts— 
vertheidigung widerfprechen, oder einfach dem Strafrichter zu überlaffen ſein. 
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Als eine weitere höchſt bedeutiame Schwierigkeit in der Durchführung der Minifter 
verantwortlichkeit ift die Bildung einer dem Rechtszweck angemefjenen Urtheilsinftanz zu 
bezeichnen. Bon vornherein it hier daran zu erinnem, daß ein nicht geringer Beſtand— 
theil des Verfaſſungsrechtes den Auslegungen der politiichen Parteien anheimfällt und 
daher in der Anwendung befonderd dann ftreitig wird, wenn das öffentliche Recht grund: 
fäglich der Cognition der Juſtiz entzogen, oder nur den formlos gegebenen Entfcheidungen 
der Berwaltungsbehörden überlaffen wird. Dft legteres der Fall, To ericheint e8 um fo 
weniger gerechtfertigt, für die ohmehin ſehr feltenen Fälle einer Mintfteranflage den höch— 
ften Gerichtshof Des Yandes als geeignete Urtheilsinftanz zu defigniven (wie das Obertri= 
bunal nad der preußtichen Berfaflungsurfunde), wogegen ohnehin auch gewichtige, der Un— 
abhängigfeit der Rechtspflege entlehnte Bedenken ſprechen würden. Eine zweite dem 
nordamerifaniich-engliichen Muſter entnommene Hinweifung rechtfertigt Die Urtheilsfällung 
als Attribut der erjten Kammer neben der Anklageerhebung als Attribut der zweiten. Al- 
gemein annehmbar für alle Staaten ift indeſſen diefer Gedanke nicht; er paßt nicht für 
das in Fleineren deutichen Ländern beftehende Einkammerſyſtem, ebenfo wenig aber auf die— 
jenige Geftaltung des Zweikammerſyſtems, welde uns im jeder Kammer grundjäglich ver— 
Ichiedene, oder gar mit den Barteibildungen zuſammenfallende Elemente in feindlicher Ge— 
genüberftellung zeigt. Als eine letzte Möglichkeit ift endlich die vorwiegend ſchiedsrichter— 
liche Qualität einer durch Bereinbarung der freitenden Theile gebildeten Urtheilsinftanz 
anzudeuten. Als höchſte, Durch jeden Gerichtshof zu befriedigende Anforderungen wers 
den immer, alſo auch in den Fällen der Minifterverantwortlichkeit, befteben bleiben: die 
Jachwerftändige Bertrautheit mit der Praxis des Staatsrechts, die Unparteilichkeit, welche 
fich weder durch die Autorität der Krone, noch durch die entjchieden geäußerten Wünsche 
einer Majorität blenden läßt, endlich jene Unbefangenheit, die befühigt iſt, auch Die eigne 
Meinung im politiihen Parteifragen dem Anerkenntniß des pofitiven Rechtes unterzuord= 
nen. Wo jolde Elemente zu finden find, ift eine Thatfrage, 

(Literatur: R. v. Mobl, Die Verantwortlickeit der Minifter in Einherrſchaften —— 


Volksvertretung, 1537. — B. Constant, Cours de Politique constitutionelle p. E. La- 
boulaye, Paris 1861. — John, in der allgemein deutfchen Strafredhtszeitung IIT., 1863. — 
Götz, ebendaſ. 1864. — €. Rößler, Studien zut Fortbildung der sn Verfaſſung, 


2. Abthl. 1864, ©. 36—96. — Kerchove de Deuterghem, De la r@®ponsabilite des 
ministres dans de droit publie Belge, 1867. — Samuely, Das Princip der Minifterver- 
antwortlichkeit in der conftitutionellen Monarchie, 1869, woſelbſt am Sclufie ein Literatur- 
verzeihniß gegeben wird). 


$. 25 Das Recht der Steuerbewilligung und der Finanzcontrole. 
Die Umwerleglichfeit des Privateigenthbums wäre nad einer höchſt wichtigen Seite hin ge— 
fährdet, wenn die Auferlegung von Abgaben und die Erhebung der Steuern in das Bes 
lieben der Staatöregterung geftellt wäre. Locke leitete Daher das Recht der Volksreprä— 
jentation aus der Natur des Privateiaenthbums her. Auch hatte in der That nicht nur 
der engliſche Parlamentarismus, ſondern aud das continentale Ständewefen feine ftärtite 
Wurzel in dem wachſenden, durch das Lehnsweſen nur auf Freiwillige Gelvleiftungen 
angewielenen Bedurfniß des Staatshaushaltes. In der Gegenwart ift das allgemeine 
Recht des Staates, feine finanziellen Mittel aus den Beiträgen der Staatsbürger zu ent= 
nehmen und entiprehend deren Pflicht, zu den Staatölaften beizutragen, anerfannt. Das 
Maß und die Art der Yeiftungen aber darf von den Zufälligfeiten und Schwankungen 
der politiichen Zwedmäßigfeiten nicht abhängig gemacht werden, vielmehr ift die Ordnung 
der Vollswirthſchaft im ihrer Geſammtheit bedingt durch Die feite Berechnung und 
Begrenzung der Staatsbedürfniffe, wie die Finanzverwaltung ihrem Erfolge nach bedingt 
ift durch Die Schonung der wirthichaftlich thätigen Kräfte der Nation. Dazu tritt die 
Forderung, daß bei der Vertheilung, Erhebung und Verwendung der vom Staate zu bes 
anfprudenden Gelder auch die Grundläge des Rechtes und der relativen Gleichheit zu 
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wahren find. Staatövermögen, Volkswirthſchaft und PVrivateigenthumsgebrauch find in 
Io innige Wechlelbeziehung gelegt, daß ein Zuſammenwirken der verschiedenen, in dielen 
Kreifen thätigen Willensrichtungen als nothwendig begriffen werden mußte. Die Regeln, 
welche zur Beftreitung der ftaatlichen Geldbedürfniſſe von der Erfahrung auf dem Gebiete 
der Voltswirthichaft und Staatöverwaltung gemeinfam an die Hand gegeben werden, 
bilden den Inhalt einer mit dem Berwaltungsrecht verichmolzenen Specialtunde: der 
Finanzwiſſenſchaft, im welcer die leitende Idee dahin wirft, daß jede Entziehung 
wirthichaftlicher Werthe des Volkes und der Einzelnen für den Staat gleichzeitig durch 
deren Verwendung für die Gefammtbeit Fruchtbringend zurüdwirten muß auf das Yerftungs- 
vermögen der nationalen Kräfte. Was ald Drud empfunden wird, muß aud als Sporn 
wirken, und jene Ueberſpannung der ſtaatlichen Anforderungen zeigt ſich auf die Dauer 
nothwendig als Erſchlaffung der im Volke arbeitenden Produetionskräfte. 

Das Recht der Volksvertretungen zur Mitwirfung und Gontrole auf diefem Verwal: 
tungsgebiete entſpricht Tomit gleichzeitig dem Weſen des Staated und den Lehren der 
Nationalöfonomte, deren theoretische Ausbildung mit der freieren Verfaffungsentwidelung 
der Neuzeit Hand in Hand geht. Seinem Gegenftande nad) erftredt ſich dies Recht auf 
folgende Buntte: 

1) Zunächſt auf die Einführung neuer Steuern ımd auf jede Mehrbelaſtung des 
Volkes durch Aufnahme von Anleihen, ohne daß ein Unterfchted zwiſchen Directer oder in= 
directer Beftenerung in diefer Beziehung zu machen wäre. 

2) Auf die Verwendung ſämmtlicher für den Staat vereinmahmten Gelder, deren 
Anweiſung in dem ſ. g. Budget oder Staatshaushaltetat zu prüfen und im den feſtge— 
fetten Finanzpertoden (in großen Staaten alfo jährlih, in den älteren ſüddeutſchen Ver: 
faſſungen mehrjährig) in Form eines Geſetzes vorausbeftimmt wird. Auf die eigenthüm— 
liche Natur diefer nur für eine Ralenderfrift geltenden und ſtets zu erneuernden Finanz— 
gefege ift dDurdy die Theorie vielfach hingemiefen. Ihre Einrichtung geftattet es, fie gleich- 
ſam als eine legalifirte Wahricheinlichkeitsrechnung dev Einnahmen und Ausgaben zu bes 
zeichnen, jo daR Die won unvorbergefehenen Thatſachen gelieferte Correctur nicht außer 
Acht gelaffen warden kann. Hinterher nothwendig gewordene Mehrausgaben, auf neu ber: 
vorgetretenen Thatumftänden berubend, fünnen deswegen nicht als Gefegesverlegungen 
ichlechthin behandelt werben, ſondern meift in Geftalt der Etatsüberfchreitungen unter 
Borauslegung ihrer Angemefjenhett genehmigt werden. 

3) Die Prüfung der von der Staatsregierung über die Verausgabung der Staats- 
gelver zu Legenden Rechnungen und die Entlaftung der Regierung bezüglih der bewillig— 
ten Ausgaben, und der pflichtmäßig zu bewirkenden Tilgung der Staatsichulden. 

Diefe Finanz und Steuerbewilligungsrechte der Volksvertretung fordern als noth— 
wendig commere Objecte der Mitwirkung ferner: 

4) Die Genehmigung zur Beräußerung der Staatsgüter, insbefondere der Domänen 
und des fiscaliſchen Grundbeſitzes 

5) Die Zuſtimmung zu Tolden Staatsverträgen mit dem Auslande, melde ven 
Staatsbirgern finanzielle Opfer auferlegen oder das Volksvermögen zu beeinträchtigen vers 
mögen, Daher vorzugsweiſe zu Handels-, Zoll- und Scyiffahrtsverträgen, oder zur Ueber— 
nahme ftaatliher Garantien für die von dritten Mächten zu bewirfenden Leiſtungen. 

6) Die Gutheißung von Veränderungen in der Höhe des vom Staate bei Staats— 
anleihen adoptirten Zinsfußes. 

Nicht überall ift die Begrenzung der der Volksvertretung zuftebenden Befugniſſe völ— 
lig klar geftellt. Eine ſehr erhebliche Verſchiedenheit waltet beifptelsweile darin, daß Die 
Forterhebung bereits beftehender Steuern in einigen Staaten gleichfalls der Zuſtimmung der 
Volfövertretung bedarf, in anderen Staaten Dagegen nicht. Des in dem vierten und ſech— 
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ften Punkte erwähnten Rechtes iſt beiſpielsweiſe in der preußiſchen Berfafjung nicht aus— 
drücklich gedacht, und ebenfo ift die Anwendung des fünften Punktes auf einzelne Katego— 
rien von Staatöverträgen ftreitig geblieben. ALS eine eigenthümliche Beſchränkung der in 
Preußen dem Yandtage zugeftandenen Yunctionen ift außerdem hervorzuheben: daß auch 
die Forterhebung geſetzlich eingeführter Steuern, von feiner Bewilligung unabhängig 
lo lange geſchieht, als wiederum im Wege des Gefeges, d. b. unter Zuftimmung der 
Krone die Aufhebung beichlofjen worden ift. 

Das Steuer = und Ausgabebewilligungsrecht iſt binfichtlich jener Ausübung feine 
Sade der Willkür, der Vorliebe oder Abneigung für eine von der Staatsregierung in 
der Politit eingehaktene Grundrichtung. Die Verweigerung nothiwendiger Einnahmen oder 
Ausgaben könnte höchſtens eine Auslegung zulaffen: als ein ſuspenſiv gemeintes Miß— 
trauensvotum gegen ein Minifterwm; ernſtlich gewollt, würde eine ſolche Maßregel fich 
gegen den Staatöbeftand ſelbſt kehren. ine allgemeine Steuerverweigerung, ftaatsrecht= 
lich unbedingt unzuläffig, wäre, wenn fie vorfonmt, nur aus dem Gefichtspuntte der Re— 
volution als Vertheidigungs- oder Angriffsmittel zu würdigen. Ebenſo wenig ift die Ver: 
weigerung derjenigen Zahlungen ftatthaft, zu denen der Staat durch beftimmte, ihn ver— 
pflichtende Rechtsgeichäfte gehalten iſt. Wenn es aud feinem Zweifel unterliegt, daß 
die Kammern alle für den Staat nothwendigen Aufwendungen zu bewilligen haben, fo 
gehört Doch die Prüfung der politischen Nothwendigfeit allerdings zu ihrer Gompetenz und 
ift daher der fehlerhaften Entſcheidung ebenio zugänglich, wie die Bewilligung offenbar 
ſchädlicher oder ganz überflüffiger Ausgaben. Eine völlige, durch feine Nechtöpflicht bes 
ſchränkte Freiheit der Bewilligung waltet daher erft auf dem Gebiete der Nüslichkeiten, 
wo Für und Wider nad fubjectwen Auffafjungen abgemeſſen werden können. 

Der zweiten Kammer ift, als der Durch Wahl berufenen Bertretung der Steuerzah— 
(enden naturgemäß ein Vorzugsrecht in der Feſtſetzung des Staatshaushaltes zuzugeftchen, 
was (wie in Preußen) Dadurch geichehen kann, daß fie Finanzgefege zuerſt prüft oder 
die ihr zugegangene Vorlage des Staatöhaushaltes allein amendiven darf. Ohnehin 
würde bei einer complicirten Finanzverwaltung durch die Gleihberechtigung zweier Kammern 
in der Bewilligung einzelner Boften die Vereinbarung des nothwendig zu erledigenden 
Finanzgeſetzes erheblich erichwert oder verzögert werden. Allerdings ift damit gleichzeitig 
zugegeben, daß der Einfluß der zweiten Kammer auf diejenigen Berwaltungsein= 
richtungen, deren Durchführung Gelpmittel erfordert, ebenfalld ein vorwiegendes fein 
muß. Aus Anlaß der YBudgetberathungen unterliegen fie mindeſtens der Kritik und Bes 
ſchwerde in der Bolfövertretung. 

(Literatur: Arge rt — Sei Beftenerung, 1818. — Stahl, bas Steuerver- 
weigerungsrecht, 1849. — Frider, die Natur ber Steuerverwilligung und bes Finanzgeſetzes, 
Zeitichrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft XVIL, ©. 636. — v. Hod, die öffentlichen 
Abgaben und Schulven, 1863. — Gneift, Budget und Geſetz nach dem conftitutionellen Staats— 
recht Englands mit Nücficht auf die deutſche Keichöverfafjung, 1567. — v. Czörnig, Darftel- 


lung der Einrichtungen über Budget, weise ir Mari Controle in Defterreih, Preußen, 
Sachſen, Baiern, Würtemberg, Baden, Frankreich und Belgien, 1566). 


$. 26. Die Gejeßgebungsrehte der Bolfövertretungen Daß 
Mitwirkung an der Gefeggebung zu den weientlihen Rechten der Volksvertretung zählt, 
wurde bereits gezeigt. Zu dem Zuftandefommen des Gejeges gehört alio die Weber 
einftimmung der Krone und der mehreren Factoren der Voltövertretung, wo ſolche beftehen. 
Hierdurch ift bei einigen Schriftftellern der Irrthum entftanden, als ob das Gejeg in 
conftitutionell vegierten Staaten die Natur eines Bertrages zwiſchen drei won einander 
unabhängigen Gontrahenten habe. Daß dies unrichtig, zeigt fich zunächſt ſchon darin, 
daß die Vorlage eines Gefegentwurfes durch die Krone nad deſſen Annahme nody nicht 
zur Bublication verpflichtet (was in Beziehung auf das Bundespräfidium in Nord— 
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deutichland nach geichehener Annahme ein Gefeges Dur den Reichſstag und den Bundes- 
rath aus anderen Gründen allerdings der Fall ſein würde). Dit eine Uebereinſtimmung 
unter den Volfsvertretungen und der Regierung nicht zu erreichen, To bleibt der biöherige 
Zuſtand unverändert, eine Gonjequenz, Die zu bejonderer Schwierigkeit und heftigem Streite 
führte, als es fich um deren Anwendung auf das jährliche Finanzgeſetz in Preußen hans 
delte, deſſen Zuftandefommen einmal ein nothwendiges iſt und außerdem gewiſſe Ver— 
änderungen gegenüber den Finanzgejegen einer früheren bereits abgelaufenen Periode ftets 
in fich ſchließt. Im Anbetracht Tolcher Schwierigkeiten, zu deren dDirecter Beleitigung 
die preußtiche Berfafjungsurkunde fein Mittel ftatuirt, haben mehrere deutiche Staatägrund- 
gejege 4. B. Würtemberg, Heflen, Baden) Auskunftsmittel verordnet, welde den Zwielpalt 
der Kammern im Intereſſe der Geſetzgebung zu heben beftimmt find: entweder Durchſtim— 
mungen unter Zufammenzählung der in beiden Kammern vorhandenen Majoritäten und 
Minoritäten, oder nach fruchtlofen Vereinigungsverſuchen das Erforderniß einer befondes 
ren Stimmenzahl in der verwerfenden Kammer, wenn zwiſchen der Regierung und ber 
anderen Kammer Uebereinſtimmung in Beziehung auf einen Gefegesvorichlag  befteht 
(Sadıfen). Ein derartiges Syftem kann als eine Webergangsform zwiſchen dem Ein— 
fammerfuftem und dem Grundſatze der abjoluten Gleichberechtigung beider Kammern nad 
dem Zweikammerſyſtem aufgefaßt werden. 

Der Antheil der Kammern an der Geſetzgebung ift nicht überall in Deutichland der 
jelbe. Er ift bemefjen entweder nah dem Mafftabe der Gleichberechtigung mit der Krone, 
oder nab den Maßſtabe der Borberehtigung der legteren; erſteres in Preußen, Tet- 
teres nad) dem älteren Verfaſſungsrecht jüddeuticher Staaten. Wo Gleichberechtigung be= 
fteht, hat jeder Factor der Geſetzgebung 1) Mitbeſtimmung, ohne jede Rüdfiht auf den 
Gegenftand und Inhalt des Geſetzes, To daß unter dem Titel des Geſetzes eine Publi— 
cation ohne Genehmigung der Kammern und deren Erwähnung überhaupt nicht geichehen 
tann. 2) Das Recht des Geſetzvorſchlages (ſ. g. gefeggeberifche Initiative) und 3) 
das Recht der Berbefjerung eingebrachter Geſetzesvorſchläge (Amendirungsrecht) abgeſehen 
von der zu Gunſten der zweiten Kammer bei Finanzgeſetzen gemachten und bereits erwähn— 
ten Ausnahme Zum Schute der Majvritäten beftebt überdies meiftentheil8 der Grund— 
fat, daß einmal werworfene Geſetzesvorſchläge in derſelben Sitzungsperiode nicht noch ein= 
mal wiederholt werden dinfen. Für Annahme oder Verwerfung genügt bei Gefegesvor- 
ſchlägen die einfache Majorität in beiden Kammern; anderd bei Verfajfungsveränderungen, 
die durch das Erfordernig einer relativ ftärfern Majorität erfchwert werden ſollen, was 
in der preußiſchen Berfaffungsurfunde in geringerem Maße durch die Vorſchrift einer 
zweimaligen Abftimmung mit einfacher Mehrheit erjtrebt werden fol. Eines befonderen 
und völlig ausnahmsweiſen Vorrechtes genießen die deutſchen Staatsregierungen infofern, 
als jie proviſoriſch ohne Genehmigung der (nicht verlammelten) Kammern in Nothfäl— 
ten gejeßgeberifche Anordnungen in der Form von Verordnungen treffen dürfen. An 
einer anderen Stelle (im Verwaltungsrecht) wird davon weiter die Rede fein. Außerdem 
fteht der höchſten Staatsgewalt das Necht zu, über die Art und Weife der Ausfüh- 
rung eines beftehenden Gefeged ihren Organen bindende Anweiſungen (ſ. g. Ausführungs- 
verordnungen) vorzuzeichnen. Aus diefem Grunde iſt, um Berordnungs= und Geſetz— 
gebungsrecht von einander zu tremmen, von größter Wichtigkeit, theoretiich zu ermitteln: 
welche Nechte und Berpflihtungen nur im Wege der Geleggebung geichaffen oder auf- 
gehoben werden fünnen ? Im allgemeinen tft Darauf zu antworten: daß im Wege der 
Verordnung nur Normen aufgeftellt werben können, welche, ohne dem allgemein für ſämmt— 
liche Staatsbürger verbindlichen Rechte zu widerfprechen, befondere Obliegenbeiten des 
Beamtenthums in deſſen internem Verhältniß zur Staatögewalt begründen follen, alle an— 
deren Normen hingegen der Gefeggebung zufallen, oder begriffsmäfig zugehören jollten. 


4. Das deutiche Berfaffungsredit. . 681 


Eine Prärogative der höchſten Staatögewalt bildet ferner die Befugnif, in einzelnen Fäl- 
len von der Anorbnung des gemeinen Rechts Ausnahmen zu ftatuiren oder gewiſſe Spe— 
cialrechte einzelner Perſonen zu ſchaffen, die auch Dritten gegenüber wirkſam werben. 
Aus diefer, im älteren deutſchen Staatsrecht als Brivilegienhoheit bezeichneten 
Prärogative entjtammt die Verleihung von Würden, Titeln und Auszeihnungen, von Pa— 
tenten und von Gorporationsredhten. An dem höheren Grundſatz der ftaatöbürgerlichen 
Gleichheit vor dem Gefetse gemeflen, kann die PBrivilegienhoheit oder die Befugniß a lege 
zu Diöpenfiren nur innerhalb der ihr im voraus gejehten Schranfen und im beftimmt 
bezeichneten Fällen als eine Reaction bloßer Nüglichkeitsmomente anerfannt werden. 
Steuerprivilegien und Monopole dürfen nicht ertheilt werden. 

8. 27. Perſönliche Rechte der Volksvertreter. Aus dem ftaatlidhen 
Beruf der Bolfsvertretungen find die beſonderen Rechte ihrer Mitglieder abzuleiten. Irrig 
wäre e8, diefelben als Privilegien aufzufaflen, da fie vielmehr einfach als Mittel erſchei— 
nen zur Erfüllung eines als nothwendig anerfannten Zweckes. Bei der Abmeſſung dies 
jer Berufsrechte gilt der Grundſatz, daß die Volksvertreter, um ihre Ueberzeugung un- 
verfälicht zu erhalten, ficher zu ftellen find gegen bedrohliche Einwirkungen ſowohl ver 
Negierungsbehörden, wie auch der Wählerichaften. Daher als Folgerungen : die Unzuläfe 
figfeit der Griminalunterfuhungen und Verhaftungen aufer bei einer Eingreifung in fla- 
granti, das Verbot, die Stellung ald Volksvertreter nach Uebernahme eines Staatsamtes 
oder einer Beförderung im Staatöbienfte ohne Neuwahl fortzuführen, die Unabhängigkeit 
des Volksvertreters von Aufträgen oder Inſtructionen feiner Wähler, und das Verbot, 
Petitionen den Landtagen perfönlih zu überreichen. Dagegen ift es eine rein politische, 
der ftaatörechtlichen Theorie fremde Frage, ob die Bolfövertreter Tagegelder empfangen 
jollen, oder nicht, wenngleih die Ausichliegung der Tagegelver bet dem Zuſtandekommen 
der Norddeutſchen Bundesverfaffung eine wichtige Rolle fpielte. Poſitiv-rechtlich pflegt in 
Deutjchland diefe Angelegenheit fo georbnet zu fein, daß nur die Mitglieder der zweiten 
Kammern vom Staate Tagegelver beziehen. 

Auch das ift fein dem Berfaſſungsrecht fpectell angehöriger Sa, daß Kam— 
mermitglieder wegen ihrer Abſtimmungen und Meinungsäußerungen in den Kammern nicht 
anders, ald auf Grund der Geſchäftsordnung zur Verantwortlichkeit gezogen werden kön— 
nen. Nur zur Vermeidung von Irrthümern oder zu Abwehr der Yeidenfchaft braucht ein 
foldyer, an ſich ſelbſtverſtändlicher Sag in die Verfaſſungsurkunde eingezeichnet zu werben. 
Die ftrafrechtlice Unverantwortlichkeit auf dem Gebiete der Meinungsäufßerungen 
ift für die ftaatörechtlichen Functionen der Voltövertretungen ebenſo wejentlicy und imma— 
nent, wie monarchiſche Unverantwortlichkeit auf dem gefammten Gebiete der Staatshand- 
lungen. Am allerwenigften duldet die ſprachliche oder juriftiiche Logik eine Unterſcheidung 
zwifchen Meinungen und Aeuferungen, wenn freie Nede in Frage kommt. 

$. 28. Aeußere Einrihtung, Verfammlung und Geſchäftsord— 
nung der Kammern Die Bildung und Zufammenjegung der Kammern läßt ſich 
auf fein gewiſſes Nechtöprincip zurüdführen. Der Werth der in Deutichland beftehenven, 
in fich verichtedenen Wahliyfteme und die Herftellung der erften Kammern find nur von 
höchſten politiſchen Gefichtspunften aus zu prüfen. Eine Aufzählung oder Beichreibung 
der gegenwärtig geltenden Wahlgejege, Towie der Regeln über actives und paſſives Wahl: 
recht hat für die juriftifche Betrachtungswerle des heutigen Staatsrechtö geringe Bes 
Deutung. 

Abweihend von den älteren ſtändiſchen Einrichtungen fehlt (von einigen Ausnahmen 
in Deutjchland abgejehen) nad neuerem VBerfaffungsrechte den Kammern das Selbjtver= 
jammlungsredbt. Nur auf Berufung der Krone können fie ſich verfammeln, wobei 
pflichtwidrig unterlafiene Berufung allerdings die einfache Folge der geleglich eintretenden 
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Berufung nach fich ziehen follte, andernfalld ſogar jede Minifterverantwortlichfeit in dem 
ſchwerſten Falle des Verfaſſungsbruchs durch unterlaffene Berufung illuforiih gemacht wer— 
den Könnte, Um fo mehr gilt dies von dem Standpunkte der juriftiichen Confequenz, als 
ſogar willfürlichen Vertagungen durdy die Staatsregierung und willfürlichen Verlängerun— 
gen der Neuwahlen nad geichehener Auflöfung der Wahllammern eine Schranke durch 
die Berfafjungsurkumde gezogen zu fein pflegt (Art. 51. 52 der preußiſchen Verfaſſung). 
Für das Zweikammerſyſtem gilt als natürliche Folge des Grundfages, der ihr Zuſam— 
menwirken und ihre Uebereinftuhmung in der ſtaatsrechtlichen Action der Geſetzgebung 
verlangt, die Regel der Gleichzeitigfeit in der Berufung, Eröffnung, Vertagung und 
Schließung, welche legtere, ald Endpunkt der einer Sigungsperiode obliegenden Geſchäfte 
auch dann eintreten muß, wenn eine der Wahlkammern aufgelöft worden if. In der 
Regel berathen und ſtimmen die Kammern in getrennten Sitzungen, wovon nur bei So— 
lennitätsacten (Eröffnung) oder der Erledigung formaler Geſchäfte eine Ausnahme zugelai- 
jen zu fein pflegt. 

Zwiſchen dem Schluß einer Situngsperiode und dem Beginn einer neuen beftebt 
feine Continuität, To daß nicht erledigte Gefchäfte wöllig von neuem reaſſumirt wer— 
den müſſen. Die ſüddeutſchen und einige norddeutſche Verfaſſungen haben inveffen aus 
der altftändifchen Periode die in Preußen fehlende Einrichtung der ftändtichen Ausſchüſſe 
zur Vorbereitung oder Fortführung der den Yandtagen obliegenden Geſetzgebungsgeſchäfte 
während. der Zwilchenzeit beibehalten, wofiw erhebliche Zweckmäßigkeitsgründe angeführt 
werben fünnen. 

Die Gefhäftsordnung der Kammern, welche gleihlam den parlamentartichen 
Proceß und die formale Methode richtiger Beſchlußfaſſung darftellt, ift zum Theil vor— 
bedingend für den Werth der Berathungen und Abftimmungen. Ihre Wichtigkeit ſchien 
e8 früher zu rechtfertigen, den Landesherrn zu ihrer Feſtſetzung zu berufen oder Doch mit= 
wirken zu laſſen. In Mebeveinftimmung mit der vichtigeren Anficht, welche die Geichäfts- 
ordnung und die Wahl der Präfidenten als eine innere Angelegenheit berathſchlagenden 
Berfammlungen erachtet, entſcheidet fi die Preußiiche Berfaflungsurfunde dahin, daß die 
Staatöregierung der Beſtimmung der geichäftlihen Ordnung fern bleibt, Erfahrung und 
Praris geben bier die Regeln an die Hand, welde einerſeits beſtimmt find, die Rechte 
der Minorität gegen die Mehrheit und umgekehrt zu vertheidigen, andererſeits bezweden, ge— 
gen Berichleppung und Ueberftürzung der Beſchlußfaſſungen Vorkehr zu treifen. Gewiſſe 
Grundſätze der Geichäftsordnung erſcheinen indeſſen jo wichtig und für den Rectscharafter 
der landftändiichen Verhandlungen fo beveutfam, daß deren Beobachtung und Aufredt- 
erhaltung nicht in das Belieben der Kammern ſelbſt geftellt bleiben darf. Dieſe find in 
der Verfafſungsurkunde felbft niederzulegen. Dahin gehören: 1) Die Deffentlidfeit 
der Verhandlungen als Regel, von welcher nur unter befondern Umftänden Ausnahmen 
zuzulafien find. Auch garantirt Das preußiſche Preßgeſetz die Straflofigkeit wahrheitäge- 
treuer Berichte über die Kammewerbandlungen. 2) Die Yegitimation und Bercidis 
gung der Mitglieder, ald eine weſentliche Vorausſetzung für die Berechtigung der Stimm— 
abgabe. Hierbei find Fehr vwerichtedenartige VBorfihtsmaßregeln gegen wrtbümliche oder 
faliche Wahlreſultate möglih. Nach der preußtichen Verfaſſung prüft jede Kammer die 
Yegitimation ihrer eigenen Mitglieder (ſelbſt derjenigen Wahlen, die von feiner Seite an: 
gefochten werden auf Grund der Geſchäftsordnung von Amts wegen), während anderwärts 
nur angefochtene Wahlen eimer gerichtlichen Entſcheidung unterliegen (England). 3) Die 
Zulaſſung von Regierungscommiffarten zu den Yandtagsverhandlungen. Endlich 4) 
die zuv Beſchlußfähigkeit nothwendige Ziffer der Anwelenden. Der Streits 
fragen, die fi aus der Auslegung und Handhabung der Geſchäftsordnung ergeben, find 
jehr viele. Daffelbe gilt von der Beurtheilung und Behandlung angefochtener Wahlen, 
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wobei die politiſchen Grundrichtungen meiſtentheils zur Geltung fommen. Für das Staats: 
recht iſt nur der eine Satz von erheblicher und grundſätzlicher Bedeutung, daß ungerügt 
gebliebene Verſtöße gegen die Geſchäftsordnung niemals die Ungültigkeit eines daraus her— 
vorgegangenen Geſetzes zur Folge haben können. Dagegen iſt es eine Streitfrage, 
ob ein Verſtoß gegen die von der Verfaſſung ſelbſt vorgezeichneten Regeln der Verhand— 
lung (3. B. eine zur Beſchlußfähigkeit nicht: ausreichende Anzahl der Votirenden), wenn 
derielbe unzweifelhaft feftgeftellt ift, das verfaffungsmäßige Zuftandefommen des Geſetzes 
auch mach geichehener Publication in Frage zu ftellen erlaubt. Für das Studium der in 
den parlamentarifchen Berhandlungen aufgefanmelten Beobachtungen ift die engliſche Praxis 
von befonderer und geradezu unvergleichlicher Reichhaltigkeit. Der Nachahmung des For— 
mellen ſteht bier nicht im Wege; nur Diejenigen Regeln der Geichäftsordnung des eng— 
lichen Parlaments würden unanwendbar fein, welche auf rein englüchen, von unferem 
deutſchen Etaatörecht verſchiedenen Borausiegungen beruhen. 

(Literatur: Tb. E. May, Das englifhe Parlament und fein Verfahren. Ueberfett von 
DOppenbeim, 1860. — Zade, lieber Beihlußfaftungen in Berfammlung und Collegien, 1867. — 
Geſchäftsordnung des engliſchen Unterhaufes bei Erledigung öffentliher Angelegenheiten. Ueber— 


fegt von ©. DO. Oppenheim, 1867. — Geſchäftsordnung des Norddeutſchen Reichstages vom 
6. Juni 1868 [Hirtb, Annalen I, 913]). 


V. Rechte der Gemeinden und Lorporationen. 


$. 29. Die Gemeinden Die Rechte der Gemeinden, d. h. der politifchen 
Corporationen zur Pflege der Intereffen einer localen Gemeinschaft gehören nur zum Theil 
in das Verfaſſungsrecht; nur ſoweit nämlich, als ihr äußeres Verhältniß zur Staats— 
gewalt in Betracht kommt, oder den Gemeinden gegenüber gewiffe Grundrechte der Staats- 
bürger gewährleiftet werden jollen. Die inneren Angelegenheiten der Gemeinde bilden entweder 
einen Beitandtheil des Berwaltungsrechtes oder beruhen auf autonomiſchen Feitlegungen in 
Gemäßheit der Gemeindeordnungen. Weldes Map von Selbftftändigfeit den Gemeinden 
eingeräumt werden Toll, das bildet allerdings eine Frage von grumbläglich weittragender 
Bedentung. Es iſt denkbar, daß der Etaat die Gemeinde ald ein Organ feiner eigenen 
Verwaltungsintereffen als ſ. g. Staatsanftalt wie in Frankreich benutt und vom Stand- 
punfte der Bevormundung oder der Wohlfahrtsintereifen aus regiert. Andererſeits ift 
möglich, daß die Sphäre der Gemeinde aus der Gefammtheit der ftaatlichen Aufgaben 
ausgeichteden und völlig auf fich Telbft mie im Mittelalter angewielen wird. Die Er— 
fenntniß der Unzuträglichkeit und Nachtheile, mit denen jede dieler Einrichtungen verbunden 
ift, hat zu der, Durch den Hinweis auf England verftärkten Forderung der Selbſtver— 
waltung der Gemeinden geführt. Die eigenen Aufgaben des localen Gemeinlebens 
müſſen zumächft, ſoweit die Beurtbeilung eines Iocalen Ihatbeftandes zur Anwendung all 
gemein geſetzlicher Negeln erfordert wird, der Gemeinde überlaffen bleiben. Bei der Ab- 
grenzung der lecalen und darım communalen Angelegenheiten von den allgemein ftaat= - 
lichen fann allerdings nicht wermittelft einer mechaniſchen Trennung beider, ſondern nur 
in der überall binzutretenden Erwägung bewerfftelligt werden, daß der Gedanke der Volke— 
einheit auch in der Gemeinde, der Gedanfe der localen Mannichfaltigkeit und der indi— 
viduellen Berechtigung auch gegenüber der Staatsvermaltung zu wahren ift. Unter diefer 
Borausiegung ift die Selbjtverwaltung der Gemeinde als ein Grundſatz Des neueren 
Berfafjungsrechts ebenſo ſehr anzuerkennen, wie die Freiheit der einzelnen Perſon. Dabei 
ift man indeffen nicht ftehen geblieben. Auch die Verwaltung der ftaatlihen Angelegen: 
heiten im unterfter Inſtanz wird zwar nicht für Die Gemeinde als Corporation, aber doch 
für Gemeindeangebörige als zur unentgeltlichen Uebernahme verwaltender Functionen Vers 
pflichtete auf Grund ftaatliher Ernennung in Anipruch genommen. Nach dieſer Seite 
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bin bedeutet die Selbftwerwaltung nicht communale Selbftftändigfeit, fondern vielmehr die 
Bafis der gefammten Staatöverwaltung felbft. ALS zu dem natürlichen Rechtskreiſe der 
Gemeinde gehörig find anzufehen: die Verwaltung des Gemeindevermögens, die Belegung 
der Gemeindeimter, die Handhabung der äußeren Ordnung in der Polizei, die Armen 
pflege und das Elementarſchulweſen, woraus ſich von felbft ergibt, daß der Gemeinde 
auch die Befugniß gewährt werden muß, ihre Mitglieder felbftftändig zur Beftreitung der 
Gemeindebedürfniffe zu befteuern. Die objective Grundlage diefer Functionen muß die 
Sefepgebung klar ftellen. Auch iſt Telbftverftändlih, daß fir den Fall des Uebergreifend 
über die der Gemeinde zuftehenden Befugniffe oder ihres den Staat berührenden Miß— 
brauches ein Oberauffichtsrecht der Staatsregierung nicht entbehrt werden kann. Dagegen 
it jede Einmiſchung der Regierung bei fehlerhafter oder nachtheiliger Behandlung der 
Gemeindeangelegenbeiten als jolcher mit dem Princip der Eelbftftändigfeit der Gemeinden 
Ichlechthin nicht zu vereinigen. Die noch ungelöften Fragen der Gegenwart werden an 
einer anderen Stelle (im Verwaltungsrecht) dargelegt werden. Was das Verhältniß der 
Gemeinde zu ihren eigenen Mitgliedern betrifft, To verftebt ſich won ſelbſt, daß die der 
Stantögewalt gegenüber garantirten Grundrechte der Staatsbürger auch Durch jene nicht 
verlegt werden dürfen. ine befondere Schwierigkeit in diefer Hinficht bot indeſſen nur 
die Freiheit der örtlihen Bewegung und des Gewerbebetriebes, welche vielfach mit dem 
Interefie der Gemeinde, die Paften der Armenpflege durch Abwehr unvermögender Perje- 
nen zu vermindern oder wenigftens nicht anwachſen zu laſſen, zufammenftieß. Durd die 
Norddeutſche Bundesverfaffung, welche den Grundfag der Freizügigkeit anerfannte und die 
meiftentheild aus dem Gemeinderecht bervorgegangenen polizeilichen Eheſchließungsverbote 
befeitigte, ft Das Recht Des Einzelnen zu ftärferer Geltung erhoben worden und dem 
Gemeinderecht eine bis dahin fehlende Schranke an dem Inhalt des Bundesindigenats 
gegeben. Ebenfo ergibt fidy aus dem höheren Grundſatz der ſtaatsbürgerlichen Freiheiten, 
dafs der Erwerb des Gemeindebürgerrechts nicht won willkürlich zu ftellenden Bedingun— 
gen der Gemeinde abhängig zu machen, vielmehr durch Aufftellung fefter, von neuanzichen: 
den Perjonen zu erfüllender Anforderungen zu normiren ift. 

8. 30, Das Recht der nit politiihen Corporationen. Nicht nur 
den Gemeinden gegemüber ift das Eingreifen der Staatögewalt bejchränft. Die neueren 
Berfafjungsgefege erkennen die durch den eigentbümlichen Zweck gebotene Selbftftändigfeit 
aud anderen Gorporationen zu, die ehemals in den Kreis der ftaatlichen Verwaltung 
hineingezogen waren. Dies gilt zunächft von den anerfannten und mit Corporationd: 
rechten ausgeftatteten Kirchengejellfchaften, deren innere Organilation durch das katholiſche 
oder proteftantiiche Kirchenrecht Darzuftellen iſt. Wenn aud die völlige Selbftftändig: 
keit der Kirche verfaſſungsmäßig anerkannt ift, jo läßt fich freilich auch hier ein ſou— 
veränes Nebeneinanderbeftehen zweier Organiſationen, einer weltlichen und einer geift- 
lichen Macht in neuerer Zeit ebenfo wenig Durchführen, wie im Mittelalter. Dem Staat 
muß die Befugniß gewahrt bleiben, Uebergriffe der kirchlichen Behörde in fein eigenes 
Gebiet mit feinen Zwangsmitteln zurliczumeiien und von dem äußeren Yeben der Kirde 
wie von Dem Thun aller anderen Vereinigungen Kenntniß zu nehmen. Uebrigens 
ift in dem größten deutichen Staate die volle Selbftjtändigfeit nur der katholiſchen Kirche 
bisher eingeräumt, während der biftoriiche Zufammenbang zwijchen dem Staat und dem 
proteftantischen Bekenntniſſe noch nicht gelöft worden tft. Aus der Freiheit und Selbit- 
ftändigfeit der Kirche folgt übrigens nicht, daf dem Staate die Berpflichtung obliegt, kirch— 
lihe Neuerungen innerhalb der Kirchenverfaffungen unbedingt anzuertennen. Auch ift 
ihm nicht zu verwehren, einzelne Orden oder gar die Klöfter als mit dem Grundprinzip 
der heutigen Staatsgejellihaft unvereinbar durch Geſetz zu verbieten, und dem Firchlichen 
Erwerbe von Grundbeſitz (ſ. g. todte Hand) Schranken zu jegen. In allen zweifelhaften 
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Fällen iſt es Sache des Staates, die Competenz der Kirchengeſellſchaften ſeinerſeits zu ordnen, 
und nicht zu dulden, daß unter dem Namen der kirchlichen Selbſtſtändigkeit die Einheit 
feines Waltens durchbrochen werde. Aus diefem Gefichtspunfte erklärt fich auch, wes— 
wegen die äußere Stellung der Bolfsfchule in den Berfaffungsurkunden berührt wird, Die 
Art. 21 bis 26 der Preußiſchen Verfaſſungsurkunde handeln von den Grumdfägen, nach 
denen diefelbe einzurichten ift, ſoweit als hier das gegenfeitige Verhältniß der drei neben— 
einander wirfenden Factoren der Ctaatögewalt, der Gemeinde und der Kirche in Be— 
tracht kommt. E 


(Literatur; Ueber die Hiftorifche Entwidelung und dem gegenwärtigen Zuftand der deut- 
ſchen Gemeindeverbältniffe ſ. O. Gierde, Das deutfhe Genolienihaftsrecht. I. Band [Rechts- 


geſchichte), 186%). 
VI. Das Staatsbeamtenthum. 


$. 31. Der Staasdienft. Die Lehre vom Staatsbeamtenthum bildet theo— 
retiih und ſyſtematiſch den Mebergang des Berfafjungsrechtes zum Berwaltungsrechte. Es 
ift daher zuläffig, davon entweder am Schluffe des erfteren oder in der Einleitung des 
letsteren zu handeln. Die leitenden Gedanken der Organtjation und der dem Beamten= 
thum zufommenden Necröftellung werden in den Verfaſſungsgeſetzen niederzulegen fein. 
Zunächſt ift hierbei der Geſichtspunkt mitbeftimmend, dag die Verlegungen der politifchen 
Grundrechte der Staatsbürger meiftentheild in Amtsüberſchreitungen ihren Grund haben, 
deren bejonderer Inhalt ftrafrechtlich gar nicht erfchöpft werden fann und deswegen zu ſei— 
ner Darftellung der Minifterverantwortlichfeit bedarf. Ebenſo wichtig ijt aber, daß auch 
. die Erfüllung des Geſetzes in der öffentlich rechtlichen Ordnung auf das Beamtenthum 
zunächft angewiefen ift. Verletzung und Ausführung der Berfaffungen, in einem Worte 
ihre wirffamfte Garantie beruht auf der Ordnung des Beamtenthums, als des wichtig- 
ften, allgemeinften und unentbehrlichften Werkzeugs für die geſetzmäßige Realiſation der 
Staatshandlungen. Da deren zwedentprechender Erfolg weſentlich bedingt ift von 
der Macht eines einheitlic, leitenden Willens, jo üt die Verknüpfung des Staatöbeamten= 
thums mit den Ausgangspumfte der geſammten Staatsverwaltung und dadurch mit "den 
ftändigen Factor der Geſetzgebung unumgänglich nothwendig. Hieraus erflärt fich, daß 
in Monarchien der Fürft als die Quelle der Ehren und Aemter bezeichnet wird; da in- 
deſſen nur die allgemeinen Befugnifje der Innehabung des Amtes, nicht aber der Grund 
und die Art des Amtsgebrauchs aus der monarchiſchen Perſon bervorfließen, wäre es 
ſehr bevenflich, die Beamten als Gehülfen des Monarchen im juriftiichen Sinne auf: 
zufafien. Niemand ift am ſich verpflichtet, ſich helfen zu laſſen, am wenigften aber dauernd 
eine Unterftügung durch fremde Kräfte anzunehmen. Durd die Borftellung der Hülfs- 
bedürftigkeit würde im ihrer eigenthümlichen Sphäre die Würde des monarchiſchen 
Amts, wie umgekehrt durch die Vorſchrift der Hülfsleiftung zur Ausführung eines perſön— 
lichen Willens die objective Macht des Beamtenthums abgeſchwächt und verdunfelt werden. 

Bis zum Anfang Des gegenwärtigen Jahrhunderts war der juriftiiche Charakter des 
Staatsamtes umflar geblieben. Das kanoniſche Recht hatte dafür innerhalb ihres kirch— 
lichen Wirkungskreiſes die Formel der göttlihen Miſſion und der befonderen Weihe als 
Muſter aufgeſtellt, das Yehnrecht die Uebertragung der patrimontalen Erblichkeit von 
Grund und Boden auf die Amtsrechte in den Erbämtern (Patrimonialjuftiz, gutsherr- 
liche Polizei) verjucht ; die Herrichaft des römiſchen Privatrechts die Aehnlichkeit einzelner 
Rechtsgeſchäfte (3. B. Mandat, Dienftmiethe over bittweiſe Befigübertragung) zur Beſchrei— 
bung des Rechtscharakters benugt. Erft indem man einfah, daß die nationalötonomifche 
Seite des Staatödienftes, in dem Anſpruch auf Gehalt liegend, juriftifch ebenſo wenig 
entfcheidend ſei, wie die Beziehung auf die perſönlichen Bedürfniffe des Fürſten, der 
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Schwerpunkt des Amts vielmehr in der jtändigen und berufsmäßigen Ausführung 
des Geſetzes und folglich des Staatswillens zu fuchen fei, gewann man ben richtigen 
Ausgangspunkt. Schon im Preußiſchen Landrecht ift derjelbe deutlich worgezeichnet, indem 
die Inhaber des Amts überall „Staatödiener” genannt werden. Wenn folde in ber 
Praris die Bezeichnung als königliche Beamte erhielten, fo ift dies gerechtfertigt Durch 
die Erwägung, daß im weiteften Sinne das Amt, weil auch auf den Dienft der Gemeinde, 
der Kirche, dev Corporationen und anderer Genofjenjchaften anwendbar, feiner bejonderen 
Natur vach näher zu unterſcheiden ift. 

Mährend der Staatögewalt gegenüber das Amt vorzugsmweife als Berpflichtung zur 
Erſcheinung fommt, wirkt e8 den Staatöbürgern gegenüber in erfter Yinte als Berechtigung 
zur Ausführung des Gefetes und zur Anwendung des etwa erforderlichen Zwanges ges 
gen Widerſetzliche. Somit bedeutet das Ant: Berechtigung und Berpflichtung einer be— 
ftimmten Perfon zur Bornahme gewiſſer, auf den Staatözwed bezugener, geſetzlich vor= 
geſchriebener oder zuläffiger Handlungen. 

Mit Rückſicht auf die Verjchiedenartigkeit des Gegenftandes, auf welchen ſich Die 
Amtshandlungen richten, find im Beamtenthume ſelbſt verſchiedene Glaffen von Beamten 
zu unterjcheiden , denn das Geſetz der Arbeitstheilung beherricht aud den Staatödienft 
auf den höheren Stufen der Entwidelung. Innerhalb diefer Clafjen können wiederum bejon= 
dere Normen, ald Abweichungen von dem dem Beamtenthum zuftehenden Durchſchnittsmaß 
amtlicher Berechtigungen und Verpflichtungen Geltung beanfpruchen. Unter der Voraus 
ſetzung der Trennung von Kirche und Staat und folglich des Ausſcheidens der Geiftlichen 
aus dem Staatöbeamtenthume, pflegt man insbejondere auseinander zu halten: Mili- 
tärbeamte (im weiteften Sinne alle zur Armee gehörigen und für Zwecke des Heer— 
dienftes ausſchließlich thätige Berfonen) und Civilbeamte; unter den Civilbeamten wei= 
terhin: rihterlihe und Berwaltungsbeamte; und endlih unmittelbare oder 
mittelbare Staatöbeamte, ald welde man die Communalbeamten beijpieldweife zu 
betrachten pflegt. Innerhalb diefer Kategorien befteht Teineswegs ein und daſſelbe Ab- 
hängigfeitsverhältnig von der Staatsgewalt ; es ift am ſchärfſten ausgeprägt im Heerwe— 
jen; deſſen Angehörige einen befondern, nur auf den Kriegsherrn, nicht aud auf Die 
Beobachtung der VBerfafjung gerichteten Eid ſchwören, und einer weitgehenden Disciplinar- 
gewalt ihrer Vorgeſetzten unterworfen find, abgefehen davon, daß fie in Strafſachen über: 
haupt noch nicht theilhaben an den Garantien, welche für Staatsbürger in Proceßſachen 
faft als unentbehrlich gelten. Auf der anderen Seite ift den richterlichen Beamten 
das größte Maß von perfönliher Unabhängigkeit gewährleiftet. Die Nechtöpflege von den 
Einwirkungen der Regierung und des Parteigeiftes frei zu halten, bildet eine der wich— 
tigften Aufgaben des neueren Berfaffungsrechtes ; ihre Unabhängigkeit den oberften Grund— 
fat des Proceßrechtes und der Gerichtöverfaffung. Eingriffe des Staatsoberbauptes in 
die Rechtspflege werden gegenwärtig überall als verwerfliche Gabimetsjuftiz erachtet ; feine 
Inſtruction kaun Das richterliche Gewiſſen binden, feine Verordnung die Regeln des Pro- 
cefjes verändern. Aber meiftentheild iſt nur nach der einen Geite bin Die richterliche 
Unabhängigkeit dadurch gefichert, daß directe Nachtheile für eine mißliebige Amtsführung 
vom Wichter fern gehalten werden follen, während durch perſönliche Bevorzugungen tm 
Anſtellungsweſen derjelbe, für das richterliche Amt nachtbeilige, Erfolg herbeigeführt wer- 
den fünnte. 

$. 32. Berpflidtung und Beredtigung der Beamten gegenüber 
der Staatsgewalt. Die Verpflichtungen des Beamten lafien ſich auf zwei Hmupt- 
punfte zurüdführen: auf die befonders aufmerfiame Erfüllung alles deſſen, was den all: 
gemeinen oder befonderen Inhalt feines Amtes ausmacht und die Unterlafjung alles dei: 
jen, was der Würde und dem Anfehen des Amtes in der öffentlichen Meinung der Staats: 
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bürger und jeiner Amtsgenoſſen Eintrag thun könnte. Gewiſſe gröbfte Zuwiderhand— 
lungen gegen das ftaatliche Aemterrecht (3. B. Beftehung) pflegen in allen Strafgeſetzbüchern 
mit Strafe bedroht zu Tem. Andere unterliegen einem bejonderen Rügeverfahren, welches 
in Disciplinargefegen geordnet ift, wobei jelbftverftändlich jene bereits bemerkbar gemachte 
Berichiedenheit in der Weile bemworzutreten pflegt, daß Disciplinarftrafen gegen Militär 
perjonen in formlofefter Zuerkennung, gegen richterlihe und Verwaltungsbeamte nur nad) 
einem procefjualiihen Rechtsgang erledigt werden. ine erichöpfende, mit genauer Be— 
ſchreibung des Thatbeftandes verbundene Aufzählung folder Zuwiderhandlungen iſt nicht 
möglih. Bon Wichtigkeit ift jedoch, daß ſich die Staatöregierung weder um reine Pri— 
vatangelegenheiten noch um die Ausübung der allgemein ftantsbürgerlihen Grundrechte zu 
befümmern bat ; es fommt überall nur darauf an, daß die fittliche Integrität des Amts 
in der Deffentlichfeit gewahrt werde. Die Verpflichtung zum Gehorſam gegen Vorgeſetzte, 
ein beſonders wichtiges Moment im Staatsdienfte, wird durch diejelbe Rückſicht beichräntt. 
Niemand braucht ſich binfichtlich feiner häuslichen Angelegenheiten, feiner Famtlienverhält- 
niffe, feiner Religionsübung dienftlihen Vorſchriften zu fügen, oder einen Befehl auszu— 
führen, welder gegen Recht und Berfaffung ftreitet. Die aus dem VBerfaffungseide ers 
wachſende Verpflichtung des Beamten ift zwar häufig verſchieden ausgelegt worden ; doch 
ift mit Beſtimmtheit anzunehmen, daß bei rein politifchen, gegen fein allgemeines Straf: 
geſetz verftoßenden Rechtöverlegungen der Beamte durch einen ihm dazu anweiſenden Bes 
fehl gegen unmittelbare perſönliche Verantwortlichfeit gededt wird. Andererfeit kann 
niemals ftrafbare Injubordination al8 Vergehen angenommen werden, wenn ein Bes 
amter einem verfaſſungs- oder gefegmwidrigen Befehl den Gehorfam werweigert. Die 
Berufung auf fittlich= rechtliche Pflichten fteht ihm zur Seite, wenn er fi der Mitwir- 
fung an der Ausführung ded als gefegwidrig Erfannten entzieht und auf die Gefahr, fein 
Amt zu verlieren, bei jeiner Weberzeugung verharrt. 

Die private Rechtsſphäre der Beamten kann von Staats wegen nur foweit beichränft 
werben, ald für die Erfüllung der Amtszwecke notwendig erſcheint. Hierbei iſt aller- 
dings der Auslegung ein breiter Spielraum gelafjen. Das Aemterrecht in Deutſchland ift 
meiftentheild in mittleren und Hleineren Staaten in der Beſchränkung der Beamten weiter 
gegangen, als in Preußen. Neuerdings ift mit dem Aufkommen der Parteibewegungen 
im öffentlichen Yeben die Frage wichtig geworden : weldye Stellung dem Beamten bei po= 
litiſchen Wahlen oder in dem Ausdruck feiner politiichen Geſinnung rechtlich vorgezeichnet 
ſei. Während von einigen Seiten beanjprucht wird, daß jeder Beamte für die herr— 
ſchende Partei thätig werde, haben Andere zu zeigen unternommen, daß ihm ein völlig 
paſſives Berhalten am beften gezieme ; eme dritte Anficht gejtattet ihm einen völlig un— 
beichränkten Gebrauch des allgemein ftaatsbürgerlichen Rechts der Meinungsäußerung. 
Aus dem Begriffe des Staatsamtes folgt zunächit, daß der Staatsdiener niemals feine 
öffentlich rechtlichen Befugniffe für oder wider eine Partei zu brauchen berechtigt oder ver- 
pflichtet jein kann, ohne daß bier irgendwie eine Unterjcheidung zwifchen herrſchenden oder 
unterliegen den Parteien zu geftatien wäre. Die Grenze zwiſchen dem Parteiinterefje und den 
Negierungspflichten wird richt immer ſcharf zu ziehen jein, wenn einmal beftimmte Re— 
geerungsgrundfäte zu Parteifragen des Staatölebens geworden find. Doch kommt es bier 
überhaupt nur darauf an, den richtigen Grundſatz aufzujtellen und daran die Forderung 
zu knüpfen, daß das Aemterrecht für gewiſſe höhere Amtöftellungen mit dem Wechfel der 
Mintfterten lieber eine Aenderung in den Perjonen eintreten laſſe, als einen MWechjel der 
Ueberzeugungen verlange. Auf der anderen Seite kann es feinem Zweifel unterliegen, daß 
die Abweichung der politifchen Gefinmungen niemald ein Grund jein kann, um jich der 
Ausführung eines ordnungsmäßig ertheilten Befehles zu entziehen, deſſen Zwedwidrigfeit 
oder Nachteil dem Auftraggeber allein zur Yaft fallen würde. 
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Wenngleich die Berpflihtung des Beamten gegen feine vorgefetten Behörden in dem 
ganzen Zuſammenhange des Aemterrechtes beionders ftarf betont wird, To darf dennoch 
die Eeite der Berechtigung des Angeftellten gegenüber der Staatsgewalt keineswegs über- 
fehen werden. Der Beamte hat einen Anſpruch auf das von ihm verdiente, oder ihm 
doch gültig zugefagte Gehalt. Er ift ferner geichütt gegen willfürliche Entlafjungen und 
Suspenfionen. Das Geſetz ordnet die Gründe und Formen der Entlafjung theils mit 
Nücficht auf die Zwedmäßigkeit der Staatöverwaltung, theils in Anfnüpfung an vechtliche 
Verſchuldungen des Beamten jelbft, theils endlidy in Erwägung der perfünlicen Vertrauens— 
verhältniffe. Daß Minifter als Rathgeber der Krone jederzeit entlaffen werden können, 
ift nur eine Confequenz ihrer eigenthümlichen Stellung an der Spike der gefammten 
Staatöverwaltung. Einige andere Beamtenclaffen, bei denen Die volle Uebeceinftimmung 
der politiichen Zielpunklte mit der oberften Staatöleitung wünjchenswerth ift, können unter 
Borbehalt der Wiederanftellung mit vermindertem Gehalt „zur Dispoſition“ geftellt werben, 
ohne daß ein fürmliches Berfahren zur Ermittelung der Thatfrage erforderlich wäre. 
Sonftige Gründe, welche die Entlaffung gegen den Willen des Beamten herbeiführen fün= 
nen, find: Berurtheilung zu einer gemeinen Strafe, infofern nicht dev Amtsverluft jelbft 
die nothwendige Folge eines Criminalverbrechens oder der entehrenden Strafe ift, ſchwere 
Berftöße gegen die Disciplin nad vorangegangenem rechtlichen Gehör und körperliche Un— 
fähigkeit zur Wahrnehmung der amtlichen Functionen. Im Zuſammenhang mit diefem 
Berhältniffe fteht das ftaatlihe Penftonswejen, welche bis in alle Einzelheiten durch 
Geſetz geregelt zu fein pflegt. Die Entlafjung aus dem Staatödienfte begehren zu dürfen, 
gehört ebenfall® zu den Rechten de Beamten. Bon ausnahmsweiſen Berhältnifien (wie 
Kriegführung) abgeſehen, befteht feine Verpflichtung zur Uebernahme oder Fortführung von 
Staatödienften. Nur verfteht fi von jelbft, daß durch das Entlaſſungsgeſuch die Er— 
füllung bereit8 begründeter Obliegenheiten aus der Amtsführung nicht hintertrieben werden 
darf. Noch viel weniger ift eine einfeitige Einftellung der amtlichen Thätigkeit zuläffig. 

(Bal. in Preußen: Gefeg vom 7. Mai 1851, betr. die Dienftvergeben der Richter und 
die unfreimwillige Verſetzung derjelben. — Geſetz vom 21. Juli 1852, betr. die Dienſtvergehen der 
nichtrichterlihen Beamten.) 

$. 33. Berufung zum Staatsdienfte Kür die Begründung der ſtaats— 
amtlichen Rechte und Pflichten hat man unter der Herrichaft der privatrechtlichen Analogie 
ehemals die Formel des Gontractd oder des f. g. Anftellungsvertrags angenom= 
men. Gegenwärtig faßt man faft allgemein, obwohl eine Uebereinftumnung des Willens 
bei der Begründung des Amtsverhältnifjes zwifchen dem Angeftellten und der Staatögemalt 
vorausgeſetzt wird, den Berufungsact unter dem Geſichtspunkte der öffentlich rechtlichen 
Berordnung auf, womit juriftiich geſagt fein joll: daß die Verpflichtung zur Wahrnehmung 
beftimmter Pflichten auf Seiten des Beamten und die Berechtigung der Staatögewalt, 
Gehorjam zu fordern, nicht aus der materiellen Uebereintunft und dem präfumtiven Con— 
fend der ummittelbar betheiligten Berfonen, jondern vielmehr aus der Function des 
Staatsamtes ſelbſt hergeleitet werden müſſen. Hieraus ergibt ſich beifpielöweife, daß 
Verwaltungsbeamte fich ſowohl eine Veränderung in der Art der Dienftleiftungen (unter 
Borausfegung einer dazu vorhandenen Befähigung), als auch in der Anweiſung des Dienft- 
ortes, ſofern dadurd der privatrechtlih erworbene Anſpruch auf ein beftimmtes- Gehalt 
nicht verkürzt wird, gefallen laſſen müſſen. Das Bedürfniß der Staatöverwaltung ift hier 
überall der zunächſt entſcheidende Gefichtöpunft, welchem das perſönliche Interejje des Be— 
amten felbjt durdaus untergeordnet ift. Eine Ausnahme von dieſer allgemeinen Hegel 
wird indeflen wiederum gefordert Durch die befondere Natur des richterlihen Amtes, deſſen 
Unabhängigkeit durch Verſetzung Widerwilliger erheblich bedroht fein würde, Nur um 
Zufammenhange mit einer durchgreifend veränderten Gerichtsorgantjation fünnte eine Nö— 
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thigung gegeben fein, auf Grund befonderer gejeglicher Ermächtigung von diefer Regel 
abzuweihen; denn auch die (in Preußen vworfommende) Verjegung richterlicher Beamten 
zur Strafe für disciplinare Verſtöße fteht im Widerſpruch mit der Würde des richterlichen 
Amtes. Der Charakter der Freimilligfeit in der Ausübung diefer weniger auf das Ver: 
trauen der Regierung, als der Rechtjuchenden angewiefenen Stellung würde dadurch bes 
droht, wenn nicht werlett ericheinen. 

Der gleiche Unterfchied zwifchen richterlichen Aemtern und anderen Berufsfreifen tritt 
aud in den VBorbedingungen der Anftellung jelbjt hervor. Negativ ift zwar die Staats- 
gewalt ganz allgemein infomeit gebunden, als nad dem Grundſatz der ſtaatsbürgerlichen 
Gleichheit die Staatsämter allen Befähigten offen zu Halten find, fein Befähigter alſo 
von der Bewerbung überhaupt ausgeichlofien werden darf. Die Befähigung felbft jedoch, 
mit Rückſicht auf die für einzelne Staatsämter wünjchenswerthen Eigenjchaften der Berfon 
näher zu beftimmen, ift Sache der Staatöregierung. Sie hat zu erwägen, welche Mert- 
male der intellectuellen oder moralischen Tüchtigfeit von den Bewerbern nachzumeifen find 
und wie dieſer Nachweis erbracht werden kann, ob je nad der Anzahl der Bewerbungen 
die Anforderungen zu fteigern oder im Intereſſe des Staatödienftes vorübergehend herab- 
zufegen find, ob fie einen derartigen Nachweis allgemein verlangen oder ausnahmsweiſe 
erlaffen will. Prüfungsordnungen zu erlaſſen und außer Anwendung zu ſetzen, ift ihre 
Sache und Gegenftand ihrer Verantworlichteit. Was jedoch dad richterliche Amt an— 
belangt, jo müſſen andere Rüdjichten in Erwägung gezogen werden. Die Unabhängig- 
feit wäre von vornherein in der Perfon des Richter geführbet, wenn er der Staats- 
regierumg zeitlebens verpflichtet bliebe wegen einer Befreiung von läftigen Vorfchriften, die 
regelmäßig zu erfüllen find, ehe das Amt verliehen wird. Probeweiſe Anftellungen auf 
Widerruf, an ſich betrachtet wielleicht das ficherfte Mittel, die Befähigung einer Perſon 
zur Amtsführung deutlich zu erkennen, wären aus gleichem Grunde entſchieden zu vers 
werfen. Aus dem Grundprincip der richterlichen Unabhängigkeit ift deswegen auch hier 
die Conſequenz zu ziehen: Lebenslange unwiderrufliche Anftellung auf Grund einer nad) 
Borjhrift des Geſetzes dargethanen Befähigung, deren Nachweis durch Dispenfa- 
tionen nicht erlaffen werben kann. Dieſe Regeln beziehen fich ſelbſtverſtändlich nur auf 
das monarchiſche Staatsrecht, deſſen Entwidelung in Deutichland ſich ſchon in der abjo- 
[uten Periode dadurch kennzeichnet, daß dem Beamtenthum eine Sicherung feiner Stellung 
um jo mehr dargeboten werben foll, als berufsmäßige und fachwiſſenſchaftliche Ausbildung 
die Grundlage des Aemterrechtes bilden. Umgefehrt ift dem republikaniſchen Staatörecht 
von jeher eigenthümlich, daß neben dem Verzichte auf fachmäßige Vorbereitung zum Staats- 
dienfte auch die kürzere Dauer der durch Wahl bewirften Verleihungen fteht und durch 
die Ausficht der Wahlerneuerungen ein viel ftärferes Abhängigkeitsverhältnig der ölonomiſch 
auf das Amt angewiefenen Perfonen geihaffen wird. Trotz mamnichfacher Inconfequenzen 
und Unvolltommenheiten in der Wahrung richterliher Unabhängigkeit, welche der neueren 
Staatöpraris vielfach unbequem ward, läßt ſich jedenfalls nicht leugnen, daß die Feftigfeit 
der Amtöftellungen zu den beſonders bervortretenden Merkmalen der deutſchen Staats- 
rechtöentwidelung zählte. Im viel geringerem Mafe gilt die von jolden Functionen, 
welde der Staat zuweilen ohne innere Berechtigung, wie beiſpielsweiſe die Advofatur, in 
den Kreis feiner Verwaltung Hineingezogen oder aus Mißtrauen gegen die Gemeindever— 
waltung feiner mittelbar geübten Herrichaft unter dem Titel des Beſtätigungsrechtes umter- 
wirft. Das Princip der freien Advofatur nimmt im Zufammenhange der gerichtlichen 
Drganifationen jedenfalls eine jo beveutende Stelle ein, daß deſſen Anerkennung in den 
Staatögrundgefegen im Vergleich zu anderen, das Aemterrecht berührenden Feftfegungen 
vollkommen gerechtfertigt ſein würde. 

v. Holgendorff, Encytlopädie der Rechtswiſſenſchaft. J. 44 
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Nicht nur die Verleihung der unmittelbaren Staatsämter gehört zu den Privilegien 
der Krone, welde in den minder wichtigen Fällen und bei niederen Amtöftellungen ihre 
Befugniſſe zu delegiren pflegt. Auch die Organifation der Behörden nach ihrem ftehenden 
Zuſammenhange, ihrem Unterordnungsverhältnig und ihrem Geichäftsgange fällt in ihren 
Rechtskreis, vorbehaltlich der zu Geldaufwendungen nothmendigen Zuftimmung der Volks— 
vertretung. Doc gilt auch bier jener fundamentale Unterſchied zwiichen Gerichtd= und 
Berwaltungsbehörden. Zuvörderſt erjcheint der Proceß, melden die Gerichte in Anwen: 
dung zu bringen haben, nicht als formaler Geſchäftsgang, jondern vielmehr als eine das 
materielle Recht bedingende Methode der Anwendung, und deswegen durchaus ungeeignet 
unter die Objecte des Verordnungsrechtes jubjumirt werden. Als wejentliche Grundlage 
des Procefies hinwiederum bewährt fi die Gerichtsverfaſſung, deren allgemeine 
Normen daher nothwendig in den Berfaffungsurfunden ſelbſt niederzulegen find ALS jolde 
find insbeſondere zu verzeichnen : 

1) Die Einheit der Rechtſprechung als eine Folgerung aus der Einheit des Gejebes 
und in gewiffen Richtungen ſogar auch der Gleichheit vor der Geſetzesanwendung 
(Art. 92 der Preufifchen Berfaffungsurkunde, mit weldem in ibeellem Widerſpruch die 
Herftellung eines Oberappellationsgerichts fir die 1866 einverleibten Provinzen fteht). 

2) Die Einheit der Gerichtsherrlichkeit, durch welche eine Verleihung der Rechts— 
pflege an Privatperfonen oder Communen ausgeſchloſſen wird. Rechtſprechung im 
Namen des Landesherrn.) 

3) Die Mitwirkung der Gejchwornen bei der Enticheidung gewiſſer Straffälle, ent: 
weder der ſchwerſten oder der politiihen und mittelft der Preſſe begangenen Vergeben. 
Faft alle Verfaſſungen, die während der Jahre 1848 und 1849 entftanden, hatten den 
deutjchen Grundrechten dieſen Sat entlehnt, welcher keineswegs nur als eine Garantır 
der ftaatöbirgerlichen Freiheit, ſondern gleichzeitig al8 Conſequenz einer von Parteibeftre- 
bungen und Regierungseinflüffen thunlichit unabhängigen Juſtiz aufzufafien iſt. Die 
ſpätere Giefeßgebung in der Mehrzahl der deutjchen Staaten, zu denen auch Preußen 
zählte, bat die Gejchwornengerichte nicht nur von der Beurtheilung politifcher Straffälle 
wiederum verdrängt, ſondern auch theilweiſe durch Herftellung beſonderer |. g. Staatöge 
richtshöfe erſetzt (preußiſches Geſetz vom 25. April 1853). 

4) Der Grundfag der Deffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens (von welchem 
indeffen die Militärftrafgerichtöpflege des Norbbeutichen Bundes, berubend auf einer ver: 
alteten Gefeggebung vom Jahre 1845 nicht berührt worden ift). 

5) Die Ausübung des Begnadigungsrechtö, welches in der Mehrzahl der deutlichen 
BDerfaffungsurkunden gegenftändlich nicht näher definirt ift, wohl aber in Preußen und 
Baiern ſich nicht auf die Niederfchlagung bereits eingeleiteter Unterfuchungen erftreden 
darf, welche zu verordnen der Geſetzgebung vorbehalten bleibt. 

Außerhalb der für die Uebertragung des Richteramtes geltenden, nicht willkürlich zu 
ändernden Regeln. fann der Monarch in der Auswahl der zu ernenmenden Berfonen be 
ſchränkt fein durch Präſentationsrechte der Collegien und Gorporationen. Wo 
perſönliches Vertrauen derjenigen, die in unmittelbarer Berührung mit den Beamten te 
ten, einen weſentlichen Factor der erfolgreichen Amtswirkſamkeit ausmacht, kann die Prö- 
fentation als ein im voraus ertbeiltes Vertrauensvotum oder als Gegengewicht gegen die 
heimlich wirtenden Einflüſſe der Stellenvergebung von Bedeutung werben. 

Die Formen der Ernennung find in Deutjchland nicht überall gleichmäßig geordnet. 
Ta jede Ernennung indejfen einen Negterungsact darftellt, ift unzweifelhaft bei jolden 
Berufungen, die von dem Monarchen felbft ausgeben, Gontrafignatur eines Miniſters er: 
forderlih. Nur bei der Ernennung der Minifter felbft fann der Zweifel begründet er: 


4. Das deutihe Verfaffungsredt. 691 


ſcheinen, ob dies Erforderniß nicht möglicherweife das Recht ves Monarchen, Miniſter zu 
ernennen, vereiteln würde, wenn ſich unter den zu entlaffenden Miniftern Niemand bereit 
finden Tiefe, feine Unterfchrift zu einem ſolchen Zwecke darzuleihen. Ueberall übliche Form 
iſt: die Bereidigung der Staatsdiener auf die Erfüllung der im Amte Tiegenden 
Pflichten, die verfönliche Treue gegen den Monarchen umd nach conftitutionellem Staats- 
recht auch auf die gewiffenhafte Beobachtung der Berfalfung. Auf einen Unterſchied 
zwifchen dem Fahneneide der Soldaten und dem Amtseid der im Civildienſte angeftellten 
Perfonen ift bereits hingewiefen. Uebrigens ift der Eid eine Befräftigung, nicht der 
Entftehungsgrund der Amtspflichten, deren Ausübung und Rechtswirkung, von einzelnen 
Ausnahmen abgefehen, nicht von der vorgängigen Ableiftung bedingt ift. Auf der anderen 
Seite wird auch die Verlegung übernommener Amtspflichten ohne Rückſicht auf deren eid- 
liche Bekräftigung zu ftrafen fen. Die zum Monarchen gegebene Beziehung der perſön— 
lichen Treue der Beamten kann dadurch ausgedrüct fein, daß bei jevesmaliger Thron— 
erledigung der Eid zu wiederholen ift. Mit dem Wegfall des perfönlichen Herricherrechts 
endet naturgemäß aud die Verpflichtung and dem Eide gegen den abdicirenden Monarchen. 
Nach der richtigen, von theologiſcher Seite zuweilen angefochtenen Rechtsanſicht kann auch 
ein vertriebener Monarch, nachdem ſich eine neue Staatögewalt conftituirt bat, aus dem 
Staatödienereide feine Verpflichtung zum Gehorfam gegen feine Befehle herleiten. End— 
(ich ift daran zu erimmern, daß Ernennungen, um Dritten gegenüber wirffam zu werden 
und zur Befolgung der Amtsbefehle zu verpflichten, der öffentlichen Bekanntmachung 
bedürfen. 

(Literatur. Gönner, Der Staatsdienft aus dem Geſichtspunkte des Rechts und ber 
Nationalötonomie betrachtet, 1808. — Perthes, Der Staatsdienft in Preußen, ein Beitrag 


zum deutichen Staatsrecht, 1838. — Pfeiffer, Die Seldftftändigfeit umd Unabhängigkeit des 
Richteramtes, 2. Aufl., 1865.) 


8. 34. Berantwortlichfeit der Beamten gegenüber den Staats— 
bürgern. Dem Beftreben, die Einheit der Staatshandlungen auch gegen die etwa im 
Beamtenthum ſelbſt möglichen Rechtsbedenken zu wahren, tft e8 vielfach zuzujchreiben, daß 
neben der Steigerung der disciplinaren Verantwortlichfeit des Beamtenthums inner- 
halb der Berwaltungsinftanzen eine ausnahmsweiſe Verminderung des allgemeinen Rechts— 
ſchutzes gegen UWebergriffe der Staatödiener geſetzlich Janctionirt ward. Aus diefem, in 
der Natur der abjoluten Monarchie begründeten Gefichtspunfte einer mindeftens theilweiſen 
Uebertragung politiiher Berantwortlichkeit auf den Beamten erflärte fi) die ehemals be= 
ftehende Privilegirung bezüglich des Gerichtöftandes, ſowie die Erſchwerung der ftrafge- 
vichtlichen Berfolgungen. Die Spuren dieſer privilegirenden Gefeggebung find noch nicht 
völlig verwiſcht. Wenn beiſpielsweiſe im der preußiſchen Berfafjungsurfunde das ältere 
Recht, wonad eine Genehmigung der vorgejegten Dienftbehörde zur Crimtinalverfolgung 
gegen Beamte erfordert wurde, bejeitigt ward, jo mendete man dennoch im ganz unzu— 
läſſiger Weife den Gedanfen der Trennung der Juſtiz von der Verwaltung auch auf 
die Haftbarkeit des Beamten für die Uebertretung der allgemeinen Strafgefege an. Dies 
geihah in der Weile, daß man den Wominiftratiobehörden die Befugniß einräumte, ſo— 
wohl in Civil- als in Griminalprocefien gegen einen Beamten, welcher in Beranlaffung 
der Ausübung des Amtes oder in der Ausübung des Amtes jelbft ſich einer Handlung 
oder Unterlaffung im Wiverfpruch gegen die allgemeine Rechtsordnung jhuldig gemacht, 
den Competenzconflict zu erheben und damit die Vorfrage, vb eine zur gerichtlichen 
Berfolgung „geeignete“ Ueberſchreitung der Amtsbefugniffe gegeben fer, den ordentlichen 
Gerichten zu entziehen (preußiiches Gejeg vom 13. Februar 1854). Die civile und 
erimmmelle Berantwortlichkeit der Beamten gegenüber den von ihnen beſchädigten Berjonen 
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ift hiernach zu einer Zweckmäßigkeitsfrage adminiftrativer Gattung herabgefegt. Die Un— 
terfcheidung ſolcher Verletzungen, welche fich zur gerichtlichen Behandlung eignen und 
folcher, welche fih nicht eignen, ift nach objectiven Regeln nicht durchzuführen. Durch 
eine von den Anweiſungen der Yuftizverwaltung durdaus abhängige Staatsanwaltichaft 
ift aber auferdem noch der Rechtsſchutz gegen Delicte der Beamten erheblich verringert. 
Den mäßigften Anforderungen des Rechtsſtaates entſpricht ein derartiger Zuſtand fehr 
wenig. verleugnet die nächftliegenden Schlußfolgerungen aus dem PBrincip der Gleich— 
berechtigung und Gleichverpflichtung, welches in der Uebernahme des Staatsamtes nur 
gefteigert erfcheinen kann. Bor allen Dingen wird die wichtigfte Garantie des Rechts— 
lebens ſelbſt negirt, wenn der gerichtliche Schu gegen Gewaltthätigfeiten des Beamten- 
thums ausgeichloffen oder gehemmt wird. Auch die Minifterverantwortlichkeit, im weiteften 
Umfange venwirflicht, wäre durchaus unzureichend, die hiermit im Rechtsleben entftandene 
Lücke auszufüllen. Wenn die Verpflichtung der Beamten zum Schadenerſatz wegen der 
ihm zur Laft fallenden und von ihm verichuldeten Verlegungen in irgend einer Weife 
zu verringern wäre, würde jedenfalls das Geſetz felbft und der zur Anwendung defjelben 
berufene Richter, nicht aber die Verwaltungsbehörde nad) Gründen der Nüglichfeit mit 
der Aufftellung der Normen und der Entſcheidung Darüber zu betrauen fein. Was die 
Berantwortlichkeit der Beamten anbelangt, ericheinen die höheren Verwaltungsbehörden in 
Frankreich und Deutichland als Geſetzgeber und Richter in ihrer eigenen Angelegenheit. 
Al Richter, indem fie den ordentlichen Rechtsweg hemmen, als Gejeggeber, in- 
dem fie formlos die Verfaffung interpretiren. 

Im Zufammenhang mit der eben berührten Frage fteht aud die Haftung des 
Staates für die von feinen Beamten verurfachten Schadenszufügungen, wobei regelmäßig, 
an eine ſubſidiäre Erfagleiftung zu denken iſt. Innerhalb der vermögensrechtlichen Sphäre 
fiscaliicher Wirkfamteit bietet diefe Frage geringe Schwierigkeit dar, weil fich Die Regeln 
über Geſchäftsführung, Stellvertretung und Auftrag aud auf die Stellung des Beamten 
zu der Regierung anwenden laſſen. Anders verhält es fich indeſſen in ſolchen Fällen, in 
denen Beamte durch den Mißbrauch ihrer Amtsbefugniffe, durch unbefugte Vermögens— 
verlegung oder durch Begehung eines |. g. Amtsverbrechens Privatrechte befchädigen und 
deswegen in Anfpruch genommen werben fünnen. Eine Bertretungspflicht des Staates fünnte 
nur (wenn man nicht auch bier auf die Analogie der privatrechtlicen Geſchäftsklage zu— 
rücigehen und deswegen die fofortige directe Einklagung gegen den Staat irrigerweife 
geftatten will) aus folgenden Gefichtspuntten hergeleitet werben: 1) aus dem Auftrag, 
welcher in allgemein gefegwidriger Norm, z. B. in Geftalt einer Verordnung, eine Rechts- 
verlegung herbeiführt, 2) aus der von der Regierung unterlaffenen Hinderung eines be= 
vorftehenden und mit den verfügbaren Mitteln abzumwehrenden Unrechts, oder 3) aus 
dem materiellen Vortheil, welher dem Staatövermögen durch eine Amtswidrigfeit zuges 
floſſen iſt; 4) aus der Vernadläffigung der die Anftellungsfähigfeit bedingenden objectiven 
Normen. In allen diefen Fällen könnte freilich nur von eimer ſubſidiären Haftung die 
Rede fein. Eine ganz allgemeine Haftbarfeit der Staatsfaffe für den von den Be- 
amten verurfachten Schaden wird zwar von einzelnen Schriftſtellern mit Nüdjicht auf 
Billigkeitögründe oder auf das allgemeine Nepräfentationsverhältnig zwifchen Staatsgemalt 
und Staatöbeamten befürwortet, ift jedoch im pofitiwen Recht nirgends anerkannt. 

(Literatur: Bluntſchli, Gutachten, betr. die Haftung des Staats, reip. der Gemeinde, 
für Echabenserfaganfprüde aus Berlegung der Amtspflibten der Beamten, in den Berbande 
lungen bes jehsten deutſchen Juriftentags, I, S. 45. — Heinze, Das Recht der Unterfuhungs- 


Jaft, 1865. — Zadhariä, in der Tübinger Zeitjchrift für bie gefammten Staatswiſſenſchaften, 
Bd. XIX, ©. 552. — Zöpfl, Staatöredt, II, 8. 520.) 
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I. Vverfaſſung und Verwaltung. 


In den Bearbeitungen des pofitiwen deutichen Staatsrechtd wird das gefammte Ma- 
terial berfümmlih nad; den Kategorien Verfaſſungs- und Berwaltungsreht zur Darftel- 
luug gebradit. 

Das Princip der Abgrenzung ift aber ein doppeltes. 

Nach dem Vorgange von Pütter?) findet ſich bei Yeift, Gönner, Eihhorn 
Grundriß von 1818) und bei Zahariä, alfo bei allen hervorragenden Yehrern des ſ. g. 
gemeinen deutſchen Staatsrechtd eine Eintheilung, nach welcher das Berfaflungsrecht den 
Organismus oder die Gliederung, das Verwaltungsrecht dagegen die Functionen oder bie 
Wirkſamkeit der Staatögewalt begreift. Das BVerfaffungsrecht enthält demgemäß die Leh— 
ren vom Staatöoberhaupte, von der Bolfövertretung, von den Provinzen, Kreiſen und 
Gemeinden, von den ftaatöbürgerlichen Rechten, von den Behörden und Beamten; das 
Verwaltungsrecht die Lehren von der Geſetzgebung, von der Yuftiz, der Polizei, ven Fi— 
nanzen, dem Kriegäwefen, den auswärtigen Angelegenheiten. 

Ohne durch den Einfluß ausländiicher, insbeſondere nordameritaniſcher Muſter be⸗ 
ſtimmt zu fein, wie das neuerdings behauptet wurde ?), vielmehr im engen. Zufammens 
hange mit der Emanation der modernen Verfaſſungsurkunden in Deutichland, bildete ſich 
ein anderes Syſtem aus, weldyes bei von Mohl, Pözl, von Rönne, überhaupt bei 
den Bearbeiten des Territorial= Staatsrechts zu Grunde Liegt, auf dem Unterſchiede von 
ftaatögrundgefeglichen und anderweitigen Einrichtungen und Normen beruhend. Das Ber: 
faffungsredyt umfaßt - demgemäß in Uebereinftummung mit den Berfaffungsurfunden die 
Lehren vom Staatsoberhaupte, von der Bolkövertretung, von den ftaatsbürgerlichen Rech— 
ten, von den Provinzen, Kreiſen und Gemeinden, außerdem aber auch die ganze Yehre von 
der Geſetzgebung, vom Staatödienft und die oberften Grundſätze über die Yuftiz, die Fi— 
nanzen, das Unterrichtö= und Kriegsweſen, während das Verwaltungsrecht auf die nä= 
here Entwidelung der Behördenorgantjation und die Details des Juſtiz-, Finanz-, Poli— 
zei=, Unterrichts, Militärweſens ſich befchräntt. 

Erft in neuerer Zeit haben gleichzeitig Carl Friedrich von Gerber und Lorenz 
von Stein eine Reviſion diefer Grundbegriffe unternommen und wiſſenſchaftliche Sy— 
fteme aufgeftellt, in welchen ſich die einzelnen Gejtaltungen als die Entwidelungen ein= 
au Grundgedanken darftellen. Es iſt insbejondere das Verdienſt von Gerbers, 


') Puetteri Institutiones juris publiei; edit. I.; praef. 
®) Ueber den gänzlichen Diangel an Spftemen bei den Amerifanern jener Zeit val. v. Mohl 
Geſchichte und Literatur der Staatswiflenfchaften. Bo. I. ©. 535. 573 fi. 
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das eigenthümliche Weſen unſeres modernen Verfaſſungsſtaats zum anſchaulichen Gejammt- 
ausdruck gebracht zu haben, während die" Steinſchen Unterſuchungen vorzugsweiſe dem 
Verwaltungsrechte, dem inneren Zuſammenhange der einzelnen Lehren deſſelben gelten. Die aus 
dieſen bedeutenden Anregungen hervorgegangene wiſſenſchaftliche Bewegung iſt zwar zu einem 
definitiven Abſchluſſe noch nicht gelangt und man wird noch immer, je nachdem man mehr vom 
Standpunkte der Verfaſſung oder mehr vom Standpunkte der Verwaltung ausgeht, über 
die Stellung und Behandlung mancher Materien im Zweifel ſein können. Indeſſen ſoviel 
dürfte doch als ſicheres Reſultat ſchon heute feſtſtehen, daß das Verwaltungsrecht aus der 
bisherigen Verbindung gelöft und zum Rauge einer ſelbſtſtändigen Wiſſenſchaft erhoben 
worden iſt V. 


I. Geſehgebung und Verwaltung. 


Indem alle Handlungen der Staatsgewalt entweder in Feſtſetzung abitracter Nor— 
men, oder in Anordnungen bejtehen, die nur für ein concretes Verhältniß wirkſam wer: 
ben, jo ergibt fi daraus die Scheidung der geſammten ftaatlichen Thätigkeit in Geſe tz— 
gebung auf der einen, in Erecutive, Bollziehung, Verwaltung auf der ans 
deren Seite (Dahlmann, Bluntſchli, von Gerber). 

Dieſe Begriffsbeſtimmung ift jedoch rein theoretiih und trifft in feiner Weiſe den 
praftijchen Unterſchied von gejeßgebender und vollziehender Gewalt, jofern für diefe Fune— 
tionen im Staatsleben gejonderte Träger beftehen, insbeſondere die gejewgebende Gewalt 
gemeinſchaftlich durch den König und beide Häufer des Landtags ausgeübt wird, während 
die vollziehende dem Könige allein zufteht 2). 

Vielmehr Hat überall in alter und neuer Zeit nach der altlandftindifchen und nach 
der modernen Repräſentativ-Verfaſſung, insbefondere auch gerade in dem Yande, welches 
einft der Theorie Montesquieu's zur hiftorifchen Unterlage gedient hat, die geſetzgebende 
Gewalt gewiffe Functionen der Executive, und die wollziehende Gewalt gewiſſe Functionen 
der Gejeggebung beſeſſen. 


A. Die ereeutiven Functionen der geſetzgebenden Gewalt. 


Zu den erecutiven Functionen der geſetzgebenden Gewalt gehören in Preußen nad 
der Berfafjungsurfunde Veränderungen der Grenzen des Staatögebiets, Ertheilung von 
Corporationsrechten an Religions- und geiftliche Geſellſchaften, Niederſchlagung bereits 
eingeleiteter Unterfuchungen, Errichtung von Gerichten für befondere Claſſen von An— 
gelegenheiten, insbefondere Handeld= und Gemerbegeridhte an Orten, wo das Bebürf- 
niß ſolche erfordert, Feſtſtellung des Staatöhaushalts- Etats, Aufnahme von Anleihen 
für die Staatsfafje und Uebernahme von Garantien zu Yaften des Staats ?). Im 


') Eine nähere Darlegung ift bier nicht möglih. Vgl. jedoch C. F. von Gerber, Grund: 
züge eines Syſtems des deutſchen Staatsrechts, Yeipzig 1965. Zweite Aufl. 1869. ©. 1 ff. 165 ff. 
und bejonders die Beilagen 13, S. 211 ff. Dazu von Mohl, Bemerkungen über die neueſten 
Bearbeitungen des allgemeinen beutfchen Staatsrchts (in Aegidi's Zeitichrift für deutſches 
Staatsrecht Bd. I. (1867) 5 366 ff); Herm. Schulze, Ueber Brincip, Merbode und Spitem 
des deutſchen Staatörehts (a. a. O. ©. 417 ff); Fricker in der Tübinger Zeitjchrift für Die 
—— Staatswiſſenſchaften, Bd. 22. ©. 425 fi. Bd. 24. ©. 188 fi. — Y. von Stein, Die 

erwaltungsichre Th. I. 1865. Zweite Aufl. 1869. TH. I. Abth. 1. ©. Sf. 14. Dazu 
Schmoller in den Preuß. Jabrbücdern Bd. 19. Heft 3 (1867). 
?), Breußifche VBerfaflungsurtunde vom 31. Januar 1950. Art. 62. 45. 
) Vreußiſche Verfaſſungsurkunde. Art. 2.13. 49. 91. 99. 1u3. 
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allen diefen Fällen find Geſetze erforderlich, es handelt ſich jedoch nicht um die Feſtſtellung 
‚abjtracter Normen, jondern um die Regulirung concreter Verhältniffe, nicht um Aenderun— 
gen im objectiven Recht, jondern nur im ſubjectiven Rechtszuſtande des Staats, nicht um 
Geſetze in materiellem, ſondern nur in formellem Sinne, um Verwaltungacte in Geſtalt 
von Geſetzen. 

In England gehören zu den executiven Functionen der geſetzgebenden Gewalt ins— 
beſondere die ſ. g. Privatbills, wie die Gewährungen von Naturaliſationen und Eheſchei— 
dungen, die Ertheilungen von Corporationsrechten, die Genehmigungen zu Expropriationen, 
die Regulirungen des Waflerlaufs, die Ablöfungen, die Conceſſionen zur Bornahme öffent: 
licher Bauten, zur Anlegung von Straßen, Eijenbahnen, Canälen, Dods, die Einrichtung 
localer Verbeſſerungsmaßregeln, wie Straßenbeleudhtung, Nachtwachweſen, Pflafterung. 
Das Parlament erjcheint darnach geradezu als Glied des ordentlichen Berwaltungs- 
organismus ®). 

Es gibt jogar Mafregeln der vollziehenden Gewalt, welche der Volfövertretung oder 
einer Abtheilung derſelben allein ohne Concurrenz der Regierung zuftehen. Es gehören 
dahin in Preußen die Beitimmungen, wonach jedes Haus die Yegitimation feiner Mit- 
glieder jelbft prüft und darüber entjcheidet, auch feine Präfidenten, Vicepräfidenten und 
Schriftführer wählt, wonach jedes Haus Das Recht hat, Adreſſen am die Krone zu richten, 
Petitionen an die Minifter zu überweien und von den Miniftern Auskunft über einzelne 
Beſchwerden zu verlangen — ein Recht, welches ſich thatjächlich zu einer Oberinftanz über 
die gefammte Executive geftalten fann — ferner die Beſtimmungen, wonach jedes Haus 
behufs feiner Information Commiſſionen zur Unterfuhung von Thatſachen ernermen 
kann, wonach jedes Haus das Recht hat, wegen Berfafiungsverlegung, Beftehung und 
Berrath die Minifter anzuflagen, endlich Die Veftimmungen, wonad beide Häufer in 
vereinigter Sitzung über die Nothwendigfeit einer Regentſchaft bejchließen, und in 
vereinigter Sitzung den Regenten wählen, fofern fein volljähriger Agnat vorhanden und 
nicht bereit8 vorher gejegliche Fürforge getroffen ift 9. Es gehören dahin in Eng— 
land ganz beſonders die jurisdictionellen Befugnijfe des englischen Oberhaufes, wonach 
dajjelbe als höchſtes Reichsgericht in der dreifachen Stellung eines Pairgerichtshofs, eines 
Staatögerichtshofs und eines Oberappellationsgerichts, letzteres jowohl über Die Gerichts— 
böfe des gemeinen Rechts, als auch über die der Billigfeit, erſcheint. 


B. Die geſetzgeberiſchen Functionen der Vollziehungsgewalt. 


In gewiffen Fällen bat die wollziehende Gewalt das Recht, abjtracte Normen in 
der Form von Berordnungen zu erlafien. 

Zwei Arten derjelben find zu umterjcheiden, je nachdem es fich um die Befugniß 
handelt, proviforifche Feftfegungen, bei denen unter normalen Berhältnifien die Concurvenz 
der Volksvertretung nothwendig fein wirde, oder definitive Feſtſetzungen, welche innerhalb 
eined engern Kreifes der vollziehenden Gewalt völlig ſelbſtſtändig zuftehen, zu treffen. 

Die |. g. proviſoriſchen Verordnungen mit Gejegestraft — Nothgeſetze, Octroyirun- 
gen — erfolgen nach preußiſchem Staatsrecht zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicher: 
heit und zur Befeitigung ungewöhnlicher Nothftände in Zeiten, wo der Yandtag nicht ver— 
ſammelt ift. Unter Berantwortlichfeit des gefammten Staatöminifteriums erlaffen, können 


) Gneift, Das Englifche en mit Einfluß des Heeres, der Gerichte und ber 
Kirche. 2. Aufl. Berlin 1867. Bd. II. 
®) Breufifche Berfaffungsurkunde. Ant. 8. $1. 82. 61. 56. 57. 
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fie fi) auf alle Gegenftände der Geſetzgebung erftreden, dürfen jedoch dem Inhalte der 
Verfaſſung nicht zuwiderlaufen und müffen dem Yandtage bei deſſen nächftem Zufammen. 
tritt vorgelegt werden. Sie treten jofort außer Kraft, wenn eind der beiden Häufer die 
Genehmigung verfagt. 

Die Verordnungen im eigentlichen Sinn haben entweder eine jelbftftändige Bedeu— 
tung neben den Geſetzen oder find dieſen lediglich untergeorbnet. Im erften Falle haben 
fie die Kraft, neues Recht zu jchaffen, bilden fie für gewiſſe Verhältniſſe die rechte Form 
des Staatäwilleng ; im zweiten alle haben fie nur die Bedeutung den in den Geſetzen 
enthaltenen Stoff zur praftiichen Anwendung herzurichten, einer gefeglihen Norm ihre 
Bollziehung und Ausführung zu fichern. 

In Preußen war die ſelbſtſtändige Verordnungsgewalt während des alten Stantö- 
weiens die Regel gemejen, und hatte ſich auf alle Kechtöverhältniffe mit Ausnahme der 
Berjonen= und Eigenthumsvechte und der Steuern erftredt I), 

Die Fortdauer deffelben in gewiſſem Umfange ift zwar ſeitens der Staatsregierung 
in einem einzelnen Falle — bei Gelegenheit Des während des Schleswig = Holfteinifchen 
Kriegd von der Regierung einjeitig erlaſſenen Prijen = Reglements — behauptet worden, 
läßt ſich jedoch mit den Beftimmungen der VBerfafjungsurfunde nicht in Einklang bringen. 
Denn die Berfafjung kennt ausdrücklich Verordnungen nur als Ausflüſſe der vollziehenden 
Gewalt und zum Zwede der Ausführung der Geſetze. Es würde aber um jo willfürlicyer 
fein, neben diefen Ausführungsverorbnungen aud) noch jelbitftändige Verordnungen als ftill- 
ſchweigend zugelaffen anzunehmen, als über die Zuläffigkeit jener auch ohne Die ausdrückliche 
Emwähnung kaum ein Zweifel beftehen würde, während für die Zuläffigfeit diejer jedenfalls 
eine ausprüdliche Erwähnung gefordert werden müßte. Wenn trogdem die Verfafjungs- 
urkunde an einigen Stellen noch ausdrücklich hervorhebt, daß Vorſchriften gewiſſer Art 
nur durch Geſetze getroffen werden dürften, ſo iſt das theils deshalb geſchehen, um die 
Grenzen zwiſchen Geſetzen und Verordnungen, die auch bei gegenſeitig gutem Willen in vie— 
(en "Fällen ſchwer zu finden ſind, am einzelnen Stellen zu unſtreitigen zu machen, theils 
deshalb, um Anordnungen, die ihrem Inhalt nach den Gejegen nicht beizuzählen fein 
wirden, dennoch auf dem Wege der Gejeßgebung entjtehen zu laſſen ?). 

Es jind jedoch Reſte ver alten jelbftftändigen Berorbnungsgewalt in Bezug auf die 
Regelung gewifjer localer Verhältniſſe allerdings beftehen geblieben ; es gehört dahin 
einerfeits Das Hecht gewiſſer Behörden, Polizeiftrafverordnungen zu erlaſſen, andererjeits 
das Necht von Kommunen und communalen Berbänden zu ftatutariichen Feſtſetzungen. 

Das Recht gewiſſer Behörden, polizeiliche Verbote mit Strafclaufeln zu erlafjen, ift 
zwar feit Emanation der Berfafjungsurfunde modificirt und in einigen Beziebungen ein= 
geſchränkt, in andern aber erweitert worden. Während nämlich früher die Minifter in— 
nerhalb der Grenzen der polizeilichen Strafgewalt unbedingt, die Regierungen entweder auf 
Grund minifteriellev Genehmigung oder in Anknüpfung an ein bejtehendes, einer aus- 
drüdlihen Strafbeftimmung ermangelnded Berbotögejeg, die Ortspolizeibehörbden aber mur 


») Gefeh vom 5. Jumi 1823, wegen Anordnung der Provinzialftände; und Patent vom 3. 
Februar 1847, die ſtändiſchen Einrichtungen betreffend. 

2, Für das geltende preußiſche Recht vgl. insbejondere die „Studien zum preußifchen Staats» 
recht” (in Aegidi's Zeitfchrift für deutſches Staatsredt. Bd. 1. (1867) ©. 197 ff.) und von 
Nönne, Das Staatsrecht der Preußiiben Monarchie, 3. Aufl. 186%. Bd. I, Abtb. 1. $$. 16. 
46. 47. 52. (©. 66 ff. 174 ff. 223 fj.); auch die Berhandlungen des Abgeoronetenhaufes vom 
20. Juni 1864 und vom 31. Januar und 12. Juni 1865. — De lege ferenda bejonders 
Gneift, Verwaltung, Juftiz, Rechtsweg (1869), ©. 62 ff. 73. 74. und Stein, Verwaltungs- 
Ichre, Thl. 1. Abth. 1. (2. Aufl. 1869), ©. 42. 70, 116. 301. Bol. auh von Gerber a. a. O. 
(Zweite Aufl. 186%) ©. 149. 
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in der Rheinprovinz auf Grund der franzöfifhen Geſetzgebung zu derartigen Feftjegungen 
ermächtigt waren, jo iſt gegenwärtig dieſe Befugnig zwar den Miniftern genommen, 
die Deshalb darauf beſchräntt find, allgemeine polizeiliche Anordnungen zu treffen 
und die Strafbeftimmungen ihren Organen zu überlaffen, dagegen jowohl den Landes— 
polizeibehörden (Negierungen und Landdroſteien), als auch den Ortöpolizeibehörben (Polizei— 
präfidenten und Bürgermeiftern, Amtshauptmännern und Amtmännern, Nittergutsbejigern 
und Domänenrentmeiftern, nicht aber den Yandräthen) dur nachverfaſſungsmäßige Gejege 
theils gewahrt, theils neu ertheilt. Die Strafelaufeln gehen bis zur Höhe von zehn, be 
ziehungsweife drei Thalern ; die Gegenftände find jehr mannichfaltig, Schug von Perſonen 
und Eigenthum, Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, Schug von Yeben und 
Gejundheit, eine Menge anderer namentlich) aufgezählter Gegenftände und überhaupt „alles 
Andere, was im bejonderen Intereife der Gemeinde und ihrer Angehörigen oder des Bes 
zirks polizeilid) georonet werden muß“; die Ortöpolizeibehörden müſſen zwar das Gut- 
achten des Gemeindevorftandes einholen, find jedoch nur bei Gegenftänden der landwirth— 
ſchaftlichen Polizei an dafjelbe gebunden ?). 

Da nun diefe Polizeiwerordnungen nicht füglich als Verwaltungsacte, als Unterarten 
polizeiliher Berfügungen aufzufaifen find, fo ift allerdings ein Widerſpruch derſelben 
mit der Verfafjungsurkunde, insbefondere mit Art. 62, wonad dem Yandtage ganz allge 
mein eine Mitwirkung bei der Gefeßgebung, alſo aud bei der Polizeigejeggebung gewährt 
üft, und mit Art. 7, wonach Strafen mur in Gemäßheit eines Gejeges angedroht und 
verhängt werden können, nur unter der doppelten Borausfegung abzulehnen, daß einerfeits 
das Gejeg von 11. Mai 1850 jenes Gefeggebungsrecht delegirt hat, — was aber ſtreng 
genommen nur auf Grund einer Berfafjungsänderung möglich geweſen wäre, — und daf 
andererjeits die Strafen um deöwillen in Gemäßheit eines Gejeges verhängt werben, weil 
ein Geſetz allerdings die Formen beftimmt und die allgememen Bedingungen enthält, 
unter denen die Bolizeiftrafverordnungen zu erlafjen find. 

Das in den verſchiedenen Städte und Landgemeinde = Ordnungen, in den neueren 
Kreisordnungen und in zahlreichen andern Gefegen den Stadt, Yand= und Kreisgemein— 
den, ſowie fonftigen Genoſſenſchaften ausprüdlic gewährte Recht ftatutarifcher Anordnun— 
gen ift keineswegs ein Neft mittelalterliher Autonomie. Denn die in allen jolden Fällen 
ausnahmslos vorbehaltene höhere Genehmigung macht die genofjenfchaftliche Mitwirkung 
lediglich zu einem unmaßgeblichen Borichlage, mag fie ſich wie gewöhnlich auf unbedeu— 
tende Detailvorjchriften oder wie bei den Neuvorpommernſchen und Rügenſchen Städten 
unter Einhaltung gewiſſer Normativbeſtimmungen auf Die Negelung des ganzen Rechtsver— 
hältniſſes beziehen. Vielmehr erfcheinen dieſe ſtatutariſchen Anordnungen lediglich als Anwen— 
dungen des Verordnungsrechts; in den meiſten Fällen als Verordnungen zur Ausführung 
der Geſetze, insbeſondere zur Ergänzung derſelben, zur Ausfüllung von Lücken, deren 
Normirung wegen Eigenthümlichkeit der concreten Verhältniſſe der generellen Anordnung 
ſich entzogen hat; ausnahmsweiſe aber auch als ein Reſt jener ältern ſelbſtſtändigen Ver— 
ordnungsgewalt, inſofern die ſtatutariſche Regelung Abweichungen von den Geſetzen ent— 
hält, wenigſtens von denjenigen, auf welche ſie ſich zunächſt bezieht, wie ſolches nament— 
lich nach der jetzt für die öſtlichen Provinzen gültigen Städteordnung hinſichtlich der 
Wahlberechtigung, der Fall iſt 2). 


') Verordnung vom 26. December 1808. 8. 40. 45. Geichäfts- Inftruction für Die Regie— 
rungen vom 33, October 1817. 8. 11. Rheiniſches Refjort- Reglement. Gefeg über die Poli- 
eis Berwaltung vom 11. März 1850. $. 5—16. Berorbnung über die Polizei= Verwaltung in 
den neu erworbenen Yandbestheilen vom 20. Sept. 1867. $. 5—iL. 

?) Städte» Ordnung von 1808. $. 49. 51; von 1831 $. 1—4; von 1853. $. 11; fir Weft- 
phale und Rheinprovinz SS. 10; für Hannover 1855. $. 1-3; für Schleswig Holftein 1369. 
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III. Iufiz und Verwaltung. 


Je nachdem die Handlungen der VBollziehungsgewalt entweder Anwendungen abftracter 
Normen auf einzelne Fälle oder freie, von foldhen Normen unabhängige Entſchließungen 
find, jondert jich die gelammte Executive in Rechtfprehung und Berwaltung im engern Sinn. 

Aber auch dieſe Begriffsbeftimmung ift eine rein theoretiſche und trifft im feiner 
Weile den praftifchen Unterfchted von Yuftiz und Verwaltung, infofern für diefe Functionen 
verjghiedene Träger, von einander gejonderte Juſtiz- und Verwaltungsbehörben, beftehen. 

Denn überall, wo diefe dem Alterthum und Mittelalter unbekannte Scheidung in 
neuerer Zeit fi vollzogen hat, !) ift die Mbgrenzung der Competenz zwiſchen dieſen 
Behörden in der Weile erfolgt, daß zwar die Gerichte, abgefehen von gemiljen Ges 
ſchäften der ſ. g. freiwilligen Gerichtsbarfeit, lediglih auf Anwendung abjtracter Nor: 
men bejchränft find, daß dagegen die Verwaltungsbehörven aller Länder — Staats- und 
Communalbehörden — ebenfo wohl eine Nechtiprehung wie die Vollziehung jener freien 
Thätigfeit haben, und daß in den einzelnen Berwaltungsdecernaten die Rechtſprechung die 
discretionäre Verwaltung an Auspehnung häufig überwiegt. 

Wenn num im allgemeinen die Rechtſprechung der Yuftizbehörden das eigentliche 
Strafrecht und diejenigen Rechtsſtreitigkeiten, die zwiſchen Privatperfonen über reine Pri: 
vatrechte geführt werben, die Rechtſprechung der Berwaltungsbehörden dagegen (ſ. g. Ad— 
miniftratiojuftiz) vielfach das Volizeiftrafrecht und diejenigen Nechtsftreitigkeiten, die zwiſchen 
der Staatsgewalt und einzelnen Unterthanen geführt werden, umfaßt, jo ift doch die 
Abgrenzung im einzelnen, die Frage nach der Zuläffigfeit des Rechtsweges (vor den Ge: 
richten), in feinem Yande nach einfachen Principten entjchteden, in wenigen, wie tm König: 
reich Sachſen, durch ein einheitliches Geſetz beftummt. 

Zur näheren Orientirung ſind fünf Punkte zu erörtern. 


A. Fiscaliſche Rechtsſachen. 


Es fragt ſich zunächſt, ob der Staat inſofern der Juſtiz unterworfen ſei, als der— 
ſelbe im gewöhnlichen privatrechtlichen Vermögensverkehre, durch Abſchließung von Ver— 
trägen oder Erwerb von Eigenthum, als juriſtiſche Perſon mit dem Einzelnen in Colli— 
fion geräth. 

In England findet zwar in den Fällen, wo der Fiscus als Kläger auftritt, eine 
Jurisdietion feitens der Büreaubeamten der Finanzverwaltung nicht mehr ftatt, Das 
Scatfammergericht it gegenwärtig ein mit allen Garantien verſehener Gerichtshof; we 
dagegen der Fiscus als Beklagter erjcheint, ift die Anhängigmacung der Klage nod) heut- 
zutage von dem discretionäven Ermeffen des Kronanwalts abhängig, der die Genehmigung 
nad eimer von dem Reichsgericht neuerdings als legal. anerkannten Praxis verweigert, 


$. 17. Geſetz betreffend die Verfafjung der Städe in Neuvorpommern und Rügen vom 31. Mai 
1853. — Landgemeinde» Ordnung 1856. 8.4 ff.; für Weftphalen $. 12 ff.; für Schleswig - Hol- 
ftein (1867) 8.4. 9. 13. — Kreis - Ordnung für Hannover $. 10; Schleswig » Holftein 8. 7; Cal- 
ſel $. 3. und Wiesbaden $. 3. (1567); wörtlich aleihlautend. 

i) Ueber die allmäblige Bildung einer felbftftändigen und unabhängigen Juſtiz in England 
vol. meine Abhandlung : „Ueber das Berbältnif der Juftiz und Verwaltung in England“ (in Aegidi's 
Zeitfchrift für deutſches Staatsrecht, Bd. I (1867), ©. 275— 353). Die beifpiellofe Kontinuität 
ber englischen Staatsentwidelung macht es möglich, einen geſchichtlichen Proceß, der analog in 
der gefammten europäiſchen Staatsentwidelung ftattgefunden bat, in völliger Beſtimmtheit Schritt 
vor Schritt nachzuweiſen. 
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wenn er den Anfpruch für „offenbar unbegründet” hält.) Wenn nun auch von dieſer 
Rechtsverweigerung ein Durch die öffentliche Meinung und das Parlament vegulirter ges 
mäßigter Gebrauch gemacht wird, jo muß man doch mit Lord Brougham Jagen: „Why, 
I demand, should it be left in the breast of any man, to refuse that, which 
another may claim as a right and as the lowest of all rights, to have his right 
enquired into by law“. Nach ertheilter Genehmigung geht dann der fiscalifhe Proceß 
allerdings an das ordentliche Neichögericht, indeſſen beſtehen binfichtlih des Verfahrens 
jehr bedeutende materielle Begünftigungen des Fiscus, die eine große Ungleichheit in den 
Parteirollen heroorrufen.?) 

In Frankreich herrſcht ein jehr complicirteds Syſtem. Hinfichtlih dinglicher 
Rechtöverhältnifie ift der Fiscus im ganzen der Yuftiz unterworfen; bei Obligationsver— 
hältnifjen kommt es darauf an, ob der Fiscus zum Schuldner oder zum Gläubiger ges 
macht werben joll; im erften Fall iſt der Rechtsweg generell ausgeſchloſſen, im letzteren 
tommt das jpecielle Obligattonsverhältnif in Betracht ; der Rechtsweg tft zuläffig oder nicht, 
je nachdem es fid um Kauf, Tauſch, Miethe, Commodat, Depofitum oder Mandat handelt, 
und je nachdem der Fiscus als Käufer oder Verkäufer, Miether oder Vermiether, als Con— 
trahent über Mobilten oder Immobilien ericheint. Insbeſondere ift das große Gebiet 
der öffentlichen Arbeiten unter der Rubrik locatio conductio operarum, und demgemäß 
das Streitgebiet zwiſchen dem Unternehmer öffentlicher Arbeiten und der Berwaltung 
über Eriftenz und Inhalt der Verträge faft ganz zur Dispofition der Verwaltung ges 
ftelt. Dazu fommen noch ziemlich weitgehende Privilegien des Fiscus in den Fällen der 
Zuläffigfeit des gerichtlichen Verfahrens. ?) 

Es ift der Ruhm der deutſchen, insbefondere der preußiſchen Gefeßgebung, 
die fich in einzelnen Ausſprüchen der Landesherren ſchon früh documentixte und im Preu— 
ßiſchen Yandrecht zu einem klaren und entjchtevenen Ausdruck gelangt ift, den Rechtsſtaat 
auf dieſem Gebiete ohne jede Beſchränkung ausgebildet zu haben, indem ſowohl vie 
Rechtsitreitigkeiten, die aus Privathandlungen des Monarchen, als auch diejenigen, welche 
aus fiscaliihen Verhältniſſen entftehen, den Gerichten unterworfen find, fo daß Jemand 
fein Necht gegenüber dem Fiscus ebenſo Leicht beanfpruchen und vertheidigen fan, wie 
gegenüber jeder Privatperjon.*) 


B. Bagatell - Strafgerichtsbarfeit. 


Eine zweite wichtige Frage ift ſodann die, ob die Auflegung leinerer Strafen, ins- 
bejondere wegen Uebertretung gewiffer Polizei= und Finanzgeſetze, dem Geſchäftskreiſe der 
Juſtiz- oder der Berwaltungsbehörden angehören ſoll. 


) Gneift, Verwaltung, Juftiz, Rechtsweg (1569), ©. 145. Ganz befonders aber Lord 
Brougham, Speech on the present state of the law delivered in the House of Commons, 
February 7 1828 (Speeches Vol. II. &. 319 — 486; insbef. &. 382 ff.); eine fechsftünbige 
Rebe, die nicht blos wegen des umfaſſenden Materials, jondern insbefondere aud wegen ber 
unbefangenen Kritit von Werth ift, die den engliſchen Einrichtungen bier vielfah zu Theil wird. 

2) Das Gleiche gilt in Nordamerika; weder die Union nod die Einzelftaaten können ohne 
ihre Einwilligung gerichtlich belangt werben; dieſe Einwilligung wird von der gefetgebenden Ge- 
walt ertheilt, führt aber meift nur zu einem dem richterlichen nachgebildeten Verfahren vor einer 
ftändigen Commiffion der Yegislative (committee of claims). Val. Rüttimann, Das norb- 
amerikanifche Bundesftaatsrecdt, Tb. I. S. 352. Zürich 1867. 

3) Dareste, La justice administrative en France, 1862 (vgl. meinen Bericht in ben 
Gött. Gel. Anz. 1864. S. 921 fi.). 

4) Allgemeines Landrecht Einl. $. 80. Th. II. Tit. 13. $. 18; Verordnung vom 26. Dec. 1508; 
Cabinetsordre vom 4. Dec. 1831. Mande anfcheinenb weitergehende Ausſprüche der Braris und 
Doctrin de vorigen Jahrhunderts haben lediglich diefen Sinn. 


In England it das Polizerrichteramt mit dem Amte der Polizeiwerwaltung für 
die zahlreichen Fälle der Gewerbes, Preß-, Sitten=, Jagd-, Armen=, Fabrikpolizei— 
Eontraventionen, für die Zoll-, Steuer=, Stempel=, Bolt: Defraudationen und Contraven- 
tionen bis zur Höhe eines Strafmafes von zwanzig Pfund oder ſechs Monate Gefängnif 
in den Händen der Friedensrichter vereinigt, die regelmäßig als Einzelrichter ohne Jury 
nah ſummariſchem Verfahren darüber urtheilen, ohne daß in der Mehrzahl ver Fälle 
eine Appellation an die friedensrichterlihe Collegialbehörde, die Quarter Sessions, ge: 
ſetzlich zuläffig wäre. Jedenfalls kommt eine folche thatlächlich jo wenig vor, daß von 
400,000 ſummariſchen Strafurtheilen nur etwa 60 jährlich zur Cognition der Quarter 
Sessions gelangen. 

Es jcheint doc nach manchen Zeichen nicht, daß man in England mit diefer Ein— 
richtung durchgehende zufrieden wäre. Mean hat vielfach über die Härte der großen 
Grundbeſitzer und ihre Neigungen zu VBerurtbeilungen bei gewiflen Arten von Uebertre— 
tungen, wie Jagdpolizeicontraventionen, geklagt. Und was im preufiichen Yandtage doch nur 
binfichtlich der GConfular = Iurisdiction behauptet wurde, dag ift etwa vierzig Jahre früber 
im engliihen Parlament hinſichtlich der Polizeigerichtöbarfeit der Friedensrichter mit 
größerem Emft und von einer gewichtigeren Autorität behauptet worden, daß Dielelbe 
ichlechter ſei, als die des türkiſchen Kadi.!) 

In Preußen iſt mit Rückſicht auf Erſparung von Zeit und Koſten einerſeits den 
ad miniſtrativen Polizeibehörden das Recht der vorläufigen Straffeſtſetzung in ſehr engen 
Grenzen und unter Beobachtung richterlicher Formen (Geſetz vom 14. Mai 1852), an— 
dererſeits den Staatsfinanzbehörden, insbeſondere den Regierungen die reſolutoriſche Straf: 
feſtſetzung bei Zoll-, Gewerbeſteuer-, Stempel-, Poſt-Defraudationen und Contraven— 
tionen durch die einſchlagenden Geſetze beigelegt; in allen dieſen Fällen iſt jedoch die 
Provocation auf den Rechtsweg zugelaſſen, in Polizeiftraffällen abſolut, ohne daß eine 
Beſchwerde an die höhere Polizeibehörde auch nur möglich iſt, in Finanzſtraffällen mit 
der Beſchränkung, daß entweder der Rechtsweg oder der Beſchwerdeweg an die vorgeſetzte 
Adminiſtrativbehörde Finanzminiſter) beſchritten werden kann. Und zwar liegt dieſe 
Rechtscontrole der Verwaltung, die ſo weit geht, wie das Verwaltungsrecht auf Straf— 
clauſeln gebracht iſt, in der Hand der Einzelrichter, denen insbeſondere auch eine Con— 
trole darüber zuſteht, ob die Polizeiſtrafverordnungen der Local- und Landespolizeibehörden 
nach den Borichriften des Geſetzes vom 11. März 1850 formell richtig erlaffen find. 
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C. Berwaltungsredhtspflege im engern Sinne. 


Die dritte und wichtigſte Frage ıft dann die, ob und wie weit die Vermaltungsbe- 
börden befugt fein ſollen, diejenigen Rechtsfragen, welche bei Anwendung der Verwaltungs— 
gejege entitehen, jelbft zu beurtheilen, insbejondere diejenigen Neclamationen zu enticheiden, 
welche aus DVeranlaflung von Acten der Aominiftration bet Handhabung der einzelnen 
Hoheitörechte, der Finanz, Polizei, Milttärgewalt in Bezug auf Gegenjtände der Bes 
fteuerung, Einquartirung, Milttärpfliht, in Bezug auf Gewerbe-, Armen-, Schul- und 
Agrarmejen in zahllofen Fällen ſich ergeben, jei es, daß die angeblich verlegten Einzel- 
rechte dem Privatrechte angehören, wie die Eingriffe in das Vermögen, oder dem öffent- 


!) Lord Brougham, a. a O. &©.373. „There is not a worse constituted tribunal 
on the face of the earth, not even that of the Turkish Kadi.“ Interefiante Bemerkungen 
dei Alexis de Tocqueville, Voyage en Angleterre , bei Gelegenheit eines Beſuchs der 
Petty Sessions in Salisbury, September 1833 (Oeuvres completes, T. VIII. Melanges, 
Fragments historiques ete., ©. 314 und 338). 
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lichen Rechte, wie Indigenat=, Orts- und Staatsbürgerrecht, active8 und paſſives Wahl- 
recht; — oder ob auch derartige Fälle der Rechtſprechung durch die Gerichte zu 
überlaffen find, jo daß jeder einzelne, durch ſolche Mafnahmen Berührte, die Befugniß 
befist, über bdiefelben einen Proceß herbeizuführen, und die Verwaltung nur wirkſam 
werden kann, werm entweder der Einzelne zuftimmt, oder der Richter in Uebereinftimmung 
mit der Rechtsanficht der Berwaltungsbehörde enticheidet; ob etwa gar die Verwaltung 
bei völliger Gleichftellung mit dem Einzelnen — der Staat als Genoſſenſchaft — jedes 
Vorgehen, wo es in die Rechtsſphäre des Einzelnen eingreift, erft vorher zu legalifiren 
bat, oder ob man ihr eine bei Privaten jedenfalls unftatthafte Eigenmacht gewähren will, 

Es find vor allem theovetifche Gründe, die Einfachheit und Confequenz der Prin- 
cipien, welche den Nechtöftant in diefem Sinne in den Augen Bieler empfehlen. Es läßt 
ſich indeffen auch, abgejehen von ſolchen Gefichtöpunkten, in feiner Weife verfenmen, daß 
einerſeits die Gefahr einer Rechtsverlegumg durch die Verwaltung, und zwar vielfach einer 
jehr tief greifenden, befonders nahe Tiegt, da fie ald Vertreterin des Gefammtinterefjes 
bei Förderung des öffentlichen Wohles leicht die Unbefangenheit verliert, um entgegen= 
ftehende Einzelvechte genügend zu berüdfichtigen, und daß e8 andererjeits auffallend er- 
Scheint, für die gewöhnlichen Civil- und Strafprocefje die Perjonen ver Richter und bie 
Normen des Verfahrens mit ſchützenden Garantien zu umgeben, aber gerade demjenigen 
Gebiete der Rechtsanwendung, welches folder Schutmittel am meiften bebirftig wäre, 
diefelben zu entziehen. ?) 

Menn nun dem gegenüber zur Rechtfertigung der Adminiſtrativjuſtiz geltend gemacht 
ft, daß zwar in Strafladen und in reinen Privatrechtöftreitigfeiten die Herrſchaft des 
abſoluten Rechts, ohne Nückicht auf Zweckmäßigkeit amd öffentliches Wohl, nach dem 
Grundfate fiat justitia, pereat mundus zur Geltung gebradjt werben müſſe, daß Dagegen 
in den mit öffentlichen Zuftänden in Verbindung ftehenden Nechtsverhältniffen nach rela— 
tiven Grundſätzen, die gleichzeitig dem Gefege und dem öffentlichen Wohle genügten, zu 
verfahren ſei (Stahl, Bluntjhli, von Gerber), daß im Zweifel jonar das allgemeine 
Intereffe prädominire (Laferriere und die meiften Franzoſen), da der Staat nicht 
blos Rechtsſtaat, ſondern auch Gulturftaat ſei, jo tft bereitd von anderer Geite darauf 
bingewielen, daß die Verwaltung in ihrer vechtfprechenden Thätigfeit Das Gele ebenfo 
unbedingt anzuwenden habe, wie die Gerichte, und daß der Stahl'ſche Sat, für die Ge— 
richte ſei das Geſetz Zweck, für die Verwaltung Schranke, Lediglich auf die freie discretio— 
näre Thätigkeit der Verwaltung zu beziehen ſei, wo allerdings zunächſt nicht Das Geſetz, 
fondern das öffentliche Wohl, die Zweckmäßigkeit das treibende Element ift.?) 

Dagegen treten der Berwirflihung des Rechtsſtaates in jenem Sinne folgende Ex: 
mwägungen allerdings entgegen. e 


) Bähr, Der Rectsjtaat, eine publiciftifhe Skizze (1864); — ein ebenfo geiftuoller wie 
Iharffinniger Verſuch, einer weitgehenden Pan toreanun auf dem Berwaltungsgebiete die Berecdh- 
tigung zu vindiciren. — Aus tar Zeit befonders R. W. Pfeiffer, Praftifche Erörterungen, 
I, 213 ff.; II, 361 ff., 405 ff.; III, 182— 636; V, 201 ff, 521 ff; VI, 1—105; VII, 481 fi. 

2) Negelsberger, Ueber Juftiz und Berwaltung (Kritiſche Ueberſchau, IV, 52 ff). Die 
weiteren Ausführungen fuchen nachzuweiſen, daß diejenigen Rechtsverhältniſſe, welche nicht noth— 
wendig die Verbindung zu einem gefcloffenen Gemeimvefen, zum Staat, zur Vorausſetzung 
haben, zur Competenz ber Yuftiz, dagegen diejenigen, im bemen ber politiſche Verband das ge- 
ftaltende Element ift, zur Competenz der Berwaltung gebören. Man kanır die dabei zu Grunde 
liegende Theorie über das Verhältnig von Staat und Recht anerlennen; man fann ferner an— 
ertennen, daß bie Gegenftände nad dem angegebenen Geſichtspunkte ſich ziemlich zwanglos grup- 
piren, man wirb aber bezweifeln müffen, daß aus dieſem Grunde die Abgrenzung gejchichtfich 
entftanden fei; die Erklärung dafür Tiegt nicht auf fo theoretifchem Gebiete. 
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Erſtens find die Richter auch bei der forgfältigften und umfafiendften Vorbildung 
nicht im Stande, neben dem Privat= und Strafrecht aud das ganze Gebiet der Ver— 
waltungsgeſetzgebung vollftändig zu beherrichen, während für die Vermaltungsbehörden die 
Anwendung derfelben in täglicher Uebung Lebensaufgabe ift. 

Zweitens ift in den weit meiften Streitfällen, die bei Handhabung der Verwaltung 
entftehen,, weniger die Nechtöfrage, als die Thatfrage ſtreitig. Wenn es ſich darum 
handelt, ob Anlaß zu einer Armenpflege im conereten Falle vorliege, ob ein Landarmen- 
verband einem Ortsarmenverbande Hülfe zu leiften babe, ob das zu einer Conceffione- 
ertbeilung vorausgeſetzte Bedürfniß vorliege, ob die zu einer Conceffionsertheilung noth— 
wendige Zuverläffigfeit vorhanden fei, ob ein öffentlicher Weg geiperrt, in welchen Maße 
derfelbe benutzt werden ſolle, ob ein Grundſtück deichpflichtig fer, und zur welchem Betrage 
dafjelbe an der Deichlaft zu participiven babe, ob die Vorfluth genügend beichafft jet, ob ein 
Hauſirſchein eine gewilfe Art von Waaren umfaffe, ob die Einguartirungslaft richtig vertheilt, 
die verfchiedenen Steuern richtig eingeſchätzt feien, die Milttärpflicht nach Eintritt und Dauer 
gehörig bemeffen ſei, — To find allerdings in allen ſolchen Fällen Gelege anzuwenden, 
und es ift außerdem theoretilch zweifellos, daß an fi der Richter auf Grund eines 
ausführlichen Beweisverfahrens umd unter Zuziehung technticher Sadverftändiger zu einer 
Beurtheilung des Sachverhalts, allo zu einem Urtheil über das Vorhandenfein der Ar: 
muth, über die richtige Bonitirung eines Grumdftüd®, gelangen würde, wie er auch in 
anderen Proceffen, etwa des Handels- und Wechſelrechts, fernliegende Lebens = und Ber- 
fehrsverhältniffe in den Kreis feiner Erwägungen ziehen muß, indeſſen iſt doch unbefan- 
generweife nicht zu verfennen, daß Die leichte und fichere Beurtheilung ſolcher Verhältniſſe 
nur dann möglich ift, wenn Ausführung und Rechtſprechung in einer Hand Liegen. 

Drittens wirft eine ſolche omnipotente Controle der Juſtiz lähmend auf die ge 
ſammte Verwaltung. Wenn auch einer blos theoretiihen Betrachtungsweile die richterliche 
Thätigkeit Lediglich als eine logiſche Funetion ſich darftellt, als ein Syllogismus, in welchem 
das geltende Recht den Oberlag, der Streitpunft den Unterfag und das Urtheil den 
Schlußſatz bildet, jo daß der Richter mur in der beicheidenen Rolle eines techniſchen Sach— 
verftändigen erideinen würde, jo weiß doch Jedermann, ſchon aus der Berichiedenheit der 
Richterſprüche in den Inftanzen, daß aud auf dieſem Gebiete das ſubjective Belieben ein 
jehr weites Feld hat, daß namentlich „die 1. g. analoge Anwendung des Geſetzes durch 
den Richter eine dem freien Ermefjen der Berwaltungsbehörden einigermaßen parallele 
Function“ darftellt, daß die Auslegungsbefugnig dem Nichter die Macht gibt, den Willen 
des Geſetzgebers in fein Gegentheil zu verkehren. ’) 

Aus diefen Gründen ift überall der Verwaltung eine Geſetzesanwendung in weitem 
Umfange überlaffen.?) Die Art und Weifg aber, wie das Verhältniß von Yuftiz und 
Verwaltung in den einzelnen Ländern geregelt ift, Darf in der That nach einem Ausdrude 
von Gneift als der archimedtiche Punkt aller Verfaſſung betrachtet werden, denn es hans 
delt ſich um jenes Gleichgewicht, welches den Einzelnen in Gehorſam dem Staatöwillen 
unterwirft, und doch die nothmendige Achtung der Staatögewalt vor dem Rechtskreiſe 
des Einzelnen erzwingt. 

Die Verſchiedenheit ift indeſſen nicht jo bedeutend, wie man vwielfah annimmt. 


') von Holgendorff, Die Principien der Politik (1869), S. 109 ff. 

2) Auch im Kurheſſen troß der $$. 35 und 113 der Berfaflungsurktunde vom 5. Jan. 1831; 
(vgl. meine Abhandlung über Juftiz und Verwaltung in England, S. 295 ff.). Gegenwärtig 
— die im Gebiet des Allgemeinen Landrechts beſtehenden Normen über die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs (Verordnung vom 26. September 1867). 
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In England beftehen gegemmärtig nebeneinander zwei Syſteme ſtaatlicher Voll— 
ziehung, das Selfgovernment, noch immer weitaus den größten Theil der Yandesverwal- 
tung umfaffend, und ein Behördenſyſtem nach continentalem Zufchnitt für gewiffe Zweige 
moderner Adminiftration. 

Im Gebiete des Selfgovernment hat ſich die urfprüngliche Identität von Yuftiz und 
Verwaltung noch in einem großen Umfange erhalten. Die Friedensrichter verbinden mit 
einer geringen Civilgerichtsbarkeit, einer umfaſſenden Polizeigerichtöbarteit, einer Criminal— 
gerichtöbarfeit untergeordneter Art und der VBorunterfuhung aller Criminalfälle, die ge 
jammte innere Landesverwaltung auf den Stufen der Pocal=, Kreis- und Provinzialver— 
waltung. Ohne von perfönlicden Garantien geſchützt zu fein, dem Rechte nad) beliebig 
entlaßbar, üben fie fir den ganzen Umfang ihrer Adminiftration eine Adminiſtrativjuſtiz 
aus, regelmäßig als Einzelne oder zu Zweiten, ausnahmsweiſe in Special oder Quarter 
Sessions. Dieje Adpminiftrativjuftiz hat allerdings wie die friedensrichterliche Verwaltung 
überhaupt in Geft und Formen einen weſentlich vichterlichen Charakter; fie iſt ferner, 
wie das Selfgovernment überhaupt, gänzlih unabhängig von höheren adminiftrativen 
Enticheidungen, was nad engliichen Berhältniffen nothwendig zu einer Auspehnung des 
parlamentarifchen Parteiregiments in die umteren Kreife des Staatslebens führen müßte ; 
fie iſt aber andererſeits der eigentlichen Juſtiz nur unter ſehr bedeutenden Einſchrän— 
tungen unterworfen. 

Erſtens wird die richterliche Controlinſtanz lediglich von den Drei Neichögerichten : 
den Court of Kings (Queens) Bench, dem Court of Common Fleas und dem Court 
of the Exchequer, geübt, alſo durch fünfzehn hohe Stantsbeamte, welche, ſoweit das in 
menſchlichen Berhältnifien zu erreichen ift, die vechtlichen und thatſächlichen Vorausfegungen 
perfünlicher Unabhängigkeit ſowohl gegenüber der Regierung als auch gegenüber der öffent: 
lichen Meinung befigen. Dagegen haben die englifchen Kreisrichter (County Court Judges) 
mit dieſer Gontrole nicht das Mindefte zu thun. Es handelt ſich dabei weniger um eine 
Unterordnung der Verwaltung unter die Juſtiz, als um eine Controle der oberſten Staats⸗ 
gewalt über die ſelbſtverwaltenden Kreiſe. 

Zweitens wird dieſe Controle nicht etwa gehandhabt in den Formen eines ge— 
wöhnlichen Civilproceſſes, als gerichtliche Klage des Einzelnen gegen den Friedensrichter 
oder Die Session, ſondern nur auf Grund beſonderer Rechtsmittel, im weſentlichen in 
doppelter Weile, entweder in der Geftalt des writ of certiorari, eines reichsgerichtlichen 
Referipts, ein Geſchäft nicht felbft zu erledigen, ſondern die Acten einzufenden, ober in 
der Geftalt des writ of mandamus, eines reichsgerichtlichen Neferipts, ein Geſchäft ala 
im Recht begründet vorzunehmen, beziehungsmweife die Gründe der Nichtvornahme der 
veihögerichtlichen Beurtheilung zu unterbreiten. Dieſe Rechtsmittel führen num entweder 
blos zur Regelung der Competenz, zur Geltendmahung von Recuſationen, zur Abhülfe 
von Auftizverweigerungen, in welden Beziehungen fonftige Nechtömittel fehlen, oder fie 
bewirken zwar die erneuete Prüfung der Rechtsfrage in formeller und materieller Beziehung, 
fie bewirken aber niemals ein new trial, eine ernenete Prüfung der question of fact, ins- 
beiondere feine erneuete Beweisaufnahme, auch feine Beurtheilung darüber, ob diefelbe 
vollſtändig fer; fie find alfo im günftigften Falle mehr Rechtsmittel der Caſſation, als 
der Appellation, und haben alfo mehr eine äußere, als eine innere Controle der Admin: 
ftrattojuftiz zur Folge. 

Drittens ift zwar an ſich fein Gegenftand des friedensrichterlichen Geſchäftskreiſes von 
diefer Controle ausgefchlofien ; fie bezieht ſich jedoch nach den gefeglihen Beftimmungen mehr 
auf die judicial acts, z. B. auf Polizeirefolute, die allein auf dieſem Wege, da es an dem 
eigentlichen Appellationsmittel, writ of error, fehlt, an Die veidhögerichtliche a ges 

v. Holzendorff, Gneyclopäbie der Rechtswiſſenſchafit. I. 
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langen können; fie bezieht fih zwar auch auf das Berwaltungsgebiet, hat aber für jedes 
Gebiet der inneren Staatöverwaltung einen verfchiedenen Umfang, „einen engeren auf Dem 
Gebiet der Finanz = und Milttärwerwaltung, einen weiteren auf dem Gebiet der Polizeis 
verwaltung; die Zuläffigfeit des Rechtswegs im einzelnen, ergibt fih aus mehreren hundert 
Geſetzen“; in früherer Zeit in weiter Ausdehnung zugelaffen, wird derſelbe jeit andert— 
halb Jahrhunderten ftetig eingeichränft ; die Wegnahme von Certiorari und Mandamus 
ift im der Mehrzahl der neueren Gelee eine ftehende Clauſel; der Rechtsweg bezieht fich 
eigentlich mr noch auf Grundrechte und Principienfragen; es kommen jährlih im ganzen 
nur etwa 160 derartige Fälle vor. 

Wie den Friedensrichtern, jo ift auch den Behörden des modernen Adminiſtrativ— 
ſyſtems, welche auf den Gebieten des Armen-, Geſundheits- und Bauweſens in den 
legten Menjchenaltern entftanden find, für den ganzen Umfang ihrer Berwaltung ee 
Rechtſprechung beigelegt. 

Und wenn nun gerade im diefen Gebieten Gollifionen zwifhen der Verwaltung und 
den individuellen Nechten thatſächlich ſehr häufig vortommen, und Ddiefen Behörden jeder 
richterliche Charakter, jede Garantie vichterlicher Unabhängigkeit Fehlt, To bilden doch die 
regelmäßige Oberinftanz lediglih die Gentralbehörden der einzelnen Berwaltungszweige, 
insbefondere aud vielfach der Minifter des Innern. Eine reihögerichtliche oder ſelbſt nur 
friedensrichterlihe Controle fehlt Faft ganz. Es bedarf aber keiner Ausführung, daß es 
bedenklich ift, einen großen Theil des öffentlichen Rechts, wichtige Verbältniffe der perlön: 
Then Freiheit und des Eigenthums zur Dispofition von Parlamentöparteien und Partei— 
minifterien zu ftellen, „Da Parteichefs niemals die Chefs einer unparteiiihen Verwaltung 
fein können‘. t) 

In Frankreich, in Deutihland, insbelondere in Preußen, ift eine voll 
ftändige Trennung von Juſtiz und Verwaltung in Geftalt eines parallel laufenden Be— 
hördenorganismus ausgebilvet. 

Im allgemeinen iſt mit der Adminiftration auch eine Adminiſtrativjuſtiz im gleicher 
Ausdehnung verbunden. 

In Frankreich umd meuerdinge in Baden find jedoch gewiſſe Rechtsverhältniſſe 
zur Entſcheidung eigener Behörden unter Einhaltung gewiffer Formen ausgeſchieden Ad— 
miniftrattojuftiz im engeren Sinne). 

Auch Hier Hat nicht ſowohl ein abjtractes Princip, als vielmehr das praftiiche Be- 
dürfniß die Grenze gezogen. 

Es gehören insbelondere in Frankreich zum Gebiete des Contentieux admini- 
stratif viele Gegenftände des fiscaliichen Gebiets, der f. g. domaine de l’etat, die dort 
in weitem Umfange der Juſtiz entzogen find, alle Nechtöftreitigkeiten, welde aus Verträgen 
ded Staats beim Kauf von Mobilien, welche aus der louage d’ouvrage in Bezug auf 
die Berhältnifje der Arbeiter in den öffentlichen Werkftätten, aus der Poftverwaltung ent: 
ſtehen; es gehört dahın ferner faſt das ganze Gebiet der domaine public, d. b. alle 
Rechtsfragen, Die in Bezug auf die Verwaltung der öffentliben Wege, Flüſſe, Meeres- 
ufer entftehen; es gehören dahin aus der Verwaltung der directen Steuern die demandes 
en change und en reduction, während die demandes en remise und en moderation 


) Gneiſt, a. a. O ©. 144. 173. 175 und passim; fowie Gefdichte und utige Geftalt 
der engliichen Gommunalverfafjung oder das Selfgovernment 12. Aufl. 1863), Bd Il, © 825 ff, 
1330 fj. und passim. Neuerungen in deutſchen und engliihen Büchern, wie etwa bei Fiſchel, 
Verfaſſung Englands, ©. 142: ‚Verwaltungsbeamte haben in der Regel gar feine Jurisdietion, 
jo daß der Rechtspflege alles dasjenige zufällt, was ihr von Rechtswegen gebührt“, können Teicht 
unrichtige Vorſtellungen beroorrufen. 
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vor die administration pure gehören; es gehören endlih dahin gewiſſe Streitigkeiten in 
Bezug auf die Ausübung des Wahlrechts.!). 

Es gehören in Baden zum Gebiet der VBerwaltungsrechtöpflege alle Streitigkeiten, 
in Bezug auf die wermögensrechtlihen Berhältniffe der Gemeinden und reife, nament- 
lich über die Bürgernugungen und fonftige auf dem öffentlichen Recht berußende An- 
Iprüche der Einzelnen an die Gemeinde; tiber die Beiträge und perfönlichen Leiſtungen zu 
Gemeindezweden, zu Socialausgaben ; über die Beitragspfliht der Einzelnen zu Kriegd- 
foften; über den Beizug zur Einguartirung und zum Boripann; über die Beiträge und 
perfönlichen Leitungen zu den Koften der Kirchen= und Schulverbinde und über die aus 
der Staatskaſſe zu leiftenden Beiträge zu den Gehalten der Volfsichullehrer; über die 
Beitragspfliht und das Beitragverhältnig zur Unterhaltung der Vicinal- und Verbin: 
bindungsſtraßen, über Gemarkungsrechte und Zuweiſung von Heimathslofen und jonftige 
auf dem öffentlichen Nechte beruhende Anfprüche, Toweit über eine dieſer Fragen zwiſchen 
mehreren Gemeinden oder Gemarkungsinhabern geftritten wird, endlich über Anfprüche 
an den Kreisverband und das Beitragsverhältniß zu deſſen Bedürfniffen. Es gehören 
dahın Ferner Angelegenheiten der Bodencultur, insbefondere Entwäſſerungs- und Bes 
wäfjerungsanlagen, Anlegung von Feldwegen; die Ausübung der Jagd und Fiſcherei 
und Die Benugung des Waſſers; die Frage der Schuldigfett zu Staatdabgaben und 
deren Größe, Towie der Anſpruch auf Zurüderftattung zur Ungebühr gezahlter Staats: 
abgaben; endlich die ftreitige Stimmberehtigung und Wählbarkeit bei Gemeinde=, Be: 
zirks- und Kreiswahlen, fowie der Anſpruch auf das Heimathsrecht, das Ortsbürgerrecht, 
das badiihe Staatsbürgerredt.?) 

Die Organe diefer Aominiftrattojuftiz find in Frankreich im erfter Inſtanz die 
Conseils de prefecture, deren Mitglieder eine in jeder Hinficht abhängige Stellung 
haben, auch am der fonftigen Wominiftration theilmehmen, deren Berfahren nad La— 
ferriere'8 eigenem Ausdrud von einer ‚Einfachheit ift, wie man ſolche in der Civil 
juftiz nicht antrifft, und ji in der That von dem gewöhnlichen formlojen adminiſtrati— 
ven Verfahren in nichts unterfcheidet, als darin, daß die Nefolute mit Gründen verfeben 
fein müſſen; ſeit 1863 iſt jedoch eim öffentlich = mündliches contradictoriihes Verfahren 
mit Zulaffung von Anwälten zur Vertretung der Parteien eingeführt worden. Die Ad: 
miniftratojuftizbehörde zweiter und legter Inftanz ift der Staatsrath, deſſen Mitglieder, 
rechtlich beliebig entlaßbar, thatiächlih eine Lebenslängliche Stellung haben und andere 
Berwaltungsämter nicht befleiden dürfen, deſſen Berfahren dem des gewöhnlichen Civil: 
procefjes ziemlich genau nachgebilvet ift, und nad einer geheimen Borberathung in ber 
section du eontentieux mit einem öffentlich = mündlichen contradictortiihen Berfabren 
vor der assemblee du conseil d’etat deliberant en contentieux endigt. Indeſſen hat 
der Staatörath ftreng genommen auch auf dieſem Gebiete nur berathende und nicht ent 
ſcheidende Befugniſſe; der eigentliche Richter des Contentieux ift vielmehr der Kaifer, 
der die Decrete des Staatsraths durch feine Unterichrift Legalifirt und das Necht befitt, 
eine von dem Gutachten des Staatsraths abweichende Entſcheidung zu treffen, Die dann 
aber in den Moniteur und in das Bulletin des Lois eingeriidt werden muß. 

Die Drgane der Verwaltungsrehtöpflege find in Baden in erfter Inſtanz regel— 
mäßig die Bezirköräthe, beftehend aus dem Bezirksamtmann und ſechs bis neun Bewoh— 
nern des Bezirks, die auf Grundlage einer größeren, von der Kreisverſammlung aufzus 


1) Das Einzelne bei Dareste, a. a. O. S. 220 -652. Laferriere, Cours de droit 
publie et administratif (edit. 5me), T. II. ©. 515 fi, 541 ff. 
2) Geſetz vom 5. Detbr. 1563 über die Organifation der inneren Verwaltung $$. 5. 15. 6 
45 * 
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ftellenden Lifte vom Minifter des Inmern auf zwei Jahre ernannt werden, die übrigens 
auch bei der fonftigen Adminiftration betheiligt find; ausnahmsweiſe für die Anſprüche 
an den Kreiöverband und das Beitragsverhältnig zu deſſen Bedürfniffen eine Behörde, be 
ftehend aus dem Kreishauptmann, zwei Bezuifsamtmännern und Deputirten der einzelnen 
Bezirksräthe; endlich der Berwaltungsgerichtshof, beftehend aus einem Präfidenten und ſechs 

Näthen, Die in ihrer rechtlichen Stellung den VBerwaltungsbeantten gleihftehen, für ein- 
zelne der angeführten Gegenftände, wie Steuerfragen und Staatsbürgerrecht, als erfte und 
einzige, für alle übrigen Gegenftände als zweite und legte Inftanz. 

Das Verfahren in VBerwaltungsftreitigfeiten iſt dem gerichtlichen auf allen Stufen 
möglichſt nachgebilpet.') 

Endlich in Preußen ift ein micht unbedeutendes Gebiet von Rechtöftreitigfeiten, Die 
bei Verwaltungshandlungen ſich ergeben können, der Yuftiz unterworfen, namentlich wenn es 
fich bei Verfügungen von Polizei- und Finanzbehörden um Verlegung eines auf Ipeciellem 
Titel beruhenden Einzelrehts handelt, in weldem Falle ein fürmlicher Civilproceß gegen 
die decretirende Behörde erhoben wird; außerdem wenn der von der Verwaltung angeblich 
Verlegte die Verpflichtung eines Dritten im dem concreten Falle, wie das namentlich bei 
Regulirung der Armenpflege vorfommen fan, ?) behauptet, wo dann die Klage ſeitens 
Des angeblich Berlegten gegen den Dritten erhoben wird. 

Im allgemeinen gilt jedoch der Grundfag, daß der Nechtöweg „weder über wirkliche 
Majeftäts- und Hoheitsrechte, noch gegen allgemeine, in Gegenftänden der Regierungsver- 
waltung ergangen Verordnungen, noch über die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner 
Anlagen und Abgaben“ ftattfindet.?) 

Nah der Berfaffungsurfunde Art. 96: „Die Competenz der Gerichts- und Vers 
waltungsbehörden wird durch Das Gefetr beſtimmt“, fteht zwar unzweifelhaft feft, daß die 
Anwendung von Verordnungen auf die Yuftiz = oder Verwaltungsqualität einer Sache aus: 
geichloffen ſei, dagegen ift es mehr als zweifelhaft, ob aus jener Faſſung die Nothwen- 
digkeit einer anderweitigen generellen Regulirung der Beftimmungen über die Zuläfjigfeit 
des Rechtswegs zu folgern Tei, für deren Inhalt jedenfalls eine ftaatsgrundgefegliche Norm 
nicht gegeben ift. 

Im allgemeinen Liegt diefe Adminiftratiopuftiz in der Hand der Verwaltung Telbft. 

An einer Garantie in der Form des Verfahrens für diefe adminiftrativ = contentiöfen 
im Gegenfag zu den rein adminiſtrativen Sachen fehlte es bisher. 9) 


', Bollzugsverorduung zu dem Geſetze über die Organifation der inneren Verwaltung vom 
12. Juli 1864, SS. 48 — 82, 8 80 ff, 8. 99 

2, In dem bier erwähnten falle entfcheidet die Regierung dur ein motivirtes, von dem 
Yuftitiar im Concept zu zeichnendes Refolut, ‚ gesen welches alternativ ber Recurs an "die böbere 
Berwaltungsbe börbe, oder die Eivilflage bei Gericht ge ift. 

3) Verordnung über die verbefierte Einrichtung der Provinzialpolizei- und Finanzbehörde 
vom 26, Decbr. 1808. Ueber das Einzelne von Rönne, Staatsrcht der preußiſchen Monarcie, 
1. 1. ©. 236 ff, und die befannten Schriften von Hobredt, Sydow, Primter, Oppen— 
boff und Hartmann. 

*) Mit einer einzigen Ausnahme, herbeigeführt Durch das Gefeg vom 22. Juni 1861, be— 
treffend die Abänderung einiger Beftimmungen der allgemeinen Gewerbeordnung $. 71 fi. Da⸗ 
nad können die Approbationen der Aerzte, Wundärzte, Apotbefer, Unternehmer von Kranten- 
und Irren-, von Erziehungs - und Unterrichtsanftalten, die Gonceffionen von Schaufpielunter- 
nehmern und Unternehmern von Tanz- ober Fetfchulen, Bade» oder Turnanftalten, endlich die 
Beftallungen der Baucondueteure, Feldmefler, Mätler, Lootſen ıc. von der Berwaltungsbebörde zu- 
rüdgenommen werden, wenn bie Unrichtigteit der Nadweile bargetban wird, auf deren Grund 
folde ertheilt wurden, oder wenn aus Handlungen oder Unterlaffungen des Inhabers der 
Mangel der erforberlihen und bei Ertheilung der Conceffion vorausgeſetzten Eigenfdaften Mar 
erhellt. Eine foldhe Zurüdnahme kaum aber nur auf Grund einer fchriftlichen Vorunterſuchung 
und einer münblichen Verhandlung dur Plenarbeichluß der Regierung erfolgen. Zu der Bor- 
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Dagegen bieten die Formen, im denen fich die preußiiche Verwaltung überhaupt bes 
wegt, und noch mehr die perlönliche Stellung ihrer Beamten ſolche Garantien allerdings dar. 

In beiden Beziehungen nehmen namentlich die Regierungen binfichtlich der Intelligenz 
und gefiherten Stellung ihrer Mitglieder und binfichtlich der collegialiichen Form der 
Berathung eine Stellung ein, die fie den Obergerichten ebenbürtig macht und als „Ges 
richtöhöfe des öffentlichen Rechts“ qualificrt. 

Für die höchſte Inftanz wird ſich allerdings im conftitutionellen Staat, namentlich 
mit Rüdjicht auf die Behandlung von Petitionen jeitens des Yandtags, die Frage auf: 
drängen, ob nicht im Anſchluß an eine Schon vorhandene Abtheilung des Staatsraths die 
Bildung eines von der laufenden Minifterverwaltung und von den zeitigen Landtagsmajo— 
ritäten unabhängigen Verwaltungsgerichtshofs mit fefter Stellung feiner Mitglieder und 
öffentlich = mündlicher contvadictorifcher Verhandlung ind Auge zu faffen jet. ") 

In Bezug auf die neue Negulirung der Agrawerhältnijje haben die ausführenden 
Behörden, die Generalcommiſſionen, beziehungsweile die Regierungsabtheilungen, jowie das 
Revifionscollegium für die Yandesculturfachen wegen des fortwährenden Eingreifens in 
Privatrebtöverhältniffe annähernd die Geftalt richterliher Behörden mit Unterordnung 
amter das Obertribunal angenommen. 


D. Die Berantwortlichfeit der Beamten aus Amtshandlungen. 


Es fragt ſich viertend, wie‘ weit der Rechtsweg zuläffig ſei, inſofern es fich nicht 
jowohl um eine Klage gegen die Staatögewalt ſelbſt, als vielmehr gegen die Perfon des 
ausführenden Beamten handelt, möge diefe einen ciwilvechtlihen oder einen ftrafrechtlichen 
Inhalt haben. 

Dergleihen kann als eine laufende geichäftliche Controle gemeint fein, und zwar als 
eine ehr wirfiame, da die taufendfältigen Gollifionen mit den perlönlichen und vermö— 
gensrechtlihen Intereſſen der Privaten, in welchen jich die tägliche Verwaltung befindet, 


unterfuhung wird der Angeſchuldigte unter Mittheilung der Anfchuldigungspunfte vorgeladen, 
und wenn er erfcheint, gehört; e8 werben bie Zeugen eiblich vernommen umd die zur Auftlärun 
der Sache dienenden fonftigen Beweife berbeigeihafft; die Berrichtungen ber Stantbomwaltigaft 
werben durch einen won ber Regierung ernannten Beamten wahrgenommen; bei der Bernebmung 
des Angefhuldigten und dem Berböre der Zeugen ift ein vereideter Protocollführer zuzuziehen. 
Nah Abihluß der VBorunterfuhung überreiht der Beamte der Staatdanmwaltichaft der Regie- 
rung bie —— Der Angeſchuldigte wird unter abſchriftlicher Mittheilung der- 
ſelben zu einer Plenarſitzung zur mündlichen Verhandlung vorgeladen. Bei der mündlichen 
Verhandlung, welche in nicht öffentlicher Sitzung ſtattfindet, gibt zunächſt ein aus den Mitglie— 
dern der Regierung ernannter Referent eine Darſtellung der Sache, wie ſie aus den bisherigen 
Verhandlungen hervorgeht. Der — wird vernommen. Es wird darauf der Beamte 
der Staatsanwaltſchaft mit ſeinem Vor- und Antrage und der Angeſchuldigte mit ſeiner Ver— 
theidigung gehört. Dem Angeſchuldigten ſteht das legte Wort zu. Der Angeſchuldigte, welcher 
erſcheint, kann ſich des Beiſtandes eines Advocaten oder Rechtsanwalts als Vertheidigers bedie- 
nen. Der nicht erſcheinende Angeſchuldigte kann ſich durch einen Advocaten oder Rechtsanwalt 
vertreten laſſen, wenn nicht das perſönliche Erſcheinen des Angeſchuldigten unter der Berwar- 
nung angefagt ift, daß bei feinem Ausbleiben ein Bertheidiger nicht werde zugelaffen werben. Es 
lönnen auch mündliche Zeugenvernehmungen erfolgen. Die Eutfcheibun eriolgt, obne an po— 
tive Beweisregeln gebunden zu Der nach freier Ueberzeugung; fie muß mit Gründen verfeben 
ein und wird in der Situng jelbft verkündet. Weber die Verhandlung ift ein Protocol auf- 
unehmen. Für die Recursinftanz gelten diefe Vorſchriften nicht — Derartige Zuriidnaßmen 
And auch mac der Gewerbeorbnung für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869 $. 53 
noch zuläffig; die in $.21 aufgeftellten Normen Über Behörden und Berfahren führen für Preu- 
Ben nur die Mobification berbei, daß die Publication der Regierungsentſcheidung in öffent- 
liher Sitzung erfolgen muß. 
) Gneift, Commumalverfafiung ., ®b. IT, S. 1346 fi. 
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die Beamten einer endlojen Reihe von VBerfolgungen und Bedrohungen ausfegen, und 
auf indirectem Wege die Verwaltung unter die Herrichaft der Yuftiz bringen würde. 

Demgemäß findet fi das Syſtem, wonacd die ordentlichen Gerichtshöfe über der— 
artige Amtshandlungen lediglich in Gemäßheit des gemeinen Rechts urtheilen, weder in 
England, noch auf dem europätichen Continente . 

Es befteht aber zwilhen England und dem Gontinent die Differenz, daß dort ma— 
terielle, bier formelle Schranfen gezogen find. 

Indem in England eimerleitd Die Gefahr eines aus dev Parteiregierung hervor: 
gehenden ſyſtematiſchen Mißbrauchs einer discretionäven Beamten = Protection bejonders 
nahe lag, andererſeits die Rücjicht auf den Charakter des Ehrenamts der Friedensrichter ſich 
geltend machte, Die nad den Worten eines Gefeges von Georg IL. „leicht entmuthigt wer— 
den in der Ausübung ihres Amtes Durch veratoriiche Klagen wegen Feiner und unwill— 
fürlicher Irrthümer in ihren Proceduren, und die deshalb ſicher geftellt werden müſſen 
in der Ausübung ihres Ehren= und Vertrauensamts, joweit es vereinbar ift mit der 
Gerechtigkeit und mit der Sicherheit uud Freiheit der Unierthanen, über welde ihre 
Amtsgewalt ſich erſtreckt“: To ift man aus diefen Erwägungen zur Aufftellung ſehr weit— 
gehender, won den Grundſätzen des common law ftark abweichender materieller Rechtsnor— 
men gelangt, welde die Entichädigungspflicht und Verantwortlichkeit des Beamtenthums 
auf ein Minimum veduciren. 

Es iſt demgemäß eine Civilklage nur dann zuläffig, wenn ein Beamter durch Ber: 
legung wejentliher Formen oder völlige Ueberſchreitung feiner Jurisdiction, indem er etwa 
eine Haft oder ein Strafverfahren ohne vorherige eidlihe Information verfügte, oder 
einen Haftsbefehl außerhalb feines Bezirks erließ, gleihjam als Nicht = Beamter, als Pri— 
vatmann gehandelt hat. - Eine Civilflage gegen Beamte wird aljo grundläglic verwei— 
gert ; ald Private find fie andern Privaten für Eingriffe in Vermögens = und Freiheits— 
rechte zwar werantwortlic, geniegen aber noch immer eine weitgehende Protection, ſofern 
fie nur den Nachweis führen können, daß ihr Verſehen auf bonu fides beruht. 

Die ftrafrechiliche Verfolgung findet gegen den bona fide handelnden Beamten nie 
mals jtatt. Die VBorausjegung einer ſolchen ift in allen Fällen eine aus dolus hervor— 
gegangene Verlegung der Amtspflicht, wie die Berhaftung eines Unfchuldigen aus Rachſucht 
oder Uebermuth, die Verweigerung einer Gewerbeconcelfion aus Gewinnjucht. Der Nach— 
weis ſolcher partial, corrupt, malicious motives, folder private interest, resentment, 
oppression ift aber, da es ſich nicht um bloße Meinungen handelt, äußerſt ſchwierig zu 
führen, und Yord Brougham jagt gewiß mit vollem Recht: „Let him only give no 
reason for his conduct, and no power on earth can touch him.“ Außerdem hat 
die Kronanwaltichaft die Befugniß, jede Derartige Anflage durch nolle prosequi nieder= 
zuichlagen ?). 

ı) Auch in Amerika geht die Competenz der ordentlichen Gerichte feineswegs feweit, wie 
man vielfach annimmt; in zablreiden Fällen diefer Art entfcheidet der court of sessions, eine 
aus Friedensrichtern beftehende vom Gouverneur ernannte Grafſchaftsbehörde die nah Tocaueville 
zwifchen Berwaltung und Juftiz in ber Mitte ftebt, und deren Mitglieder in der Weile an ber 

ewöhnlichen Berwaltung tbeilnchmen, daß die mwichtigften Acte de8 commumalen Yebens unter 
ihrer Betheiligung erfolgen, und doch ein großer Theil der Graffchaftsverwaltung, wie die Erric- 
tung von Gefängniſſen, Die Borberathung des Grafichaftsbudgets, die Repartition der Graffchafts- 
fteuern, die Verleihung gewifler Patente, Die Eorge für die Grafichaftsbrüden und die Reparatur der 
Graffhaftswege im ihrer Hand liegt. Bol. Toequeville, De la demoeratie en Amerique 
14. edit. (Paris 1864), T, I. €. 121 ff. Die Frage verdiente übrigens auf Grund der Qucl- 
len eine eingebendere Erörterung als nad Maßgabe der Yiteratur möglich it. 


R Oneift, Das englifhe Verwaltungsrecht (2. Aufl. 1867) Bo. II. ©. 705 ff. Geſchichte 
und heutige Geftalt der engliihen Communalverfafiung (2. Aufl. 1863), Bd. IH. ©. 835 fi. 
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Gleichmäßig mit der Ausbildung des modernen Beamtenſtaats und mit der Tren— 
nung der Verwaltung von der Juſtiz bildete ſich ſowohl in Frankreich als auch in 
Preußen die Tendenz aus, die Beurtheilung von Amtshandlungen der Aominiftrativ: 
beamten der Cognition der ordentlichen Gerichte mehr oder weniger zu entziehen. Wenn 
in Frankreich ſchon jeit Ende des Mittelalterd dergleichen Klagen zur Adminiſtrativjuſtiz 
gerechnet wurden, und zur Competenz der zahlreichen, ſchon damals beftehenden Admini— 
ftratwjuftizbehörden wie die cour des ajdes, Die chambre des comptes, die cour des 
monnaies, die juges d’amiraute, Die juges des eaux et forôts, das conseil d’etat ges 
hörten, fo hat in Preußen ſchon die Neumärtifche Kammergerichtsordnung vom 11. December 
1700 den Grundſatz aufgeftellt, daß die Beamten zwar in Privatſachen vor die Regierungen 
(Obergerichte) gehören, daß aber Davon die Sachen ausgenommen feien „jo ihr Ambt und 
Bedienung felbft concerniven”, e8 hat ferner die Verordnung wegen Verbeſſerung des Yuftiz= 
weſens von 21. Mat 1713 vorgejchrieben, daß 8 „zur Kammer-Erkänntniß“ gehört, „wann 
die Beambten wegen ihrer Funktion und Ambtöverrichtung beſprochen, oder Tonft zur Ber: 
antwertung Deshalb gezogen werden“, es bat endlich Das Reglement vom 19. Juni 
1749 eine jehr eingehende Sonderung verſucht und insbeſondere beftimmt, daß es zur 
Eognition der Kammer gehört, „wenn ein Kriegs- und Tomänenrath oder ein anderer 
den Kammern ſubordinirter Beambter wegen ihrer Ambtöverrichtungen beiprochen, oder 
dieferhalb zur Verantwortung gezogen werden, oder Jemanden in Ambtsfachen injurivet 
haben.” Gegenwärtig findet zwar im beiden Yändern eine ciwil= und ftrafrechtliche Ber: 
folgung von Staatsbeamten aus Anlaf von Amtshandlungen vor den orbentlichen Ges 
richten ftatt; indeflen abgelehen Davon daß die ftrafrechtliche Verfolgung durch die Stellung 
der Staatsamwaltichaft thatfächlich der höhern Genehmigung unterliegt, To ift jede gerichtliche 
Beamtenverfolgung wegen Amts- und Dienftvergehen an eine vorgängige Erlaubnig gebunden, 
die zwar micht von den vorgelegten Dienftbehörben ertheilt wird, was in Preußen nad 
der Berfaffung unzuläffig ſein würde, Art. 97, die aber in Frankreich an die Beurthei— 
lung des Staatsrathe, in Preußen an die Beurtheilung des Gerichtshofs zur Entſcheidung 
der Competenz = Conflicte gebunden ift. Während man aber in Franfreih mit dieſer Ein- 
richtung im ganzen zufrieden ift, ſo hat fich das deutſche Rechtsbewußtſein gegen dielelbe 
gefträubt. Die preußiiche Regierung bat deshalb, geftügt auf ein Gutachten jener Bes 
börde felbft im Yahre 1861 einen die Aufhebung enthaltenden Gefegentwurf eingebracht. 
Derielbe gelangte indeſſen nicht zur Annahme und die Einrichtung ift neuerdings auf die 
neuen Yanbestheile ausgedehnt. Die ganze Frage bedarf noch der ernfteften Erwägung Y. 


E. Die Competenz - Eonflicte. 


Da überall die Abgrenzung zwilchen Yuftiz, Verwaltung und VBerwaltungsrechtds 
pflege nach ſehr complicirten Gefichtspunften erfolgt, jo fünnen natürlich leicht Con— 


Juſtiz, Verwaltung, Rechtsweg (1869), S. 154 ff. — Stein, Verwaltungsiehre, Th. I. Abth. 1. 
(2. Aufl. 1869), ©. 413 fie — Lord Brougham a. a. ©. 11. 371. 

.) Für Srantreid Dareste,a.a.O. ©. 514 ff, Laferriere, II, 563 ff.; fir Preu- 
fen von Rinne a.a. ©. II, 1.©. 412 ff, Koh in Gruchots Beiträgen Bd. V. ©. 249 ff.; 
anz befonders „Ueber bie Befugniß der ordentlichen Gerichte zur ſtraf- und civilrechtlichen Ver- 
olgung von Staatsbeamten and Anlaß von Amtshandlungen nah preußifhen Recht. Von 
einem preußifchen Richter, Berlin 1668.” — Uebrigens find auch in der Schweiz alle Eivilffa- 
gen gegen Beamte wegen gefetwibriger Amtshandblungen zunächſt beim Bunbesrathe anzubrin- 
gen; wenn biefer die Zuftimmung verweigert, jo kann der Kläger dennoch den beflagten Beam- 
ten auf dem Civilwege belangen, muß jedoch vorher eine vom Bundesgericht zu beftimmende 
Caution Teiften (Schweizer Bundesgefeg vom 9. December 1850 betreffend die Berantwortlichkeit 
der eidgenöffiihen Behörden und Beamten. 
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flicte darüber entftehen, ob ein Gegenftand zur Yuftiz, zur Verwaltung, zur Berwaltungs- 
vechtöpflege gehöre. 

Soldye Competenz = Conflicte find im doppelter Weile möglich, indem entweder eine 
Competenz in Anſpruch genommen wird, was eben der regelmäßige Fall ift (ſ. g. pofitiver 
Competenz = Conflict) oder in Abrede geftellt wird (ſ. g. negativer Competenz = Conflict). 

Die Wege, ſolche Conflicte zu löſen, find wieder in den verſchiedenen Ländern vers 
Ichieden. 

In England entiheiden Darüber die Reichsgerichte. 

In Preußen war bei der Neugeftaltung des Jahres 1808 nur feitgeletst worden, daß 
die Sache höhern Orts zur Sprache zu bringen ſei. Exft durch die Cabinetsordre vom 30. 
Juni 1828 wurde näher feftgeftellt, daß diejenigen Competenz= Conflict, die nicht durch eine 
Bereinigung zwiſchen dem Juſtizminiſter und dem Minifter der betreffenden Berwaltung erledigt 
witrden, vermittelft eines Gutachtens des Staatsrath dem Könige vorgelegt werden Tollten, 
welcher fich vorbehielt, entweder ſelbſt zu enticheiden oder die Enticheidung dem oberften Ge— 
richtshofe aufzutragen. Die mit diejer Einrichtung verbundenen Uebelftände führten zu dem 
Geſetze vom 8. April 1847, wodurch ein aus bleibenden Mitgliedern zu bildender Ge— 
richtöhof, beftehend aus dem Präfidenten des Stantsraths, dem Staatsſecretär und neum 
andern Mitgliedern des Staatsraths, von denen fünf Juſtiz-, die übrigen vier Verwal: 
tungsbeamte jein follten, errichtet wurde. Wenn nun die Verfaſſungsurkunde Art. 96 
feſtſetzt, daß über Competenz = Eonflicte zwiſchen Verwaltungs- und Gerichtöbehörden ein 
durch das Gejet bezeichneter Gerichtshof enticheiden ſoll, jo iſt dadurch einerſeits die Ein- 
richtung eines Gerichtshofs für Entfcheidung der Competenz-Gonflicte zu emer verfaffungs- 
mäßigen Einrichtung erhoben worden, jo daß alfo eine principiell abweichende Einrichtung, 
etwa die Enticheidung der Competenz = Conflicte durch die Gerichte, nur auf Grund einer 
vorgängigen Berfaffungsänderung möglich fein würde. Andererſeits kann man jedoch zwei— 
felhaft darüber fein, ob im Hinblid auf die Anforderungen, welche die Verfaſſungs-Urkunde 
in Art. S6. 87 an die Zufammenfegung und in Art. 93 an das Verfahren eines Gerichtö- 
hofs ftellt, der Gompetenz = Gerichtähof des Geſetzes von 1847 auch der verfaffungsmäßig 
richtige ſei, da einerſeits die Mitglieder zwar thatſächlich nach einer Erklärung des Ju— 
ftigminifters in ihren Yunctionen dauernd belafjen find, eine derartige rechtliche Garantie 
aber nicht eriftirt, und da amdererfeitd das Berfahren geheim und ſchriftlich ift. 

Wenn eine Zeit lang die Klagen über angebliche „Trockenlegung“ der Yuftiz gegen 
die Eriftenz dieſer Behörde gerichtet waren, fo hat man doch alsbald anerkennen müſſen, 
daß die Urtheile durchgängig auf unzweifelhaft richtiger Auslegung der gefeglichen Beſtim— 
mungen über die Refjortverhältniffe beruhen, daß eine Beeinträchtigung der Yuftiz einer 
Behörde nicht worzumerfen tft, welche in einer ganzen Reihe von Fällen gegen die überein— 
ftunmenden Urtheile der beiden Inftanzgerichte den Rechtsweg für zuläffig erflärt bat, daß 
alfo bei Beleitigung diefer Behörde für die Yuftiz außer der Ehre fich jelbft für incom— 
petent zu erklären, wenig gewonnen fein würde. 

In Frankreich gebührt die Entjcheidung der Gompetenz = Conflicte dem Staats— 
rathe, der dabei ganz wie bei den Entjcheidungen des Contentieux verführt, oder vielmehr 
nad) den oben dargelegten Grundſätzen ftrenggenommen dem Sailer. Die Competenz- 
Conflicte heißen technifch eonflits d’attribution, im Unterſchied von den conflits de ju- 
risdietion, die zwilchen Behörden deſſelben Reſſorts entjtehen. 


- 
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IV. Innere Verwaltung. 


Wenn die Wirffamfeit der Staatsgewalt zu allen Zeiten im allgemeinen auf aus— 
wärtige Verhältniffe und Kriegsweſen, auf Yuftiz und innere Verwaltung, ſowie auf 
Herbeiſchaffung der für alle diefe Functionen erforderlihen materiellen Mittel, Finanzwe— 
fen, ſich erftredt hat, To ift doch der Umfang der ftaatlichen Tätigkeit auf Dielen verſchie— 
denen Gebieten nad Zeiten und Bölfern ein ſehr verichiedener gemelen. 

Und zwar hat die innere Verwaltung, die öffentliche Sorge für das individuelle 
Wohl, in germaniſchen Staatöverhältniffen am ſpäteſten ſich ausgebilvet. 

Es find wieder zwei Stadien in diefer Entwidelung zu unterfcheiden, infofern die 
Stantögewalt in diefer Hinficht anfangs auf eine mehr negative Thätigfeit auf Abwen— 


- dung von Gefahren, welche den Einzelnen aus den Kräften der umgebenden Natur, oder 


aus dem vechtöwidrigen Beginnen der Menichen bedrohen, auf Sorge für Sicherheit, auf 
Friedensbewahrung gerichtet war, und erſt in neueren Zeiten, hier früher, dort ſpäter, 
in größerer oder geringerer Ausdehnung, je nad der Anlage des Volksgeiſtes und- 
nad dem Bewußtſein der Nationen über das Weſen ded Staats, zur pofitiven För— 
derung der Eingeleriftenzen fortgegangen ift, und durch Sammlung und Verwendung der 
ftaatlihen Geſammtkraft in Bezug auf Verkehrsweſen, Yandesculturpflege, Förderung 
von Kunft und Wiſſenſchaft ein umfafjendes Syſtem moderner innerer Verwaltung ges 
Ihaffen hat . 

In der Terminologie hat diefer Entwidelungsgang Teine Spuren bis heute zurück— 
gelafjen. 

Wenn einft die gefammte innere Verwaltung als zrolırei« der Juſtiz gegenüber 
trat, fo wurde der Ausdruck Polizei doch vorzugsweiſe auf die zur Erhaltung der Sicher— 
heit nothwendigen Einrichtungen und Maßregeln auf die negativen Functionen der ins 
neren Verwaltung angewendet. Dan Hat dann zwar fpäter aud Die pofitiwe Seite 
der inneren Verwaltung Polizei genannt, von einer Unterrichts: und Landwirth— 
ſchaftspolizei (Meltorationsweien) geſprochen, die Tämmtlichen Behörden der inneren 
Verwaltung Polizeibehörden, die gefammte Wiffenfchaft der inneren Berwaltung Poli— 
zetwiffenichaft genannt. Die erftere Bedeutung von Polizei ift aber auf die Dauer , 
in Theorie und Praris die überwiegende geblieben. Man hat daher nach heutigem 
Sprachgebrauch die Polizei von der inneren Verwaltung zu cheiden, jedoch nicht im dem 
Sinne, daß fie ein befondered Gebiet wäre, fondern in dem Sinne, daß jie der ganzen 
inmeren Berwaltung immanent ift, umd ſtets die negative Seite derfelben bezeichnet, jo dan 
fie auf jedem einzelnen Gebiete ſich vorfindet. Da jedod weder begrifilich noch praktiſch Die 
pofitiwe umd die negative Seite der inneren Verwaltung ſich überall ſcharf von einander 
trennen laffen, wie dad namentlid auf den Gebieten des Sanitätsweſens, des Fremdenwe— 
ſens, des Bauweſens hervortritt, jo haftet dem Begriffe der Polizei noch immer eine 
Unbeftimmtheit an, die denjelben namentlih zu geſetzlicher Feſtſtellung ſchwer definir- 
bar madıt 2). 


') Der Unterſchied zwiſchen der negativen und pofitiven Seite der inneren Verwaltung tritt 
in ben $$. 2 und 3. Fit. 13. Th. II.A. 2. R. Mar hervor; $. 2: „Die vorzüglichite Pflicht des 
Oberhaupts im Staat ift, ſowohl die äußere als innere Ruhe und Sicherheit zu erhalten, und 
einen eben bei dem Seinigen gegen Gewalt und Störungen zu ſchützen.“ $. 3: „Ihm kommt 
es zu, für Anftalten zu forgen, woburd ben Einwohnern Mittel und Gelegenheit verichafft 
werden, ihre Fähigkeiten und Kräfte auszubilden und diefelben zur Beförderung ihres Wohlftan- 
des anzumenben.‘ 

2) Stein, Berwaltungsfebre I, 197. II, 62 fi. IV, 2 ff. — Rau, lieber den Begriff der 
Bolizei (Zeitfchrift fiir die gefammte Staatswiſſenſchaft, 1853). 
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Die einzelnen Theile der inneren Verwaltung, das Syſtem derſelben, bieten uns die 
großen Elemente des inneren Staatolebens dar. Man ſcheidet danach eine Verwaltung des 
perfönlichen, wirthichaftlihen und gelellichaftlihen Yebens. Die Verwaltung Des perjön- 
lichen Yebens bezieht ſich ſowohl auf das phyſiſche, wie auf das geiftige Yeben der Perfön- 
lichkeit, umfaßt in jener Beziehung das Bevölkerungs-, Gefundheits= und Pflegichaftsme- 
fen, in diefer Beziehung Unterrihts:, Bildungs- und Gultuswejen. Die Berwal- 
tung des wirthſchaftlichen Yebens enthält zumächft Die auf Das gefammte Wirthichaftsweien 
bezüglichen Berhältniffe der Entäuferung (Orumdentlaftung, Ablöfung, Gemeinheitsthei— 
(ung) des Berfehrsweiens, des Umlaufswejens, des Creditweſens, ſodann die bejonderen 
Arten des Wirthichaftsweiens, wie Urproduction, Yand= und Forſtwirthſchaft, Gewerbe, 
Induftrie, Handel, geiftiges Eigenthbum. Die Berwaltung des geiellichaftlichen Lebens 
endlich umfaßt das Familienweſen, Claſſenweſen und die ſtändiſche Ordnung !). 


V. Stantsverwaltung und Communalverwaltung. 


Die Verwaltung erfolgt entweder Durch den Staat, oder durch Genoſſenſchaften öffent: 
lich rechtlichen Charakters, Die wie der Staat auf territorialer Grundlage und auf Zwangs— 
mitgliedichaft beruhen — Gommunen im weiteren Sinne. Die Staatöwerwaltung ift ent: 
weder Yocal= oder Kreis-, Bezirks-, Provinzials und Gentralverwaltung Syſtem der ad: 
miniftratiwen Centraliſation und Decentraliation). 

Die Communalverwaltung bezieht ſich entweder auf allgemeinere, durch örtliches Zus 
fammenwohnen entftandene Zwecke: Communalverwaltung im eigentlichen Zinn, die 
wieder auf verichtedene Weife als Berwaltung der Pocalgemeinde, der Sammtgemeinde, 
der Kreis, Bezirks-, Provinzialgemeinde ericheint, oder auf einzelne ſpecielle Zwede: 
Syſtem der Verwaltungsgemeinden, unter deren Arten beionders die Schulfocietäten, 
die Yandarmenz, Weges und Deidyverbände, Die Jagd = und Entwälferungsgenofienichaften, die 
Greditinftitute, endlich die Kirchengemeinden niederev und höherer Stufe bervorzubeben jind. 

Staats und Gommmmalverwaltung werden entweder durch Berufs- oder durd Eh— 
venämter, oder durch eine Gombination beider Elemente geführt. Die Staatsvenwaltung 
durch Ehrenämter iſt der Begriff des engliichen Selfgewernment, die Communalverwals 
tung in der Combination von Berufs= und Ehrenamt ift der Begriff der Selbftverwal: 
tung im deutfchen Sinne. 

Sowohl die Staatd= ald auch die Communalverwaltung mit oder ohne Ehrenämter 
werden entweder in bureaukratiichen oder in collegialifchen Formen gehandhabt. Der 
neuerdings mehrfach aufgeftellte Begriff von Bureaukratie fällt mit dieſer Eintheilung kei— 
neswegs zuſammen; derielbe iſt aber überhaupt ſchwer zu definiren, und weniger ein 
wiſſenſchaftlicher Begriff, als ein politiſches Schlagwort, mit dem die verſchiedenen Par: 
teien ſehr vwerichiedene Bedeutungen verbinden. 


A. Die Stantsverwaltung. 


In England beruht dielelbe fir die unten Stufen noch immer weſentlich auf 
dem Yınte der Friedensrichter. 
Das Friedensrichteramt charakteriſirt ſich Durch zweierlei. 


) Stein, Verwaltungslehre II, 565 Mohl, Polizeiwiſſenſchaft, 3. Aufl. 18663 Mohl, 
Staatsrecht des Königreichs Würtemberg, Bo. 113 Pözl, Bairiſches Verwaltungsrecht, Mün— 
chen 1856; v. Röune, Staatsrecht der preußiſchen Monarchie, Bd. II. Abtb. 1. 2. 
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Daſſelbe ift erftens ein Staatsamt ; denn es wird einerfeits von der Krone verlie- 
hen und bleibt aud zur Dispofition der Krone, wie die jährliche Erneuerung der Com— 
missions und Die Befugniß zur jederzeitigen Zurüdnahme derſelben beweift, und es be- 
zieht ſich andererſeits auf wirkliche ftaatliche Hoheitsrechte, auf die Verwaltung von Mi— 
litär- und Steuerangelegenheiten, auf die ftaatsfeitige ziemlich tief eingreifende Controle 
und Yeitung des Communalweſens, endlich auf eine ausgedehnte Polizeiverwaltung, die 
fi) dem Umfange nad zwar weſentlich auf das Syſtem der alten Friedensbewahrung, 
ausnahmsweiſe jedoch aud auf einzelne Zweige der modernen Wohlfahrtspolizei, der Art 
nad ſowohl auf die Handhabung der Orts- wie der Landespolizei erſtreckt. 

Daſſelbe ift zweitens ein Ehrenamt, von dem Nachweiſe eines höheren Grundſteuer— 
Reinertrags abhängig, ohne an eine fonftige Qualification gebunden zu fein, und ohne 
die Borausiegung einer ausſchließlichen Hingabe an den Dienft, der von einer ganz exor— 
bitanten Anzahl von Friedensrichtern geleiftet wird, ımd im jedem einzelnen Falle mehr 
oder weniger auf Freiwilligkeit berubt. 

Wie nun auch diefe friedensrichterlihe Verwaltung innerhalb ihrer Sphäre ſich bes 
währt haben mag, jedenfalls hat fie ji zur Erfüllung der modernen Staattaufgaben zur 
Handhabung einer Wohlfahrtöpolizet unzureichend erwielen. Wenn einft Binde „feine Mi: 
niftertaldivifionen und Bureaux oder General= und Pandesdirectorien, feine Ober = und Unter: 
präfecten, feine Regierungs = und Kammercollegien, feine Yand = und Seuerräthe, feine Gens: 
darmen und Polizeicommiffäre, faft gar keine fichtbaren Regierungsbeamten“ vorfand, To 
vermißte er Doch) zu gleicher Zeit „Sorge für Voltserziehung, für Medicinalpolizei, genügende 
Vorbeugungsmaßregeln gegen Lebens⸗ und Eigentbumsgefahren”, und fand dagegen „ausgedehnte 
wüſte Gemeinheiten, eine Armenpflege, welde nur darauf berechnet fchien, alle Menichen 
arm zu machen“ I). Und in demielben Maße, wie nun ſeit der Reformbill die Pflege der— 
artiger Intereffen, insbefondere die Sorge fir die untern Claffen auf den Gebieten des 
Armen =, Geſundheits-, Unterrichtd= und Fabrikweſens gefördert worden ift, hat ſich ein Be- 
rufsbenmtenthum und ein Behördenſyſtem ausgebildet, welches dem continentalen Verwal— 
tungsapparate durchaus entipricht. 

Dies engliiche Beamtenthum emtbehrt jedoch jeder wiflenschaftlichen Fachbildung; die 
jeit 1855 eingeführten Prüfungen find Tediglih auf Elementarbildung gerichtet, die Zus 
rückweiſungen erfolgen wegen ſchlechter Handfchrift, wegen grober Uwwiſſenheit im Buch— 
ftabiren und Pechnen. Die Anftellungen beruben zum weitaus größten Theil auf Partei— 
patronage; nad der Schilderung von Lord John Ruffel in der Weile, daß, wenn eine 
Stelle im Stempel: oder Postamt vacant tft, die Treasury an den Abgeordneten für die 
Grafſchaft oder den Flecken, der mit der Negierung ſtimmt, Schreibt und ihn auffordert, 
eine Perſon zu vecommandiren. Niemand leugnet nad Gneiſts Ausdruck, daß bei Anftel- 
lungen in erfter Linie an Brüder und Schwiegerföhne dev Parlamentsmimifter gedacht 
wird, dann an Parlamentsmitglieder, deren Stimmen wichtig find, und deren Angehörige, 
dann am Proteges der Diinifter, Peers und Unterhausmitglieder, dann auch wohl an 
talentvolle Zeitungsredacteure und Pamphletichreiber 3. B. wurde Bund mit 1000 Y., 
Examiner mit 800 X, Dir. Procter mit 1500 L. angeftellt), Dann aud wohl an eine 
entichieden tüchtige Capacität oder einen eifrigen Subalternbeamten, in unteren Stellen 
an Privatfecretäre und Kammerdiener, Die Anftellungen erfolgen ferner nicht auf Yes 
benözeit (during good behaviour), fondern auf Widerruf (during pleasure), und fo we— 
nig von der grundfäglichen Entlagbarfeit thatlächlih Gebrauch gemacht wird, rechtlich ift 


) Darftellung der inneren Verwaltung Großbritanniens von Y. Freiheren v. Binde. Her- 
ausgegeben von B. ©. Niebubr. 2. Aufl. Berlin 1848. S. 1. 3 
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die Stellung der engliihen Beamten durchaus precär. Endlich findet eine Beförderung 
nicht nach Berdienft, Tondern nur nad Anciennetät ftatt. Die Ausſicht auf die böchften 
Stellen ift aber dem engliihen Beamtenthume überhaupt verſchloſſen, da nicht blos die 
Minifterien ſelbſt, Sondern auch die mit denfelben wechlelnden ſ. g. politiſchen Aemter, etwa 
60, mit Parlamentömitgliedern beſetzt werden, ein Parlamentsſitz aber mit einer eigeut: 
lichen Beamtenftellung in der Regel incompatibel ift. 

Die Behörden dieſes modernen Adminiſtrativſyſtems find in ftreng buveaufatticer 
Weiſe, auch bei ſcheinbarer Collegialität, organifirt, und zugleich ſtark centralifirt; ftändige 
Provinztalbehörvden fehlen, die reiſenden Iufpectoren haben feine enticheidende Gewalt ©). 

In Frankreich liegt die eigentliche Entiheidung fin die ganze Sphäre der inne— 
ven Verwaltung und zwar bis in die unterften Inftanzen in der Hand von Berufsämtern. 
Diele find überall da, wo es zunächſt auf Handeln ankommt, bureaukratiſch organifirt 
und nur fiir die Stufen der Gentral= und Provinzialverwaltung finden fi neben den 
Miniftern und den Präfecten aus Berufsämtern beftehende Gollegien : der Staatsrath 
und der Präfecturrath, Die jedoch für Die eigentliche Verwaltung auf eine lediglich bera- 
tbende Stellung beſchränkt find. Innerhalb diefes Behördenorganismus bat die im Prä— 
fecten concentrirte Provinzialverwaltung gegenüber der mintfteriellen Gentralverwaltung 
jet dem Decentralifationsdeerete vom 25. Mai 1852 ?) eine gewiffe Selbftjtindigfeit 
erlangt, indem eine beträchtliche Anzahl von Gegenftänden aus der Commumalverwal- 
tung, aus dem Gebiet des Yandesculturweiens, aus der Verwaltung der indirecten Steuern, 
der Domänen und Forften, und eine nicht minder beträchtliche Anzahl von Stellenbefegun: 
gen in den verichiedenften Zweigen des öffentlichen Dienftes, den Präfecten zur ſelbſtſtän— 
digen Erledigung überwieſen wurden. Der bei jener Gelegenheit officiell ausgeſprochene 
Gedanke, daß man wohl von fernher regieren, aber nur aus der Nähe verwalten könne, 
bat auf die Stellung der Berwaltungsbehörden vom Präfeeten abwärts insbeſondere auf 
die Stellung der Unterpräfeeten und Mair feinen Einfluß geübt, dieſe erfchienen viel- 
mehr ohne jede felbitjtändige Initiative Lediglich al® commissaires de partis. 

Als „fragmentariſche Ergänzung” diefes Beamtenſtaats ift dann ein populäred Ele: 
ment im den |. g. Conseils herbeigezogen ; das conseil general neben der Verwaltung 
des Präfeeten, das conseil d’arrondissement neben der Verwaltung des Unterpräfecten ; 
Das conseil municipal neben der Verwaltung des Maire. Alle diefe Conseils beruben 
auf dem allgemeinen Stimmrecht. Sie haben eine gewiſſe reale Bedeutung fir die Ge— 
biete der Communal- und Intereſſenverwaltung, für die ſtaatliche Adminiſtration iſt ihre 
ganze Thätigkeit nur eine ſcheinbare 9). 

In Breußen find die Stufen der Local-, Kreis-, Bezirks-, Provinzial= und Gen- 
tralverwaltung genauer von einander zu untericheiden. 


1. Die Localverwaltung. 


Die Organifation derfelben bietet eine große Mannichfaltigfeit von Geftaltungen dar. 
Indem es der Ritterichaft in einem großen Theile von Deutichland, insbeſondere in 
den durd Eroberung gewonnenen öftlihen Gegenden, gelungen war, gejtügt auf großen 


) Gneift, Das ri — Th. U. ©. 678 fi. 601 fi. 1343 ff. Juſtiz, 
Verwaltung, Rechtsweg, ©. 132. 

*) Abgebrudt bei Eafarsiäre a. a. ©. II, 608 fi. 

R Stein, Berwaltungsichre I, 390 fi. 420 ff. 476 fi; Gneiſt, Juftiz, Berwaltung, 
Rechtsweg, ©. 106 fi. 
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Grundbeſitz und militäriiche Stellung, den größten Theil des platten Yandes in perfönlicher 
und dinglicher Beziehung ſich zu unterwerfen, und die altgermanifche Feldmark mit ihrer 
gleihberechtigten Hufe im berrichendes Hoffeld und unterthäniges Bauernfeld zu verwan— 
deln, das gefammte Areal entweder in unmittelbaren oder mittelbaren Befit zu bringen, 
fo hatte fi alsbald aus dem Dominium ein Imperium entwidelt, indem die Hinterfafjen 
unter der landesherrlicen Gewalt Himweggezogen, die Rittergüter zu kleinen Territorien 
gemacht wurden, und in den Händen ber Befiger eine ortsobrigkeitliche oder polizetobrig- 
feitlidhe Gewalt ſich Dilvete, Die nicht den Charakter eines Amts, Tondern eines aus pri— 
vatrechtlicheın Titel fließenden ſelbſtſtändigen Rechts hatte. 

Dies Verhältniß verlor aber feine Grundlage in demfelben Augenblide, wo die wirthe 
ſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Gutsherrichaft und Hinterfaffenichaft gelöft, die privat- 
rechtliche Unterthänigfeit aufgehoben wurde. 

Im dem ſ. g. Steinſchen Teftamente — dem Rundſchreiben an die Oberbehörben 
vom 24. November 1808 — war diefe Sachlage klar erfannt. „Regierung, beißt es 
dort, „kann nur von dev höchſten Gewalt ausgehen ; Tobald das Recht, die Handlungen 
eines Mituntertband zu beftimmen, mit einem Grundſtücke ererbt oder verfauft werden 
fan, verliert die höchſte Gewalt ihre Würde umd im gefränften Unterthan wird die An— 
hänglichkeit an den Staat geſchwächt; nur der König ſei Herr, infofern diefe Benennung 
die Polizeigewalt bezeichnet, und jein Recht übe der aus, dem er es jedesmal überträgt.” 
Und in voller Uebereinftunmung damit erflärte der König im einer am folgenden Tage 
erlaffenen Gabinetsordre „Ich Din Willens, die Polizeigewalt nicht ferner von dem Befige 
eines Grundſtücks abhängen zu laſſen; die Polizei Toll, wie es im anderen Staaten ge 
ſchieht, nicht von den Grunpbefigern, ſondern von Orts= und Kreispolizeibehörben ver- 
waltet werden.‘ 

Erft die Berfaliungsurtunde vom 5. December 1848 Art. 40 und die Ber: 
fafjungsurfunde vom 31. Januar 1850 Art. 42 haben wörtlih gleichlautend Die 
Aufhebung der gewiſſen Grundftüden zuftehenden Hoheitsrechte, insbeſondere der guts— 
herrlichen Polizet und obrigkeitlihen Gewalt ausgeſprochen. Demgemäß hatte die Ges 
meindeorbnung ſowie Dad Gejeg über Die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 die 
Handhabung der Ortspolizei als ftaatliches Hoheitsrecht in allen ftädtiichen und Ländlichen 
Communen dem Gemeindevorftande übertragen. Es war gleichzeitig dem Minifter des 
Innern ein ſehr umfaſſendes Recht zur Einfegung königlicher Polizeiverwaltungen und 
andererfeits der Stantöregierung die Befugniß beigelegt worden, Gemeinden, welche 
eine genügende Polizeiverwaltung aus eigenen Kräften berzuftellen nicht vermöchten, mit 
benachbarten Gemeinden zu einem Polizeibezirke zu vereinigen. Die Geſchäftsführung 
jollte regelmäßig geeigneten Eingeleffenen des Bezirks, Kreisamtmännern, als Ehrenamt 
und nur ausnahmsweiſe auf Koften des Bezirks anzuftellenden Commifjarien übertragen 
werben. 

Diefe Organifation iſt aber nirgends in erheblichen Maße zur Ausführung gebracht, 
umd durdy das Gefeg vom 24. Mai 1853 betreffend die Aufhebung der Gemeindeord: 
nung wiederum beſeitigt. Das Geſetz vom 14. April 1856 hat dann aud) den Art. 42 
der Berfafjungsurtunde abgeändert, und das Geſetz über die ländlichen Ortsobrigfeiten von 
demfelben Tage die gutsherrliche Polizeigewalt in den öftlihen Provinzen neu geregelt . 

Demgemäß befteht die gutöherrliche Polzeigewalt gegenwärtig in den Provinzen 
Preußen, Pommern, Brandenburg, Sachſen und Schlefien. 


von Rönne, Staatöredt I, 1. 288 fi. 298 fi. 
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Im der praktiſchen Handhabung befteht ein großer Unterichted, je nachdem ein Pri- 
vater oder der Staat als Gutsherrſchaft ericheint. Wärend der fonftige Gutsbefiger Teine 
Volizeigewalt entweder felbft oder durch einen Stellvertreter ausübt, und regelmäßig ſei— 
nen Wirthihaftsinspector zum Polizeidirector ernennt, der ſich dann thatſächlich um die 
Polizeiverwaltung wenig befümmert, jo beauftragt der Domänenfiscus mit der Beſor— 
gung feiner Gutspolizei über die f. g. Amtsdörfer entweder Domänenpäcter (ſ. g. De: 
mänenämter) oder Subalternbeamte (f. g. Domänenrentmeifter), die zunächft für die Einzie: 
bung der Domänen -» Amortilationd= Renten und Forftgefälle eingelegt find, deren Gehalte 
auf dem Etat des Finanzminiſteriums, und zwar unter den Berwaltungsfoften und Yaften 
der einzelnen Einnabmezweige, nicht unter den Staatsverwaltungskoſten ftehen, die aber 
dennody in erfter Yinie Polizeibeamte find, von ihrer Polizeigewalt aud häufig einen ſehr 
ausgedehnten Gebraub machen, und mit der allen Subalternen gemeinfamen Neigung 
zum Bureaudienft, auch in ihrem Verhalten gegen das Publicum , welches gerade an dies 
fer Stelle am bäufigften mit dem Staate in Berührung kommt, die abftogenden Eigen 
Ichaften der Büreaukratie verbinden. 

In der Provinz Scleswig-Holftein hat ſich zwar eine gutöberrliche Polizeigewalt gleih- 
falls erhalten, in denjenigen ländlichen Diftricten jedoh, in welden die Wahrnehmung der 
amtsobrigkeitlihen und polizeilichen Geichäfte bisher landesherrlichen Beamten übertragen 
war, find nad) durchgeführter Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung Diftrietsbeamte 
angeftellt worden, die "in Schleswig Hardesvögte, in Holftein Kirchſpielsvögte heißen, und 
denen außer der Beforgung der ortöpolizeilichen Geſchäfte auch noch die Verwaltung der 
landräthlichen Obliegenheiten unter der Aufjicht des Yandraths, ſowie die Telbitftändige 
Erledigung einzelner Gefchäftszweige als ftändiger Commiſſarien des Yandraths oder der 
Regierung, namentlich auf den Inſeln ausprüdlih übertragen werden kann H. 

In der Provinz Poſen, in Weftphalen, in der NRheinprovinz, in Helen = Naffau und 
in Hannover übt der Staat ald folder die Yocalverwaltung aus. 

Die Einrichtungen find aber wieder jehr verjchieden. 

Die Diftrietscommiffarien der Provinz Poſen find rein: Staatsbeamte, zugleich bloße 
Subalterne. Die Aıntmänner des Regierungsbezirks Wiesbaden, die Yandräthe des Regie: 
rungsbezirks Gajfel, die Amtshauptmänner der Provinz Hannover jind reine Staatöbeamte, 
gehören jedoch dem höheren VBerwaltungspienfte an. Die rheintichen Bürgermeifter ſind 
gleichzeitig Staats: und Gommunalbeamte, indem fie vom Staate ernannt jind, umd 
in erſter Neibe ftaatliche Functionen zu verſehen haben, aber doch zugleich Vorfteher einer 
Gommune find, jet es einer Einzelgemeinde, fei e8 einer Sammtgemeinde, von der fie auch 
unter ſtaatlicher Feſtſetzung ihre Beioldung empfangen. In den weftphälijchen Amtmän— 
nern endlich wiederholt fich jenes Doppelverhältnig von Staats- und Communalbeamten 
in ganz analoger Weile; zugleidh aber ift das Amt principiell als ein „Ehrenamt“ ge: 
Dacht, „mit welchem nur eine feite Entihädigung für Dienftunkoften verbunden ıft, md 
welches einem angelehenen und vorzugsweiſe aus den größeren Grundbeſitzern auszuwäh— 
lenden Eingefeflenen übertragen werden ſoll“, und nur wegen des häufigen Mangels au 
En Candidaten ift das Amt thatlächlich zu einem bejolveten Berufsamt geworden*. 


9 — vom 22. rg 1867, betreffend die Organifation der Kreis - und Di- 
ſtrietsbehörden von Schleswig - Holftein $. 4. 

?) Verordnung vom 22. Februar 1567, betreffend die Organifation ber Berwaltungsbebör 
ben in bem ehemaligen Kurfürſtenthume Heſſen ꝛc. $. 8. 9. — Berorbuung vorn = Sept. 1867, 
betreffend die Amts- und Kreißverfafjung in ber — Hannover, $. 1. 2. 4. 7. — Revi— 
dirte Amtsordnung vom 10 Mai 1559, 3. 1-18. 37. 41- 46. — Rheiniſche Gemeindeorbnung 
vom 23. en 1845, 3. 103. 107, 109. — Weitpbälifche Landgemeindeorbnung vom 19. März 
1356. 8. 69 ff. 
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Eine von allen bisherigen abweichende Organifation für die Pocalverwaltung ift neuer: 
dings in Baden ind Leben geführt. Wie bei der Entſcheidung gemifjer öffentlich rechtlicher 
Streitigkeiten, jo ſteht auch bei der ſonſtigen ftaatlihen Verwaltung dem Bezirksamte ein 
Bezirksrath, in welchen jechs bis neun Bewohner des Amtsbezirks vom Miniftertum des 
Innern aus einer von der Kreisverlammlung aufgeftellten Lifte für je zwei Jahre berufen 
werden, zur Seite. Dieler Bezirksrath wirft theils als berathende Behörde bei allen das 
Intereſſe des Bezirks berührenden allgemeinen Mafregeln nad) Art eines franzöſiſchen Con— 
ſeil, theils als beichliegende Behörde, insbeſondere als Auffichtsinftanz über das Gemeinde- 
weien, und als Polizeibehörde in Bezug auf Conceſſionsweſen und gewerbliche Anlagen, 
theils endlich durch die einzelnen Mitglieder, indem der Amtsbezirk unter dieſe zu per- 
ſönlicher Theilnahme inöbefondere an der Handhabung der Landespolizei und an der Auf- 
ficht über die Ortspolizei vertheilt wird, To daß auf diefe Weile über fünfhundert freiwillige 
Polizeibeamte gewonnen find.?) 


2. Die Kreisverwaltung. 


Schon im Jechzehnten Yabrhundert finden fidh in der Mart Brandenburg die An: 
fünge einer freisftändiichen Verwaltung. Unter den Kreiſen verftand man aber urſprüng— 
lich die Altmark, Mittelmart, Ukermark und Priegnig, und erſt allmählig bilveten ſich 
durch weitere Theilungen, am früheften in der Mittelmart und Altmark, die Kreiſe in 
ihrer ſpätern Geftalt aus.2)] 

Zur Competenz dieſer kreisſtändiſchen Verwaltung gehörte insbejondere das Steuer- 
weien, und zwar ın früh vollzogener Trennung des platten Landes von den Städten, Die 
insbeſondere dadurch herbeigeführt war, daß die Ländlichen und ſtädtiſchen Abgabenverhält— 
niffe von Grund aus verichieden waren; die Kreisſtände beftanden alſo lediglich aus ver 
Ritterſchaft. 

AS Organ der Kreisſtände erſchienen die Kreisdirectoren oder Landräthe. 

Das Pandratbsamt war urſprünglich ein reines Communalamt, durch Wahl ver 
Ritterſchaft aus ihrer Mitte beſetzt, und lediglich zur Wahrnehmung ftändiicher Geichäfte, 
insbefondere zur Yeitung der kreisſtändiſchen Verhandlungen und zur Vertretung der freid- 
ſtändiſchen Rechte beſtimmt. 

Das Landrathsamt war ferner ein reines Ehrenamt, die normale Einrichtung einer 
Zeit, wo die Geſchäfte von einer Einfachheit waren, daß ſie neben dem Betriebe der 
Landwirthſchaft von dem Gute aus ohne übermäßige Betheiligung von Subalternen be— 
ſorgt werden konnten. 

Neben den Landräthen kamen als weitere ſtändiſche Ehrenämter zu ihrer Unter— 
ſtützung Kreisdeputirte, als ſtändiſche Berufsämter der Kreisſyndieus, Kreiseinnehmer, 
Kreiskaſſencontroleur, Kreiskaſſenrendant, Kreisſeeretär vor. Die Kreiskaſſe war eine rei 
ftändiiche Kaffe, aus der die Abgaben an den Landesherrn entrichtet, die Adminiſtrations— 
foften und Gehälter bejtritten wurden. 


) Gefet vom 5. Octbr. 1863 $$. 2—9. Berorbuung vom 20. Aug. 1964, bie polizei- 
lichen — der Bezirksräthe betreffend. 
2) Bol. darliber: „Die Kurmark Brandenburg, ihr Zuftand und ihre Verwaltung unmittel 
bar vor dem Ausbruche des franzöfiichen Krieges im October 1806. Bon cinem ehemaligen 
öheren Staatsbeamten — Ober-Präjidenten von Baſſewitz — Leipz. 1847“, ©. 159 ff. Das 
erk hat zwei Fortfegungen: „Die Kurmarf Brandenburg im Zufammenbange mit den Scid- 
falen des Gefammtftaats preuhen während der Zeit vom 22. Öctober 1806 bis zum Ende des 
—— 1808, 2 Bde, Leipz. 1851, 1852“, und „Die Kurmark Brandenburg ꝛc. während der 
Jahre 1809 umd 181 0, Leipz 1860". Für die Geſchichte der preußifchen Berwaltung ein Quellen» 
werk erften Ranges. 
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Mit der Ausbildung des modernen Verwaltungsorganismus hört jedoch die ſelbſt— 
ftändige freisftändiiche Adminiſtration ſchon früh auf; und aud das Yandratbsamt wird 
durch Uebertragung vieler ftaatlicher Functionen, durch Unterordnung unter ven ftaatliche 
Behörden, und durch Anſprüche auf eine befondere geichäftliche Qualificatton im Yaufe des 
achtzehnten Yahrhunderts, namentlich in Folge der Organifationen Friedrich Wilhelms T., 
zu einer Mifchung von Communal- und Staatsamıt, in gewiſſem Sinme auch bereits zu 
einer Miſchung von Ehrenamt und Berufsamt. 

Ber der Neorganifation der gefammten innern Verwaltung zu Anfang diefes Jahr— 
hunderts wurde überall der ftaatlihe Charakter des Landrathsamts auf das beftimmtefte 
in den Vordergrund geftellt. Und nur darüber fand zwiſchen Binde und Stein auf ver 
einen und zwifchen Hardenberg auf der andern Seite eine Differenz ftatt, Daß jene das 
Yandrathsamt als ftaatliches Ehrenamt, diefer als ftaatlihes Berufsamt veorganifiren wollte. 
Die Vorſchläge Binde’s find in einer auf Steins Veranlafjung abgefagten Denkichrift, 
über die Organiſation der Unterbehörden für die Polizet vom Auguft 1808 niedergelegt; fie 
tragen in allen weſentlichen Beziehungen die Züge des englischen Friedensrichteramts: Er— 
nennung Durch den König aus Grundbejigern und Notabeln; Theilung des jegigen Land— 
rathsamts unter Mehrere, Die ſämmtlich den Namen Yandräthe führen follen; Einzel— 
verwaltung mit conceurrivender Jurisdiction; Deputationen und vierteljährliche Sigungen, 
letztere ebenſo wohl Kreistage ald adminiſtrative Beſchwerdeinſtanz. Dieſe Ideen find 
von Stein in ſeinen Randbemerkungen im großen und ganzen gebilligt, im einzelnen 
aber mehrfach ermäßigt, indem er zwar die Ernennung von zahlreicheren Kreis— 
deputirten, allenfalls mit concurrirender Jurisdiction, guthieß, Die Beibehaltung der 
bisherigen Landräthe jedoch, mindeſtens in der Stellung des engliſchen Quorum, 
verlangte. Der baldige Rücktritt Steins machte ſolchen Plänen ein Ende.) Dagegen 
haben die Ideen Hardenbergs in einem Stücke der Geſetzſammlung einen ſehr 
deutlichen Ausoruf gefunden. Das berühmte Ediet wegen Errichtung der Genddarmerie 
vom 30. Juli 1812 enthält außer einer vollftändigen Kreiscommunalerdnung insbeſon— 
dere auch eine völlige Neuordnung der Kreisverwaltung. In der Abjicht, die Mängel zu 
befeitigen, „melde der Wirkſamkeit der Staatsregierung in Bezug auf das platte Yand 
hinderlich find“, werden, unter einer ſehr durchgreifenden Beleitigung des bisherigen land— 
räthlichen Perſonals, Kreisdirectorien eingerichtet, denen die Polizeiverwaltung als erfte 
Yandespolizei-Inftanz und als Oberbehörde der Gemeinde: und Yocalpolizer mit Einſchluß der 
Aufficht über Die Gemeinden und Gorporationen, der Kirchen und Schulangelegenheiten, 
des Conſeriptions-, Marſch- und Einguartirungsweiens und der Milttäwerpflegung, ſo— 
wie Die Cuvatel der Finanz = und Kaſſenverwaltung von allen Staatseinfünften aus dem 
Kreiſe, endlich Die Divection der Kreiscommunalverwaltung „wegen dev immer ineinander— 
laufenden Staats= und Communalintereſſen“ übertragen wird, doch fo, daß das Amt Des 
Kreisdirectors fünftig vom Staate aufgetragen werden, umd weder eine ſtändiſche Wahl, 
noch ein ftändifcher Nepräfentatiocharafter fortbeftehen fol. Die Kreisdirectoren erhalten 
das für jene Zeit bedeutende Einkommen von 1200 Thlen. nebft 400 TIhlen. für Equi— 
page und Büreaufoften; fie müfjen ihren Wohnfig in der Kreisftadt nehmen. Der nächfte 
Gehülfe des Kreisdirectors ift der Kreisbrigadier; er bearbeitet in und aufer dem Büreau 
und unter Leitung des Kreisdirectord alle Angelegenheiten, welde ihm von jenem über— 
tragen werden; er vertritt den Kreisdirector im Füllen der Abweſenheit und bei allen 
Lorfällen, mo große Gewaltmittel in Anwendung zu bringen und zu ordnen find; er 


N) Die Binde’fche Denkicrift bei v. Bodelſchwingh, Das Yeben des Ober-Präfidenten 
Freiberrn v. Binde, Bo. I (Berlin 1853), S. 53% Die Stein'ſchen Bemerkungen 
bei Berg, II, 670 fi. 
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muß aber überall in feiner Dienftführung den Anwetfungen, Beichlüffen und Inftructionen 
des Kreisdirectord Folge Leiften. Neben dem Kreisbrigadier kommen für jeden Kreis noch 
fünf weitere Gensdarmerieoffictere in Betracht; ihre Hauptbeftimmung ift zwar die execu— 
tive Polizei, und überhaupt die Vollſtreckung der obrigfeitlihen Anordnungen, außerdem 
aber jollen fie theils zur Erleichterung des Kreisdirectors, theils zu ihrer Inftruction 
„wegen zweckmäßiger Ausführung ihrer befonderen Geſchäfte“, theils zu ihrer Ausbildung 
im Civildienft im Büreau des Kreisdirectord und den von diefem abhängigen Reſſorts 
arbeiten, auch ald Commiſſarien zu örtlichen Unterfuchungen gebraucht werben. 

Die bald eintretenden Ereigniſſe haben die Einführung diefer Einrichtungen verhin- 
dert; man ift ſpäter auf Diefelben nicht wieder zurüdgefommen. ’) 

Nur in der Provinz Polen ift das Yandrathsamt damals zu einer reinen Beamten- 
ftellung geworben. 

Es ift indeſſen nicht zu verfennen, daß die Verwandlung des Landrathsamts aus 
einem communalen Ehrenamte zu einem ftaatlichen Berufsamte während des nächſten 
Menichenalters in einer allmäbligen,, aber ftetigen Entwidelung große Fortfchritte ges 
macht bat. 

Die Kreis-, Bezirks- und Provinzial- Ordnung vom 11. März 1850 zog bie 
Summe diefer Entwidelung, indem fie den Yandratb von der Yeitung der Kreiscommunal= 
angelegenbeiten, in&bejondere vom Borfige auf dem Kreistage gänzlich entband, und ihn 
lediglicdy zu einem won der Regierung zu ernennenden ftaatlichen Organe machte. 

Diefe Kreisordnung tft zwar wieder befeitigt, und es hat ſich demgemäß im ben 
alten Provinzen, mit Ausnahme von Poſen, einerjeit8 der commumale Charakter des 
lanbräthlichen Amts in dem Präfentationsrechte der Ritterfchaft oder des Kreistags, ſo— 
wie in der Leitung und Beforgung der communalen Angelegenheiten des Kreisverbandes, 
andererjeitS der ehrenamtliche Charakter in dem Erforderniß ritterfchaftlichen oder notabeln 
Grundbefiges und in dem damit zulammenhängenden Verzicht auf die für andere Be: 
amtenftellungen gleicher Bedeutung nothwendige wiſſenſchaftliche Dualification bis heute 
erhalten. 

Dagegen ift für die neuen Yandestheile die ftaatlihe Ernennung ohne ftändiiche 
Präfentation und ohne das Erforderniß ritterichaftlichen oder notabeln Grundbefiges gel— 
tendes Recht geworden. 2) 

Dazu kommt, daß zwar die Jchleswig = holfteinichen und heſſen- naffaufchen Yand- 
räthe — abgefehen von der Localverwaltung im Regierungsbezirke Caſſel — im allges 
meinen diejelbe Stellung haben, wie die Yandräthe in den älteren Provinzen, daß aber 
die Stellung der hannoverſchen Kreishauptmänner eine durchaus andere ift. Nach aus— 
drücklicher gejeglicher Beftimmung üben im Bereiche der Provinz Hannover im allgemei- 
nen die Amtshauptleute die Functionen der Landräthe aus. Der Schwerpunkt der Ver— 
waltung Liegt dort nicht im den Kreiſen, fondern in den Amtsbezirten Insbeſondere 
bilven die Kreishauptmänner feine Inftanz über den Amtshauptmännern, Die Kreife find 
zwar feinesmegs blos als Communalbezirke, jondern auch als Verwaltungsbezirke gebilvet, 
indefjen find nur beftimmte einzelne Geſchäfte, namentlich ſolche, die ſich auf die Militär: 





') Näheres über das Gensbarmerie- Evict findet fi weder bei Stein, no bei Binde, 
da beide dem Staatsdienfte zu jener Zeit nicht angehörten; die bisherigen Biographien Har- 
denbergs find aber gänzlich ungenügend; auh Fr. v. Raumer, der furz vorher ausgetreten 
war, gibt nur unklare Andeutungen; böchft wahrſcheinlich werden die Denkwürdigleiten Schöns, 
deren Beröffentlihung ohne Zweifel für die Gefhichte der Verwaltung von höchſtem Werth fein 
würde, und die man jchon lage vergeblich erwartet, den gewünſchten Aufſchluß geben. 

2) Verordnungen vom 22. Febr. 1867, $. 7 (für Heflen- Nafjau); vom 12. Septbr. 1867, 
8. 1. 2. 6. 7 (für Hammover); vom 22. Septbr. 1867, $. 2 (für Schleswig - Holftein). 

v. Holpenporfi, Encyclobädie der Rechtswiſſenſchaft. I. 46 
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und Steuerverfaffung beziehen, auf den Kreis übertragen. Und bis das Bedürfniß ſich 
herausſtellt, an die Spige eines Kreiſes einen bejonderen Beamten zu ftellen, wird mit 
Wahrnehmung der fraglichen Geſchäfte einer der Amtshauptmänner, der während dieſes 
Auftrags den Titel Kreishauptmann führt, beauftragt. 9) 


3. Die Bezirköverwaltung. 


Wenn auch nod zu Anfang des achtzehnten Jahrhunderts die märkiſchen Stände bei 
Gelegenheit einer Mehrforderung den Verſuch gemacht hatten, eine weſentlich ſtändiſche 
Verwaltung für Kriegs- und Steuerweſen einzurichten ?) und in einigen Landestheilen, 
wie in Oftfriesland und im Geldernſchen, eine Betheiligung der Stände bet der höheren 
Verwaltung ſich erhalten hatte, 3) fo war diefe doch im den preußiſchen Staaten im gan: 
zen ſchon früh eine ausſchließlich Tandesherrliche geworben. 

Sie war urſprünglich weſentlich Finanzverwaltung. Die Staatseinfünfte gruppirten 
fich nach den Bedürfniſſen des Staat? in zwei Haupttheile, im die zur Unterhaltung des 
Kriegsweſens beftinumte Contribution und Accife, und in die zur Haus- und Hofhaltung des 
Yandeshern umd zur Bejoldung der zum Finanz- und Juſtizweſen gehörigen Beamten 
beftimmten Domänen= und Forſtgefälle, denen fich die Erträge der Zölle und der Staats- 
gewerbe, wie Bergwerfe, Salzregal, Poft, anſchloſſen.“ Für den erften Zweig bildeten 
fih die Kriegscommifjariate, für den lettern die Amtöfammern ; aus der Vereinigung 
beider formirte Friedrich Wilhelm J. 1723 die Kriegs- und Domänenfammern, parallel 
den Landesjuftizcollegien, nach der damaligen Benennung Regierungen; in der unterm 
26. Januar 1723 erlaffenen königlichen Inftruction fteht der finanzielle Gefichtspunft 
noch weitaus im Vordergrunde, Dielelbe erinnert in mancher Hinficht an die capıtularia 
de villis.°) 

Erft die Verordnung vom 26. Dec. 1808 wegen werbefferter Einrichtung der Pro— 
vinzial=, Polizei- und Finanzbehörden geht darauf aus, „in den Kriegs- und Domänen- 
faınmern den PVereinigungspunft der geſammten innern Staatsverwaltung in Beziehung 
auf die Polizei-, Finanz- und Yandeshoheitsangelegenheiten zu bilden, weshalb fie von 
jet ab den Namen Regierungen führen jollen‘. 

Es ift damals won zwei Seiten ber der Verſuch gemacht worden, die Organiſation 
dieſer Behörden weſentlich umzugeftalten, und zwar ähnlich wie bei dem Landrathsamte 
von Stein und feinen Umgebungen im Sinne der Betheiligung von Ehrenämtern, von 
Hardenberg und feinen Umgebungen im Sinne franzöfiichweftphäliicher Präfectur. Die 
been Steind baben in der Verordnung vom 26. Dec. 1808 beſtimmte Geftalt erhalten. 
Es ſollen danach landſtändiſche Neprälentanten an den Geſchäften der Regierungen An— 
theil nehmen. Ihre Beſtimmung ift, die öffentliche Adminiftration mit der Nation im 
nähere Verbindung zu Teen, den Geſchäftsbetrieb mehr zu beleben und durch Mitthei— 
lung ihrer Orts-, Sach- und Perſonenkenntniß möglichft zu vereinfachen; die Mängel, 


!) Berordnung vom 12. — 1867, betr. die Amts- und Kreisverfaſſung in der Pro— 
vinz — 88. 1. 2. 6. 

2) Droyien, Gecſchichte * preußiſchen Politil, Bd. IV, Abth. 1, ©. 265. 

2) Stein, Dentfehrift vom Juni 1807 bei Berk, I, 425 fi. 

) Ueber Kontribution und Acciſe vgl. Rante, Neun Biicher ar Geſchichte, I, 
S. 57 fi; über Domänenbenugung, insbefondere Erbverpadtung, I, ©. 127 ff. 

5) Sie follte nad den Schlußworten: „höchſteus fecretiret und EL dem dieſelbe 
zu ſehen nicht gebühret, orgegeiget, am allerwenigjten aber ganz ‚oder zum Theil eommuniciret 
werben‘; ur fehlt daher bei Mylius und ift erft bei Röbenbed, Beiträge ꝛc. (Berlin 1836), 
Bd. 1, 31 — 77, veröffentlicht. 
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welche fie in der öffentlihen Adminiſtratien bemerken, zur Sprache zu bringen, und nad 
ihren aus dem praftiihen Leben geichöpften Erfahrungen und Anſichten Vorſchläge zu 
deren Berbeflerung zu machen, jich ſelbſt von der Nechtlichfeit und Ordnung der öffent- 
lichen Staatöverwaltung näher zu überzeugen, und diefe Ueberzeugung in der Nation 
gleichfalls zu erweden und zu befeftigen. Ihre Zahl wird fir jede Regierung vorläufig 
auf neun beftummt. Die Generalverfanmmlung der Brovinz bringt zu jeder Stelle zwei 
Subjecte in Borichlag, aus denen der König einen wählt; die Wahl gilt für drei Jahre; 
alle drei Jahre ſcheidet der dritte Theil aus. Die landftändiihen Neprälentanten haben 
eine volle Stimme in dem verfammelten Collegium und ‚erhalten ihren Sig nad den Re— 
gierungsdirectoven zur linken Seite der Präfidenten. in jpecielles Departement fann 
ihnen wegen ihrer kurzen Dienftzeit nicht angewielen werden; fie find aber die gemöhn- 
lichen Correferenten in den wichtigeren Verwaltungszweigen, und können dem Negierungs- 
präſidium die Fächer vorichlagen, im denen fie vorzüglich beichäftigt zu ſein wünſchen. 
Sie werden durch ihr Votum nur infofern verantwortlih, als ihnen böſer Wille oder 
grobe Fahrläffigkeit nachgewieſen werden kann. Ste find aber verpflichtet, in einzelnen 
Fällen Aufträge anzunehmen, und haften wegen deren zwedmäßiger Ausführung gleich 
jedem anderen Stantsbeamten. Sie werden endlich bei ihrem Eintritt in das Collegium 
mittelft Handichlages an Eivesftatt, welcher aber die volle Wirfung eines körperlichen: 
Eides hat, insbeſondere zur Amtöwerichwiegenheit verpflichtet. ") 

Indeſſen iſt diefe Einrichtung nur im oſtpreußiſchen Departement ins Yeben getreten 
und bat aud dort wegen bald ausbrechender Gonflicte nur kurze Zeit beitanden. ®) 

In der nächſten Zeit machte ſich auch eine entgegengelegte Strömung geltend. Offen— 
bar ſollte im Anſchluß am das Gensdarmerte = Edict eine Umgeftaltung der Regierungen 
in Präfeeturen berbeigeführt werden; das Ediet ſelbſt erwähnt bereits Oberbrigadiers, 
welche in die Regierungen eintreten und ald Mitglieder derjelben in den Polizeideputationen 
die Angelegenheiten der Sicherbeitspolizei unter Concurrenz eines zweiten Negierungsratbes 
bearbeiten ſollten. Man hatte aber ohne Zweifel weitergehende Pläne, wenigftens glaubt 
Friedrih von Raumer, der damals eben von der Praxis zur Theorie fid) gewandt hatte, 
in einem Briefe an den Staatskanzler vom 25. Auguſt 1812 die bisherige Organtlation 
energiich in Schug nehmen zu müſſen. „Die Yandesbehörden erjegten bisher bis auf einen 
gewifjen Punkt die Reprälentation, fie erſetzten die Berfaflung ſelbſt. Nur in diefem großen 
Körper war noch Zufammenbang, Feſtigleit. In den Behörden bildete ſich der Geiſt, der 
ſich des Bölen ſchämt, man hielt auf Ehre, Einer zügelte, Einer bildete den Anderen. Der 
Jüngling Tab einen edlen Wirtungskreis, ein Schönes Ziel der Thätigkeit. Der Präſi— 
dent — war er tüchtig — regierte, aber wie in einem freien Staate, nicht wie eim ges 
ſetzter Tyrann; feine Einficht, Teine Gründe wurden freiwilliges Geſetz; Teine Willkür, ſeine 
Berfehrtbeit, feine Einſeitigkeit konnten es nicht werden. Man klagte über die Unbeweg- 
lichkeit der Negierung, über ihre Langſamkeit, und ſoweit die Klage gerecht it, läßt fie 
fih heben, ohne die Grundformen aufzulöien. Aber. &8 gibt aud eine ungerechte Klage, 
ſowie Friedrich IT. über die Langſamkeit und Schwierigkeit des engliihen Parlaments 
klagte“. 3) 


') Berorbmung wegen verbefjerter Einrichtung der Provinzial- Polizei und Finanzbehörden vom 
26. Dec. 1808, $$. 17 — 22; und Geihäftsinftruction ꝛc., de eod. $. 93. — Aeuferungen Steins 
bei Pertz, E 430; II, 642 fi.; V, 188, 284. 

9 Ueber die Berhättnifie = der Regierung zu Potsdam, wo damald Binde Präfident 
war, vgl. v. Baſſewitz, UI, S. 148, 175. 

” tebenserinnerungen und Briefwerbfel von Friedrich von Raumer, Th. I (Leim. 1861), 
S. 262 f. ‘ 
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Die definitive Geftaltung, wie foldhe in der Verordnung vom 30. April 1815 
wegen verbefferter Einrichtung der Provinzialbehörden — abgeſehen von mehrfachen ſpäteren 
Competenzbeichräntungen Hinfichtlich firchlicher und finanzieller Angelegenheiten in noch gegen: 
wärtig mafgebender Weile — erfolgt ift, bat dann weder der einen, noch der anderen 
Richtung Raum gewährt, Tondern bat es im weſentlichen bei den älteren Einrichtungen 
belafjen. Es ift einerſeits verlucht worden, „in dem Geſchäftsbetriebe mit der collegialiichen 
Form, welde Achtung für die Berfaffung, Gleihförmigkeit des Berfahrens, Yiberalität 
und Unpartetlichkeit ſichert, alle Bortheile der freien Benugung des perſönlichen Talents 
und eined wirfiamen Vertrauens zu verbinden“. Man bat andererfeits davon Abjtand 
genommen, Das ehrenamtliche Element in diefen Mittelpunkt der Staatsverwaltung cin: 
zuführen. Es ift jedoch in legterer Beziehung Darauf hinzuweiſen, daß das preußiſche 
Berufsbeamtenthum durch Charakter, Intelligenz und rechtliche Stellung ein weſentlich 
anderes Element des Staatölebens ift, als das ſchematiſche Beamtenthum des permanenten 
Dienftes in England oder als die Commiffaires der franzöfiichen Adminiſtration, daß das— 
felbe die Bedeutung der engliichen Gentry bat gegenüber alt» und nenftändiichen An: 
fprüchen. Es ift feine geringe Autorität, welche allerdings geltend gemacht bat, daß ein- 
zelne Minifter Friedrichs des Großen den hervorragenden Männern Englands im 
achtzehnten Jahrhundert und daß die maßgebenden Bertreter der Stein = Hardenbergiicen 
Periode den neueren Staatsmännern Englands ebenbürtig an die Seite zu ftellen find." 

Jedenfalls, wie ſehr es zu bedauern bleibt, daß „Die gewohnheitsmäßige Theilnahme 
an der perfünlicen Erfüllung der Pflichten des Staates, der Dienft der getftigen und 
fittlihen Eigenichaften des Menſchen für die Zwede eines höheren Ganzen, Die Ausbil- 
dung ded Charakters durch die ftetige Unterordnung der Intereſſen und Borurtheile unter 
die Amtspflicht“, auf einen verhältnißmäßig Heinen Kreis beichränft bleiben, jo iſt es doch 
ein Act der Gerechtigkeit, zu conftatiren, „daß die unermeßliche Entwidelung der Cultur 
des deutichen Volkes in ökonomiſcher und politiicher Hinficht fett den legten fünfzig Jahren 
zum großen Theil auf der Arbeit des Staatsdienftes beruht“. ?) 

Das Inftitut der Regierungen ift dann neuerdings nach den für die alten Landes— 
theile geltenden Beftunmungen, unter ausdrüdliher Berufung auf die Inftruction vom 
23. October 1817, in den Provinzen Heſſen- Naffan und Schleswig = Holftein, in letzterer 
Provinz mit der Modification, daß der Negierungsbezirt mit der Provinz zufammenfält, 
eingeführt. 

In der Provinz Hannover dagegen ftehen an der Stelle der Regierungen mehrere 
Yanddrofteten, eine Finanzdirection, und mehrere Gonfiftorien. Die Yanddrofteien haben 
die gejammte Negiminalverwaltung, ziemlich in dem Umfange, wie ſolche bei den Regie: 
rungen von der Abtheilung des Innern geübt wird; die Geſchäftsbehandlung iſt rein 
collegialiſch, Die Negierungsräthe und Regierungsaſſeſſoren haben volles Stimmrecht in 
allen Sachen. Die Finanzdirection verwaltet im drei Abrheilungen die directen Steuen, 
die Domänen und die Forften für die ganze Provinz, genau in dem Umfange, wie diele 
Verwaltung bei den Regierungen feitens der Abtheilung für directe Steuern, Domänen 
und Forften erfolgt; die Geſchäftöbehandlung ift gleichfalls collegialiſch. Die Confiftorien 
endlicd haben vorläufig die Bearbeitung der äußeren Kirchen - und Schuljachen, die in den 
anderen Yandestheilen den Regierungen gebührt und für weldye meift eigene Abtheilungen 
beftehen, zurüfbehalten.S, 





ı — Juſtiz, Verwaltung, Rechtsweg (1869), S. 86. 
R v. Gerber, ——— x. ©. 107. 
3) Verordnung” vom 22. Febr. 1867, betr. die Organifation der Berwaltungsbehörben in 
den® vormaligen Kurfürftenthbum Heflen ıc., 88. 1. 2. 5. 6. — Erlaß vom 20. Juni 1868, betr. 
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4. Die Provinzialverwaltung. 


An Organen für die Provinzialverwaltung hatte es im alten Staatsweſen gefehlt. 
Erft das Publicandum vom 16. Dechr. 1808, betreffend die veränderte Verfaffung der 
oberften Staatöbehörden, richtete DAS Amt der Oberpräfidenten ein, und gab ihnen einen 
Wirkungskreis in dreifacher Beziehung. Site follten zunächft einen Bereinigungspunft in 
Anſehung derjenigen Verwaltungszweige bilden, bet denen es von Wichtigkeit ift, daß fie 
nach größeren Abtheilungen ald einzelnen Regterungsdepartement® geleitet und ausgeführt 
werden, was namentlich bet größeren allgemeinen Landespolizeigegenftänden der Fall ift; 
fie bilden in dieſer Beziehung eine ausführende Behörde und erfcheinen hierbei als be— 
ftändige Commiſſarien der Minifter, zu ihrem Geſchäftskreiſe gehören danach die Auf- 
ficht über die ftändiichen Angelegenheiten, einſchließlich der ftändifchen Inftitute, Die Ver— 
bandlungen mit den Chefs der Armeecorps und alle Angelegenheiten, welche das ganze 
Armeecorps betreffen, die Sicherheitsanftalten, welche ſich auf ein größeres Gebiet er- 
ftreden, größere Santtätsanftalten, Viehſeuchenecordons; die Verhandlungen mit den Ober: 
zoll- und Poftämtern; Pläne zu neuen größeren Anlagen, Meliorationen. Sie jollen 
dann zweitens den oberften Staatsbehörden Stellvertreter geben, welche mehr in der Nähe 
und an Ort und Stelle in ihrem Namen eine genaue und nicht blos formelle Gontrole 
über ſämmtliche Unterbehörden führen; fie bilven in dieſer Beziehung eine controlivende 
Behörde, ſollen dieſe Controle aber nur auf die Aominiftration im ganzen evftreden, ins— 
beſondere nicht am der Detailverwaltung der Regierungen theilnehmen, und feine 
Zwticheninftang bilden. Sie ſollen endlidy drittens bei vorlommenden Fällen nad) erwei— 
terten, ganze Provinzen umfaſſenden Geſichtspunkten Gutachten abgeben, und ericheinen 
alſo in diefer Beziehung als confultative Behörden. }) 

Diefer Wirkungskreis ift, unter Fethaltung der Grundidee, ſpäter nicht unerheblich 
erweitert und gefteigert worden. Maßgebend iſt gegenwärtig Die Ynftruction vom 
31. December 1825. 

Die ganze Einrichtung bat jedoch mehrfache Angriffe erfahren, indem einerſeits die 
Unverträglichkeit derſelben mit der Gollegialität der Negierungen, andererieits Die Ent— 
behrlichkeit derfelben bebauptet worden ift. Beide Vorwürfe find wohl übertrieben. Und 
wenn imöbelondere gelagt worden tft, daß, auf Jahrzehnte zuriidigerechnet, won einem wirf- 
ſamen Einfluß einer ſolchen perlonificirten. Provinzialwerwaltung wenig zu ermitteln fein 
werde, To ift Dem gegenüber auf die Spuren zu verweilen, welche Männer wie Binde 
in Weftphalen, Sad in Pommern, Schön in Preußen zurüdgelaffen haben. 

Das Imftitut der Oberpräfidenten ift neuerdings nad Den für die alten Yandes- 
theile geltenden Beftimmungen, unter ausprüdlicer Berufung auf die Inftruction vom 
31. December 1825, ohne irgend eine Modification in die Provinzen Helen = Naflau, 
Schleswig Holftein und Hannover eingeführt. ?) 


die Einrichtung einer Regierung in ber Provinz Schleswig-Holftein. — Ediet dd. Carltonhouse 
12. Oet. 1822, bie Bildung der künftigen Staatsverwaltung betr., Ausführungsverorbnung vom 
18. April 1923. — Neue Yandorofteiordnung vom 25. Sept. 1852, $$. I—6. 37. 45. 50. 56; 
vgl. auch Lehzen, Hannovers Staatshaushalt, Th. II (1854), S 79 fi. — Allerhöchſter Er- 
laß vom 5. April 1869, betr. die Einrichtung einer Provinzial- Finanzbehörbe in Hannover. 

') Bublicandum, betr. die veränderte Berfafjung der oberften Staatsbehörden in Beziehung 
auf innere Landes- und Finanzverwaltung, vom 18. Dechr. 1808, $. 34, und Imftruction für 
die Oberpräfidenten vom 23. Dechr. 1808, 

2) Verordnung vom 22. Febr. 1867, betr. die Organifation ber VBerwaltungsbehörden in 
dem vormaligen Kurfürftenthum Hefien ꝛc., $. 10. — Allerhöchfter Erlaß vom 7. Dec. 1863, 
betr. die Bildung der Provinz Heſſen-Naſſau. — Allerhöchſter Erlaß vom 20. Juni 1868, betr. 
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5. Die Centralverwaltung. 


Nocd während des ganzen ſechzehnten Jahrhunderts war die Staatswerwaltung der 
furbrandenburgiichen Yänder in hohem Grade einfach. Die meiften der Aufgaben an den 
modernen Staat waren nod nicht erhoben. Die Regierung war noch eine weſentlich 
perfönliche, wie fir die übrigen Zweige der Executive, To aud im ganzen fiir Die Rechts: 
pflege. Neben dem Kurfürften gleihlam als fein Stellvertreter erſchien der Kanzler; er 
leitete nicht nur als Vorfteber des 1516 gegründeten Hof- und Kammergerichts Fümmt- 
liche Rechtsangelegenheiten, fondern er war auch gewiſſermaßen der alles dirigirende Mi- 
rifter. Alle Iandesherrlichen Ausfertigungen gingen nothwendig durch feine Hände, weil 
die Kanzler ihm umtergeben und das Siegel ſeinem Gewahrſam amvertraut war. Es 
gab neben ihm vertraute oder geheime Käthe, die entweder aus der Ritterfchaft oder aus 
der Claſſe der Rechtögelehrten genommen wurden; fie hatten noch fein beſtimmtes Reſſort; 
regelmäßige Zufammentünfte fanden nicht ftatt. Auer denjenigen, welche fich dauernd 
bei Hofe aufhielten, gab es auch „Seheimräthe von Haufe aus“, die Das Recht hatten, ſich 
regelmäßig auf ihren Gütern oder an anderen Orten frei von Rathöbeihäftigungen auf 
zubalten, und nur verpflichtet waren, auf befonderes Erfordern zu ericheinen und entweder 
ihre Meinung abzugeben oder beſtimmte einzelne Geſchäfte, namentlich diplomatiſche Sen— 
dungen, „Schieungen“, zu übernehmen. ?) Die ältefte märfifche Staatsverwaltung ift 
jomit eine eigenthümliche Combination ven Berufs- und Ehrenamt. 

Unterm 5. Januar 1605 errichtete dann Johann Friedrid) einen ftehenden geber- 
men Rath, den geheimen Staatsrath, deſſen Competenz fich ziemlich auf alle Damals vor 
handenen Zweige der Staats- und Yandesverwaltung erſtreckte; im Vordergrunde ftand 
wiederum das Finanzweſen, infonderheit die Sorge für das Kammergut, „Daraus wir 
den nervum rerum gerendarum nehmen müſſen“. 

Es bat dann der große Kurfürſt in einer Inftruction vom 4. Dec. 1651 den An: 
ſtoß zu einer Einteilung des Staatsrathes in Departements gegeben. 3 Als jolde ev: 
ſcheinen zu Ende des fiebzehnten Jahrhunderts für die Verwaltung des Innern und der 
Finanzen einerjeits das Generalcommiffartat als Oberbehörde für Die Kriegscommiffartate, an 
dererfeitö das Domäuendirectorium als Oberbehörde fir die Amtsfammern. Friedrich Wil- 
belm I. hat gleichzeitig mit der Vereinigung jener Unterbehörden auch dieſe Oberbehörden 
vereinigt, 9 und überhaupt dem geheimen Staatsrathe diejenige Geftalt gegeben, die ex 
bis 1808 gehabt hat. Derſelbe zerficl danach in drei große Departenients, in das Ca— 
binetsminiftertum für Die auswärtigen Angelegenheiten, in das General Ober = Finanz >, 
Kriegs- und Domänen -Directorium , Das ſ. g. Generaldivectorium für Finanzen und 
Inneres, und in den geheimen Juſtizrath für Nechtspflege, geiſtliche und Unterrichtsange: 
legenheiten. Das Generaldirectorium beftand zulegt aus neun dirigivenden Staatsmini— 
ftern, die für allgemeine Angelegenheiten ein Generaldepartement bildeten, und deren jeder 


die Beftimmungen über den Wirtungstreis des Oberpräfidenten in Echleswig - Holftein, — Für 
Hannover fehlt ein folder Erlaß in der Gefepfammlung ; die jpäteren Verordnungen fegen das 
Beſtehen des Oberpräfidenten voraus. 

') Cosmar und Klaprotb, Der küniglib preußiſche und kurfürftlih brandenburgiſche 
wirfliche acheime Staatsrath, Berlin 1805, &. 79 fi. 

2) Bgl. darüber Drovfen, a. a. O. Th. III, Abth. 2, ©. 73. — 

»Die Inſtruction vom 20, Decbr. 1722, bis auf die Abfaſſung das perſönliche Friedrich 
Wilhelms J., gehört zu den intereſſanteſten Aetenſtücken für die Geſchichte der preußiſchen Ver— 
— ſie iſt zuerſt veröffentlicht bei — Friedrich Wilhelm J. Bd. Il (1835), S. 173— 
255. Vgl darüber Ranke, a. a. O. I, S. 466; fie fett übrigens die Vereinigung der Kriegs— 
<ommifliariate und Amtslammern noch nicht vorans. 
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an der Spige eines Specialdepartements ftand. Die letzteren berubten theils auf realer, 
theild auf proptzieller Grundlage, indem das Berg: und Hüttenweſen, — das Acciſe-, 
Zoll-, Salz, Fabrikenweſen, — die allgemeinen Milttärangelegenbeiten, — endlich Das 
Kaſſen-, Munz-, Stempel=, Bank-, Yotteries, Poſt- und Medizinalmejen in vier De: 
partements für den gefammten Staat, dagegen das Domänenmejen, die directen Steuern, 
die Forften, die Polizei in fünf Provinzialdepartements verwaltet wurden, von denen Das 
erfte die Provinzen Brandenburg, Pommern und Südpreußen, das zweite Anſpach und 
Bayreuth, das dritte Oſt-, Weſt- und Neuoftpreußen, Das vierte die niederſächſiſchen und 
weftphältfchen Provinzen, das fünfte Schleſier ien — letzteres in größerer Selbſtſtändigkeit 
als die übrigen — umfaßte.) 

Im Anſchluß an eine ſchon vor Auebeuch des Krieges vorgelegte Denkſchrift über 
die fehlerhafte Organifation des Gabinets und die Nothwendigkeit der Bildung einer 
Minifterialconferenz forderte der Minifter von Stein im November 1806 von neuem 
auf das nachdrüdlichfte „Neactiwirung des Staatsraths in der Form, wie durch ihn 
alle Grundeinrichtungen emanixten, wodurch der preußiiche Staat feine bewunderte, von 
Größern oft beneidete, von Schwächern gefürchtete Größe gewann, Die geſetzliche Ver: 
eimigung der Minifter zu ummittelbarem Vortrag und gemeinfchaftlicher Prüfung der 
für jedes Fach der Verwaltung zu fanctionivenden Grundſätze“. 

Die Merkſteine in der weiteren Entwidelung find dann in dem Nafjauer Entwurfe 
vom Juni 1807, in dem Berichte vom November 1807, und in der zwar genehmigten, 
aber nicht publicirten Verordnung vom 24. November 1808 gegeben. Das Wefentliche 
war eine geniale Combination von Staatsminiſterium und Staatsrath, um die Energie 
und die Intelligenz der Adminiftration zu verbinden. Dur die Verordnungen ber 
Folgezeit, insbeſondere durch das Bublicandım vom 16. Decbr. 1808 und durch Das 
Gejeg vom 27. Octbr. 1810, ift zwar die Organifation des Staatöminifteriums um 
wefentlihen nah Steimihem Plane in einer für die Erecntive vereinfachten Geftalt bes 
wirft worden, während dagegen die Organiſation des Staatsraths nad) den Verordnungen 
von 1810 und 1817 hinter den Stein’jchen Plänen zurücklieb. 


B. Die Communalverwaltung. 


Die Commune hat auf allen Stufen einen doppelten Wirkungskreis. 

Sie bildet erftens einen ftaatlichen Verwaltungsbezirk, indem fie einerfeits in ihren 
Behörden die Organe darzubieten hat, deren der Staat in jedem geichloffenen Mittel: 
punfte der Bevöllerung zur Durchführung feiner Mafregeln auf den verſchiedenſten Ges 
bieten der inneren Verwaltung bedarf, und indem fie andererfeits zur Tragung gewiffer 
Yaften verpflichtet ift, Die zunächt nur das allgemeine Staatöinteveffe berühren, in dieſen 
Beziehungen handelt die Commune nicht aus eigenem Recht, jondern auf Grund höheren 
Auftrags, und ift den Aufträgen und Anweilungen der Staatsbehörden unterworfen. 

Sie bildet dann zweitens einen wirthſchaftlichen Organismus, der in älteren Zeiten 
und auf den ıumteren Stufen des Communalweiens tief in die Privatwirthichaft hinein 
ſich erftredte, indem die Yandgemeinden Berbände zum gemeinfamen Betriebe der Lands 
wirthichaft, die Städte Verbände zum gemeinfamen Betriebe von Gewerben und Handel 
waren, und der jest in weitem Umfange die öffentlichen Wirthichaftsbeziehungen, die aus 
dem örtlichen Zufammenwohnen nad) allen Richtungen hin entftehen, und die zunächſt nur 


„ ne Harjte Darftellung für die Zeit unmittelbar vor 1806 bei v. Baſſewitz, a.a ©. 
35 fi. 
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für den communalen Kreis jelbft von Wichtigkeit find, pflegt und fürdert; in dieſen Be— 
ziehungen handeln die Communen aus eigenem Rechte und find jelbftftändig. 

Die Communalverwaltung befteht jedoch auf beiden Gebieten der communalen Thä— 
tigfeit, jowohl in den Fällen, wo die Commune als ftaatlicher Berwaltungsbezirt, als auch 
in den Fällen, wo fie als wirthichaftlicher Organismus erfcheint, weitaus überwiegend in 
der Aufbringung von Laſten. Alle Commumalverwaltung ift wejentlih Finanzverwaltung, 
in früherer Zeit hauptjächlich eine Vermögens-, im neuer Zeit vorzugsweiſe eine Steuer: 
verwaltung. Das Communalbudget fteht in jehr viel höherem Maße im Mittelpunfte 
der geſammten Gommunalverwaltung, als das Staatsbudget im Mittelpunkte der Staatö- 
verwaltung; die Communalfteuern überwiegen in den meiſten Ländern die Staatöjteuern; 
in den Communen liegt der finanzielle Schwerpunft für die innere Verwaltung. 

Demgemäß ruht auch durchfchnittlih die Communalverfaffung, der Antheil an der 
Ausübung der Communalgewalt, auf ganz anderen Grundlagen, ald die Staatsverfaflung. 
Und während für das Staatöleben auch noch andere Momente beftimmend wirken, To 
kommt für die Commune in erfter Yinie die Vertheilung der Yajten für die Vertheilung 
der Rechte in Betracht. 


1. Das engliihe Communalweſen.“ 


In England fehlt &8 an Yandgemeinden ganz, es gibt weder eigentliche Dörfer, 
noch einen Stand fleiner Ländlicher Grundbefiger; die unbedingte Verfügbarkeit über ven 
Grund und Boden hat in England zur Bildung großer Gutscomplere geführt, die Be— 
völferung des platten Yandes befteht aus Pächtern, Tagelöhnern, Gewerbtreibenden, 
Scyenfwirtben. 

Die unterfte Stufe des englifchen Communalweſens bilden die Kirchſpiele, welche im 
Anſchluß an die beitehende Kirchenverfaffung das platte Yand zu größeren Verbänden zu: 
ſammenfaſſen, die Städte in Bezirke theilen. Es gibt feinen Fuß breit englifchen Bodens, 
welcher nicht einem Kirchſpiele angehört; fie find von der verichtedenften Größe, manche 
unter 50 Einwohnern, die meiften zwiſchen 300 und 800; einzelne ftäbtiiche Kirchſpiele 
20,000, ja 100,000; im ganzen in England und Wales etwa 16,000. 

In dieſen Kirchſpielen bat das engliſche Communalweſen noch gegenwärtig feinen 
Schwerpunkt. Die Functionen derfelben find, neben der Kirchenbaulaft, insbeſondere das 
Armenweſen, die Gejumdheitspolizei und die Wegebaulaft. Hinfichtlih der Organe ift zu 
unterſcheiden. Für die Firchliche Seite der Verwaltung hatte ſich ſchon früh eine unmittel- 
bare Theilnahme der Kirchipielsgenofien, deren Verfammlung nad dem gewöhnlichen Orte 
der Zufammenfunft, der Sacriftei, Vestry genannt wurde, mit gleichem Stimmrecht aller 
Steuerzahler gebilvet. Es ift dann zwar fpiter auf dem Wege des Gewohnbeitörechts 
an Stelle der allgemeinen Kirchipielöverfammlung (general and open Vestry) eine auf 
Eooptation beruhende Repräfentation in Geftalt eines engern Ausſchuſſes (select Vestry) 
getreten. Jedenfalls waren diefe Vestries Jahrhunderte hindurch die einzigen wirklichen 
communalen SKörperichaften mit Steuerbewilligungsreht und Controle über die Vermö— 
gensverwaltung. Die legtere lag in den Händen der von den Vestries gewählten Kir— 
chenvorſtehern, churchwardens. 

Diefe Berfaffung ift auf die weltlichen Gejchäfte des Kirchſpiels nicht ausgedehnt, 
und obgleich insbefondere die Armeniteuer um das zwanzig= bis dreißigfade den Betrag 

) Gneift, Geſchichte und heutige Geftalt der englifhen Communalverfaſſung und bes 


Selfgovernment, 2. Aufl. Bd. II, ©. 847 ff, 965 fi, 999 ff., 1096 fi, 1154 fi. — Stein, 
Berwaltungslehre, Bd. I, ©. 464 fi 
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der Kirchenſteuer überftieg, und im den erften Decennien dieſes Jahrhunderts vier bis 
fünf Thaler auf den Kopf der Gefammtbevälferung betrug, jo war doch die Ausſchrei— 
bung und Erhebung Lediglich Sache der Armenvorfteher, die für jedes Kirchſpiel von den 
Friedensrichtern ernannt und in ihrer Gefchäftsführung von diefen beauffichtigt wurden, 
ohne daß irgend ein Antheil der Steuerzahler an diefer Verwaltung ftattgefunden hätte. 

Die in der General Vestries Act. 58 Geo. III. c. 69 verjuchte Reform der 
Kirchſpielsverfaſſung ift im weſentlichen geicheitert. 

Seit den Zeiten der Neformbill find dann größere communale Verbände gebilvet 
worden, und zwar für jede der einzelnen Kirchipielsfunctionen befondere Verbände, ſ. 9. - 
Verwaltungsgemeinden, namentlich fiir Armenpflege, Wegebau, Gejunpheitöpflege. 

Die Armenverbände, im ganzen 600 — 700 von etwa 25,000 Einwohnern, find 
einheitliche Bezirke für Die Verwendung der Armenftener, für die Bewilligung der Unter: 
ftügungen, nicht aber für die Aufbringung der Armenfteuer. Wenigftens bleibt in der 
Regel die Erhaltung der einzelnen Armen eine Paft jedes Kirchipield und nur die Koften 
für die Arbeitshäufer und für die Heimatbslofen find auf den Armenverband übernom- 
men, wobei die Nepartition im allgemeinen nach dem Durchfchnitt der Armenlaft der ein- 
zelnen Kirchſpiele erfolgt. Doch kann auf Grund freiwilliger Uebereinfunft der Verband 
zu eimem einheitlichen Bezirke für die Erhebung der Armenftener (union for rating) ge 
macht werden, jo daß dann eine gemeinfame Steuer von allen Kirchipielen zur Beſtreitung 
der gejammten Armenlaft nach dem fteuerpflichtigen Werth des Grundbefiges erhoben 
wird, eine Ausbildung der Armenverbände, die nur m fehr feltenen Fällen zu Stande 
gefommen ift.. 

Organe diefer Verbände find die boards of guardians, beftehend theild aus den 
dem Berbande angehörigen activen Friedensrichtern, theild aus Deputirten der einzelnen 
Kirchipiele, die von den Kirchipielsgenofjen nach einem Sechsclaſſenſyſteme nah Mafgabe 
ver Plurality of Votes in der Weiſe gemählt werben, daß bis zu 300 Thlrn. Grund: 
fteuer eine, bis zu 600 Thlm. zwei, bis zu 900 Thlem. drei, bis zu 1200 Thlen. 
vier, bis zu 1500 Thlen. fünf, über 1500 Thlm. ſechs Stimmen abgegeben werden, 
was man übrigens auch jo ausdrüden kann, daß bei einem Grundfteuerertrag von über 
1500 Thlm. eine volle, zu 1500 Thlen. *6, zu 1200 TIhlm. *,, zu 900 Thlen. °/,, 
zu 600 Thlm. 2/,, zu 300 Thlm. Stimme abgegeben wird. ') 

Die oberften Commmmalverbände find die Grafſchaften, 60 in England und Wales, 
angelfächjiichen Urfprungs und in wunderbarer Gontinuität bis auf ven heutigen Tag 
fortbeftehend. Die communale Function der Grafichaften ift die Aufbringung der Graf: 
Ichaftsftener (county-rates), d. h. die Aufbringung derjenigen Geldmittel, welche für Die 
Grafihaftsvermaltung, Yuftiz und Polizer, nothwendig find. Dem Staatsbudget fehlen 
derartige Bofitionen. Wie num die Friedensrichter die einzigen Organe der Grafichafts- 
verwaltung find, jo Liegt auch die Ausjchreibung der Grafichaftefteuer allein in ihrer Hand; es 
fehlt an jeder Nepräfentation der Steuerzahler, die friedensrichterlichen Quarter Sessions 
baben die Stellung von Kreistagen. Man ift jedoch in England weit entfernt, Damit zu= 
frieven zu ſein und e8 find ſchon feit dreißig Jahren, insbeſondere auf Anregung von 
Hume und Milner Gibſon, Betrebungen auf eine Vertretung der Steuerzahler, auf 
die Errichtung von financial boards hervorgetreten; „no other tax of such magni- 
tude“, heißt es im einem Report der Commissioners on county rate vom Jahre 
1836, „is laid upon the subject except by his representatives; the admini- 


') Kries, Die englifhe Armenpflege, berausgegeben von K. Frhrn. von Richthofen, 
Berlin 1963. 
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stration of this fund is tlıc exereise of an irresponsible power intrusted to @ 
fluetuating body“. Es ift aud die Nichtigkeit des Gedanfens in England kaum ange— 
fochten, ein praftifcher Erfolg ift aber insbejondere deshalb noch nicht erreicht, weil man 
fich über die Modalitäten der Ausführung nicht einigen konnte. Die Zeit aber wird nicht 
fern fein, wo man auch in England Kreisſtände, Grafichaftsparlamente errichtet. ') 

Eine eigenthümliche Stellung zu diefem Communalweſen nimmt endlich eine Anzahl 
von Städten mit jelbftjtändiger ſtädtiſcher Berfaffung ein, municipal boroughs; im 
großen und ganzen diejenigen Städte, die eine Vertretung im Haufe der Gemeinen haben, 
. parlamentary boroughs ; ohne daß jedoch diefe Begriffe fich vollftändig deden, indem 
einige municipal boroughs ohne parlamentarifches Wahlrecht, einige parlamentary 
boroughs ohne corporative Verfaſſung find. 

Diefe Städte haben einerfeits für die Wahrnehmung des Polizei» und Gericht- 
weſens eigene ftädtiiche Beamte, die früher vielfach von den Städten gewählt, neuerdings 
allgemein vom Könige ernannt werben, insbefondere eigene ſtädtiſche Friedensrichter, 
vielfach beſoldete Polizewichter, für die Fälle einer eigenen ſtädtiſchen Strafjuſtiz beſol— 
dete Stadtrichter (recorder), endlih in den |. 9 counties corporate einen eigenen 
Cheriff. Sie haben andererjeits einen felbftftändigen commumnalen Organismus. Der 
Schwerpunkt Ddejjelben Liegt nad der neuen Städteordnung vom 9. Septbr. 1835 — 
An Act to provide for the regulation of municipal corporations in England an-l 
Wales 5 u. 6 Will. IV ce. 76 — in dem Common Council, einer von der Bürgers 
ichaft mit Ausſchluß der Heinen Steuerzahler nach gleihem Stimmrecht gewählten 
ftädtifchen Bertretung, beftehend aus 12 — 48 Mitgliedern, mit dreijühriger Amtsdauer 
und vier regelmäßigen jährlichen Sigungen. Die laufenden Geſchäfte Legen vorzugsweiſe 
in der Hand der Aldermen, die vom Common Couneil auf jecbsjährige Dauer gemäblt 
werden. Der vom Common Couneil aus der Zahl der Couneillors und Aldermen 
auf einjährige Dauer gewählte Mayor führt den VBorfig im Common Couneil und ver- 
tritt die Stadt nad) außen. Dieſer communale Organismus hat vorzugsweile die Ver— 
waltung des ſtädtiſchen Corporationsvermögens, ſowie die Beichaffung der von den Städten 
für Die innere Verwaltung, insbeſondere das Yuftiz= und Polizeiweſen, analog den Graf: 
ſchaften zu beſchaffenden Yaften, in der Weile, daß das Common Couneil alle diejenigen 
Befugniſſe ausübt, Die den Uuartalfigungen der Friedensrichter binfichtlich der Grafichafts- 
fteuer zuftehen. Außerdem nehmen die Aldermen an der Verwaltung der abminiftrativen 
Polizei teil. Endlich find mande Functionen der Kirchipiele in Bezug auf Pflafterung, 
Beleuchtung, Geſundheits- und Baspolizet namentlich in Gemäßheit der neueren Geſetz— 
gebung auf die Städte übergegangen. 


2. Das franzöſiſche Communalweſen. 


In Frankreich Liegt der Schwerpunkt des Communalweſens?) in den Orts— 
gemeinden, die mit Ausnahme des von den bureaux de bienfaisance reſſortirenden Ars 
menweſens die geſammte Commumalverwaltung umfaſſen. An der Epige der Ortsgemeinde 
fteht der Maire, der überall von der Regierung, in größeren Gemeinden vom Kaifer, in Hei= 
neren vom Präfecten ernannt wird, umd lediglich der Regierung verantwortlich iſt. Es gibt 


ı, May, The constitutional history of England, Vol. II (1863), &. 511: „The sole 
local administration indeed, which has been left withont representation, is that of coun- 
t.es; where rates are levied and expenditure sanctioned by magistrates appointed by 
the crown.“ 

2) Laferriere, Il, 355 fi., 4u8 ff. Stein, I, 476 fi. 
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aber überhaupt kein eigentliche Gemeindeamt, denn auc die den Maire in der Ge— 
meindeverwaltung unterſtützenden Adjoints find nad Ernennung und Stellung Staats- 
beamte, e8 fehlt jomit jede Theilnahme der Bürgerſchaft an der vollgiehenden Gemalt in 
der Gemeinde. Der nad allgemeinem Stimmrecht auf fünf Jahre gewählte conseil 
municipal von 10— 36 Mitgliedern, der jährlib nur vier regelmäßige, nicht öffentliche 
Sitzungen hält, hat beſchließende Befugniſſe lediglich bei der Verwaltung des Privateigen- 
thums der Gemeinde. j 

Der Canton und das Arrondiſſement find adminiftrative Cintheilungen, wicht aber 
zugleich communale Berbände. Der Canton hat weder einen eigenen Beamten, noch eine 
eigene Vertretung, er bildet eine Einheit von Gemeinden für Arrondiffements=- und De— 
partementswahlen, für Militärs un? Steuewerwaltung und für die Juſtiz. Das Arron— 
diffement hat zwar einen eigenen Beamten, den Unterpräfeeten, und eine gewählte Vertre— 
tung, aber keine vermögensrechtliche PBerfönlichkeit ; jene Bertretung ift auf die Repartition 
der directen Staatöfteuern unter die Communen und auf Begutachtung der Reclamations- 
geſuche beichränft. 

Das Departement endlich iſt nicht blos ein wichtiger adıniniftrativer Bezirk, fondern 
auch ein Communalverband. Neben dem Bräfecten erfcheint der Conseil gencral, nad 
allgemeinem Stunmvecht auf neun Jahre gewählt und aus jo vielen Mitgliedern beftehenp, 
als das Departement Cantons enthält, welentlid als Organ für die departementale 
BVermögensverwaltung, die indefjen von geringem Umfang ift, und fic) faft ‚nur auf öffent- 
liche Gebäude für gerichtliche und adminiftrative Zwecke bezieht, deren Unterhaltung vom 
Staatö= auf Das Departementalbudget abgewälzt ift. 


3. Das preußiihe Communalweſen. 


a) Die Localgemeinden. 


In Preußen liegt der Schwerpunft des Communalweſens in den Einzelgemeinden, 
den Städten, Yandgemeinden und den Die Yandgemeinden in alten und neuen Provinzen er= 
jegenden ſelbſtſtändigen Gutsbezirken, — Nittergütern, fiscaliſchen Gütern, insbejondere Staa t8- 
forften, und anderen Yandgütern, deren Größe fich nicht nur von dem Umfange einzelner 
bäuerlicher Höfe, Jondern von der ganzen Gemarkung der Gemeinde wejentlich unterfcheis 
det, und deshalb eine Einfügung in den Rahmen der Yocalgemeinde, wenn anders Dem 
natürlichen Wechſelverhältniß von Yaften und Pflichten einigermaßen entiprochen werben 
ſoll, nicht geitattet. 


aa) Der Wirfungsfreis der Yocalgemeinden. 


In erfter Neihe kommt die locale Polizeiverwaltung in Betradt. Es iſt 
ohne-weitere Folge geblieben, wenn die Berfafjungsurfunde vom 5. December 1848 die 
Folizewerwaltung zur jelbftftändigen Gemeindeangelegenheit erklärte, denn bei der Reviſion 
haben theils Befürchtungen vor der gutsherrlichen Polizeigewalt, theils doetrinäre Beden— 
fen, wonach die ganze vollziehende Gewalt im DOberhaupte des Staates vereinigt ſein 
joll, dahin geführt, auch Die Localpolizei zu einer Staatsangelegenheit, an deren Verwal— 
tung den Gemeinden nur eine Betheiligung zuftehen fol, zu erheben. Dieſe Betheiligung tft 
nun aber zwifchen Yandgemeinden und Städten und wiederum zwiſchen den Yandgemeinden un— 
tereinander und Städten untereinander jehr verfchiedenartig geftaltet. Während die Yand- 
gemeinden im den alten Provinzen und in Schleswig = Holitein in ihren Borftehern Die 
untergeordneten Organe Des Inhabers der Polizeigewalt herzugeben haben, ift in einigen der 
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neueren Pandestheile, insbefondere in Hannover und Kurheſſen, die ältere Einrichtung, beftehen 
geblieben, wonad die Gemeinden ſelbſt die Orts- und Feldmarkspolizei Durch Gemeinde 
beamte unter Aufficht der Staatsbehörde auszuüben haben. In den Städten liegt die 
Ausübung dieſes Rechts regelmäßig in den Händen ftädtiicher Organe; nach der Städte 
ordnung von 1808 in den Händen des Magiſtrats, nach der Städteordnung von 1831 
in den Händen entweder des Magiftratd, oder des Bürgermeiſters, oder eines anderen 
Magiftratsmitgliedg, nach den neuern Städteordnungen aus den Jahren 19853 und 1856 
entweder in den Händen des Bürgermeiſters oder eines anderen Magiftratsmitglieds, 
nach der hannoverſchen Städteordnung von 1858 entweder in den Händen des Ma— 
giftrats, oder eines einzelnen Mitglieds, oder einer eigenen ftäbtifchen Polizeidirection. 
Diefe Ortspolizeibeamten, die regelmäßig neben der eigentlichen Polizeiverwaltung aud) 
noch die PVerrichtungen eines Hülfsbeamten der gerichtlichen Polizei und eines Poli— 
zeiauwalts haben, beforgen dieſen Gefchäftstreis unter dem Namen „Polizeiverwaltung“ 
völlig unabhängig von Stadtverordneten oder Bürgerporftehern, lediglich nach den Wei— 
fungen der vorgefegten Staatsbehörden im Namen des Könige. Daneben ift dem Staate 
das Recht vorbehalten, eigene königliche Polizeibehörden einzurichten ; nach der Städteord- 
nung von 1808 im unbejchränfter Ausdehnung, nach den in den alten Yanbestheilen ges 
genwärtig berrfchenden Normen zeitweife und aus dringenden Gründen überall, dagegen 
dauernd und ohne bejondere Gründe in allen größeren Städten, die wenigftend 10,000 
Einwohner haben, und in den Fleineren, ſofern fie Sige größerer Behörden (Regie 
rungen, Stadt=, Land-, Kreisgerichte) oder Feftungen find, endlich in den neuen Pro— 
vinzen, foweit nad der dort beftchenden Geſetzgebung diefe Befugniß vorbehalten iſt, 
mit der wahricheinlich durch wiederholte Anträge beider Häuſer des Landtags, namentlich 
des Herrenhauſes, verbefferten Modification nach ſächſiſchem Vorbild, dag auch in jolchen 
Fällen einzelne Zweige der örtlichen Polizeiverwaltung den Gemeinden zur eigenen Ber: 
waltung unter Aufjicht des Staats überwielen werden können. ") 

Während die Landgemeinden in den äftlichen Provinzen bei dem Syſteme der guts— 
herrlichen Polizeigewalt von den Koften der Polizeiverwaltung liberirt find, jo fallen 
dieſe den Städten in allen Fällen zur Yaft, mag die Verwaltung von ftädtilchen oder 
ftaatlichen Behörden geführt werden, und nur die in legterem Falle entftehenden beſonderen 
Ausgaben für die Gehälter fallen dem Staate anheim. Die Städte haben nun zwar 
thatſächlich hinfichtlih Des Belaufs ſolcher Koften, hinſichtlich der Vornahme von polizei 
lichen Einrichtungen, zu denen materielle Mittel erforderlich find, einen gewillen Raum 
eigener Entſchließung, und namentlich in den Fällen, we die Polizeiverwaltung ſelbſt 
ftädtifch ift, werden im ganzen nur ſolche Koften erwachen, die von der Stadtgemeinde 
jelbft für nothwendig erkannt find, während dagegen Gonflicte über die Verwendung 
ſtädtiſcher Mittel zu polizeilichen Mafnabınen zwiſchen füniglichen Polizeibehörden und 
ftädtifchen Gemeinden ſehr viel leichter entftehen werden und bei dem täglichen Wechjel 
der polizeilichen Bedürfniſſe auch durch Die mehrjeitig vorgeichlagene, vom Yandtage be- 


ı) Berfafliungsurtunde vom 5. December 1845 Art. 104, Nr. 3. Berfaflungsurkunde vom 
31. Januar 1850 Art. 105, Nr. 3. Städteordnung vom 19. November 1808 $. 161 fi. Re 
vidirte Stäbteorbnung vom 17. März 1331 $ 32. Städteordnung für die öftliben Provinzen 
vom 30. Mai 1853 $ 62. Städteorbnung für die Provinz Weſiphalen vom 19. März 1556 
$. 62. Städteordnung für die Rheinprovim vom 15. Mai 1556 $. 57. Hannoverſche revi— 
dirte Städteordnung vom 24. Mai 1558 88. 71. 78. Schleswig -Holſteinſche Städteorbuung 
vom 14. April 1869 $. 89. — Hannoverſches Landgemeindegeſetz vom 28. April 1859 88. 69. 
70. Landgemeindeordnung für Schleswig - Holftein vom 22. September 1867 $- 23. Kurbeſſiſche 
Gemeindeordnung von 1834. — Gefet über die Bolizeiverwaltung vom 11. März 1850 8. 1 ff. 
— die Polizeiverwaltung in den neuerworbenen Landestheilen vom 20. Septem- 
er z. 1 ff. 
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fürmwortete Firation der WVolizeifoften nicht aus der Welt gefchafft werben würden. In 
allen Fällen hat übrigens die ftaatliche Aufjichtsbehörde das Necht, derartige Ausgaben zu 
veranlaffen, wie das 3. B. binfichtlih der Pflafterumg, der Einrichtung einer Straßen— 
beleuchtung, der Anſchaffung einer Stadtuhr mehrfach geichehen ift. 

Zu der Verwaltung des Schul= und Kirchenweſens ftehen die Gemeinden ber 
alten Provinzen, insbejondere im Geltungsgebiete des allgemeinen Landrechts, nur in jehr loſen 
Beziehungen. Selbſt Hinfichtlicdh der Elementarichule Liegt die Unterhaltspflicht den zur 
Schule gewieſenen Einwohnern, den ſ. g. Schulfocietäten, und nicht wie der durch bie 
Verfaſſung felbft juspendirte Verfaſſungsartikel vorfchreibt, den Gemeinden ob. Diele 
haben jedoch thatfächlich meift die Schullaft als Communallaft übernommen, insbefondere um 
die Forenſen und juriſtiſchen Perſonen an derjelben zu betheiligen, fie find ferner ohne irgend 
eine Verpflichtung, vom Standpuntte der Pflege örtlicher Intereſſen aus, zur Gründung höherer 
Schulanftalten, Gymnaſien, Real und Gewerbeſchulen fortgegangen, und e8 haben ſich 
daraus mannichfache Berechtigungen in Bezug auf Anftellungen und dergleichen ergeben. 
Ebenſo liegt die Kirchenlaft, insbefondere die firchliche Baulaft, an fi) nur dem Patron und 
den Eingepfarrten ob, doch haben die Commumen, in freiwilliger Erweiterung ihrer Aufgaben, 
auch auf dieſes Gebiet ihre Wirkſamkeit ausgedehnt. Endlich bedient fid der Staat zur 
Aufficht über das Elementarſchulweſen gewiffer Organe, die mit dev Gemeinde in einigem 
Zufammenhange ftehen, der Schulvorftände auf dem Yande, beftehend aus dem Patron, 
dem Geiftlihen und einigen Familienvätern, unter denen wo möglich der Schulze fein fol, 
den Ecyuldeputationen in den Städten, beitehend aus eimer gleichen Anzahl von Magi- 
ftratsmitgliedern, Stadtverordneten umd des Schul= und Erziehungsweiens fundigen Män— 
nern, zu denen auch Die Vertreter derjenigen Schulen, die nicht ſtädtiſchen Patronats find, 
hinzugezugen werden müſſen. 

Ein jehr ausgedehnter Wirfungsfreis bietet fi) den Gemeinden dar, infofern fie als 
Ortsarmenverbände ihren hülfsbedürftigen Angehörigen nad) Maßgabe des Unter: 
ftügungs-Wohnfige8 den Unterhalt zu gewähren haben 9. 

Sie haben ferner bei der ftaatlihen Steuerverwaltung mitzuwirken, ſowohl bei 
der Veranlagung und Einfchägung, als auch bei der Führung der Rollen und der Erhebung. 
Eine Mitwirkung bei der Veranlagung und Einſchätzung kommt für den ganzen Staat 
nur bei der Glafjenfteuer wor, indem eine aus dem Magiftrat oder Gemeindevorftande und 
mehreren von der Stadtverordneten= (Gemeinde=) Berfammlung gewählten Mitgliedern 
beftehende Commiſſion unter Aufjicht des Landraths die Vorſchläge macht, deren Feitftel- 
lung durch die Regierung erfolgt; für die Stadtgemeinden bei der Gewerbeſteuer, jofern 
die Stadtgemeinde zu einer der drei erften Gewerbeftener -Abtheilungen gehört, indem in 
diefem Falle der Magiftrat die Steuer auf die Steuerpflichtigen vertheilt, wo nicht eine 
Steuergefellihaft die Bertheilung vornimmt. Außerdem haben dann die Gemeinden in 
den öftlichen Provinzen die Verpflichtung, die Erhebung der Grund- und Gebäudefteuer, 
jowie die Aufjtellung der Rollen und die Erhebung binfichtlich der Gewerbe= und Glaf- 
jenfteuer einfchlieglich der Erecution, auch die Ablieferung an die Staatsfafle zu bewirken, 
wogegen fie bei der Gebäudeſteuer eine Erhebungsgebühr von drei, bei der Gewerbe= und 
Claſſenſteuer von vier Procent beziehen. Dagegen hat die Gemeinde weder bei der Erhebung 
der Mahl- und Schlachtitener, wo ſolche als Eurrogat der Glaffenfteuer befteht, obgleich 


ı) Allgemeines Landrecht II. 19. 8. 10-13; Geſetz über die Verpflichtung zur Armenpflege 
vom 31. December 1842; Gefet fiber die Aufnahme neu anziehenber Perſonen, vom 31. Dcto- 
ber 1842; Geſetz zur Ergänzung der Gefette vom 31. December 1842 über die Berpflichtung zur 
Armenpflege und die Aufnahme neu anziehender Perfonen vom 21. Mai 1855; Norddeutſches 
Bunbeögejeg über die Freizügigfeit vom 1. November 1867. 
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ein Drittheil vom Robertrage der Mahlfteuer der Gemeinde zufällt, und diefe häufig come 
munale Zufchläge erhebt, noch bei der Veranlagung und Erhebung der vlajjificırten Ein— 
fommenfteuer irgend eine Betheiligung‘ '). 

Die Gemeinden haben ferner bei dem Militärweſen mitzumirten. Insbeſondere 
fallen ihnen bedeutende Yaften zu, wenn das Gefe vom 11. Mat 1851 wegen der Kriegs— 
leiftungen in Wirkſamkeit getreten ift ; fie haben dann die Verpflichtung, unentgeltlih an 
die Truppen auf Märfchen und in Cantonnirungen Naturalquartiere zu gewähren, Ars 
beitöfräfte und Transportmittel, insbeſondere Vorſpann, innerhalb gewiljer Grenzen zu 
ftellen, und disponible oder leer ftehende Gebäude, freie Pläge, unbeftellte Grundftüde zu 
militärischen Zwecken zu überweiſen; und fie haben die weitere Verpflichtung gegen Ent: 
ſchädigung für Naturalverpflegung der Truppen, für Fouragelieferung, für Arbeitsfräfte 
und Transportmittel, Grundftüde und Gebäude, foweit folche überhaupt erforderlich find, 
ſowie für alle anderen venfbaren Kriegsbedürfniffe zu jorgen. Während des Friedens da- 
gegen find die Gemeinden von materiellen Yeiftungen befreit, dern auch die Fürſorge für 
die räumliche Unterbringung der bewaffneten Macht ift während des Friedenszuſtandes 
eine Yaft des Bundes, deren Naturalleiftung zwar gegen Entſchädigung verlangt werben 
fann, aber nicht den Gemeinden, jondern den Einzelnen zur Yaft füllt. Die Gemeinde: 
vorſtände haben jedoch die Pflicht, fir die gehörige und rechtzeitige Erfüllung der Quar— 
tierleiftungen — etwa durch eigene Servisdeputationen — zu jorgen 2). 

Die Gemeinden haben überhaupt alle örtliden Gejhäfte der Kreis-, Be— 
zirks- und allgemeinen Staatsverwaltung, namentlich binfichtlich Des Füh— 
rend von Perjonenftandsregiftern, binfichtlich der Vornahme von Wahlangelegenheiten, fo: 
fern nicht andere Behörden dazu beſtimmt find >). 


bb, Organismus der Yocalgemeinden. 


@«) Die Gemeindeverfammlung oder Gemeindevertretung. 

In jeder Gemeinde befteht ein doppeltes Organ. Zunächſt eine Körperichaft, welche 
entweder aus ſämmtlichen Mitgliedern der Gemeinde oder aus Repräfentanten verjelben 
zufammengefegt ift. Jenes ift noch heute das Regelmäßige auf dem Lande. Insbeſon— 
dere in dem öftlihen Provinzen in Schleswig = Holftein und in Hannover, in welchen Yan: 
destheilen nur durch ftatutarifche Anordnung unter minifterieller Genehmigung eine Ge: 
meindevertretung, neben welcher das Tortbeitehen der allgemeinen Gemeindeverfammlung 
für gewilfe Angelegenheiten in Hannover ausdrücklich gewahrt ift, eingeführt werden fann. 
In den beiden weftlichen Provinzen find die Gemeinden nad der Zahl der ſtimmberech 
tigten Mitglieder zu fcheiden, indem in ven fleineven bis zu achtzehn Mitgliedern eine 


') Geſetz über die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820, $. 7; Gejet wegen 
Einführung einer Klafjenftener vom 30. Mai 1820, $. 6c; Geſetz wegen Entrichtung der Ge— 
werbefteuer vom 30. Mai 1820, $. 26—36; Gefeß, betr. die Einführung einer Claſſen- und 
claffifieirten Eintommenfteuer vom 1. Mai 1851, $. 10. 15. 34. 35, Geſetz, betr. die Einfüh- 
rung einer allgemeinen Gebäudefteuer vom 21. Mai 1561, $. 14; Geſetz, betr. einige Abänderun— 
gen des Gefetes wegen Entrichtung der Gerwerbefteuer vom 19. Juli 1861, $. 11. 

2) Geſetz wegen der Kriegeteiltungen und deren Vergütung vom 11. Mai 1851, $. 3. 8—12. 
15. 16; im ganzen Bundesgebiet eingeführt durch die Berorbnung vom 7. November 1567, 5. 1; 
Bundesgeſetz, betr. die Quartierleiftung für die bewaffnete Macht während des Friedenszuſtandes 
vom 25. Juni 1868, $. 1. 5. 6. 

) Allgemeines Landrecht II, 7. $. 53 fi.; Weftphälifche Yandgemeindeorduung vom 19. März 
1556, $. 74; Rhbeinifche Gemeindeordnung vom 23. Jult 1848, $. 108; Schledwig-Holfteinifche 
Gemeindeordnung vom 22. Septeniber 1867, $. 23. — Stäbteordnung vom 30, Mai 1553, $. 62; 
vom 19. März 1956, $. 62; vom 15. Mai 1856, $. 57. 
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allgemeine Gememdeverjammlung, in den größeren ein gewählter Gemeinderath beftebt ; 
indeſſen kann in Wejtphalen auch in diefen größeren Gemeinden durch Gemeindeftatut die 
Bildung einer gewählten Gemeindevertretung ausgeſchloſſen und in dem oftrheinifchen 
Theile des Regierungsbezirts Coblenz die allgemeine Gemeindeverfammtlung auf Grund eines 
Gemeindebeſchluſſes beibehalten werden )). 

Dagegen jollten in den Städten die gemeinfchaftlihen Angelegenheiten ſchon nad 
dem Yandrecht 2) nicht in allgemeinen Verſammlungen der ganzen Bürgerichaft, jondern nur 
mit den Repräfentanten verjelben verhandelt werden, die jedoch — charalkteriſtiſch für die 
Behandlung des Gemeindeweſens im Yandredit — gleich den Stellvertretern privatredit- 
licher Gejellibaften an die Genehmigung der Gemeinde gebunden blieben, indem fie ins— 
bejundere verpflichtet wurden, mit den Vorftehern der Zünfte und übrigen einzelnen in 
der Stadtgemeinde befindlichen Corporationen, ſowie dieſe hinwiederum ein Jeder mit den 
Meitglievern feiner Zunft oder Gorporationen darüber Rüdfprache zu nehmen. Indem 
die Städteordmung von 1808 auf der einen Seite — und zwar in einer für ein Geſetz 
auffallenden Hervortretung des theovetiihen Gedankens — die gefammte Bürgerichaft als 
den Träger der Gemeindegewalt binftellt, und der Bürgerſchaft als ſolcher alle möglichen 
Gemeinderechte einzeln aufgeführt beilegt, um dann fortzufahren:: „von allen nad Inhalt 
diefer Ordnung der Stadtgemeinde beigelegten, oder denfelben ſonſt zuftehenden Rechten 
wird einzig und allein die Befugnig der Stadtwerordnetemwahl von der Stadtgemeinde 
in der Gelammtheit ausgeübt, in allen übrigen Angelegenheiten des’ Gemeindewefens wird 
die Bürgerfchaft durch die Stadtverordneten vertreten, denn „Die Vertretung der Stadt: 
gemeinde oder Bürgerfchaft durch Stadtwerordnete ift nothmendig, weil jene aus zu vielen 
Mitglievern bejtebt, als dak ihre Stimmen über öffentliche Angelegenheiten jedesmal ein- 
zeln vernommen werben könnten,“ jo ift doch nun die Bedeutung diefer Vertretung mit 
vollem Bewußtſein aus der privatrechtlichen in die öffentlich = vechtlihe Sphäre erhoben wor: 
den, „Die Stadtverordneten jind berechtigt, alle Angelegenheiten des Gemeinwejens ohne 
Rückſprache mit der Gemeinde abzumaden, jie ** dazu weder einer beſonderen In— 
firuction noch einer Vollmacht der Bürgerſchaft, noch find fie verpflichtet, über ihre Be— 
ichlüffe Nechenichaft zu geben ; das Geſetz und die Wahl find ihre Vollmacht, ihre Ueber— 
zeugung, und ihre Anficht vom Beften der Stadt ihre Inftruction, ihr Gewifjen aber die 
Behörde, der fie deshalb Rechenſchaft zu geben haben ; fie find im volliten Sinne Bertre- 
ter der ganzen Bürgerichaft‘ 3). 

Hinſichtlich der Zufammenjegung diefer Körperichaft, jet es der allgemeinen Gemeinde— 
verfammlung, ſei e8 der Repräfentation, herricht in der gefammten Gejeggebung für das 
platte Yand jehr entſchieden der Grundjag einer Beziehung und Berhältnigmäßigfeit ver 
gewährten echte und Bortheile zu dem Maße und zu der Bertheilung der Yaiten. 


') Allgemeines Yandrecht II, 7, $. 18 ff ; Gefeg, betr. die Yandgemeindeverfaflung im den 
ſechs öftlihen Provinzen vom 14, April’1856 (Novelle zum Landrecht), $. 8; Verordnung, betr. 
die Yandgemeindeverfaffung im Gebiete der Herzogthümer Schleswig - Holftein vom 22 September 
1567, $. 16 (in mwörtlicher Uebereinftimmung mit dem Geſetz für die öftlichen Provinzen) ; Han- 
noverfched Gejeß, betr. die Yandgemeindeordnung vom 28. April 1859, $. 41.51.52; Gemeinde- 
ordnung fir Die Rheinprovinz vom 23. Juli 1545, 5. 45; Yandgemeindeorbnung für die Pro- 
vinz Weftphalen vom 19. März 1856, $. 24. 

®) Ueber die ältern ftäbtiihen Berhältnifie vgl. namentlih von Bafiewis I, 30 ff. So ff, 
89. 252 ff. II, 1642 f.; über die landrechtlihen Beftimmungen von Baffewig, II, 210 fi.; 
über die Einführung der Städteorbnung von 1508 in Berlin und dem übrigen Städten ber 
Kurmart von Bafſewitz III, 212 ff. 219 ff. — Ueber die Älteren Verhältniſſe auch Fiſcher, 
Lehrbegriff ſämmtlicher Cameral- und Polizeiredhte I, 586 fi. 634 ff. 

3) Allgemeines Landrecht II, 8. 8. 110—114; II, 6. $. 114 ff. 118. 131; ‚Stäbteorbnung 
vom 19. November 1808, 8. 17. 48. 52. 67—69. 108. 
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Nach den wörtlich übereinftimmenden Feſtſetzungen für die ſechs öftlichen Provinzen 
und für Schleswig - Holftein wird ſowohl die Theilnahme an dem Stimmrechte, als auch 
die Bertheilung der Yaften zunächſt durch die Ortsverfafjung beitimmt, die, insbejondere 
im Gebiete des Landrechts, in einer Claffeneintheilung der angeſeſſenen Wirtbe nad Art 
und Größe der Ländlichen Beſitzweiſe durchſchnittlich beſteht. Wo jedoch durch Parzellirun- 
gen, Anfievelungen oder Coloniebildungen binfichtlid der Ortöverfaffungen, Dunfelheiten oder 
Mißverhältniſſe entftanden find, und das Bedürfniß einer neuen Feftftellung der Stimmrechte 
und der Gemeindelaften, oder eines dieſer beiden Verhältniſſe fi) geltend macht, da ſoll 
die Bertheilung der Gemeindelaſten unter Berüdfichtigung der Abjtufungen des Grund: 
befiges und des Glaffenverhältnifjes in der Weile geicheben, daß die den einzelnen Ges 
meindegliedern oder den Claſſen aufzuerlegenden Antbeile an den Laften in ein angemefjenes 
Berhältnig zu den Rechten und Bortheilen treten, welche diefelben in dem Gemeindever- 
bande genießen, während bet einer neuen Feltfegung der Stimmrechte darauf Rückſicht zu 
nehmen tjt, daß den Befigern ſolcher Grundſtücke, melde die übrigen an Werth und Größe 
erheblich überfteigen, mehr als eine Stimme beigelegt wird, daß die Gemeindeglieder 
in Claſſen eingetheilt werden, und daß die Stimmen der Befiger derjenigen kleineren 
Grundſtücke, welde zu ihrer Bewirthichaftung kein Zugvieh erfordern, zu Geſammtſtimmen 
verbunden werden, jo daß dergleichen Befiger das Stimmrecht in der Gemeindeverſamm— 
lung durch Abgeorpnete auszuüben haben, welche fie aus ihrer Mitte wählen. Ganz 
analoge Beftimmungen gelten in Hannover ; auch bier ſoll zunächſt die Ortsverfaſſung 
enticheiden, bei eintretenden Veränderungen der Antheil an den Gemeindelaften zu Grunde 
gelegt werden, und regelmäßig eine Glaffeneintheilung ftattfinden ; „Die Grundlagen für 
diefe Eintheilung bilden die verſchiedenen Glaffen der in der Gemeinde vorhandenen Höfe 
und Güter ; die Nichtanfäfjigen bilden, ſoweit fie nicht unter Berüdfichtigung ihrer Con— 
currenz zu den Gemeindelaſten einer diefer Claffen einzureihen find, die unterfte Claſſe; das 
Stimmrecht der Mitglieder der einzelnen Glafjen iſt unter Berückſichtigung der Goncurrenz 
zu den Gemeindelaften und des Intereffes an den Gemeindeangelegenbeiten zu beſtimmen.“ 
Abweichend find wiederum die Verhältniſſe in den beiden weftlihen Provinzen. Es war 
der Mangel an organiſchen Verſchiedenheiten in der ländlichen Befitesweife, welcher dazu 
geführt bat, bei der für Stadt und Yand gemeinſamen Regulivung des Gemeindewejens 
in der Rheinprovinz jenes Dreiclaſſenſyſtem, welches feitdem auf dem Gebiete Des Staats— 
lebens und des ſtädtiſchen Communalweſens von großer Bedeutung geworden tft, zum erften 
Male zur Geltung zu bringen. Dieſes Syſtem it ſpäter auch auf die Landgemeinden 
der Provinz Weftphalen ausgedehnt, jedoch mit der Modification, daß abweichende Be— 
ftunmungen zum Zwed fefter und dauernder Abgrenzung der Wabhlclaffen dem Gemeinde- 
ftatut vorbehalten bleiben, woraus die Befugniß gefolgert ift, durch Gemeindeſtatut auch 
die alten Claſſenunterſchiede der ländlichen Grundbefiger, etwa in Bollbauern, Halbipän- 
ner und Kötter, wo ſolche ſich noch erhalten Haben, jelbitjtändig oder neben dem Dret- 
claffenfyfteme zur Anwendung zu bringen. Uebrigens find in beiden Provinzen die grö- 
peren Grundbeſitzer ſowohl in der Gemeindeverfammlung als auch in der Gemeindever- 
tretung noch bejonders bevorzugt "). 


" Allgemeines Landrecht IT, 7. 8. 20 fi.; Gefeß, betr. die Landgemeindeverfaffung in den 
ſechs öftlihen Provinzen vom 14. April 1856 (Novelle zum Landrect), $. 3. 4. 5. 11. 12. 13; 
Verordnung, betr, die Yandgemeinbeverfaflung im Gebiete der Herzogthümer Schleswig und Hol» 
ftein vom 22. September 1867, $. 8. 9. 10. 24. 25 (im wörtlicher Uebereinftimmung mit dem 
Geſetz für die äftlihen Provinzen); Hannoverſches Geſetz, betr. die Landgemeindeordnung vom 
28. April 1859, 8. 3. 4. 8. 17; Belanntmadhung vom 2%. April 1859, 8. 19 fj.; Gemeindeord- 
nung für die Rheinprovinz vom 23. Zuli 1845 $. 50 ff ; Yandgemeindeorbnung für die Provinz 
Weſtphalen vom 19. März 1556, $. 27 ff.; Imftruction vom 9. Mai 1856, Art. 6. 9. 10. 12. 
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In den Städten war in älterer Zeit, und noch nach den Grundfägen des Yandredits, 
die Theilnahme an der ftäbtifchen Verwaltung auf die Zünfte gegründet, die in der That 
damals in ähnlicher Weiſe wie die agrariichen Befigverhältniffe hinfichtlich der Yandgemein- 
den eine organiſche Grundlage für das gefammte Städteweſen bilveten. 

Die Städteordnung von 1808 verfolgte jedoch gerade vorzugsweife den Zweck, an 
die Stelle „des nach Claffen und Zünften ſich theilenden Intereijes eine wirktſame Theil 
nahme der Bürgerſchaft an der Verwaltung des Gemeinweſens“ zu jegen ; e8 wurbe dem— 
gemäß „die Wahl der Stadtverorbneten, nad Ordnungen, Zünften und Gorporationen 
gänzlich aufgehoben.“ 

Und jo häufig nun auch gerade der Urheber der Stäbteorbnung, der fein großes 
Wert keineswegs für unverbeſſerlich hielt, im Eingehen auf Niebuhrſche Entwürfe, insbe- 
fondere bei der beabfichtigten Einführung der Städteordnung in Weftphalen auf derartige 
Einrichtungen zurücgefommen tft, jo ſehr ferner die Gefeßgebung der ſpätern Zeit der— 
artige ftatutariiche Anordnungen zugelaffen und begünftigt, und dieferhalb in einem Theile 
des Staats jogar Abweichungen von der gejeglichen Wahlordnung geftattet hat, jo muß 
doch einerjeitö die theoretifche Richtigkeit des Gedankens einer modernen ftändifchen Gliederung 
auf dieſem Gebiete befonderd um deswillen beftritten werden, weil das moderne Erwerbs: 
leben gar nicht in der früheren engen Verbindung mit dem Communalwefen fteht, bie 
Bedeutung der Gemeinde, insbejondere der Stadt, eine ganz andere geworben ift, tie 
denn auch andererſeits die praktiſchen Reſultate dieſer Richtung, trotzdem daß der 
Raum zu einer derartigen Entwickelung freigegeben war und eine hinlängliche Zeit ver— 
ſtrichen iſt, gleich Null find und ſich auf die Experimente dreier ganz kleiner Städte 
reduciren Ü). 

Die pofitiven Berfafjungsgeftaltungen auf dem Gebiete des ſtädtiſchen Gemeinde: 
wejens in Preußen zerfallen in zwei Glaffen. 

Im Anſchluß an das Yandrecht hatten die Stäbteordnung von 1808 und 1831 den‘ 
Grundſatz beibehalten, innerhalb der Städte die Einwohnergemeinde und die eigentliche 
Bürgergemeinde zu trennen, Es zerfiel darnach die ftädtiiche Bewölferung in Bürger und 
Schutwermandte. Das Pürgerrecht bejtand, abgejehen von den bald nad) Emanation der 
Städteordnung von 1808 objolet gewordenen Wirkungen in Bezug auf Gewerbetrieb 
und Grundbejig, in der Theilnahme am Gemeindeſtimmrecht und in der Befähigung zu 
Gemeindeämtern. Dafjelbe wurde nur auf Antrag durd eine förmliche Urkunde verlie- 
ben ; nach der Städteordnung von 1808 war daſſelbe von einem ziemlich niedrigen, nad) 
der Städteordnung von 1831 von einem fehr hohen Genus abhängig. Innerhalb die— 
fer Bürgergemeinde fanden jedoch weitere Claſſifieirungen nicht mehr ftatt ; die Wahl der 
Stadtverorpneten erfolgte nad) Bezirken 2). 

Ganz auf dieſen Grundlagen, in einer oft wörtlichen Mebereinftunmung mit ber 
Städteorbnung von 1808, iſt die Negulirung der ſtädtiſchen Gemeindeverhältniffe durch 
die — wohl von Stüve herrührende — Hannoverſche Städteordnung vom 1. Mai 1851, 
und durch die noch jett geltende, in diefen wefentlichften Punkten nicht abweichende, revi— 


') Allgemeines Landrecht IT, 8. $. 112; Städteorbnung vom 19. Novbr. 1808, Einleitung 
es 8, a Verb, Das Yeben "des Minifter Freiberrn von Stein, 2. Aufl. Bb. v.©. 339, 
Bo. I. Abth 1. &. 304— 336, Bd. VI. Abth. 2..©. 348 ff.; v. Savigny, Die _preufifche 
rein (Rante, diorig politiſche Zeitſchrift. Bd. I. (1832) ©. 396 ff.); Städteord⸗ 
nung vom 17. Mai 1831, $. 2. 3. 51 ff.; vom 30. Mai 1853, $. 11. Nr. 2. (Inftruetion vom 
20. Juni ejusd, Nr. Vin); "som 19. Diärz 1656 $ 11. (Inftrction vom 9. Mai ejusd. Nr, 
IV); vom 15. Mai 1856, $. 10. 
5) Städteordnung vom 19. November 1808, $. 15. 17. 23 fi. 74; Revidirte Städteordnung 
vom 17. März 1831, 8. 15—17. 23 ff. 
v. 5 olgenborff, Encyelopädie ber Rechtswiſſenſchaft 1. 47 
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dirte Städteorduung vom 24. Juni 1858 erfolgt. Auch die gegenwärtig geltende kur— 
heſſiſche Gemeindeordnung fteht auf diefem Standpunfte 1), 

In den älteren preußischen Yandestheilen dagegen ift in der Gemeindeordnung vom 
11.März 1850, und in den nach dem Vorbilde derjelben aufgeftellten drei Städteordnungen für 
die öftlichen Provinzen, für die Rheinprovinz und für Weftphalen jene frühere Bafis verlaffen, und 
einerſeits eine Identität von Bürgergemeinde und Einwohnergemeinde in der Weife herbeige— 
führt, daß alle jelbitftändigen Preußen das Bürgerrecht von jelbft erwerben, wenn fie ſeit 
einem Jahre Einwohner des Stabtbezirts find, d. h. nach den Beitimmungen der Gejege 
ihren Wohnfis haben, keine Armenunterftügungen aus öffentlichen Mitteln eınpfangen, die 
Gemeindeſteuern bezahlt haben, und außerdem entweder ein Wohnhaus im Stadtbezirk be— 
figen, oder ein ftehendes Gewerbe daſelbſt als Haupterwerbsquelle, in größeren Städten 
mit zwei Gehülfen, jelbjtftändig betreiben, oder an Claſſenſteuer einen Yahresbetrag von 
mindeftens vier Thalern entrichten, was in mahl= und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten 
durch ſpecielle Einfchägung nad den Grundfägen der Glafjenfteuerveranlagung oder durch 
ein gewiſſes Einkommen erjegt wird ; während anderverjeits eine Claſſificirung der Bürger 
zum Zwede der Wahl der Stadtverordneten nach Maßgabe der von ihnen zu entrichten- 
den divecten Steuern (Gemeinde, Kreis-, Bezirls-, Provinzials und Staatsabgaben) in 
die befannten Drei Abtheilungen erfolgt ift, weil, wie die Negierungsmotive bei Gelegen- 
beit der Borlage der Gemeindeordnung von 1850 ausführen, ungeachtet Die Gemeinde 
feine Actiengefellichaft fer, und noch andere Momente in ihr in Betracht fümen als die 
Steuerkraft des Einzelnen, Doch eine Bertheilung des Stimmrechts nach den Steuem ein 
richtiges Verhältniß erwarten laſſe, eine Gorrelativität von Recht und Pflicht wohl geredht- 
fertigt fei, und denjenigen, welder einen tauſendfach höheren Beitrag zu den Gemeinde: 
laften gebe, auch ein größerer Antheil an der Wahl der ihn’ beftenernden und das Ge- 
meindeverınögen verwaltenden Vertretung bewilligt werden müſſe 2). 

Endlich ift neuerdings für Schleswig = Holjtein einerſeits Die Identität von Bürger: 
und Eimmohnergemeinde nach den Grundſätzen der älteren Yandestheile zur Geltung ge— 
bracht, dagegen andererfeits die Wahl der Stadtverordnneten den Bürgern. ohne weitere 
Glaffeneintheilung übertragen und mit dem Yufgeben des Dreiclafien - Wahliyftems ein 
Princip verlafien, welches ſeit 1845 die preußiſche Gemeindegeleggebung beherrſcht bat. 
Ebenfo wird im Regierungsbezirke Kaffel nad der für die Städte und Pandgemeinden 
Kurheſſens gleichmäßig erlaffenen Gemeindeoronung vom 25. October 1834 der Ger 
meinde⸗ Ausſchuß von der Geſammtheit der ſtimmfähigen Ortswähler gemählt, mit der 
Beſchränkung daß die Ausichugmitgliever zur Hälfte der Claſſe der Hochbeftenerten an- 
gehören müſſen ?). 


P) Der Gemeindevorftand. 


In jeder Gemeinde befteht neben Der Gemeindeverfammlung oder Vertretung ein 
Gemeindevorftand. Diejer befteht auf dem Lande aus einem Einzelnen, dem Schulzen 


Hannoverſche Städteorbnung vom 1. Mai 1851. 8. 18 ff., $. 85 fi.; Hannoverſche revi— 
dirte Städteorbnung vom 24. Juni 1858, $. 19 ff. 5. SO ff.; Gemeindeordnung für die Städte 
und Landgemeinden Kurheſſens vom 23. October 1834 $. 20. 21. 27. 28. 33. 341. und Gejfet 
vom 6. Auguft 1840, betreffend die authentifche Interpretation bes 8. 28. der Gemeindeordnung 
vom 23. October 1831. 

*) Gemeindeordnung vom 11. März 1850, $. 4. 11; Städteordnung für bie ſechs öftlichen 
Provinzen vom 30. Mai 1853, $ 5. 13; Städteordnung für die Provinz Weftphalen vom 19. 
März 1956, 8. 5. 13. (wörtlich gleichlantend mit re A des die Mahl» und Schlachtiteuer 
betreffenden Paſſus in $. 5); Städteordnung für die Rheinprovinz won 15. Mai 1956, $. 5 
12. (im wefentlichen übereinftinmend). 

2) Geſetz, betreffend die Berfaflung und Verwaltung der Städte und Flecken in der Provinz 
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oder Gemeindeworfteher, welchem Gehülfen, Schöffen, Gerichtsmänmer beigegeben ſind. 
Diefe Vorſtandſchaft haftet vielfach namentlich in den öftlichen Brovinzen an dem Beſitze 
eines ländlichen Grundſtücks, Schulzenguts. Abgeſehen von diefen Lehn- oder Erbſchul— 
zen werden die Edjulzen in den öftlichen Provinzen, ſofern nicht durch Objerwanz oder 
fonftige Rechtönormen etwas Abweichendes feftteht, von dem Inhaber der Ortsobrigteit 
Gutsbeſitzer oder Domänenrentmeifter) nad Anhörung der Gemeinde unter landräthlicher 
Beftätigung, die Ortöworfteher in der Nheinprovinz vom Yandrath auf Gutachten des 
Bürgermeifters ernannt, während in Weftphalen, in Heſſen, in Naffau, in Hannover und 
in Schleswig = Holftein den Gemeinden das Wahlrecht unter höherer Beftätigung, wozu in 
Schleswig - Holftein noch die Genehmigung der Gutsobrigfeit kommt, zuftebt . 

Das Amt der Schulzen oder Gemeindevorfteher iſt überall ein Ehrenamt. Es 
wird ihnen wenigftens feine zu ihrem Unterhalte hinreichende Bejoldung gewährt, Dagegen 
haben fie, abgejehen von dem Falle, daß Demand als Befiger eines Schulzenhofs zur 
Uebernahme aller Yaften verpflichtet iſt, Anſpruch auf eine Entſchädigung für Die mit dem 
Amte verbimdenen Koften umd Aufwendungen ; e8 wird dafür häufig ein Pauſchquantum 
in Geftalt einer Landdotation gegeben, die in den öftlichen Provinzen zu gleichen Theilen 
von der Gemeinde umd von der Ortsobrigfeit zu gewähren tft, weil der Schulze im 
Dienste beider fteht, und deren Feſtſetzung dort im ftreitigen Fällen durch ein Zuſammen— 
wirken des Schulgen, der Gemeinde, des Gutsherrn, des Yandraths, des Kreistags, der 
Regierung erfolgt. 

In einer ähnlichen Stellung wie der Vorfteher zu der Gemeinde befindet fich der 
Beſitzer eines jelbitjtändigen Gutsbezirks gegenüber den Bewohnern deſſelben, mit dem 
Unterfchtede, daß er niemals an ihre Zuſtimmung gebunden ift, aber auch nicht das Necht 
hat, zur Erfüllung der dem jelbftftändigen Gutsbezirke gleich der Gemeinde obliegenden 
Verpflichtungen, Laſten oder Leiſtungen von ihnen zu verlangen. 

Für die Städte befteht der Gemeindevorftand in ‚ver Nheinprovinz regelmäßig aus 
einem Einzelnen, dem Bürgermeifter, weldem Gehülfen (Beigeordnete) an die Seite geſetzt 
find, und nur ganz ausnahmsweiſe auf befonderen Antrag der Städte aus einem collegia- 
liſchen Magiſtrate, in den öftlihen Provinzen, in Weftphalen und in Schleswig = Holftern 
regelmäßig aus einem collegialifchen Mogiftvate, und nur ganz ausnahmsweiſe für Städte, 
melde nicht mehr als 2500 Einwohner haben, in Schleswig = Holftein ohne ſolche Be— 
ſchränkung, aus einem Einzelnen, in Hannover ſtets aus einem collegialifchen Magiftrate, 
während in Kurheſſen Ortsvorftand (Bürgermeifter) und Gemeinderatb (in den Städten 
Stadtrath) zu unterjcheiden find, indem jener die laufende Verwaltung, diefer die Bera— 
tbung und Beſchlußführung über alle Gemeimdeangelegenheiten bat, die nicht zur gewöhn— 
lichen Amtsführung gehören ?). 

Während auf dem Standpunkte des Landrechts nad den Privilegien und Statuten 
jedes Orts und bei deren Ermangelung nad den PBrovinzialgefegen zu beurtbeilen war, 


Schleswig - Holftein vom 14. April 1869; Kurbeffifche Gemeinbeorbnung vom 23. Dctober 
1534. $. 38. 

N) Allgemeines Landrecht IL, . 436 ff.; Geſetz, betr. die ländlichen Ortsobrigfeiten vom 
14. April 1856, $. 21, und — vom 30. Suli 18956, Art. 115 Rheinische Gemeindeord- 
nung vom 23. JZuůli 1845, $. 72; Weſtphäliſche Gemeindeordnung vom 19. Mär; 1856, 8. 38; 
. Hannoveriches Geſetz, betr. die Candgemeinden vom 28. April 1859, $. 22. 26 fi. 46; Scles- 

wig«Solfteinifche Gemeindeordnung vom 22. September 1867, $- 19. 20. 21. 

*, Rbeinifche Städteorbnung vom 15. Mai 1856, $. 66 fi; Städteordnung für bie ſechs 
öftfihen Provinzen vom 30. Mai 1853, $. 72 ff.; Weftphälifche Städteorbnung vom 19 Mai 
1856, $. 72 ff ; Schleswig - Holfteinifche Städteordmung vom 14. April 1867, $. 28 94; Hans 
noverſche revidirte Städteordnung vom 24. Juni 1558, $. 39; Kurbei ffiſche Gemeindeordnung 
vom 23. Detober 1934, $. 36. 54. 63. 
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ob der Magiftrat gewählt oder vom Yandesheren beftellt werde, im zweifelhaften Falle 
jedoch vermutbet werden jollte, daß der Gemeinde das Wahlrecht zuftehe, und endlich in 
den alle, daß die Gemeinde das Wahlrecht hatte, Telbiges der Kegel nad durch den 
Magiftrat ausgeübt wurde, fo beiteht gegenwärtig Das Recht, den ſtädtiſchen Gemeinde 
vorftand zu wählen, in allen Provinzen des Staats, indem daffelbe regelmäßig von den 
Stadtverorbnieten, in Hannover jedoch von einem aus den vorhandenen Magiftratöperfos 
nen und einer gleichen Anzahl Bürgervorfteher (Stadtverordneten) gebilveten Wahl- 
collegium, in Schleswig = Holftein aber von der mwahlberechtigten Bürgerichaft in der 
Weife ausgeübt wird, daß für jede einzelne Stelle drei Candidaten von einer Comes 
miffion präfentirt werben, welde aus ſämmtlichen vorhandenen Mitgliedern des Magi— 
ſtrats und aus einer gleichen Anzahl durch die Stadtverordneten = Berfanmnlung zu beftum- 
mender Mitglieder der letztern gebilvet wird ; in Kurheſſen endlich wird der Gemeinderath 
vom Gemeindehusfchuffe, der Gemeindevorjtand gemeinjchaftlihd vom Gemeinderath und 
Gemeindeausſchuſſe gewählt . 

Der ſtädtiſche Gemeindevorſtand bietet eine Combination von Ehrenamt und Berufs— 
amt. Wenn ſchon im Landrecht die Verpflichtung der Bürger zu ſtädtiſchen Ehrenämtern 
geltend gemacht war, jo daß die Städteordnung von 1808 diefe allgemeinen Säge nur 
wörtlich wieberholen konnte, jo ift Doch dieſe Verpflichtung feit der Städteordnung von 
1808 in allen alten Provinzen unter hohe Strafbeitimmungen geſetzt, die in Entzie— 
hung des ſtädtiſchen Stimmrechts und einer ſtärkeren Heranziehung zu den Gemeindelaften 
beſteht *. 
er ftädtifche Berufsamt ſteht dem ſtaatlichen Berufsamt in jofern glei, als einer- 
ſeits eine fefte Beſoldung damit verbunden ift, und andererfeits die Inhaber deſſelben 
verpflichtet find, „ihre Zeit der Amteführung ganz zu widmen‘, unterſcheidet ſich aber 
von dem ftantlichen Berufsamt insbefondere dadurch, daß regelmäßig der formelle Nach— 
weis einer beftimmten VBorbildung nicht verlangt wird, und daß die Amtsdauer, außer in 
Hannover, feine lebenslängliche, jondern eine zwölfiährige iſt ®. 

Wenn nun aber aud „Die ganze Geichäftsführung in allen das Gemeinweſen be: 
treffenden Angelegenheiten zur Begründung der Einheit in dem Magiftrat concentrirt und 
von demfelben geleitet werden ſoll“, aud „Diejenigen fpeciellen Geſchäftszweige, wobei es 
hauptſächlich auf Geſetzes- und Berfaffungsfunde ankommt“ vom Magiftvat zu erledigen 
find, jo ſoll doch zugleich „Der Bürgerſchaft zur Beförderung einer lebendigen Theilnahme 
an dieſen Angelegenheiten die fräftigfte Mitwirkung dabei zugeftanden werden“, und es 
ſollen demgemäß „alle Angelegenheiten, wonit Adminiftration verbunden, oder Die wenig— 
ftens anhaltender Aufficht und Gontrole oder Mitwirfung an Ort und Stelle bedinfen, 
durch Deputationen und Commiſſionen beforgt werden, welche aus einzelnen oder wenigen 
Magiftratsmitglievern, dagegen größtentheild aus Stadtverordneten und Bürgern bejtehen, 
die von der Stadtverordnetenverfammlung gewählt und vom Magiftrat betätigt werden“, 
wie ſolche insbefondere für das Armens, Bau-, Servisweſen und für viele andere Zweige 


) Allgemeines Landrecht II, 8. 8. 120 fi ; Hannoverfche revidirte Städteorbnung vom 24. 
uni 1858, $. 53; Schleswig » Holfteinifche Städteordnung vom 14. April 1869, $. 31; Kurbei- 
fiihe Gemeindeordnung vom 23. October 1834, $. 39. 40. 

?) Allgemeines Yandrecht II, 8, 8. 29 fi.; Stäbteorbnung von 1808 8. 191 ff., S. 201 ff.; 
Städteorbnung file die ſechs öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853, $. 74; Weſtphäliſche Städte 
ordnung vom 19. Mai 1856, 8. 74; Rheinifche Städteorbnung vom 15. Mat 1856, $. 19; 
Hannoverfche Städteorbnung vom 24. Juni 1858, $. 11 (enthält nur das Prineip); Schleswig- 
Holſteiniſche Städteordnung vom 14. April 1869, 8. 9. 10 (emthält fefte Strafbeftimmungen). 

2) Städteorbnung von 1808, 8. 141; Hannoverfche revidirte Städteordnung vom 24. Juni 
1858, $. 43; vgl. auch Schleswig-Holſteiniſche Städteordnung vom 14. April 1869, $. 30, 


5. Das Berwaltungsredt. 741 


der ftädtifchen Adminiftration ins Yeben getreten find; es Tollen ferner „als Unterbehör- 
den ded Magiſtrats zur Beforgung der Fleineren Angelegenheiten und der Controle” Bes 
zirfövorfteher für die einzelnen Stadtbezirke eingejegt werden, denen namentlich „Die Aufs 
ficht auf Strafen, Brüden, Brummen, Wafferleitungen, Erleuchtung, Reinigung” über- 
haupt aber die Sorge „für alle Angelegenheiten des Gemeinweſens in jeinem Bezirke‘ 
obliegt ?). ‚ 


b) Die Communalverbände höherer Ordnung. 


Als Communalverbände höherer Ordnung erſcheinen zunächit die j.g. Sammt- 
gemeinden, die im den öftlichen Provinzen beim Mangel einer entiprechenden admini— 
jtrativen Eintheilung nur ganz vereinzelt, und nur für gewiſſe Gegenftände, wie Deich: 
weſen, Schulwefen, in den weltlichen Provinzen dagegen und in einigen neuen Landesthei— 
len in Anflug an adminiftrative Eintheilungen mit einem allgemeinen Wirkungskreiſe 
vortommen. Während jedoch ſolche Sammtgemeinden in den beiden. weftlichen Provin— 
zen in den Fällen, wo das Amt beziehungsweife die Bürgermeifterei nur aus einer Ge— 
meinde bejteht, gar nicht möglich, und in Weftphalen in allen Fällen facultativ find, fo 
find fie Dagegen in der Provinz Hannover und im Regierungsbezirk Wiesbaden aus ber 
früheren Zeit obligatoriich geblieben. In allen Fällen ericeint als Organ diejes Ver— 
bandes eine von den dazu gehörigen Gemeinden und Gittern betellte Berfammlung, die 
in der Rheinprovinz Birgermeifterei, in Weftphalen Amtsverfanmmlung, in Hannover 
Amtsvertretung, in Wiesbaden Bezirksrath beißt, und deren Geſchäfte der entjprechende 
ſtaatliche Verwaltungsbeamte Teitet 9). 

Als Communalverbände höherer Ordnung fommen ferner die über den ganzen Staat 
ſich ausdehnenden ftreng mit der abminiftrativen Eintheilung zufammenfallenden Kreis— 
verbände, denen eine Anzahl der größeren Städte gleichgeftellt iſt, ſodann die in 
einzelnen alten und neuen Provinzen fich worfindenden Communalverbände im en— 
geren Sinne, die aus früheren biftorifchen Entwidelungen bereorgegangen, entweder wie 
die Communalverbände der Altmark, Kurmark, Neumark, der Ober- und Niederlaufig, 
wie die Communalverbände von Altpommern, Neuvorpommern und Rügen, wie die han— 
noverſchen Landſchaften, innerhalb des höheren Organismus, oder wie die Communalver— 
binde der Negierungsbezirfe Kaſſel und Wiesbaden an Stelle defjelben fich befinden, end- 
lich die über den ganzen Staat mit Ausnahme von Helfen und Naſſau ſich erftredenden, 
mit der adminiſtrativen Eintheilung keineswegs freng zulammenfallenden Provinzial: 
verbände in Betracht. 

Was die Organtfation dieſer Kreis-, Communal- und Provinzialverbände betrifft, 
jo beruht dieſelbe überall mit Ausnahme des Regierungsbezirks Wiesbaden auf der ſtän— 
diſchen Gliederung in großen Grundbeſitz, Städte und Yandgemeinden. Während aber in 
den alten Provinzen einerfeits die Vertretung des großen Grundbeſitzes gegenüber der Ver— 
tretung dev Städte und Pandgemeinden auf allen Stufen unverhältnißmäßig überwiegt, und 
andererjeil® der große Grundbeſitz als Rittergutsbeſitz befonders qualificirt fein muß, 


') Stäbteorpnung vom 19. November 1808, $. 169. 174. 175. 179. 182; Städteordnung 
für die öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853, $. 59. 60; Weftpbälifche Städteorbnung vom 19. 
Mai 1856, $. 59. 60; Rheiniſche Städteordnung vom 15. Mai 1556, $. 54. 55; Schleswig- 
Holfteinifche Städteorbnung vom 14. April 1869, $. 66— 70. 

2) Rheiniſche Gemeindeordnung vom 23. Juli 1845, $. 7. 9. 108 fi.; Weftphäfiiche Yanb- 
gemeindeorbnung vom 19. März 1856, 3. 4: 5. 75 ff.; Hannoverfches Geſetz, die Amtsvertre— 
tung betr., vom 28 April 1859, $. 5. 12. 13. 27. 25; Verordnung vom 12. Sept. 1867, 8.4; 
Naſſauiſche Verordnung vom 24. Juli 1854; Verordnung vom 26. Sept. 1967, 5. 13. 
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fo daß weder der Domänenfiscus noch, mit Ausnahme der beiden wejtlichen Provinzen, 
andere größere Yandgüter an der Vertretung participiren, jo ift in den neueren Provinzen 
einerfeitS ein richtigeres Verhältniß der vertretenen Intereffen herbeigeführt, indem auf 
den Kreistagen der große Grundbeſitz in Hannover höchſtens ein Drittel, in Schleswig— 
Holftein regelmäßig ein Drittel, ausnahmsweiſe die Hälfte, im Kaſſeler Bezirk die Hälfte, 
auf dem GCommunallandtage des Kaffeler Bezirls und auf den Provinziallandtagen von 
Hannover und Schleswig = Holftein ungefähr ein Drittel der Gefammtvertretung betragen 
ſoll, und es ift andererfeits der Begriff des großen Grundbeſitzes im ganzen ohne Rüchſicht 
auf den Begriff des Nitterguts feitgeftellt, indem man ſich in Hannover und in Schleswig— 
Holſtein an hiſtoriſche Thatſachen gehalten, Dort an die Berechtigung zu Virilſtimmen in 
der Amtövertretung, hier an das Wahlrecht nad) den Gefegen vom 15. Februar und 
11. Yunt 1854, im Naffeler Bezirk Dagegen einen Grundftenerreinertrag von 1000 Tha— 
(ern, reſp. 3500 Thalern als maßgebend angenommen bat, ohne indeljen namentlich für 
den Provinzialverband in Schleswig = Holftein und in Kaffel eine beſondere Berüdfichtigung 
der Ritterfchaft als jolcher ganz aufzugeben U. — Dagegen befteht im Negierungsbezirte 
Wiesbaden der Kreistag theils aus der Geſammtheit der zu einem Kreiſe gehörigen Bes 
zirtöräthe, theils aus den Beligern derjenigen Güter, welche mindeftens 500 Gulden 
Grundſteuer entrichten, der Communallandtag aus vier Standesherren, zwei gewählten 
Vertretern des großen Grundbeſitzes, und je zwei Abgeordneten der einzelnen Kreistage ?). 

Neben diefen communalen Bertretungsförpern beftehen daun auf allen Stufen audy 
executive Organe, für den Kreisverband der Yandrath, der Kreishauptinaun, die Kreisaus— 
Ichüffe, für die Communalverbinde die altpommernſche Yandftube, Die neuvorpommernicen 
Yandtagsbevollnächtigten, die ſtändiſchen Verwaltungsausſchüſſe m Hannover und Naffel. 
Und wiederum concurrirt auch bier mit dem Ehrenamte das Berufsamt, insbeſondere ift 
für die laufende Verwaltung des provinzialftindiichen Bermögend in Hannover ein aus 
drei befoldeten Mitgliedern, einem Yandesdirector und zwei Schugräthen beftehendes Lau— 
desdirectorium, für die laufende Verwaltung des communalftindifchen Vermögens in Kaſ— 
jel ein beiolveter Landesdirector eingelegt *. 

Die Functionen aller diefer Verbände beftehen zunächft wiederum in einer Unter— 
ftügung der allgemeinen Staatsverwaltung durch Dienftleiftungen und Gelobeiträge. Es 
ift insbelondere den Kreifen eine Begutachtung der Glaffenfteuer = Reclamationen, eine 
Mitwirkung bei der Einſchätzung zur clafjificirten Einfommenfteuer, bei der Entſcheidung 
über die Milttärpflichtigkeit, bei der Regelung des niedern Communalwefens % 3. B. 
in Bezug auf Bezirföveränderungen, Schulzendetationen, Dorfſtatuten, außerdem bei ein— 


') Ueber das Vertretungsverbältniß der verſchiedenen Stände fiebe Kaſſeler Kreisordnung vom 
9. Sept. 1567, $. 9; Hannoverſche Kreisordmung vom 12. September 1567, 8.19; Schleswig- 
Holfteiniiche Kreisordnung vom 22. September 1867, 8. 17. — Ferner Kaſſeler Communalord— 
nung vom 20. September 1867, 8 3 fj.; Hannoverfhe Provinzialordnung vom 22. Auguſt 1867, 
8. 3. 5; Schleswig» Holfteinifche Provinzialordnung vom 22. Septbr. 1967, $. 3. — lieber Die 
Theilnabme des Domänenfiscus am Stimmredt : Kafieler Kreisorbnung, $. 8; Hannoverſche Kreise 
ordnung, 8. 15. 17; Schleswig - Holfteiniiche Kreisordnnung, $. 13; Wiesbadener Nreisordnung 
vom 26. September 1567, 8. 8. — Ueber den Begriff des großen Grundbefiges: Kafleler 
Kreißordmung, 5. 7. 9; Hannoverſche Kreisorbnung, 8. 14; Schleswig - Holiteinifhe Kreisord— 
nung, 8. 12, 

% Miesbabener Kreisorbnung vom 26. Zept. 1867, 8. 7; Wiesbadener Commumalorbnung 
vom 26. Sept. 1867, 8. 3. 

) Allerböchfte Erlaffe vom 1. November 1568, betr. die Genehmigung des Regulativs für 
die Verwaltung des provimzialftändiichen Vermögens im der Provinz Hannover, $. 1. 2.5.6; 
und vom 11. November 1968 für Kaſſel, $. 1. 2. 5. 

Beſonders betent in der Kreisordnung für Schleswig - Holftein, $. 5; Kaſſeler Kreisord- 
nung, $. 4. Nr. 3; Wiesbadener Kreisordnung, $- 4. 
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tretender Mobilmahung die Gewährung der eigentlichen Landlieferungen (die Verſorgung 
der Magazine mit Brodinaterial, Hafer, Heu, Stroh und Fleifch), ferner die Geftellung 
von Pferden zu den Uebungen der Landwehr = Cavallerie und endlich die Unterftügung der 
bevürftigen Familien zum Dienfte einberufener Reſerve- und Landwehrmannſchaften, ſowie 
neuerdings der Erſatzreſerve übertragen . Es ift im gleicher Weife den Communals- 
verbänden und Provinzen eine Mitwirfung bei den Einfommenfteuer = Reclamatio: 
nen, bei der Nevifion und Gontrole der Nentenbanten, bei der Regelung ded niederen 
Communalweſens (5. B. ob eine Stadt die Yandgemeindeverfaffung oder ein Dorf die 
Städteordnung erhalten joll), ſowie die Armenlaft, fofern die Einzelgemeinden zur Tra= 
gung derjelben entweder nicht verpflichtet oder nicht vermögend find, übertragen. 

Allen diefen Verbänden liegt dann außerdem die Förderung gemeinfamer Intereſſen 
durch gemeinnügige Anlagen und Einrichtungen ob, die je nad) den materiellen Kräften der 
Verbände, insbefondere je nachdem fie in alter oder neuer Zeit zu eigenem Vermögen gelangt 
find, einen ſehr werfchiedenen Umfang haben. Die Kreiſe haben ſich meift auf Wegebauten 
beichränft, die Communal- und Provinzialverbände haben Kranken-, Irren-, Blinden >, 
Taubftummen = Anftalten, Feuerſocietäten, Hülfskaffen, Meltrationsfonds gegründet ; dem 
hannoverſchen Provinzials Berbande find insbefondere die Unterhaltung und Ergänzung 
ver Landesbibliothek, Yeiftungen "und Zuſchüſſe zu öffentlihen Sammlungen, welche der 
Kunft und Wiſſenſchaft dienen, die Unterhaltung der verjchiedenften Kranfenanftalten, des 
jüdiſchen Schul- und Synagogenweſens, die Wegelaft in ziemlich weitem Umfange, endlid) 
die Bildung eines Fonds für Zuſchüſſe zu Yandesmeltsrationen auferlegt ?). 

Indeſſen ift die freie Bewegung der höhern Communalverbände auf dem Gebiete 
diefer Intereffenwerwaltung Doch ſehr gehemmt. 

Zunächſt fteht den einzelnen Ständen, wenn fie ſich durch einen Kreis-, Communals 
oder Provinziallandtags = Beichluß in ihren Intereffen verletst glauben, mittelft Einreichung 
eines Separatvotums die Anrufung der höheren Entſcheidung frei 9. Diefe Befugniß fehlt 
nur den Kreisverbänden und dem Communalverbande des Regierungsbezirks Wiesbaden, 
weil es dort überhaupt feine Stände gibt. 

Wenn e8 fih dann aber darum handelt, die Kreiseingefeflenen zu gemeinnützigen 
Zweden mit Beiträgen zu belaften, — ein Necht, welches den Kreisitänden in den alten 
Provinzen erft lange nad) ihrer Begründung durch befondere Verordnungen beigelegt ift, 
und ihnen 1848 von der Nationalverfammlung vorübergehend wieder genommen wurde, — 
fo ift zur Gültigkeit eines derartigen Beſchluſſes eine Mehrheit von zwei Dritteln erfor— 
derlih, es muß aber auferdem, Tobald zwei Drittel der anweſenden Mitglieder eines 
Standes es verlangen, eine Abſtimmung nach Ständen eintreten, und es gilt die Bewil— 
ligung als abgelehnt, wen zwei Stände ſich Dagegen erklären ; die Abftimmung in jeden 


') Die näheren Nachweiſungen in ben einfchlagenden Specialgefegen; vgl. übrigens Nord» 
deutſche Bundesgefete vom 7. November 1867 und 8. April 1868. 

2) Geſetz vom 7. März 1868, $. 1. Aehnlich der Erlaß vom 16. September 1867, betr. 
die ei bes vormals — Staatsſchatzes an den communalſtändiſchen Verband 
des Regierungsbezirks Kaſſel; und Geſetz, betreffend die Erweiterung der Verwendungszwecke des 
vormals kurheſſiſchen Staatsſchatzes vom 25. März 1969. Bol. auch die Verordnung, betreffend 
die Provinziallandidaften im Gebiete des vormaligen Königreihs Hannover vom 22. September 
1867; Gneift, Die Eelbftverwaltung der Volksſchule. Vorſchläge zur Löſung des Schulftreites 
durch die preußische Kreisordnnung. Berlin 1269. ©. 57 fi. 

3) Pommerjche Kreisorbnung vom 17. Auguft 1825, $. 20; Pommerſche Provinzialordnung 
vom 1. Juli 1823, 8. 46; Kaſſeler Kreisordnung. $. 26; Kafjeler Communalorbnung, $. 23; 
Hannoversche Kreisorbnung, 8. 305; Hannoverfche Provinztalordnung, 5. 15; Schleswig = Holitei- 
nifche Kreisordnung, $. 32; Schleswig - Holfteinifche Provinzialerbnnung, $. 17. 
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einzelnen Stande erfolgt im diefem Falle nach einfacher Stimmenmehrheit. Die Zwei— 
drittel- Majorität gilt auch für Wiesbaden ). 

Wenn demgemäß die communale Wirkſamkeit jener höheren Verbände bisher nur ges 
ring geweſen ift, fo fteht doch denfelben, namentlich den Kreifen, für die Zufunft eine er- 
höhte Bedeutung bevor. Alle auf dem Boden von Dorfgemeinden und Gutsbezirken pro— 
jectirten Einrichtungen find, nad einer neueren Ausführung Gneiſts, unter dem Eins 
fluß der Gewerbefreiheit und Freizügigfeit in dem Geſammtſyſtem der heutigen Erwerbs- 
gefellichaft praftifch unmöglich geworden. Die deutiche Philofophie der Selbſtverwaltung 
jege voraus, daß auf dem platten Yande Gemeindeverbände ſchon vorhanden jeien, welchen 
man nur die nöthigen Berechtigungen und die nöthige Selbftftändigkeit zu verleihen brauche, 
um eine Selbjtwerwaltung nach bewährten Muftern in Gang zu bringen. Dieje Voraus— 
ſetzungen möchten theilweife zutreffen für einige hundert jehr große Yandgemeinden, welche, 
durch Fabrikanlagen und befondere Erwerböquellen zu großer Wohlhabenheit aufgewachen, 
die Borbedingungen einer Stadtverfafjung befjer erfüllten, als viele hundert unferer ſ. 9. 
fleinen Stadtgemeinden. Für den Geſammtdurchſchnitt unferer Ländlichen Verhältniſſe 
jeten aber jene Borausfegungen nicht vorhanden. „Unter dem Namen von Landgemeinden 
beftehen auf den Flurkarten der acht älteren Provinzen nad) verſchiedenartiger Berechnung 
30,000— 45,000 Amts= und Bauerdörfer, herrſchaftliche Dörfer, ſelbſtſtändige Guts- 
bezirke, Vorwerke, Colonien, Etablifjements, welche (einſchließlich der Städte) zu etwa 
9500 Pfarrſyſtemen, und zu etwa 22,000 ländlichen Schulgemeinden vereinigt find, mit 
denen ſich dann wieder die Bezirke der Ortspolizeiverwaltung durchfreuzen. Dieſe |. 9. 
Gemeinden find Splitter einer älteren Ordmung, in welcher einft Das Feudalweſen die 
ftaatlihen Functionen nach den Bedürfniſſen feiner Zeit erfüllte. — Wir haben heute 
das Gefühl, daß das deutſche Kleinftaatenthum ftetig dahin gewirkt hat, unfere Anfchauuns 
gen von Staate Fein und engherzig zu machen. Es fehlt aber noch das conjequente 
Weitergeben ; das Anerkenntniß, daß das Kleingemeindeweien und nody tiefer in den Glie— 
dern liegt, als das Kleinſtaatenthum, und daß dieſes das entfcheidende Hinderniß für jedes 
Vortjchreiten der inneren Verwaltung geworden ift.“ Man wird gewiß die Nichtigkeit 
diefer Ausführungen, namentlich für die öftlichen Provinzen einräumen müſſen, obne frei 
(ich die ungeheueren Schwierigkeiten zu erkennen, die ſich einer derartigen Neorganijation 
entgegenftellen würden. 

In Baden find erft neuerdings durch das Gefeg vom 5. October 1863 über die 
Drganifation der immern Berwaltung Communalverbände höherer Ordnung, Kreisverbände 
und Bezirköverbände gebildet worden. 

Die Vertretung der Kreisverbände erfolgt durch Nreisverfammlungen, die Verwal— 
tung der Kreisangelegenbeiten durch Kreisausſchüſſe. Die Kreisverfainmlung wird gebil— 
det aus den von den Kreiswahlmännern gewählten Mitgliedern; aus den im Den 
Amtsbezirten gewählten Abgeoroneten der Gemeinden; aus den Bertreterm Der grö- 
feren Städte won über 7000 Einwohnern; aus den Mitglievdem des Kreisaus- 
ſchuſſes, ſoweit fie nicht ſchon der Kreisverſammlung angehören, aus den größten 
Grundbefigern im Kreiſe. Die Kreiswahlnänner werden nad allgemeinem Stimmrecht 
für je 250 Einwohner alle drei Jahre gewählt ; ihnen treten jedoch als Wahlberechtigte 
die im Wahlbezirfe wohnenden Grumdeigenthümer, ſofern fie in dem Kreiſe an Liegen— 


') Berorbnung über die Befugnig der Pommernſchen Kreisftände, Ausgaben zu beihließen 
und die Kreis-Eingefeffenen dadurch zu verpflichten, vom 25. März 1841, 5. 1.3 5.6. 7. 8; 
Kafjeler Kreisordmung, $. 25; Hannoverfche Kreisordnung, $. 29; Schleswig : Holfteinifhe Xreis- 
ordnung, $. 31; Wiesbadener Kreisorbnung, $. 20; Kaſſeler Communalorbnung, 3. 23; Wies- 
badener Communalorbnung, $. 12; Hannoverſche Provinzialordnung, 3. 14; Schleswig-Holſtei— 
nifche Provinzialordnung, S. 16. 
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ſchaften ein Grundfteuercapital von mindeftens 25,000 Gulden befigen, welches jeit fünf 
Jahren von ihnen oder ihren Yamilienvorfahren verjtenert wird, und diejenigen, welche 
unter derjelben Bedingung Gewerbecapitalien im Betrag von mindeftens 50,000 Gulden 
verjteuern, bei; der Fiscus und andere Körperichaften (die Actiengeſellſchaften inbegriffen, 
aber mit Ausſchluß der Gemeinden) nehmen, wenn fie mit Nüdjicht auf ihren Allein— 
befig von Grundeigenthum oder Gemwerbscapitalien, wahlberechtigt find, durch Stellvertreter 
an der Wahl theil. Die Wahl der von den Kreiswahlmännern zu wählenden Kreisab— 
geordneten gejchieht durch geheime Stinmmgebung und relative Stimmenmehrheit nach den 
für die Wahlen in den Gemeinderath geltenden Vorſchriften. Die Abgeordneten der Gemein- 
den werden im jedem Amtsbezirk durch eine Verfammlung von Gemeindevertretern erwählt, 
welche in der Art gebildet wird, daß in jeder Gemeinde der Gemeinderath aus feiner 
Mitte die Wahlberechtigten — ein bis drei Mitglieder — abordnet; die Gemeinde— 
Wahlverfammlung jedes Amtsbezirks wählt ein bis drei Abgeordnete zur Kreisverſamm— 
lung. Die Bertreter der größeren Städte werden von dem Gemeinderathe und dem fleinen 
Bürgerausfchuffe gewählt. Die größten Grundbeſitzer endlich werden nicht nach einer 
feſtbeſtimmten, ſondern nad einer Verhältnißzahl zur Theilnahme berufen. Uebrigens joll 
die Zahl der von den Kreiswahlmännern gewählten Mitglieder doppelt jo groß fein, 
als die durch Gemeindewahlen berufenen, und die Zahl der größern Grundbefiger ſoll 
ein Sedystheil der gewählten Mitglieder betragen D. Die Staatsregierung tft jederzeit 
befugt, die Kreisverſammlung aufzulöfen. 

Die Kreisverfammlung ift berechtigt im Intereſſe des Kreiſes und jeiner Bewohner 
gemeinnägige Anftalten zu gründen, und zur Förderung der gemeinfamen Cultur, Wirth: 
ſchaft und Wohlthätigkeit die Gemeinden zu unterftügen ). Insbeſondere faht fie Be: 
Ichlüffe über die Anlegung, Richtung und Unterhaltung neuer Straßen oder Uebernahme 
bereits vorhandener Straßen auf Koften des Kreisverbandes ; ebenſo über Anlegung und 
Unterhaltung von Brüden und Ganälen ; iiber die Errichtung von Sparkaſſen, von Kreis: 
Ihulanftalten, von Werkhäuſern, Waifenhäufern, Armenhäufern, Krantenhäufern, Rettungs— 
anftalten ; über jonftige gemeinfchaftlihe Anordnungen zur Fürſorge fir die Armen ; 
darüber, ob und welche bisherige Gemeindelaſten in Zukunft ganz oder theilmeife von 
dem Kreisverbande übernommen werden jollen ; über die Aufnahme von Anlehen, auf 
Rechnung des Kreisverbandes ; endlich über die Kreisausgaben und Einnahmen, über die 
zur Dedung der Ausgaben auf die Gemeinden zu machenden Umlagen und über die 
Vorausbeiträge befonders betheiligter Gemeinden. Die Kreisverſammlung jet ferner die 
Statuten der von ihr gegründeten Streisanftalten feſt, ernennt und entläßt die Vorſtände 





') Diefe Beftimmungen, nad denen die Kreisverfammlung im wejentligen durch eine inbi- 
recte Wahl der ganzen im Bezirke anfäffigen und mit Staatöbürgerreht ausgeftatteten Bewölte- 
rung gebildet wird, weichen von ber uelprängfünen Regierungsvorlage fehr bedeutend ab. Nach 
diefer jollte die Kreißverfammlung vorzugsweiſe gebildet werden aus Abgeorpneten der Gemein- 
ben, gewählt durch einen Wabltörper, der aus dem Gemeinderath und Heinem Ausſchuſſe, Vertre— 
tern der ftaatsbürgerlichen Einwohner und Kolonien, Befigern und Vertretern der abgejonderten 
Gemarlungen und Stamm= und Familiengütern, jowie den größeren Grundbefigern zufam- 
mengefeßt jein follte, Bol. Weitel, Das Badiſche Gefeg über die Organifation der inmeren 
Verwaltung, Karlsrube 1564. ©. 140. 

*) Man bat alfo nicht, wie in Baiern durch Gefet vom 23. Mai 1846 bem Kreisverbande 
die Befriedigung und Beförderung gewifier Interefien obligatorifch übertragen, und es wird des— 
bald, wie der Kommiffionsbericht der Erjten Kammer fih ausdrüdt, „wohl manden Anftoß der 
Geſetzgebung und der Stgatsverwaltung bedürfen, bis ſich eim bedeutender Gejchäftsbereich der 
Kreife gebildet haben wird“ und die Kreisverfammlung in der erjten Zeit ihres Beſtehens viel- 
leicht fein anderes Geſchäft haben, als die Lifte für die Bezirksräthe aufzuftellen. Es bedarf 
noch der baldigen Erlafjung mannicfaltiger und wichtiger Geſetze. Vgl. Weigela. a. O. 
©. 139. 
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und Berwaltungspfleger diefer Anftalten und ermählt die zur Beauffichtigung nöthigen 
Ausſchüſſe. Sie hat endlich das Recht, Anträge und Beichwerden über folde Angelegen- 
heiten, welche in unmittelbarer Beziehung zu der Aufgabe des Kreisverbandes ftehen, an 
die Staatsregierung oder an die Ständewerfammlung zu richten. Die Situngen der 
Kreisverfammlung find öffentlich) und finden alljährlich ftatt, unter einem ſelbſtgewählten 
Borfigenden. j 

Der Kreisausſchuß beiteht aus fünf Mitgliedern und zwei Erſatzmännern, die von 
der Kreisverfammlung für die Dauer von Drei Jahren aus den am Site der Kreisver— 
waltung oder in der Nähe wohnenden zur Kreisverfunmlung wählbaren oder in derfelben 
ftimmberechtigten Perfonen gewählt werden. Der Kreisausſchuß hat für den Vollzug der 
Beſchlüſſe der Kreisverfammlung, für die Verwaltung des Kreisvermögens und der Kreis- 
anftalten, ſoweit nicht Sonderausſchüſſe aufgeftellt find, auferdem für die Vorbereitung 
der in der Kreisverfammlung zu berathenden Gegenftände, endlich für die Wahrnehmung 
der Intereſſen des Kreifes während der Zeit, in welder die Kreisverfammlung nicht tagt, 
zu forgen. 

Das regelmäßige Organ der Staatregterung, in Bezug auf die der Eelbftverwal- 
tung der Kreife überlaffenen Angelegenheiten, ift der Vermaltungsbeamte des Bezirks, in 
welchem die Verwaltung des Kreifes ihren Sig hat (Kreishauptmann). Derfelbe ift ins— 
befondere befugt, am den Sigungen der Kreisverfammlungen und Kreisausſchüſſe theil- 
zunehmen. 

Innerhalb des Kreisverbandes können ſich zur Förderung gemeinfamer öffentlicher 
Intereffen und Angelegenheiten, die fib nur anf einzelne Gemeinden des Kreisverbandes 
erftreden, ımd nicht als Kreisangelegenheiten behandelt werden, engere Verbände Bezirks— 
verbände) bilden, welche in einer bejonderen Berlammlung (Bezirksverfammlung) ihre 
Vertretung finden. Diefer Berfammlung ftehen hinſichtlich des Bezirks dieſelben Befugnifie 
zu, wie der Kreisverſammlung hinſichtlich des Kreiſes. 


6. 
Das europäiſche Völkerrecht. 


Prof. Dr. F. dv. Holtendorff 


in Berlin. 


J. Gegenſtand, Geſchichte und Mnellen des Völkerredts. 


$. 1. Begriff und Inhalt des Völkerrehts. Zu den bedeutendften Ergeb« 
niffen der menfchlichen Gulturentwidelung gebört unzweifelhaft die Thatſache, daß die Staats: 
völfer das Bewußtſein einer fie untereinander verbindenden Gemeinſchaft der fittlichen und 
materiellen Intereſſen nach langen Kämpfen und bitteren Feindfeligfeiten gewonnen haben. 
Ueber die Souveränetät der Staaten, die feiner irdifchen Autorität unterworfen, ſich ſelbſt 
das höchſte Gejeg ihrer Handlungen vorzeihnen, erhebt ſich die erhabenfte Vorftellung der 
Menſchheit als einer in ihrer firtlichen Weltbeftimmung zufammengehörigen, aber in eigen- 
thümlich angelegten Vollskörpern geglieverten Einheit. Der gegenwärtigen Zeitperiode ins— 
bejondere ıft es ar geworden, daß das Verhältniß der perfönlich freien Individualität 
des Staatsbürgers gegenüber der Staatögewalt im großartigen Maßſtabe, gleichfam als 
coloffale Vergrößerung ſich darftellt in der Beziehung der frei fid) in der Geſchichte ent- 
widelnden Nationalität zur Menjchheit. In der Entfeflelung des Individuums von der 
ungerecht zwingenden Macht nationaler Ausichließlichkeit, in der Anerfenmung der Gleich 
heit aller Individuen auf dem Gebiete des Privatrechts findet die langſam erwachſende 
Idee der Menſchheit ihre grundlegende VBorbedingung. Und umgekehrt ift exit der Ge— 
danke der gemeinfamen Berpflibtung aller Staaten gegeneinander die legte praftiiche Ga— 
rantie der Einzelrechte. Welche Bedeutung hätte das Privatrecht auf der heutigen Ent— 
widelungsftufe des Weltverkehrs, wenn nad) der Ueberſchreitung der Landesgrenze der 
Staatsbürger feine Rechtsanfprüche von dem Belieben einer auswärtigen Regierung, einer 
auswärtigen Behörde abhängig machen müßte? Erft in dem Vorhandenſein beftimmter, 
über die Territorialität der für jeden einzelnen Staat ergangenen Gefeggebung hinausrei— 
chender Garantien kann ſomit die Rechtsſphäre der einzelnen Menichen ihren Abſchluß 
und ihre volle Nealtfation erhalten. Hierin zeigt fih uns der Berührungspunkt 
zwijchen dem Privatrecht, das nur die Beziehungen der Einzelnen unmittelbar ins Auge 
fat, und dem Bölferrecht, deſſen willenichaftliher und praftiicher Inhalt gegeben ift an den - 

Grundſätzen und Normen, welde die Rechtspflichten in den Bezie= 
bungen unabhängiger Staaten zu einander beftimmen. 

ALS gegeneinander berechtigte und verpflichtete Subjecte ericheinen ſomit diejenigen 
Staaten, denen die Fähigkeit und das Recht eines nach außen jelbftftändigen Handelns 
innewohnt. Gegenftand der völferrechtlichen Verkehrsnormen und der wechjelfeitigen Ver— 
pflichtungen der Nationen find nicht nur die ald gemeinſam erfannten Angelegenheiten 
der Verkehr pflegenden Staaten als folder, jondern auch die eigenen Selbftjtändigfeits- 
vechte jedes einzelnen, völkerrechtlich anerkannten Staates für fi. Wie die Rechtsordnung 
des Staates überall dem doppelten Zwede genügen muß, den einzelnen Staatsbürger zu 
ſchützen gegen, die Gemwaltacte der ihm entgegenftehenden Gefellichaftsinterefien und die Ges 
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fammtheit zu vertheidigen gegen die Auflehnung des Einzelnen, ebenfo ift die Aufgabe 
des Völkerrechts: im feinen Satzungen eine Sicherbeitsleiftung zu bieten gegen die Ber: 
legungen der menichlichen Idee durch Die Machtüberſchreitungen des ftaatlichen Eigen— 
willend und andererjeitS gegen die Unterdrüdung der aus dem Volkswillen hervorgegan— 
genen, mit ſelbſtſtändigem Yeben begabten Staatskörper. Die Grundidee des Völkerrechts 
ift ſomit die Verſchmelzung und Verſöhnung der in den kosmopolitiſchen Vorftellungen 
wurzelnden Anforderungen mit dem Gedanken der Nationalität, deren anfangs in der 
Geſchichte gegenſätzliches Verhältniß mehr und mehr auszugleichen ift. 

$.2. Der Entwidelungsprocen der Menschheit im Altertbum. Je 
nad dem Entwidelungsitande der auf das äußere Leben der Staaten und ihren Berfebr 
mit anderen Völkern bezüglichen Vorftellungen laffen fich gewiſſe Epochen des Völferrechts 
unterfcheiden. Kein Staat beftand oder beſteht in völliger Iſolirung von allen anderen; 
denn gerade Die Thatjache, daß Völker neben = und gegeneinander naturgemäß ihr Dafein 
zu erhalten juchen, leitet zur Bildung der ftaatlichen Geſellſchafts- und Herricaftsformen, 
deren urſprüngliche Grundlage nicht durch ein ethiſches Bedürfniß der Einzelnen, ſondern 
durch Die Macht der äußeren völferichaftlichen Bedrohungen geboten wird. Unter der 
Nachwirkung dieſer Thatfache erhält ſich Tange Zeit hindurch die Empfindung oder die 
BVorftellung, dar alle menjchlichen Yebensintereffen, wie fie gerade gefchichtlich gegeben find: 
Sprade, Familie, Religion, Sitte, Erwerb und Recht durch nationale Abgeſchloſſenheit 
beherricht werden müſſen. In der Wirklichkeit wäre dies aber nur zu erreichen, wenn Die 
Grenzen des Staated entweder durch geographifche Configuration oder durch eine fünft= 
liche VBeranftaltung, wie mittelſt der chineſiſchen Mauer, völlig unzugänglich gemacht wer— 
den fünnten. Cine zweite Möglichkeit wäre gegeben in der Unterjochung aller nattonalen 
Culturformen durch eine einzige zur Oberherrſchaft gelangende Nationalität. 

Die alte Welt und nod gegenwärtig mehrere orientaltiche Staaten fallen Das Ber- 
hältniß der Völker zu einander unter Diefen beiden Geſichtspunkten ausſchließlich auf. 
Sie unterfcheiden ſich in ihrer welthiftorifhen Stellung wefentlih dadurch, daß fie ent= 
weder den Grundgedanken der nationalen Abjperrung durch Fernhaltung des Fremden 
verfehrs oder den Grundgedanken der Unterjohung aller durch die Weltherrſchaft eines 
Volkes durchzuſetzen ſuchen. Unter diefem Geſichtspunkte iſt abzufchigen, was die einzelnen 
Gulturwölter: Aegypter, Inder, Chinejen, Juden, Perſer, Phönizier, Griechen und Römer, 
für die allmählige Fortentwidelung der das moderne Völkerrecht vorbereitenden Elemente 
beigefteuert haben. Daß unter der Borausjegung einer völligen Abſperrung jedes ein= 
zelnen Volkes gegen die anderen ein Gefammtentwidelungsprocer der Menjchheit nur durch 
den Krieg eingeleitet werden fann, Liegt auf der Hand, 

Kriegführung und Eroberung find deswegen für die antife Welt die nothwendigen 
Bermittelungen, durch welche die Gulturarbeit entweder des Siegers oder des Befiegten 
einem Aneignungsproceſſe außerhalb der natiwnalen Zchranfen eröffnet werben Tann. 
Sole Völker, welche von dem Streben nad) Weltberrichaft getrieben, einer vermeintlichen 
oder wirflihen Barbarei mit dem Schwert in der Hand entgegentraten, gehören Daher, 
unter VBorausfegung jener Neigung zu völliger Abjperrung der Völker, zu den hochberu— 
fenen Trägern der Gefittung; denn keines der menjchbeitlichen Culturelemente tonnte bisber 
auf den Schlachtfeldern vernichtet werden. Die Verkehrsformen, unter welden die Nas 
tionen der alten Welt in Beziebung zu einander treten, find daher: Krieg, Coloni— 
fation der erobernden Stämme im Gebiete der Unterworfenen, Handel, welcer lettere 
entweder bei verfehrsfeindlichen Böltern als Tauſchhandel an der Grenze (wie bis vor 
furzer Zeit zwiſchen Chineſen auf der einen Seite und den enropätfchen Nationen anderer: 
ſeits) geübt wird, oder gleichfalls won dem Zwecee einſeitiger mercantiler Ausbeutung durch 
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Monopole, wie bei den Phöniziern, beftimmt wird. Negelmäßige und gleichfam zuſtänd— 
liche Berfehröbeziehung unter den Völkern der alten Welt blieb indeſſen der Krieg. 
Die kosmopolitiſch dauernden Endergebniffe der alten Welt find weſentlich negativer Art, 
aber deswegen nicht von geringerer Bedeutung: Zerſtörung ver alten Voltsreligionen in 
Südoſteuropa, Borderafien und Nordafrifa durch die griechiiche Philofopbie, Abſchwächung 
der dem Austaufch der Ideen entgegenftehenden Hindernifje durch die Einbürgerung der 
griechischen als einer Verkehrsſprache der Gebilveten im Zuſammenhange mit griechiicher 
Lıteratur und Kunſt, die Negation des abjoluten, ehemals umvermittelten Gegenjages 
zwiſchen nationalem Culturwahn und der Barbarei durch die römiſche Vorftellung eines 
jus gentium neben dem jus civile, Abſchleifung der Schroffheiten eines das wirthſchaft-⸗ 
liche Yeben hemmenden nationalen Verkehrsrechts durch den Entwidelungsgang der römi— 
chen Weltherricaft und den Sieg des jus gentium über das alte Quiritenrecht. 
(Literatur: Das Hauptwerk ift, feit 1850 erfcheinend: Laurent, Etudes sur Thistoire 
de !'humanite, von welchem gegenwärtig 14 Bände erſchienen find. Die erften Bände baben 
auch dem zu engen Titel: Histoire du droit des gens et des relations internationales; 
Band I handelt vom Orient, die beiden folgenden von Griechenland und Rom; Band IV von 
den Anfängen des Chriftentbunnd. — Außerdem: Müller-Jochmus, Geſchichte des Völfer- 
rechts im Alterthum, 1818. — Rob. Ward, Inquiry into the foundation and history of the 


law of nations in Europe from the time of the Greeks and Romans to the age of 
Grotius, London 1795.) 


$. 3. Das Mittelalter. Aus den Trümmern der römiſchen Macht erbob 
ſich das Mittelalter anjcheinend in einem Nothbau. Sein Charakter wird in der Regel 
bezeichnet Durch Die Zufammenfaffung der am tiefjten im das Yeben der Völker eingrei— 
fenden Mächte jener Periode: der chriftlichen und germaniſchen. ALS äußerlich ‚abge 
Ichlofjene Inftitutionen erſcheinen diefe Kräfte in der katholiſchen Kirche und im Lehus— 
wefen. 

Völlig vwerichieden von den Volksreligionen der alten Welt offenbaren ſich die auf 
dem Yändergebiet der römiſchen Herrſchaft entjtehenden großen Weltreligionen mit 
der Verheißung oder dem Beruf der unwerjellen Geltung, das Chriftenthum und der 
Islam: Gegenfäge, Durch welche der noch in der heutigen Zeit nicht völlig überwundene, 
Recht und Yebensfitte trennende Widerſpruch des Oceidents und des Orients gefchaffen 
wird. Innerhalb dieſer einander bekämpfenden, durch religiöſe Beweggründe erregten 
Mächte beſteht auf beiden Seiten eine nebeneinander waltende Mehrheit der Staaten. 
Die Fortbildung des europäiſchen Völkerrechts ſchließt ſich nothwendig an an das 
ſchließlich im Kampfe gegen den Islam behauptete oder wiedergewonnene Yändergebiet 
„der Chriftenheit”. Die Keime einer pofitiv gemeinfamen Cultur der chriſtlichen 
Staatenwelt, aus welcher ſich ein gemeinfames fittliches Bewußtſein der Völker entfalten 
fann, liegen in der gleichmäßigen Ausbildung eines religiöfen Dogmas und einer alle 
Staaten durddringenden Kirchengewalt. Aber auch die Macht des Wiverftrebens gegen 
die katholiſche Hierarchie ift gegeben in ver über Weit, Mittel- und Südeuropa fich 
erſtreckenden Zeriplitterung des Lehnsweſens. Den Staat zertheilend und in der berech— 
tigten Fehde wiederum eine Formel ewigen Bürgerkrieges aufftellend, wirkt es wer 
wüjtender als der nationale Krieg der antifen Welt. Der vererbte Grumdgedanfe der 
römtjchen Univerſalherrſchaft jondert die geſammte Völkermaſſe des Mittelalters in die 
Gegenfäge der geiftlihen und weltlichen Oberherrſchaft, Bapftthum und Katjerthum, welche 
beide nad) der völferrechtlichen Seite Das gemeinfam haben, daß in ihren Anfprüchen 
die nationale Selbjtftändigfeit der Völter verleugnet wird. Die geiftigen wie die welt: 
lichen Herrihaftsanftalten, Kirdie und Lehnsweſen, treten überdies in grundfäglichen Wi— 
derſpruch gegen die wirthſchaftlichen Entwickelungsgeſetze des Voltölebens, vornehmlich den 
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Handel; jene durch Afcetit, Möndsweien, Weltfluht, Zinsverbote und Befisanbäufung 
zur todten Hand, dieſes, indem es die Früchte bürgerlichen Gewerbefleißes als Gegenftand 
eined erlaubten Raubes betrachtet eder den Handel feine Duldung erfaufen läßt. Kir— 
chenväter und Nitterbürtige begegnen ſich in der Verachtung oder doch Geringichätung 
des Handels. Dennoch werden im Mittelalter ſelbſt trog diefer gewaltigen Feindſchaften 
die Fundamente unſeres modernen Handelsrechts gelegt, auf welchen ſich nach und nad) 
eine feftere Rechtsordnung für den internationalen Güterverkehr aufbaut. Der Seehandel 
erweitert, über das alte mittelländifche Küftengebiet hinausgehend, feine Grenzen im Nor— 
den und Nordoften Europa's. Wie die Kreuzzüge den nachhaltig wirkenden Anftoß zur 
Gründung der genueſiſchen und venezianiſchen Handelsemporien, zur Blüthe der italteni= 
hen Städterepublifen,, zur Gründung der Gonfulate, zur Belebung der großen Meß— 
und Handelspläge, zur Einrichtung des Wechjelvertehrs geboten, jo entfaltet fich auch in 
den nordiichen Meeren die kriegeriſche Macht der in der Hanſa verbündeten Seehandels— 
intereffen. Diefer Großhandel der Seeſtädte macht ſich felbft ritterbürtig. Er erzwingt fich 
feine Etrafen mit bewaffneter Hand, der Landfehde wird die Kaperei und der Stefrieg 
nachgebilvet. Nitterlicher Kriegögebraud und feerechtlicher Verkehrsgebrauch entwideln 
fi nebeneinander. Als wenn natürliche Bedürfniffe des menſchlichen Lebens durch zeit 
weilige Unterdrüdung nur geftärft würden, erhebt ſich die Macht des europäiſchen Hans 
dels über alle ihm in den Weg gelegten Beichränfungen, indem er ſich am Schluffe des 
Mittelalters als eine junge Culturmacht neben der verfallenden Kirche und dem unters 
gehenden Lehnsweſen in die nächftfolgende Periode fortpflanzt. Daß die hriftlich germa— 
niſche Epoche zu Ende gegangen, erweift die Teste nicht mehr abzumwendende Eroberung 
des Islam in Gonftantinopel, Durch melde die Barbarei ſich zwar der althellenifchen 
Eulturftätten bemächtigt, aber in der Vertreibung griechiſcher Gelehrſamkeit eine in ver 
Heimath todte Sprachkunde gerade tm Exil zur Wiederbelebung der claffifchen Cultur 
im Abendlande anvent. 

8.4. Das Reformationszeitalter. Die Ereigniffe, von denen die neuere 
Zeit ihren Anfangspunft datirt, eröffnen auch nothwendigerweile den auf den Völkerver— 
febr gerichteten Rechtsanſchauungen eine neue Entwidelungsbahn. Alle Gulturelemente 
der alten Welt, ſoweit fie überhaupt brauchbar fein konnten, breden gegen den Schluß 
des Mittelalterd aus der fie anfangs überdedenden Schichtung der lehnsrechtlichen oder 
firchlichen Geſellſchaftsbildung hervor: Die Neception des römiſchen Privatredhts in der 
romanischen, germanifchen und theilweife ſogar ſlaviſchen Völkergruppe, jo daß es auf 
einem gegen das Alterthum erweiterten Gebiete Geltung gewinnt; die claffiichen Studien 
der griechiichen Welt in einer wunderbaren Gleichzeitigkeit mit der Erfindung eines tech— 
niſchen Mittels, das die Ausdehnung der gelehrten Arbeiten, die Verbreitung des Huma— 
nismus und der willenfchaftlihen Forſchung, die ohnedies durch den Gebraudy des Latei— 
nifchen als einer Staats- und Kirchenfprache begünftigt war, ganz allgemein ermöglicht. 
Hieran ſchließt fich die Erneuerung des religiöfen Yebens durch die Reformation, die ein 
für das moderne Bölferreht grumdlegendes Ereigniß deswegen werden mußte, weil jede 
Erweiterung der individuellen, im der Perfönlichfeit rubenden Rechte, alfo auch die Ge- 
wiliensfreiheit, ein fosmopolitiiches Princip enthüllt und außerdem aud für die fatholiiche 
Welt die Unabhängigkeit des Etaates von der Nirche anbahnt. Mit der geiftigen Welt 
erweitert fich auch der geographifche Geſichtskreis. Der Seeweg nad Oftindien, das öft- 
liche Geftade des atlantiſchen Oceans wird aufgefunden, der Eeehandel zu weiteren Zielen 
und größeren Anftvengungen angereist. Im der Zufuhr der Erzeugniſſe entlegener Welt: 
theile erwacht eine Reihe, neuer Yebensbedürfniffe, womit eine nicht zu unterſchätzende 
Gleichartigkeit in dem Gebrauch der Nahrungs- und Genußmittel begründet wird. In 
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diefer an gewaltigen Ereigniffen reichen Periode erfämpft fich der moderne, auf fich felbft 
ruhende Staat fein jelbftjtändiges Dafein gegenüber den firchlich dogmatifchen und ftändifch 
feudalen Anichauungen Mit ven Bapftthume verfällt auch die an das Kaiſerthum im 
römtichen Reiche gefnüpfte Vorftellung der weltlichen Univerfalmonardie. Wie hinter 
einer langfam fallenden Hülle ericheint in momumentaler Größe die neuere Zeit, nur daß 
ihr Sodel und ihre Fundamente noch verdeckt bleiben. Unter jolchen Anregungen ge— 
ftalten fich auch neue Grundbegriffe vom Staate, in deſſen Zwecken die Politik ein 
deutlicher erfennbares Object gewinnt. Im dieſe Periode fallen die Anfänge einer auf 
veränderten Grundlagen aufgebauten Theorie der Völferbeziehungen, welche unter dem 
Titel fürftlicher Rechtsanſprüche erörtert werden. Der Spanier Bictoria (1480 — 
1546) jchreibt feine Releetiones theologieae de Jure belli (zuerft gedruckt 1557), 
um die Prätenfionen auf den Befig der neuen Welt zu prüfen. Die Berechtigung zur 
Kriegführung wird unterfucht und den Bafallen abgeſprochen, der grundlofe Krieg ver 
worfen. Ein anderer Spanier Dominieus Sota (1494 — 1560) prüft in jeiner Schrift : 
De Justitia et Jure die Rechtswirkungen des Krieges auf den Zuftand befiegter Völker— 
ihaften, um zu beftimmten Schlußfolgerungen über die Zuläffigkeit der neu entſtandenen 
Negerjelaverei zu gelangen. Mit vemfelben Gegenftande befaßt fich jein Landsmann 
Francisens Suarez (1548 — 1617) in der Schrift: De Legibus ac Deo legisla- 
tore. Alle drei Schriftjteller, Theologen von Beruf, zeigen eine für die gegenwärtige 
Zeit wunderbare, für Spanien faft unbegreiflihe Unabhängigkeit des Urtheils. Ein 
Bierter, Balthafar Ayala (1548 — 1584), Großrichter der ſpaniſchen Armee in den 
Niederlanden, knüpft im feiner Schrift: De Jure et officiis belli an das altrömiſche 
Recht der Fecialen an. Das Recht der Eclaverei, als Folge der Kriegsgefangenſchaft 
bei Chriften verworfen, wird an heidnifchen oder ungläubigen Gefangenen aufrechterhalten ; 
gleichzeitig ein in der geſammten Staatsprarid nichtig gewordener und fpäterhin vielfach 
beftrittener Unterfchted angenommen zwiſchen äußeren Feinden und Infurgenten: ein 
Thema, welches feinen nächſten und bedeutendften Anlaß in dem Unabhängigleitskampfe 
der Niederlande gefunden. Gegen dieſe Echriftfteller der katholiſch ſpaniſchen Monarchie 
erheben fich andere, welche vom reformatoriichen Geifte erfüllt find, vor allem und zuerft 
Alberieus Gentilis (1551 — 1611). AS Anhänger der proteftantiichen Lehre aus 
Italien flüchtig, behandelt er gleichfalls das Kriegsrecht (de jure belli, 1589) in einer 
dem Grafen Eſſer gewidmeten Schrift und außerdem das Geſandtſchaftsweſen ‘de lega- 
tionibus, 1583), worüber bereits früher ein Deutjcher, Comrad Brunus, im Jahre 
1548 eine Schrift herausgegeben hatte. Aus der Erwähnung diefer Arbeiten und der 
näheren Betrachtung ihres Inhaltes ergibt fich: daß dieſe Literarifche Richtung durch große 
politifche Ereigniffe hervorgerufen worden war und den praftiichen Staatsinterejien, 
die weder durch fanonijches noch durch römiſches Recht beherricht werden konnten, zu die— 
nen beftimmt war: die Entdeckung neuer Welttheile und das Recht ihrer Befignahme, die 
Kriegsbefugnig des Staates im Gegenfat zu dem Lehnsweſen, das Auftommen der ftändigen 
Sefandtichaften jeit dem Ende des 15. Jahrhunderts. Schon fehen wir fejten Boden 
in der Uebereinftunmung gewiffer Grundüberzeugungen: Beſchränkung des Kriegs— 
führungsrechtes anf die Inhaber der Staatögewalt (umd damit Aberfennung des mittel- 
alterlichen Fehderechts, der Schuß der ftändigen Gefandtichaften. 

Literatur. Ueber die Literatur diefer Beriode: von Kaltenborn, Die Vorläufer des Grotius 
auf dem Gebiete des jus naturae et gentium, fowie der Politik im Neformationszeitalter, 1848. — 
Thiercelin, Les precurseurs de Grotius in der Revue de legislation, 185%. — Rei- 
ger, Commentatio de Alberico Gentili ad eondendam juris gentium disciplinam viam 


praeeunte, 1867. — H. Wheaton, Histoire des progres du droit des gens en Europe 
et Amerique, 8b. 1, &.32f.— Cauchy, Le droit marıtime international, Bd. II, ©. 11 ff.) 
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8.5. Der weſtphäliſche Friede. Die Gegenläge, welde die Reformation 
hervorgerufen hatte, fanden einen wenigftens vorläufigen Abſchluß in dem Weſtphäliſchen 
Frieden, welcher den dreißigjährigen Krieg beendete. Zum erftenmale wurde unter Theil- 
nahme der großen mitteleuropäifchen Mächte eine territoriale, auf gemeinfamer Anerfen: 
nung berubende Grundlage zur Neuordnung der Staatenbeziehungen geichaffen. Waren 
die Elemente des Wideripruds und der Eiferfucht auch nicht getilgt, ſondern vielmehr 
nur in ihrer Kampfbereitichaft abgeſchwächt und erjhöpft worden, jo enthielt der weſtphä— 
liſche Friedensſchluß doch Das grundfäglih wichtige, auch Durd den Proteft des Papftes 
nicht entwerthete Anerkenntniß, daß Tatholifche und proteftantiiche Staaten fidy als gleich— 
berechtigt nebeneinander zu betrachten haben und die religiöje Spaltung an ſich den fried— 
lichen Verkehr der Staaten nicht hindern folle. Mitten im Getümmel des Dreißigjährigen 
Krieges erſchien das erſte wiſſenſchaftliche Syſtem des Völkerrechts, geſchaffen durch einen 
Juriſten des damals freieſten Staatsweſens: ein Werk der Gefangenſchaft. Hugo Gro— 
tius, der Schöpfer des Natur- und Völkerrechts, ließ ſein Buch: De jure belli et 
pacis, von welchem etwa 200 verſchiedene Ausgaben im Laufe der Zeit veranſtaltet 
worden find, 1625 erſcheinen, nachdem er zuvor zwei, dem Gegenſtande nach verwandte 
Schriften: „Mare liberum“ und „De jure praedae“, verfaßt, von denen das legtere erſt 
neuerdings in Holland herausgegeben worden if. Auf allen Gebieten des hiſtoriſchen 
Wiſſens und der politiihen Erfahrung zu Haufe, von religiöfen Intereſſen erfüllt und 
mit den nationalkkonomiſchen Problemen vertraut, einem Staate angehörig, der Damals 
die Grundſätze des freien Verkehrs verfocht und die Rechte der renden fat ausſchließlich 
in Europa gelten ließ, ftand Hugo Grotius auf jener erhabenften Höhe des Gedanfens, 
von welchem er, alle Bildungselemente der alten und neueren Zeit in fich vereinigend, 
ein Genofjenfhaftsreht der europäiſchen Staaten zu entwerfen vermochte. 
Er unterfchied und vereimigte je nach dem werde feiner Darftellung: ein allgemein ver: 
nünftiges Princip als die Grundlage des natürlichen (oder ſpäterhin „philoſophiſch“ ges 
nannten) und die thatſächliche Uebereinftimmung der Nationen als die Grundlage eines 
pofitiv praftifchen Völkerrechts. Seine Darftellung ruht alfo auf jenem doppelten 
Pfeiler des hiſtoriſchen Wiſſens und der Speculation, gleich einem kühn gefpannten, in 
feftem Schluß gemwölbten Brüdenbogen. In der fehr nahe aneinander gerüdten Jahres: 
zahl, in welchem das Grotius'ſche Wert erjchien, und derjenigen des weftphälifchen Frie— 
dens offenbarte fich wiederum die enge, literarhiſtoriſch ſtets feſtzuhaltende Zuſammenge— 
börigfeit der völferrechtlichen Gedanfenthätigfeit und der großen Staatsactionen. 

(Literatur. Ueber den weftphälifchen Frieden: N. Pütter, Geift des weſtphäliſchen 
Friedens, 1795. — J. G. Meyern, Acta Pacis Westphallene publica oder weſtphäãliſche 
Sriedensverbandlungen, 1734 — 36. — Ueber Orotins, welcher 1583 zu Delfft geboren war 
und 1645 in Roftod ftarb, j. Luden, Hugo Grotius, ach jeinen Schidjalen und —— 
dargeſtellt, 1806. — H. Rarquardfen, in Rotteck und Welcker Staatslexicon, 3. Aufl. Bd.? 
Ahrens, in Bluntſchli und Brater Staatswörterbudh. — 0. van Rees, — en 
Karakter der Nederlandsche Nijverheidspolitiek der seventiende eeuw, Utrecht 1865, 


1. Th ©. 304. — Die neuefte franzöfifche Ueberfegung jeines Buches beforgte Pradier- 
Fodere, die neuefte deutſche Kirdmann, 1869.) 


8.6. Die Bölterrehtsentwidelung bis zum Utredter Frieden 
Im der gefchichtlichen Entwidelung des Völkerrechts wird ein meiterer Abſchnitt Durch den 
Utrechter Frieden gebildet. Nachdem Franfreih an Stelle der habsburgiich = ſpaniſchen 
Monarchie die Uebermacht in Europa durch feine von Nichelieun und Mazarin geleitete 
Politit gewonnen hatte, und zur leitenden Stellung emporgeftiegen war, vereinigten ſich 
die Intereſſen des europäiſchen Gleichgewichts in den Alliancen, deren diplomatiſcher 
Veittelpunft im Haag lag. Die Staatsintereffen diefer Periode ſind kaum andere, als 
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fürjtliche Exbfolgeftreitigteiten und Eweiterungen des territorialen Beſitzes. Es verfchärft 
ſich dazu der Gegenfag der Völker untereinander durch die Schroffheit des wirtbichaftlich 
zur Herrſchaft gelangenden Mercantilſyſtems, der in großen Handelögejellihaften fich ver— 
förpernden Monopole des überjeeifchen Handeld und der mit einer eiferlüchtigen Handels: 
politit zufammenbängenden Bejtrebungen, ſich den Borrang zur See zu fihern. Ausprud 
deſſen iſt die engliiche Navigationsacte und die franzöfiiche Ordonnance sur la marine, 
wohingegen die holländiſche Politit zur See ſich zum Anwalt des mißgünjtig behandelten 
Verkehrs der neutralen Staaten macht. Gegen das mare liberum des Grotius hatte 
dreißig Jahre Später noch der Engländer Selden in feinem mare clausum Seeberr- 
Ibaftsanfprüche vertheidigt und die Praris auch feitgehalten. Die großen Streitfragen 
ver Blodade, der Gontrebande, des Convotirungsrechtes gewannen in dieſer Periode eine 
früher kaum geabnte Bedeutung und lafjen mehr und mehr erkennen, daß mit der Me- 
tbode des römifchen Civilrechts Die großen Staatshäudel nicht entjchieden werden können. 
Aus dieſem Zwieſpalt zwijchen den Anfichten über Seeherrſchaft und der Berechtigung 
des neutralen Handeld ergab ſich aber immer klarer die Ueberzeugung, daß gerade in der 
Unmöglichkeit der Localifirung der Wirkungen des Krieges innerhalb des Yandgebietes der 
friegführenden Staaten die rechtliche Zufammengehörigfeit der Cultuwölker trog jener ab- 
jperrenden Politif der Cabinete dargethan mar. Der Friede von Utrecht befeitigt von 
neuem die Grundgedanken eines gemeinfamen Widerftandes gegen den Verſuch, eine euro— 
päiſche Uebermacht zu bilden. Weder Defterreih noch Frankreich erhalten die fpanifche 
Krone. Zwar fällt diefelbe einem Bourbon zu; Die Trennung der beiden weftenropätfchen 
Continentalmonarchien wird indefjen ftipulirt. Wie der weſtphäliſche Friede das Un— 
abhängigfeitsrecht der Niederlande gegen Spanien anerkennt, jo drückt der Utrechter Friede 
das Siegel auf die engliiche Revolution und das Schickſal der Stuarts. 

Gleichſam durch ein inmeres Gefe gegen die territortaliftiiche Politit der fürftlihen Ca— 
binette rückwirkend, neigt die Yıteratur dieſer auf Grotius folgenden Periode dahın, die 
naturrechtlich vernünftige, alſo fosmopolitiiche Seite des Völkerrechts ſtärker zu betonen, 
um dad Band des Gemeinjamen vor Zerjtörung zu wahren. Noch einmal tft an diejer 
Stelle Samuel von Bufendorff zu nennen, desgleichen Leibnitz; aber auc dem 
Staatenrecht fehlt es nicht an Bertheidigern, welche die Mißbräuche und Ausichreitungen auf 
Koften der Nachbarn durch eimfeitige Berufung auf die Souweränetätörechte zu rechtfertigen 
fuchen. Als den ausgezeichnetiten Schriftfteller dieſer zweiten Richtung darf man den 
Holländer Cornelius van Byntershoet (geb. 1673, geft. 1743) betradyten. Sein 
Wert: De dominio maris erſchien 1703, dazu traten Die Arbeiten: De foro legatorum 
1721 und die Quaestiones juris publiei 1737. Auch Barbeyraec, der Commentator 
des Grotius, gehört diefer Periode an (1674 — 1744), Seine erfte Arbeit iſt eine 1706 
erichienene franzöfifche Ueberſetzung und Erflärung des Pufendorff'ſchen Naturrechts. Ob— 
gleich der Utrechter Friedensſchluß noch in lateiniſcher Sprache gefaßt iſt und die gelehrte 
Literatur an der alten Tradition feſthielt, zeigt dieſe Thatſache doch den zunehmenden 
Einfluß der durch die Macht des franzöſiſchen Geiftes ſeit Ludwig XIV. ſteigenden Ber: 
breitung der franzöſiſchen Sprache, welche in der Mitte des 18. Jahrhunderts eine lin— 
quiftiiche Hegemonie gewinnt und den Gebrauch der [ateinifchen mehr und mehr verdrängt. 

(Literatur. Ueber die Gefchichte des Völkerrechts in diefer Periode und die Folgezeit ſiehe: 
Bluntſchli, Geſchichte des allgemeinen Staatsrechts und ber Politik, 1864. — van Hogen- 
dorp, Commentatio de juris gentium studio in patria nostra post Hugonem Grotium, 
Anmstelodami 1856. — Wheaton, Histoire des — du droit des gens en Europe 
et en Amérique, 3. ed. Leipzig 1853). 

8.7. Das ahtzehnte Jabrhundert. Zur Aufrechterhaltung des europäiſchen 
Gleichgewichts gejchloffen, bildet der Utrechter Friede bis zur franzöfifchen Revolution die 
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wichtigfte Grundlage der Staatenbeziehumgen. Dennoch ftellt ſich immer deutlicher herz 
aus, daß die territoriale Ordnung Europas auf die Dauer nicht in vertragsmäßige 
Schranten gebannt werden kann. Die Subjecte des Völkerrechts bleiben in fortwährend 
ſich ändernder Umgeſtaltung ihres räumlichen Körpers. Spanien und Schweden verlieren 
ihren Vorrang, die holländifchen Gheneralftaaten ihre ehemals leitende Diplomatie. Wäh— 
rend Franfreih und Oeſterreich ſich mehr als früher die Wagſchale halten, Bilden ſich 
an den Oftmarfen der mitteleuropätfchen Cultur, anfangs wenig beachtet, zwei Mächte 
erften Ranges: Preußen und Rußland. Die wichtigfte Veränderung diefer Epoche befteht 
indeffen in der Aneignung der Seeherrſchaft durch England, das ſich einen ungeheuren 
Colonialbefig theild durch Anfievelung, theils durch Eroberung verfchafft und damit in 
einen Gegenfag tritt gegen alle anderen feefahrenden Nationen. Der Handel der Neu- 
tralen zu Kriegszeiten wird unter ftetiger Zunahme der transatlantifchen Verkehrsbeziehun— 
gen zum Hauptintereffe des allgemeinen Bölferredits, damit zufammenhängend die 
rechtliche Seftaltung der Berfehröbeziehungen der Colonien zu dritten Staaten. Schon 
im Utrechter Frieden hatte England werthvolle Abtretungen von Frankreih und Spanien 
erhalten, durch den Alfientovertrag ſogar ein Monopol des Negerhandels in den ſpaniſchen 
Colonien Amerika's erworben. 

Unter den Friedensſchlüſſen dieſer Periode ſind von europäiſcher Bedeutung: der 
Nyſtädter Frieden (10. September 1721), durch welchen der Nordiſche Krieg beendet 
ward, in deſſen Verlauf eine größere Zahl oſt- und nordeuropäiſcher Staaten verwickelt 
geweſen war; der Friede von Paris (10. Februar 1763) zwiſchen England, Frantreich 
und Spanien und Hubertusburg (15. Februar 1763) zwiſchen Preußen, Defterreich 
und Sachſen; beide ihrem Grunde und Anlap nad zufammenhängend. Während für 
Preußen nur die Beibehaltung des durch den jchlefiichen Krieg erworbenen Länderzuwachſes 
feftgefetst ward, erhielt England zu Paris die Auslieferung der franzöſiſch-amerikaniſchen 
Eolonien. Auch in den fiebenjährigen Krieg waren der Reihe nad) Die meiften europätfchen 
Mächte verwidelt geweſen; außer den bei, den beiden Friedensichlüffen bereits ermähnten 
Staaten aud Schweden und Rußland, die ſchon vorher mit Preußen fich auseinander: 
gefetst hatten. Bald darauf verfhwand das Königreich Polen von der Landkarte, deſſen 
drei Theilungen (1772, 1793, 1795) einen Vorgang bilden, der zwar nicht ohne Bei- 
fpiel war, da aud Strafburg mitten im Frieden von Frankreich 1681 weggenommen 
worden war, aber dennoch die ſchwerſte Verleuguung des Bölferrechts darftellte und noch 
1846 in der vertragämidrigen Wegnahme von Krakau Durch Defterreih ein Nachſpiel 
fand, endlid der Friede von Berfailles (1793) zwiſchen Frantveich, England, Spa— 
nien, Holland und den Vereinigten Staaten von Nordamerifa, Durch deren Anerfennung 
als jelbftftändige Macht zweihundert Yahre nad dem Unabhängigkeitsfampfe der Nieder- 
(ande wiederum eine erfolgreiche, für die Folgezeit unberechenbare Staatsbildung conftatirt 
ward. Wenige Yahre jpäter (1785) ward zwifchen den Vereinigten Staaten und Preußen 
ein Vertrag geichloffen, der zwar feine unmittelbar praktiſche Bedeutung- gemamm, aber 
durch jeine Beftimmungen über Kriegführung zur Eee und die Wirkungen des Kriegs- 
ausbruches auf die handeltreibenden Unterthanen der beiden betheiligten Staaten von 
hoher iweeller Bedeutung als Präcedenzfall geworden iſt. Bon ähnlichen Beftrebungen 
war die bewaffnete Neutralität erfüllt, welche 1780 unter dem Vorgange Rußlands 
gegen die Anmaßungen der engliichen Secherrichaft eine Vereinigung der Gontinentalmächte 
zu Stande brachte und die Intereſſen des neutralen Handels zu Kriegszeiten zu wahren 
ſuchte, woran ſich im Jahre. 1800 zu gleichem Zwecke die zweite bewaffnete Neu— 
tralität der das Tftjeebeden umgebenden Staaten jchlof. 
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Die theoretiihen Grundanſchauungen des Völkerrechts in der Yiteratur blieben im 
wejentlichen unverändert. Einerſeits hielt man ſich mit Vorliebe an die naturrechtliche 
Betradhtung, deren Zuſammenhang mit dem Völkerrecht Durch die Titel zahlreicher Schriften 
auch äußerlich dargelegt wurde. Andererſeits führte der unleugbare Wiverfpruch zwiichen den 
Bernunftforderungen des Naturrechts und der wirflich beftehenden Staatöpraris dahın, daß 
die Wirkſamkeit der fittlihen Idee in der Bildung Des Völkerrechts oder gar Das Vor— 
bandenfein verpflicytender Rechtönormen überhaupt verleugnet und alles auf Das Recht des 
Stärferen begründet ward. Zur erfteren. Richtung, die ſich am die Leibnitz-Wolff'ſche 
Philoſophie anlehnt, zählt Das noch in der Gegenwart gebrauchte Werk des Schweizers 
Battel: Le droit des gens, ou prineipes de la loi naturelle appliques & la 
eonduite et aux affaires des nations et des souverains, 1758, wovon noch 1863 
eine neue, von Pradier-Fodere beforgte Ausgabe in Paris erſchien. Auch darf 
daran erinnert werden, daß im Beginn Diefer Periode, gleich nach dem Utrechter Frieden 
der Abbe von Et. Pierre (Projet de paix perpetuelle) zuerft den Gedanken des ewigen 
Bölterfriedens ausführlicher entwidelte, auf weldyen Kant ſpäterhin einging. Zur zweiten 
Richtung zählt als bervorragenditer Vertreter, den man jogar als ihren Stifter betrachtet 
bat, T. 3. Mofer ın femen Werken: Berfud des neueiten europäiſchen Völ— 
ferredts, 1778 — 1780, und Beiträge zu dem europäiſchen Völkerrechte 
in Friedenszeiten. Im Zufammenhang mit diefer der Staatspraxis zugewendeten, 
nur die Thatfachen des jeweiligen Augenblides oder Das in Präcedenzfällen ausgedrüdte 
Herkommen beachtenden Auffafjung ftehen aud die Vertragsſammlungen, in denen Das 
urkundliche Diaterial der europätfchen Diplomatie aufgefpeichert ward, und jevenfalld der 
Grund lag, weswegen fich die äußeren techniſchen Formen des geſandtſchaftlichen Verkehrs 
mehr und mehr befefligten. 

‚ ‚(iteratur, 1) VBertragsfammlungen: Leibnit hatte feinen codex juris gentium 
diplomatieus ſchon 1693 herausgegeben. Hieran ſchloß fich die lange Zeit hindurch berühmte, 
von Dumont herausgegebene Sammlung: Corps universel et diplomatique du droit des 
gens (Amfterdam und Haag 1739) und im Beginn des Revolutiongzeitalters F. A. W Wend, 
Codex juris gentium recentissimi (Leipyig 1781 — 1789), welder, als eine Fortſetzung von 
Dumont, die Periode von 1735— 1772 enthält; endlich, von 1761 beginnend, das in verſchie— 
denen Fortiegungen auf die neuefte Zeit reichende Wert von Martens: Recueil des principaux 
traites d’alliance de paix, de tr&ve, de neutralite, de commerce, de limites, d’changes ete., 
Göttingen 1791, woraus ein Kurzer, fiebenbändiger Auszug, bis zum Jahre 1856 reichend, unter 
dem Titel: Recueil manuel et pratique de traites et conventions et autres actes diplo- 
matiques von Ch. de Martens et de Cussy in Leipzig für den Handgebrauch publicirt ward. 
Der leute Band des größeren Werkes: „Nouveau Recueil de traites“, herausgegeben von G. 
Fr. de Martens und Ch. Sannoer, Göttingen 1569, ſchließt mit dem bäntjchen Frieden 
vom 30. Detober 1864. Durch diefe Erwähnung bervorgerufen, mag bier endlich die Bemer- 
fung ihren Plab finden, daß die zur Völferrechtöpraris der Gegenwart dienenden Urkunden in 
zwei allgemeinen Sammlungen niedergelegt werden: in dem von Aegidi und Klauhold feit 
1861 herausgegebenen Staatsardiv (einfacher Tert in drei Originalſprachen) und in ben Ar- 
chives diplomatiques (nur in franzöfifher Sprade, aber mit einfeitenden Ueberfichten). — 
2) Ueber die feerehtliben Streitigfeiten biefer Beriode: Sirtema van Grove- 
stins, Histoire des luttes et rivalites politiques entre les puissances maritimes et la 


France, Paris 1551 — 1854. — Hautefeuille, Histoire des origines, des progres et 
des variations du droit maritime international, 2 ed. 1569.) 


$. 8. Die franzöfiihe Revolution. In der Ländergier der abjoluten Mo— 
narchie und ihrer nur auf Territorialerwerb bedachten Politik, in dem fteten durch Die 
Intereſſen des Augenblides beſtimmten Wechſel der Alliancen ‚war der Grundgedanke, der 
in den Bölfern die Subjecte des ftaatlichen Yebens erblidte, abhanden gekommen. So: 
bald daher in ver franzöfiiben Revolution die politiichen Rechte des Volkes und der per- 
ſönlichen Freiheit zurückgefordert wurden und das Königthum der republikaniſchen Bewegung 
erlag, war eine Durch die Herrichaft des franzöfiichen Geiftes in ganz Europa vorbereitete 
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Bewegung und ald Rückſchlag eine gemeinfame Berbindung der europätichen Gabinette 
unvermeidlich. Neben ihrer entfchiedenen Angriffsftellung gegen die Mifigeftalt des fran= 
zöſiſchen Feudalismus und der franzöfiihen Staatsverwaltung war die franzöſiſche Res 
volution anfangs von den höchſten kosmopolitiſchen Ideen beftimmt: von der Würde der 
perfönlichen Freiheit im Staate, von der Unzuläſſigkeit der Sclaverei, von der Unabhängig: 
feit der Gewiſſen, welche damals in den freieften Staaten noch mannichfach beſchränkt und 
in Deutichland nur den NReihsftänden in Beziehung auf beſtimmt berechtigte Bekenntniſſe 
gemährleiftet war. Hierin liegt die wölferrechtliche Bedeutung der franzöſiſchen Revolution; 
fie erweitert, indem fie ftantsbürgerliche Gleichheit vor dem Geſetz verkündet, die indivi— 
duellen Rechte der Perſon aus dem Gefichtspunkt des allgemein Menichlihen. Bon allen 
Seiten angegriffen, wird die franzöſiſche Republit von Sieg zu Sieg fertgeriffen, ihre 
eigenen Grundſätze gegen die Unabhängigkeit der Nachbarſtaaten zu fehren, aus der kos— 
mopolitiſchen Freiheit den kosmopolitiſchen Cäſarismus hervorgehen zu laſſen. An eine 
europätfche Univerſalmonarchie nahe beranftreifend, verſchenkt das franzöſiſche Kaiſerthum 
ebemals ſouveräue Staaten wie Grumdbefig und Dotationen. Das deutſche Reich gebt 
völlig aus den bereits zum äußerſten geloderten Fugen; ein Federſtrich des Imperators 
fegt Yänder von der Harte Die Maßloſigkeiten einer alle Bölfer des Kontinents 
ausplündernden Kriegführung gipfeln in dem Gegenſatze der engliichen Blodade und der 
Napoleoniſchen Continentalfperre In ganz Europa anfangs triumphivend, verlieren 
Tranfreih und die ihm verbündeten oder unterworfenen Staaten ihren Colonialbeſitz an 
die Engländer; Begriff und Recht der Neutralität ſcheinen im dieſem ungeheuer 
geipannten Gegenfage unterzugeben, alle Fragen und Intereffen im die Doppelte Supre— 
matie einer Pand= und einer fie befämpfenden Seemacht aufgelöft zu werden. Endlich 
wendet ſich das Kriegsglüd. Zweimal ziehen die werbündeten Heere im Paris ein. Auf 
dem Wiener Congreß wird unter Theilnahme ſämmtlicher chriſtlicher Mächte Das müh— 
ame Werf der territorialen Reconftruction der europätichen Staatenwelt begonnen, und 
in der Wiener GCongrefacte zum Abſchluß gebracht (9. Juni 1815). 

Gegenüber der franzöfiihen Revolution bedeutet die Wiener Congreßacte Reftauration 
der alten Grenzen von 1792 und der alten Dymaftien unter gemeinfamer Adchtertlärung 
gegen die Familie Bonaparte. England bleibt mit der Mehrzahl Fremder überjeeiicher Bes 
figungen bereichert. Spanien erhält feine alten Grenzen. Im übrigen werden Länder 
nad Willkür und Gunft, ohne jede Beachtung natürlicher Zuſammengehörigkeit, vertheilt. 
In Italien, Deutichland, Polen, Norwegen, in den Niederlanden werden Trennungen und 
Zufammenlegungen aus feinem anderen Grunde beliebt, ald der Panne des Siegers. Am 
ichlechteften geht Dentichland und insbejondere wiederum Preußen aus den Theilungsver: 
bandlungen und dem bunten Spiele der Diplomatie hervor; ein Notbbehelf des dringenden 
Augenblids, entfteht der Deutiche Bund, deſſen Berfaffung gleihlam unter die Vormund— 
ſchaft der außerdeutſchen Congrefmächte geftellt wird. Nur in wenigen Punkten zeigen 
die Abmachungen des Wiener Congrefjes die Nachwirkungen der franzöfiichen Revolution: 
der Negerbandel wird verboten, und im ihm Das Princip der Negerſelaverei verurtbeilt; 
die Schiffahrt auf den Stromläufen der mehrere Staaten durchſchneidenden Flüſſe 
frei erklärt. Die ſchwächeren Staaten, wie Krakau und die Schweiz, erhalten eine Gas 
rantie ihrer Neutralität. 

Literatur diefer Periode: Ueber die Napoleoniihe Periode: Kluit W. J. Santijn, 
Geschiedeniss en invlocd van het continental stelsell op den staatkundigen en maats- 
chappelijken toestand van Europa, Amsterdam 1863. — Marc Dufraisse, Histoire du 
droit de guerre et de paix 1759 — 1815, Paris 1868 (2. Ed.) — Klüber, Acten des Wie— 


ner Congrefies, 1819. — Koch, — de l’histoire des traités de paix entre les puis- 
sances de | Europe depuis la paix de Westphalie. Augmente et continud jusqu’au con- 
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gres de Vienne et aux traitcs de Paris 1817. — Syſtem: Klüber, Droit des gens 
moderne de l’Europe 1819 (1851 deutſch berausgegeben von Morftadt). G. Schmalz, 
Europäiſches Völkerrecht, 1817.) 


$. 9. Der Wiener Congreß und die Interventionen Die Stipula— 
tionen des Wiener Congrefied fanden ihre Stärke an dem engeren Bündnifje der drei 
großen Continentalmächte, defjen Spige fid gegen Frankreich und die etwa zu Gunften 
der Freiheit zu beforgenden Bewegungen der europäiſchen Völker richtete. Unter dem 
Schutze der „heiligen Allianz‘ und der ihr anfangs befreundeten Politik Englands 
jtehend, ſchien der in der Wiener Gongrefacte vereinbarte Zuftand der europäiſchen Staa- 
tengefellichaft für längere Zeit Dauer zu veripreden. Die wiſſenſchaftliche Behandlung 
des Völkerrechts verblieb Tange Zeit hindurch umter dem Eindruck, ald ob das öffentliche 
Recht Europas nur durch ablolute Feitbaltung des 1815 getroffenen Abkommens ge 
fichert werden könne. Faſt gewann es den Anſchein, als ob man an eimen juriſtiſchen 
Abſchluß der Weltgeihichte glaubte; alle Dinge Sollten ihren Maßſtab an dem Wortlaut 
der Verträge finden; Die fünf Großmächte als europäiſche Behörde, als Schiedsrichter 
über die etwaigen Störungen der Ruhe und des ſ. g. Gleichgewichts anerkannt werben. 
Eine jeder freieren Regung feindielige Interventionspolitif lehnte fi, unter Berufung auf 
den europätichen Frieden, an die dynaſtiſchen Intereffen der ablolut vegierenden Fürften. 
Gerade darın aber zeigt fih im Grunde das Wachsthum der Völkergemeinſchaft und des 
jie Durchdringenden Bewußtſeins, daß die Berfafjungsfragen und Regierungsprincivien des 
einen Staates bereitd allgemein als einwirkend auf den Yebensproceh der anderen Staa- 
ten empfunden und, gleichviel ob gefürchtet oder gewünſcht, jedenfalls erfannt werden. Jener 
Interventionspolitit, welche die Völker Europas unter eine polizeiliche Aufficht der Con— 
greſſe zu ftellen juchte, entiprang nothwendigerweile der troß aller anfänglichen Nieder 
lagen fich lebendiger entfaltende Sum der Nationalität und das Nationalitäts- 
princip, weldes mit der natürlichen Zuſammengehörigkeit der den Staat bildenden 
Volfselemente die Unabhängigkeit des inneren Berfafjungslebens und die Freiheit der ge— 
ſchichtlichen Entwidelung der aus dem Volkswillen hervorgegangenen Staatsinftitutionen 
verlangt: Ideen, welche anfangs nur eine ftandrechtlice oder criminalpolizeiliche Wider- 
legung erhalten, und von den Syſtematikern der Völkerrechtsliteratur kaum der Erwäh- 
nung werth befunden werden. 

Schon in dem Tractat von Chaumont (1. Auguft 1814) hatten übrigens die vier 
gegen Frankreich verbündeten Hauptmächte ſich für die Dauer von zwanzig Jahren zu 
dem Zwecke verbunden: „das Gleichgewicht in Europa aufrecht zu erhalten, die Ruhe und 
Unabhängigkeit der Mächte zu fichern und den willfürlichen Berlegungen fremder Rechte 
und Gebiete vorzubeugen, von melden die Welt jo viele Jahre hindurch heimgeſucht wor— 
den iſt“. 

In diefer Richtung wirkten der Aachener Congreß (30. Sept. — 21. November 
1818) auf weldem Frankreich ſich der ablolutiftiichen Interventionspolitif anſchloß und 
wo auferdem eine nod heute verbindliche Abrede iiber die Rangftreitigfeiten der Geſandten 
getroffen ward; der Congreß von Troppau (1820) und Yaybadı (1821), melde \ 
ſich trog des Wideripruchs der engliichen Regierung gegen die neapolitantfchen und ſpaniſchen 
Berfaffungsänderimgen einmiſchten; endlich der Congreß von Berona (1822), ald deſſen i 
Bollftreder Frankreich in Spanien gewaltlam einſchritt. Damit war indefjen der Höhe: 
punft der Interventionspolitit erreiht. Die ſpaniſchen Golonten in Südamerika erringen 
ihre Unabhängigkeit und nehmen die vepublifaniiche Staatsform an. Griechenland trennt 
ſich von der Türkei, Belgien von Holland. Die Yulirevolution verjagt eine Dynaſtie, Die 
die Wiener Congreßacte unterzeichnen ließ. Aber auch die Hüter und Wächter der Legiti— 
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tät verlegten das Vertragsredt. Von Rußland wird Polen der ihm zugeficherten Ber: 
faffung beraubt. Krakau verliert feine halbſtaatliche Exiſtenz. Nach und nadı zerbrödeln 
die Artifel dev Wiener Congreßacte einer nad) dem andern und die nahezu vierzigjährige 
Alliance der Oftmächte Löft ſich endlich im Orientaliſchen Kriege auf, nachdem zum zwei— 
tenmale, den Wiener Verträgen zum ZTrog, ein Bonaparte Das Kaiſerthum in Frankreich 
errichtet hatte. So zeigt ſich in diefer Epoche, welde man als die Zeit der Ruhe und 
Ermüdung, als eine Periode faft beifpiellos langen Friedens anzuſehen pflegt, eine Reihe 
von Wedhjelfüllen, von denen faft fein Staat unberührt bleibt. Mit alleiniger Ausnahme 
Rußlands werden 1845 alle Staaten des Gontinerts, joweit nicht bereits Die drin— 
gendften Anforderungen des Zeitbemußtieins befriedigt worden, von den Erichütterungen 
der Februarrevolution 1848 erfaßt und insbejondere die deutichen Bundesverhältniſſe trog 
einer 1851 erfolgenden Reformation zerrüttet. Obſchon politiſch niedergehalten, entfalten 
während eines langen Friedens die Völker ihre wirtbichaftlichen Kräfte im Zuſammenhang 
mit einer unermeßlichen Entwidelung der Verkehrsmittel, durch welche die räumlichen 
Entfernungen auf ein mindeftes Zeitmaß verkürzt, Die handelspolitiichen Intereſſen ver Na- 
tionen unlösbar mit einander verknüpft werden. Der durd das Mercantiligften vor 
200 Jahren geichaffene Gegenfag verſchwindet zufehends in dem Bewußtſein, daß die In— 
duftrie der Großſtaaten nichts anderes darftellt, als einen Zweig der innerhalb ver Cul— 
turwelt nothwendigen Arbeitstheilung. Auf Die alten Congrefje der Diplomaten folgen 
nunmehr in faſt vegelmäßiger Wiederholung die internationalen Congreſſe der Friedens: 
freunde, welche die Sicyerftellung des Friedens durch Verkündung des Nichtinterventiond- 
princips oder die Abſchaffung der ſtehenden Heere fordern, der Wohlthätigkeitss und Ge— 
fängnißreformfreunde, der großen wiſſenſchaftlichen Affociationen. Im den koftipieligen 
Eifenbahnlinien der Gontinentalftaaten, in den induftriellen Anlagen der minder reichen 
Länder, in den Staatsanleihen verknüpfen fi) die Capitalunterefien der europäiſchen Geld 
mäkler, die Speculation der Börſe. Auf diefen Grundlagen erwächſt ein neuer kosmopo— 
litiicher Kactor der materiellen Gütergemeinſchaft unter den Völkern, durch wel: 
hen Die Oekonomie der Nationen fi langiam zu einer Weltwirthſchaft umgeftaltet. 
(Literatur: Ueber die Ausbildung des Nationalitätsprincips: Pierantoni, Storia degli 
studj del diritto internazionale in Italia, Modena 1869. — Ueber die neuefte Entwidelung 
des Bölterrehts feit 1818: W. B. Lawrence, Commentaire sur les elements du droit 


international et sur l’'histoire des progr&s du droit des gens de Henry Wheaton, vol. 
1—2, 1565. — Geyer, Ueber bie neuefte Geftaltung des Böllerrechts 1806.) 


$. 10. Die neuefte Zeit feit 1856. Schluß und Anfangspunkt einer Böl- 
ferrechtöepoche wird durch den Pariſer Frieden vom Jahre 1856 bezeichnet. Wenngleich 
außer den fünf Großmächten nur Italien als einer der friegführenden Staaten zu den 
Unterzeichnern gehörte und fogar Preußen und Oefterreih an der Kriegführung Telbit nicht 
betheiligt geweien waren, jo find Die in dem Völkerrechtszuſtande eintretenden Verände— 
rungen doch von grumdfäglic hoher Bedeutung. Die gleichlam ideale Trennung 
der chriftlicyen umd muhamedaniſchen Staatengeſellſchaft hört im rechtlicher Beziehung auf, 
indem Die Türkei, deren Gebiet durch drei Gontinente der alten Welt fich erftvedt, in die 
Rechtsgemeinſchaft der europäiſchen Völker ausdrüdlih aufgenommen wird. Cine neue, 
bis dahin vielfach unwegſam erhaltene Verkehrſtraße nach dem öftlihen Europa wird an 
der Donau eröffnet und unter gemeinfamen Schutz geftellt. England verzichtet auf Die 
juriftiichen Infignien feiner maritimen Suprematie in dem Zugeftändniß deſſen, wofür bie 
Gontinentalftaaten Jahrhunderte hindurd vergebens gekämpft hatten und erkennt an, daß 
das Blockaderecht beſchränkt, Das Recht des neutralen Handeld gegen die eimfeitigen In— 
terejfen der Kriegführenden gefichert, die Kaperei abgeichafft werden muß. Den bierauf be 
züglihen Erklärungen wird die Zuſtimmung faft aller Culturſtaaten zu Theil, nur Die 
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nordamerifantfche Union verweigert ihren Zutritt, weil nicht alle Forderungen einer noch 
weitergehenden Reform Befriedigung empfangen batten. Für die Aufrechterbaltung des 
Friedens werden neue Bürgichaften geſucht: Bor Beginn eines Krieges jollen die Strei- 
tenden anheiſchig gemacht werden, die -freundichaftliche Vermittelung dritter Staaten nach— 
zulucden. Der in der Türkei drohenden Gefabr ſucht man in der Neutralifirung des 
Schwarzen Meeres zu begegnen. Es ift unleugbar, daß die Praxis des Völkerrechts 
durch dieſe Grundſätze auf höhere Ziele hingewieſen ift, daß der Friede unter den Nas 
tionen nunmehr ald der normale Rechtszuſtand, der Krieg als cin ausnahmsweiſe zuzu— 
lafiendes Uebel, nur als Mittel ver Friedensftiftung bei unbeilbar gemordener 
Störung der Bölferbeziehungen zu rechtfertigen fe. Damit bat ſich gleihlam eine eye— 
liche Entwidelung in der Bewegung der völferrechtlihen Ideen vollzogen: Im Alterthum 
die für die Cultur und Die Ausgleihung der nationalen Gegenfäge nothmwendige Negel 
des Bölferverkehrs, iſt der Krieg nunmehr Ausnahme geworden; er bat feine zuftänd- 
liche Macht mehr. Bon einem Völkerrecht im Zuftande des Krieges kann nicht mehr 
geiprochen werden. Der Friede im Alterthum und Mittelalter eine beionders vereinbarte 
oder nur gebildete Form des Staatlichen Nachbarrechts je zweter Völker, wird als ein 
Recht der Menfchheit angenommen, weil die Wirkungen der großen Kriege nicht mehr 
wirtbibaftlic iſolirt und auf die Kämpfenden beichränft werden können. 

Nachdem durch den Berfall ver beiligen Alliance und den Pariſer Frieden von 1856 
die legten Reſte der Wiener Vertragsartitel ihr Anſehn verloren hatten, mußte die wider: 
natürliche Bertheilung der europäiſchen Ländermaſſen mehr und mehr begriffen werden. 
Das Nationalitätsprincip, als ftaatöbildende Macht, findet Ermuthigung in den 
Staatsichriften einzelner Regierungen und in dem von England verfochtenen Grundlage 
der Nichtüntervention im die inneren Berfafjungsangelegenheiten fremder Staaten. Mit 
dem italienischen Kriege wird die Entjtehung eines 1861 bereits ſelbſtſtändigen italieniſchen 
Königthums eingeleitet, mit dem Siege von Königgräg in Böhmen nabezu vollendet. Der 
Deutide Bund hört auf. An feine Stelle tritt, nachdem Defterreih aus einem unnatür— 
lichen Yäuderverband mit den deutlichen Staaten verdrängt worden war, ein neues Ger 
meimvejen in Norddeutſchland, beſtimmt, in Meitteleuropa die einzig mögliche Garantie 
eined dauernden Friedens durch Goncentration der deutſchen Kräfte aufzuridhten. Streit— 
fragen von weltgeichichtlicher Bedeutung, melde Durch die Discuſſion und die Anftrengungen 
der Diplomatie nicht zu löſen geweſen ſein würden, und Europa in fortdauernder Aufve: 
gung und Spannung erhielten, werden ſomit Dur Feldzüge in Italien, in Dänemarf, 
in Deutichland in wenigen Wochen oder Monaten entſchieden. Endlich beweiſt der ame— 
rikaniſche Bürgerkrieg die über die Grenze Europas binausgewachlene Verbindung der 
Völker in der Mitleidenſchaft der gelammten europätichen Induſtrie. Mit der voranges 
gangenen Periode ſeit 1815 vergliden, zeigt die nur dreizehnjährige Zeitfrift ſeit 1856 
die großartigften Ergebniffe. Während nach der Julirevolution nur zwei Kleinftaaten in 
Belgien und Griechenland entftanden waren, von denen Die legtere Durch die freiwillige 
Abtretung der ioniſchen Inſeln 1863 einen Zuwachs erhielt, befeftigen ſich ſeit 1856 
drei neue Großftaatsbildungen in Italien, im Norddeutichland und in Nordamerika, wel- 
ches erft nach Ueberwindung des durch die Sclaverei in ihm geſchaffenen Widerftreites als 
eine Weltmacht fid bewährt. Dieler an Kriegführungen verbältnigmäßig reihen Pertode 
fehlt es indefjen keineswegs an Errungenichaften von fosmopolitiichem Werthe: das Elend 
ver Kriegführung wurde durch die Genfer Convention vom 22. Auguft 1864 fir Ver— 
wundete gemildert, und 1868 ſogar der Verſuch gemacht, die Seekriegführung denfelben 
Grundſätzen zu unterwerfen, die Agıtation für Die Anerkennung der Unverleglichkeit des 
Privateigenthums zur See, in Nordamerika, im deutſchen Hanfeftädten mit Nachdrud 
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geführt, empfängt ihre erfte Erfolg verheißende Anerfennung in dem beutichen Kriege 
von 1866. Preußen, Italien und Defterreich befennen fi zu einem Grundlage, dem 
ſpäter auch der Norbdeutiche Reichstag ſeine Unterftügung zum Zwecke der Berallgemei- 
nerung leibt. Der Gebrauch erplofiver Geſchoſſe aus den Handfeuerwaffen wird vom 
Standpunkte der Humanität gemißbilligt. Petersburger Convention vom 11. December 
1868.) Endlich empfängt, durch den franzöſiſch-engliſchen Handelsvertrag die Ausbildung 
der commmerciellen Beziehungen eine in Mitteleuropa nadhaltig wirkende Anregung. 
Durch die neuen Handels-, Gonfular- und Ediffahrtöverträge, durch internationale 
Poft= und Münzverträge erfährt der Verkehr einen unberechenbaren Aufſchwung. Die 
Häfen Oftafiens, China und Yapan eröffnen fich in weiterem Umfange dem europätichen 
und amerifantichen Handelsverfehr. Obwohl aller menichlichen Berehmung nad noch 
weit entfernt von dem Höbepunft techniicher Verwollkommnungen, erbliden wir dennoch 
ſchon jegt Das Herannahen einer Zeit, in welcher die Forderungen des modernen Welt— 
handels: Gleichheit der Münzen, der Maße und Gewichte, die Annäherung der Tarife 
in dem Syſtem des Freihandels, fogar die Ausgleichung der Arbeitslöhne durch Auswan— 
derungen eine fortſchreitende Befriedigung empfangen werden. Damit vollendet fid) aber 
die von und an die Spige geftellte Aufgabe des Völkerrechts: die höchſte und vollendetfte 
Ausbildung der menſchheitlichen Cultur und das perlönlice Recht des Individuums zu 
fihern. Die unvergleihlid hohe Bedeutung der Völferrechtsentwidelung in der gegenwär— 
tigen Epodye bewahrbeitet fih daran, daß em gleichzeitiges Wachsthum und eine gleich— 
zeitige Steigerung der die Menſchheit durchdringenden Grundideen der Weltbürgerlichkeit 
des Menichen und der nationalftaatlihen Sonderung der zu Telbftftändiger Gulturarbeit 
befähigten Bölfer unzweifelhaft nachweisbar ift. 

In der wilfenichaftlichen Behandlung des Völkerrechtes überwog bis vor furzer Zeit 
noch die rein pofitive Schule, welche ſich an das gegebene Vertragsrecht anſchließt, ohne 
die Bedingungen zu erforichen, von denen der Beſtand und die Dauerhaftigkeit Des Ver— 
tragsrechtes Jelbft abhängt, Dennoch ſuchte mau aber, nachdem einmal die Wiener Vers 
träge hinfällig geworden waren, Die Ueberemftimmung der Völker auch außerhalb des ver— 
tragsmäßigen Verkehrs wiſſenſchaftlich zur Anerkennung zu bringen. Im großen und 
ganzen ſchließt ſich jedoch die Mehrzahl der Schriftfteller in einer ftart nationalen Fär— 
bung in der Behandlung der Streitfragen an die Intereſſen ihres eigenen Staatsweſens 
an, Am meiften tritt Dies vielleicht bei den Engländern und Italienern bevor, am 
wenigften bei den Deutichen und Amerifanern. Die großen Erfchütterungen, welde Europa 
feit 1830 erlitten bat, find einer ſtreng objectiven Syſtematik des Völkerrechts nicht gün— 
ftig geweſen. Ste unterftügten nur die Beweisführung derjenigen, welche die allmählig 
eingetrerene Unbaltbarteit Des durch den Wiener Congreß geihaffenen Zuftandes mit Ent- 
ſchiedenheit ausgelprochen hatten. 

Literatur: Neuere Syfteme: 1) Deutſche: Heffter, Das europäliche Völlerrecht 
der Gegenwart auf den bisherigen Grundlagen, 5. Ausgabe 1867. — Oppenheim: Syſtem 
des Böllerrechts, 2. Ausgabe 1566. — de Martens, Precis du droit des gens moderne 
de l’Europe, augmente des notes de Pinheiro - Ferreira, par Ch. Verge, Paris 1864. — 
Huhn, Völlerrecht; Vollsthümliche Darftellung, 1864. — Bulmerinca, Die Spftematif 
des Bölferrechts, 1. Thl. Kritik der Ausführungen und Forſchungen zu Gunften der Syſtema— 
tifirung des pofitiven Bölferrechts, Dorpat 1858. Derfelbe: de natura prineipiorum juris 
inter gentes positivi 1856. — Pözl, Grundriß zu Borlefungen über europäiſches Bölterrecht, 
= Engländer: Oke Manning, Commentaries on the law, of nations, 1839. — 
Wildham, Institutes of International Law 1849. — Polson, Prineiples of the Law 
of nations, 1854, — R. Phillimore, Commentaries on International Law, vol. 
1—3, London 1854 —57 (Band 4 enthält das internationale Privatrecht. — Travers 


Twiss, The Law of nations, considered as independent political communities, 
2. Bd. 1861. 
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3) Amerilaner: Henry Wheaton, Elements of International Law, 2 vol. 1836. 
2. ed. annotated ed. by W. B. Lawrence 1863. — 8. ed. by Dana, Boston 1866. — H. 
W. Halleck, International Law, or rules — the interceourse of states in peace 
or war, San Franeisco 1861. — Th. Woolsey, Introduction to the Study of Inter- 
national Law, 2. ed., New-York 1867. — Kent’s Commentaries on international Law, 
revised, with notes and cases brought down to the present time by Abdy, Cambridge 
1866. 

4) Italiener: Romagnosi, Introduzione allo studio ed diritto pubblico universale, 
1838. — Ludovico Casanova, Lezioni di diritto pubblico internazionale, 1860. A. 
del Bon, Instituzioni di diritto pubblico internazionale, Padova 1868. — FerreroGola, 
corso di diritto internazionale pubblico, privato e marittimo, Parma 1866. — Cornazza 
Amari, Elementi di diritto internazionale. — Avio, saggio di una teorica giuridiea 
dei rapporti internazionali. 

5) Spanier: Pando, Elementos del derecho internaeional, 1843. — Riquelme, 
Elementos de Derecho internacional espanol, 1849. — C. Calvo (Sübameritaner), 
Derecho internacional teorieo y pratico, 2. vol. 1868. 

6) Bortugiefen: Paiva, Elementos do dereito das gentes, 4. ed. 1857. — Pinh- 
eiro-Ferreira, Cours de droit public interne et externe, Paris 1830. 

Bibliographie: v. Ompteda, Fiteratur bes gefammten, ſowohl natürlichen als pofitiven 
Böfferrechts, 2. Thl. 1785. Ergänzt und fortgefegt von C. A. von Kamps, 1817. — NR. v. 
Mohl, Gefhichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften, S. 337. — Periodiſch in neuefter 
3eit: Revue de droit international et de legislation comparde (herausgegeben von Rolin 

aequemyns, Asser unb Westlake) feit 1868. — Zu ben folgenden Paragraphen werben, 
abgelehen von einigen Ausnabmsfällen, nur die der neueften Zeit angehörigen Monographien 
eitirt werben.) 


8. 11. Die Entwidelungsgeieße der Völkerrechtsgeſchichte als 
Princip des Völkerrechts. Der von und furz bingeworfene Abriß ver Völker— 
rechtsgeichichte hat zum Zwecke, darzuthun, daß die juriftiiche Behandlung des und vorge 
legten Rechtöftoffes unter feinen Umftänden ausgeben darf von der dogmatiſchen 
Grundlage irgend eines Vertragsinftrinmentes. Es wäre der größte Irrthum, in den 
Friedensſchlüſſen und Congreßacten unabänderlice Geſetzbücher erbliden zu wollen. Die 
Unbaltbarkeit der großen Oefammtverträge und damit die Unficherheit des Völkerrechts 
bat gerade darin ihren Grund, daß man dauernde Bertragsformen, deren Abänderung 
ftet8 von der gemeinfamen Zuftimmung aller Kontrahenten abhängig geweſen fein wirde, auf 
Intereffen und Berhältniffe ammendete, welche nothwendigerweiſe dem gefchichtlichen Wech— 
ſel unterworfen find. Die wiljenichaftliche Bafis des Völkerrecht und die Erfenntnif der 
ihm zu Grunde liegenden Thatſachen find nur To zu gewinnen, daß man auf dem ge 
Ichichtlichen Wege die Entwidelungsgelege der Völker zu erfennen und demmächft 
juriftiich ficher zu ftellen ſucht; Folglich vor allen Dingen auf die Borftellung Verzicht 
leiftet, al8 fünne die Jurisprudenz oder die Diplomatie die Bewegungen der großen Volks— 
förper eigenmächtig durch abftracte Rechtöregeln beftinmmen. Aus der Völkerrechtsgeſchichte 
erfahren wir, daß die von allgemem menſchheitlichem Inhalt erfüllte Gulturarbeit felbft 
untergegangener Nationen niemals verloren geben kann, daR die Ergebnifje des griechtichen 
und römiſchen Lebens, Tomeit fie einen allgemeinen, fir alle Bölfer verftändlichen Charak— 
ter am ſich tragen, nach vorübergehender Berbrängung ftetS wieder zum Vorſchein gekom— 
men find. Ungzerftörbare und ewige Grundlagen des Völkerrechts find daher alle dieje= 
nigen Beftandtheile vergangener und gegenwärtiger Gefittung, melde durch das Benuft- 
fein der höher entwidelten Völker entweder vollfommen erfaßt find oder doch trotz aller 
völferihaftlicher Verſchiedenheit bei Ffortichreitender Ausbildung überhaupt erfaßt werden 
fönnen, und deswegen ald gemeinjamer Inhalt aller Staaten gewußt und gewollt 
werden: Gemeinfame durch die Philoſophie der Griechen und die monotheiftiichen Religionen 
vermittelte Grundbegriffe der Sittlichkeit, gemeinfame Anerkennung der Rechtsfähigkeit auf 
privatrechtlihen Gebiet ohne Rüdfiht auf den Aufenthalt oder die Yandeszugehörigfeit 
des Einzelnen, das Recht der Gemiffensfreibeit und der religiöſen Weberzeugung, die 
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Freiheit der Seeſchiffahrt auf offenem Meere und in den Seeſtraßen, die Gemeinnützlichteit 
des friedlich wirtbichaftlichen Verkehrs, das Bedürfniß des Ideenaustauſches Durch den in: 
ternationalen Berfehr der Yiteratuven, welcher durch den Schuß der Autorrechte zu bes 
fürdern iſt und unendlich viele, kaum aufzuzäblende Momente erläutern auf den eriten 
Blick die in der neuen Welt auf einem weiteſten geograpbiichen Gebiete die Staaten 
Europas durchdringende Culturgemeinſchaft, unter deren gewaltigem Eindrud die Ueber: 
zeugung eingewurzelt ift, daß der heutige Staat ſich nicht mehr von anderen iſoliren 
fann, naturgeletlich auf den Verkehr mit anderen angemielen iſt und innerhalb dieſer, 
feinev Willkür entrüdten, ſowohl materiellen als geiftigen Yebensgemeinichaft mit anderen 
Böltern ein Gejellichaftsrecht aller Staaten gegenüber dem Einzelſtaat nothwendig aner= 
kannt werden muß. So haben wir als erfte die Geichichte bewegende Grundidee des 
Völkerrechts die Einheit und Zuſammengehörigkeit ver Menſchheit gefunden. 

Hieran ſchließt fi aber Tofort Das damit motbwendig und unlöslich verbundene 
Princip der nur auf Gleichberechtigung der einzelnen Mitglieder friedlich zu begründenden 
Staatemmehrheit und Staatengejellichaft, als eine zweite fir die menichheitliche Entwicke— 
lung wejentlidh vorbedingende Thatſache. In demielben Maße, wie die kosmopolitiſchen 
und unzerftörbaren Ergebnifje des allmäblig Fortichreitenden Culturproceſſes Gemeingut 
der Bölter wurden, wuchs auch die Grundvorftellung, melde jede Art der Weltherrſchaft 
verwirft, ſei fie num geiftlich oder weltlich, ſei fie auf Länderbeſitz oder Seefahrt bedacht. 
Jede Nation hat in ihrer ftaatlihen Einrichtung die Aufgabe jelbftftändiger Cultur— 
arbeit und das Recht, ihre natürlichen Anlagen und Bedürfniſſe zu gejtalten. Die Uns 
terichiede der Macht, wie bedeutend immer in politifcher Hinſicht, müſſen daher rechtlich 
ebenfo ſehr ausgeglichen werden, wie die Verſchiedenheiten des Alterö, der Körperftärte, 
des joctalen Ranges privatrechtlih ausgeglichen worden find. In der noch mangelhaften 
hiſtoriſchen Entwidelung dieſer zweiten Seite des völferichaftlichen Yebens Liegt welentlich 
die Unvollkommenheit des heutigen Völkerrechts. Wenn auch dem Ziele der Alleinherr— 
Ihaft entjagend, haben die großen Mächte dennoch bisher immer verlucht, um Wege der 
Berbiindung ſich eine vorberechtigte Stellung ihrer Interefjen zu fichern. Ganz unver— 
fennbar ift in der territorialen Geichichte Europas der ſeit Jahrhunderten berrichende Zug 
zur Ausbildung von Großjtaaten auf Koſten der kleineren Gemeinweſen. Trotz aller 
Berträge ift das Kleinftaatentbum mehr und mehr verichiwunden. Allein, weit da— 
von entfernt, in dieſem Entwidelungsgange eine der völkerrechtlichen Idee feindliche That— 
fache zu erbliden, finden wir darin vielmehr die Beeftigung derjenigen Grundlagen, von 
denen die praftiiche Sicherung des Völkerrechts bedingt wird. Die neu gewordenen Groß— 
ftantöförper ericheinen vor dem Auge des Beſchauers als große, räumlich geograpbiiche, 
ſprachliche und wirtbichaftspolitiiche Einheiten, die, weil fie den abiperrenden Eigenfinn 
und die Verkehrshinderniſſe innerhalb ihrer chemals kleinſtaatlichen Zerftüdelung überwun— 
den haben, ſich mehr und mehr ſelbſt genügen können und gerade deöwegen den äußeren 
Gegenſatz und die feindliche Spannung der Kräfte milder werden lafjen. Die durch Neu— 
tralitätserflärung der größeren Mächte gemeinlam zu fichernde Daſeinsberechtigung 
der kleineren Staaten liegt, vom Standpunkt der Gegenwart aus betrachtet, weſentlich 
darin, daß fie nach ihrer geograpbifchen Yage berufen ſein können, als Zwilchenglieder 
den Grenzneid größerer Staaten zu beruhigen und auf den Knotenpunkten der weltdurch— 
ziebenden Verkehrsſtraßen die Freiheit aller betbeiligten Intereffenten zu wahren. Bon 
diefem Geſichtspunkte aus betrachtet, ſchützt die Schweiz Den freien Durchzug vom Norden 
nad dem Süden, Belgien den Verkehr zwiſchen dem mittleren und nordweftlichen Europa 
vor dem unmittelbaren Conflict der von politiidhen Beftrebungen und Störungen abbän= 
gigen Tariffragen der Großftaaten. Ste erichweren den Krieg, indem fie grundſätzlich 
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aufhören Tollen, ein Gegenftand der Yänderipeculation zu fein, und außerdem in der Ver— 
legung der geraden Operationslinie Die Gegner im Kriege wenigſtens zu ftrategiichen 
Umgebungen nöthigen und dadurch die Yeidenichaften der Kriegführung hemmen fünnen. 
$. 12. Die Quellen des pofitiven europäiſchen Völkerrechts. Die 
mannichfachen Störungen, welde die Geltung des Völkerrehts bisher To oft gehemmt 
haben und aus dieſem Grunde ſogar einzelne Schriftfteller dahin führten, das Vorhan— 
denfein eines pofitiven Völkerrechts zu leugnen, dürfen in ihrer Bedeutung nicht über: 
Ichätt werden. Die beiden, von uns nachgersiefenen Grundlagen eines pofitiven allge: 
meinen Völkerrechts: ein gewiſſes fir das Verkehrsbedürfniß der Staaten unerläßliches 
Maß der fosmopolitiichen Eultur und auferdem die gegenfeitige Anerkennung der durch 
das Bedürfniß verbundenen Volkskörper als gleichberetigter Eriftenzen find überhaupt 
erft Durch die verhältnißmäßig kurze Periode ſeit Der Reformation und dem weſtphäliſchen 
Frieden in Verbindung mit einander gebracht worden. Zwiſchen der unverkennbar in der 
bisherigen Vergangenheit bemerfbar gewordenen, ſich beichleunigenden Entfaltung des Völ— 
kerrechts und der uralten aus der Dämmerung biftoriich entlegener Barbarei bervortre- 
tenden Ausbildung des Privat: und Strafrechts beftehen in den einzelnen Staaten fehr 
bedeutende Analogien. Privat- und Strafredt find uriprünglic gleichfalls auf Selbft- 
bülfe oder auf genoſſenſchaftliche Unterſtützung angewieſen, To lange die Staatöge- 
walt weſentlich den‘ Zweck bat, der kriegeriſchen Vertheidigung nach aufen zu dienen. 
Neben diefer Unficherbeit ihrer Verwirklichung gegen die überlegene Macht eines Nechte- 
brüchigen ſteht meiſtentheils als ein inſtinetiv ergriffenes Siherungsmittel die Einfleidung 
der Rechtögeichäfte oder Proceßformen in feierliche, Tomboliich = myftiiche, oder religiös 
empfundene Formeln. Ye mehr ſich der Staat im Innern befeftigt, und ſobald die Re— 
gierumg permanente Auncttonen übernimmt, gewinnt das Recht an Sicherheit feiner 
Geltung, verliert es an äußerer Normalität. Der materielle Wille triumphirt über das 
blos äußerlich feſſelnde Moment der Willensäußerungen. Ebenſo im Bölferreht. Es 
kann von Haufe aus nicht anders geſchützt werden gegen Verſtöße als durch Selbfthülfe 
und die in den Allianckn geſuchte aenoflenichaftliche Hülfe der im einzelnen Fall mit 
intereffirten Staaten. Da num eine höchſte über den Völkern ftehende und regierende 
Weltmacht grumdfäglich nicht möglich ift, jo wird die höchſte praftiiche Geltung Des 
Völkerrechts überhaupt nur zu erreichen fein im der Ausbildung feſter Regeln des ma— 
teriellen Rechts und in der ihnen von allen Gulturftaaten entweder durch unparteiiſches 
Schiedsgericht oder durch genoffenichaftliche Hitlfe zu verſchaffenden Anwendung. 

Dies führt und zu einer Betrachtung der Quellen des pofitiven Völker— 
rebts. Bon der Form des Geſetzes kann ſelbſtverſtändlich feine Rede ſein, nachdem 
der Gedanke der Weltherrfchaft durch die GSleichberechtigung der Staaten verdrängt wor— 
den ift. Der Uriprung der dem pofitiwen Völkerrecht angehörigen Regeln kann daher nur 
in der freien mechlelfettigen und gemeinfamen Selbftbeichräntung der in Gulturgemein- 
ſchaft ſtehenden Nationen zu juchen fein. Daher die Völkerrechtsquellen zur Erſcheinung 
kommen entweder : 

1) Als Gewohnheit in der Berfehrspraris der Staaten. Eine nur inftinctiwe 
Uebung, wie die Rechtsgewohnheit im Privat: und Strafrecht iſt nad der Natur der 
Völker- und Staatenbildung ausgeichloffen. Denn, wie wir gezeigt haben, iſt der ur— 
Iprünglice Inftinet der Völker auf gegenſeitige Negation in Geftalt dev Abiperrung oder 
der Unterjohung gerichtet. Die völkerrechtlichen Gewohnheiten gehören daher einer höhe— 
ven Bildungöftufe an und enthalten, indem fie aus der Vorſtellung des nothmendigen 
Rechtsverkehr unter den Staaten entipringen, diejenigen Regeln, melde ſich auf dem Be- 
griff der Gegenſeitigkeit und Gleihberehtigung aufbauen. Dieſelben wirfen 
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entweder negativ als Unterlaffung des gleichmäßig als verderblich Erkannten oder poſitiv 
als Uebungen einer als zuläſſig oder nothwendig angenommenen Handlungsweiſe des einen 
Staates gegenüber dem anderen. Kriegs- und Seegebrauch ſind Beiſpiele einer derartigen 
Bethätigung des Völkerwillens, bei denen vernünftige und bewußte Erkenntniß ihren bil: 
denden Einfluß geiibt haben. In dem Gemwohnbeitsrecht der mit einander in Berkehr 
ftehenden Staaten beſteht alſo gewiſſermaßen ein umgekehrte Verhäliniß zu anderen 
Rechtsbeziehungen. Im den uralten Gewohnheiten des germaniſchen Erb- oder Vertrags: 
rechts erfennen wir häufig, auf culturgeichichtlibe Forſchungen geftütst, wie nicht der Zufall 
Sondern eine von den Dabingeichwundenen Generationen Telbft nicht erkannte Nothwendig— 
feit ihnen zu Grunde lag. Im Völkerrecht ift die Gewohnheit und Praxis meiftentbeils 
das ſpäte Anerfenntnig deſſen, was Jahrhunderte zuwor Die Stunme der weileften und 
einfichtigften Kenner gelehrt und anempfohlen hatte. Zu erflären iſt Dies einfach dadurch, 
daß im Anfang der Berfehr der Staaten miteinander nicht durch die unbewußt und ge— 
wohnbeitsmäßig agirenden Volksmaſſen, ſondern durch flug enwägende, vorfichtig überle— 
gende und alles berechnende Staatsmänner eingeleitet und beherrſcht wird, To daß von 
ihren Entichliegungen die Bildung und confequente Beobachtung der als nothwendig oder 
nitglich erkannten Verfehröregeln abhängig wird. Die formale Technif der modernen 
Diplomatie und die Grundregeln des Gelandtichaftörechtes beruben auf einer zur Gewohn— 
heit berangereiften Weberlieferung. 

2) Als Bertragsſchließung unter den Staaten. Uriprünglih nur um Ber: 
hältniß des einen Staates zum andern, zur Begründung eines Rechtsgeſchäftes zwiſchen 
zwei Nationen beftimmt, haben die Verträge nad und nad Anwendung gefunden auf Die 
gemeinlamen Angelegenheiten mehrerer tbatlächlich in Beziehung zu einander geſetzter Na— 
tionen. Die älteften Gollectivverträge unter einer Mehrheit von Staaten find unzweifel- 
haft die Begründung von Föderationen und Staatenvereinen. Die Entwidelung des 
modernen Vertragsrechts datırt welentlich, wie wir gezeigt haben, jeit dem Weſtphäliſchen 
Frieden und dem Aufkommen jolder Streitfragen, welde eine europäiſche Bedeutung 
annahmen und deswegen eine gemeinfame Beilegung forderten. Zhrer juriftiichen Bedeu— 
tung nad find die Verträge diefer höheren Art meiftentbeils Enticeidungen der großen 
Befigftreitigkeiten und der im Verkehrsrecht hervorgetretenen Controverſen. 

Zwiſchen Verträgen und Gewohnheit läßt ſich eine Vermittelung ſchließlich im der 
Meile denken, daß das unter gewiſſen Staaten, insbelondere den Großmächten vereinbarte 
Vertragsrecht durch Teine Autorität die Anerkennung und Zuftimmung minder bedeuten= 
der Staaten nach und nad erlangt und ſomit gleichzeitig Gewohnheitsrecht wird. 

Berträge, welde von allen Staaten unterzeichnet, Gemobnbeiten Die ausnahmslos 
beobachtet wären, gibt es nicht. Bon einem allgemeinen pofitiwen Völkerrecht aller 
Staaten kann daher nicht Die Nede fein. Nur in derjenigen Staatengruppe, deren Be- 
jtandtheile auf der Baſis eimer fie ideell verbindenden ulturgemeinichaft in dauernd 
friedlicher Verkehrsbeziehung zu einander ſtehen, darf die Möglichkeit eines pofitiwen Ge— 
nofienihaftsrechte® angenommen werden. Um dies Verhältniß anzudeuten, Tpricht man ge 
meinſchaftlich vom europäiſchen Völkerrecht, als denjenigen Rechtsregeln, welde die 
Staaten des europäiſchen Continentes und der von. ihnen colonifirten und beherrſchten 
Yänder anderer Welttbeile verpflichten. Selbſt innerhalb dieſes Gültigfeitögebietes, wel 
ches nunmehr auch die afrikanischen und afintiichen Befigungen der Pforte, ſowie die ame 
rikaniſchen Staaten und alle in fremden Gontinenten liegenden Befigungen europäticher 
Mächte umfaht, wird man gewiſſe engere und weitere Verbände vom Standpunfte der 
Culturgeſchichte untericheiden fünnen, je nachdem das völkerrechtliche Bewußtſein in allen 
Bevölferungsichichten bereits eingewurzelt ift, oder nur in den höchſten Regierungskreiſen 
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gleichſam noch an der Oberfläche haftet. Zwiſchen Holland, Belgien, Deutichland, Frank— 
reih, England, der Schweiz und Italten beftebt auf Grundlage eines Jahrhunderte hin— 
durch gepflegten Verkehrs offenbar eine viel innigere Verbindung, als zwiſchen diefen Staa= 
ten einerſeits. und der Türkei oder Rußland andererſeits. Einen jurijtiichen Ausdruck 
findet dieſe Thatſache beiſpielsweiſe darin, daß in der Türkei, obwohl in ganz Europa 
das Princip der Territorialität in der Anwendung der Geſetze durchgedrungen iſt, die 
Fremden eine ausnahmsweiſe privilegirte Stellung in der Juſtizpflege einnehmen. 

Was die Beziehungen der europäiſchen Mächte zu den oſtaſiatiſchen Staaten wie 
Siam, China, Japan u. a. anbelangt, To find dieſelben zwar keineswegs rein zufällige 
oder willkürliche, allein diejelben tragen Doch noch nicht den Charakter der Allſeitig— 
feit, Sondern erft denjenigen der Zweiſeitigkeit an fi, melde als ein Product 
überlegenen friegeriihen Zwanges oder handelspolitiſchen Nutzens diefe Staaten nur ges 
genüber den vertragsichliefenden Mächten zu genau verabredeten Handlungen oder Dul- 
dungen verpflichtet, dagegen vorläufig noch die Feindſchaft entgegengelegter Culturſyſteme 
im weſentlichen unvermittelt nebeneinander beftehen läßt. Dem tieferen Einblicke in die 
Geſchichte des legten Menjchenalters kann freilich nicht verborgen bleiben, daß auch dort: 
bin an die Stelle eines ſchmalen, den Abgrund überfpannenden und noch auf fchwanfen- 
den Seilen rubenden Steges dem riefenhaft anwachſenden Verkehre jehr bald eine breite, 
der Maſſenbewegung dienende Brücke eröffnet jein wird. Die 1868 bewirkte Heritellung 
einer chinefiichen Geſandtſchaft in der amerifanifchen Union und an den europäifchen 
Höfen, die chineſiſche Ueberiegung des Lehrbuches von Wheaton und defien Annahıne 
als eined Autorität habenden Imftitutionenwerfed durch die chineſiſchen Behörden find 
nicht zu überſehene Fingerzeige in die Zufunft. Unter den Gefichtspunfte der Zweckmä— 
ßigkeit und Vernünftigkeit bat ſchon gegenwärtig die geſchichtsphiloſophiſche Behandlungs— 
weiſe des Völkerrechts dieſes gewaltige Vorſchreiten europäiſcher Verkehrsregeln in den 
Kreis ihrer Betrachtung und Darſtellung hineinzuziehen. Die Wiſſenſchaften orientaliſcher 
Sprachen und Geſchichte, ehemals nur berufen, Aufſchlüſſe zu gewähren über die räthjel- 
bafte Vergangenheit der menſchlichen Gultur, werden in Zukunft berufen fern auch eine 
Hilfe zu bieten für die praftiiche Förderung der europätich = afiatiichen Völkerrechtspflege. 
Jedenfalls wird man jagen dürfen, Das europätiche Völkerrecht jet das feinen Grundfägen 
nad zwar nicht allgemein anerfannte, aber doc allgemein anwendbare Völkerrecht. 

$. 13. Codification der Völkerrechtsquellen. Eine Betrachtung der 
den Völkerrechtsquellen 648 jest” noch eigenthümlichen Geftalt legt die Frage nahe: ob 
eine Eodification derſelben durch die europäiſchen Gulturftaaten nicht eine höhere 
Sicherheit für die Völkerrechtspraxis gewährleiften wirde und deswegen in Angriff zu 
nehmen jet. Zu wiederholten Malen ift eine derartige Forderung von erleuchteten Staats— 
mänmern und Gelehrten geftellt worden. Auch fehlt es nicht am einzelnen Vorarbeiten. 
Schon Bentham hatte Die von ihm verfochtene Idee der Gopification auf das Völkerrecht 
angewendet (vol. 8 feiner 1839 von Bowring herausgegebenen Werke). Katchenowsky, 
Profefjor des Völkerrechts in Charkow, ftellte an den joctalwiffenichaftlichen Congreß, der 
den bervorragenpften Yuriften Englands als VBereinigungspunft dient, den Antrag, fich 
der Vorbereitung eines jolden Unternehmens zu unterziehen: Dudley Field, durd 
ſeine Theilnahme an den New-Yorker Gefeßgebungsarbeiten hervorragend, gab demfelben 
Bereine eine erneute Anregung, in Folge deren eine Commiſſion eingelegt wurde, welcher 
auch der Berfafjer dieſes Abriffes anzugehören die Ehre hat. Einige Materien des Völ— 
kerrechts find auf mehrere GCommiffionsmitglieder vertheilt und zum Öegenftande der 
Bearbeitung gemacht worden. In Deutichland hat Bluntichli, ſelbſtſtändig einer An- 
vegung des Dr. F. Lieber in New-Yorkt folgend, in jeinem Buche: „Das moderne 
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Völkerrecht der. cwilifirten Staaten als Rechtsbuch dargeſtellt“ (Nördlingen 1868) einen 
werthvollen Beitrag zur Codificationsfrage geliefert. 

Richtig an diefem Unternehmen ift, daß unter allen Umſtänden eine Berftändigung 
über die ftreitigen Völkerrechtsfragen nur durch Zuſammenwirken der den meiftbe- 
theiligten Staaten angehörigen Fachkenner zu Suchen ift, daß die mit der Völkerrechts— 
prarid vertrauten Gelehrten Dazu einen höheren Beruf haben, als die Diplomaten, melde 
mit Vorliebe und Vorſicht nur den conereten Fal ins Auge faflen und eine Scheu zei- 
gen, die maßgebenden Principien feftzuftellen. Auch würde der Mittelpunkt Tolcher Be— 
ftrebungen am beften im einen derjenigen weſteuropäiſchen Staaten zu verlegen fein, melde 
zu einem gewiſſen Abjchluß ihres inneren Verfaſſungslebens gelangt find und gleichzeitig 
auf einer hoben Stufe der wirtbihaftspolitiichen Entwidelung ftehen: England, Belgien, 
Holland oder die Schweiz. Allein die Schwierigkeiten der Godification find nicht gering 
zu weranfchlagen. Unter diefem Ausdrud wäre zu verftehen: die vertragsmäßige Verein- 
barung der in Bölferrechtögemeinichaft ftebenden Staaten über ſämmtliche Nechtsregeln 
des internattonalen Verkehrs. Gegenwärtig ift ein ſolches Wert in fo großer Auspeh- 
nung nicht nur unmöglich, Jondern fogar, wenn erreichbar, auch nachtheilig. Der Werth 
der Bertragsichliefung {al® der nothwendigen Form für eine |. g. Codification) wird 
meiftentheils überſchätzt. Unferer Anficht nad find nämlid Verträge unter den Quellen 
des pofitiven Völkerrechtd die untergeordnete, welentlid fir worübergehende Inter: 
effen geeignete Art der Nechtserzengung, Gewohnheit die für die allgemeinen dauernden 
Nectöintereffen der Nationen höher ftehende Garantie, im Verhältniß zu welcher der Ver: 
trag nur einen vorbereitenden Charakter an ſich trägt. Alles Völkerrecht Codificiren heißt: die 
in der Entwidelung begriffenen, der Hifteriichen Bewegung unterliegenden Berbältuifie in 
eine Geftalt bringen, deren ſpätere Abänderung nur mit Uebereinftunmung Aller bewirkt 
werben könnte und ber dem Widerſpruch irgend eines Einzelnen ſcheitern würde. Die erfte 
Aufgabe eines völkerrechtlichen Godificationsverluches wäre daher: Beichränfung Des Ver— 
tragsrechtes auf die naturgemäßen Objecte feiner Geltung. Für alle ihrem Gegenftand 
nach wechſelnden Nechtsintereflen dürfen nur Verträge auf Zeit abgeichloffen werden; 
für ſolche Nechtsintereifen, welche nady den vorhandenen Entwidelungsftufen der euro— 
päiſchen Staatenwelt ftreitig find, würde auch jede Ausficht fehlen auf alljeitige Zu— 
ſtimmung. Praktiſch und erfolgreich kann eine Codification der Völkerrechtsſätze nur dann 
fein, wenn fie ſich auf ſolche Materien beſchräukt, im Beziehung auf welche alle Staaten 
ein gleichmäßiges Verkehrsintereffe haben und die vorhandenen «Meinungsverichiedenbeiten 
mir aus untergeordneten, auf mangelnder Gelegenheit zur Berftändigung beruhenden 
Momenten entipringen. Derartige Materien wären beilpielsweife: Das internationale 
Privatrecht, weil in feinen Grundzügen unabhängig von dem äußeren Staatöinterefie, 
die internationale Polizei des Seeverkehrs zur Verhütung des Zuſammenſtoßes, der 
Strandungen und des Betruges der Affecuranzgelellichaften, des Sclavenhandels und 
Seeraubes, zur Negulirung Des Fiſchfanges auf hoher Zur, mit einem Worte die Feſt— 
ftellung des freien umd fidheren Seegebraudes umd des Serceremoniells, das Geſandt— 
Ichhaftsrecht und das Conſularweſen, die Regeln der Kriegführung wenigftens nad) der nega— 
tiven Excite des abſolut Unzuläffigen und endlich die Rechte des Privateigentbums im 
Seekriege. Dagegen würde 8 unter den obwaltenden Verhältniſſen ausjichtslos fein, 
bindende und allgemem annehmbare oder dauernd geltende Regeln über den Proceß der 
Staatenbildung, die Geltung des Nationalitätsprincips, Die Anerkennung neuer Staaten 
und das Interventionsrecht in einem Coder aufitellen zu wollen. 

(Literatur: Unter den früheren Arbeiten fiehe Alphonse de Domin-Petrusheveez. Preecis 


d’un Code du droit international, — 1861. — Un a projeet for an international 
Code by David Dudley Field of New-York. Law Magazine p. 135. 1566.) 
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I. Die Subjecte des völkerrechtlihen Verkehrs. 


S. 14. Der Staat als völkerrechtliche Perſönlichkeit. Nur wenn 
ſtaatlich organifirt, find die Völfer zu dauerndem Nechtsverfehre befühigt. Erſt in dem 
feften und geficherten Beftande einer die Einzelnen beherrichenden Staatsgewalt Liegt die 
Möglichkeit, den Geſammtwillen des Volkes zu einheitlihem Handeln zufammenzufafien, 
Rechte zu erwerben und geltend zu machen, Pflichten zu erfüllen und das rechtswidrige 
Thun des Einzelnen, ſobald es ſich gegen andere Völker kehrt, wirkfam zu unterdrücken. 
Zwiſchen ber ftantsrechtlichen und der völferrehtlichen Betrachtungsweife eines zu politifcher 
Einheit perfonificirten Volkes befteht nahe Verwandtichaft, aber auch in einigen Stücken 
erhebliche Berfchiedenheit. Staat und Staatögewalt werden im Verfaſſungsrecht als 
dauernde zuftändlihe Bildungen des nationalen Volkswillens vorausgeſetzt und zu 
Grunde gelegt. Ihre Begründungsweife und ihr Ende kommen dabei nicht in Betracht. 
Keine Berfaffung enthält eine Beftimmung, der gemäß der Staat als Gefellfchaftszuftand 
aufgehoben werden könnte. Anders das Völkerrecht. Die Geichichte zeigt uns die durch 
die Wiſſenſchaft des Völkerrechts und die Diplomatie nicht zu überfehende Thatſache: daß 
die Subjecte des Völkerrechts wie menjchliche Individuen entjtehen und vergehen, in be 
ftändigem Wechfel befangen find, indem fie dem Gefete weltgefchichtlicher Entwidelungen 
oder phyſiſcher Vergänglichkeit unterliegen. Aus der Perfpective des Völkerrechts gejehen, 
erjcheint alſo der Staat im feiner nationalen und hiſtoriſchen Erſcheinung als eine ver- 
gänglihe Species inmerhalb des Lebens der Menſchheit. Seine Verfafjung und feine 
Macht, jein Gebiet und fein Necht, er felbft entftcht und verſchwindet. Bald löſt ſich ein 
großes Staatsganze, wie das römische, byzantiniſche, arabiſche oder deutſche Reich, in ein— 
zelne Meinere Staatsförper auf, bald ſchließen fih, wie am Ende des Mittelalters in 
Spanien und Frankreich oder in Italien und Deutichland neuerdings, Heinere Staaten 
in höherer Einheit zufammen. Faſt mit Notkwendigfeit empfängt man von der geichicht- 
lichen Betrachtung den Eindruck zweier mit einander abwechlelnder Perioden in der räum— 
lichen Erjeheinung der Staaten und der vorwiegenden Groß- oder Kleinftaatenbildung. 

Das Völkerrecht bat die Entftehung und den Untergang der Staaten binzunchmen 
und aufzufaffen als Thatlachen, welche meiftentheils von der Willfür, Berechnung und 
Borausficht menichlichen Handelns unabhängig find. Nur im felteneren Fällen, wie bei 
der Anfiedelung in unbewohnten Erbtheilen, bei der Conföderation jelbftitändiger Staaten 
oder bei dem Anſchluß des einen Staated? an eimen anderen Staat, entjcheidet das 
Moment der Freiwilligkeit. Ohne äußerliche Verlegung gewiſſer wirklicher oder behaup- 
teter Nechte, ohne Zwang gegen widerftrebende Kräfte, ohne Unterwerfung unter eine fieg- 
reihe Nothmwendigkeit iſt innerhalb einer bereits beftehenden Staatengejellichaft eine Neu: 
bildung niemald möglich. Das allgemeine Völkerrecht Hat feinen Maßſtab für die 
Rechtmäßigkeit oder Nechtäwiprigkeit in der Entftehung oder dem Untergang der Staaten, 
feine Doctrin, durch melde es Geburt und Tod der Staatskörper beherrichen könnte, 
Damit der Staat als Subject vwölferrechtliher Beziehungen anerfannt werde, genügt 
1) die vollendete Thatfache feines Dafeins, 2) die Unabhängigkeit feines Wollens in 
den Beziehungen zu anderen Staaten und 3) die Bereitwilligfeit auf Grundlage der völ- 
ferrechtlihen Ordnung mit den bereits vorhandenen Staaten in Gemeinſchaft und Berfehr 
zu treten. Ob diefe Momente vorhanden jind, ift Gegenftand thatſächlicher Prüfung. 

$. 15. Erjheinungsform der jelbitftändigen Staaten. Der Staatö- 
begriff jelbft iſt hiex nicht zu unterfuchen, ſondern vorauszufegen, dagegen fommt in Be— 
tradıt als erſtes Erforderniß für die Mitgliedichaft in der Gemeinde der Staatsvölter: 

v. Holgendorff, Enenelopädie der Rechtäwifienichaft. I. 49 
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Unabhängigkeit oder Souperänetät. Souverän im völferrechtlihen Sinne tft derjenige 
Staat, welcher ſich frei und unabhängig von der Gewalt eined anderen Staates im 
äußeren Verkehr mit anderen Staaten beftimmt. Wer die Neprälentation des Volks— 
willens im äußeren Verkehr innebat, ift für das Völkerrecht gleichgültig. Nur Das ift 
weſentlich, daß Die Stantögewalt fich Lediglich nad dem Willen des Volkes beftimmt, als 
deſſen Ausdruck fie jelbft in der abjoluten Monarchie gilt. Die Geftaltung der völfer: 
rechtlich jonveränen Staaten kann eine ſehr verfchtedene fein: 

1) als centralifirter Einheitsftaat, wie in Frankreich, oder 

2) ald Realunion, melde möglihermeife, wie ehemals das Königreih Polen 
durch die Wiener Congrekacte, eine vertragsmäßig gewährte völkerrechtliche Garantie er- 
balten fanır, unter allen Umftänden indeſſen, gleich dem Einheitsſtaate, nach aufen ver— 
treten wird durch den Willen einer Staatsgewalt. 

3) Die Berjonalunion, in welchem Falle eine doppelitantliche Vertretung des 
mehrfachen Herrſchaftswillens zuläffig erſcheint, die Somveränetät alfo derartig wirfen 
kann, daß trog der Gemeinfchaft des Herrfchers die perfonal verbundenen Staaten m 
bejonderen und eigenthitnlichen Nechtsverbiiltnifien zum Auslande verbarren. 

4) Der Staatenbund. Die Somveränetät der einzelnen Staatöförper iſt bier 
völferrechtlich bejchränft Durch den Gemeinſchaftszweck Aller. Da indefien die gemeinjamen 
Zwecke nur durch freie Zuſtimmung oder freie Unterwerfung unter den Mehrheitswillen 
jeitens der einzelnen Mitglieder realifirt werden, können die Staaten des Staatenbundes 
noch im wölferrechtlichen Sinne als ſouverän gelten. 

5) Als Bundesjtaat, in welchem Falle nur eine einheitliche, auf dem Vorhan— 
denfein einer immeren Staatögewalt berubende Souveränetät im völferrechtlichen Sinne 
anzunehmen ift. Weil einer zwingenden Bundesgewalt unterworfen, können die einzelnen 
Mitglieder des Bundesftaates auf völkerrechtliche Souveränetät feinen Anſpruch machen 
und deöwegen memald als Subjecte im Staatenverkebre unmittelbar fungiren. Abwei— 
hend von dieſer Negel find, wie beveitö oben bemerkt wurde, die Berbältnifie bis jet im 
Norddeutſchen Bunde geftaltet. 

6) Als halbſouveräner Staat. Die Abnormität einer folden Bildung iſt bes 
reitd Durch dieſe begriffswidrige Ausdrucksweiſe des Wortes dargelegt. Unter Halb- 
ſouveränetät verfteht man das Rechtsverhältniß, durch welches ein Staat der Schutz— 
macht eines anderen (suzerainete) für jene Auferen Beziehungen unterftellt ift, obne 
deswegen die Fähigkeit zu verlieren, ſich innerhalb gewiſſer Schranfen felbitftändig gegen 
das Ausland zu verpflichten. Als Grundlage der Halbjouveränetät ift meiftentbeils ein 
Vaſallenverhältniß des einen mindermächtigen Fürſten in Beziehung zu einem Su— 
zeram anzunehmen, doc würde die Belehnung als ſolche für ſich allein keineswegs den 
Schluß auf Halbſouveränetät im völferrehtlihen Sinne zulafjen. Als Beispiel balbion- 
veräner Staaten pflegen regelmäßig in den völkerrechtlichen Syftemen angeführt zu wer— 
den: das Fürftenthbum Monaco, weldes 1815 unter das Protectorat des Königreichs 
Sardinien geftellt ward; die Republit Andorra, auf Grund uralten Herfommens unter 
den Schuge eines Tpantihen Biſchofs und der franzöfiichen Aegierung; die Republit 
S. Marino unter päpftlichen Schuge. Bei anderen Staaten ift es zweifelhaft, ob ſie zu 
den halbſouveränen gerechnet werden dürfen, weil von verjchiedenen Seiten entweder eine 
über die Halbfouverinetät hinausgehende Machtvollkommenheit derielben oder eine voll- 
kommene Unterwerfung unter eme andere Macht behauptet wird. So: Aegypten, 
Serbien, Rumänien und Montenegro. Auch die anſäſſigen nordamerifantichen 
Indianerftämme werden in ihrem Verhältniß zur Untonsregierung von Wheaton und 
den Gerichtshöfen des Bundes nad) Analogie der halbjouveräinen Staaten beurtheilt, ob: 





6. Das europäiihe Völkerrecht. 771 


wohl es ſchon bedenklich it, den Staatsbegriff bier anzumenden. Im einer Rang— 
folge, bei welcher die Gemeinſchaft zwifchen dem fuzeränen Staat und dem halbſouveränen 
Stqat als eine Art der Staatenverbindung zu clafjifieiven wäre, würde die Halbjouves 
ränetät in der Mitte ftehen zwiſchen Staatenbund und Bundesftaat; enger in der Ver— 
bindung als jener, lodever als dieſer. 

Den Keim der Zerwürfniſſe ſtets in fi tragend, iſt Halbſouveränetät der Staaten 
als ein natunwidriger Zwitterzuftand in der Gegenwart zu erachten. Der urſprünglich 
darin wirkende Grundgedanfe iſt beſſer durch eine den ſchwächeren Staaten zu leiftenve 
Neutralitätsgarantie der europäiſchen Mächte zu erreichen, 

5. 16. Anerkennung neugebildeter Staaten. Die vollendete Thatlache 
einer ftaatlichen Neubildung, ihrer nach aufen unabhängigen Willensbeftimmung (Souves 
ränetät) wermittelft einer höchften dauernd gebietenden Staatögewalt und der Bereitwillig- 
feit des gegenfeitig verpflichtenden Völkerverkehrs wird durhd Anerkennung jeitens der 
bereitö beftehenden Staatöförper feitgeftellt. Zu feinem Dafein oder zu feinem Werden 
bedarf der neu entftandene Staat feiner Anerkennung, wohl aber zu feiner rechtlich geord— 
neten Mitgliedihaft in der Staatengefellichaft. Ob jene zur Erlangung der völkerrecht— 
lichen Perfönlichfeit vorausgefegten Thatſachen im hiſtoriſchen Sinne vollendet find oder 
nicht, kann ftreitig fein. Vornehmlich wird ein durch Gebietötrennungen verlegter Staat, 
in der Hoffnung auf Wiedererlangung des Verlorenen, mit der Anerkennung des Ges 
fchehenen zögern. Dritte Mächte find indejjen nicht verpflichtet, die vorgängige Anerken— 
nung von Seiten eines verlegten Staates abzuwarten. Sie find beredtigt, auf Grund 
eigener Einficht zu prüfen und zu enticheiden, verantwortlich gegen die beteiligten Staaten 
für die Folgen verſchuldeter Webereilung oder verſchuldeter Zögerung. Insbeſondere fällt 
jeder Grumd der Vorenthaltung der Anerkennung fort, ſobald der durch Gebietötrennungen 
ſelbſt verlegte Staat die Anerkennung ausgeſprochen hat. Hinfichtlih der Form kann die 
Anerkennung entweder ausdrücklich geſchehen oder ftillichweigend durch Vornahme 
folder Verkehrshandlungen, welche die Souveränetät der dabei betheiligten Staaten vor— 
ausfegen: Abſchluß von Verträgen, Eröffnung eines gefandtfchaftlichen Verkehrs, Zulaffung 
von Conſuln u. |. w. Einfache Geftattung des Handelöverfehrs unter den Untertbanen 
der in Frage kommenden Staaten fann ald Anerkennung nicht gedeutet werden. Bon be- 
fonderer Schwierigkeit ift das unmittelbare Nachbarſchaftsverhältniß gegen einen grund- 
fäglih in feinem territorialen Beitande nicht amerfannten Staat. So gegemwärtig die 
Beziehungen des Papſtthums zu dem mit deifen Befigungen bereicherten Königreih Ita— 
lien. Das pofitive Völkerrecht kennt feinen bezeichnenden Ausprud für ſolche Beziehungen, 
welche weder als Triegeriiche, den Verkehr fperrende, noch auch als friedliche, auf Grund 
wechſelſeitiger Anerkennung betrachtet werden fünnen. 

(Literatur. Ueber Neubildung und Anerkennung der Staaten: Spence, On the recog- 
nition of the Southern Confederation 3. edition 1862. — Gibbs, Recognition. 
Chapter from the history of the North American and South American states, 1863. — 
Ueber die Wirkungen und das Recht der Nationalitäten im ————— : Maneini, 
Della nazionalita come fondamento del diritto delle genti, 1851. — Mamiani, Di un 
nuovo diritto pubblico europeo, 1859, und Pierantoni, Storia degli studi vel diritto 
internazionale, p. 180 ff.) 

8. 17. Succeffion der Staaten. Die Bildung und Anerkennung neuer 
Staaten, welche eine gewaltiame Gebietötrennung oder eine freiwillige Vereinigung von 
Bejtandtbeilen älterer Staaten darftellen, läßt die wichtige Frage entjtehen: ob zwiſchen 
Dem neugebildeten Staate und dem ehemaligen Staatözuftande ein Succeffionsvers 
hältniß bezüglich der völferrechtlichen Pflichten oder Befugniſſe gegen dritte Staaten 
ftattfinde ? 
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Vergrößert fih ein Staat durch Eimverleibung fonveräner Staaten, jo gehen die 
aus Staatsverträgen entipringenden Rechte und Pflichten auch auf die neuhinzutretenden 
Unterthanen und Gebietöftüde über. Verringert jib ein Staat durch Yostrenmungen,, jo 
dauern trotzdem Rechte und Pflichten für Das verbleibende Staatsgebiet. Entfteht ein 
neuer Staat, fo kann diefer die Fortwirkung der alten Staatöverträge für ſich nicht 
anerkennen, nachdem er gewaltfam das Princip ihrer Wirkſamkeit und Entftehung in 
einer (auswärtig gewordenen) fremden Staatögewalt zerftört bat. Cine Theilbarkeit der auf 
Handlungen oder Unterlaffungen gerichteten Berpflichtungen wird ohnehin meiftentheils unmög- 
lidy fein; nur bei den ehemals gemeinfamen Staatsihulden, deren Vortheile auch Dem 
[oögetrennten und felbftftändig gewordenen Staatskörper zu gute famen, läßt ſich ein 
jelbftftändiger und fortwirkender BVBerpflihtungsgrund auch für den neugebildeten Staat 
annehmen. Wie indeffen Die Theilung der Staatsichulden zu bewirken, ob mit Rückſicht 
auf die Eimwohnerzahl im Augenblide der Trennung (mas jedenfalls das Narürlichite er= 
ſcheint) oder nah Mafgabe der Quadratmeilen in dem losgetrennten Gebiete, oder nad) 
dem Vermögensſtande der Bewohnerichaften — das find Fragen, auf welche die Theorie 
des allgemeinen Völkerrechts feine überall pafiende Antwort bat, ſondern Die bejonderen 
Bereinbarungen um einzelnen Falle beftimmend einwirken müfjen. 

(Literatur. Haas, Ueber das Xepartitionsprincip der Staatsichulden bei Yänderzer- 
ftüdelungen, 1831.) 

$.18. Die Organe des äußeren Staatenverkehrs. Wenn die Staate= 
gemalt im Inneren zu ihrer Bethätigung einer Darftellung in perſönlichen Kräften be— 
darf und ohne ſolche überhaupt nicht gedacht werden kann, To find diefe Subjecte der 
höchſten Staatögewalt aud die berufenen und anerfannten Organe des völferrechtlicen 
Verkehrs. Je nach der Verfchiedenheit der Staats- und Regierungsformen find Dies 
entweder die Monarchen oder in den Freiftaaten die höchſten ausführenden Regierungsbe— 
hörden in der Perfon eines Präfidenten Nordamerika) oder als eine collegialiſch einge— 
richtete Behörde (Schweiz). Einheit des Willens und der Handlung find bier von bes 
ſonderer Wichtigkeit, daher nur durd die höchften Stellen der Staatögewalt der ınmmittel- 
bare Staatenverfehr vechtlih gehandhabt werben kann. Sonad bildet ſich für jeden 
Staat im Verhältniß zu anderen Staaten eine doppelte Beziehung: die Regierung, im 
Innern vielleicht unverantwortlich, ift nothwendigerweile nad) außen vwerantwortlid für 
eigene Handlungen und für die etwa von ihren Unterthanen ausgehenden Verſtöße gegen 
die Rechtsordnung anderer Staaten, ſoweit nicht die verlegten Staaten ſich Telbft zu 
ſchützen berechtigt und befähigt find. Andererſeits muß aud das Volt in feiner Ge- 
ſammtheit die Folgen tragen, wenn feine Regierung felbft gegen die Grundſätze des Völ— 
kerrechts frevelt. Die Unterſcheidung zwiſchen Negierenden und Negierten hat für das 
Völkerrecht in dieſer Beziehung keine Bedeutung. Recht und. Pflicht find untheilbar an 
den Staat in feiner Totalität gebunden. 

Das in der höchſten Regierungsſtelle ruhende Recht der äußeren Staatsvertretung 
(jus repraesentationis omnimodae) kann ſtaatsrechtlich zwar nich? getheilt, wohl aber 
beſchränkt fein. Entweder durch ein weitgehendes Recht der Zuſtimmung, nicht nur zu 
Staatöverträgen, ſondern fogar zu den diplomatiſchen Ernennungen (wie bezüglich des 
Senates in der nordameritaniichen Union), Oder durch das Necht der Kammern, gemifje 
Vertragsabihlüffe zu genehmigen, wie insbeſondere Zoll- und Handelöverträge. Oder 
durch den Grundſatz der Unabhängigkeit der Nechtöpflege, welcher den Sonverän hindert, 
gewiffe Rechtsanſprüche Des Auslandes, wenn fie ftreitig find und im die Competenz der 
Landesgerichte fallen, eigenmächtig aus höchſter Machtvollkommenheit zu enticheiden. Unter 
ſolchen Umſtänden kann ein Conflict entftehen zwiſchen dem völkerrechtlichen Repräfentationg- 
recht der Staatsgewalt und deren ftantsrechtlichen Befugniffen. So, wenn ein Monarch, Die 
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Grenzen feiner rechtlich bemefjenen Gewalt überichreitend, dem Auslande gegenüber Ber- 
pflichtungen übernimmt und beifpielsweile, während die Berfaffung zu Veränderung der 
Staatögrenzen die Genehmigung der Kammern verlangt, ohne Vorbehalt an das Ausland 
in Friedenszeiten freiwillig Gebietöftüde abtritt. Ob das Ausland aus ſolchen Macht 
erceffen Rechte erwerbe, oder ob es die ftaatsrechtlih geordnete und beichränfte Legitima— 
tion der höchſten Staatsorgane zu prüfen babe, che es in Verhandlungen eintritt, ift eine 
noch nicht gelöfte Streitfrage, welche insbefondere da von Bedeutung wird, wo das Ver: 
faſſungsrecht eines Staates ſelbſt ftreitig geworden ift. 

8. 19. Wechſel inden Subjecten der Staatsrepräfentation. Eine 
Prüfung derjenigen Umftände, aus denen die Innebabung der höchiten Staatögewalt ber- 
geleitet wird, fteht jedenfalls fremden Staaten nicht zu. Für das Völferrecht gibt c8 . 
fein dynaſtiſches Legitimitätsprincip. Ebenfo wenig wie die Neubildung und der Untergang 
der Staaten einem allgemeinen Rechtsgeſetze untenvorfen werden Tann, beftebt eine überall 
anmendbare Norm für den Erwerb oder Verluft der höchſten Staatsgewalt. Nicht nur 
die Staaten, ſondern aud die Staatöformen find dem Wechſel geichichtlich wirkender Kräfte 
unterthan. Ob eine Berfaffung zu Necht beftebt, oder nicht, ift eine ftaatsrechtliche Frage. 
Wenn eine Nepublit zur monarchiſchen, eine Monarchie zur vepublifanifchen Staatsform 
übergebt, ſo ericheint diefe Thatfache im Bölferverfehr Lediglich unter dem Gefichtspunfte 
der reimilligfeit in Handlung oder Duldung des dabei betbeiligten Volkes. Sobald fich 
eine neue Form der Staatögewalt im einer Veränderung ihrer Subjecte berausgebilvet 
bat, enticheidet wiederum nur die Thatſache ihres nad vernünftigem Ermeſſen wahrſchein— 
Tichen Beſtandes. Lediglich in dieſem Sinne ift von einer Anerkennung einer 
neuen Regierung zu Ipreden, deren Gewährung oder Borentbaltung denjenigen Re— 
geln folgt, melde bereits bei der Anerkennung neuer Staaten aufgeftellt worden find. 
Aud ehe an Stelle eines vertriebenen Herricherd ein neues Herrſchaftsverhältniß ſich der 
finitiv fejtgefegt bat, kann übrigens ein äußerer Staatenverkehr mit |. g. proviforiichen 
Regierungen oder Regentichaften, wie nad der ſpaniſchen Septemmbervevolution vom Jahre 
1868, eingeleitet werden, wobei die Entſcheidung über die endgültige Herrichaftsberedh- 
tigung vorbehalten erſcheint. Daß jede neue Regierung unbedingt in Rechten und Pflich- 
ten ihrer Vorgängerin dem Auslande gegenüber eintritt, ift unbejtritten. 

Bollzieht fi der Wechjel im der Ausübung der Staatögemwalt im regelmäßig vor- 
ausgelebenen Gange periodiicher Erwählungen oder einer monarchiſchen Thronfolge, To 
bedarf es feiner Anerkennung. Die Thatſache Des vor ſich gegangenen Perſonen— 
wechſels wird einfach den auswärtigen Mächten notificırt. Alle Rechte und Pflichten des 
Staatenverfehrs werden übrigens in den Subjecten der höchſten Staatsgewalt perfonificirt ; 
diejelben ericheinen, Telbft wo fie vom Willen des Volkes materiell abhängig find, als 
fouverän; wenngleih nad der Praxis des weſentlich monarchiſch geftalteten europäiſchen 
Staatenſyſtems bisher mur den Fürften die perſönlichen Ehrenrechte der Souveränetät viel- 
fach mit Unrecht beigelegt wurden. Der Präfident der Vereinigten Staaten bat äußerlich 
dieſelbe Repräſentativſtellung wie der Kaiſer von Frankreich. 

$. 20. Die jubjectiven Grundredte der Staaten Schon aus dem 
rechtlich anerkannten Nebeneinanderbeftehen mehrerer Staaten ergeben ſich, die Thatſache 
eines im der Völfergemeinichaft nothwendigen Verkehres vorausgeſetzt, gewiſſe einfache 
Rechtsbeziehungen von ſelbſt. Da fie einer beionderen vertragsmäßigen Anerkennung zu 
ihrer Wirkſamkeit und Geltung nicht bedürfen, kann man fie pafjend die jubjectiven 
Grundrechte der Staaten nennen. Site find die ungeichriebene Verfaſſung der mit einan- 
der in weltgefdichtlih zulammenbängender Generation Lebenden Gulturvölter der Gegen- 
wart. Die Verlegung und Störung diefer Grundrechte it Daber nicht nur ein verwerf- 
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licher Angriff auf den einzelnen davon betroffenen Staat, jondern gleichzeitig ein Ver— 
brechen gegen das Princip der Wölferrechtsgemeinfchaft überhaupt. Wie durch das 
Criminalverbrechen in der Perfon eines verlegten Staatsbürgers ideell die Geſammt— 
rehtsordnung Aller geftört wird, jo erſcheint in der Verlegung der Jubjectiven Grundrechte 
die Idee der im den Völkern Tebenden Menichheit in ihrem Zuſammenhange mit der 
Staatenmwelt verlegt. Solche jubjective Grundrechte find: Das Net der Selbfterhal: 
tung, der Unabhängigkeit, des Verkehrs nad außen, der Achtung. 

8. 21. Das Recht der Selbfterhbaltung eined anerfannten Staates und der 
in ihm wirfenden Staatögewalt ergibt ſich beweislos von ſelbſt. Seine Schranke ift 
natürlich das gleihe Recht aller anderen Staaten. Daher eine von Anardyie bedrohte 
oder in innerer Auflöfung begriffene Staatsgefellihaft fein Recht haben fan, etwa durch 
äußere Kriege oder Eroberungen den inneren Zerftörungsproceh zu heilen. Auch Selbſt— 
zerftörung iſt em Recht der Staaten; fie haben den Frevel gegen fich jelbft und bie 
Menichheit zu büfen. Ebenſo muß ihnen freiftehen, freiwillig auf ihre Selbſtſtändigkeit 
Verzicht leiftend, fih mit anderen Staaten zu verichmelzen und zu vereinigen. Wie die 
italieniſchen, jo können auch die ſüddeutſchen Staaten fich nach eigenem Ermeſſen mit an= 
deren Staaten zuſammenſchließen. 

Das Recht der Selbfterhbaltung bezieht fidh ſowohl auf die einem Staat von 
innen, etwa durch Aufruhr, drohenden Gefahren, wie auch auf die Stellung des Staates 
zum Auslande. Hieraus ergibt fich beiſpielsweiſe, daß jeder Staat berechtigt ift, Die auf 
feine innere Sicherheit bezüglichen Ausnahmegeſetze (VBerdächtigengefege), vielleicht auch zum 
Nachtheil Fremder, zu erlaffen, Feftungen anzulegen an feinen Grenzen, Nüftungen und 
Zruppenaufftellungen vorzunehmen, leßteres innerhalb der Grenzen eines den Friedens 
zuftande entſprechenden Mafftabes. Unmotiwirte, ungewöhnliche und übermäßige Truppen— 
anhäufung am den Grenzen eined fremden Staates würde als Act der Bedrohung aufs 
zufaffen fein. 

$. 22. Recht der Unabhbängigfeit. Das Recht der Unabhängigkeit (Son 
veränetät) bildet eine Vorausſetzung der völlerrechtlichen Perlönlichkeit; ihre Bewahrung 
iſt alſo nichts anderes, als ein Theil der Selbfterhaltung. Ob fi die Unabhängigkeit 
eines Staates nad) aufen oder innen bethätigt, macht dabei feinen Unterfchied. Selbſt— 
verftändlich ift allerdings, daß die Unabhängigkeit jedes einzelnen Staates durd den Ge— 
meinſchaftszweck Aller befchränft fein muß. Aus dem Grundrechte der Unabhängigkeit iſt 
abzuleiten, daß jeder Staat feine inneren Angelegenheiten frei ordnen und geftalten darf. 
Keine Regierung ſchuldet dem Auslande Nechenichaft wegen ihres Berbaltens zu ven 
eigenen Unterthanen; keine Nation ift verantwortlich für Mifgriffe und Irrthümer in 
ihren inneren Angelegenheiten. Von bejonderer Wichtigfeit iſt, daß, wölferrechtlich betrach— 
tet, jeder Staat befugt iſt, feine Berfaffung auf gejeglihen oder ungeſetzlichem Wege nad 
Gutdünfen umzugeftalten oder zu verändern, Schon Daraus würde dies folgen, dar jeder 
Staat die nacıtheiligen Folgen einer von feiner Regierung gegen das Ausland begangenen 
Nechtöwidrigkeit zu tragen bat. Eine gegen den freien Wölferverfehr und die Anforderuns 
gen des Völkerrechts frevelnde Regierung zu befeitigen, kann daher als Verpflichtung des 
Staates gegen andere Staaten betrachtet werden. Dem Volke jeldjt fteht bier nicht ein= 
mal mehr zu, als was im Falle ungelühnter Necdtöverlegung der Sieger auf dem 
Schlachtfelde erzwingen dürfte. ALS unvereinbar mit dem Völkerfrieden ward 1814 und 
1815 die Dynaſtie Bonaparte von dem franzöſiſchen Kaiſerthron entfernt. 

In der Unabhängigkeit Tiegt auch, daß jeder Staat fich freiwillig durch Ver— 
tragsihliegung anderen Mächten gegenüber binden fann. Und zwar fann dies bis 
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zu der Grenze geihehen, bis zu welcher der Begriff der Souveränetät überhaupt bes 
ftehen kann. 

$. 23. Die Intervention in fremde Angelegenheiten. Das Recht 
der ftaatlichen Unabhängigkeit iſt Häufig verfannt und verleugnet worden. Am ftärfften 
tritt Died hervor in den ſ. g. Interventionen, vwermöge welcher ein Staat ſich ges 
waltſam im die Angelegenheiten anderer Staaten einmiſcht und zwar entweder: 1) im 
deſſen innere Verfaſſung oder 2) in deſſen Beziehungen zu anderen Staaten. 

Jede Einmiſchung in die Verfaffung eines anderen Staates muß als völlig völfer- 
rechtswidrig bezeichnet werden. Die PBrarıs fett 1815 ift reich am Interventionen, und 
auch Die ältere Theorie hat fi) angelegen fein laſſen, ausnahmsweiſe ein ſ. g. Inter— 
ventionsredht zu rechtfertigen und als nothwendig darzuthun. Seit der franzöfiichen 
Revolution ift die Nothwendigkeit der Interventionen abmwechjelnd unter dem Titel der 
ſJ. g. Solidarität entweder des Legitimitätsprincips oder der revolutionären Intereffen vers 
“ fündet worden. Von durchaus entgegengejegter Seite wurde die Forderung erheben, daß 
die Verfaffungen der Staaten in einer gewiſſen Uebereinftinnmung und wechſelſeitigen 
Rückſichtnahme erhalten werden mühten, wenn ein friedliches Nebeneinanderbeftehen mög- 
lich fein jolle: entweder abfolut monarchiſch oder demokratiſch republikaniſch oder in res 
präfentativer Beichränfung der oberften Gewalt. 

Richtig ift zunächſt, daß jeder plötzliche Umſchwung oder Umfturz einer beftehenden 
Ordnung im Inneren eines Staates feine Wirkungen aud auf das Ausland zu erftreden 
pflegt. Die die Parteien bildenden und bewegenden Ideen ftehen in den verichiedenen 
Staaten nahezu in ebenfo engem Zuſammenhang, wie die Intereffen und Bedürfniſſe des 
materiell wirthichaftlichen Verkehrs. Der Bürgerkrieg im Inneren eines Staates fann 
trog deſſen geographifcher Entlegenheit Störungen hervorrufen in dem ökonomiſchen Or— 
ganismus anderer Staaten. Allein dies mechfelfeitige Bedingtjein bildet ein Fundamen— 
talprincip des Völkerverkehrs und läßt ſich durch gewaltfames Eingreifen überhaupt nicht 
abſchneiden. Es it Sache jedes einzelnen Staates, ſich gegen ſolche Rüdwirkungen zu 
ſchützen. Unmöglich aber ift zu fordern, daß eine in ihrem Berfaffungsleben fortichreitende 
Nation ſich durch das zurüdgebliebene Culturleben anderer gewaltfam hemmen laſſe oder 
daß ein werfgllender Staat gewaltiam durd fremde Mächte aufrecht erhalten werde. In— 
tervention entjpricht in feiner Weife den Grundprincipien des freien Völkerverkehrs und 
hebt das Unabhängigkeitsreht auf zu Gunften der jemeilig überlegenen Macht. Indem 
man die Umvereinbarfeit der Interventionen mit dem Unabhängigkeitsrechte der Staaten 
begriff, Juchte man allerdings die Fälle ihrer Anwendbarkeit zu beichränten und als Aus— 
nahmen von der Regel binzuftellen. Es macht indefjen für die Theorie feinen Unterjchied, 
ob man die Fälle mehr oder weniger zahlreich hinſtellt. Weſentlich für den Begriff einer 
Intervention ift ein angriffsweifes umd gewaltfames Eingreifen in die inneren 
Angelegenheiten eined anderen Staated zu den Zwecke der Herftellung oder Aufrechterhals 
tung einer bejtimmten Negierungsform oder Herricaftsgewalt. Coll diefes |. g. Inter 
ventionsrecht eine felbftftändige Bedeutung haben, fo muß ferner vorausgeſetzt werden, daß 
derjenige Staat, in deifen Angelegenheiten eine Einmiſchung ftattfindet, nicht etwa feiner 
jeits einen gewaltjamen, zur Abmehr beredhtigenden Angriff auf einen anderen Staat 
vorher unternommen babe. Daher iſt e8 feine Intervention, wenn in Folge eines an 
ſich gerechtfertigten Krieges hinterher der Sieger Bürgichaften dafür verlangt, daß die 
Regierung des unterliegenden Staates dergeftalt eingerichtet werde, daß fie die ihr auf: 
erlegten Verbindlichkeiten überhaupt zu erfüllen vermag. Hält man daran feit, jo wird 
ſich bei genauerer Prüfung der ſ. g. Interventionsfülle ergeben, daß bei der Zulaffung 
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derjelben meiſtentheils ein Mißverſtändniß obwaltete, indem man einen an fich ausreichen— 
den Kriegsgrund, in deijen Verfolgung die Verfaſſung eines Staates Einwirkungen des 
Siegers ſich gefallen laſſen muß, hinterher als eine berechtigte Intervention bezeichnete. 
Erft im neuerer Zeit hat man mehr und mehr begriffen, daß durch die Annahme eines 
jelbftftändigen Interventionsrechts, welches ſich nur auf Die „Intereſſſen“ Des interve— 
nivenden Staates ftütt, das Unabhängigfeitsrecht anderer Staaten hinfällig werden würde. 

Insbeſondere haben die engliſchen, nordameritaniſchen und italienischen Schriftiteller 
der neueren Zeit vorwiegend gegen das Interventionsrecht fih erflärt. Der Grundſatz 
der Nichtinterwention bezieht ſich auch auf Die Berwidelungen zwijchen zwei ſouveränen 
Staaten. Keine Macht ift beredtigt, friegführende Staaten gewaltjfam 
zum Frieden zu zwingen Das Recht der Parteinabme dur Bündniſſe und 
Alltancen iſt Niemand zu vermehren, obgleich dadurch ſehr Leicht die Intervention eines 
mächtigeren Staates verhüllt werden kann. Allen es ift doch von Wichtigfeit, daß der 
Grundſatz klar bingeftellt wird: Auch die feindfeligen Beziehungen zweier Staaten berech— 
tigen feine dritte Macht, ihren eigenen Willen den ftreitenden Parteien aufzuerlegen. Se: 
bald man dies anerkennt, wird man auch einjehen müflen, daß Dann keine unzuläffige 
Intervention ftattfindet, wenn eim Staat der unbefugten Einmiſchung eines anderen hin— 
dernd entgegentritt. Denn der Grundſatz der Unabhängigkeit des Staates ift ein Princip 
des allgemeinen Völkerrechts, deſſen Verlegung von jedem Staate gehindert werden darf. 
Aehnlich verhält es fi mit einem zweiten, berfömmlich citirten alle der Einmiſchung: 
wenn durch Eroberung das europäiſche Gleichgewicht bedroht erſcheint. Tritt in Wahr: 
beit der Fall ein, daß gewaltſamer Ländererwerb eine bereits übermächtige Nation für 
die Nachbarftaaten bedrohlich und gefährlich machen würde, jo würde die Selbſterhaltung, 
die nicht blos auf augenblidlich vorliegende und abfichtlich verurfachte Gefährdungen, ſon— 
dern aud auf entferntere und wahrſcheinliche Bedrohungen wachſam zu achten bat, einen 
Grund der Abwehr darbieten können. Auch bier bedarf es daher der Aufitellung 
eines bejonderen Interventionsgrundes nicht. Unter den Mitteln der Einmiſchung pflegte 
die Ältere Doetrin vier verſchiedene Arten zu unterfcheiden: 1) die Intervention im 
engeren Sinne, d. 5. gewaltſames Dazwilchentreten als Hauptpartei; 2) Cooper 
ration, d. b. gewaltfames Einjchreiten im Einverſtändniß mit der Regierung eines 
fremden Staates; 3) eventuelle Bedrohung durch Nüftung („bewaffneter Friede‘) 
und 4) freundfchaftlihe Intereeſſion durch Rathſchläge oder Vorſtellung bet 
einer fremden Regierung. Der legte Fall wird indeffen mit Unrecht hierhergezäblt. Cine 
Einmiſchung iſt ficherlich nicht vorhanden, wenn eine Regierung auf die ihren freund- 
ſchaftlichen Berfehrsbeziebungen nachtheiligen Folgen ihrer Handlungsweife vom Auslande 
aufmerkfam gemacht oder im voraus gewarnt wird. Was die Cooperation anbetrifft, 
fo ift es zweifelhaft, ob fie eine Einmiſchung daritelle. Einige Schriftfteller Teugnen 68, 
wofern die fremde Macht durch eine rechtmäßig beftebende und bereit8 früher anerkannte 
Negierung zur Unterftügung berbeigerufen wird. Richtiger ift es, auch hier eine unzu— 
läſſige Einmiſchung anzunehmen, denn immer wid auf Diefem Wege ein Volt verhin— 
dert, von feinem Unabbängigteitsvechte auch gegen die eigene Regierung Gebraudy zu 
machen. Es wäre völlig unbaltbar, den geſchehenen Sturz einer Regierung als Thatſache 
int Völlerverkehr anzuertennen und gleichzeitig ein Recht zu behaupten, eine bedrohte Re— 
gierung gewaltfam aufrecht zu erhalten gegen deren Unterthanen. 


(Literatur. Berner in Bluntſchli's Staatswörterbuch, V, ©. 354. Dazu neuer- 
dings: Mill, A few words on intervention in feinen Dissertations and discussions po- 
litical, philosophical and historical. — Vreede, Oratio de juris publiei et gentium 
praeceptis a liberis Europae eivitatibus adversus vim ac dolum fortiter tuendis, I861. — 
Carnazza Amari, Sull’ equilibrio degli stati, Catania 1565. — Hautefeuille, Le 
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prineipe de non intervention et ses applications, 1863. — Stapleton, Non interven- 
tion versus intervention or the foreign poliey of great Britain, 1865.) 

$. 24. Das Recht auf äußeren Verkehr ift aus derſelben natürlichen Noth— 
wendigfeit abzuleiten, welde zur wechfelfeitigen Anerkennung des rechtlichen Beitandes über— 
haupt antreibt. Unbedingt und unbefchränft ift Dies Necht: bezüglich) der allgemein zu— 
gänglichen Berfehrömege, von denen keine Nation ausgefchloffen werden darf und bezüglich 
des Verkehrs folder Staaten unter fi, welde vermöge ihrer Souweränetät pactiren 
fünnen und deswegen das Widerfpruchsrecht fremder Mächte ausfchliegen. Dagegen vers 
ftebt es fich von jelbit, daß fein Staat von einem anderen irgend ein feinen eigenen 
Verfehrözweden allein dienliche® Zugeftändnif erzwingen darf. Das Unabhängigfeitsrecht 
jedes Staates bildet bier eine bereits anerfannte Schranke. Souveränen Staaten bleibt 
alfo unbenommen, in ihrer Gejeggebung zu beftimmen, welche Gegenftände von Hanbels- 
vertehre ausgejchloffen bleiben follen, unter welchen Förmlichkeiten und an welchen feiner 
Verfügungsgewalt unterworfenen Orten der Verkehr zu geftatten ift. Eine arımdfägliche 
Abweiſung alles Handels- oder Perfonenvertehrs würde indeffen mit den Grundlagen des 
europäiſchen Völkerrechts unvereinbar fein. Uebrigens bietet die Frage, wie weit außer: 
balb eines etwa vereinbarten Vertragsrecht der Verkehr zwiſchen zwei Staaten als recht— 
mäßig zu erachten fer, nur ein höchſt untergeorpnetes, rein abjtract doctrinäres Intereſſe, 
feitdem die neuere Politit überall darauf Bedacht genommen bat, durch Handels =, Schiff- 
fahrts= und Gonfularverträge den Verkehr zu erleichtern und zu befördern. Die oftafia- 
tiſchen Staaten find indefien mehrfach durch Krieg zum Handel mit dem Auslande ges 
jwungen worden. 

5. 25. Das Recht auf Achtung geht weiter, als die bisher erörterten Grund- 
rechte des Staatenverkehrs. Selbfterhaltung, Unabhängigkeit und äußerer Verkehr find 
die Grundlagen des Staatsbeſtandes jelbit. Dagegen braucht eine im einzelnen alle be= 
zeigte oder bingenommene Mißachtung nod nicht das materielle Beftehen eines Staates 
in Frage zu stellen. Wie aber der einzelne Menſch feiner gelammten fittlihen Natur 
dadurd Anerkennung verihafft, daß er jeden Eingriff in die berechtigte Willensiphäre 
zurücweift und ftrafrechtlich im Staate wahre, jo ift auch der Staat Darauf angewiejen, 
die Freiheit feines Willens in allen feiner Berfügung unterworfenen Stüden gegen Ein: 
griffe zu vertheidigen. Schwäche eines Staates gegen die Webergriffe eines Nachbars 
beraubt ihn feiner fittlihen Geltung. Nicht nur als phyſiſch lebensfähige, ſondern auch 
als jittlic freie Körper erkennen fih die Staaten in der Völfergemeinde wechlelfeitig an. 
Hieraus ergibt fib, Daß jeder ſouveräne Staat das Necht hat, die Unterlaffung alles 
deſſen von anderen Staaten zu verlangen, was als ein Eingriff in die Sphäre jeiner 
Handlungsfreiheit oder feiner ihn eigenen Perfönlichkeit ericheinen muß. Die Berftöße 
und Zumiderhandfungen gegen das Necht auf Achtung werden vielfach zufammenfallen 
mit einer Verlegting der Unabhängigkeitsrechte. Dennoch ift Died keineswegs in dem 
Mafe der Fall, daß man das Recht auf Achtung für entbehrlich balten fünnte zur Auf: 
rechterhaltung einer rechtlich geordneten Staatengejellichaft. 

Die Achtung, welde ver Staat von anderen Staaten verlangen darf, und deven 
Verlegung ein völkerrechtliches Delict darftellen würde, bezieht ſich: 

1) Auf die Infignien und Spmbole der ftaatlichen Würde, auf feine Wappen 
Flaggen und Fahnen, jeweit diefelben etwa im Bereiche des Auslandes zu finden find. 
Jeder Staat hat das Necht, ſich in ſolchen äußeren Abzeichen ein finnlich wahrnehmbares 
Bild feiner Majeftät vworzufegen. Eine Beihimpfung der Staatöinfignien wäre eine Ber 
leidigung des Staates in effigie. 

2) Auf die höchſten Staatsorgane jelbft. 
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3) Auf das Verhältniß der Staatsgewalt zu den ihr untergebenen 
Staatsbürgern. Jede Aufreizung der legteren gegen die Behörden würbe mit einem 
auf Achtung beruhenden Staatenverkehr umverträglih fein. Wie aber Das Recht auf 
wahrheitögemäße Weußerung der Meinungen und Darftellung der Thatſachen nirgends 
durch allgemeine Rechtsgrundfäge, ſondern höchftens ausnahmsweife Durch Privilegien (wie 
gegenüber dem Staatsoberhaupt) ausgefchloffen oder beſchränkt fein ſollte, jo vwerfteht fid) 
von jelbft, daß em völkerrechtswidriges, die Menjchlichkeit verletzendes Verhalten einer 
Regierung auch durch befreundete Staaten öffentlich gerügt werden darf, ohne daß bie 
Gonfequenz eines bei den Unterthanen ewa erhöhten Mifvergnügens irgendwie ind Ge- 
wicht fiele, Won bejonderer Wichtigkeit erjcheint indejjen die Beziehung der Staatögemalt 
zu ihren im Auslande felbjt Tebenvden Unterthanen. Jede rechtswidrige Behandlung, jede 
willtürliche Verlegung des Fremden verftößt gegen den Anfpruc auf Achtung. In der 
Perfon des einzelnen Staatsbürgers erjcheint der Staat felbit verlegt. 

4) Auf das Verhältniß der Staatsgewalt zum Staatögebiet. 

8. 26. Ehrenredte der höchſten Staatsgewalt, insbejondere der 
Monarhen. Die Träger der Stantögewalt, welde die Nepräfentanten des ftaatlichen 
Willens aud nad aufen find, müſſen un ihrer Perſon aud Empfänger derjenigen Ach— 
tungöbezeigung fein, welche im Berfehr der Staaten pofitiver Ausorud des freundichaft- 
lichen Verkehrs find. Die europäiſche Staatspraris hat daher ein diefem Zwecke dien— 
liches Ceremonialrecht im Laufe der Jahrhunderte entwidelt. Daſſelbe ift infofern Aus— 
druck einer älteren Zeit, als darin Unterfcheivungen nad) Rang und Würde fi) abjpiegeln, 
welche nicht ganz in Uebereinftimmung ftehen mit dem Grundfage der Rechtsgleichheit 
ſouveräner Staaten nebeneinander. Diefe Abftufungen treten hervor in den Titeln der 
Monarchen, in der Reihenfolge des Papftes, der Könige und Kaiſer (zwifchen welchen em 
Vorrang nicht befteht), der Großherzöge und Herzöge. Die durd) die bisherige Praris 
als üblich Feftgehaltenen Achtungszeihen und Begrüßungsformen pflegt man als „könig— 
lihe Ehren“ zu bezeichnen. Selbftverftändlih ift die Einräumung der herkömmlichen 
Titulaturen im Staatenverfehr, deren eigenmächtige Erhöhung ohne Zuſtimmung oder 
Anerkennung der anderen Etaaten nad) einem Protocolle des Aachener Congreſſes ausge— 
ichloffen wird. Der verwandtichaftliche Zufammenbang unter den europäiſchen Höfen hat 
bewirft, daß auch den Familien der Monarchen, insbefondere wiederum den Gemahlumen 
und den Thronfolgern gewifje Geremonialrehte und Höflichkeitsanſprüche zuerkannt werden. 
Zu einer Pflege der guten Beziehungen unter monarchiſch regierten Staaten ericheint dies 
auch keineswegs überflüfjig. Nur darf man nicht jagen, daß die Vernachläſſigung folder 
Höffichkeitsvorfchriften eine Verlegung des Völkerrechts darftelle. Uebrigens haben auch 
die Vertreter republitaniicher Etaaten Anſpruch auf die Erweiſung „königlicher Ehren“. 

Daß zwiſchen den Höflichfeitögebräuchen gegen die Mitglieder der Herricherhäufer 
und den Rechtsanſprüchen eines Souveräns gegen das Ausland ein grundfäglic wichtiger 
Unterjchted gemacht werben muß, zeigt fich beiſpielsweiſe in der Erterritorialität 
reifender Monarchen. Nur ihnen ſteht diefe Befreiung zu, oder ſolchen Staatsorganen, 
welche von Souveränen abgeleitete Befugniſſe im Auslande zu repräfentiven haben: Kriege: 
ichiffen in fremden Häfen, Armeen auf dem Durchmarſch durd) einen befreundeten Staat, 
und vor allen Dingen Gejandten, welce "als ftändige Vertreter der Staaten oder 
Monarchen im Auslande fungiven. Diefe ausnahmsweile Befreiung von der Gerichts— 
gensalt bedeutet, daß durch erzmungene Unterwerfung eines Repräjentanten auswärtiger 
Mächte das Unabhängigkeitsrecht derſelben wenigftens ideell verlegt fein würde. 

8. 27. Die Rechte und Pflihten Der Fremden. Bon großer und meit- 
reichender Bedeutung in der Gegenwart find die Rechtsverhältniſſe der Fremden. Wir 
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haben bereits gefehen, daß willfürlihe und gelegwidrige Behandlung der Ausländer den 
Staat verantwortlih macht. Allein es fragt fi, nach welchen Grundfügen überhaupt 
Fremde zu behandeln find ? Gerade in diefem Punkte zeigt ſich die Durchdringung der 
nationalen und fosmopolitiichen Grundidee des Völkerrechts. Zunächſt haben wir als 
eins der größten culturgeichichtlichen Ergebniffe vor Augen: Der Fremde ift nad) euro— 
päiſchem Völkerrecht nirgends mehr rechtlos; er ift privatrechtlich gleichgeftellt dem Einhei— 
mifchen, nicht nur zu feinem eigenen Bortheil hat der Fremde dies Recht, ſondern im 
Geſammtintereſſe Aller, deren wirthichaftliches Yeben nicht mehr an die Grenzen des 
Staates geknüpft ift, jo wie Aller, welche überhaupt von ihrer Heimath aus mit dem 
Auslande verkehren. Auf der anderen Seite fteht bis jett feſt, daß jede pofitive Rechts— 
ordnung überall nationale Färbung an ſich trägt. Die Forderung des Völkerrechts kann 
daher in Anerkennung diefer kosmopolitiſchen und nationalen Elemente des Rechtslebens 
nur dieſe fein: daß der Fremde in Gemäßheit der Gefege des Yandes, in welchem er ſich 
aufhält, ſeinerſeits fich benehme und hinwiederum nach den Geſetzen des Landes behandelt 
werde und zwar in der privatrechtlichen Gleichftellung mit Einheimischen. 

Mit diefem Grundfage ift nody nicht entſchieden: weldhe Rechtsnormen auf die Ver— 
hältnifje der Ausländer anzumenden find, die unter der Herrichaft verfchtedener Gefeg- 
gebungen entftanden oder verwirklicht werden. Diefe Regeln der materiellen Entſcheidung 
gehören überhaupt nicht in das Völkerrecht. Von Wichtigkeit ift indeffen die Anerfen- 
nung der Territorialität in der Rechtspflege und Gefegesanwendung. Durch die territos 
riale Beziehung des Nechted wird der Fremde befugt und verpflichtet. Eine Ausnahme 
gilt nur für die Türkei und die orientalischen außerhalb des europätichen Völkerrechts— 
gebietö ftehenden Staatöwefen. Im dieſen iſt den (fremden d. h. den Unterthanen euro— 
päiſcher Mächte vertragsmäßig Erterritorialität zugefichert. 

In die territoriale Handhabung des Geſetzes kann ſich feine auswärtige Macht ein- 
mischen. Erſt wenn die Regierung eines Staate8 gegen einen Fremden dasjenige Recht 
verletst, welches fie ſelbſt als maßgebend und verpflichtend Hingeftellt Hat, entſteht das 
Recht des auswärtigen Staates, dieſes feinen Angehörigen zugefügte Unrecht zu dem ſei— 
nigen zu machen und Abhülfe zu verlangen. Denn neben dem territorialen Unterwer- 
fungsverhältnig zur fremden Rechtsordnung bindet den Ausländer auch ein perjonales Uns 
terwerfungsverhältmiß am feine eigene Staatdorbnung umd deren Organe. 

Der Entwidelung der Zufunft it hier noch vieles vorbehalten. Zunächſt iſt eine 
allgemeine Uebereinftimmung in den Grundfägen des ſ. g. internationalen Privatrechts, 
mindeftens in der VBorfrage : welches Gefetrecht überhaupt bei collidivenden Gejeßgebungen 
anzumenden ift, im höchſten Maße wünfchenswerth. Sodann ift auch Daran zu erinnern, 
daß mit der Privatrechtögleichheit der Fremden dennoch mancherlei Unficherheiten gepaart 
fein können. Privatrecht und öffentliches Recht, durch die Begriffsbeftimmungen der rö— 
mischen Jurisprudenz und der neueren Philofophie won einander geſchieden, hängen bei 
vielen Völkern noch miteinander zufammen. Die Türkei und England betrachten den 
Emerb von Grundbeſitz weſentlich als öffentlich rechtlichen Erwerb. An den großen 
Grundbefig fünnen perfönliche Leiſtungen und politische Functionen gefnüpft fein, zu welchen 
der Ausländer nicht befähigt if. Anderwärts kann Kauf und Verkauf von Immobilien 
lediglich aus dem Gefichtöpunfte des privatrechtlichen Vermögensverkehrs betrachtet werben. 
Aehnliche Unficherheit herrſcht im Beziehung auf die Uebernahme gewiſſer Yaften und 
Steuern durd Ausländer ; jelbft in den Punkten fehlt e8 am Uebereinftimmung : wie weit 
ein Staat für berechtigt gelten fann, die im Auslande vom Ausländer gegen ihn begans 
genen Verbrechen feiner Strafgerichtsgewalt hinterher zu unterwerfen? bis zu melden 
Maße er verpflichtet ift, Klagen der Ausländer gegen andere Ausländer vor feinen Civil 
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gerichten entfcheiven zu laſſen? Schon die oberflächlichfte Beobachtung der neueren Ver: 
fehrsentwidelung zeigt, daß die Privatrechtözwede der Einzelnen und die Aufgabe des 
ftrafrechtlichen Schuges gegen Verbrechen der Ausländer und der eigenen Unterthanen 
niemals durch die Anftrengungen eines Staats allein erfüllt werden können. Das Zu: 
ſammenwirken aller wird jomit zur Nothwendigfeit. Dennoch wird der Staat durch die 
Unzulänglichfeit feiner Mittel niemals berechtigt, über die territorialen Grenzen feiner 
Competenz hinaus emen Act der Executive oder der Nechtöpflege zu vollftveden. Nur in 
dem Vertragsrechte und einer planmäßig vereinbarten Zufammenwirfung in der Wahrung 
dev Rechtsintereſſen kann den vorhandenen Mängeln abgeholfen werben. 

(Literatur: Story, Commentaries on the Confliet of Laws, foreign and domestic. 
1834. — Bär, Das internationale Privat und Strafrecht, 1862. — Masse, Le droit 
commercial dans ses rapports avee le droit des gens et le droit eivil, 1861. 4 Bbe. — 
Bonfils, De la comp6tence des tribunaux francais a l’&gard des Etrangers, 1565. — 
Th. Eyssel, De regtsmagt over vreemdelingen in Nederland, 1864. — J. Westlake, 
A treatise on private international law, or the eonfliet of laws, with prineipal reference 
to the practice in the English and other cognate systems of Jurisprudence, 1858.) 

$. 28. Die nationale Qualität der Staatsbürger. Bon Haufe aus 
it eine Staatögewalt nur befugt, das ihren eigenen Unterthanen im Auslande widerfah- 
rene Unrecht, wenn gerichtliche Abhülfe in dem geordneten Inftanzenzug nicht zu erlangen 
ift, zur eigenen Angelegenheit zu machen und auf dem diplomatischen Wege Abhilfe zu 
verlangen. Im Streitfalle ift Deswegen ein zweifelhaft gewordenes oder angefochtenes Un— 
terthanenverbältniß zu Wetiolegitimation der reclamirenden Negierung nachzuweiſen. Die 
Gründe, aus denen das Staatsbürgerrecht erworben und verloven wird, find indeſſen, 
wie bereits früher bemerkt wurde, in den einzelnen Staaten verfdieden. Insbeſondere 
entſtehen Gonflicte dadurch : daß ein mehrfaches Unterthanenverhältnig einer und derſelben 
Perfon vorkommen kann (sujet mixte), daß einzelne Staaten Naturalifation gewähren 
nur im Hnblid auf die Entlafjung aus dem früheren Staatöverbande, andere Dagegen 
nicht. Im Zuſammenhange mit der großartigen Entwidelung der überſeeiſchen Auswans 
derung fteht Die Thatſache, daß vielfady ſolche Perſonen, welde ohne Erlaubniß oder in 
der Abjicht, fi) dem Wehrdienfte zu entziehen, auswandern vor Löſung ihres Untertha= 
nenverhältniffes ein Staatsbürgerrecht erwerben. Zwiſchen der nordamerifaniichen Union 
einerfeits und mehreren europäiſchen Staaten andererieits find erhebliche Schwierigkeiten 
entjtanden, wenn trog eines ſpäter in der Union erlangten Bürgerrechts Rücktehrende zur 
Ableiftung Des Heerdienftes herangezogen wınden. Die Völkerrechtspraxis hat ein großes 
Intereffe Daran, daß diefer durch eine Verſchiedenheit der Naturalifationsgefege verurfachte 
Conflict bejeitigt und die Unterthanengualität zweifellos feftgeftellt werde. Die einzig con— 
jequente Löſung der im der neueren Zeit ſich mehrenden Schwierigkeiten ift darin zu 
finden: daß nur eim einfaches Untertbanenverhältnig anerkannt wird, daß die Qualität 
der Eltern (nicht der Ort der Geburt) für den unmittelbaren Erwerb entſcheidet und daß 
jede fpätere Naturalifation das frühere ftaatsbürgerliche Verhältniß ipso jure aufbebt, 
vorbehaltlich etwa der Strafen, welche durch den Bruch des früheren Unterthanenverban- 
des von Dienftpflichtigen verwirkt werben können. Borläufig bat man ſich damit begnügt, 
die unmittelbaren Streitpunfte ohne näheres Eingehen auf das Princip zu regeln. Im 
diefer Hinficht werdient der Vertrag zwifchen dem Norddeutſchen Bunde und der nord— 
amerifaniichen Regierung (23. Februar 1868) als em auch von den ſüddeutſchen Staa— 
ten in befonderen Vertragsſchlüſſen befolgter Präcevenzfall allgemeinere Beachtung. Zur 
Vermeidung völkerrechtlicher Gonflicte ericheint überdies fir Bundesftaaten eine allge: 
meine gleichmäßige Naturalilationsgefeggebung nothwendig. Ta die Bundesgewalt vie 
Rechte der Staatsangebörigen im Auslande vertreten foll, kann fie nicht zugeben, daß Die 
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particulare Geſetzgebung eines der verbündeten Staaten fich in Widerfpruch fee zu den 
allgemeinen Verkehrsregeln. 

Uebrigens beginnt das Völkerrecht bereits auch in diefer Lehre von höheren menſch— 
lichen Zwedbeftimmungen beeinflußt zu werden. Man erfennt an, daß gewiſſe Menfchen- 
rechte ohne Rückſicht auf die nationale Dualität der Perjonen gemeinfam gegen Ver: 
tegungen vertheidigt werden müſſen. Eire ganze, an Zahl nicht unerhebliche Claſſe von 
Perjonen gehört wenigftens für eine beſtimmte Zeit gar feinem ftaatsbürgerlichen Verbande 
an. Hierher find nämlid die Auswanderer zu zählen, melde aus ihrem früheren 
Staatöverband entlaffen find und noch fein neues Staatöbürgerrecht erworben haben. Der 
Schutz der Auswanderung gegen Ausbeutung und Mißhandlung muß als eine Aufgabe 
des neueren Völkerrechts anerfannt werden. Staatenloſe Individuen follten gegen frevel- 
hafte Verletzung durch jeden völferrechtlic anerfannten Staat geichütst werden dirfen. Im 
Princip ift dies zuerjt anerkannt, als man den Sclavenhandel zu verbieten und als 
Völferrechtöverbrechen zu betrafen begann. Kaum ift indeffen nad) der Aufhebung 
der Eclaveret in Nordamerika Das Uebel des Negerhandels habezu unterdrüdt, fo ke 
giant in der ſ. g. Anwerbung chinefifcher und indischer Handarbeiter Kulis) unter 
veränderter Form ein neuer mit ſchweren Mißbräuchen verbundener Menſchenhandel ſich 
an den Küften des ftillen Oceans zu entfalten. Die Sicherung dieſer Hiülflofen, die von 
ihrer eigenen Heimath aus einen Schu gegen empörende Mißhandlungen nicht zu erlan- 
gen vermögen, iſt Sache des Völkerrechts. Selbft gegen die eigene Negierung dürfen in 
äußerften Notbfällen deren ſchwer und unmenfchlich bevrücte Unterthanen wenigitens mit 
friedfihen Mitteln vertheidigt werden. Grotius und die älteren Völkerrechtslehrer gin— 
gen fogar ſoweit, in der unmenjchlichen Behandlung, namentlich auch in der religiöien 
Verfolgung der Unterthanen einen Intevventionsgrund zu finden. Eine gewaltiame Ein- 
miſchung würde indeſſen, abgeſehen davon, daß fie nur zu leicht zu einem Vorwande für 
eigennügige Zwede benutzt werden fünnte, mit den Grundſatze der Unabhängigkeit nicht 
zu vereinbaren fein. Dagegen ift «8 durchaus zu billigen, daß gerade in neuefter Zeit 
die europätfchen Mächte aus Anlaß der ehemals neapolitantihen Gefängnißzuſtände, des 
im Kirchenftaate unter Berufung auf kanoniſches Recht vollzogenen Kinderraubes und der 
Judenverfolgungen in den Donaufürftenthümern ſich bewogen gefunden haben, in fried- 
licher Weife bei den bejchuldigten Regierungen Borftellungen zu erheben, deren Mifachtung 
immerhin den Erfolg haben kann, das freundichaftliche VBerhältnig ver am Rechte freweln- 
den Regierung zu den Nadhbarftaaten zu trüben. Auch den Unterthanen der ottomanni= 
ſchen Pforte find durch die wölferrechtlichen Berträge Bürgichaften gegen eine nachtheilige 
Behandlung durch die Regierung wiederholentlicd) gewahrt worden. Die Gefahr einer die 
Unabhängigkeit der Staaten bedrohlichen Intervention ift eine völlig verfchwindende, wenn 
in ſolchen Fällen einer die Menſchlichkeit verlegenden Handlungsweife nicht ein einzelner 
Nachbarſtaat, jondern die Geſammtheit der europätichen Culturmächte dem Eigenfinn 
einer auf rohe Gewalt gegen die eigenen Unterthanen bedachten Regierung, gemeinſam ent= 
gegentritt. Auch in dem legten Aufitand der Kretenſer ift die ottomaniſche Pforte mehr- 
mals zur Menſchlichkeit ermahnt worden. 


(Literatur: Nicot, Etude historique sur la naturalisation, 1568. — Westlake, 
De la naturalisation et de l’expatriation ou du changement de nationalite (Revue de 
droit international, 1568, p. 102. — Yeaman, Allegiance and eitizenship, An inquiry 
into the claim of European governments to exact military service of naturalized eiti- 
zens of the U. $., 1867. — ch Munde, The Bancroft Naturalization treaties with the 
German states, 1868. — Maclean, De jure emigrandi, 1869. 
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II. Das Staatsgebiet und die internationalen Verkehrswege. 


$. 29. Das Staatsgebiet im Berhältnif zur Staatögemwalt. Im 
dem Grundrecht auf Achtung Tiegt der Anſpruch, die befondere Rechtsverfügung Der 
Staatögewalt in Beziehung auf das Staatsgebiet nicht zu beeinträchtigen. Die Vornahme 
von Herrichaftsacten in einem fremden Gebiete ift — wenn damit nicht eine Bedrohung 
der Unabhängigkeit verbunden war — unter allen Umftänden beleidigend. Ueberſchrei— 
tung der Staatögrenzen durch Beamte zum Zmede der Bornahme von Arntshandlungen 
verpflichtet Deswegen gegen den fremden Staat zur Genugthuung. Nur durch Verträge 
fönnen im allgemeinen Verkehröinterefje Ausnahmen ftatuirt werden. Andererſeits unter: 
liegen vom Standpunkte des Auslanded alle in einem Staatsgebiete befindlichen Perjonen 
und Sachen regelmäßig der Verfügungsgewalt der Staatsregierung, foweit als nicht das 
Privat= oder Völkerrecht eine Schranfe gegen die Willfür gezogen haben. Insbeſondere 
gilt dies auch von der Benugung der Verkehrswege im Innern des Staates, ſoweit jie 
diefem ausfchlieglich angehören. Eine völlige Fernhaltung der Fremden vom Staatsgebiete 
wäre, wie bemerkt, mit dem Princip des Völkerrechts unvereinbar ; aber der Staat fann im 
Intereſſe feiner Sicherheit Erſchwerungen einführen. Er kann gegen anſteckende Krankheiten 
Quarantäne in den Häfen anordnen, er kann eine forgfältige Reviſion gegen den Schmuggel 
ins Peben rufen, er kann ſchwerfällige Paßvorichriften in feinem Gebiete oder an der Grenze 
handhaben, er kann aus polizeilichen Gründen Fremde ausweifen aus dem Staatsgebiete 
oder aus Grenzdiftrieten entfernen. Wenn der Staat in Beziehung auf das räumlich 
ihm unmittelbar unterliegende Gebiet mit verbindlicher Kraft gegen das Ausland be 
ſchließen Tann, fo gilt dies auch für feine emtlegenen Befigungen und für feine Colonien. 
Die ungeheure Entwidelung der modernen Verkehrsanſtalten hat indefjen nach und nad 
den Gedanken gänzlich zurücdgedrängt, wie man Fremde innerhalb des Stantögebiets über 
wache, oder jelbige gar fernhalte. Paßpladereien, der Fremden im Stantögebiete gelten 
bereits als unanftändig im wölferrechtlichen Verkehr, während fie vor fünfzig Jahren na— 
türlich ſchienen. Die Geſchichte lehrt, daß mit der zumehmenden Sicherheit der Staats: 
grenzen gegen Sriegführungen oder räuberifche Ueberfälle, mit dem Uebergange der Finanz: 
politit zu einem freihändlerifchen Syſtem, mit der Zunahme der Berkehrsſtraßen die Wür— 
digung der Fremden einen Umſchwung erleiden muß. Anfangs ein Feind und Gegner, 
wird der Ausländer in dem Borftellungsfreife der Nationen allmählig zu einem Ber: 
Düchtigen und am Schlußpunfte der wirthichaftlichen Cultur zum begehrten und gewor— 
benen Gaſt. 

$. 30. Die Staatdgrenzen. Ausland und Inland fcheiden ſich in finnlic 
wahrnehmbarer Weife durch die Staatsgrenze, deren Beſtimmtheit für den Völferfrieden 
von großer Bedeutung iſt. Ihrer Art nach find die Grenzen entweder phyſiſche, d. b. 
von der Natur ſelbſt gebildete Merkzeichen der Scheidung : Küften= oder Steppenfaum, 
Höhenzüge, ein Stromlauf. Oper fie find conventtonelle, d. h. von Menſchenhand 
errichtet als Symbole der Trennung : Grenzfteine, Erbhaufen, Schlagbäume, Gräben. 

Häufig wird, wo die Grenze nicht umüberfteigliche Verfehrshindernijje, wie bei den 
höchſten Gebirgäfetten darbietet, beides zujammentreffen. Im Stromlaufe verſteht man 
als Grenze zwiſchen den Uferftaaten die iveelle Mittellinie, welche aud nach Veränderung 
des Flußbettes bleibt. 

Staatögrenzen fünnen ftreitig werden, wie die Grenzen unter Grundftüden im Pri— 
vatverfehr. Früher häufig Veranlaffung zu Kriegen, werden Grenzftreitigteiten, da fie 
fid) bei dem urkundlichen Material der Siaatöverträge in Europa immer nur auf 
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geringfügige Objecte beziehen können, meiftentheils durch Schiedsſpruch oder Vergleich bei— 
gelegt. Oefters gebrauchte Mittel der Löſung in ſolchen Fällen, in denen die urjprünglich 
vorhanden gemejene Begvenzung aus einer fpäter eingetretenen Verdunkelung nicht mehr 
vermittelt werben kann, find: Neutralitätserflärung des ftreitigen Gebietes oder Theilung. 
Für die Geſchichtsphiloſophie und die Politit ift das Thema der jtaatlichen Begrenzung 
von hoher Wichtigkeit. Daß eine unpafjende Begrenzung, welche entweder die natitrliche 
Wirffamteit des Staates in feiner inneren Entwidelung hemmt, oder ihn zu übermäßigen 
Anftrengungen im Intereſſe feiner Vertheidigung gegen das Ausland zwingt, ein dem 
friedlichen Völferverfehr feindlihes Moment bilve, läßt fich nicht beftreiten. Im übrigen 
fennt das Völkerrecht weder eine Theorie der natürlichen, noch auch der vein nationalen 
Begrenzung. 

$. 31. Beihränfungen der Gebietshoheit. Das Verhältniß der Staats: 
gemalt zum Staatögebiet hat man vielfah al8® internationales Eigenthum an- 
erkannt, um damit volle Berfügungsberechtigung auch gegenüber anderen Staaten, und 
nod viel mehr die Ausichlieflichfeit gegen fremde Mächte auszudrüden. Imternationales 
Eigenthum wäre daher der Ausdrud für dasjenige Machtverhältnig der Staatögewalt zu 
einem Theile der Erdoberfläche, welches auf der gemeinfamen Anerkennung der in Völ— 
ferrechtägemeinfchaft Lebenden Staaten beruht. Daß der Staat auch dein Auslande ge— 
genüber vermögensrechtliche Perfönlichkeit als Fiscus an fich trägt, ift ſelbſtverſtändlich und 
ohne irgend ein bejonveres Interefje unter gewöhnlichen Verhältniſſen. Soweit er von 
anderen Staaten Objecte des Handels oder vermögensrechtlichen Austaufches erwirbt, gel- 
ten die gewöhnlichen Regeln des Civilrechts. Nur im Kriege kommen bezüglich des Er— 
werbs an gewiffen, dem Feinde gehörigen Gegenftänden befondere Regeln zur Anwendung, 
die in einer umfafjenden Lehre des internationalen Eigenthums darzuftellen fein würden. 
Wir beihränten ums hier auf den Erwerb an Etaatögebiet, welcher Gegenftand völker— 
rechtlicher Anertennung fein kann. 

Zuvor iſt indefjen mit Beziehung auf das Welen des internationalen Eigenthums 
zu bemerfen, daß deſſen Inhalt in doppelter Weile bejchränft fein kann: Erftens nämlich) 
durch das Nachbarſchaftsverhältniß und den Gejellihaftszuftand der Staaten, der eine die 
Goöriftenz der Nationen ausſchließende Gebrauchsfolgerung aus dem Staatseigenthum nicht 
ertragen könnte und ſodann durch den freien Willen des Staates ſelbſt, welcher fich 
aus Nützlichkeitsrückſichtenn gegen andere Staaten Beſchränkungen auferlegt, oder in der 
Abficht einer Rechtseinräumung an andere gefallen läßt. 

Abgefehen von einer in neuerer Zeit nur felten vorgelommenen pfandmweifen Be- 
laftung des Staatögebiets, vermöge welcher ein auswärtiger Regent Pfandbefiger an 
einem Gebietöftüce fein könnte, abgefehen ferner von dem ebenfalls unwichtig gewordenen 
Verhältniß der Belehnung, wodurd ein gewiſſes übrigens mit der Souveränetät werträg- 
liches Abhängigkeitsverhältniß der einen (monarchiſchen) Staatsgewalt von der anderen 
herbeigeführt werben fünnte, find hier nur die Staatsfervituten von Wichtigkeit. 
Ein Staat erlangt die Berechtigung, zu gewiſſen in dem Gebiete eines anderen Staates 
vorzunehmenden Acten der Negierungsgewalt, jo daß man im diefem Sinne von bienen- 
den und berrichenden Staatögebieten ſprechen könnte. Ihrem Inhalt nach können ſolche 
Dienftbarkeiten in der Nichtvornahme an ſich zuläffiger Herrichaftsacte gegenüber dem 
Auslande, oder in einer Duldung eine auswärtig verfügten Herrichaftsactes beftehen. 
Die genauere Feftftellung der völferrechtlihen Servituten ift nicht ohne Wichtigkeit. Zus 
nächſt tft nämlich daran zu erinnern, daß die Abgrenzung einer Servitutleiftung von einer 
ftaatöperfönlichen Präftation feineswegs auf derjelben Grundlage gejchehen fan, mie tm 
Privatrecht etwa obligatorifche Verhältniſſe fih von Perſonalſervituten und letztere wie- 


754 IV. Das öffentlihe Recht. 


derum von Realjervituten unterſcheiden laſſen. Der Unterſchied Liegt hier nämlich darin, 
daß dies Staatsgebiet ſelbſt untrennbar mit der völkerrechtlich anerfannten Perſönlichkeit 
des Staates zufammenhängt, jogar jelbft ein Element dieſer Berfönlichkeit ausmacht. Da— 
her in der vrivatrechtlichen Servitutenlehre der Unterſchied zwiſchen Real- und Perjonal- 
jerwituten, welcher aus dev Gegenüberftellung von Perſon und Sache hervorgeht, eine ganz 
andere, auf Staats- und Völkerrecht nicht übertragbare Grundlage hat. Dennoch ift es 
nicht ganz ohne Interefje für Die Theorie, ob man bei den völkerrechtlichen Servituten die 
Analogie der realen oder perfonalen Privatdienftbarteit fefthalten würde. Der Unterjchied 
würde fich nämlich zeigen in der Yehre von dem Untergang der-Staaten. Das Gebiet 
eines Staates kann geographiich ſchwerlich untergehen, wohl aber endet die hiftorifche, 
individuell beftimmte Staatsperjönlichfeit, wobei die Frage aufgeworfen werden 
könnte, ob die völferrechtlihen Sewituten (als dinglich gedacht) auf den neugebildeten Staat 
übergehen oder (als perſönlich aufgefagt) mit dem alten Staate enden. 

Viele Staatsjerwituten werden übrigens im internationalen Verkehr zu dem Zwecke 
conftituirt, dap nicht ſowohl eine fremde Stantögewalt unmittelbar daraus einen poli= 
tiichen Machtzuwachs erhalte (wie etwa bei der ftipulivten Nichtbefeftigung gewiſſer 
Grenzpläge oder den an gemilfen Orten einer auswärtigen Macht eingeräumten Bes 
Tatungsrechten) als vielmehr den Unterthanen einer fremden Macht wirthſchaftliche Vor— 
theile dauernd gefichert werben follen. Wenn hier auch der berechtigte Staat fich jelbft 
eine Servitut einräumen läßt, jo find es doch feine Unterthanen, denen die Ausübung 
zufteht. ALS ein Beifpiel darf man die internationalen Filchereigerechtfame der Amerifa- 
ner und Franzoſen in den Gewäſſern von Neufoundland anführen. 

$. 32. Driginärer Erwerb von Staatsgebiet. Die völferrechtlich 
anerkannten Erwerbsgründe find entweder originäve oder derivative wie im Privatrecht, 
im friedlichen Verkehr anerfannte oder durch den Krieg unter den ftreitenden Theilen zu— 
gelajjene. Unter den legteren bildet die Eroberung den wichtigften, in der neueren Yite- 
ratur indeflen angefochtenen Fall. Gewaltfame Eroberung wird insbefonvere im Zuſam— 
menhang mit dem |. g. Nationalititsprincip verworfen, wofern jie nicht etwa als Das 
durch allgemeine Abftimmung zu ergänzende Mittel der Befreiung einer bis dahin un— 
terdrüdten Nationalität angewendet wird. Unter den vrigimären Grwerbsarten von 
Staatögebiet bedeutet die etwa als unvordenklicher Beſitzſtand aufzufaſſende Acquifitiover- 
jährung fo gut wie gar nichts. Auch die Acceſſion hat feine irgendwie erhebliche 
Bedeutung. Doch gilt der Sag: daß Anjpülungen von Yand an der Küſtengrenze 
eines Staates oder an einer Strommiündung dem Staatögebiete zuwachſen. Auch 
auf Infelbildungen in einem Grenzſtrome oder innerhalb der Küſtengewäſſer eines 
Staates kann Acceffion Anwendung finden. Bon großer und gewaltiger hiſtoriſcher Bes 
deutung in der Ausbildung des modernen Staatenfyftens war indeifen die Occupation an 
neuentdeckten Yandftrihen. Die geſammte Staatenbildung der neuen Welt, in Amerika 
und Aufiralten, beruht auf Occupation, welche auch vielfach unter der Bezeichnung als 
Entdedungsreht vorfommt Zu mißbilligen iſt dies deswegen, weil aus der blo— 
hen Entdeckung einer bis dahin unbefannten Weltgegend fein Befigrecht eined Staates 
herzuleiten ft, und andererjeits, weil an der Beligergreifung eines bereits von Anderen 
entdeckten, aber nicht befeflenen Yandes fein Staat gehindert ift. Das hiſtoriſche Intereſſe 
an diefem |. g. Entdedungsrechte lag früher in der Behauptung, daß wer ein neues Yand 
aufgefunden, mit der Befignahme eines Punktes auch als Ganzes ein unermeßliches Yand- 
gebiet ſich erworben habe. 

Ta nad und nadı das eulturfähige Yand der Erdoberfläche, weldes von den Mee— 
vesfüften aus leicht zugänglich ift, in das Eigenthum beftimmter Staaten übergegangen ift 
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und die noch zu machenden geographifchen Entdeckungen vorwiegend nur den Intereffen der 
Wiſſenſchaft dienen dürften, jo wird von der Occupation an neuen Gebietötheilen kaum 
noch ein irgendwie bedeutender Gebrauch gemacht werden fünnen. Dennod darf man nicht 
jagen, daß die Occupation aufgehört habe, praftifch zu fein. Kleinere Dccupationen, 5. B. 
an der Inſel Perim, find aud in den legten Jahrzehnten vorgefommen. Einzelne jetst 
noch verlaffene und öde Punkte der Erdoberfläche können eine Bedeutung ned) in der Zu— 
fnft gewinnen, ohne daß wir jeßt ſchon berechnen, für welche Zwede. Der Fiſch— 
fang auf hoher See, gegenwärtig faft nur gegen Wallfiſche gerichtet, kann für die Er- 
nährung der Menjchen eine ganz andere, viel höhere Wichtigkeit erhalten ; mancher Felfen 
als Station einen Werth befommen. Zahlreiche Infeln der Südfee, heute noch unbeachtet 
und unbegehrt, find in der Zukunft wielleicht für ven Handel nicht ohne Nuten. 

Die Occupation neuen Gebietes fegt voraus: 1) Staatenlofigfeit des Gebietes, wos 
bingegen Unbewohntheit derjelben keineswegs erforderlich ift. Eine Infel, welde von wil— 
den Bölferftämmen, wie Neu-Caledonien, oder von einzelnen, aus ihrem jtaatlichen Ver— 
bande herausgetretenen Europiern vorübergehend bewohnt wird (wie die Schildkröten— 
infeln) ift der Occupation damit in feiner Weiſe entzogen. 2) Eine Handlung der Befit- 
ergreifung und Bejigbehauptung. Die ftaatliche Apprehenfion fan daher in einer dritte 
Mächte bindenden Weife nicht vollzogen gelten, wenn eine Schiffsmannſchaft an einer ent= 
legenen Küfte landet und ſich nach Hinterlaffung einzelner Zeichen ihrer Anweſenheit wie 
derum einſchifft. 3) Die Vornahme der Befitergreifung dur eine vom Staate im 
voraus autorifirte Perfon oder durch eine ſolche Perfon, deren Handlung hinterher ges 
nehmigt wird. Die alte Yehre von der völferrechtlichen Decupation war reich an Streit: 
fragen, was um fo weniger überrafchen kann, als ſogar die privatrechtliche Befiglehre 
erjt in neuerer Zeit ſeit der Entwidelung der hiſtoriſchen Juriſtenſchule auf ein feiteres 
Fundament geftellt wurde und felbft heute noch des Zweifelhaften in der Theorie man- 
cherle bildet. Der wichtigſte Streitpunft in der völferrechtlichen Occupationslehre bezog 
fich auf die Frage: Wie viel Yandes mit der Wirkung der Ausſchließlichkeit gegen dritte 
Mächte occupirt werden fann, wenn an der Küfte eines größeren Landſtriches eine einzelne 
Anfiedelung oder Niederlaffung eingerichtet wird, ob die nächte Nachbarſchaft der Anfied- 
lung oder ſogar die meitefte und entlegenfte Form eines anderen noch unerforjchten 
Gebietes ? 

(Kiteratur: Ortolan, Des moyens d’acquerir le domaine international, 1851. — 
A. del Bon, Saggio sulla proprietä territoriale delle nazioni, 1867.) 

8. 33. Derivativer Erwerb von Staatsgebiet. Die Veräußerung von 
Staatögebiet pflegt in den neueren Staatögrundgefegen überall erſchwert zu fein, völlig 
ausgeſchloſſen ift fie indeffen nirgends So lange das Staatögebiet in Monarchien wie 
fürftliches Grundeigenthum angefehen wurde, hielt man dafür, daß die Uebertragung wie 
im Privatgüterverfehr von Staat zu Staat vermittelt werden könne. Auf den Willen der 
Bewohnerſchaft kam nichts an. In neuerer Zeit bezeichnet man den Uebergang von Ges 
bietöftücden des einen Staates am einen anderen unter dem gemeinjamen Ausdrud ber 
Abtretung Wie bei der Geffion von Forderungsrehten kann der materielle 
Grund derjelben ein jehr verichiedener fein: Kauf und Tauſch, kriegeriſcher Zwang in 
Friedensſchlüſſen, Schenkung, Erbſchaft (wo Theilung des Staatögebietes in Erbfällen 
möglich it). De mehr der Gedanke Wurzel ſchlug, daß Die Träger der Staatsgewalt 
dem Bolfe gegenüber, wenn nicht juriſtiſch verantwortlich, jo Doch rechtlich verpflichtet feien, 
dejto näher lag die Frage: ob ohne Zuftimmung der betheiligten Bevölferungen eine Ab— 
tretung von Staatsgebiet ftattfinden könne ? Abgefehen von der meijtentheils zur Verän— 
derung der Staatögrenzen erforderlichen Zuftimmung der Volksvertretung verlangen einige 

v. Holgenderff, Enchelopädie der Rechtswiſſenſchaft. I. 50 


786 IV. Das öffentlihe Recht. 


Publiciiten noch die Urabjtimmung der im abzutretenden Gebietstheil ſeßhaften Bevöl— 
ferung. Im diefer Weife wurde mehrfach verfahren, jo bei der Abtretung von Sa— 
voyen umd Nizza an Frankreich, bei der Vereinigung ehemals zum Kirchenftaat gehöriger 
Beftandtheile des Königreichs Italien, obwohl von Seiten der päpſtlichen Negierung kei— 
nerlet Uebertragung von echten vworangegangen war. Die im allgemeinen denfbaren 
Fälle des Gebietsüberganges find: 1) Mit dem Willen der betheiligten Staatögewalten 
und der Bevölferungen ; 2) mit dem Willen einer abgefallenen Bevölterung aber obne 
Zuftummung der verlierenden Regierung ; 3) mit dem Willen der Staatsgewalten, aber 
ohne oder gegen den Willen der von einer Regierung aufgegebenen Bevölkerung. Für 
jede diefer Uebertragungsformen gibt es Präcevenzfälle. Als entjcheidend in völkerrecht- 
licher Beziehung kann indefjen nur der Wille der betheiligten Staatsgewalten angejeben 
werben ; Doch fehrt hier die bereits einmal beſprochene Streitfrage wieder: ob die unter: 
laffene oder verweigerte Genehmigung einer ftaatsgrumdfäglich dazu berufenen Volks: 
vertretung das Rechtsgeſchäft hinterher ungültig machen würde? Keinenfall® kann 
vom Standpunkt der heutigen Entwidelung aus behauptet werden, daß eine Zuſtimmung 
der Mehrheit einzelner Individuen in den abzutvetenden Gebietsſtücken erforderlich fer ; 
noch viel weniger, daß gegen den Willen der Staatsgewalt eine Vereinigung abgefallener 
Provinzen mit fremden Mächten einfach zu dulden fein würde. 

Der Abtretung von der einen Seite, in welcher fich eine Staatsgewalt der Regie— 
rungsrechte entichlägt, entipricht won der anderen Seite Bejigergreifung des gleich 
ſam vacant gewordenen Staatögebiete8 oder wenn man will juris quasi possessio in Be- 
ziehung auf Das Herrichaftsrecht. ine einfache Uebertragung der privatrechtlichen Formel 
erſcheint auch hier nicht möglich, weil die Volksperſönlichkeit fich nicht wie der einzelne 
Menſch zu den VBermögensftüden, zu dem Gebiete des Staates verhalten kann. Daß Ab- 
tretungen möglicherweife ein Einfpruchsrecht dritter Staaten hevoorrufen können, wenn deren 
äußere Sicherheit dadurch gefährdet fein würde, Tiegt auf der Hand. Bei der beabfichtigt 
gewejenen Uebertragung von Luremburg fiel diefe Rückſicht ind Gewicht. 

$. 34. Das offene Meer. Die Staaten, durd die Abgefchloffenheit ihres 
Gebietes individualifirt, treten durch den Seeverfehr in dauernde Verbindung mit 
einander. Ehemals bei unvolltommener Nautif das größte aller Verkehrshinder— 
niffe, ift Das Weltmeer gegenwärtig die großartigfte Ueberbrüdung der nationalen Ges 
genfäge. Im Altertfpum und Mittelalter hat es nicht am Anſprüchen gefehlt, ver: 
möge welcher einzelne Theile des Weltmeerd von den nächftliegenden Küftenftaaten als 
Eigenthum mit der Wirkung der Ausichließlichkeit gegen Andere bezeichnet wurden : eine 
Nechtsanichauung, die erflärlich wird, wenn man erwägt, daß es in gewilfen Perioden 
ſchwer ıft, den Handel vom Seeraub zu untericheiden und die Ausdehnung der Herrichafts- 
anfprüche auf gewilfe, nahe liegende Meerestheile durch Das Bedürfniß der Vertheidigung 
gegen feeräuberifche Angriffe nothwendig erſcheinen konnte. Seit dem 17. Jahrhundert 
vollzog ſich indeſſen ganz allgemein eine Umwälzung in den Anfchauungen der Nationen 
in entgegengelegter Richtung. Das Meer ward zur freien Verkehrsſtraße aller Nationen. 
Kein Volt darf von der Mitbenutzung der Seewege ausgefchloffen werden. Allen zu— 
gänglich und für alle ausreichend, mit den Mitteln politifcher Macht und nautiicher Tech- 
nie in feiner Totalität niemals zu beherrſchende Naturgewalt, kann auch das Meer nicht 
in willfürlich ausgeichtedenen Theilen durch beſtimmte Völker angeeignet werden: Mare 
liberum ! So ericheint Das Weltmeer heutzutage ald die geographiiche Offenbarung der 
tosmopolitifchen, menjchheitlichen Idee der Völfervereinigung, wie die feſte Erde in ihrer 
mannichfaltigen Gliederung in territorialer Beſonderheit als die Grundlage der nationa= 
len Staatsbildung in der Geſchichte aufgefaßt werden kann. 


6. Das europälihe Bölkerrecht. 787 


Ber diefem Grundſatze, dar feine Nation von der Mirbenugung der hohen See aus- 
geſchloſſen werden fünne, darf man indeffen nicht ftehen bleiben, Er ift nur der Aus: 
gangspunft, an welchem man zur pofitiven Ordnung des freien Seegebrauchs fortjchreiten 
muß. Somit ift Sorge zu tragen, daß nicht unter dem Namen der Freiheit die Willkür 
der Einzelnen Störungen ſchaffe. Das nationale Princtp des Völkerrecht muß jede 
Gerichtöbarfeit der eimen Nation über die auf hoher See befindlichen Fahrzeuge einer 
‚anderen als einen Eingriff in die Unabhängigkeit und Selbjtjtändigfeit der Staaten zu: 
vüdweifen. Das fosmopolitifhe Princip fordert, daß dieſe Selbftverantwortlich- 
keit der Staaten nicht zum Dedimantel ſchuldhafter Beſchädigungen und Beeinträchtigun: 
gen gemacht werde. Somit bleibt nichts anderes übrig, ald daß der Staat, welder Schiffe 
‚auf hoher Ser, ſoweit fie feinen Unterthanen zugehöven, gleihfam als wandernde Ge- 
bietstheile betrachtet, Die wölferrechtliche Verantwortlichkeit gegen den Mißbrauch der 
Berfehröfreiheit übernehme. Daher die wichtigen Grundſätze: Nur der Staat ift Rechts- 
Aubject des freien Seeverfehrs, nicht Das einzelne menſchliche Individuum. Zugehörig— 
feit zu irgend einem Staate, dargethan Durch eine von demſelben autorifirte Flagge, 
die von allen Handelsfahrzeugen zu führen ift, bildet daher die unerläßliche Vorbedingung 
‚für Die Aufrechterhaltung der Ordnung auf hoher See, für die Unterdrüdung eines allen 
Nationen gleich gefährlichen Seeraubes. Desgleihen hat jeder Staat nothwendigerweife 
die Verpflichtung, in feinen eigenen Gefegen und Seerechtsordnungen diejenigen Vorſchrif— 
ten aufzuftellen oder zu handhaben, ohne welche ein friedlicher Verkehr zur See nicht dent: 
bar jein würde. Die Praris der ferfahrenden Nationen hat im Yaufe der Jahrhunderte 
gewiſſe Negeln entftehen laſſen, welche von der Geſetzgebung der Culturſtaaten meiften- 
theil8 angenommen worden find, oder doch als ftillichweigende Vorausſetzung im friedlichen 
Staatenverfehr Geltung erlangt haben. Freilih darf man vom heutigen Völkerrechte 
jagen : die Grundſätze über den Verkehr auf hoher See tragen noch viel zu jehr den Stem— 
pel der ihm chemals völlig beherrichenden Eiferfucht der Nationalitäten. Es genügt für 
die heutigen Verhältniſſe keineswegs, daß jeder Staat für ſich allein die Verantwortlichkeit 
für die auf hoher Zee von feinen Angehörigen begangenen Zumwiderhandlungen über: 
nehme. Die gemeinfame Bereinbarung allgemein verbindlicher Normen unter Zugrunde- 
legung bisher gemachter Erfahrung, und die Herftellung gemeinſchaftlicher Anftalten zur 
Sicherung dev Seeſchiffahrt in den zumeist befahrenen Meereötheilen erſcheint bereits ges 
genwärtig als wünſchenswerth. Es wird darauf ankommen, genügende Garantien zu 
finden, gegen den Mißbrauch einer fremden Flagge, durch welchen die Berantwortlichfeit 
für die auf hoher See begangenen Schadensftiftungen verbunfelt werden kann, das Durchs 
ſuchungsrecht in Friedenszeiten gegen Schiffe auf hoher See nicht blos auf den Fall des 
präfumirten Sclavenhandels zu beichränfen. Einzelne dem Weltverkehr dienliche Anjtalten 
find noch ohne den nothwendigen Schuß. Zu erwähnen find die Jubmarinen Telegraphen, 
welde unzweifelhaft Anſpruch darauf haben, gegen willfürliche Zerſtörung geſchützt zu 
werden und dennoch Durch die Aufficht eines Uferſtaates nicht hinveichend geſchützt werben 
können. 

(Literatur: Th. Ortolan, Règles internationales et diplomatie de la mer. 2. ed. 
1853. — Jacobfon, Seerecht ded Krieges und des Friedens in Bezug auf die Kauf— 
fahrteifchiffahrt, 1815. — v. Kaltenborn, Grundiäge des praftiichen europäiſchen See- 
rechts, beſouders im Privatvertehr, 1851. — R. G. Philipson, Over den volkenregte- 
lijken regel: Schip is territoir, 1564. — 9. Biſchof, Grundriß eines pofitiven öffentlichen 


internationalen Seerechts, 1963. — W. de Burglı, The elements of maritime internatio- 
nal Law, 1868.) 


3. 35. Küſten und Küſtengewäſſer. Gejhlojjene Meere und Sees 
ſtraßen. Die Prineipien der Freiheit des offenen Meeres auf der einen Seite und der 
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nationalen Geſchloſſenheit der Territorien auf feftem Yande oder den Inſeln find 
gegenwärtig außer allem Zweifel. Aber zwilchen beiden gibt es Grenzftreitigfeiten,. 
wo fie fich geographiich berühren. Zunächft fteht feſt, daß die Küften zum Eigen— 
thum des and Meer grenzenden Staates gehören. Daſſelbe gilt von den nächſt— 
liegenden Küſtengewäſſern. Hierbei ift es indefjen zweifelhaft: wie weit? Der Verſuche, 
eine Grenze zu finden, find jehr viele gemacht werden. Schließlich hat man ſich dafür 


entichieden, Kanonenſchußweite als das letzte Herrichaftsziel zu betrachten. Engliſche und- 


amerifaniiche Praftiter nehmen neben diefer engeren Seegrenze der Staaten (gleich drei 
Seemeilen) noch eine weitere Linie an, innerhalb welcher fremde Waaren nur gegen Ent- 
richtung der Zölle verfehifft werden dürfen. Ob die jicherlich bedeutende Vervolllommnung 
der artilleriftiihen Waffen im der neueren Zeit eine Erweiterung der auf die unvollkom— 
menen Geſchütze der älteren Periode berechneten Seegrenze einen Einfluß haben wird, ift 
noch nicht zu entjcheiden. Bis jest ijt die Frage noch nicht aufgerworfen worden: ein 
Zeichen, daß fie gegemwärtig ein geringes Intereffe darbietet. In Kriegszeiten kann jelbft- 
verftindlich der Feind auch außerhalb der Seegrenze angegriffen werden, wie er jelbit von 
der Küftengrenze fich nirgends wird abhalten laſſen, wo er mit überlegenen Streitkräften 
erfcheint. In Friedenszeiten gibt es mur ein bedeutenderes Intereffe, welches jet noch für 
eine Auspehnung der Seegrenzen ſprechen könnte: Das Recht der Seefiſcherei in den der 
Kürfte zunächft gelegenen Gewäflern, von deſſen Mitgebrauch Angehörige fremder Staaten. 
jelbitverftändlich ausgejchloffen werden fünnen. An Prätenfionen auf eine Ausdehnung der 
Seegrenzen bat es auch in neuefter Zeit nicht gefehlt; eine der allerlegten war diejenige 
der Ruſſen auf das Eigenthum an denjenigen Meerestheilen, welche zwiſchen Kamtſchatka 
und den ehemals ruſſiſch-amerikaniſchen Befigungen in der Mitte Liegen. Aus alter Zeit 
werben häufig Die britifchen Anfprüche auf die (über die Seegrenze hinausliegenden, ans 
grenzenden Meerestheile erwähnt. Daß nad) den herkömmlichen Regeln auch Häfen und 
Buchten zum Eigenthum Des Befitftandes gehören, ergibt ſich von ſelbſt, obwohl von 
einem Eigenthum an einem beftindig in Bewegung begriffenen Elemente wie der Waſſer— 
mafje nur im uneigentlichen Sinne geiprochen werden fann. Bei weitgeöffneten Baien 
entfteht indejjen wiederum Zweifel. Wenn nämlich die am weiteften vorjpringenden Bunfte 
einer Küfte zu entfernt auseinanderliegen, als daß Die Mitte des Waſſers innerhalb der 
Seegrenze fiele, ftreitet man darüber, ob ſolche Baien zu offener See oder zu den Staats- 
gemäflern gezählt werden ſollen. Insbeſondere find zwifchen England und Amerika ders 
artige Seegrenzftreitigteiten vielfacd erörtert worden, 

Eine bejondere Art von Seebildungen find die geſchloſſenen oder Eigenthums— 
meere Man verfteht Darunter diejenigen, welche von dem Gebiet eines und deſſelben 
ihren Zugang beherrſchenden Staates völlig umſchloſſen find. Auf ſolchen Meerestheilen 
hat der umfchließende Staat Hoheitsrechte. Als allgemein anerkanntes Beispiel pflegt Das 
Aſow'ſche Meer angeführt zu werden. Die Oftfee iſt zumeilen als Eigenthumsmeer 
der umliegenden Küftenftaaten, jedod; vergebens, in Anjorud genommen worden. Auch 
bei den Berengerungen des Seeweges zwilchen Theilen des Weltmeeres, den Seeftraßen, 
iind häufig Schwierigkeiten erhoben worden. Dieſelben Liegen entweder zwiſchen ſtaaten— 
loſen Küjtenftrihen, in welchem Fall eine ſpätere Occupation des angrenzenden Yandes 
der bereits beftehenden Freiheit des Seeverkehrs feinen Abbruch thun könnte (Mas 
gelhaens Strafe, Oder fie liegen zwiichen Ufern verichiedener Staaten, wie der 
Sund, deſſen völlige ungewöhnliche Belaftung mit einem Zolle feit 1857 aufgehört bat, 
Oder fie werben von Küften eined und deſſelben Staates eingefiumt. In dieſem Falle 
it anerkannt, daß eine Seeftraße für Kriegsfabrzeuge geiperrt werden darf. Von bejon= 
derer Bedeutung in der europäiſchen Gefhichte waren von jeher die Dardanellen und der 
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Bosporus. Durch Geſammtverträge der europäiſchen Mächte untereinander find dieſelben 
nunmehr den Kriegsfahrzengen der Mächte erichlofien, eine Regel, von welcher nur in 
einigen feltenen Fällen aus Gründen der Höflichkeit Ausnahmen von der Pforte gemacht 
werden. Die Nücjichten, welche zu diefen Feftiegungen geführt haben, find auch maßgebend 
gewelen in der Neutralifirung de$ Schwarzen Meeres. Von Seiten Rußlands und der 
Türkei ericheint die Zuftimmung zu den bezüglichen Feftjegungen des Pariſer Vertrags als 
ein Verzicht auf einen Theil ihrer Souveränetätsrechte, vermöge welcher fie befugt fein 
würden in den Häfen des Schwarzen Meeres Kriegsflotten zu unterhalten. An der 
völkerrechtlichen Zuläſſigleit ſolcher im allgemeinen Friedensintereffe gemachten Einräumun— 
gen iſt gewiß nicht zu zweifeln. Dagegen ift öfters zur Sprache gefommen, ob eine Na— 
tion rechtsgültig auf den friedlichen Mitgebrauch gewiſſer Meerestheile oder Seewege ver: 
zichten fünne? Indem man jeden Verzicht auf weſentliche Elemente der menschlichen 
Freiheit wie eine freiwillige Hingabe der eigenen Perfon in Hörigfeit als unfittlich betrach— 
tete, bielt man dafür, daß auch Die Nationen durch ſchlechthin unfittliche Verzichtleiftungen 
auf den Gebrauch ihrer natürlichen Freiheit nicht vertragsmäßig gebunden werben fünnten. 

$. 36. Tie Ströme und fhiffbaren Flüfie Wenn man annimmt, daß 
Häfen und Buchten der offenen See der Gewalt des Küftenftants umterliegen, jo verfteht 
es ſich aud von jelbit, daß der Verfehr auf den Strömen an fich der Verfügung des— 
jenigen Staates unterliegt, deſſen Gebiet fie durchſchneiden. Iſt Das Verhältniß der Art, 
daß Flüſſe in dem Gebiet eines und deſſelben Staates entfpringen und münden, fo nimmt 
man allgemein an, daß fremde Nationen feine Anfprüche auf den Gebrauch einer derar- 
tigen Wafferftraße haben. Selbſt dann würde ein ſolches Recht nicht behauptet werben 
fönnen, wenn etwa an den Häfen der Flußmündung der Handel auswärtigen Nationen 
‚geftattet wäre. In China ift dies Durch Eröffnung gewiſſer Häfen für den Weltverfehr 
geſchehen und daraus die Streitfrage hervorgegangen, wie weit die hinefiichen Ströme 
ind Innere hinein von den Küften aus befahren werden dürfen. 

Für Europa bat diefe Erörterung wenig Intereffe. Dagegen war in früheren Jahr: 
hunderten ein lebhafter Streit geführt worden um die Frage: wie es zu halten fei, wenn 
ein Strom, 3. B. der Rhein, mehrere Staaten durchftröme ? Ob der tiefer Fiegende Staat 
ven höher Tiegenden von der Schiffahrt ftromabwärts und umgefehrt abhalten könne ? 
Wie immer in den Controverjen des Völkerrechts wird die Antwort verſchieden lauten, je 
nachdem man einfeitig von dem Grumdjage nationaler Selbitjtändigfeit oder der höheren 
menjchheitliben Verfehröinterefien ausgeht. Die Theorie des allgemeinen Völkerrechts iſt 
unter der Vorausſetzung gewiſſer Intereffenconflicte unter den Staaten niemals im Stande, 
die Einzelheiten genau anzugeben, unter denen eine Vereinbarung möglich fein würde. 
Die verichiedenen Meinungen und Beweisführungen, welche ſich auf das erclufivere Eigen- 
thum der Staaten an den ihnen zugehörigen Stromitreden oder gegentheilig auf die Ber 
hauptung eines Miteigenthbums und Mitgebrauchsrechts der betheiligten Staaten beziehen, 
haben feinen Anfpruch darauf, bier vorgeführt zu werden. Durdy die Wiener Congrefacte 
vom Jahre 1815 it der Grundſatz der freien Stromſchiffahrt auf den mehrere Staaten 
durchfehneidenden Flußlinien und deren Nebenflüffen von dem Beginne der Schiffahrbarfeit 
bis zur Mündung ind Meer anerfannt. Fir die Donau find diefe Beftimmungen 1856 
im Pariſer Frieden angenommen worden. Im Ipeciellen Conventionen unter den bethei— 
ligten Uferftaaten find demnächſt die befonderen Einzelheiten der Ausführungsweiſe verein: 
bart worden, jo daß neben dem allgemeinen Grundfate des europätfchen Völkerrechts ſich 
überall noch ein Specialrecht zur Handhabung auf den einzelnen Strömen findet. Auch 
in Amerika haben ich dieſelben Grundfäge nach und nach Bahn gebrochen. Ueberall be- 
ginnt man den alten Anjchauungen der Ausjchlieglichtett nationaler Intereſſen zu entfa- 
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gen, weil man die wirtbichaftlichen Nachtheile eines derartigen Standpunftes begreift. 
Dennoch beftehen manderlet Ungleihheiten. Während die brafilianifhe Regierung ven 
Amazonenftrom und die argentinifche Gonföveration den La Plata dem allgemeinen Ver: 
tehr feierlich übergeben haben, bezieht ſich die Freiheit des Verkehrs auf dem St. Porenz- 
ftrom nur auf die adjacenten Mächte. Dabei ift die Einräumung der freien Schiffahrt 
an die norbamerifanifche Union nicht einmal eine definitive und unwiderruflide. Ein 
Ueberblick auf die jest beftehenden Zuſtände zeigt, daß mancherlei Unklarheiten auch hier 
noch zu überwinden find, und daß das angemefjene Ziel der weiteren Rechtsentwidelung, 
zu finden tft in ber Anerkennung der freien Stromſchiffahrt für alle Nationen auf allen 
ichiffbaren Strömen ohne Unterfchied, ob jie das Gebiet eines oder mehrerer Staaten 
durchſchneiden, vorbehaltlich der militäriſchen Sicherheit im Kriege und der BZollintereffen. 
im Frieden. 

Der Grundſatz der freien internationalen Stromidiffahrt gehört ohne Frage zu 
den wichtigften Principien des allgemeinen Völkerrechts. Demgemäß bat er nad und- 
nach die weitefte Verbreitung bet allen Nationen gefunden. Sodann zeigt er das Wachs— 
thum der Borftellungen über Verfehrsfreiheit, welche von der offnen See urſprünglich aus: 
gingen und nunmehr bereits auf nationale Waſſerſtraßen Anwendung finden. Man ift 
bier nicht den ſchwerfälligen Ausweg gegangen, daß die an der Stromſchiffahrt zunächt 
betheiligten Nachbarſtaaten fich etwa gegenfeitig eine Dienftbarfeit conftituirt hätten ; ſon— 
dern die Verfügung der Staaten über nationale Waflerftraßen ift aus dem Gefichts- 
puntte einer allen Staaten gemeinfamen Verkehrsordnung beſchränkt worden. Davon ift 
die wichtige Folge, daß aud durch den Krieg zweier einander benachbarter Staaten die 
Schiffahrtörechte der Neutralen an den nationalen Wafferftraßen micht gehemmt werben 
dürfen. Jedenfalls beiteht aber zwiſchen dem Verkehr auf hoher See und der freien Strom— 
ſchifſahrt immer noch der wohlbegründete Unterjchied, daß der Staat auf den ihm zugehörigen 
Stromftreden feine Gerichtögemalt unbedingt zur Geltung bringen darf und daher auch 
in Friedenszeiten bei begründetem Verdachte einer Zuwiderhandlung das Durchſuchungs- 
recht ungeichmälert behalten muß. Dieſer Grundſatz ſchließt aber nicht aus, dag in ge— 
mifchten Gerichtshöfen, an deren Belegung ſich die Uferftaaten gemeinfam betheiligen, in 
zweddienlicher Weiſe für eine wirffame und gerechte Aufrechterhaltung der Ordnung ges 
jorgt werde. 

(Xiteratur: Et. Caratheodory, Du droit international concernant les grands 


eours d’eau, 1861. — Revidirte Rheinfchiffabrtsacte vom 17. October 1868. — Acte publie 
relatif A Ja navigation «des embouchures du Danube 23. Nov. 1868.) 


IV. Die Staatsverträge. 


$. 37. Weien und Gharafter der Ztaatsverträge Nur ſouveräne, 
und innerhalb gewiſſer engerer Grenzen, balbjouveräne Staaten fünnen fih dem Auslande 
gegenüber verpflichten. Ein Staatsvertrag im völferrechtlichen Sinne fordert alfo: Selbſt— 
ftändigfeit der vertragsſchließenden Mächte, Verfügungsfreibeit und Handlungsfähigkeit der 
in Vertretung des Staates handelnden Perſonen, ein dem vwölterrechtlihen Verkehr unter— 
worfenes Object. Soweit die Regeln des Obligationenrechts auf der freiheit der menſch— 
lichen Perſon beruhen und die Uebereinftunmung des vernünftigen fittlichen Willens als 
die den Nechtöverkehr der einzelnen Menſchen beftimmende Macht im Vertragsrecht an— 
erkennen, kann eine Webertragung der Grundfäge auf das Völkerrecht unbedenklich erichei- 
nen. Ebenſo find auch die Regeln, welche fih auf die Auslegung der Nechtögeichäfte bes 
ziehen, auf Staatöverträge ammendbar. Wenn das Privatrecht erflärt, daß die ftaatliche 
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Geſammtrechtsordnung durch Rechtsgeſchäfte einzelner Perfonen nicht geändert werden kann 
und umfittliche Bedingungen oder Verpflichtungen nicht verbindlih find, fo gilt dieſelb 
Rückſicht auch im Völlerverkehr. Nur ift bier das fittlihe Moment wefentlih in der 
menfchheitlichen Idee zu fuchen. Durch Bertragsihluß einzelner Mächte kann niemals ab— 
geändert werden, mas für das friedliche Nebeneinanderbeftehen der ſtaatlich organifirten 
Bölfer wejentlich erfcheint umd deswegen als Grundfag des allgemeinen Völkerrechts an- 
erfannt worden tft. Andererſeits ift gewiß, daß das Vertragsrecht nur die Pacifcenten 
jelbft Binden und jedem Staate nur infomweit eine Verpflichtung erwachſen kann, als 
er fie anerkennt. Was von einer Mehrheit von Nationen als rechtsverbindlich angenom— 
men wurde, bindet darum noch nicht alle. Hierin liegt allerdings eine Schwäche des 
Völkerrechts. Kein Staat kann ſich dem Gerichte anderer Staaten in denjenigen Dingen 
unterwerfen, die feine eigene iummere Ordnung allein betreffen oder das Princip feines Fort- 
beftehens angehen. Dagegen follte allerdings der Grumdfag gelten, daß im Angelegen- 
beiten des allgemeinen Verkehrs der einzelne in Völlerrechtsgemeinſchaft mit andern 
ftebende Staat nicht eigenfinnig und willfürlich fi) gegen die Gemeinfamfeit der den Ber: 
fehr vegelnden Normen auflehne Wenn z. B. faft alle Staaten die Grundfäge über 
Neutralifation der der Pflege und Heilung der Bermundeten dienenden Anftalten ange 
nommen haben, jo ſollte die VBerfagung des BeitrittS durch einige wenige Staaten niemals 
von den anderen Staaten gleichgültig hingenommen, fondern mindeftens ſchon im gegen- 
wärtigen Gulturftande als eine Rücdfichtslofigkeit oder als ein Verſtoß gegen die freund- 
ſchaftlichen Verkehrsgrundſätze, welche ınan Die Comitas gentium zu nennen pflegt, ewnft- 
haft gerügt werben. Andererſeits follte, wenn die Zuſtimmung mehrerer Mächte zu einem 
dem Völkerverkehr dienlichen Abkommen nicht erlangt werden fann, nicht gezögert werben, 
einen Fortſchritt wenigſtens unter denjenigen Staaten zu verwirklichen, die von feiner Nüt- 
Vichkeit überzeugt find. Faſt immer find es im Anfange Verträge unter einzelnen weni— 
gen Staaten geweſen, Durch welche ein ſpäterhin als wichtig erfannter Grundſatz zuerft in 
die Staatöpraris eingeführt wurde. 

Zwiſchen dem Privatvertragsrechte und dem Rechte der Staatsverträge beftehen 
übrigens einige erhebliche Unterſchiede. Zuvörderft in Rüdjicht des Gegenftandes, welder 
in der Staatenwelt mur ausnahmsweiſe einen beftimmten wermögensrechtlichen Werth zu 
repräfentiren pflegt. Weitaus Die meiſten Intereſſen, um welche es fi beim Abjchluß 
von Staatöverträgen handelt, find unſchätzbar; ein Aequivalent ift deswegen in Fällen 
der Berlegung ſchwer zu ermitteln. Auch in anderer Hinfiht muß man fich vor über- 
eilter Analogie des Privatrecht hüten. Während Einjchüchterung und Zwang im bür- 
gerlichen Berfehr unter allen Umftänden unzuläffig find und der materiellen Uebereinſtim— 
mung der Willen hinderlic, in den Weg treten, beruhen gerade die für die Entwidelung 
des pofitiven Völkerrechts wichtigften Vertragsichliegungen auf erzwungener Nachgiebigkeit 
des einen Theil. Es find dies die Friedensſchlüſſe. Gerechter Zwang im Kriege iſt 
alfo eine gültige Urſache des Nechtderwerbes durch Vertrag. Nur im Frieden wäre Ges 
waltthätigkeit gegen eine in Vertretung des Staates handelnde Perfon ein den Vertrags- 
abſchluß infirmirender Umftand. 

Uebrigens ift die Grenze zwiſchen Privatverträgen und Staatöverträgen nicht jo leicht 
zu ziehen, wie es auf den erften Blick ſcheinen könnte. In der älteren Theorie des Völlker— 
rechts findet fich eine am die noch unklaren Berhältniffe der abjoluten Monarchie anknüpfende 
Unterfcheidung zwiſchen perſönlichen und fachlichen Staatöverträgen der Fürften. Gegen— 
wärtig fann es feinem Zweifel unterliegen, daß Die Privatangelegenheiten eines Fürften 
überhaupt fein Gegenftand für Etaatöverträge jein können. Dagegen fann ed vorkommen, 
daß ein Fürſt, welcher als Sonverän einen Vertrag ſchloß, ſpäterhin jeines Thrones ver: 
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Luftig gebt und in das Privatleben zurüdtritt. Bei der Mediatiſirung zahlreicher Reichs— 
ftände, die das Recht der BVertragsichliegung ehemals gehabt hatten, trat diefer Fall zu 
Anfang dieſes Jahrhunderts ein. Ebenfo ift es im neueſter Zeit ftreitig geworden, oh 
der mit dem ehemaligen König von Hannover abgefchlofiene Abfindungsvertrag als ein 
Staatsvertrag oder als ein Privatabtommen aufzufafien fe. Die regelmäßige Voraus: 
ſetzung der Staatöverträge ift ein zwiſchen den Gontrahenten beftehender Friedenszuſtand. 
Doch ift der legtere keineswegs ſchlechthin unerläßlich. Auch während des Krieges fünmen 
Berträge mit bindender Kraft unter den ftreitenden Theilen abgefchloffen werden. Ebenſo 
iſt es möglich, Vereinbarungen zu treffen, weldye gerade auf den Kriegsfall berechnet find. 

$. 38. Die Bertragsarten. Der Verfuh, die einzelnen Arten von Verträ— 
gen nach gewilfen Merkmalen zu clafjificiren, ift ſchon im Privatrechte mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden. Noch weniger ift gelungen, im Völkerrecht eine allgemein an- 
nehmbare Aufftellung durchgreifender Untericeidungsmertmale zu begründen. Grotius 
unterfchted Verträge, welche in Gemäßheit des natürlichen und vernünftigen Völkerrechts 
etwas beftinmmen, und jolche, welche dem natürlichen Völkerrecht Verbindlichkeiten hinzu— 
fügen. Pufendorf ftellte aufer diefen beiden noch eine dritte Glafje von Verträgen 
auf, nämlich Tolche, welche an ſich unbeſtimmte Grundſätze des Völkerrechts im einzelnen 
ausführen und Ipecialifiren ſollen. Damit ſtimmt die auch von Neueren vorgeichlagene 
Eintheilung in „regulatorifche”, d. h. Verpflichtungen normirende und „conftitutiwe‘, d. h. 
Berpflichtimgen begründende Staatsverträge. Andere wollen bei der Sonderung gewiſſer 
Vertragsgattungen die zeitlichen Wirkungen berüdfichtigt willen und unterfcheiden : Ver— 
träge mit vworlibergebender oder auf einen Einzelfall beſchränkter Wirfung (conventions), 
Verträge mit einer auf Dauer oder auf längere Zeit beſchränkten Wirkung (traites) und 
gemiſchte Verträge (cartels). Ein ficheres Kennzeichen iſt dumit gleichfalls nicht gewon— 
nen. Denn eine der wichtigiten Vertragsarten der neueren Zeit, die Handelöverträge, 
pflegt nur auf eine beftimmte Zeitdauer von Jahren abgeichloffen zu werden. Daß auch 
die einfeitige oder zweiſeitige Natur der Leiſtung in Betracht gezogen werden fann, 
verfteht fi) von ſelbſt. Am erften wird man, wenn der Inhalt der Staatsverträge betrachtet 
werden joll, unterfcheiden können zwiſchen ſolchen Verträgen, die nur auf die befonderen Au— 
gelegenheiten zweier Staaten Bezug nehmen, ohne daß eine Ausdehnung der Berechtigungen 
und Verpflichtungen auf andere Staaten beabfichtigt fein fünnte : Grenzregulirungen, Bünd— 
niſſe und Alliancen ; ferner ſolche Verträge, melde ein allgemeines Verkehrsprincip und 
einen allgemeinen Grundfag entweder zuerſt in pofitiver Vertragsform unter gewiſſen 
Staaten ordnen oder doch die Anwendung in der Staatöpraris näher reguliven : da— 
hin zählen Auslieferungs= und Yurisdictionsverträge, internationaler Schuß des geiftigen 
Eigentbums u. ſ. w. Hinfichtlich der Wirkung ftehen beide Gattungen von Verträgen 
einander gleich. Doch bleibt der Unterfchied, daß die zweite Kategorie von Verträgen Der 
Ausdehnung auf die Geſammtheit der Staaten in dem Sinne fähig ift, daß jeder Staat 
gleichzeitig allen andern verpflichtet wird und ſomit eine Verlegung des Bertragsverbält: 
niſſes keineswegs den unmittelbar davon berührten Einzelftaat allein, ſondern die Geſannnt— 
heit aller übrigen gleichzeitig angehen würde. 

$. 39. Die Perfection der Staatsverträge bietet eine Beſonderheit in— 
jofern dar, als feit lingerer Zeit geftritten wurde, ob au in Ermangelung eines aus— 
drüclichen Vorbehaltes ein Staatsvertrag, wenn ordnungsmäßig und ohne Leberichreitung 
der Inſtruction durch einen Geſandten abgeichloffen, der nachmaligen ausprüdlicen Ge— 
nehmigung des Zouveränd oder der Natification binterher bedürfe. Die ältere 
Praris neigte dahin, die Berfection der Verträge von dem Augenblide der Unterzeidnung 
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durd einen bevollmächtigten Minifter zu datiren. Einige Schriftiteller verwirrten die Frage 
durch eine ins Einzelne gehende Gafuiftit, indem fie unterichieden wiſſen wollten, ob ein 
Bevollmächtigter etwa gegen gebeime Inftructionen gehandelt habe, oder nicht. Damit 
wäre indejlen fir den andern Gontrabenten nichts gewonnen, Neuerdings hat die ent 
gegengefegte Praris die Oberhand gewonnen, nad welder Staatöverträge erjt mit der 
Natification wirkſam werden, oder, wie man beſſer fagen follte, die Ratification ftets als 
vorbehalten gelten jol. Es entfpricht dieſe Auffaffung der bejonderen Wichtigfeit der 
Staatöverträge, deren forgfältige Prüfung und Sichtung ihrer Feſtigkeit nur dienlich fein 
fann. Ausnahmen find allerdings denfbar, wenn es ſich z. B. um Verträge handelt, die 
jofert in Wirffamfeit treten follen und durch den Vorbehalt der Netification einen den Ab— 
fihten der Gontrahenten hinderlichen Aufſchub erfahren würden. Hicher würden die unter 
Kriegführenden getroffenen, zur ummittelbaven Ausführung beftimmten Abreden zu zählen 
fein. In ſolchen Fällen würde mindeftens der Vorbehalt der Aatification durch den Sou— 
verin ausdrüdlich auszuſprechen fein. 

S$. 40. Sicherungsmittel für die Erfüllung der Staatsverträge, 
Je weniger eine Auftizgewalt im Stande tft, den Privatverträgen Nachdruck zu verichaffen, 
deito mehr pflegt das Bedürfniß der Selbſthülfe in der Verſtärkung vertragsmäßiger For: 
derungsrechte hervorzutreten. Daher Pfand und Bürgichaften, oder was beim Beginn 
des internationalen Handel an der Grenze einander mißtrauiſch gegenüber ftehender Staa— 
ten zu gefchehen pflegt: die Erfüllung der Tauſchverträge Zug um Zug, der Taufchhan- 
del ohne Credit. Den Staatöverträgen fehlt eine ihre Erfüllung ſichernde Inftanz völlig ; 
jede Nation hat im welentlicen nur das Zutrauen auf den guten Willen des andern 
Gontrabenten und ihre eigene Kraft bei der worausfichtlih zu erwartenden Erfüllung der 
Verträge zu veranſchlagen. Noch wichtiger iſt indeſſen als Nüdhalt für das Vertrags: 
recht die Verftärfung der öffentlichen Moral in dem Staatenverfehr und die Rückſicht— 
nahme, welche beim Abſchluß der Staatöverträge einer einfeitigen Uebervortheilung der 
Miccontrahenten entfagend, die Gegenfeitigfeit der Vortheile für alle Betheiligten im Auge 
behält. Wie wefentlich dies ift, zeigt ſich an der Hinfülligfeit derjenigen Sicherungsmittel, 
welde man in alter Zeit zur Beſtärkung der Staatöverträge anzuwenden pflegte. Zus 
nächſt der feierlichen Betheuerungen und Eivesleiftungen, durch welche die Beobachtung der 
Verträge gelobt wurde. Schon im Mittelalter waren eidliche Verſprechungen  bedenflich 
geworden, nachdem das päpſtliche Dispenfationsrecht den Eiden ihre Unerſchütterlichkeit ge— 
nommen hatte. Das Einzige, was in der Gegenwart bei den Friedensſchlüſſen übrig 
geblieben, ift eine feierliche Eingangsformel: Au nom de la tres-sainte et indivisible 
Trinite, oder (mie im Pariſer Friedensinftrumente von 1856) au nom du tout puis- 
sant. Ein zweites Beftärfungsmittel, deſſen man ſich in älterer Zeit bediente, waren Die 
Geißeln. Entweder nah Analogie der Pfündung weggenommen oder durch Vertrag 
bingegeben, ſollten angeſehene, dem verpflichteten Staatswejen angehörige Perfonen bis zur 
Erfüllung eines Vertrags von den Forderungsberechtigten feftgehalten, im Nichterfüllungs- 
falle getödtet werden fünnen. Ihr Vermiftwerden ımd das ihnen drohende Schickſal wurde 
als Motiv gegen ſäumige oder widenwillige Pflicterfüllung benutzt. Da die neuere Zeit 
die Tödtung der Geißeln unbedenklich verwerfen muß, tft von Diefem Hülfsmittel wenig 
zu erwarten. Höchitens läßt es ſich im Verkehr mit halbwilden und barbarifchen Völkern 
vermwerthen, wenn deren Häuptlinge ſelbſt als Geißeln feitgebalten werden. 

Das in der Gegenwart gebräuchlichite Sicherungsmittel iſt — da auch Conventio— 
nalftrafe und Berpfindung den Verhältniſſen der Staaten zu einander wenig entſprechen, 
die Garantie, welde als eine Analogie der privatrechtlicen Bürgſchaft nur durch bes 
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fonderen Vertrag conftituirt werden fann. Der garantirende Staat übernimmt die Ber- 
pflichtung, mit feiner Macht für die Sicherheit der Nechte eines anderen Staates ein- 
zutreten, 

entweder in Beziehung auf ein obligatorifches Verhältnif, wie bei der directen Auf— 

nahme einer Staatsanleihe unter zwei Staaten ; 

oder in Beziehung auf die Aufrechterhaltung eines territorialen Befitftandes gegen 

Eroberung oder äußere Gefährdung. 

In dieſem letztgedachten Objecte der Garantie liegt eine in der Natur des Völ— 
kerrechts begründete Befonderheit. Der Garant übernimmt hier nicht die Sicherung eines 
obligatoriichen Berhältnifjes, ſondern eines bereits anerkannten Nechtözuftandes, vielleicht 
aljo des international gar nicht angezweifelten Eigenthums an Staatsgebiet. Seine Ber: 
pflichtung befteht in der Anwendung aller jeiner Hülfsmittel, um erforderlicienfalls ven 
Bedrohten vor Berluften oder Nechtöftörungen zu bewahren. Dagegen erlangt er fein 
Recht, ſich ungerufen einzumifchen in Veränderungen, die das garantirte Rechtsverhältniß 
etwa ohne jein Zuthun erleidet. Ebenfo wenig ift ev befugt, fein Echiedsrichteramt auf- 
zubringen. Andererſeits kann er auch nicht in Anfpruch genommen werden, wenn durch 
verſpätetes Eingreifen gegen eine drohende Gefahr die Möglichkeit der Abhülfe durch ven 
forderungsberechtigten Staat jelbft verfäumt wird. In früheren Jahrhunderten waren 
die Garantieverträge ein beliebtes Mittel, um fib Einfluß auf die Politik ſchwächerer 
Staaten in erheuchelter Uneigennügigkeit zu verſchafſen. Das Schupverhältnig zur Ver: 
theidigung halbſouveräner Staaten beruht auf dem Grundgedanfen der territorialen Ga— 
vantiebedürfniffe. Nicht zu verfennen ift, daß Garantieverträge vielfach bedenklich find, 
Der ſchwächere Staat kann möglicherweiſe einen gewiſſenhaften Garanteı in einen Krieg 
verwideln. Oder der Garant macht in Fritifchen Zeiten doch feine Häffsleiftungen von 
den eigenen Staatöinterefjen abhängig. ine bejondere Form find die Collectivga= 
rantien, welde die Neutralität gewilfer Staaten und folglidy deren Selbftftändigkeit 
nach außen gewährleiften. Die legte, diefem Gedanfen gewordene Anwendung bezog ſich 
auf das Großherzogthum Yuremburg und bat im englijchen Parlament zu einer unent= 
jchieden gebliebenen Streitfrage Anlaß geboten: Ob jeder einzelne Staat für fich allein, 
oder nur in Gemeinfchaft mit allen anderen garantirenden Staaten zur Aufrechterhaltung 
des gewährleifteten Zuftandes durch kriegeriſche Gemalt verpflidtet werde ? 

ALS ein Sicherungsmittel für die Erfüllung der Verträge fann in gewiffen Einne 
auch die Vorjorge für eine unparteiiſche Entſcheidung etwa entjtehender Streitfragen, na= 
mentlid auch der zweifelhaften Auslegung von Bertragsinftrumenten angejehen werben. 
Die im voraus geſchehene Bereinbarung einer ſchiedsrichterlichen Inſtanz für die Beilegung 
von Zwitigkeiten beruht auf diefem Gefichtöpunfte. Manche neueren Berträge enthalten 
eine ſ. g. Jchiedsrichterliche Claufel, in welcher die aus dem Vertrage erwachlenden Dif- 
ferenzen zu ſchiedsrichterlicher Entjcheidung verwiefen werden. In England insbejondere 
bat man Häufig die Berallgemeinerung dieſer chredsrichterlichen Clauſel als ein Mittel 
anempfohlen, um die friedliche Entwidelung der Völferbeziehungen zu kräftigen. 

8. 41. Aufhebung der Berträge. Durch den freien Willen der Contrahen— 
ten geichlofjen, fünnen Staatöverträge felbftwerftändlich auch durdy freie Webereintunft der 
Betheiligten aufgehoben werden. Ber den großen Gollectivverträgen des europäiſchen Völ— 
ferrechtd folgt daraus die Nothwendigkeit, dap ſämmtliche Gontrahenten fich wegen 
einer Vereinbarung mit einander in Verbindung jegen. Außerdem fommen bei Staats- 
verträgen diejenigen Anfechtungsgründe in Betracht, welche auch im Givilrechte ihre Geltung 
behaupten. Bon formalen Nichtigkeiten kann dabei eigentlich nicht die Rede fein. Es 
gibt feine Gewalt, welche die Innehaltung gewiſſer Formen bei dem Abſchluß der Ber: 
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träge vorichreiben könnte. Wenngleich aus natürlichen Gründen die ſelbſtverſtändlich herr— 
ſchende Regel, ift nicht einmal Schriftlichkeit zum Abſchluß der Staatsverträge er— 
forderlich. 

Eine beiondere Erwähnung vom völferrechtlihen Standpunkte aus verdienen folgende 
Aufhebungsgründe : 

1) Die Aufhebung wegen veränderter Umftände, oder die |. g. elausula rebus sie 
stantibus. Sie bot nämlich in früherer Zeit einen ſtets willfommenen Vorwand, um 
jih der Erfüllung vertragsmäßiger Obfiegenheiten zu entziehen. Wenn den Verträgen 
irgend welche über die jubjective Willfür der Contrahenten hinausgehende Bedeutung zu— 
tommen ſoll, fo darf indeſſen darunter nur zweierlei verftanden werben : entweder Fortfall 
einer von den Contrahenten ftillichweigend vorausgelegten Bedingung oder Eintritt einer 
Rejolutivbedingung, welde, auch ohne ausdrüdlich verabredet zu fein, in denjenigen Fällen. 
vorauszuſetzen ift, in denen ein beim Vertragsabſchluß vorhandener Staatszuftand, als 
angenommene VBorausfegung des Contractes aufhört, zu eriftiren. Die Beziehungen zweier 
Staaten zu einander find nämlich, mit dem Privatrecht verglichen, in viel höherem Mae 
abhängig von den thatſächlichen Ereigniſſen, die fih unabhängig von dem Willen der: 
ſelben durch Zuthun Dritter vollziehen. Ein als feſt worausgefegter Zuftand kann hin— 
terher plöglih unhaltbar werden. Es tft nicht mothiwendig, daß die Einwirkung ſolcher 
unberehenbarer Ereigniffe gerade in die Form einer Bedingung eingefleidet würde, um 
den Effect einer Bedingung herbeizuführen. 

2) Der Bertragsbrud; von einer Seite entbindet auch den anderen Contrahenten von 
der Verpflichtung, den Vertrag zu erfüllen. Im Givilvecht läßt ſich denken, daß man der 
Nichterfüllung eines Vertrages nur die Folge einer Erfüllungsflage, der Weigerung der 
Pflichtigen nur das gerichtlihe Zwangsrecht auf Anrufen der Berechtigten gegenüberftelle. 
Im Völkerrecht iſt es melentlich, dem Ichwächeren Staate dad Necht des Nüctrittes unter 
allen Umftänden zu laffen. Denn eben dies it die einzige Möglichkeit, die Gerechtigkeit 
gegen einen mächtigen Staat, der durch Krieg eines ſchwächeren Gontrahenten nicht ges 
zwungen werben fünnte, aufrecht zu erhalten. Andernfalls würde das widerfinnige Er- 
gebniß entftehen, dag ein Großſtaat gegenüber dem Kleinftaat jeine Forderungen erzwingen 
birfte, ohne feinerfeitS zur Erfüllung feiner Obliegenheiten angehalten werben zu fünnen. 
Auch in Conföderationen, allermindejtens im Staatenbunde muß behauptet werden, daß 
ein Bruch der Bundesgrundverträge die dadurch verlegten Mitglieder berechtigt, auszuſchei— 
den, vorausgefett, daß nicht eine Inſtanz zur friedlichen Ausgleihung dev Rechtsverletzun— 
gen im voraus vereinbart wäre. Die bloße Bezeichnung, daß ein Bund ein dauernder 
oder ewiger fein ſolle, fteht dem Ausſcheiden eines in jeinen Grundrechten geſchädigten 
Staates nicht entgegen. Ob aud) im Bundesftaate der Bruch der Verfaſſung einen da— 
von beſchädigten Einzelftaat zum Austritt berechtigen ſoll, it jedenfalls feine völferrecht- 
liche Frage, wenn nicht etwa die einzelnen Staaten, wie gegenwärtig in Norddeutſchland, 
eine bejondere völkerrechtliche Berfönlichkeit nach außen ſich bewahrt haben. 

Ber der rechtlichen Wirkung des Vertragsbruches ift übrigens wiederum zu unter- 
ſcheiden zwifchen Specialwerträgen einzelner Nationen und den wölferrechtlichen Ges 
fammtverträgen. Bei den erfteren wird der Bruch einer einzelnen Beſtimmung den Erfolg 
haben, die andere Partei zur Aufhebung des ganzen Vertrags zu berechtigen. Andernfalls 
wäre es jedem Gontrahenten hinterher in die Hand gegeben, fich einfeitig den ihm läftig 
geworbenen Beftimmungen zu entziehen und die ihm vwortheilhaften zu comferviven. Bei 
den Gefammtverträgen, welche ein wölferrechtliches Princip, 3. B. die Nichtanwendung ges 
wiſſer Zerftörungsmittel im Kriege, zur Anwendung bringen, wird die Zumwiderhandlung 
eines Kontrahenten niemald den Vertrag in deilen Beftande berühren, ſondern nur zur 
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Enviederung im Wege der Neprefialien berechtigen. Auch werden ſolche Verträge, wenn 
einzelnen Beſtimmungen zuwider thatlächliche Veränderungen vor ſich gehen, immer theil- 
weife fortbeitehen fünnen. So hat man immer angenommen, daß trog der feit 1830 
eingetretenen territorialen Neubildungen die Wiener Congreßacte in Wirkſamkeit ges 
blieben ift. 

3) Der Ausbruch des Krieges kann ebenfalls nicht ohne tiefeingreifende Wirkung auf 
das Vertragsrecht der friegführenden Staaten bleiben. Unbedenklich beftchen wur Diejenigen 
Berträge fort, welche jich gerade auf das feindliche Verhältniß der Friegführenden Staaten 
zu einander im woraus beziehen und beifpielsweile einen Verzicht auf gewiſſe an ſich micht 
völkerrechtswidrige Mittel der Kriegführung ausfpreden. Aufgehoben werden Diejenigen 
Berträge, welche mit dem Kriegsgrunde in irgend einem rechtlichen Zuſammenhange ſtehen 
oder ſelbſt binfichtlih ihres Inhalts oder ihrer Erfüllung den Krieg veranlaft baben. 
Alle anderen Staatsverträge, welche Leiſtung und Giegenleiftung von Kriegführenden ſtipu— 
liven, fönmen während Des Krieges nicht zur Ausführung fommen. Sie müllen daher 
mindeftens Juspendirt werben. Ob fie aber geradezu durd den Ausbruch des Krieges 
ohne weitered aufgehoben find und alſo im Falle eines Friedensichluffes ausdrücklich wies 
derhergeftellt werden müſſen, oder ob die Kriegführenden nur bevechtigt find, ihren Rück— 
tritt einfeitig zu erflären umd bet unterlaffener Erflärung die Neititution des alten Ver— 
tragszuftandes befonders ftipulirt werden muß, find meiftentheils noch offene Fragen, bes 
züglich mwelder die Meinungen vielfach von einander abweichen. 

(Ziteratur. Tronei: Saggio filosofico giuridico sulle convenzione internazionali, 1564. 


V. Die Magifraturen des völkerrehtlihen Verkehrs. 


8. 42. Das Sefandtihaftswejen der neueren Zeit. Die Achtung vor 
der Perſon der Gefandten iſt eine der früheften Manifeftationen der Völkerrechtsidee. 
Anfangs auf unklarer Empfindung, meiftentheils religiöſer Scheu berubend, wird Die Hei: 
lighaltung geſandtſchaftlicher Berfonen nach und nach als vechtlihe Notwendigkeit erkanut 
und zu dem Range einer für den Völkerverkehr unerläßlichen Fundamentalbeſtimmung er— 
hoben. Die geſchichtliche Entwidelung des Geſandtſchaftsrechts läßt und zwei Entwide- 
lungsſtufen erkennen, auf welche bereits hingewiefen wurde: das nicht ſtändige Geſandt— 
ſchafisweſen der älteren Zeit und ſpäter das ſtändige Geſandtſchaftsweſen jet dem Ende Des 
funfzebnten und dem Beginn Des ſechzehnten Jahrhunderts auffommend, jeit der zweiten 
Hälfte des fiebzehnten Jahrhunderts allgemein herrſchend. Allen Geſandtſchaftsweſen 
liegt als thatſächlich die Unmöglichkeit zu Grunde: daß die ummittelbar berufenen 
Staatöorgane, Monarchen oder demokratiſche Volksverſammlungen, die auswärtigen 
Neichsangelegenbeiten, die eine Urtöveränderung der verbandelnden Perionen noth— 
wendig machen, ſelbſt wahrnehmen. Entweder iſt die Gegenwart eines Herrichers 
im Inlande nothwendig, oder eine Volksverſammlung kann ſich überhaupt nicht 
außer Yandes begeben. Das ftindige Gefandtichaftsweien der legten Jahrhunderte 
zeigt und aber außerdem Das Wachsthum ver ftaatlichen Beziehungen: Auf der einen 
Seite jo zablreihe Geſchäfte, daß in Großſtaaten nicht einmal eine Perfon ausreicht, 
jondern zu deren Belorgung ein bejonderes gefandtichaftliches Perſonal erfordert wird, 
andererſeits eine in geſchäftlicher Tradition beruhende Sadwerftindigfeit in der Handhabung 
der diplomatischen Technik dev Verkehrsformen. Die Grundſätze, melde heute das Ge— 
ſandtſchaftsrecht ausmachen, find entweder Regeln des allgemeinen Völkerrechts oder 
Regeln des Geremoniels, welche fih in der Braris der monarchiſchen Höfe entwidelt ha— 
ben, weil fib das Geſandtſchaftsweſen umd die Diplomatie im ftrengiten Anſchluß an vie 
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fürftlihen Gabinete bielten. Einerſeits gelten die Gefandten als Vertreter ihrer abweſen— 
den Eouveräne, andererſeits waren fie Dur die Natur der ihnen obliegenden Geſchäfte 
genöthigt, am fremden Hofe ſelbſt zu vefidiven. Das Gefeg der Arbeitstheilung läßt 
übrigens chen jegt werausichen, dar das Geſandtſchaftsweſen im der Zukunft noch weis 
teren Veränderungen unterworfen werden wird. Neben den geſandtſchaftlichen Perfonen 
finden fich bereits andere, welde zur Wahrnehmung beionderer Angelegenheiten entſendet 
find, z. B. Milttärbevollmächtigte. Innerhalb der Gefandtichaften ſelbſt gliedern ſich die 
einzelnen Arbeitsleiftungen mehr und mehr in Einzelheiten. Hier und da finden ſich bereits 
rechtsverſtändige Syndici und Gonfulenten, die mit dem Völkerrecht und der juriftiichen 
Praris der einzelnen Länder vertraut find. Der Wirkungstreis der Geſandtſchaften läßt 
fich gegenwärtig in folgende Hauptbeftandtheile zerlegen : Belorgung der Nechtsangelegen- 
heiten zwilchen Staat und Staat, Vertretung der Rechtsangelegenheiten der im Auslande 
lebenden Staatsangehörigen, Pflege des freundſchaftlichen Verkehrs unter den Regierun— 
gen durch Informationsvermittelung und Gefäligfeitsfeiftung, Nepräfentation der Würde 
des vertretenen Staats im Auslande. 

(Literatur: Wiequefort, L’ambassadeur et ses fonetions (für die ältere Zeit), 
1679, 4. Ausgabe mit Barbeyrac’s Noten, 1730. — Mirus, Gelandtichaftsrecht, 1847. — 
F. de Cussy, Dictionnaire ou manuel lexique du diplomate et du consul, 1846. — 
Ueber das Techniſch-Formale: C. de Martens, Manuel diplomatique ou preeis des 
droits et des fonctions des agents diplomatiques, 1822. — Derfelbe, Guide diploma- 
tique. Leipzig 1832. 5. ed. intierement refondue par M. F. H. Geffeken, 1866. — 
Garcia de Vega, Guide pratique des — politiques du ministere des atfaires 
Etrangeres, 1852. — Comte de Garden, Trait® eomplet de diplomatie ou theorie gé- 
nerale des relations exterieures des puissances de l’Europe, 1833.) 

$. 43. Redt der Entjendung und des Empfanges. Geſandte zu ent= 
ſenden (actives Geſandtſchaftsrecht; und zu empfangen paſſives Gefandtichaftsrecht) ift 
ein Attribut dev ſouveränen Gewalt, hergeleitet aus dem Anſpruche auf äußeren Verkehr, 
welcher ohne Geſandtſchaftsweſen nur in ſehr umvolltommener Weiſe von Statten gehen 
könnte. Bon felbit verbietet fich ein Doppelte Geſandtſchaftsweſen in der Art, daß etwa 
gleichzeitig bei einem thatſächlich herrichenden und einem rechtswidrig enthronten Monar— 
den Geſandte unterhalten würden. Welche Perfonen ein Staat in gefandtichaftlicher Eigen- 
ſchaft entienden will, ob Gelehrte, Frauen oder Soldaten, unterliegt lediglich feiner Prü— 
fung. Auch find die Vorſchriften über Ausbildung, Vorbereitung, Ernennung und Befä— 
higung der gefandtichaftlichen Perfonen ein Theil des Staats oder Verwaltungsrechts. 
Das Völkerrecht kennt feine Unfähigfeitögründe, durch welche irgend eine zurechnungsfühige 
Perfon von der Uebernahme gelandtichaftlicher Funetionen überhaupt ausgejchloffen wäre 
Doch kann ein Souverän nicht für verpflichtet erachtet werden, jede beliebige Perfon zu 
empfangen. Jene bereits aufgeführte Zwedbejtimmung der Pflege freundſchaftlicher Ver— 
tehräbeziehungen und der gejellichaftlichen Nepräjentation bringt e8 mit fid, Daß ein Sou— 
verän wenigſtens ſolche Berfonen zurückweiſen darf, die ihm ungeeignet erfcheinen, in nä— 
herer perfönlicher Beziehung zu ihm zu ftehen. Von jeher war man daher der Anficht, 
daß aus diefem Grunde die eigenen Untertbanen in der Eigenſchaft eines Vertreters frem— 
der Mächte, nicht empfangen zu werden brauchen. Aus mehr ftaatörechtlichen Gründen 
dürfen auch ſolche Gefandte abgewiefen werden, welde, wie zumeilen die Nuntien der 
Püpite, befürchten’ liegen, Daß ihre weitausgedehnten Bellmachten zu Gonflicten mit ber 
inneren Staatöleitung führen könnten. Unter allen Umftänden wird indeffen vom Stand— 
punkte des heutigen Volksweſens aus zu behaupten fein, dar ftändige Sefandtichaften 
überhaupt nicht mehr willtürlich abgelehnt werden dürfen (was in der Mitte des ſiebzehnten 
Jahrhunderts Grotius noch werfichern fonnte,, daß man gegemwärtig ganz allgemein dag 
Borhandenfein ftändiger Geſandtſchaften als ein meientliches Clement eines friedlichen 
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Völtkerverlehrs anfieht, ergibt ſich gegentheilig aus der Auffajlung, welche in dem Ab— 
bruch der diplomatischen Beziehungen das Merkmal einer ernſthaften Zwiftigfeit oftmals 
jogar eines berannahenden Krieges erblidte. Die Gegenwart einer ftändigen Gefandt= 
ſchaft ſymboliſirt ſogar den weniger freundlich gefinnten Völkern gegenüber die dem Aus— 
lande zu erweifende Achtung ; fie gewöhnt außereuropäiſche Nationen langfam an einen 
freundichaftlichen Verkehr mit den Fremden. Aus dieſem Grunde war es nicht ohne 
Wichtigkeit, dap die Weſtmächte in dem letzten chinefiichen Kriege das Necht einer ſtän— 
digen Geſandtſchaft in Peking geradezu erzwangen. Entſendung und Empfang der Ge: 
jandten werden äußerlich vermittelt durch Beglaubigung, welde in vorftcehender Weile ges 
ſchehen kann: entweder durch Ausftellung einer Vollmacht zur Wahrnehmung beftumnt= 
ter darin mäher bezeichneter Gejchäfte, 3. B. der zum Abſchluß eines Stantövertrages 
nothwendigen Vorbereitungen und Vorverhaudlungen oder eigener |. g. Beglaubigungs- 
fchreiben der entjendenden an den empfangenden Souverän, die zu perjönlicher Ueber- 
gabe durch den ernannten Gefandten beſtimmt find, oder endlich durch einfache Schreiben 
zwifchen den auswärtigen Miniſterien der betheiligten Staaten. Dieje letztere, mehr form— 
loſe Art der Beglaubigung pflegt in ſolchen Fällen gewählt zu werden, in denen man den 
rein geſchäftlichen Charakter der gefandtichaftlichen Functionen ohne Repräfentation der 
Staatömürde hervorzuheben wünſcht (Charges d’Affaires). 

$. 44. Das Privilegium der Unverletzlichkeit. Unter allen dur das 
Völkerrecht geforderten Privilegien der gelandtichaftlichen Perſon ſteht die Umverleglichkert 
derjelben in erfter Yinie. Daſſelbe ift notbwendig, wenn der geichäftliche Zwed der Ge— 
Tandtichaften gegen Beeinträchtigungen gewahrt werden ſoll, weil der Gelandte nad der 
Natur der Dinge im Auslande mit phyſiſchen Mitteln gegen ungerechte Angriffe ſich 
überhaupt nicht wehren fanı. Das Privilegium folgt außerdem aus dem Grundgedan- 
fen der dur den Gelandten reprälentirten Unabhängigkeit und Winde eines fremden 
Staates oder Monarchen. Die Unverleglichfeit ſchützt den Geſandten gegen Angriffe Ein— 
zelner in fremden Staaten, namentlih auch gegen Beeinträchtigungen durch die fremde 
Regierung felbft. Verbrecheriſch, wenn von Einzelnen begangen, wäre jeder Angriff auf 
feine Perſon, der von der fremden Regierung ſelbſt verichuldet würde, ein Vergehen ge— 
gen das allgemeine Völkerrecht und ſomit ein Fall, der jeden Staat verlegt. Die Un- 
verleglichkeit der Gelandten bezieht ſich auf diejenigen ihm unmittelbar umgebenden Ge— 
genftände, im denen feiner Perfon möglicherweiſe Abbruch geichehen könnte: der Gefandt- 
ſchaftswagen, das Gefandtichaftshötel nebft den dazu gebörigen Mobilien, die Briefichaf- 
ten und Seripturen. 

$. 45. Erterritorialität. Mit dem Privilegium der Unverleglichkeit hängt 
der Grundſatz der Exterritorialität gefandtichaftlicher Perſonen zuſammen. In letzter In— 
ſtanz würde jedes Gerichtsverfahren zu einem Zwange gegen die Perſon werden können. 
Ohne jede Frage wird daher von vornherein ein Strafverfahren gegen die Geſandien mit 
ihrer Stellung unvereinbar fein und Deswegen vollftindig ausgeſchloſſen werden müſſen. 
Noch zu Anfang des 17. Jahrhunderts bezweifelten die angelebenften engliſchen Juristen 
die Erterritorialität der Geſandten gegenüber der Strafrechtspflege und erſt bunvert Jabre . 
ſpäter erfannte eine Parlamentsacte dies Privilegium an, weldes gegenwärtig von Nie 
mand beftritten wird. Etwas anders verhält es ſich mit der Givilvechtöpflege, deren Re 
ſultat nicht nothwendigerweile in einem perlönlichen Zwang gegen Die gelandtichaftliche 
Perſon befteben muß. Man bat daber gezweifelt, ob ſchon die Klage gegen Gelandte 
oder nur die Execution durd den Grundſatz der Exrterritorialität ausgeſchloſſen werde. 
Gegenwärtig ericheint die erftere Anficht, welche auch von der Civilrechtspflege den Ge— 
ſandten erimirt, als die herrſchende. Borbehaltlicd allerdings zweier Ausnabmen, unter 
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denen auch ein Fremder Souverän ſelbſt vor dem Gerichte eines Fremden Staates Recht 
nehmen muß: 1) bei ſolchen Klagen die im Gerichtöftand der belegenen Sache angebracht 
werden können, da Grundbeſitz ald am eimem phyſiſchen Theile‘ des Staatögebietd nie— 
mald extra territorium fein fan! und 2) bei Wiederflagen, wenn der Gefandte jelbit 
die gerichtliche Hülfe bei einer ausländischen Behörde in Anfpruch genommen hat. Auch 
jollte nicht bezweifelt werden, daß der Geſandte ſich Freiwillig in bürgerlichen Streitſachen 
einem Schiedsgerichte unterordnen kann, ohne freilich gezwungen zu fein, deſſen Ausſpruch zu 
befolgen. Der Grundgedanke muß mer überall feftgehalten werden: daß der Gefandte 
nicht zum Gehorſam gezwungen werden kann, und daß ihm auch in feinem Verfahren 
Ungehorfamsfolgen auferlegt werden dürfen. Aus eben diefem Grunde darf auch von dem 
Zeugnißzwange gegen einen Gefandten fein Gebrauch gemacht werden, wohl aber die Auf: 
ai und Einladung an ihn ergeben, überhaupt Zeugniß abzulegen. 

46. Nebenrechte der Gefandten Außer der Inverleglichkeit und der Er- 
—*8 — ſtehen den Geſandten noch einige andere Rechte zu, welche vergleichungsweiſe 
wohl nebenſächliche genannt werden dürfen. Zuvörderſt die Freiheit der Religions— 
übung, welche nur da eine praktiſche Bedeutung hat, wo es ſich um einen an ſich ver— 
botenen Cultus handelt, der entweder von der Staatsgewalt verhindert oder gar mit 
Strafe belegt werden könnte. Unter dieſer Vorausſetzung erſcheint das Recht der freien 
Religionsübung nur als eine Conſequenz der Unverletzlichkeit, die inſofern allerdings ver— 
ſtärkt iſt, als die Uebertretung der Landesgeſetze hier ausnahmsweiſe dem Geſandten nicht 
zugerechnet werden Toll, was bei anderen Geſetzwidrigkeiten der Fall ſein würde. Außer— 
dem genießen Geſandte herkömmlich gewiſſe Immunitäten, die zur Wahrnehmung ihres 
Berufes keineswegs erforderlich find, Tondern als Zugeftändnifje der Höflichkeit aufgefant 
werden müſſen und daher ganz nad Belieben der betreffenden Staaten ausgedehnt oder 
beichränft werden Dürfen: jo das Recht des zollfreien Bezugs von Berbraudsartifeln aus 
dem Auslande. Andere Abgaben für die Benutzung der dem öffentlihen Gebrauch die- 
nenden Anftalten des Auslandes hat er zu entrichten; ebenfo die aus dem Grundbeſitz 
hervorgehenden Steuern. Ein längft erfannter Irrthum ift es indeſſen, aus einigen Vor— 
tommniſſen der früheren Jahrhunderte ein Necht des Gelandten abzuleiten, über die Ders 
jonen feines Gefolges jelbft Yuftiz üben zu dürfen. Acte der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und der Beglaubigung von Urkunden pflegen innerhalb der Gompetenz der Gelandtichaften 
zu liegen; dagegen braucht fein Staat eine fremde Gerichtsgewalt neben fich zu dulden, 
jelbft wenn es vorfommen folte, day dem Geſandten durch den von ihm vertretenen 
Staat To ungewöhnliche Befugnifje nad Art der Gabinetsjuftiz eingeräumt wären. 

8. 47. Ausdehnung der gelandtihaftliden Privilegien Nach 
einer gegemwärtig feftitebenden Praxis haben die an der Gefandtichaft Durch perlönliche 
nähere Beziehung zum Gefandten oder doch geſchäftlich betheiligten Perfonen Antheil an 
dem Privilegium der Exterritorialität. In erfterer Hinficht find zu erwähnen die im Ge 
landtichaftshötel wohnhaften Familienmitglieder und das Gefinde, in letterer die ftändigen 
Beamten der Geſandtſchaft, welchen Titel fie immer führen mögen. Das Gleiche gilt 
von den Gourieren, den für internationale Zwede bejtellten veifenden Boten, die außerdem 
nad dem Herkommen von perfönlicder Durchſuchung an der Grenze befreit bleiben umd 
eines Anſpruchs auf vorzugsweiſe ſchnelle Beförderung durch die ftaatlihen Berkehrsan- 
ftalten genießen. Ob auch üffentlich autorifirte Agenten einer fremden Regierung oder 
Commiſſare, ernannt zur jelbftftändigen Wahrnehmung ftaatlicher Intereſſen im Auslande, 
der geiandtichaftlichen Privilegien theilhaftig find, iſt bis jett zweifelhaft. Auch darin 
war von jeher Meinungsverſchiedenheit, ob durchreiſende Geſandte in dem Gebiete dritter 
Staaten ebenfo zu behanveln find, wie ftändige Geſandte in dem fie empfangenden Staate. 
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Wenn man annimmt, daß alle ciwilifirten Staaten an der Aufredhterhaltung der das 
- Gefandtichaftswefen fihernden Normen gleichmäßig betheiligt find, fo dürfen auch durch— 
reifenden Geſandten feinerlei Schwierigkeiten in den Weg gelegt werben, fo lange als nicht 
etwa friegeriiche Operationen auf dem zu durchreifenden Gebiete Borfihtsmaßregeln erfor: 
derlich machen und der Gefandte fi) won den nach den Umständen gebotenen Neiferouten 
nicht entfernt. Unter diefen VBorausfegungen nimmt man an, daß ihnen Unverleglichteit 
zuftehe. Dem Verfehröbedürfniffe ift damit auch vollfommen genügt, da gegen Durchreis 
jende nur ein forum arresti begründet fein fünnte, fomit eine befondere Zuſicherung der 
Erterritorialität überflüffig it. Auch der Zeit nad) find die gefandtfchaftlichen Privilegien 
in billiger Weife ausgedehnt. Schon vor der Uebergabe der Greditive, mit dem Eintritt 
in das dem empfangenden Staate zugehörige Gebiet beginnen diefelben wirkſam zu wer: 
den. Sie dauern auch nach der Beendigung der Geſandtſchaft jo ange fort, als ein ſchei— 
dender Gefandter zur Ordnung feiner perfünlichen Angelegenheiten wor der Abreife 
bedarf. 

8. 48. Borfehrungen gegen den Mifbraud der geſandtſchaft— 
lichen Privilegien. Erterritorialität und Unverletzlichkeit können nicht die Bedeutung 
haben, den Gefandten von der Beobachtung der im fremden Staate geltenden Gelete zu 
entbinden. Im Gegenteil ift er verpflichtet, Ddiefelben zu achten und ſich überdies alles 
defjen zu enthalten, wa® das gute Einvernehmen zwiſchen den betheiligten Regierungen 
ftören fünnte. Wenn auch beifpielsweife der Gebrauch geheimer Kundſchafter zur Ausfor- 
ſchung einer fremden Regierung nod nicht geradezu als rechtswidrig bezeichnet werden 
darf, So ift doch gewiß, daß er ſich zur Erlangung einer ihm wichtig ericheinenden Infor— 
mation feiner das Yandesgefeg verlegenden Mittel bedienen darf. Auch das gilt als 
ficher, Daß die Privilegien der Gefandten niemals willtürlih auf andere Perfonen über: 
tragen werden dürfen. Die Unverleglichkeit des Gelandtichaftshötels fchiugt keineswegs 
flüchtige Verbrecher. Ein Aſylrecht diefer Art iſt niemals anerfannt worden. Wird die 
Auslieferung verlagt, To darf Ergreifung in chonender Weife vorgenommen werden. 
Jedenfalls ift für den Fall, daß die gelandtichaftlihen Brivilegien gemißbraucht werden, 
Abwehr oder Vertheidigung ſoweit geftattet, als fie im gegebenen Fall nothwendig er— 
ſcheint, die Rechtsordnung des angegriffenen Staates zu ſchützen. Der Vergleich mit 
der Nothwehr würde hier überall zutreffen. Eine jenſeits derfelben liegende Strafgewalt 
über die Verbrechen der Gejandten bleibt unbedingt ausgeichlofien. Sp lange das Ge— 
ſandtſchaftsweſen vorzugsweiſe die Miſſion zu erfüllen Hatte, eine mißtrauiſche Ueber— 
wahung an fremden Höfen zu üben, hatte man mancherlet Bedenken, den Grundſatz Der 
Straflofigkeit auch bei den ſchwerſten Staatöverbrechen anzuerkennen. Gegenwärtig ift die 
Theorie vollfommen einig in der Auseinanderhaltung einer niemals zu geftattenden Repreſ— 
fion durch Strafe und einer vollkommen zuläffigen Prävention gegen drohende Angriffe. 
Die Beftrafung eimer von Geſandten begangenen Nechtöverlegung ift bei dem entienden= 
den Souverän zu betreiben. Als Mittel der Abwehr find zu geftatten: Vorſichtsmaß— 
regeln gegen einen zu beforgenden Uebergriff, Warnungen insbefondere dann, wenn der 
Geſandte über die Nechtswidrigfeit feines Thuns in Zweifel fein könnte, ein Antrag auf 
Abberufung bei dem entjendenden Souverän oder mindeftens Beſchwerdeführung, Einjtel- 
lung des amtlichen Verkehrs oder Zufertigung der Päſſe als eine Art der Ausweifung ; 
in den denkbar ſchwerſten Fällen eines hochverrätheriſchen Complotts gegen die fremde Re— 
gierung geftatten Präcedenzfälle aus früheren Jahrhunderten gewaltſame Entfernung oder 
gar Sicherheitshaft bis zu dem Augenblide, wo die Entfernung möglich fen wird. Das 
neueſte Beiſpiel dieſer Art ereignete fid) in der Entfernung des amerifanijchen Gefandten 
Waſhburne durch den Dietator Yopez in Paraguay. Selbſtverſtändlich ift, daß ſolche 


6. Das europälihe Völkerrecht. sol 


änßerften Maßnahmen nicht willfürlich verhängt werben dürfen, jondern in jedem einzelnen 
Falle einer Rechtfertigung bedürfen. Nicht einmal beim Ausbrud eines Krieges unter 
den betbheiligten Staaten dürfen gelandtichaftlide Perſonen gewaltſam zurücdgebalten 
werben. 

$. 19. Rangelaſſen der Sefandten. Die früheren Jahrhunderte waren 
reich an kleinlichen Streitigkeiten über die Bräcedenzfrage unter den Gefandten fremder 
Meächte. Jeder Geſandte glaubte es der Würde feines Souveräns ſchuldig zu fein, bei 
öffentlichen Aufzügen und Feierlichkeiten die erfte Nolle zu ſpielen: ein Zeichen, dag man 
von einer Anerkennung der Gleichheit unter den Staaten noch weit entfernt war und die 
Unterichiede der politiſchen Macht in das Geſandtſchaftsweſen einzuführen trachtete, End— 
lich mußte man auf Auskunftsmittel Bedacht nehmen. Auf dem Wiener und fpiter auf 
dem Aachener Congreß tt dies geſchehen und damit der Etiquette an den Höfen eine in- 
ternattionale Bedeutung gewährt worden. Man ımtericheidet nunmehr vier Rangelaſſen. 
Die erfte begreift: Botihafter (ambassadeurs), Yegaten und Nuntien des 
Papftes Sie genießt befonderer Auszeichnungen und Ehrenrechte, deren Grund darin 
gelucht wird, daß man in den ihr zugebörigen Berlonen die perfünlichen Vertreter eines 
Souveräns vorzugsmere zu erbliden glaubte und danach das Gerementell bemejjen wollte, 
Die zweite Claſſe enthält: Geſandte im engen Sume und Mintfter. Die dritte, 
welcde auf dem Aachener Congreſſe geichaffen wurde: Mintfterrefidenten. Endlich 
die vierte: Geſchäftsträger, welde wie bereits erwähnt iſt nur bei den Ministerien 
der auswärtigen Angelegenheiten beglaubigt find, während alle vorangehenden Rangelafjen 
beim Souverän perſönlich acereditirt werden. Bezüglich ver gefanptichaftlichen Privilegien, 
machen dieſe Rangelaſſen nicht den mindeften Unterſchied Ihr Werth Liegt nur im der 
Aufrechterhaltung äußerer Diftinetionen für Zwede des gelandtichaftlichen Aufwandes und 
in der Möglichkeit, die Streitfragen der Eitelfeit abzufchneiden. Welche Nangelaffen ein 
Geſandter einnehmen joll, hat der entfendende Souverän zu bejtunmen, Doch pflegt dabei 
eine Rückſichtsnahme zu walten, indem die Neciprocität, ohnehin in allen äußeren Staats- 
verhandlungen eine Rolle fpielend, tinnegehalten wird. Daher üblicherweife Gleichheit des 
Ranges zwiſchen den unter zwei Höfen entfendeten und empfangenen Vertretern. Unter 
den Angehörigen derfelben Rangelaſſen entjcheivet die Anciennität, welde nad dem 
Datum Des offiiellen Empfanges berechnet wird, 

8. 50. Das Conjularwejen. Während die Gefandten fremder Mächte In: 
terejien und Rechte des Staates vertreten, dürfen die Conſuln als handelspolitiſche Ma— 
giſtraturen bezeichnet werden. Ihre Aufgabe ift ſomit enger begrenzt als diejenige der 
Sefandten, ihr Wirkungskreis ein localer. An beſtimmt bezeichneten Orten haben fie den 
Beruf, Die Bedürfniſſe des Handeld im Auslande zu unterftügen. Das Norddeutiche 
Bundesconfulargeieg fagt: „Die Bundesconfuln find berufen, das Interefie des Bandes, 
namentlich in Bezug auf Handel, Verkehr und Schiffahrt thunlichit zu ſchützen und zu 
fördern, die Beobachtung der Staatöwerträge zu Überwaden und dem Angehörigen der 
Bundesſtaaten in ihren Angelegenheiten Rath und Berftand zu gewähren“. Urſprünglich 
eine Anftalt der Selbjthülfe nnd deshalb won den Intereſſenten ſelbſt erwählt, find die 
Conſulate nad) und nad Staatdanftalten geworden. Die Rechte der Conſuln find erheb- 
(ih vor denjenigen der Gefandtichaften verſchieden. Kür die Zubilligung der Privilegien 
der Erterritorialität und Unverletzlichkeit befteht fein genügender Grund, es ſei denn, daß den 
Conſuln gleichzeitig diplomatiſche Functionen übertragen wären, was in einzelnen Fällen 
zu geichehen pflegt. Ueberhaupt gibt es feine allgemeinen Regeln, nad) denen die Rechte der 
Conſuln gegenüber einer fremder Regierung bemefjen werden könnten. Meiftentheils wird 
auf die befonderen Berträge zurüdzugehen fein, durch welche die Einfegung von Conſuln 

v. Holgendborff, Enchclepädie ber Rechtswiſſenſchaft. I. Sl 
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vereinbart wurde. Allgemein üblich iſt die Befreiung von perſönlichen Dienften an die 
Commune oder den Staat, die Unverleglichkeit "des confularen Archivs "gegenüber den Local: 
bebörven, das Necht, Legitimationspaptere der Landesangehörigen zu ertbeilen, Urkunden 
mit öffentlichem Glauben auszuftellen, Die Flagge und das Wappen des von ihnen hau— 
delöpolitiich reprälentirten Staates zu führen. 

(2iteratur: Alexander de Miltitz, Manuel des consuls, 1837—43. — Oppen- 
heim, Praftifches Handbuch der Confulate aller Yänder, 1854. — Neumann, Handbud bes 
Sonjulatwefens, mit befonderer Berüdfichtigung des öfterreihifhen, Wien 1854. — Quehl, 


Das preußifhe und deutſche Confulatweien im Zufammenhange mit ber inneren und äußeren 
Bolitil, 1365 — Moreuil, Manuel des agents consulaires frangais et dtrangers. 


8. 51. Arten der Conjulate. Die Confulate find entweder Handelsconfulate 
oder Jurisdictions- und Handelsconfulate. Schon im früheren Mittelalter übten die Con— 
julate eine großentheild ſchiedsrichterliche Gerichtöbarfeit über ihre Yandesgenoffen. Spä— 
terhin mußte eine derartige Gerichtsbarkeit an Wichtigkeit verlieren, nachdem der Grund: 
jag der Territorialität in der Anwendung der Gelege durchgedrungen war und überdies 
die ftindigen Gejandtichaften gegen Rechtsverletzungen der Fremden ſchützend und abweb- 
rend eingriffen. Daher in Europa die Umgeftaltung der alten Yurisdictionsconfulate zu 
bloßen Handelsconfulaten. Als eine auf Nüglichkeitsgründen beruhende Ausnahme darf 
es betrachtet werden, daß Durch neue Verträge den Handelsconfulaten eine höchſt beichräntte 
Gompetenz eingeräumt wird zur Aburtheilung folder Streitfülle und Ordnungswidrigkeiten, 
welche jich an Bord eines in fremden Häfen liegenden Schiffes unter der Schiffsmann: 
ichaft ereignen. Das Verkehrsbedürfniß erfordert bier eime ſchleunige Erledigung der 
minder wichtigen Sachen um jo mehr, als jeder Aufſchub in Folge langwieriger proceſſua— 
licher Verhandlungen der Ahederei empfindliche Nachtheile für Handeltreibende zur Folge 
haben würde. Dagegen find in vrientaliichen Staaten vielfach neue Jurisdictionsconſu— 
Iate begründet worden. Durch Gapitulationen und Friedensſchlüſſe find die Unterthanen 
riftlicher Staaten im Orient (aux chelles du Levant) der Gerichtögewalt der Yan- 
vesbehörden entzogen und mit den Privilegien der Erterritorialität ausgeftattet worden. 
In ſolchen Staaten, zu denen bis jest auch die Türkei zählt, üben die Gonfulate eine in 
Givil- und Straffaden competente Juſtiz. Bis zu welchen Grenzen’ fich dieſelbe erftredt, 
hängt weientlid von den Landesgejegen der dabei betheiligten europäiſchen Staaten ab. 
An ſich betrachtet, darf dieſe Einrichtung als ein Uebeljtand bezeichnet werden. Sie nährt 
den Haß zwiſchen Einheimiſchen und Fremden, indem die nationale Zufammengebörigfeit 
der Gonfulate und der ihnen unterworfenen Perjonen meiftentheils den Verdacht der Par: 
teilichteit wachruft. Auf der anderen Seite ift zu erwägen, daß die Unterftellung euro— 
päiſcher Unterthanen unter die Gerichte ſolcher Staaten, deren Gefege von grundläglicher 
Feindſchaft gegen alles Fremde erfüllt find, in der Praris nahezu gleichbedeutend fein 
würde mit Preisgebung der höher entwidelten Nechtsinterefien. Im dem einmal unver— 
meidlichen Gonflicte, der durch die Berührung völlig verſchiedener oder geradezu entgegen— 
geſetzter Gulturftufen Hewworgerufen werden muß, ericheint es als Das geringere Uebel, 
den Ausländer durd Privilegien zu ſchützen, als ihm völlig ſchutzlos zu laſſen. Es it 
eine Frage der Zeit, zu prüfen, wann von ſolchen Ausnahmsrechten Abjtand genommen 
werden kann. Die Türken und ihre außereuropäiſchen Bajallen haben ſich gerade im 
neuefter Zeit vielfach bemüht, eine Abſchaffung der alten Privilegien und Gapitulationen 
durchzuſetzen. Unter allen Umftinden wird zugegeben werden müſſen, daß bei einem ge- 
fteigerten Verkehr und einem Zufluſſe der Fremden die Erterritorialität gleichjam einen 
Staat im Staate entjtehen läßt und Reibungen unvermeidlich macht. 
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(2iteratur: Genevois, Histoire de la juridietion consulaire, 1866. — Lachaud, 
Juridietion des consuls à l’Etranger, 1865. — Jacobovits, Die Eonfplate als Gerichts- 
barkeiten in osmaniſchen Reiche, 1865). 


8.52. Ernennung der Conjuln. Wenngleich die confularen Einrichtungen 
allgemein üblich geworben find, fteht die Gründung neuer Confulate doch keineswegs tm 
Belieben ausländischer Regierungen. in Einverjtändnig derjenigen Staaten, in deren 
Gebiet eine confulare Behörde eingefegt werden fol, ift als nothwendig zu bezeichnen. 
Selbft zur Uebernahme der Amtöfunctionen eined für das Ausland defignirten Confuls 
ift die Mitwirkung der Landesregierung nicht zu umgehen. Diefelbe hat ein Beftätigungs- 
recht an den vom Ausland vollzogenen Ernennungen und übt baffelbe unter dem Titel 
des „Exequatur“, vor deſſen Ertheilung der Conſul ſich jeder amtlichen Thätigfeit zu ent: 
halten Hat. Auch kann das Erequatur, da der Gonful den Orts- und Landesgefegen 
unterworfen bleibt, aus erheblichen Gründen nachträglich widerrufen oder entzogen werden. 
Die Ernennung der Confuln jelbft erfolgt durch ſ. g. Provifionsbriefe (lettres de pro- 
vision), welche bei der auswärtigen Regierung zur Ertheilung des Exequatur eingereicht 
werden. Mit Rückſicht auf die perfönlichen Eigenfchaften der ernannten Conſuln unterſchei— 
det man: Wahlconfuln (consules eleeti) und Berufsconfuln (consules missi) eine Termi- 
nologie, die nicht mehr pafjend ift, feitdem auch die Wahlconfuln von den Regierungen 
ernannt werben. Die Berjchievenheit zwiſchen dieſen beiden Kategorien tritt darin her- 
vor, daß Berufsconfuln Untertanen des ernennenden Staates find, Wahlconfuln dagegen 
nicht zu fein brauchen, daß den letzteren, die unbeſoldet find und meiftentheil® Gebüh— 
ren für gewiſſe dem Publicum geleiftete Dienfte empfangen, der Betrieb faufmännifcher 
Geſchäfte geftattet ift, da fie ohnehin meiftend aus der an einem überjeeifchen Handelsplatz 
anſäſſigen Kaufmannſchaft entnommen zu werben pflegen, Berufsconfuln hingegen der Ab- 
ſchluß kaufmänniſcher Geſchäfte, da fie befolvet find, unterfagt ift. Auch werben faft überall 
nur Berufsconfuln, die nach dem Norddeutſchen Gonfulargefege vom 8. November 186 7 
eine bejondere Fachbildung nachgewiefen haben jollen, zur Wahrnehmung der Jurispictiong: 
confulate verwendet. Bei den Berufsconfuln tritt der Charakter des Staatsbenmten in 
feiner disciplinaren Unterordnung, bei den Wahlconfuln derjenige des unbefolveten Ehren- 
amtes ftärfer hervor. Auch gegenüber dem das Erequatur ertheilenden Staate ift diefe 
Unterfceidung nicht ohne Wirkung, Weil die Berufsconfuln Untertanen einer fremben 
Macht find, werden ihnen öfters größere Auszeichnungen zugeftanden, als den Wahlconſuln, 
die möglicherweiſe Unterthanen des das Erequatur ertheilenden Staates fein können, 

Auch in den Titulaturen der Confuln finden ſich Unterſcheidungen: Generalconfulate, 
Conſulate und Biceconfulate. Die näheren Beftimmungen über das Norddeutſche Con: 
ſulatsweſen finden fich in dem bereits erwähnten Bundesgefege vom 8. November 1868, 
deſſen Inhalt theils durch preußiſches Gefeg vom 29. Yuni 1865 bezüglich der Gerichts— 
barkeit ergänzt wird, theils noch weiterer Ausführungsbeftimmungen im Wege der Geſetz— 
gebung bedarf. Die Entwidelung des modernen Conſulatsweſens bezeugt gleichfalls die 
Zunahme des internationalen Verkehrs. Urſprünglich auf die wichtigiten Sechandelspläke 
beichräntt, jind Conſulate nach und nach, bejonders in der neueften Zeit auch an den be- 
dentenderen Plägen des binnenländifchen Handels eingerichtet worden, fogar im ſolchen 
Hauptſtädten, in denen fich Gefandtichaften finden. Cine genauere der fortichreitenden 
Arbeitötheilung entiprechende Abgrenzung der Competenz zwilchen den an einem und dem— 
jelben Orte fungivenden gelandtfchaftlichen und confularen Perionen kann daher in Zu— 
funft nothwendig werden. 


— ⸗ 
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Vl. Die völkerrechtlichen Streitigkeiten und der Krieg. 


8. 53. Die Bölferrehtsverlegungen und ihre Folgen. Zuiſtigkeiten 
und Zerwürfniffe der Staaten entftehen aus verfchiedenen Urſachen. Wo fie vorfonmen, 
find fie entweder hervorgegangen aus BVBerlegungen der internationalen Höflichkeit und be- 
fonderer aus einem engern Bündniß und Freundfchaftsverhältniffe entipringenden Anfor- 
derungen der Gefülligfeit. Bon einem Zwangsrechte des einen Staated gegen den ande— 
ren zur Wiederherftellung des alten Verhältniſſes kann hier feine Nede fein. Innerhalb 
der völferrechtlichen Schranken hat jeder Staat die freie Wahl, ob er andere Staaten 
ſich durch Einräumung eines Vorzugs verbinden will oder nicht, und auch innerhalb des 
pofitiven Vertragsrechtes Tpriht man aus diefem Grunde von Rechten der meiftbegünftig- 
ten Nationen. Ober Zerwinfniſſe geben hervor aus einer Verlegung der Intereffen, d. 5. 
der Staatsvortheile, welche jede Macht für ſich ſelbſtverſtändlich verfolgen darf, ſelbſt auf 
die Gefahr, den collivivenden Interefien anderer Staaten zu begegnen. Die erfolgreiche 
Anknüpfung von Handelsbeziehungen mit einem Staate, deilen Hilfsquellen bisher won 
einem dritten Staate ausfchlieglich ausgebeutet wurden, wäre ein Beiſpiel, woran ſich die 
einfache Forderung ſchließt, daß fein Staat einen anderen hindern Darf, im Wege der 
Concurrenz die eignen Intereffen ſelbſt zum Nachtheil anderer zu verfolgen. Es iſt von 
befonderer Wichtigkeit die Verlegungen der |. g. Imtereffen des berechtigten Eigennuges 
nicht zu verwechſeln mit Nechtsverlegungen. Denn nur die legteren künmen zur Anwen— 
dung des Nechtszwanges im verſchiedenen Formen befugen. Die hauptſächlichſten und 
wichtigiten Verlegungen des Völkerrechtes find: Nichterfüllung der in Staatöverträgen 
übernommenen Verpflichtungen, Zumiderhandlung gegen Staatsverträge und die jubjectiven 
Grundrechte anderer Nationen, in der Kürze alſo: Vertragsverlegung oder Delict. 

Während bei Verlegungen des Vertragsrechts das von Forderungsberechtigten zu 
begehrende Object der Befriedigung wenigftens in allgemeinen Umriſſen gegeben iſt, bietet 
die Yehre von den völferrechtlichen Delicten zahlreiche Schwierigkeiten. Streitig ift zu— 
vörderft das Vorhandenfein einer Bergehenshandlung in vielen Fällen: z. B. in Beziehung 
auf die Verweigerung einer in Ermangelung eines Auslieferungsvertrages begehrten Aus- 
lieferung eines flüchtigen Verbrechers, oder auf die Inmehaltung der Neutralitätspflichten, 
deren Umfang gerade jest aus Anlaß der ſ. g. Alabamafrage zwiſchen England und 
Nordamerika ftreitig geworden ift. Ber den von einer Staatsregierung anbefohlenen Hand: 
lungen, die eine fremde Macht verlegen, wird gerade ſehr häufig ftreitig fein: ob nur eine 
Störung an ſich wertheoller Intereffen oder eine Nechtsverlegung anzunehmen ift. Da— 
gegen wäre in einem derartigen Falle der Nechtöverlegung ohne jeden Zweifel der Staat 
durch die Zumwiderhandlung der Regierung zur Genugthuung oder zum Scadenserfat 
verpflichtet. Ebenfo wird der Staat durch die nidt befohlenen, ſoudern jelbftftändig vorge- 
nommenen Amtshandlungen untergeorpneter Behörden, wenn Rechte dadurch in ſchuldhaf— 
ter Weiſe verlegt werden, unmittelbar verpflichtet. Es ift nicht nothwendig, daß bei einer 
gegen den auswärtigen Staat Direct gerichteten Verlegung, der Weg der Civilllage von ihm be- 
fchritten werde. Vielmehr ift dem zum Echadenserfag gegen das Ausland verpflichteten Staat 
zu überlaſſen, ſeinerſeits Regreß zu nehmen gegen den Urheber einer ſchuldhaften That. 
Erhebliche Zweifel ergeben fich indeflen bereits bei den Fragen: Wie weit die Staatsge— 
walt ihrerjeits für die von ihren Unterthanen gegen eine fremde Macht begangenen Feind— 
feligfeiten unmittelbar verantwortlich gemacht werben fünne? Entiprang die Schädigung 
einer fremden Macht aus einer durd Die Geſetze für ftrafbar erklärten Handlung 3. 2. 
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Eintritt im eine fremde, kriegführende Armee), jo ift mindeftens auf Antrag des be 
Ihädigten Staates und unter der im einzelnen Fall eintretenden Bedingung der Recipro— 
cität in der Geſetzgebung des Beſchwerde führenden Staates zu ftrafen. Verweigerte Be- 
ftrafung wäre alsdann ein ſelbſtſtändiges Deliet. Allen es liegt auf der Hand, daß da- 
von: ob ein Staat gewille, von feinen Unterthanen verübte Angriffe gegen das Ausland 
für ftrafbar erklären will, oder nicht, Das Recht Des Auslandes felbjt nicht abhängig ges 
macht werden kann. Unter allen Umftänden ift jeder Staat verpflichtet, feine Unter: 
thanen daran zu hindern, daß fie nicht gegen befremmdete Staatöregierungen feindjelige 
und den Frieden gefährvende Acte begehen. Der Staat wird daher nicht nur dann 
verantwortlich, wenn er ſelbſt wölferrechtöwidrige Unternehmungen feiner Unterthanen bes 
günftigt, Jondern fogar, wenn er es unterläßt, deren Angriffe zu hindern, oder vechtzeitig 
dagegen einzufchreiten. Gerade bier können ſich ſchwere Gonflicte zwiichen der Staatsver— 
faffung und den völferrechtlichen Anforderungen ergeben. Jene kann der Regierung ver- 
bieten, in die Nechtsiphäre der perfönlichen Freibeit ihrer Unterthanen einzugreifen. Das 
Völkerrecht kann verlangen, daß jede Stantögewalt ſich ſoviel Macht vorbehalte, als er: 
forderfih ift, um ihre Unterthanen an Berlegungen der einem fremden Staate zuftehen- 
den Nechte zu verhindern. Die Ohnmacht einer Regierung, den Ausjchreitungen ihrer 
Unterthanen zu wehren, ift Selbjtichuld des Staates gegen das Ausland; Schwäche feine 
genügende Entichuldigung. Die Schwierigkeit, welche in dieſer ungemein wichtigen Wech- 
jelbeziehung zwiſchen Verfaſſungsrecht und Völkerrecht gelöft werden muß, läßt ſich aud) 
in diefer Frage ausdrüden: Wie weit ift jeder Staat verpflichtet, ſich felbft gegen An- 
griffe ausmärtiger Unterthanen zu ſchützen? Jedenfalls ſoweit als fie in feinem eigenen 
Gebiete begangen werden, woraus beifpielöweife folgt, daß die Yaft der Friedensbewahrung 
im Inneren nicht auf das Ausland abgewälzt werden kann. Wiemeit tft andeverfeits ein 
Staat berechtigt, Die Unterftügung des Auslandes zu verlangen zur Sicherung feiner 
eigenen Ordnung ? Jedenfalls nur infoweit, als er ſelbſt nicht im Stande ift, nach dem 
Grundfage der Territortalität ſich zu ſchützen und außerdem die in Anſpruch genommene 
Staatöregierung ihrerjeitd von einem rechtswidrigen Vorhaben gegen das Ausland unter- 
richtet war und ſchuldhafterweiſe eine Unterlaffung. beging. Die Grenzen der Ver— 
ſchuldung, zumal des Anlafjes, find indeſſen ſtets ftreitige geweſen. Soll der friedliche 
Zuftand unter den europäiſchen Nationen auf feiteren Grundlagen als bisher der Fall 
war, gefichert werden, jo darf behauptet werden, daß die völferrechtlicen Delicte der 
Staaten einer genaueren Beftimmung duch Theorie und Staatspraris im hohen Maße 
bepinftig find. Bis jegt lehrt die Erfahrung, daß in vielen, aus ſolchen Verhältniſſen 
hervorgegangenen Streitfällen zwifchen einfeitigen Anjchuldigungen und ebenfo einfeitigen 
Ableugnungen kaum ein Bermittelungsweg zu finden tft. 

Ss. 54. Friedliche Mittel zur Ausgleihung völkerrechtlicher Strei— 
tigfeiten. Die Herftellung eines verlegten Rechtes kann in verſchiedener Weife bewirkt 
werden. Aeußerſtenfalls Durch Krieg. Im friedlicher Weile fünnen Streitigkeiten ge: 
boben werden, 1) durch unmittelbare Berftindigung unter den ftreitenden Parteien, 
2) durch gütliches Hinzutreten unbetheiligter dritter Staaten, 3) durch Unvechtsenwiederung 
des Verletten. 

Eine unmittelbare VBerftändigung unter den Betheiligten kann herangeführt werden 
durch gründliche und leidenſchaftsloſe Erörterung der ftreitigen Punkte im Wege eigens zu 
dieſem Zwecke geführter diplomatifcher Verhandlungen, wofür der neuerdings beendigte 
belgiſch-franzöſiſche Eifenbahnftreit ein Beiſpiel Liefert, durch) Bernehmung und Proteftation 
ſeitens desjenigen, deſſen Abfichten verdächtigt oder als feindlich beſchuldigt worden find, 
durch Theilung des Streitobjected oder durch die Entſcheidung des Yoofes, zu welden man 
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ehemals öfters bei Rangſtreitigkeiten feine Zuflucht nahm. Mitwirkung dritter Staaten 
findet ftatt im Falle der gütlichen Bermittelung des Schiedögerichts. ine vermittelnde 
Macht, welche entweder von den Streitenden angegangen wird oder ihre guten Dienfte ans 
trägt, ſucht durch annehmbare Vorſchläge einen Vergleich unter den Parteien durch bei- 
derſeitiges Entgegentommen zu ftiften, wohingegen ein zwiſchen den Parteien vereinbarter 
Schiedsrichter, Souverän, Gerichtshof oder Privatperfon, die ftreitige Nechtöfrage, oder vie 
Höhe eines Schadenserfates ſelbſt entjcheidet, ohne übrigens das Necht zu erlangen, feinen 
Ausſpruch, der aus erheblichen Gründen, z.B. wegen offenbarer Zurüdjegung einer Par— 
tei durch verweigertes Gehör, angefochten werben könnte, gewaltfam durchzufegen. In ven 
Parifer Frievensverhandlungen vom Jahre 1856 Haben fich die bei ihnen betheiligten 
Mächte verpflichtet, ehe fie beim Entftehen eines Streitpunftes zu den Waffen greifen, die 
friedliche Vermittelung einer befreundeten Macht nachzuſuchen. Auch die neuerdings öfters 
vereinbarten „Conferenzen“ (3. B. zur Beilegung der Iuremburger und der griechiſch-tür— 
kiſchen Streitfrage) fünnen als eine Art der Vermittelung angejehen werden, weil die ftret= 
tenden Theile, ohne fi) einem Majoritätsbefchluffe unterwerfen zu müſſen, ſich doch nicht 
entichlagen können, die Rathichläge befreundeter Mächte entgegenzunehmen. In ähnlicher 
Weile hat man öfters die Aufgabe der Congreſſe aufgefaßt. Unrechtserwiederung fann in 
doppelter Weife angewendet werden, um einen Staat zur Nüdgängigmadung einer von 
ihm ausgehenden Maßregel zu bewegen: entweder ald Retorſion oder als Repreſ— 
alte, jene beftimmt als Rückwirkung gegen eine von fremden Staaten ausgegangene 
Unbilligfeit, dieſe als Abwehr gegen Rechtöverlegungen mittelft bejchränfter Selbit- 
hülfe; die Retorfion befteht in der Anwendung deſſelben unbilligen Grundfages, ver zur 
Beihwerde Anlaß bietet, auf die Unterthanen der betheiligten fremden Macht und empfiehlt 
fid) zuweilen um Ungleicheiten aus dem Privatrechtöverfehr der Staaten zu befeitigen. 
Repreſſalien find Erwiederung des Unrechts im Wege einer gewaltfamen Einwirkung auf 
beftimmt begrenzte, einer, fremden Rechtsordnung zugehörige Objecte. Ste unterjcheiden fich 
in der Beſchränkung des Objects und in der Abficht, den Friedenszuſtand zu erhalten, 
von der Friegerifchen Gewalt. Da ihre Anwendung indeffen im hohen Maße gefährlich 
ift und ſehr Häufig als Herausforderung zum Kriege empfunden wird, fo ift es mur zur 
billigen, daß man die Berechtigung zu Nepreffalten folcher Art nicht nur von dem Vor— 
handenfein eines Unrechts, ſondern auch von der Vergeblichfeit anderer Ausgleihungsver- 
ſuche abhängig macht. Die Art und Weife der Unrechtserwiederung kann fehr verfchieden 
jein, entweder genaue Nachbildung der Nechtöverlegung und Beziehung auf Perfonen oder 
Sadyen des delinquirenden Staates, oder Beſchlagnahme von Bermögensftüden mit endlich 
eintretender Folge der Aneignung , gewaltſame Feftnahme von Perjonen (nad) Art der 
Geißeln), Embargo, d. b. Verhinderung des Auslaufens der dem rechtsverletzenden 
Staate zugehörigen Schiffe aus den Häfen oder territorialen Gewäſſern der embargirenden 
Macht und endlich auch Blodade einer Handelöftadt, deren Verkehr durch Abjperrung 
gefchädigt werden ſoll (ſſ. g. blocus pacifique). Das Embargo kommt übrigens nicht 
allein als Unrechtserwiederung vor, fondern auch als eine worbereitende Mafregel, durch 
welche der Staat bei dem befürchteten Ausbruch eines Krieges ſchon im woraus dem prä— 
ſumtiv feindlich werdenden Eigenthum zum Zwecke ſpäterer Confiscation den Rüdzug ab— 
ſchneidet. Die Ungerechtigkeit diefer zu Friedengzeiten gegen den Handel ergriffenen Ge— 
waltmaßregel wird neuerdings allgemein begriffen. 


(2iteratur: Noble, Arbitration and Congress as a Substitute for War in the sett- 
lement of international disputes, 1862. — (Sanford), The law of special reprisals, 
1858. — (€. $. Burm), Eelbfthülfe der Staaten in Friebenszeiten, 135%. — Mas-Latrie, 
du droit de marque et du droit des represailles, 1568.) 
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$. 55. Der Krieg und die Kriegführenden Als letztes und äußerſtes 
Rechtsmittel geftattet Das Bölferrecht den Krieg. Er ift zum beftimmen: als gewaltjame 
Selbfthülfe der Staaten zur Aufrehthaltung ſolcher Rechte, die in friedlicher Weile nicht 
geſchützt werden können. In der Thatfache des Unrechts im BVölferleben und in der Uns 
möglichkeit, bis jest im völlig unparteiiſcher Weiſe eine gerechte Enticheidung gegen 
einen im Bertranen auf phyſiſche Macht begangenen Rechtsbruch durchzufegen Liegt die fitt- 
liche Nothmendigkeit des Krieges. Dem Staate ift in letzter Inftanz feine Wahl gelaffen 
als die: entweder jedes Unrecht gegen ſich geichehen zu laſſen, und durch den ein für allemal 
ausgefprochenen Berzicht auf den Krieg das Unrecht im voraus zu ermuthigen, oder zu den 
Waffen zu greifen im Vertrauen auf eine in der Weltgeichichte waltende Gerechtigkeit, 
und die moralifhe Unterftügung der in anderen Völkern lebendigen Rechtsüberzeugung. 
Im Vergleich zum Privatrecht und Strafrecht ift die Realiſation der wölferrechtlichen Anz 
Iprüche unzweifelhaft eine weniger fihere; doch zeigt fi) in der Gegenwart unzweifelhaft 
gerade darin eine Fortbildung des Völkerrechts, daß Kriege zum Zwede der Eroberung 
und der eigennügigen Ueberwortheilung eines ſchwächeren Staates vom Gewiſſen der Na: 
tionen verworfen werden und der Nechtöcharakter des Krieges in feiner bedingten Noth— 
wendigfeit ſtets deutlicher hervortritt. Nicht einmal jede Rechtöverlegung ohne Unterfchied 
vermag den Krieg politiich und fittlich zu vechtfertigen, fondern nur eine foldye, welche in 
ihrer Bedeutung und Größe die berecjnende Erwägung zurückdrängt: daß jeder Kriegfüh- 
rende mehr auf das Spiel fett, als er zu gewinnen hoffen darf. 

Objectiv betrachtet fan unter den Kriegführenden wie unter den Proceßparteien nur 
Einer im Rechte fein: der Fordernde oder der eine Forderung Verweigernde, der Angreis 
fende oder der Angegriffene. Wer der Berechtigte in der Sache ift, läßt fich indefjen im 
voraus bei dem Beginn eines Feldzuges ebenfo wenig in einer das Urtheil bindenden 
Weile jagen, wie in einem Procefje vor dem Borhandenfein einer vechtöfräftigen Entſchei— 
dung. In dem Kampfbeweise jind aljo die ftreitenden Theile nad) ihrem gegenfeitigen 
Verhältniſſe, wie nad) ihren Anforderungen gegen die Neutralen volltommen gleihbered= 
tigt. Jeder von den Kriegführenden hat feinem Gegner zu geftatten, was er fich ſelbſt 
erlaubt; jelbft zu unterlafien, was er am Gegner verwirft. 

Mit dem Ende des Mittelalters find nur noch Staaten Subjecte der Kriegführung 
oder im Bürgerkriege auch eine ſolche Partei, die zum erklärten Zwede der Losreißung 
und jelbftftindigen Conftituirung eines Staatögebietes zu den Waffen greift, wenn fie, der 
unterdrüdenden Macht des Strafgeletes entwachſen, ausreichend ſtark erfcheint, um die 
Kegeln der Kriegführung zu beobachten und fi im Kampfe behaupten zu fönnen. Unter 
jolden Borausjegungen kann einer aufftändiichen Partei von den Neutralen die Eigen: 
ſchaft einer Friegführenden Macht gleichlam in Vorausnahme einer Staatsorduung zus 
gebilligt werden. Dagegen ift es feine Frage des BVölferrechts: ob eine rechtmäßig beſte— 
hende Regierung den gegen jie kämpfenden Infurgenten die Behandlung als einer krieg— 
führenden Macht angeveihen laſſen joll, oder ob ſie von einem ihr zuftehenden Straf: 
rechte Gebraudy machen will. Ob eine auswärtige Macht wegen zu früher Anerkennung 
einer hinterher unterliegenden aufftändifchen Partei als friegführender im Bürgerfampf 
zur Rechenſchaft gezogen werben fann, bildet einen der Streitpunfte in der „Alaba= 
maſache“. 

Die Gegnerſchaft kriegführender Staaten kann durch Alliancen eine vervielfachte ſein. 
Man unterſcheidet daher Hauptparteien (verbündete und gegneriſche) und Neben: 
parteien. Eine Nebenpartei iſt vorhanden, wenn ein Staat nur zu beſtimmt bemeſ— 
ſenen Kriegsleiſtungen in Geld, Truppen oder anderen Zuwendungen einem Verbündeten 
verpflichtet iſt, während von einer Hauptpartei erwartet wird, daß ſie nach dem Maße 
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ihrer Kräfte bis zur äußerſten Anftrengung aller Mittel erforderlichenfalls einzutreten bes 
reit ift. In dem Verhältniß der Nebenpartet ift zu prüfen ihre Stellung zu ihren Ver: 
bündeten und zu dem gemeinſamen Gegner. Erftere ergibt ſich theil® aus den bejonderen 
Berabredungen der Bündnißverträge theild aus dem ergänzenden Sage: daß Die Neben 
partei nicht zurückgeſetzt und preisgegeben werden darf. Wie eine gegnerische Nebenpartei 
im Kriege zu behandeln, iſt weſentlich Sache der Politit. Sie kann geſchont, oder ebenſo 
thatkräftig bekämpft oder fogar, wenn fie fi zur Theilnahme am bevorftehenden Kampfe 
angeichloffen zeigt, vorzugsweiſe und zuerft angegriffen werden. 

(Literatur: Allgemeine Werke über den Krieg: N. Villiaume, l’Esprit de la guerre. 
Principes nouveaux du droit des gens, de la science militaire et des guerres civiles, 3 ed., 
1564. — P. J. Proudhon, La Guerre et la Paix, I. vol., 1869. — Bom politiichen 
Standbpunfte aus: P. Leroy-Beaulieu, Recherches &eeonomiques, historiques et sta- 
tistiques sur les guerres contemporaines (1853 — 1866), 1869. — Larroque, De la 


guerre et des arındes permanentes, 1966. — Bemis, The Reognition of Rebel Belli- 
gereney 1865). 


8. 56. Nriegserflärung. Um jeden Zweifel über die Grenzſcheide zwiſchen 
Krieg und Frieden zu zerftören, bat man von jeber darauf Gewicht gelegt, daß die Ab- 
fiht der Kriegführung von Seiten des Angreifenden unzweideutig erklärt werde. Ein 
plöglicher und unvermutheter Ueberfall des Gegners, der die Fortdauer des Friedens vor: 
ausfegt, iſt völkerrechtswidrig. Die Möglichkeit rechtzeitiger Gegenwehr gehört zum Be- 
griffe Des Krieges. Dagegen ift nicht mehr erforderlich, daß zwifchen Kriegserklärung und 
Kriegsbeginn ein längerer Zwiſchenraum verfließe oder die Kriegserklärung im einer feier- 
lichen Form, wie im den antifen oder mittelalterlichen Hevausforderungen abgegeben 
werde. Es genügt eine auch zur Kenntniß des Anzugreifenden gelangende Kundgebung an 
die Unterthanen der Friegführenden Staaten zum Zwede der Ankündigung des Kriegszu— 
ftandes, oder eine bedingte Erklärung, indem eine legte Frift zur Erfüllung einer unab— 
weisfichen Forderung geftellt wird (Ultimatum). Ohne vorangegangene Erklärung fan 
der Krieg beginnen, wenn einer auf fpectelle Nepreflalten gerichteten militäriſchen Maß— 
regel, 3. B. der Blodade, thatſächlich gewaltfamer Wiverftand entgegengefegt wird. Im 
ſolchen Fällen muß zur Befeitigung eines immerhin möglichen Zweifels eine Erklärung 
gefordert werden, daß der Kriegszuſtand eingetreten ſei. Neutrale Staaten haben ein 
Nechtöinterefie, nicht in Ungewißheit über Krieg oder Frieden belaffen zu werden. Bon 
directen Kriegserklärungen an den Gegner pflegt ihnen ohnedies nach der Praxis Kenntniß 
gegeben zu werben. 

8. 57. Mittel der Kriegführung Der Endzweck eines ausgebrochenen 
Krieges ift nicht nothwendigerweiſe vollkommen identiſch mit feinem uriprünglichen Rechts— 
grunde. Der Krieg begründet neue Forderungsvechte unter den ftreitenden Parteien, vor 
allen Dingen der Anſpruch auf Erfag alles durch den Krieg erwachlenden Aufwandes. 
Diefer Endzwed kann vollkommen nur dann erfällt werden, wenn einer der Gegner durch 
überlegene Gewalt unfähig gemacht wird zum Wiverftande, damit entweder die Erfüllung 
oder Die definitive Abweiſung ver auf den Streitgegenftand gerichteten Forderungen er 
reicht tft. Beſteht Die ernſthafte Abficht, den Gegner im Kampfe zu übermwältigen, nicht, 
jo Spricht man von Scheinkriegen, in welchen es denkbarerweiſe vortbeilhaft fein könnte, 
geſchlagen zu werden. Alle Mittel, welche erfabrungsgemäß auf die Erreidhung des End— 
zwedes von erheblichem Einfluß find, erſcheinen als gerechte Mittel des Krieges (1. 9. 
Kriegsräſon). Und unmgekehrt, diejenigen Acte der Zerftörung, welche unweſentlich oder 
erfahrungsgemäß unwirkſam erſcheinen für die Beendigung ded Krieges oder gegen Per— 
ſonen gerichtet find, deren Berlufte ohne Einfluß find auf die Entichliefung der Staaten, 
ericheinen unbedingt verwerflich. 
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Daraus ergibt ſich beiſpielsweiſe, daß Tödtungen von wehrloſen Privatperfonen, von 
Frauen und Kindern oder Zeritörungen von Privateigentbum — weil fie in der Noth 
des Krieges ald zwingende Motive zum Frieden nicht empfunden werden, nicht nur von 
dem ſittlichen Standpunft der Humanität aus zu verwerfen, jondern kriegsrechtlich geradezu 
unzuläſſig find. Nur gegen die Kräfte des Staates ıft Krieg zu führen, bis fie aufge 
bört haben, wehrbaft zu fen. Bon jelbft verfteht ſich Dabei, daß eine Verlegung der 
Regeln der Kriegführung auch den Gegner im Kriege zur Bergeltung berechtigt. 

Die Mittel der friegerifchen Action find entweder Mittel der Gewalt oder Mittel 
der Täuſchung. An der Erlaubtheit der Kriegslift im allgemeinen befteht nicht der mins 
dejte Zweifel: Unkenntniß und Irrthümer entwerthen im Kriege jelbit eine materiell über: 
legene Gewalt. Berbreitung falſcher Nachrichten und Hinterbalte zählen daher zu den 
angemefjenen Mitteln der Kriegführung. Das Recht, zu täufchen und zu bintergehen, 
bört Feinden gegenüber erjt da auf, wo Vertrauen erwartet werben darf, und die Mög— 
lichkeit des Widerſtandes ideell nicht beftcht. Auch gegen Feinde kann ſchnöder Verrath 
geübt werden: Vergiftungen, abſichtliche Anſteckung durch Krankheitsſtoffe, Ermordung durch 
gedungene Banditen. Unter allen Mitteln der Täuſchung iſt das allgemeinſte der Ge— 
brauch von Spionen oder Kriegskundſchaftern, welche unter Verheimlichung ihrer Abſicht 
durch täuſchende Veranſtaltung oder in Verkleidung innerhalb der feindlichen Linien Nach— 
richten für den Feind ſammeln. Obwohl der Dienſt eines bezahlten Spions für nicht 
ehrenhaft gilt, ſo weiß jeder der Kriegführenden, daß der Gegner ſich der Spionage be— 
dient. Jeder hat alſo die Möglichkeit, ſich zu ſchützen, und ſucht ſich zu vertheidigen, in— 
dem er das gleiche Recht übt und gegen die Spionage überdies die Motive der Abſchreckung 
durch eine uneigentlich ſ. g. Todesſtrafe präventiv in Thätigkeit ſetzt. 

Vowiegend trägt der Krieg den Stempel der Gewaltſamkeit gegen feindliche Sol— 
daten und feindliches Eigenthum. Der Zerftörung ift letzteres überhaupt infoweit 
ausgeſetzt, als dadurch weſentliche Bortheile für Operationen des Krieges zu erreichen 
find. Niederbrennung von Gehöften, hinter denen der Feind ſich verbirgt, Sprengung 
von Brüden, Inundationen von Feldern und Wieſen, Zerftörung der Eifenbahnen, Tele 
graphen und anderweitiger Gommunications= oder Transportmittel, Vernichtung von Vor— 
räthen, die dem Feinde zu gute kommen könnten, find Maßnahmen, welche zur herkömm— 
lichen Borjorge der Feldherrn gehören. Die Grenzen gegen ımerlaubte und barbarifche 
Zerjtörungen find allerdings nicht leicht zu ziehen. Doch würde anzunehmen fein, Daß 
jede über das vorausfichtlice Bedürfniß der Transportverhinderung hinausgehende Zer— 
ftörung foftbaver Eijenbahnbauten, oder die Verwüſtung einer weit ausitehenden Ernte 
auf den bereit betellten Feldern in der Gegenwart ſchwerlich der Mipbilligung entgehen 
dürfte. Geringfügigen und augenblidlichen Vortheilen des Krieges Dürfen nicht werthvolle 
Anftalten des Friedens durch dauernde Zerftörung bingeopfert werden. Es gilt bier 
der Grundſatz der Proportionalität in der Sphäre der Zweckmäßigkeiten. Die höchſte 
Stufe der friegeriichen Gewalt richtet fich gegen feindliche Perfonen und deren Yeben, 
Das Tödtungsrecht it unzertrennlich vom Kriege. Aber auch bier iſt wohl zu unterjcheis 
den zwifchen den Niedermegelungen und planlojen Bernichtungen des menſchlichen Yebens 
auf der einen Seite und der Beleitigung eines auf Tod und Yeben entſchloſſenen bewaffneten 
MWiderftandes. Die vollendete Art der Kriegführung heißt: entjcheidende Ueberwindung des 
Gegners mit geringften Opfem auch auf Seiten des Befiegten; völkerrechtswidrig iſt jede 
Zerſtörung, die um ihrer jelbjt willen verübt ward, unſittlich ſelbſt das Motiv der 
Rache gegen den überwundenen Feind im Kriege. 

(2iteratur. Corsini, Las leyes de la guerra segun las tradieiones y los adelan- 


tos de la eivilisacion, 1557. — Montague Bernard, Laws of war in den Oxford Es- 
says, 1856. — Graham, Military ends and moral means, 1964.) 
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$. 58. Der active Kriegsftand. Die Regeln ordnungsmäßiger Kriegführung 
find nur dann mit einiger Sicherheit einzuhalten, wenn in jedem Falle eine jtrenge per 
ſönliche Verantwortlichfeit für deren Ueberichreitung vorhanden ift. Eine ſolche kann aber 
nur gegeben fein in einem feft geordneten Obercommando und einer zum Gehorſam un— 
bedingt verpflichtenden, regelmäßig disciplinirten Truppe. Ohne ftändigen verpflichtenden 
Dberbefehl und die ftrenge Zucht des Friegerifchen Gehorfams feine Möglichkeit geordneter 
Kriegführung. Disciplin in den Armeen ift Tomit nicht nur fir die Sicherheit der 
Staaten, jondern auch für die Ordnung des Völkerrechts von Wichtigkeit. Daher die 
Anforderung: daß Die Acte der Kriegführung nur durch die der Verfügung Des Ober: 
befehl8 unterliegenden Truppenkörper und Streitkräfte zu Lande und zur Ser, niemals 
durch Privatperfonen auf eigene Hand und jelbftftändig vorgenommen werden dirfen. 
Nur die Truppen haben activen Kriegsftand, was als ein Fundamentalfag des neueren 
Völkerrechts anerfannt werden muß; denn nur jo fünnen Die Wirkungen des Kriegszuſtan— 
des von Privatperjonen und Privatvermögen wenn nicht überall thatſächlich, jo doc 
grundjäglic; fern gehalten werden. Die Staaten führen Krieg, nicht die Individuen wie 
in Zeiten der Barbarei. Zum activen Kriegäftand find aud die Freicorps zu rechnen, 
welche, in regelmäßiger militäriſcher Organijation fenntlidh gemacht, nur die Belonderbeit 
haben, daß fie für gewiſſe Zwede, namentlich den ſ. g. kleinen Krieg, jelbftftändig operiren 
können. Dagegen unterliegen Freifhaaren, d. h. ſolche Banden, welche ſich auf eigene 
Hand bewaffnen und ohne ftehenden Oberbefehl nach Gelegenheit vereinigen, auflöfen und 
zerftreuen, mit Recht einer ungünftigeren Behandlungsweiſe. Der Bandenfrieg ift Privat- 
frieg ohne völkerrechtlich anerkannten Anfprud auf Schug für Perfon und Eigenthum. 
Diejelben Geſichtspunkte müſſen aud bei der Würdigung der Kaperei im Seekriege 
gelten. Kaperei ıft nämlich eine durch Schriftliche Vollmacht eines kriegführenden Staates 
1. g. Kaper- oder Marfebrief) autorifirte Eeekriegführung Durch Handelsfahrzeuge, welche 
jomit zur Wegnahme oder Zeritörung feindlichen Eigenthums zur See im Dienfte der 
Kriegführenden berechtigt werden. Kaperei ift alfo Priwatkrieg zur See, welcher fich 
deswegen längere Zeit in Gebrauch erhielt, weil dic handelöpolitiihen Intereffen der See— 
herrichaft eine Vernichtung des vom Gegner betriebenen Seehandels zu fördern ſchie— 
nen und die Kräfte einer Kriegsmarine für diefen Zweck nicht ausreichend fein konnten. 
In den Pariſer Friedensverhandlungen wurde die Abichaffung der Kaperei beichloffen ; doch 
find bis jegt nicht alle Staaten den dahin gehenden Berabredungen beigetreten. 

$. 59. Paſſiver Kriegsftand. Nach der bereits gegebenen Begründung des 
activen Kriegsſtandes kann es nicht zweifelhaft fein, daß die Armeen, wie fie die unmittel= 
bar handelnden Zubjerte, To aud die unmittelbar leidenden Objeete der Kriegführung 
fein müſſen. Der abfichtlichen Tödtung und Berwundung unterliegen nur wehrbhafte Com: 
battanten, der Gefangennahme alle Angehörigen der Truppenkörper. Eine der wichtigjten 
Beſchränkungen des palfiven Kriegsftandes ift die auf der Genfer Convention beichlofjene 
Neutralifation aller der Pflege der Verwundeten dienenden Anftalten und Perſonen. 
Urfprünglid nur auf den Yandfrieg (1864) berechnet, iſt diefe Erklärung, welcher ſich alle 
civiliſirten Staaten Europa's angeichlofien haben, ſeitdem (1868) auch auf den Seekrieg 
ausgedehnt worden. Heilung und Pflege ſogar der verwundeten und erkrankten Feinde 
ift ſoweit als eine Sache der Menſchlichkeit und der Menichenrechte anerfannt. Im Die 
Mitleidenſchaft des Krieges werden aber trog der Beſchränkung des Tödtungsrechts und 
der Gefangenmahme auf die ummittelbar wirkenden Streitkräfte des Feindes ftets andere 
Kreife hineingezogen werben müſſen. Neben den nächſten militärtichen Aufgaben bat jeder 
Krieg auch eine Damit eng verbundene politiiche Seite. Es fommt darauf an: den feind- 
lien Staat zu verhindern, die ihm auf dem Kampfplag zugefügten Verluſte zu erlegen, 
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ſeine Armee auszurüſten, zu unterhalten und zu verpflegen und aus feinem Herrſchafts— 
verbältniffe über feine Unterthanen Bortheil zu ziehen. Demgemäß ift in Betracht zu 
ziehen: die Einwirkung des Krieges auf das Vermögen des Feindes und die Staatsein- 
richtungen im feindlicyen Yande. 

8. 60. Feindlides Vermögen im Kriege. Aus dem Rechtscharakter des 
modernen Krieges folgt, daß das Privateigenthum, abgefehen von dem Falle einer für 
Acte der Kriegführung unmittelbar nöthigen Zerftörung oder Benugung, dauernd nicht 
weggenommen oder angeeignet werben darf. Ganz ausnahmslos follte dies gelten von 
ſolchem Privateigenthtum, welches fi im Gebiet eines feindlichen Staates befindet und 
jomit dem Gegner thatſächlich noch gar nicht zugänglich iſt. Wie in der neueften Zeit 
feindlichen Unterthanen der ruhige Verbleib im Yande auch nach Ausbruch des Krieges 
geftattet wird, jo muß auch deren Eigenthum geſchont werden; wenngleich nicht geleugnet 
werden kann, daß die alte Anfchauung von der Rechtloſigleit des Fremden im Kriege 
noch einige Anhänger zählt, die alles auf den guten Willen und die milde Praxis ftellen 
wollen, oder gar noch Unterſcheidungen zwijchen beweglichen und unbeweglichen Gütern recht— 
fertigen. Anderd verhält es fich mit feindlihem Eigenthum im befetsten Feindesland, 
Hier gibt es mehrere Unterſcheidungen. Zunächſt 1) Privateigenthum, weldes in ver— 
zehrbaren und der Truppenverpflegung dienenden Naturalien befteht, darf zum Con— 
ſum weggenommen werben; unbedingt im Wege der bezahlten Zwangslieferung, welche 
als eine durch den Krieg nothwendige Erpropriation betrachtet werden kann. Bedenklich 
ift die Wegnahme ohne Zahlung oder Zahlungsverfpreden. Doch wird die ausnahme- 
weile Zuläffigfeit für den Nothfall nad der Natur des Krieges nicht zu beftreiten fein. 
2) Staatseigenthbum. Ale verzehrbaren Borräthe des feindlicen Staates dürfen 
nicht nur zerftört, ſondern aud verbraudt werden. Daflelbe gilt von Kriegskaſſen und 
baaren Staatögelvern, die für Zwecke der Nriegführung benutzt werden könnten. Grund— 
eigenthum der feindlichen Stantsgewalt darf mit Beſchlag belegt werden. Decupation 
während des Krieges, und folglich Veräußerung ift jedoch unftatthaft. 

$. 61. Beute und Priſe. Eine eigenthümliche Ausnahmeftellung nimmt in der 
Kriegführung ver heutigen Zeit die Decupation an feindlihem Gute ein; d. h. die Weg- 
nahme feindliher Sachen in der Abficht und mit dem Erfolge des Eigenthumserwerbes. 
Das bewegliche Eigenthum der feindlihen Staatsgewalt, welches für Zwecke der Krieg- 
führung brauchbar ift, kann durch Friegführende Mächte unbedingt vecupirt werben, z. B. 
Waffen, Pferde, Geihüge u. j. w. Aber aud an gewiſſen Gegenftinden des Privat: 
eigenthums findet immer noch Erbeutung jtatt: an allen Werthobjecten, welche eine feind- 
liche Perſon im Gefechte bei ſich führt und (wie man annimmt) der Perſon des Siegers 
preigibt. Unverkennbar bahnt ſich aber auch hier eine edlere Auffafjung bereits den Weg 
in die Denkweife der Armeen, Der gebildete und humane Eolvat verſchmäht, was 
eine ftrenge Theorie vertheidigt. Plünderung gefallener Soldaten durch Privatperfonen iſt 
öfter als Diebftahl beftraft worden. ALS völlig unzuläſſig in rechtlicher Beziehung muf 
ferner, jelbft wenn vom Feldherren der Belagerungätruppen vor dem Sturme geftattet, 
die Plünderung belagerter feindliher Plätze betradytet werden. Die bedeutendfte Aus: 
nahme von dem Princip der Unverleglichteit des Privateigenthums ift die ſ. g. Prife 
im Seekriege. Nach der alten noch gegenwärtig nicht aufgegebenen, aber durch Wifjen- 
ſchaft und Rechtsgefühl gleich angefochtenen Praxis unterliegt alles feindliche Privateigen- 
thum zur Eee, ſoweit es nicht eben durd Recht der Neutralen gededt wird, der Weg— 
nahme zum Zwecke der Zerftörung oder Aneignung, welche letztere einer Beftätigung oder 
Anerkennung durch ſ. g. Priiengerichte des kriegführenden Staates bedarf, um damit die 
Nationalität der „guten Priſe“ als feindlich zu conftatiren. Dieſe Schuglofigfeit des 


812 IV. Das üöffentliche Recht. 


feindlichen Privateigenthums bildet in rechtlicher Hinſicht den hauptſächlichſten Unterſchied 
zwiſchen Land- und Seekrieg. 

8. 62. Feindliche Staatseinrichtungen. Eine Invaſion feindlicher Ge— 
bietstheile begründet unzweifelhaft die Rechte, feindlichen Unterthanen diejenigen Befehle 
zu ertbeilen, welche mit dem Kriegszwecke im Zuſammenhang ftehen. Die gegneriſche 
Staatsregierung iſt zu hindern, aus ihrem Hewrichaftöverhältniffe irgend welche Vortheile 
zu ziehen, Steuern einzutreiben oder Truppenaushebungen vorzunehmen. Ebenſo iſt allen 
denjenigen Anordnungen Folge zu leiften, welche ſich auf die Sicherheit der Beſatzungs— 
truppen oder den Fortgang der friegerifchen Operation beziehen. Derartige Verfügungen 
haben feineswegs ihre Grundlage in einem blos phyſiſchen Gewaltverbältnif, fie beru- 
ben auf rechtlicher Anerkennung unter den Kriegführenden. Der Charakter aller folder 
Maßnahmen kann aber nur ein proviforifcher fein, und tft überdies ein durch Die That— 
fache der Belegung bedingter. Der Feind fann und Darf das Unterthanenverhältnig in 
den beſetzten Yandestheilen nicht aufheben oder gar auf ſich jelbft übertragen. Er bat 
feinen Anfpruch auf Heerdienftleiftungen oder perjönliche Unterftügung, auf Ausfunfts- 
ertheilung oder VBerrath von Staatsgeheimniſſen. Er kann fein Geleß aufheben oder än— 
dern, ſondern nur fuspendiven, ſoweit als es tm Intereſſe der Kriegführung oder der 
eigenen Sicherheit geboten erfcheint. Kriegs- und Standrecht gegen feindliche Unterthanen 
zu üben, ift ev nur foweit berechtigt, als Feindfeligfeit und Verbrechen gegen die Bes 
jagungstruppen zu unterdrüden und zu beftrafen find. Dagegen ift e8 den beſtehenden 
Gerichten eines feindlichen Staated zu überlaffen, inwieweit fie fir den regelmäßigen 
Gang der Civil- und Strafrechtspflege Sorge tragen wollen, ohne daß der Feind irgend 
ein Recht Hätte, für dieſen Zwed Stellen zu bejegen oder zu vergeben. Sehr bejtritten 
ift in der Gegenwart das Recht der Kriegscontributionen und Kriegsitenern im feindlichen 
Lande. Ein vechtliher Grund, von feindlichen Unterthanen Gelder zwangsweiſe zu erbeben, 
fönnte wohl nur in zwei Fällen anerfannt werden: wenn es ſich um Repreffalten handelt 
oder um eine wirkſame Unterdrüdung einer von feindlichen Bewölferungen ausgehenden 
Feindfeligkeit dur Androhung einer Gefammtverantwortlichkeit Aller, die in der Auf: 
legung einer Geldleiſtung (Contribution) zu erzwingen wäre. 

$. 63. Poftliminium und Kriegsgefangenihaft. Mit dem Wegfall einer 
feindlichen Invaſion hören auch alle diejenigen Verfügungen auf wirkſam zu fein, welche 
lediglich ihren Grand in der feindlichen Gewalt hatten. Der alte Rechtözuftand tritt 
wiederum von ſelbſt in Wirkſamkeit, wenn ein bejegt gewelener Landestheil unter Die 
Berfügung der berechtigten, vorübergehend aus der Herrichaft verbrängten, Staatsgewalt 
zurückkehrt. Auch für Privatrechtöverhältnifie gilt derſelbe Satz. Dede unzuläffige Ans 
eignung wird zu Gunften der rechtmäßigen Eigenthümer als nicht geſchehen angeſehen, 
jobald die factifche Verfügungsgewalt des Feindes in Wegfall kommt. Die Geſammtheit 
diefer die Thatfache der feindlichen Gewalt negivenden Wirkungen bezeichnet man gegen= 
wärtig als jus postliminii. Der Inhalt diefer Rechtsſätze muß ein um jo reicherer 
fein, je weiter fich der rechtliche Wirfungsfveis eines Kriegs erſtrecken kann. Bei den 
Römern bedeutete Gefangenſchaft des Feindes deſſen Nechtlofigkeit in perfönlicher Hinficht. 
Es fand Daher das postliminium gerade in der menfchlichen Perion feinen Ausgangspunkt 
und feine wichtigite Anwendung. Befreiung oder Rückkehr aus der Gefangenſchaft Lie 
die inzwiſchen untergegangenen Rechte der Perfon unmittelbar wieder aufleben. Poſt— 
liminium bedeutet daher: Wiedereintritt in einen Nechtögenuf, der nach vorangegangener 
thatjächlicher Störung und Beeinträchtigung feiner rechtliben Wiederberftellung, beim Fort: 
fall der ftörenden Thatſache bedarf. 
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Das Recht der Kriegsgefangenichaft hat fich gleichfalls im Yaufe der Jahrhunderte 
vollfommen umgeſtaltet. Bon einer Sclaverei, Tödtung oder Rechtsverkümmerung, jogar 
von einem durch das Mittelalter hindurchgehenden und bis in die neueſte Zeit fich er— 
ftiredenden Yosfauf der Gefangenen ift feine Rede mehr. Die Pflichten, welche der Staat 
gegen feine Kriegsgefangenen zu üben hat, find gleichjam in den Vordergrund getreten 
vor den Nechten; er muß fie unterhalten, verpflegen und aufbewahren, bis das Ende des 
- Kriegs auch völlig von felbft das Ende der Kriegägefangenfchaft eintreten läßt. Somit ift 
das ehemals wichtigſte Object des Poftliminium fortgefallen. Es bezieht ſich daſſelbe 
nur noch auf die Eimwirfungen einer feindlichen Gewalt auf Staatseinrichtungen und 
Privateigenthum. Soweit al8 der Feind berechtigt ift, definitive Erwerbungen zu machen, 
kann daher ein Poſtliminium nicht eintreten. Die inzwifchen verfaufte oder veräufßerte 
Beute, welche vechtmäßig gemacht wurde, verbleibt dem fpäteren Erwerber, der einen gül— 
tigen Privatvechtötitel an der Beute gewinnt. Sehr zahlreiche und ſchwierige Streitfragen 
bezogen fi auf die Wiedererfangung der vom Feinde zur See gemachten Prifen oder 
die ſ. g. Repriſen. 

8. 64. Friedensſchluß. Der Krieg kann auf verſchiedene Art ſein Ende fin 
ven : Tntweber durch Einftellung der Feindſeligkeiten von beiden Seiten, wenn Die Krieg— 
führenden ihre Kräfte vollkommen erjchöpft haben, ohne den thatſächlich nothwendig ges 
wordenen Frieden fürmlich erklären zu wollen, oder durch volllommene Niedenwerfung des 
Gegners, von welchen man eine Friedenserflärung nicht begehrt oder nicht erlangen kann, 
weil er den Erfolg des Krieges, nämlich die inzwifchen vollzogene Eroberung, nicht anerken— 
nen will. Oder endlich durch fürmlichen und feierlichen Berwag: Friedensſchluß. 
Dem völferrechtlichen Intereſſe entipricht die förmliche Beendigung des Krieges ebenſo fehr, 
wie die fürmliche Eröffnung durch Kriegserflärung. Jene beiden zuerſt erwähnten Arten 
der Beendigung laſſen es mindeftens für eine gewiſſe Uebergangszeit zweifelhaft, ob das 
Aufhören der Feindfeligfeiten nur ein vorübergehendes oder dauerhaftes jein werde. 

Nur durch Friedensihluß kann ein neues, feftes und Bindendes Nechtöverhältnig mit 
beſtimmten Anfangspunkten bergeftellt werden. Im der Regel geht demfelben, da der 
fürmliche Abſchluß Zeit erfordert, ein Waffenftillitandsvertrag voraus, mit welchen eine 
nur zeitweilige, ohne Abficht des Friedensfchluffes vereinbarte Einftellung der Feindfelig- 
keiten, f. g. Waffenrube, nicht verwechjelt werden darf, obgleich dieſe Verſchiedenheit ver 
Zwedbeftimmungen auf die juriftiiche Natur der gegenfeitigen Verpflichtungen feinen Ein- 
flug hat. Die Friedensinftrumente haben neben einem bejonderen, aus der Natur des 
vorangegangenen Streitfalles hervorgehenden Inhalt nothwendigerweiſe gewiſſe wefentliche 
Wirkungen: Sofortige Einftellung der Feindfeligkeiten vom Augenblide des Abſchluſſes 
oder (für entfernte Truppenbefehlshaber) der erlangten Kunde, (was übrigens auch für 
Waffenftillftandsverträge gilt); Freigabe der Kriegsgefangenen, welche ohne bejondere Ab: 
rede als Geißeln nicht zurücdbehalten werden dürfen; definttive und gleichſam rechtskräf— 
tige Beleitigung des Kriegsgrundes durch das neue im Friedensſchluß verabredete Ver— 
tragsverhältniß, ſo dar ein ſpäteres nochmaliges Zurüdgehen auf den alten Streitpunkt 
ansgefchloffen bleibt : eine Beflimmung, ohne welche die Friedensichlüffe (was fie in der 
Praris der Staaten lange Zeit hindurch geweſen find) nur ſimulirte Waffenftillftands- 
verträge fein würden ; ferner Bergebung aller während des Krieges bewirkter Schadens: 
zufügungen, aud wenn dafür fein beionderer Schadenserfag geleiſtet wurde (ſ. g. Am— 
neftieclaufel). Friedensſchlüſſe find ſtets unbedingt. Mißverſtändlich wurde eine Unterſchei— 
dung zwiſchen einfachen, veinen Friedensſchlüſſen paix pure et simple) und bedingten 
Friedensſchlüſſen gemacht. Unter jenen wollte man jolche verftehen, welche ji nur auf 
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Herftellung des Friedenszuftandes allein beziehen, ohne Beſtimmung über Befigveränderun- 
gen oder Stipulationen anderer Art zu enthalten. Hierbei wird indeſſen das Nichteintre— 
ten einer Bedingung mit der Nichterfüllung aller im Frieden verabredeten Yeiftungen ver: 
wechſelt. Wenn ein Theil feinen im Friedensichluffe übernommenen Berbindlichfeiten nicht 
genügt, jo könnte jelbftverftändlich wegen VBertragsbrucdes ein neuer Kriegsgrund entftehen. 
Neben ſolchen wejentlichen Inhaltsbeftimmungen, die in feinem Friedensſchluſſe fehlen kön— 
nen, finden fich gewiffe übliche Vereinbarungen, die in Ermangelung bejonderer Erklärung 
präfumirt zu werden pflegen, jedenfalls aber der freien Vereinbarung durch die Parteien 
unterliegen. Welchen Einfluß der Friedensſchluß auf das vor dem Kriege gewejene Ber: 
tragdrecht der Staaten ausübt, ift eine hierher gehörige Frage, deren Beantwortung durch— 
aus derjenigen correjpondirt : welden Einfluß der Ausbruch der Feindfeligfeiten auf das 
Bertragsrecht der kriegführenden Parteien ausübt. An allgemein anerfannten Präfumtio- 
nen gebricht e8 vorläufig. Man könnte höchſtens jagen, was das an ſich Wünfchenswertbe 
fein würde. 

Sehr ftreitig ift auch das Verhältniß einer fiegreihen Macht nach völliger Nieder: 
werfung und Wehrlosmahung des Gegners zu den von ihr eroberten Gebietötheilen. Es 
fragt fich, ob der Sieger an die Yandeöverfaflung des eroberten Gebietes gebunkben iſt, 
oder zu einer Einverleibung ſchreiten kann ? Wenn überhaupt eine gewaltfame Eroberung 
völferrechtlich anerkannt wird, jo muß auch zugegeben werden, daß der Sieger nicht durch 
das Geſetz des Befiegten in ftaatörechtlicher Hinficht gebunden fein kann. Gr bat viel- 
mehr frei zu entjcheiden, ob ein altes Verfaſſungsrecht, welches ohnehin in feinem weſent— 
fihen auf die Herrſchaftsberechtigung bezüglihen Theile hinfällig geworden, mit dem neu 
nad der Eroberung eintretenden Zuſtande vereinbar erjcheint oder nicht. Keinenfalls 
kann indeffen ein erobernder Staat Unterthanenpflichten von denjenigen beanfpruchen, 
welche vor oder bei Eimverleibung eines ehemaligen Staated das Pand in der Abjicht 
dauernder oder bis zur Herftellung der alten Dynaſtie vertagter Auswanderung ver— 
laſſen haben. 

(Ueber den Einfluß der Einverleibungen auf das Untertbanenverbältnig. Zwei Gutachten 


von Zahariä und Neumann. Abgedrudt in der Allgemeinen deutſchen Strafrehtszeitung, 
1568. ©. 304.) 


VI. Die Rechte der Nentralen. 


8.65 Weſen und Charafter der Neutralität, Mit vollem Rechte ſagt 
Heffter: „Nichts ſei für den rechtlichen Beftand einer ſittlichen Staatengejellihaft fo 
wichtig, als ein feſtes und klares Verhältniß der Neutralität.” Man künnte hinzufügen : 
nichts bezeichne jo Mar den Fortichritt der völferrechtlichen Entwidelung als die fortichreis 
tende Anerkennung der Neutvalitätsrechte durch die Kriegführenden. Denn dieſe Anerfen- 
nung beit: Webergewicht der friedlichen Nechtsintereffen über die in der Kriegführuna 
verfeindeter Staaten waltenden Intereffen der Zerftörung. Die Idee, daß der Krieg nicht 
das Maflofe und Willkürliche, ſondern jelbft dem Gegner vegelvehten Kampf bedeute, 
kann nur dann in der Wirflichfeit eintreten, wenn die Streitenden zuvor fi gewöhnt ha— 
ben, die Rechte unparteiiicher Staaten zu achten. Dem Neutralität beißt: Uns 
partetiiche Theilnahmlofigkeit eined Staates gegenüber dem Nampfe friegführender Staaten. 
Neutral za bleiben, ift das Recht jedes ſouveränen Staates; ob auch halbjouverine Staa- 
ten neutral bleiben können, wenn die Schugmacht in einen Krieg venwidelt wird, fünnte 
zweifelhaft ericheinen. Bezüglich der Joniſchen Infeln ift tm orientalifchen Kriege Die 
Trage bejaht worden. Neben diefem gegemwärtig anerkannten Rechte, den Kampfe anderer 
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Staaten fremd zu bleiben, ſprach man früher öfter von eimer ſ. g. unvolltommenen Neu— 
tralität, welche auf bloßer Vergünftigung einer Friegführenden Partei gegen ven berubt, 
weldyen diefelbe das Recht hätte wegen feinpfeliger Handlungen als eine Nebenpartet des 
Gegners zu befümpfen ; unvolltommene Neutralität follte auch vorhanden fein, wenn 
beiden friegführenden Parteien gleiche Bortheile, 3. B. Werbungen zur Verfügung geftellt 
werden. Solde auf tbatfächlicher Duldung beruhenden Verhältniſſe gehen indeſſen das 
Völkerrecht nichts an; höchſtens fünnen fie unter Umftänden als Beftandtheile der beion- 
deren Vertragsrechte einzelner Staaten betrachtet werden. Auch die Kriegführenden können 
ſich wechſelſeitig verpflichten, gewiſſe Gebietötheile ihres eigenen Territoriums als neutral 
zu vejpectiven. Unvollkommene Neutralitat beruht alfo auf feinem anderen Grunde, als 
auf einem Einverſtändniß der Kriegführenden. 

Rechte und Pflichten der Neutralität ftehen im engiten Zuſammenhange und bedingen 
ſich wechfelfeitig, dergeftalt, dak ein neutraler Staat, jo lange er feine Pflichten gegen’ 
die Kriegführenden beobachtet, auch feinerjeitS Die Achtung ſeiner Neutralität beanfpruchen 
kann, und umgekehrt jede Verlegung derjelben auch das Recht in Frage ftellt. Will man 
an die jubjectiven Grundrechte anfnüpfen, jo ergibt ſich, daß das Recht eine neutrale 
Stellung anzunehmen, ſowohl aus der Sclbiterhaltung und aus der Unabhängigkeit, wie 
auch aus dem Nechte auf Achtung abgeleitet werden fann. Die Schwierigkeiten der Neu— 
tralität liegen für ſchwächere Staaten vorzugsweile darin, daß auch die Schwäche, welche 
die Neutralität gegen Willtür eines friegführenden Staates nicht zu vertheidigen vermag, 
das Recht der Neutralität dem friegführenden Gegner gegenüber hinfällig macht. Im der 
Mitte zwiichen mächtigen Gegnern fann der neutrale Staat fehr leicht in Gefahr kommen, 
die ihm zugefügten Neutralitätöverlegungen büßen zu müſſen. Gerade auf diefer Erwä— 
gung beruht die bereit® erwähnte gemiffen ſchwächeren Staaten gewährte Neutralitäts- 
garantie der Mächte. Der neutrale Staat in feinem Verhältniß zu den Kriegführenden 
ift innerhalb feiner Nechtsftellung gleichzeitig Subject und Object folcher Berlegungen, 
welche man unter dem gemeinfamen Ausdruck der Nechtöverlegungen begreift. 

Aus dem Wejen und dem Begriffe ver Neutralität ergeben fich folgende Grundfäge : 
Der Neutrale ſchuldet Niemand Recenfchaft über die Gründe feiner Neutralität ; er kann 
zu ihrer Aufrechterhaltung Nüftungen und ZTruppenaufitellungen vornehmen, er bewahrt 
feine Rechtöftellung zu beiden Sriegführenden in derjelben Weile, wie fie durch das allge 
meine Völkerrecht für den Friedenszuftand vorgezeichnet find. Er braucht nicht zu dul- 
den, daß neutrales Eigenthum im Gebiete der friegführenden Staaten ſchuldhafterweiſe 
verlegt wird. Dies find feine Nechte. 

Andererjeits ſchuldet er jeden Kriegführenden Berantwortlichfeit dafür, dal; der Geg— 
ner weder Direct oder indiveet won ihm begünftigt werde. Er darf nicht dulden, daß neu— 
trales Gebiet durch feindlide Truppen betreten werde. Er bat fich jeder Störung der 
für die Kriegführung nothwendigen Maßnahmen zu enthalten. Dies find im wejentlichen 
feine aus dem Begriff der Neutralität abzuleitenden Pflichten. 

Unverfennbar zeigt fich neben der zunehmenden Achtung vor der Redtöjtellung der 
Meutralen auch gleichzeitig das Beſtreben, die Pflichten der Neutralen ftrenger zu beſtim— 
men als ehemals. In vielen Strafgejegbüchern werden ſolche Handlungen, welde mit 
den Neutralttätspflichten der Staaten im Widerſpruch ftehen, als verbrecherifch bezeichnet 
(3. B. Anwerbungen für den Dienft einer fremden Armee). Doch darf man hierin nicht 
zu weit geben. Jedenfalls mug man heutzutage annehmen, daß Verforgung einer frieg- 
führenden Truppe mit Heilapparaten oder Arzneien für feine Verwundeten, Pflege feind- 
licher Soldaten in Erkrankungsfällen nicht als Neutvalitätöverlegungen anzuſehen find. 
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Ebenſo wenig kann blos moraliihe Parteinahme over Bezeugung von Sympathien und 
Antipathien in Beziehung auf die fümpfenden Theile einem Staate zur Laſt fallen. 

8. 66. Der Handel der Neutralen Wenngleich die Principten, welche das 
Berhältnig der Neutralen und der Kriegführenden beherrihen, um großen und ganzen klar 
feftgeftellt werden fünmen, fo läßt fich doch nicht werfennen, daß die Thatſachen fich häufig 
gegen die Rechtsregel fträuben, welde den Krieg den Neutralen gegenüber für wirfungslos 
erklärt. Thatſächlich muß der Wrieg auf den Zuftand auch neutraler Staaten Einfluß 
baben. Es ift unvermeidlich, daR Neutrale in Folge eines geftörten Credits oder einer 
unterbrochenen Production an den finanziellen Opfern und Koften des Krieges wider ihren 
Willen theilnehmen. Die ſchwierigſte Frage in der Yehre von der Neutralität bezieht ſich 
auf den Handelövertehr. Der Handel ift nicht blos ökonomiſche Thätigkeit der Indivi— 
duen, ſondern auch finanzielle Hülfsquelle ter Staaten. Daher tritt bier ein gewiſſer 
Gegenſatz zwifchen den Intereſſen der Krienführenden und der Neutralen hervor. Jeder 
der Kriegführenden hat das Bemühen, ſeinen Gegner von dem auswärtigen Handel 
abzufcneiden, durch welchen diefer feine eigenen Erzeugniffe verwerthen und jene Bedinf- 
niſſe bezichen fan. Die Entziehung ganz allgemein gefühlter Lebensbedürfniſſe kann mög— 
licherweife ein wirffames Motiv der Nachgiebigfeit im Kriege werden. Mit dev Lähmung 
des auswärtigen Handels werden überdies ſtets die inneren Hülfsquellen eines höher ent= 
wicelten Staates ind Stoden gerathen. Je lebbafter die Induftrie und der Großhandel 
eines Staates ſich zu beihätigen pflegen, deſto empfindlicher für ven Staat jelbit jede 
Unterbredung. Eben diejelben Gründe, welche einen Kriegführenden beſtimmen, den Han— 
del des Gegners thunlichſt zu jchädigen, laſſen aber umgekehrt die Fortfegung dev früber 
angefnüpften Handelsbeziehungen den neutralen Staaten wünfchenswerth erjicheinen. Cie 
haben das dringende Intereffe, ihre Bezugsquellen und ihre Märkte im Auslande unver— 
ändert zu erhalten. Das Völkerrecht hat die Aufgabe, die rechtliche Ausgleichung zu fin 
den. Es muß Davon ausgehen: Der Feind ift mur mit den der Verfügung der Krieg⸗ 
führenden thatfächlich und rechtlich unterliegenden Mitteln, nicht direct auf Kojten der Neu: 
tralen zu befümpfen. Schadenszufügungen können zwar, von einer Partei im Kriege aus: 
gehend, auf neutrale Staaten in ihren Folgen fortwirten, jollen aber niemals, Durd die 
neutralen Staaten vermittelt, auf den Feind im Kriege übergeleitet werden. Hieraus 
ergeben fich naturgemäß folgende Negeln: Der Handel der Neutralen mit dem Feinde 
fann nicht verboten werben, aber er unterliegt thatſächlichen Störungen, für welde fein 
Schadenserfag verlangt werden kann. Am allerwenigiten kann der Handel neutraler 
Staaten unter einander wgend einer Verfügung der Kriegführenden unterworfen fein. 

Im binnenländiichen Handel werden ſich der Anwendung diefer Grundſätze feine 
großen Schwierigkeiten in den Weg ftellen. Die Communtcationen find meijtens gehemmt 
oder gefährdet, Die Bewegungen der Armeen jo ausgedehnt, daß eine Annäherung an den 
Kriegsſchauplatz erichwert werden fann. Schon aus dem Grunde, weil der Handel zur 
Auskundſchaftung Leicht bemugt werden fünnte, wird er das Schickſal des Perſonenverkehrs 
theilen und ftrengfter Ueberwacdung unterworfen fein. Im Seekriege verhält es ſich an— 
derd. Eine dauernde Oceupation der Seewege ift nicht möglich. Die hehe See hat 
außerdem Die Doppelte Eigenfchaft: einmal zuläffiger Schauplag der Feindfeligkeiten für 
die Kriegführenden und gleichzeitig auch friedlicher Berkehrsweg für die neutralen Staaten 
fein zu fünnen. Wenn man von den Belchränfungen des neutralen Hautels zu Kriegs— 
zeiten Spricht, pflegt man überhaupt nur den neutralen Handel zur See zu meinen. 

Hier zeigt ſich nun Folgendes: Während der der Natur des Meeres als eines freien 
Verkehrsgebietes aller Nationen allein entſprechende Sag der fein würde: „Kriegführung 
zur See iſt nur ſoweit zu dulden, als der Handel der Neutralen darunter nicht Leider‘ 
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bat die ältere mit den Seeherrichaftögelüften verwobene Praxis meiſtens den Sat hinge— 
ftellt, daß der Handel der Neutralen zur See nur ſoweit unbeläftigt bleiben fünne, als 
Die Zmede der Kriegführung dies geftatten. Das gegenwärtige Seekriegsrecht hat zwar 
namentlich 1856 durch die bereits erwähnte Abjchaffung der Kaperei und andere Berbej- 
ferungen bedeutende Fortichritte gemacht, Doch wird der volle Abſchluß einer bisher vielfach 
verfünmerten Bölferreditsentwidelung erft dann erreicht fein, wenn einerjeis die Unverletz— 
Yichfeit des Privateigenthbums zur See und andererfeitd das Recht der Neutralen anerkannt 
fein wird, die hohe See überhaupt den Feindfeligfeiten der Kriegführenden zu verſchließen 
oder mit anderen Worten fie dauernd für neutral zu erklären, unter der Beſchränkung 
diejes Begriffes, daß Damit eine einfache Durchichneidung der Seegewäfler durch Kriegs— 
ſchiffe nicht ausgeichloffen werden joll. 

Bom Standpunfte der gegenwärtigen Völkerrechtspraxis aus fann der Seehandel der 
Neutralen überhaupt noch einer vierfachen Beſchränkung unterworfen fein: durch Blodade, 
durch die Regeln über Kriegscontrebande, Durch Verbindung mit feindlichen Eigenthum 
und durch das Unterfuchungsrecht zur See. Ä 

(Literatur: Die neueften Arbeiten über ben Handel der Neutralen find folgende: Sötbeer, 
Sammlung officieller Actenftüde in Bezug auf Schiffahrt und Handel in Kriegszeiten. Grund— 
üge de8 Seevölferrecht8 der Gegenwart, 1855. Nachtrag dazu 1857 und 1859. Neue Samm— 
2 officieller Actenftüde, 1859—1862. - F. W. Russell, The new maritime Law. New- 
York 1856. — Hautefeuille, Histoire des origines, des progres et des variations du 
droit maritime international, 1853. — J. F. Macqueen, Chief points in the law of 
war and neutrality, search and blockade, 1862 — E. Cauchy, Le droit maritime in- 
ternational, considere dans ses origines et dans ses rapports avec les progrös de la ci- 
vilisation. 2 tom. 1862. — Hautefeuille, Des droits et des devoirs des nations neu- 
tres en temps de guerre märitime. 2 ed. 13859. — L Gessner, Les droit des neutres 
sur mer, 1965.) 

8. 67. Recht der Blodade Unter Blodade verfteht man die Abjperrung 
eines feindlichen Platzes durch eine denjelben belagernde Macht. Zu Lande. pflegt eine 
Belagerung meiftentheils in wölliger Abiperrung von allem Verkehr zu beſtehen. Eine 
Seeblodade ift dagegen ihrer ganzen Art nach unvollftändige Abiperrung eines Plages für 
den Seeverfehr ; wenn nicht etwa eine Belagerung zu Yande Hinzutritt. Für den Han- 
del der Neutralen bat vornehmlich die Blodade größerer Seehandelspläge und Häfen 
eine weitgreifende Bedeutung. Als eine VBeranftaltung der Kriegführenden wird bie 
Blodade zu beachten fein; aber nur dann ift das zu fordern, wenn fie effectiv, d. h. 
wirkſam gehandhabt wird. Sie muß über ſolche Streitkräfte zur See. verfügen, daß die 
Annäherung an den feindlichen Plag nur mit augenfcheinliher Gefahr der Aufbringung 
bewerfftelligt werden kann. Darin liegt ausgedrüdt: daß allerdings eine Unmöglichkeit 
der Annäherung nicht zur Wirkſamkeit gefordert werden fann, wohl aber nad) dem ge— 
wöhnlichen Yauf der Dinge die Durchbrehung der Abjperrungslinie als Sade befon- 
derer Geſchicklichleit, beſonderen Glückes, bejonderer Schnelligkeit oder bejonderer Unauf: 
merkfamteit eines blodirenden Geſchwaders anzufehen fein würde. Der Neutrale darf 
nicht beanfpruchen, daß feinetwegen die Anftalten der Kriegführung verftärkt werden; der 
Gedanke ift, daß ſolche Machtmittel, die dem Feinde gegenüber ausreichend find, um ihn 
vom Seeverfehr abzuichneiden, auch den Neutralen zur Achtung verpflichten. Welche Mit: 
tel nun ausreichend find, um eme Seeblodade herzuftellen, ift eine durchaus concrete That- 
frage, deren Beantwortung ſich nach der Dertlichkeit des blodirten Plates und der um— 
gebenden Küftengewäfler und der nautiſchen Technit der blodirenden Schiffe in jedem ein— 
zelnen Falle richten wird. Indem die Pariſer Friedensverhandlungen vorſchreiben, daß 
die Blodaden, um für neutrale Staaten verbindlich zu fein, effectiv fein müſſen, haben fie 
einen Grundfat bingeftellt, welcher der weiteren Ausführung bedarf. Offenbar entfpricht 

v. Holgenborff, Encyclopädie ber Rechtswiſſenſchaft. I. 52 
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es dem völferrechtlichen Intereſſe durchaus wicht, den zur See überlegenen kriegführenden 
Staat ſeinerſeits nach Gutdünken entſcheiden zu laſſen, was er zur wirfjamen Blodirung 
thun will. Erfahrungsgemäß wird er ſich den Neutvalen gegenüber mit einem Minimum 
begnügen. Er wird niemals zugeftehen, daß eine Blodade dem Erforderni der Effectivi— 
tät nicht entiprach. 

Zu ihrer Verbindlichkeit für Neutrale bedarf die Blodade außerdem der Notification 
an die Neutralen durch die zur Verhängung des Blodadezuftandes legitimirte Gewalt. 
In welcher Weiſe die Anzeige geſchieht, iſt gleichgültig, jedenfalls muß, wenn ſich für 
Neutrale Nachtheile ergeben follen, diejelbe als rechtzeitige Warnung wirken fünnen. Ord— 
nungsmäßige Blodade verpflichtet Jowohl die Regierung als die Unterthanen eines neu— 
tralen Staates zur Anertennung und Beobachtung. Der Verſuch mit einem blodirten 
Plat zu verkehren oder einen blodirten Hafen zu verlaffen, iſt Zumiderhandlung gegen 
das Recht der Kriegführenden. Miflingt ein derartiger Verſuch, jo ift das Vergehen 
des Blodadebruds vorhanden, welcher im Wege der Selbithülfe geahndet werden 
darf und Wegnahme des Schiffes und feiner Ladung, auch Fejthaltung feiner Mannſchaft 
zur Folge haben kann. Gelingt der Blodadebrud, jo it das ein Beweis, daß fie in 
einem gegebenen concreten Fall nicht thatkräftig genug gehandhabt wird und der neutrale 
Staat kann ſeinerſeits nicht für dieſen Mißerfolg verantwortlid, gemacht werden. Bon 
Wichtigfeit ift die Frage: Wann das Vergehen des Blockadebruchs ſoweit vorgeſchritten 
ift, daß eine Wegnahme als gerechtfertigt zu erachten ? Auch bier zeigt fich wiederum der 
alte Gegenfag der Interefen, indem die Kriegführenden ſich vielfach in ihren Prifengerich- 
ten mit unbeſtimmten Präfumtionen zum Nachtheil der Neutralen beholfen haben. Nach 
der ftrengften Anficht der Neutralen wäre Ergreifung in flagranti nöthig, nach der fireng- 
ften Anficht der Kriegführenden ſchon bloße Verſegelung eines Schiffes nach einem neu— 
tralen Hafen genügend, um die Wegnahme zu rechtfertigen. 

8. 68. Kriegscontrebande. Berforgung des Feindes mit Mitteln der Kriegs 
führung ift, wenn von Unterthanen begangen, verrätheriſch, wenn von Neutralen unter 
nommen, neutralitätswidrig. Zuvörderſt ift jede Regierung verpflichtet, die Zufuhr von 
Kriegsmaterial an einen der Kriegführenden zu hindern. Im Sechandel find indeffen 
Contxole und Ueberwachung äußerft ſchwierig. Daher die ergänzenden Regeln der Kriegs— 
contrebande oder die AZuläffigfeit der Selbfthülfe gegen neutrale Unterthanen wegen neu— 
tralitätswidrigen Handels mit dem Feinde. Uebertretung der aus den Neutvalitätspflich- 
ten abzuleitenden Handelsverbote (contra bannum) hat mindeſtens Gonfiscation der 
Kriegscontvebande zur Folge. Zweifelhaft und bejtritten ift, ob ein Fahrzeug, welches 
Kriegscontrebande an Bord hat, gleichfalls weggenommen werden darf; ob Wiſſenſchaft 
des Capitäns oder Befrachters von der Eigenichaft der Fracht erforderlich oder nicht ? 
Die größte Schwierigkeit ergibt fich aber wiederum bei der Interefjenfrage: was als 
Kriegscontrebande nach allgemeimem Völkerrecht angejehen werden darf? Seit Grotius 
hat man vwerfucht, mit Nücjicht auf die Neutralitätspflicten alle Handelsartifel unter 
einem dreifachen Gefichtspunfte zu gruppiven : 1) ſolche Waaren und Materialien, welche 
niemals für Kriegszwecke beftimmt fein können (5. B. Bücher, Papier u. |. mw), 2) ſolche 
Gegenftände, welche bei ihrer Anfertigung ftets für Zwede der Kriegführung beftimmt zu 
jein pflegen: Kriegs- und Transportſchiffe, Militäreffecten, Waffen, Kriegsmunition, 
3) ſolche Gegenſtände, welche theils zu friegeriichen, theils zu friedlichen Zweden verwen— 
det zu werden pflegen (ſ. g. res aneipitis usus), Dieſen drei Glafjen werden im we— 
ſentlichen verſchiedene Nechtsregeln angepaßt werben müſſen. Die erfte darf niemals 
einem Handelöverbote unterworfen werden. Die zweite Clafie von Gegenftänden bedarf 
feines Verbotes, weil ihr Zweck ein joldes won ſelbſt nad) allgemeinen Grundfägen in 
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fih trägt. Streitig und zweifelhaft ift die dritte Claſſe. Ste ift überdies von größter 
bandelspolitifcher Wichtigkeit, weil gerade Diejenigen Handelsartifel, welde die größten 
Werthe vepräfentiren, für Krieg und Frieden gleich nothwendig und gleich brauchbar 
find: Rohmaterialien, wie Eifen und Steinkohle, Bauholz, Hanf, Schwefel, Zalpeter, 
Lebensmittel, Getreide, edle Metalle, Geld, Dampfmafchinen für Schiffe. Der Kriegfüh- 
rende betrachtet folde Gegenſtände einfeitig mit Nüdjiht auf ihren Werth fir feinen 
Gegner, der neutrale Staat vorwiegend vom Standpunkt ſeines Handelsvortheiles. 
Will man den Kriegführenden geftatten, ein einfaches Verbot zu erlaffen, welches gewiſſe 
Gegenjtände für Contrebande erklärt, jo überliefert man den neutralen Handel ihrer Will: 
für ; folgt man lediglich der Meinung der Neutralen, jo wäre es denkbar, daß bie 
Kriegführung erhebliche Beeinträchtigung erfahren fünnte. Ein Ausweg aus diefen Schwie— 
rigfeiten kann nur vermittelft der pofitiven Vertragsichliegungen gefunden werben, durch 
welche entweder Die Nationen gemeinfam von Zeit zu Zeit beſtimmen, was aufer dem 
eigentlichen Waffenhandel als Kriegscontrebande angefehen werden darf, was nicht. Das 
Weſen der Kriegscontrebande ift eigentlich von tharfächlihen Berhältniffen abhängig ; die 
nur gelegentliche oder mebenfüchliche Beſtimmung gewiffer Gegenftände zu friegerifchen 
Dperationen, oder die Qualität eines Rohſtoffes, der eink Veränderung und Umfornung 
Durch induftrielle Arbeit verlangt, follte niemals ein Verbot rechtfertigen. Jedenfalls kann 
ſich ein Staat der Conſequenz der von ihm eigenmächtig erlaffenen Handelöverbote nicht 
entziehen. Er wird, wenn er in der Page der Neutralen fich befindet, unbedingt gegen 
ſich ſelbſt gelten laſſen müſſen, was er als Kriegführender feinerjeits von den Neutralen 
beanfpruchte, und umgekehrt als Kriegführender Berzicht leiſten auf Verbote, die er als 
Neutraler früher gegen fich jelbjt nicht anerfannte. Bis jegt gibt es feine überall gang— 
baren Beftimmungen über den Begriff der Kriegscontrebande, doch ift es unzweifelhaft, 
daß die Handelöinterefjen mehr und mehr die Ueberhand gewinnen über die militärifchen. 

Der Thatbeftand des verbotenen Handels it gegeben nicht etwa mit bloßem Kauf 
und Berfauf zwilchen Untertbanen eines neutralen Staate® und andererſeits denjenigen 
einer Friegführenden Macht, jondern, wie man meiftentheild annimmt, mit der begonnenen 
Zufuhr, alfo mit beginnender Yeiftung an den Eriegführenden Staat ald Empfänger. 
Unter dieſem Gefichtspunfte hat man auch einzelne perſönliche Dienftleiftungen für den 
Feind als Kriegscontrebande aufgefaßt, 3. B. Beförderung von Mannſchaften oder von 
Depeichen für eine feindliche Armee. 

(Literatur: Moseley, What is contraband of war and what is not. Comprising 


all the american and English authorities on the subject, 1861. — Marquardſen, Der 
Trentfall. Zur Lehre von der Kriegscontrebande und dem Transportdienft der Neutralen. 


1562). 

$. 69. Beihlagnahme des neutralen Eigenthbums zur See. Wäh— 
rend das feindliche Eigentum zur See der Wegnahme unterliegt, iſt neutrales Eigen: 
thum — abgejehen von den Fällen der Kriegscontrebande und des Blockadebruchs an fich 
unverleglih. Nun können aber diefe einfachen Regeln auf Schwierigkeiten ftoßen, wenn 
neutrales und feindliches Eigenthum in äußerer Verbindung mit einander treten: Ent— 
weder neutrale Fracht auf feindlichen Seefchiffen, oder feindliche Fracht auf neutralen 
Schiffen. Mit der Löſung des hier geftellten Problems haben jich die Tegten Jahrhun— 
derte in der Yiteratur und auf den Schlachtfeldern, in der Diplomatie und in Friedens- 
ſchlüſſen beichäftigt. Der Reihe nad find folgende Normen aufgeftellt und zeitweife 
beobachtet worden: 1) Entweder „frei Schiff: unfrer Gut, unfrei Schiff: frei Out‘; 
d. h. die Separation der juriftifch nacdhweisbaren Eigenthumsftüce der Neutralen und des 
Feindes wird für die Zwecke der Wegnahme oder Freigabe vollzogen. Anſcheinend der 
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Theorie entfprechend, hat diefes von den Engländern ehemals befolgte Syſtem den ſchwe— 
ven prattiſchen Nachtbeil, daß die Intereffen der Neutralen nicht geſchont, ſondern im Ge— 
gentheil durch die Nachforfhungen nach der Eigenichaft der an Bord neutraler Schiffe 
geladenen Waare in fortlaufenden Störungen des neutralen Seehandels verlegt werben. 
2) Schon die feindliche Eigenichaft eines Beitandtheils im Verkehr jei e8 des Schiffes, 
oder der Yadung bat den Berfall des neutralen Eigenthums an dem anderen Beftandtbeil 
zur Folge: ein Syſtem, welches als Repreſſalie gegen das erftere zeitweiſe von Frankreich 
gehandhabt wurde. 3) Der Grundfag: „Die Flagge det die Ladung“ oder: „frei Schiff: 
frei Gut; unfrei Schiff: unfrei Gut; wobei juriftiich davon ausgegangen wird, daß Die 
Eigenfchaft der Hauptſache (alfo des Schiffes), über Wegnahme oder Freigabe der Neben- 
ſache (alfo der Waare) entſcheiden ſolle. Diefes dritte Spftem wurde von den neutralen 
Staaten der engliſchen Ceerechtöpraris entgegengeftellt. 4) Die Vereinbarungen von 
Paris (1856) haben nicht nur das englifche Syſtem verworfen, fondern noch einen Schritt 
über die ehemals von den Neutralen geftellten Forderungen hinaus getban. Es gilt nun— 
mehr der Sag: frei Schiff, frei Gut — in foweit alfo die bisherige Rechtsauffaſſung 
der Continentalftanten; außerdem aber aud: unfrei Schiff, frei Gut — infoweit aljo- 
die alte Regel der Engländer. " Neutrale Schiffe deden die feindliche Fracht; neutrales 
Eigenthum darf auch an Bord feindliher Schiffe nicht weggenommen werden. Der ein= 
zige Nachtheil, welcher fich alfo gegenwärtig für den neutralen Handel in feiner Beziehung 
zur Rhederei eines Mriegführenden Staates ergeben kann, ift der: daf mit der Aufbringung 
eines feindlichen Schiffes die neutrale Waare feftgehalten, von ihrem Beſtimmungsorte 
entfernt und durch Zeitverluft oder Berichlechterung entwerthet werden kann. 

8. 70. Frühere Jahrhunderte fannten außer den bereitd angeführten Hemmungen 
des neutralen Handels noch anderweitige Beichräntungen, deren rechtliche Zuläſſigkeit in 
der neueften Zeit eine zweifelhafte geworden if. Sie dürfen als Verlegungen der Neu— 
tralen betrachtet und deswegen als unerlaubt bezeichnet werden. Hierher gehört 1) das 
Verbot neutraler Küftenfchiffahrt längft eines feindlichen Litorals. Grund deſſelben war 
die Schwierigkeit weit ausgedehnter Blodade. 2) Das Verbot des neutralen Handels 
mit den feindlichen bis zum Ausbrudy des. Krieges vom Mutterlande verichlofien gehaltenen 
Solonien, wobei man von dem Sage ausging, daß die Yage der Neutralen im Krieg nicht 
vortheilhafter werden dürfe, als fie bei fortbeftehendem Frieden geweſen fein würde. 
3) Das Vorkaufsrecht der Kriegführenden an ſolchen Handelsartifeln der Neutralen, welche 
dem Feinde zugeführt werben und ohme gerade Kriegscontrebande zu jein, doch Vortheile 
irgend welcher Art verichaffen könnten. 4) Das Recht, neutrale Handelsjchiffe zu den 
im Kriege nothwendigen Transportdienften gewaltſam gegen Entſchädigung zu gebrauchen. 

(Literatur: L. 8. Aegidi und Klaubold, Frei Schiff unter Feindesflagge. Sammlung 
der Beitrebungen zur Fortbildung des Seerechts feit 1956, auf Veranlafjung der Bremer Han- 
belsfammer herausgegeben. — Vıidari, del rispetto della proprieta privata fra gli stati 


in guerra, 1867. — Yeaman, Some observations upon international prize law and 
the abolition of marine captures, 1867). 


$. 71. Das Durchſuchungsrecht. Handelsſchiffe einer fremden Macht dür— 
fen in Ermangelung eines ausdrüdlich geftattenden Vertrages auf hoher See in Friedens: 
zeiten nicht angehalten oder durdhfucht werden. Zu Kriegszeiten galten bisher andere Re— 
geln, indem ein Durchſuchungsrecht bisher geübt wurde zur Wahrnehmung der den Kriegs 
führenden gegen den neutralen Seehandel zuftehenden Rechte. Gegenftand dev Durchſu— 
hung find nur Handelsfahrzeuge, niemals Kriegsichiffe, deren Verhalten durch öffentliche 
Autorität und Verantwortlichkeit binveichend gededt ift. Jedenfalls ift das Durchſuchungs— 
recht des Ktriegführenden, als eine bisher von den Neutvalen geduldete Ausnahme auf 
das Allernothwendigfte zu beichränfen. Zunächſt binfichtlich des Ortes, Unter feinen Um— 
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ftänden dürfen die Küftengewäfler eines neutralen Staates ſelbſt gemißbraucht werben ; 
und auf hoher See kann eine Durchſuchung auch nur an ſolchen Schiffen zugeftanden werz , 
ben, weldye von oder nach einem feindlichen Hafen ſegeln oder zu fegeln ſcheinen. Schiffe, 
die offenbar auf der Fahrt zwifchen zwei neutralen Häfen begriffen find, dürfen nicht an= 
gehalten werben. Unterjudungsberechtigt find Truppenbefehlshaber oder Gapitäne eines 
Kriegsichifies, Falls Kaperei befteht, auch Kaperſchiffe, ohne daß es irgend einer fpeciellen 
Vollmacht bedürfte. Aber diefe Berechtigung verfteht fich im einzelnen Fall doch nur uns 
ter der Borausfegung eines binveichenden Grundes, mindeftens alfo eines durch die Um— 
ftände gevechtfertigten oder entſchuldbaren Verdachts, daß das unterfuchte Schiff gegen die 
Nechte der Kriegführenden verftoße, z. B. wegen Befrachtung mit Kriegscontrebande oder 
wegen Führung einer neutralen Flagge jeitens eines der Wegnahme unterliegenden feind— 
lichen Fahrzeuges. Ob fi der anfangs gehegte Verdacht hinterher beftätigt ober nicht, 
ändert an dem Berhältnig des neutralen Staates zu dem vorgenommenen Unterfudungs- 
acte jelbft nichts, erſt ein gar nicht zu vechtfertigender Gebrauch des Durchſuchungsrechtes 
würde den Kriegführenden verantwortlich machen. Mit Beziehung auf das durchſuchte 
Schiff kann das Ergebnif der Durchſuchung ein verſchiedenes fein: entweder Widerlegung 
des zur Durchſuchung beftimmenden Verdachtes und foldenfalls jofortige Freigabe; oder 
Verdäctigkeit, jei es, daß fie nicht gehoben oder gar beftärft würde, und ſolchenfalls Be— 
ſchlagnahme zum Zwecke definitiver gerichtlicher Aburtheilung vor einem Prifengerichte, 
Als veritärtte Gründe des Berdachtes behandelt die Praris insbejondere: Widerfeglichkeit 
gegen Die durchſuchende Mannichaft oder Vernichtung der Yegitimationg- und Schifföpapiere 
vor vollendeter Unterfuhung. Im Falle fi) ein unterfuchungspflictiges Schiff auf die 
Flucht begibt oder ernfthafter Widerftand verfucht wird, kann nach worangegangener War: 
nung Gewalt bis zum äußerften gebraucht und bis zur Zerftörung ausgedehnt werben. 
Die Art der Durchfuchung jelbft kann je nach den Umſtänden willkürlich ftrenger oder 
leichter gehandhabt werden, Mit Nüdficht auf ſolche äußere Modalitäten wollten einige 
Publiciſten ein einfaches Beſuchungsrecht (right of visit) beftehend in dem bloßen Beſtei— 
gen des Schiffskörpers und ein ftrengeres Durchfuchungsrecht, beftehend in der Erforihung 
der inneren Schiffsräume unterjchteden willen. Doc find dies lediglich Untericheidungen 
quantitativer Art ohne juriftiichen Werth. 

(iteratur: W. B. Lawrence, Visitation and search: or an historical sketch of 
the British elaim, to exereise a maritime police over the vessels of all nations in peace 
as well as in war, 1858). 

$. 72. Gonvotirung. Unter allen Umftänden ift aud bei mäßigem Gebrauch 
das Durchſuchungsrecht dem neutralen Handel binderlih und läſtig. Dazu kommt, daß 
fi) gegen Chicane wenig thun läßt. Um ſich gegen den Mißbrauch zu jchügen, verfiel 
man auf das fichere Geleit. Die Holländer beanfpruchten zuerſt ein Geleitsrecht 
‘droit du convoi) in dem Sinne, daß der neutrale Staat in der Uebernahme der Ver- 
antwortlichkeit für Neutralitätöverlegungen feiner Unterthanen deren Handelsichiife bis 
zu ihrem Beltimmungsorte von jenen Häfen aus durch Kriegöfahrzeuge begleiten läßt. 
Die Undurchſuchbarkeit der Kriegsſchiffe wird hier ausgedehnt auf ſolche Fahrzeuge, die 
ſich ausdrücklich unter obrigkeitliche Autorität begeben und von Kriegsichiffen überwachen 
lafien. Im der That jcheint es aucd ganz natürlich, daß jeder neutrale Staat im In— 
terefje der Kriegführenden und jener eigenen Unterthanen eine weitergehende Berantwort- 
lichkeit für die Beobachtung der Neutralität im Seehandel übernehmen fann, daß er bes 
anſpruchen darf, für jene ausprüdlicen und amtlichen Erflärungen über die nicht neu— 
tralitätswidrige Eigenichaft eines Seetransportes öffentlichen Glauben auch bei den Kriege 
führenden zu finden. Diejen Glauben kann ein Staat allerdings nur joweit fordern, als 
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er im Stande ift, fich Einficht zu verichaffen in die Natur dev mit dem Geleitsrechte 
ausgeftatteten Sendungen. Solche Handelsihiffe, die fich felbft auf hoher See einem 
Geleite anfchließen, hören darımm nicht auf, Gegenftand der Durchfuchung zu fein; ebenfo 
kann vegelmäßig kein Staat die Verantwortlichkeit übernehmen für Schiffe einer anderen 
neutralen Macht, jollten diefelben auch aus feinen Häfen auslaufen. Für den Fall, daß 
nach vorausgehender Zerſtreuung eines Schiffsgeſchwaders geleitsbercchtigte Fahrzeuge fich 
mit anderen nicht berechtigten vermifchen, darf überdies der Identitätsbeweis für die zum 
Geleite gehörigen Schiffe von den Kriegführenden verlangt werden. Jedenfalls befteht nicht 
der mindefte Grund, das Geleitörecht, wie von Seiten Englands geſchah, grundfäglich zu 
beitreiten. 

8. 73. Prijengerihtsbarfeit. Ueber die Seebeute und die Wegnahme 
feindlichen: Eigenthums zur See entfcheiven regelmäßig Behörden der friegführenden Staa— 
ten unter dem Zitel der Priſengerichte. Weggenommene Fahrzeuge oder Güter des 
Veindes pflegen daher zum Zwecke ihrer Condemnation als „gute Priſe“ vor ein See: 
oder Admiralttätsgericht geftellt zu werden. Diefe Praris hat den doppelten Stimm, daß 
der Friegführende Staat, der Prifengerichte einfett, die Privatfriegführung durch Kaper 
feiner Autorität unterwirft umd die Gewißheit erlangt, daß nicht neutrales Eigenthum in 
unberechtigter Weiſe gejchädigt werde. Die Verpflichtung jede Prife auch die unzweifel— 
haft feindliche einem Prifengericht zu unterwerfen, ift daher weſentlich ſtaatsrechtlicher 
Natur; oder fie bezieht fich doch ihrem Grunde nach nur auf das Verhältniß des Kriege 
führenden zu neutralen Mächten. Kriegführende jelbit können fich nicht bejchweren, wenn 
ihr Eigenthum, weldes der Aneignung unterliegt, ohne juriſtiſchen Proc auf hoher 
See zerftört wird. Denn nicht die Adjudication, jondern die gemaltiame Wegnahme ift 
der Grund des Eigenthumsverluftes für Den bisherigen Eigenthümer. Ob die neutralen 
Staaten e8 rügen fünnen, wenn feindliches Eigenthum auf hoher See fofort wor geſche— 
hener Condemnation durd ein Prifengericht vernichtet wird, ift neuerdings ftreitig ges 
worden, 

Aber auch die Zumiderhandlungen des neutralen Seehandels gegen die Rechte der 
Kriegführenden werben den Prifengerichten unterworfen. Ihre‘ Yurisdiction über die auf 
hoher See begangenen Vergehen fremder Unterthanen iſt alfo eine Abweichung von den 
gewöhnlichen Regeln, weldye dem Durchſuchungsrecht durchaus correfpondirt und gleichjam 
eine Ergänzung zu demfelben bildet. Die Competenz der Prifengerichte, hergeleitet aus 
einem willtürlich fingivten forum arresti oder deprehensionis ift eine ſehr weit ausge: 
dehnte, meil fie auf eigenmächtiger Uebung der Seemächte beruht. Auch Das Verfahren 
ift den Neutralen im höchſten Mafe ungünftig. Man bezeichnet daſſelbe als einen 
Reclame:Proch, in welchem der Eigenthümer des weggenommenen Gutes als Vindic- 
ant oder Neclamant auftritt und den Ungrund der Wegnahme zu beweilen hat. Ein 
derartiger negativer Beweis ift immer ſchwierig. Dazu fommt, daß die Seerechtspraxis 
den Unterthanen der neutralen Staaten vielfach ungünftige Präſumtionen entgegenfegt. 
Insbeſondere pflegt Died dann zu geichehen, wenn das mweggenommene Schiff ehemals 
einem feindlichen Untertanen gehörte und nach dem Ausbruch des Krieges in das Eigen: 
thum eines Neutralen überging. Für die Kenntniß der materiellen Normen, nad denen 
die Prifengerichte verfahren, ift die Praxis der engliſchen Admiralitätsgerichte und dem: 
nächſt in zweiter Linie der amerikaniſchen und franzöſiſchen Seegerichte Die reichſte Fund— 
grube. Bon einer gerechten Prifenjuftiz gegen Neutrale kann aus mehr ald einem Grunde 
bis jetzt feine Nede fein. Denn einmal fteht es in der Willkür des urtheilenden Staa: 
tes, welche Beweismittel er überhaupt den neutralen Unterthanen geftatten will. In Den 
Fragen des materiellen Rechts waltet jener ſchwere Conflict zwiſchen den Intereſſen der 
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Kriegführenden und der Neutralen, welchen fich auch der Richter in feiner nationalen Ans 
gehörigfeit zu einem kriegführenden Staate ſchwerlich wird entziehen können. Die oberfte 
Bürgſchaft aller Rechtspflege, die Unpartetlichteit der urtheilenden Perjonen fehlt in den 
meiften Fällen. Wenn in diefer Hinficht irgend ein Fortichritt gemacht werben joll, jo 
muß die Prifengerichtsbarfeit über die Neutralen enie gänzlich veränderte Geftalt anneh— 
men. Entweder wird hier ein gemiſchter Gerichtshof, zuſammengeſetzt aus Mitgliedern 
des Ariegführenden Staates und der neutralen Mächte eine zuverläffigere Inftanz darbie— 
ten, oder das Schiedsgericht eines dritten unbethetligten neutralen Staats angemeffen fein. 
Jede einfeitig geübte Juſtiz der Kriegführenden ſollten die Neutralen zurüdweiien, beſon— 
ders mern fie ſelbſt gemillt find, den Handel mit Kriegscontrebande ihren Unterthanen zu 
unterfagen. Die Verwidelungen und Schwierigkeiten der Prifenjuftiz werden übrigens 
jehr erheblich chen dann vermieden, wenn man endlich ſich entſchließen wollte, die Unver— 
leglichfeit des feindlichen Privateigenthums zur See anzuerfennen. Die materielle Com— 
peteniz der Prifengerichte wiirde damit ihr hauptfächliches Object verlieren und von den 
jett wichtigen Fällen blieben alsdann nur noch die Kriegscontrebande und der Blockade— 
bruch übrig. Ob jene große Neform durchgeführt würde oder nicht, immer hätte 
Deutichland übrigens allen Anlaß, die völferrechtlihe Seite des Seerechts ernfthaft zu 
pflegen. Bisher verhielt es ſich weſentlich paffiv gegenüber den fremden Nationen. Seit— 
dem es begonnen hat, feine Kräfte zur See zu entwideln und eine Kriegsmarine zu be 
gründen, ift e8 auch berufen, an einer unzweifelhaft nothwendigen Weiterentwidelung des 
Seerechts theilzumehmen. 

(Ziteratur: Deane, Effect of war upon the trade and property of neutrals and 
maritime capture and prize, 1852. — G. — A manual of naval prize law, 
1866. — Pritchard, a digest of the law and practice of the High Court of Admi- 
ralty of England, 2 ed., 1265. — Katch&enowski, Prize law (aus dem Ruſſiſchen über» 
fegt von Pratt), 1866. — A. de Pistoye et C. Duverdy, Traite des prises maritimes 


dans lequel on a refondu, en partie le traite de Valin en l’appropriant à la legislation 
nouvelle, 2 tms. 1855). 
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